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Vorwul  L 


Die  VeranlaAsung  zu  der  vorliegenden  JSehritt  war  ein 
Aufing  der  ^Akademischen  Kommission  vor  Ueransgabe  der 
Acta  Borussica'';  welche  zu  ihren  Forschungen  Wher  die  ältere 
pteiifBiflelie  Gewerbepolittk  ein  v^gleichendes  Bild  von  den  ent- 
•prabenden  Verhältnissen  der  westenropäischen  Oroisstaaten  zu 
haben  wttnachle.  Das  Fonchungsgeblet  der  Kommission  Ist  die 
Geschiehte  der  inneren  Verwaltung  Preufsens  im  Zdtalter  des 
absoluten  Königtums  und  der  erstarkenden  Staatsgewalt.  Eis  ist 
das  die  Zeit,  in  der  Prenfsen  in  wirtschaftspolitiseliLr  Hinsieht 
eil)  Entwickelungöstadiuiii  durchlebte,  das  in  den  westlichen 
Grofsstaaten  schon  tVuher  l)ej?onnen  hatte  und  welches  man, 
soweit  es  sich  um  die  Volks wiit&chait  und  Wirtachattspolitik 
handelt,  herkömmÜcherweiae  mit  dem  Namen  „Merkantilismus* 
baimchiiet  Hauptmerkmale  dieser  oft  geschilderten  historischen 
Ekaeheinong  sind:  die  Erweiterung  des  lokalen  sum  nationalen 
and  intematioiialen  Markte,  eine  dementsprechende  allgemeine 
Ansdehnung  aller  volkswirtschaftlichen  Dimensionen ,  Kon- 
xentration  der  wirtschafbpolitischen  Funktionen  durch  die  staat- 
liche Centralfrewalt .  handelspoH tischer  Kampf  des  werdenden 
nationalen  (nul^ötaates  gegen  die  mit  ihm  rivalisierenden  NachK-ir- 
dLuiieii,  und  /unehmende  Arbeitsteilung  und  (teld-  uud  Verkrhrs- 
wirtschaft,  mit  der  Tendenz,  besonders  durch  die  Ausfuhr  der 
an  dgenen  Lande  hei^tellten  Waren  das  Ausland  tributpflichtig 
m  machen.    In  dem  allgemeinen  Streben  nach  „nationalem 
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Reichtum"  suchte  jeder  Staat  alle  anderen  Staaten  zu  über- 
flügeln, sie  durch  Kriege  zu  schwächen  oder  durch  Nachahmang 
ihrer  erprobten  liandels-  und  gewerbepoh'tischen  Maisi'egeln 
wenigstens  ^j^leichen  Schritt  mit  ihnen  zu  halten.  So  wurde  der 
holländische  Kaufmannsstaat  das  Vorbild  für  England  und 
Frankreich,  und  diese  wieder  für  Preufsen.  In  diesem  Zusammen- 
hange bt  es  für  das  Verständnis  der  jjreufäischen  VerwaLtunga- 
geBchkhte  Yon  Wert,  die  vorbildliche  Politik  der  anderen  Staaten 
KU  kennen. 

Fricdricli  List  li.it  uns  1  )euischen  gezei^^t.  dals  En^^land, 
d>i8  gelobte  Land  der  „wirtöciialtln'hpii  Freiheit",  da«  Ideal 
deutscher  A\  irtschaftstheoretiker,  Jahriituiüerte  lang  eine  .süiatliche 
„Bevormundung"  hat  durchmachen  müssen,  um  endlich,  im 
XIX.  Jahrhundert  der  fUhrende  Handels-  und  Industriestaat  der 
Welt  werden  zu  können  —  und  dafs  seine  „ Freiheit*^ ,  welche 
es  nun  den  Staaten  des  Kontinents  ab  einzig  vemUnftige  Norm 
aller  Wirtschaftspolitik  predigte,  selbst  erst  die  natürliche  Fracht 
einer  langen  Unfreiheit  Ton  Clewerbe  und  Handel  gewesen  ist 
„Die  Theoretiker**  —  so  schrieb  List  1841 '  —  „haben  später 
behauptet,  England  sei  nicht  durch,  sondern  trotz  seiner  Handels- 
politik zu  Reielitum  und  Macht  gelangt.  Man  könnle  mit  ebenso- 
viel Fug  behaupten,  die  l^äume  seien  nieht  durch,  sondern  trotz 
der  Stützen,  womit  sie  in  üirer  Jugend  aufrecht  erhalten  wurden, 
stark  und  fruchtbringend  geworden 

Um  die  Bedeutung  der  staatlichen  Thätigkat  fUr  Englands 
YolkswirtBchaft  auch  im  einselnen  zu  würdigen  ^  bt  ein  Blick 
auf  die  fintwickelnng  der  Wollindustrie  dieses  Landes  aehr 

geeignet  Das  hatte  auch  schon  List  im  Auge,  als  er  schrieb^: 

„Der  Ursprung  der  industriellen  und  konimerzielleu  GrolüC 
Knglands  ist  vorzüglich  in  der  Schafsucht  und  in  der  Woll- 
iabrikation  zu  sueiien"  .  .  .  ^An  ihr  rankti^n  alle  anderen 
Fabrikationszweige,  wie  an  einem  gemeinschaftlichen  Stamme 
empor,  und  sie  ist  somit  die  Basis  der  Gröfse  von  Englands 
Industrie,  Handel  und  Seemacht".  —  £twa  400  Jahre  hindurch 
hat  die  englische  Wollindustrie  diese  centrale  Stellung  in  der 
Volkswirtschaft  ilires  Landes  behauptet:   von  der  Mitte  des 

'  Fried  rieh  List,  Das  nationale  System  der  poUtischen  Ökonomie. 
Stuttgart  und  Tttbingen  1841,  S.  83. 
*  Ebenda,  S.  77  und  S.  60—81. 
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IX 


XV.  bis  som  Eode  des  XVIII.  Jahrhunderts,  —  ako  gerade  in 
jwBT  Xjbergangtperiode  swiachen  mittelalterliclMr  und  moderner 
WirtBoliaftmrfiMiiiDgy  swisehfln  städtuoh^ittnftiger  Qerarbe- 
i^gpfimng  md  moderner  etentfieher  Fabrikgeietigebang.  Indem 
di€ie  IndüBtrie,  ab  Rttekgrat  der  englitehen  Volkswirt- 
schaft, die  Gesetzgebung  und  Verwaltung  in  hohem  Ma&e  in  An- 
spruch nahm,  hat  sie  die  Entwickelung  deü  luüdcriien  Süiateö,  seiner 
Organe  und  seiner  Funkiionm  selbst  auch  wieder  stark  beein- 
flafst  Und  auf  der  anderen  beite  i.st  sia  es  mich,  welche  in  der 
£nt^ickeluDg  der  wirtschafdicheu  und  äocialen  Einrichtungen, 
in  der  Ausbildung  der  Unlemehmangsfonnen  und  des  Arbeits* 
wbAltniases  die  Führung  übernommen  und  die  Bahn  gcbrodien 
Bai  Sie  dnrohbiaeh  zaerst  die  Sefaianken  der  ZonftverfiMsung 
mid  fle  gab  tot  allem  den  Anstois  aar  Ansbildmig  der  grofsen 
Wadewirtsdiafl^  welche  eine  allgemeine  wirtsohafUiclie  Umwtthang 
fikr  England  herbeiführta 

Damit  wäre  der  Rahmen  angedeutet,  innerhalb  dessen  diese 
Arbeit  gedacht  ist  und  die  Aufgabe  bezeichnet,  welche  zu  loaen 
war.    Nicht  eine  Geschichte  der  englischen  ^^'ollindu8t^ie  sollte 
g^eben  werden  —  denn  das  hiefse  eine  Geschichte  der  englischen 
Volkswirtschaft  seit  1300  schreiben  I  —  aber  auch  nicht  einmal 
eae  Geschichte  der  gesamten  Staatsthätigkeit  für  diese  Industrie  — 
denn  dazu  hätte  auch  die  der  Verwaltung  gehttrt,  und  ku 
ihrer  £iforscfaung  hfttte  der  Vet&sser  in  der  Benntanng  ebes 
B.  T.  sehr  breiten  und  noch  nnbenateten  Materials  weit  ttber  die 
ihm  gesteckten  Greoaen  hinausgehen  mtlssen.   So  enthält  die 
iblgende  Darstellong  in  der  Hauptsache  nur  eine  Schilderung 
der  einschlägigen  Gesetzgebung  und   sucht  daneben  ins- 
besondere die  Geschichte  der  gewerblichen  Verfassung 
der  Industrie  ~  die  Entstehung  und  Ausbreitung  des  Verlag- 
systems —  hervortreten  zu  lassen.    Neben  der  filteren  englischen 
Gesetzsammlung,   welche  das  Ilauptmaterial  bot,  kamen  ab 
Quellen  vorzüglich  in  Betracht:  eine  grofse  Zahl  von  Denk- 
schriften, Berichten,  Verfilgungen  und  Briefen  aus  der  Domestic 
series  der  State  papers  im  StaatsaichiY  su  London  —  femer 
manche  parlamentarische  Schriften  und  schliefslich  die  Sammlungen 
wirtsebafyicher  und  politiscfaer  Flugschriften  ans  dem  XVII.  und 
XVIJI.  Jahrhundert,  welche  im  British  Museum  aufbewahrt 
sind.    Daneben  habe  ich  natürÜch  die  vürUandeue  Litteratur 
ttber  den  Gegenstand  ausgiebig  verwertet:  in  erster  Linie  die 
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Schriften  tob  Ashley,  OnDiiiiigham,  Hewins^  Adolf  Hdd»  Schans 
und  Ocbenkowski. 

Der  akadeimseheii  Kommismoiiy  welche  mich  bd  der  £2r- 
ledigung  ihres  mir  erteilten  Anftrages  nnteretttiBt  hat  —  ins- 
besondere Herrn  Professor  Dr.  Schmoller  —  sowie  auch 
Herrn  Direktor  Hewins  in  London,  durch  dessen  Anregungen 
und  Ratschläge  meine  dortige  Arbeit  sehr  erleichtert  worden  ist, 
apreche  ich  auch  an  dieser  Stelle  meinen  ergebensten  Dank  aus. 

Im  August  1899. 

Der  Verlasser. 
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Erstes  Kapitel 


Entstehung  undtVerfassung  der  Hausinduetrie 

in  der  Tuciimacherei. 


Ak  im  Anfang  unseres  JahrhuDderts  beim  englischen  Parlament 
▼iele  Beschwerden  einliefen,  dafs  die  alten  Gesetze  dem  modenien 

^^tindo  der  Wollinduptrio  mVlit  melir  PDtspr^rlien .  wurde  eine 
Koiumis-^ion  damit  beauttragt,  aut  Grund  einer  Vernehmung:  von 
Intt  rt  s  r  nten  aus  allen  Teilen  des  Reiches  jene  Frage  zu  prüfen 
unu  zugleich  ein  Büd  von  der  Vertassung  luid  T.apfe  der  Industrie 
zu  entwerfen.  Im  Jahre  1806  legte  die  Kommiüaion  ihren  Bericht* 
w.  Sie  hatte  bei  den  Vernehmungen  auch  die  Frage  berück- 
sichtigt, weldie Unternehmangeformen  Inder  Wolliiidiistrie 
(specieU  in  der  Tuchmaeherd)  hemehend  eeien  mid  kam  dabei 
aa  dem  Ergebnis,  man  könne  in  der  Hauptsache  drei  solche 
Formen  des  Betriebes  anterecheiden.  Erstens  das  „  factory-system  "  — 
also  den  fabrikroäfsigen  Großbetrieb^  bei  dem  die  Arbeiter  in 
den  Werkstiitten  ihrer  Unternehmer  vereinigt  arbeiteten.  Das 
Fabriksystem  habe  sich  aber,  soweit  die  Herstellung  wollener 
Stoffe  in  Betracht  komme,  bisher  nur  in  einem  kleinen  Teile  des 
Staates,  nämlich  in  dem  westlichen  Teile  der  Grafschaft  York 
(West- Riding)  —  und  auch  dort  erst  seit  wenigen  Jahren,  aus- 
^bildet  Zweitens  da^  „Domestic  system'^,  welches  ebcntails  in 
imm  Bemrk'  —  tmd  aoschelnflnd  nur  dort  in  nennenswertem 
Umfimge  —  yorkomme.  Mebrere  Tausend  kleiner,  aber  lelb- 
■ttndiger  Tuchmacbermeister  wohnten  dort  in  der  ümgegend  yon 
Leeds,  Halifax,  Bradford  und  ITuddersfield,  kauften  selbst  die 
Wolle  vom  Wollhändier,  Üelaen  sie  im  eigenen  Hanse  von  ihren 
Frauen  und  Kindern  zu  Garn  verspinnen,  und  verarbeiteten 
dieses  dann  nelhst,  mit  Hilfe  einiger  (zwei  bis  sif'ben)  Gesellen 
durch  alle  Stadien  dar  l^abrüiation  hindurch  bis  zum  gefärbten 


'  fieport  on  tlic  state  of  the  woollen  manofactore  of  England.  Jonr- 

nai  of  the  House  of  Commons  1^06,  Appendix. 

Fors<;huug«n  XVIII  1.  —  Lohmaun.  ]^ 
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aber  noch  unäppretierten  1  uche.  Nur  das  Walken  lieiacn  sie 
aufser  dem  Hause  durch  einen  \N'alkmüiier  im  Dorfe  besorgen. 
Das  soweit  fertige  Tuch  brächten  sie  dann  selbst  in  eine  jener 
Städte,  wo  sie  es  in  den  „Tuchhalien"  den  Kaufleuten  anboten. 
Der  Verkauf  auf  eine  Stunde  tätlich  beschränkt  Wenn  die 
Tuohhändler  die  Ware  gekauft  hätten»  wetde  sie  entvreder  von 
dessen  eigenen  Arbntem  oder  von  selbständigen  Tuohseherem 
fertig  gemacht.  E^t  neuerdings  —  so  sagt  der  Bericht  —  hätten 
die  Tuehhändler  angefangen,  liin  und  wieder  den  Tuchmachern 
direkt  Aufträge  —  nach  beigefügten  Mustern  —  zu  erteilen  und  so 
den  Verkehr  auf  dem  Markte  zu  umgehen.  Die  grofae  Mehr- 
zahl der  kleinen  „douiestic  clothiers''  lebte  auf  dem  Lande;  jeder 
pflegte  etwas  Land  (von  3— L')  acres)  und  ein  Pierd  zu  besitseDi 
das  zum  Transport  der  \\  olle  und  des  Tuches  diente. 

Als  dritte  Unteruehmuugaiorm  nennt  der  liericht  daa  »S^  bUiin 
der  „master  clothiers",  welches  sich  am  schärfsten  in  Westengland, 
d.  b.  in  den  Grafechaften  Glouoester,  Somerset,  Woreeeter. 
Wiltshire  und  Devonshire  ausgebildet  hatte.  Es  unterschied 
rieh  von  der  iraten  Untemehmungsform  nach  dem  Urteil  der 
Kommission  vor  allem  dadurch,  daJb  in  dieser  (dem  domeslic 
System)  der  Arbeiter  auch  Eigentümer  des  Tuches  war,  das  & 
anfertigte,  —  in  jenem  aber  nicht :  „the  work  generally  speaklng 
is  done  by  persons  who  have  no  prop  rty  in  the  goods  they 
manufacture  — ,  Der  „master  clotmer",  gewöhnlieh  schlechtweg 
clothier  genannt,  war  ein  Verleger,  ein  kapitahstischer 
Unternehmer,  der  den  von  ihm  selbst  gekauften  Rohstoff  von 
verschiedenen  Gattungen  arbeiisteilig  beschäftigter  kleiner  Meister 
in  deren  Häusern  (mitunter  auch  schon  teilweise  bei  sich  sdbst) 
yerarbeiten  liels. 

Diese  Darstellung  des  Kommisflionsberichtes  von  1806  giebt 
uns  ein  für  unseren  Zweck  ausreichendes  Bild  von  der  wirt- 
schaftlioh-socialen  Verfassuns  der  englischen  WoUindustne  am 
Ende  unserer  Periode,  —  kurz  ehe  die  allgemeine  Einführung 
des  mechanischen  Webstuhls  die  Hausindustrie  verdrängte  und 
die  Fabrik  zur  herrschenden  Untern (  i  mungsionn  machte. 

Wenn  wir  nun  die  soeben  beobachteten  Erscheinungen  im 
Auge  behaltend  zurückgehen  bis  an  den  Anfang  unserer 
Periode  und  dabei  prüfen,  wann  zuerst  iilmliche  Verhältnisse  in 
den  frtlheren  Jahrhunderten  auftauchen,  so  gelangen  wir  su  dem 
Ergebnis:  Die  Untemehmungiform  der  „domeatio  dothier*'  des 
westiidMn  YorUiire  ezistierte  eben  dort  sicher  schon  im  Anfang 
des  XVL  Jahrhunderts,  —  und  das  hausindoatrielle  Veriagsmtem 
der  „master  clothier"  mub  spätestens  schon  im  ersten  Drittel 
des  XV.  Jahrhunderts  au%ekommen  sein,  tmd  war  im  XVL  Jahr- 
hundert, unter  Heinrich  VIII,  gerade  in  jenen  westenglischen 
Grafschaften  sclmn  Rl]frp>Tneir!  verbreitet.  Wit  anderen  Worten :  Die 
Gewerbevertassung  der  eD,i;Ii?»chcn  Wdllindustrie  ist  sich  in  ihren 
wesenUicheu  Zügen  vom  iiegmn  bis  zum  6chiuis  des  hier  behandelten 
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Zeitabsciujittes  gleich  gebiiebi  n.  Das  donieötic  systcin  von  West- 
ridiog  wird  zuerst  iin  Jahre  1555  m  deutlich  erkennbarer  \\  eise  — 
aber  als  schon  lange  bestehend  —  erwähnt^;  es  wai-  aber  an- 
mkÖDeoA  nur  nm  lokaler  Bedeatasg  und  liat  die  Gesetzgebung 
anr  wenig  in  Ansproch  genonuneo.  Die  Hauaindnetrie  aber  tritt 
nnn  erstoi  Male  auf  in  einem  Gesete  dee  Jahres  1464^.  Dieses 
ist  m  <1*  r  Hauptsache  ein  Verbot  aller  jener  Miltbräaehe  nnd 
Aaaachreitungen,  die  zu  allen  Zeiten  die  Früchte  und  Symptome 
der  hausindostriellen  Betriebsweise  gewesen  sind:  Materialuntep- 
schlagung  und  unreelle  Arbeit  auf  Seiten  der  besitzlosen  Heim- 
Arbeiter.  —  Lohndruck,  Warenlöhnung  (truck)  und  Über- 
vorteiluDjj;  der  Arbeiter  auf  Seiten  der  Verleger.  Das  Gesetz 
oflfenbart  mit  unzweideutiger  Khirheit  eine  indus^elle  Verfassung, 
iu  der  Arbeit  und  Kapital  Ikngät  zwei  scharf  voneinander  ge- 
sdüedeneo  Ständen  angehören.  Nicht  mehr  der  Anfang  einer 
kanitalistischen  Entwt<£elimg,  yn»  er  in  dem  System  von  West- 
Biamg  erkennbar  ist,  sondern  ein  bereits  rorg  eschritten  es 
Stadium  derselben  bildet  den  Einteilend  des  Ueeetzes. 

Da  nun  in  früheren  Zeiten  zwischen  dem  Ausbruch  eines 
socialen  Milsstandes  und  seiner  Bekämpfung  durch  die  Gesets- 
P''b  mg  sicher  ein  noch  längerer  Zeitraum  verstrichen  ist,  als 
heute,  80  wini  man  annehmnn  müssen,  dafs  die  Znstfindc,  welche 
der  Text  (h-s  Gesetzes  erkennen  iMfst,  schon  uui  die  Mitte  des 
W.  Jahrituuderts  aufgetreten  sind.  Ohne  Zweifel  mufsten  aber 
auch  erst  einige  Jahrzehnte  mindestens  vergehen,  ehe  sich  aus 
der  mittelalterlich-handwerksmärsigen  Produktionsweise  heraus 
eine  andere  entwickeln  k<mnt^  welche  derartige  Zustände  hervor- 
bndite.  Deshalb  darf  man  etwa  das  erste  Drittel  dieses  Jahiv 
handerts  als  den  Zeitpunkt  bezeichnen,  wo  spätestens  die 
kapitalistische  Produktionsweise  in  der  Wollindustaie  begonnen 
hat  Im  übrigen  fehlt  es  an  Nachrichten,  ans  denen  man  Näheres 
hierüber  erfahren  könnte''.  Aber  von  einer  anderen  Seite  her 
bieten  sich  noch  manche  wichtige  Thatsachen  als  Beweise  daftir 
dar,  dafs  das  XV.  Jahrhundert,  insbesondere  seine  erste  Hälfte, 
alle  die  Bedingnnp^en  enthielt,  w(  lohe  zur  Ausbildung  der  ge- 
schilderten Gewerbeverfassung  beitragen  mufsten.  Es  waren 
hierzu  in  erster  Linie  notwendig:  eine  bedeutende  Erweiterung 
des  Marktes,  ein  wfligfaaresy  Anbge  suchendes,  bewegliehes 
Kapital  und  eine  Klasse  vcn  Leuten,  die  als  „Untern enmer* 
die  Leitung  der  Produktion  übernehmen  konnten. 

Wie  wohl  in  der  Regel,  so  war  auch  in  unserem  Falle  der 
Handel,  insbesondere  der  in  gröfserem  Stile  betriebene  aus- 
wärtige Handel,  der  Boden,  auf  dem  jene  Voranssetsungen  ge- 


<  Vci  «Ilten  8.  68. 

«  4  Edward  IV  Kap.  1. 

^  Vgl.  A  8  h  1  e  V ,  Introdaction  to  EDgUsh  eeonooiic  histoiy  and  tbeoiy  II, 
London  im,  S.  2^7  E 
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diehenV  Mit  der  Distanz  zwischen  Produzent  und  Konsument 
wächst  auch  der  Einflufs  dessen,  der  diese  l>ist;iTi/.  überbrückt, 
d.  h.  des  iJändlers,  und  wiederum  hat  der  Händler,  um  seine 
wirtschaftliclic  Herrschaft;  auszudehneD,  ein  Interesse  daran,  jene 
Dktans  eu  sebaibo^  wo  ale  noch  nieht  vorbandeii  Ist^  und  dum 
mOglicfail  TO  erweiteni.  £b  ereiebt  ocb  aus  solcher  lAge  der 
Dinge  von  selbst,  dafs  die  Händlerklasse  selbst  in  die  Produktion 
der  Waren  eingreift,  und  die  Produzenten  ihrer  Selbstttndigkdt 
beraubt  Wenn  der  Produzent  den  Markl  nicht  mehr  Ubersehea 
kann,  so  mufs  er  die  Hilfe  dessen  beanspruchen,  der  diese 
Kenntnis  des  Marktes,  cles  Geschmackes  nor  Abnehmer,  der 
fremden  Münz-  und  Zoll  Verhältnisse,  rlrr  Ircmden  vSprache  n.  s.  ■n*. 
besitzt.  So  beginnt  der  Handel  zu  diktieren,  was,  wie,  nnd  wie- 
viel produziert  werden  soll.  Von  da  ist  nur  nocli  ein  Sciaitt  zu 
dem  Stadium,  wo  der  Ibindlcr  selbst  sich  der  Proauktion  be- 
mächtigt und  ihre  Organisation,  ihre  Untemehmungsform  ftlr 
aeine  Zwecke  umgestaltet.^  Damit  entsteht  die  Scheidang 
TOD  Kopf  und  Hand,  von  Kapital  nnd  Arbeit  im  Gewerbe;  die 
Handarbeiter  verlieren  ihre  Selbständigkdt  und  werden  Nüttel 
fllr  die  Zwecke  derer,  welche  das  Rapitil  liefern,  nnd  die 
Leitung  übernehmen.  In  England  ist  es  gerade  die  Tochmachem, 
welche  untf*r  allen  Gewerben  zuerst  von  dem  aus  seinen  Uteill 
tretenden  Strome        Handelskapitals  überschwemmt  wird. 

Im  XV.  Jahrhundert  beginnt  die  Emnncipation  der  englischen 
Einfuhr  und  Ausfuhr  vom  niislandischen  Handelskapital  Wuhrend 
im  XTfl.  und  XIV.  Jahriiundert  das  Oef-chäft  noch  fast  aus- 
sehli  iiilich  in  den  Händen  italienischer,  spanischer,  deutscher, 
französischer  und  niederländischer  Kaufleute  die  in  London 
nnd  anderen  Häfen  ihre  Niederlassungen  hatten,  machten  sich 
DUO  die  Engländer  schon  sdt  Ende  des  XIV.  Jahrhunderts  selbst 
daran,  einen  Anteil  an  den  hohen  Handelsgewinnen  (füar  sich  zu 
erobern.  Mitte  des  XIV.  Jahrhunderts  soll  es  in  ganz  England 
nur  etwa  160  bis  170  reiche Eanfleute"  gegeben  haben:  hundert 
bis  hnndertundfttnfzig  Jahre  später  zählte  man  allein  über  3000 
von  solchen,  die  nach  den  Niederlanden  handelten*.  Etwa  seit 
dem  Jahre  14(H)  hef^egnete  man  englischen  Kaufleuten  in  den 
Häfen  des  Mittelländischen  Meeres.  Seite  an  Seite  mit  den 
Genuesen  und  Venetianem,  den  alten  Herren  dieses  Absatz- 
gebietes \    Mit  Portugal  trat  England  schon  im  XIV.  Jahrhundert 


'  „It  was  the  new  mercantile  capitai,  created  by  giiccessful  toreipn 
trade  and  larcely  in  the  export  of  cloth  itsdf,  which  tunuxl  back  as  it 
were  upon  itidustry  and  by  eeeking  to  control  and  direet  the  proeeases 
of  mnnufactnre  brought  abont  the  sabstitutioD  cf  the  domestic  mtem  fot 

the  gild\    Aaliley  a.  a.  O.  8.  226. 

■  Vgl.  Schanz,  Knglische  Handelspolitik  gegen  Ende  dee  Mittel- 
alters, Leipiig  1881  Bd.  I  S.  H27  ff, 

3  S -hanz  n.  a.  O.  S.  328. 

*  Ebenda  116. 
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iü  lebliafte  Handelsbezieh Luiden,  wobei  die  Initiative  und  Direktive 
jranz  auf  Seiten  der  Engliin  lcr  lag.  Im  Laufe  dos  XV.  Jahr- 
hunderts Wülsten  sie  «ich  doit  so  weittrap^ende  Vorrechte  und 
Freiheiten  zu  sichern,  dai's  man  den  berühmten  Methuen- Vertrag 
voa  1703  «b  dne  Fortaetsung  dieser  ttlteren  BeBtrebungen  aa- 
«efaao  kuin^  Im  Änfmogr  dw  XV.  Jajirhanderto  begann  sich 
auch  das  wirtadiaMcfae  Verbültnis  Englands  an  den  deatsohen 
flanaekaafleaten  zu  ändern.  Diese  hatten  sich  fester  als  irgend 
eine  andere  Nation  mit  Englands  Handel  verknüpft  und  haben 
«i  h  dort  in  der  That  auch  fast  hundert  Jahre  länger  als  die 
rreiiKltii  anderer  Nationen  zu  hatten  vermocht.  Seit  1400  aber 
iK'^'anuen  die  Londoner  Kaut'leute  die  Stellunf^  der  Deut«cliea 
2U  untergraben:  das  Verhältnis  wurde  in  der  zweiten  Hälftt'  des 
XV.  Jahrhunderts  sehr  gt  sj  finnt,  und  wenn  auch  der  Vertr;ig 
fon  Utrecht  1474  eine  Keaktion  zu  Gunsten  der  Hansen  brachte, 
io  selatea  die  Engländer  ihre  Emancipationsbestrebungen  doch 
fort,  nm  endlich,  unter  Elisabeths  Regierung,  die  Vertreibang 
der  dentBcheo  Kaafleate  durchansetBen'» 

Zwischen  den  Niederlanden  nnd  England  bestand  schon 
dem  XII.  Jabrbnndert  ein  ftlr  beide  Tdle  sehr  wichtiger 
Warenaustausch.  England  lieferte  die  Wolle  filr  die  berühmte 
flandrische  Tuchinduatrie  und  bezog  von  dort  Tuehe  und  andere 
Fabrikate.  Die  Vermittlung  übernahmen  flämische,  deutsche 
und  venetianischo  Kaufleute*.  Aber  auch  dieser  Handel  ging 
Bfcil  dem  Ende  des  XI V''.  Jahrhunderts  mehr  und  mehr  auf 
englische  Firmen  rihcr  Bald  nach  1-1 00  begann  dann  ein  mit 
grofsem  Nachdruck  geführter  Kampf  der  in/.wisciien  erstarkten 
englischen  Tuchindustrie  mit  der  flandrischen  Konkurrenz 
am  den  Markt  zu  Brügge.  Im  Jalire  1434  verbot  Flandern  die 
Shifahr  engliacher  Tuche.  Qldehaeitig  erhob  sich  das  englische 
Toch  aum  wichtigsten  Artikel  des  Handelsverkehrs  mit 
Antwerpen,  wohin  sich  die  englischen  Eaufleute  von  Brügge 
AUS  allmählich  venogen.  Hier  nahm  man  die  englische  Tuch- 
einfiihr  mit  offenen  Armen  auf.  und  1444  gründeten  die  Träger 
dieses  Handels,  die  Mcrchants  Adventurers,  ihre  Nieder- 
lassung in  Antwerpen.  Von  da  ab  bis  Ende  des  XVI.  Jahr- 
hund r?8.  ir>0  .Tahre  lang,  blieb  nun  Antwerpen  der  wichtigste 
«usiaudiM  hr  Markt  für  die  englische  \\'ollindu8trie,  deren  rasches 
Wachstum  in  jener  Zeit  nicht  zum  wenigsten  der  Macfitstellung 
tu  verdanken  war,  welche  der  englische  Handel  sich  auf  diesem 
WdlbandeUplatze  errangen  hatte 

Tnch  war  anch  sdion  stets  ein  Hauptartikel  im  Handel  mit 
vorerwähnten  Kationen  gewesen:  so  beherrschte  es  einen 


'  Ebenda  S.  28:1  ff. 
'  Ebenda  8.  174  und  178. 
»  FI..-n(ia  S.  6—14. 
'  Ebenda     332  ff. 
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Teil  des  französischen  Marivtes  gerade  um  da^  Jahr  1400,  Di© 
Bretagne  bezog  auch  noch  bis  ins  XVI.  Jahrhundert  hinein 
legdmttiag  en^Usches  Tuch  ün^  Austausch  gegen  Leinewand. 
D«r  Handel  mit  Portugal  und  mit  Deutschland  heruhte  ebemfiEdls 
an  einem  grotsen  Teile  auf  der  englischen  Tuchausfuhr.  Erwähnt 
sei  dahei  auch,  dafs  im  XV.  Jahrhundert  italienische  Kjkaf- 
lesatdy  ausgerüstet  mit  einer  überlegenen  tochnischen  und  kaaf- 
männischen  BiUiung,  anfingen,  die  Herstellung  des  Tuches,  dessen 
Auafuhr  aus  London  ihr  eigentliclua  Geschäft  war,  selbst  in  die 
Hand  zu  nehmen  und  die  Produktion  durch  ilir  eigenes  Kapital 
zu  befruchten.    Dalis  dies  in  gröfserem  Umfange  und  in  der 
Form  des  Verlages  g^hah.  gelit  liervor  aus  dem  Text  eine» 
Gesetzes  dcä  Jahres  1483  '  (Aet  touching  the  merchauU  of  ital^'). 
Es  hdüst  dort:  Die  in  England  ansttssigen  Kanfleute  aus  Florens, 
Genna,  Venedig,  Sizilien  und  Catalonien  beschittnken  sich  nicht' 
darauf,  Gro&handel  in  Einfuhr  und  Ausfuhr  au  treiben;  ase 
kaufen  WoUe  und  Tuch  in  grofsen  Mengen,  um  es  in  England 
selbst  wieder  zu  verkaufen:  ja,  sie  yeigeben  sogar  WoUe  an 
englische  Tuchmacher  zur  Anfertigung  von  Stoffen. 

Damit  ist  wohl  für  unsern  Zweck  f^enugsara  gezeigt,  wie 
eng  schon  im  XV.  Jahrhundert  die  Beziehungen  zwischen  der 
Tuchindustrie  und  dem  Ausfuhrhandel  waren:  in  wie  lioliera 
Mafse  jene  schon  für  entferntere  Märkte  arl^eitete  und  dem 
Einflüsse  des  Grolshandels  und  des  Groiskapitals  ausgesetzt 
sein  mufste. 

Aber  auch  im  inlMndisdien  Handel  tauchte  um  jene  Zeit  — 
und  schon  im  XIV.  Jahrhundert  —  eine  Erscheinung  auf,  welche 
das  Wachstum  des  beweglichen  Kapitals  und  seiner  Bedeutung 
für  die  Tuchmacherei  erkennen  iHfst. 

Im  Mittelalter  und  anscheinend  bis  etwa  in  die  Mitte  des 
XIV.  JfihrhundertB  verkaufte  der  englische  Tuchmaeliermeister 
seine  selhsts^efertigte  Ware  entweder  direkt  an  den  Konsumenten 
oder  an  Kaufleuie  (merehants),  welche  ein  allgemeines  Handels- 
gescliiilt  mit  W  aren  aller  Art  trieben.  Nach  1350  aber  tauchte 
eine  Klasse  besonderer  Tuchhändler  auf:  die  „drapers"*. 
Sie  drängen  sich  zwischen  den  Tuchmacher  und  den  Konsumenten 
und  wahraoheinUch  audi  mitunter  zwischen  jenen  und  den 
^erchant**.  Wie  weit  sie  selbst  noch  an  dem  Fabrikations  > 
prozefa  (^wa  durch  Leitung  der  Appreturarbeiten)  beteiligt  — 
oder  nur  Händler  waren,  läwt  sich  nicht  sagen :  dies  wird  nach 
Gegenden  verschieden  gewesen  sein.  Auf  jeden  Fall  waren  die 
drapers  bald  eine  angesehene,  wohlhabende  und  in  ..companies" 
organisierte  Klasse,  deren  Aufkommen  von  Ashh  v  mit  Recht 
als  „eine  Thatsache  von  gröfstcr  Wichtigkeit"  bezeichnet  wird. 
Denn  ofi'enbar  konnten  diese  sowohl  dem  Handel  wie  dem  Ge- 


»  1  Richard  Iii  Kap.  9. 
•  Ashley  a.  a.  0.  S.  209  ß. 
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wprbc  naliestebenden  kleinen  Kapitalisten  sehr  leicht  dazu  dienen, 
der  kapitalistischen  Produktionsweise  in  der  Tucbmacherei  Eini^^ann- 
zu  verschaffen.  \ » rmutHch  sind  auch  unter  den  Kaut  ieuien, 
welche  in  den  Tuclihailen  von  Leeds,  Halifax  u.  s.  w.  den  oben 
erwähnten  domestic  clothi<^8  ihr' Tuch  abkauiteo,  solche  draper 
m  Tentehen.  Andi  die  drapers  ym  Shrewsbnry  falben  im 
XVI.  JaluHhniiidert  ebe  solcDe  Fimktioii  anigelllit;  und  der 
CTolae  Tucbmarkt  in  London  -  (Black  well  Ha]!)  hat  aeit  1897 
iahrlmnderte  lang  unter  der  Aufsicht  der  dortigen  drapers- 
eompany  gestanden,  deren  Mitglieder  sich  aber  anscheinend  immer 
nur  mit  dem  blofsen  Handel,  nicht  mit  der  Leitung  oder  Ver- 
VoUständigun^  der  Fabrikation  befafst  haben. 

Aun*r-r   den  groiBen  Exportlirmen  und  den  drapers  haben 
dnttena  wohl  auch   die  \\  ollhändler,  eine  in  England  sehr 
widitige    und    zahlreiche  Klasse  von   Kapitalisten,   dazu  bei- 
getragen, die  Tucliiiidustrie  aus  den  alten  Betriebsfonnen  heraus- 
laheben.    England  hatte  gegen  Ende  des  Mittelalters  beinahe 
das  Monopol  der  WolUiefmng  ftbr  die  Industrie  Nordwestenropas  K 
Die  WoHanafubr  nach  EVankreieh,  NorddeatBchland  und  den 
Niederlanden  war  einer  der  ältesten  ( und  bis  inr  Zeit  dar  Tudors 
auch  der  wichtigste)  Handelssweige  des  Landes,    üm  die  Er- 
hebung der  Ausfuhrzölle  zu  erieichtem  und  die  Leitung  dieses 
Handrls  zur  Verwertung  tllr  politische  Z^vpcke  besser  in  der 
Hnnil  zu  haben,  hatte  der  englische  Staat  die  Ausfuhr  der  Koh- 
urodukte  \\  olle,  Zinn.  Leder  u.  dgl.  nur  über  oder  nach  einer 
beschninktcn  Anzahl  Hiifen,  den  sogenannten  „Stapeln"  erhuibt 
Die  Kautieute,  die  daran   beteiligt  waren,  hicfsen  ^merchanLs 
of  the  Staple*^  imd  waren  zu  einer  Korporation  unter  eigenem 
Bsgimeot  susammeogefafst,  mit  dem  auBschiiefalichen  Recht  auf 
den  Handelsbetrieb  in  den  beaeicbneten  Waren  ^  In  der  älteren 
Zeit  (XIII.  und  XIV.  Jahrhundert)  gehörten  dazu  gleicherweise 
Bnhenniache  und  Ausllinder,  allmählich  aber  wurden  die  letzteren 
mehr  und  mehr  hinausgedrängt.    Die  Blütezeit  der  Stapler,  in 
Aeren  Oeschäften  die  Wollansiuhr  immer  mehr  <]\(*,  Hauptsache 
"^rde,  fiel  zusammen  mit  der  Konzentrierun;^'  fies  St  (|>f»l'iand*'ls 
Huf  den  alleinigen  Platz  Calais,  d.  h.  vom  Ende  des  XIV.  .laiir- 
bundf  ftH  bis  zum  Jahre  1558.  als  die  Stadt  an  Fninkreich  ver- 
loren Lin^  —  also  gleichzeitig  mit  der  Entstellung  und  ersten 
Ausdehnung  der  hausindustrieilen  Tuchmaciierei.    Es  ist  wahr- 
MhcinKcfaf  wenn  auch  nicht  ra  beweisen,  dafe  die  Wollindustrie 
«Mb  ans  diesen  Kreisen  viele  Befruchtung  —  sowohl  durch 
KspitakufluTs,  wie  durch  persönliche  Beteih'gung  der  Kauf 
knie  an  der  Fhxl  uktioin  —  empfangen  hat^ 

Neben  den  WoUexporCenren  wucherte  schon  im  XIV.  Jahr- 


>  Ashler  a.  a.  O.  S.  101. 
•  Schanz  a  a.  O.  S.  329  flf. 
»  Ashley  a.  a.  O.  S.  211. 
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hundert  trotz  der  p^esetelichen  Verbote  ^  a  i  n  i  i  tlnndiacher  Zwischen- 
handel in  Wolle  empor,  der  sich  zwigclien  den  Wollproduzentea 
und  den  Fabrikanten  (clothier)  drängte.  Man  nannte  diese  Tiel- 
geluÜAte  Elaoae  von  H&idlern  «retailers,  regraton"  oder  Jxomn 
of  wool**.  Auch  sie  waren  ab  EapitaliBteD,  die  durch  den  Roh- 
stoff mit  der  Industrie  aufs  engste  yerbondeD  waren,  die  ge- 
gebenen Faktoren  bei  der  Ausbildung  der  neuen  Gtewerbe- 
verfiftssuDg. 

Endlich  kommen  in  diosom  Zusammenhange  auch  noch  die 
Erzeuger  der  W  olle  selbst  in  Betracht,  also  zumichst  Landwirte, 
Grundlierren .  dip  einen  mehr  oder  weniger  grofsen  Teil  ihres 
Bodens  als  Schalweide  verwerteten  und  die  Wolle  aut"  den 
Märkten  verkauiieii.  Wie  gleich  noch  nalier  ausgeluhi  L  werden 
soll,  hatte  auch  auf  diesem  Oebiete  schon  früh  der  gro&kapi- 
talistiBohe  Betrieb  um  rieh  gegriffen,  ab^  wahncfaeiiuiefa  niefat 
▼or  der  Mitte  des  XV.  Jahrhunderts',  also  erst  als  dieselbe  Kot- 
Wickelung  auch  schon  die  Industrie  er&lst  hatte.  Eine  g^en- 
seitige  Beeinflussung  in  jener  Richtung  zwischen  Schafzucht  und 
Tuchindustrie  ist  aber  schon  damals  sehr  wahrscheinlich.  Dieser 
Zusammenhang  läfst  sich  nachweisen,  sobald  wir  in  die  Zeit 
Heinrichs  VIll.  eintreten.  So  winl  z.  H.  1533  über  die  Graf- 
schaft Worcester  h'Ticlitet .  es  sei  diiselbst  eine  vt^rbreitete  „Un- 
sitte" ,  dafs  Besitzer  oder  riiehter  grofser  Schafweiden  die  von 
ihnen  gewonnene  Woll'*  auch  selbst  an  Ort  und  Stelle  zu  Stoffen 
verarbeiten  liefeen^.  Liu  ücöutÄ  des  Jahres  1557  weist  auf  die- 
selbe Erscheinung  hin^ 

In  welchem  Mafse  die  wirtschaftliche  Entwickelung  Englands 
am  Ausgange  des  Mittelalters  dasu  reif  war,  Air  die  neue  Unter- 
nehmungsform der  Wollindustrie  da^  erforderliche  Kapital  und 
einen  Stand  von  UnternehuK  rn  zur  Verfügung  zu  stellen,  ist  im 
Vorstehenden  hinreichend  dargelegt.  Woher  aber  nahm  die 
neue  Industrie  ihre  A  rbeitskräfteV  Wie  entstand  dei*  Arheit»'r- 
stand  der  Hausindustrie?  —  Wenn  die  Quellen  zur  Beantwortim*^ 
dieser  wichtigen  Frage  auch  uiclit  sehr  rciehlicii  hielscn.  so  ge- 
nügen sie  doch,  um  die  wesendichen  Thatsachen  zu  erk*  iinen, 
una  vor  allem,  um  festzustellen,  dafs  wie  auf  dem  KoMÜnent, 
so  auch  in  England  dieser  Arbeiterstand  sich  in  der  Hauptsache 
Yon  awet  Seiten  her  gebildet  hat:  einmal  aus  gewissen  Elementen 
der  städtüch-sttnftigen  Weber-  und  Tuchmachermeister,  Gesellen 
und  Lehrlinge,  —  d.  h.  also  Handwerkern,  —  und  sodann  aus 
^ungelernten*' ,  d.  h.  nicht  zunftmäfsig  ausgebildeten  Landbe- 
wohnern, deren  ursprünglicher  Haupterwerb,  die  Landwirtschaft, 
nicht  mehr  hinreichte,  um  ihre  Eidstenz  zu  sichern«  and  die 


'  11  Uichaid  II  Cap.  4  1390, 

^  Anhh'v  a.  ;r  O  S.  250  tf. 

3  2.J  Henr^  ViU  Kap.  IfS 

*  4  5  PhUip  and  Mary  Kap  5  §  31. 
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daher  in  der  HauBindustrie  ganz  oder  teilweise  ihren  Lebens- 
uotarhalt  Buchten.  Aber  alle  Kachrichten,  die  hierüber  erhalten 
müdf  atammeo  erst  aus  der  sweiteo  Hälfte  des  XV.  JahrbitnderU 
ood  mehr  noch  ans  der  Zeit  der  erBtea  Tadora.  Di  dieeer  Periode 
▼OD  etwft  bmidert  Jahren  waren  es  vor  allen  swd  grobe  Er- 
scheiDungen  oder  Beweignngen,  welche  die  sich  bildende  nationale 
Indiutrie  mit  Arbeitern  Tenorgten :  auf  dem  platten  Lande  die 
bekannten  „Einhegungen"  (endosures) ;  in  den  {Städten  der 
V  er  f a  11  des  Handwerks,  das  in  Enirland  seine  Blütezeit 
schon  im  XTV.  Jahrhundert,  Ix^onders  unter  Eduaixi  III.  erlebt 
halte,  nun  aber  aut  den8ell)en  Wegen,  wie  die  zünftigen  Ge- 
werl>e  Deutsciilautk  und  Frankreichs  sijäter.  entartete  und  äO  der 
mit  ihm  rivaUsierenden  Hausinduätrie  in  die  Hände  arbeitete. 
Um  die  Mitte  des  XV.  Jahrhunderts  begann  die  greise  „agrarische 
Revolution''  in  England^  deren  sohflr&te  EntwicEelung  in  die  Zeit 
iwiachen  1470  und  1530  fieP.  Da  der  Ackerbau  nnrentabd 
geworden  war,  die  Wollproduktion  dagegen  immer  mehr  eine 
wihre  Goidqnfllie  zu  werden  Tersprach,  wandte  sich  eine  sehr 
mfse  Zahl  von  Gnmdherren  der  Weidewirtschaft  zu.  Dieser 
Wechsel  in  der  BewirtschaftuTifr  war  aber  nur  möglich  durch 
trine  ihatsachlichc  Urawälzim^  der  socialen  Verhältnisse:  die  ab- 
lian:;igen  Kauern,  Tagelöliuer  u.  s.  w.  verloren  nicht  nur  ilire 
uralten  Nutzungsrechte  am  (Teiueindehind ,  d.i  diesem  zu  Weide- 
zwecken eiDgehegt  wurde,  bondern  in  zahheiclicn  I dllen  auch 
das  yon  ihnen  pachtweise  bewirtschaftete  Ackerland,  indem  auch 
dieses  lor  Schafweide  semacht  worde.  Ja,  die  Grnndherren 
gingen  so  weit,  die  Paiäthöfe,  Weiler  und  selbst  ganze  Dorf- 
schaften dem  Elrdboden  gleich  zu  machen,  um  Raum  fUr  ihre 
Riesenheerden  zu  schaffen.  In  den  Gra&obaften  Suffolk,  Essex, 
Kent,  Hertford,  Worcester  und  Northampton  wurde  fast  aller 
lÄndwIrtschaftHcher  Boden  eingehegt:  in  vielen  anderen  Hegenden 
^ar  die  IV-wepinL''  schwächer,  aber  auch  noch  stark  i^enui^,  um 
Weite  Kreise  der  ärmeren  Bevi^ikerung  in  Mitleidenschaft  zu 
aehen^ 

Nachdem  die  Einhegungen  schon  längst  eine  grofse  Aus- 
dehnung angenommen  hatten,  erhielten  sie  einen  neuen  Impuls, 
sIs  Hwidi  VIII.  dm  gesamten  Grundbeeitz  der  KlDster,  geist- 
fichen  Stifte  n.  s.  w.  yerstaatlichte^  d.  L  zum  grofsen  Teile  der 
Hehritiokratie  überlieCs,  die  nun  diesen  ungeheuren  Besitasnwachs 
iMnpIrilehlich  als  Schafweide  verwertete.  Aufser  dem  Adel  ergriff 
tber  auch  eine  grofse  Zahl  von  Geschäftsleuten  und  Spekulanten 
die  günstige  Gelegenheit,  leicht  imd  schnell  reich  zu  werden, 
indem  sie  unter  Verdrängung  der  kleinen  Pachter ,  welche  keine 
hohen  Heuten  zahlen  konnten,  mit  Hilfe  ihrer  grölseren  Kapi- 


'  V.  Gehen  k  o  waki,  Englands  wirtschaftliche  Entwickeluug  im  Aus- 
SVige  des  Mittelalters.  Jena  107^  Kap.  L  —  Asbley  a.  a.  0.  S.  265  fi'. 
*  VezgL  Ashley,  Introdaetion. 
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talien  Weideland  kautten  oder  pachteten  und  eine  Wollproduktion 
im  gröfsten  Style ,  oft  yerbanaen  mit  Tuchmachen,  begannen  ^ 
Bb  entfiJtete  och  ein  wahres  Qilkndertam  m  d«r  Scnaftiicht. 
Wo  d«8  SyatttD  Plate  Rnff,  mulaten  ach  notwendig  «He  alten 
natQrahnrtBchafUichen  Bande  awischen  Arbeit  nnd  Beate,  die 
sich  noch  aus  der  Feudalzeit  erhalten  batten,  enlltfsen  —  zum 
jSohaden  der  Besitzlosen'.   Fttr  den  „grasier"  —  wie  man  die 
^fsen  Schafzüchter  zu  nennen  pflegte        war  die  Mehrzahl 
der  kleinen  LAndhrwohner  überflüBsig,  da  er  ihrer  Arbeit  nicht 
mehr  Ix  durfte;  man  suchte  sich  ihrer  auf  alle  Weise  zu  ent- 
ledigeü.     Aber   in    den  Stiidten  wollte  man  diese  entwurzelte 
Masse  auch  nicht  hah<m;  die  zünftigen  Gewerbe  suchten  nach 
Mögliclikeil  den  Zudrau^  zum  Qewerbe  zu  verhindern  und  landen 
d«Mi  anch  die  Unterstttteung  des  Staates'.  Da  boten  sich  die 
sebon  sehr  Terbreitete  hansindnstridle  Tucbmacberei.  Stnunpf- 
wirkerd  und  Mtttsenindnstrie  der  ländlichen  BerttlKerong  als 
eine  willkommene  Zuflucht  dar.    Und  dit  Industrie  nahm  sie 
natilrhch  mit  offenen  Armen  auf:  die,  welche  noch  ihr  Hau« 
und  etwas  Land  aus  der  allgemeinen  Umwälzung  gerettet  hatten^ 
suchten  nur  durch  Nebenerwerb  ihre  Lage  zu  verbessern  und 
waren  mit  niedrigen  Löhnen  zufrieden,  die  andren  aber,  die  uoih 
ärmer  waren,   muisten  erst  recht  mit  jedem  Verdienst  ilirlieb 
nehmen,  der  sich  ihnen  bot.    Es  kam  auch  vor,  dafs  grofse  Ver- 
leger ganze  Kolonien  von  Heimarbeitern  aui  ihrem  Grundbesitz 
ansiedelten^. 

Wo  aber  die  ungeübten  Hände  dieser  ländlichen  Arbeite- 
kräfle  und  ihre  mangelnde  gewerbliche  Tradition  für  die  feineren 
Arbeiten  der  Tuchmacherei  nicht  genllgten,  oder  wo  es  galt^ 
dieses  grobe  Arbeitermaterial  überhaunt  erst  nu  schulen,  d» 
fanden  die  Verleger  eine  willkommene  Lrgänzung  ihrer  Arbeiter- 
schaft in  den  Handwerksgesellen  und  Lehrlingen,  welche  ihnen 
aus  den  Stüdten  scharenweise  zustrimitcn.  Trotz  einer  sehen 
1437  beginnenden  und  von  den  ersten  Tudors  energisch  iört- 
gesetzten  Clpsetzgebung  '  zur  Besserung  und  Sicherung  des 
zünttigen  Handwerks  und  zur  Ausmerzung  der  auch  in  England 
grassierenden  „Zunflmifsbräuche"  —  nahm  die  Entartung  des 
Zunftwesens  dodi  so,  die  darauf  lunanslie^  dafs  die  Heister  ihre 
eigene  Zahl  wa  beschränken  und  das  Au6teigen  der  Lehrlinge 


*  R.  Pauli,  Drei  volkswirtschaftlichs  Deaksehriftfln  ans  der  Zeit 
Heinrichs  VIII.   Güttingen  1^78  S.  2Ü. 

"  Vergl.  die  Scbildenuig  im  Praeambalum  des  Gesetze»  25  Henzy  Yill 
Kap.  18  (1538). 

*  Vor  allem  durch  das  „Lehrlingsgesetz"  der  Elisabeth  {15G2),  das 
p^eradezu  darauf  ausdng,  die  ländliche  Bevölkeroog  an  der  Abwaodening 
m  die  Städte  zu  verhiudern. 

*  Vergl.  z.  B.  18  Elizab.  Kap.  16,  1576. 

'  Vcr^-1.  Tlibbert,  thr^  influenco  and  developmcnt  of  rnr:;li^^h  ^ilda» 
as  itlustrated  by  the  history  of  tbe  craft  gilds  of  Shrewsbar/.  Cam- 
bridge lö91.   Kap.  4  S.  56  ff. 
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nnd  Gesellen  zur  Meistf  rschaft  zu  erschweren  und  überhaupt 
alles  zu  verhüten  ^suchten,  was  den  alten  bestehenden  Zustand 
des  Ilaiidvverkö  iüitte  geföhiJeii  können.  Wenn  Heinrich  VIII. 
im  Jahre  1545  unter  allgemeiner  Zustimmung  der  mafsgebenden 
Kraie  das  VenDd^en  der  ZUnfb,  soweit  es  religiöse,  kirch- 
lifihe  Zwecke  beetimmt  war,  koimscieren  konnte^  so  erklärt  sich 
dis  s.  T.  aus  der  allgemeiD  verbreiteteii  Überaeugang,  dab  die 
Zünfte  mch  flberlebt  iiätten.  Audi  solche  Meister,  welche 
UBtemehmungsgeist  genug  hatten,  um  die  sich  mehr  und  mehr 
nsscbärfenden  Zunftregeln  nicht  als  Schutz,  sondern  als  Fessel 
zo  empfinden,  kel)rten  der  Stadt  den  Rücken  und  wurden  auf 
dem  Lande  Verleger.  In  manclif  n  Stiklt^'n  konnte  ein  solches 
Verlegertum  auch  trotz  der  zunftigen  >cliranken  entstellen.  Die 
Abwanderung  der  Gesellen  und  Lehrlinge  aber,  und  ihre  Auf- 
nahme bei  hausinduötriellen  Verlegern  war  bis  zum  Piegierungs- 
antritt  der  Königin  Elisabeth  eine  oft  beklagte  Thatsache^.  Be- 
sondere Beachtung  Terdient  in  dieser  Hinsicht  em  Geeefs  des 
Jahres  1557,  worin  es  heifst':  seit  vielen  Jahren  schon  ist  der 
Milshiauch  eingerissen,  dafs  Personen,  welche  die  Tnchmacherei 
eriemt  haben,  nicht  zufrieden  damit,  ihr  Gewerbe  ruhig  zu  be- 
treiben, sich  aufserhalb  der  Städte  in  Dörfern  und  Flecken  nieder- 
lassen  and  Weideland  und  Pachthöfe  zusammenkaufen,  „displeasing 
\h.^  buH>)*mdmen  and  deeajing  the  ploughs  and  tiHntres".  Aber 
damit  niclit  genug,  ziehen  sie  auch  noch  andere  Handwerker 
mit  sich  aus  den  Städten  auf  das  Land.  Auc^  solche  W  elx  r, 
welche  in  den  Städten  ftir  dortige  Verleger  (clothiers)  gearb<  iiet 
haben,  verlassen  ihre  alte  Beschätiiguitg,  um  draufsen  auf  dem 
Lande  auf  eigene  Faust  „dothiers^  und  „occupiers"  ( Unternehmer) 
sa  werden.  Verödet  und  entvölkert  sind  nun  viele  alte  Stttdte, 
die  firtther  vmoOge  ihrer  blflhenden  Tuchindostrie  und  anderer 
Gewerbe  wohlhabend  und  volkreich  gewesen  sind.  — 

Wir  Bchlieisen  hiermit  die  Darstellung  der  wirtschafdichen 

and  socialen  Voraussetzungen,  unter  denen  damals  der  haus- 
indostrielie  Betrieb  in  der  Tnchmacherei  aufkommen  konnte  und 
aufkommen  mufste.   Im  Folgenden  soll  in  kurzen  Umrissen  ein 

Bild  von  der  Verfassung  der  Industrie  gegeben  werd^^n.  wie  es 
»ch  aua  den  Quellen  des  XV — XVlll.  Jahrhunderte  ergiebt. 

Es  kann  nach  vielen  unzweideutigen  Nachrichten  als  aus- 
gemacht gelten,  dal's  ein  sehr  bef!ent!>nder,  wahrscheinlich  der 
grdfste  Teil  aller  der  als  clothier  bezeichneten  Verlier  —  nämlich 
unf^'etuhr  aller  auf  dem  Lande  ansässigen  und  ein  Teil  der 
stadtischen  —  nicht  von  Hause  aiw  Tuchmacher  waren.  fJe- 
wöhnlich  wird  von  ihnen  ^edagt,  sie  hätten  das  Gewerbe  nicht 


'  VeigL  die  OeMtie:  84-^  Herny  Vlil  Kap.  10.  5-6  Edw.  VI 
Kap.  24. 

'  4—6  Philip  and  Mary  Kap.  0. 
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ordnuugöiuaraig  gelernt'.  Auch  hören  wü'  wiederholt,  bie  seien 
wohlhabend,  aelbet  „reich  betchäfdgten  Hunderte  von  Spinnern 
und  Webeni,  seien  Besitier  von  grOliereii  Strecken  Luideai 
wurden  su  Friedendrichtern  ernannt  u.  8.  w.  Wir  haben  also 
eine  Klaaae  von  yermö<i;endeD  Leuten  vor  uns,  die  nach  ihrer 
bürgerlichen  und  socialen  Stellung  nach  Uber  dem  Handwerker- 
stande rangieren  und  wohl  Uberwiegend  nicht  aus  diesem  hervor- 
gegangen  sind,  sondern  sich  mehr  aus  den  Händlerklassen 
rekrutiert  haben,  deren  tt  Uie  Rezieliung  zur  WollindustHe  oben 

fekenn zeichnet  worden  ist.  Die  Berufsgliederung  unter  den 
'eilar heitern,  welche  in  unseren  Quellen  als  von  elotlii.  rn  be- 
schiüügt  erwähnt  werden,  umfafste  Wollsortierer,  W  ohki  atzer, 
Spinner,  Weber,  Walker,  Scherer  und  Färber-.  Die  KoUektiv- 
beseicbnung  fUr  alle  diese  Ghtttungen  von  Arbeitem,  insofern  sie 
filr einen  Verlegerarbeiteten,  war  „labourers",  später  „workmen**, 
während  dieselben  Berufe,  wenn  es  sich  um  selbständige  Hand- 
werker handelte,  mehr  als  „artificers^  bezeichnet  wurden^.  DaCs 
nämlich  einige  jener  Berufsarten  noch  lange  Zeit  hindurch  neben* 
einander  von  Handwerkern  und  von  hausindustriellen  Arbeitern 
betrieben  wurden,  ist  sichfT.  Vor  allem  scheinen  sich  die  Tuch- 
scherer,  welche  das  iiauhen,  Scheren.  Bürsten  und  Pressen  des 
Tuches,  also  die  Appretur,  besorgten,  noch  sehr  lange  eine  gröl'sere 
Selbständigkeit  gewalirt  zu  haben,  als  z.  H.  die  Weber.  Sie 
werden  gewöhnlich  „shermen  '  genannt,  parallel  damit  ^eiit  aber 
noch  die  Beseiobnung  „dothworker**.  Diese  findet  steh  jedoch 
nur  in  den  Fällen,  wo  es  sich  um  zünftig  organisierte  Appretur- 
arbeiter  handelt  Wahrscheinltoh  bestanden  alao  nebeneinander 
(oder  landsehafÜich  getrennt)  eine  mehr  8elbständi>:^e  und  eine 
von  den  Verlegern  ganz  abhängige  Gattung  von  Tuchscherem. 
Die  Londoner  clothworkers-company  war  jedenfalls  im  XVI. 
und  XVn  Jahrhundert  eine  nicht  unbedeutende  Zunft.  Auch 
mufs  im  Anfang  des  XVI  Jahrhunderts  zünftif^e  Ori^^anisation 
der  .Scherer  und  ihre  Konzentration  auf  die  .Städte  noch  die 
Kegel  fifewesen  sein*,  ohne  dafs  sieh  sagen  liefse,  wie  nun  das 
Verhältnis  zwischen  ihnen  und  den  iauiihciien  Verlegern  gewesen 
wäre,  welche  bei  ihnen  arbeiten  liefsen.  Allmähhch  aber  haben 
die  Verieger  anscheinend  die  Appreturarbdten  mehr  und  mehr 
unter  ihre  unmittelbere  Aufsicht  gebracht.  Im  Jahre  1620  kam 
es  zu  einem  Konflikt  zwischen  dothiers  und  dothworkers  su 
Ipswich^:  jene  pflegten  schon  damals  die  Appretur  durch  eigene 
Leute  an  oesorgen;  die  olothworker  wollten  sie  daran  verhindern 
oder  wenigstens  die  gewerbepoUseiUche  Aufsicht  Uber  sie  aus- 


1  Verpl.  z.  B  ir,r,l  1  Mary.  spss.  3  Kap.  7;   —   2—3  Philip  aod 
Mary  Kap.  11;  —  25  Ilenrv  \  III  Kap.  18  und  öfter. 

2  Veigl.  2.  B.  4  Klw.  IV  Kap.  1,  und  3  Heniy  VKI  Kap.  6. 
'  Vergl.  z.  B.     Elizab.  Kap.  4. 

*  Vergl.  3—4  Edw.  Vi  Kap.  'J. 

•  State  Papers  James  1  vol.  112,  Nr.  G2-64. 
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eben  dürfen  ^  Eine  räamlich  kooceotrierte  beeondere  Appretar- 
iDdostrie  hatte  sich  aoiker  in  London  auch  noch  in  der  Grafschaft 

Gloucester  au%ethan.  wohin  Tuche  aiiR  Ijenachbarten  riep-enden 
wun  Appretieren  ^^ebracht  wurden.  Hier  hatte  der  intensivere 
Bf'tnVb  bereits  im  XVI.  Jahrhundert  zur  Anwendung  einer  durch 
Wasser  getriebeDcn  Kauhmaschine  (gig-mill)  geführt.  Es  ist 
wahrscheinlich,  dafa  dort  auch  ein  Teil  der  Verleger  aus  solchen 
gröfseren  Tuchacherem  hervorgegangen  war. 

Über  die  sociale  und  wirtschaftliche  Stelhing  der  Färber 
und  Walker  läfst  sich,  so  oft  sie  auch  in  den  Quellen  erwähnt 
worden,  doch  Dur  wenig  sagen.  Von  den  Ffb-bern  kann  man 
annduDen,  dafa  sie  sich  fthnlich  wie  die  |,clotbw<n*ker*^  noch 
lange  a]a  aelbatfindige  Handwerker  gehalten  haben.  In  London 
existierte  auch  noch  im  XVII.  Jahrhundert  eine  ^Company  of 
dyers''.  Auf  der  andern  Seite  werden  die  Fftrber  aber  schon 
im  XV.  EU  den  ^labourers"  der  Verleger  gezählt  Die  Stellung 
der  Walker  hfxi  wahrseheinlich  dadurch  rine  Ver'mderun<j:  erlitten, 
dafs  spätestens  seit  dem  XVl.  ,T;ihrhuri{l«'rt  allgemein  die  Arbeit 
in  Walkmühlen  verrichtet  wurde.  Eine  »olclie  Mühle  war  immer- 
hin eine  verhältnismärsig  kostspielige  Anlage  und  ist  dahtr 
wahrscheiühch,  dafs  in  vielen  Fällen  die  Verleger  selbst  deren 
E%entttmer,  die  Walker  aber  ihre  Angeatdlten  gewesen  aind. 
Doch  acheint  es  auch  adbatändise  Walkmttller  gegeben  su  haben, 
die  Bich  eelbat  sn  Verlegern  an^eachwungen  hatten*. 

Daa  eigentliche  Hauptkontineent  der  hauainduatriellen  Arbditer 
heatand  ab^  natürlich  aus  den  Webern  und  Spinnern,  von 
dmen  die  letzteren  jedoch  nie  einen  organisierten  Handwerker- 
stand ausgemacht  hatten  und  daher  auch  durch  die  kapitalistiache 

Involution  keine  wesentliche  Veränderung  ihres  socialen  Niveaus 
erfahren  konnten.  Ganz  anders  stand  es  aber  mit  den  Webern. 
^ie  hatten  einst,  als  die  Handwerker  noch  mit  den  Kaufmanns- 
gilden um  ihre  bürgerliche  SelbstHndigkcit  zu  kämpfen  hatten, 
als  führende  Zunft  in  der  vordersten  Keihe  gestanden.  Jetzt 
and  sie  es,  die  rettungslos  in  die  Stellung  abhängiger  Heim- 
arbeiter herabgesunken  sind.  Denn  wenn  Auch  hier  und 
da  noch  die  Weberei  Ton  aelhatändigen  Handwerkern  betrieben 
wmde,  wie  s.  B.  in  dem  Beairk  Weai-Riding,  so  laaaen  doch 
die  inanstrielhm  Reglements  des  XV.  bis  XVIII.  Jahrhunderts, 
und  mehr  noch  die  Berichte  der  Friedensrichter  aua  der  Zeit 
Jakobs  L  nnd  Karla  I.  gar  keinen  Zweifel  darüber  zu.  dafs  die 
TTaMptmasse  der  englischen  ^^'oll8to^Te,  und  ganz  besonders  alle 
Exportware,  von  ebern  angefertiirt  wurde,  welche  nicht  mehr 
aal  eigene  Rechnung  arbeiteten,  nicht  mehr  Kigenttimer  des 


*  Über  einen  limlfchen,  nur  Dicht  so  zugespitztcHn  Konffikt  wird 
1S65  um  glirawalHiij  heiiciitet  8  £lizab.  Kap.  7. 

*  Yfligl.  8—8  Philip  aod  Maiy  Kap.  11.  S.  555. 
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Stoffes  waren,  den  ni^  webten.  Eine  grofse  Z^ihl  rlr  haiis- 
industriellen  Arbeit«'!-,  lesonders  in  den  liindlichen  Bezirken, 
haben  ohne  Lehrlinge  und  Gesellen  gearbeitet  und  nur  die  Mit- 
arbeit ihrer  Familienglieder  beansprucht*.  Dafs  aber  auch  in 
unarer  Periode  noch  zahh-eiche  Weber,  Scherer,  Walker  und 
Färber  sich  Gesellen  und  Lehrlinge  hielten,  ist  sicher,  da  Getetxe 
ertasMii  wurden^  um  die  DienstveriijÜtDiiBe  dieser  Personea  an 
regeln'.  Doch  UM  sieh  nioht  festotaUen,  in  welchem  MaCse  «• 
a3i  dabei  um  noch  aelfaetllndjge  Handwerksmeister  oder  Bchon 
um  Verlagsarheiter  handelte.  Lehrlinge  müssen  aber  auch  bei 
den  letzteren  sehr  gewöhnlich  gewesen  sein,  denn  die  Gesetze 
2  Philip  and  Mary  c.ap.  11  (Iböh)  und  5  Eliz.  cnp.  4  (15(52) 
sprechen  ausdrücklich  von  Lehrlin^n  liolcher  Weber,  die  auf  dem 
Lande  wohnen  und  für  clothier  ar))eitcn.  Die  Gesetze,  welche 
im  XVllI.  Jahrhundert  die  Verhältnisse  der  Arbeiter  der  \\  oll- 
iiidustrie  regeln  wollton,  beziehen  sieh  auch  häufig  auf  „  journeyiuen'* 
(Gesellen),  doch  bleibt  es  unklar,  ob  damit  einzelne  An^e- 
sollte  der  Unternehmer^  oder  Qeseillen  der  hausindustrieUen  Elan- 
meister  gemeint  sind. 

Was  nun  die  Untemehmungsfonn  angeht,  unter  der  die  beiden 
Klassen  der  Verleger  und  Kleinmeister  msammen  arbeiteten,  so 
haben  unzweifelhaft  in  England  ebenso  wie  auf  den  Kontinent 
die  verschiedenen  Abstuftmgen  vom  reinen  Handwerksbetrieb  bis 
zur  vollendeteTi  TTausindustrie  auch  zeitlich  nebonoinander  be- 
standen. Dir  olx  ii  ( i  w.iimten  kleinen  Tuchmacher  des  VVest-Uidincr 
bildeten  dm  aulsersten  rechten  Flügel,  da  sie  noch  selbst 

den  RohbtoÜ  l^auftcn  und,  ohne  auf  bcsoudcre  Auftrage  zu 
warten,  selbständig  verarbeiteten.  Auch  sie  aber  halten  nicht 
mehr  den  ganzen  Herstellungsprozefs  in  ihrer  Hand  und  waren 
für  ihren  Äbsats  auch  auf  Tucnhttndler  angewiesen.  Wenn  der 
Bericht  von  1806  diese  Gewerbeverfassung  nur  in  jenem  Besirke 
kannte,  so  beweist  d.us  nicht,  dafs  in  fnilicier  Zeil,  besonders  im 
XVL  und  XVII.  Jahrl Hindert,  ähnliche  Verhältnisse  nicht  auch 
anderwärts  bestanden  haben.  Vermutlich  lagen  z.  B.  in  den 
flftmischen  Tudiniaclierlcolo  lipn  der  ostenglischen  Städte  (Norwich, 
Colchester.  Sandwich,  Dover  u.  s.  w.)  die  Verhältnisse  ancli  <o, 
dafs  die  Hersteller  der  Stoffe  noch  mit  eigeneni  Kapital  arbeiteten, 
fiir  den  Absatz  aber  auf  die  Vermittlung  von  Tuchhändlem  an- 
gewiesen waren ,  die  wiederum  mit  den  Exporteuren  in  Ver- 
bindung standen ,  oder  auf  den  inländischen  ^Märkten  selbst  ver- 
kauften. —  Das  Gegenstdck  lu  dieser  Betriebsweise  war  jene 
radikalste  Form  der  Hausindustrie,  welche  sich  spätestens  in  der 
sweiten  Hälfte  des  XVHL  Jahrhunderts  allgemein  verbreitet 
hatte,  stellenweise  aber  auch  schon  viel  früher  aufg<  tr<  ten  ist  — 
dals  nämlich  der  Arbeiter  auch  nicht  einmal  m^  Eigentümer 


'  Vergl.  Hewins.  Kngliflh  trade  and  finaoce.  London  1892  S.  96w 
*  Veigl.  d-^  £dw.  VI  Kap.  22  549. 
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seines  Webstuhls  und  sonstierer  Werkzru^^e  warV  Schon  im 
.Inhre  1555  war  es  keine  iSeitenheit  mehr,  dals  die  V  erleger  deu 
\\  »'l>^m  Webstühle  und  sogar  die  W  erk8tätten  selbst  ver- 
liiieteten*.  Die  her  röchen  de  Form  in  dieser  Zeit  war  aber 
fbkende:  der  dothier  kaufte  anf  eigene  KechnuDg  die  Wolle, 
Kell  aie  toh  minnJichen  oder  woibÜdaeD  AngesteUton  (aervantt) 
in  aeiaem  Hanae  aortoen,  ramgen  und  aabereitan  und  Tiesgab 
dann  die  soweit  bearbeitete  Wolle  nach  Gewicht  an  die  Spinner 
and  SpInnarinDen  (hftnfig**  auch  Kinder)  zur  Herstellnng  daa 
Garns.  Diese  batten  dann  ein  bestimmtes  Gewicht  Garn  wieder 
abzuliefern  und  wurden  darnach  jedesmal  br^ahlt.  Der  clothier 
wog  alsdann  das  Garn  wieder  dem  Weber  zu,  der  tlas  rohe 
<T»'webe  anzufertigen  hatte,  bisweilen  auch  schon  durch  seine 
1  aiiiiHe  das  Spinnen  hatte  besorgen  Wsen.  Auch  der  Weber 
mulate  ein  bestimmtes  Gewichts-  und  Gröfsenquantum  zurück- 
liefem.  Dasselbe  Verhältnis  bestand  gegenüber  den  Färbern, 
Walkom  und  Sohmni.  Ob  und  inwieweit  awiscfaen  Vesl^gem 
«ad  Heimarbaitflm  feite  Ärbeitavertriige  fiir  längiare  Zeit  ab- 
^•^schlosaan  worden  sind,  oder  ob  man  immer  nur  TOB  Fall  an 
Fall  lu>ntrahierte  und  somit  mit  jeder  Abliefemng  und  ent- 
•ptechender  Ablöhnnng  das  Verhältnis  —  wenigstem  in  der 
Tliwric  —  gelöst  war  —  das  lafst  sich  nicht  mehr  feststellen. 
Im  XVI II.  Jahrhundert  scheint  (inc  Tendenz;  zur  H erstell iini^ 
festerer  Arbeitsverhaltnisse  bestanden  zu  haben.  Nach  welchen 
Normen  die  clothier  ihre  Leute  in  der  ältesten  Zeit  ablöhnten, 
iit  aber  nicht  mehr  zu  ermitteln.  Seit  dem  ^Arbeits-  und  Ge- 
sindegesetz'' Elisabeths  (1562)  sollten  die  Verleger  nur  die  Löliue 
aahlen,  die  durch  amtfiehe  Taxe  alljährÜcb  vorgeschrieben  waren. 
In  Wirklichkeit  henachte  aber  grolie  Willkfir;  Lohndruck  und 
Waralöhnung  waren  daher,  wie  «shon  erwtthnt,  vom  An&ng 
\m  aam  J^de  unsrer  Periode  ständige  Begleiterscheinungen  dieaer 
wie  der  meiste  Hausindustrien^,  und  die  Arbeiter  erwiderten 
solche  Behandlung  damit,  dafs  sie  die  Verleger  auf  alle  nur 
mngliche  Weiae  um  ihr  Eigentum  betrogen,  unpünktlich  lieferten 

i.  w. 

Wollte  man  aber  dem  Trucksystem  und  den  Materialunter- 
M:«iiagungen  noch  eine  dritte,  ebenso  t}  pische  B^leiterscheinung 
aller  Hausindustrie  zur  Seite  stellen,  so  käme  wohl  in  erster 
linie  der  Umstand  in  Betracht,  dals  in  keiner  andren  Unter- 
Mhmuogsform  lo  lehr  wie  in  dieier  die  £ziatens  der  Arbeiter 
WM  an  einem  Faden  hftngt,  haute  gesichert,  und  morgen  ichon 
niiMrt  sein  kaoiiy  aohald  der  Verleger  infolge  einer  boginnenden 


>  Vergl.  14  George  III  Kap.  25  (1774),  welches  Strafen  androht  auf 
UnterschlaguDg  von  Werkzeugeo. 
«  2-3  PhiUp  and  Mary  Kap.  11. 

'  V  rcl  z.  ß.  4.  £dw.  IV  Kap.  L  2-8  PhiL  and  Maiy  Kap.  11. 
«  James  1  Kap.  7. 
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unf:::1iTisHgen  Marktlage  sich  entschHefst,  den  (ieschäftsbetrieb  ein- 
zustellen oder  wer)i2:steTi8  zeitweise  mhen  zu  lassen.  Sein  ver- 
höhn ismarsig-  geringea  lestos  Kapital  zwingt  den  Verleger  nicht, 
auch  bei  sinkenden  Preisen  oder  eine  Zeitlang  sogar  mit  Verlust 
arbeiten  zu  lassen :  >obald  ihm  sein  Tuch  liegen  bleibt  oder  zu 
wenig  einbringt,  kann  er,  wenn  die  Gelegenheit  wa  anderem  Ver- 
dienet da  ist,  aof hören,  seinen  Arbdtern  Anftrüge  zn  erteilea. 
Er  aelbet  kann  im  schlimmeten  Falle  warten^  bie  ee  wieder  etwas 
an  verdienen  giebt;  der  kleine  Meister  aber  kann  gewöhnUdi 
nicht  warten:  nnr  wenn  ihm  etwa  in  der  Landwirtschaft  ein 
Nebenverdienst  aur  Verfligung  steht,  wird  er  mit  Mtihe  und  Not 
die  tote  Oeschfiftszeit  überstehen  können.  Dafs  solche  ^"erhMlt- 
nisse  auch  dir  rnfrlischp  Wollindustrie  seit  dem  Be<iinii  ihrer 
kapitalistisrlieii  Organisation  und  der  Kxportarbeit  begleitet  li;iV)en, 
ist  walirsrlieinlich.  Aber  sichere  Kachweise  über  das  Aultreten 
von  Krisen  und  deren  Folgen  ftir  die  Industrie  und  ilire 
Arbeiter  haben  wir  erst  vom  XVI.  Jahrhundert  an  —  dann 
freilich  auch  in  ausreichendem  Mafse.  Das  Kid,  das  wir  von 
den  thatsMchlichen  Zustanden  entwerfen  wollten,  wird  weeendicli 
vervollständigt  und  geklärt  werden,  wenn  wir  hier  ans  jenen 
Quellen  in  Kllrse  einiges  mitteilen. 

Zum  ersten  Male  hören  wir  von  einer  Krise  des  Tuch- 
geschäfto  im  Jahre  1527.  Der  Minister  Heinrichs  VIII,  Kardinal 
Woolsey,  hatte  aus  politischen  Gründen  eine  Handelssperre  gegen 
die  Niederlande  hervorirerufen ,  und  die  englischen  Knufleute 
konnton  daher  ilire  Tuchladungen  nicht  mehr  auf  den  gew  ohnten 
Markten  absetzen.  Die  Verleger,  welche  aus  Essex,  !vent, 
Suflfolk  und  Wiltshire  nach  London  kamen,  fanden  dorl  keine 
Käufer  und  infolgedessen*  ^they  put  from  them  their 
Spinners,  carders,  tuckers  and  such  other  which  live  bj  cloth- 
making,  which  caosed  the  pcople  greatly  to  mnrmur  and 
spedallj  in  Suffolk''.  Hier  in  Sunblk  hatten  sich  vierzig  Ver- 
leger bei  Beginn  der  Absatsstockung  vom  Hersog  von  Norfolk 
bewegen  lassen,  Arbeiter,  welche  sie  schon  .^abgestofsen"  hatten, 
wieder  mit  Aufträgen  zu  versorgen.  Aber  schon  nach  Bwei 
Monaten  erklärten  sie,  sie  könnten  nicht  länger  arbeiten  lassen, 
da  in  London  kein  Mensch  mehr  Tuch  kaufe.  Der  Kardinal 
bot  alles  auf.  um  die  Merchant  Adventurers.  in  deren  Händen 
der  Export  lag,  zum  Ankauf  zu  bewegen,  leistete  selbst  Vor- 
schüsse und  drohte  mit  dem  Tower,  wenn  sie  sich  nicht  fügen 
wollten.  Aber  die  Not  wurde  immer  allgemeiner:  die  Verleger 
von  Essex  erklärten,  sie  würden  es  auf  eine  gegen  Woolsey 
gerichtete  Revolution  ankommen  lassen.  In  Hampahu»^  Berkshire 
und  Wiltshire  rotteten  sich  die  Weber  nisammen,  um  zum 
Könige  zu  sieben,  und  mnisten  mit  Gewalt  auseanandergetrieben 


*  Schanx  a.  a.  0.  S.  71,  Anmerkg.  —  Ashlej^  Introductioii  II  S.  281. 
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MdeD.  Erst  nachdem  1528  die  Handekapenre  au^elioben 
wofdeo  war,  konnte  die  Arbeit  wieder  anigenommen  werden'. 

Unter  Eliaabetfa  mOflsen  wieder  tthnliche  Verhältoisae  be- 
riuden  haben.  Im  Jahre  1564  wies  der  Staatsrat  die  Friedens- 
richter von  Berkshire  an,  auf  die  clothier  einzuwirken,  damit  rie 
ihren  Betrieb  nicht  ohne  dringende  Not  einstellten^.  In  einem 
Schreiben  des  Grafen  Yon  I/eicester  an  den  Staatssekretär 
^'alsingham  aus  dem  Jahre  1587  heifst  es.  in  dem  Industrie- 
bezirk  von  Bristol  habe  eine  Absatzstockung  grofse  Not  erzeui^t ; 
j\d  Dank  schulde  man  aber  den  Verlegern  „who  keep.many 
of  the  poor  on  work  to  their  own  loss^". 

Die  schlimmsten  Zeiten  fUr  die  Tuchmacherei  kamen  aber 
€nt  unter  Jakob  I.  und  Kail  I.  Im  Jahre  1G22  ergab 
dne  von  der  Heeierung  vorgenommene  Erhebung,  dafs  in  der 
Londoner  Tachhaue  (Blackwell  Hall)  groise  Mengen  yon  Tnch 
aas  nenn  Qrafrchaften  schon  lange  unverkttuflich  lagen,  weil  die 
Exportfirmen  sich  weigerten,  imre  Vorräte  noch  zu  erhöhen. 
Gloucester,  Worcesterj  Somerset,  Wiltshire  und  Suflfolk  waren 
am  schwerstfm  betroffen*.  Die  Friedensrichter  VOn  CHoncpster'^ 
berichteten,  nur  mit  gröfster  Mühe  könnten  sie  die  ve^z^^ eitel ten 
^\ebe^  noch  vom  offenen  Aufruhr  zurückhalten.  Schon  hiitten 
sich    500    Weber    verbündet,    um   gemeinsam   mit  Knütteln 


Wiederaafnahme  des  Betriebes  zu  zwingen.  Aus  Wiltshire  wurde 
gemeldet»  swOlfUosend  (?)  Arbeiter  seien  brodos*.  Die  clothier 
▼OD  Soffolk  erklärten  sich  aafser  Stande  noch  länger  arbeiten 
zu  lassen.  Sie  hätten  all  ihr  Kapital  ausgegeben,  schon  liege 
Tmsh  im  Werte  von  39000  £  unverkauft  in  20  Ortschaften. 
Die  Friedensrichter  derselben  Grafschaft  verwandten  sich  fUr 
einen  vor  dem  Konkurs  stehenden  Verleger,  dessen  zweihundert 
Arbtiiter  ohne  Unterstützung  des  Arbeitgebers  verhungern  mUfsten  ^. 
Aus  Somerset  lief*  n  Berichte  ein,  wonach  die  hungernden  Weber 
häufig  Kuroti  aiisporte  ubertallen  und  beraubt  hätten.  Die  Ernten 
seien  schlecht,  die  Armut  unbeschreiblich,  die  Verzweiflung  der 
Arbeiter masücu  so,  dal's  es  den  Aufwieglern  nicht  viel  Muhe  mehr 
körten  weide^  sie  sam  offenen  Aufstände  za  treiben  Die  Steuern 
wtren  nicht  mehr  einzntreibeQ,  nnd  die  Beh<)rden  waren  aller- 
orten in  Aniregang,  weO  sie  beständig  eine  allgemeine  Empörung 
thrcliteten. 

Der  Staatnat  erliefe  damals  (1622)  ein  Rundsohreiben  an 


•  Vergl.  Schanz  a.  a.  0.  8.  73—74. 

•  8tate  Papere  EMzah.  vol.  M  No.  43,  löW. 
»  Ebenda  rol.  200,  6.  April  i5w7. 

*  8ute  Papers  James  I  voL  128»  No.  TS. 

*  Ebenda,  vol.  131  No.  4,  1622. 

*  Khcndn  vol.  115,  No.  20. 

'  EbeuÜH  vol.  128,  No.  67,  1622. 

•  fibeoda  toL  im  No.  78,  1622. 
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die  Friedensrichter  der  Ghna&cLaften  Olouceater,  Wiltshirei  Somerset, 
Dorset,  Oxford,  Kent,  Devonhiro»  Suffi>ik  und  York.  Darin  hie(fl 

es:  die  unabliUsigen  Klagen  über  das  Elend  der  Weber  und 
Spinner  Irätten  ihn  veranlafst,  die  Kaufleute  zu  möirlichst  umfassenden 
Ankäulen  von  Tuch  anzutreiben.  Man  müßse  aber  auch  auf  die 
Verleger,  die  nicht  mehr  arbeiten  lassen  wollten,  einen  Druck 
ausüben:  „it  being  unfitting,  that  they  ahould  at  their  pleasure 
dismiss  their  workpeople,  wlio  aie  tbua  depri^ed  oi  liveliiiood 
and  disturb  the  government^*' 

Unter  Kail  X.  begann  die  Krise  anachdnend  im  Jalure  1629 
und  Bwar  auerat  in  Enez.  Zwdhundert  Delegierte  der  WoOttr 
weber  erschienen  „unter  lantem  Klagen  nnd  Schreien"  vor  der 
Session  der  Friedensrichter  und  berichteten,  Uber  30000  (?)  Ar- 
beiter seien  ohne  Beeohftftigung  und  am  Verhangem.  Die  drohende 
Haitun j^'  der  Leute  veraniafste  die  Richter,  rait  den  clothiers  zu 
verhaiHlelii ,  aber  ohne  Erfolg,  da  diese  erklärten,  solange  die 
Londoner  Grofsli lindler  nicht  kauften ,  könnten  sie  auch  ihren 
Betrieb  nicht  turtsctzen  ^.  In  der  benachbarten  Grafsclinft  Suffolk 
überreichten  die  Verleger  dem  durchreisenden  Ix>rd  Oberlichter 
eine  Petition,  worin  sie  sagten,  sie  seien  jetzt  selbst  zu  Ende  mit 
ihrem  Gelde  ;  wenn  der  Staat  nicht  helfe,  konnten  iie  nioht 
Iftnger  Löhne  sahlen  und  mttlsten  die  Arbeiter  ihrem  Schickial 
Uberlassen*.  Im  nächsten  Jahre,  1630,  wurde  auch  Surrey  ein 
Opfer  der  Krisis;  die  Gemeinden  klagten  über  die  wachsenden 
Armenlasten  y  die  Verleger  über  die  drohende  Haltung  der  Ar- 
beiter, denen  sie  doch  nicht  helfen  könnten*.  Im  Jahre  1631 
wurde  dort  die  Zahl  der  Arbeit-slosen  von  den  Fried ensrichteni 
auf  4000  geschätzt.  Ähnliche  Bericlite  Uefen  au(  h  jetzt  wieder 
ein  aus  (jlouccster,  Wiltshire,  Southampton  und  anderen  Gegenden. 
Die  Krise  hielt  mindestens  bis  zum  Jahre  1637  an.  Aus  der 
Zeit  liegt  eine  Eingabe  der  Grafschaft  Esöcx  vor,  in  der  u.  a. 
heilet,  infolge  der  andauernden  Notlage  seien  viele  Meister  m 
^workmen**  herahraunkea^ 

Wir  haben  meee  authentischen  Zeugnisse,  deren  Zahl  sich 
noch  vermehren  liefse  ^,  ausführlicher  wiedergaben,  weil  sie  bis- 
her z.  T.  noch  gar  nicht  Terwertet  sind  und  doch  ein  sehr  deut- 
liches Bild  davon  geben,  welchen  Ümfang  und  welche  sociale 
Bedeutung  die  Hausindustrie  in  der  enLdisehen  Tuehfabrikatiort 
damals  erreicht  hatte  —  und  dann  auch,  um  zu  ziii^en,  wie 
prekär  die  Lage  der  Arbeiter  war,  wie  damals  schon  ganse 


»  State  Paper?  JumPs  I  vol.  127,  No.  76. 

«  State  Papers  Chariea  I,  vol.  141,  No.  1,  1629, 

•  Ebenda  vol.  146,  No.  80. 

♦  Ebenda  vol.  187,  No.  56. 
»  State  Papers  1637,  4  Mai 

«  Vexxi.  z.  B.  State  l'apers  Charles  i  vol.  177,  No.  52}  vol.  244, 
No.  1;  ▼Ol.  177,  No.  53;  femer  British  Masemn  816  m.  14  (Sammlnng 
ypB  SoDgabea  a.  a  w.  aus  dem  XVII.  Ja]irliiitidert)L 
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Onfachaften  in  ihren  unteren  und  mittleren  Volksöchichien  von 
fider  Sdiwuikung  des  grofaen  Marktes  auft  härteete  betroffiBD 
werden  koonten.  Es  ist  &  die  Beortdlung  der  staaUicheD  Tfafttig- 
heh,  die  wir  in  den  niehilen  Kapitdn  m  schildeni  haben,  wichtig, 
äeh  an  Tergegenwfirtigen ,  dafs  das  Schicksal  der  WoUindostne 
end  ihrer  ^bBitermassen  schon  im  XVI.  und  XVU.  Jahrhundert 
m  ernem  nicht  geringen  Teile  von  Thatsachen  abhing,  die 
aufserhalb  des  Bereichs  aller  Industrieregelnng 
lagenl 
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Die  Tuchmacherei  war,  wie  wir  gesehen  haben,  weit  über 
die  altao  sttoftigen  Sebnoken  hinMs^eeflt  Der  Tendenz  des 
EApiids  auf  leotabebte  Anlage  bin  folgend,  batte  aie  die  alten 
Bettimmungen  aar  Beschränkung  der  Konkurrena  dnrchbrochen 
und  durch  ausgedehnten  Betrieb  in  den  Dörfern  und  Weilern^ 
durch  Einstellung  „ungelernter",  d.  h.  niclit  voll  aiisgelemter 
Arbeiter,  durch  Erhöhun^^  der  Gehilfenzahl,  Ausdehnung  des 
Betriebsumfanges  u.  8.  w.  Zustände  p^eschaffen,  weldif  mit  den 
beigebrachten  Anschaiuinjren  und  dem  liestebenden  zünitigen  tie- 
werbereeht  nicht  metir  verein l»ar  waren. 

Zu  dieser  vollendeten  Thataiiche  Stellunj^''  zu  neliiuen,  war 
vielleicht   die  schwierigste  Aufgabe  für   einen  Staat,  der  eine 
nationale,  fUr  den  Weltmarkt  arbdtende  Industrie  icbaffen  wollte^ 
nnd  daher  die  Vortdle,  welche  der  Produktion  aus  freiem  Wett- 
bewerb, billigen  Arbeitskräften  und  kapitalistischem  Betrieb  er- 
wachsen mufsten,  nicht  ttbereehen  durfte  —  der  andrerseits  aber 
durch  Tradition  und  mehr  noch  durch  gleichwertige  Rücksicht» 
auf  die  notwendige  Förderung  des  Ackerbaues  und  die  ebenso 
notwendiVe  Erhaltung  der  O  r  d  n  u  n  c:  innerhalb  einer  ins  Schwanken 
geratenen  (leHeHsehart  ^mf  nirht  (lar;ui  Henken  konnte,  die  Pro- 
duktion ilire  t'i^aueü  \\  ege  geiicn  zu  Usaen.    In  dem  wichtigsten 
Tunkte  war  nun  die  neue  rJe.«et7.gehung  negativ:  von  einem 
allgemeinen  Zunftzwange  für  da»  ganze  Gebiet  der  Tuchmacherei 
ist  niemals  die  Rede.    Die  bestehenden  Zünfte  der  Tuchmacher, 
Weber,  Scherer  o.  s.  w.  in  sahbeichen  Stildten  werden  weder  auf- 
gehoben noch  beichillnkt,  in  einzehien  Fällen^  vielmehr  noch 
bestätigt  und  sogar  als  Organe  des  Staates  aar  DurchfÜhmog 
der  Reglements  in  Anspruch  genommen.  Aber  keins  yon  den 
allgemeinen  Oesetaen  enthält  auch  nur  eine  Andeutung  der 
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^^ümmuDg,  dafs  die  Befugnif  Barn  Gdwarbebetrieb  generell  nur 
«icD  Hitgiiedem  eioer  Zunf^  zustehen  solle.  Andere  verhielt  sich 
«her  der  Staat,  wo  es  sich  darum  handelte,  zwischen  städtischer 

ländlicher  Konkurrenz  und  zwischen  gelernter  und  unge- 
lernter Arbeit  eine  IScheidelinie  zu  ziehen,  wie  es  schon  das  Zunft- 
Techt  —  in  England  freilich  nicht  so  scharf,  wie  auf  dem  Kon- 
tinent —  gethan  hatte.  Der  Grundgedanke  bleibt  hier  doch, 
4ien  ötädtisciieij  l'ucluDaeheru  ihre  tdUi  VorzugsüteiJuiig  möglichst 
so  wahren,  und  das  Vordringen  der  Umdlioben  Industrie  wenigstene 
«nfroludteD.  Zwd  andere  Motive  aber  durchsiehai  noch  diene 
gtüBB  OeeoUgebuDg  und  mnd  fdr  sie  bezdchnend :  erstens  schreitet 
nsnsa  einer  all gemei  ne  n  prindpiell  n  Gasetz^^ebung  erst,  nach- 
dem das  System  der  R^elang  von  Fall  zu  Fall  sdion  längere 
Zeit  h^olgt  worden  ist  —  und  zweitens,  im  Zusammenhange 
damit,  vermeidet  der  englisclio  Staat  es  stets,  um  des  Princips 
willen  die  einmal  vollzogene  wirtseh afth'che  Entw  ickelung  wieder 
völlig  zurückzudftmiuen  ,  sondern  befolgt  in  einem  oft  auf£idlend 
starken  Malse  den  Grundsatz  des  „quieta  non  movere". 

Das  älteste  Gesetz,  welches  der  „ungelernten  Arbeit  in  der 
Wollindustrie  entgegentritt,  ist  ein  iSpecial^^esetz  ^  fUr  die  Kamm- 
tachnhererei  inllorwich,  vom  Jahre  1495.  Die  dortiMi 
Seherer  halten  sich  darttber  beschwert,  dab  Leute,  wetohe  das 
Gewerbe  nicht  gelemt  hätten,  (anscheinend  Kauflente)  sich  als 
Schcrer  in  der  Stadt  niedergelassen  haben.  Das  Gesetz  bestätigt 
den  alten  Zunftbraach  der  siebenjährigen  Lehrzeit  und  gestaltet 
den  Betrieb,  sowie  auch  die  Beschäftigung  von  Scherergesellen 
nur  denen,  welche  Meister,  oder  vom  Magistrat  zur  Ausübung 
des  Gewerh- 8  zugelassen  sind,  im  Jahre  1513^  bestätigte  ein 
anderes  Specialgesetz  ftir  dieselbe  Stadt  den  Zunftmeistern  des 
K al a n  d  r -Gewerbes^  ihr  Privileg  g^entiber  den  Eindrin^dingen, 
welche  das  Handwerk  nicht  ordaungsmäfsig  gelernt  hatten.  Als 
den  Städten  Tarmouth  und  Ljnn  1523  1^  ihre,  firtther  von 
Konrich  abhängige  Zeugmacherei  eine  eigene  Orgaoisation  ver- 
fiehen  wurde,  untersagte  das  Gesetz^  auch  dort  den  Betrieb  allen 
denen,  die  nicht  sieben  volle  Jahre  gelernt  hatten. 

Die  Tuchmacherei  in  der  Form  des  Verlag^ystems  aof  dem 
platten  Lande  wird  zum  ersten  male  ausdrücklich  verboten  auch 
nur  durch  ein  Snecialgesetz  vom  Jahre  lF>Rr^  ''',  welches  innerhalb 
der  Grafschaft  Worcester  der  gleichnamigen  Hauptstadt  und 
noch  zwei  anderen  Städten,  das  alleinige  iiecht,  Tuch  tiir  den 
Veriwauf  au  machen,  zusichert.    1542*^  folgt  ein  ähnliches  Ver- 
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bot  im  Interesse  der  Wolldeckenmacher  der  Stadt  York.  Die 
dortigeil  Meister  sahen  sioh  bedroht  durch  die  KonkunroiB  solcher 
Leute,  welche,  ehe  sie  ausgelernt  hatten,  die  Stadt  yerliefsen  und 

auf  dem  platten  Lanf^e  Geschäfte  gründeten.  Das  Gesetz  ge- 
stattet das  Gewerbe  für  das  ganze  Gebiet  der  Grafschaft  und 
einige  angrenzende  Bezirke  nur  den  Mebtern  der  iStadt  York. 
Sie  sollen  auch  allein  das  Recht  haben,  die  Decken  zu  ver- 
kaufen ,  jedoch  nur  auf  offenem  Markte,  nicht  durch  Hausieren. 
Um  das  Privileg  wirksam  zu  machen,  erhalten  die  Schaumeister 
der  DedkeuDBehmanft  die  Befngnis  des  „Sucherechts**  ftr  diese 
Ware  auf  aUen  Mirkteii  Nordenglands.  —  In  der  g}eicheii  La^ 
be&nd  sich  die  Ton  hier  aus  verpflanzte  Deckenmacherei  m 
Korwioh,  weksfae  klagte,  dafe  unztinftige  Personen  die  Stadt 
yerlassen  hätten,  um  sich  in  benachbarten  Städten  (1)  und  Dttriem 
niederzulassen.   Aber  in  diesem  Falle  hat  die  Regierung  weniger 

fethan,  als  die  Bittsteller  erwarteten:  das  betreffende  Gesetz  vom 
ahre  1552  ^  untersagt  den  Gewerbetrieb  nur  auf  dem  platten  L«ande, 
gestattet  ihn  aber  in  allen  St'ldten  der  Grafschaft  Norfolk  und 
bogar  noch  in  einigen  kleineren  Orten,  wo  Decken  jener  Art  in 
den  letzten  Jahren  herkömmlich  gemacht  worden  sind.  Die 
Bürger  von  Norwich  hatten  ebenso  wie  die  yon  York  das  Mono- 
pol innerhalb  der  Orafidiaft  behalten  wollen;  aber  dazu  hätte 
die  Regierung  die  bereits  volheogene  Entwickelang  mehr  zurück- 
schrauben müssen,  als  es  mit  anderen  Interessen  vereinbar  war. 
Auch  in  diesem  Gesetz  wird  das  Recht  zum  Gewerbebetriebe  nicht 
ausschliefslich  von  der  siebenjährigen  Lehrzeitabhängig  gemacht: 
anch  andere  Personen  können  das  Recht  dnrch  p^emeinsame  Ge- 
nehmigung des  Magistrats  und  zweier  Friedensrichter  ihrer  Stadt 
erhalten. 

In  demselben  Jahre  ^  1552.  also  zehn  Jahre  vor  Erlals  des 
Lehrlingdgesetze«  der  Elizabeth,  ist  auch  zum  erstenmale  durch 
ein  allgemeines  Reichsgesetz  für  das  Gros  der  englischen  Tuch- 
macherei  die  siebenjährige  Lehrselt  obligatorisch  gemacht 
Jeder  der  künftig  „broad  wooUen  doth^  mm  Verkauf  weben  will, 
mufs  die  Weberei  sieben  Jahre  gelernt  haben  oder  bei  Inkrafttreten 
des  Gesetzes  wenigstens  schon  sieben  Jahre  in  dem  Gewerbe  thätig 

Sjwesen  sein.  Abar  auch  jetzt  wird  nur  der  Lebrzwang,  als 
ewlihr  ffir  alli:empiTTP  gute  Fachbildung,  verlangt;  von  Meister- 
prtitimg,  Zunftzwang  u.  dorgl,  Rnn-t  das  Gesetz  nichts.  A\'enn 
der  »Staat,  zunächst  für  dif  sc  s  eine,  aber  wichtigste  Gewerbe  dm 
alten  Brauch  durch  Iveich.-^ji^eöetz  wieder  einscluirfte,  m  liegt  darin 
ein  Beweis,  dafs  seine  Umgehung  im  grölseren  Umfange  einge- 
rissen war,  natürlich  hauptsächlich  durch  die  Schuld  der  Verleger, 
wdcbe  8ur  HersteUung  einer  billigen  Eznortware  den  ausgelemten 
Gesellen  solche  Leute  vorzogen,  die  nacn  dner  mißlichst  kurzen 
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Übangneit  hnstende  waren,  eine  geringe  Ware  notdttcft^  zu 

nmcben  und  dafllr  mit  weniger  Lohn  zufrieden  waren  ^  a&  die 
Uandwerksgesellen.  Das  gleich  darauf,  1555  erlassene  Qesets^ 
beieicluiet  die  Eonkurrens  der  ungelernten  Weber  als  eine  von 

den  gelernten  Gesellen  schwer  empfundene  Plage.  Leider  stofseii 
wir  hier  auf  eine  oft  wiederkehrende  TJnklarlieit  des  feprachge- 
hratjchs.  welche  die  Deutung  dieser  Gesetze  erschwert.  Es  wird 
naiiiliuli  nicht  immer  scharf  geschieden  zwischen  Weber  und  Tuch- 
macher, zwnschen  Heimarbeiter  und  Verleger.  Das  Leluiingsgcaetz 
Ton  1552  spricht  nur  von  Webern  und  man  sollte  meinen,  dais 
damit  ftr  die  Verieger,  die  dothier,  kein  Lehiswang  vorge- 
•ofariebea  sei.  In  Wirklichkeit  mufa  dies  aber  doch  die  Absiäit 
geiweeen  sein.  Denn  ein  Jahr  später',  1553  wurde  bestimmt» 
jenes  Lehrlinesgesetz  sollte  auf  clothier,  welche  in  Städten,  nicht 
anf  dem  Lande»  wohnten,  keine  Anwendung  finden.  Dafs  es  sich 
wirklich  um  Verleger .  und  nicht  um  gewölmliche  Handwerker 
und  Heiniarbeiter,  handelte,  ist  zweifellos,  weil  als  Tuchmacherei 
im  Gesetz  ausdrücklich  das  Vergeben  von  Arbeit  an  Weber, 
Walker,  Färber  und  Scherer  bezeichnet  wird.  Die  Regierung 
hatte  also  in  der  That  die  Absicht  gehabt,  alle  Tuchmacher  Ver- 
leger, die  Träger  der  neuen  kapitalistischen  Entwickelun^  in 
dieser  Industrie,  dem  Lebnwang  an  unterwerfen.  Da  sie  aber 
wa  einein  grofsen  Teil  gar  nicht  aus  dem  Handwerksstande  her- 
vorgingen, so  wäre  jene  Bestimmung  in  dieser  schroffen  Form 
&8t  gleichbedeutend  gewesen  mit  einer  Unterdrückung  der  ganien 
Tuchindustrie.  Aber  hier  macht  sich  wieder  das  schon  erwähnte 
Motiv  geltend,  die  einmal  gewordenen,  wenn  auch  ungesetzlichen 
Verhftltnisae  im  Interesse  der  Bevölkerung  und  der  Produktion 
zu  schonen.  Hie  Novelle  von  ir^5S  wird  nämlich  damit  he- 
^Tündet,  dafs  das  alte  (Jesetz  nicht  durchgeführt  worden  könne, 
ohne  dafs  eine  grofse  Zahl  von  clothiera  in  ganz  England  ihr 
Geschäft  aufgeben  und  damit  die  noch  viel  grölscre  Masse  ihrer 
armen  Spinner  und  Weber  brotlos  machen  mUfsten,  weil  sie  eben 
das  Gewerbe  weder  sieben  Jahre  ordnungsmäfsig  gelernt,  noch 
aoeh  alle  bisher  sieben  Jahr  getrieben  hätten.  Um  solche  Krise 
an  TerhUten,  hätte  es  nun  ja  genügt,  eine  Übergangsbestimmung 
EU  erlassen,  dahin  gehend,  dafs  die  schon  etablierten  Tuchmacher 
nicht  weiter  behelligt  werden  sollten.  Aber  das  Gesetz  ist  viel 
liberaler:  es  hebt  den  T.ohrzwang  für  die  Tuchmacher  >vieder  atif 
in  allen  Städten  und  in  denjenigen  M ar  k  1 1 1  c  c  k  o n ,  wo  früfi er 
oder  bisher  i{reittuch  gemacht  worden  ist.  Damit  war  die  (  Geltung 
des  Hesetzes  von  i55!2  hest  hränkt  auf  die  Betriebe  in  Dörfern 
und  Weilern,  also  nur  aut  einen  Teil  der  ländlichen  Tuchmacherei. 
Dieses  nachträgliche  Einlenken  hat  seinen  Grund  wahrscheinlich 
darin,  dals  die  Gesetzgeber  1552  von  dem  Grade  und  Um&ng, 
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in  welchem  die  Tuchmacherei  durfli  kaut  männische  Verleger  und 
aufserhalb  der  Städte  sich  ausgedehnt  hatte,  noch  gar  keine  rechte 
VordtelluDg  besafsen. 

Bei  der  Ausarbeitung  des  nächsten  Gesetzes,  drei  Jahre 
spnter,  ^ing  man  von  voi  n herein  anders  zu  Werke.  Die  „weavers 
Acf  als  welche  das  (iesetz  von  1555*  später  oft  citiert  ist, 
beabsiciitigt  den  „alten  Klagen"  der  gelernten  Webermeister  ein 
Ende  zu  machen.  Die  Klagen  richteten  sich  gegen  Ausbeutung 
durch  die  „reichen  clothiers",  gegen  die  Konkurrenz  ungelernter 
Weber,  gegen  AaBdehDtiD|^  des  Qrofsbetriebes  auf  Kosten  der 
Selbständigkeit  kleiner  Meister  —  und  gegen  die  sunehmende 
kapitalistische  Entwickeliing  Überhaupt.  Durch  eine  doppelte 
Beschränkung  der  Konkurrenz  wollte  das  Gesetz  sein  Ziel  er- 
reidim  —  einmal,  indem  es  dem  Umfang  der  Betriebe  eine 
Grenze  setzte  und  sodann,  indem  es  die  Tuchmacherei  auf 
dem  platten  Laude,  wo  die  beklagten  MiDastände  am  schlimmsten 
waren,  einschränkte. 

£s  ist  schon  ürüher  bemerkt  worden,  wie  zu  dieser  Zeit^ 
zweihundert  Jahre  vor  dem  Aufkommen  der  Dampfmaschinen 
in  KnL"^land  —  schon  die  AnffUiirc  eines  fabrikmiirsi^''ni  Grofs- 
betriebes  in  der  Tuchmacherei  sehr  deutlich  sichtbar  werden, 
n'i  III  lieh  in  der  Kombination  mehrerer  Gewerbe  unter  einem 
Dache  und  in  einer  Hand,  sowie  durch  Aufstellen  mehrerer 
A\  ebstUhle  in  einem  Hause.  Hier  setzte  das  Gesetz  von  1555 
ein.  Wollenes  Zeug  darf  nur  weben,  wer  die  Weberei  sieben 
Jahre  gelernt  hat;  auch  solche  Mebter  aber  dürfen  nicht  glach- 
seitig  noch  die  Walkerei  betrdben  —  es  sei  denn,  dals  sie  nicht 
mehr  gewöhnliche  Weber  sondern  clothier,  d.  h.  Verleger,  fflnd(t). 
Den  Walkern  wird  verboten,  Webstuhle  zu  besitzen  oder  zu 
vermieten.  Diese  Bestimmungen  galten  allgemein,  für  Stadt  und 
Land.  Für  die  Kindliche  Industrie  insbesondcrp  ^vird  verordnet, 
dals  auf  den  Dörfern  u.  s.  w.  die  Verleger  nicht  mehr  als  einen, 
die  \\  eher  nicht  mehr  als  zwei  Stühle  und  zwei  Lehrlinge  halten 
.sollen.  Ferner  wird  den  ländlichen  Verlegern  verboten,  Web- 
btühle  und  zugehörige  Werkstätten  zu  vermieten.  Solche  Personen, 
welche  die  Tuchmacherei  bisher  überhaupt  noch  nicht  betrieben 
haben,  dürfen  das  Gewerbe  auf  dem  platten  Lande  nur  dann 
etablieren,  wenn  in  der  betreflenden  Ortschaft  schon  mindestens 
seit  10  Jahren  Tuche  der  firaglichen  Art  gemacht  worden  sind^ 
Diese  verklausulierte  Bestimmung  sieht  au?  den  ersten  Blick  aus 
wie  ein  radikales  Verbot  der  ländlichen  Tuchmacherei,  war  aber 
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in  Wirklichkeit  nichts  anderes  als  eine  sehr  liberale  Sanktion 
des  Befitrhf  nd(  n  Denn  alle  schon  vorhandenen  Betriehe,  einerlei 
ob  in  den  Städten  oder  jiuf  dem  Lande,  ob  erat  kürzlich  oder 
schon  vor  vielen  Jahren  begründet,  sollen  ganz  unbeiielligt  bleiben. 
Femer  können  solche  VerTejß^r,  welche  ihr  Gewerbe  bisher  schon 
in  der  Stadt  oder  aui  dem  Lande  betrieben  iiaben,  bich  uberali, 
auch  an  soldieik  Orten  nea  etablieren,  in  welchen  die  Industrie 
noch  nicht  sehn  Jahre  kug  besteht  Und  lelbet  Anfilngem 
flieht  die  BenrUndung  aolcher  Geechäite  frei,  wenn  sie  nur  jene 
Klasse  von  Ortadiaften  vermeiden,  o  kr  Städte  und  Marktfleciken  ' 
wflhlen.  Es  kommt  hinzu,  dais  die  Niederlassungsbescbränkung 
aach  nur  für  die  Verleger,  nicht  aber  für  ihre  Weber, 
Walker  o.  s.  w.  galt,  welche  viehnehr  wohnen  konnten,  wo  sie 
wollten. 

Damit  war  in  der  That  nicht  nur  die  eesamte,  seit  iiber 
hundert  Jahren  verbreitete  ländliche  Tuchmacnerei  in  ihrem  Be- 
stände rechtlich  gesichert  —  auch  ilirer  noch  weiteren  Ver- 
breitung, sowohl  intensiv  wie  extensiv,  waren  nur  ganz  geringe 
Schlanken  gezogen.  In  den  Städten  und  Marktflecken  blieben 
die  dothier  siemlich  unbehelligt,  es  konnten  eich  hier  auch 
Anfibdger  nach  Belieben  niedenaasen,  und  es  ist  nicht  einmal 
klar,  ob  das  Gesetz  den  Lehnwiang  ftlr  sie  noch  einmal  ein- 
schärft. Die  Kombination  mehrerer  Handwerke  in  einer  Hand 
war  ihnen  dort  unbenommen ;  auch  der  Vermehrung  der  Ge- 
hiit'en  und  der  Stülde  ist  in  den  Städten  und  Marktorten  nicht 
gewehrt.  Die  praktis(;}ie  Wirkun«^  des  Gesetzes,  d;vs  in  seiner 
Begründung  den  Mund  sehr  voll  nalim,  konnte  nicht  allzugrol's 
sein :  wahrscheinlich  war  das  auch  die  Absicht  des  Gesetzgebers, 
denn  es  wäre  ja  leicht  gewesen,  die  Maschen  etwas  enger  zu 
sieben* 

In  demselben  Jahre  hatten  drei  Tacherstildte  der  Graftchaft 
Somerset  sich  beschwert  über  die  Konkurrenz  unsttnftiger,  un- 
cdemler  Tuchmacher,  welche  auf  dem  Lande  das  (bewerbe  des 
Webens,  Walkens  und  Scherens  in  ihren  Häusern  ^  d.  b.  also 
wohl  in  der  Form  des  fabrikmlifsigen  Grofsbetriebes  —  ausübten 
und  finL^eblich  durch  Pfusi- herarbeit  und  unredliche  Praktiken 
die  Industrie  in  Verruf  brachten.  Anstatt  aber,  wie  es  die  Stä(iter 
erw  irtet  hfitten,  diese  ländliche  Konkurrenz  zu  unterdrücken,  be- 
»ummte  das  bezügliche  Specialgesetz*  nur,  dafs  in  der  ganzen 
Grafechait  kein  Tuch  der  betreffenden  Art  („Bridge waters  ")  feil- 
geboten werden  dttr&.  das  nicht  zuvor  in  einer  der  drei  Städte 
won  den  amtlicfaen  Scnaoem  gestempelt  worden  sei.  Das  Gksets 
bestitigte  also  auch  in  diesem  specialen  Falle  die  allgemeine 
Tendenz  der  herrschenden  Qewerbepolitik. 

Es  dauerte  wieder  nur  iwei  Jahre,  bis  die  Qesetigebattg 


1  2-^  FhiL  aad  Maiy  Kap.  12. 
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yon  neaem  eingriff.  Dieses  Mal,  durch  das  Gesetz  von  1557  \ 
wird  der  nebenjährige  Lehiswaog  nnzwetdeatig  nicht  nur  über 
Weber,  sondern  auch  über  solche  Personen  verhängt,  welche 

durch  andre  die  Stoffe  weben  und  verarbeiten  lassen.  Nur  die, 
welche,  obwohl  sie  nicht  Lehrhnge  gewesen  sind,  das  Gewerbe 
gegenwärtig,  einerlei  wie  lange  schon,  betreiben,  sollen  unlienihrt 
bleiben.  Auf  dena  platten  Lande  aber  wird  alle  Tuchmacberei 
—  es  handelt  sich  jetzt  um  alle  Stoffe  der  Streichgarniodustrie 
rundweg  verboten ;  in  den  Marktorten  auch  wenn  sie  nicht  nach- 
weisen  konnten,  dafa  die  Industrie  dort  seit  mindestens  10  Jahren 
ebsebüisert  sei.  Aber  alle  schon  bestehenden  Betriebe  werden 
auch  auf  dem  Lande  unbehelligt  gelassen.  In  einer  Anzahl  von 
Grafschaften,  darunter  auch  in  solchen,  welche  fUr  das  eigent- 
liche Verlegertum  spedeU  in  Betracht  kamen  (Kent,  Suffiilk» 
Oloucester  und  Teile  von  Surrev)  dürfen  sich  Tuchmacher  anch 
auf  dem  Lande  niederlassen,  wenn  sie  die  siebenjährige  Lehrzeit 
durch^<'in;u  lit  haben.  —  Mit  diesem  Gesetz  war  gegenüber  den 
laxen  Bestimmungen  von  1555  ein  wesentlicher  Schritt  in  der 
Richtung  auf  Hemmung  und  Verlangbamung  der  kapitalistischen 
Entwicklung  gethan.  Wäre  das  Gesetz  durchgeführt,  so  wäre 
damit  ein  Betrieb  mit  ungelernten  Arbeitern  durch  unselemte 
Verleger  und  jenseits  des  zttnftig>stildtischen  Blacbtbereidies  fiir 
einen  grofsen  Teil  Englands ,  besonders  fiir  die  Tuchindustrie- 
bezirke  der  Grafschaften  Somerset,  Wiltshire^  Devonshire,  Wor- 
cester,  Oxford,  Essex,  Sussex,  Berkshire  —  unmöglich  gemacht 
worden.  Schon  im  nächsten  Jahre  war  es  aber  eine  der  ersten 
Regierungshandlungen  der  Königin  Elisabeth,  in  das  Verbot 
der  ländlichen  Tuchmacherei  Bresche  zu  f5ch!agen.  Mit  der  Be- 
grtlndunir,  dals  die  Flecken  der  Grafschaft  Surrey,  welchen 
durch  das  vorige  Gesetz  die  ländliche  Tuchmacherei  auanahnis- 
weise  gestattet  war,  aui  solche  Gunst  kein  höheres  Anrecht 
hätten,  als  gewisse  Ortschaften  der  Grafschaften  Essex,  wird 
auch  diesen,  als  alten  (I)  und  bewährten  Sitzen  der  Industrie  die 
Eonxession  gewährt.  Wir  werden  sehen,  welche  Konsequenzen 
die  Verleger  anderer  Grafschaften  später  aus  dieser  Art  von  Be- 
gründung gezogen  haben  1 

Das  als  „Lehrlingsgesetz"  bekannte  (nach  Gneists  Vor- 

fmg  besser  „Arbeits-  una  Geaindegesetz"  zu  nennende)  Gesetz  der 
lisabeth-  von  loljj  bezweckte  vor  allem  eine  Befestigung 
und  Beruhigung  der  durch  die  wirt«chaftHche  Revolution  des 
XVL  Jahrhunderts  in  England  auigewiililten  Verhältnisse.  Das 
Landstreichertum,  die  Verwilderung  und  Verarmung  der  aus 
ihren  alten  Sitzen  und  Lebenskreisen  herausgetriebenen  Arbeiter- 
klassen, die  Lohndrttckerei,  die  Lockerung  aller  alten  Arbeits- 
und Dienstverhältnisse,  die  Lehrlingssttchterai,  die  Abwanderung 


1  4—5  Philip  snd  Maiv  Kap.  5. 
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der  Lttodleote»  die  Vericttanmerang  der  Lftiidwirtochaft  diese 
mid  andre  natOifiche  Folgen  der  kommenieB-kapitalittiflebea  Ent- 
Wickelung  jener  Tage  sollten  unterdrückt  weisen,  üm  diesen 
Zweck  zu  erreichen,  bedienen  sich  die  Oeietegeber  eines  wohl- 
durchdachten Systems  der  Konk urrensreguliernng  und 
wesentlich  aus  diesem  Ge^^it  htspunktr-  habf^n  wir  uns  Iiier  mit  dem 
Geeety.  ?.n  befassen,  ohwolil  es,  als  eine  Art  allgemeiner  Gewerbe- 
ond  GesiTideordnung,  nicht  unter  die  Industriereglements  zu  recli- 
nen  iai.  Es  bedeutete,  soweit  der  Lehrzwang  in  Frage  kam, 
«ne  Ausdehnung  der  Bestinmiuug  von  1552  auf  alle  wichtigeren 
Gewerbe.  Wem  eine  Lehrlingstelle  angeboten  wurde,  murale  sie, 
■oiance  er  noch  minderjährig  (unter  21  Jahren)  war,  annehmen 
nnd  konnte  Ton  der  roiisei  dam  geawungen  werden.  Da  die 
Lelmeit  mindestens  sieben  Jahre  daaem  mnlstoi  aber  andh  ans- 
gelernte  Leute  sich  nicht  vor  Vollendung  des  24.  Lebensjabrea 
als  Meister  niederiassai  durften ,  so  enthielt  das  Oesets  für  alle 
die,  welche  —  wie  es  wohl  die  Regel  war  —  vor  dem  17.  Jahre 
in  die  Lelire  traten,  einen  indirekten  Zwang,  nach  Ablauf  Aor 
Ijehr/.eit  noch  ein  oder  mehrere  .1  ilire  als  Oesellen  oder  in 
andrer  Stellung  zu  dienen  ,  auch  wenn  sonst  nichts  ihrer  belb- 
ständigmachung  im  Wege  stand.  Der  Lehrvertra«:  mufste  amt- 
lich beglaubigt  werden.  Den  auagclernten  Lehrlingen  stand  es 
frei,  ob  iie^  solange,  oder  wenn  sie  sich  nicht  selbständig  machen 
konnten,  in  ihrem  Gewerbe,  als  Gesellen,  oder  in  der  Landwirt- 
schaft oder  im  Gesindedienst,  eine  Stellnng  annehmen  wollten. 
Wer  aber  ohne  Beschäftigung  war,  moTste  jede  Geedlenstellung 
seines  Gewerbes,  die  ilim  angeboten  wurde,  annehmen,  wenn  er 
nicht  8chon  verheiratet  oder  dreifsig  Jahre  alt  war,  und  durch 
**ine  amtliche  Bescheinigung  nicht  nachweisen  konnte ,  dafs  er 
durch  einen  gewissen  Mindestbeaitz  von  VcrniÖL'en  imstande  sei, 
sich  selbst  zu  erhalten.  Durch  diese  Besrimmung  sollte  (l«  in 
Landstreichertam  vorgebeutrt  und  den  Meistern  die  Möglichkeit 
gewährt  werden,  steta  Arbeitükräfte  zu  bekommen.  Kein  Meister 
durfte  Qnansgd^iite  Leute  anstellen;  der  Arbeitsvertrag  mufste 
anf  mindestens  em  Jahr  huiten  und  konnte  vorher  nur  mit 
Doliseilicber  Genehmigung  in  Ausnahmefällen  gelöst  werden. 
Im  Qbrigen  galt  beiderseitige  vierteljfthrige  EOndigungsfrist.  Auf 
Kontraktbruch  und  Arbeitsverweigerung  stand  Strafe:  tlir  den 
schuldigen  Meister  40  ^^hilling,  für  den  Gesellen  Gefängnis  so- 
lange bis  pr  die  Arbeit  wieder  aufnahm.  —  Jeder  gegen  Lohn 
beschäftigte  (Jeselle  oder  Arbeiter  hatte  im  Sommer  von  T) — 7 
(oder  8)  Uhr,  im  Winter  von  Sonnenaufgang  bis  S  oniK  ndiif«  r- 
Erang  zu  arbeiten.  Die  Pausen  durften  wMhrend  des  gan/AU 
Arbeitstages  2*  2  Stunden  nicht  überschreiten,  ohne  dali»  aber  ein 
Mindestmaiö  bierlür  vorgesclirieben  wäre.  Für  jede  Stunde  ver- 
armter Arbeiteaeit  konnte  der  Ifeister  oder  Diensthenr  dem 
Arbeiter  1  peony  vom  Lohn  absieben.  —  Infolge  der  grofsen 
FreisrevolatiOD  der  letaten  Jahnehnte  waren  die  in  älteren  (hanpt  • 
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sichlidi  für  Banbandwerker  erlassenen)  LohngeBetee  ein  für  alle- 
mal festgesetzten  Löhne  viel  zu  knapp  geworden.  Um  datier 
den  Arbeitern,  Gesellen  and  Dienstboten  einen  stets,  „in  guten 

und  bösen  Zeiten  angemessenen"  I^hn  zu  sichern,  wurde  bestimmt, 
dafs  künftig  alljährlich,  binnen  G  Wochen  nach  Ostern,  die 
Friedensrichter  auf  dem  Lande,  die  Magistrate  in  den  Städten, 
unter  Mitwirkung  von  Sachverständigen  und  unter  Berück- 
sichtigung der  jeweili^^en  Preise  und  sonstigen  Lebensbedingungen 
fUr  jede  Grafschaft  bezw.  Stadt  eine  nach  Gewerben  und  Be- 
rafen  «bgetto^  Lobntaxe  aufotdlen  sollten.  Beamte.  weKche 
▼enftumtoi,  moh  an  diesem  Akte  aa  beteiligoi,  wurden  mit  einer 
GeMstrafe  von  10 £  bedroht.  Jeder  Lohnvertrag,  der  von  der 
Taace  abwich,  war  ungültig.  Außerdem  aber  wurde  den  Meistern 
noch  ausdrücklich,  bei  zehn  Tagen  Gefängnis  und  5  £  Geld- 
strafe verboten,  höhere  Lölme  zu  zalilcn,  —  den  Gesellen  etc. 
bei  21  Tagen  Geßin^nis,  liöhere  Löhne  anzunehmen.  Auf  An- 
bieten und  Annehmen  geringerer  Löhne  stand  keine  Strafe.  Auf- 
lehnung gegen  den  Arbeitsherrn  wurde  mit  (Jefängnis  bis  zu 
1  Jahr  bestraft.  —  Gesellen  und  Arbeiter,  welclie  nach  Ablauf 
ihres  Vertrages  die  betreifende  Stadt,  Gemeinde  oder  Gratschaft 
yeriassen  wollten,  bedurften  dasu  einer  schriftUchen  amtlichen 
Erlaubnis  (testimonial)  und  durften  ohne  sie  nicht  wieder  ange- 
stellt werden.  Im  Hinblick  auf  die  Thatsache,  da(s  die  Ans- 
defannng  der  ländlichen  Tuchmacherei  zum  grofsen  Teil  durch 
vertragswidriges  Entweichen  der  Gesellen  und  Lehrlinge  aus  den 
Städten  genährt  wurde,  ist  die  Bestimmung  wichtig,  dafs  alle 
solche  flüchtigen  Leute  von  der  Polizei  festzunehmen  und  zurück 
zubringen  seien.  Alljährlich  zweimal  solllen  die  Friedensrichter 
Eusammen treten,  um  über  die  Durchführung  des  Gesetzes  und 
die  Mittel  zur  Kontrolle  zu  berat'^n. 

Bis  hierher^  handelte  es  sich  um  Bestimmungen  des  Gesetzes, 
welche  fUr  die  Tuchmacherei  gleichermalsen  galten  wie  fUr  alle 
anderen  Gewerbe.  In  einigen  Artikeb  jedoch  schuf  der  Gesets- 
geber  noch  ein  besonderss  Recht  für  jene  Hauptindustrie  Englands» 
indem  er  ihr  in  der  Annahme  von  Lehrlingen,  also  m  der 
Rekrutierung  des  Gewerbes,  gröfsere  Beschränkungen  auf- 
erlegte als  den  meisten  anderen  Gewerben.  Das  Gesetz  bestimmte 
hierüber  Folgendes.  Gänzlich  unbeschränkt  in  der  Einstellung 
von  Lehrlingen,  sowohl  was  deren  Zahl,  als  auch  wa.s  ihre  Her- 
kunft betrifft,  sind  nur  etwa  zwölf  Gewerbe,  nämlich  Bau- 
handwerker und  verwandte,  sowie  auch  diejenigen  Weber  und 
Walker,  welche  nur  —  „household  cloth"  machen,  d.  h.  solche, 
welche  für  den  Bedarf  ländlicher  Privatkundschaft  arbeiten  und 
daher  der  eigentlichen  «Industrie'  nicht  Busureohnen  sind.  Eine 
andere  Gruppe  Ton  Gewerben,  au  denen  auch  die  Tuchmacher 


1  Die  Bettimmangen  Aber  die  Regelung  speeieller  VerhSltDisBC  in 
der  Lsodwirtschaft  habe  ich  in  der  Skisse  nieht  berttduiehtigt 
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und  WoUenweber  gehören,  darf  die  Zahl  der  LehrÜDge  nur  in 
cmeiii  koDstanten  Veriialtiiis  nur  Zahl  der  Geadlfln  ▼ermebren, 
indem  ne  verpflichtet  werden,  bd  mÄr  ek  swei  Lehrlingen  auf 
jeden  fainiiikoininenden  maeh  einen  Geadlen  anznstellmi.  Die 

meisten  Handwerker,  soweit  sie  in  Studten  wohnen,  aoUen  als 
Lehrlinge  nur  BUrgerasöhnef  und  soweit  sie  in  Marktorten  wolmeD, 
nur  Söhne  von  Hc1r.c!werkern  aus  Marktorten  derselben  Gratschaft 
als  Lehrliiitz:e  aiin*  hnim     Und  innprhalb  dieser  beiden  Gruppen 
werden    nur   die  Veri<u.^f'r  <^<"r  l'uchindustrie  (cLothier)  noch 
-si'der  einer  weiteren  Beschränkung  unterworfen:  sie  dürfen  als 
LeLHini,'e  nur  ihre  eigenen  Söhne  und  Söhne  sokher  Eltern  an- 
nehmen, die  nicht  nur  die  obigen  Bedingungen  eriUUen,  sondern 
anefa  ein  beatfmmtee  Mindeetdakommen  aus  (ahnindbeiitz  nadi- 
weieen  kOnnen.  Aoch  diejenigen  Weher,  welche  auf  dem  platten 
Lande  wohnend  fllr  Verleger  arbdten,  haben  sich  an  diese  Be- 
achränkung  zu  halten,  wihrend  die  städtischen  Weber  den  anderen 
itftdiischen  üand  werkem  gleichgestellt  sind.  Tucbverlegerauf 
dem  Lande  kennt  das  Gesetz  auffallender  Weise  nicht.   Es  be- 
schränkt auch  nicht,  was  zu  beachten  ist  die  Zahl  der  Gesellen 
und  enthält  auch  im  übri^j^en  keine  einzige  Bestimmung,  welche 
unmittelbar      gen  die  Erstehung"  irrofs  r  Betriebe  gerichtet  ist. 
Mit  den  früheren  Gesetzen,  die  diu  Konkurrenzatreit  zwischen 
Stadt  und  Land,  zwischen  gelernter   und  ungelernter  Arbeit 
schlichten  wollten,  berührt  sich  das  neue  Statat  nur  durch  die 
Yonchrift  des  allgemeinen  Lehrswanges.   Nor  mittelbar  konnte 
es  aoch  aniserdem  noch  hemmend  anf  die  Entwiokelung  ein* 
wirken,  da  es  dem  Zulauf  der  Arbeitskräfte  sur  Tachindustrie, 
wie  g^eiigt  wt,  Schranken  zog  und  die  Bewegungsfreihat  der 
Arbeiter  yerringerte.    Nach  dem  Präambulum  und  der  ganzen 
Flaltun'T  dos  OesftzeR,  sowie  auch  wegen  der  übrigen  Gesetz- 
L'^'bnni::  unter  Eliriaheth,  Tnul's  man  aber  annolimen.  dafs  die  Re- 
^'if  rnn-r.    als  .sie  jene  LehrhngsbeschränknTijL^cn    uber  die  Tuch- 
industrie verhängte,  weniger  an  eine  Zurückdammung  der  länd- 
lichen Industrie  als  vielmehr  an  die  Kräftigung  der  damals  sehr 
tief  stehenden  Landwirtschaft  gedacht  hat,    welcher  die 
Arbeitskitfte  erhalten  UeibeD  eoUten.  Diesem  MotiT  ents|^rangen 
auch  Bestimmuigen ,  wie  die,  dals  alle  stellenloeen  Arbeiter  sor 
Arbeit  in  der  Landwirtschaft  gezwungen  werden  könnten,  dafs 
Handwerker  einer  amtlichen  Aufforderung  zur  Aushilfe  bei  der 
Ernte  folgen   mnlsten)   mid   dafs  endlich  landwirtschaftliche 
Arbeiter  eine  Lehneit  Ton  6  bis  10  Jahren  durohaumachen 
hatten. 

Man  wfirde  über  die  Stellung  der  Getictzucbpr  in  dieser 
ganzen  Frage  besser  urteilen  können,  wenn  das  (tesetz  irgend- 
wie die  Zünfte  und  ihre  gewerbepolitischen  Funktionen  be- 
rührte. Aber  davon  findet  sich  keine  Silbe;  wenn  man  nicht 
wQfste,  dafs  die  Zflnfte,  wenn  auch  in  verttnderter  Ver&ssmigi 
m  nhMdieo  Slldten  Englands  noch  jahrhondertelang  praktiache 
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Bedeutung  gehabt  haben*,  ao  kOimte  man  am  dieeom  Geietw 
achlfe&en,  sie  aeien  ecbon  damals  aus  dem  OfoitUohen  Leben 
▼Ollig  TenBchwanden  gewesen. 

Vierzehn  Jahre  nach  dem  „Arbeits-  und  GMnd^gesets* 

erbrachte  das  Statut  von  1576^  abermals  einen  Beweis  dafbr, 
dafs  Elisabeth  und  ihre  Staatsdiener  nicht  daran  dachton,  die 
Tucbindustrie  wirklich  wieder  in  die  Stiülte  zurückzudrängen. 
Aiifser  den  Grafscliaften,  welchen  schon  1557  der  Tuchverlag 
auf  dem  L;inde  gestattet  worden  war,  erhalten  j^t^t  .•luch  noch 
Somerset,  Wilts  und  Gloucester  dieselbe  V ergiinöti^ung. 
Die  Begründung  sagt,  die  Tuchmacherei  werde  sclion  »o'it  langen 
Jahren  dort  in  jener  Form  betrieben;  viele  lausende  armer 
Arbeiter,  die  davon  lebten,  bfttten  sich  dort  Uber  das  ganze 
Land  hin  angesiedelt;  man  kOnne  sie  doch  nicht  wieder  Ter- 
treiben.  Jedoch  wird  die  Koniession  nur  solchen  Orten  und 
l^iederhissnngen  gewährt,  in  denen  die  Industrie  scfaoo  zehn 
Jahre  lang  betrieben  worden  war  —  sowie  femer  nur  unter  der 
Bedingung,  daCs  neu  hinzukommende  Verleger  nicht  mehr  als 
ein  bestimmtes  Mafs  von  Grundbesitz  erwerben  dürften.  Im 
Jahre  1585^  gesellten  sich  hierzu  noch  die  übrigen  industrie- 
bezirke von  Essex,  welche  1  558  noch  nicht  berücksichtigt  waren. 
Damit  war  nun  thatsUchlich  die  liiiidliche  Tuchindustrie  in  fast 
ganz  Süd-  und  Mittelengland,  und  jedenfalls  überall  da  ge- 
duldet, wo  sie  wirklich  von  Bedeutung  war.  Auf  dieser 
Rechtqgrandlage  konnte  sie  sich  im  weitesten  luise  entfalten,  anch 
ohne  mit  dem  Geseta  in  Konflikt  au  kommen,  solange  nicht  etwa 
eine  reaktionäre  Tendena  die  alten  Ausnahmebestimmungen  wieder 
aufhob.  Aber  das  ist  nie  geschehen  bis  zur  vöUigen  Aufhebung  aller, 
Auch  der  Grundgesetze,  in  den  Jahren  1809  und  1814.  Seit  1585 
kommt  die  Gesetzgebung  auf  die  Grenzregulierung  zwischen 
städtischer  und  ländlicher  Industrie  überhaupt  nicht  melir 
ziiriick:  bei  der  nun  beginnenden  ununterbroclienen  Eni- 
Wickel un^^  zum  Industriestaat  war  an  eine  Wiederaufhebung  der 
einmal  gtwalirtcii  Freiheiten  auch  nicht  mehr  zu  denken.  Der 
Wunsch,  auf  dem  sich  bildenden  Weltmarkte  die  Konkurrenten 
auszustechen,  gewann  immer  mehr  daa  Übergewicht  in  den  Er- 
wägungen der  B^enmgen  nnd  Parlamente,  und  drftngte  die 
Rücksichten  auf  Erhaltung  alter  nnd  befestigter  Verältnisse 
mehr  und  meiir  in  den  Hintergrund.  —  Dafs  der  Staat  aber 
hierin  der  unaufhaltsamen  Entwickelnng  nicht  ganz  passiv  zusah, 
sondern  auch  durch  die  Gesetzgebung  noch  selbst  dazu  beitrug, 
di<*  vorhandenen  Hindemisse  wegzurilumen,  ersieht  man  aus  einem 
Gesetz  von  1694^.   Das  ,,Arbeits-  und  Geeind^geseta"  von  1562 
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hatte  den  bMiniidoslriettQii  Tachwebern  auf  dem  Lande  in  der 
Annahme  von  Lehrlii^ien  grofsc  Beechrttokungen  auftrlegt  Das 

neue  G^tz  hebt  sie  auf,  weil  sie  eine  unerwünadtte  Beengung 
der  Industrie  seien.  Diese  Abänderung  zielte  also  direkt  hin 
auf  eine  noch  weitere  Entfesselung  der  ländlichen  Hausindustrie. 

Wie  verhielt  sich  nun  aber  oie  8piitei*e  G^etzgebung  gegen- 
tiber  <lpni  zweiten  Onindpfeiler  des  alteu  Systems,  dem  allg'  ineinen 
sieben  j ahn" gen  Lehrzwang  ftir  üntemehraer  und  Arbeiter^  — 
Der  Füi  Uchritt  der  Tuchindustrie,  wie  der  jeder  anderen  Industrie 
beruhte  auf  der  zunehmenden  Scheidung  der  Produzenten  in 
swei  grofse  stereotype  Klassen,  eine  Klasse  kaufmännisch  ge- 
•dniher,  kapitalkräftiger  Untanefamer  (Verleger)  und  eine  Ebuiie 
«rbeitrteilig  besebflftigter  besitdoser  Eknuneisler  oder  Arbeiter. 
Die  enteren  nuisten  natürlich  den  techniscben  Teil  der  Industrie 
'ventehan,  um  die  Arbeit  leiten  und  kontrollleren  zu  können, 
aber  diese  Funktion  trat  doch  zurück  neben  der  Vermittelung  des 
Absatzes.  Rpscliaffan<r  des  Kapitals  und  Organisation  der  Arbeit. 
Für  sie  war  also  eine  lange  Lehrzeit  zur  Erlernung  der  technischen 
Fertigkeiten  nur  eine  Fessel,   wo  es  darauf  ankam,  günstige 
Konjunkturen,  die  der  internationale  Markt  in  diobem  Jahre  bot, 
iüi  nächsten  Jahre  wieder  entzog,  schnell  auszubeuten.   Im  Inter- 
esse billiger  Prodoktion  waren  ihnen  auch  ungelernte  Leute,  oder 
Lendbewohner,  welche  die  Qewerbe  nebenher  trieben,  als  Arbeiter 
Udler,  ab  die  gelernten  Gesellen  und  Heister,  welche  höhere 
Lohne  and  Pireise  forderten.    Die  wachsende  Masse  des  ländlichen 
und  städtischen  Proletariats  hatte  ebenfalls  ein  Interesse  daran, 
die  koetspielige  Lehrzeit  zu  umgehen.    So  vereinigten  sich  beide 
Klassen  in  dem  Bestreben,  di*^  Institution  des  siebenjährigen 
Lehrzwangps  in  der  Wollindustrie  obsolet  zu  machen.    Aber  als 
die  Entwickelung  schon  längst  im    (tange  war,    hatte  „das 
Arbeits    und  Gesindegesetz"  jene  Institution  gerade  in  bündigster 
Form   wieder  eingesetzt.     Wie  verhielten  sich  die  Nachfolger 
Elisabeths  dazu?  —  Das  Eine  läliät  sich  aus  allen  vorliegenden 
Anaeidien  mit  Besdmmtheit  sagen,  dafs  der  Staat  jene  Be- 
Stimmung  bis  aom  ScUnis  unserer  Periode  immer  noch  prindpiell 
als  bindend  anerkannt  hat   Aber  es  ist  auffollend,  dafs  er, 
soweit  die  alte  Tuchindustrie  (im  Gegensatz  zm^  „new  drapecy'* 
in  Frage  kam,  niemals  wieder  auf  dem  W^ge  der  Gesetzgebung 
der  notorischen  Umgehung  des  Lehrzwanges  entgegentrat,  während 
doch  auf  anderen  ftebieten  —  7.  R.  der  Regelung  der  Technik,  der 
Wollausluhr,  des  Arbeitsverhältnisses  u.  a.  —  auch  nach  Elisabeth 
noch   eine   sehr  intensive  gesetzgeberische  Thätigkeit  zu  ver- 
zeichnen ist.    Nur  als  die  unter  Elisabeth  entstandene  neue  In- 
duöirie  der  „new  drapery   im  X\  11.  Jahrimndertcjesetzlich  geregelt 
Wurde,  kommt  auch  in  dem  betreffenden  Statut  vom  Jahre  1G62' 
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die  Bestmumniff  wieder  Tor,  dais  kein  dotfaier  die  betreffeaden 
Stoffalten  maefaen  oder  machen  laaMn  dar^  der  das  Qew«rbe 
nicht  deben  Jahre  gelernt  hat  bei  Strafe  Ton  5  9B  ffkt 
den  Übertreter.  Und  noch  62  Jahre  später  Tenchttrfte  das  Par- 
lament dieae  Strafe  aof  daa  Doppelte^. 


1  1724>  11  Qeoige  I  K^k  24  (GeMts  fllr  Wert  BUSa^  of  Yoik)L 
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Drittes  Kapitel. 


Die  Regelung  dee  VerhäKnieeee  zwiechen 

Unternehmer  und  Arbeiter. 


Neben  der  PHicht,  die  Konkurreiizachranken  zwischeo  Stadt 
und  Land,  gelernter  und  ungelernter  Arbeit,  Klein-  und  Grofs- 
betrieb  neu  zu  regulieren,  erwuchs  dem  Staate  aus  dem  Gang 
der  wirtscliafUicheD  Entwickeiung  noch  eine  zweite  ebenso 
wklitiee  Aufgabe.  Es  galt  jetzt  fUr  das  früher  unbekannte 
wirtMDBfyicbe  Abhftn^igkdtmrhfiltDia  swiwslMii  dem  Veri^gor 
«nd  dem  hausiiidiistrieUen  Meigter  oder  Arbeiter  die  BeditB- 
femeD  m  finden,  welche  beiden  Teilen  die  Wahrong  ihrer  Inter- 
etsen  verhülle  imd  einen  ungeetörten  Fortgang  der  Arbeit  er- 
möglichte. Wir  sahen  oben,  wie  das  neue  wirtBehaftliche  Ver- 
hsltnia  beachaffen  war,  und  wodurch  es  sich  von  dem  Arbeits- 
verhältnis des  zünftigen  Handwerks  unterschied.  Die  Vor- 
schriftf'n  des  ziinftie:('n  G  ( werberechts  waren  zu  einem  grofsen 
Teil  hieriUr überflüssig ;  anderseits  brachte  dieneueUntemehmungs- 
lorm  IW'ziohnnpen  mit  sich,  ftir  welche  es  im  Zunltrecht  an  Vor- 
ichriften  leLlte.  Das  Zunftrecht  wollte  ja  auch  durch  die  be- 
kamlte^  mttk  in  England  hemehende  Beetimmung,  d«6  kein 
Ifeiitar  seines  Mitmelsters  Prodokte  snm  Wiedenrerkanf  kaufen 
dOrfey  die  Bildung  des  Verlagsystems  im  Keime  erstieken.  Sowohl 
die  eingewurzelten  rechtlichen  und  politischen  Anschaanngen, 
sk  auch  die  praktischen  Bedürfnisse  der  beteiligten  Menschen 
and  der  Industrie  als  solcher  schlössen  die  Eventualität  aus, 
dafs  der  Staat  die  neue  Bildung  franz  sich  selbst  übcrlicfs.  Die 
Fr:i£^p  konnte  mir  sein'  erstens  bis  zu  welchem  Grade  er  cin- 
fireihji  wollte,  und  zweit<  ris  welche  8t  i  llung  er  in  dem  wii '!cr 
beginnodden  Kampfe  zwischen  Besitz  und  Arbeit  cinnchnien 
werde.  Es  handelt  sich  dabei  nicht  etwa  nur,  was  oft  allein  m 
Betracht  gezogen  wird,  um  eine  mehr  oder  minder  bewnlst 
Mrtniscbfi  Sfi^ongnahme  ffSae  oder  wider  die  Unternehmer  and 
nr  oder  wider  die  Arbeiterklasse  —  sondern  yidleicht  noch  mehr 
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um  die  Wahl  zwischen  zwei  Prinzipien,  welche  in  jener  Zeit 
miteinander  um  die  Herrschaft  stritten.  Nacli  df-r  ;uich  in  England 
lebendigen  Anschauung  des  Mittel ai  te rs  \\;ir  die  Gemeinscfiaft, 
die  Stadt,  der  Staat  verantwortlich  für  die  kihltche  und  istige 
Existenz  aller  einzelnen  Glieder,  verlangte  dafür  aber  aueh  von 
jedem  einzelnen  eine  unbedingte  Unterwerfung  seiner  persönUchen 
Interessen  unter  die  Rücksichten  auf  das  gemeine  Wohl.  Es 
galt  nicht  flir  adbgtyerstäDdllch,  da&  der  Stürkere  im  Kampfe 
um«  Dasein  den  Schwächeren  erarttckte,  dala  Jeder  nach  seinem 
wohlverstandenen  Selbetintereese  möglichst  viel  zu  verdienen 
suchte.  Und  da  idler  Kapitalbesitz  als  nattirliche  Fhicht  das 
Verlangen  hervorbringt,  durch  Anlage  sich  zu  vergröfsem  und 
die  wirtschaftliche  Übermacht  über  Nichtbesitzende  zu  diesem 
Zwecke  zu  benützen,  so  war  Kapitalbesita  als  solcher  verpönt 
und  die  (jemeinschait,  der  Staat  sah  es  nicht  als  seine  Aufgabe 
an,  die  Gewinnung  und  Vermehrung  dos  Reichtums  zu  befördern. 
Nicht  Reichtum,  sondern  gesicherte  Exiöt(  nz,  nicht  Entfesselung 
der  produktiven  Kräfte  und  Anlagen,  sondcru  Ordnung  war 
der  Gegenstand  obrigkeitlicher  und  staatlicher  Fürsorge. 

Von  vornherein  befand  sich  aber  der  Händlerstand  sdion 
in  emem  gewissen  Oegensata  za  diesen  Lebensprmsipien  der 
mittelalterlichen  Gesellschaft.  Der  Austausch  von  Waren  zwischen 
einander  fremden  Gemeinschaften,  die  Durchbrechung  der  Qr^iaeni 
innerhalb  deren  die  durch  viele  Bande  miteinander  verbundenen 
Glieder  einer  Gemeinschaft  sieh  gegen  ^die  Fremde"  abgesclilossen 
hatten  —  das  war  ja  der  lioden,  aus  dem  der  Hnndel  erwuehs. 
So  stand  dv.T  LUlndler  als  eni  von  Natur  „internatiuuales"  Element 
gewisserniiilrteii  iiuiserlialb  der  Gemeinschaft.  Dazu  kam,  dala 
seine  Existenz  gerade  beruhte  auf  Geld  besitz  und  dafs  sein 
Qeschftft  einen  ausgeprägten  Erwerbssinn  und  eine  gewisse  Kuhle 
in  der  Behandlung  der  nur  als  »Ennden*'  in  Betracht  kommenden 
Mitmensdien  Yoraossetate,  d.  h.  den  Handelsffeist  erzeugte,  der 
dem  Geeiste  mitfcehdterlicher  Ctomeinschaftsordnung  völOg  ent- 

figengesetat  war^    Je  mehr  dieser  Geist  auf  die  Leitung  der 
taatsgeschäfte  Einflufs  gewann,  desto  mehr  mufste  sich  die 
alte  Ordnimg  im  Interesse  des  beweglichen  Kapitals  umwandeln. 

In  England  beobachten  wir  eine  solche  Umwandlung  unter 
den  Tudors.  Die  Handelspolitik  tritt  immer  mehr  in  den  Vorder- 
grund der  Staat! i>  i len  Thätigkeit.  Das  neue  Prinzip,  d'-n  Erwerb 
von  Reichtum  zu  erleichtern,  verdrängt  alini  lilieli  daa  alte,  den 

C^en  Menschen"  fürsor^end  zu  umgeben.  Es  liegt  auf  der 
d,  dafs  bei  der  Regelung  des  ArbeitsTerhältniasea  In 
dem  Verlagsystem,  welches  ja  seihst  ein  Produkt  jener  Um- 
wandlung war,  die  beiden  ranidpien  sosammenstolsen  und  der 
Staat  in  iigend  einer  Weise  Stellung  nehmen  mulste.   Die  erale 
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¥Vige,  in  welchem  Grade  der  Staat  sich  mit  der  Ordniuig  de« 
nenen  Arbeitsverhidtnimee  he&late,  kann  man  vorweg  im  a]]ge- 
memen  dahin  beantworten,  dafs  dies  lange  nicht  so  intendF  ge- 

schoh^n  ist,  wie  es  die  Städte  und  der  Staat  selbst  gegenüber 
dtm  Handwerk    „^etlmn   luiben.     Gtiwifs  sind  einzelne  Punkte 
durch  hiiutig  wiederholte  Gesetze  oingeschiirft        aber  gerade 
das  (iecictZj  welches  die  Rechtsverhiiltnisse  zwischen  Handwerks- 
meister und  Oesell'.n.  zwischen  Pachter  und  Landarbeiter,  zwischen 
HerracLalt  und  Gesinde  umfassend  und  ä^stematisch  regelte,  das 
Oeaeti  tod  1562  lä&t  uns  völlig  im  Stich,  wenn  wir  nach  dem 
Veifafiltnia  swiechen  Veiiem  and  Arbeiter  finden.  DieLOhnungs- 
TOTicbrifien  gelten  freilich  dem  Sinne  des  GeselM  nach  aiusfa 
fHkr  sie,  aber  auch  hier  sind  Lücken,  und  im  übrigen  läfst  das 
Oesetz  diese  Untemehmungsform  ganz  links  liegen ,  als  ob  die 
englische  Gesetzgebung  sidi  nicht  schon  seit  £iiiat  100  Jahren 
vorher  damit  Ijefalst  hätte. 

Der  moderne  Geschilftsgeist,  der  die  hausindustrielle  Pro- 
duk:ioiis\veise  geschaffen  liatte,  zi^'lte  daraufhin,  die  Beziehungen 
zwischen  allen  an  der  Produktion  bi  teiligten  Menäciu  n  mehr  und 
mehr  zu  rein  geschäftlichen  hcrabsiiik'  n  zu  lassen  und  iui  „cash- 
nezns"  —  „Leistung  g^eu  Zahlung''  — ,  alle  Berührung  zwischen 
Unternehmer  und  Arbeiter  zu  erschöpfen.  So  mufste  im  Lohn-, 
aahlnngtrer&hren  zuerst  das  BedOrfnis  nach  staatlicher  Ordnung* 
Alhlbar  werden.  Wo  daher  das  Verlagsystem  tlberhaupt  zum 
erstenmale  (Gegenstand  der  Gesetatgebnng  wird,  geschieht  es^  um 
Mifsbr^tuche  in  der  Lohnzahlung  zu  beseitigen  —  nämlich  durch 
das  Gesetz  von  1  i^>5  (  t  E^lward  IV'  cap.  1),  weichet?  in  jeder  ninsicht 
den  Anfang  unserer  Periode  bleutet.  Es  verbietet  den 
clothmakers  (clothiers)  ihre  Arbeiter,  d  1»,  Wollkratzer,  Spinner, 
v\  ebt r.  Walker  u.  a.  in  Waren  an.-^utL  in  barem  Gelde  zu  be- 
zahlen, bei  Strafe  des  W^ertes  eines  dreifachen  LohnbetragCö  in 
jedem  Falle.  Ferner  wird  eine  Strafe  von  */2  Shilling  angedroht, 
wenn  der  Verleger  einem  Spinner  oder  dner  Spinnerin  die  WoUe 
betrügerisch  so  zugemessen  hat,  dala  diese  bei  der  Ablieferung 
des  Gespinstes  zu  wenig  bringen  und  infolgedessen  unverdienter- 
weise einen  Lohnabzug  erleiden  mUssen.  —  Auf  der  andern  Seite 
will  das  Gesetz  auch  den  Verleger  gegen  Verluste  aus  unsolider 
Arbeit  seiner  Leute  schlitzen.  Es  bestimmt  daher,  dafs  Spinner, 
Weber,  W^alker,  Färber  und  Scherer  jeden  selbst  verschuldeten 
Schaden  doppelt  ersetzen  müssen.  Solange  bis  der  Schuldige  (an- 
sciiemend  auch  der  Verleger  l  die  Strafe  erlegt  liat,  wird  er  in 
Haft  _«ii'>ramen.  Zum  erstenmal  tritt  hier  das  Truckverbot 
in  der  englischen  Gesetzgebung  auf.  Im  Jahi  e  1  Ti  1 1  wird  es  wieder- 
holt in  folgender  ausftihrticherer  Weise:  Jeder  Verleger,  welcher 
Woüe  an  Sortierer,  Wollkfataer  und  Spinner,  —  Garn  an 
Weiber  —  und  fertige  Gewebe  an  Walker  zur  weiteren  Bear^ 
beitong  Teigiebt,  aäl  «without  deoeit  or  male  engine  satisfye 
ooBteot  and  pay  to  the  same  .  .  .  •  for  ihe  same  their  kbour 
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and  w<M4nDaiiBlnp,  readymoney  of  the  Kings  Coyn  withont 
to  deliver  for  pajment  of  such  labour  . .  .  .  m  warei  or  Titails*^. 
Die  Strafe  beträgt  jedoch  io  jedem  Falle  nur  1  Shilling.  Die 
Vergebung  und  Rücklieferung  der  Robstoffe,  Balbfabrikate  und 

fertigen  Stoffe  zwischen  beiden  Teilen  soll  genau  nnd  ehrlich 
nach  amtlich  bcfi;laubigtem  Gewicht,  geschehen ,  ohne  kfmstliche 
G( Aviclitserhöhung  durch  Wasser,  Ol  u.  a. ;  lür  unvermeidliche 
Abialle  wird  ein  bestimmter  Satz  ic-^t^.  setzt  Den  Webern  wird 
aber  im  übrigen  —  hier  zum  erstenmal  —  ausdrücklich  ver- 
boten, Garnresle  zurückzubehalten.  In  der  Kegel  soll  aUeä  Garn 
auch  mwebt,  in  jedem  Fall  aber  der  Best  wieder  abgeliefert 
werden.  Auf  Unterschlagung!  betrügerische  Gewichtiftlschmig 
und  andere  Vergehen  der  Arbeiter  stebt  die  Strafe  Ton  8  Shilling 
4  pence.  Als  das  Gesetz  nach  drei  Jahren  abgelaufen  war,  wurde 
68  emeoert  S  aber  ohne  jenes  wichtige  Verbot  der  Warenlöhnung, 
das  also  damit  erloschen  war.  Es  ist  auch  in  den  ganzen  £Eist 
200  Jahren  17n1  nicht  wieder  erlassen  worden,  hat  also  ge- 
rade in  der  Zeit  ^'cruht,  wo  der  hausiiidustrielle  Betrieb  und  die 
ProletHiiöierung  der  Weber  reifsende  Fortschritte  machten*!  Im 
Jahr  1549  suchte  ein  Gesetz  dem  liljermalsigen,  zum  Vagabunden- 
tum ausartenden  Wanderleben  und  dem  häufigen  Stellenwechsel 
im  Gesellenstande  dadurch  zu  steuern,  dals  es  den  Dingvertrag 
cwiscfaen  Meister  nnd  Oesellen  allgemein  reichsrechtlich  regelte 
und  ein  festes  Verhältnis  awischen  der  Zshl  der  OeseUen  und 
der  der  Lehrlinge  festsetzte.  Offenbar  handelte  es  sich  dabei  aber 
nur  um  das  eigentliche  Handwerk;  die  Verhältnisse  der  Haus* 
Industrie  haben  dem  Gesetzgeber  nicht  TOigeschwebt  und  konnten 
auch  durch  solclie  Bestimmunfren,  wie  sie  das  Gesetz  enthielt, 
gar  nicht  berfihrt  werden,  denn  dort  waren  nicht  die  Arbeiter, 
sondern  die  Unternehmer,  die  Verletrer.  das  beweglit  lie  unsichere 
Element.  Anstatt,  wie  im  Handwerk,  den  Meistern  (1< n  stetigen 
Fortgang  ihrer  Geschälte  dadurch  zu  eichern,  daCs  man  die  Be- 
wegungsfreiheit der  Gesellen  einscbriinkte  und  langiristigc  Ding- 
Tertrüge  Toischrieb,  mulste  es  ffta  die  Hausindustrie  im  Uegentol 
mehr  darauf  ankommen,  den  armen,  heruntergekommenen  Klein- 
meister  und  Heimarbeiter  gegen  plötzliche  Betnebseinstellungen 
ihrer  Verleger  zu  schützen.  Der  hausindustrielle  Arbeiter  war  in 
der  Regel,  besonders  in  der  ländlichen  Industrie,  durch  etwas 
Landbesitz  und  dadurch,  dafs  er  Familie  be.^afs.  viel  weniger  als 
die  ledigen  Handwerksuesellen  geneigt  und  imstande,  seinen 
W^)hnort  zu  verlnssen.  um  bessere  Arbeitsgelegenheit  zu  surhen. 
Diese  Leute  waren  also  ganz  und  gar  abhängig  von  der  Arbeit, 
die  ihnen  der  Verleger  übertrug.  Üem  Verleger  aber,  dessen 
BewegUchkeit  nicht  durch  grofses  stehendes  Kapital  behindert 


»  ViU,^  6  Henrj  Vfll  Kap.  0. 

^  Ein  T  ruck  verbot  tiudet  sich  nur  noch  einmal  iu  einem  Special- 
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war,  wurde  es  nicht  schwer,  bei  ungünstigen  Konjunkturen  den 
Betrieb  einzusteilen  und  solange  zu  warten,  bis  er  seine  Tuche 
wieder  sa  beBsereo  Freisen  ab«etien  konnte.  Solche  toten  Zeiten 
waieo  denn  aber  der  Rain  vider  Hunderter  armer  Weber  and 
Spinner,  deren  EnpamiMe  oder  Nebenerwerb  nicht  aturachten^ 
um  sie  Uber  Wasser  zu  halten.    Der  Regierung  waren  diese 
Verhältnisse  nicht  entgangen.    Im  Jahre  1552  fUgte  sie  dem 
damals  »TUssonen  f^rrofsen  Tiiehraacherre^'^Ir-mont '  die  sehr  wichtige 
Bestimmung;  ein .   es  solle  kein  clothier  ohne  obrigkeitliche  Ge- 
ne »migunir  aein  Uesch.ift  aufgeben  dürfen:  widrigenfalls  er 
für    alle    Zeit    das    Hecht    verliere,    den  Betrieb 
wieder  zu  eröffnen.     Damit  war  den  Beamten  die  Ent- 
echeidung  darüber  überlassen,  ob  die  Geschäftslage  eine  Eiu- 
staUung  des  Betriebee  notwendig  mache  oder  nicht. 

Das  im  Torigen  Kapitel  erwähnte  „Webergeseta"  von  1S55 
war  wohl  geeignet,  auch  die  Lage  der  hausindustriellen  Arbeiter 
ond  Meister  zu  verbessern,  aber  es  enthielt  keine  Bestimmungi 
welche  der  Ausbildung  eines  NormalarbeitsvertFeges  ftir  die  Haue- 
industne  h'ltte  als  Grundlage  dienen  können.  In  noch  höherem 
^fiUt'  g-nlt  dies,  wie  schon  bemerkt,  von  dr-in  „Arbeits-  und 
Ot'?4intiegedetz"  der  b^lisabeth  Die  hansindustrieiie  l'uchmacherei 
wird  darin  nur  insofern  berührt,  als  die  clothier  und  ihre  Weber 
in  der  Annahme  von  Lehrlingen  beschränkt  sind  Hei  der 
Regelung  der  täglichen  Arbeitszeit  konnten  die  Geaetzgeber  von 
l-**62  w^  nnr  an  solche  Leute  denken,  welche,  wie  die  meisten 
Handwerkagesellen,  Dienstboten  und  Landarbeiter  gegen  Zeitlohn 
beschftftigt  worden;  davon  konnte  bei  den  Hennarbeitem  des 
VerlagBystems  natürlich  keine  Rede  sein.  Ans  diesem  Cknnde 
iit  es  auch  so  gut  wie  sicher,  dafs  jene  Klasse  ursprUnglidi  auch 
bei  der  amtlichen  Lohnregulierung  nicht  mit  berücksichtigt  wurde. 
Die  Lücke  ist  aber  noch  unter  Elisabeths  RegifTun^  ausgefüllt 
worden.  Ein  Gesetz  vom  ,}:\hrr  l.'l»?-  stellt,  .,u:n  /vvpif.-l  zu 
vermeiden"  fest,  die  «'uiL^esetzte  amtliche  I^ohnn-gulit  ruri^ 

8<>li''  berücksichtigen  „any  l.dxjurers,  Welvers,  spiusters  and 
worlimen  or  wockweomen  whatsoever,  eyüier  working  by  day 
week,  month,  jear  —  or  taking  any  work  at  any  per- 
ton or  pertons  band  wkatsoevery  to  be  done***.  (Jnd 
ein  weiteres  Ergttnsangsgeeeti  Jakobe  I.^  Tom  Jahre  1603  be- 
stätigt das  Yorige  und  fugt  hinzu :  wenn  ein  clothier  seinen  Webern, 
Spinnern  und  anderen  Arbeitern  oder  Arbeiterinnen  weniger 
Lohn  zahlt,  als  die  Taxe  vorschreibt,  Terf^llt  er  einer  Geldstrafe 
von  10  Shilling.  Damit  war  also  wenigstens  für  die  Tuohmacherei 


>  5   ß  Ed  wart]  VI  Kap.  6  Artikel  49. 
«  ;39  Kli/.Hb.  Kap.  12. 

*  Sehon  aus  dem  Jahrs  1593  lag  mir  vor  ein  „aceoant  of  the  rates  of 

wapf*  ffir  clothifTs  to  give  to  their  spini^tcrs  aad  weaven  by  the 
piece.-     State  PaneiD  Eli»üb.  ?oL  244,  ^r.  130.) 

*  1  Jsmee  I  Kap.  6. 
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eine  Strafe  gegen  Lohndruck  verftigt,  was  das  Gesetz  von  1502 
unterlassen  hatte.  Das  1  ruckverbot  wurde  aber  auch  bei  dieser 
Gelegenheit  nicht  erneuert.    Gerade  hundert  Jahre  nach  dem 

froDsen  Gesets  der  Königin  Elisabeth  regelte  Karl  II.  die  Ver- 
ältaiflse  der  „new  draperv"  Nord-Englands  und  bestimmte  bei 
dieser  Gelegenheit,  die  Tucbmacber  durften  anter  keiner  Be- 
dingung niedrigere  Löhne  zahlen  als  die  amtliche  Taxe  vor- 
schreibe. Seit  Beginn  des  XVill.  Jahrhunderts  haben  aber  die 
Friedensrichter,  ohne  darin  gehindert  zu  werden,  sich  damit  be- 
gnllrrt,  immer  wieder  die  alten  T^ohnsätse  zu  erneuern^  ohne  sich 
um  Preise  u,  s.  w.  zu  kümmern ' . 

Im  übrigen  hat  sich  die  Gesetzgehunj^  im  XVII.  Jahrhundert 
nur  not  h  einmal  mit  der  Regelung  des  Arbeitsverhältnisses  in  der 
hausiuduslriellen  Tuchniacherei  befafst.    Als  die  Arbeiterklasse 
in  dieser  Industrie  auf  ein  immer  tieferes  Niveau  gedrtickt  wurde^ 
hfttte  das  die  doppelte  Folge:  einmal,  dals  die  Versuchung  zu 
Unterschlagungc  n  und  BetrQgereien  gegen  die  Verleger  hestündig 
wQchsy  das  Getühl  für  Recht  und  Unrecht  in  diesen  Dingen  aber 
sich  mehr  und  mehr  abstuxnpfte  —  und  sodann ,  dafs  bei  der 
zunehmenden  Armut  dieser  Klasse  die  Verleger  immer  seltener 
auf  Schadenersatz  rechnen  konnten.    Sie  wollten  daher  sehliefs 
lieh  gerade  die  ärmsten  I.cnte,  weiche  dcTi  \%'rdien8t  am  dringendsten 
brauchten,   gar  nicht  mehr  beschättigen.     Diese  Erwägungen 
fiihrten  zu  dem  Gesetz  von  1(309-.    Es  bedeutete  eine  Ver- 
schärfung gegenüber  den  Stituten  von   1511   und   ITiH.  Die 
Pflicht  zum  Schadenersatz  bleibt  bestehen,  aber  im  ünvermögens- 
&lle  tritt  zu  der  Haft  noch  hinzu  die  abschreckendere  Strafe  der 
Offimtlichen  Auspeitschung,  sowohl  für  den  Hehler  wie  ftlr  den 
Stehler.  Wfthrend  aber  100  Jahre  früher  dem  Unterschlagungs- 
paragraphen  das  Truckverbot  ausgleichend  gegenüberstand,  fällt 
dieses  jetzt  fort!  £s  tritt  erst  wieder  auf,  als  mit  dem  Jahre  1701* 
die  lange  Reihe  von  Gesetzen  beginnt,  welche  nun  mit  um  so 
sehnrferen  Mitteln  gegen  di»^  drei  HauptauswUchse  des  Systems, 
s]if'eiell  in  der  Wollindustrie,  zu  Feld»^  zoir:  den  Trui-k,  die 
gegenseitigen  l)etrügereien  zwischen  Verlegern  und  Arlxitcrn  — 
und  die  Lohnkiimpt'e  und  Arheiterrevolten.    Wenn  auch  diese 
ganze  Gesetzgebung  des  XVIU.  Jahrhunderts  die  Vergehen  der 
Arbeiter  unyerhältnismäfsig  viel  härter  und  i-ücksichtsloser  be- 
ttraft als  die  der  Verleger,  so  ist  doch  nicht  zu  verkennen ,  dals 
der  Staat  —  wenigstens  in  der  Gesetzgebung  —  jetzt  doch 
nachzuholen  suchte,  was  er  in  den  lelzten  200  «hduren  versäumt 
hatte  —  nämlich  ein  enei^isches  Vorgehen  gegen  die  Aus- 
schreitungen der  Verleger  zum  Schaden  der  Arbeiterklasse. 

Das  Gesetz  von  1701  sagt,  es  wolle  die  „Ausbeutung*  der 


'  Cunninphani.  Growth  of  Englisch  Induatry  II  S.  :{»iO. 
'  7  Jaines  I  Kap.  7,  vergl.  das  i^tjUmbolam  daselbst 
*  1  Anna  stat.  2  Kap.  \H. 


Digitized  by  Google 


XV'lll  1. 


89 


Arbeiter  TerlimderD  und  bedroht  die  Verleger,  welche  den  Ldm 

in  Waren  zahlen  oder  das  Material  unredlich  snwiegen,  mit  einer 
Geldstrafe  die  das  Doppelte  des  dem  Arbeiter  zugeftlgten 
HchAdeDS  betragen  soll.  In  den  nächsten  Jahren  wird  die  Strafe 
noch  zweimal  (1711  und  17!  4)  verschärft  1725  aber  nahm 
man  einen  kräftigen  Anlauf^:  jeder  Verleg^^r  eines  Zweiges  der 
W()inndn?*trie  sollte  in  jedem  Falle,  wo  er  einen  Arbeiter  „by 
the  war  of  truck''  abfertigte,  lu  Tfund  Sterling  Strafe  zahlen. 
Die  Hälfte  der  Summe  sollte  der  geschadigte  Arbeiter,  die 
antiiTc  Hälfte  der  Angeber  bekommen.  Wer  ab<  r  unberechtigter- 
weise Lohnabzüge  machte,  den  Lohn  nicht  auszahlte  oder  mit 
der  Zahhmg  nngebtthritch  zOgerte,  eallte  bia  sor  ErfÜlliiDg  seiner 
Verbiodltchketten,  jedoch  nicht  über  sechs  Monate,  Geftngnis 
erhalten.  Den  EViedensrichtern  wurde  einraohiirft,  dorch  schnelk 
nnd  nötigenfalls  gewaltsame  Beitreibung  der  rftckstttndigen  Löhne 
den  Arbeitern  benzustehen. 

Um  aber  auch,  abgesehen  von  solchen  direkten  Gesetzes- 
übertretungen ,  den  f  willen  liOhnsü'eitigkeiteTi  ein  Km\e  zu 
machen,  bestimmte  ein  Gesetz  des  nächsten  Jahres  1726  %  dafs 
die  Spannrahmen,  auf  welchen  die  fertigen  Gewebe  -  bei  der 
Ablieferung  von  seiten  der  Weber  —  gemessen  wurden,  alle 
eine  bestimmte  Länge  haben  sollten,  sodafs  beim  Messen  jeder 
absichtlidie  oder  ▼enehentliehe  Irrtom  sofort  erkannt  and  oaher 
veihfttet  werden  konnte.  Auf  Grund  dieses  Verfahrens  sollten 
dum  die  StQcke  den  Webern  je  nach  der  Zahl  der  Ellen  be- 
sahlt  werden.  Auch  für  das  Abwiegen  von  Wolle  und  Garn 
an  die  Arbeiter  wird  ein  ffenaues  Verfahren  nach  einheitlichem 
Oewicht  vorgeschrieben.  Wer  dieses  Verfahren  beim  Austeilen 
der  Arbeit  umgeht,  verfallt  einer  Ooldstrafe  von  5  Es  ist 
interessant,  dafs  die  Regierung  endlich  ini  Jahre  1756^.  a!^  man 
die  von  Elisabeth  vorge.schriebene  amtliche  J^olinregulierung  schon 
fasi  hatte  einschlafen  liisBen  in  d  sie  jedenfalls  nicht  mehr  als 
bindend  betrachte^,  wieder  auf  eine  ähnliche  Idee  verfiel,  ab 
snf  das  einzige  Mittel,  das  ihrer  Meinung  nach  noch  hdfen 
konnte.  In  der  Begrändnng  heifst  es^  die  Vorschriften  gegen  den 
IVock  und  sur  Sidiemng  voller  Lohnzahlung  seien  allenthalben 
milsachtet  worden;  es  f<mle  an  einer  Autorität,  um  in  Lohnan- 
gelegenheiten Ordnung  zn  schaffen.  Nach  dieser  Begründung 
sollte  man  mehr  erwarten ,  als  was  thatsächlich  geschah :  das 
Gesetz  bestimmte  nur,  dafs  die  Friedensrichter  jeder  Grafschaft 
einmal  jährlich,  zu  Michaeli,  Lohnsätze  für  die  Wollindustrie 


1  12  Grnriro  \.  'M. 

*  l.i  George  i  Kap.  23. 

•  29  George  fl,  88. 

♦  Ven?L  Sidney  and  Reatrice  Webb,  History  of  Trade  rnio- 
Ditme  in  England,  London  lb94  S.  42  —  ferner  Cunmngh am .  Growth 

Eogiiah  iadastrY  and  Commerce  vol.  II  ä.  ;^9f.  —  and  Hewins, 
English  Trade  sad  FiDsaoe.  London  1892  S.  121. 
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«ufitellen  sollten,  nach  denen  die  Weber  eilen  weise  za  beKiblen 
wären.  Abweichungen  hiervon  sollten  mit  Geldstrafe  von  5  £j 
Lohnzahlung  in  Waren  oder  in  Anweisungen  mit  20  £  bestraft 

werden.  Aber  es  war  der  Reglern nj];:  mit  dieser  Nenerunj]:  doch 
wohl  nicftt  rechter  Ernst,  denn  scIioti  nach  einem  Jahr,  ehe  man 
wirklich  versucht  haben  konnte,  die  seibstverständlichen  Schwierig- 
keiten der  DurchfUhruDg  zu  überwinden,  liefs  man,  durch  die 
Petitionen  der  Verleger  bewo^^en,  die  Sache  wieder  fallen.  Ein 
Gesetz  von  1757'  hob  die  Einrichtung  auf,  angeblich  weil  die 
{^rofae  Mannigfaltigkeit  der  Master  und  Mischungen  in  der  WoU- 
indnatrle  me  gerechte  Lohnregel  ung  unmöglich  mache.  Jeder 
private  Lohnvertrag,  wofern  er  ohne  iede  Verklausulierung  auf 
iiahlang  in  barem  Gielde  laute,  eolle  gultlg  sein.  Damit  war  anob 
oflSsiell  ausgesprochen,  dafs  innerhalb  der  Wollindustrie  die  ana- 
logen Vorschriften  von  1562  ebenfalls  aufser  Kraft  gesetzt  seien, 
wenn  auch  das  Heset/  selbst  erst  im  XIX.  Jahrhundert  aufce- 
hoben  wurde.  In  der  That  war  auch  das  (le^etz  von  175()  der 
letzte  Versuch  der  Regierung,  auf  die  Lohnveihiiltnisse  der  Woll- 
industrie einzuwirken:  von  nun  ab  ging  man  ganz  z, um  „laisser- 
faire''  über".  Im  übrigen  bleibt  aber  da«  Ueaetz  von  175ti  in 
Qdtung  und  wird  noch  dahin  ergänzt,  data  der  Verleger  dem 
Arbeiter,  der  das  fertige  Produkt  ordniingamäfsig  und  j^nktliofa 
abgeliefert  bat,  spätestens  nach  zwei  Tagen  den  Lohn  auszahlen 
miSa.  —  Hiermit  endigt,  soweit  die  WoUindustrie  in  Betracht 
kommt,  die  Reihe  der  Gesetze,  welche  zum  Schutze  der  Arbeiter 
gegen  unredliche  Materiallieferung  und  Lohnzahlung  erlaaeen 
worden  sind. 

Vielleicht  nicht  allein,  aber  sicher  zum  grölseren  Teil  war 
di^es  illoyale  Verhalten  der  Unternehmer  schuld  daran ,  dals 
Elend  und  Verzweiflung  die  Arbeiterklasse  zu  einer  Art  von 
Gegenwehr  trieb,  die  allerdings  uiclit  allein  die  AngegriÜcucn, 
■ondem  die  allgemeine  öffentliche  Sicherheft  gefährdete  und  aus 
diesem  Grunde  alienfalb  die  ^fse  Härte  rechtfertigte,  mit  der 
ntm  der  Staat  gegen  die  Arbeiter  vorging.  Es  sind  drei  Gruppen 
von  Erscheinungen  innerhalb  der  Arbeitcrmasse  dieser  Industrie, 
die  von  den  Gesetzen  bekämpft  werden.  Erstens  die  Unter* 
schlagungen  und  HetrUgereien,  mit  denen  sich  die  Arbeiter  am 
Eigentum  der  \''erleger,  den  ihnen  anvertrauten  Rohstofft-n  und 
Halbfabrikaten,  vergingen.  Zweiten«  die  Koalition  df  r  Arbeiter 
zur  Erzwingung  besserer  Lohn-  und  Arbeitöverhaitnisse  und  zur 
Durchtiihi  ung  der  zu  ihrem  Schutze  erlassenen  aber  nicht  aus- 
geführten (iesetze  —  und  die  daraus  er a acliJienden  stiindigen 
„clubs^  und  ^societiea",  die  Anlange  der  modernen  Gewerk- 
reröne*.   Drittens  die  Gewaltthaten  und  Verbrechen,  zu  denen 

J  80  George  HI  Kap.  2. 
«  a.  a.  O.  S.  44. 

*  Vergl.  Sidncy  and  ßeatrice  Webb,  The  history  of  trade  uuiouisin«. 
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sich  iVie  Arbeiter  hinreifsen  liefsen,  als  ihre  friedlicheren  Mittel 
kfinfii  Krr'olf^  h.itten.  Das  schon  erw-ilinto  Oe-rtz  von  1701 
bedroh t'-  zum  ersten  Male  —  ftlr  die  gesarate  Textilindustrie  — 
die  Un  terschlasjiing  von  Material  und  Waren,  aufs  er  mit 
doppeltem  Schadenersatz  und  öffentlicher  Auspeitschung,  auch  noch 
mit  Zuchthausstrafe  (hard  labour).  Aus  einem  Gesetz  von 
1726'  enelieii  wir,  dafe  die  zar  sttindigen  Encheinung  ge- 
wordenen Untendilagungen  bereitB  den  Boden  abgaben,  auf  dem 
an  ftnnUchee  Qewedbe,  das  der  „endgatherers*^  erwachsen  konnte. 
Diese  Leute  suchten  ala  Hausierer  allerwärts  die  zerstreut 
wohnenden  Heimarbeiter  anf^  um  Urnen  die  Spinn-  und  Webe- 
abfälle  abzukaufen.  Sie  waren  aber  durch  die  Natur  ihres  Ge- 
werbebetriebes die  geborenen  Hehler  für  die  unreehtinnfsiger- 
weiae  zurdckbehaltenen  ..  IJeste"  der  Arbeiter,  und  als  solche 
bald  berüchtigt.  Ihr  Gewerbe  wurde  daher  durch  obiges  Gesetz 
ganz  verboten.  Da  mdh  die  Hehlerei  aber  auch  in  anderen 
Formen  immer  mehr  zu  einem  Gewerbszweig,  ähnlich  dem 
Sebmuggel,  ausbildete,  und  andererseits  die  Arbeiter  selbst  doch 
so  gut  wie  nie  in  der  Lage  waren,  im  Falle  der  Entdeckung 
den  Schaden  zu  ersetzen,  so  führte  das  Gesetz  von  1749'  die 
Neuerung  mu,  daTs  die  Verpflichtung  zum  Schadenersatz  Tom 
Stehler  ganz  auf  den  Hehler  abgewälzt  wurde^  nämlich  mittelbar 
durch  die  hohen  Geldstrafen,  welche  dieser  zu  zahlen  hatte. 
Den  schuldigen  Arbeiter  traf  jetzt  sofort,  ob  er  zahlen  konnte 
oder  nicht,  die  Zuchthausstrafe  nebst  körperUcher  Züchtigung, 
DslWi  sollte  als  der  Unterschlagung  scliuldig  schon  betrachtet 
werden,  wer  einen  „Rest"  von  Wolle.  Garn  u.  s.  w.  llinger  als 
21  Tage  l>ei  sich  behielt.  Um  aber  den  bestohlenen  Verl^ern 
ichneller  zu  ihrem  Rechte  zu  ▼erhelfen,  wurde  den  Friedens- 
ncfatem  befohlen,  nach  jeder  Anzeige  unrersttglich  bei  dem 
YerdSch^en  Subjekt  Haussuchung  vorzunehmen  und  alle  dort 
Yttgefundenen  WoU-  tmd  Garn- Reste  zu  konfiszieren.  Wenn 
•i  aem  Arbeiter  dann  nicht  möglich  war,  binnen  24  Tagen  den 
nchtmafsigen  Besitz  jener  Gegenstände  nachzuweisen,  erhielt  er 
sie  nicht  zurück.  Eine  weitere  Verschftrfting  trat  25  Jahre 
»]>^tfT  ein®.  Nur  wenn  der  verdiiclittf^e  Arbeiter  eine  brstimmte 
Kaution  stellen  konnte,  trewnhrte  iinn  ihts  Gesetz  eine  Frist,  um 
Beweise  flir  seine  Unschuld  beizubringen;  im  anderen  Falle, 
d.  h.  wohl  in  den  allermeisten  Fällen,  wurde  er,  wenn  er  sich 
siebt  sofort  rechttertigen  konnte,  als  schuldig  betrachtet.  Das 
VflifiJuren  wurde  später  dofch  Abkürzung  der  Bntlastungsfrist 
noch  mehr  ?eradiarft^.  Um  die  Schuldigen  leichter  entdecken 
tu  ksnnen  und  um  den  Verlogem  eine  Gewähr  zu  geben»  dafs 


»  13  (.eorga  1,  23. 

•  2-2  Geor^;e  II  Kap.  27. 
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die  Arbeiten  auch  wirklich  von  denselben  Leuten  ausgeführt  wurden, 
denen  sie  übertragen  waren,  wurde  bestiiiiiiit,  dafs  Arbetler^  waldie^ 
wie  es  häufig  rorkamy  ttbemommeDe  Aufbiige  an  andere  Arbeiter 
weiter  Teigaben,  Ihb  2U  3  Monaten  Zuchthaus  erhalten  sollten. 

Das  Verlagsystem  machte  es  dem  Unternehmer  an- 
möglich, die  Arbeit  seiner  Leute  zu  beaufsichtigen.  Die  Phi- 
duktion  für  einen  Arbeitgeber  verteilte  sich  auf  zahllose,  dazu 
oft  noch  ganz  versprmpit  liof^^endo  Woluistätten.  Erst  das  fer- 
tige Halbwbrikat  oder  Fabrikat  kam  dem  Verleger  zu  Gf^STcht 
Diesem  Übel  stände  konnte  einigermafsen  abgeholfen  werden, 
wenn  der  Verleger  die  Beaufsichtij?ung  gleichsam  in  der  Form 
von  Stichproben  vornahm,  also  unangemeldet  bald  in  dietsei',  bald 
in  jener  Arbeiterhütte  nach  dem  Rechten  sah.  Aber  es  ist 
bekannt«  wie  streng  in  England  Recht  und  Sitte  den  Haushem  — 
—  und  ein  soldier  war  auch  der  hausindustrielle  Arbeiter  — 
gegen  das  ungebetene  Eindringen  Fremder  in  sein  Haus  scfaQtst. 
Dieses  strenge  Ilausi*echt  mufste  durch  Gesetz  durchbrochen 
werden,  um  den  Verlegern  die  Beaufsichtigung  ihrer  Arbeiter, 
besonders  solcher,  welche  der  ünterschl  iLrimg  verdächtig  waren, 
zu  ermöglichen.  Das  genannte  Gesetz  gestattete  daner  den 
Verlegern,  während  der  Tagesstunden  „zu  schicklicher  Zeit"  un- 
angemeldet die  Häuser  ihrer  Arbeiter  zu  betreten.  Wer  ihnen 
den  Eintritt  verweigerte,  wurde  mit  einer  Geldstrafe  von  20  £ 
bestraft!  Dieselbe  Strafe  traf  auch  solche  Personen,  welche 
Nachts  dabei  betroffen  wurden,  in  verdächtiger  Weise  WoUe^ 
Garn  und  andere  Materialien  der  Wollindustrie  zu  transportieren, 
falls  sie  deren  redlichen  Besitz  nicht  nachweisen  konnten.  An- 
geber solcher  Vergehen  erhielten  Prämien  bis  zu  10  SS.  Die 
Strafen  auf  Unterschlagung  selbst  wurden  erhcblic  Ii  verschärft. 
Allen  Anzeichen  nach  grassierten  die  geschilderten  Zustünde  am 
meisten  in  der,  p^erade  nach  1700  besonrlers  aufblühenden 
Kammgarnindustrie.  Speciell  die  \^'ollkämnjer  machten  ihren 
Verlegern  grofse  SchwierigKeiten  * ;  sie  gehörten  auch  zu  den 
ersten  Arbeitergruppen,  welche  sich  zum  Kampf  gegen  die 
Arbeitsherren  organisierten  ^.  Um  den  manufacturers"*  dieser 
Industrie  die  Durchführung  der  Gesetze  besser  zu  garantieren, 
wurde  1779*  —  zunächst  nur  für  die  Grafschaften  York, 
Lancaster  und  Ghester  —  eine  neue  Giganisation  gesdia£fen. 
Ein  Ausschufs  der  dortigen  Kammgamindustriellen,  mit  dem 
Sitz  in  Halifax,  sollte  eine  grOfiiere  Zahl  von  „inspectoia  of 
worsted  yam"  anstellen,  die  von  den  Friedensrichtern  zu  be- 
stätigen waren.  Sie  wurden  mit  polizeilichen  Volliiuiehten  hm- 
gestattet,  und  beauftragt,  bei  allen  verdächtigen  Arbeitern  Haus- 


'  Ver^l.  James,  Histoiy  of  the  worsted  mannfactme  in  England. 

London  1857. 
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«nchuiigen  vorzunehmen.  Die  Eiurichtung  bewährte  sich  an- 
Bcheincnd,  denn  in  den  Jahren  1784,  1785  und  1791  wurde  sie 
noch  auf  alle  übrigen  Grafschaften  ausgedehnt,  in  denen  damals 
Kammgamindustrie  bestand  ^ 

Das  Arbeits-  und  (iesindegeaetz  der  Elisabeth  bestrafte  einen 
Arbeiter  oder  Gebellen,  der  in  einem  vcrtragsmäfßigen  Arbeits- 
oder  Dienfttrerldlltiiiflae  stand,,  wenn  er  eine  ihm  obliegende  Arbdt 
wweigerte  oder  ohne  KttndÜgung  seinen  Herrn  TerBeft,  sohmge 
bis  er  die  Arbeit  wieder  aufoahm.  Aber  die  hausinduatrietlen 
Weber  und  Spinner  standen  zu  ihren  Verlegern  nicht  in  einem 
Verhältnis  von  der  Art,  wie  es  das  Gesetz  bei  der  Bestrafung 
des  Kontraktbruches  im  Auge  hatte.  Gerade  der  Mangel  eines 
festen  Vertra^sverliJtltnisses  war  in  d^n  Andren  d*  r  Verleger  em 
Vorzug  des  bystems;  zwischen  Verk^;»  i-  und  Heimarbeiter  irab 
es  nur  lauter  Einzelvertrfige  über  Au&luhrn?)^-  und  lit^hlung 
einzelner  Auiträge,  und  wie  das  ganze  VerLiknis  mit  der  Über- 
nahme eines  solchen  iVuttra^cs  erst  enisUiiid,  so  hörte  ea  an  sich 
mit  dessen  Erledigung  auch  auf.  Es  ist  sehr  unwahrscheinlich, 
da6  swiachen  beiden  Teilen  Vertrüge  flUr  beatimmte  ZeitriUime 
cnatiert  haben.  Bei  alledem  lag  aber  doch  eben  ein,  wenn  auch 
oh  vielleicht  nur  ephemeres  Rechtsverhältnis  vor,  und  wie  dieses 
im  übrigen  in  der  geschilderten  Weise  gesetzlich  geschlitzt  wurde, 
80  mufate  der  Verleger  auch  in  dem  Falle,  wo  ein  Arbeiter  einen 
Auftrag  nicbt  ausftihrte,  ein  Mittel  haben,  um  ihn  dazu  zu  zwingen. 
Aber  erst  im  Jahre  1715-  griff  die  Gesetzgebung  hier  ein,  und 
^^"ir  wissen  nicht,  welcher  Kechtszustand  vorlier  bestanden  liat. 
I  neue  Gesetz  bestrafte  Holche  in  der  Wollindustrie  tliätigen 
Ai  lx'iter,  welche  übernommene  Aufträge  auszuführen  sich  weigerten, 
oder  sie  vernachlässigten,  oder  liegen  liefsen,  um  vorteilhaftere 
Arbeiten  su  IlbernehineD,  mit  Zuchthaus;  eine  Bestimmung,  die 
in  awei  apäteren  Ctesetsen  1749  und  1777*  mit  Abänderungen 
wiederlioll  wurde. 

Koalitionen  eines  Arheitentandea  im  modernen  Sinne  laaaen 
sieh  in  England  seit  dem  Begum  des  XVIU.  Jahrhunderte  feat* 

BteUen^:  d.  h.  aeit  der  Zeit,  wo  England  ausgesprochenermafsen 
Industriestaat  wurde.  Und  es  ist  die  Wollindustrie,  in 
der  die  Bewegung  zuerst  in  bemerkbarer  Weise  auftritt.  Den 
Aulals  bot  vor  allem  die  Thatsache,  dafs  die  unter  Elis!iy>et]i 
und  .lakob  L  eingesetzte  T.ohnreguliening  durch  die  Friedens- 
richter ganz  eingeschlafen  ^-v.ir.  oder  in  parteü.^rlirr  Weise  zu 
Goosten  der  Verleger  gehandhabt  wurde.    6chon  Jakob  I.  hatte 


«  94  Geoige  m  Kap.  8,  25  George  in  Kap.  40,  81  George  III 
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flioli  vegranlafst  geseheiii  in  diiem  Gesets  von  1603'.  m  be* 
atunmen,  ein  dothier,  der  Friedeiunicliter  eei,  dürfe  nicDt  an  der 
amdicheD  Lohnregulierung  tdlnduneo,  aowat  es  eich  um  Weber, 
Walker  .  Spinner  oder  andre  Handwerker  handele ,  wdcfae  ▼um 
der  Tuchmacherei  in  irgend  einer  Weise  abhftngig  seien..  Wenn 
es  zum  Erlafs  eines  solchen  Gesetzes  kam,  muisten  die  Übel- 
stHnde  wohl  schon  ziemlich  stirk  verbreitet  gewesen  sein ,  und 
man  kann  sich  vorstellen,  dafs  es  100  .Jalire  spater  eher  schlimmer 
als  besser  damit  ausgesehen  hat.  Auch  die  alten  Bastimmungeü 
zur  ReschrUnkun^  der  Lchrlingazahl ,  zur  Femhaltung  unge- 
lernter Arbeitskräfte  von  dem  Gewerbe  wurden  in  dieser  Zeit 
nicht  mehr  durchgeführt.  Darunter  litten  alle  die  hausind ustriellen 
Arbttter,  welche  Mlbet  swar  nicht  mehr  selbetftndige,  aber  doch 
geLemte  Meister  waren  nnd  durch  die  Konknirara  der  ,,!nduatrieIlflo 
Keeervearmee*'  auf  ein  tieferes  sociales  Niveau  herabgedrUckt  wurden. 
„Durchführung  der  alten  Gesetze"  von  1555,  1562, 
1603  u.  a.  war  dab  er  die  Losung  der  Arbeiter,  wdche  zu  Beginn 
des  XVIII.  Jahrhunderts  und  zwar  zuerst  in  den  westenglischen 
Tuchinacherdistrikten,  dor  f'i<^r'r(tli(*hen  H'^iraat  des  Grofsverleger- 
tums,  in  Devoushire,  Somerset,  Gloueester,  Koalitionen  bildeten. 
Zunächst  be^nTit^ten  sie  sich  mit  gemeinsamen  Adressen  und 
Petitionen  an  König  und  Parlament^.  Es  ist  auch  wahrscheinlich, 
dafs  dieser  Bewegung  die  neuen  Truckverbote  zu  verdanken 
sind.  Aber  wenn  BxSh  ihre  Petitionen  GehOr  fanden;  die  Ko- 
alitionen als  solche  wurden  doch  als  uugesetsUche  und  gemein* 


leichter  su  Härten  gekommen  sein,  als  die  jungen  Vereinigungen 
anscheinend  schon  sehr  früh  angefangen  hatten,  Kassen  zur 
Unterstützung  ihrer  Mitglieder  zu  gründen.  Von  dem  friedlichen 
Appell  an  die  Regierung  wandten  '■ich  dif*  nun  entstehenden 
^clubs  •  und  „societies"  der  Arbeiter  aber  bald  zu  unmittelbaren 
Vorstellungen  und  Forderungen  an  die  einzelnen  Verleger,  Die 
G^ensJltze  spitzten  sich  zu,  und  es  kam  zu  Ruhestörungen  und 
(Jewaltthaten.  im  Jahre  1725  griÖ'  da^  Parlament  ein.  Das 
Gesetz  (12  George  124)  erklärte  alle  Satzungen,  Bekanntmachungen 
und  Vereine  von  WoUwebem,  Wollkämmern  und  Strumpf- 
wirkern, welche  den  Zweck  hatten,  Löhne  und  andere  Arbdti- 
bedingungen  zu  beeinflussen,  ftir  ungesetzlich  und  nichtig.  Arbeiter 
aller  Zweige  der  Wollindustrie,  welche  solche  clubs  begründen, 
ihnen  beitreten  oder  in  irgend  einer  Weise  ihnen  UnterstQtaung 
leihen,  oder  welche  sich  den  vnn  clubs  erlassenen  Bestimmungen 
unterwerfen,  werden  mit  Zuchthaus  big  y.n  drei  Jahren  bestraft.  Mit 
dem  Tode  bestraft  werden  sollto  jeder,  der  mutwillig  wollene 
Stoffe  auf  Webstühlen  und  Trockenstangen  oder  Werkzeuge  der 


1  1  James  I,  6. 
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Wollindustrie  zerstörte  oder  zu  dieöem  Zwecke  Einbruch  ver- 
übte. Sieben  Jahn  Deportation  drohten  dem,  der  Verl^em 
oder  Arbeiieni  der  Wolunduslrie  6ahry  dafii  sie  och  den  Be- 
■timiDiuiMn  und  Foideningen  eines  dnbs  nicht  filmen  wollten, 
kllrp^liche  Yerletzungen  zufügte  oder  lie  dnrch  Anouohuog  Ton 
Bm^äslifkang ,  lUnb,  KOqterverktzwig  u.  w.  emzoeohttditeni 
aocbte. 
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Vorschriften  über  Herstellung  und  Qualität  der  Stoffe. 


Den  Produseoten  zu  reeller  und  solider  Arbeit  anzuhalten 

und  dem  Konsumenten  eine  gute,  haltbare  und  preiswtirdigre  \^'ar8 
zu  garantieren,  war  selion  der  Zweck  der  mittclaltt  rlichen 
stiidtisch-zünfti^en  Kculcmenls  rf'wesen ,  —  in  England  <  benso, 
wie  aut"  dem  Kontinent'.  2saturlich  handelt  es  sich  dabei  nur 
um  diejenigen  Stoffe,  welche  in  der  betreffenden  »Stadt  gemacht, 
oder  doch  auf  ihrem  Markte  teilgeboten  wurden.  Femer  lag  es 
in  der  Natur  der  mittelalterlichen  VerhlfltDisae ,  dals,  wie  die 
Sitten  und  Traditen,  so  auch  die  zu  ihrer  Regelung  erlaBsenen 
Verordnungen  einen  stabilen  Charakter  trugen.  So  war  die  Auf- 
gabe ftir  die  städtischen  und  zünftigen  Organe  der  Gewerbe- 
polizei noch  yerhiUtnisrnüfsig  leicht.  Die  Revolution  in  den  Ab- 
eatzverhilltnissen  ändert  das.  Sie  wirkte  auf  die  Regelung 
der  Technik  in  demselben  Orade  ein,  wie  auf  die  Oewerb«  ver- 
faj=;sun^'.  Wenn  Produktionsort  und  Absatzmarkt  weit  von- 
eiuauder  entfernt  waren:  wie  konnte  dann  uocii  eine  lokale  Be- 
hörde im  Stande  sein,  fortdauernd  die  Fabrikation  so  zu  regeln, 
dafs  sie  den  Anforderungen  der  fernen  Abnehmer  entsprach?  — 
Wenn  eine  nationale  Industrie  entstand  und  eine  bestimmte  Sorte 
Tuch,  welche  in  mehreren  miteinander  konkurrierenden  Stildtea 
hergesteUt  wurde,  trotzdem,  weil  für  ein  und  denadbea 
Absatzmarkt  bestimmt,  in  allen  Stücken  von  gleicher  GM&e^ 
Schwere  und  Qualität  sein  mufste,  welchen  Zweck  hätte  da  eine 
Regelung  der  Technik  noch  gehabt,  wenn  jede  Stadt  isoliert 
und  nach  eigenem  Ermessen  vorgegangen  wäre?  —  Und  wie 
konnte  cino  Rf^^ierung,  die  in  der  An«bilrbing  und  Fördenmg 
emer  öoichen  nationalen  Industrie  eine  Hauptätiitze  ihrer  Macht 
und  der  allgemeinen  W  ohliahrt  sah,  deren  teclmiäche  Regelung 


'  Vergl.  Oclicukuwaki,  iuigiands  wirtschaftliche  Entwickclana: 
im  Au^gaugc  des  MitfcetalterB.  Jena  1879,  Seite  75 ff.,  femer  Hibbert 
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den  lokdan  Organen  ttberlaaaen?  —  Der  Staat  mufste  die  Auf- 

Sbe,  so  achwierig  sie  auch  war,  in  die  Hand  nehmen.  Dazu 
m  ja  noch,  dais  die  tchDell  anschwellende  ländliche  Tuch- 
macherei,  welche  gerade  in  besnnderem  Mafse  ffir  ausländische 
Märkte  arbeitete,  den  stiidtischen  lleglemeuls  nicht  unterworfen 
war.    l  )ie  Schwlengkeiten  einer  .«ta<itlielipn  Regelung  der  Teclmik 
waren  in  der  Tliat  grofs  —  besonders  in  England,  wo  die  Woll- 
industrie sich  fast  über  das  ganze  iidch  erstreckte,  ohne  dals 
mau   doch   von   einer  Gleichförmigkeit  der  Fabrikation  hätte 
•prechen  können.  In  der  Rqgel  fiusen  die  besllglicben  Rec^lementa 
Mtimmle  St  off  arten,  i.  £.  Brdttnche,  oder  Schmaltache,  oder 
Flanefle  n.  s.  w.  ine  Äuge  oder  fassen  auch  mehrere  Gruppen 
Buaammen,  nm  sie  gleichzeitig  zu  regeln.  In  dem  Falle  galt  also 
daa  Reglement  für  jede  Stadt  oder  Grafschaft,  in  der  soldie  Stoffe 
eemacht  wurden.    Ein  anderer  Typus  von  Gesetzen  wurde  für 
nestimmtc  einzelne  Land  es  teile  oaer  Städte  erlassen,  um  deren 
j*pecielle  Induetnen  -/n  regeln.    So  existieren  z.  B.  Specialregle- 
ments ftir  Norwicb,  Kidderuiünstt  r,  Leeds  und  Worcester;  auch 
werden  die  nordenglischen  und  westenglischen  Industriebezirke 
mehrfach  getrennt  behandelt.  Schlierslich  tinden  sich  auch  mehrere 
Reglements  sröfseren  Stils,  welche  in  vielen  Paragraphen  die 
lernte  TucEmachem  des  Staates,  nach  Produktionsplätaen  und 
StojBEyrten  geordnet  anf  anmal  in  Angriff  nahmen.  Dies  geschah 
a.  B.  1552  und  1G06. 

Wer  diese  technischen  Reglements  vergleicht  mit  den  analogen 
Gesetzen,  wie  sie  andere  Staaten  erlassen  haben,  wird  bemerken, 
dafs  der  Stallt  in  Rnt^land  —  bei  allem  Kiter  in  der  Förderung  der 
Indu^jtrie  —  doch  die  Maschen  seiner  Reglementierung  nicht  so 
eng  gezogen  und  dem  indivi  lu  Heu  Vorgelien  der  Arbeitenden 
mehr  Spielraum  gelassen  hat,  aU  die«  z.  R.  von  der  französischen 
Regierung  geschah.    Dieser  aehr  weacntUche,  iür  die  ganze  hier 
in  Frage  kommende  Gesetzgebung  charakteristische  Unterschied 
erkllrt  sich  daraus,  dafs  die  Staatsleitung  in  England  mxh  au 
keiner  Zeit  damit  be&fot  hat,  unmittelbar  imleitend,  unterweisend, 
man  mOchte  sagen  „pädagogisch",  auf  die  Industrie  einzuwirken. 
Wo  man  audi  die  englischen  Reglements  aufschlägt :  immer  hat 
man  den  Eindruck:  das  Gesetz  setzt  voraas,  dafs  der  Weber, 
der  Färber,  der  Walker  und  Tuch  scherer  sein  Gewerbe  versteht; 
dafs  er  ir^nau  weifs,  was  er  zu  thun  hat,  um  eine  gute,  zweck- 
en t=5p  rech  ende  preiswerte  Ware  zu  erzielen;  es  zieht  nur  gewisse 
wenige  allL^emt  ine  Sehranken,  welche  der  Verleger  oder  Arbeiter 
nicht  UbtTßchreiten  kann,  ohne  sich  strat  har  zu  uiachen,  innerhalb 
deren  aber  der  technische  Prozefs  von  selbst  zum  Ziele  iUhren 
mute  —  wofern  nur  nicht  die  unredliche  Absicht,  das  Gegenteil 
SV  tbun,  TOflliegt    Die  englischen  Reglements  wenden  sich  daher 
weniger  an  den  v  erstand  als  an  das  Gewissen  der  Industriellen,  s  i  e 
bekämpfen  nicht  techn ische  Unwissenheit,  sondern 
aoehrlicheGealnnung.  Daher  sagen  die  Gesetze  nicht,  welche 
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Wolle,  welches  Garn  zu  diesem  oder  jenem  Stoß'  zu  wählen  aei, 
auch  nkht  wie  grofs  die  Zahl  der  Fftdeo  in  der  Kette  lud  im 
Einschhis  sein  müaae ,  damit  die  für  jede  Gattung  und  Qualitftt 
venchieoene  Stärke  und  Schwere  des  Tuches  erreicht  werde  n.  s.  w. 

Man  kann  also  die  einschlägigen  Reglements  kaum  als  ^tech- 
nische Vorschriften*'  bezeichnen,  weil  tUr  die  eigentliche  Technik 
fast  nichts  daraus  zu  entnehmen  ist.  Ihr  wirklicher  Inhalt  läfst 
sich  etwa  so  zusamnienfassen :  sie  verfolgen  zwpi  Ziele;  einmal 
wollen  sie  die  soeben  erwähnten  allgemeinen  „bcliranken"  ziehen 
und  diese  bestehen  darin,  dafs  t'ür  jede  Gattung  von  Stoffen 
ein  Normalmalö ,  ein  Gröfsen  -  Standard ,  nämlich  Länge  und 
Breite,  vorgeschrieben  wird,  wozu  seit  dem  XVI.  .lahrlumdext 
auch  noch  das  Gewicht  als  wichtige  Ergänzung  hinsutritt.  Und 
sodann  handelt  es  sich^  als  zweites  Ziel,  darum,  im  einseinen  die 
sahireichen  Praktiken  zu  bekämpfen,  mit  deren  Hilfe,  auch  unter 
Einhaltung  der  obigen  Schranken,  schlechte  Ware  ▼erkänfticb 
gemacht  werden  sollte. 

Schon  zu  der  Zeit,  wo  von  einer  nationalen  Tuchindosüie 
in  Kngland  noeli  gnr  keine  Rede  sein  konnte  und  die  lokale 
städtisehe  Gewerbepolizei  noch  Bflbstiindiger  war,  hat  der  Staat 
doch  schon  reglementierend  eingegntien.  Vom  Erlafs  der  soge- 
nannten ..Aösize  of  measure"  im  Jahre  1197*  bis  zum  Jahre 
1353  war  Länge  und  Breite  des  Tuches  reichsrechtlich  geregelt 
Alle  Stücke,  welche  das  vorgeschriebene  Mais  nicht  erreichten, 
▼erfielen  dem  Könige.  Mit  Rttcksicht  auf  die  Beschwerden  aus- 
ländischer  Kaufleute  milderte  Eduard  III.  1853  das  herrschende 
Beoht  dadurch,  dafs  er  die  Beschlagnahme  aufhob  und  daüir  be- 
stimmte, der  königliche  Stempel  solle  keim  ni  Stück  Tuch  ver- 
sagt werden,  aber  nur  dessen  wirkliches  Mal's  beglaubigen,  um 
80  die  etwa  vorhandene  Abweichung  von  dem  NormaTmafs,  welches 
weiter  bestand,  zur  Kenntnis  (Ich  KiiiHVrt>  zu  bringen.  Nach 
Mais^jRbe  (lieser  Differenz  sollte  dann  dem  Käufer  ein  entsprechender 
PreisabzuL:  gewährt  werden.  Das  blieb  der  Grundgedanke  auch 
in  allen  bpäteren  Oesetzen  bis  zum  Si  lilufs  unserer  Periode.  Im 
Jahre  1439^  wird  für  das  ganze  Keieb  ala  allein  i;ültige  Mafs- 
einheit  für  das  Messen  von  Tuch  vorgeschrieben  „by  the  yard 
and  the  inch  and  not  by  the  jard  and  the  handful  —  acoording 
to  the  London  measure".  zwar  soll  das  Tuch  auf  seine 

Länge  und  Breite  erst  gemessen  werden ,  naebdem  es  grttndlidi 
durchnäfst  ist,  und  so  seine  minde  tn  :  gliche  Ausdehnung  hat. 

Natürlich  differenzi(  rten  sich  die  Alalsvorschriften  im  gleichen 
Schritt  Tiiit  den  Tuelisoiten.  Nfben  den  alten  „broad  elothes", 
d.  h.  gfolßen ,  schweren  und  auf  !  ( iHen  leiten  stark  gewalkten 
Tuclien,  welche  iVir  Jahrhundertc  den  bianiniartikel  der  engliseben 
Tuehiiiacherei  bildeten,  tauchen  mit  der  Zeit  noch  etwas  leichtere 


^  Vergl.  Ashiev,  Eiarly  EogUsh  WooUen  Indastir,  Kap.  1. 
■  IS  Henry  VI  Kap.  16. 
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und  schmälere  Tuche,  half  dothes,  keneys  und  strdehtB,  auf. 
WafanchemHch  warea  dies  Stoffe,  welche  von  e!  n  e  m  Weber  allein 
gewebt  werden  koDoteo^  während  für  die  Herstellung  der  broad 
dothes  (>>i?  zur  Erfindunj;  (l<^r  .  Aying  ßhuttle**  im  Jahre  1738) 
zwei   \N  eber    nebeneinfinder  dfii    Webstuhl  bedienen  mufsten. 
Die  StotVe  werden  in  den  Uesetzen  gewöhnlich  nach  dem  Namen 
der  ( rrafsehat'ten  oder  Städte  benannt^  in  denen  sie  zuerst  gemacht 
wurden,  z.  B.  Devonshire-kerseys ,  Gloucestcar-clothes  u.  a.  Ed 
scheint,  als  ob  auch  filr  dieselben  Tucharten  (soweit  man 
aimlich  von  einer  Kontinnität  der  Arten  Uber  Jahnehnte  oder 
linger  hinaus  ttberiiaitpl  reden  kann)  mehrmals  die  Standards 
egandert  sind.    Am  wichtigsten  sind  in  dieser  Beziehung  die 
Gesetze  von  1464  (4—5  Edward  IV  cap.  1),  1535  (27  Henry  VHI 
cap.  12)  und  das  grofse  zusammeniassende  Reo:1enient  von  16ö2| 
in  r\em  7iim  erf^tenmal  auch  ein  bestimmtes  Mindestgewicht 
i  ir    jede    einzelne  Sorte   vorL^pschrieben    wird  (5    ♦>  Edw  VI 
cap.  8).    Im  Jahre  1606  hebt  wiederum  ein  allgcnir'iiu's  Kci^le- 
mont  Jakobs  I.  *  sämtliche  bisherigen  Bestiuiinuugen  über  Lringe, 
Breite  und  Gewicht  auf  und  ersetzt  sie  durch  neue  fllr  alle  Tuch- 
macherbezirke Englands.  Nebenher  laufen  noch  manche  Gesetze, 
wdche  einxetee  neu  auftauchende  Sorten  r^guHeren  oder  Hhere 
Vofiehriften       schon  geregelte  Sto£fo  wieder  dnscliflrfen.  Das 
Geeeta  von  1606  ist  scnon  das  letzte,  welches  den  Gegenstand 
ftlr  das  f]^anze  Reich  zu  regeln  unternimmt.    Seitdem  hat  man 
die  Fabrikation  der  gröfiMren  Zahl  der  darin  aufgezählten  Stoffe 
—  besonders  soweit  sie  in  den  alten  Industriesitzen  von  Ost- 
und  Westengland   heimisch   waren  —  hinsichtlich   der  Länge, 
Breite  und  des  Gewiclites  sich  selbst  überlassen.    Dagpp:pn  wid- 
mete sich  der  Staat  nun  um  so  mehr  der  Regelung  der  jungen 
In^lusüie  Nordenglands,  insbesondere  des  Industriebezirkes  West- 
Riding  in  der  Urafschait  York.    Die  ^new  draperv"  -  in  und 
um  Leeds  wurde  zum  erstenmal  1662  geregelt^  und  die  hierbei 
eriassenen  Yorscbriften  Uber  GrOfse  und  Oewicht  der  drei  Stoff- 
VlasBPu  werden  noch  1708  und  1724  revidiert,  sind  aber,  als 
später  1738  und  1765  die  Gesetzgebung  sich  abermals  mit  jener 
uiduatrie  befafste,  anscheinend  &llen  gelassen. 

Es  wurde  oben  bemerkt,  das  aweite  Ziel  der  „technischen** 
Reglements  sei  gewesen,  die  sahireichen  „Mifsbräuche*'  zu 
bekämpfen,  welche  nicht  nur  aus  Ungeschick  oder  Kachlässigkeit, 

sondern  mehr  noch  ans  der  bewuPsten  Absicht  entsprangen, 
minderwertige  Ware  durch  allerlei  Vertiischungsmittel  als  Lmte 
erscheinen  zu  lassen,  um  so  durch  geringere  Produktionskosten 
bei  gleichen  Preisen  höhere  1  rolite  zu  machen.  Wer  die  lan^ro 
Reihe  der  technischen  Reglements  durchliest^  wird  bemerken,  dai's 


'  4  James  l  Jvap.  2. 

*  Vergl.  unten  S. 

»  13—14  Charles  TT  Kap.  S2. 
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dieser  Kampf  gegen  die  „deceits  ;md  abuses"  den  eigentlichen  Kern 
der  Gesetze  ausmacht.  —  Es  läi.st  sich  wohl  allgemein  beiiaupten, 
dafs  der  „Handelsgeist",  wie  er  durch  Ausbildung  der  kapi- 
talistischen Produkiiouäweiäe  das  patriarchalische  Verhältnit 
sfriaoben  Mdster  und  GeaeUen  aufhob  und  den  onlieiiToUen  Gegen- 
Mte  Bwiflohen  Kapitel  und  Arbeit  schaf  —  in  demselben  ludse 
und  in  analoger  Wdie  aach  aersetzend  auf  die  Reellität  der 
Produktion  eingewirkt  und  so  auch  hier  ein  gespanntes  Verhfilt- 
nis,  nämlich  awischen  Fabrikant  und  Käufer  der  Ware  hervor- 
gerufen  oder  mindestens  verschärft  hat.  Nicht  als  ob  in  den 
Zeiten  der  alten  zünftigen  Tu  eh  m  acherei  keine  unreelle  Ware  — 
oder  als  ob  später  im  Zeitah(  r  der  Industrie  keine  anständige 
Fal)rikation  existiert  hätte.  Aber  eiue  gewerbsmäfsig  und  plan- 
voll betriebene  Schwindelindustrie  war  doch  unter  dem  ^nft- 
regiiüti  unmöglich:  dafs  sie  aber  seitdem  grofse  Verbreitung  ge- 
funden bat,  ist  bekannt  —  and  dafs  sie  in  der  englischen  Tuch- 
macherei  adion  am  Ausgange  des  Mittelalters  blühte,  beweisen 
eben  unsere  Beglements.  Je  mehr  sich  der  Händler  in  einer  oder 
in  mehreren  Instanzen  zwischen  Produnenten  und  Konsumenten 
einschiebt,  desto  geringer  wird  des  erstem  moralische  und 
wirtschaftliche  Verantwortlichkeit  gegenüber  dem  letzten  Ab- 
TH'hmer.  Auch  war  es  natürlich,  wenn  sich  dem  ohnehin 
schon  wurzellosen  Stande  der  Tuchverleger  in  den  Zeiten  des 
schnellen  Autblühens  der  Industrie,  hesonderö  unter  den  Tudors, 
allerlei  zweifelhafte  Elemente  zugiücllten ,  welche,  wie  es  oft 
von  den  Zeitgenossen  bezeugt  wird,  die  guten  Zeiten  benutzen 
wollten,  um  durch  schnelle  Produktion  billiger,  aber  schlechte 
Waren  von  den  hohen  Gewinnen  der  älteren  und  besseren  Firmen 
etwas  SU  profitieren.  Es  sind  immer  die  dothier  selbst^  nicht 
ihre  abhängigen  Weber  u.  s.  w.,  welche  in  den  Gesetaen  als  die 
eigentlichen  Urheber  der  schlechten  Arbeit  angesehen  werden- 
Und  der  Staat  bekämpft  ihre  Praaüa  nicht  allein  als  Quelle  wirt* 
schaftlicher  Schädigung  der  besseren  Konkurrenz  und  der  Kon- 
sumenten, sondern  daneben  maelit  sich  noch  ein  andores,  fnr  i^ne 
Zeit  char.-tkt<Ti-t!sc!ies  Motiv  L;(;lrend.  das  in  allen  pra:inil)ulis 
der  Reglements  wiederkehrt.  Wie  die  mittel  ilterlicho  Stadt  für 
die  Produkte  ihrer  Bürger,  so  fühlte  sich  der  \n  erdende  Gr  »fsstaat 
für  die  Produkte  seiner  Industrie  veraut  wortlich  vor  dem 
Aus  lande.  Die  Ehre  der  Nation  und  der  Krone  verlangt,  dafs 
englisches  Tuch  im  Auslände  sdnem  Namen  und  dem  königlichen 
Stempel  keine  Schande  mache;  der  Ruf  des  Landes  soll  nicht 
durch  Schundware  befleckt  werden.  Daher  verlangt  der  Staat 
in  allen  Reglements,  dafs  jeder  einzelne  Tuchmacher,  Weber  und 
Walker  sich  dieser  Ehrenpflicht  immer  bewufst  bleibe.  Thut  er 
es  nicht,  so  wird  sein  V*r]irdten  nicht  nur  als  Betrug,  sondern 
als  unpatriotisch  ^^ohrnn  Im  irkt,  weil  er  sich  durch  „private  Ge- 
winuducht'',  wie  es  -ew()hnlich  heilst,  hat  verleiten  lassen,  der 
nationalen  Sache  zu  schaden. 


Digitized  by  Google 


XVllL  1 


51 


Der  Kampf  gegen  den  Schwindel  in  der  Tuchraacherei  bo- 
frinnt  mit  dem  schon  erwähnten  Gesetz  von  1465  —  demselben, 
welches  auch  den  Kampf  gegen  die  Ausbeutung  der  Heimarbeiter 
dorch  die  Verleger  (Tmck  u.  s.  w.)  eröfihete.  In  der  Einleitung 
beifiit  es,  die  englieclien  Tuchmacher  (solche  übertreibenden  Ver- 
allgemehierangen  sind  häufig!)  hätten  so  betrügerisch  gearbeiteti 
dafs  das  Tuch  im  Auslände  seinen  Huf  verliere,  „to  the  great 
ihame  of  tbis  land".  Von  nun  ab  folgen  Klagen  auf  Elagei^ 
DamentÜch  unter  den  Tudors.  Im  Janre  1488  heilst  es,  das 
Oewerbe  sei  durch  die  ünreellitMt  ho  in  Verfall  geraten,  dafs  nur 
die  »»trengsten  Strafen  den  Absutz  im  Ausland  noch  retten 
köuüten.  Naciidem  dann  inzwischen  melirure  Gesetze  dagegen 
crlasgen  waren*,  hören  wir  1552,  die  clothiers  seien  in  ihrer 
.nackten  Gewinnsucht"  nur  noch  von  dem  einen  Bestreben 
beseelt,  möglichst  viele  Ware  auf  den  Markt  zu  werfen.  Der 
AugenUicKserfolff,  die  Sucht  schnell  reich  zu  werden,  ersticken 
jede  andere  Rfieksiohli  allenthalben  triumphiere  der  Schwindler 
über  die  ehrlichen  Leute.  —  Wir  verfolgen  diese  Klagen  nicht 
wdter,  sondern  gehen  nur  noch  kurz  auf  die  Natur  der  A'er- 
richtungen  ein,  welche  in  ihrer  Gesamtheit  die  unreelle  Fabri- 
kation ausmachten. 

Die  Herstellung  wollener  Stoffe  und  insbesondere  der  Tuche 
bietet  Viekanntlich ,  weil  sie  aus  vielen  Teiloperationen  besteht, 
aad  von  I^aien  schwer  nachzuprtifen  ist,  reichlich  Gelegenheit 
/um  Betrug.  Man  wählte  billiges,  schlechtes  Garn,  oder  ver- 
mischte einen  kleinen  Teil  guten  Garns  mit  Gespinsten  aus 
Lammwolle^  aus  WoÜabfidlen  oder  aus  Kunstwolle^  d.  h.  wieder 
in  WoHe  verwandelter  Garn-  und  Zeugreste  oder  Eleideriumpen. 
Dieses  Verfidiren,  welches  seitdem  die  Grundlage  einer  yerbreiteten 
Industrie  geworoen  ist,  war  damals  noch  gesetzlich  verboten. 
Ferner  sparte  man  an  Oam,  indem  man  die  Stoffe  absichtlich 
locker  weben  liefs,  also  weniger  Fäden  in  Kette  und  Einschlag 
verwandle,  als  zur  Herstellung  eines  guten  vollen  TucI  ps  der 
l^tretiV'nden  Art  notwenfbc;  un«]  in  der  reellen  Tuehuiacherei 
herköniTulich  war.  Kam  das  1  (  kere  Gewebe  dann  in  die  Walke, 
um  sich  zu  verdichten  und  zu  verfilzen,  so  schrumpfte  es  natur- 
heh  w^en  seines  geringen  Garngehaltes  dermalsen  zusammen, 
dab  es  selbst  nach  dem  Trocknen  und  dem  dabei  ttbÜchen 
nicht  zu  starken  Ausspannen  nicht  entfernt  wieder  die  gesetz- 
fidie  NormakrOlse  erreichen  konnte.  Es  wurde  deshalb  auf 
don,  in  den  Gesetzen  häufig  erwälmten  „tenters*,  d.  h.  Spann- 
rahmen, die  z.  T.  mit  einer  Winde  versehen  waren, 
solange  in  die  Länge  und  Breite  gereckt,  bis  es  wieder 
die  gehörige  Gröfse  erlangt  hatte.  Natürlich  bekam  dag 
Tuch  dabei  fadenscheinige  Stellen  und  Risse.  Diese  wurden 
dann  mit  Flockwolle  oder  Gamabfälleu  notdürftig  gestopft  und  die 


»  27  Henry  Vlli  Kap.  12,  3-4  Edw.  VI  Kap.  2. 
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betreffenden  Stellen  mit  Emde,  Starke,  Hefal,  Puder  u.  a.  w. 
Tertmdit  fid  den  Tuchen,  welche  nngefltoht  ond  nnappretiert^ 
«Ibo  Im  rohweifsen  Zustande  ins  Ausland  verkauft  wurden  — 
was,  weni^tens  für  den  Export  nach  den  Niederlanden  und 
Hamburg,  bis  ins  XVII.  Jalirhundert  hinein  noch  die  Regel  war  — 
brauchte  der  englische  Tuchmaclier  weiter  keine  Manipulationen  vor- 
zunehmen. Mit  der  Farberei  und  Appretur  kamen  aber  iiatiu*lich 
noch  eine  ^anze  Reihe  weiterer  Gelegenheiten  zum  Betrüge.  Die 
VerwrnJuiig  unechter  Farben  war  ein  häu6g  bekämpfter  Ubel- 
stand ;  auch  unterlielsen  es  viele  Tuchmacher,  solche  JStoflfe,  welche 
flchwarz  gefkrbt  werden  sollten,  vorher  aublauen  zu  lassen,  sodafs 
das  Schwans  ach  beim  Tragen  nicht  hielt  In  der  Appretur 
bekämpften  die  Gesetze  in  enter  Linie  die  immer  mehr  um  sich 
reifend e,  schliefsHch  aber  geduldete  Gewohnheit,  statt  der  natOr-* 
Beben  Diestelkarden  künstliche  Drahtkarden  beim  Rauhen  des 
Tuches  zu  verwenden  —  wahrscheinlich  weil  sie  bittiger  waren, 
länger  hielten  und  auch  intensiver  auf  das  Tueli  einwirkten  — 
aber  nur  zum  Nachteil  desselben,  weil  es  gerade  beim  Rauhen 
auf  eine  fein  ab^^estufte  Wirkung  ankam.  \A'ährend  es  jetzt 
allgemein  tiblich  ist.  das  Rauhen  mechamseli  verrichten  zu 
hissen,  begann  man  in  En;^land  eist  im  XVI.  Jahrhundert,  eine 
Mä£chine,  die  „gig  -mill'' ,  dabei  zu  verwenden  und  zwar  zunächst 
und  Unffe  Zeit  nur  m  der  Gra&chaft  Oloucester.  Im  Interesse 
der  Hauharbeiter,  welche  durch  die  arbeitsparende  IMaschine  sehr 
bedroht  waren,  und  viettacht  auch,  weil  die  Wirkung  der 
Maschine  auf  die  Stofie  au  scharf  war,  verbot  ein  Gesetz  von 
1552*  ihre  Anwendung.  —  Schlechten  oder  minderwertigen 
Stoffen  wurde  durch  beifses  Pressen  ein  sehr  vergänglicher 
Schimmer  verliehen.  Sehr  ])<  liclit  wnr  es  auch,  die  Stücke  nur 
an  dera  einen  Ende  ordentlich  zu  tarbeii  und  zu  appretieren. 
Da  die  Tuche  immer  zusammengerollt  auf  den  Markt  kamen, 
80  war  es  leicht,  auf  diese  Wei<e  unkritische  Käufer  zu  V>e- 
trügen.  Unter  allen  diesen  un^l  ahnliclien  unredlichen  GeschatLs- 
pnÜLtiken  wurde  keine  so  häufig  und  so  energisch  bekämpft,  wie 
das  Ausrecken  der  zu  kurzen  Tuche  und  die  Verwendung  von 
Streckmaschinen  dabei  Die  GegenmalBregelD  bestanden  natürlich 
nur  in  specialisierten  Verboten  nebst  den  zugehörigen,  oft  sehr 
hohen  Geldstrafen,  snwie  in  den  vorbeugenden  KontroU' 
▼orschriiten ,  auf  welche  im  nächsten  Kapitel  zurückzukommen 
sein  wird.  Auf  ^'f'n^'cndung  einer  Streckmaachine  stand  z.  B. 
eine  Geldstrafe  von  20  £\  wer  ein  >tiick  Tucli  über  ein  ge- 
wisses Mafs  hinaus  streckte,  zalilte  5  ^  Strate-,  u.  s.  w.  Für 
die  Färberei  werden  wiederholt  die  Farben,  welche  allein  gebrauciit 
werden  dürfen,  vorgeschrieben".    Ein  Gesetz  von  1549*  muü 

»  5—6  Edward  VI  Kap.  22. 

«  5-6  Edward  VI  Kap.  s. 

»  In  den  Gesetzen  von  1052,  15ö9,  1597,  1726, 
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als  da&3enige  bezeichnet  werden,  welches  den  Mifabritqdien  in 
(ier  Fnrbmi  und  Ai^pvetnr  nun  enlenmal  enetjg^flchei;  sa 
Leibe  gbg. 

Des  Bild,  welches  wir  Ton  der  staatlichen  Bfigelnng  der 

Fabrikation  zu  geben  suchten,  Mrürde  nicht  vollständig  sein,  wenn 
wir  nicht  noch  einen  Punkt  bertlbrten,  der  für  die  richtige  Be- 
urteilung rlor  Aufgabe,  welche  sich  der  Staat  gesetzt  hatte,  ge- 
rade besonders  wichtipf  ist.  Wir  wiesen  schon  oben  darauf  hin, 
wieviel  scliwierii:;!  r  y.'in',  Aufgabe  wurde,  als  der  Staat  sie  von  den 
.Stiulten  mehr  und  itielir  übernahm.  Die  Schwierigkeit  \ag  einmal  in 
den  viel  gröfseren  D  i  mensionen,  und  sodann  in  der  K o m - 
plisierang  der  Rücksichten,  die  sowohl  auf  die  Produzenten 
wie  auf  dfe  Koosomenten,  inabeflondere  die  auswärtigen  Abiate- 

£ biete  in  eteto  wachsendem  Mafse  zu  nehmen  waren*  Es  kennte 
kber  nicbt  ausbleiben,  dafs  die  technische  Regelung  zuweilen 
einen  etwas  tastenden,  esperimentierenden  Charakter  trug,  and 
Abänderungen  häufig  waren.  Irrtümlicherweise  hat  man  darin 
oft  den  Heu  eis  dafür  sehen  wollen,  dar8  diese  ganze  staatliche 
Tliatigkeit  eine  innere  Unmöglichkeit  und  verlorene  Mühe  ire- 
Wesen  s<'i.  Aber  in  Wirklichkeit  beweisen  jene  Erscheinungen 
nur.  (lalö  es  eben  in  einer  Zeit,  in  der  die  Miitei  zur  Erkenntnis 
der  wirtschafdichen  ZuaUiDile  ^roi»er  Gebiete  noch  so  unvollkommen 
waren ,  fUr  die  Centralregierung  auch  bei  dem  besten  Willen  mcht 
leidit  war,  schmi  bei  der  Voroeraitung  der  Gesetze  Bich  Aber  die 
IlögUchkeit  ihrer  allgemeinen  Durchführung  genau  zu  oriea- 
tieren  —  dala  viele  Thatsacheo  und  Zustände  ^t  ofienbar 
wurden,  wenn  sie  mit  den  neuen  Gesetzen  in  Berührung  kamen* 
Und  femer  beweisen  jene  Erscheinungen,  dafs  der  Staat  trotz 
dieser  Schwierifi^keiten  nicht  abliefs,  verbessernd  einzugreifen  — 
eventuell  auch  durch  nachträgliche  Lockerung  oder  Anfliobang 
von  R^lements.  —  Alle  im  ht  für  den  V'erkauf  bestimmten  Stotfe 
wuren  überhaupt  von  Aniang  an  von  jeder  Regelung  auage- 
8chlos>en .  desfrleichen  auch  schon  früh  (1389)^  i^ewisse  grobe 
WoUiueiie,  diu  nur  für  den  Gebrauch  von  Arbeitüleuten  in  und 
aurserhalb  Euglands  gemacht  wurden.  Auch  die  Gesetze  von 
1483  und  1522  dispensierten  ema  ÄnzaU  Stofib  toq  dtti  bereits 
erlaassoen  GrOfssnyorschriflben ,  z.  T.  mit  der  Begründung,  dafii 
es  bei  ihnen  darauf  ankomme,  eine  sehr  billige  Au-sfuhrware  ZU 
erzielen,  auf  deren  Gleichmäfsigkcit  in  Grölse  und  Qualität  die 
Kaufleute  kein  besonderes  Gewicht  legten.  Nach  demselben  Grund- 
satze behandelte  man  ir>4l  -  pnvisso  in  Oatengland  geraachte 
kerseys.  sofern  sie  eine  b(  stimuite  Preisgrenze  nicht  überschritten, 
und  tiir  die  Ausfuhr  bestimmt  waren.  Tramals  trat  aber  schon 
noch  ein  anderer  Gedanke  auf,  der  von  nuu  ab  wiederholt  das 

i  IS  fiiehavd  II  eUt.  1  Kap.  10. 
«  38  Beaiy  VIU  Kap.  18. 
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Motiv  für  Abänderungen  von  Mafsvorechriften  abgab:  es  bei  ist 
nämlich,  das  R(jglemeDt  h&be  für  die  Stoffe  ein  Mafs  vor^eacliriebt  n, 
welches  die  Weber  noch  niemals  seit  Bestehen  der  1  nduati  ie  eiogehal  icn 
hätten.  Auch  könne  der  Weber,  der  mit  so  ungleich  ausfallendem, 
groben  Oam  m  arbetten  habe,  uDmOeliefa  diullr  einstebeo, 
alle  Stucke,  auch  wenn  aie  in  gleicher  LSnge  vom  Webstuhl 
kämen,  nun  auch  nachher,  wenn  vorgchriftsmärsig  dnrchnälst^  in 

fleichem  Mafee  einliefen  und  also  nicht  verschieden  grofs  würden. 
)ie  Leute  hätten  nur  die  W^ahl  zwischen  Aufgabe  ihrai  Gewerbea 
oder  fortwährenden  Scherereien  mit  den  Behörden. 

Im  Jahre  loH'i  ^  hatte  die  Regierung  vor  Elrlafs  eines  grofe^en 
allgemeinfn  technischen  K*  glements  sich  besonders  bemüht,  die 
wirklichen  VerhüUniHse  der  weit  versprengten  und  nach  Bezirken 
80  verschiedenen  l  uchuiacherei  gründlu  Ii  kennen  zu  lernen,  auch 
au  erfahren,  welche  berechtigten  Wünsche  und  Erwartungen  die 
lotcrcMODten  adbst  für  die  R^lementierang  hegten,  um  das  Gisela 
aneh  wirklich  anaftlhrbar  zu  machen.  Sie  lieis  daher  eine  grofse 
Zahl  reeller  Verleger,  Tachhandler,  Gewandschneider,  Appreteare^ 
and  andere  Handwerker  von  einer  EommiBBion  des  Parlamente 
vernehmen  und  die  Ergebnisse  der  Untersuchang  der  Geeetsee- 
arbeit  zu  Grunde  legen  ^.  Infolge  dieses  Zusammenarbeitens  wurde 
durch  Fe8tßet7,nnL''  eine«  Mindestgewichtes  ftlr  jede  Gattung 
und  Qualität  der  StofVe  eine  weitere  Garantie  fiir  soh'de  Arbeit 
geschaffen.  Andreraeita  wurden  nun  für  Länge  und  Breite  gewisse 
Spielräume  von  1 — 2  Ellen  bezw.  Zoll  eingeführt,  da  sich  hieilür, 
wie  oben  erwähnt,  ein  Bedürinid  gezei^j^t  halic.  Schon  nach  fünf 
Jahren  erbaten  und  erlangten  die  dothier  eine  weitere  Lockerung 
der  BesHmmangen.  Sämtliche  Vorschrifien  ttber  Länge,  Breite 
und  Gewicht  worden  revidiert  und  abgeändert*.  Aber  die  Ver- 
leger von  Wüte,  Glonoeater,  Somerset  und  Ozon  petitionierten 
nach  zwei  Jahren  von  neuem;  auch  bei  richtigem  Gewicht,  also 
genügender  Fädenzahl,  fielen  die  Stoffe  dennoch  nach  dem  Walken 
verschieden  in  der  Breite  aus ,  je  nachdem ,  ob  das  Garn  seiner 
Natur  und  seiner  Verarbeitung  nac  li  wirklich  so  gleichmäfsig  sei, 
wie  es  nulserlich  scheine.  Die  Mindestbreite  der  einzelnen  Sorten 
wird  (iaher  noch  weiter  herabgesetzt.  Im  Jahre  15i)3  wurde  auch 
für  andere  Stoffe  dieselbe  Erleichterung  gewährt,  um  aber  keine 
tibermälaige  ^'illkür  ehoireifsen  zu  lassen  ^  die  Strafe  für  Ü^ber- 
länge  ^  und  Unterbreite  verdoppelt  —  Auch  die  Mckaidit  auf 


»         EdwHfd  VI  Knp.  0. 

•  Ver^l.  (las  Praambulum  des  Gßsetzee. 
»  l  '.öT.  4   5  Philip  aod  Hary  Kap.  5. 

*  Die  l'berlUn^e.  zu  verbieten  ^vnr  tioMv?  n  lig.  weil  die  Abfiaben 
▼on  Tuch  bei  der  Ausfuhr  nach  dem  Stück  uud  nicht  nach  der  Zahl  der 
Eilen  bemessen  wurden.  Es  kam  daher  liäufig  vor,  dafs  Kauf  ieute  Stücke 
Ton  ungewöhnlicher  and  nnerlaubter  LBage  bestellten«  uro  auf  dies«'  Weise 
fi;rüf8n  Mcnf^en  Tuch  anv*»rzollt  ^u  exportieren  —  zum  Nachteil  der  an- 
ständigen Konkurrenz  ^rergl.  14  Elizao.  Kap.  10.  1572). 
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weduebide  Wünsche  und  Bedür&ttse  aaslftodiBcher  Re- 
gieniiigen  und  Kaufleute  nötigten  mitunter  den  Staat  aelbst,  von 
einer  strengen  Durchfllhrung  der  Gesetze  abzusehen,  um  nicht  das 

G^-nf-nteH  nessen  zu  bewirken,  was  er  erstrebte.  So  wurde  z.  B. 
im  Jaiiii-  liiO^,  unter  Jakob  I.,  der  nach  Rulsland  und  Polen 
handeln  den  f'.a8tland-Com{)any  gt'stattet,  mit  Rücksicht  auf  die 
Verhältnisse  ihres  Absatzmarktes  auch  solche  Tuche  (aus  ^Suffoik, 
Kösjex,  Somerset  und  Gloucester)  dorthin  zu  verschiffen,  welche 
mehr,  als  die  Reglements  gestatteten,  „gestreckt"  waren.  Die  Zahl 
dieMT  Tache  wunde  aber  auf  34000  Stttck  beschrtokt^  Ala  die 
Regierung  1681  beabrichtigte ,  die  „toleration'',  wie  man  lolche 
Dispense  luuuite,  aufzuheben,  baten  die  clothier  und  Friedens- 
richter  der  betreffenden  GrafiNiiafteD  dringend,  alles  beim  alten 
SU  lassen.  Die  Regierung  gab  nach^.  Aber  im  Jahre  1637 
verbot  der  polnische  Reichstag:  die  Einfuhr  der  stark  gestreckten 
Tuche,  verlangte  dagepon  rino  Aiipdf^hnung  dersolhen  in  L'inge 
und  Breite,  welche  wi«  (Imim  den  englischen  Reglements  wider- 
sprach. Die  Regitrung  eriiefs  auch  jetzt  dementsprechend e  Ver- 
ordnungen*. Kin  Jahr  spftter  wurde  der  Levante- Company  die- 
selbe ^ti^leration"  zugestanden,  welche  früher  die  Eustland-Com- 
pftDj  besessen  hatte  ^.  Eb  ist  ansundiinen,  dals  ähnliche  Fälle 
sich  mit  der  Ausbreitung  der  Qberaeeischen  Abiatzgebiete  noch 
oft  wiedeiiiolt  haben. 


t  State  Papers  Charles  I,  vol.  407  Nr.  97. 

*  State  Papers,  1631,  23.  Mai  und  25.  Mai;  16Sä»  d.  Joni. 

«  y^tnte  '^apers  Charles  T,  vol.  306,  Nr.  71. 

*  ijtÄte  Papers,  Charles  l,  vol.  407.  Nr.  97. 
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Die  KoNtralle  der  Fabrikatien. 


Die  Kontrolle  über  die  Ausillhrung  der  iDdustriereglemeota, 
aho  aneh  der  ^tachniflchmi''  Bestunmungen ,  \&Ry  wie  die  afler 
anderen  VerwaUnDgageaetEe,  hauptaächlicb  in  deo  Httoden  der 
Friedensrichter  in  den  Orafschafleii.  Aber  die  komplinerte 
Katar  der  techDischen  Vorscbhften  und  Verbote  einerseits,  und 
die  Schwierigkeit  y  Übertretungen  innerhalb  so  nmfitfsender  Be- 
zirke wirklich  zu  verliindern,  nndererseits ,  zwangen  den  Staat 
ßclion  früh,  di<^e  Kontrolle  den  Grafschaftabf'amt'  n  niclit  allein 
zu  II berl aasen  ,  sondern  hiertür  no«  Ii  besondere  ( >rgauc  zu  schaden, 
wobei  ihm  die  zünftige  Tradition  ja  entgegenkam,  da  von  alters* 
her  die  Sudtobrigkeiten  und  die  Obermeister  der  Zünfte  die 
\\  arenschau  ausgeübt  hatten.  Bei  der  Hegeiuiig  der  Wolliudutitrie 
hat  der  englisdie  Staat  auf  keineni  Gebiet  TerhäHnismftfiqg  so 
sehr  in  die  Etnaelheiten  eingegriffen,  wie  gerade  hier,  in  dei 


dafs  die  staatliche  Einmischung  selbst  hier,  fthnlich  wie  es  das 
▼orige  Kapitel  geaeigt  hatte,  nur  sehr  zurückhaltend,  vielleicht 
sogar  unzureichend  gewesen  ist.  Bei  dem  Kontrollverfahren 
handelte  es  sieb  um  ^wei  Aufgaben:  erstens  zu  verhindern,  dafs 
schieehte  Stoffe  uhrrhau})!  i* ügeboten  werden  konnten  und  so 
den  Käutern  eine  gewisse  Garantie  zu  geben  und  ihnen  die 
Mühe  und  Sorge  des  Nachprüfens  ganz  oder  teilweise  abzimehmen; 
zweitens  sollte  die  Kontrolle,  zuruclvwirkend,  den  schuldigen  Tuch- 
macher und  Weber  ermitteln  und  dem  Strafrichter  tiberliefem. 
Es  war  schon  alter  Zunftbrauch  auch  in  England  gewesen,  dals 
jeder  Master  seine  Ware,  als  von  ihm  henührendy  durch  eine 
Webermarke  kennzeichnen  mulste.  Diese  Satzung  oder  Gewohn- 
heit gewann  an  Wert,  je  mehr  das  Gewerbe  aus  den  stftdtisdien 
Dimensionen  herauswuchs  und  zu  einer  für  grOfsero  und  ent- 
ferntere Absatzgebiete  arbeitenden  Industrie  wurde  —  je  mehr 
also  inlblgedessen  die  Gefahr  vorlag,  dafs  dem  Produzenten  das 
Gefühl  der  Verantwortlichkeit  ilur  seine  i^rodukte  verloren  ging. 
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IMnlb  anlite  4er  Staat,  als  er  die  EegeliiDg  der  Wollindustrie 
£aDZ  übernahm ,  audi  Jene  Verpflichtimg  Minen  Reglements  ein- 

nigen.    Zum  erstenmal  geschab  es  in  einem  Gesetz  von  1513 
jedoch  in  einer  Form  ,  als  handele  m  sich  eben  nur  um  eine 
aufäer  Übung  gekommene,   aber  eigentlich  selbstverständliche 
Pflicht,  die  nun  wieder  eingescluärft  wird.  Jeder  Tuchweber  soll 
ako  sein  Zeichen  (später  heilst  es  seinen  vollen  Namen)  an  dem 
Tuch  anbringen  j  die  Verwendung  fremder  Marken  wird  auä- 
drOcUich  vorooten.  Seit  1585  mttnen  anfiber  den  Webern  anch 
noch  derea  Verleger  ihren  Namen  und  Wohnort  anbringen 
Uesen. 

Wir  erwähnten  im  vorigen  Kapitel,  dab  der  Staat  im 
Mittelalter  seine  technische  Regelung  oanuif  beiohribikte,  Länge 
und  Breite  der  Tuche  zu  bestimmen,  im  übrigen  aber  die  Städte 
und  Zünfte,  oder  das  Beliehen  der  Einzelnen  walten  liefe.  Dieser 
Haltung  in  der  Gesetzgebung  entspricht  auch  die  staatliche  Or- 
gan isiition  der  Kontrolle  in  der  älteren  Zeit.  Etwa  100  Jahre 
nach  der  ..assiize  of  mejisure"  taucht  das  Amt  des  königlichen 
Tuckmesbers  (auln^er)  auf-;  es  wird  1298  zuerst  erwähnt. 
Diese  Beamten  hatten  die  Tuche  %a  messen,  mit  dem  königUchen 
Wappen  zvl  stempeb  nnd  dafür  eine  Gebühr  zu  erheben.  StofFe» 
weldie  nicht  das  ▼orgeschriebene  Ma(s  hatten,  yerfielen  dem 
Könige.  Seit  1553  wurde  damit  die  Erhebung  einer  Steuer  ver- 
bunden nnd  damit  bürgerte  es  sich  ein,  dafs  das  Amt  des 
anhiager  verpachtet  wurde.  Wahrscheinlich  datiert  auch  von  daher 
die  aUmähliche  Umwand iun^,^  des  Amtes  in  ein  Finanzuntern elimen, 
das  mehr  und  mehr  seine  Bedeutung  für  die  Kontrolle  der  Tuch- 
iinL'liorei  verlor.  Ais  man  im  XIV.  Jahrhundert  aufhörte,  die 
Tuclic  voi]  ungesetzlicher  Länjre  und  Breite  zu  konfiszieren,  fUhrte 
maii  dafür  Geldstraieu  ein,  die  nach  der  Zahl  der  fehlenden 
Ellen  oder  Zolle  bemessen  wurden.  An  dieser  Praxis  hielt  der 
Staat  bis  som  Schlafs  der  Periode  fest,  und  ebenso  blieb  es  auch 
Chnmdsatz  aOer  späteren  Reglementi,  dals  kein  ungestempeltes 
Stliek  feilgeboten  werden  dürfe.  Das  Gesetz  von  1465^  befahl 
den  Kontrollbeamten,  alle  Tuche  von  vorschriftsmäfsiger  Qröfae 
mit  2,  alle  .fidschen"  aber  mit  1  Stempel  zu  versehen  und  über 
alle  Stüeke  und  deren  Eigentümer  Register  zu  führen.  1483  ^ 
wurde  vorgeschrieben,  es  sollten  zu  köniubVIifn  Kontrollbeamten 
vom  „treasurer"  nur  noch  gelernte  Tuchmaclier  ernannt  werden, 
deren  Anitbbezirke  in  Stadt  und  Land  genau  abzugrenzen  seien. 
Der  spätere  Übergang  der  staatlichen  »Schau  auf  Organe  der 
Selbstverwaltung  kündigt  sich  anscheinend  schon  jetzt  an, 
indem  die  Beamten  atcht  mehr,  wie  Mher,  das  Siegel  des 


>  4  Heniy  VIII  Kap.  2. 

•  Vei«l.  Asblev  a.  a.  0.  Kap.  5. 

•  4  Edward  IV  Kap.  1. 
«  1  Riebanl  III  Kap.  8. 
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Königs,  sondera  in  den  Städten  das  Stadtsi^el,  anf  dem  Lande 
das  der  Grafschaft  za  ftühron  haben.  Da  aber  später  doch  wieder 
von  dem  kömglichen  Siegel  der  ^anlnager''  dicRede  ist,  so  nt  Tielleieht 
Schoo  damals  eine  teilweise  Spaltang  des  Amtes  eingetreten. 
iSeit  1535  *  roufsten  die  Tuchverleger  selbst^  bevor  sie  die  Ware 
dem  Schanbeamten  vorlegten,  Länge  und  Breite  des  Tuches  darauf 
durch  eigenen  Stempel  (Plombe)  kenntlich  machen,  "^'er  sich 
dabei  zu  talschen  Angaben  verleiten  liefs ,  hatte  den  doppelten 
Wert  des  Stückes  als  Strafe  zu  zahlen.  Wurde  er  aber  darauf 
ertappt,  dals  er  die  Schau  umgeben  wollte,  so  wurde  seine  Ware 
konlisziert. 

Es  wurde  aber  immer  schwieriger,  den  Kampf  gegen  die 
GtescJiftftskmlfe  der  Tuchmacher  zu  führen,  solange  diese  und 
ihre  Arbeiter  vrHhrend  des  Arbeitsprozesses  selbst  ganz  un- 
kontrolliert blieben  und  den  Beamten  erst  das  fertige  Fabrikat 
zu  Qesichte  kam,  dem  man  es  dann  ohne  seitraubende  Mani- 
puhitionen  nicht  m^r  ansehen  konnte,  wie  es  zustande  glommen 
und  ob  es  nicht  nur  nuf  den  Schein  gearbeitet  war.  Deshalb 
verpflichtete  ein  (Jeset/  des  Jahres  1^10-  die  Magistr.itn  in  den 
Stii<lt<'n  und  die  iViedeusrichter  auf  dem  T.ande,  eine  Anzahl 
„uupai  i«  ii.  (  her",  unbescholtener  Männer  zu  ^overseers"  zu  er- 
nennen und  zu  vereidigen,  welclie  den  Auftrag  erhielten,  sich 
durch  Lokalinspektionen  in  den  Werkstätten  der  Am>r0teure, 
Tuchmacher  und  FUrbery  sowie  in  der^  Lager^  und  Verkanfih 
räumen  davon  zu  tiberzeugen,  dafs  bei  der  Appretur  und 
Färberei  (wo  die  Versuchung  zu  unreeller  Arbeit  am  grttfsten 
war)  keine  unlauteren  Mittel  angewandt  wurden.  Die  overseers 
müssen,  bei  10 Strafe,  mindestens  einmal  vierteljährlich  jedes 
in  Frage  kommende  Haus  aufsuchen.  Wer  ihnen  den  Eintritt 
verweigert,  wird  zu  20  £  Strafe  verurteilt.  Diese  Organisation 
scheint  sich,  zunächst  als  Ergänzung  und  Unterstützung  der 
Kontrolle  von  seilen  der  königlichen  Beamten,  bewilhrt  zu  haben. 
Sie  wird  daher  in  di-m  j^rofsen  Reglement  von  1552  und  in 
desßeii  Ergänz uii^ü^ Co cLz  vou  1557  weiter  ausgebaut  und  ins- 
besondere noch  mehr  dazu  l^rangezogen,  um  die  Umgebung  der 
Schau  und  des  Stempelzwanges  nebst  Qebtthr  zu  verhindern. 
Die  overseer  mUssen  bei  ihren  jetzt  häufigeren  Hausinspektionen 
alle  Stücke  daraufhin  ansehen,  ob  sie  in  GrOfse  und  Gewicht 
vorschrübmälsig  sind,  und  ob  die  Eigentümer  die  etwaige 
Differenz  von  der  gesetzlichen  Norm  auch  ehrlich  auf  ifaren 
Stempeln  vcrTTifrkt  haben.  Inshesondere  sollen  sie  gegen  das 
Strecken  tlcr  Tut  hf  einsehreiten.  Alle  tadellosen  Tuche  haben 
die  overseer  mit  dem  Siegel  ihrer  Stadt  oder  Grafschaft,  alle 
fehlerhaften  aber  mit  einem  F.  (faulty)  zu  stempeln.  Auch  auf 
den  immer  mehr  einreiiäeuden  Mifsbrauch,  dafs  die  liundier  die 


»  27  Henry  Vlii  Kap.  12. 
*  8-4  Edwsrd  VI  Kap.  2. 
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Stempel  der  Verleger  durch  andere  ersetzten,  sollen  sie  ein  Auge 
haben.  Den  Tuchhändern  wird  vorgeschricb-n ,  solche  Tuche, 
welche  die  ^^chau  passiert  hnben,  uhur  Dachher  sich  als  falsch 
gestempelt  erweisen,  den  iietiönlen  auszuliefern,  welche  das  Tuch 
zerschneiden  und  den  Scliuldigen  zum  Schadenersatz  an  den 
H&ndler  zwingen. 

Seit  dieser  Zdt  bSren  die  alten  aalnager  auf,  eigentliche 
KontroUbeamte  zu  seiii;  sie  werden  Organe  eroffler  Qeßimttchte 
oder  Mitglieder  der  Ho%eiel]flchaft,  denen  der  Ktfnig  die  Abgaben 
der  eabBidy  und  aubage  verpachtet.  Im  XVII.  Jahrhundert 
werden  z.  ß.  die  HerzOge  von  Richmond  und  Lennox  häufig  als 
Inhaber  jener  Würde  genannt  ^  Die  wirkliche  Kontrolle  geht 
seit  !r>rr2  L^art^  ^nf  die  Organe  der  Selbstverwaltung 
über  und  zwar,  wie  es  scheint,  aus.schliefslich  auf  die  von  den 
Stielten  an^i'sicUten  und  vereidigen  overseers,  denen  nunmehr, 
aufser  den  Stichproben  hei  den  ^^elen^ontlichcn  Visitationeu.  auch  *He 
stehende  Schau,  also  das  ^Viegcn,  Mesisen  und  Stemöelu  aller 
einzelnen  Stdcke  obliegt.  Das  Gesetz  von  1557  wies  alle  läiid- 
fiehen  Tuchmacher  an,  ihre  Waren  zur  Sthan  in  die  Stadt  aa 
bringen,  nnd  das  Stadtsi^l  ^It  jetat  ebenso,  wie  früher  allein 
das  Königliche  Siegel,  als  Bedingnng,  um  ein  Tuch  feilbieten  za 
können.  Den  Magistraten  war  anter  Androhm  -  hoher  Geld- 
atralien  eingeschärft,  überall  eine  genügende  Zahl  von  Schau- 
beamten anzustellen.  Wenn  auch  aHer  Wahrscheinliclikeit  nach 
dabei  die  ^^  afd  oft  anf  die  Obermeister  von  Zünften,  wo  solche 
W'-^tanden,  gelallen  sein  wird,  so  ist  doch  hervorzuheben,  dafs  die 
eiiischl.ifj:igen  Reglements  keine  Andeutung  enthalten,  aus  der 
i:;an  achliefsen  könnte,  der  »Staat  habe  direkt  oder  indirekt  die 
Ziuifte  zu  Organen  der  staatlicheu  Kontrolle  machen  wollen 
Kur  in  einsemen  alten  und  besonders  bevorrechteten  Städten, 
wie  Korwicfay  York,  Shrewsbury  n.  a.  worden  den  Weber- '  und 
Tncfamacbergtlnften  als  solchen  alle  die  Befugnisse  erteilt,  welche 
im  flbrigen  in  den  Bünden  der  Beamten  la^en.  Dasselbe  Vor- 
recht genossen  ferner  die  niederländischen  Tuchmacher,  welche 
sich  in  Colchester,  Norwich,  Sandwich  u.  a.  Städten  angesiedelt 
hatten.  Das  gesdbah  aber  jedesmal  durch  ein  ausdrückliches 
Spezialgesetz". 

Der  im  XVI.  Jahrhundert  immer  .mehr  waciiyende  Unfug, 
die  absichtlich  oder  imabsichtlich  zu  knapp  geratenen  Tuche  durch 
Ubermäfsiges  Strecken  aui  Streckmaschinen  auf  die  normale 


'  State  Fap€is,  1638  29.  Januar;  1640  passim;  1660,  29.  September 

und  üiter. 

'  Conninghams  Ansicht,  dafs  den  unter  Ellisabetb  vielerwärts  neu- 

org-anisierten  «-ompftnipp  Zünfteu)  hauptsächlich  die  Warenschaii  Uber- 
trr'i^n  .-^ei.  kann  also  tür  die  Tuchindustrie  nicht  gelten  (vergl.  Cunning- 
h&m.  (irowth  etc.  II,  S.  45  ff A 

'>  Ver^l.  ß.  ;H-85,  Henry  VIII  Kap.  10;  20  Henry  VI  Kap.  10, 
7Bdw.  VI  Kap.  1;  13—14  Heniy  VIII  Kap.  3,  und  6fter. 
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QrOffle  SU  bringeD ,  nötigte  die  Regierung  —  sunttchit  filr  dm 
mebjr  gefährdeten  nordenglischen  GrafschimD  —  im  Jahre  1597^ 
anaoordnenf  dafs  nicht  nur  in  jeder  Stadt,  Bondern  auch  in  jedem 
Dorfe  u.  8.  w.,  wo  Tachmacherei  bestand,  die  Friedensri -htcr  je 
zwei  oTerseer  anstellen  sollten,  welche  diireb  Visitationen  in  dea 
Häusern  der  Tuchweber,  clothier  u.  s.  w.  spociell  auf  Streck- 
maschinen  zu  fahnden  hatten  —  und  zwar  minflrstrns  einmal 
monatlich  in  jerlpm  Hause.    Es  scheint,  ak  ob  intolge  dieser  Ür- 

fanisation  die  sLadtischen  overseer  von  der  Visitation  auf  dem 
«ande  entlastet  worden  sind;  die  stehende  8chau  in  den  Stiidtea 
blieb  natürlich  nach  wie  vor  auch  für  die  ländliche  Industrie 
obligatorisch.  Das  Geseta  wurde  1001  ^  auf  das  ganee  Staats- 
gebiet ausgedehnt  —  Im  XVIII.  Jahrhundert  endlich  suchte 
man  ftr  die  trotz  aller  Strafen  und  Kontrollen  noch  immer  sehr 
unzuverlässigen  Gröfsen-  und  Gewichtsstempel  der  clothier  einen 
£rsatB  dadurch  au  finden,  dafs  man  sämtliche  Walk mü Her  des 
Landes  vereidigte  und  sie  verpflichtete,  auf  jedem  Stück  Tuch, 
sobald  es  die  Walke  verlassen  hatte,  OrRfse  und  Gewicht  durch 
bleisiegel  zu  vermerken.  Der  Verleger,  welcher  auch  jetzt  noch 
ein  vom  Walker  zurückerhaltenes  iStück  über  das  erlaubte  Mafs 
hinaus  strecken  wollte,  konnte  das  mit  Aussicht  auf  Erfolg  nur 
thun,  wenn  er  sich  des  mit  sehr  schwerer  Strafe  bedrohten  Ver- 
gehens der  Abnahme  oder  Fäbchung  des  Walkstempels  schuldig 
machte.  Um  aber  auch  dem  noch  Tonubeugen,  mofste  der 
Walker  über  jedes  Stttck,  das  durch  seine  Hände  ging,  genaa 
Buch  frdiren.  Auf  Grund  dieses  Registers  konnten  die  Beamten 
in  Verdachtsf)dlen  einen  der  Stern pel&lschung  schuldigen  clothier 
•tets  ermitteln.  Im  Jahre  1711  s(;hritt  die  Regierung  zu  einer  Neu- 
organisation®. Jeder  vereidigte  Walker  stand  unter  Aufsicht  der 
Friedensrichter  und  hatte  einen  amtlich  beglaubigten  Nornifilmers- 
tisch  zu  halten;  die  hier  festü^estellte  und  aufgestempelte  und  vom 
Walker  mit  seinem  Namen  garantierte  Gröfse  des  Tuches  sollte 
im  Verkehr  als  „rule  of  payment"  gelten.  Da  aber  die  \A'alker, 
wie  vorauszusehen  war,  ihres  Eides  ungeachtet  zu  einer  zuver- 
lässigen Verwaltung  ihres  Amtes  nicht  au  bringen  waren,  sich 
auch  anscheinend  vielfach  von  den  ihnen  wirtschaftlich  Qber^ 
legenen  clotliiers  beherrschen  und  bestechen  liefsen,  so  muCste  andi 
diese  Kontrolle  wieder  kontrolliert  werden.  —  loh  tibeigehe  die 
Zwischenstadien,  welche  seit^  1724  auf  diesem  Gebiete  durch  die 
Gesetzgebung  geschahen  worden  waren  und  wende  mich  gleich 
au  dem  Verfahren,  wie  es  schlierslicli  1705"  für  die  Grafschaft 
York,  die  vorgeRcliriitenste  Tnclmiaeliergegend,  unter  Aufhebung 
aller  früheren  einschlägigen  Gesetze  eingeführt  wurde.  Das  Geseta 

>  89  Elisab.  Kap.  20. 
«  4^^  Elizab.  Kap.  10. 
■  10  Anna  Kap.  10. 
«11  George  I  Kap.  24. 
»  5  George  HI  Kap.  51. 
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ricbtete  sich  wieder  Tor  aUein  gegen  das  ttbermärsige  Strecken 
der  Tuche.  Et  worden  jetzt  drei  Klassen  von  Kontrottheamten 
gehüdet  Die  „searcher  or  measurer  of  cloth"  werden  an  den 
einselnen  Walkmühlen  zur  ständigen  Beaufsichtigung  der  '\A'alker 
stationiert  und  haben  mit  (lief«en  zusanmien  f^is  Messen,  Stempeln 
und  K'-Kistrieren  der  Tuche  zu  besorgen.  Kiner  zweiten  Kinase 
von  Beamten  werden  die  Visitationen  in  den  Hitusern  der  Ver- 
le$rer  und  Arbeiter  übertragen.  Die  Ul/erauiöicht  über  beide 
fukren  endlich  vier  „Supervisors",  welche  ebenfalls  das  Recht  zu 
Visitationen  und  Haussuchungen  erhalten.  AUe  drei  Klassen  von 
fieamtein  mttnen  eelemte  Tuchmacher  sein  und  werdoi  von  den 
Friedensrichteni  &r  GraSschaft  angestellt,  Tereidigt  und  besoldet. 

Man  firagt  sich  nun,  ob  denn  die  Regierung,  entsprechend 
der  Sorgfidt,  mit  der  sie  Warenschau,  Eontrotte  und  Stempelung 
m  den  unteren  Instanzen  geordnet  hatte,  nicht  auch  besondere 
Organe  schuf,  welche  die  unteren,  doch  immer  in  lokale  Interessen 
Terslrickten  Beamten  der  Selbstverwaltung:;  kontrollierten,  die  Ver- 
bindun^j;  zwisch-  r.  ihnen  und  der  Landesregierimg  lierstellten  und 
dafür  sorgteu,  dajLd  die  Keglements  in  allen  Grafschalten  gleich- 
mnfsij:^  und  ihrem  Sinne  nach  ausgelegt  und  befolgt  wurden, 
auch  durch  ilir«:*u  weiteren  Uberblick  bei  doch  genauer  Kenntnis 
der  Deti^  imstande  ^wesen  wllren,  der  Gentnuinetana  beratend 
und  orientferend  aur  Seite  an  stehen.  In  der  oben  geschilderten 
Oreaniaation  waren  die  Friedenericbter  die  höchste  Instana.  Die 
engiiselie  Behördenorganisation  kannte  (wie  auch  heute  noch) 
s wischen  dem  Blintsterium  und  den  Friedensrichtern  als  einzige 
Zwischen instanz  nur  noch  den  Sheriff,  als  den  höclisten  Beamten 
der  Grafschaft.     Aber  dessen  ohnehin  schon  früh  bodeutunglos 
gewordenes  Amt  kam  für  die  Regelung  der  Industrie  gar  nicht 
in  Betracht,  die  Reglements  erwähnen  ihn  nie.    So  hatten  also  die 
Frit'deii.^ririjter  in   ihrer  ?jgens(  haft  als  Organe  der  Industrie- 
jHiliiik   keine  andere  Instanz  nu  liv  über  sich,  als  die  Regierung 
in  London.    Diese  breite  Distanz  muiste  in  doppelter  Beaiehung 
nachteilig  sein.   Einmal  waren  die  Friedensricnter,  wenn  auch 
▼on  der  Centrabegierung  ernannt,  doch  immer  den  Eingesessenen 
Ihres  Besirkes  entnommen,  also  notwendig  mit  den  lokalen 
Personen  und  Verhältnissen  au  eng  verflochten,  als  dafs  man  von 
ihnen  ein  besonderes  Mals  von  Überblick  und  Objektivitiit  hätte 
erwarten  dürfen.    Sodann  aber  rekrutierte  sich  dieser  BfMmten- 
stand  der  Selbstverwaltung   im  XVI. — XV III.  Jahrhundert  zu 
emera  nicht  geringen  Teile  aus  den  Verlegern  selbst!    Man  mufs 
sieh  veriregenwärtigen,  dafs  es  damals  in  England  weite  Bexirkö 
gab,  vvo,  ehe  die  inti  iisivere  Landwirtschaft  und  andere  Industrien 
aufkamen,  U  ollzucht  und  Wollindustrie  die  dominierenden  Er- 
wcrbäzweige  waren  und  Wolbttchter  und  Tuchmacher  auch  in 
socialer  Beziehung  zur  herrschenden  Klasse  gehörten.  ÜberaU  wo 
die  Tnchmachem  in  der  Form  des  Verlags  betrieben  wurde,  lag 
«  nahe»  dafa  ale  sich  mehr  und  mehr  in  den  Händen  wohl- 
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habender,  ^besitzender"  GeschKtisieute  konzentrierte,  welche  ge- 
sellschafdicli  uiclit  melir  auf  der  Stufe  gewöhnlicher  Handwerker 
und  Kleinhändler  standen,  sondern  aU  Grundbesitzer,  die  sie 
häafig  waren,  und  als  Bebemcher  Ton  brntan  Mafisen  abhängiger 
Web«r  und  SpiDner  zu  ^DfluTs  auch  in  der  Selbetrerwaniuig 
der  Graficbaft  tmd  Gemeinde  gelangten.  Dafs  sie  so  mit  der 
Zeit  aucli  zu  geeigneten  Kandidaten  für  das  ehrenamtlich  ver- 
waltete Friedeneri chteramt  worden,  ist  nicht  blofs  wahrscheinlich, 
sondern  Thatsache,  da,  wie  -wir  schon  sahen,  Jakob  I.  ausdrück- 
lich diejenigen  Friedensrichter,  ^vtlrhf  Verleger  waren,  von  den 
LohnreguHerungsgeschäften  a  uws  l  lu  rhen  jiiufete,  wofern  es  sich 
dabei  um  Arbeiter  der  Wollindustiie  bandelte.  Und  in  allen 
besetzen,  welche  seit  1708  die  Rechtsverhiiltnisse  zwischen  Ver- 
k  f^^ern  und  Arbeitern  regelten,  finden  wir  immer  wieder  die  stereo- 
t\  pe  Bestimmung y  in  Bechtastreitigkeiten  Bwiaehen  jenen  beiden 
Parteien  aoUten  nur  solche  Friedensrichter  zu  Gericht  sitBen,  welche 
weder  selbst  cloihier  sden  noch  in  irgend  welcher  Weise  in  der 
Wollindustrie  interesnert  seien.  Mochten  nun  solche  Friedens- 
richter  auch  in  den  Fällen,  wo  es  sich  um  Lohnregulierung  und 
Entscheidung  von  Streitigkeiten  handelte,  nuch  wirklich  loyaler- 
weise ans  dem  Spiele  bleiben,  so  ist  damit  doch  nicht  gesagt, 
dafs  sie  nicht  da,  wo  kein  Gesetz  sie  an  der  EinmiscliunL';  Innderte, 
niiralich  bei  der  Ernennüiiir  und  B  ea  u  f  s  ich  tig  u  n  g  der 
technischen  K  ou  troübeamten,  der  Versuchung  nach- 
gaben und  Ihre  privaten  Geschäftsinteressen  in  die  Amtsführung 
mit  hinanreden  Uefeen.  Eb  ist  sogar  mehr  als  wahrscheinlich, 
dals  rieh  manche  Verieger  geradezu  sum  Friedensrichtenunte 
gedmngt  haben,  um  auf  diese  Weise  eine  fast  unbo<;r(  nzte  Macht 
zur  ümgchunrc  der  besetze  au  erlangen.  Unter  Elisabeth  wurde 
1597*  den  Friedensrichtern,  welche  in  der  Ausführung  der  Reg- 
lements nachlässig  waren ,  eine  Geldstrafe  von  5  ff  angedroht, 
und  die  Assisenrichter  angewiesen,  in  solchen  Fallen  Kecht  zu 
8})rechen.  Aber  eine  administiative  Kontrolle  der  Friedensrichter 
iand  auch  durch  jene  Oberrichter  nicht  statt. 

Was  ferner  die  Schaubeamten  selbst  betrifft,  bo  scheint 
es  schwer  gewesen  au  sein,  hierffUr  die  rechten  Leute  sa  finden. 
Sie  sollten  selbst  gelernte  Tuchmacher  sein  und  doch  eine  un- 
partrische  und  augleich  autoritative  Stellune  gegeniiber  den 
clothiers  einnehmen.  Wo  die  Tuchmacher  nod  wirkliche  Hand- 
werker und  noch  zUnftig  organisiert  waren,  war  es  vielleicht  nicht 
schwer,  Leute  zu  finden,  die  jene  Eigenschaften  besafsen ,  und 
auch  in  der  iltrn  Tradition  einen  gewissen  Halt  fanden.  In  den 
liindlichen  Industriebezirken  dage;j^en  standen  sich  irroPHp  Ver- 
leger und  kleine  Meister  Oilrr  Arbeiter  gegenüber:  jene  werden 
das  mifsliebige,  undankljare  Ami  de»  overdcer;  des  amtlichen 
Denunzianten,  möglichst  von  sich  abgewälzt  haben:  sie  konnten 


1  39  Elizab.  Kap.  20. 
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das,  weil  es  ilinen  ein  leichte»  war,  die  Geldstrafe  zu  zahlen, 
welche  die  Weigerung,  SchaubeanUcr  zu  werden,  nach  sich  zog. 
So  blieb  dean  wobl  in  der  Re^  die  Bürde  dieses  Amtes  auf 
«rmen  Webern  hängen,  die  Tielieicht  aach  hofften,  durch  die 
Oebtthren  und  Stnt^dderanteile  ihre  Lage  zu  Terbeflsem. 
Aber  was  konnten  sie  wiederum  ausrichten  gegen  die  über- 
mfichtigen  Verleger,  von  denen  sie  abhängig  waren ,  ond  die 
auch  ohnedies  Kein  Mittel  unversucht  p^elossen  haben  werden, 
solche  Abhängigkeitsverhältnisse  hfrznsttHen^  Bei  der  gleich  zu 
erwähnenden  Inspektionsreise  der  Küiini  isaare  von  kam  es 

wiederiiolt  ziu*  Sprache,  dafs  die  overöeer  die  Tuche  unbesehen 
stempelten,  um  sich  nicht  Unannehmlichkeiten  auszusetzen  oder 
die  Stempel  sogar  an  die  clothier  verkauften,  und  dafs  sie  in 
Tklm  Fulen  mangels  der  notwendigen  Fadikenntnisse  gar  nicht 
imstande  waren,  eine  grOndfiehe  Flrtttung  aller  Stoffe  Torsunehmen. 
Ein  Pamphletist  des  XVIL  Jahrhunderts^  John  May^  schildert 
in  seiner  Flugschrift  „Declaration  of  the  estate  of  clothing"  (1613)^ 
die  Veriiältnisse  folgendermaÜseD :  In  vielen  Ortschaften  existieren 
jrar  keine  Schaubeamten ;  oft  genu^  haben  die  clothier  selbst 
Stempel  in  ihrem  Besitz;  wenn  die  8chaubearaten ,  was  nicht 
Immer  der  Fall  ist,  von  der  Teclmik  ordentlich  etwas  verstehen, 
so  sind  sie  gewöhnlich  abhängig  von  denen ,  die  sie  anzeigen 
s»ollen.  Um  nicht  iormell  eidbrüchig  zu  werden,  schicken  sie  ott 
ihre  Jungen  oder  andere  Personen,  um  durch  sie  die  Stempelung 
vornehmen  su  lassen.  Oft  sind  sie  auch  fireiwillig  mit  den 
doäiiera  Terbündet,  sodafs  gar  keine  Kontrolle  da  ist  Wenn 
die  BViedensrichter  die  Schaubeamten  ernennen  wollen,  werden 
ihnen  hiiufig  die  ^geeigneten"  Leute  von  den  Verlegern  empfohlen, 
auch  solche  aus  andern  Gewerben.  Meist  beschränken  sich  die 
Beamten  darauf,  die  Tuchballen  zu  wiegen,  und  sie  viec^en 
d  iiiQ  die  Steine  mit,  die  vorher  hinein  gelegt  sind.  Der  Autor 
lugi  hinzu,  nur  in  den  Ansiedlungen  der  nicderlftndisclien  Tuch- 
macher sei  eine  zuverlässij^^e  Schau  vorhanden.  Wenn  diese 
«Schilderung  auch  vielleicht  übertrieben  schwarz  malt^  so  bleii»t 
in  jedem  Falle  doch  das  sicheri  dafs  die  lokalen  Beamten  und 
Unterbeunten,  bd  dem  Mangel  höherer,  speciell  technisch  erfahrener 
Aufticiitsbeamten,  nicht  genügend  kontrolliert  wurden. 

Die  Erkenntnis  dieses  Mangels ,  verbunden  mit  den  zu- 
nehmenden Belästigungen,  denen  die  englischen  Ausfuhrgeschäfte 
im  Ausland  infolge  der  vielen  Fehler  im  en^rlischen  Tuch  aus- 
gesetzt waren ^,  frihrt^  dazu,  dafs  die  HandelsgesellHcliift  der 
„Merchant  Adventurers",  in  deren  Hunden  der  Haupttuchexj)ort 
kg,  1630  von  sich  aus  einen  wichtigen  Schritt  that.  Sie  setzte 
durch,  dais  der  König  Karl  1.  zwei  von  ihnen  vorgeschlagene 

'  Kuthaiteu  in  der  Sammlung  „Tiacts  oa  wool**,  British  Museum, 
712  K  16,  1-38. 

'  State  Fkpers,  Jatnes  I  yoL  180  Nr.  74, 
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und  besoldete  Männer  —  Antony  Wither  und  Samuel  Fively  — 
ernannte  sa  „oommiMionmi  to  inquire  how  the  Statutes  for  tme 
cloth  making  are  put  in  execution.**  Sie  erhielten  den  amtlichen 
Auftrag,  in  dm  für  die  Ausfuhr  der  Merchants  adventurers  be- 
sonders arbeitenden  Grafschaften  Somerset,  Gloucester,  Oxford 
und  \A  ilts  festzustellen,  inw  ieweit  die  Reglements  ausgeftlhrt  würden 
und  wie  sich  die  verantwortlichoD  Beamten  dabei  verhielten. 
Wenn  man  bedenkt,  wie  schwerfällig  damals  bei  den  schlechten 
Vorkehmnitteb  die  Berichteretattong  der  GwMiaftBbehOrden  aa 
die  Regierung  noch  sein  mnlbto,  wird  es  doppelt  einleuchtend, 
wie  wert7oli  eine  solche  unmittelbare  Orientierung  durch  Special- 
kommissare war.  Obrigkeitliche  Befugnisse  waren  den  Abge- 
sandton anscheinend  nicht  beigelegt.  Aus  den  wenigen  Berichtan, 
die  von  ihnen  überliefert  worden  sind,  seien  hier  einige  Züge 
mitgeteilt'.  Tn  Oloneester  fanden  die  Kommissare  z.  B.,  dafs  die 
Eidesformel,  durcii  ^^('lohe  die  Schaubeamten  von  den  Friedens- 
richtern vereidigt  wurden,  ganz  unzulMnglich  war,  und  p:erieten 
darüber  mit  den  letzteren  in  einen  scharfen  Konflikt,  der  von 
der  Stemkammer  geschlichtet  werden  mufste.  Mehrfach  stielaen 
sie  auf  fidsche  Auslegungen  der  Reglements.  In  einem  Orte  kam 
es  SU  einem  Streit  zwischen  den  Kommissaren  und  den  Walkern, 
bei  dem  jene  fast  ums  Leben  gekommen  Wären.  In  Wtlts  regnete 
es  Drohbriefe  und  Beleidigungen  g^en  sie;  die  Weber  zettelten 
eine  Verschwörung  an,  um  die  unbequemen  Eindringlinge  zu 
überfjillen.  In  Salisbury  erklärten  die  Friedensrichter,  in  dem 
Auttrage  der  Kommission  lie;:;e  eine  Beschimpfung  und  Herab- 
setzung ihre«  Amtes;  rfie  selbst  wüJsten  am  besten,  was  der  In- 
dustrie fromme  und  wie  die  Gesetze  zu  deuten  und  auszuführen 
seien.  Die  Friedensrichter  hetzten  auch  die  übrige  Bevölkerung 
gegen  die  Fremden  auf.  —  Vermutlich  haben  me  Kommissare 
oieBelben  GrafiKshaften  mehrmals  oder  auch  noch  andere  Gegenden 
aufgesucht:  jedenfalls  waren  sie  fünf  Jahre  lang  beschäftigt. 

Soviel  wir  wissen,  hat  der  Staat  aus  diesem  Versuch  der 
Merchants  adventurers  niemals  Veranlassung  genommen,  selbst 
eine  ähnliclie  Inspektion  zu  veranstalten  oder  f^ar  ständige  Be- 
amte hierfür  anzustellen.  Das  Bedürfnis  nach  einer  8o!cbf'n 
en^^ercn  Fühlung  mit  den  lokalen  ( h^canen  wird  die  Kegieiun^ 
^volll  empfunden  haben,  aber  dem  enizlisclien  Staat«-  und  \  er- 
walnmgsrecht  fehlte  fllr  dessen  Befriedigtmg  die  Form  und  die 
Tradition;  die  alte  Selbständigkeit  der  Grafschaften  sprach  da- 
gegen. Diese  Selbständigkeit,  wie  tiberhaupt  die  ganze  eng- 
Bsäe  Verwaltungsox^ganisation  war  eben  schon  so  gut  wie  fertig, 
als  die  grolse  Industrie  mit  ihren  neuen  Bedürfnissen  und  die 
neue  für  sie  erst  geschaffene  Specialgesetzgebung  entstand. 


'  State  Proper«  1C3:{  9.  Juli;  1634,  2.  Mai.  Charles  I  vol.  535,  No.  112. 
Charles  l  vol.  4u7  No.  7ö. 
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Sechstes  Kapitel 
Regelung  des  Weih  und  Garnhandels. 


Der  Tiutionalen  Industrie  ihre  Roh-  und  Hilfsstoffe  stetig 
and  billig  zu  beschaffen,  war  ein  Elemeiitarsatz  merkantilistischer 
WiriBchaftspoHtik  in  allen  Staaten.  In  onserem  Falle  aber  ist 
die  hierauf  gerichtete  Staatslfaätigkeit  doppelt  intereeaaii^  weÄ  die 
Wolle  einee  der  ältesten  und  wichtigsten,  wenn  nicht  das  wichtigste 
Lundesprodukt  Englands  war.  und  daher  eine  Politik,  welche 
der  Industrie  diesen  Rohstoff  billig  lofllhren  wollte,  nur  in  einem 
Kampfe  mit  den  Interessen  anderer  grofser  und  einflufBreicher 
T^'ile  der  Bevölkerung  durchzusetzen  war,  die  natürlich  hohe 
U  ollpreise  wünschen  mufsten.  Die  La::*'  wurde  noch  kom- 
plizierter dadurch,  dafs  es  darauf  ankam,  die  im  Ausland  sehr 
oegehrte  englische  Wolle  der  fremden  Industrie  möglichst  vor- 
zuenthalten. Man  kann  die  gesamte  Wollpolitik  Englands  auf 
natSrlielie  Weise  amtlich  in  swei  groÜw  Araehnitte  tdlen:  efaie 
Feriode  Tor-  and  eine  nach  1464.  In  diesem  Jahre  nämlich, 
das  wir  schon  wiederholt  als  Beginn  der  uns  speciell  interessierenden 
Periode  bezeichnet  haben,  sehen  wir  zum  ersten  Male,  dafs  die 
Rücksicht  auf  die  Industrie  bei  der  gesetzliclten  Regelung  des 
Wollhandels  den  Ausschlag  gegeben  hat.  Bis  dahin  waren  die 
Tnt«Tessen  des  Fiskus  und  der  W  olljjroduzf'nton  mar'?!:!;phend  ge- 
wesen. Von  nun  ab  findet  aber  die  Industrie  iinmer  mehr  Be- 
rücksichtiffung,  um  schlielslich  im  XVli.  Jahrhundert  alle  kon- 
kurru  renden  Interessen  zu  schlagen. 

Schon  vor  dem  Jahre  1464,  im  XIV.  Jahrhundert,  richtete 
mIi  die  Geaetogebnng  wiederholt  gegen  die  Wollbändler, 
wdche  lieh  swuehen  die  WoUproduzenten  und  Wollexporteure, 
die  „mensliants  of  tbe  ataple*^  ^  drängten,  und  dadurch,  dafs  sie 

•  Der  Wollexport  lag  in  rinv  zweiten  FISIfte  des  Mittelalters  eranz 
in  den  Händen  der  j^merchantä  of  the  staple'*,  einer  aas  Bt^iHtiich- 
iiluriischer  loHiativo  hervoi^^ngenen  Korporation  von  englischen  und 
atisUnilischen  Händlern.  Über  ihre  Organisation  rerpl.  S c hau/. ,  Enjilisrhe 
HntHlel^pciitik.  F^nnd  I  8.  327  ff.  und  Hall,  Tbe  customs  rcveimc  ot 
Lagiand  1885,  vol.  1  S.  29  ff. 
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das  Geschäft  in  wenig  Händen  konzentrierten,  beide  Interessenten- 
gruppen  benachteiligten.  Ihre,  nach  der  Anschauung  des  Mittel- 
alters unlauteren  Manipulationen  wurden  schon  1353^  und  1:^57^ 
verboten  und  die  Gerichte  angewiesen,  aufs  allerstrcngste  dagegen 
vorzugehen,  auch  diu  uotorisclien  Gewiclit«talschungen  und  aodere 
Mifsbräuche  der  Händler  zu  ahnden.  Im  Jahre  1390^  verbot 
Richard  U.  überhaupt  allen  Zwischenhandel  mit  Wolle.  Die 
Tuchmacher  und  Stapelkauf leute  durften  nur  direkt  von  den 
Schäfereien  kaufen.  Der  ausgesprocfaene  Zweck  dabei  war,  „üm 
Wollpieis  hoch  su  halten'*  —  abo  den  Wollzüchter  vor  un- 

rtigen  Marktverhältnissen  au  schützen.  Die  Schwenkung  in 
Politik  offenbarte  sich  nun  1464^  darin,  dafs  im  Interesse 
der  Tuchmacher,  um  den  Wollpreis  nicht  zu  hoch  steigen  zu 
lassen  und  um  ihnen  Uberhaupt  binl^n^li(■!le  Wollvorriite  zu 
sichern,  betohlen  wurde,  dafs  in  gewissen  Gratschaften  Wolle  vor 
der  Schur,  also  noch  auf  dem  Schaf,  zwischen  dem  18.  März 
und  dem  24.  Auguöt  nur  solche  Leute  kauieu  diirien,  welche 
sie  seihet  zu  Garn  oder  Tuch  verarbeiten  wollen*  Ikst  nadi 
dem  24.  August,  d.  h.  aber  wohl  ent  wenn  die  Schur  in  der 
Kegel  beend^  war,  hatten  auch  die  Stapelkanfleute  das  Recht. 
Darin  lag  eme  sehr  bedeutsame  Begünstigung  des  Gewerbes 
g^enflber  dem  WoUezport,  der  bisher,  wegen  der  hohen  Zoll- 
eimcünfte,  den  Königen  stets  liesonders  am  Herzen  gelegen  hatte. 
Man  war  schon  über  das  Stadium  der  Gleichberechtigung  beider 
hinaus.  Heinrich  VII.  that  einen  weiteren  Schritt  auf  dieser 
Bahn  durch  ein  Gesetz  des  Jahres  HSS*^.  Nicht  nur  für  un- 
geschorene, sondern  jetzt  auch  für  die  frisch  geschorene  Wolle 
bleibt  den  Garn-  und  Tuchmachern  bis  zum  15.  August  jedes 
Jahres  das  Vorkauftredit  unter  Ausachlufii  der  StapeULanfleitta. 
Der  Industrie  war  also  die  Gelegenheit  gegeben,  stets  die  beste 
Wolle  vorweg  su  kaufen.  Unter  einer  solchen  Beschränkung 
des  Wollhandels  litten  auch  die  Produzenten,  wührend  sie  früher, 
als  es  sich  nur  um  Ausmerzung  der  Zwischenhändler  handelte^ 
ebenfalls  Nutzen  aus  der  Gesetzgebung  gezogen  liatten  —  oder 
wenigstens  zidien  sollten.  Weil,  wie  es  heilst,  nach  Ablauf  de^ 
vorigen  <  >  t  sctzea  die  Schar  der  Zwischenhändler  wieder  enorm 
zugenommen  hatte,  wurden  seine  Bestimmungen  I  Vi  i  "  erneuert 
und  auf  den  Handel  mit  Kammwolle  auagcdehni.  —  Bisher 
nötigten  die  Interessen  der  Industrie  die  Regierung  nur,  gegen 
die  Händlerklasse  vorzugehen.  Im  JTahre  1533  Mginnt  aber 
auch  eine  Bewegung  gegen  die  WoUpfoduzenten.  ADerdingt 
spielte  hier  noch  ein  anderes  Motiv  mit:  die  Soige  um  die  £- 


'  27  Edw.  TTI  etat.  2  Kap.  a 

«  31  Edw.  III  Kap  2. 

»  14  Richard  U  Kap.  4. 

*  4  Edw.  IV  Kap.  4. 

»  4-r.  Henry  Vn  Kap.  11. 

«  22  Henry  Ylü  Kap.  1. 
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hnUunET  der  Landwirtsrlmft  nnd  der  ackcrbiiu treiben  den  Be- 
völkerunir.  welche  unter  der  damals  so  rpifaend  zunehmenden 
Ausdefinun;::  der  Schafweiden  schwer  zu  leiden  hatten.  Um  diese 
EDtwickelimg  zu  hemmen,  wurde  ein  ( besetz  ^  erlassen,  welche« 
sich  Jedoch  selbst  auch  noch  damit  motivierte,  dafs  die  Tendenz 
zur  V  ereini^ang  der  ganzen  Scha&ucbt  in  den  Händen  Verhältnis' 
m&log  weiuRer  LalifiiDdicabentBer  zugleich  auch  die  Tendens 
war  kttnstlicoen  Preinte^;eniiiff  in  äcb  bem.  Das  Gesels  Ter- 
ordnet*',  es  solle  niemand  mehr  als  2000  Schlafe  oder  mehr  ab 
fwei  Fachtgüter  besitzen.  Man  erkennt  aus  diesem  ZoBammeD* 
hang,  dafs  der  englische  Staat  es  nicht  nötig  hatte,  die  Wollzucfat 
noch  durch  Prämien  oder  dei^L  au  befördern^. 

Sdien  Im  Jahre  1545  muläte  wieder  gegen  die  Wollliändler 
▼orgegangen  werden »  weil,  wie  das  Gesetz^  sagte,  die  Mono* 
polisierung  des  Geschäftes  durch  wenige  reiche  Hiindler,  besonders 
dureh  die  Geschäftsabschltlsse  über  unj^f^sohorene  Wolle,  die  Tuch- 
macherei  Ulfs  ruiPHerste  schädtfrte.  Indessen  enthielt  das  Gesetz 
kein  Verbot  des  Zwiäjchenhandels :  im  Gegenteil  küst  es  deutlich 
erkennen ,  dafs  dieser ,  wenn  auch  durch  die  Vorkauferechte  der 
Fabrikanten  und  auch  der  Süipelkaufleute  sehr  beschränkt,  doch 
geduldet  ist  Auch  das  folgoide  und  lelite  Gesetz  aas  dem 
Jabie  1552  sagt  in  dieser  Hinsicht,  obw<^  es  sehr  scharfo 
Worte  gegen  die  „Qewinnsncfat  und  Unlauterkeit"  der  „wool- 
broggers**  und  ihre  Preistreibereien  gebraucht,  doch  nichts  wesent- 
lich Neues:  sie  werden  auch  jetzt  noch  geduldet.  Neu  ist  jedoch 
eine  Bestimmung  pregen  die  Wollzüchter:  wenn  ihnen  innerhalb 
eines  Jahres  nach  der  Sehatschur  ein  ,. angemessener  ortsüblicher" 
Frei«  geboten  wird ,  so  mii.ssen  sie  verkaufen  und  dürfen  die 
Wolle  nicht  län*;er  ;iul. speichern.  Man  sieht,  dafs  diese  Klasse 
von  ihren  alten  Feinden,  den  Zwischenhändlern,  gelernt  hatte. 

Nach  1552  ist  der  binnenländisehe  Wollhandel  nicht  mehr 
0^i;en8tand  der  Gesetzgebung  gewesen.  Nur  .Jakob  I.  erlielii 
nix-h  einmal,  im  Jaiire>  lt)l5,  eine  i^roklamatiou  und  schärfte 
darin  die  Befolgung  der  älteren  Gesetze,  namentlich  des  von  1552, 
ein,  weil  das  Treiben  der  „broggtr»,  forestaUers  and  engrossers 
of  wool*  die  WoUe  verteuere,  die  WoDqualitKt  durch  unreelia 
Mischungen  ▼erBcUechtere  und  so  die  Tuehmacherei,  „thejprincipal 
native  commodity**  Schaden  leide  ^.  —  Aber  schon  unter  Elisabeth 
liefe  sich  die  R^erung  dazu  herbei,  „licences,  to  buy  wool  and 
to  seil  it  at  reasonable  prices^  zu  gewähren  und  gestattete  damit 
also  den  nn beschränkten  Zwischenhandel  doch  in  gewi.ssem  Um- 
tango.   bie  begründete  solche  Konzessionen  gelegentlich  dami^ 

>  25  Heniy  VIII  Kap.  13,  im 

-  Vertrl.  Cunnin-hnm,  (imwih  ete.  II,  S.  33&. 

8  a?  fienrv  VIII  Kap.  16. 

*  Proclamätion-Book,  81.  Hai  1615  (Record-Offioe). 
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6aSk  die  Wollhändler  dem  cbthier  viel  Frachtkosten  und  sonstige 
Spesen  und  Muhwaltungen  ersparen,  besonders  den  kleinen  Tu/at" 
machem/die  nicht  gut  im  grol'sen  einkaufen  könnten,  entgegen- 
kämen, auch  durch  die  notwendige  Sortieninfr  fl^r  Wolle  DifnKte 
leisteten  und  schliefslieh  den  eigentlich  schiechten  Klementen 
ihres  Standes  den  Boden  entzögen. 

Wir  gedenken  bei  dieser  öel^enlieit  auch  zweier  Fälle,  in 
denen  schon  vor  Elisabeths  Regierung  durch  Gesetz  für  einzelne 
Gegenden  und  Yeriiältnfaee  die  fieachifUiknnfien  des  Zwischen- 
bandds  anfgdioben  wurden  —  und  swar  lediglfch  im  Intereese 
der  Industrie  selbst.  Wie  schon  bemerkt,  hatte  das  Gesetz  von 
1530  die  Bestimmungen  Uber  den  Zwischenhandel  in  Wolle  anch 
auf  die  Kammgamwolle  ausgedehnt.  Die  Kammgarnspinnerei 
h'Attr  fast  500  Jahre  lang,  bis  ins  XVII I.  Jahrhundert  hinein, 
ihren  Hauptsit?  in  der  Grafschaft  Norfolk  und  lag  zum 
pröCsten  Teil  in  den  Händen  zahlreicher  kleiner,  aber  selbst- 
süindiger  Spinner,  welche  die  \\  olle  noch  auf  eigene  Rechnunsj 
kauften  und  verspannen.  Sie  wohnten  weit  über  d.i6  Land  ver- 
streut in  Dörfern  und  Weilern;  nur  mit  unverhältnismärsigea 
OiMfiani  an  Zeit,  Mühe  und  Kosten  htttten  sie  die  groben  Woü- 
mtfi^te  aufsuchen  kOnnen,  und  die  WoUsttditer  wttrden  ihnen  so 
kldne  Partieen,  wie  sie  mit  ihren  geringen  Mitteln  jeweilig  nur 
einkaufen  konnten,  gar  niclit  abgelassen  haben.  Für  diese  breite 
Masse  kleiner  Konsumenten  hatte  sich  dem  Bedürfnis  entsprechend 
Ittngst  ein  Stand  von  Zwischenhändlern  herausgebildet,  der  für 
sie  die  Märkte  aufsuchte,  im  «rrofsen  einkaufte  und  in  den 
Dörfern  umherziehend  in  kleinen  M(;ngen  an  die  Spinner  absetzte. 
Führte  man  die  bestehenden  Gesetze  dem  Buchstaben  nach  aus, 
so  war  es  mit  der  Existenz,  mindestens  mit  der  Selbständigkeit 
der  ideinen  Spinner  Yorbd.  Das  neue  QesetB  tou  1547^,  dem 
diese  EIrwägungen  zu  Grunde  lagen,  spricht  es  nicht  direkt  ans, 
aber  es  ist  ansunehmen,  dafs  die  Regierung  vor  der  Frage  stand, 
ob  sie  diese  Masse  kleiner  Spinner  dem  Prinzip  zuliebe  der 
wirtschaftlichen  Abhängigkeit  von  den  besrixenden,  kapital- 
kräftigen Sarschemachem  von  Norwich  preisgeben  wolle,  welche 
ihnen  die  Wolle  mm  Verspinnen  zugeteilt  und  sie  damit  auf  die  Stufe 
hausindu  8  triellerAr  heiter  herabgedrüekt  hätten.  Die  Ent- 
scheidung tiel  zu  Gunsten  der  Spinner  aus.  Für  den  betreß'enden 
Bezirk  wird  den  Zwischenhändlern  gestattet,  zugleich  mit  den 
Fabrikanten  ^^^olle  einzukaufen,  sofern  es  auf  offenem  Markte 
und  nur  sum  Wiederverlcauf  an  die  Spinner  dieser  Gh»end 
geschehe.  Sieben  Jahre  später  erfolgte  eine  ähnliche  Entsoheiaung 
lUr  einen  nordengUschen  Industriebezirk.  Li  den  Haidedörfem 
des  «West  Riding"*  der  Grafschaft  York,  um  die  Stadt  Halifax 
herum,  wohnten  zahllose  kleine  selbständige  Tuchmacher,  welche 
die  Wolle  selbst  kauften,  von  ihren  Fnuien  und  Kindern  Ter- 


1  1  Edward  VI  Kap.  6. 
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•pinnen  lie&en  und  dann  zu  Tach  yerarbeiteteii.   Auch  ne 

kOnneu  nicht  direkt  ▼om  WollzUchter  beziehen,  weil  sie  nU 
mehr  Wolle  nehmen,  als  sie  für  ein  StUck  Tuch  gebrauchen: 
wenn  met  dieBes  anf  dem  Tuchmarkt  in  Halifax  verkauft  haben, 
kaufen  sie  für  den  Erlös  ihren  Vorrat  an  Wolle  von  dem 
.wooldriver",  der  es  selbst  erst  von  dem  WoUzüciiter  dorthin 
geschaflFt  hat,  und  wandern  damit  wieder  in  ihre  Dörfer  zurück. 
Ein  ( resetz  v.m  l-)^)^^  gestattete  daher  den  wooldrivers  des 
Kirch^pieid  Halifax,  ihr  Geschäft  in  gewülinter  ^^'eiäe  fortzusetzen, 
wofem  aie  «ich  auf  den  Verkauf  an  jene  kleinen  Tuchmacher 
beechrllnkten.  Dal«  dieses  Gesetz  gleichzeitig  mit  der  weaven 
act*  erlassen  wurde,  ist  wohl  kein  ZufSedl:  in  bdden  FUlen,  wie 
aoch  in  Norfolk,  handelte  es  sich  um  Erhaltung  der  kleinen 
aelbetftndigen  Esistenzra. 

Die  gro(sen  Verleger  nahmen  aber  in  der  Frage  nach  wie 
▼or  eine  andere  Stellung  ein.  Auch  nach  Elisabeths  Tode,  andi 
nach  der  Proklamation  Jakobs  1.  dauerte  der  alte  Kampf  zwischen 
ihnen  und  den  SVuUhändlem  fort:  Ja  er  wurde  sogar  noch  ver- 
schärft^ weil  sich  seit  der  zweiten  Hftlfte  des  XVI.  Jahrhunderts 
die  Verhältnisse  des  Wollhandels  geändert  hatten.  Calais  war 
der  alte  Stapelplatz  für  die  englische  Wollausfuhr  nach  Frank- 
reich und  den  Niederlanden^  und  der  Sitz  <ler  raerchants  of  the 
staple.  Als  aber  ir».^8  die  Stadl  au  Frankiiicii  verloren  ging, 
war  es  auch  mit  der  Glanzzeit  jener  Gesellschaft  vorbei'^.  Aller- 
dings hat  Elisabeth  ihnen  ihre  alten  Priyil^en  1561  wieder 
bei&tigt,  und  auch  die  Stuarts  seheinen  das  gethan  zu  haben  — 
aber  jedenfalls  ohne  die  Wirkuog  zu  erzielen,  welche  sich  die 
Geselbchaft  davon  versprach^.  Auch  ehe  die  Wollaosfuhr- 
^erbote  des  XVU.  Jahrhunderts  ihr  die  eigentliche  Grundtage 
ihrer  Exl-^tenz  entzogen,  hatte  sie  offenbar  ihre  privileperte 
Stellung  faktisch  schon  ein«!-» 'hülst.  Die  vStipelkaufleute  suchten 
nu!i  hei  Zeiten  sich  eine  neue  Stellung  dadurch  zu  erobern,  dnfs 
sie  sieh  auf  den  Wollhandel  im  In  lande  warfen  und  diesen  in 
ihre  Hände  /u  bringen  suchten.  Sie  sind  e«,  die  nun  in  der 
Zeit  bia  zur  Kepubuk  den  Kampf  gegen  die  gesetzlichen  Vor- 
fechte der  dothier  im  Wollhandel  am  energischsten  führen,  nachdem 
ihr  Einwand,  dais  die  Glesetze  gegen  die  ^^woolbroggera''  anf  sie 
keine  Anwendung  fitaden,  abgewiesen  war^  Als  im  Jahre  1622 
eine  Kommission  von  Beamten  der  Krone  und  Leuten  aus  den 
Kreisen  der  Kaufleute  und  Verleger  zusammentrat*,  um  auf 
Mittel  lur  Verbesserung  der  allgemeinen  wirtschafUichen  Lage» 


1  ^8  Philip  and  Uaiy  Kap.  18. 

-  Vertrl.  oben 

*  Cuiiuiugiiam  a.  a.  O.  S.  119,  State  l'aperg,  LUüabeth.  vol.  15  No.  ÖO. 

*  SUfe  Papers  Elizab.  vol.  154,  No.  33  und  34.    lötil,  30.  Mli. 
»  State  Papei-8  1615.   24.  December. 

«  State  Papel»  Jamss  I,  vol.  m  Nr.  27;  1622. 
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speciell  im  Tuchgeschäft,  zu  sinnen,  stand  auf  der  Taece-sordnung 
aiu  h  die  Frage,  oh  der  Zwischenhandel  mit  W  olle  tiir  die  io- 
duötne  ntitzhch  oder  schädlich  «ei  ?  —  *.  Die  Regierung  ver- 
anstaltete damals  auch  Erhehun^en  üher  die  Wollpreise,  um  zu 
erhhmkf  ob  und  in  weksbem  die  dotbier  Reebt  bfttte 

mit  ibrer  Behaantung,  dafis  der  Zwisebenbandel  die  Wolle  Ter- 
teuere,  und  deuialb  wie  früher  in  Scbranken  gehalten  werdeo 
müsse'.  Wenn  nun  diese  Untersuchungen  aucb  nicht  dazu 
führten,  die  alten  Gesetze  aufzuheben,  so  hat  man  aus  den  über- 
lieferten Petitionen  der  Zeit  doch  den  Eindruck,  dafs  die  Re- 
gierung gegen  t'bertretungen  von  Seiten  der  Wollhändler  nicht 
scharf  vorgcgaiigeu  ist^.  Ilm  die  Mitte  des  XVII.  Jahrhunderts 
scheint  ihr  Gewerbe  besonderg  geblüht  zu  haben;  es  yvird  be- 
richtet*, Leute  aus  allen  Klassen:  Tuchmacher,  Schneider,  Woll- 
packer, Gastwirte,  Handschuhmacher  u.  a.  hätten  sich  auf  deu 
WoUbandeL  geworfim.  Die  Händler  sttttsten  aicb  bei  ihrer 
kllmpfung  der  alten  Vorschriften  ^or  allem  darauf,  dafs  sie  die 
W^olle  sortierten  und  überhaupt  erst  soweit  TOrb^mteten,  da& 
die  ülothier  mit  der  Verarbeitung  beginnen  konnten.  Aucb 
treflfe  der  Vorwurf  der  künstlichen  Verteuerung  mehr  die  clothiw 
als  sie  selbst,  weil  gerade  unter  jenen  sieh  bedenkliche  Ansätze 
EU  einer  Ringbildung  zeichten''.  Die  clothier  ptl Listen  darauf  zu 
erwidern,  die  letzterwiihnte  Erscheinung  sei,  wo  überhaupt 
auilrete,  nm*  die  natürliche  Reaktion  j^egen  das  ungesetzliche 
Vorgehen  der  Händler;  die  Sortici  iiii^  der  Wollo  aber  sei  Sache 
der  clothier  selbst,  welche  aJldn  beurteilen  kannten,  welche 
Muchung  und  Entmischung  der  WoUsorten  fiär  jeden  Zweig  der 
Fabrikation  am  besten  sei.  Ihr  Verlangen  ging  immer  wieder 
dahin,  dafs  die  alten  Reglements  durchgefikbrt  wurden;  „we  sJl 
desire**,  so  heifst  es  in  einer  Eingabe  —  „that  all  engrossers  be 
put  down  and  that  none  buy  wool  but  those,  that  niake  it  unto 
maniifacture  and  buy  no  more  than  they  use" Ihre  Sache 
£and  eine  beachtenswerte  Unterstützung:  in  dem  Bericht,  welchen 
die  Stadt  London  1651  dem  von  Cromwell  eingesetzten  Ilandels- 
rat  über  diese  Fmge  erstattete^.  Eine  Specialkuujniiöyion  hatte 
untersucht,  ob  nach  Lage  der  Verhältnisse  die  merchantö  oi  iuK 
staple  noch  ein  Recht  auf  Sondefstettung  hatten.  Das  &gebnis 
war:  seit  Erlafs  der  Wollausfuhrverbote  bestehe  kein  Bedürfnis 
mehr  nach  emsx  Körperschaft,  die  seiner  Zeit  um  jener  Auafuhr 
willen  gegründet  sei;  im  übrigen  richte  die  Gesellschaft  nur 
Schaden  an,  seitdem  sie  den  inländischen  Wollhandel  mono- 


'  Cunnnigham  a.  a.  0.  S.  119. 

«  State  Paper«  Charles  1  vol.  155,  Nr.  52  und  53.  1683»  2,  ÜOV. 
'  Ebc'Dcia  lG.it),  25.  April,  vol.  61ö,  Nr.  140. 

*  Ebenda,  1651,  11.  Juni. 

»  State  pft}>er8,  Commonwealth,  voL  11  No.  62. 

•  Ebenda  vol.  11  No.  öb. 

V  Ebenda,  voL  15,  No.  03.  1651. 
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poliriereu  durch  flu*  Sortieornngsverfahren  das  Garn  reraohlechtm 
und  dadnrch  die  TuchiDaciier  ohne  deren  Schuld  in  Ungelegen- 
heiten  wegeo  schlecht  «nagefalleDer  Sto£G»  brioge.    In  demselben 

Jahre  gingen  noch  zahlreiche  Petitionen  von  beiden  Parteien 
hüim  HandeUrat  ein.  Trotzdem  schrint  die  Regieninp-  nicht  haben 
eingreifen  wollen  und  die  alten  Beötiujmnnffen  gegen  den  Woll- 
handel werden,  ähuiicii  wie  die  Lohn-  und  Lehriingsvorschriften, 
allmählich  vergessen  worden  sein. 

Die  zahlreichen  absoluten  und  bedingten  Verbote  der 
Woliausfohr,  welche  in  England  aeit  Mitte  des  XIH.  bis 
Mitle  des  XV.  JahifaiindertB  erlassen  worden  sind,  waren  finanz- 
politischer Katar.  Sie  sollten  entweder  direkt  der  kOniglidien 
Kasse  dienen,  indem  sie  dem  Könige,  früher  dem  gröfsten  WoIl> 
enortenr  des  Landes,  das  Monopol  der  Ausfuhr  sicherten,  oder 
indirekt  denselben  Zweck  erreichen,  indem  sie  als  bedingte  Ver- 
bote, das  Monopol  der  Stapelkanfleute  und  damit  die  sehr  hohen 
Zolleinkünfte  zu  siehern  versprachen,  welche  die  Krone  von 
jenen  bezog.  Zinvciien  wurden  die  Verbote  auch  nur  erlassen, 
um  dem  Fiskus  durclt  individuelle  Befreiungen  davon  (Lizenzen) 
eine  Einnahme  zu  verschafifen  —  oder  um  auf  auswärtige  Ab- 
nehmer eioen  iwlitischen  Druck  anasnttben.  Alle  diese  Malsregeln 
der  mittelalteniGfaen  Periode  sind  also  ihrem  Zweck  und  Ursprung 
Bseh  yeracbieden  von  den  Ausfuhrverboten  des  merkantilistischen 
Zeitalters,  welche  darauf  ausgingen,  den  Rohstoff  der  wichtigsten 
einheimischen  Industrie  im  Lande  zu  behalten.  Hundert  Jahre, 
nachdem  die  Rücksicht  auf  die  I?idn>'trie  in  der  Regelung  des 
inliindi.>;chen  Wollhandels  eine  Epoche  lierbeigetührt  hatte,  leitete 
dieselbe  Idee  auch  in  der  Behandlung  der  Wollansfuhr  eine 
neue  Wendung  ein.  Seit  der  Mitte  des  XV.  .Tahrhundtrtü  war 
die  iiuäluhr  ziemlich  ungestört  gewesen,  nur  das  Vorkaufsrecht 
der  Tudunadier,  die  mit  dear  Ansfohr  inerbandenen  Transport- 
kosten nnd  der  Ansiuhrzoll  sicherten  der  einheimischen  Indostrie 
eine  billigere  Versorgung  als  den  ansländischen  Abnehmern.  Der 
nicht  anbeträchtliche  Wollzoll  war  vermutlich  —  neben  der  Rück- 
acht  auf  die  WollzUchter  und  Stapelkaufleute  —  ein  weltlicher 
Orund,  weshalb  der  J^taat  sich  nocli  nicht  zu  Ausfuhrverhoten 
entschlofs*.  Aber  um  die  Mitte  des  X\'l.  Jahrhunderts  verloren 
zwei  von  diesen  BeweggrCmden  an  Kraft:  die  Tuchausfuhr,  cben- 
fy]l>  mit  Zöllen  belastet,  hr^^ann  die  WoUaustuhr  an  wirtschafts- 
üiid  zoUpoliüscher  Bedeutung  zu  überflügeln  —  und  die  Be- 
deatung  der  Stapelkaufleute  sank  seit  dem  Verlust  von  Calais. 
Indeisen  hat  auch  Elisabeth,  obwohl  ne  in  hohem  Maise  die  WoU- 
ndnstrie  befi)rdem  liels,  doch  nodi  nidit  zu  einem  WoUausiiihr- 
wbot  getgriffen.  Wohl  aber  kam  es  za  einer  Mafsregel,  die 


'  Kw  die  Ansftilir  von  Kammwolle  (ans  Norfolk),  welche  jedoch 

niclit  Stapelartikel  war,  wurde  mit  Rücksicht  auf  die  Konkurreuz  der 
madefUUuUschen  Sanchemaeheiei  1514  verboten.  (6  Ueniy  VIII  Kap.  12.) 
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schon  als  der  erste  Schritt  auf  diesem  Wege  bezeichnet  werden 
kann.  Im  Jahre  1565'  yerbot  ein  Gesetz  die.  Ausfuhr  von 
lebenden  Schafen,  Lämmern  und  Böcken;  Übertreter  sollten  be- 
straft werden  mit  dnem  Jahr  Oeningnis,  Verlust  der  linken 
Hand  und  des  gesamten  Vermögens  —  und  im  Wiederholungs- 
fälle mit  dem  Tode:  —  man  darf  wohl  nniK  Innen,  dafs  die  Tuch- 
niacher  selbst  schon  lange,  ehe  ein  Woiiausfuhrverbot  erlu-ssen 
wurde,  danach  getrachtet  haben.  Schon  unter  Elisabeth  bestand 
eine  Agitation  dafür,  und  der  Regierung  wurde  der  Entwurf  zu 
einem  Verbot  der  Aiufiibr  von  Wolle  und  Wollgarn  1593  nnter- 
breitet'.  Auch  werden  die  merchaota  adventurera ,  später  die 
energischsten  Gegner  der  freien  Ausfuhr,  wahischeinltch  schoß 
damals^  als  sie  durch  Elisabeths  besondere  Gunst  und  durch  Ver- 
treibni^  der  Hansakaufleute  an  Macht  und  £jinflufs  sehr  |^ 
wadiseii  waren,  für  ein  Verbot  Angetreten  sein. 

Mehr  noch  als  der  Wunsch,  den  Wottpreis  niedrig  zu  halten, 
war  beim  Erlafs  der  späteren  Verbote  stets  der  Gredanke  mafs- 
gebend,  die  ausländische  Tuchmacherei  und  Sarscheindustrie, 
also  die  Konkurrenz  auf  dem  auslnndischen  und  inländischen 
Markte,  werde  durch  die  Ausfuhr  engliscfier  Wolle  dortliiii  nur 
noch  genährt.  Diese  Gefahr  trat  zum  ersienniale  in  grölserem 
Mafse  auf,  als  zur  Zeit  Jakobs  T.  in  Holland,  hauptsächlich 
mit  Hilfe  englischer  und  spanischer  W  olle,  eine  bedeutendi;  iu- 
duatrie  sich  entfidtete.  Daher  erliels  Jakob  I.  \m  Jahre  1614 
zwei  Proklamationeo'',  welche  die  Ausfuhr  von  Wolle,  Wollgarn 
und  WaJkerde  verboten.  Die  offisielle  Begründung  zur  enten 
der  beiden  Proklamationen  verdient  wiedergegeben  zu  werden. 
Die  Vorsehung,  so  lieifst  es,  welche  die  englische  Nation  auf  eine 
Insel  gesetzt  hat,  j)r.idestinierte  sie  damit  zu  Handel  und  Schiff- 
fahrt und  schenkte  ihnen,  als  Voraussetzung  jener  beiden  Erwerbs- 
zweige,  Wolle  und  F'ische.  So  ist  also  die  Nation  verpdichtet, 
hich  diese  ihre  Schätze  zu  sichiTn.  Wer  sie  aber  den  Fremden 
auöiicfere,  lasse  sich  durch  seine  niedrige  Habgier  verleiten,  dem 
Volke  und  Staate  zu  schaden.  Jakob  I.  hat  noch  einmal  im 
Jahre  1622,  und  sein  Nachfolger  dann  1648,  fthnliche  Verbote 
erlassen.  Ob  es  der  mehr  fiskiüiach  als  national  gesinnten  Be- 
giemng  Jakobs  mit  jener  Begründung  Ernst  war,  mag  dahin- 
gestellt  sein :  wichtig  ist  sie  aber  ak  amtlicher  Ausdruck  einer 
damals  sich  ausbreitenden  Anschauung,  die  spüter  in  unzählige 
Streitschriften  und  Flu<j:blätlern  di*-  l^iskussion  hoherrschte  und 
schlicfslich  in  dem  Gesetze  von  )  und  1688  ihr  Ziel  erreichte. 
Es  setzte  sich  nämlich  während  dv^  XVH.  Jahrhunderts  in  den 
Köpfen  der  meisten  an  der  Tuchindustrie  und  dem  Tuchhandel 


>  8  Elizab.  Kap.  3. 

2  Stall"  Papel-  KH/ih.  vol.  244,  No.  104. 

3  Proclamatiun-liook,  26.  Sept  und  9.  Nov.    1614  (Kecoid-OfSce). 
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beteiligten  Leate  in  England  der  Glaube  feBt,  daTs  alle  aufser- 
engÜscbe  WolUndattrie,  in  Frankreich,  Holland,  Deutschland  u.a.  w., 
mü  dem  Besag  englischer  Wolle  stehe  und  falle.    England  — 
so  .nrgomentierten  die  Gegner  der  Wollausfuhr  *  —  ist  <ler  Woll- 
produzent  fiir  alle  Welt  und  belif-rrscht  den  Wollmarkt;  nur 
wt  il  wir  so  kurzsichtig  sind,  um  der  V  orteile  einiger  Wollhändler 
und  W  oUzüchter  willen  die  Ausiulir  nicht  zu  verhindern,  können 
die  Staaten,   welche  ^hon  ohnehin  in  politischem  Einfluls.  See- 
macht und  Uaudel  mit  Eugiand  rivalläiereü,  uoä  auch  aui  dem 
Gebiete  den  Rang  streitig  machen,  auf  dem  wir  durch  die  Vor- 
Mhung  snr  AllemhqiTScbaft  aneersehen  zu  sein  echeinen.  Sicherten 
wir  dnrch  eb  etreng  durchgeführtes  Ausfuhr- Verbot  unserer 
beimiachen  Industrie  die  ausschlierslicbe  Verfügung  Uber  den 
gesamten  Vorrat  an  englischer  und  irischer  Wolle^  so  würde  die 
Nation  h(i  der  dadurch  verbilligten  Produktion  und  gesteigerten 
Arshihr  an  Fabrikaten  —  sowi«'  durch  das  sichere  Monopol  auf 
dem  Weltmai  kte  unendlich  viel  im  hr  vrrdienen,  als   jetzt  an 
Tuch-  und   \\  oUausfuhr   zusammen  verdient  wird.     Auch  im 
Iniereasc  der  Armen  Versorgung,  die  täglich  schwieriger  wird, 
niois  man  gcgeu  die  Wollausfuhr  sein.    Was  nUtzt  es  den 
Annen,  wenn  Tielleicbt  infolge  der  Yennehrten  Ausfuhr  einige 
tapsend  Morgen  Land  mehr  in  Schäferei  Terwsndelt  werden?  — 
Nichts!  Im  Gegenteil,  es  werden  noch  mehr  Pächter  und  Tage- 
lOhaer  von  ihrer  Scholle  vertrieben.    Aber  jeder  neue  Betrieb  in 
der  Tuchmacherei  bedeutet  mehr  Brot  für  die  Armen  und  mehr 
Unterthanen  für  den  Staat.    Wo  in  Frankreich  und  in  anderen 
8taftt«^n  jetzt  eine  mit  ims  konkurrierende  Wollindustrie  Müht, 
ist  sie  nur  dadurch  entstanden,  dai's  englische  Schafe  dort  vor 
Zeiten  ein,i»«btlrgert  sind,  und  die  daraus     womn  ne  Wolle  noch 
mit  importierter   englisciier    Wolle    vermisch l    wird.  Speciell 
unsere  lange  Kammwolle  ist  ihnen  dazu  unentbehrlich,  wir 
bnuicfaen  iure  Ausfuhr  nur  su  YerhindenL  um  drüben  alle  Web- 
stuhle nrai  Stilktehen  m  brio^. 

Die  G^er  der  Ausfuhrverbote  pflegten  su  erwidern",  es 
bedeute,  gegen  den  Strom  sehwimmen,  wenn  man  sieh  einbilde, 
die  längst  befestigte  holländische  und  französische  Wollindustrie 
durch  ein  Ausfuhrverbot  noch  lahmlegen  zu  können.  Die  Fremden 
würden  mit  Leichtigkeit  für  den  Verlust  der  engliachen  Wolle 
einen  Ersatz  finden,  hätten  das  z.  T  auch  schon  lange  "'^-than : 
ßo  mit  grolseii!  l  >t  ilge  z.  B,  die  südtranzösische  Tuchmacherei, 
welche  ein  bluliemic's  Geschäft  nach  der  Levante  mache  —  nur 
mit  ei.irener  und  spanischer  Wolle  ausgerastet!  Wo  der  Absatz 
der  eDglischeu  Tuciiindustrje  im  Auslande  nicht  mehr  gehen  will, 

!  "VVrL'l  die  Pamphlets  iu  dca  Sammiuni^en  „Tracts  on  wool*^  British 
Uu»eum  16  —  und  „On  exportation  of  wooh  Brit.  Mus.  1029  d.  4. 

Faser  die  l'lugschrifteu  der  Sammlung  816  m.  14  ebendaselbBt 

*  a.  a.  O.,  TSigl.  anch  John  Smith,  Memoin  of  wool.  London  1776. 
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liegt  das  Dicht  80  sehr  an  der  fremd«»  Konknireiis  an  sieh, 
sondern  dann,  dala  die  englischeD  dothier  ihr  Gewerbe,  und  die 
englischen  Exporteure  ihr  GeeehHft  nicht  ordentlich  venrtehen. 
Jene  haben  nicht  genug  gelernt,  und  diese  wollen  niemals  mit 
Verlust  verkanfeDi  was  die  findigeren  Holländer  mit  E>folg  gethao 
haben,  um  erst  inal  Bresche  in  rfen  Markt  zu  schlagen.  Auch 
Bind  sie  uns  in  der  Appretur  und  Fiuberei  üherlrp'en.  THv  ev.a:;- 
lischen  Reglements  sind  zu  unübersichtlich  und  die  Kontrolle 
ganz  ungenügend,  sodals  eine  Menge  schlechter  Stoffe  den  Markt 
verderben,    üafs  die  Wollpreise  zeitweise  hoch  sind,  ist  nicht 


händler,  welche  das  Geschäft  monopolisieren.  Was  aber  die 
Armenlut  hetrifil,  so  weiÜs  jeder,  dals  die  Hasse  der  Annen 
nnr  deshalb  so  wächst,  weil  die  clothier  sie  förmlich  heran- 
zUchten,  durch  Hungerlöhne  eine  Zeit  lang  halten  und  dann,  wenn 

sie  arbeitsunfähig  und  alt  werden,  nicht  mehr  besch!iftigen,  sondem 
den  Gemeinden  überlassen.  Nio}it  ein  Verbot  der  Wollausfufir, 
sondern  der  Kinfnlir  ausländischer  Wollstoffe  sei  das,  was  der 
Industrie  helfen  könne. 

Das  wären  ungefähr  die  Hauptgedanken  der  vielen  schrift- 
steliemden Geschäftsleute,  Advokaten  und  Litteraten,  welche  damals 
eine  Art  „Offiuttlieher  Meinung "  in  dieser  FVsge  sdinfen.  Wer  ihre 
Schriften  durchliest,  behält  vor  allem  den  Eindruck »  dafs  die 
fVage  der  WoUausfuhr  in  den  Augen  der  Ver&sser  und  der  Zeit* 
genossen  eine  politische  Frage  ersten  Ranges,  eine  nationale 
Lebensfrage  war.  In  der  LddenschafUichkeit,  mit  der  hier 
gekämpft  wurde,  erinnert  die  Bewegung  an  die  Agitation  für  und 
wider  die  Kornzölle  im  XIX.  Jahrhundert.  Für  die  freie  Aus- 
fuhr stritten  natürlich  in  erster  Linie  die  Grofsgrundbesitzer  als 
WoUzUchter.  Auf  der  Gegenpartei  hatten  im  XVII.  Jahrhundert 
die  sehr  einflulsreichen  merchants  adventurers '  die  Führung.  — 
W^enn  trotz  der  Proklamationen  von  1614,  1622  und  1648  gerade 
besonders  in  der  sweiten  Hälfte  des  Jahrhunderts  ttberhaupt  nodi 
dn  solcher  Streit  um  die  Frage  der  Ausfidir  entst^en  sonnte, 
so  hegt  darin  ja  der  Beweis,  dais  jene  Verbote  so  gut  wie  gar 
nicht  befolgt  und  zu  ihrer  Duichrahrung  wahrscheinUch  keine 
ernstlichen  Versuche  gemacht  waren.  Solcher  Lauheit  ein  £ktde 
zu  raachen,  war  pK-ti  das  Ziel  der  Af^itntion .  und  es  wurde 
erreicht,  als  Karl  Ii.  unmittelbar  nacl»  seiner  Thronbesteigung, 
1660,  das  erste  ernsthaft  {gemeinte  und  in  Form  einer  Parlaments- 
akte auftretende  W  ullaustuhrverbot  erliefs^.  Das  Oesetz  verbot 
die  Auäiuhr  von  \\  olle,  Wollgarn,  lebenden  Schalen  u.  s.  w , 
Fliefsen,  Abfidlwolle,  SterblingswoUe,  Walkerde  und  andern 
Walkmaterialien.    tfbertretungen  sollten  bestraft  werden  mit 


'  Vergl.  z.  B.  ihre  Kingabe  an  den  Btaaterat  im  Jahre  16Öi).  (State 
Pape».) 


sondem  Schuld  der  Woll- 


•  12  Charles  II  Kap.  82. 
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Konikkatiou  der  W  &re  uud  mit  Geldstrafen,  bei  mitschuldigen 
Schiffskapitänen  mit  Verlust  der  ginzen  Ladimg  und  des  Ver- 
mOgens  und  mit  dwimomflicher  Haft.  Schilfe  tob  Aoaländem 
^eiwIeQ  dem  Staate.  Das  Geaeta  fordert  jedermami  auf,  sich 
an  der  Kontrolle  der  AusMhruig  zu  beteiligen  und  verspricht 
den  Angebern  die  Hälfte  der  abgefafsten  Waren  als  Belohnung. 
Zwei  Jahre  später  wurde  das  Vergehen  der  Wollausfuhr  für 
.Felonie"  erklärt  und  dementsprechend  Todesstrafe  oder  Depor- 
tation ilaraiit'  ^^esetzt.    Natiiriieii  war  die  ]  >urcliluhrung  des  (ie- 
setzr-    in   dip  Hände  der  ZoUverwaliuu^,  in   letzter  Linie  der 
Hat- jv   un-l  Küstenwachen  gelegt.    Diese  Organe  erwiesen  sieli 
aber  in  emem  anächeincuii  uu^ewöhnlich  huiieu  Grade  aifi  ua- 
«augltcli  ftr  flure  Anfalle.   Dala  die  Beamten  und  Unterbeamten 
mit  den  Übertretern  dee  Oeaetaee  gemeinsame  Saebe  maehten, 
war  oieobar  mehr  Regel  als  Auanahme.   Vor  allem  aber  zeigte 
es  sich,  aJa  man  non  anfing,  der  Wollanafuhr  emstlich  au  Leibe 
sa  gehen,  wie  ung^ener  schwierig  di^  geradn  in  einem  Lande 
wie  En<^land  war.    Solange  Landstrafsen  und  Binnenschiffahrt 
noch  sehr  in  den  Anfingen  waren,  innlste  in  diesem  mit  tiefen 
Einschnitt*  n  und  zahlreichen  guten  Häleu  verse)i*Mitn  Lande  die 
Küstenschifrlaiirt  der  gewiesene  Transportweg  auci»  iur  soiciie 
Ladungen  sein,  welche  nicht  nur  unmittelbar  von  eiueni  Hafen 
zum  anderen,    sondern  auch  Air  die   Weiterbeförderung  ins 
Bimwnlaad  bertimmi  waren.   Daan  lagen  auch  noch  die  Glraf- 
achaften,  welche  hanptBftoUich  Wotte  eraeufften,  zum  gro&en  Teil 
dMct  an  der  KtMa^  a.  B.  Hereford,  Lincdn,  Gloucester,  Somer- 
aet  Dorset,  Southampton,  York,  Korfolk^  Cambridge,  Suffolk  « 
xmd  Kent  ^    Gerade  die  zuletzt  genannte  Grafischaft,  speciell  der 
K'is*er:stnc]i  Kumnev-Marsh,  war  berüchtigt  als  Hauptstnpelplatz 
f";r   die  heiiüliche  Wollansfuhr  nach  dem  nahen  Frankreich 
iiiuuh' r.    Ohne  jeden  Zwischentranaport  konnte  hier,  wie  vieler- 
wiirt.s,  die  Wolle  unmittelbar  von  der  Srlinferei  in  die  Schiffe  ver- 
laden werden.    War  es  den  Verscuderu  aber  erst  gehmgcn,  die 
Beamten,  soweit  diese  überhaupt  die  Auafuhr  ernstlich  zu  hindern 
noblen,  in  den  Glanben  an  yersetaen,  die  Wolle  lei  filr  dnen 
engUacshen  Hafto  bestimmt,  so  hmderte  sie  niemand  mehr,  den 
Weg  nach  Frankreich  oder  Holland  Anzuschlagen;  auf  oflEener 
See  gab  es  keine  Kontrolle.   Der  Lord-Lieutenant  von  Kent 
bericfitete  im  Jahre  1670  an  die  Regierung,  nach  Ansicht  der 
Gerichte  und  der  Intere^aenton  sei  der  Wollausfidir  mit  Gewalt 
überhaupt   nicht   beizukoramen,   dazu  seien  die  Leute  viel  zu 
erfinderisch   in   der   Entdeckung  neuer  Tiiuschungsmittel  und 
ikhl^ichwcge.     Was  helfen   könne,   sei   allein  ein  raffiniertes 
Spionage-    und  SpitzeUystem.    In  6  Monaten  seien  aus  seiner 
Gegend  186  Sack  fertig  gekämmter  Wolle  ins  Ausland  gegangen. 


t  Die  wichtigsten  Aiiafehrplätie  fUr  Wolle  waren  London,  Boston, 
lefa,  flnlJ»  Yannou^  Neircistls^  Sonthamptoii. 
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In  der  letzten  Zeit  habe  man  43  Kauiieute  alieui  in  Kent  bei 
der  Ausfuhr  ertappt ^  Ein  grober  Übektend  war  Mich,  daft 
muk  aus  demaelDaL  Grunde  wie  in  England^  aacb  die  Ausfiilir 
iriseher  Wolle,  welche  gleichfisdb  yerboten  war,  nicht  kon> 

trollieren  konnte^  weil  eben  die  Schiffe,  welche  iiische  Uäfen  mit 
Wolle  verliefsen,  England  als  Reiseziel  angaben;  die  Ein&hr 
irischer  Wolle  nach  England  wollte  man  aber  nicht  verhindern. 
Die  Folge  war,  dafs  zahlreicHp  französische  Agenten  in  Irland 
selbst  die  Wollausfuhr  nach  Ir  rankreieh  leiu^ten-. 

Unter  den  Fabrikanten  und  Tucliexporteuren  erhob  sich 
nun  eine  starke  Afiritalion  lür  W-rschärfung  der  Kontrolle  und 
die  Regierung  erhielt  eine  Menge  Eingaben,  welche  daa  Unzu- 
längliche des  Geaeteea  tod  1660  darlegen  sollten  Unter  den 
Stuarts  geschah  aber  doch  nichts  mehr;  dagegen  war  es  ebe 
der  ersten  Regiernngshandlungen  Wilhelins  Ul.  im  Jahre  1688, 
durch  ein  neues  Gesetz^  jene  Wünsche  zu  befiriedigen.  Weil 
sich  die  Zollbeamten  allein  als  unzayerlässige  Eontrolle  erwiesen 
hatten,  wurden  85  anirfsolipae  Personen  aus  den  höheren  Ständen 
zu  eonimissioners  ernaiiiii,  welche  selbst  und  durch  ihre  Or^;ine 
die  Kontrolle  der  Zollbeamten  überwachen,  ihnen  beizustehen 
und  mit  allen  Mitteln  t^iertretimf^en  des  \^erLotc'8  zu  verhüten, 
zu  entdecken  und  au/. u zeigen  hatten.  Ferner  wurde  lur  eine 
naher  begrenzte  Zone  an  der  ganzen  Kflste  entlang  eine  be- 
sonders scharfe  Kontrolle  aller  Transporte  vom  Lande  zur  KOsts 
eingeführt,  so  dafs  die  Beamten  in  den  Stsnd  gesetat  wurden, 
die  Bewegung  jedes  verdächtigen  Ballens  in  jedem  Augenblidce 
zu  verfolgen.  £in  kompliziertes  System  Ton  Anzogepflichten, 
Eegisterführung,  Certitikatenwesen  u.  s.  w.  sollte  jene  KontroUe 
ermöglichen.  Schliefslieh  mirde  beBtimmt,  dafs  irisclie  Wolle 
nur  unter  bestimmten  Bedingungen  und  in  bestimmten  Hafen 
Cnglands  gelandet  werden  dürfe. 

Auf  dieser  Grundlage  bewegte  sich  in  den  nun  folgenden 
hundert  Jahren  die  Gesetzgebung  weiter.  Es  handelte  sich  dabei 
aber  nicht  mehr  um  neue  Qrondsätaei  sondern  nur  um  eine 
immer  gröfsere  Verechärfiing  des  KontrollTerfahrens.  Immer 
komplislerter  wird  das  System,  immer  länger  werden  die  Ge* 
setae^  Später  tritt  besonders  die  Sorge  wegen  der  irischen 
Ausfuhr  in  den  Vordergrund.  Ein  Gesetz*^  des  Jahres  1788 
hob  alle  bisherigen  Bestimmungen  auf  durch  ein  unendlich  weit- 


^  State  Papers  lö'iU,  Januar,  passim. 

*  Treasury  Papers  (Becord-Offioe).  1720,  7.  Mai;  1706,  3.  Mai. 

^  State  Pupers  inr4  2X  März  .  IRG-^  2i.  Sept.  1GG9  2S.  Oktober  und 
oftpr.  Vorirl.  auch  die  oben  geoaunten  Sammluagen  von  Flugschriftea 
im  Brit.  Museiun. 

'  1  William  and  Mary  Kap.  32. 

^  Folp^pnde  Gesetze  kommen  in  Betracht:  7  Williatn  III  Kap.  28 
(1696),  9— XO  Will.  III  Kap.  40  (1698  ,  8  George  I  Kap.  21  U^löj,  12 
George  II  Kap.  21  (ITA%  21  George  III  Kap.  37  {llHi), 

*  28  George  III  38. 
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läufige»  Verfahren,  nm  das  Ausfuhrverbot  in  Einklang  zu 
bringen  mit  dem  notwendigen  Bedürfnis  der  Küstenschiffahrt  und 
des  inländischen  Wollhandels  nach  Bewegungsfreiheit.  Grofse 


kommandos  an  der  Küste  entlang  sollten  die  Zollbeamten  und 
comuiissioners  bei  der  Kontrolle  unterstützen. 

Alle  diese  Ausfiihrverbote  erstreckten  sicli,  wie  schon 
bemerkt,  auch  auf  fertiges  Garu.  Um  aber  den  englisclien 
Fabrikanten  dessen  Bezc^  noch  mehr  zu  erleichtem  und  gleich- 
wdtSg  die  Analalir  roher  Wolle  ans  Irland  nach  Fiankreicb  wiik- 
MiDflr  wa  rmhmämk,  wwde  1739  der  Emfoliiioll  aof  hMiee 
WcOgßm  aii%ehobeD^ 


'  12  Geoige  HI  Kap.  21. 
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Siebeutes  Kapitel 
Schutz  und  Pflege  der  Industrie. 


Indem  wir  nntersnchteii,  auf  welche  Weise  der  Staat  es  dar 

Wollindustrie  ermöglichte,  ihren  Rohstoff  billig  zu  beziehen  und 
ihn  der  aoslAndischen  Konkurrenz  vorzuenthalten^  haben  wir  uns 
schon  dem  Gebiete  genähert,  welches  man  als  Industrieechutz 
oder  Industriepflege  von  der  mehr  gewcTl)epol?t!Rchen  im({ 
gewerbepolizeilichen  Suiatsthntigkeit  unterscheiden n  kaini.  die  in 
ilen  ersten  Kapiteln  geschildert  war.  Die  unmittelbare  Ptiege 
einzelner  Zweige  der  Industrie  ftnfserte  sich  im  Zeitliter  des 
MerkaiitiliöiDuu  am  augcntälligsten  da,  wo  die  Regier ungen  selbst 
Unternehmungen  pUndeten  oder  deren  Gründung  durch  Zuschilsse, 
Prämien^  Pri^^en,  welche  sie  einzelnen  Unternehmen  erteilteo. 
begünstigten  und  anrc^gten.  So  entstanden  in  fVankreich  und 
in  deutaäen  Staaten  jene  z.  T.  berühmt  gewordenen  und  nodi 
heute  bestehenden  „Königlichen  Manufakturen**,  —  Muster- 
betriebe, in  denen  neue  tecliniselie  Erfindungen  und  Arbeits- 
methoden ,  nnsizesu  hie  Arbeitskriitlte,  splendide  Ausstattung  mit 
allen  erforderlichen  Pro  Inktionsmitteln ,  hervorragende  Leitung 
und  verfeinerter  Gcscluna  1;  zusammenwirkten,  um  Erzeugnisse 
zu  schaffen,  welche  die  tibrige  Industrie  zur  Nacheiferung  an- 
spornen, öie  auf  ein  höheres  Niveau  erheben  sollten.  Die  Wolt> 
industrie  Englands  hat  nie  dne  Förderung  dieser  Art  vtm 
Staate  erfifthran.  Königliche  Tudimannfakturen  gab  es  in  Eng- 
land nicht;  auch  mittelbar  hat  die  Regierung  niemals  bei  der 
Gründung  von  Unternehmungen  mitgewirkt.  Man  kann  wohl 
sagen:  sie  hatte  das  auch  nicht  nötig.  Frtiher  und  leichter  als 
in  den  anderen  Stiaten  fanden  sich  in  England  die  Faktoren  der 
Produktion  zusammen.  Aul  der  ein€'n  Srite  ein  hilli^^er  und 
guter  Rohstoff  in  dem  wichtigsten  Produkt  des  Landes  und  eine 
zahlreiche,  aber  verarmte  und  arbeitslos  gewordene  Land- 
bevölkerung, auf  der  anderen  Seite  ein  liohca  Malis  von  Unter- 
nehmungslust und  Kapitalbesitz,  die  beide  ganz  von  selbst  auf 
Betfaätigung,  Verwertung  hindrängten. 
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Aber  man  würde  sich  irren,  wenn  man  glaubte,  lle 
englischen  Hemeher  hätten  «ich  nur  darauf  beeohflliikt;  die  ohne 
öir  Zuthun  gewordenen  gewerblichen  Verhältnisse  rechtÜcli  zu 
regeln.  Sie  haben  vielmehr  in  mehr  ala  einer  }^eziehunf^  un 
mitteUmr  nut  das  intensive  und  extensive  Wachstum  der  Industrie 
einEinvii  k«  n  V(  raucht,  und  z.  T.  mit  offenbarem  Erfolge  ZunMchst 
kommt  hierfür  der  Teil  ihrer  Thatigkeit  in  Betracht,  welclie  darauf 
hinzielte^  der  Nation  den  ganzen,  vollen  HerstellungsprozeTs  der 
TbchmAcherei  zu  aicfaem^  d.  h.  sie  von  dem  VeredelnngB* 
▼erkehr  mit  dem  Auslände  zu  emaneipieren  und  die 
Appi-etar  und  Färberet  elkr,  auch  der  feinem  Tache^  im  eigenen 
Lande  vollenden  zu  lassen.  Natürlich  konnte  es  den  englischen. 
Tuchmachern  nicht  schwer  fallen,  schon  sehr  früh,  in  den  An- 
f^ingen  des  zünftigen  Handwerks,  für  den  Gebrauch  der  mittleren 
und  unteren  \'olk8kia88en  (soweit  diese  überhaupt  sclioii  wollenes 
Tuch  trugen;  gewöhnliche  Stoffe  auch  iu  t;iri)tcm  und  ge- 
walktem Ztistande  zu  lief<^.  Aber  die  wohlhabeuderen  Leute., 
welche  aui  hübsches  Ausdehen  dea  i'uchea,  auf  Weichheit,  Glanz 
und  satte,  haltbare  Farben  sahen,  kauften  im  Mittelalter  fast  nur 
awelfadiechee  (flandrisch«)  Tüeh.  In  FUudem  stand  damab  die 
Tnchmaeiierst  schon  in  höchster  Blltte.  Brügge  nahm  in  dieser 
Hinsicht  im  XHI.,  Gent  und  Ypern  im  XIV.  Jahrhundert  die 
erste  Stellung  ein  ^  Diese  flandrische  Industrie  arbeitete  &sl 
aosachhefslich  mit  engÜscher  Wolle.  Als  auch  in  England  beim 
Au-itfanj!^  des  Mittelalter^),  besonders  seit  Eduard  ITI.  die  Tuch- 
ii;:iclti  r«  i  Fortschritte  machte  und  über  den  eigenen  Bedarf  zu 
produzieren  aüdng,  bildete  sich  zwischen  beiden  Liindem  ein 
neues  Wrhaltnis  neben  dem  noch  weiter  bestehenden  alteu : 
England  exportierte  (zunächst  noch  ganz  auf  Rechnung  fremder 
Kaofkule)  rohes»  wsiiseB  Tudi  nach  den  Niedsrianden  und  dort 
wurde  es  erst  durch  die  noch  unerreichtsD  flandrischen  und 
himhanter  Färber  und  Appreteure  fertiggestellt.  Dieser  Ver- 
edehu^gsvorkehr  hat  über  300  Jahre  lang  bestanden  und  wohl 
snt  in  der  zweiten  Hälfte  des  XVII.  Jahrhunderts  aufgehört; 
neben  der  flandrischen  und  bnibanter  Industrie  trat  ap.lter  noch 
die  holhindische  und  hamburgische.  Aber  wälirend  dieser 
3<Mj  Jahre  hat  nun  <  hrn  der  englische  Staat  daran  gearbeitet, 
di€  Industrie  ganz  aui  eigene  Fuise  zu  stellen,  ihr  den  ganz^ 
Verdienst  an  der  Fabrikation  zu  sichern. 

Schon  Eduard  III.  scheint  1376,  also  erst  etwa  50  Jahre 
aacfa  B^inn  einer  engUschen  Tuchausfuhr,  jenes  Ziel  tot  Augen 
fchaht  Ml  haben,  eis  er  eeitweise  die  Ausfuhr  ungewalkter  Tuäe 
▼erbot'.  Aber  es  sprachen  damals  wohl  noch  mehr  fiskalischOi 
MÜtechniBche  Motive  mit  Sehr  viel  entschiedener  tritt  der 
«irto^aDspolttiscbe  Standpunkt  hundert  Jahre  später  «u  Tage. 

«  Verffl.  Schanz  a.  a.  O.  Bd.  I  S.  82. 
*  Edw.  m  Kap.  7. 
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Edward  IV.  verbot  14G7'  die  Ausmhr  von  Wollgarn  und  un- 
gewalktem  Wollenzeug,  weil  dadurch  nicht  allein  des  Königs 
ZolleinkUnfle  ^eächmälert,  sondern  auch  „die  armen  Weber  und 
Tuchscherer*^  am  ihren  VerdieDrt  gebracht  wUrdeo.  Diese 
NebenebandersteUong  beider  Motive  bewdst  wnm  mindeste,  dafi 
in  den  Kreisen  der  Gewerbetreibenden  ein  Bedttrfius  and  ein 
Wunsch  nach  jener  MaTsregel  lebte,  stark  genug,  um  die  Bfiok- 
sicht  des  Qesetzgebera  m  beaDsprucIn  n.  Die  Hauptvertreter 
dieser  Interessen  waren  zwei  grolsc  Zünfte  in  London,  die 
.clotlnvorkers  Company"  un^  „Company  of  dyers".  .nlao  Appretur- 
;Lr])eiter  und  l'är))er.  Am  Uaupttuchmarkte  und  Uauptausfubr* 
platze  Englands  an.säösiji;,  hatten  sie  das  gröfste  Interesse  daran, 
die  Ausfuhr  halbfertiger  Tuche  verhindert  zu  sehen  ^.  Zu  ihrer 
Bekämpfung  verbUnoeten  eich  zwei  einander  sonst  feindliche 
Grupp^:  die  deutsdien  Hanse-Kaufleute  in  London  und  die 
metrchanta  adventurera.  In  ihren  Händen  lag  während  dea 
XV.  und  XVI.  Jahrhunderts  die  grofse  Masse  aller  engÜaclien 
Tuchauafuhr  nach  den  Mündungen  von  Scheide,  Rhein,  Emi^ 
W^eser  und  Ellbe.  Sie  erklärten,  auf  diesen  Absatzmärkten  werde 
englisches  Tuch  nur  ira  rohwcifson  Zustande  i:;ekauft;  gefärbtes 
und  appr«  ticrtes  Tuch  könnten  sie  dort  niciit  los  werden,  weil 
den  Fremden  die  englische  Appretur  und  Färberei  nicht  gut 
genug  sei.  Die  ener^dschen  Tudors  glaubten  aber  dessen- 
ungeachtet die  Wünsche  der  anderen  Partei  durchsetzen  zu 
können.  Heinrich  VIL  eriiefa  1487  ein  Gesetzt  welches  die 
Auafuhr  aller  ungewalkten,  ungerauhten  und  ungeschorenen  Tuche 
verbot  und  nur  gewisse  billige  Sorten,  unter  ein  ST  bealiumten 
Preisgrenae,'  im  rohweifsen  Zustande  hinausgehen  liefs.  Sein 
Nachfolger  Heinrich  \'11I.  erneuerte  das  Verbot  noch  dreimal, 
1511,  ir>13  und  ]5:^>r>^,  jedesmal  nur  mit  einer  Verschiebung  der 
Preisirrrnze ,  weil  die  gestiegenen  Wollpreise  und  Löhne  es 
eriorderten. 

In  demselben  Jahre,  wo  Elisabeth  die  Ausfuhr  lebender 
Schafe  verbot,  um  die  Verpflanzung  der  englischen  W(dlzucht 
auf  den  Kontinent  zu  verhindern,  erliefü  sie  auch  ein  Gesetz, 
wMm  die  Interessen  der  Kaufinannsgeseilschaftan  und  der 
Appffetnrindustrie  miteinander  veraöhnen  solltet  Da  die 
Tnehscherer  und  Färber  von  London  in  erster  Linie  angewiesen 
waren  auf  die  Tuche  der  benachbarten  Grafschaften  Kent  und 
Snffolk,  so  wurde  bestimmt,  dafe  deren  Stoffe  überhaupt  nicht 
mehr  halbferticr  MiiggofiUirt  wf-rdon  dürften.  Im  tlbrii^en  aber 
wurden  die  Exporteure  nur  verpÜichtet,  auf  je  neun  Stück  roh- 


'  5  Edward  IV  Kap.  3. 

•  Schans  a.  a.  O.  iS.  188  ff.,  206  ff.,  452  ff. 
»  3  Henry  VII  Kap.  11. 

•  3  Henry  VlU  Kap.  7;  5  Henry  VIXI  Kap.  3:  27  Ueory  Vill 
Kap.  13. 

•  8  Elisab.  Kap.  6. 
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wmber  Tnehe  mindestens  ein  Stück  in  fertigem  Zustande  mit« 
sunehmen.     A«f  Übertretungen  stand   die    hohe  Strafe  Ton 

1«)  /  ,  welche  g^ebenenfalls  zur  Hiilfte  der  clothworker  Company 
sutallen  sollte.  I>fip  (  'tcsptz  Elisabeths  bedeutele  einen  Kiiekzug 
gpfrenüber  der  eot  rgisi  iieren  Politik  ihrer  VorgHnf^er:  vielleicht 
weil  ilir  die  IntcresHen  von  Mandel  und  SchitTahrt,  die  Vor- 
bedingung einer  Seen» acht,  wie  Eügiajid  sie  damals  1  (rauchte, 
doch  noch  mehr  am  Ueanen  lagen,  als  die  Wünsche  der  Färber 
md  Tnefaechercr.  Und  lowelt  diese  ffebr  den  Ez|port  lurbeiteten, 
hildetan  «e  dodi  nur  eine  kleine  Zahl,  veialichen  mit  der 
hraten  Messe  armer  Weber  mid  Spinner  yi^r  Grafschaften, 
denn  canze  Existenz  davon  abhing,  ob  die  merchants  adven* 
tarers  drüben  in  den  Niederlanden  und  in  Deutschland  verkaufen 
konnten  oder  nicht.  Wenn  die  Reperung  wollte,  hatte  sie  in 
den  ^Lizenzen"  ein  bequemes  und  noch  dazu  eintrif:^liehe8 
Mittel,  die  Kaufleute  auch  mit  dem  letzten  (iesetz  auszuö  ilnx  n  : 
den  merchimts  adventurers  wurde,  wohl  um  sie  vor  den  Hangen 
zu  bevorzugen,  von  ^Vutang  an  erlaubt,  bis  zu  einem  gewissen 
Grmde  ttber  die  im  Geseti  voigescAuriebeDe  Grense  hinaus  halb* 
ftrtige  Toche  zu  exportierend 

Die  Jahrzehnte  nach  Erlnfe  des  GeselMB  warai  erftlUt  von 
dem  Streit  der  beiden  Interessentengroppen.  Abwechsdnd  wurde 
die  Regierung  von  den  Tuchseberem  nnd  Fftrbem  um  Ver- 
Bclifirfun^,  von  den  Kaufleuten  um  Anfhebun^i^  der  Beschränkung 
angeg;an^'en  ®.    So  maelitr^i   die  merchants  adventurers  u.  a.  in 
einer  jj^ofsen  F,Tnf!;alv>  an  Lord  lUirleiirh  1593  geltend    die  Er- 
fabnmgen  von  47  Jahren  hfitten  sie  hinreichend  flariiber  belehrt, 
düfs  es  ein  Unding  sei,  engUsche  1'uche  im  fertigen  Zustande 
enf  den  ausländischen  Markt  zu  bringen ;  die  englischen  Arbeiter 
■eien  deftr  noch  nicht  geschult  genug.  Solohe  Stoffs  könne  man 
denn  immer  nur  unter  dem  Kostenpreise  losschlegen*.  Im 
Jehre  160t>,  unter  Jakob  I,  beantragten  die  dethworker  ^,  mau 
möge  doch  den  merchants  aidventurers  gestatten,  alle  halbfertigen 
Tuche,  und  nur  solche,  zu  exportieren,   dagegen  aber  i^en 
anderen  Kaufleuten.  trotz  des  Privilegs  jener  Oesellschnft,  es 
treistelleiK  tVrti  ^-p  Stoffe  auszuführen.    Tn  den  nächsten  Jahren 
hat  di<»  Regierung  lebhafte  VerhandlunL:en  darüber  geführt,  ob 
und  wi»-  weit  man  den  Antragstellern  entgegenkommen  solle ^. 
Äuä  dieser  Lage  der  Dinge  heraus  erwuclis  ein  Unternehmen, 


'  Eine  Liätc  der  von  1 ').'>8— 1584  erteilten  Lizeozea  findet  sich  in 
den  State  Papers,  Elizab.  vol.  175  No.  19. 

*  State  Papeis  1565—ieOd  psasttn. 

*  State  Papen  EUzab.  voL  244  No.  50,  1593,  27.  Febr.;  Elisah. 
Addeoda  toL  if,  92. 

*  State  Papen  James  I,  vol.  27  No.  68. 

^  State  Papers  Jamaa  I  voL  71  No.  lOö,  voL  72  No.  m  und  m  und 

Oha. 
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daa  £war  nur  von  kiiner  Dauer  war,  aber  noch  lange  von  sieb 
redeD  gemacht  bat.  Ein  unternehmungslustiger  Stadtrat  von 
London,  der  Alderman  William  Cockayne  benützte  die  flea 
Londoner  Zünften  günstige  Stiniinun^  bei  llofe,  um,  associiert 
mit  einem  II  )!  l>eiimten,  vom  Konigt-  (  in  „patent  for  the  solo 
dying  and  dreöäin^j;  ot'  all  cloth"  zu  erkaufend  James  I.  erliefs 
am  20.  Juli  IÜ14  eine  Proklamation,  des  Inhalt«,  dais  kimitig 
jedermanii  broad  cLotb  gefiirbt  und  appretiert  übmll  bin,  aucb 
in  die  den  mercbants  adventureri  ▼oroehaltenen  Absatsgebiele^ 
ausfahren  dOrfe  —  unter  der  Bedingung,  dale  er  seinen  Namen 
und  den  Umfang  seines  Handelskapitals  von  den  beiden  ge- 
nannten Gründm  in  eine  liste  eintragen  lasse,  welche  nach 
acht  Wochen  zu  schliefsen  sei.  Später  soll  die  Ausfuhr  allen 
nicht  eingetragenen  Personen  vor1*otrn  sein.  Djis  ^^anze  l  'nter- 
nehmen  lief  hinaus  aut  die  Oriindung  *  iiu  r  Konkurrenzconipagnie 
gegen  die  merchants  adveiiturers ,  unter  dem  Namen  „New 
Com}iany  of  Merchant-.  Advcnturers"  und  unter  der  Leitung 
Cockayues.  Wahrscheinlich  ist  es,  dafii  dieser  eine  gerade  in 
London  sehr  Tolkstümlidie  Idee  und  die  noch  mehr  Terfareitete 
Abneigung  gegen  das  eigenmächtige  Gebaren  der  alten 
Seilschaft  benutzte,  um  seine  privaten  Gesdiilftszwecke  zu  ver- 
folgen.   Er  hatte  der  Regierung  gegenüber  sein  Projekt  damit 

ferechtfertigt,  dals  die  Holländer  und  Deutschen  das  en^ische 
'uch  doch  auf  alle  Fälle,  ob  ganz  —  oder  halbfertig,  nehmen 
mnfsten.  Aber  Hollands  Antwort"  ^var  ein  Gesetz,  welches  die 
in  England  gefärbten  uii  l  ippretierten  Tuche  zu  tragen  verbot. 
Da  nun  die  mercliants  adventurers  sich  erboten,  auch  ihrerseits 
den  Versuch  mit  der  Austuhr  fertiger  Stoffe  wieder  aufzunehmen^, 
und  anderereeito  aucb  die  Londoner  Zttnfito  mit  der  neuen  Ge* 
seDscbaft  nieht  sufiieden  waren  ^,  so  wurde  1617  ODckajnes 
Patent  wieder  aufgehoben  und  den  mercbants  adventurers  alle  ilue 
alten  Rechte  bestätigt.  Diese  erhielten  unter  Karl  I.  1027  sogar  die 
Befugnis,  ungeachtet  des  Gesetzes  von  1565  (welches  nicht  auf- 
gehoben wurde)  nach  Belieben,  ohne  je  le  Einschi'änkung,  roh- 
weifses  Tuch  zu  exportieren.  Alle  Prozofse  der  elothworker 
^ei^en  sie,  wegen  Übertretung  jenes  Gesetzes,  sollten  bis  auf 
weiteres  niedt  r^^eschlagen  werden. 

Damit  liatte  die  von  Heinrich  VII.  inaugurierte  Politik, 
die  Interessen  einer  noch  schwachen  Industrie 
gegen  die  stärkeren  Interessen  des  Handels  an 
acbtttzen,  ibr  Ende  erreicht;  die  Unruhen  der  nächsten 
Jahrzehnte  liefsen  keine  neuen  Versudie  mehr  aufkommen« 
Anseheinend    ist  das  erstrebte  Ziel  erat  dadurch  emicht 


^  Bi  sehn  ff  History  of  tbe  wooUen  and  worsted  manufactore. 
Londou  1842  Ud.  i  ivap  1. 

2  State  Pape»  James  I  vol.  87  No.  76  and  1616  Sept  11. 
«  State  Pappn?  u.  a.  n  voU  ÖO  No.  110. 
«  Ebenda  voL  öU  No.  lUö. 
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worden ,  da&  1668  ein  gewiieer  ßrewer  mit  50  wallo- 
nischen Färbern  und  Tuchscherern  die  Herstellung  feiner  Tuch- 
qaalitnten  in  Enprland  selbst  begründete  V  Im  Jahre  ]{]{)9 
erhielt  auch  ein  Tuchmacher  George  Herriot.  dor  achtzehn 
Jahre  lang  in  Holland  die  Appretur  «relernt  und  In  trieben  hatte, 
ein  Patent  -  auf  eine  in  Holland  übliche  Methode  der  kalten 
Prtjödung  mit  dem  Ii -eiit,  sie  vierzehn  Jahre  lang  in  England 
ausdilieiklkh  aoBzuüben.  Die  von  Elisabeth  1565  angeordnete 
fieadninknng  in  der  Ansfiihr  halbfertiger  Tuche  worae  unter 
Anna  1707  aufgehoben';  an  deren  Stdle  aber  ein  Auaiuhrzott 
«nf  jene  Stoffe  gol^»  wahrend  die  fertigen  Tuche  soUfim  aua- 
gehen  durften. 

Nidbt  besondera  wichtig  und  asahlreich,  aber  doch  erwähnens- 
wert sind  die  Vereuche,  weläe  auch  England,  wie  andere  Staaten^ 

g  macht  bat,  um  diircli  Einwirkung  auf  Jen  Konsum 
4er  Erzeugnisse  die  Wollindustrie  zu  befördern,  und  swar 
nicht  allein  durch  Schutzzölle  und  Einfuhrverbote,  sondern  auch 
direkte  Oe-  und  Verbote  des  Oebrauchs  bestimmter  Waren  zu 
i.tijitimmten  Zwecken.  Auch  hierfür  hatte  die  mittelalterliciie 
Tradition  eine  feste  Form,  ein  Vorbild,  schon  überliefert  in  den 
alten  Luxusg^etzen ,  in  denen  sich  in  der  späteren  Zeit  wold 
schon  vvirtfichaitliche  mit  den  uräjpriinghüh  rein  ethisch -politidchen 
Motiven  yeiquickten.  Das  eoheint  a.  B,  der  Fall  gewesen  zu 
icra,  als  Maria  die  Katholische  1555,  also  in  einer  Zeit  ,  wo  die 
Forderung  der  Wollindustrie  schon  Ulngst  eine  Staatsan^abe  ge- 
worden war,  durch  Gesetz  das  Tragen  seidener  Gewänder  nur 
denen  gestattete,  welche  mindestens  20  £  jährliches  Einkommen 
hatten.  Einen  aus;;esprochen  wirtschaftlichen  Zweck  verfolgten 
aber  die  rfesetze.  welche  im  XVf.  Jahrhundert  zu  Gunsten  der 
Mutz  enaiacherei  —  eines  sehr  verbreiteten  und  starkbeaetzten 
Zweiges  der  V\  ollindustrie  —  erlassen  wurden.  Unter  Heinrich  Vlll. 
uia<liie  ^ich  den  cughschen  Mützenmachern  die  ausländische 
Konkurrenz  sehr  fühlbar;  es  wurde  immer  mehr  Mode,  importierte 
FSlihttte  zu  tragen;  und  die  englischen  gestrickten  Wollmtttzen 
kamen  ab.  Daher  verbot  ein  Sesete^  yon  1511  den  unteren 
und  mittleren  A^olksklassen ,  ausländische  Hüte  und  Mtttzen  zu 
tngen.  Die  Königin  Elisabeth  ging  noch  energischer  vor.  In 
dem  für  die  Wollindustrie  überhaupt  bedeutungsvollen  Jahre 
1565  erliefs  sie  auch  ein  Oe-otz",  welches  die  Hutinacheroi  auch 
im  Inlande  zu  Gunsten  der  Mützenindustrie  bes('hr;lnken  sollto. 
Nur  wer  sieben  Jahre  als  Hutmacher  gelernt  hatte  ^  sollte  aus- 


'  BischofT  a.  a.  0. 

*  State  Papers  1669  23.  JuU. 
■  6  Anna  Kap.  9. 

*  3  Henry  Vfll  Kap.  15. 

*  Siehe  oben. 

*  Ö  EUub.  Kap.  U. 
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ländisches  Material  zu  Hüten  verarbeiten  dürfen ;  imitierte  Mützen 
ans  FQs  waren  verboteilt  nur  «trickte  woUene  durften  getragen 
werdeo.  Vor  allem  wurde  nicntadeligeD  Peraooen  bei  10  BhüUng 
Strafe  Terboten ,  Kopfbedeckungen  aus  Sammt  aa  tragen ,  und 

den  MützenmacherOy  welche  solche  Übertretungen  anzeigt^  die 
Hälfte  der  Strafe  zugesagt.   Sechs  Jahre  später  folgte  dann  das 

bekannte  „Mützengesetz"  ^on  1571  ,  welches  allen  miinnlichea 
Personen  vom  sechsten  Tvebensjalire  al>  vorschrieb,  mindestens 
jeden  Sonntag  eine  in  England  gestrickte  und  gewalkte  wollene 
Mütze  zu  tragen.  —  Im  Jahre  1(51(3  hatte  Jakob  I.  die  Ab- 
sicht, eine  Frokiamation  „lor  weariiig  engUsh  cloth"  zu  erhuisen, 
um  dem  starken  E&dringen  ausländischer  Stoffe  entgegenzutreten. 
Er  lieft  aber  den  Plan  fiujen»  ab  sich  dag^en  aus  Handelskreiseii 
lebhafter  Widerspruch  erhob'. 

Zu  dieser  Gruppe  staatlicher  Mafsregeln  gehört  auch  das 
als  „Leichentuchgesetz"  oft  genannte  Gesetz  „for  burying 
in  woollen  only''  vom  Jahre  166(5^.  Um  die  WoUindustrie  zu 
fordern  und  die  Ausfuhr  von  rMelraetall  im  Austauseh  gegen 
tranzösisches  Leinen  zu  verhindern,  wird  bei  5  (!)  btraie  ver* 
boten,  für  Leichentücher  und  die  übrige  AuMtattung  der  Sürge 
andere  als  wollene  Stoffe  zu  nehmen.  Ks  giebt  kein  Gesetz, 
das  die  nüciiterue  Kon^equeuz,  mit  der  die  Engländer  ihre 
^nationalste**  Industrie  auf  aUe  Weise  vorwärts  brachten^  diaatiBcher 
cum  Ausdrucke  bringt  als  dieses.  Dafs  man  es  auch  mit  der 
DuTchftihrung  ernst  nahm,  beweist  der  Umstand,  dafs  die  Akte 
nach  elf  Janren  in  schärferer  Fassung  und  mit  ausführlichen 
Kon  troll-  und  Ausfahrungsbestimmungcp  wiederholt  wurdet 
Den  Pfarrern ,  welche  bei  den  Regrftbnisscn  amtierten ,  wurde 
auferlegt  von  den  Hinterbhebenen  des  Verstorbenen  binnen  acht 
Tagen  nach  der  Beerdigung  eine  amtliche  Bescheinigung  darüber 
zu  verlangen,  dals  >ie  nur  Stoffe  aus  reiner  Schafwolle  gebraucht 
hätten;  siiumige  Pfarrer  wurden  mit  5  i£  Strafe  bedroht! 

Obwohl  schon  Elisabeth  zu  Gunsten  einer  anderen  Industrie, 
nämlich  der  Herstellung  von  Metall-  und  Kurawaren  —  im  Jahre  - 
1562  ein  Einfuhrverbot  solcher  ArtiÖcel  erliefs,  hat  doch  die 
Wollindustrie  einen  solchen  Schutz  erst  über  100  Jahre  später 
erfahren.  Selbst  einen  SchutszoU  auf  ausländische  Wollwaren, 
obgleich  solche  importiert  wurden ,  suchen  wir  vergebens.  Die 
Zölle  des  revidierten  Tarifs  von  1  ()()()  sind  noch  nicht  als  Schutz- 
zölle zu  bezeiehnrn.  Und  die  Antwort  auf  Colberts  scharfe 
Mafsregeln  gegen  die  englischen  Stoffe  im  Jahre  16(37  gab  Eng- 
land auch  erst  1689  —  dann  allerdings  auch  gleich  durch  ein 
Eiuiulirverbot  gegen  alle  französischen  Waren.  Seitdem  hat  die 
Handelssperre  zwischen  beiden  Staaten  bekanntlich  bis  spät  ins 
XVIII.  Jahrhundert  hinem  gedauert. 

'  State  Pupers  James  I  vol.  89  No,  54. 
'       Charles  11  Knp.  4. 
»  ai  Charles  11  Kap.  2. 
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Alles  was  der  englische  Staat  von  IBOO  bis  1800  fUr  die 
Wollinduftrie  geUiBo  h«t,  wifd,  am  Erfolge  gemenen,  wahr- 
•cheiiilieh  flbcrtroflfen  durch  den  fimflafs,  wächen  die  Ein- 
wan  deraog  niederländischer  Weber  anf  die  Verbreitung 
und  Veredelung  der  Industrie  ausgeübt  hat.  Auch  hier  aber 
▼erhielt  sich  der  Staat  nicht  passiv :  vielmehr  würde  ohne  die 
staatliehe  Initiative  die  Einw  nidprung  z.  T.  nicht  erfolg^t  sein 
und  jedenfalls,  im  ganzen  genommen,  nicht  eine  so  starke 
'rkung  haben  ausüben  können,  weil  nur  der  Staat  es  war.  der 
e>  »len  Kolonisten  ermöglichte,  trotz  des  zähen  Widerstandes  der 
einheimischen  Industrie  Wurzel  zu  fasäea. 

Es  handelt  sich       uns  hauptsächlich  am  die  grofiie  An- 
MedeloDg  fremder  Tuchmacher  unter  Elisabeth.    Der  Ein- 
wandormtrom  in  dieser  Periode  hat  sich  aber  nicht  selbet  erst 
mm  Bett  gegraben,  sondern  folgte  der  Linie,  welche  schon  früliere 
Zü<^e  genommen  hatten.    Wenn  wir  absehen  von  einer  ziemlich 
bedeutungslosen  Ansiedelung  niederländischer  Weber  in  Wales 
durch  die  <^Temalihn  W  ilhelms  I.,  so  fand  die  erste  wichtige 
flji!ni.sche  Einwanderung   stitt  unter  Eduard  III.  —  d.  h.  in 
einer  Zeit,  wo  England  „den  Zenith  seiner  mittelalterlichen  Blüte" 
schon  erreicht  hatte*,  das  zünftige  Handwerk,  auch  in  der  Tuch- 
macherei,  schon  ziemUch  selbständig  dastand  ^  und  städtisch-ge- 
wa^liche  Eoltnr  bereits  in  gröfserem  Umfange  yorhanden  war. 
£dnard  III.  war  in  seiner  ganaen  Politik  sehr  von  wirtschaft- 
lichen Rücksichten  geleitet.   Er  hatte  auch  nahe  Beziehungen  an 
den  Niederlanden,  da  seine  Frau,  eine  Tochter  des  Grafen  von 
Hennegau,  TOn  dorther  stammte.   In  der  berühmten  flandrischen 
Tiiehmacherei  <i;:\rte  eg  damals  :  die  stlidtHehen  Tuchmacher  von 
BruLTge,   Gent  und  Ypern  driickten  auf  die  eben  entstehende 
Lindhehe  Industrie,  und  aus  den  Städten  selbst  mufsten  viele 
Tuchmacher  entweichen,   um  den  Vertbl^unii^en  des  (Irafen  von 
l  iAndem  zu  entgehen.    Die  schon  (iauials  mehr  als  zweihumiert 
Jahre  alten  Handelsbeziehungen  zu  England  und  die  Nähe  dieses 
Landes  legten  es  den  Verfolgten  nahe,  dort  eine  neue  Heimat 
la  suchen.   Im  Jahre  1331  gewährte  Eduard  III.  dem  ersten 
Einwanderer,  einem  gewissen  .Tolin  Kempe,  der  mit  Webern, 
Walkern  und  FUrbern  berttberkam,  einen  Schutzbrief,  worin  er 
ihm  und  seinen  ihm  etwa  nachfolgenden  Landsleuten  gestattete, 
•ich  auf  englischem  Boden  anzusiefleln  um\  \hv  Gewerbe  zu  be- 
treiben, und  ihnen  seinen  königlichen  .Sciiuiz  nebst  oi  tordfrUchen 
Privilegien  zusicherte'-.    In  den  nächsten  Jahren  folgten  dann 
auch  eine  ganze  Reihe  anderer  Kolonisten  nach.   Soweit  sie  Stoffe 
im  Kamm;^arn   machten,   wurden  sie  angesiedelt  in  Noriolk, 
Sttffolk  und  Essex,  mit  der  Stadt  Nor  wich  als  Hauptmarkt- 


'  CanniDf^hain  a.  a.  O.  I  S.  271. 

*  Verßl  Canningham  a.  «.  O.  I  &  289.  Ashley,  Euij  Engl. 
WooUsB  Indiistrj;  and  ,IiitcodiietUm%  II  S.  195. 
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ort  \  die  eigentlichen  Tachmacher  in  anderen  G^enden  Osteng- 
lande  oder  auch  mit  jenen  vermischt  Von  det  Protektion  einer 
zufölligen  Einwanderung  ging  der  König  über  au  ihrer  planToUea 
BefoideruDg.  Er  erliefs  1337,  als  sich  die  g:ttnstigen  Wirkungeii 
seiner  ersten  Mafsregel  schon  zu  zeigen  begannen,  ein  Gesets, 
durch  welches  er  allen  Tuchmachern,  die  —  einerlei  woher  — 
einwandern  wollten,  gestattete,  sich  tiberall  in  Enf2;lan(l  anzusiedeln 
und  ihnen  allen  nötigen  Schutz  vereprach.  Das  (rt^sctz  war 
eine  öffentliche  Einladung,  zu  kommen,  und  ee  folgten  ihr  noch 
viele  ^.  Die  englischen  Ziintre  sträubten  sich  heftig  gegen  den 
„Keehtsbruch'*,  welchen  die  Krone  nach  ihrer  Meinung  durch  Zu- 
lassung der  FVemden  begangen  hatte.  In  mehreren  Stttdten  kam 
es  au  ematen  Rouflikten  swiwhen  Regierung  und  ZUnfbn,  zwiecben 
Fremden  und  Engländern.  Der  König  verharrte  aber  ruhig  auf 
dem  eingeechlagenen  Wege  und  machte  von  dem  in  England 
fanmer  lebwidig  gebliebenen  Rechte  der  Krone  Gebrauch,  die  ge- 
werblichen Angelegenheiten  der  Stfidte  und  Zünfte  trotz  deren 
relativer  Sellj>tändigkeit,  im  Dienste  allgeinoincr  Interessen  selbst 
zu  regeln.  Kr  kümmerte  sich  persönlieli  besonders  um  das  Ge- 
deihen der  Norwicher  Kolonie  und  sclmtzte  öic  auf  jede  W  eise  ^, 
Die  Grufsehaft  Norfolk  war  die  Heimat  der  englischen  Kamm- 

famindustrie  und  zwar  deshalb,  weil  man  hier  zuerst  die  lang- 
aarige  Wolle  gewann,  welche  als  Kammwolle,  im  Unterschied 
von  der  kursen,  kiauaen  Streichwolle,  das  Merkmal  dieses  Zweies 
der  Wollindustrie  ausmacht  ^  Nach  dem  Orte  Worsted  in 
Noifoik,  wo  jene  Wollzucht  zuerst  auftauchte,  nannte  und  nennt 
man  noch  heute  in  England  das  Kammgarn  worsted  yam  und 
dio  daraus  gemachten  Stoffe  —  zum  Unterseh icd  vom  ''igentlichen 
Tuch  -  wor-ied  goods,  worsted  stußs  ete.  Die  tremden  Ein- 
wanderer haiien  di  Industrie  nicht  erst  geschaffen'',  aber  es 
ist  keine  Fraue.  dal 6  sie  gerade  auf  diesem  Gebiete  durch  neue 
Muster  und  ilaud^riffe  die  Technik  berciclierten.  WahracheinÜch 
ist  es  auch  ihnen  zu  verdanken,  wenn  sich  die  junge  Indu^strie 
auch  nech  Suffolk  und  ßssex  verbreitete,  wo  später  auch  die 
Kammwolle  selbst  gezüchtet  wurde.  Norwich  blieb  aber  bis  im 
XVIII.  Jahrhundert  hinein  das  Centrum  der  Industrie,  und 
genofs  stets  die  besondere  Gunst  der  Könige  und  Parlamente. 
Eine  Ausfuhr  wollener  Stoffe  aus  England  begann  erst  nach 
dieser  Einwanderung  und  wahrscheinlich  nicht  ohne  ursfichltchen 


1  James,  Histonr  of  the  Wontüd  Murafactore  in  Enalsnd,  London 

18Ö7,  S.  50.  ^ 

*  Asbiey,  iDtroducüun  11«  S.  195. 

*  James  a.  a.  O. 

*  Ober  die  (beschichte  der  Kammgani-Iiidiifltris  Englands  vergl* 
James  a.  a.  0.  Knp.  III  ü. 

^  Schon  Eduard  II.  hatte  eiupu  alna^er  für  die  woiBted  -  Stoffe  nn- 
gestelltj  und  im  Jahre  1328  bestfitigte  Eduard  III.  schoD  die  Zunft- 
privilegieti  der  worBted-Weber  von  Norwich. 


Digitized  by  Google 


xvin  1. 


87 


ZQMmiiMDliaiig  damit:  es  ist  immerlim  auffidlend,  daSk  unter 
den  Stoflpn ,  wdehe  um  die  Mitte  des  XIV.  Jahrhunderts  ausge- 
fldirt  worden,  gerade  die  Kammgarnstoffe  ans  den  ostenglisclien 
FVemdenkolonien  stärker  vertreten  sind,  als  die  Toche^ 
Heinrich  VII.,  in  seiner  Politik  auch  sonst  Eduard  III.  verwandt, 
=:oII  w{f>flrr  niederländische  Tuchmficlier  angesiedelt  haben,  und 
zwar  in  York,  Halifax,  WakrlioM  und  Leeds".  ^^'t'nn  diese 
rberlieterung  richtig  ist,  so  wäre  uiclit  mir  die  ostenglische, 
sondf-rn  aacn  die  nordenglische  W  oLiindustrie  zu  einem 
guten  Teil  eine  niederländische  Plian/.uDgl 

Im  X^'I.  Jahrhundert,  unter  Heinrich  VHI.  ^ng  es  mit  der 
KauimgaruiDdubtrie  von  Norwtch  offenbar  borgab,  du-  alten 
ivorstod-Stofie  fanden  keinen  rechten  Absatz  mehr,  und  man  ging 
mehr  und  mehr  dasu  über,  statt  dessen  wollene  Decken  zu 
mselien*.  Aber  einige  Unternehmer  ron  Norwich  begannen  schon 
damals  (1544),  ihrem  Gewerbe  dnrch  Her  rl)  i-ziehung  flämisdher 
Handwerker  neoe  Anregung  au  geben  und  die  Fabrikation  feinerer 
gefHlligerer  Kammgarnstoffe  einzuführen.  Die  Protestanten- 
verfolgung unter  Maria  der  Katholischen  zwanc:  die  Fremden 
jedoch  wieder,  das  Lan  l  zu  verlassen"*.  Die  Thronbesteigung 
der  Königin  Elisabeth  wirkte  aucii  hier,  wie  auf  allen  Gebieten, 
befreiend  und  anregend,  England  wurde  der  Zufluchtsort  für 
sDe,  die  der  spanitich-päjpstlichen  Herrschatt  entgehen  wollten. 
So  wurde  namentlich  m  den  bedrohten  NIederiandeOy  als 
I^ilipp  II.  die  Regierung  antrat,  den  dortigen  Tuchmachern  der 
Gedanke  nahegelegt,  den  Spuren  ihrer  Vorväter  folgeodi  nach 
England  ausEUwandem.  Auch  jetzt  waren  es  wieder  die  alten 
Häfen  an  der  englischen  Ostkttsto,  die  vorzugsweise  zur  An- 
aedelur»;:  gew-ihlt  wurden. 

Im  J  ihre  1561  landeten  die  ersten  Einwanderer,  fla mische 
und  wallonische  Tuchmacher,  im  Halen  von  Sandwich.  Durcii 
Könifrlichen  Erlala  vom  i\.  Juli  1561  erhielt  der  Rat  der  Stadt 
die  Ki^hiubnisj  20  20  Meistern  mit  ihren  Familien  und  Gesellen 
tu  gestatten ,  sich  in  Sandwich  niederzulassen  und  das  Gewerbe 
sSf  making  sajs,  bays  and  other  cloth*  zu  betreiben Es  war 
nur  natOrüch,  wenn  Norwich  als  Gentmm  der  ostengliscfaen 
Wollindustrie,  als  zweit^^röfste  (aber  in  letzter  Zeit  zurflck- 
g^ngene)  Stadt  Englandsi  vor  allem  als  Sitz  der  wichtigsten 
nieaerlöndischen  Kolonie  aus  der  Zeit  Eduards  III.,  ein  Haupt- 
ziel der  neuen  Enwanderer  wurde.  Die  ersten  Fremden  langten 
liier  an  im  Jahre  1565,  und  gleich  darauf  erhielt  auch  diese 
Stadt  eine  Weisung  der  Königin  wegen  der  Aufnahme,  nebst 


^  Vergl.  .James  a.  a.  O,  S.  56. 
'  Versal.  Jaraes  a.  a.  O.  S,  83. 
»  Vergl.  ^-ü  Edward  VI  Kap.  24. 

*  Vergi  JameB  a.  a.  O. 

*  State  P$fen  £Iiaab.  vol.  18  No.  9. 
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ßchutzbriefen  für  die  Ansiedler  ^  Dreifsig  Meister  durften  sicli 
mit  ihren  Aogebörigen  und  GehÜfan  DiederlaaaeD ,  doch  sollte 

kein  Hausstand  mehr  als  zehn  Personen,  die  ganze  Kolonie  also 
nicht  über  300  Personen  umfassen.  Wenn  einer  der  dreifsig 
Meister  stirbt,  soll  die  Stadt  einen  seiner  Landsleute  als  Ersate 
zul  issen.  Fabrizieren  dürfen  sie  „l>avs.  says,  tapestry  mock aJoes, 
stamens,  kerseya(Ij  and  such  other  ouÜandish  coDimodilies  as 
Las  not  been  made  within  our  realm^.  im  Jahre  1583 
hatte  die  Kopfzahl  der  Kolonie  die  geetockte  Qrenae  schon  ftbcr- 
Bchritton;  man  zählte  damals  4679  Personen,  was  si<^  nur  aas 
der  Zuwanderung  neuer  Ansiedler  erklären  läfst^. 

In  ähnlicher  Weise  erhielt  1570  die  Stadt  Coleb  est  er  die 
Erlaubnis,  fremde  Tuchmacher  aufzunehmen^.  Die  Kolonie  fing 
an  mit  elf  Moi!^tern,  ahn  wohl  nicht  viel  mehr  als  luindert 
Personen  im  ganzen,  aber  schon  nach  spfh/ehn  Jahren  waren 
e»  1203  „Dutch  strangers,  welche  die  c  »ngregation  of  the 
walloon  church"  bildeten^.  —  It)i  .lahr  ir.iiT  werden  den  Nieder- 
ländischen  Einwanderern    zu    S  o  u  t  h  a  m  u  L  o  n ,    welche  aus- 


BUgeteilt,  wie  denen  zu  Sandwich.  Dazu  gehörte  auch  Zoll- 
ermäfsigung  ftir  alle  von  ihnen  verfertigten  und  ausgeführtMi 
Stoffe.  Zugelassen  wurden  200  Personi  n  Jeder  Meister  war 
verpflichtet,  in  dt>n  ersten  stehen  Jahren  gleichzeitig  zwei  engtische 

Lehrlioge  auszubilden,  später  sieben  Jahre  lang  auf  je  zwei 
fremde  immer  einen  englischen  LehrlinL'"  Andere  (lerartiire 
Tuchuiaeberkolonien  entstanden  in  Loiition.  Stamford,  iarmouth, 
Lynn,  York,  Dover  und  (  'anterbury\  Wenn  auch  der  Haupt- 
Bti'om  Ende  der  siebzisrer  Jahre  wohl  sein  Ende  erreicht  hatte, 
60  dauerte  die  Einwanderung  in  kleinerem  Umfange  und  mit 
Zwischenpause  doch  noch  etwa  hundert  Jahre  an. 

Viele  Slädte  nahmen  die  Fremden  mit  offenen  Armen  anf: 
waren  es  doch  wohlhabende  und  arbeitsame  Familien,  die  dan 
beitragen  konnten,  die  Wunden,  welche  die  wirtschafuiche  Revo- 
lution des  XVI.  Jahrhunderts,  insbesondere  die  Abwanderung 
auf  das  j)latte  Land,  den  Städten  geschlagnen  hatten,  zu  heilen 
Aber  die  städtischen  Tucli-  und  Zenp-maeher  dachten  anders: 
für  sie  bedeutete  dieses  mächtige  Zuströmen  ausländischer  Arbeits- 
kraft, ausländischen  Kapitals  und  ausländischer  Technik  in  den 
Händen  von  Leuten,  die  noch  dazu  mit  besonderen  Freiheiten 


1  James  a.  a.  0.  S.  107,  State  Pape»,  GommODwealth  toL  128, 
No.  103. 

*  State  Papexs  1583  21.  Not. 

^  Jiiines  a.  a.  0.  Kap.  6*  Oonnbgbsni  a.  a.  O.  II,  8.  87,  Asfaler, 

Intioduction  II  S.  2:>7. 

*  State  Paper»  Eliz.  vol.  190  No.  2. 

B  Cnnnitighain  a.  a.  O.  II,  S.  37.  State  Pape»  Charies  I,  toI.  109, 
No.  58. 

'  Cunuiughaui  a.  a.  ü.  II  8.  37. 
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«üMestattet  waren ,  eine  Erschwerang  ihres  ohnehin  schon  nicht 
leichten  Konkurrenzkampfes  mit  der  ländlichen  Tuchmacherei. 
Wie  Eduard  III.,  so  hat  daher  auch  Elisabeth  jahrzehntelang, 
und  ihre  Nachtolger  desgleichen,  für  die  ungestörte  Entwicklung 
der  Ansiedelungen  mit  den  feindliclien  Intcresdcn,  d.  h.  speciell 
mh  dm  englischen  Zünften,  zu  kämpfen  gehabt  Erst  etwa 
Imadert  Jahro  nach  Beginn  der  KoloiiUalSoii  kann  der  Kampf 
~  n  Gunsten  der  FVemden  —  als  beendigt  angeseiien  werden. 
Im  folgenden  seien  einige  Zttge  ans  dieser  Zeit  wiedergegeben^ 
vm  die  Haitang  der  B^erung  au  kennzeichnen.  Es  handelte 
neb  anscheinend  hauptsächlich  am  drei  Streitpunkte:  am 
die  Frage  einor  Sonderbesteuerung  der  Fremden  -  sodann  ihre 
ng  gegenül)er  dem  Arbeits  und  Gesindegf^setz  und  den 
allgemeinen  Landesge*<etzen  überhaupt  -  und  endlich  um  ihr 
Verhältnis  zu  den  neben  ihnen  bestehenden  englischen  Zünften. 

Der  \\'unach  nach  der  Sonderbeateuerung  wurde  von  den 
engliscben  Gewerbetreibenden  mehrmals,  1G21,  1642  und  dfter 
Mnfserty  aber  es  schemt  nicht»  als  ob  die  Regierung  sieh  jemak 
«naf  eingelassen  habe^.    Die  englischen  Weber  in  York 

Slionierten  162S  um  Unterstützung  gegen  die  Fremden,  weil 
e  sich  Übergriffe  in  den  Machtbereich  der  englischen  Zunft 
erlaubten.  Die  Regierung  verhielt  sich  jedoch  ablehnend'^.  Die 
engli<<'fien  Färber  in  London,  unterstützt  durch  die  von  Jakob  I. 
ernannten  .comraissioners  for  alicns  ",  weiche  die  Streitigkeiten 
*d:ilicljten  .•^ollt^^n,  setzt(;n  es  jodoch  durch,  dafs  sicli  die  nieder- 
ländiäschun  Konkurrenten  iiirer  Schau  unterwerfen  muisten*. 
Im  Jahre  IG40  beöchwerteu  sich  die  „clotlimaker"  von  Norwich 
^siflber,  daCs  die  fVemden,  sich  ttber  die  städtischen  Reglements 
hinwegsetnad,  mehrere  Gewerbe  in  einer  Hand  Tereinigt,  d.  b. 
Omlsbetrieb  angefangen  hätten  *.  Unter  0  r  o  m  w  e  1 1  s  Regierung 
^aren  1655  wieder  niederländische  Weber  nach  Norwich  einge- 
wandert, konnten  aber  daselbst  nicht  Arbeit  finden,  weil  die 
cniilisehen  Meister  den  Fremden  das  Recht  bestritten,  jene  zuge- 
wanderten Leute  in  ihren  Dienst  zu  in  limen*'.  Die  Kolonisten 
Wandten  sich  an  Croniwell ,  und  machten  geltend ,  ein  solches 
\fcrbalten  der  Ene^länder  schrecke  die  Protestanten  andrer  Länder 
▼or  der  E.ia Wanderung  ab.  Der  Magistrat  von  Norwich  trat  für 
^  Frouiden  ein:  sie  seien  die  besten  und  ruhigsten  Bürger,  sie 
y^tkn  in  ihrer  Gemeinde  keine  Annen,  nnd  ihr  Gewerbe  diene 
■dbit  dasa,  vielen  englischen  Armen  Beschäftigung  au  geben: 
such  stände  die  Fabrikation  der  Kolonisten  unter  der  gnten  und 
■ifttUMgen  Anfricht  ihrer  Zunftvorsteber.   Die  Regierang  be» 

<  State  Papen  Jsmes  I  vol.  121,  No.  155  und  No.  163^  Charles  I 

^oL  493  No.  53. 

•  Ebeuda  Charles  U  vol  109  No.  58. 
'  Ebenda,  James  I  tcI.  1."^,  8. 

^  Ebenda  Charles  I  vol.  475,  No.  66. 

*  £beoda  1655  Oktober  3. 
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sdilofs,  Überhaupt  kdner  Klage  mehr  GehOr  sn  geben,  welche 
gegen  die  FremdeD  auf  Grund  des  LefarlingsgesetMS  erhoben 
wme.  Als  die  Kolonisten  im  nftcheten  Jahre  ^  von  neuem 
wegen  abermaliger  Belästigungen  vor  die  Re^rierung  kainen 
und  darzulegen  suditen,  dafs  sie  auf  (irund  ihrer  alten  Froiheitf^n 
eine  AusDHbmpHieilun'j:  pinziniohrnrn  hfrechtigt  seien,  erliielten  sie 
in  aller  Form  eine  Bestätigung  alier  ihrer  Rechte  und  Privilegien  aus 
früherer  Zeit.  —  Ähnlich  lagen  die  Dinge  in  Colchester.  Schon 
1(305  beschwerten  sich  die  englischen  Tuchmacher-,  daf»  die 
Fremden  die  Zahl  ihrer  Lehrlinee  in  ungesetzlicfaer  Weiae  yer- 
mehrten,  ungeierate  Leute  besehänigten  und  auch  im  ttbrigen  die 
Gesetee  Terletotep.  Im  Jahre  1622  kamen  sie  mit  neuen  6e- 
aehwerden:^  die  Zahl  der  Fremden  nehme  überhand,  sie  usur- 
pierten  die  gesamte  Schau,  auch  über  die  Fabrikate  der  Eng- 
länder, oline  sich  jerloch  im  übrigen  ihnen  anzupassen ;  sie  hielten 
die  izesetzliche  Lehrzeit  nicht  inne,  zahlten  zu  niedrige  Löhne, 
monopolisierten  das  Gewerbe  u.  s.  w.  Später,  1630  In'r'Cg  es,  die 
Fremden  iiialstcn  sich  auch  die  gewerbliche  Gerichtsbarkeit  über 
die  Engländer  an,  verhängten  unbefugterweise  Strafen  und 
überschntten  in  jeder  Weiae  die  ihnen  eingeräumten  Freiheiten. 
Dieser  Streit  hat  die  Regierung  und  die  Parteien  hmce  beeehttfl^^ 
aber  erst  der  RegiemngBantritt  Karls  II.  brachte  eine  EbtMsheidnng. 
Durch  Oesetz  von  1660^  wurden  der  Kolonie  alle  ihre,  von 
Elisabeth,  Jakob  I.  und  Karl  I.  gewährten  Rechte,  vor  allem 
das  Recht,  ihr  Gewerbe  nach  eigenen  Reglements  und  unter 
eigener  Kontrolle  tw  betrcilieFi,  ff'i'.-rlirii  bestätigt.  Dagegen  erhob 
man  aber,  um  lür  kunttige  Zi  it  Klarheit  zu  Schäften,  die  wich- 
tigsten der  von  der  Kolonie  bisher  autonom  erlassenen  Vorschriften 
smra  Uesetz:  nämlich  die  Bestimmungen  über  den  Schau/ Avang, 
Stempelzwang  und  Sucherecht  der  Vorsteher  (governors).  I)a3 
Recht  zum  Erlafs  von  technischen  Bestimmungen,  soweit  diese 
nicht  gegen  Landeogesetse  verBtieTscn,  wurde  beettttigt.  Wer  das 
Siegel  der  Fremdenkolonie  unbefugter  Weise  auf  Gewebe  setatev 
sollte  die  hohe  Strafe  von  20  £  zahlen. 

Seit  den  Zeiten  Elisabeths  und  bis  ins  XVIII.  Jahrhundert 
hinein  unterschied  man  in  der  Wollindustrie  hauptsächlich  zwei 
Gattungen  von  Stoffen:  „Old  Drapery"  und  ,,New  Drapery". 
Unter  Old  Drapery  verstand  man  alle  glatten  Streichgarnstoffe, 
also  die  eigentlichen  Tuche,  bei  denen  das  Schwergewicht  der 
Fabrikation  im  Walk-  und  Appreturprozefs  lag.  Dies  waren 
bis  zur  zweiten  Hälfte  des  XVI.  Jahrhunderts  die  Stoffe,  welche 
für  Kleidungsstücke  am  meiste  in  Betracht  kamen^  und  deren 
Hersteliung  in  England  auch  räumlich  am  meisten  verbreitet  war. 


'  Stat€  papers  Charles  (Jonimonwealth  voL  128^  No.103. 
2  Ebenda  James  I  vol.  15,  No.  17. 
'  Ebenda  vol.  1l>H,  No.  70. 
*  12  Charles  11  Kap.  22. 
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Mit  Aumalime  Ton  Osfenglaod  fabrinerton  damak  noch  alle 
Öwifcchaflen  an  woUenen  Beklddongsstofien  nur  ^^Old  Draoery**. 
isk  OstenglaDd  hatte  sich,  wie  wir  aaben,  die  KammgarnindiiBtrie 

eingebürgert,  welche  Kammgarnstoffe  machte ,  also  solche» 
bei  denen  der  Schwerpunkt  in  der  Struktur  des  Gewebes  lag, 
welches  offen  sichtbar  blieb  und  nicht,  wie  beim  Tuch,  durch 
Walken  und  Appretieren  verfilzt  wnnlo  Wührcnf]  also  in  <1er 
öp-ntlifhpn  Tuchraaflierei  di«'  Herstellung  ruuer  Muster  weaent- 
licli  davon  abhin;^:,  dids  man  in  der  Kiirbiuei  und  Appretur  neue 
Methoden  erfand,  kam  es  bei  der  labrikation  von  Kammirnrn- 
ttoffeD  darauf  an,  beim  Weben  neue  Kombinationen  von  Kette 
und  ESnschlae  zu  erfinden  und  techniacb  au  ermöglichen,  sodals 
alM>  im  Qewebe  aelbet  neae  Master  entstanden.  In  starker  An- 
lehnung nun  an  diese  worsted-Industrie  entstand  das,  was  man 
seit  Ende  des  XVI.  Jahrhunderts  New  Drapery  nannte.  Man 
£af8te  unter  diesem  Namen  alle  die  zahlreichen  Stoffe  zusammen, 
welch«'  die  nv.tfv  Elisabeth  eingewandertem  n  i  e d  e  r  1  ri  n  d  i  s  c h e  n 
Tuchmacher  herstellten,  also  in  der  llauptsaehe.  wenn  nicht  aus- 
schliefsHch ,  ausländiseiie  Muster.  Soweit  sich  dies  auf  Grund 
un.srrer  Quellen  noch  feststellen  Iftfst,  lag  das  gemeinsame  Merk- 
mal der  new  drapery-Stoflfe  in  zwei  Punkten:  erstens  brachten 
die  Kolonwten  Mnster  für  neue  Kombinationen  oder  Bindungen 
TOD  Ketten-  und  SchnüifitdeD  mit,  sowie  auch  neue  Farben  und 
i^rbemethoden.  Zwdtens  aber  bedienten  sie  sich  f)ir  die  Mehr- 
nhl  ihrer  Stoffiurten  nicht  eines  nur  ans  woUenen  Fäden  her- 
gest^toen  Gewebes,  sondern  verwoben  Wollengarn  mit  Seide  oder 
mit  Leinen,  wobei  woitere  Kombinationpn  noch  durch  die  Scheidung 
des  \N  olU'nirani8  in  Kamm-  und  Streichi.'^nrn  mni^dieh  waren. 
Die  «new  «irnjM  iies  waren  also  zum  irrM  citn  ieil  Misch - 
.-tot'fe,  mit  libcrsviegender  Verwendung  von  Kammgarn,  deshalb 
auch  wenig  oder  gar  nicht  gewalkt,  und  mit  olfenliegendem  (Je- 
webe  yon  mebt  komplizierter  Bindung.  Die  Ware  konnte,  weil 
ne  keinen  langen  Walk-  und  Appreturprozefs  durchzumachen 
hatte,  dünn  und  leicht,  und  deshalb,  von  einigen  feineren  Sorten 
abgesehen,  bedeutend  billiger  .sein,  als  die  alten  Tuche;  sie  waren 
also  för  die  sich  mehrende  Zahl  solcher  Leute  erwün  ( !it,  welche 
mehr  auf  billige  und  hübsch  aussehende,  als  auf  sehr  haltbare, 
kernige  Stoffe  sahen.  Die  „new  draperies"  fielen  mehr  ins  Auge 
als  di«'  alten  Stoffe,  sie  waren  auch  lebhafter  in  den  Farben,  ab- 
wcch;selnder  in  den  Mu.stem.  Mit  einem  Worte :  sie  waren  das 
geeignete  Material  für  eine  Modeware  und  als  solche  fanden  «ie 
unter  unzähligen  verschiedenen  Bezeichnungen  rasche  V  erbreitung 
in  den  oberen  und  unteren  Schichten  der  Gesellschaft.  Ein  grofser 
TeÜ  der  neuen  Stoffe  war  fttr  wflrmere  Klimate  bestimmt  — 
entsprechend  den  neuen  überseeischen  Absatzgebieten,  welche 
ach  seit  dem  Zeitalter  der  Entdeckungen  geOflhet  hatten.  Während 
der  idtere  englische  Tuchezport  sidi  »st  ganz  auf  Mittel-  und 
Noidearopa  beschränkte,  wo  wärmere  Stoffe  verUmgt  wurden» 
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führten  die  seit  E^sabeths  Regierung  neu  eröffiieten  Handels- 
beziehungen durch  die  Ostindiiehe  und  die  Levante-CompagDie, 
später  durch  die  Afrika- Compagnie  mehr  zum  Export  leichter 
Stoffe,  wie  sie  eben  die  new  drapery  vomehmHch  b erstellte. 

Die  Bezeichnung  „new  drapery"  wurde  oft  mit  dem  ahen 
Namen  ^worsted"  identifiziert  und  umgekehrt  finden  wir  auch 
worsted-Stoffe  wiederholt  den  „new  drapery"  zugerechnet  Es> 
bestand  ja,  wie  schon  Ijeinerkt  wurde,  zwischen  den  alten  worsted- 
Stoffen  ond  den  new  draperies  eine  viel  engere  YerwaiidiBeliAf^ 
ata  BWiflcben  diesen  und  den  old  draperies.  Dennoch  scheint 
man  audi  fernerhin  noch  von  einer  woraled-Industrie  als  der 
Herstellung  rein  wollener  Stoffe  gesprochen  zu  haben,  die  nicht 
als  Teil  der  „new  drapery**  betrachtet  wurde.  Für  bestimmtere 
Unterscheidungen  fehlt  es  in  den  Quellen  an  Anhaltspunkten, 
weil  die  Bedeutungen  der  Stnffnamen  von  Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt 
und  von  Landschaft  zu  Liandschatt  wechseln.  Eine  Thatöache 
aber  lafst  sich  mit  Sicherheit  fesüitellen  :  im  Laufe  des  XVIL 
Jahrhunderts  machte  die  new  drapery  viel  schnellere  Fortschritte 
als  die  alte  Tuchmacherei  und  verdrängte  sie  sowohl  hinsichtlich 
der  rftamUehen  VerhreitaDg  der  Fabrikation  ala  auch  hinsichilich 
ihres  Absatses  ganz  aus  der  dominierenden  Stettung,  die  ne 
300—400  Jahre  lang  eingenommen  hatte ^.  Das  Verhältnis 
zwischen  beiden  verschob  sich  noch  mehr,  als  am  Ende  des 
XVII.  Jahrhunderts,  namentlich  aber  seit  1700,  in  Nordeng- 
land,  und  am  meisten  in  dem  westlichen  Teile  der  Grafschaft 
York,  dem  „West  Riding",  auf  dem  Boden  einer  alteren  Tuch- 
macherei die  Wollkämmerei  mit  den  darauf  berulienden 
Industrien  der  „new  drapery"  erwuchs.  Während  bis  1 750  noch 
Norwich  das  (Jentrum  dieser  Industrie  blieb,  wurde  es  alsdann 
von  Nordengland  schnell  überflügelt.  Der  nordenglischen  WoU- 
induatrie  gut  auch,  wie  wir  schon  gesehen  haben,  zom  gröfseren 
Teile  die  Gesetzgebung  des  XVIII.  Jahrhunderts,  sowohl  in  tech- 
nischer wie  in  socialer  Hinsicht-.  Wenn  der  Staat  seit  EUis-ibeths 
Kegienmg  seine  Fürsorge  nnd  Aufmerksamkeit  mehr  und  mehr 
auf  die  new  drapery  konzentrierte,  und  die  old  drapeiy  mehr 
zurücktreten  liefs,  so  hatte  das  natürlich  zu  einem  Teil  seinen 
(iruod  darin,  dafs  die  letztere  sich  ehen  in  alter  Ix^festigter  Stellung 
be<"and.  w;lhrend  ihrer  jüngeren  fck;h weiter  der  W  cg  erst  geebnet 
werden  iimiste  Aber  es  lagen  auch  noch  hindere  Motive  vor,  und 
zwar  uufser  dem  schon  berührten  der  veränderten  i'i  her  seeischen 
Abaatzverhaltnisse  auch  noch  ein  social-  oder  bev<>lkerungs- 
politisches  Motiv.  Immer  wenn  der  Staat  regelnd, 
pflegend ,  xmterstützend  auf  die  Industrie  einwirkte,  geschah  es 
nebenbei,  zuweilen  auch  hauptsächlich,  mit  der  Bcigillndang,  dafr 


1  Vergl.  James  a.  a.  O.  Kap.  7.  State  Papers  EUzab.  Aiddsiids 
TOl.  11,  No.  11*V 

*  Vergl.  Uewiua,  English  trade  and  fiuaoce.  ö.  109  ff. 
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dtdnxch  noch  mehr  ^^Arbeit  fttr  die  Armen''  beschafil 
werde.  Und  nnn  neigte  es  dch,  dnik  der  Betrieb  der  „nev 
drapery"  nnd  Torbeeaerten  Kammgamindastrie  Tiel  mebr  Hände 
m  Bew^gaog  setzte,  als  die  alte  Tnchmadierd^.  Diese  Be- 
obeefatun^  bat  damals  anf  die  Zeitgenossen  stets  ESndmck  ge- 
mncht,  sie  wurde  oh  angeOlhrt,  wenn  für  die  new  drapery  eine- 
VergiinstTgung  orwirkt  werden  sollte. 

Gerade  in  dem  Zeitpunkte,  wo  die  englische  Wollindustrie 
durch  das  Aufblühen  der  new  drapery  und  die  Ausdehnung 
derselben  auf  die  nördlichen  Grafschaften,  sowie  überhaupt  durch 
die  »eit  der  Tlironbesteigung  Wilhelms  III.  so  günstige  aligemeiue 
wirtscfa^Uiche  La^  auf  einem  Höhepunkt  angelangt  war,  tanchteii 
am  Horizont  swei  Ge&hren  für  sie  anf,  welche  den  Staat  ver- 
anlafsten,  noch  einmal  Gesetze  tum  Schutae  seiner  ttltestsn  In- 
diMrie  zu  erlassen.  Irland  erzeugte  schon  lange  eine  vorzüg- 
liche, sehr  geschätzte  Kammwolle  und  betrieb  eine  ausgedehnte, 
stets  zunehmende  Spinnerei.  Da  auch  die  Arbeitslöhne  dort 
Tiel  ni^'drii:  T  waren  als  in  Ennbind,  so  liatte  die  Insel  von  Natur 
alle  Chancen,  eine  eigene  \\  oUindustrie  entötelien  zu  sehen,  die 
der  alten  englisclien  eine  getalirlielie  Konkurrentin  werden 
konnte^.  Schon  1ÜG5  begannen  englische  clothier  in  Irland 
mit  der  Fabrikation  von  new  draperies®.  Sie  waren  bald 
tmstandey  mit  ihren  billigeren  Stoflßen  die  englischen  Märkte  anf- 
nsocfaen.  Nach  1(>88  entwickelte  sich  die  Industrie  noch 
schneller.  Am  meisten  bedroht  sahen  sich  die  Fabrikanten  der 
westh'chen  Grafschaften,  besonders  in  Devonshire,  wo  sich  im 
Ljuife  des  Jahrhunderts  die  Industrie  der  new  draperies  ein- 
gebürgert hatte,  und  die  nm\  zusehen  muCsten,  wie  ihr  (  ieschäft 
mehr  und  mehr  nach  Dublin  hinuberwanderte  und  die  von  ihnen 
sehr  begehrte  irische  Wolle  daheim  blieb*.  Es  liefs  sicli  gar 
nicht  abseilen,  welchen  Umfang  diese  Wanderung  noch  annehmen 
werde.  Auf  da^  Drängen  der  Geschädigten  entschlol's  sich  das 
Parlament  im  Jahre  1099,  helfend  einzugreifen.  Das  Gesetz 
10^11  WiUiam  lU  Kap.  10  belegte  die  f^brikate  der  irischen 
Woflindustrie  mit  so  hohen  AusfuhraOUenf  dafs  dadurch,  nach  der 
Absicht  der  Gesetzgeber,  der  Vorspmng,  den  die  irischen  Stoffe 
durch  die  niedrigen  Produktionskosten  vor  den  englischen  voraus 
hatt^,  nivelliert  werden  konnte.  Aber  das  Gesetz  hat  mehr  bewirkt 
als  es  wohl  sollte,  denn  die  irische  ^\' oll  ind  im  t  rie  wurde 
80  gut  wie  erstickt,  und  die  Hemuhuii«,*  ii  dt!  mgliseheu 
Begiening,  tiurrh  Betördcnnii;  der  dortigen  Leinenmdustne  einen 
Ersatz  zu  schatien,  haben  den  Verlust  jener  ftlr  das  Land  so 


*  „OiMDper&tive  Stateincnt*^  State  pAiirrs,  James  I  toL  80,  vergL 
n  "■       ^.  206  and  Biachoff  a.  a.  0.  Kap.  1. 

*  Jamed  a.  a.  U. 

*  ConniDgliam  a.  a.  0.  II  S.  296  ff. 
^  Gmuünghaiii  a.  a.  O. 
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natiirliclien  Industrie  niemals  weit  machen  können.  Die 
Mafsre^el  von  1690  hattr  aber  noch  eine  anderft,  auch  fiir 
Euglanil  selbst  nachteilige  Wirkung:  die  irische  Wolle.  iVir  deren 
gesteigerte  Produktion  der  einljcimisehe  AbsJitz  aufhörte,  der 
Absatz  iii  iviiglaud  allein  nicht  genügte,  ötrömte  nun  in  Men^e 
nach  Frankreich;  wo  man  audi  die  zahlreichen  beachäütigtuig»- 
losen  irischen  Weber  und  Tachmacher  mit  Freudeo  aof- 
oahm  und  in  den  Dienst  des  KonkuirenskampfeB  mit  der  eng- 
lisclien  WoUindastrie  stellte^.  Man  darf  annehmen,  dafs  ihr  au» 
dieser  Entwickelung  der  Dinge  mehr  Schaden  erwachsen  ist,  als 
ihr  die  irische  Industrie  hätte  zufügen  können  t 

Ein  Jahr,  nachdem  das  Geeets  gegen  die  irische  Woll- 
indnstrie  erlassen  war,  wurde  der  Staat  wieder  zu  Hilfe  gerufen, 
um  einen  neuen  noch  gefUhrlicberen  Konkurrenten  unschädlich 

zu  machen:  die  Einfuhr  bedruckter  B aum wollgc webe 
(„calicoes")  auR  Ostindien.  Di(^  von  EHsabeth  I^iOO  o-^- 
gründete  Üstindisclio  Compagnie  diente,  ebenso  wie  ihr  Vorbild, 
die  Compagnie  der  merchants  adventurers,  in  hohem  Malse 
dazu,  der  enjrlischen  W'oilindußtrie,  insbesondere  der  Fabrikation 
leichter  Kammgarn-  und  Miachstoffe,  Absatz  zu  verschaflFen  ^. 
Die  Waren,  wäche  sie  dafür  eintauschte,  waren,  als  „Kolonial- 
waren*, d.  h.  meist  Oewürze,  nicht  von  der  Art,  dafs  ihre  Ein- 
fuhr einheimische  Gewerbe  hätte  sclWidigen  kdnnen.  Das  änderte 
sich  im  Jahre  1670,  als  die  Gesellschaft  anfing,  auch  Erzeugnisse 
der  indischen  Weberei  einzufUhr^,  nämlich  leichte  Stoffe  aus 
Seide,  Halbseide  und  vor  allem  aus  Baumwolle^.  Die  en^^ische 
Baumwolhndustrie  war  damals  erst  eben  entstanden^.  Der 
billige  Preis*,  die  aulTallrnHen  Muster  und  scfiönen  Farben  der 
indischen  bedruckten  Baumwollstoffe  bahnten  ihnen  schnell  einen 
Weg;  Q6  dauerte  nicht  lange,  so  waren  „calicoes"*  eine  beliebte 
Ware  dXr  Frauen-  und  Kinderkleidung,  für  Möbelstoffe,  Gardinen 
und  dergleichen  —  d.  h.  grade  ftlr  den  Konsum,  welchem 
bisher  ein  Teil  der  new  draperie^  die  lachten  „Korwich-stufi*, 
▼orxQglich  gedient  hatt« .  Ftlr  sie  erwuchs  aus  der  neuen  Eiu- 
fuhr  eme  geflüirliche  Konkurrenz.  Sehr  bald  brach  auch  hier 
ein  Kampf  aus,  der  an  Umfang  und  Heftigkeit  nicht  hinter  dem 
Kampf  l\ir  utkI  wider  die  Wollnnsfuhr  zurückstand.  Im 
Jahre  1<)00  kam  es  auch  zu  Tmniilien  unter  der  VVebcr- 
bevölkerung,   die  von   den  \\  oiizuchtern  angestachelt  waren. 


*  Vergl.  Cunningham  a.  h.  O. 

*  James  a.  a.  0.  S.  218  ff. 

'  Cunuingbam  a.  a.  O.  II  S.  1:{0. 

*  Vevgl.  r>Hinf>8,  History  of  the  Cotton  Manufsctoie  in  Grast 
BntaiD.   London  1»^.  lUüö. 

>  Aoffeblicb  betrug  der  Arbdtslobn  eines  indiseben  Weben  anr  efai 

Zwölftel  oeesen,  was  ein  englischer  Weber  für  ähnliche  Stoffe  erhielt. 
Dazu  kam  noch  die  grofae  Differenz  im  Preise  der  Kobstoffe,  vgl.  James 
a.  a.  0.  S.  im. 
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Gegenüber  dem  Druck,  den  fast  die  ganze  Wollindustrie  auf 
Parlament  ausübte,  vprmochte  die  Ostindische  Compagnie 
liir  liitcT03>o  nicht  dureltzLisetzcn.  Im  Jahre  1700^  wurae  ein 
G&aeu  erhuisen  „zur  hisöLieii  lkschäftigung  der  Arnum,  durch 
Forderung  der  einli<-iiiiisclien  Industrie**.  Damacli  tlurften 
sfeidene,  halbseidene  and  bedruckte  Baumwollstoffe  (calicoeä). 
wenn  aus  Ostindien^  Persien  oder  China  eingeführt,  m  England 
und  Wales  nicht  getragen  werden,  eondem  muiaten,  wenn  sie  In 
London^  dem  einzigen  ihnen  erlaubten  Hafen,  gelandet  waren, 
unter  Zollverschluls  bleiben,  bis  sie  wieder  ausgeführt  wurden. 
iKe  £änfuhr  ins  Inland  war  bei  200  £  Strafe  verboten. 

Aber  wie  die  Sperrzölle  auf  die  Ausfuhr  irischer  Woll- 
waren die  Wirkinip:  hatten,  dafs  der  englischen  Wollindustrie 
eine  verseli  irlti  Konknrrfnz  in  Frankreich  erstand,  so  wurde 
das  Einfuhrverbot  iodibcher  Gewebe  eine  Schutzmauer,  hinter 
der  die  Fabrikation  bedruckter  Baumwollstoffe  in  England  selbst 
ikclmell  emporwuchs.  Schon  1G90  hatte  ein  Franzose  Ren^ 
Grillet  ein  Patent  auf  auaedifiefiBlkhe  Verwendung  einer 
HaBcInne  aum  Bedrucken  weilser  fiaumwoÜstoffe  erworben  und 
in  Bichmond  eine  Manufaktur  angelegt'.  Nach  zwanzig  Jahren 
hatte  sich  diese  Fabrikation  in  Enguind  schon  weit  Terbreitet, 
da  ja  die  Einfulir  unbedruokter  calicoes  gestattet  war.  Die  neuen 
Stoffe  waren  wegen  ihrer  Billigkeit  gerade  bei  dein  grofsen 
Publikum,  Dienstboten,  Arbeiterfrauen  u.  s.  w.  sehr  beliebt.  Der 
Kampf  der  Interessen  entbrannte  von  neuem ,  diesesmal  noch 
heftiger,  wi-il  jetzt  Industrie  geL':en  Industrie  stand.  An  der 
Sj)itze  der  Gegner  stand  die  damals  noch  mächtige  Industriestadt 
Nor  wich.  In  der  Zeit  von  1710 — 1720  wurde  das  Parlament 
wieder  mit  Massenpetitionen  bestQrmt,  in  denen  |,viele  Tausend 
armer  Weber*  wie  es  eewöhidich  hiels,  darsulegen  suchten,  dals 
mit  dem  Fortbestehen  der  neuen  Industrie  ihr  eigener  Ruin  Ter- 
knUpft  sei.  Ein  Drucker  und  ein  Lehrjunge  könnten  an  dnem 
Tage  sOTiele  calicoes  bedrucken,  dafs  zur  Anfertigung  derselben 
»^totfnieng'-  <'nL'1i-<'her  Herkunft  in  der  gleichen  Zeit  hundert 
Weber  erfordcrÜch  seien  ^.  Die  Fabrikanten  bedruckter  cahcoes 
fimden  aufser  bei  der  Leinenindustrie  auch  noch  Unterstt\tEung 
bei  dem  Teile  der  Wollindustrie,  welcher  ausschliefslieh  für  die 
Ausfuhr  «-irbeitete  und  fürchtete,  dafs  die  calicoes,  wenn  ihr  Ge- 
bvsuch  im  Inlande  verboten  werde,  sich  Aber  die  ausländischen 
ISttxkto  eiKiefsen  wttrden^.  Die  andere  Partei  hatte  aber  einen 
finfloihreicneren  Fürsprecher,  den  Minister  Walpole,  welcher  die 
InteMsen  der  Korwicher  und  der  analogen  Industrie  anderer 

s  11-12  William  in  Kap.  10. 

*  StAte  Papers  16iK),  5.  April. 

*  Vergl.  die  Sammlung  von  Petitionen  und  Flngblättern,  British 
Um.  ^16  m  14;  vergl.  femer  Heid,  Zwei  Bücher  zur  socialen  Geschichte 
Estlands  S.  'no  fT  ;  Cunningham  a.  a.  O.  II  S.  350  ff. 

*  Vefül.  Held  ».  a.  0. 
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Bezirke  eneigiflch  Tertrat^  Ihm  baapWtehUdi  Terdanken  diese 
das  ZnfltaodÄommen  des  Gesetzes  7  George  T  etat.  1  cap.  7 
im  Jahre  1 720.   Darin  wurde  das  Gesetz  von  1700  erneuert  und 

auf  alle  in  Kn^^land  seil  ist  boflnickten  calicoes  ansjroflehnt,  indem 
es  fiir  sie  nur  die  Ausfuhr  gestaltete,  den  Gehrau'ib  und  Verkauf 
im  In  lande  aber  —  mit  schärferen  Strafen  als  im  letzten  Gesetz  — 
verbot*.  Noch  bis  1774  vermochten  die  Wollindustriellen  die 
gesetzgebenden  Faktoren  i'iXr  sich  gegen  die  Konkurrenz  der 
Baumwollindustrie  einzunehmen.  Erst  atif  das  Betreiben  de» 
bekannten  Erfinders  Arkwright  wurden  durch  das  Gesets  14 
George  III.  cap.  72  die  Verbote,  bestimmte  BanmwoÜstofie  sa 
tragen,  aufgehoben. 

Bevor  wir  dieses  Kapitel  eeblieisett,  müssen  wir  noch  auf 
Mafsregeln  des  Industrieschutzes  zu  sprechen  kommen,  welche 
als  ^^^ogenstück  zu  der  Einwnndorungspolitik  vor.  Bedeutung  sind, 

war  schon  erwähnt,  dais  unter  Maria  der  Katbolisebon  r^in- 
ge wanderte  Tuchmacher  das  Land  ihrer  Konfession  wqjen  wieder 
verlassen  mufsten.    Aus  dem  gleichen  (Gründe  —  infolge  der 
Kirchenpolitik  Lauds  —  wanderten  unter  Karl  I.  viele  Tuch- 
macher BOBf  die  in  Norfolk  und  Sufiblk  gewohnt  halten  —  smn 
grofsen  Schaden  der  dortigen  Industrie*.   Auch  aus  dem  Jahre 
1675  ist  wieder  eine  gröfsere  Auswanderung  von  Tuchmachern 
aus  Warwick  und  HOTtfordshire  Uberliefert ^    In  allen  diesen 
Fällen,  vielleicht  auch  noch  bei  der  Auswanderung  der  irischen 
Weber   nach  Frankreicli  anliU'slieh  des  Gesetzes  von  ^i)99  — 
hamlelte  es  sich  um  eine  Ik'we^ain^'.  deren  Ursacficn  im  Inlande 
selbst  lagen ,   und  die  Re^äerunsr  selioint  keine  besonderen  Mals- 
regeln ^reiren  solche  Verlustf^  an  produktiven  Krftft(^n  und  irec^en 
die  damit  verbundene  »Stiirkimg  der  äusländisciien  ixonkurrtiiz 
ergrüYen  zu  haben.    Als  aber  die  englische  Wollindustrie,  haupt- 
sachlich mit  Hilfe  der  fremden  Kolonisten,  selbst  au  aner  nir 
andre  Staaten  Torbildlichen  Höhe  ^tiegen  war,  begannen  die 
letzteren,  yor  allem  Frankreich,  sich  desselben  Mittels  eu  be- 
dienen und  englische  Tuchmacher  zu  sich  herüber  zu  ziehen. 
Nun  griff  das  Parlament  ein:  im  .Talire  1718  verbot  ein  Gesetz* 
allon  Angehörigen  der  Woll-  und  Metallindustrien ,  das  Land  m 
verlassen.    Übertreter  wurden  mit  Verlust  des  Vermögens,  des 
Erbrechts  und  der  IStaatsangehiin^ls^^it  bedroht.    Wer  al)er,  als 
Agent  einer  fremden  Maclit  oder  in  anderer  Eigenschaft  dnen 


'  V,  r^.l.  JameP,  S.  217  ff. 

-  lui  Jahre  173G  setzte  liie  Stadt  Manchester  den  Erlafs  eines  Ge- 
setzes durch  (9  George  Ii  Kap.  4),  wonach  die  daselbst  hergestellten 
bedruckten  Barch entstoffe  (fustiane)  ausdrücklich  alt  nicht  untsr 
das  Verbot  von  1720  fallend  bezeichnet  worden  Damit  wnr '^ie  Wirkung 
des  letzteren  Gesetzes  ziemlich  wieder  au%ehoben  (vergi.  James,  S.  221jk 

*  Bfeboff     a.  O.  Kap.  1. 

*  Ebenda. 

^  6  Geofge  I  Kap.  27. 
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ei\g\isclieD  Arbeiter  oder  Meister  jener  Gewerbszweige  zur  Aus- 
Wiijiderung  verleitete,  sollte  mit  drei  ^lonaten  GefUngnis  und 
100  £  Geldstrafe  besüait  werden.  Solchen  Personen,  welche  im 
Veidadit  atanden,  mwaadisni  sa  woOeo,  konnte  die  Hmterl^ng 
emer  Kaution  aafeil^  werden.  Im  Jahre  1750  wurde  dieees 
Verbot  auf  die  Angehörigen  aller  Industrien  ausgedehnt  ^  und 
die  Strafen  für  schuldige  Agenten  auf  1&  Monate  Ge&ngnis  nnd 
500  Geldstrafe  erhöht.  Zugkicb  wurde  auch  die  Ausfuhr  von 
solchen  Instnimentcn,  Werkzeugen  w.  dergl.  yerboten,  welche  in 
der  Woll-  und  Leinenindustrie  benutzt  wurden.  Endlich  erfuhr 
das  Gesetz  im  Jahre  1781  ^  noch  einmal  eine  Verschärfung. 


1  2S  Geoige  II  Kai».  ^S« 
•  21  Geoige  ITL  Kap.  87. 
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Der  Zeitabschnitt,  dessen  industrielle  Gesetzgebung  wir  jetzt 
überöc hauen,  beginnt  und  öchlieCst  mit  einer  Epoche  grofser  wirt- 
schaftHcher  und  socialer  Umwälzungen.  Im  X\'.  und  XVi.  Jahr- 
hundert lageu  deren  Ursachen  hauptsächlich  in  der  Erschliefflung 
neuer  Absategebiete  für  die  Industrie^  welche  durch  ihren  daran« 
folgenden  Aufschwung  wieder  Veränderungen  in  der  Verfassung 
des  Gewerbes  und  der  Landwirtschaft  hervorbrachte.  Am  Schlufs 
unserer  Periode  dagegen,  in  der  zweiten  Hälfte  des  XVIII.  Jahr- 
hunderts, führte  die  Erfindung  der  Spinnmaschinen  und  niechanisclien 
Webstiihle  und  die  Einstellung  der  Danipf  krnft  in  den  Dieii-t 
der  Indiistrio  so  w^•^entliche  Verändenmiien  in  der  Gestaltung 
der  l'roduktion  und  in  der  Lage  d<  r  an  ihr  bi'l»  iii;^ten  Menschen 
herbei,  dal's  manche  Darbtelier  dieser  I^inge,  durch  dt.n  sclinellen 
W'edisel  der  Erscheinun^^en  Irappiert,  gewisse  sociale  Thatsachen 
aus  jenen  Verilnderungen  herleiteten,  welche  in  Wirklichkeit  nicht 
erst  Kesultate  der  technischen  Revolution  des  XVIII.y  sondern 
schon  der  wirtschaftlichen  des  XVI.  Jahrhunderts  gewesen 
iv  iron.  Aber  immer])in  bleibt  die  Bedeutung  dieser  technischen 
Umwälsung  für  die  Geschichte  der  Industrie  noch  grofs  genug  — 
und  ganz  besonders  für  die  industrielle  Gesetzjj:ebuni;'.  Denn 
WTC  es  zum  firolsen  Teil  jene  T^n1p;es^•dtuTl,L!  der  Wirtsehaftsver- 
tassunu  im  X\'I  .).ilir!iund(  ri  war.  wt'lehe  den  Anstois  zu  der 
»;eschi Merten  Staatötiiäti-heit  gab,  so  war  es  die  technische  Re- 
volution des  XX'III.  Jahrhunderts,  welche,  wenn  nicht  als  einzi^^e. 
so  doch  als  eine  der  wichtigsten  L'rsachen  bewirkte,  d^is  die 
Regierung  selbst,  im  Jahre  1809,  die  alten  Gesetze  für  die  Woll- 
industrie, soweit  sie  nicht  schon  frUhor  abgelaufen  waren,  sämt- 
lich aufhobt  Was  der  ersten  Bewegung  entsprungen  war,  fiel 
der  zweiten  zum  Opfer.  Die  Vereinigung  der  Arbeiterschaft 
eines  LTntcrn<'hmer8  unter  seinem  Dache,  die  Konzentration  aller 
Prodidvtionsinittel  in  seinen  Händen,  die  Erleichterung  alh  r  tech- 
nischen Vorrielitungon  durch  die  Hilfe  der  ^faschir*^  nnd  der 
sie  treibenden  Natnrkraft,  die  dui*ch  Arbeitsvc  rciiiiuiin;^  noch  ni*  1.^ 
erkiehterre  Arbeitsteilung^'  alle  diej^e  TliaLsachen,  welchr  zu- 
Siimmen  das  Wesen  der  neuen  Lietriebsweise,  des  Fabriks^stema 
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siismacliten.  Hefsen  zahlreiche  I'ostiTnn^nnL'-en  der  alton  Rcfrlements 
^ibtTflussi«^   erscheinen,  und  beseitigten  viele  wirtseliattliche  und 
«ociale  Verhältnit»8e,  für  welche  jene  alte  (jesetz^ebun^  ursprlhin- 
lich  berechnet  war.   Neben  der  Eintuliriing  der  MaHchinen  wii  kt>  n 
akr  auch  noch  andre  Faktoren  in  derselben  Richtung:  die  seit 
dem  Beginn  des  XVIIL  JahrhandertB  besonders  starke  Er- 
wäteniDg  des  Weltmarktes,  die  Verschfirfiing  des  Konktirreiix- 
kampfes  mit  der  fransOsisciiai  Wollindustrie,  die  Aiisddiniing 
der  indiiBtriebezirke ,  die  mit  ihrer  wachsenden  Zahl  von  Unter- 
nebmem  und  Arbeitern  immer  schwerer  zu  übersehen  waren 
-—  der  raschere  Modenwechsel,  die  wichtigen  Verminderungen  in 
der  ZiisamraensetzrsnL''  und  Yerfassung  der  Arbeiterschaft  —  alle 
dicsf'  Thatsachen  dr  'n-  t  n  aiicli  Hclion  vor  Br'L'inn  der  meclianischen 
Fabrikation  daraul  hm,  die  alten  getietzlichen  Schranken  zu 
diirchbrecben. 

Der  gesetzgeberische  Akt  des  Jahres  1809  war  die  uumittel- 
We  Folge  dnes  pariamentarischen  Komiteeberichtes  ans  dem 
Jahre  1806,  den  wir  im  Ebgang  unserer  Darstellung  schon  er- 
wähnten*.  Das  Komitee  war  su  dem  Sohluls  gekommen ,  dafs 
die  alten  Bestimmungen  tiber  Länge.  Breite  und  Gewicht  der 
Tuchr>,  Uber  Stempelung  und  Kontrolle,  über  BeschrÜnkung  der 
Arbeiter-  und  Stuhlzald,  Verbot  der  Maschinen  u.  s.  w.  aufp:e- 
hoben  werden  müfsten.    Nur  die  Gesotre,  welche  das  Verhältnis 
zwj>clien  UnteriK  bnier  und  Arbeiter  regt  lton,  und  die  Ausfuhr- 
verbote fUr  Werk/Au^'c.  RohstoftV'  u.  s.  w.  sollten  bleiben.  Die 
Verfasser  des  Berichtes  auisrrteu  ihre  lebliafte  Genngthuung  über 
die  ungeheuren  Fortschritte,  welche  die  engHscho  Volkswirtschaft 
and  besonders  die  Wollindustrie  in  den  letsten  Jahrsehnten  gc- 
tcacht  habe.  Alle  Nachbarvölker  sähen  yoller  Neid  auf  Englands 
lihlhenden  WoÜwarenexport :  englische  Spinner  und  Wober  und 
englische  Maschinen   würden  allenthalben  gesucht.    Auf  allen 
Gebieten  herrsche  ein  erfreulicher  Aufschwung,  Fortschritt 
sei   das  Kennzeichen  der  Periode.    Wollte  man  aber  jetzt, 
^ie  es  in  den  Petitionen  aus   Arbeiterk reisen  verlaniit  wurde, 
die  alten  Gesetze,  die  sclion  längst  nicht  mehr  befolgt  würden, 
nieder  durchftlhren,  so  hiefse  das,  die  Errungenschaften  vieler 
Jahre  den  Feinden  und  Rivalen  des  Landes  aushefem.  Die 
Freiiieit  sei  allein  die  Luft^  in  wdoher  der  industrielle  Fort- 
lefaritt  gedeihen  kOnne.  Darum  sei  es  das  beste,  die  alten  Gesetse 
überhaupt  m  beseitigen. 

£s  ist  sehr  bezeicbnei  1    dafs  sich  in  dem  ganzen  Bericht, 
^er  die  günstige  Lage  der  Wollindustrie  so  unverhohlen  erkennen 
llÄ<;  kern  Wort  der  Anerkennung  für  die  guten  Wirkuni^en  jener 
Gegetzc  findet.    Man  hielt  es  für  überflüssig-,  zu  fragen,  nh  niclit 
Tielieidbt  die    Freiheit''  jene  goldenm  Früchte  erst  reiten  lassen 
koonle,  nnchdom  der  Boden,  d,  h.  die  industrielle  Bevölkerung 
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mit  ihren  sittlichen  und  intellektuellen  Fähigkeiten,  durch  die 
Zucht  einer  Jahrhunderte  lang  andauernden  Gesetzgebung  daftr 
b^tet  war?  —  Für  die  Veifaflser  jenes  Beriehtes  mochten  solche 
Fk^en  überfittssig  sein,  weil  sie  nur  fUr  das  praktxscbe  Bedürfnis 
ihrer  Gegenwart  zu  sorgen  hatten.  Wer  aber  diesen  Zusammen- 
hang bistorisch  betrachtet,  kann  doch  an  der  Frage,  ob  denn 
alle  diese  mühselige  Arbeit  von  Gesetzgebern  und  Beamten  zweck- 
los oder  gar  schädlich  gewesen  sei,  nicht  vorübencehen.  Zu- 
gegeben, dals  Enc^land  wie  wenige  LiindiT  von  der  Natur  und 
durch  den  günstigen  Verlauf  seiner  inneren  und  äuliseren  Ge- 
BLiuclite  dazu  ^escnaffen  war.  führender  Industriestaat  zu  werden, 
60  ibt  damit  doch  nicht  gesagt,  daiö  die  Ert'olge,  welche  der  Be- 
richt von  1806  rühmt,  auch  ohne  die  staatläie  Leitniig  enielt 
worden  wären.  Der  Verlauf  der  niederländiscben  Tucnmacfaer- 
Ansiedelungen  mit  ihren  weitreichenden  Wirkungen  sind  nur  ein 
Beispiel  dafür,  wekli  giofsen  AnteU  die  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung an  jenen  Erfolgen  beanspruchen  durfte.   Wenn  die  Zeit- 
genossen und  mit  ihnen  auch  neuere  Forscher  (z.  B.  Adolf  Held) 
oft  davon  sprachen ,   dalV  dn'  Reglements  nicht  ausgeführt  s^-ieu, 
so  ist  das  selbst  in  den  KaÜen,  wo  solche  Urteile  zutraicu,  noch 
kein  Beweis  dafür,  dals  die  Thiitii^keit  des  Stiiakb  keinen  guten 
Eiuflufs  auf  die  Industrie  ausgeübt  h.ibc.    Ohne  den  gesetzlichen 
Druck,  ohne  die  nachforschende  Kontrolle,  ohne  die  Furcht  vor 
Strate  würde  doch  wohl  die  unreelle  und  unsolide  Fabrikationi 
gegen  weiche  bauptsilchlich  die  Gesetze  sich  richteten,  noch  gans 
anders  gewirtsdumet  haben.    Dazu  kommt  noch  ein  anderes. 
Die  Männer  von  1806  vertraten  durchaus  nur  das  Interesse  der 
Prod  uktion,  und  das  Interesse  der  Unternehmer.  Von  diesem 
Standpunkte  aus  war  es  sehr  leicht,  die  alten  Reglements  7U 
verurtL-il'-Ti     Aber  zugegeben,  dals  diese  unter  den  veränderten 
Zeitverixaitnissen  dit^  Produktion  mehr  hind''rten  als  förderten  — 
bü  darf  doch  nicht  übersehen  werden,  dals  neben  der  teehnisch- 
kommerziellen  Seite  der  Gesetze  noch  eine  andere  ebenso  wichtige 
in  Frajee  kam:  die  an  die  mittelalterliche  Tradition  anknüpfende 
Sorge  fir  die  Wahrung  des  Gemeinwohles  und  den  Schute  der 
Arbeit  gegen  Unterdrückung  durch  den  Besits.  Zwar  gab  der 
Bericht  von.  1806  zu,  dafs  gewisse  Bestimmungen  über  &a  Ver- 
hiiltnis  zwischen  Unternehmer  und  Arbeitern,  darunter  auch  das 
Truckverbot  bleiben  mufsten,  aber  dieser  Punkt  wird  nur  gan» 
nebenbei  berührt.    Und   dieser  lauen  Haltung  entsprarli  denn 
auch  die  Entscheidung  von  IbOO:  zusammen  mit  den  technischen 
Bestimmungen  und  den  Betriebs])eschränkuTmen  u.s.  w.  fielen  auch 
die  Gesetze,  welche  im. Interesse  der  ArU-iter  den  Verlegern  ge- 
wisse Schranken  auferlegt  haticn.   Ks  ist  bekannt,  welche  Folgen 
diese  Einseitigkeit  gerade  in  England  gehabt  bat.    Erst  die 
moderne  Fabrikgesetzgebung  ist  wieder  zu  den  alten  Gnindsätien 
Burlickgekefart. 
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Vorwort. 


D^r  leitende  Oedanke,  welcher  mich  bei  der  Anfertigung 
meiner  Arbeit  beherrschte,  war  die  Absicht,  em  möglichst  ge- 
treues Bild  von  der  gescinchtlichen  Entwicklung  der  französi- 
»clicn  Zolltarit'äpolitik  seit  dem  deutsch  -  h  iinzüsischen  Kriege 
<a  pben.  Als  Hauptquelle  dienten  mir  die  stenographischen 
Berichte  der  NattonaiverBammlung  und  für  die  spätere  Zeit 
die  Ännalen  der  Deputiertenkammer  und  des  Senats,  ferner 
das  deutsche  Handelsarchiv,  in  welchem  •  ich  den  Wortlaut 
sämtlicher  französischen  Gesetze  und  Erlasse  fand.  Einen 
miten  Wegweiser  besafs  ich  in  dem  kurzen  Abrifs  der  neueren 
tVaii7.ö??ischen  Handelspolitik  von  A.  Devers  in  den  Schriften 
den  Vf  reins  für  Socialpolitik,  Band  51. 

Hervorragende  Dienste  leisteten  mir  aufserdem  die  Arbeiten 
des  Güiieralzoildirektorö  Arne,  zunächst  aein  grofses  Werk: 
£tade  sur  les  tarifs  de  douane  et  sur  les  trait^s  de  commerce, 
Paris  1876,  and  dann  seine  eahlreichen  im  Journal  des  £k!0- 
iniates  erschienenen  Aufsätze,  die  sich  durch  ihre  streng 
•objektiv-refcrierende  Darstellung  und  ihre  zumeist  allein  vom 
^sKalischen  Gesichtspunkt  ausgehende  Betrachtungsweise  vor- 
teilhaft von  anderen,  mehr  einsei tig- freihändlerisch  abgefafsten 
Beiträgen  dieses  Hauptorgans  der  französischen  Ökonomisten 
Unterselu'iden. 

Die  übrigen  von  mir  benutzten  Werke  werde  ich  am 
Schlul's  dieser  Vorbemerkung  anfflhren. 

Ich  habe  versucht,  den  Gang  der  Tarifentwicklung  seit 
dem  Frankfurter  Frieden  bis  sur  Zollreform  des  Jahres  1882 
sa  geben.  Dabei  habe  ich  mich  auf  die  Handelspolitik  im 
engeren  Sinne,  d.  h.  die  Zolltarifspolitik  und  die  Schiffahrts- 
politik, welche  beide  den  Aufsenhandel  Ix  llerr^^(•llen,  beschränkt 
und  auch  Fragen ,  welelie  mehr  der  Finanzpolitik  angehören, 
wie  die  Behandlung  des  Zuckers,  ausgeschlossen. 

Meine  Arbeit  bilrlet  somit  nur  einen  Teil  der  umfassenderen 
französischen  Wirtschaftspolitik,  die  man  nicht  allein  von  der 
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Entwicklung  des  Tarifwesens  aus  beurteilen  kann.   Aber  in 

den  Gestaltungen  des  Zolltarifs  und  in  den  parlamentarischen 
Debatten  über  diesen  wichtigsten  Regulator  des  Handels 
spiegelt  sich  die  gesamte  "N^'irtscliaftsgeschichte  wieder.  Der 
Forsclier  auf  dem  Geliieto  des  Tarifwesens  erhält  namentlich 
durch  ein  genaueres  Studuun  der  umfangreichen  Jahrbücher 
der  französischen  Nationalversammlung  und  eine  eingehende 
Beti'achtuDg  nicht  nur  der  wirklich  in  Krait  getretenen,  sonderu 
auch  der  werdenden  und  teilweise  abgelehnten  Gesetze  einen 
tiefen  Einblick  in  die  Volkswirtschaft  ttberhaupt  Ich  habe 
deshalb  besonderen  Wert  auf  die  Wiedergabe  der  parlamen- 
tarischen Diskussionen  und  der  Eommissionsberichte  gelegt, 
auch  wo  die  Reden  der  einaelnen  Volksvertreter  nicht  un- 
mittelbar den  Zolltarif,  sondern  vielmehr  das  wirtschaftliche 
Leben  in  Industrie,  Landwirtschaft  und  Handel  in  seiner  Ge- 
samtheit im  Auge  Jiatten. 

Dabei  ist  meine  Darstellung  etwas  in  die  Breite  gegangen. 
Doch  möge  zu  meiner  Entschuldigung  dienen,  dafs  diese 
parlamentarischen  Kämpfe  von  niemandem  bisher  in  gleicher 
Aosfohrlichkeit  geschildert  sind,  und  dafs  sie  in  dieser  um- 
fassenden Form  vielleicht  als  Material  für  eine  Beurteilung 
der  franisOsischen  Wirtschaftsgeschichte  im  ganzen,  fUr  welche 
mir  noch  die  Weite  und  Tiefe  des  Blicks  fehlt,  dienen  können. 

Eine  notwendige  Ergänzung  zu  meiner  Arbeit  wäre  eine 
Fortführung  derselben  bis  auf  den  heutigen  Tag  und  oine 
Geschichte  der  auch  für  die  Zollpolitik  wichtigen  Besteuerung 
des  Zuckers.  Zum  Schlafs  mlifste  eine  statistische  Dnrleiruug 
der  Ergebnisse  des  Aufsenhandels  und  der  inneren  Produküoiis- 
verhältnisse  über  Wert  und  Unwert  aller  zollpolitischen  Mafs- 
nahmen  die  Entscheidung  sprechen.  — 

Herrn  Professor  Dr.  Schmoller,  meinem  Lehrer  auf  der 
üniyersität,  will  ich  an  dieser  Stelle  meinen  aufrichtigen  Dank 
sagen,  dafs  er  meine  Arbeil^  die  seiner  Anregung  entsprungen 
ist,  von  ihrem  Beginne  an  mit  seinem  Hat  unterstützt  und 
gefördert  hat 
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Einleituag. 


Die  Hariflf^lspolitik  oines  Landes  nach  einer  vorgefafsten 
SchulmeiDung  zu  betrachten,  dieser  Standpunkt  ist  von  der 
heutigen  Wissenschaft  so  gut  wie  ganz  aufgegeben  worden. 
Kin  iedea  Land  mufs  nach  seinen  besonderen  ökonomischen, 
socialen  und  politischen  Verhältniäsen  untersucht  werden.  Eis^t. 
dann  wird  sich  ein  Schlufii  ciehen  Imen,  welches  wirtBckafts* 
polituehe  System  am  besten  das  Oedeihen  einer  gescUossenea 
VolkswirtBeaaft  verbttrgt 

Dm  grolse  Gesetz  von  (1<  r  ArbeitBtellimg  lä(st  sich  nicht 
ohne  weiteres  auf  die  Weltwirtschafi  anwenden,  und  der  all- 
^^meine  Fr^^ihandol  ist  nur  ein  Traum,  dessen  Verwirklichung 
auch  der  alierfernstpn  Zukunft  schwerlich  beschert  werden 
wird.  Aber  in  (b  r  Forderung  nach  einer  thuniichst  liberalen 
Zolipoliiik  stet'kt  «bch  ein  gut  Teil  Wahrheit.  Das  Wühl 
des  Ganzen  zu  btrdern,  gilt  eben  fUr  den  Staatsmann  als  das 
höchste  Qmtz.  Daher  darf  er  nicht  allein  auf  die  Stimme 
der  im  innerpolitisdien  Leben  yielleioht  mafsgebendmi  Pro« 
dnsenten  hOren,  sondern  mufs  stets  daneben  die  Lebens^ 
bedingnngen  der  breiten  Hassen,  der  Konsumenten,  berück- 
sichtigen. 

BVankreich  ist,  wie  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahrhunderts, 
wieder  das  klassische  Land  des  Schutzzolls  geworden ,  sodafs 
man  von  einem  aneien  rtVime  moderne  iresprochen  hat.  Die 
Gründe,  welche  zu  dieser  Entwicklung  geführt  haben,  liegen 
zum  grofsen  Teil  auf  innerpolitischem  Gebiet.  Man  darf  es 
nie  vergessen,  dals  auch  die  wirtschaftlichen  Maisnahmen  eines 
Volkes  zugleich  Machtfragen  sind,  in  denen  die  einzelnen 
Klassen  miteinander  ringen,  und  welche  die  herrschenden 
Klassen  in  ihrem  Sinne;  d.  h.  zu  Gunsten  der  Aufirechteriialtung 
ihrer  Herrschaft,  zu  litoen  bemüht  sind.  Zumal  in  einem 
paiiamen tarisch  regierten  Staate  wird  dies  Bestreben  der  ein- 
zelnen Interessentengruppen  sehr  häufig  eher  den  Ausschlag 

feben .   nls  der  mehr  socialf^  Gesfelitspnnkt  einer  über  dem 
'arteigetriebc  stehentien  Regierung,  welche  das  Wohl  des  Ganzen 
als  die  oberste  Richtschnur  ihrer  Politik  hinzustellen  gewillt  ist. 
Eine  Klassenherrschaft  in  einer  Demokratie  mag  sonderbar 

Fonebaii««n  XVIII  2.  -  Rausch.  1 
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erscheinen;  aber  vielleicht  liegt  solche  Herrschaft  überhaupt 
im  Wesen  des  Staats  und  jeder  politischen  Gemeinschaft.  Das 
Streben  nach  Macht  ist  der  hervorstechendste  Zug  des  poli- 
tischen Lobens.  Einer  der  Hauptanhänger  der  Julimonarchie, 
der  Grat  Jüubert,  sagte  einmal  im  Parlamente:  „Keine  Gesell- 
schaft kann  eine  Aristokratie  entbehren,  jede  Ke^erung  hat 
eine  solche  nOtie.  Wollen  Sie  wUsen,  wäcbes  die  der  JoU- 
regienmg  ist?  Es  ist  die  der  GroIsindttstrieUen  und  grolseii 
Fabrikanten;  in  ihnen  hat  man  die  HauptstUtaen  der  neuen 
Bynastie  zu  suchen**  K 

Man  kann  aber  noch  weiter  gehen :  die  Grofsindustriellen, 
zu  denen  sich  in  der  jüngsten  Zeit  auch  die  Grofsgrund- 
besitzer  ^M-selloii,  haben  sicli  nicht  nur  als  die  herrschende 
Klasse  der  Julimonarchie,  sondern  ini  \\  eseiitlichen  aller  Re- 
gierungen Frankreichs  in  diesem  Jahrluindert  gefühlt  und 
besonders  die  Wirtachaitdpuiitik  ilireu  Zwecken  dienätbar  zu 
machen  gewulst 

Nicht  ohne  Berechtigung  stellt  deshalb  Foumier  de  Flaix 
im  Jahre  1885  in  der  Vorrede  au  seinem  Buche  ^L'impdt  snr 
le  pain"  als  Hauptziel  der  protektionistischen  Bewegung  die 
„Zuerteilung  der  politisdien  lischt  an  die  Gro£igrundb€«itEer 
und  Kapitalisten"  hin. 

Ähnlich  charakterisiert  der  Advokat  Typaldo-Bassia  ihren 
Grundsatz^:  »Der  nationale  Markt  den  nationalen  Erzeug- 
nissen!'' damit:  „Dieser  Grundsatz  bedeutet  nichts  andere«, 
ab  folgender:  ,Dor  national(;  Markt  den  Erzeugnissen  einiger 
Grundbesitzer  und  Industriehäupterl*" 

Solche  Urteile  über  die  französische  Sohutuollbewognng 
bedeuten  freilich  kaum  etwas  anderes,  als  einseitig  geflKrbte 
Schlagwörter.  Aber  daTs  sie  nicht  rein  aus  der  Luft  gegriffen 
sind,  kann  man  ebensowenig  bestreiten. 

Politisch  betrachtet  erscheint  also  die  französische  Handels- 
politik dieses  Jahrhunderts  als  der  Kampf  gewisser  Interes?^enten- 
gruppen  um  die  Krlialtung  ihrps  wirtschaftlichen  Wnlilri  jj^ehens 
und  damit  zugleich  um  ihre  ausschlaggebende  bteliung  im 
Staate.  In  diesem  Kampit-  sind  sie  nicht  immer  siegreich  ge- 
wesen. Die  energisch  eingrcüende  Regierung  iSanoleons  III., 
welcher  seine  Dynastie  pojpulär  zu  machen  una  auf  einer 
breiteren  Grundlage  au  betestigen  cedachtQ.  als  seine  Vor- 
gänger auf  dem  Throne,  wufste  sidi  von  der  Allmacht  der 
Grofsindus  tri  eilen  zu  emancipieren  und  führte  bereits  in  den 
Jahren  1858 — 1860  nach  imd  nach  liberalere  Grundsätze  in 
die  französische  Handelspolitik  ein.  Im  Jahre  1860  beseitigte 
der  Kaiser  dann  durch  eine  Art  Staatsstreich,  d.  h.  ohne  3ut- 


■  Citiert  in  der  Bede  des  MmiHters  Tirard  vom  31.  Jauuar  1880; 
siehe  Annales  do  la  cbambre  des  deput^s. 

*  Typaldo-Bassia,  La  piotection  industrielle  et  le  nourean  iteime 
dooanier,  im  S.  36. 
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Wirkung  des  gesetzgebenden  Körpers,  die  ultraprotektionistisclie 
Zollpolitik  des  ancien  regime  vollkommen,  indem  er  Handels- 
verträge mit  England  und  Belgien  und  bald  darauf  mit  fnat 
sämtlichen  Kulturstaaten  in  gemäfsigt  freihändlerischem  Sinne 
und  mit  der  Klniisfd  der  Meistbegünstigung  schlofs. 

Doch  mit  dem  8tui-ze  des  Monarchen  gewann  wieder  die 
alte  Hochschutzzolibewegung  an  Kraft.  Die  von  der  aus- 
ländischen Konkurrenz  bedrohte  Industrie  und  Landwirtschaft 
wufste  um  so  leichter  eine  starke  Gefolgschaft  im  Parlament 
für  Bich  zu  gewinnen,  als  die  Haaptverteidigung  der  napoleoni- 
echen  Politik  in  den  Händen  der  sogenannten  Ökonomisten 
iBgj  deren  Theorieen  mit  ihren  Abstrakttonen  in  der  ganzen 
Welt  in  Mifskredit  gekommen  waren.  Dem  gegenüber  hielten 
sich  die  Vertreter  der  nationalen  Flrodoktionasweige  durchaus 
an  die  gegebenen  Verhältnisse  und  verstanden  es,  unter  Ent- 
faltung einer  grofsen  Agitation  im  Lande,  bald  die  Mehrheit 
des  französischen  Volkes  zu  ihren  Gunsten  zu  stimmen. 

Ob  nun  freilich  diese  naktionäre  Bewegung,  welche  in 
dem  republikanischen  Frankreich  durch  und  durch  volkstüm- 
lich ist,  auch  fUr  das  Ganze  der  französischen  Volkswirtschaft 
heilsam  und  gewinnbringend  ist,  oder  ob  sie  nur  zur  Er- 
haltung des  Reichtums  und  Einflusses  der  herrschenden  Klassen 
dient,  darttber  wird  die  Gleechichte,  die  Statistik,  die  Be- 
trachtung des  französischen  Volkswohlstandes  im  Vergleich  sä 
dem  anderer  Länder  zu  entscheiden  haben. 

Mir  liegt  es  ob,  den  Gang  dieser  Entwicklung,  welche 
ihren  Höhepunkt  auch  heute  noch  nicht  erreicht  zu  haben 
scheint,  liauptsächlich  an  der  Hand  der  französischen  Parla- 
mentsberichte, in  denen  sich  die  Lebendig-keit  der  Bewegung 
aiu  besten  widerspiegelt,  zu  zeichneu.  Das  Wachsen  und 
Werden  des  französischen  ZoUtarifes  von  1882  als  Frucht  und 
Kompromiis  der  parlamentarischen  Kämofe  und  der  Verbräge 
mit  fremden  Staaten  zu  eikennen  una  asu  schildern ,  war 
meine  Hauptaufgabe.  Meine  Arbeit  ist  also  im  wesentlichen 
ein  Stttck  Parlamentsgeschichte;  und  zwar  werde  ich  mich 
bemühen,  hauptsächlich  die  wirtschaftliche,  dann  auch  die 
sociale  Sf^ite  der  verschiedenen  hierher  2:ehnr!gen  Verhandhingen 
zu  beleuchten,  ohne  indessen  die  Hskalische  Seite  der  einzelnen 
Gesetze  ganz  auiser  acht  zu  lassen.  Das  innerpoiitische 
Leben  hingegen,  welches  sich  in  allen  Aufserungen  innerhalb 
der  Kammern  kuud^iebt,  und  welches  mehr  als  einmal  auch 
fein  ökonomische  Gesetaesrorlagen  beeinfluDst,  ja  su  Falle 
gebracht  hat,  kann  idi  nur  in  allgemeinen  Ztigen  berOck- 
•ichtigen,  wdl  sich  alle  Verhandlungen  hinter  den  Coulissen 
der  Kammern  grOlstenteils  metner  Kenntnis  entziehen,  und 
wefl  die  Darstellung  der  inneren  Politik  mehr  in  eine  all- 
gemeine G^eschicfate  Frankreichs  hineingebort 
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L  Kapitel. 
Yorbereltendes. 

1.  Der  deutsch-französische  Handelsvertrag. 

Der  Zusammenbnich  der  napoleonischen  Macht  und  die 
Erschütterung  der  französiHchen  Volkswirtschaft  durch  den 
Krieg  von  1870  71  vermochten  nicht,  sofort  mit  der  von  dem 
Raiöer  betolgtcn  llaudelbpulitik  autzuräumen.  Denn  noch  be- 
standen die  mit  iast  allen  namhaften  Staaten  abgeschloaäenen 
Verträge,  und  die  Klausel  der.  Meistbe^nstigung ,  welche 
Ubenül  eine  Haaptvertragsbedingung  gebildet  hatte,  machte 
Zollerböbimgen  so  gut  wie  munOglidL 

Frankreich  hatte  nicht  einmal  von  Deutschland^  das  doch 
ein  groljBes  Interesse  an  der  pünktlichen  Zahlung  der  Kriegs- 
schuld hatte ,  erreichen  können ,  sich  durch  erhöhte  Zölle 
finanzielle  Kinnnhmenuellen  zu  verschaffen.  Der  Artikel  11 
des  Frankfurter  Friedens  legte  für  ewige  Zeiten  den  Grund- 
satz der  Meistbegünstigung  in  allen  handelspolitischen  Be- 
ziehungen zwischen  l'ränkreich  und  dem  Deutschen  Reiche 
fest.  Frankreich  erhielt  aileidingä  eui  kleines  Zugeständnis 
in  der  Bestimmung;  dafs  die  MetstbegUnstigungsklauBel  nur  fUr 
diejenigen  Begünstigungen  galt,  welche  fönende  sechs  Staaten : 
Grofsbritannien,  Bdnen,  die  Niederlande,  die  Schweis,  öster» 
reich  und  RuCsland  von  den  beiden  vertragschliefsenden 
Mächten  bereits  gewfthrt  «rhalten  hatten  oder  in  Zukunft  er* 
halten  würden. 

Aber  dies  Zncreständnis  war  doch  nnr  scheinbar,  weil 
gerade  die  Verträge  mit  diesen  Ländern  Frankreich  ver- 
hinderten, Zrdle,  welche  ein  schätzenswertes  finanzielles  Er- 
gebnis erwarten  liefsen,  zu  erhöhen  oder  neu  einzuführen. 
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Ebenso  war  die  Republik  hinsichtlicli  ihrer  Schiffahrt 
gebunden.  Nach  dem  Vertrage  mit  dem  Deutschen  Reiche 
traten  die  alten  8chi£Büirt»yerfarige  wieder  in  Kraft  Indessen 
sab  die  Reiehsregierung  der  französischen  wenigstens  die 
MOgliehkeit,  „von  den  deutschen  Schiffen  und  deren  Ladungen 
Tonnen-  und  Flaggengebühren  zu  erheben";  doch  auch  mer 
wieder  „mit  dem  v  orbehalte,  dafs  diese  Gebühren  die  von  den 
Schiffen  und  Ladungen  der  vorerwähnten  Nationen'^  erhobenen 
Abgaben  nicht  Uberstiegen. 

Dieser  Vorbehalt  hob  thatsächlich  das  gemachte  Zu- 
geständnis wieder  auf,  da  Frankreich  wegen  eine«  Schiffahrts- 
Yertrages  mit  Osterreich  vom  11.  Dezember  1866  nicht  daran 
denken  konnte,  etwm  geplante  Flaggen-  oder  Tonnengebtthren 
«iniofllhren. 

2.  Die  Aussichten  der  schutzzöllnerischen 

Bewegung. 

Und  doch  waren  die  Aussichten  auf  einen  Erfolg  der 
schutzzöllnerischen  Bestrebungen  in  der  Kammer,  w^ie  im 
ganzen  Lande,  scheinbar  günstig,  weil  die  jiUgenieine  Wirt- 
schaftslage Frankreichs  durchaus  nicht  so  rosig  war,  wie  die 
Anhänger  der  Handelsfreiheit  gehofft  hatten.  Schon  die 
Handdskrisis  yon  1864^.  welche  sich  swei  Jahre  später  in 
England  wiederiiolte,  scmen  die  Versprechungen  der  Öko- 
nomisten Lügen  zu  strafen.  Aber  man  kann  getrost  dagmn 
anfuhren,  dato  die  Tarifpolitik  keineswegs  ftlr  den  schleppenden 
Geschäftsgang  jener  Jahre  verantwortlich  zu  machen  ist. 
Einerseits  hemmten  die  poh'tischen  Verwicklungen  in  Europa 
und  Amerika,  wie  der  deutsch-österreichische  Krieg,  der  nord- 
amerikanische Secessionskrieg,  die  mannigfachen  Revolutionen 
und  Kämpfe  in  Mittel-  und  »Südamerika,  das  weitere  Steigen 
der  französischen  Warenausfuhr;  andererseits  gaben  innere 
GrOnde,  besonders  eine  aulserordentliche  Überproduktion  in 
mehreren  Indnstriesweigen  den  Ausschlag  aur  Herbeiführung 
der  Krisis. 

Kichtsdestoweniger  aber  wufsten  die  Gegner  der  Handels- 
rertrftge  diese  allgconeine  Wirtschaftlage  für  ihre  Zwecke 
auszubeuten  uncl  in  ihren  Agitationsreden,  welche  sie,  von 
dem  Wohlwollen  der  neuen  Regierung  unterstützt,  im  Lande 
hi^'lten,  zu  verwerten.  Ihre  Hoffnungen  richteten  sie  vor  allem 
aut  den  Finanzminister  Pouyer-Quertier,  welcher  schon 
früher  als  überzeugter  Schutzzöllner  hervorgetreten  war,  und 
auf  Thiers,  den  Präsidenten  der  Republik.  Man  gedachte 
wieder  der  grofsen  Reden ,  in  denen  Thiers  in -den  Jahren 
1850  and  1851  als  Glegner  des  Antrages  de  Sainte-Beuye  auf 
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Sänftümmg  des  Freihandels  seine  Ansehauungen  entwickelt 
hatte,  und  in  denen  er  sich  bis  zu  der  Phrase  verstiegeii 
hatte:  ,|Sie  beleidigen  den  Gedanken  Qottes  mit  der  Fordenuig^ 
nichts  zu  thun  und  den  Zufall  walten  zu  lassen"  (de  ne  rien 
faire  et  de  laisser  aller  le  hasard)  ^  Aber  man  mufste  sich 
docb  eingestehen,  dafs  die  eigentlich  handelspolitischen  Fr.n<rf^n 
fdir  den  Augenblick  nicht  so  brennend  waren,  um  eine  sofortige 
Revision  zu  erheischen. 

Thiers  und  Pouyer-Quertier  standen  infolge  der  ungelieuren 
Kriegsschuld  und  des  mit  einem  Steuerausfalle  von  über 
60  Mill.  fr.  verbundenen  Verlustes  von  Elsafs-Lothringen  vor 
der  |;ebieterischen  Notwendigkeit,  das  Budget  zu  erhöhen. 
Dabei  konnte  es  nieht  aosbleiböi,  daft  sie  auch  an  eine 
Steigerung  der  ZoUeinnahmen  dachten.  Aber  ihre  VorscbUtge 
trugen  im  allgemeinen,  wenigstens  in  der  ausgesprochenen 
Absicht  der  Antragsteller,  nur  einen  fiskalischen  Charakter. 
Erst  im  Laufe  der  Debatten  in  der  Nationalversammlung  wagte 
es  Thiers,  um  dio  Kammermehrheit  für  sich  zu  gewinnen, 
auch  an  die  protektlimistischo  Seite  der  am  12.  Juni  1871 
eingebrachten  Gesetzesvorlage  zu  erinnern. 

3.  Das  budget  rectificatif  Ton  1871. 

Die  Regierung  brauchte,  um  das  Deficit  des  Jahres  1871 
auszugleichen ,  488  Mill.  fr.  Von  der  geforderten  Summe 
sollten  die  indirekten  Steuern  149,  die  Zölle  244  Mill.  fr. 
einbringen,  wtthrend  sich  der  Rest  auf  verschiedene  andere 
Abgaben  verteilte. 

Im  einaetnenwnrden  dieEinnahmen  ans  den  vorgeschlagenen 
Zolleibtfbungen  folgendermalsen  geschfttat: 

L  EingangszöUe :  Zucker*  aus  den  K  olonien 

und  dem  Ausland   .    .  14  Mill.  fr. 

Kaffee   20  „ 

Petroleum   10  „  „ 

Textilrohstoffe  ....  70  „  „ 

Andere  RohstoffB   .  .  .  100  .  « 

Fabrikate   10  „  , 

2.  Ausgangszölle   IS  »  » 

3.  Schifiahrtsabgaben   ^  ^  ^ 

Zusammen  S44  MilL  fr. 


*  Cit.  b.  Paul  Kougier,  La  libert<^  commcrcialo  187s  cap.  XVL 

'  Am^,  Etüde  sur  les  t&rifs  de  douanes  et  snr  \es  trait^^  de 
commerce,  Paris  1876,  Teil  II  S.  262  268  giebt  an  dieser  Stelle 
83  Mill.  fr.  an;  doch  siod  19  Mill.  fr.  davoik  zu  den  indirekten  Steuern 
SU  rechnen. 
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Diese  Beträge  sollten  sich  ergeben: 

1.  aus  der  Erhöhung  der  Zuckersteuer  um  ^  lo; 

^  der  Erhöhung  des  Kaffeezolls,  welcher  bereits  am 
27.  Xuli  1870  von  50  auf  100  fr.  pro  100  kg 
gesteigert  worden  war,  um  weitere  50  fr.; 

„    Zollen  auf  Mineralole; 

„    einem  Wertzoll  von  20  °  o  auf  alle  TextilrohBtofie^ 

deren  Einfahr  seit  1860  frei  war: 
„    aus  verschiedenen  Abgaben  von  höchstens  20°/o 

anf  Folie,  Holz,  olhalti^re  Ramen  und  Frllchte, 
Farbstoffe  und  alle  aTidoreu  Kohstoffe,  die  früher 
durch  Handelsverträge  oder  Gesetze  entlastet 
waren ; 

„  aus  kompensatorischen  Zöllen  für  die  aus  den 
TextU-  und  den  anderen  Robstoffian  hergestellten 
Fabrikate.  —  Die  Einnahmen  ans  diesen  kompen- 
satorischen Zollen  wurden  indes  durch  2jollrtldc- 
gaben  bei  der  Wiederausfuhr  (drawbadks),  deren 
Hohe  den  RohstoffaOUen  entsprach,  etwas  Ter* 
ringert. 

Hierzu  kamen: 

2.  niedrige  Ausfuhrzölle  auf  alkoholhaltige  G^tränke^ 
Eier,  TafellrUcbte,  Ölkuchen,  Hunde  starker  Kasse 

und  andere  Waren; 

3.  ein  einheitlich  bemessener  sogenannter  Quaizoll  von 
1  fr.  auf  die  Tonne  für  die  Schiffe  aller  Nationen. 

Endlich  sollte  dem  Chef  der  Regierungsgewalt  das  Hecht 
gegeben  werden,  wiederum  die  durch  (  resetz  vom  16.  Mai  1866 
abgeschafften  Entrepot-  und  Flaggenzuschlilge  einzuführen. 

Man  sieht  aus  dieser  Zusammensteiiung,  dafs  die  vor- 
geschlagenen Zölle  mit  Ausnahme  der  geplanten  Schiffahrts- 
abgaben an  sich  durchaus  nichts  Protektiunistisches  an  sich 
trugen.  Indessen  schien  selbst  die  Begierung  nicht  von  der 
rein  fiskalischen  Wirkung  ihres  Projektes  in  der  Praxis  ttber- 
aengt  zu  sein,  wenn  sie  auch  in  der  Begründung  der  Vorlage 
alle  Bedenken  zu  zerstreuen  suchte.  Bio  wies  vor  allem  nach- 
drOcklich  auf  die  Notwendigkeit  der  Bezahlung  der  Kriogs- 
kosten  hin  und  betonte,  dafs  andere  Abgaben,  z,  B.  von 
Lebensmitteln  nder  von  den  Nrthrstoffen  der  Industrie,  Kohle 
und  Ei^^en,  üiuiir»i:;lich  eiti^'*'tührt  werden  könnten.  Dagegen 
lei  CS  unverständlich,  warum  die  anderen  Kohstoffe  der  Industrie 
bisher  zollfrei  gewesen  wären.  Im  übrigen  würden  diese  Zölle 
infolge  der  Verteilung  der  Abgaben  auf  die  ganze  Masse  des 
VoUu  den  einaelnen  Konsumenten  nur  sehr  wenig  belasten 
und  höchstens  die  reicheren  Klassen  treffisn. 

Am  ausfilhrllchsten  Terweilen  die  Erläuterungen  zu  dem 
Entwurf  bei  der  Verteidigung  des  Rtickzolls  fUr  die  Wieder- 
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aasfuhr,  ohne  dafs  ihnen  dies  in  beweiskräftiger  Wase  gelingt. 
Es  heifot  darin  unter  anderem:  Theoretisch  darf  ^dtm  Drawbiick 
bei  der  Ausfuhr  eines  Produktes  nur  die  reine  und  einfache 
Wiedergabe  der  Steuern  seiUi  die  bei  def  Einfuhr  von  dem 
zu  seiner  Fabrikation  verwendeten  Rohstoff  beaahlt  sind.  That- 
sächlich  aber  hatto  man  ffrUlier)  auf  den  Rückzoll  dadurch 
eine  wirkliche  Prnmir'  gepfropft,  dafs  man  die  Geldbewilligungen 
zu  hoch  berechnete;  man  liefs  sich  durch  den  Staatsschatz 
mehr  ersetzen,  als  dieser  empfangen  hatt(!.  Unter  solchen  Be- 
dingungen bildete  der  Rückzoll  einen  Mii'sbrauch".  Derartigen 
Unzuträglichkeiten  versprach  die  Regierung  künftighin  mit 
Nachdruck  au  begegnen.  Aber  ein  Versprechen  war  immer 
noch  kein  Beweis.  — 

Die  Budgetkommission,  welcher  der  Entwurf  übergeben 
wurde,  und  die  unter  dem  Vorsitz  des  Grafen  Benoist-d'Azy 
(Legitimist)  eine  eingehende  Prüfung  der  verschiedenen  Re- 
gierun trs  Vorschläge  vornahm,  hatte  finch  rcIh-  hn]ä  mancherlei 
Einwendungen  gegen  einzelne  Punkte  zu  machen,  während 
ihr  andere  annehmbar  erschi*  ii''U. 

Die  Ausgan^szölle,  gegen  welche  vor  allem  die  Händler  mit 
Wein  und  6pintuoben  lebhaften  Einspruch  erhoben,  liefs  sie 
sofort  fallen  und  brachte  die  Abstimmung  darüber  gar  nicht 
vor  die  Rammer, 

Die  übrigen  Vorschläge  teilte  sie  in  drei  Teile,  welche 
sie  gesondert  beriet,  und  die  auch  als  gesonderte  Gesetze  vor 
das  Plenum  kamen.  Die  beiden  ersten  Berichte,  über  die 
Verzollung  der  Kolonialwaren  und  über  die  Handelsmarine, 
fibernahm  der  ^Abgeordnete  Ancel  (rechtes  Centrum),  den 
dritten  Bericht,  über  die  Rohstoffzölle,  zusammen  mit  dem 
Generalbericht  über  das  ganze  Budget  der  Abgeordnete  Casimir- 
Parier  (gemäfs.  Republ.). 

IL  Kapitel. 

Das  Kolanialwareugesetz  und  das  Uandelsmarinegesetz. 

1.  Das  Kolonialwarengesets  vom  8.  Juli  1871. 

Am  8.  Juli  1871,  also  etwa  einen  Monat  nach  Einbringung 
der  Gesetzesvorlage,  unterbreitete  An  ce  1  seinen  ersten  Bericht 
der  Nationalversammlung.  Die  Budgetkommission  billigte 
danach  vollkommen  die  höhere  Verzollung  von  Zucker  und 
Kaffee.  Sie  beantragte  sogar,  die  ZoUerhöhungeu  auf  andere 
Kolonialwaren  auszudehnen,  wie  Kakao,  Chokolade,  Thee» 
Pfeffer,  Muskaten  und  ähnliche  Gewürze,  Vanille  und  Cichorien, 
femer  auf  Weine,  Alkohol  und  Liköre ,  sowie  auf  Tabak,  so- 
weit dessen  Einfuhr  auf  Privatrechnung  gestattet  war  (nur  fUr 
Reisebedarf  in  kleinen  Mengen,  sonst  war  der  Tabakhandel 
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8tMitniionopol);  ebenso  war  sie  mit  der  Belastung  der  Mineral- 
öle einverstanden. 

Die  Kommission  hatte  sich,  wie  Ancel  hervorhob,  haupt- 
sächlich durch  das  Beispiel  der  Vereinigten  Staaten  von 

Amerika,  welche  stets,  und  zum  Vorteil  des  Fiskus,  in 
schwieriger  Finanzlage  die  Zölle  erhöht  hätten,  und  durch  die 
Leichtigkeit  der  Erhebung-  dieser  Steuer  bestimmen  lassen. 
Auch  nie  Kammer  nahm  mit  der  Mehrheit  von  477  gegen 
4  Stinmieii  olme  Generaldebatte  die  vorgeschlagenen  Artikel  an. 

Nur  der  Artikel  17  verursachte  Widerspruch.  Er  bestimmte 
eine  Ausnahme  von  den  besehlossenen  Ab^ben  für  die  Schifib- 
aendungen,  »deren  AbfSalirt  von  den  Froduktionsorten  und  ihre 
Bestimmung  nach  Frankreich  an  einem  früheren  Tage  naeh- 

fewiesen  werden"  konnte,  .als  df  mjenigen,  wo  der  Eingang 
er  Finanzgesetze  in  den  Expeditionshäfen  bekannt  sein  konnte^, 
aber  „iintor  der  Bedingunj^,  ^lafs  sio  bei  Ankunft  gedachter 
Schiffe  zum  Verbrauch  deklariert^*  würden 

Schon  der  Finanzministcr  Pouyer-Quertier  hatte  darauf 
hingewiesen,  dafs  sich  sofort  bei  der  Kunde  von  den  Absichten 
der  Regierung  alle  Kntrejjots  mit  Massen  von  Kolonial  waren, 
namentuch  Zucker  und  Kaffee,  gefüllt  hätten,  welche  sämdich 
dem  neuen  Zoll  au'  entgehen  hofften.  Deshalb  wurde  nicht 
der  Tag  der  Promulgation  des  Gesetzes,  sondern  sckon  die 
Kenntnis  des  Tages  der  Einbringung  der  Vorlage  als  Termin 
flQr  den  überseeischen  Import  festgesetzt,  damit  man  m<Iglichst 
bald  mit  der  Zollerhebung  beginnen  konnte. 

Der  Abgeordnete  Picard  (linkes  Centrum)  protestierte  f^p^xm 
diese  Ausnahmebestimmung,  weil  dem  Staate  dadurch  immerhin 
etwa  30  Mill.  fr.  Einnahmen  entgingen  und  nur  der  impor- 
tierende Kaufmann  davon  Vorteil  hätte ,  während  die  Konsu- 
menten sofort  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  auch  für  die 
ausgenommenen  Produkte  die  höheren  Preise  bezahlen  mttfsten. 

Andere  Deputierte  wollten  im  G^nsatz  dazu  die  Aus* 
nähme  auf  alle  vor  der  Promulgation  des  Gesetzes  vom  Ur- 
sprungsort  abgegangenen  Sendungen  iiusgedehnt  wissen. 
Schlieislich  wurde  aber  doch  der  Artikel  17  als  Zusatzgesetz 
am  11.  Juli  angenommen. 

Zn  der  ganzen  Vorlage  ist  noch  zu  bemerken,  dafs  die 
Äieistbegünstigungsstaaten,  insbesondere  England,  Deutschland, 
Belgien,  die  Niederlande  und  die  Schweiz,  von  den  neuen 
Abgaben  auf  alkoholhaltige  Getränke  nicht  betroÜen  wurden. 

Ferner  will  ich  hier  gleich  einschalten,  dafs  am  3.  Juli 
1872  aueb  für  Amom  und  Kardamom  derselbe  Zoll  von  200  fr. 
pro  100  kg.  wie  für  Pfeffer  beschlossen  wurde,  wfthrend  diese 
OewUne  bis  dahin  nur  10  fr.  zu  entrichten  hatten. 

So  war  denn  ein  Teil  der  Regierungsvorschlftge  ohne 


1  ÜbersetsUDg  des  Hsadelsacchivs  1871  II  8.  112. 
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^ofse  Schwierigkeit,  da  er  nur  fiakaliseher  Natur  war,  som 
GesetE  geworden.  Der  Finanzminieter  hatte  sogar  die  Oeniig* 
thanng,  statt  der  von  Kaffee,  Zucker  und  Petrolenm  bere(£- 
neten  Einnahme  von  44  Mill.  fr.  eine  solche  von  102  Hill.  fr. 
in  seinen  Voranschlag  stellen  zu  kOnnen,  wogegen  das  Fallen- 
lassen der  geforderten  15  Mill.  fr.  aus  Ausgan^aöllen  gar  nichts 
bedeutete. 

2.  Das  Handelsmarinegesets  vom  SO.  Januar  1872. 

a)  Regieran^gabaichtem. 

Ebenso  bereitwillig,  der  Regierung  Einnalnnequellen  zu 
verschaffen,  zeigte  sich  die  Budgetkommission  hinsichtlich  der 
Vorschläge,  welche  die  Handelsmarine  betrafen.  Wiederum 
ging  sie  über  daa  Verlangen  des  Fiuanzministers  hinaus;  sie 
war  bereit,  ihm  statt  5  MilL  fr.  10  zu  gewähren.  Aber  der 
Qesichtspunkt,  von  welchem  sie  sich  dabei  leiten  liefe  ^  war 
nicht  mehr  fiskalisch,  sondern  rein  nrotektionistisch.  Die 
Regierung  wollte  im  allgemeinen  noch  das  Gesetz  vom  16.  Mai 
1866  bestehen  lassen,  wonach  sämtliche  Materialien  fUr  den 
Schiffsbau  zollfrei  waren  und  ferner  seit  dem  Jahre  1867  für 
die  fremde  Schiffahrt  die  sogenannten  Tonnengelder  von  ihr^r 
Ladung  und  von  dem  Jahre  1869  an  die  die  ausländischo 
Marine  treffenden  Flaggenabgaben  in  Wegfall  gekommen  waren. 

Die  Regierung  verlangte  jetzt  nur  als  Entgelt  für  die 
Kosten  von  Hafenbauten,  Quais  und  dergleichen  von  allen 
aus  den  Kolonien  oder  dem  Auslande  einlaufenden  Schiffen 
eine  Quaiabgabe  von  1  fr.  auf  die  Helatonne,  ohne  Unterschied^ 
ob  die  Schiffe  ganz  oder  nur  zum  Teil  beladen  waren.  Die 
Wiedercinfllhrung  der  Entrepot-  und  Flaggenabgaben  behielt 
sich  die  Regierung  noch  vor,  bis  der  Ablauf  der  Handels- 
verträge oder  Verhandlungen  mit  den  beteiligten  Staaten  diese 
ermöglicht  hätten. 

h)  Ansoatiiaegetietz  vom  17.  Juli  1871. 

Vorläufig  war  aber  daran  kaum  zu  denken.  Ja,  es  brachte 
sogar  dieses  Jahr,  in  welchem  man  allgemein  einen  stärkeren 
Schutz  der  heimischen  Flotte  erwartete,  dem  Lande  die  Über- 
raschung, dafs  Thiers  und  der  Landwirtschafts-  und  Handeis- 
minister Victor  Lcfranc  am  17.  Juli  1871  ein  Projekt  ein- 
brachten, wonach  ausnahmsweise  für  die  ausländischen  Scluife 
eine  noch  gröfsere  Freiheit  gestattet  wurde«  Bis  zum  kommenden 
Herbst  sollte  die  KttstennJirt,  welche  bisher  der  hetmischeo 
Flagge  resorriert  geblieben  war,  ft)r  die  Marine  aller  Linder 
zur  Bergung  der  Weinernte  im  Sttden  Frankreichs  erlaubt 
sein.  Das  Gesetz  war  für  den  Weinbau  aufserordentlich 
wichtig»  weil  die  französischen  Kommunikationsmittel  iUr  den 
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Augenblick  durchaus  unzureichend  waren.  wurde  auch 

nach  kmvcr  Debatte  genehmig 

Die  HaDdeLBkammern  und  die  Hauptreeder  von  Le  Havre, 
Dieppe  und  Dttnktrchen  wollten  freilich  die  so  gesdiaiSeDe 
Konkurrenz  gegen  die  eigene  Küstenschiffahrt  wieder  ein- 
ceechränkt  wissen.  Doch  wnrden  hierauf  bezügliche  Anträge 
Cordier  (linkes  Centrum ,  gem.  Republ.)  und  Audren  de  Ker- 
drel  (Monarchist)  abgelehnt,  nachdem  der  Landwirtsohnfts- 
minister  Lefranc  erklärt  hatte^  dafs  man  doch  von  fremden 
Schiffen^  die  man  zu  Hilfe  riefe,  keine  Abgaben  verlangen  dürfe. 

Dieses  Gesetz  war  für  die  thatsächh'che  Notlage  der  fran- 
zösischen Handelsflotte  bezeichnend.  Offenbar  befriedigte  diese 
nicht  einmal  die  BedürihiBBe  des  eigenen  Landes  yOllig. 

c)  Kommissiunsbericht. 

Daher  ist  die  Stellungnahme  der  Budgetkommission  und 

ihr  Fintreten  für  einen  gröfsoren  Sehnt?:  vollstfinrl'^  begreiflich, 
zumal  sie  auch  noch  kurz  vor  der  Fertigstellung'-  ihres  Berichts 
durch  einen  selbständigen  Antrag  der  Abgeordnctt  n  rieoeral 
du  Tempi  e  (Royalist)  und  Genossen  in  derNationaU  ei üaiumlung 
aufgefordert  wurde,  Schritte  zur  Aufhebung  des  Gesetzes  vom 
Mai  1866  and  zur  Wiedereinführung  der  Entrepotzuschläge 
so  thnn. 

Am  10.  August  1871  tibergab  Ancel  seinen  Bericht  mit 
den  Antrügen  der  Budgetkommission  der  Nationalversammlung. 
Die  Beratung  darttber  wnrde  indeesen  erst  am  23.  Januar  1872 
aufgenommen,  weil  man  anvor  andere  Teile  des  Budgets 
diskutierte. 

Nach  dem  Bericlit  war  seit  1866  der  Schiffshan  uiul  die 
Reederei,  letztere  besonders  nru  h  Indien  und  Australien,  zurück- 
gegangen, während  der  Bestand  an  Schiffen  seit  langer  Zeit 
stationär  geblieben  war.  Durch  den  Schutz  allein,  so  führte 
Ancel  aus,  wttrde  den  Werften  wieder  Arbeit  gebrachl^  wtbrden 
die  Arbeiter  Yersorgt  werden.  Ohne  den  Schnta  aber  dttrfte 
Haid  die  fraDBÖdflche  Civilisation  auf  dem  Erdball  verdrängt 
werden ;  ohne  den  Schnta  würde  Frankreich  zugleich  mit 
seiner  Handelsflotte  eine  praktische  Schule  ftlr  seine  Kriegs- 
marine verlieren. 

Ura  den  Mifsständen  abzuhelfen,  hatte  man  zuerst  die 
Einführung  von  Prämien  vorgeschlagen.  Doch  entschied  sich 
die  Kommission  we^en  der  ungünstigen  Finanzlage  des  Staates 
in  der  Hauptsache  tür  die  Erneuerung  des  Regimes  vor  1866. 

Zum  Schutze  der  eigentlichen  Schiffidirt  waren  neben  den 
Qnaiabgaben  der  Regiemng ,  die  man  fUr  Schiffe  ans  euroj^ll* 
ischen  LUidem  und  dem  Mittelmeer  auf  50  cents.  ermUfsigt 
hatten  noch  Flaggen-  und  Entrepot-Zuschlllge  bestimmt.  Letztere 
trafen  mit  8  n*.  auf  100  kg  die  sogenannte  indirekte  Schiff- 
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fahrt  y  welche  die  Waren  nicht  anmittelbar  aus  dem  anfier- 
europäischen  Prodaktionaknd.  sondern  anf  dem  Umwpge  tther 
europäische  EntrepotB  nach  Frankreieh  braiofate.  Eine  Aus- 
nahme Yon  diesen  neuen  Zuschlägen  setaste  man  nur  für  die 
Waren  fest,  welche  bereits  anderen,  höheren  Abgaben  unter- 
lagen. Die  Flaggenzuschläge  (surtaxes  de  paviTlon)  sollten 
die  Scliiffo  aller  Lfinder  treffen,  docli  je  tircIi  der  Entfernung 
in  verschiedenem  Grade.  Sendungen  aus  Europa  und  dem 
Mittelmeer  hatten  für  100  kg  75  Cents,  zu  entrichten,  die 
Schiffahrt  innerhalb  der  anderen  Küsten  des  atlantischen 
Oceans  1  fr.  50  cents.,  die  sonstige  Schiffahrt  2  fr. 

FQr  den  Schntx  des  Schiffsbaus  hatte  man  die  Einfuhr^ 
Zölle  auf  fertige  Schiffe  und  SchiffiskOrper,  welche  seit  1866 
nur  2  fr.  pro  Tonne  betrugen,  beträchtlich  erhöht  Die 
Franzisierungsabgaben  (droits  de  francisation ;  Abgaben  für  den 
Übergang  in  französischen  Besitz)  sollten  künftig  für  Schiffs- 
körper je  nach  dem  verwendeten  Material  30  50  fr.  und  für 
fertige  ^Schitle  40—60  fr.  auf  die  Mef-stonne  betra^^eii. 

Mit  dieücm  Gesetz  beabsichtigte  mnn  den  fremden  Wett- 
bewerb keineswegs  auszuschliefsen ,  sondern  nur  die  Marim 
vor  dem  völligen  Verfall  zu  bewahren.  Aber  die  Hoffnung 
der  Budgetkommission,  auch  bei  dieser  Vorlage  eine  debatte- 
lose Annahme  erzielen  zu  können,  schlug  fehl 

dl  Kammerdebatteu. 

Schon  der  erste  Kedner  in  der  Generaldiskussion,  Johns  ton 
(rechtes  Centrum,  aber  Freihändlci) ,  führte  eine  Reihe  ge- 
wichtiger, für  den  unparteiischen  Beobachter  zum  Teil  durchaus 
überzeugender  Gründe  gegen  die  Konimissionsbeschlüsse ,  mit 
denen  sich  die  Regierung  einverstanden  erklärt  hatte,  ins  Feld, 
sodafs  ihr  Schicksal  zweifelhaft  erschien. 

Nach  Johnston  war  die  Vellage  hauptsächlich  durch  dmi 
Wortkut  der  Wiener  Konvention  vom  11.  Dezember  1866 
unausüihrbar.  Denn  der  Artikel  6  dieses  Handelsvertrages 
mit  Österreich  besagte  mit  der  Bestimmung  der  Reciprocität 
ausdrücklich :  „Die  unmittelbar  von  Österreich  nach  Frankreich 
unter  österreichischer  Flagge  und  vom  12.  Juni  1869  an  unter 
der  Flagge  irgend  eines  Landes  eingeführten  Waren  jeder 

Art  sollen  weder  höhere  Zölle,  noch  andere  Abgaben 

jeder  Art  zum  Vorteil  des  Staates ,  der  Gemeinden ,  örtlicher 
verbände,  Privatpersonen  oder  irgendwelcher  Unternehmungen 
bezahlen,  als  wie  wenn  sie  unter  der  nationalen  Flagge  ein- 
geführt worden  wären.** 

Da  nun  diese  Vertragsbestimmung  durch  die  Klausel  der 
Meistbegünstigung  bis  Kum  1.  Januar  1877  noch  Air  acht  andere 
M&chte  gültig  wäre,  so  seien  zuerst  Verhandlungen  mit  Öster- 
reich nötig,  um  nicht  die  ganze  Vorlage  illusorisch  xu  machen. 
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Nach  diesem  principiellen  Eimrand  kritisierte  Johnston 
die  einzelnea  Teile  der  Vorlage,  indem  er  £uerst  die  fldr  die 
Seeschiffahrt  gepUmten  Schutzmafsr^eln  Lesprach.  £r  leugnete 
zunächst  den  von  der  Kommission  und  der  Regierung  be- 
haupteten Stillstand  in  der  Entwicklung  der  Handelsflotte  und 
der  überseeischen  Warenausfuhr.  Der  Anteil  der  fremden 
Marinen  an  dem  Verkehr  m  französischen  Häfen,  welcher  im 
Jalire  1863  nur  57 '^'o  betragen  hatte,  sei  allerdings  bis  1869 
aui  ü2^/o  gestiegen,  und  zwar  als  ganz  natürliche  Folge  der 
liberaleren  Schiffiüurtspolitik.  Zugleich  habe  sich  ab«r  der 
Tonnen^iehalt  der  heiniischen  Ebmaelsflotte  absolut,  d.  h.  im 
internationalen  Handel,  um  44  ^''o  vermehrt.  Die  vorgeschlagenen 
Flaggenzuschläge,  welche  infolge  der  Verträge  nur  die  indirekte 
Sdu&hrty  den  tiers  pavillon,  treffen  würden,  könnten  aber, 
bei  einer  Bejahung  der  Notlage,  nur  einen  geringen  Schutz 
bringen,  weil  die  indirekte  Schiffahrt  nur  1 1  ^  o  der  gesamten 
überhaupt  ausmachte  Aufserdem  würden  zugleich  mit  der 
franzusiöcheii  Hanclelstiotte  auch  die  anderen,  direkt  importieren- 
den, viel  mächtigeren  Fluggen  geschützt  Weiter  sei  durch 
diesen  Schutz  der  Flotte  eine  aufserordentliche  Schädigung 
des  überseeischen  Handels  mit  Getreide  und  Rohseide,  weicher 
haaptstchlich  den  Gegenstand  der  indirekten  Einfuhr  bilde, 
SU  erwarten.  Der  Redner  verwies  auf  die  Botschaft  des 
Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten,  Grant,  welche  ein  ähn- 
liches, in  Nordamerika  bestehendes  Gesetz  als  ein  grofses 
Unglück  verurteilte.  Tn  *ler  That  hätte  der  amerikanische 
Xationalökonom  Wells  nachgewiesen  .  dafs  die  Handelsmarine 
Amerikas  unter  der  Herrschal't  dieses  Systems  des  indirekten 
Schutzes  zurückgegangen  wäre.  Dagegen  sei  Englantl  nach 
Auigabe  der  SchiÜahrLdakie  die  erste  Seemacht  der  Welt  ge- 
worden. Johnson  verlangte  also  die  Verwerfung  der  Flaggen- 
soaöhlige  und  der  -sie  ergttnaenden  EntrepotauschlSge.  — 
Fiskalisch  seien  nur  die  Quasabgaben,  da  sie  auch  Ton  fran- 
aOatschen  Schiffen  erlegt  werden  müfsten.  Diese  Tonnengelder 
BcUdssen  aber  die  Gefahr  in  sich,  ttberhaupt  die  Schiffahrt 
von  den  französischen  Hafen  zu  Gunsten  der  belgischen  und 
italienischen  zu  verscheuchen. 

Johnston  ging  (lann  zu  den  Schutzmafsregeln  für  den 
Schiffsbau,  den  sogenannten  droits  de  francisation,  über.  Diesen 
Teil  des  Gesetzes  lehnte  er  sciion  aus  dem  formellen  Grunde 
ab,  weil  die  Bud^etkommission  damit  ihren  Auftrag  über- 
sduritten  hfttte.  Die  Vorschläge  seien  ganz  und  sar  protek- 
tionistisch  nnd  hfttten  mit  der  Richtigstellung  des  Staats- 
hansbaits  gar  nichts  zu  thun.  Obendrein  aber  würde  mit  dem 
jSebatn  des  Schiffsbaus  durch  hohe  Zölle  auf  importierte  See* 
schiffe  zugleich  das  Material  für  die  Schiffahrtgesellschaften, 
welche  bisher  ihre  Schiffe  billig  aus  dem  Ausland  bezogen 
hätten,  verteuert  und  damit  der  Handelsmarine  ein  schwerer 
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Schlag  zugefügt  werden.  Im  übrigen  betonte  Johnston,  da& 
er  den  Niedergang  der  französischen  SchiiFsbauindustrie  durchaus 
nicht  bestreite  und  gern  für  den  Schutz  derselben  eintiefen 

werd&  aber  nicht  in  der  vorgesehlag;enen  Weise. 

Uer  Abgeordnete  General  du  Temple  (Royalist)  suchte 
Johnstons  Bedenken  zu  widerlegten.  Er  gab  zu,  dafs  die 
Scliiffahrtsverträge  das  sofortige  Inkiatttreten  des  Gesetzes 
verhinderten.  Deswegen  dürfe  man  dieses  aber  nicht  fallen 
lassen,  sondern  müsse  den  Yersnch  machen,  die  Verträge 
zu  lösen. 

Der  Schots  der  beimischen  Flotte  geböte  sich  jedem  Lande 
von  selbst.  Sogar  England  unterstütze  seine  Marine;  swar 
nicht  durch  Zölle  und  Schifiahrtsbeschränkungen,  aber  statt 
dessen  durch  Lokalabgaben  für  die  Unterhaltung  der  Leucht- 
türme .  durch  Ankerstellenabgaben  und  anderes ,  während 
Amerika  Prämien  bewillige.  —  Frankreichs  Uandeisiiotte  aber 
.sei  „fast  tot". 

Du  Templc  erinnerte  an  die  Ergebnisse  der  grofsen  En- 
quete von  1870  über  die  Lage  der  Schiffahrt.  Damals  hatte 
jnan  den  Niedergang  1.  ani  die  Gesetzgebung,  2.  auf  das 
System  der  sogenannten  inscription  maritime,  8.  aof  den 
Mangel  an  InitiatiTe  und  Kühnheit  seitens  der  französischen 
Reeder,  deren  Gewerbe  vordem  nur  durch  die  Protektion  des 
Staates  erstarkt  wäre,  und  auf  die  Konkurrena  des  Auslands 
aurttckgeführt. 

Du  Temple  forderte  deshalb  1.  die  Änderung  der  Gesetz- 
gebung in  der  vorgeschlagenen  Weise  der  Wiedererrichtung 
der  Schutzvorschriften  des  ancien  r^ime.  Für  die  Vortreff- 
lichkeit derselben  führte  er  an,  dafs  von  1841 — 1859  der 
Tonnengehalt  der  Handelsflotte  von  599  000  auf  1 200000  Tonnen 
gestiegen  sei. 

2,  Den  schädigenden  Einflufs  der  inscription  maritime 
bestritt  du  Temple  dagegen.  Nach  dieser  Einrichtung  war  die 
männliche  Küstenbevölkerung  Frankreichs  vom  20.  bis  zum 
50.  Jahre  verpflichtet,  sich  immer  zur  Verfügung  des  Staats* 

Oberhauptes  zu  halten ,  welches  sie  jederzeit  zum  Dienst  auf 
der  Kriegsflotte  einberufen  konnte.  Die  Namen  aller  Schiffs- 
arbeiter, Matrosen  und  Fischer  waren  auf  einer  besonderen 
Liste  verzeichnet.  Damit  stand  die  Vorschrift  in  Verbindung, 
bei  dem  Schiffsbau  nur  einheimische  Kräfte  zu  beschäftigen, 
und  auf  den  Schifibn  höchstens  V4  auslflndischer  Bemannung 
anzustellen. 

Dieses  Inskriptionssystem  verursachte  nach  Du  Temple 
durchaus  keine  Verteuerimg  der  Produktionskosten  der  Reeder, 
welche  sich  selbst  tiXr  die  Beibehaltung  desselben  ausgesprochen 
hatten. 

^.  Die  Hochseeschiffahrt  hätte  ganz  aliein  durch  die  in- 
folge der  Unterdrückung  der  Flaggenzoschläge  ermöglichte 
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Konkurrenz  des  Auslandes  gelitten.   Am  meisten  zu  fttrclitea 

sei  Deutschland,  welches  sich  mit  geringeren  Gewinnen  be- 
gnügte, und  Englanrl,  welches  mit  seiner  billiircreii  und  besseren 
Kohle,  seinem  besseren  Schiffsmateriiil  und  nicht  zum  wenigsten 
duieli  den  l^atriotismus  seiner  Kauileute,  der  sie  nur  eigene 
bciiiüu  bciiuLzon  heifse,  der  französischen  Haudelsdotte  täglich 
mehr  und  mehr  zusetzte. 

Du  Temple  sehkls  mit  dem  Hinweis  auf  die  militärische 
Notwendigkeit  des  Bestehens  einer  starken  Handelsmarine: 
Wir  unterhalten  mit  grofsen  Kosten  militärische  Schalen. 
Bewahren  wir  diese  natürliche  Schule,  wo  man  die  Gefahr  su 
verachten  lernt,  und  wo  man  nicht  nach  dem  ungestörten 
Wohlleben  fragt.  Dien  Leben  könnte  unserer  ländlichen  und 
städtiscben  Bevölkerung,  die  durch  den  Durst  nach  Gewinn 
verwohnt  ist,  zum  Vorbild  dienen!" 

Kach  dieser  mehr  patriotischen,  als  beweis  kräftigen  Rede 
legte  der  Vertreter  von  Marseille,  Clapicr  (imkes  Centrumj, 
seine  abweichende  Meinung  im  Interesse  seines  Departements 
dar.  Mit  einer  kurzen  Geschichte  der  firanzösischen  Marine- 
gesotiftebun^  begann  er  und  forderte  auf  Grund  der  Erfahrung 
Tor  allen  Dingen  au^  die  Entrepot-  und  Flaggensuschläge  au 
▼erwerfen,  wänrend  er  an  den  sonst  fiskalisch  gerechtfertigten 
Tonnengeldern  das  eine  auszusetzen  hatte,  dafs  auch  die  nur 
teilweise  beladenen  Schiffe  die  volle  Abgabe  entricliten  sollten. 
Die  Flagge nzujichläge  seien  f^ir  Marseille  vollständig  unannehm- 
bar, da  die  dort  verkelirende  indirekte  Schiffahrt,  der  tiers 
pavillon ,  fast  nur  aus  Griechen  bestände  und  der  Stadt  den 
gröfsten  Nutzen  braciite.  Die  französische  HandekHotte  könne 
unmöglich  alle  die  kleinen  Ernten  der  griechisch-tUrkischen 
Inseln  sammeln. 

Den  Stillstand  in  der  Entwicklung  der  Marine  bestritt 
aber  Olapier  durchaus  nicht.  Doch  lagen  dXr  ihn  die  Haupt- 
Ursachen  dieser  Thatsache  in  der  allgemeinen  Entwicklung 
der  Volkswirtschaft.  Die  kleinen  hölzernen  Schiffe  seien  ganz 
naturgemitCs  den  grofsen  eisernen  gewichen,  und  die  Dampf- 
schiffahrt in  der  Erii^laad  weit  vorangeschritten  sei,  hätte  nie 
Segelfeclutlalirt  überwunden.  Ferner  machten  die  grofsen  (ie- 
sellschaiteu  mit  ihren  regelmäfäigeu  Fahrten  und  schnellen 
Verbindungen  eine  grofse  Anzahl  weniger  leistungsfähiger 
Schiffe  entbehrlich.  Die  Küstenfahrt  insbesondere  habe  aulser* 
dem  noch  den  Wettbewerb  der  Eisenbahnen  ausauhalten. 

Ciapier  war  von  der  Notwendigkeit  dieser  Entwicklung 
ftbeneogt  Die  allmähliche  Konzentration  der  Schiffahrt  in 
wenige  grofse  Häfen  galt  für  ihn  als  eine  Art  Naturgesetz, 
dem  man  auf  keine  Weise  ohne  fühlbare  Schädigung  der  ge- 
samten Volkswirtsclialt  eiit^j^ep^entreten  könne.  — 

In  aimlichem  iSmue  aufaerte  sich  der  Abgeordnete  Chanip- 
vaÜier  (rechtes  Centrum),  welcher  sonst  seinen  Ausführungen 
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den  KolonialgesichtBpaakt  za  Grunde  legte.  Die  Belastung 
des  Kolonialzuckers  durch  die  bereits  angenommene  Vorlage 

hätte  niemjind  als  fehlerhaft  bezeichnet,  weil  die  einheimischen 
Zuckerratünerieen  mit  demselben  Steueriiatz  betroffen  worden 
wären.  Ftir  die  Schiflfahrt  aber  sollten  die  Kolonieen  plötzlich 
als  Ausland  angesehen  werden.  Dadurch  würde  die  Fracht 
nicht  wenig  verteuert.  Andrerseits  brauchten  die  Fabriken 
in  Martinique,  GuadeLoape  und  La  R^union  Holz  und  Kohlen, 
die  sie  nur  durch  Vermittlung  englischer,  hoUSndischer  und 
amerikanischer  Schiffe  eriialten  könnten.  Wenn  man  dann 
dem  durch  die  Zuschläge  yerteuerten  Kolonialzucker  nicht 
wieder  einen  ZoUerlaTs  zugestände,  so  könnten  die  dortigen 
Fabriken  sich  nicht  mehr  halten. 

Die  Flaggenzuschläge  würden  aufserdem  die  Landwirtschaft 
und  die  Masse  der  Konsumenten  belasten  ,  weil  durch  sie  die 
Preise  für  Guano,  Tabak  und  andere  Fronukte,  ebenso  für 
Getreide,  erheblich  steigen  würden.  Deslialb  liiitten  sich,  wie 
Marseille,  auch  die  Handelskammern  von  Nantes  und  Le  Havre 
dagegen  ausgesprochen. 

Auch  der  Reeder  undDampfmasohinenfabrikantFraissinet 
(linkes  Centrum)  hielt  das  Gesetz  für  schildlich.  Seine  Worte 
wurden  mit  Aufoierksamkeit  angehört,  weil  er  als  Sachver- 
ständiger sprach.  Er  meinte:  Die  Reeder  nennen  sich  immer 
ruiniert  (er  sei  selbst  ein  solcher).  „Trotzdem,  wenn  man 
alle  Häfen  Frankreichs  durchläuft,  so  wird  einf-m  jedennann 
bestätigen,  dafs  die  grofsen  Vermögen  sämtlicii  Reedern  ge- 
hörten." Aber  alle  diese  Leute  hätten  es  verstanden,  sich  den 
Forderungen  der  Neuzeit  anzupassen.  „Sie  können  das  Dampf- 
schiff nicht  hindern,  fortzuscnreiten !  Sie  würden  den  fran- 
zösischen Handel  töten 

In  Frankreich  leide  der  Scbi£Gibau  unter  einer  gana 
natUrlichen  Konkurrena.  Es  gäbe  zu  wenig  Werften  und  zu 
wenig  geschulte  Leiter  fUr  diese  Industrie.  Durch  die  Zu- 
schläge aber  würden  nur  die  Reeder  belastet,  welche  dann 
ihrerseits  wieder  den  Werften  unmf>e:lich  mehr  Arbeit  geben 
könnten.  „Je  mehr  i^reilieit  Sie  der  Uandebmarine  geben, 
desto,  mehr  wird  sie  fortschreiten!" 

Ahnliche  Argumente  brachten  noch  weitere  Redner  der 
Opposition  zur  Geltung,  wie  Tolain  (äulserste  Linke)  und  der 
Aomiral  Saisaet  (1^°^^  Centnim),  welche  hinsfcntficli  der 
Kri^marine  die  Anschauung  vertraten,  dafs  diese  durch  die 
Entwicklung  der  Technik  yerhaltnismalsig  nicht  mehr  so  viel 
Bemannung,  wie  vordem,  nötig  hätte,  und  dafs  aufserdem  die 
Ausbildung  auf  der  Handelsflotte  der  Ausbildung  fkir  den 
Kriegsdienst  wenig  vorarbeitete. 

Die  anderen  Admirale  der  Nationalversammlung  land  man 
durchaus  entgepren^esetzter  Meinung.  La  Ronci^re  le  Nourry 
(Bonapartist)  erklärte  sich  sogar  für  einen  BVeihändler,  wollte 
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aber  angesichts  der  unbestreitbaren  Notlage  doch  ftlr  die  Pro- 
tektion stimmen.  £r  beklagte  lebhaft  das  nur  äiifserliche 
InteroMe  der  BinnenbeTölkerung  für  die  Marine»  welches  sich 
darin  widerspiegelte ,  dafs  französische  Familien  sehr  häufig 
nur  Söhne  mit  nicht  ganz  fehlerfreier  Vergangenheit  in  die 
Handelsflotte  eintreten  liefsen,  während  sich  die  besseren  Ele- 
mente zurückhielten. 

Der  Admiral  Fnu  riehen  (rechtes  Centrnni,  Orleanist) 
nannte  die  Hochseeschiliahrt  „die  wahre  Scliule  guter  Matrosen, 
....  die  einzige  Schule".  Deshalb  war  ihm  „ein  gemäibigter  und 
zeitweiliger  Schutz,  mit  Hilfe  dessen''  die  französischen  „\Verfteri 
und  die  nationale  Flagge  ihre  Aktivität  wieder  aufzunehmen 
und  sogar  su  entwickeln*'  vermischten,  nnabweisbar. 

Der  Marineminister,  Admiral  Pothnau  (linkes  Oentrum), 
schilderte  lebhaft  die  grofse  Gefahr  für  die  Kriegsflotte,  welche 
bei  dem  bevorstehenden  Zugruiulegehen  der  heimischen  Schiffs- 
banstätten  nicht  einmal  mehr  Reparaturanstalten  and  genügend 
ausgebildete  Handwerker  besitzen  würde. 

Sehr  geschickt  trat  der  Abgeordnete  Aeloqu»  ( rechtes 
Centrum)  für  die  Vorlage  ein.  Er  betrachtete  die  \\  irkung 
des  Gesetzes  nach  den  Interessen  der  vier  in  Frage  kommenden 
Interessentengruppen,  1.  der  iSchift'öbauer ,  2.  der  Reeder, 
3.  des  Staates  und  4.  der  Industrie,  welche  die  Rohstoffe  für 
den  Schifisbaii  lieferte.  • 

!•  Er  schilderte  die  Konkurrenz  Kanadas,  welches  ver- 
möge seiner  billigen  Holzarten,  und  Englands,  welches  durch 
aein  Eisen  die  franaOsische  Fabrikation  ans  dem  Felde  schlüge. 

2.  Im  Namen  der  Reeder  verlas  er  einen  Brief  der 
Handelskammer  von  Bordeaux  vom  15.  Oktober  1871,  in  dem 
es  heifst;  „Die  Privatinitiative  ist  in  Frankreich  ohnmächtig, 
dich  gegen  einen  solchen  Nebenbuhler  zu  verteidigen."  «Der 
Tarif  —  wir  sagen  es  mit  Bedauern  —  ist  unsere  einzige 
Rettungsplanke. " 

d.  Der  Staat  wflrde  dnrch  die  Tarifznschlttge  nicht  nnr 
Mehreinnahmen  haben,  sondern  folgte  einem  Gebot  der  Selbst- 
erbaltung.  Acloque  erinnerte  dabei  an  die  Worte,  welche  Tor 
einiger  Zeit  auf  dem  Kongrels  in  Washington  gefallen  waren : 
^Wenn  eine  Nation  nicht  mehr  selbst  ihre  Schiffe  baut,  so  hat 
sie  bald  anfj^'ehört,  die  Sehiffahrt  7ai  betreiben." 

4.  Diu  '.  Ii  den  Schutz  aber  wurde  nicht  nur  der  ijc  luffsbau 
aufleben,  sondern  ganz  allgemein  der  heimischen  Industrie 
geholfen  werden.  Der  Artikel  I  des  Gesetzes  vom  19.  Mai 
18t>6,  wonach  sämtliche  Rohstoffe  fUr  den  Schiffsbau  zollfrei 
wftren,  sei  unhidtbar  geworden.  Die  englisch* schwedischen 
Feineisen  kftmen  so  abgabenfrei  auf  den  Markt,  während  dafür 
schlechtere  firanaOsische  ausgeführt  oder  zum  Schiffsbau  ver- 
wendet würden.  Das  noch  in  Kraft  befindliche  Dekret  des 
Finanaministers  Büffet  yom  9.  Februar  1870,  nach  dem  die 
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zollfrei  importierten  Metalle  nür  in  bestimmt  namhaft  gemachte 
Fabriken  wandern  durften,  helfe  nur  sehr  wenig,  weil  der 
Eisenhftndler  unmittelbar  neben  dem  Schiffsbauindustridlen 
seine  Werkstatt  aufgeschlagen  habe,  und  die  Umgehung  der 
Vorschriften  unkontrollierbar  sei. 

Babin-Chevaye  (konsei-v.  Repul>l.),  ein  Werftbesitzer  aus 
Nantes,  trat  gleichmlls  für  das  Gesetz  ein.  Für  ihn  handelte 
es  sich  einfach  um  die  Frage,  ,.ob  rankreich  überhaupt  eine 
Handelsmarine,  die  Schule  und  Pflegeanstalt  seiner  Flotte,  ob 
68  liüch  Schiffsbaiiwerften,  die  Schule  und  Pflegeanstak  seiner 
Arsenale,  und  ob  et»  noch  Handwerker  haben  will,  die  fähig 
sind,  es  in  den  Stand  zu  setzen,  sich  selbst  seine  Verteidigungs- 
mittel, seine  Kriegsschiffe,  zu  konstruieren."  Er  rief  der 
Kammer  zu:  „Alle  Industrieen,  aufser  der  unsrigen  und  der 
Landwirtschaft,  werden  geschützt!"  Die  Arbeiter  verliefsen 
deshalb  die  Werften  und  würden  Zimmerleute.  Die  Unter- 
stützung, welche  dem  Schiffsbau  durch  die  zollfreie  Einfuhr 
der  Materialien  gewährt  würde,  sei  ganz  illusorisch.  Denn 
die  Holzschiffe  würden  niemals  aus  fremdem  Holz  erbaut, 
weil  das  französische  Eichenholz  viel  liesscr  wäre.  El>enso 
verhielte  es  sich  mit  den  anderen  Rolisioßen ,  wie  Segeltuch, 
Tauen  und  dergleichen.  Diese  Erlaubnis  berge  also  nur  die 
Gefahr  in  sieb,  dafs  die  billigeren  und  schlechteren  Produkte 
die  reellen  yerdrflngten.  Bei  den  Eisen  schiffen  läge  die 
Sache  nicht  minder  ungttnstig,  weil  der  Sohifisbauer  das  gute 
englische  Eisen  keineswegs  ganz  frei  bezOge.  Erstens  müsse 
er  die  Transportkosten  bezahlen,  und  zweitens  bestände  die 
Zollfreiheit  ntr  Nottoprodukte :  lOO'^'o  importiertes  Roheisen 
wurde  danach  nur  zu  90 als  frei  angesehen,  sodafs  noch 
immer  10°/o  oder  6  Fr.  für  die  Tonne  zu.  zahlen  seien. 

Frankreich  produziere  also  bedeutend  teurer  als  England, 
welches  obendrein  noch  durch  seine  Handels-  und  Staataflotte 
einen  grO&eren  Verbrauch  befriedigen  könne.  Durch  diese 
Riesenproduktion  würde  auch  die  Arbeitskraft  billiger,  obwohl 
der  einzelne  Arbeiter  in  England  einen  höheren  Lohn  erziele. 

Babin-Cheyaye  besprach  dann  die  vorgeschlagenen  üeil- 
mitteL  Prämien  waren  ihm  nach  dem  Stand  des  Budgets 
kaum  möglich.  Den  Vorschlag,  dafs  der  Staat  alle  seine 
Bauten  an  Private  vergeben  könnte,  lehnte  er  ab,  weil  das 
Marinedepartement  für  einen  Kriei>^sfall  geschulte  Arbeiter  zur 
Verfügung  hab^n  müfste.  Also  kämen  nur  die  Franzisierungs- 
abgaben  in  Betracht.  „Jedes  Land  mufs  sich  selbst  seine 
Waffen  für  den  wirtschaftlichen  und  jeden  anderen  Kampf 
schmieden,**  so  schlofs  er  seine  mit  grolsem  Bei^  auf- 
genommene Rede. 

Ren4  Brice  (linkes  Centrum,  gemltfs.  Republ.)  führte  den 
Niedergang  der  Handelsflotte  auf  das  Fehlen  cunr  Ausfuhrfracht 
zurück.   Frankreich  exportiere  nur  Bordeauxweine,  Seiden- 
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zeuge  und  Luxuswaren  jeder  Art.  Diese  Ausfulir  käme  ^^egen 
EDglandä  Maääeuartikel ,  zu  denen  er  besonder«»  Kohle.  Eisen 
und  Maschinen  rechnete,  und  Kcg^n  die  Beförderung  dea  Aua- 
mndermtromes  gar  nieht  in  iDetrscht«  Aber  auch  die  BQck- 
liacht  fehle  der  nransöeiacben  Marine  seit  der  Erfindung  der 
Rttbauuckerprodaktion  und  seit  der  Zeit,  wo  Nordamerika 
angefangen  nabe^  seine  Baumwolle  allein  zu  exportieren.  Nur 
die  Kolonien  und  Südamerika  ständen  Frankreich  noch  offen. 

Die  iinlieilvoUe  Wirkung  der  napoleoni  sehen  Gesetze 
folgerte  Rene  Brice  aus  der  Statistik  der  Schiliahrtsbewegimg- 
seit  1860.  Damach  betrug  die  £in-  und  Auöluhr  zur  6ee 
von  und  nach  Frankreich: 

1860    6856  000  Tonnen 
1868  10646000  „ 

Davon  belief  sich  der  Anteil  der  französischen  Marine: 

1860  aut        5500000  Tonnen 
1868  auf  nur  4199000      „     .  — 

Der  B^'riehterstatter  Ancel  fafste  hIs  einer  der  letzten 
Retiner  nueh  einmal  alle  Gründe  für  die  Annahme  der  Vorlage 
zusammen.  Die  gesetzliche  Festlegung  der  Entrepot-  und 
Flaggenzoschläge  liätte  die  Kommission  deswegen  beschlossen, 
weil  blofse  Dekrete  des  Ftitsidenten  ihr  keine  gen1l|;ende 
Sicherhett  boten.  Mit  dem  Gesetae  trilfe  man  nur  die  indirekte 
Schiffahrt.  Kein  Land  hätte  also  für  seine  eigenen  Produkte 
Nachteile  au  befürchten.  Dagegen  genösse  bei  Staaten,  welche 
keine  ausreichende  Marine  besäfsen,  die  französische  grofse 
Vorteile. 

Gewifs  wandle  sich  die  JSchittahrt  steti^^  iiielir  und  mehr 
um,  und  Eisen-DampfschifFe  hiltten  die  Zukunl't,  Aber  die 
Segelschiffahrt  besäfse  noch  immer  fast  eine  ^»liilion  Tonnen 
und  hätte  sich  ohne  Subvention  auf  dieser  Höhe  gehalten, 
während  den  142000  Tonnen  der  DampfschiflSOirt  104000 
staatlich  unterstütat  seien* 

Nur  die  beiden  Häfen,  in  welchen  die  subventionierte 
Marine  hauptsächlich  verkehre,  protestierten  jetst,  weil  dann 
die  anderen  Häfen,  die  doch  kaum  von  geringerer  Wichtigkeit 
seien ,  wieder  den  Wettbewerb  mit  ihnen  aufnehmen  könnten. 

„Ura  eine  Kriegsmarine  zu  haben,"*  so  schlnfs  Ancel, 
^brauelien  wir  eine  Seebevölkerung;  um  eine  öeebevöikerung 
zu  haben,   um  sie  zu  unterhalten,  um  sie  leben  zu  lassen, 

brauchen  wir  eine  liandelöinanne  Wir  haben  zu  oft 

gegen  uus  die  Gewalt  der  Thatsachen  gehabt,  hören  wir  auf, 
.  ...  ihr  die  Gewalt  der  G^etse  an  die  Seite  zu  stellen  1"  — 

Aua  der  dreitägigen  Debatte  ging  eine  grofse  Bereitwillig- 
keit der  Kamner  herror,  die  Vorlage  anaunehmen.  Die 
aogenscheinUch  Torhandene  Majorität  beachtete  aber  die  Haupt- 
eiawände  der  Opposition  recht  wenig»  sumal  die  Behauptung 
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Johnätüiid,  dal'ä  das  ganze  Gesetz  durcli  den  Wortlaut  der 
HandelmrtrHge  mummlirbar  sei.  Der  Berichterstatter  Aneel 
hlülte  sich  darüber  in  ein  sehr  beredtes  Schweigen. 

Als  dann  Johnston  die  Regierung  energisch  aufforderte, 
sich  zu  der  Sache  au  ttufsern^  gab  der  Minister  des  Aas* 
wfirtigen,  de  Bömusat  (linkes  CentrumX  seine  Behauptung  zu. 
Der  Finanzminister  Pouyer-Quertier  bat  aber,  das  Gesetz 
trotzdem  anzunehmen,  weil  die-  Regierung  damit  eine  positive 
Unterlage  zu  den  Verhandlungen  mit  Osterreich  hätte.  Der 
Minister  stellte  die  Liisung  der  Wiener  Konvention,  an  der 
Osterreich  in  der  That  nur  ein  geringes  Interesse  liatte,  als 
ganz  leicht  hin.  Er  hatte  aber,  wie  ich  noch  zeigen  werde, 
nicht  mit  anderen,  auswärtigen  Faktoren  gerechnet,  die  fUr 
die  Wimier  Politik  ausschlaggebend  waren. 

Das  Gesetz  wurde  im  Princip  mit  501  gegen  140  Stimmen 
angenommen.  Doch  braclite  die  Diskussion  der  Artikel  noch 
einige  Zusätze,  so  den  Antrag  Champvallier,  dafs  ftir  die 
Produkte  der  französischen  Kolonien  die  Flaggen  Zuschläge 
fallen  sollten,  und  den  Antrag  Beaucarne-Leroux  (linkes 
Centrum),  welcher  im  Interesse  der  Landwirtschaft  den  Guano 
zollfrei  machte. 

Andere  Vorschläge  zu  Gunsten  des  Düngers  überhaupt, 
femer  für  Getreide^  Mineralien,  Kohle,  Hola,  Ölhaltige  Samen 
wurden  abgelehnt;  ebenso  ein  sehr  gerecbtfertiffter  Antrag 
Javal,  der  das  Inkrafttreten  des  Qesetaes  bis  aur Xtfsung  der 
Handelsrertrttge  auQ|;eschoben  wissen  wollte. 

Das  ganze  Gesetz  wurde  dann  am  30.  Januar  1872  mit 
414  gegen  234  Stimmen  genehmigt. 

e)  iBweadaag  4es  Geseties. 

Die  Schwierigkeiten  aber,  welche  seiner  Anwendung  im 
Wege  standen,  spiegeln  sich  sehr  bezeichnend  in  einem  Cirkular 
der  Generaldirektion  der  Zölle  vom  Mai  1872  wieder  ^ 

Vom  Flaggenauschlag  befreit  waren  darnach  die  Schiffe 
aller  Vertragsländer,  aufser  Spaniens,  bei  direkter  Einfuhr; 
bei  der  Einfuhr  von  allrn  Ländern  überhaupt  die  öster- 
reichischen, beigischen,  hoUäudischen,  italionischen.  schwedisch- 
norwegischen,  die  Zollvereins-  und  die  portugiesischen  Schiffe. 
Kiighind  unterlag  der  FlaggengebUhr  bei  indirektem  Verkehr, 
aber  nicht  fUr  die  Hauptartikel:  Baumwolle  aus  Indien^  Jute 
und  Wolle  ans  Australien.  Dieselben  Ausnahmen  finden  steh 
bei  den  nur  für  den  indirekten  Verkehr  auCseTeuropatscher 
Produkte  eingeführten  Entrepotzuschlügen  von  SFr.  auf  100kg. 
Doch  durften  infolge  des  Vertrages  mit  Belgien  auf  Reis^ 
Pottasche^  Salpeter  und  Fette  nur  Zuschläge  von  2,40  Fr.  bei 
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der  £ijifubr  Uber  Vertragsländer  (aufser  Spanien)  gelegt 
werden.   Ferner  konnten  auch  die  hohen  droits  de  firancisation 

mit  30 — 60  Fr.  auf  f1i>  Mefstonne  nicht  auf  die  oben  erwähnten 
Staaten  an^re wendet  werden.  Schiffe  aus  diesen  Lilndern  ent- 
richteten also  bei  ihrer  Importierung  auch  fernerhin  nur  die 
iilte  Nationalisierungsabgabe,  den  Bilanzzoll  von  2  Fr.  aul  die 
Mefstonne.  Die  mit  diesem  Zoll  im  Gesetz  von  i8ö6  zusammen- 
hftn^nde  Bestimmung  der  abgabefreien  Zulassimg 'aller  zum 
SchilBibau  dienenden  Rohstoffe  nnd  Halbfabrikate  blieb  in 
gteioher  Weise  bestehen. 

f)  Ysrisiilugsi  alt  (sterrslsk. 

Den  SchlOssel  zur  LOsung  der  diplomatischen  Schwierig- 
keiten hielt,  wie  schon  erwäSnt,  Österreich  -  Ungarn  in  der 
Hand^  Bereits  am  22.  Januar  1872  hatte  der  Minister  Graf 
de  R^musat  eine  mündliche  Besprechung  mit  dem  BevoU- 

mHclitigten  Österreichs  in  Versailles,  Hogos.  Am  31.  Januar 
übermittelte  der  französische  Botschafter  in  Wien,  Marquis 
dt'  B  a  n  n  e  V  i  1  ,  eine  Note  an  den  Minister  des  Aufseren  im 
\\  iener  KabineLL,  Grafen  A  ndrassy,  im  Sinnejener  Besprechung, 
welche  Hogos  seiuerseits  auch  der  Regierung  mitgeteilt  hatte. 
In  dieser  Mitteilung ^  heifst  es:  ^Herr  de  R^musat  denkt,  dafs 
die  den  beiden  FUggen  hinsichtlich  der  Schiffahrtsabgaben 
bewilligte  reciproke  Gleichstellung  der  französischen  Handels* 
flotte  und  allen  beteiligten  Industriebranchen  einen  fühlbaren 
Schaden  verursacht  hat,  weil  das  Principe  welches  die  Grund* 
läge  des  franko -österreichischen  Vertrags  bildet,  anderen 
s'-'-fahrenden  Xntioiipn  zu  giit*^  kommt,  flie  infole^e  dieser 
K  onvention  die  Behandlung  der  meistbegünstigten  ^Staaten 
genieföcn/ 

Der  Graf  iianneville  betonte  in  seiner  Note  vor  allem  die 
Budgetschwierigkeiten  und  bat  deingemäfs  um  die  Abschaffung 
sweier  Vertragsbestimmnngen :  1.  der  GlMchstellung  der 
Flaggen  fOr  die  indirekte  Schiffahrt;  nnd  2.  der  Zulassung 
Österreichischer  Schifisbauten  mittelst  einfachen  Bilanszolls  von 
2  Fr.  auf  die  Tonne. 

Diese  Forderungen  bedeuteten  für  Österreich  durchaus 
keine  principielle  Frage.  Sie  waren  nur  als  Folire  des  fran- 
zösischen rjpsf^tzf^s  vom  Mai  1866  in  den  Schiflalutsvi  rtrag 
hineinf^^ekoninien.  Usterreich  verkaufte  nur  sehr  wuiiiu  Si  liifJe, 
lind  .seine  Flagge  recluiete  kaum  unter  der  indirekten  ."^chitf- 
tabrt  zwischen  Frankreich  und  dem  Ausland.  Aber  es  schienen 
doch  Bedenken  vorzuliegen. 

Als  nach  swei  Monaten  noch  keine  Antwort  eingelaufen 
war,  sandte  deshalb  Banneyille  an  Andrassy  eine  swette  Note 

'  Am^,  op.  cit.  II  cap.  XVIU. 
'  Aiii^,  op.  clt  II  S.  316. 
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am  2L  März  1872  mit  dem  Angebot  seiner  Regierung,  die 
Osterreichische  Flotte  für  das  Mittellttndische  Meer  der  fran- 
sÖsischen  gleichgestellt  zu  lassen. 

Österreich  hätte  sehr  gut  darauf  eingehen  können,  weil 
seine  Handelsflotte  im  Verkehr  mit  Frankreich  doch  nur  für 
das  Mittelländische  Meer  in  Krage  kommt,  während  die  groHsen 
Konkurrenznationen,  zumal  England  und  das  Deutsche  Reich, 
die  Häfeif  des  AtiaDtiBclien  Oeeans  benutzen.  Aber  Andraes^ 
venreigerte  am  28.  März  die  Annahme  des  VorBchlags,  weil 
derselbe  gegen  das  Princip  verstofse.  Der  wahre  Grund  der 
Ablehnung  lag  indessen  in  der  Abhängigkeit  der  Wiener  Po- 
litik von  dem  Berliner  Ministerium  des  Äufseren.  Man  ent- 
sinnt sich,  dafs  Bismarck  im  Frankfurter  Frieden  Frankreich 
die  Möglichkeit  zugestanden  hatte,  von  den  deutscheu  Schiffen 
Flaggen-  und  Tonnengeblihren  zu  erheben.  Aber  die  wirkliche 
Ausfuhrung  dieser  Bestimmung  hatte  er  doeh  durch  die  Meist- 
begünstigungsklausel zu  verhindern  gewufst.  Den  Beweis  dafür, 
dafs  Bismarck  auch  jetet  mit  all'  eeinem  Elnflufe  bemüht  war, 
die  französischen  Forderungen  su  hintertreiben,  und  daTs  er 
▼ou  Anfang  an  genau  in  den  diplomatischen  Verkehr  Frank- 
reichs mit  Österreich  eingeweiht  war,  findet  man  in  einem 
Briefe,  welchen  der  Reichskanzler  am  26.  April  1872  an  den 
Vertreter  Preufscns  in  Wien,  den  General  von  Schweinitz,  als 
Antwort  auf  eine  Note  Andrassy*  ,ßr(»schickt  hat.  Dieser  Brief, 
den  die  Kreuzzeitung  vom  28.  September  1872  aus  dem  öster- 
reichischen Rütbuch  von  1872  (Nr.  6)  zum  Abdruck  brachte, 
legt  in  erschöpfender  Weise  die  Beweggnuide  zu  dem  öster- 
reichischen Vorgehen  dar  und  wirft  aufserdem  ein  bedeutsames 
Schleicht  auf  die  fruizOsische  Handelspolitik  Uberhaunt  loh 
will  ihn  deshalb  an  dieser  Stelle  unverkttrzt  sum  Andruck 
bringen.  £r  lautet^: 

^Der  Herr  Oraf  Kärolyi  hat  mir  die  nebst  Anlagen  zu 

vertraulicher  Kenntnisnahme  abschriftlich  beigefügte  Depesche 
des  Herrn  Graien  Andrassy  vom  26.  v.  M.  mitgeteilt,  welche 
sich  auf  die  handelspolitischen  Verhältnisse  zwischen  Österreich 
und  Frankreich  beziVlit.  Es  ergiebt  sicli  des  nnhercn  flaraiis, 
wie  von  Frankreich  eme  Modifikation  des  Art.  6  des  n?5ier- 
reichisch-französiöchen  Schitia In  t> Vertrages  vom  11.  Dezember 
löoö  und  des  Tarites  A  zum  österreichisch -französischen 
Handelsvertrage  von  demselben  Tage  beantragt»  dieser  Anirag 
aber  von  Osterreich  abgelehnt  worden  ist.  Der  Herr  Grä 
AndrassT  hebt  zugleich  hervor,  dafs  Österreich  bei  Ablehnung 
jener  Modifikationen,  durch  welche  seine  industriellen  und 
Schiffahrtsinteressen^  namentlich  nach  dem  Verzicht  Frankreiche 


'  Die  Angabe  dieses  Briefes  verdanke  iv\\  H.  rrn  Prof  Dr  Horst 
Kohl .  dorn  ich  für  seine  liebenswärdige  Auskunft  an  dieser  Stelle 
meinen  herzlichen  Dank  .^^age. 
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auf  die  Wiedereinführung  des  Flaggenzus*  hln^s  in  de?i  Hafen 
des  Mittolmeers ,  unmittelbar  nicht  in  hohem  Grade  berührt 
wurd'  H,  >ich  wesentlich  durch  allgemeine  Gebichtapunkte  und 
iii^beaondere  durch  die  Rücksicht  auf  Deutschland  habe  leiten 
laiiäen.  Ich  habe  von  diesen  Mitteilungen  mit  dem  lebhaftesten 
Interesse  Kenntnis  genommen.  Österreich  ist  das  einzige  Litndy 
welchem  die  durch  das  französische  Gesetz  vom  12.  Mai  1866 
▼erfbgte,  jetzt  ztuüekgenonmie  Aufhebung  des  Flaggenzuschlags 
vertragsmäfsig  zugesichert  ist.  Alle  Länder,  welche  das  Recht 
haben,  in  Frankreich  die  meistbegünstigte  Behandlung  in  An- 
spruch zu  nehmen  —  und  zu  diesen  Ländern  gehört  Deutsch- 
land —  sind  flnher  f^er  Befreiung  vom  Flaggenzuschlage  für 
die  auf  ihren  bchiÜen  in  französische  Häfen  eingeführten 
Waren  fremden  Ursprungs  so  lange,  aber  auch  nur  so 
lange  sicher,  als  jene  vertragsniäisige  Bestimmung  zwischen 
Österreich  und  Frankreich  fortbesteht.  Das  Interesse  der 
deatsehen  Reederei  and  des  deutschen  Handels  ist  also  bei 
der  Anürechterhaltong  dieser  Vertragsbestimmung  in  hohem 
Grade  beteiligt.  Der  Wert,  welchen  unter  diesen  Umständen 
die  Ton  der  K.  und  K.  österreichisch-ungarischen  Regiemng 
getroffene  Entschliefsung  für  uns  hat,  wird  indessen  noch 
durch  f^ine  allgemeine  Erwägung  in  hohem  Grade  gestPiprert. 
Nachdem  b  rankr^'ieh  sich  im  Laufe  des  verflossenen  Deeenniums 
das  unleugbare  Veidi -ii^t  erworben  hatte,  durch  ein  System 
von  Handelsverträgen,  welche  mit  gegenseitigen  Tarifermäfsi- 
guugen  die  gegenseitige  Zusicherung  der  Rechte  der  raeist- 
b^ünstigten  Kation  verbanden,  den  handelspolitischen  Be- 
siehungen der  europäischen  Staaten  eine  neue  und  gesunde 
Grundlage  su  geben,  dem  Verkehre  der  Völker  neue  Bahnen 
SU  er5£Fnen  und  ihrem  friedlichen  Wettkampfe  erweiterten 
Spielraum  su  sichern,  ist  dort  gegenwärtig  eine  rückläufige 
Strömung  zur  Geltung  gelangt,  welche  den  erreichten  Fort- 
schritt, soweit  FrankrfM('}i  dabei  beteiligt  ist,  wieder  in  Frage 
zu  stellen  droht.  \\  enn  auch  zu  hoffen  ist,  dafs  die  (Gegen- 
strömung, welche  durch  die  aus  1  r  Erleichterung  des  Verkehres 
erwachsenen  Interessen  getragen  wird,  mit  der  Zeit  wieder 
Kraft  gewinnen  und  der  rückläufigen  Tendenz  die  Wage  halten 
werd^  so  ist  doch  unverkennbar,  dafs  das  Wlederemporkommen 
einer  freisinnigen  handelspolitischen  Richtung  des  fransösischea 
Staatswesens  wesentltch  erschwert  und  verzögert  werden  würde, 
wenn  es  der  gegenwärtig  herrschenden  Strömung  gelänge, 
Verkehrsschranken,  welche  niedergerissen  sind,  wieder  zu  er- 
richten. Denn  an  die  wieder  errichteten  Verkehr^sehranken 
würden  neu  entstehende  industrielle  Interessen  sich  anlehnen, 
welclie  in  iler  Rückkehr  zu  einer  freisinnigen  Handelspolitik 
eine  Geftlhrdung  ihrer  Existenz  erblicken  und  dadurch  dem 
Widerstände  gegen  dieselbe  neue  Kräfte  zuführen  würden. 
£^  ist  daher  ein  gemeinschaftliches  Interesse  aller  europäischen 
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Staaten,  dafs  die  in  rler  früheren  Epoche  von  Frankreich  ^e- 
schlossenpn  Handelsverträge  so  hinge  ihre  Kr.itt  bewUhren,  bii> 
der  öüentliche  (ieist  Frankreichs  die  aui^'^enlilicklich  dem 
St-hutzzollsystem  günstige  Stininuing  in  sich  üijerwunden  hat. 
Von  allen  iiandeUvertragea  Frankreichs  hat  der  ööterreichisch- 
franstfsische  noch  die  längste  Geltungsdauer  Tor  sich)  da  er 
erst  mit  dem  Jahre  1876  abläuft.  Er  bereift  durch  die  Be* 
Stimmung  im  zweiten  Absätze  seines  Art,  2  den  gesamten 
französischen  Konventionstarif  in  sich  und  sichert  somit  für 
seine  Dauer  den  Erzeugnissen  aller  Nationen,  welchen  in 
Frankreich  die  Rechte  der  Meistbegünstigung  vertragsmäfsig 
zugesichert  sind,  die  Zulassung  zur  Einfuhr  in  Frankreich 
nach  dem  Konventionstarifc.  ThatsUchlicli  sichert  er  das  gleiche 
den  Erzeugnissen  derjenigen  Länder,  vvclcheu  Frankreich  die 
Handelsvertrage  gekündigt  hat,  da  es  sich  diesen  gegenüber 
wohl  kaum  eher  zu  Tariferhöhungen  cutschlicfsea  dürfte,  als 
nachdem  es  su  deren  allgemeiner  EinAihrang  freie  Hand  ge- 
wonnen hat.  Österreich  hat  also  die  Möglichkeit  und  damit 
den  Beruf,  Frankreich  noch  auf  eine  Reihe  von  Jahren  vom 
protektionistischen  Rückschritt  zurückzuhalten  und  dadurch 
nicht  nur  den  auf  dem  freisinnigen  Konventionstarife  er^-ach- 
senen  Verkehrsbeziehungen  auf  längere  Z^nt  den  Fortbestm  I 
und  die  Möglichkeit  der  Fortentwicklung  zu  gewähren,  sondern 
auch  hoffentlich  Europa  vor  jedem  ernsten  Rückschritte  auf 
diesem  Gebiete  zu  behüten.  Es  ist  als  ein  Glück  für  die 
handelspolitische  Entwicklung  in  Europa  zu  erachten,  dafs  die 
Regierung  des  Staates,  welchem  die  gegenwärtige  Situation 
den  entscheidenden  Einflufs  auf  die  handäspolitische  Entwick* 
lung  in  Europa  in  die  Hand  legt,  die  Aufgabe,  welehe  diese 
Lage  ihm  stellt,  mit  klaren  Blicken  erkennt  und  zu  lösen 
bereit  ist.  Ich  lege  Wert  darauf,  dafs  Euere  Ezcellenz  die 
K.  und  K.  österreichisch-ungarische  Regierung  eingehend  von 
dem  Eindrucke  unterrichten,  den  die  Mitteilungen  des  Herrn 
Grafen  Kärolyi  auf  mich  gemaclit  haben.  Falls  es  gewünscht 
wird,  sind  Sie  ermächtigt,  ihr  gegenwärtigen  Erlafs  abschrift- 
lich mitzuteilen.''  Gez.  v.  Bismarck. 

Frankreich  hatte  also  in  den  Verhandlungen  mit  Öster- 
reich eine  diplomatische  Niederlage  erlitten.  Der  we8entli<  li-te 
Teil  des  Gesetses  vom  30.  Januar  konnte  nicht  ausgeführt 
werden,  und  nur  die  Erhebung  gewisser  Enti*epotzuschläge 
von  Kichtvertragsstaatcn  und  die  ursprünglich  von  der  Re- 
gierung allein  ge])ianten,  auch  die  französische  Marine  be- 
lastenden C^uaiabgaben  halfen  in  ungenügender  Weise  einige 
Lücken  des  Budgets  auszufüllen. 

Die  Depesche  Bismarcks  spricht  ganz  allgemein  von  einem 
Erstarken  der  schutzzölluerischen  Bevvegung,  nicht  nur  in 
Bezug  auf  die  SchifFahrtspolitik.  Denn  als  der  grofse  deutsche 
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Staatsmann  sich  su  dieser  Kimdgebang  seiner  damaligen  öko- 
nomischen Ansciiaiiangen  veranlafst  sah,  war  in  Frankreich 
bereits  ein  Tveiterer  wirtschafts-  und  finanzpolitischer  Kampf 

zum  Teil  .nisgetbchten  worden ,  der  das  Vorhandensein  einer 
profsen  ^Ichrheit  von  Anhänfr^^rn  des  ScIiutzzoUsystems  in  der 
Kammer  otienbarte,  wenn  sich  diese  Mehrlieit  auch  nicht  sofort 
der  im  Princip  auf  gleichem  Boden  stehenden  Thiers'schen 
Politik  anschlofä. 

UL  Kapitel. 

Die  RohstoffizollTorlage  bis  zur  Begierongskrisis  am 

20.  Januar  ISIZ. 

1.  Anzeichen  des  Widerstandes. 

Ich  trete  damit  in  eine  Schilderung  dtr  parlamentarischen 
Debatten  über  den  hcifs  umstrittenen  dritten  und  wichtigsten 
Teil  der  BogierangsvorschUlge  ein;  ich  komme  an  der  ge- 

flanien  Veraollung  der  Rohstoffe  fär  die  Textilien  und  andere 
Fabrikate,  kurzweg  matiöres  premt^es  nnd  matieres  brates 
l^enannt.  Für  Thiers  nnd  Fouyer-Quertier  war  die  Frage  von 
entscheidender  Bedentaiigy  da  ihnen  diese  Steuer  zusammen 
mit  den  kompensatorischen  Zöllen  für  die  aus  den  betreffenden 
Rohstofien  hergestellten  Fabrikate  allein  eine  Summe  von 
180  Mill.  Fr.  jährlich  bringen  sollte.  Oeshalb  liefst  ii  sie  l^ein 
Mittel  unversucht,  um  ihr  Werk  erfolgreich  zu  maclien.  Thiers, 
der  Präsident  der  Kepublik  wohnte  persönlich  den  langwierigen 
Debatten  bei  und  griff  mehrere  Male  in  die  Diskussion  ein. 
£r  liefe  steh  sogar  des  öfteren  in  der  Hitae  des  Gefechts  gegen- 
über Rednern  der  Opposition  zu  Zwischenrufen  hinreifsen,  wobei 
ihn  nur  seine  Stellung  als  Oberhaupt  des  Staates  und  seine 
allgemeine  Beliebtheit  vor  leisen  Mahnungen  des  Kammer- 
präsidenten bewahrten. 

Aber  es  galt  auch,  eine  starke  und  mit  streng  sachlichen 
Gründen  hervortretende  Gegnerschaft  zu  überzeugen.  Wurden 
doch  bereits  im  beratenden  Ausschufs  für  Künste  und  Ge\\  erbe 
(comit^  consultatif  des  arts  et  nianufactures;  Geworbekammer), 
dem  der  Tarif  der  liegieruug  zur  Umarbeitung  der  Wertzölle 
in  apedfiaohe  fGewieht»-,  Stück-,  Maisaölle)  vorgelegen  hatte, 
£inwllrfe  Ton  Männern  erhoben,  die  politisch  und  wirtschafltlich 
bisher  zu  den  Anhängern  von  Thiers  gerechnet  hatten,  von 
Führern  der  industriellen  Gruppen,  die  früher  Seite  an  Seite 
mit  ihm  die  kaiserliche  Handelspolitik  bekämpft  hatten. 

Auch  sonst  zeigten  sich  Anzelclien  eines  heftigen  Wider- 
h'tnndes.  Der  Abprnordneto  Bonnet  (rechtesCentrum)  beantragte, 
allerdings  vergeliUcL,  vor  der  Beratung  erst  wieder  die  schon 
1870  besclilossene ,  durch  den  Krieg  unterbrochene  Enquete 
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über  die  allgemeine  Wirtschaftslage  vor/rniehmen.  Rouveure 
(Gruppe  Feray)  wollte  die  Belastung  der  Kohstofie  durch  eine 
Salz-  uud  eine  Einkommensteuer  ersetzt  wissen :  „Die  KohstoÜe 
belasten,  hielse  die  Henne  auf  den  goldenen  Eiern  töten**. 

4 

2*  Kommissionsbericht. 

Am  31.  August  1871  legte  der  Abgeordnete  Casimir- 
Pörier  seinen  Bericht  ttber  das  Budget  and  zugleich  Uber  die 
aus  den  matteres  premi^res  zu  erzielenden  Einnahmen  vor. 

Die  Kommission  hatte  mit  rlom  "RppVningspro]Vkt  tiefgreifende 
Änderungen  vorgenommen.  Statt  der  ibUMill.  Fr.,  welche  Pouyer- 
Querticr  aus  den  W<  rtz("lien  von  20°/o  auf  die  Textilrohstnffe 
Hnd  5  oder  10^  o  aut  andere  Rohstoffe,  beides  in  Verbindung 
mit  Zollrückvergütungen  für  die  W  iedeiausiulir  von  Fabrikaten, 
erwartet  hatte,  bescnlofs  die  Kommission  mit  16  gegen  10 
Stimmen  nur  50 — 60  MtU.  Fr,  zu  bewilligen,  die  unter  Ver- 
werfung jeder  Art  Ton  Zollrttdcgaben  aus  einer  Versollunff 
von  8%  von  allen  Importen,  aufser  Cerealien,  Kohlen  und 
den  schon  durch  das  Gesetz  vom  8.  Juli  besteuerten  Kolonial* 
waren  erhalten  werden  sollten. 

Das  Finnahmedeficit  suchte  die  Budgetkommission  durch 
andere  kSteuerprojekte,  deren  wichtigstes  eine  Einkommensteuer 
von  80  Mill.  Fr  war,  auszugleichen. 

Die  Melirheit  bekämpfte  vor  allem  die  RückzüUo  idraw- 
backs),  bei  denen  erfahrungsgemäfs  die  schlimmsten  Milsbräuche 
vorgekommen  waren,  Auen  die  statt  dessen  am  8.  August 
vom  Finanzministor  angeregte  admiasion  temporaire,  die  zeit* 
weilige  freie  Zulassung  von  Rohstoffen  zur  Veredelung  und 
Wiederausfuhr,  wurde  abgelehnt,  zumal  für  Seide.  Denn 
zahlreiche  Industrielle,  welche  die  Kommission  vernommen 
hatte,  h?itten  ihr  die  Auskunft  gegeben,  dafs  man  bei  dem 
Export  von  Seidenzeugen  unmöglich  unterscheiden  könne, 
wieviel  von  anderen  Textilien  oder  ^ar  Farbstoffen  in  das 
Gewebe  eingetreten  wäre.  Der  KohstoÖ  könne  sogar  bis  zu 
300^/0  mit  l  arbc  belastet  sein. 

Die  Regierung  hatte  deshalb  für  Seide  den  20  ^/o  •Wertsoll 
mit  drawback  aufgegeben  und  stott  dessen  einen  solchen  von 
2^/o  ohne  Rttckzoll  beantragt 

Aber  die  Kommission  (  rkl:h  te  sich  damit  erst  recht  nicht 
einverstanden,  weil  auf  diese  Weise  die  breiten  Massen  durch 
Verteuerung  der  anderen  Textilien  gegenüber  den  reichen, 
Seide  konsumierenden  Klassen  empfindlich  geschädigt  würden. 

Auch  die  Fra^uie  der  Handelsverträge  wurde  besprochen 
und  erwähnt,  dals  bich  England  kaum  geneigt  zeigen  würdo, 
einen  Handelsvertrag,  welcher  1860  nur  durch  einen  Staats- 
streich Napoleons  möglich  war,  aufzugeben.  Indessen  hatte 
man  in  dieser  Hinsicht  Vertrauen  zu  der  Regierung,  zumal 
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diese  erklärte,  dafs  sie  in  keinem  Falle  an  die  Wiedererriok- 
tang  des  Hochschutzzollsystems  denke. 

„Aber  es  ist  doch**,  so  schliefst  der  Bericht  Casimir- 
Periers,  „ein  ^larsch  einzuschlagen,  welcher  sieli  Frankreich 
natttrg<*mMfs  bietet,  und  der  ihm  erlaubt,  seine  Freiheit  wieder 
zu  gewiuiien.  ohne  die  den  Mächten  schuldige  RUcksiclit  zu 
verletzen ,  mit  denen  man  in  seinem  Namen  Verträge  abge- 
schlosäen  hat.  Dieser  Marsch  besteht  darin,  einen  Geueraltani 
▼onrabereiten  nkht  naek  den  abstrakten  Angaben  dieses 
oder  jenes  Okonomiscken  Systems,  sondern  nack  den  Tbat- 
sacben  —  nnd  sodann,  die  Kündigung  der  diplomatischen 

Konventionen  zu  rerlangen  Unsere  gebieterischen 

Bedürfnisse  sprechen  zu  laut,  als  dafs  wir  einen  Zweifel  Uber 
den  Erfolg  unserer  Diplomatie  haben  könnten.**  — 

Das  Jahr  1871  ging  vorüber,  ohne  dafs  es  zu  einer 
Generaldebatte  kam.  Casimir- Parier,  an  dessen  Stelle  L^once 
de  LavfTgne  (rechtes  Centrura,  Orlean ist )  und  rle  Tjasteyrio 
(linkes  Centrum)  traten,  war  mittlerweile  Minister  des  Inneren 
geworden,  sodafs  sonderbarerweise  der  Hauptgegner  der  Re- 
gierung in  einer  der  wichtigsten  Fragen  dieser  selbst  angehörte. 
Aber  Thiers  and  Ponyer-Quertier  hielten  trotzdem  ibr  Projekt 
aufrecht,  nur  dafs  sie  an  Stelle  der  Wertzölle  der  Kammer 
nunmehr  einen  specifiscken  Tarif  vorlegten. 

Die  darin  berechneten  Abgaben  erhoben  sich  nur  ausnahms- 
weise bis  au  20  ^/o,  die  meisten  blieben  in  der  Höhe  von  12 
bis  15"'o;  der  Jutezoll  betrug  nur  6"'ü.  Die  Einnahmen 
waren  nicht  mehr  auf  180,  sondern  nur  noch  auf  155  Milk  Fr. 
festgesetzt. 


Am  10.  Januar  1872  begann  die  aufserordentlich  gründ- 
liche  und  umfangreiche,   daher  noch  lange  hin  berüchtigte 


Abgeordneten  Tirard  (repuülik.  Linke),  welcher  die  vorge- 
schlagene iSteuer  die  unheilvollste  von  allen  je  erörteiten 
nannte,  da  sie  1)  für  den  .Staat  nur  eine  ganz  ungewisse 
Liüuahmequelle  wäre,  während  dieser  eine  bestimmte  Summe 
brauchte;  d«  sie  2)  von  der  Bewilligung  fremder  Machte  ab- 
binde ;  und  da  sie  S)  dem  auswärtigen  Handel  einen  tOtlichen 
Schlag  versetste.  Tirard  beklagte  die  bereits  beschlossene 
Verwerfung  der  Einkommensteuer,  welche  nur  die  Gewinne 

Setroffen  haben  wttrde.  Die  Belastung  der  Rohstoffe  würde 
ie  Arbeit  treffen. 

Analogieen  anderer  Lifndor  hätten  für  Frankreich  nicht 
die  geringste  Beweiskraft.  Amerika  könne  soine  Kinl'uhr  von 
Bohstoffen  ruhig  mit  Abgaben  belegen,  weii  dort  unter  dem 


8.  Generaldiskussion. 

ai  Uegiernogs-  und  Komnushionsprojekt. 


Gencraldiskussion  mit  der 


ositionsrede  des  frcihändl^'risclit'n 
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•Staatsschutz  die  Entwicklung  einer  eigenen  Industrie  für  den 
inneren  Markt  in  der  Bildung  Ivegriffen  wäre.  Frankreich 
iiiiigegen  habe  für  seine  Fabrikate  die  Ausfuhr  absolut  nötig. 
Der  Redner  wandte  sich  schari  geg:en  die  Auffassung  Casimir- 
P^riers,  dafs  em  geringer  Zoll  die  Ausfuhr  nicht  »chädigcu 
wUrde.  Nach  dem  Zeugnis  fast  aller  Handelskammeni  und 
Industriellen  madie  der  AusfuJirhandel  nur  sehr  bescheidene 
Verdienste,  deren  Menge  erst  Gewinn  bringe.  Eine  geringe 
Verteuerung  der  Rohstoffe  wtirde  also  die  Fabrikanten  su  dem 
gefährlichen  Mittel  zwingen,  die  Löhne  herabzusetzen,  um  den 
Markt  zu  behaupten.  Die  Preise  zu  erhöhen,  wäre  unmöglich. 
Df^nn  die  Auffassung  der  industriellen  Chauvinisten ,  dafs 
Frankreich  in  vielen  Produkten  dem  Ausland  so  überleir'^n 
sei,  dafs  es  auch  bei  höheren  Preisen  noch  Absatz  finde,  s  i 
eine  thörichte  Redensart.  Dabei  gab  Tirard  zu:  „Ja,  Frank- 
reich ist  trotz  seines  Unglücks  ein  grofses  und  edles  Land,  welches 
wunderbare  HiU^ueUen  besitzt  und  in  nichts  den  anderen 
Nationen  hinsichthch  der  Intelligenz,  des  Wissens  und  der 
Fähigkeit  zur  Arbeit  nachsteht".  Er  erkannte  sogar  an,  „dals 
seine  Fabrikate  eine  wirkliche  Überlegenheit  über  die  fremden 
Erzeugnisse  durch  ihre  Eleganz,  ihren  Geschmack  und  ihre 
unaufhörlich  wechselnde  Neuheit"  haben.  Aber  der  Export 
dieser  Waren  beOinde  sich  grofsenteils  in  den  Händen  von 
Ausländern,  weil  der  Franzose  es  verschmähe,  die  fremden 
Sprachen  zu  lernen,  zu  reisen,  und  die  grofsen  wirtschaftlichen 
Fragen  zu  studieren.  Ferner  würde  die  Konkurrenz  immer 
stärker,  wie  die  Seideniiuiustrie  Deutschlands  und  der  Schweiz 
beweise,  die  z.  B.  für  Schirme  bereits  bessere  und  billigere 
Stoffe  zu  liefern  imstande  sei. 

Auch  die  Behauptung,  dafs  das  Ausland,  um  nicht  den 
französischen  Absatz  einzubttfsen,  die  Zölle  bezahlen  würde, 
träfe  nicht  zu.  So  wäre  die  australische  Wolle  gar  nicht  raelir 
auf  Frankreich  angewiesen  ,  sondern  begegne  bereits  auf  an- 
deren Märkten  einer  starken  Nachfrage,  besonders  Amerikas. 
Infolgedessen  seien  auch  die  Wollpreise  in  London  schon  um 
30—35^  0  gestiegen. 

Die  gewichtigsten  Bedenken  hatte  Tirard  gegen  das  Rttek* 
Zollsystem.  Vor  dem  Jahre  1860,  als  das  drawback  noch 
existierte,  hätte  der  Wollsoll  aus  diesem  Grunde  nur  ganz 

feriiign  Einnahmen  gebracht.  Einmal  hätte  man  sogar  an 
tttckzölien  1,8  Mill.  Fr.  mehr  erstattet,  als  eingenommen. 
Durch  die  genauen,  zeitraubenden  Prüfungen  der  Zollämter 
würde  aufserdei^i  *^ine  d^r  Orundbpdingungen  des  Handels, 
die  8clinelb'gkeit  der  Lieferung,  unterbunden.  Die  zeitweilige 
Zulassung  statt  des  RtickzoUs  verwarf  Tirard  «leshalb,  weil  sie 
nur  im  Interesse  der  Grofsindustrie  läge,  während  die  Klein- 
industrie, z.  B.  die  umfangreiche  Fabrikation  der  articlcö  de 
Paris,  einen  selbständigen  Import  von  grofsen  Rohstoffinengen 
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and  wieder  den  Fabrikexport  UDmogiich  in  die  Hand  nehmen 
könnte. 

Der  Vorsdüag  der  Kommission  mit  den  anscheinend  ge- 
ringeren Zollen  ohne  Rflckerstattung  sei  ja  ein&Gher,  aber 
noä  gefilhrlicher,  da  er  nicht  nur  den  Anuenhande],  sondern 
auch  den  Innenhandel  schädigen  würde. 

Der  Henog  Decases  (rechtes  Oentrum)  widersprach  dieser 
Behauptung  und  suchte  die  Kammer  ftlr  den  Kommissions- 
rorschlag  zu  erwärmen.  Er  that  dies  aber  in  so  eigentüm- 
licher Weise,  dafs  man  nach  seiner  Rede  zweifelhaft  seiu 
konnte,  ob  er  ein  Anhänger  dieses  Vorschlags  war  oder  nicht. 
Er  wies  nämlich  zuerst  aus  dem  \\'ortlaut  der  Handelsverträge 
nach,  dafs  jede  Verzollung  von  Rohstoffen  Uberhaupt  aus- 
gescluoaBen  wftre.  Dann  ätisierte  er  die  Regierungsvorlage 
und  empfahl  som  Schlufs  ein  Zurflckkomnien  anf  die  Sala» 
•tener,  anf  Znschlfige  sur  Grandsteuer,  auf  eine  Gewerbe-  und 
Umsatzsteiier  (Antng  Feray).  „Alles  dieSj'*  so  schlofs  er,  „ist 
▼omuieken,  und  swar  bei  weitem,  nicht  nur  dem  Projekt  der 
Reffienini™" .  sondern  sogar  dem  Projekt  der  Kommission^  das 
ich  nur  unter  diesem  Vorbehalt  vcrti  idiirt  liabe."  — 

Das  Koramisöionsprojekt  fiel  damit  unter  den  Tisch.  Es 
wurde  freilich  noch  hie  und  da  in  der  Debatte  erwiUint  und 
von  zwei  Rednern,  Deseilligny  und  Montgoltier,  sowie  vom 
Regierungstische  aus,  bekämnft,  fand  aber  nur  geringe  Be- 
achtung und  wurde  schliefslich  gar  nicht  zur  Abstimmung  ge- 
bracht  Die  Kommission  zog  ihre  Antrttge  surtick. 

ft)  Einleitung. 

T^m  so  gründlicher  aber  ging  die  Opposition  gegen  den 
Regierungsontwurf  vor.  Die  Erörterung  über  denselben  er- 
folgte jedoch  in  so  umfassender  Weise,  und  die  eiiizelnon 
Redner  —  es  kamen  mehr  als  20  zum  Wort  —  zogen  so  viele 
Dinge  in  die  Diskussion  hinein  oder  wiederholten  sich  ganz 
ausfohriicb,  daia  es  bei  einer  Sehilderun^  dieses  narlamentari* 
sehen  Ejimpfes  unmöglich  ist,  die  zeitliche  Reihenfolge  der 
Redner  an  wahren  und  genauere  Auszüge  aus  ihren  Reden  zu 
geben.  Es  ist  ftir  die  Klarheit  der  Darstellung  notwendig, 
die  einzelnen  gröfseren  Oedankenreihen,  die  wieder  und  wieder 
angeknüpft,  weiter  geiührt  oder  widerlegt , wurden,  gesondert 
zu  betnicliten. 

Den  Hauptraum  in  der  Diskussion  nahm  die  Untersuchung 
über  die  zu  erwartende  Wirkung  der  neuen  Zölle  auf  die 
franz(}sische  Volkswirtschaft  ein.  Industrie  und  Aufsenhandel 
aehienen  bedroht;  die  Landwirtschaft  versprach  sich  dagegen 
groCse  Hoffnungen  von  dem  Gesetz« 

Die  fisktdische  Seite  der  Frage,  um  die  es  sich  doch  bei 
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der  Vorlage  in  erster  Linie  gehandelt  hatte,  trat  demgegenüV»er 
etwas  in  den  Hintergrund.  Die  meisten  Gegner  der  Regierung 
waren  von  der  Ablämung  der  Vorlage  ttbenseagt,  ao  oafe  aie 
lieber  andere  Steuervorscnläge,  die  auf  allen  Seiten  in  Hülle 
und  Falle  auftauchten,  auf  ihre  finanziellen  Ergebntsae  hin 
prüften.  Thiers  nnd  Pouyer-Quertier  verteidigten  dagegen  ihr 
Zollprojekt  und  sain^n  ^ich  gezwungen,  ein  oingehendea  Bild 
von  der  gesamten  Finanzlage  des  St^iates  zu  i::eHea. 

So  wuchs  sich  die  1  Chatte  einerseits  zu  einer  Erörterung 
über  die  ganze  \\  irtöchattspolitik  Frankreichs,  andererseits 
über  seine  Finanzpolitik  aus.  Schliefslich  wurde  aucli  die 
Völkerrechtliche  Seite  der  Vorlage  besprochen  und  auletst  zum 
Hauptgegensiand  der  oppositionellen  Kritik  gemacht 

Ich  werde  demgemäfs  meiner  Schilderung  der  parlamen- 
tariachen  Arbeit  diese  drei  grossen  Gesichtspunkte  zu  Grunde 
legen  und  zu  zeigen  versuchen ,  in  welcher  Weise  die  öko- 
nomische, die  fiskalische  und  die  vertragspolitische 
Seite  der  Frage  sich  in  den  Keden  der  verschiedenen  Ab- 
geordneten widerspiegelte.  — 

ß)  Volkswirtschaftliche  Seite. 
1.  Interesse  von  Handel  und  Industrie. 

Der  Herzog  Decazes  betonte  in  seiner  Rede  vornehmlich 
die  Notwendigkeit  der  Erhaltung  des  französischen  Aufsen- 
handels:  „Der  Export  ist  unsere  Rettung,  ist  unsere  Hoffnung, 
ist  das  einzige  Mittel,  welches  uns  bleibt,  um  uns  im  Ausland 
zahlungsftlhige  Schuldner  zu  schaifen  und  um  unserer  Finanz- 
lage ein  wenig  Elasticität  und  Biegbamkcit  zu  geben.  Wir 
müssen  ihn  also  schonen ,  selbst  auf  Kosten  grofser  Opfer  im 
Innern.**  Die  innere  Konsumtion  könne  unmöglich  gesteigert 
werden.  Daher  wäre  die  Fortentwicklung  der  Industrie  nur 
durch  einen  stetig  steigenden  Ausfuhrhandel  8U  erlangen. 
Rohstoffzölle  aber  würden  diese  Entwicklung  untergraben, 
wobei  der  T?iickzoll  in  keiner  Weise  i^f'niifrpiideTi  Schutz  Itieteu 
würde.  Jedenfalls  stände  sofort  ein  Rückgang  des  \'('r])rauc}i«i, 
zumal  von  Wollen-  und  Bautnwollwaren,  im  Inlande  und  damit 
eine  Schädigung  der  einheimischen  Ifidustrie  bevor.  Am 
schlimmsten  würae  der  Konsument  getroffen,  der  Arbeiter,  zu 
dessen  Kleidung  bedeutend  mehr  Rohstoffe  nötig  wttren,  als 
SU  der  des  reichen  Mannes. 

In  ähnlichem  Sinne  äufserte  sich  der  Kohlen-  und  Eisen- 
industrielle Deseilligny  (rechtes  Centrum),  aber  unter  einem 
weiteren  Gesichtspunkte.  Er  verglich  den  Stand  der  fran- 
zösischen Volkswirtschaft  mit  dem  früherer  Zeiten  und  andrrer 
Liinder.  Den  Rückgang?  der  französischen  Ausfuhr  führte  er 
auf  die  veränderte  Welthandelslage  zurück.  Frankreich  hMtte 
den  amerikanischen  Markt  durch  die  Entwicklung  der  dortigen 
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Iiiduätrie  verloren.  Eb  kolonisiere  auiserdein  zu  wenig  und 
könne  deshalb  neue  Absatzmärkte  kaum  mehr  gewinnen. 
Ehemals  hätte  Frankreich  nur  Lnxnswaren  exportiert,  dagegen 
sieh  in  der  Neuzeit  allerdings  mehr  den  praktischen  Beidttrf- 
nisscn  der  Weltnachfrage  angepafst  So  haoe  es  in  den  letzten 
drei  Jahren  allein  40  ^/o  aller  Brücken  fUr  Rufsland  geliefert. 
Aber  diese  Ausfuhr  sei  noch  jnni]!^.  Man  dürfe  sie  in  keiner 
Weise  aufhalten,  zinnul  da  Krankreichs  Industrie  schon  an 
und  fiir  sich  einen  bchwereren  ötand  als  die  Industrie  der 
anderen  Staaten  habe:  die  Lage  der  Fabriken  im  Innern  des 
Landes  erhöhe  die  Kosten  durch  Verteuerung  der  Fracht. 
Fflr  wichtige  Eneognissey  wie  Kohlen,  Seife,  Chemikalien  und 
öle,  mttiste  Frankreich  auTserdem  grOfsere  Summen  als  das 
Ausland  verwenden.  —  Die  Arbeitslohne  erreichten  freilich 
nicht  die  Höhe  der  englischen.  Dafür  wären  dort  aber  weit 
mehr  und  bessere  Maschinen  zu  finden  und  grofse  Kapitalien 
leichter  zu  orlnnfron.  In  Deutschland  andererseits  kamr»  der 
Arbeiter  mit  viel  billigeren  Arbeitslöhnen  aus,  namentlich  iu 
der  Strumptwarenbranche  Sachsens.  Für  manche  Industrieen, 
wie  die  WoUfabrikation ,  die  Marseiller  Ölindustrie,  die  Farb- 
atoffmdustrie  von  Le  Hayre,  wttrde  selbst  ein  geringer  Zoll 
totbringend  sein.  Die  yorgeschlagenen  Abgaben  konnte  man 
demnach  allerdings  einen  Schutzzoll  nennen,  aber  einen  Sohnta- 
loll  des  Auslands  gegen  Frankreich. 

Die  Begünstigung  der  ausländischen  Industrie  betonte 
auch  der  Benchterstatter  de  Lasteyrie  (linkes  Centrum).  Er 
führte  als  Beispiel  die  Ölindustrie  an,  die  nach  der  Berech- 
nung der  Hatideiskammer  von  Lille  durch  die  Belastung  der 
öliiaUigen  Samen  um  17  teurer  aU  das  Auäiaud  produzieren 
wUrde. 

De  Lasteyrie  bezweifelte  durchaus  den  rein  fiskalischen 
Charakter  des  Qesetsies:  „Das  ist  die  Fiskalität  des  Indianers, 
der  den  Baum  fäUt^  um  die  Fracht  au  pflücken.*'  Die  Folgen 
waren  fUr  ihn  1.  im  inneren  Handel:  Erhöhung  der  Preise, 

RückganjT  des  Konsums,  VerringerunG;  d^^r  Produktion,  Zurück- 
ziehen der  Kaijitalion  ;  2.  im  auswjirtigen  Hrindel:  Verlust  des 
Marktes,  Verlangsam ung  des  Handels  durch  die  zeitraubende 
Kontrolle,  Korruption  durch  das  drawback  und  schliefslich 
Benachteiligung  des  französischen  Konsumenten  gegenüber 
dem  Ausland)  da  das  drawback  die  sonderbare  Wirkung  haben 
würde,  dafs  die  franaOsischen  Fabrikate  im  Ausland  billiger 
als  im  Inland  sein  würden. 

Dieser  Auf&ssnng  von  der  schädlichen  Wirkung  des  Rück- 
zolls  oder  der  admission  temporaire  schlössen  sich  di«-  Depu- 
tierten Uiapjnr.  Ferav  (linkes  Centrum),  Montgoltier  (Rechte), 
AmbroiBC  Joubert  (  recht.  Centrum),  Scheurer-Keatner  fRe})ubl. 
Union),  Dussaussoy  (Bonapartist),  Leurent  (Rechte)  und  andere 
au.    In  der  Hauptsache  bewegte  sich  ihre  Beweisführung  um 
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folgende  Funkte:  Eine  mathematisch  richtige  Wiedergabe  des 
ZoUs  ist  immöglich,  da  die  Abfälle  der  RohstotiEe  bei  der 

Fabrikatausfuhr  doch  im  Lande  bleiben,  also  weniger  wieder 
ausgeführt  wird^  als  in  das  Land  hineinkommt.  Aus  diesen 
AbÄUen  können  noch  eine  Menpfo  Fabrikate  hergestrllt  werden. 
Aufserdem  ist  eine  genaue  PrüfuTi^:^  der  Exportwaren  nach 
ihrem  Gehalt  an  Rohstoffen  unmöglich,  es  müfsten  denn  sämt- 
liche Zollbeamten  ausgebildete  Chemiker  sein.  Die  Erfahrung 
hat  nun  gelehrt,  dafä  zumal  Seideuzeuge  und  andere  Tuche 
mit  einer  Menge  fremder, '  minderwertiger  Stoffs  Termischt 
werden  können.  Der  so  im  Lande  bleibende  Überschuis  von 
Robstoffsn  drtLckt  natürlich  die  Preise  der  heimischen  Fabrikate 
heranter.  Denn,  wie  ein  Vertreter  der  Seidenindostrie  äufserte: 
„Den  Preis  der  Ware  reguliert  allein  das  Gesetz  von  Angebot 
und  Nachfrage".  Die  Einrichtung  der  zeitweiligen  freien  Zu- 
lassung der  Rohstoffe  zur  Veredelung  schien  einzeliicn  Ab- 
geordneten annehmbarer  zu  sein.  Sie  hat  aber  wieder  den 
Nachteil,  dafa  der  btaal,  um  Betrügereien  zu  verhindern,  eine 
genaue  Beaufsichtigung  der  betreffenden  Fabriken,  in  welche 
der  Rohstoff  überfuhrt  wird,  eintreten  lassen  mnis.  Aufserdem 
ist  sowohl  Kückzoll,  wie  zeitweilige  Zulassung  nur  für  die 
Grofsindustrie  lohnend,  während  die  nicht  exportierende  Mittet 
und  KJeinindustrie  mit  dem  teureren  Rohmaterial  arbeiten  mufs. 

D^r  Präsident  der  Republik,  Thi<^rs,  wollte  dicfe  Beweis- 
filhrung  nicht  ^^elten  lassen.  Ftir  ihn  wirkten  die  linckzölle 
als  eine  Art  Auöiuhrprämic.  „Es  ist  unbestreitbar",  so  wieder- 
holte er  des  öfteren,  „der  Kückzoll  ist  eiue  Ausfuhrprämie." 
Dafs  aber  Zollhinterziehungen  allein,  und  zwar  unter  der  still- 
schweigenden Genehmigung  des  Staates  den  Grotsfiabrikanten 
in  die  Lage  setaten,  billiger  zu  produzieren,  schlug  Thiers 
nicht  so  hoch  an. 

Schon  der  Herzog  Decazes  hatte  die  G^innung  mancher 
Fabrikanten  dahin  gekennzeichnet:  Sie  ^werden  sich  einzig 
und  allein  folgendes  Prolilrm  ^tollen :  ein  Produkt  zu  schaffen, 
welches  unter  angenehmtii  und  dem  Auge  wohlgefälliger  Form 
so  wenig  Rohstoff  wie  möglich  enthUlt  und  trotzdem  beim 
Ausgang  eine  möglichst  beträchtliche  ZoUrückerstattuug  bringt'". 

Der  Vorgang  bm  der  admission  temporaire  trfigt  sich  nach 
Deseilligny  und  anderen  etwa  folgendennarsen  zu:  Bin  Fabri- 
kant, sagen  wir  von  Wollwaren,  läTst  sich  einen  Erlaubnis- 
schein, acquit-li-catttion,  geben,  auf  Grund  dessen  er  in  seine 
nahe  der  örenzc  gelegene  Fabrik  Rohwolle  zollfrei  einführt. 
Diese  Wolle  verarbeitet  er  aber  nicht  zu  Exportartikeln, 
sondern  er  verkauft  den  Erlaubnisschein  an  einen  Fabrikanten 
im  Innern  des  Landes,  der  seine  Roiistoffe,  und  zwar  geringerer 
Qualität,  aus  seiner  ländlichen  Umgebung  bezieht. 

Dieser  Fabrikant  exportiert  dann  seine  Waren.  Der 
Oberschufs,  welchen  die  importierte,  zollfreie,  bessere  Ware 
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aber  die  fidüecbtere,  exportierte  ersielt,  UBd  ferner  die  Er* 
AtMurang  der  doppelten  Transpordcosten  bilden  den  Gewinn, 

den  sich  beide  Fabrikanten  tetlen.  Zu  ihnen  gesellt  sich  meist 
noch  ein  ZwiBchenhändlar,  der  den  Löwenanteil  einstreiche 
ohne  eirio  andere  Anstrengung  zu  haben,  als  den  Schein  su 

verkaufen  ^ 

EtA  ist  selbstverständlich ,  dafs  der  reelle  französische 
Handel  gefjen  diese  Benutzun^j:  von  gesetzlich  zulässigen  Be- 
stiiumuDgen  i^  ruiu  machte  und  sich  gegen  die  KUckzollein- 
richtongen  fSsst  einstimmig  erklSrte. 

Die  Abgeordneten  Deseilligny^  Feray,  Montgolfier  and 
andere  verlasen  zahlreiche  Depeschen  der  Handelskammern 
von  St»  Quentin,  Amiens,  Tourcoing,  Roubaix,  Beauvais, 
Boulogne-sur-Mer,  Lille,  S^dan  und  anderen,  die  sich  sämtlich, 
mit  Ausnahme  der  Hannelsknnimern  der  Normandie,  ge^'en  die 
Kegierung.spolitik  aussprachen.  Die  t34  ohaiiibres  syudicales 
der  Pariser  Industrie  fafsten  folgende  Resolution,  weiche  Feray 
citierte:  ,Die  i^litglieder  der  versammelten  chambres  syndicales 
von  Paris  protestieren  energisch  gegen  die  R^erungsvorlage, 
welche  dann  besteht,  EinrahrsOUe  auf  die  Kohstoffo  zu  er* 
richten  und  auf  das  Sprstem  der  drawbacks  zuriickzukonmien. 
Doch  in  der  Erkenntnis  der  Notwendigkeit,  dem  Staatshaushalt 
neue  Elnnabmequellen  zu  verschaffen,  werden  sie  die  Lasten 
auf  sich  nehmen,  welche  ihnen  von  der  Nationalvcrsamminng 
aiii'erlegt  werden,  unter  jeder  anderen  Form,  als  der  von 
ZöUen«. 

Die  Kaufmannschaft  von  Marseille  schlofs  sich  fast  wört- 
lich diesem  Bes^hlufs  an.  Ahnliche  Aufserungen  aus  Lyon 
und  Salute  £tienne  ftlhrte  Montgolfier  an.  Lyon  flürchtete 
besonders  für  seinen  Seidenmarkt  gegenüber  der  Konkurrenz 

von  Mailand  und  London ;  Sainte  Etienne  fWr  seine  Bandweberei 
gegenüber  Köln,  Elberfeld,  Krefeld  und  Basel.  60000  Arbeiter 
von  Sainte  fttienne  hätten  das  Elend  vor  Augen.  Die  dortige 
Handelskammer  depeschierte  an  Montgolfier:  „ Weisen  Sie  im 
Kamen  des  Handels  von  Sainte  Etienne  mit  Ihrer  ganzen 
Energie  die  Steuer  auf  die  Rohstoffe  zurück!  Seide,  Baum- 
wolle, Wolle  werden  sich  in  einem  freien  Lande  weben  lassen. 
Die  englischen  Händler  haben  den  Deutschen  ihre  Aufträge 
▼ersproohen,  um  dem  fransOsischen  Zoll  su  entgehen.  Seit 
swei  Jahren  hat  sich  die  Zahl  der  Weber  in  Preufsen  ver- 
doppelt. Die  Deutschen  betreiben  die  Konstruktion  neuer 
\Vt  h^ttlhle  mit  unglaublicher  Emsigkeit  Die  Fabriken  in 
Deutschhind,  im  Elsafs,  in  der  Schweiz  ha^f^n  zahllose  Auf- 
träge von  Webstühlen  durch  Preufsen.  In  zw«  i  .fnliren  wird 
ihr  Werkzeug  für  die  Höhe  des  auswärtigen  Kooäums  geeignet 


*  Auf  die  bc&oudereu  Gestaltungen  der  adimssion  temporaire  in 
den  EinzelfiUlen  komme  ich  im  Absclmitt  II  su  sprechen. 
Vtnehwfmk  XTIII  3.  —  R«n«€h.  3 
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sein.  Kein  Auftras;  wird  mehr  den  beBchwerlichen  Weg  nach 
Frankreich  einschlagen.  Unsere  Industrie  wird  für  immer 
ohne  l^ckkehr  TemicLtet  sein''. 

Indessen,  wenn  auch  die  Grofsindustrie  die  Zollvorlage 
rundweg  ablehnte^  so  zeigte  sie  sich  doch  aus  patriotischen 
Gründen  genfig;!,  dem  Staatshaushalt  in  anderer  Weise  zu 
Hilfe  zu  kommen.  Wie  die  Pariser  Industrie,  so  erklärten 
auch  andern,  zu  den  erhöhten  Ausgaben  des  Staates  mehr,  als 
zuvor,  btti nagen  zu  wollen.  Ihre  Vertreter  in  der  Kammer 
entwickelten  infolgedessen  die  verschiedenartigsten  Steuer- 
projekte, welche  sie  an  die  Stelle  der  RohstofGBöUe  seteen 
wollten. 

Ich  kann  In  meiner  Darstellung  natürlich  nur  diejenigen 
berücksichtigen,  welche  sich  auf  einen  gleichen  Boden,  wie 
das  Regieningsnrojekt,  stellten,  d.  h.  auf  dem  Boden  der 
Handelspolitik  olieben. 

Einigen  Anklang  fand  ein  Vorschlag  Desei  11  ig n  y  einer 
Besteuerung  der  Gesehäftsumsätze  (chiffres  des  transactions) 
von  1/1000.  Noch  mehr  gefiel  eine  abgestufte  Stemuelabgabe 
▼on  Rechnungen  tmd  Quittungen,  die  Feray  empfiihl  &wm 
nfther  kam  den  Absichten  der  Regierung  Ciapier  mit  seinem 
Plan  einer  Fabrikatsteuer:  diese  Steuer  hädige  nicht  die 
Industrie,  da  sie  die  Ware  erst  nach  Vollendung  des  Werks 
der  Industrie  träfe;  sie  schädige  nicht  den  Handel,  da  für  die 
Wiederausfuhr  ein  Rückzoll  vorgesehen  sei,  sie  wid'^rsjirMche 
nicht  den  Handelsverträgen,  „weil  die  Verträge  ....  erlaulten, 
bei  der  Belastung  einheimischer  Erzeugnisse  eiiieu  kompen- 
satorischen Zoll  aul  die  gleichartigen  fremden  Erzeugnisse  zu 
legen Die  Steuer  sei  ferner  leicht  zu  erheben  und  befriedige 
alle  Bedürfnisse  des  Staatshaushalts. 

Die  Debatte  Uber  diese  und  ähnliche  Anträge  nahm  einen 
ungeheuren  Raum  in  der  Diskussion  ein,  olme  indes  die  Re> 

fierungTon ihrem  Projekte  abzubringen.  Aber  l  Iiiors  konntedoch 
araus  ersehen,  dafs  Handel  und  Industrie  geschlossen  gegen  das- 
selbe auftraten.  Nur  zwei  Deputierte  dieser  Richtung,  Deseilliirnv 
und  Büffet  (rechtes  Centrum)  liefseii  sich  zu  kleineu  Zugestäu<I- 
nissen  bewegen.  Sie  gaben  zu,  dafs  gewisse  Waren,  die  nicht 
in  die  grolse  Industrie  einträten,  ohne  grofseu  Schaden  ver- 
zollt werden  könnten,  wie  Federn^  Wachs,  Eier,  Butter,  Käse, 
Fischbein,  Korallen,  Schwämme,  Tafelfrttchte^  Kampfer,  Alo$ 
—  alles  Produkte,  die  fkir  die  Ausfuhr  wenig  in  Betracht 
kamen.  Die  von  ihnen  geforderten  Zölle  waren  weniger 
Rohstoff-,  als  FabrikataöUe ,  da  diese  Waren  sofort  in  den 
Konsum  übergehen.  — 

2.  Interesse  der  Landwirtschaft 

Aber  diese  Unterstützung  der  Regierung  war  nur  gering. 
Thiers  suchte  deshalb  auf 'andere  Weise  Anhang  zu  gewinnen, 
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indem  or  die  Debatte  von  dem  Gebiet  der  Industrie  auf  das 
der  LaiidwirUchaft  inuuber  zu  ziehen  suchte.  Er  erk-lärte  auf 
die  Gefahr  hin,  damit  die  noch  schlummernden  Geister  der 
principiellen  Verteidiger  dea  Sehut^sells  oder  FVeihandels  za 
wecken:  „Ja,  ich  bin  SchatxzOUner* ;  aber  er  setzte  hinzu: 
„doch  bin  ich  es  nicht  in  dieser  Frage/  Ganz  zufkUig  kämen 
bei  dem  Gesetz  Schutzmafsregeln  für  die  Landwirtschaft  heraua. 
Aber  Thiers  begnügte  sich  nicht,  seine  wirtschafth'cLen  Über- 
zeugungen blofs  anzudeuten,  sondern  räumte  ganz  offen  ein: 
^Diese  Steuer  ist,  für  die  Landwirtschaft  besondera,  eine  un- 
ciiäfsliche  Hilfe;  und  ich  köniue  beweisen,  dafs  Sie  not- 
wendigerweise ohne  eine  Veränderung  in  der  ländlichen 
Geeetasgebung  früher  oder  später  dahin  geführt  werden,  die 
Landwirtschaft  anders  an  schtttaeni  als  sie  es  in  diesem  Augen- 
blicke ist** 

Ähnlieh  empfahl  er  den  Wollzoll :  „Ich  frage  jedermann, 
glaubt  man,  dafs  die  französische  Landwirtschaft  auf  die  Dauer 
ohne  einen  Selmtz  der  Wolle  möglich  ist?** 

Der  Finauzminister  Pouyer-Quertier  erklärte  sogar:  Die 
Landwirtschaft  brauche  eine  Komj)ensation  fi'ir  ihre  hohen 
Lasten.  „Die  Bewilligung  oder  Verweigerung  dieser  Kom- 
pensation iät  ihr  Leben  oder  ihr  Tod!" 

Diese  Stellungnahme  der  Regierung  hatte  einigen  Erfolg. 
Die  Sprecher  der  Agrarier:  Baragnon  (Monarchist)^  Vingtain 
(rechtes  Oentrtmi)  und  Guichard  (Linke)  erklärten  sich  rück- 
haltlos fUr  dieselbe.  Vingtain  besonders  suchte  die  Kammer 
an  überzeugen,  dafs  ohne  Unterstützung  der  Landwirtschaft 
auch  die  Industrie  leiden  würde,  weil  1.  di<'  L'^bonsmittel  ftir 
die  industrielle  Bevölkcnnii,'  sich  verteuern  würden  und  2.  die 
Landbevvohnor  nuUei  »Stiiud  gesetzt  würden,  hinreichend  in- 
dustrielle Fabrikate  zu  konsumieren.  —  Woll-  und  Lederzölle 
seien  unbedingt  notwendig,  da  in  der  Zeit  von  1862 — 1868 
die  Menge  fransösischen  Schafnehs  um  3  Millionen,  die  Anaahl 
der  Rinder  um  78000  Stttck  aurUckßegangen  wäre.  Aufser- 
dem  hätte  der  deutsch-französische  Krieg  den  Viehstand  um 
weitere  100 000  Stttck  vennindert 

3.  Debatte  fiber  die  gesamte  Handelspolitik. 

Dieee  Hervorkehrung  der  landwirtschaftlichen  Kotiage 
reiste  natttrlieh  einerseits  die  geschworenen  Freihändler,  anderer- 
seits aber  auch  die  schutzzöllnerisch  gesinnten  Industriellen, 
aodafii  sich  die  Debatte  bald  nicht  mehr  um  das  Zollprojekt^ 
sondern  überhaupt  um  die  fransösische  Handelspolitik  drehte. 

Der  FreihUndler  Dussaussoy  (Bonapartist)  aus  Calais  ver- 
teidigte nachdrücklich  die  napoleonischc  liberale  Politik.  Der 
Schutzzoll  würde  einen  Abbruch  der  licziehungen  mit  England 
und  damit  im  Zusammenhang  einen  Kückgang  der  heimischen 

8* 
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Fabrikatioii  briiigen.  Die  Folgen  wOrden  ArbeitereleDd  und 
Massenstrikes  sein. 

Für  die  Schafzucht  wäre  nicht  WoUe,  sondern  Fleisch 

die  Hauptsache.  „Der  Zoll,  mit  dem  man  die  Wolle  treffen 
will,  ist  ein  Zoll,  der  keine  der  erhofften  Wirkungen  hervor- 
bringen wird  und  zum  Endergebnis  die  Verringerung  der 
Fabrikation  unserer  Gewebe  und  die  Schädigung  unseres  aus- 
wärtigen Marktes  hinsichtlich  dieser  Artikel  haben  wird.** 
Die  groike  Indnstrie  liätte  die  Importe  unbedingt  nötig.  Sonst 
wttrde  eie  nacb  Belgien  Übersiedeln,  wo  die  Robstoffe  frei  seien.  — 

Vom  SchutsEollstandpunkt  wiederum  betonte  der  WoU- 
industrielle  Leurent  (Rechte)  unter  grofsem  Beifall:  ^^Der 
Ackerbau  ist  die  Amme  Frankreichs ,  sagt  man.  Aber  auch 
die  Industrie  f  diese  Tochter  des  modernen  Qeistes,  ist  eine 
der  Brüste  Frankreichs."  — 

Der  Deputierte  Guiraiid  flinkes  Centrum)  zeigte  zahlen- 
mäDsig  das  Aufsteigen  der  iuduauie  und  überhaupt  des  Volks- 
woblstandes  in  der  napoleonisehen  Ära.  Die  Industrie  hlltte 
im  Mittel  der  sechs  Jabre  vor  1860  mit  188679  Pferdekrttften 
gearbeitet,  im  Mittel  der  sechs  Jahre  nach  1860  dagegen  mit 
231  971  Pferdekräften.  Die  Zahl  der  Sparkassenbücher  wäre 
in  der  gleichen  Zeit  (Mittel  der  sechs  Jahre  vor  und  nach  1860) 
von  9972861  mit  126  Mill.  fr.  Einlage  auf  10516808  mit 
177'/2  Mill.  Fr.  Einlfip^o  ^3;'Pst!PgGn. 

Die  Landwirtschaft  hätte  keinen  ZoUschutz  nötig.  Ihre 
Not  käme  nur  von  dem  Mangel  an  Arbeitern.  Dieser  wiederum 
rühre  her  1.  von  den  grofsen  Arbeiten  in  Paris  (Festungs- 
bauten), 2.  von  den  erhöhten  Heereseinstellungen  und  8.  Ton 
den  gesteigerten  Löhnen^  die  in  den  StSdten  infolge  der  teaeren 
Lebensbedingungen  gezahlt  würden.  — 

Die  Schutzzollbedürftigkeit  der  Industrie  erläuterte  noch  be- 
sonders eingehend  der  Abgeordnete  Ambroise  Jo  ub  ert  (reclites 
Ceiitnim\  l)ie  Industrie  hätte  Köhlen,  ^Inschinen,  Arbeiter 
und  Kohätülie  nötig.  Nun  bezöge  sie  inreitö  Kohlen  und 
Maschinen  teurer  als  die  englische  Konkurrenz.  Aufserdem 
äei  der  französische  Arbeiter  zwar  billiger,  aber  ungeschickter 
und  leistungsun&higer  als  der  englische.  Deshalb  koste  die 
Arbeit  trotzdem  mwr.  Sollte  nun  noch  eine  Verteuerung  der 
Rohstoffe  hinzukommen,  so  mllfste  die  Industrie  Yor  der  Kon- 
kurrenz die  Waffen  strecken.  Im  Norden  beständen  z.  B« 
Industrieen,  die  überhaupt  nur  wegen  der  Importe  von  belgischem 
Werg  errichtet  wllren.  Sonst  hätte  in  der  Sackfnbrikation  die 
Jute  bereits  zum  gröisten  Teile  den  heimischen  Flachs  und 
Hanf  verdrängt 

y)  Vinaaspolltisehe  Seite* 

Die  Grofsindustrie  versagte  also  vollkommen.  Selbst  die 
Schlagwörter  ^Sehutzzoll'^y  «Ausfuhrprümie''  ttbten  nicht  die 
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erhoffte  Wirkung  aus.    Angesichto  dieser  Sachlage  bemtthte 

sich  die  Regierung  mehr  und  mehr,  den  finanzpolitischen 
Gesichtspunkt  der  Vorlage  als  ausschlaggebend  hinzustellen. 

„Das  ist  nicht  meine  Steuer,"  betonte  Thiers,  „das  ist  die 
fcJteuer  der  Notwendigkeit.^  Er  ging  dann  in  der  ausführ- 
lichsten Weise  sämtliche  Zweige  der  StaatseinTiahmen  durch 
und  zeigte,  wie  bereits  überall  die  gröfste  Sparsamiteit  herrschte. 
Die  Fiuauzver Wallung  hätte  nicht  weniger  alä  120  Mill.  fr. 
Reduktionen  im  Budget  vorgenommen.  Nur  das  Kriegsbudget 

f uge,  ohne  Frankreichs  gttnutchen  Verfall,  nicht  au  verringern, 
benso  sei  die  Amortisierung  der  Anleihe  bei  der  Bank  von 
Frankreich  mit  200  MilL  fr.  jAhrlich  nicht  au  umgehen. 
Anderenfalls  wäre  der  Zusanimenoruch  der  Bank  zu  erwarten. 
Thiers  kritisierte  dann  der  Reihe  nach  sämtliche  von  anflercn 
Seiten  gemachte  Steuervorschläge.  Er  erklärte  sich  soirar 
bereit,  auf  einzelne  derselben,  wie  auf  die  Ausdehnung  d*  > 
Papierstempclä  auf  die  bisher  steuerfreien  Zeitschriften,  auf 
allerlei  Luxussteuem,  vielleicht  auch  auf  eine  geringe  Er- 
höhung der  Salaal:mben  einzugehen.  Aber  mit  Entschieden- 
heit sprach  er  sich  gogenjede  Besteuerung  des  GeschAfts- 
«msataes,  der  beweglichen  Werte,  der  Fabrikate  aus,  weil  eine 
solche  Steuer  die  vollständige  Staatsaufsicht  (exercice  universel) 
flir  alle  Zweige  des  Handels  nötig  machen  und  dadurch  seine 
Entfaltunir  auf  Schritt  und  Tritt  hindern  würde.  Der  Entwurf 
einer  allgemeinen  Einkomiuensieuer  vollends  becieutete  für  ihn 
nichts  weniger  als  die  direkte  Einführung  des  Socialismus 
durch  die  öteuer.  Thiers  entsprach  mit  dieser  Auffassung 
augenscheinKch  der  Meinung  der  Kammermehrheit  Denn  es 
fimd  sich  eigentlich  nur  der  Elsfisser  Scheu r er- Kestner 
(Republ.  Union),  der  ihm  darin  widersprach:  ,Ieh  sehe  nicht^ 
^als  die  Völker,  welche  bei  sich  die  Einkommensteuer  ange- 
nommen haben,  unter  dem  Ubermala  von  Socialismua  au  Grunde 
gegangen  wären. 

Es  blieben  nach  der  Auffassung  der  tranzösisclion  Re- 
gierung also  nur  Zusatzdezimen  auf  alle  iSteuern  oder  Zoll- 
erhöhungen übrig.  Den  Weg  der  Steuerzuschläge  erklärte 
mdessen  Thiers  nur  im  Nottolle  einschlagen  zu  wollen,  weil 
sämtliche  bestehenden  Abgaben  bereits  s^r  hoch  geschraubt 
Wären.  Dagegen  sei  das  Projekt  der  Rohstoffverzollung 
1.  leicht  uncT kostenlos  durchzuführen,  2.  durch  die  Erfahrung 
vor  1860  gerechtfertigt.  Die  Staatseinnahmen  ruhten  damit 
iedtMifalls  auf  sicherer  Grundlac^e,  weil  der  Kückzoll  kcines- 
wr^'ä  die  Zolleinnahm^'n  wieder  annullieren  würde.  Die  Steuer 
hatte  ferner  den  Vorteil,  sich  fast  unmerklich  auf  die  ganze 
Masse  der  Steuerzahler  zu  verteilen.  Das  Hemde  des  Arbeiters 
Würde  höchstens  um  zwei  Sous,  ein  baumwollenes  Kleid  um 
sechs  Sous  teurer  werden.  Thiers  schhls  seine  Rede  mit  den 
Worten:  „Wenn  Sie  diese  Steuer  nicht  bewilligen,  so  weils 
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ich  keine  andere ;  ich  bin  am  £nde  der  W^e,  ich  kann  Ihnen 

nur  wiederholen,  dafs  ich  keine  andere  Hilfsquelle  kenne,  als 
diese."  Die  Ablehnung  wiire  mit  dem  Verzicht  überhaupt^ 
die  französK-ciien  Finanzen  zu  ordnen,  gleichbedeutend.  „Wir 
würdeu  nur  eine  Nation  von  Schwätzern  (disputeurs)  sein, 
die,  anstatt  einen  greisen  Versuch  zu  untemenmen,  nichts 
thun,  als  unfruchtbar  bh  diekatieren,  ohne  zu  einem  Ziel  zu 
gelang." 

In  ebenso  gründlicher^  wie  ausführlicher  Weise  verbreitete 
sich  der  Finanzminister  Poujer-Quertier  als  einer  der  letsteo 
Redner  Uber  das  Projekt: 

Der  Staat  hätte  die  Pflicht,  die  Anleihe  bei  der  Bank  zu 
amortisieren,  da  diese  ein  Privatinstitut  sei.  Der  Vorschlag 
de«  Orafen  Douhet  (äufserste  Rechte)  und  anderer,  die  Bank 
einiach  gar  nicht  zu  bezahlen,  sondern  zu  verstaatlichen  und 
die  Schuld  auf  die  schwebende  Schuld  des  Staates  zu  über- 
nehmen, sei  nicht  angängig. 

Der  oberste  GrundsatE  der  Regierung  bei  der  Ausarheitnng 
des  Gesetzes  wäre  gewesen:  Kein  Zoll  auf  die  Volksnahrung, 
d.  h.  auf  Bro^  Fleisch  und  Salzl  Ebenso:  Kein  Zoll  auf  die 
wesentlichsten  Arbeitsbedingungen,  d.  h.  keine  Belastung  der 
Nährstoffe  der  Industrie,  Eisen  und  Kohle  1 

Aber  ganz  leer  könne  die  französische  Arbeit  auch  nicht 
ausgehen.  Jeder  Zweig  der  Volkswirtschaft  mflsse  nach  den 
Krie^verlusten  zur  Gesundung  des  Ganzen  beitragen. 

Die  Mifsbrättche  bei  der  admission  temporaire  hittte  daa 
Dekret  des  firüheren  Finananunisters  Büffet  abgestdlt  Die 
zeitweilige  freie  Zulassung,  die  darnach  nur  bestimmt  namhafi 

femachten  Fabriken  mit  der  Bedingung  der  Wiederausfuhr 
er  selben  Stoffe  nach  der  Veredelung  erlaubt  wäre,  wttrde 
auch  den  Ausfuhrhandel  zur  Blüte  bringen.  — 


J)  Vertragspolitiaolie  Seite. 

Es  ist  nicht  unmöglich,  dafs  Thiers  und  Pouyer  Quertier 
mit  ihren  Ton  natriotischem  Geiste  getragenen  und  von  der 
Überzeugung  der  Staatsnotwendigkeit  erfüllten  Reden  eine 
parlamentarische  Mehrheit  fUr  sich  gewonnen  haben  würden, 
wenn  nicht  der  vei-tragspolitische  Gesichtspunkt  sich  immer 
mehr  als  die  Klippe  gezeigt  hätte ,  an  der  der  Entwurt 
scheitern  mufste. 

Es  handelte  sich  van  zwei  Fragen :  1.  Sind  ülierhaupt 
Zölle  auf  die  Rohstoffe  in  Verbindung  mit  drawbacks  nach 
den  Bestimmungen  der  Verträge  möglich?  und  2.  Wenn  sie 
ausgeschlossen  sind,  ist  es  oMnn  besser,  die  Vertrüge  au 
kündigen  oder  durch  Verhandlungen  mit  den  fremden  Machten 
ohne  Kündigung  Änderungen  der  Tarife  zu  erreichen  ? 

Diese  zweite  Frage,  welche  erst  später  bei  einem  Antrage 
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JohnBton  brennend  wurde,  will  ich  jedoch  jetzt  ausschalteüi 
wei]  sie  naclilier  noch  im  Zuäammenhang  mit  den  diplomatischen 

Verhandlungen  zu  erörtern  ist. 

Thier»  war  von  der  principiellen  Möi^lic  hkeit  der  Zoll- 
erhöhungen mit  Rückz' 11t  n  überzeugt.  Nur  über  die  Höhe 
der  betreffenden  Zölle  glaubte  er  mit  den  fremden  Regierungen 
▼erhandohi  zu  müssen.  Sein  Finanzminiater  schien  eher  den 
Qrttnden  der  Opposition  geneigt  zu  sein,  wie  aus  seiner  späteren 
Stellungnahme  hervorgeht  Aber  er  trat  mit  keinem  VkTort 
dem  Staatsoberhaupt  entgegen. 

Die  Frage  ist  nicht  leicht  zu  entscheiden,  weil  die  Be- 
stimiTJungen  der  Handelsverträge  mit  Grofsbritannion,  iiuf  denen 
sie  beruht,  sehr  mangelhaft  redigiert  sind  und  recht  woiil  eine 
doppelte  Auffassung  zulassen.  Der  Wortlaut  der  VertrUgo 
ge^jtattet  zweifellos  Zollerhohungen  seitens  eines  der  Vertrags- 
staaten ohne  weitere  Verhandlungen. 

In  Frsnkreich  bestand  nämlich  neben  dem  alten  General- 
tarif und  dem  Vertra^starif  noch  ein  sogenannter  tarif  com- 
pensateur.  Dieser  fulst  auf  dem  Artikel  9  der  französisch- 
englischen Konvention  vom  23.  Januar  1860,  worin  es  heifst: 
„Es  ist  zwischen  den  hohen ,  vertragschlie ff? enden  Mächten 
vereinbart,  dafs,  wenn  eine  von  ihnen  es  für  notwendig  hftlt, 
eine  Acciseabgabe  oder  eine  Steuer  auf  einen  Artikel  ihrer 

nationalen  Produktion  oder  Fabrikation  zu  errichten,  

der  ausländische  gleichartige  Artikel  bei  der  Einfuhr  mit  einer 
gleichen  Abgabe  getroffen  werden  kann/ 

Es  dorften  auo  bei  jeder  Erhöhung  der  inneren  Steuern 
kompensatorische  Zolle  auf  die  entsprechenden  importierten 
Waren  gelegt  werden.  Umgekehrt  mufste,  wie  der  Artikel  3 
der  Zusatzkonvention  vom  10.  Novenibf  r  1860  noch  besonders 
festlegte,  der  Ivompensatorische  Tarif  Imm  einer  Herabsetzung 
der  fnlandsteueru  in  gleichem  Malse  mit  diesen  erniedrigt 
werden. 

Frankreich  hatte  nach  diesen  Bestimmungen,  wie  der 
Herzog  Decazes,  Ciapier,  Büffet  und  besonders  Johnston  heryor- 
hobeo,  durchaus  kein  Recht,  die  Rohstoffe  des  Auslands  zu 
belasten,  ohne  zugleich  die  französische  Produktion  von  Wollci, 
Seide,  Leder,  Öl  u.  s.  w.  zu  treffen.  Thiers  sah  dies  audi 
vollständig  ein  und  ging  deshalb  mit  aller  Schfirfe  gegen  das 
Projekt  der  Budgetkommission  vor,  indem  er  es  aU  den  Ver^ 
tragen  zuwiderlaufend  erklärte. 

Er  hielt  indessen  die  von  der  Regierung  geplanten,  viA 
höheren  Rohstoffzölle  für  ganz  korrekt,  weil  sie  in  Verbindung 
mit  drawbacks  eingerichtet  werden  sollten.  Dabei  stützte  er 
sich  auf  den  Artikel  8  der  Konvention  vom  16*  November, 
welcher  besagte:  „  ...  Es  bleibt  .  .  .  vereinbart,  dafs,  wenn 
drawbacks  .  .  .  Produkten  französischer  Fabrikation  bewilligt 
werden,  die  Zölle,  welche  die  gleichartigen  Produkte  britischer 
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Herkunft  oder  Fabrikation  belasten,  um  eine  dem  Betrage 
dieser  drawbacks  gleiclie  Zusatzabgahe  erhöht  werden". 

Thiers  hielt  es  demnach  für  völlig  gesetzmäfsig,  neue 
Zölle  einzuführen,  wenn  er  nur  zugleich  Rückzölle  auf  die 
mit  den  fremden  Rohstoffen  hergestellten  Fabrikate  festsetzte. 
Er  vergals  aber,  dafs  dieser  Artikel  3  nicht  selböUiudig  da- 
steht, sondern  nur  im  Zusammenhang  mit  anderen  Vertrags* 
bestimmungen  zu  verstehen  ist  Frankreich  durfte  sicherlich 
die  Zölle  erhöhen,  sobald  drawbacks  in  gleicher  Hohe  ein- 
geführt waren.  Aoer  unter  welcher  Bedingung  konnten  denn 
die  drawbacks  eingerichtet  werden?  —  Doch  nicht  bei  Zoll- 
erhOhungen.  Nach  diespi*  Auffassunp:  ImttPTi  dio  Zölle  infolge 
der  Rückzölle,  die  Rückzölle  wieder  infolgt  dw  Ztille  und  so 
fort  ohne  Ende  in  die  Höhe  geschraubt  werden  können.  — 
Offenbar  aber  ging  der  iSinn  der  Verträge  dahin,  dafs  8teuer- 
rückgaben  für  die  Ausfuhr  (drawbacks)  nur  im  Falle  der  Er- 
höhung innerer  Abgaben,  wie  indirekter  Steuern,  bewilligt 
werden  durften.  Dann  waren  auch  Zolle,  und  zwar  in  der 
Hohe  dieser  drawbacks  zuliissig. 

indessen  g^t  das  Widersinnv^e  der  Thierasclien  An- 
schauung nur  aus  dem  allgemeinen  Heist  der  Verträge  hervor, 
während  ihr  Wortlaut  seine  Autiassung  rechttertigea  könnte. 

c)  BohlnItoBträse  und  Begierunsskrlals. 

Thiers  blieb  jedenfalls  auch  den  hartnückigsten  Angriffen 
gegenüber  fest  bei  setner  Meinung  und  verlangte  die  Ab- 

»tinunung  über  das  Regierungsprojekt.  Der  Minister  des 
Inneren,  Casimir-Pörier,  hielt  angesichts  dieser  Sachlage  eine 
Katastrophe  für  fast  unvermeidlich.  Deshalb  veranlafste  er  den 
Deputierten  Barthe  (Linke)  zu  einem  Vermittlungsvorschlag, 
welcher  dahin  ging,  prineipiell  die  Zölle  auf  die  Rohstoffe  als 
notwendige  Ergänzung  der  Staatseinnalimen  anzunehmen,  aber 
zuvor  zum  Studium  der  Zolltarife  eine  neue  Kommisäiou  ein- 
zusetzen. 

Ein  anderer  Deputierter,  Lucien  Brun  (Monarchist, 
klerikal),  verlas  gleich  darauf  im  Namen  von  Lyoneser  Fabri- 
kanten und  von  Vertretern  anderer  industrieller  Centren  eine 
Erklärung,  wonach  sich  Handel  und  Industrie  bereit  zeigten, 

di''  vom  Fiskus  voHrinu^ten  165  Mill.  fr.  zu  liefern,  aber  nur 
mittelst  einer  Steuer  auf  die  Ziiler  d<'r  Oeschäftsumsätze. 

Thiers  lehnte  die^e  Steuer  mit  dem  Hinweiö  darauf  ab, 
dafs  die  Antragsteller  durchaus  nicht  das  Recht  und  den  Auf- 
trag hätten,  im  Kamen  von  Handel  und  Industrie  eine  solche 
Erklttrung  abzugeben.  Er  stellte  die  Vertrauensfrage  und  be- 
zeichnete höchstens  den  Antrag  Barthe  als  annehmbar. 

Dieser  Antrag  wurde  jedoch  von  der  Nationalversammlung 
mit  360  gegen  318  Stimmen  verworfen,  und  statt  dessen  mit 
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867  gegen  297  Stiinnien  ein  Antrag  Feray  (linkes  Centrum) 
4U2g8noiiimen: 

„Die  Nationalvmammlung  beschliefst,  unter  Wahrung  des 
Priucips  einer  Steuer  auf  die  Rohstoffe,  dafs  eine  Kommission 
von  15  Mitgh'edern  die  vorgeschlagenen  Tarife  und  die  hin- 
sichtlich dieser  Steuer  erhobenen  Fragen  prüfen  wird,  auf 
welche  sie  aber  nur  im  Falle  der  Unmöglichkeit,  den  Staats- 
haushalt auf  andere  Weise  richtig  zu  stellen,  zurückzu- 
kommen hul."^ 

Thiers  Yorliers  daraufhin  die  Kammer  und  reichte  am 
folgenden  Tage«  dem  20.  Januar  1872,  seine  Entlassung  als 

Präsident  der  Republik  ein. 

Aber  die  monarchistische  Kammermehrheit  fürchtete  die 
Gefahren  einer  konstitutionellen  Krisis,  weil  ihr  der  Augenblick, 
die  Verfassung  nach  ihrer  Ans(  hauung  umzuLrestalten,  so  bald 
nach  den  Erschütterungen  dt^s  Krie<]res  und  der  inneren  Wirren 
und  bei  der  schlechten  Finanzlage  des  »Staates,  noch  nicht  ge- 
kommen zu  sein  schien.  Sie  lehnte  das  Gesuch  ab.  Zugleich 
fiprach  die  Kammer  infolge  eines  Antrages  Batbie  (rechtes 
'Oentrum)  dem  Staatsoherhaupt  das  volle  Vertrauen  der  National- 
Tersammlung  ans.  Ein  ^usatsantrag  Deseilligny  (rechtes 
Oentrum)  machte  „einen  neuen  Appel  an  den  Patriotismus 
de«  Präsidenten  der  Republik^. 

Thiers  zog  infolgeaessen  seine  Entlassung  zurück,  ohne 
jedoch  seine  wirtscliafti^poHtischen  Überzeugungen  aufzuf^ehen. 
Auch  hinsichtlich  seiner  Steuerpläne  blieb  er  auf  dem  euunal 
Terfochtenen  Boden  stehen. 

IV.  Kapitel. 
Bas  RohstoffiEollgesetz  Tom  26.  Juli  187*3. 

1.  Regierungsentwurf  und  Kommissionsbericht. 

Bereits  am  23.  Januar  legte  das  Ministerium  einen  neuen 
Entwurf  vor,  welcher  der  durch  den  Antrag  Fera^'  eingesetzten 
KommiBsion  von  1&  Mitgliedern  Überwiesen  wurde.  Die 
Kommission  stellte  unter  dem  Vorsits  von  Oordier  (Seine- 
Införieure,  linkes  Oentrum)  umfangreiche  Erhebungen  darttber 
an,  sodafa  sie  erst  am  10.  Mai  mit  ihrer  Arbeit  fertig  wurde. 

In  der  Zwischenzeit  gelangte  die  Marinevorlage  zur  An- 
nahme. Ft^rner  wurde  die  Einrichtung  einer  statistischen  Ge- 
bühr ttir  d(  n  Zollverkehr  beschlossen  (22.  Januar).  Diese 
Vorlage  idt  von  geringerer  Bedeutung,  sie  brachte  dem  Fiskus 
aber  immerhin  eine  jährliche  Eiunahmc  von  6^  4  Mill.  tr. 

Die  neue  ZoU vorläge  sollte  einen  Betrag  von  126  Mill.  fr. 
«bbringen.  Die  Regierung  war  also  Ton  ihrer  ursprünglichen 


Digitized  by  Google 


42 


xvin 


Forderung  von  180,  später  160  Mill.  fr.,  sehr  herabgegaogen. 

Sie  mufste  aber  doch,  um  einen  zweiten  Konflikt  zu  vex^ 
meiden,  sich  noch  zu  weiteren  Abfjtriehen  seitens  der  Kom- 
mission bequemen^  sodafs  es  sich  schlieiälich  um  etwa  95  Mili» 
handelte. 

Bei  der  Umarbeitung  des  Tarifs,  die  die  Kommission  im 
Einklang  mit  der  Regierung  vornahm,  biteben  die  principiellen 
Fragen  vollständig  aus  dem  Spiel ,  nur  da&  man  offenbare 
Schäden  des  alten  Tarifs  zu  beseitigen  suchte.  Aber  in  seinem 
Beriebt  Uber  das  ganze  Projekt  konnte  Cordier  natttrlicb  aucb 
diese  Fragen  niclit  tlbergehen: 

„Nicht  ohne  tirfgehende  Besorgnis  ging  die  grofse  Mehr- 
heit der  Kommissiun  (10  gegen  5  Stimmen)  au  das  Studium 
dieser  Art  von  Steuer;  überzeugte  Anhänger  der  Handels- 
freiheit, betrachten  sie  die  Tarife  alä  den  6chweräteu  Schlag, 
welcher  der  Ausfuhr  ▼ersetaet  werden  kann,  und  sie  sehen  vor 
allem  in  den  Nachforschungen,  den  übennärsig  genauen  Er- 
mittlungen des  Zollamts,  eine  Quelle  von  Belästigungen,  Hemm- 
nissen, die  eine  wahrhafte  Gefahr  für  die  Entwicklung  unseres 
internationalen  Handels  bilden." 

Es  war  offenbar,  dafs  man  sich  überhaupt  nur  aus  Er- 
gebenheit zu  Thiers  auf  das  Projekt  einliefs.  Die  Mehrheit 
sagte  sich:  Der  Konsument  niufs  den  Zoll  doch  in  letzter 
Linie  bezahlen;  waruru  soll  mau  ihn  also  nicht  direkt  und 
dann  gerechter  besteuern?  Man  sprach  es  übrigens  gans 
offen  aus,  „dafis  diese  Tarife  nur  Üoergangsmalsregeln  sein 
dürften,  und  dafs  sie  ja  nach  Belieben  revidiert  wenlen 
könnten". 

Von  den  538  Artikeln  des  Zolltarifs  gehörten  nur  74  zum 
Oenf^ralUiril",  während  464  durch  die  Hanrlclsvertrlige  gebunden 
waren  (Konventionaltarif  ).  Finanzpolitisch  gesprochen  bedeutete 
das  eine  sofort  zu  erhaltende  Einnahme  von  nur  5  *  a  Mill.  fr., 
während  die  übrigen  90  Mill.  fr.  erst  nach  dem  AufserkratV 
treten  sämtlicher  Meistbegünstigungsverträge  zu  erwarten 
waren. 

Der  Tarif  war  im  allgemeinen  ein  Mittelding  zwischen 
höheren  Zöllen  mit  drawback  und  niedrigen  ohne  drawback. 
So  waren  die  Zölle  auf  Wolle,  Seide,  Hanf,  Flachs,  Jute  auf 

2 — 2V'2®'o  berechnet.  Von  den  Textilien  erhielt  nur  Baumwolle 
einen  Rückzoll  ho'i  einem  Zoll  von  S'^'o.  Dieses  drawback  war 
ttir  die  einzelnen  Garne  und  Tuche  iinu  in  in  nau  specificiert. 
Im  Tarif  finden  sich  unter  der  Ruhrik  Uaumwolle  bei  dem 
Uückzoll  mehr  a,U  40  Positionen,  während  der  Euüuhrzoll  nur 
3  Positionen  aufweist  Ein  Rückzoll  wurde  sonst  nur  noch 
gewfthrt  ftSr  Fabrikate  aus  Rinderbaaren  und  andere 
arbeiten,  Seife,  Kerzen,  Stearin,  Ölsäure,  Wachswaren,  Waren 
aus  Kupfer,  Bronce  und  Messing,  Farbholzextrakte,  indisches 
Rohr  in  Stühlen,  Regenschirmen  und  Körben,  gereinigte 
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Schwftmine  und  einselne  Ohemikalieiiy  wie  Anilin  und  doppel- 

chromsaures  Kali. 

Die  Einrichtung  der  zeitweise  freien  Zulassung,  welche  auf 
einem  Gesetz  vom  5.  Juli  183G  beruhte,  und  auf  dir»  ich  später 
im  Zusammenhang  zu  sprechen  komme,  wurde  gestattet  für 
ölhaltige  Früchte  und  Samen  zur  Ölbcreitung,  für  Steinkohlen- 
theeröl  zur  Anilinfabrikatiun ,  für  rohe  Pelzwaren,  für  aufser- 
euroDAiache  Felle  und  Leder. 

Kompensatorische  Zölle  sollten  erhoben  werden  von  Fabri- 
katen aus  TextilrohstofFen,  von  Seife,  Kerzen,  Stearin,  Ölsäure, 
Fabrikaten  aus  Wachs,  Kautschuk,  Metallen,  Leder,  von 
Sehiffen,  Schreibfedem,  Bettfedem,  Filz,  Haarfabrikaten,  Kork- 
waren, Fischbein,  Homwaren  und  verschiedenen  chemischen 
Erzeugnissen. 

Ein  Ausfuhrzoll  traf  nur  Lumpen  (6  fr.  auf  100  kg). 

Es  wurden  ferner  Zuschlagabgaben  von  1  fr.  auf  100  kg 
auf  folgende  Artikel  gelegt,  wenn  sie  nicht  unmittelbar  aus 
den  Herkunftsländern  eingeführt  wurden :  Metalle,  aufser  Qold 
and  Silber  —  Getreide  und  Mehl  —  trockenes  Gemüse  — 
Flachs  und  Hanf  —  gemeines  Hob.  Artikel,  die  bereits  früher 
mit  höheren  Zuschlfigen  bedacht  waren,  2.  B.  Reis,  behielten 
diese  natürlich  bei. 

2.  Diskussion. 

Die  Generaldebatte  über  den  Tarif  begann  am  17.  Juli 
1872  und  zeigte  ein  ähnliehee  Bild,  wie  die  Diskussion  ttber 
den  ersten  Entwurf. 

Thiers  gab  wiederum  eine  Schilderung  des  ganzen  fran« 
aöeischen  Steuergebttudes  und  empfahl  mit  Wärme  alle  Arten 

der  Konsumtionssteuem :  „Die  Steuer  auf  die  Konsumtion  ist 
die  V>^:^te  von  allen,  weil  man  sie  freiwiUig  V)ozah1t,  weil  sie 
sich  am  besten  verteilt  und  weil  sie  sich  an  alle  Bedürfnisse 
des  ^lensch*  II  richtet"  ....  „Wenn  man  von  der  Türkei  bis 
nach  Kngiand  geht,  so  kann  man  sozus^en  die  Leiter  der 
Civilisation  in  folgendem  bezeichnet  sehen:  Je  mehr  man  direkte 
Steuern  hat,  um  so  weniger  hat  man  einen  erhöhten  Platz  in 
der  civilisierten  Gesellschiwt; Je  mehr  Konsumtionssteuern  man 
hat,  einen  um  so  höheren  Hang  hat  man  in  der  civilisierten 
Gesellschaft'*.  England  hätte  die  relativ  höchsten  Konsumtions- 
steuem. 

Tn  Frankreich  nun  wären  alle  Nahrungsmittel  abgabe- 
pllichtig.  Warum  nicht  auch  die  Kohstotfe  der  Industrie, 
zumal  der  Bekleidungsiiidustrie?  Der  Keieiie  würde  dadurch 
am  meisten  herangezogen,  da  er  mehr  Kleider  als  der  Arme 
verbrauchte.  Diese  Steuer  wäre  also  1)  social,  2)  sei  sie  sehr 
bequem,  da  sie  nur  an  der  Grenze  erhoben  würde  und  den 
Hittdel  wenig  belästigte,  und  8)  sehr  ökonomisch,  weil  der 
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Zolldienst  nur  30  Mül.  fr.  koste,  während  er  250  Mill.  fr. 
einbrächte  und  obendrein  noch  alle  andern  indirekten  Steuern, 
also  1  Milliarde  fr.,  garantierte.  —  Die  Industrie  würde  die 
2*  3^  0  kaum  fllhlen,  da  die  heimische  Landwirtschaft  die  etwa 
zu  wenig  eingehenden  Rohstolt'e  liefern  könnte. 

Der  Deputierte  L  e  u  r  e  n  t  (Rechte)  war  anderer  Meinung. 
Die  französische  SeidenzUchterei  produziere  für  den  inneren 
Verbrauch  genug.  Der  Import  diene  nur  wieder  dem  Export 
Dieser  Import  wflrde  aber  schon  durch  einen  geringen  ZoU 
'  abgeschreckt  werden. 

Cordier  und  Feray  betonten  den  Verlust  von  Elsals* 
Lothringen,  das  früher  */8  des  Baumwollenexports  besessen 
hätte.  Dieses  Land  geliöre  jetzt  zum  Ausland  und  würde  bei 
der  Kohstoffverteuerung  leichtor  konkurrieren  können. 

Eine  der  am  meisten  bestrittenen  Frauen  war  die  mit  der 
Vertragspolitik  zusammenhängende  Möglichkeit  oder  Unmög- 
lichkeit der  Zuüerhebuug.  Ein  in  der  Versammlung  verteiltes 
Blatt  rechnete^  wie  Am4  mitteilt,  aus :  42  Mill.  fr.  sind  gleich 
nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  zu  erhalten.  18  Mill.  fr.  bei 
dem  Ausgang  der  Handelsverträge  mit  England  und  Belgien 
und  33  Mill.  fr.  nach  Erlöschen  der  übrigen  Konventionen 
oder  nach  günstigen  Verhandlungen  mit  den  betreffenden 
Staaten. 

Nach  dem  strengen  Wortlaut  der  Verträge  war  dies  vielleicht 
der  Fall,  aber,  wie  der  Abgeordnete  Montgolfier  (Rechte) 
ausführte,  thatsächlich  nicht,  i^lan  könnte  doch  unmöglich  die 
belgischen  und  englischen  Waren  belasten,  während  gleichzeitig 
Deutschland,  die  Schweiz  und  Italien  niedrigere  Tarife  genossen. 
Der  Handel  würde  dann  einfach  den  Umweg  über  diese  Länder 
machen.  Diese  Umgehung  sei  sogar  durek  eine  Bestimmnng 
im  Artikel  18  des  Vertrages  mit  der  Schweiz  gesetdioh  er» 
möglicht.  Danacli  brauchten  ftir  versdiiodene  Waren,  darunter 
Metalle  und  Seidenze'!g*\  bei  der  Eiiituhr  nach  Frankreich 
keine  Ursprungszeugnisse  vorgezeigt  werden.  Es  könnten  also 
sogar  chinesische  und  japanisclie  Waren,  die  nach  dem  Buch- 
staben sofort  dem  neuen  Zoll  unterlagen,  zollfrei  nach  1' rauk- 
reich als  schwdser  Fabrikate  gelangen;  oder  auch  Italien 
brauchte  diese  Produkte  nur  bei  sich  einsufbhren,  um  sie  su 
▼erarbeiten  und  als  seine  Fabrikate  Uber  die  französische  Grenze 
zu  exportieren.  Deshal b  war  ein  Antrag Pouyer-Quertiers, 
welcher  sein  Ministerportefeuille  vor  kurzem  an  de  Goulard 
abgegeben  hatte,  nicht  nriL'-f^ rechtfertigt:  „Kein  Zoll  darf  von 
den  für  die  Industrie  nützliclnMi  Rohstoffen  erhoben  werden, 
bevor  niclit  entsprechende  k  im]»en.satorisLlie  Zölle  auf  die 
mit  gleichartigen  Stoffen  fabrizierten  ireniden  ErzeugnisöC  in 
Anwendung  gesetzt  sind**.  —  Der  Antrag  bedeutete  einfach 
die  Aufschiebung  der  Zollerhebungen  bis  zur  Losung  der 
Verträge. 


Digitized  by  Google 


xvni  2, 


45 


Monlgolfier  wies  aus  dem  Artikel  9  des  engltschen  Vei^ 
traeea  Tom  28.  Januar  1860  nach,  dafo  «olche  kompensatoriflchen 
ZöUe  nicht  möglich  waren  ^  weil  nur  im  Falle  einer  inneren 
Steuer  Ausgleichungsabgaben  auf  fremde  Fabrikate  gelegt 
werden  durften,  aber  nicht  bei  der  Errichtung  von  Zöllen  auf 
fli*»  Rr»h'.tnffe.  ^rnnfgoltier  blieb  infolgedessen  bei  der  Eiri- 
nahmeschäuuri':  der  Komraission  von  5Vg  Mill.  fr.  gegenüber 
den  Erwartungen  der  Regierung. 

Das  Gesetz  wurde  indessen  doch  am  20.  Juli  trotz  seiner 
offenbaren  Schwächen  und  Unklarheiten  mit  knapper  Mehrheit 
im  Princip  angenommen. 

In  der  Diskusaion  der  Artikel  wurde  der  Antrag  Pouyer- 
Quertier  als  eine  Art  Regulativ  den  Tarif bestimmungen  bei- 
gefügt, ferner  auf  Grund  einer  Anregung  Tirards  der  sn  hoch 
berechnete  BaumwoUenrflckzoU  ermiusigt 

Schliefdieh  stimmten  am  26.  Juli  1872  809  ge^en  261 
Deputierte  für  das  ganze  Qeseta.  Es  ist  indessen  bezeichnend, 
dals  sich  93  Deputierte  der  .Stimme  enthielten  und  Uber  60 
oberhaapt  der  Kammer  fern  geblieben  waren. 

3.  Teilweise  Anwendung  des  Gesetzes. 

Aber  mit  der  Annahme  war  noch  wenig  erreicht.  Der 
Antrag  Pouyer-Quertier  machte  einen  ^rrofsen  Teil  der  Artikel 
unausführbar.  Thier!<  konnte  in  einem  D<  kret  vom  18.  August 
auiser  der  Bestimmung  der  j^reringen  Zollziist'hlä^e  für  die  in- 
direkte Einfuhr  nur  eine  kleine  Aiizalil  von  Zollen  in  Kraft 
setzen,  and  swar  auf:  Pelzwaren»  Schweinsborsten,  Schmuck- 
federn,  Fische,  Getreide  und  Mehl,  Tafelfrttchte,  Harzstoffe 
und  Medikamente,  feine  Holzarten,  Gemüse  und  Futter^ 
Sorten,  Torf,  edle  Gesteine  und  Erze,  Pfefferkuchen,  Drucker- 
schwärze und  Jagdmnnition,  ferner  auf  Kakao  und  Chokolade 
ans  Algier. 

Dagegen  war  Frankreich  hinsichtlich  aller  fllr  den  Zoll 
ergie>iifron  Importe  gebunden.  Dazu  rechnen  besonders  die 
Textilrohstoffe ,  Felle,  Holz,  Fette,  ölhaltige  Samen  und 
Früchte. 

Die  Regsonnig  huldip^te  freilieh  der  Ansicht,  dais  die 
Zullerliühungen  prineipiell  voü  keiner  der  Vertragsmächte  an- 
gefochten werden  konnten.  Sie  Uefa  sich  indessen  doch,  schon 
um  die  frenndschafUiehen  Beziehungen  mit  dm  IM^hten  zu 
wahren,  auf  Verhandlungen  ein.  Hierbei  kam  Tor  allen  Dingen 
Ghrofsbritannien  inBetradit,  d  sscn  Handel  die  Welt  beherrschte 
und  dessen  Vorgehen  nach  Thiers'  Meinung  sicherlich  die 
Unterhandlungen  mit  den  anderen  Staaten  stark  beeinflussen 
und  erleichtem  wtirde. 
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V.  Kapitel, 

Die  HandelsYertragspolitik  Ms  zum  Sturze  tou  Tliiers, 

1.  Verhandlungen  mit  England. 

Der  Vertrag  mit  England  nctherte  sieh  seiner  V'erfalbzeit 
und  konnte  gekündigt  werden.  Doch  blieb  er  dann  immer 
noch  ein  Jahr  nach  der  Kündigung  in  Kraft  Thiers  glaubte 
firUher  zum  Ziele  zu  konmien,  wenn  er  auf  dem  Wege  diplo- 
matischer Verhandlungen  ohne  Kündigung  Änderungen  herbei- 
zuführen  auchte. 

Diese  Meinung  des  Präsidenten  fand  im  Parlament  viele 
AnliHnger,  erregte  aber  auch  grofsen  Widerspruch.  Die  Oppo- 
sition verlangte  die  sofortige  Kündigung,  um  freies  Spiel  zw 
haben.  Inde^^ien  fürchtete  der  französische  Handel  bei  einem 
derartig  schroffen  Vorgehen  Repressalien.  Namentlich  die 
Vertreter  des  Weinexports  nach  England,  welcher  sich  in  den 
10  Jahren  liberaler  Handelspolitik  ▼erfünffacht  hatte,  erhoben 
Einvände  dagegen  und  versprachen  sich  bessere  Enolge  von 
dem  durch  Thiers  bereits  eingeleiteten  Verfahren. 

Schon  am  17.  Juli  1871  hatte  der  französische  Botschafter 
in  London,  Herzog  von  Broglie,  an  den  Leiter  des  britischen 
AuswUrtigen  Amts  Lord  Granville  oine  Note  mit  bestimmten 
Vorschlägen  auf  ZoUerhöhungen  gerichtet.  Darnach  sollten 
Game  und  Tuche  aus  \\  oUe.  Baumwolle  und  Lein  %'on  Eng- 
land aufser  den  Taxen  des  Tarife  von  1860  und  dem  aus- 

fleichenden  Zoll  für  die  Tarifierung  der  Rohstoflfe  noch  ^nen 
IrgänzungszoU  von  3— 5^/o,  mit  Baumwolle  gemischte  WoU- 
gewebe  einen  solchen  bis  zu  8  ^  o  zum  Schutz  der  ungenügend 
geschützten  französischen  Industrie  bezahlen. 

Das  lief  auf  eine  Erhöhung  der  Zölle  Ton  etwa  10  oder 
15  •»/a  auf  25  bis  3:V> .  hinaus. 

Thiers  hatte  als  Hauptgrund  für  die  Wünsche  der  fran- 
zösischen Regierung  neben  der  fiskalischen  Notwendigkeit  des 
Zolls  den  allzu  geringen  Schutz  der  franzöisischen  Industrie 
angegeben.  Dieses  Vorgehen  war  gegenüber  dem  manchester- 
lich gesinnten  Kabinett  von  London,  an  dessen  Spitze  Glad- 
Btone  stand,  nicht  gerade  sehr  staatsmMnnisch.  Aber  Thiers 
war  von  der  Fehlerhaftigkeit  der  napoleonischen  Zollpolitik  voll- 
ständig durchdrungen.  In  seiner  fiotschaft  vom  7.  Dezember  1871 
verurteilte  er  diese  als  die  Hauptursache  des  wirtschaftlichen 
Niedergangs  Frankreichs.  Die  grofse  Enquete,  welche  der 
gesetzgebende  Korper  kurz  vor  dem  Kriege  mit  den  deutschen 
htaaten  angeordnet  hatte,  brachte  ilun  den  Beweis,  „dafs  die 
Handelsmarine  ruiniert,  dafs  die  Eisenindustrie  vernichtet  war, 
dalfl  die  Fabriken  von  Garnen  und  Tuchen  aus  Baumwolle, 
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Lein,  Wolle  betrÄchtliche  Seliäden  erlitten  hatten,  dafö  die 
Industrie  von  Mischgeweben  in  Roubaix  fast  zerstört  war, 
d«f8  di«  Landwirtschaft  in  gewissen  wesentlii^hen  Produktioneui 
namentlich  in  der  Wollproduktion,  Not  Htt*^ 

Deshalb  erschienen  ihm  die  Vorschläge,  die  er  Orofs- 
Lritannien  machte,  noch  äufserst  mäfsig,  zumal  seine  Note  nur 

Zölle  für  die  Textilindustrie  forderte ,  hingegen  nichts  Ton 
Gufseisen,  Schmiedeeisen,  Stahl  und  Fabrikaten  daraus,  femer 
iiiclits  von  Kohlen,  chemischen  Produkten,  Olaswaren  u.  s.  w, 

erwähnte. 

Enf^Liiid  wollte  Frankreich  in  seiner  Notlage,  soweit  dies 
mit  den  Grundsätzen  seiner  Regierung  vereinbar  war,  keine 
Scliwierigkeiten  bereiten.  Man  sah  ein,  dafs  ein  zahlungs- 
fähiges Frankreich  für  England,  das  einen  groi'sen  Teil  der 
Kriegsanleihe  au%^racht  hatten  durchaus  nötig  war.  Deshalb 
beugte  man  sich  vor  dem  Glesichtspunkt  der  finanaiellen  Zoll- 
erhöhungen. Gladstone  erschien  sogar  ein  neuer,  im  wesent* 
lieben  doch  auf  den  alten  Bestimmungen  fufsender  Handels- 
vertrag wegen  der  im  französischen  Parlament  stark  zum 
Darchbruch  gekoniraeiien  Schutzzolltendenzen  immer  noch 
besser,  als  ein  völliger  Briic))  mit  dem  Nachbarlande.  Der 
französische  Generalzolldirektur  Amö,  welcher  genau  über 
sämtliche  ünterhuiidliuigeii  unterrichtet  war,  und  dem  ich  mich 
deshalb  in  der  Schilderung  dieser  Vorgänge  hauptsächlich  an- 
schUeliB&  schreibt*  darttber:  ,|Man  hätte  sich  sicherlich  schnell 
▼erständigt,  wenn  die  französische  Regiertmg  sich  von  An&ng 
an  mit  der  Möglichkeit  begütigt  hätte,  die  Rohstoffe  zu  belasten 
nnd  fftr  die  entsprechenden  Fabrikate  rein  kompensatorische 
Zölle  anzuwenden.**  Aber  Thiers  forderte  ausgesprochene 
Schutzzölle  und  liatte  die  snnflorbrtrc  Ansicht,  dafs  der  Frei- 
händler Oladstone  daraut  eingelicn  Avurdi . 

Schon  am  21.  Juli  1871  konnte  der  Herzog  von  Broglie 
dem  Minister  des  Aufseren,  Grafen  de  Rciiiuöat,  mitteilen,  dafs 
in  dieser  Hinsicht  Schwierigkeiten  vorlagen.  Namentlich  erhob 
die  öffentliche  Meinung  in  England  Einwand  auf  Einwand,  so 
in  den  Industriestädten  Bradfoxd,  Manchester,  Belfast,  welche 
bedeutende  Mengen  von  Garnen  und  Tuchen  nach  Frankreich 
liefern.  Eine  Vereinigung  von  Mitgliedern  des  Verbands  der 
Handelskammern  bescnlofs  einstimmig:  soll  eine  Petition 
an  die  Regierung  gerichtet  werden,  um  sie  zu  bitten,  keiner 
Reduktion  der  zwölfmonatliclien  Frist,  welche  durch  die  Kün- 
digung des  Handelsvertrags  mit  Frankreich  gefordert  war, 
zuzustiniiiK  n,  und  imi  die  feste  Hoffnung  auszudiüekeu ,  dafs, 
wenn  man  zur  Öciiiiofsung  einer  neuen  Konvention  schreitet, 


>  Am^  op.  cit.  8.  299. 
*  Am^  op.  cit.  S.  301, 
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dies  nicht  in  rttckschrittlichem  Sinne  ist"  —  Ebenso  erschienen 
in  ofBziÖsen  und  anderen  Blättern  eine  Menge  Artikel,  weiche 

denselben  Geist  atmeten. 

Nach  sieben  Monaten  Verhandlungen  war  eine  positive 
Antwort  in  Paris  noch  nicht  eingelaufen.  Thiers  konnte  frei- 
lich in  der  Kammer  erklären,  dafs  England  im  Princip  zur 
Annahme  der  RohstofFzöUe  geneigt  wäre.  Er  konnte  auch  der 
Opposition,  namentlich  Johnston,  nicht  ohne  Berechtigung  vor- 
werfen, dafs  sie  mit  ihrer  Deutonff  der  Vertragsbedingungen 
dem  Ausland  erst  die  Mittel  und  Wege  zeigte ^  durch  welche 
eine  Ablehnung  des  französischen  Vorschlags  staatsrechtlich 
möglich  war.  —  Aber  schliefslich  mufste  das  britische  Kabinc^tt 
doch  mit  der  Sprache  herausrücken.  Die  Presse  braelitc  von 
Tag  zu  Tag  weniger  ermutigende  Mitteilungen.  Endlich,  am 
24.  Februar  1872,  sandte  Lord  Granville  eine  Depesche  an 
den  tranzösischen  Botschafter,  in  welcher  er  die  Möglichkeit 
der  Verzollung  der  Rohstoffe  ohne  gleichzeitige  Erhöhung  der 
indirekten  Steuern  überhaupt  bestritt 

2.  Kündigung  der  Verträge  mit  England  und  Belgien. 

Es  blieb  danach  nur  der  Weg-  der  Kündigung,  zu  der 
Thiers  bereits  die  Vollmacht  hatte,  ott'en. 

Das  Parlament  hatte  diesen  Schritt  vorausgesehen.  Kurz 
nach  der  glücklich  verlaufenen  Präsidentscliaitbkrisis  lief  ein 
schon  durch  Johnston  am  3.  Januar  angeregter  Antrag  Raoul 
D  UT al  (rechtes  Centrnm)  -Keller  (Rechtie,  klerikal)  ein,  mit 
der  Forderung,  den  Vertrag  noch  vor  dem  4.  Februar  1872 
zu  kündigen.  Dieser  Antrag  wurde  einer  Kommission  überwies«!, 
deren  Berichterstatter  Deisel  (konserv.  Republik. ,  Gruppe 
Ferav)  am  27.  Januar  mit  einem  bestimmten  Gesetzesvorschla^ 
vor  d'ip  Kainmor  trat. 

Die  freihclndierische  Minorität  der  Kommission  hatte  freilich 
gegen  die  Küudigungsvollmacht  gestimmt,  weil  sie  bei  der 
Lösung  des  Vertrages  eine  rückschrittliche  Entwicklung  der 
HandoCspoUttk  und  die  Wiederaufiichtung  des  Schutstsollsystema 
befürchtete.  Die  Majorität  rechtfertigte  den  Antrag  mit  den 
Budgetbedürfnissen,  die  nur  durch  erhöhte  Zolleinnahmen  za 
befriedigen  soirn.  Indessen  bequemte  sie  sich  doch  zu  einer, 
die  Freihändler  Ciapier  (linkes  Centrum)  und  Pascal  Duprat 
(Linke)  befriedigenden  Formulierung.  Der  Vorschlag  erhielt 
infolgedessen  die  Fassung: 

„Die  Nationalversammlung  beschliefst,  in  Erwägung,  dafs, 
ohne  auf  die  wirtschaftlichen  Principien  vor  1860  zurückzu- 
kommen, in  der  gegenwärtigen  Lage  des  Landes  doch  Grund 
zu  einer  Revision  der  Zolltarife  gegehen  ist: 

1  Am^  op.  dt  S.  801. 
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Artikel  1 :  Die  Rogiemiog  wird  emiächtigt,  die  mit  England 
and  Belsen  gescUossenen  HanddmrtrMge  sn  geeigneter  Zeit 

SU  kündigen; 

Artikel  2  r  Vertragstarife  bleiben  bis  zur  Votierung ' 
der  neuen  Tarife  (iurch  dir  Nationalversammlung  in  Kraft/ 

Die  aufserst  erregte  Greneraldiskuäsion  begann  am  31.  Ja- 
nuar 1872.  —  Die  Gegner  der  Regierung  standen  entweder 
grundBätzlich  auf  dem  Boden  des  Freihandels,  wie  W  o  1  o  w  s  k  i 
und  SteinheiK  oder  waren  doeb  wenigstens  Anhänger  der 
napoleoniBohen  Tarife. 

Raudot  (Rechte)  rühmte  den  Vertrag  mit  England  und 
lUhrte  als  Beweis  für  desaen  Wirksamkeit  die  Zahlen  der  Aus> 
und  Einfuhr  nach  und  von  England  an.  Danach  war  die  Ein- 
fuhr Ton  England  nach  Frankreich 

von  278  MiU.  ir.  im  Jahre  1859 
auf  551  „  n  n  ,  1869 
gestiegen;  die  Ausfuhr  Frankreichs  naeli  England  aber  von 
591  Mill.  aut  909  MiU.  fr.  Diese  gewaltige  Ausfuhr  dürfe 
man  nicht  hemmen.  Denn  England  könne  seine  W  eine  auch 
aus  dem  Kapland,  aus  Spanien  und  Portugal  beziehen.  Ebenso 
würde  ee  die  sogenannten  Pariser  Artikel  entweder  selbst  pro- 
dosieren  oder  aus  anderen  Staaten  importieren.  Durch  die 
Kündigung  der  beiden  Verträge  mit  England  und  Belgien 
würde  femer  fiakaliech  noch  gar  nichts  erreicht,  da  Frankreich 
bis  1877  noch  gegenüber  den  anderen  Mächten  gebunden  wäre. 
Anlserdem  müfsten  doch  wiednr  neue  Vertr.lge  abgeschlossen 
werden,  die  für  das  durch  den  Krie^^  irpsf'hwjiehte  Frankreich 
vielleicht  härter  sein  könnten.  Preulsen  stände  hinter  allen 
Müchten,  da  es  an  jedem  Vertrag  durch  die  ihm  für  ewige 
Zeiten  gewährte  Meistbegünstigung  interessiert  «»ei. 

Der  Baron  Eschaaaeriattz  (Ifonapartist)  untersttttste  diese 
Aufißusnng  mit  dem  Hinweis  darauf,  dafs  der  Vertrag  Ton  1860 
fllr  Frankreich  äufserst  vorteilhaft  gewesen  sei,  weil  England 
damals  150  Artikel  völlig  zollfrei  gemacht  und  alle  übrigen 
ermafsigt  habe,  während  Frankreich  nur  44  vollständige  Ver- 
bote dureli  immerhin  sehr  hohe  Zölle  von  30**  ü  ersetzt  hätte 
und  auch  für  die  übrigen  Zölle  nicht  von  dem  Maximum  von 
25°  0  herabgegaugen  wäre.  Die  Kündiprung  würde  womöglich 
wieder  die  Prohibitionen  des  Geneialtarils  bringen  und  Frank- 
reich nicht  allein  politisch,  sondern  auch  wirtschaftlich  isolieren, 
weil  sofort  eine  gegnerische  Zollunion  mit  dem  Mittelpunkt  in 
Deutschland  zu  befürchten  sei. 

Die  Tarife  bedürften  eines  ganz  genauen  Studiums  im 

'  f>io<«pr  Art.  2  wurde  am  14.  Mfirz  l87;i  duroh  ein  vom  Mini-Jt.  r 
Tciaserenc  de  Bort  eiu^brachtes  Gesetz  in  »o  weit  geändert ,  als  sUtt 
„Votiemng  der  neuen  Tarife''  „Anwendung  der  neuen  yotierten  oder 
noch  Mü  Totiercndcn  Tarife"  gesetzt  wurde. 
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Interesse  von  Industrie  und  Landwirtschaft.  Also  wäre  noch 
bis  zum  Erlöschen  sttnitlicher  Verträge  Zeit  zur  Kündigung. 

W  0 1 0  w  8  k  i  (geraäfs.  Republ.)  ging  noch  weiter :  „FUr  die^ 
welche  nicht  rückwärts  schreiten  wollen,  sage  ich  ganz  offen: 
Ich  bin  glücklich,  dafs  die  Verträge  einen  Damm  errichten, 
der  sie  hindert,  zu  einer  reaktionären  Bewegung  auf  dem  Ge- 
biete des  Handels  vorzugehen".  Der  Ausdruck  jkoinpensa- 
toribcher  Zoll'  wäre  nur  eine  andere  Etikette  für  , Schutzzoll'. 
Der  den  SchutssoU  verlangende  Produzent  wäre  aber  doch 
zugleich  auch  Konsument.  Und  der  Standpunkt  des  Konsu- 
menten mllfstC;  namentlich  im  Hinblick  aiu  die  arbeitenden 
Klassen  des  Volks,  besonders  berücksichtigt  werden. 

Seine  ökonomischen  Grundsätze  entwickelte  Wolowski  dann 
in  folgenden  Sätzen :  „Welches  ist  die  allgemeine  Erscheinung, 
die  das  19.  Jahrhunclrrt  kennzeichnet?  Es  ist  die  mehr  und 
mehr  in  Thätigkeit  gekouimene  Cirkulaf  ion  von  Menschen,  Ideen 
und  Produkten.  Wollen  Sie  diese  Cirkuiation  hemmen  ?  Wollen 
Sie  diesen  fruchtbartti  Austausch  veimindeni)  der  bewirkt, 
dafs  alle  Völker  der  Erde  gerufen  werden,  von  den  Wohl- 
thaten  Vorteil  zu  ziehen,  welche  die  Vorsehung  freigebig  in 
den  verschiedenen  Gegenden  der  Welt  verteilt  hat,  indem  sie 
sie  in  verschiedenem  Mafse  verteilt  hat?" 

Die  politische  Ökonomie  hätte  die  Aufgabe,  den  ewigen 
Frieden  zu  schaflPen.  Ein  Sciiritt  auf  diesem  Wege  wären  die 
Handelsverträge.  Der  englisch-belgische  Vertrag  müsse  aber 
besonders  deshalb  aufrecht  eriailten  werden,  weil  er  1)  die 
Einfuhrverbote  beseitigt  und  2)  die  Schutzzölle  auf  höchstens 
25  <^/o.  begrenzt  hätte. 

Ähnliche  Ideen  verfocht  der  Elsässer  Stein  heil:  „Die 
Konsumenten  haben  das  gesetzmäfsige  Recht  und  Verlangen, 
sich  zu  versorgen ;  wo  es  ihnen  gefUTlt)  und  die  Produzenten 
ihrerseits  haben  Interesse  daran,  niclit  allein  auf  dem  nationalen 
Markte,  sondern  auch  auf  den  fremden  Märkten  zu  verkaufen. 
Folglich  ist  das  Regime  der  Freiheit,  der  durch  billige  Verträge 
gemäfsigten  Freiheit  eiu  weit  vorteilhafteres  Regime,  als  es  da« 
vor  1860  sein  würde". 

Warum  hätte  man  den  Hont  Cönis  durchstochen,  den 
Suezkanal  gebaut?  Doch  nur  wegen  der  tiefen  Notwendigkeit^ 
die  Völker  einander  näher  zu  bringen,  und  nicht,  um  sie 
wieder  durch  Zollschranken  zu  trennen.  — 

Aus  den  Ausffihrungen  aller  Gegner  der  Ktindigung  trat 
die  Besorgnis  zu  Tage,  dafs  eine  reaktionäre  Zollpolitik  zu  er- 
warten stände,  weil  gerade  die  Anhänger  des  ancien  regime 
die  Vorlage  befürworteten.  Diese  Bedenken  suchten  die  Depu- 
tierten Reverchon  (Gruppe  Feray),  Raoul  Duval  (rechtes  CeuLrum) 
und  Acloque  (rechtes  Oentrum)  zu  zerstreuen. 

Niemand  wolle  die  Rückkehr  zu  den  alten  Etnfuhrrerbotmi 
und  zum  HochschutzzolL   Die  Industrie  und  auch  die  Land* 
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Wirtschaft  hätten  aber  durchaus  einige  Kompensationen  nötig, 
die  nur  durch  die  Vertragskttncligung  zu  erreichen  seien  Re- 
piessalien  wären  von  England  keinesfalls  zu  befürchten,  wie 
ia  auch  Amerika  bei  seinen  Zollerhebungen  von  Englands  Seite 
keinen  Widerstand  erfahren  hätte. 

T?^^ve^chon  nannte  ^fUe  wahren  liberalen  MaCsregeiu'^  den 
ijSchutz  des  Schwachen  gegen  den  Starken". 

Raoul  Duval  (Normandie^  charakterisierte  die  Lage  der 
Industrie  und  führte  an,  dafs  73  Spinnereien  in  der  Normandie 
seit  Einführung  der  nanoleonischen  Vertrüge  ihre  Arbeit  auf- 
gegeben hätten.  Deshalb  brauche  Frankreich  für  sein  Vor- 
gehen völlige  Freiheit,  um  die  notwendigen  Schutzmafsregeln 
ine  Werk  zu  setzen.  Man  hätte  nach  der  Kündigung  noch 
ein  ganzes  Jahr  Zeit,  um  die  erforderlichen  Untersuchungen 
ansustclien. 

Die  Vertreter  der  Regierung  stellten  sich  auf  denselben 
Boden.  Der  Minister  des  Aiifseren.  Graf  de  Römusat,  bat  aber, 
die  doktrinären  Streitfragen  ganz  aus  dem  Spiele  zu  lassen, 
weil  die  Regierung  in  jedem  Fall  bei  dem  erprobten  System  eines 
gemäfsigten  SchtttasBoUs  zu  bleiben  und  nicht  über  den  Maximal- 
soll  von  25*^/0  hinauszugehen  gedenke.  Sie  wollte  sogar  nach 
der  Kündigung  den  englischen  Vertrag  bis  1877,  allerdings 
mit  kleinen,  notwendigen  Änderungen  verlängern. 

Das  englische  Kabinett  konnte  sich  um  so  weniger  verletzt 
fühlen,  als  es  sich  principiell  geneigt  g<  z(  i^^t  hUtte,  Frankreicli 
zu  Hilfe  zu  kommen.  Erst  in  der  jüngsten  Zeit  wäre  der 
Widerstand  stärker  geworden.  Der  Minister  verlas  zur  Be- 
kräftigung seiner  Ausführungen  einige  diplomatische  Noten, 
deren  Vorlegung  er  suTor  der  Kommission  yerweigert  hatte. 
So  schrieb  der  fransOsische  Botschafter  aus  London  am 
1.  NoTember  1871:  „Die  Regierung  Ihrer  Britischen  Majestät 
hegegnet  einem  grofsen  Widerstand  dagegen,  das  Beispiel  einer 
Verhandlunj^  zu  dem  Endzweck  zu  geben,  die  Schutzzölle  nicht 
zu  verringern,  sondern  zu  erhöhen,  eine  Politik,  welclie  die 
Reirierung  Ilirer  ^^I.ij^'stilt  für  die  Staaten  für  schädlicher  liält, 
Welche  sie  sich  auiei legen,  als  ftir  die  Staaten,  welche  diese 
Zölle  treffen  sollen."  —  Ferner  lautete  eine  am  28.  Januar 
1872  in  Paris  eingelaufene  Depesche:  „Die  Regierung  Ihrer 
Majestät  erhebt  keinen  Widerspruch  hinsichtlich  der  durch  die 
firanzösische  Regierung  in  einem  fiskalischen  Sinne  getroffenen 
MaTsregeln  und  wird  sich  bemühen,  jede  Abschwächung  der 
herzlicnen  Beziehungen  zwischen  den  beiden  Ländern  zu  ver- 
hindern,  in  dem  Falle,  dafs  die  französische  Regierung  den 
Vertrag  kündigen  würde.  Wenn  der  Vertrag  Frankreich  in 
fiskalischer  Hinsicht  Iftstig  ist,   so   ist  die  Regierung  Tlirer 


diese  Punkte  handelt  —  Was  die  VonchlSge  anbetriflFt»  die 
einen  SchutSBoUcharakter  tragen  ^  so  sieht  die  Regierung  der 
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Königin  grofae  Einwände  darin,  solche  Vorschläge  anzunelimen, 
aW  sie  hat  ihnen  nicht  gftnsUch  die  Thür  Tenchlossen.* 

Aus  diesem  Grunde,  so  fuhr  de  R^musat  forty  wttrde  ee 
die  Regierung  noch  einmal  mit  Unterhandlungen  versuchen. 
Aber  es  so?  ganz  gut,  wenn  sie  dabei  die  Waffe  der  Vollmacht, 
zu  kündigen,  in  der  Hand  hätte.  Ein  Zollkrieg  sei  in  keinem 
Fall  zu  erwarten,  da  England  sonst  allen  seinen  Grundsätzen 
ins  Gesicht  schlagen  wflrde. 

Die  gleiche  Ansicht  vertrat  Thiers,  der  die  Kündigung 
nicht  mehr  umgehen  zu  können  glaubte.  Wenn  dann  die  ^age 
mit  England  gelöst  wäre»  so  würae  sie  ^*/4  and  ▼ielleicht  voU- 
stiindig  mit  der  gansen  Welt**  gelöst  sein. 

Die  Opposition  war  indessen  nicht  überzeugt.  Gambetta 
(republ.  Union)  verlangte  die  Vorlage  sfinitlicher  diplomatischer 
Akten.  Nach  der  Ministererklärunir  wäre  ferner  die  Kün- 
digung ganz  unuütig.  Er  beantragte  deshalb  die  Auischiebuug 
der  Berat  Uli g^. 

Johüötüü  (^recliteb  CentrumJ  und  Genossen  forderten  die 
Aegiemng  auf,  die  Verhandlungen  fortausetEen,  aber  nur  in 
Äsludtschem  Sinne. 

Beide  Anträge  wurden  jedoch  abgelehnt,  dagegen  am 
nächsten  Tage,  dem  2.  Februar,  der  Regierung  die  Ermächtigung 

zur  Kündigung  gegeben.  Auf  dem  Datum  des  4.  Februar  be- 
harrte  man  nicht  mehr,  weil  die  englische  Regierung  ihre 
Ansicht,  dafs  die  Kiindiguntr  spätestens  an  diesem  Termin 
und  dann  erst  wieder  ein  Jalir  später  stattfinden  müsse,  aut- 
gegeben hatte. 

Die  Vorschläge,  welche  Ensdand  unterbreitet  werden  sollten, 
hatte  die  Begierunff  auf  drei  Tabellen  niedergelegt 

Tabelle  A  zählte  die  Industrien  auf,  deren  Materialiea 

unverändert  hinsichtlich  des  Zolls  bleiben  sollten.  Daiu  ge- 
hörten Eisen,  Stahl  und  Fabrikate  daraus  (darunter  auch 
Schiffsbauten),  Kohlen  und  Coaks,  Glas-  und  Töpferwaren, 
chemische  Produkte,  Fische,  Hartkäse  und  Bier. 

Tabelle  B  führte  die  Zollerhöhungen  für  die  Textilien  an : 
Baumwolle  imd  Lein  von  iSr.  60 — 100  sollten  um  3*^  0,  vou 
101  an  um  5*^/o  erhöht  werden,  Baumwollentuche  um  h^^o, 
Wolle  um  5-8<»/o. 

Tabelle  C  stellte  eine  gleichmäfsige  Steigerung  aller  anderen 
Zölle  fest.  — 

Die  Abstimmung  in  der  Kammer  im  Sinne  dieser  Zoll- 
erhöhungen war  eigentlich  zwei  Wochen  nach  der  Ablehnung 
der  (ersten)  RohstoffzoUvoi  lai;e  unlogisch;  aber  die  National- 
versammlung wollte  Thiers  so  bald  nach  der  Vertrauenskund- 
gebung nicht  wieder  reizen.  Aufserdem  besagte  die  Kündigung 
in  der  That  noch  nichts  über  die  Ziele  der  zu  befolgenden 
Handelspolitik,  tlber  die  die  Kammer  doch  in  letzter  Linie 
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Thiers  machte  nicht  Bofort  von  seiner  Vollmacht  Gebrauch, 
«ondern  liefs  zuerst,  am  7.  Febraar^  dem  französischen  Bot- 
achafter in  London  den  Auftrag  geben,  an  Lord  Grauville  die 
Mitt'^niinir  zu  machen,  dfifs  die  Regierung  nur  im  äufsersten 
Jr  all  zur  KiirKli«:Ling  schreiten  würde.  Doch  als  am  24.  Feln  uar 
der  cn^ Ii si.il tr^ehafter  Loril  Lyons  dem  französischen  Minister 
de  Kemusat  als  Antwort  auf  diese  Mitteilung  die  bereits  oben 
erwähnte  ablehnende  Depesche  überbrachte,  gab  es  fUr  Thiers 
nur  noch  den  Weg  der  jEttndigung. 

Der  Ton  jener  Depesche  hatte  sogar  eine  indirekte 
DrohuHL;  hinsichtlich  des  französischen  Weinimports  nach  Eng- 
land enthalten:  „Welches  auch  das  Resultat  der  gegenwärtigen 
Diskussion  sein  wird  ,  so  wird  sieh  die  Regieninj^;  Ihrer  Ma- 
^estitt  doch  bermihen,  jede  Änderung  in  deü  Getulilen  der 
Herzliclikeit ,  welche  augenblicklich  zwisciien  den  I  x  iden 
Ländern  bestehen,  zu  vermeiden,  und  sie  würde,  obwohl  sie 
keineswegs  die  Absicht  hat,  einen  Tarif  krieg  anzufangen  oder 
auf  aehnlnöUneriaehe  liafsregeln  sarllcksnkommen ,  et  nnr 
in  dem  Fall  fllr  wertvoll  halten,  ihre  fiskalische  Freiheit  wieder^ 
zuerlaiiu''  ^vo  sie  Gelegenheit  hätte,  davon  in  betreff  eines 
der  Punkte  Gtobranch  bu  machen,  hinsichtlich  deren  der  Ver- 
trag sie  heute  in  gewissem  Mafse  beschränkt" 

Dieser  eine  Punkt  int  die  Wein-  und  Branntweinsteuer, 
welche  durch  den  napoleonischen  Vertrag  zu  Gunsten  der 
französischen  Importe  erheblieh  herabgesetzt  worden  war^.  — 

Alu  iO.  ilarü  sandte  de  ii^musat  dem  Vertreter  Frank- 
reichs, Herzog  de  Brogiie,  seine  Instruktionen.  Am  15.  Wkn 
1872  kündigte  dieser  den  Handelsvertrag  vom  23.  Januar  1860, 
welcher  darnach  am  15.  März  1878  sein  Ende  erreichte,  wenn 
nicht  währenddessen  ein  anderer  Vertrag,  zu  dem  Frank* 
reich  stets  bereit  war,  zustande  kam.  Als  die  Grundlage 
eines  neuen  Vertrages  bezeichnete  der  französische  Bot- 
geh after  ih  n  alten  Konventionaltarif,  jedoeh  mit  Abänderungen 
im  Interesäe  der  dringenden  Bedürfnisse  der  Industrie  und 
des  Fiskus. 

Lord  OraoTille  beatätigte  am  18.  März  die  Kündigung 
dorcli  eine  einfache  Empfangsbescheinigung  der  betreffenden 

Kote.  Die  „GefUhle  der  Henlichkeit",  welche  die  englische 
Regierung  auch  in  Zukunft  gegenüber  Frankreich  hegen  wollte, 
offenbarte  sie  durch  Zusendung  einer  Reihe  von  Reklamationen 

und  Beschwerden  englischer  Kaufleute  hinsichtlich  der  Praxis 
der  französisehen  Zollämter  direkt  an  den  französischen  Bot- 
schafter (25.  März  1872). 

Die  Kündigung  des  Vertrages  mit  Grofsbritannien  machte 
auch  die  Lösung  des  belgischen  Handelsabkommens,  welches 


>  Am^,  OD.  cit.  II  S.  811. 
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auf  gleicher  Grundlage  geschlossen  war,  notwendig.  Der 
VerfidUteniiiii  war  der  28.  Aiärz  1873. 


3.  Vertrage  mit  England  und  Belgien« 

Die  Verhandlungen  mit  den  Kabinetten  von  London  und 
Brltosel  wurden  einstw^len  eingestellt,  weil  die  firanatfsiiche 
Eegierung  sich  auror  mit  der  iNattonalversammlung  über  ihr 
neues  ZoIIprqiekt  au  verständigen  wünschte,  am  dadurch  die 
nötige  Grundlage  zu  neuen  Handelsverträgen  zu  gewinnen. 

Das  Gesetz  vom  26.  Juli  1872  gab  ihr  diese  MögHchkeit 
und  liefe  die  Verhandlungen  wieder  anknüpfen.  England 
konnte  seinen  Widerstand  gegen  die  französischen  Forderungen 
jetzt  nicht  mehr  mit  der  Unsicherheit  erklären,  in  der  es 
durch  die  offenbare  Meinungsverschiedenheit  zwischen  der 
Ri^erung  und  der  Kammer  Frankreichs  geschwebt  hatte. 
Nach  dem  26.  Juli  herrschte  kein  Streit  mehr.  Kein  parla- 
mentarischer Beschlufs  konnte  mehr  die  durch  das  Gesetz  vor- 
geschriebene Höchstgrenze  der  Zölle  auf  eine  für  England 
ungünstige,  noch  höhere  Abgabenstufe  verrücken.  Anderer- 
seits trug  der  neue  Tarif  nicht  mehr  den  Charakter  des  Hoch- 
schutzzoHs,  der  den  britischen  Doktrinären  von  vornherein 
uiiaimehmbar  gewesen  war,  sondern  hielt  sich  mehr  im  Kähmen 
der  Fmauzzölle.  Daher  war  begründete  Aussicht  vorhanden, 
dafs  die  neuen  diplomatischen  Verhandlungen  mit  London 
zum  Ziele  führen  mufsten.  In  der  That  kam  am  5.  November 
1872  der  neue  Handels-  und  Schiffabrts vertrag  zustande. 

Der  Wortlaut  dieses  Vertrages  scheint  ein  gro(ses  Ent- 
gegenkommen der  englischen  Regierung  zu  bekunden ,  zumal 
urofsbritannien  als  Grund  seiner  Handlungsweise  snnz  selbstlos 
die  Erkenntnis  angiebt,  dafs  „Ihre  Majestät,  die  Königin  d&s 
Vereinigten  Königreiches"  von  der  Notwendigkeit  der  fran- 
zösischen Wunsche  überzeugt  war.  Sie  willigte  „iii  freund- 
schaftlicher (Besinnung  in  die  Tariftnderungen,  ,  weil  die 

finanziellen  Bedürfnisse  Frankreichs  die  Auflage  neuer  Abgaben 
in  diesem  Lande,  und  zu  diesem  Behuf  die  Modifikation  der 
Tarifstipulationen''  der  Verträge  „gebieterisch  fordern"  *. 

Aber  thatsächlich  beschränkte  sich  die  Freundlichkeit 
Englands  auf  diese  Höflichkeitsformeln.  Während  es  selbst 
Frankreich  nur  die  Behandlung  der  meistbegünstigten  Nation 
bot,  muiste  sich  dieses  zu  mancherlei  speeiell^n  Zugeständnissen 
bequemen.  Die  in  einem  besonderen  Taril  festgelegten  Zölle 
durften  in  keinem  Falle  erhöht  werden  und  galten  als  Maximal- 
abgaben. Einige  BohstoflfeOlle  wurden  oCendrein  niedriger 
angesetzt,  als  sie  das  Gesetz  vom  26.  Juli  1872  verlangte, 
sodafs  damit  die  erwartete  Einnahme  für  den  Staatssftckel 

'  H  A.  1872  U  549. 
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empiindlich  geschmlüert  wurde.  Der  wichtigste  Punkt  des 
Vertrages  war  indessen  das  vollständige  Zurückweichen  der 
französi'jehen  Unterhändler  vor  den  britiHcben  Ansprücli'^n 
hinsichtlicii  der  Öchitiahrt.  Während  die  übrigen  Bestimm ungeu 
bei  einjähriger  Kündigungsfrist  bis  zum  31.  Dezember  1876 
liefen,  sollte  mit  Ausnahme  der  Küstenfahri  die  briiiäche 
Handelaflotte  und  ihre  Lidungen  fUr  Frankreich  und  Algier 
his  snm  IS.  Juli  1879,  dem  l^daUstermin  des  Vertrages  mit 
Portugal  in  jeder  Besiehung  der  franxOsischen  Flotte  gleich- 
gestellt sein.  Damit  war  der  Fhiggenzuschlag  fLir  die  indirekte 
Schiffahrt,  den  man  vergeblich  durch  Verhandlungen  mit 
Österreich  zu  erreichen  gesucht  hatte,  und  der  nach  den  Er- 
wartungen der  französischen  Reeder  wenigstens  bei  dem  Kv- 
löschen  des  <iöterreichischen  Vertrags  im  Jahre  1876  eintreten 
sollte,  endgidtig  unmöglich  gemacht,  und  so  der  Flotte  der 
sehnlichst  gehoffte  Schutz  geraubt. 

Aber  auch  der  SchifistNui  mufete  den  Schmerz  erleben, 
dala  die  beschlossenen  Zölle  von  30—60  fr.  auf  die  Mefstonne 
fUr  importierte  Schiffe  dem  alten  Bilanzzoll  yon  nur  2  fir. 
weichen  sollten.  Es  machte  dabei  sehr  wenig  aus,  dafs  diese 
Zölle  durch  Ausgleichungsabgabcn  auf  den  met^dlischf^n  Über- 
zug der  Schiffsrümpfe  von  Eisen,  Zink  oder  Kupter  bis  zu 
9  fr.  pro  Tonne  gesteigert  wurden.  Das  zu  Anfang  des  Jahres 
beschlossene  Marinegesetz  war  ihatsachlich  illusorisch  geworden. 
Denn  wenn  Uberhaupt  ein  Import  von  Schiffen  Air  die  fran* 
BÖsische  Industrie  gefährlich  war,  so  war  dies  sicherlich  der 
▼on  England. 

£m  Vorzug  des  Vertrages,  aber  nur  formalrechtlicher 
Natur,  war  die  klare  und  deutliche  Bestimmung  im  Artikel  5, 
dafs  die  Zrille  nur  bei  einer  gleichen  Belastung  der  ein- 
heimischen Produkte  durch  Ausgk'ichungszölle  erhöht  werden 
durften,  dagegen  niemals  „mit  Bezug  auf  eine  Zollabgabe  von 
Uohmaterialien  oder  anderen  von  aufserhaib  eingeführten  Pro- 
dukten oder  Waren".  Damit  sollte  jedem  künftigen  Streit  um 
den  WortUut  der  Verträge  und  die  Möglichkeit  Ton  Zoll- 
erhöhungen  der  Boden  entzogen  werden.  Aber  schlieÜslich 
war  der  leidende  Teil  dabei  doch  wieder  Frankreich,  weil 
nur  hier  etwa  eintretende  ZoUerhöhungen  auf  der  Tages- 
ordnung standen. 

Den  woitnron  Inhalt  des  Vertrages  bilden  Bestimmun pr<*n 
über  das  Fr'iii(l«'iirpcht ,  über  Wertdeklarationen,  Ursprungs- 
zeugnisse, Sicherlieitdkautelon  und  dergleichen,  ferner  über 
Stempelgebühren  für  Goldschmiedearbeit,  Feuerwadeu  und 
Anker,  auch  Über  die  BefugniBse  und  Bechte  der  Konsuln  und 
alles»  was  damit  BusammenhJIngt 


1  Portugal  stsnd  aafaerhalh  des  Systems  der  MeistbegllnstigangB* 
Tertrige. 
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Der  Vertrag  sollte  bereits  am  1.  Dezember  1872,  oder, 

wenn  r^r  bis  dnliin  noch  nicht  ratifiziert  war,  sofort  narli  der 
llatitikation  in  Kraft  treten.  Das  war  ein  kleines  Zugeständnis 
Englands,  welches  sich  eigentlich  noch  bis  Mitte  März  1873 
des  Vorteils  der  etwas  liberaleren  napoleonischen  Tarife  er- 
freuen durfte. 

Aber  das  Zugeständnis  war  auch  nur  scheinliar.  Die 
britische  Regierung  fügte  freilich  ihrem  Tarif  sofort,  ohne  erst 
auf  die  VerhandLungen  Frankreichs  mit  den  anderen  Mächten 
zu-  warten,  die  neuen  Zollerhebungen  hinzu.  Indessen  konnte 

sie  sicher  sein  ,  dafs  die  meisten  Bestimmungen  an  der 
Formel  der  Meistbegünstigung  scheitern  und  dafs  die  übrigen 
Vertragsnationen  schwerlich  ihre  Kechte  aufgeben  würden. 
Aufserdem  besagte  der  §  2  des  Artikels  7  des  französischen 
Gesetzes  vom  26.  Juli  1872,  welcher  durch  den  Antrag  Pouyei^ 
Quertier^  wie  ich  oben  erwähnt  habe,  beschlossen  worden  war, 
ganz  unsweideutig,  dafs  kein  Zoll  auf  irgendwelche  Bohstofie 
erhoben  werden  durfte,  bevor  nicht  sämtliche  Vertragsnationen 
ihre  Einwilligung  dazu  gegeben  hätten. 

Thiers  liiltte  sicherlicii  diesen  Vertrag  nicht  unterschrieben, 
wenn  er  nicht  iil»przeugt  gewesen  wäre,  dafs  d;is  Vorgehen 
des  mächtigen  Aibion  günstig  auf  die  Verhandlungen  mit  den 
anderen  8Uiaten  wirken  würde,  und  dafs  er  dadurch,  wenn 
auch  nicht  die  ganze  Fülle  seiner  handelspolitischen  Pläne 
verwirklichen,  so  doch  etwas  snm  Vorteil  der  Finansen  and 
der  Volkswirtschaft  erreichen  kOnne.  — 

Ein  Vierteljahr  später,  am  5.  Februar  1873,  schlofs  er 
auf  der  Basis  des  englischen  Vertrages  einen  Handels-  und 
einen  Schiffahrtsvertrag  mit  dem  Brüöseler  Kabinett.  Tags 
zuvor  hatte  sein  Minister  des  Aufsoren,  d"  Rf^musat,  den  Ver- 
trag mit  England  der  Kammer  zur  Genehmigung  unterbreitet. 
Einige  Wochen  darauf,  am  10.  Februar,  folgte  das  Handels- 
abkommen mit  Belgien,  am  2o.  März  der  iSchiffahrtsvertrag 
mit  demselb«!  Lande. 

Die  Verträge  wurden  sämtlich  derselben  Kommission  Uber- 
wiesen, die  sich  durchaus  nicht  mit  ihrer  Arbeit  beeilte.  Denn 
in  der  Nationalversammlung  und  im  ganzen  Lande  fanden  sie 
eine  überaus  ungünstige  Aufnahme. 

Die  Arbeit  der  englisch-französischen  Kommissare,  welcfif 
nach  der  Vertragschliefsung  noch  besonders  die  Frage  dw 
Au.sgleichung,sal»gal)en  für  die  RolistoffzöUe  regeln  sollteiu 
vervollständigte  den  allgemeinen  Unwillen.  Jede  Art  von 
SchutSy  den  die  kompensatorischen  Abgaben  bieten  sollten, 
war  von  diesen  vollständig  abgeschnitten  worden.  In  einigen 
'  Artikeln  betrug  sogar  der  Ausgleiohungszoll  eine  geringere 
Summe,  als  der  Z  ill  auf  die  Ilohstoffe,  weil  die  Engländer 
erklärten,  dann  in  den  betreffenden  Fabrikaten  in  Frankn  ieli 
nicht  mehr  konkurrieren  ^u  können.   So  beliefen  sich  die 
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Beduktionen  im  Tarif  für  verschiedene  Gmie  und  Gewebe 
auf  30  40^  0,  auf  Produkte  aus  Fettkörpem  auf  40— 55^/0, 
auf  Kautschuk  waren  auf  25 — 75  **/o.  Sehr  geschickt  rechnete 
der  englische  Kommissar  mehrere  Werfcsölle  in  sy>ocifi8che  und 
umgekehrt  specifische  in  Wertzölle  um,  natiirlich  stet«  im 
Sinne  einer  Ermärsigunp:  (Anie).  Aber  nicht  allein  das  l{oh- 
stoffzoUgeaetz  wurde  dadurch  stark  modiiiziert,  sondern  äogar 
das  GkeetB  vom  8.  Juli  1871.  Die  miDeralischen  öle  britischen 
Ursprungs sollten  danach  nicht  dam  in  diesem  Gesetz  be- 
«ohloBsenen  FetroieumzoU,  sondern  nur  der  alten  Abgabe  von 
5  ^  0  unterliegen  (exklusive  der  inneren  Steuer)  und  nur  bei 
gleicher  Erhöhung  der  Fabrikationsabgaben  auf  französische  öle 
«Inem  höheren  Zoll  nnterworfen  werden.  Diese  Bestimmung 
sollte  rückwirkende  Ivrait  erlangen  und  sämtliche  bis  dahin 
SU  viel  erhobenen  Abgaben  zurückgezahlt  werden. 

4.  Thiers'  öturz. 

Nur  mit  grofser  Besorgnis  konnte  Thiers  dem  Geschick 
«einer  Gesetsesvoriagen  entgegensehen.  Ein  gewaltiger  Sturm 
in  der  Kammer  stand  in  Aussicht.   Aber  auch  von  anderen 

»Seiten  zog^en  sich  die  Wolken  mehr  und  mehr  zusammen.  Die 
Politik,  welche  Thiers  verfolgte,  bcwc^^tn  sich  in  unmittelbarem 
Gegensatz  zu  den  Anschauungen  der  kierikal-monarchistisclien 
Kammernu'hrlieit.  Seine  Überzeugung  von  der  Notwendif^keit, 
die  republikanische  8taatäform  in  Frankreich  endgiilug  aU  die 
etnsig  mögliche  festsetien  sn  lassen,  scheiterte  an  dem  Willen 
des  Parlaments.  Die  monarchistisch  gesinnte  Majorität,  welche 
die  Stunde  zur  Wiederaufrichtung  des  Königtums  gekommen 
aab  und  sich  stark  genug  eu  diesem  Schritte  fühlte,  führte 
bereits  am  24.  Mai  1873  seinen  Sturs  herbei. 


VI.  Kapitel. 

Bie  Anfhebuiig  der  Thlersschen  Gesetze  and  neue 

HandelsvertrSge. 

1.  Die  Aufhebung  des  RohBtoffzollgesetzes. 

Auch  das  fiskalische  Gebäude,  das  der  arbeitsuiue  Mann 
mit  Daransetzung  seiner  ganzen  Energie,  seiner  Beredsamkeit 
und  Übcrzeu^inerstreue  errichtet  hatte ,  stürzte  balfl  darauf 
wie  ein  Karteubauä  zusammen.  V.s  war  Tliiers  nicht  vergönnt, 
die  kaiserliche  Vertragspolitik,  gegeu  die  er  ein  Jahrzehnt  lang 


s  Artikel  V  des  Protokolls  der  Konferenz  der  Kommissare  Gfan* 
ville^  Oavaid,  Oienae.  S.  H.A.  1872  II  S.  554. 
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und  gegen  deren  Geist  er  sein  Leben  lang  gekämpft  hatte. 
7A\  F{\]\f'  ZU  bnnrren.  Die  Meistbegünstigungsklausel  band 
l'ia  11  k reich  in  jeder  Beziehung  an  den  Willen  des  Auslands, 
uud  die  Verliandlungen  mit  den  einzelnen  Staaten  zwangen 
die  Regierung,  nach  uud  nach  in  fast  allen  Punkten  aut^ 
Gesetzeebestimmungen  zu  verzichten,  die  sie  vor  der  National- 
yeraammlung  als  grundlegend  für  das  Wohl  des  Itaades  be- 
zeichnet hatte. 

Der  Vertrag  mit  Österreich-Ungarn  machte  das  Marine- 
gesetz unmöglich.  Die  neuen  Verträge  mit  England  und  Belgien 
leerten  Frankreich  in  dieser  Hinsicht  gleichfalls  und  auf  noch 
l;i]i;iere  Zeit  lest  und  beseitigten  zudem  wesentliche  Teile  des 
KohstoffzoUprojektes.  Nun  standen  noch  die  Verhandlungen 
mit  den  übrigen  btaaten  bevor;  neue  Enttäuschungen  waren 
in  jedem  Fall  zu  erwarten,  da  sich  schwerlich  annehmen  liefs, 
dab  die  Regierung  eines  nremden  Landes  aus  reiner  Liebe  za 
Frankreich  sich  zu  dem  Verzieht  auf  wohlerworbene  handelo- 
politisch  e  Ii  echte  verstehen  würde.  Diplomatische  Unterhand- 
lungen mit  Italien,  welche  noch  vor  Ablauf  des  Vertrages  am 
19.  Januar  1876  Änderungen  herbeiführen  sollten,  liefsen  dies 
schon  voraussehen,  wenn  sich  auch  das  Kabinett  Viktor  Ema- 
nueU  entgegenkommend  zeigte  und  in  Rom  ein  Präiiminar- 
arrangement  mit  Frankreich  vereinbarte. 

Die  Regierung  des  neuen  Präsidenten  Alac  Malion  konnte 
sich  infolgedessen  nicht  der  Ansicht  verschliefseni  dafs  ein 
Beharren  auf  dem  von  Thiers  eingeschlagenen  W^e  ein  un- 
nützes und  aussichtsloses  Unternehmen  war.  Eine  der  ersten 
Mafsnahmen  Mac  Mahons  war  die  Neugestaltung  des  Ober- 
handelsrates (conseil  supörieur)  mit  seinen  drei  Abteilungen 
für  Landwirtschaft,  Handel  und  Industrie  durch  Dekrete  vom 
6.  und  15.  Juni  1873.  Diese  Körperschaft,  welche  aus  Depu- 
tierten, Vertretern  der  Handelskammern  und  der  verschiedenen 
Zweige  der  Volkswirtbchaft  und  Beamten  besteht,  wurde  sofort 
mit  der  Untersuchung  der  Angelegenheit  betraut,  und  folgende 
Fragen  wurden  ihr  zur  Prttrang  unterbreitet: 

1.  Ob  man  das  Oesetz  vom  26.  Juli  1872  unterdrücken 
und  demzufolge  die  mit  England  und  Belgien  geschlossenen 
Verträge  nicht  ratifizieren  solle; 

2)  Wie,  im  Falle  der  Bejahung  der  Frage,  die  Handels- 
beziehungen mit  diesen  beiden  Staaten  geregelt  werden 
mUfsten;  und 

3.  Welche  Stellung  man  gegenüber  dem  Marinegesetz  vom 
30.  Januar  1872  einzunehmen  hätte  ^. 

Gewifs  safsen  im  Oberhandelsrat ,  besonders  in  der  Ab- 
teilung für  Landwirtschaft,  viele  Anhänger  der  Kohsto£bölle. 
Aber  unter  den  waltenden  Umständen  drang  die  Einsicht  von 


^  Am^,  op.  cit.  U  322. 
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der  Zwecklosigkeic  des  ganzen  Gesetzes  durch  und  fküirte  su 
oner  eiiutimnii^en  Befürwortung  der  Aufhebung  des  GteeetEos 

und  zu  dem  \  erlangen,  den  Verträgen  die  Genehmigung  zu 
vensagen.  Man  fordorte  die  Regierung  auf,  neue  Verhandlungen 
mit  London  und  Brüssel  zu  eröflfnen,  die  bis  zum  31.  Dezember 
1876  die  alten  Verträge  von  1860jG1  wieder  in  Kraft  treten 
laaäen  6üllten. 

Der  die  Marine  betreffende  Teil  der  Fragen  Stiers  aber 
auf  eine  starke  Opoosition  im  Oberhandebrat,  weil  die  Leiden 

des  Schiffsbanes  und  der  Reederei  zu  offen  am  Tage  lagen  und 
▼iele  Mitglieder  in  der  Aofrechterhaltung  der  Flaggenzuschlilge 
die  einzige  Rettung  erblickten.  Schliefslich  gelangte  am 
21.  Juni  1873  mit  26  gegen  20  Stimmen  ein*^  Rf^-^olntion 
Ohes n t?long  (klerikal, Legitimist) -Johns ton  (rechtes  Centruin) 
zur  Annahme:  ^Der  Obcrhandelsrat  bittet,  in  d<jr  ErwMpung", 
dais  der  Artikel  1  des  Gesetzes  vom  30.  Januar  1872  unan- 
wendbar  ist,  um  dessen  Aufhebung;  aber  in  der  gleichzeitigen 
£rwäguDg,  dafs  das  Gedeihen  der  Handelsmarine  mit  den 
Interessen  unserer  nationalen  Marine  auf  ffanz  intime  Weise 
verknüpft  ist,  spricht  er  den  Wnnsch  aus,  dafs  die  Regierung 
durch  eine  besondere  und  sachverstttndige  Rommission  die 
wirksam 8t(?n  Mittel,  dieser  Industrie  su  Hilfe  zu  kommen, 
untersuclien  iJtfst"'.  — 

Der  Handelsmiuister  de  la  B  o  u  i  1 1  e  r  i  e  trat  bald  darauf, 
am  11.  Juli,  mit  einem  Projekt  vor  die  Kammer,  wonach  das 
Rohstoffzollgesetz  aufgehoben  werden  sollte.  „Das  Gesetz  vom 
26.  Juli*,  so  meinte  er,  „ist  ein  toter  Buchstabe,  und  es  be- 
stehen zu  lassen,  wo  es  ein  wirkliebes  Resultat  hervorzubringen 
nicht  imstande  ist,  wttrde  den  ernsten  Xa  ltteil  haben,  ohne 
irgendwelchen  Nutzen  eine  beständige  Beunruhigung  ttber 
Handel  und  Industrie  schweben  zu  lassen". 

Am  21.  Juli  IS?:;  erfolgte  der  Bericht  Leureiits  (Rechte) 
im  >^amen  der  Hudgetkommission  darüber,  und  am  25.  Juli 
wurde  das  Gesetz  ohne  jede  Debatte  angenommen.  — 

2.  Die  Verträge  mit  England  und  Belgien. 

Die  Zwischenzeit  hatte  die  Regierung  zu  neuen  Verhand- 
lungen mit  England  und  Belgien  benutzt  und  rasch  eine  Ver- 
ständigung mit  beiden  Staaten  erzieh.  Am  23.  Juli  1873  unter- 
zeichneten in  Versailles  der  Minister  des  Aufseren,  Herzog 
von  Broglie  (rechtes  Centrum),  und  die  Vertreter  Belgiens, 
Baron  Beyens,  und  Englands,  Lord  Lyons,  die  neuen  Verträge, 
nach  denen  für  Belgien  bis  zum  10.  August  1877  und  für 
England  bie  aum  80.  Juni  1877  die  alten  napoleonischen  Tarife 


*  Citiert  von  BabinoChevsje,  annsles  de  l'Asoeinbl^e  nationale 
25.  Juli  1678. 
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wieder  in  Kraft  gesetzt  wurden.    In  beideo  FftUeo  -traf  man 

die  Übereinkunft,  durch  Zusatzkonventionen  etwa  nötig  ge- 
worflene  Änderungen  im  Zollreglement,  Expertiaeverfahren  und 
verwandten  Dingen  einführen  zu  können.  Grofsbritannien  Hefa 
sic  h  hinsichtlieh  der  Schiffahrt  in  einem  besonderen  Paragraphen 
obendrein  niciit  üur  die  Meiätbegüüätiguug  mit  den  andern 
Staaten  (natttrlich  unter  dem  Gesichtspankt  der  Reciprocität) 
geben,  sondern  sogar  das  Recht,  dab  seine  ^^nen  Schiffe  in 
Frankreich  ond  Algier,  abgesehen  von  der  Küstenfahrt,  den 
französischen  vollständig  gleichgestellt  sein  sollten.  Ferner 
beharrte  es  auf  dem  alten  Zoll  für  mineralische  Öle,  mit  der 
Mafsgabc,  dafs  sofort  nach  der  Ratifikation  in  PariB  eine 
Kommission  (jedes  Land  stellte  ein  Mitglied,  zu  denen  in 
streitigen  Fullen  ein  drittes  als  Schiedsrichter  trat)  diese  Frage 
und  auch  andere  noch  unvereinbarte  Punkte  regeln  sollte. 

Am  24.  Juli  1873  unterbreitete  der  Herzog  B rogli  e ,  der 
Nachfolger  de  R^musats  im  Ministerium  des  Auswärtigen,  der 
Kationalversammlang  die  Vertrüge,  welche  einer  Kommission 
unter  dem  Vorsitz  von  Pouyer-Quertier  übergeben  wurden« 
Die  Kommission  liefs  sich  hauptsächlich  durch  das  Vorgehen 
des  Staatsrats  imrl  f1<'s  Oberhan ddsrats  bestimmen ,  welche 
"beide  die  Scliritte  der  Regierung  gut  p:t  heifsen  hatten.  Die 
iMiisicht,  vor  der  man  sich  zuvor  so  hartnackig  gesträubt  liarte, 
dals  es  eine  andere  Wahl  nicht  gab,  brach  sich  jetzt  ailentlialben 
Bahn.  Nur  die  Rechte,  welche  man  den  fremden  Handels- 
flotten einräumen  sollte,  stiefsen  auf  Widerspruch.  Aber  die 
Mehrheit  verhehlte  sich  nicht,  dafs  Im  Falle  der  Ablehnung 
dieser  Bestimmungen  vielleicht  der  Vertrag  mit  England  gap 
nicht  zustande  kommen  würde.  Aufserdem  mufste  die  in  den 
alten  Verträge?)  gelassene  Möglichkeit,  dio  S^eelnfuhr  aus 
Belgien  oder  1  im,land  zu  troffen,  doch  nur  zum  Scliaden  der 
französischen  liäien  ausschlagen,  weil  der  Import  dann  einfach 
den  Weg  zu  Lande,  über  Deutschland  und  die  Schweis,  ge- 
nommen haben  würde. 

Das  Aufgeben  des  ZoUschutses  der  ölindustrieen  bedauerte 
man  sehr,  versprach  sich  aber  statt  dessen  viel  von  einer 
Acciseabgabe,  zu  deren  Einführung  die  Regierung  aufgefordert 
wurde;  die  Acdse  sollte  je  nach  der  Leuchtkraft  des  Öles 
abgestuft  werden. 

Dieser  Vorschlag  bildete  den  Hauptgegenstand  rirr  Dis- 
kussion in  der  Kammer  am  29.  Juli  1873.  Der  Deputierte 
Paul  Morin  (republik.  Linke)  unterschied  drei  Arten  von 
Mineralölen,  daö  amerikanläche  Petroleum^  das  schottische  Ol 
aus  Boghead  und  schliefslich  das  französische  Schieferöl  von 
Autun.  Von  diesen  drei  Sorten  hatte  das  fransösische  die  ge* 
ringste  Leuchtkraft,  während  das  Petroleum  die  grOfste  Hellig- 
keit erzielte.  Bei  dies^  Sachlage  konnte  man  in  der  That 
einen  Zoll  voUstttndig  umgehen  und  eine  durch  die  Verträge 
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erlaubte  Acciaeabgabe  nach  dem  Grade  der  Leuchtkraft  ein- 
fUuren.  Thatsfichlieh  waren  auf  dieae  Weise  die  fremden, 
heller  brennenden  ()le  schärfer  zu  treffen,  als  die  einheimischen. 
Aber  Morin  bezweifelte,  ob  die  Regierung  aach  dieser  An- 
regung folgen  würde.  Obendrein  bestritt  er  überhaupt  die 
Rechtmäfsigkeit  der  englischen  Ansprüche,  die  freilio!?  neroits 
von  Thier«  anerkannt  waren  Dan  Reh  sollte  das  englisciie  Ol 
von  Boghead  als  Kohleneysenz,  wie  das  Anilin,  behaüdelt 
werden,  also  auiser  der  inneren  Abgabe  nur  mit  einem  Zoll 
von  5'/«  oder  von  3  fr.  pro  100  kg  belegt  werden.  Dieses 
Ol  ist  in  der  Tbat  aber  keine  Konlenessenz ,  wie  neuere 
Chemiker  nachgewiesen  haben,  sodab  Frankreich  es  ruhig 
seinen  Gesetzen  über  die  MineralölzöUe  unterwerfen  konnte. 

Ahnlich  wie  Morin  äufserten  sich  Leurent  (Rechte)  und 
Ciapier  f  linkes  Oentrinn),  aber  der  Herzog  von  Broglie  wif^s 
ihre  FonltTungen  hauptsächlich  damit  zurück,  dafs  die  l'r;ige 
der  xVcciseabgabe  mit  dem  Vertrag  nicht  in  Verbindung  stünde. 
Sonst  schien  die  Regierung  dieser  mit  einigem  Raffinement 
ersonnenen  Zollumgehung  nicht  gerade  abgeneigt  zu  sein. 

Das  Oeseta  wurde  nodi  an  demselben  Ta«e  aiM;enommen, 
nachdem  nur  noch  der  Deputierte  Leurent  Bedenken  wegen 
des  neu  einzuführenden  Zollexpertiseverfahrens  geäufsert  hatte. 
Denn  nach  diesem  sollten  die  Ihmzösischen  Zollämter  ihre  ge- 
nauen Ermitthingen  einstellen,  wodurch  dem  Schmuggel  der 
englischen  Importeure  Thür  und  Thor  geöffnet  wurde. 

Der  Vertrag  mit  Belgien  wurde  ohne  weitere  Jb^rÖrtenmgen 
genehmigt. 

Die  noch  unentfichiedene  Frage  über  daa  Veriaiiren  bei 
der  Versollung  ad  Talorem  wnnie  erst  im  Januar  1874  er- 
ledigt Die  englisch-franaOsischen  Kommissare  Kennedy  und 
Ozenne  einigten  sich  schliefslich  am  22.  Januar  dahin,  daTs 
die  Wertdeklarattonen  der  Importeure  einer  weniger  scharfen 
Kontrolle  unterliegen  sollten,  und  zwar  „in  Erwägung,  dafs 
diese  Di^^positionen  den  berechtigten  Anforderungen  des 
Handels  entsprechen".  Natürlich  behielt  das  Zollamt  das 
NTork aufsrecht  für  die  importierten  Waren,  wenn  es  die  Über- 
zeugung hatte,  dafs  die  betreflFenden  Güter  einen  gröfseren 
Wert  darstellten,  als  ihn  die  Deklaration  angab«  Wenn  das 
Zollamt  darauf  reraichtete,  so  wurde  ein  Expertiseverfishren 
eingeleitet,  au  dem  die  Experten  einer  Liste  von  Kaufleuten 
und  Fabrikanten  entnommen  wurden,  welche  jährlich  durch 
die  Handelskammer  des  betreffenden  Bezirks  aufgestellt 
wurde'.  —  Frankr^^ich  hatte  auch  hierin  fast  gänzlich  den 
englischen  Forderungen  nachgegeben. 


'  Siehe  Protokoll  hr-tn-ff.  das  ExpertiscvrrfMhren,  H.A.  1874  11  251. 
Die  mitEngland  vereinbarten  iiestimmuugen  wurden  aach  und 
aach  durch  Ubereinkoomien  auch  auf  die  anderen  Staaten  snsgedehnt. 
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Ähnlich  verhielt  es  sich  bei  den  folgenden  Verhandlungen 
mit  Grofsbritannieo ,  welche  am  24.  Januar  1874  xu  einer 
Zuastskonvention  führten.    Der  Minister  des  Auswärtigen, 

Herzog:  Decazcs,  unter breiteto  rlio'^o  Konvention  sofort  der 
Kammer,  welche '  sie  nach  eirtstiiinnii^ci'  Anriulinie  durch  die 
Parlamentökommiiiöion  und  einem  emptehlendcu  Bericht  V^tü- 
lart  (Rechte)  am  29.  Januar  ohne  Debatte  annahm. 

Diescö  Übereinkommen  wiederholt  mtr  die  schon  in  dem 
Vertrage  mit  Thiers  festgesetzten  Bestimmungen,  nach  denen 
künftighin  jede  Meinungsverschiedenheit  hinsichüich  der  Mö^- 
lidikeit  von  ZoUerhöhungen  ausgeschlossen  wurde.  Es  wurde 
femer  vereinbart,  dafs  jede  Abgabe,  die  den  Durchgangs- 
verkehr über  Frankreich  nach  England  und  umgekehrt  be- 
lasten könnte,  für  die  Zukunft  unterbleiben  sollte.  Die  übrigen 
Veronlniinir^^fi  der  Konvention  beziehen  sich  auf  Stempel-  und 
0?^r<nitie;il (gaben  fllr  Goldschmiedeartikel,  Feuerwaffen,  Anker, 
Ankerketten  und  andere  ebenso  zu  kontrollierende  Artikel, 
ferner  auf  den  Schutz  von  Handelsmarken  und  dergleichen. 
Muster  und  Proben  von  Handelsreisenden  sollten  12  Monate 
lang  unter  Hinterlegung  von  Garantieen  steuerfrei  bleiben  ^. 

3.  Die  Aufhebung  des  Marinegesetzes. 

Die  Bestimmungen  über  die  Handelsflotte  waren  in  der 
Debatte  über  die  Verträge  gar  nicht  erwähnt  worden.  Da» 
könnte  sonderbar  erscheinen,  weil  sie  gerade  in  der  Kom* 
mission  den  Haiiptgegenstand  der  Kritik  gebildet  hatten. 

Aber  die  Besprechung  derselben  war  unnötig  geworden, 
da  die  wesentlichsten  Bestandteile  des  Flottengesetzes  vom 
30.  Januar  1872,  gegen  welche  sich  England  gesträubt  iiutte, 
nicht  mehr  bestanden.  Schon  am  25.  Juli  1873,  dem  Tage 
der  Aufhebung  des  Rohstoffzollgesetzes,  hatte  Rouvier  (Be- 
publik. Union)  beantragt,  die  Flaggen-  und  EntrepotzuschlXge 
fallen  zu  lassen,  weil  sie  unanwendbar  wären,  und  weil  nur 
Rufsland  und  ö^sterreich  zum  Schaden  Griechenlands  und 
Englands,  deren  ÖchifFe  sich  künftighin  nnr)i  rronm  und  Ant- 
werpen, statt  nach  Marseille  und  Bordeaux  wenden  würden, 
davon  Vorteil  hätten. 

Die  Regierung  hatte  noch  fjezöf^ert,  diesen  auch  sclion 
von  ihr  in  Aussicht  genommenen  Schritt  zu  thun.  Einige 
Deputierte  rieten  sogar  energisch  davon  ab.  Babin-Chevaye 
(konservat.  Republik.)  erinnerte  daran,  dafs  sich  im  Ober- 
nandelsrat  eine  starke  Minorität  Air  die  Beibehaltung  der 
Flaggenzuschläge  ausgesprochen  und  zugleich  betont  hatte, 
erforderlichen  Falles  in  anderer  Welse  die  Marine  su  schtttaen. 
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Doch  die  R^emng  venprach  eine  wohlwollende  Berttck- 
sichtigang  aller  Wünsche. 

Boavier  fttgte  auf  eine  Anregang  Wo  1  o  w  s  k  I  s  hin  seinem 

Antrag  noch  einen  Paragraphen  hinzu,  in  dem  die  Regierung 
aufgetbrd^^rt  wurde,  einen  Unters uehungsausschufs  zum  Studium 
der  Notlage  der  Handelsmarine  einzusetzen.  Die  Dringlich- 
keit dieses  Antrags  Rouvier-Wolowski  wurde  ohne  weiteres 
beschlossen  und  der  Au  n  ag  dui  Budgetkommission  Uberwiesen, 
deren  Berichterstatter,  der  freihtoalerische  Hersog  Decazee 
frechtee  Gentram),  schon  am  nttcfaeten  Tage  die  Annahme  des 
GesetTOB  empfahl. 

Deoases  föhrte  an,  dafs  das  Flottengesets  vor  der  Hand 
tlberhaupt  nur  auf  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika, 
Grie*  henland ,  Dänemark  und  Englnnrl  anwendbar  sei  Dif 
rerschiedenartige  Behandlung  der  einzelnen  Handelsmarinen 
würde  abpr  l>öse.s  Blut  hervorrufen.  England  hätte  auch 
bereits  mit  Repressalien  gedroht  und  besuinde  auf  der  Auf- 
hebung der  Zuschläge.  „Dieses  Gesetz  ist,''  hatte  Lord  Gran- 
▼ille  am  ZL  Fehraar  1872  depeschiert,  nicht  nar  gans  und 
gar  protektionistisch,  sondern  in  seiner  Wirkung  darauf  be- 
rechnet, um  eigens  gegen  die  Marine  Ghrofsbritanniens  Tor- 
aogehen." 

In  der  Diskussion  am  28.  Juli  wurden  keine  neuen  (tosichts- 
]!iitikte  vorg(^bracht.  Einige  Freunde  der  Flaggenabgahen, 
wie  Babin-Chevaye,  mochten  sich  freilich  nur  mit  Bedauern 
von  ihren  Lieblingsvorschlägen  trennen.  Aber  mau  beugte 
sich  fast  allgemein  vor  der  Notwendigkeit  der  Aufhebung  und 
nahm  den  Antrag  Roavier  an. 

4,   Ersatz  für  den  Fiskus  und  kleinere  Vorlagen. 

So  war  denn  auch  Hie  letzte  wichtige  Anordnung  der 
Thiersschen  Gesetze  autf^ehoben  worden.  Die  zwei  Jahre  un- 
endlicher Mtihen  und  Verhandlungen  hatten  nur  das  geringe 
Resultat,  dafs  Quaiabgaben  eingeführt  wurden,  die  aber  zu- 

flcich  die  französische  Flotte  traten  und  nur  geringe  finanzielle 
Irgebnisse  hatten. 

Aof  die  Anregnng,  eine  stafielf^lrmige  Acdsenahgabe  auf 
Mineralöle  einzuführen,  ginff  Uhrigens  die  Regierung  sehr  bald 
ein.  Noch  in  demselben  Jahre,  am  29.  Dezember  187^5,  wurde 
ein  dieHbe/f^pliches  Gesetz  ^  beschlossen,  auf  Grund  dessen  am 
80.  Df  zcnihor  ohne  Debatte  auch  der  Zolltarif^  erhölit  wurde. 
iJ.isaclbe  (ieaetz*  vom  30.  Dezember  sefiuf  einen  Ersatz  für 
die  namhaften  fiskalischen  Eiiinahmeausfalle,  welche  das  Auf-  • 
geben  der  Thiersschen  Gesetze  verursacht  hatte.   Man  erhöhte 
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fast  sämtlicho  bestehende  Al)gaben  und  Autlagen  um  5*^  0, 
die  Zuckeröteuer  und  alle  Zölh-  um  4°'o.  Ferner  besteuerte 
man  Seife,  Stearinsäure  und  ähnliche  Produkte,  auch  im  Zu- 
stand von  Lichten  und  Kerzen. 

Damit  erreichte  die  Regierung  finansiell  ihren  Zweck 
vollkomiDen.  Indem  eie  aber  sngletch  für  sämtliche  Fabriken, 
welche  stenerpflichtige  Produkte  verarbeiteten^  eine  genaue 
StaatekontroUe  mit  harten  Strafen  und  ins  einzelne  gebenden 
Bestimmungen  übc^r  die  Art  der  Vorpackune:  und  derLdeiolr^u 
einführte,  schuf  sie  der  französischen  Industrie  und  dem  Handel 
eine  Fülle  von  Belästigungen,  die  ihrer  Entfaltung  nicht  gerade 
dienlich  waren. 

Weitere  Gesetze  über  die  Salzbesteuerung  vom  21.  Märs 
1874,  über  die  Abgaben  von  Weinessig  imd  Elssigsäiire  vom 
17.  Juli  1875  and  ttber  die  Zuckereteuer  vom  80.  Deaember 
1875  ▼ervolbtftndigten  die  finanaiellen  Maianahmen  der  Re- 
gierung. — 

Die  Jahre  1874  und  1875  brachten  noch  einige  Zoll- 
vorlagen von  geringerer  Bedeutung.  vSo  wurde  durch  Gesetz 
vom  1.  August  1874  die  Einfuhr  scharfer  Patronen  zum  bo- 
sonderen  Gebrauch  der  Schützenvereine  gegen  eine  Zollabgabe 
von  10^  0  gestattet.  — 

Am  15.  Febmar  1875  wurde  fttr  die  Zahlung  der  Einfuhr^ 
eölle,  wenn  die  au  bezahlende  Summe  mehr  ab  800  fr.  betrug, 
ein  Kredit  von  4  Monaten  festgesetzt  — 

Am  19.  März  desselben  Jahres  wurde  die  aoUfreie  Einfuhr 
von  Gallussäure  aus  Korsika  beschlossen.  Der  Bericht  des 
Deputierten  Peltereau-Villeneuve  betonte  die  WiclmY'^kpit  rliosor 
Industrie  ftlr  dict  korsische  Volkswirtschaft,  zumal  die  Ausfuhr 
wesentlich  auf  Frankreich  angewiesen  ist.  — 

Am  24.  Juii  genehmigte  die  Kammer  die  Zolifreiheit  von 
OUventrestem  infolge  einer  Anregung  dea  Deputierten  Alfred 
Naquet  (radikal).  Femer  wurde  der  Zoll  von  Wollteppichen 
aus  Tunis  und  Marokko  von  80— 100"  u  auf  W/o  ennftPsi^t, 
letzteres  mit  Rttcksicht  auf  die  Teppicheinfuhr  aus  der  Türkei 
und  der  Levante,  die  schon  vordem  nur  10  und  15%  be- 
zahlten. 

Wichtiger  waren  neue  Bestimmungen  uhrv  den  Veredelungs- 
verkehr, die  admission  temporaire,  auf  die  ich  im  Zusammea- 
hang  zurückkommen  werde. 

5.  Der  Handelsvertrag  mit  Rufs  lau  d. 

Im  allgemeinen  richtete  sich  von  jetst  ab  das  Interesse 
der  französischen  Volkswirte  auf  die  kommende  Zeit,  die  mit 

(\om  Ablauf  der  Handelsverträge  die  ersehnte  Umgestaltung 
der  Hanflel.spolitik  brinpfen  sollte.  Nur  resigniert  sprach  man 
im  Parlament  von  den  Thiersschen  Versuchen  und  erwähnte 
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mit  einigem  Grauen  die  wochenlangen  Debatten  über  die 
Richtigstellung  des  Burl«,'ets  von  1871.  Und  doch  .waren  auch 
diese  filr  die  Forderuni^en  der  Öchutzzöllner  vergeblichen 
Versuche  nicht  ganz  oiiiie  Wirkung  auf  die  Handelsjjolitik. 
Nur  aiizu  oiien  hatten  die  Gegner  der  liberalen  Tarife  ihre 
Wünsche  ausgesprochen  und  dadurch  die  Regierungen  der 
fimmden  Staaten  gelehrt,  auf  der  Hat  zn  sein  nnd  womöglich 
veftragsmäfsig  Frankreich  die  Hände  su  binden.  KamentÜeh 
beunruhigte  das  Ausland  der  drohende  Umscliwung  in  der 
finuiflritoischen  Schiffahrtipolitik.  England  und  Belgien  hatten 
bereits  ihre  Forderungen  in  dieser  Beziehung  durchgesetzt. 

Nun  kündigte  auch  Kufsland  seinen  Vertrag  mit  Frank- 
reich von  1857,  weil  es  in  diesem  nur  die  Meistbegünstigung 
hinsichtlich  der  Behandhin^  seiner  ünterthanen  besessen  hatte, 
aber  in  schiffahrtspolitiäclieu  Fragen  wie  ein  jSichtvertragsstaat 
behandelt  wurde.  So  iand  insbesondere  die  Yorschrift,  dafa 
fremde  Schiffe  bei  indirektem  Zwiscbenlaaf  der  ^^itrepotanlage 
unterworfen  waren ,  auch  auf  Rufsland  Anwendung.  Der 
neue  Vertrag  vom  1.  April  1874  liefs  diesen  Nachteil  Ter- 
echwinden. 

Dio  Omndlagen  des  Vertrages  waren,  wie  es  in  der  Be- 
gründung desselben  diir<  h  den  Minister  des  Aufseren  Decazes 
heifst:  „Für  die  Niederlassung  (von  Franzosen  in  Ruishind 
and  umgekehrt)  die  Gleichstellung  mit  den  Einheimischen 
und  die  Unterwerfung  unter  die  die  Fremden  betreffenden 
Landei^eaetae;  für  den  Handel  die  Behandlung  der  meist- 
begünstigten Nation  ohne  Einachrilnkung;  für  die  Schiffahrt 
die  nationale  Behandlung,"  d.  h.  die  vollständige  Gleichsetaung 
der  russischen  mit  der  französischen  Flagge. 

Ausgenommen  war,  wie  in  allen  Verträgen,  nur  die  Küsten- 
tahrt.  welche  den  einhoimischfMi  Schitfen  vorbehalten  blieb. 
Docii  befolgte  man  die  i  e  Praxis,  dafs  man  das  Anlaufen 
mehrerer  Häfen  hintereinander,  um  dort  die  Ladung  teilweise 
zu  loschen  und  wieder  zu  vervollständigen,  nicht  als  KUsten- 
fahrt  auffalate  (Artikel  10).  In  diesem  Falle  brauchten  auch 
Abfertigungsgebühren,  Quaiabgaben  und  dergleichen  nur  ein« 
mal  bezahlt  zu  werden.  Wichtig  war  noch  die  Bestimmung,  dafs 
TolUtändige  £in-  oder  Ausfuhrverbote  in  keinem  Falle  ein* 
geführt  werden  durften,  es  sei  denn  gegen  Kriegskonterbande 
oder  ans  Gesundheitsrücksichten. 

Die  Dauer  des  Vertrages  gintr  bis  zum  10.  August  1Ö77, 
bei  einer  Kündigungsfrist  von  12  Monaten. 

ist  übrigens  interessant,  zu  bemerken ,  wie  trotz  aller 
Versicherung  der  gegenseitigen  Meistbegünstigung  „ohne  £in- 
sehränkung  doch  in  einem  Separatartikel'  die  Meiste 
in  gewissen  Punkten  aufgehoben  wurde.  So  kam 
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man  Uberein ,   dafs   die  Handelsbeziehungea  EuisUuids  zu 

Schweden-Norwegen  und  den  Grenz8ta<aten  Asiens,  die  „durch 
besondere  Grenzhandelsstipulntinunn   unaldiiiii^^iL:  von  den  auf 


geordnet**  waren,  „in  keinem  Fall  aiig»  rufen  werden"  konnten, 
„um  die  Handels-  und  SciiidabrUbeziehungen,  die  zwiöcbeu 
Frankreich  und  Bnfilaiid*  beippoBtellt  wnrdeiii  su  modifiaieren 
(Art.  1).  Ebenso  bestand  die  nisaiscbe  Regierung  darauf^ 
dafa  verschiedene  Privilegien  ibrer  Unterthanen  beBtehen  blieben 
und  von  der  Meistbegünstigung  ausgeschlossen  wurden.  Daau 
gehört  1)  die  Freiheit,  welche  die  in  Rufsland  gebauten  und 
russischen  UnterthnTion  ,!:^rhf)rigen  Schiffe  geniefsen ,  d.  h.  die 
Befreiung  von  den  bchiffahrtäabgaben  während  der  drei  ersten 
Jahre;  2)  die  den  Bewohnern  der  Küste  des  Gouvenuinents 
Arcliangel  verliehene  Befugnis,  in  ihren  Häfen  abgabculiei 
oder  gegen  ermäfsigte  Abgaben  getrocknete  und  gesalzene 
Fiacbe^  sowie  gewisse  Arten  Raucnwerk  einznfilhren  und  in 
derselben  Weise  Getreide ,  Tkne,  Tanwerk,  Teer  und  grobes 
Segeltuch  au8zuf\ihren ;  3)  die  den  VergnUgungsgeseUschafteiiy 
Yachtklubs  und  dergleichen  gewtthrten  Immunitäten.  Schliefs- 
lich  wurden  rhircli  den  Vertrag  auch  nicht  die  Gesetze  des 
Grofsherzogtums  Finland  berührt ,  ^welche  Fremden  den 
Handelsbetrieb  nur  in  den  bee-  oder  Stapelstädten  dieses 
Landes  und  nur  en  gros  gestatten**. 

Frankreich  fühlte  sich  dagegen  nicht  gebunden  1)  hin- 
sichtlich der  Abgabenfreiheiten  und  Pribnien  au  Gunsten  des 
nationalen  Fischfangs,  2)  hinsichtlich  der  Immunitäten  der 
englischen  Vergnügungsyachten  und  8)  der  den  spanischen 
Fischern  noch  durch  ein  Gesetz  Tom  12.  Deiember  1790  su* 
stehenden  Freiheiten. 

Der  Vertrag,  welchem  eine  Konsularkonvention  folijte. 
wurde  einstimmig  von  der  Parlfimentskommission  emjit'olileM 
und  am  17.  Juni  1874  von  der  Kammer  debattelos  augenummen. 

Freilich  heilät  es  in  dem  von  Bonnet  (rechtes  Centrum) 
verfafsten  Kommissionsbericht:  f,Man  gestattet  uns  wohl,  zu 
bedauern^  dals  diese  Unterhandlungen  nicht  die  Erniedrigung 

£ wisser  Schranken,  die  Öffnung  neuer  Märkte,  die  unmittel- 
re  und  schnelle  Entwicklung  des  HandeUyerkehrs  herbei- 

fefllhrt  haben;  aber  die  Betrachtung  dessen,  was  möglicherweise 
ätte  erreicht  werden  können  (du  mieux  possible),  darf  uns 
nicht  hindern,  das  erreichte  Onte  .nizuerkenneu". 

Ganz  gewifs  war  Frankreich  bei  diesem  Vertrag  durchaus 
der  gebende  Teil  gewesen.  Rufsland  konnte  künftighin  seinen 
Export  von  Rohstoffen  und  Getreide  noch  ungehinderter  als 
zuvor  nach  Frankreich  lenken,  während  dieses  mit  seiner 
Fabrikatausfuhr  den  hohen,  durch  keinen  Vertrag  gebundenen 
Tarifen  des  Zarenreiches  auch  weiter  unterlag.  Aber  das 
Land  schickte  sich  resigniert  in  diese  Abmachungen.  Das 
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Journal  des  ficonomiBtee  (1874,  II)  konnte  sogar  sckreiben: 
„Es  miisfallt  uns  nicht,  dafs  bei  der  veiminderten  llacht- 
etellong,  welche  die  Härte  des  Geschickes  uns  zugefügt  hat, 
die  B<£one  üolle  der  Freigebigkeit  auf  Seiten  Frankreichs 
ist  .....  .  haben  wir  doch  nicht  mehr  die  Wahl  unter  den 

Mitteln ,  unsern  Rang  in  der  Welt  zu  kennzeichnen  und  dort 
imäcru  Platz  zu  behaupten" 

Indessen  hatte  die  französische  Industrie  immerhin  einen 
Vorteil  von  dem  Vertrag  und  konnte  die  Hoffnung  hegen. 


auch  weiter  einen  croieen  Absatz  finden  wttrden.  Dean,  der 
Ansfohrhandel  war  für  Frankreidi,  wie  es  in  sümilichen  Zoll- 
debatten  hiefs,  eine  Lebensfrage  ersten  Ranges  geworden. 


>  Gitiert  bei     Brandt,  frtns.  Hsadelspolittk  S.  U7. 
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Zweiter  Abschnitt. 
Die  zeitweilig  freie  Zulassung  (admission  temporaire). 


I.  Kapitel« 

Der  Heclianlsmns  der  zeltweiligeu  Zalassiisg. 

Es  ist  bezeichnend,  dafs  der  französische  Untemehmer- 
geist  sich  nirj^ends  so  stark  zeigte,  um  allein  auf  sich  selbst 
und  die  Güte  seiner  Schöpfungen  bauend  in  den  Welthandel 
einzutreten,  sondern  dafs  er  immer  die  Unterstützung  des 
Staates  in  Ansjjruch  zu  nehmen  suchte.  Diese  Erscheinung 
ist  eine  der  gefährlichen  Folgen  des  Colbertismus ,  des  von 
Colbert  MchiiäeneD  Systems,  durch  Staatshilfe  InduBtrie  und 
Handwenc  cur  Blttte  zu  bringen.  Gewils  hat  Frankreich,  wie 
Freiherr  von  Dumreicher  in  seinem  Buche  „Über  den  fran- 
zösischen Nationalwohlstand  als  Werk  der  IlnBiehung"  (Wien, 
1879)  nachgewiesen  hat,  durch  den  Colbertismus  die  ihm  eigen- 
tf iniliche  Kulturhöhe  errungen  nnd  zu  behaupten  gewufst.  Aber 
.seine  Industrie,  die  dadurch  in  die  Lage  versetzt  wurde,  vor- 
nehmlich Luxuswaren  von  kaum  erreichter  Schönheit  zu  pro- 
duzieren und  damit  den  Weltmarkt  zu  beherrschen,  wurde 
durch  denselben  Colbertismus  unselhstKndig.  Immer  wieder 
rief  man  in  Zeiten  der  Kot  nach  der  Alhnacht  des  Staates. 
Das  Verlangen  nach  Zollschutz  verschwand  niemals  von  der 
Tagesordnung  der  Öffentlichen  Meinung. 

Andrerseits  verstummten  zu  keiner  Zeit  die  Ellagen  der 
tilir  die  Ausfuhr  arbeitenden  Fabrikanten  über  die  durch  Ver- 
zollung der  Rohstoffe  und  Tlalbfabrikate  herbeigeftlhrte  Ver- 
teuerung der  Produktionskosten.  Das  alte  Präraiensjstem, 
welches  ein  halbes  Jahrhundert  lang  als  ein  notwendiger  Be- 
standteil der  französischen  Handelspolitik  und  als  Ausgleich 
filr  den  abertriebenen  SchutzsoU  geherrscht  hatte,  war  firailieh 
durch  die  napoleonischen  Reformen  su  Grabe  getrageo  worden. 
Direkte  Vergütungen  bei  der  Ausfuhr  von  Fabrikaten  nach 
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einem  fe^teii  iSaU  ohne  liückaicki  auf  die  Kohbtoffeint'uhr 
wurdMi  seitdem  am  der  Staatskasse  nur  noch  für  gesalzenes 
Fleiscli  und  gesalseiie  Butter  gewälirt 

Ein  Dekret  vom  20.  Juli  1875  regelte  diese  Ausfuhr  dahin, 
^atk  ftlr  Pökelfleisch  von  Rind  und  Schwein,  Schinken  und 
Speck  Ausfuhrprämien  von  3  fr.  10  cents.  bis  5  fr.,  und  für 
ges^ilzf'Tie  Butter  50  cents.  bis  1  £r.  50  ceots.  auf  100  kg  netto 
^^eben  wurden  ^ 

Auch  das  drawbaek,  eine  Rückvergütung  des  wirklich 
entrichteten  Zolls  aut  Grund  von  Zoll«|uittungen  bestand  ge- 
setzlich nicht  mehr.  Dagegen  beherrschte  nach  dem  Scheitern 
der  Thters'sohen  ZoUplttne  eine  andere  Art  der  indirekten 
Prflnue,  die  admission  temporaire,  die  Erörterung  in  den 
Interessentenkreisen. 

Die  zeitweilige  Zulassung,  d.  h.  die  zollfreie  Einfuhr  von 
Rohstoffen  auf  gewiss^e  Zeit  mit  der  Bedingung  der  Wieder- 
Aosfuhr  nach  der  Verarbeitung  beruhte  auf  einem  Gosetz  vom 
5.  Juli  1836,  in  dessen  Artikel  5  es  heifst:  „Königliche  Ordon- 
nanzen können,  vorbehaltlich  des  Widerrufs  im  Falle  von 
Miisbräucheu,  die  Vollmacht  zu  der  zeitweiligen  Einfuhr 
firemder  Produkte  geben,  die  bestimmt  sind,  in  Frankreich 
▼erarbeitet  su  werden  oder  eine  industrielle  Vervollkommnung 
zu  ehalten;  dabei  mufs  man  sieb  verpflichten,  sie  in  einem 
Zeitraum,  der  sechs  Monate  nicht  übersteigen  darf,  wieder 
auszuftihren  oder  in  das  Entrepot  zurückzuliefern ,  und  zwar 
imt^r  Erfüllung  der  festgesetaten  Formalitäten  und  Bedin- 
gungen". 

Diese  Best!  nun  II  ng  erlangte  in  den  70er  Jahren  nach  dem 
Aufhören  der  übrigen  Zollvergütungen  grofse  Wichtigkeit, 
zumal  sie  sogar  vorübergehende  Konflikte  mit  auswärtigen 
Staaten,  wie  Deutschland  und  Belgien,  hervorrief. 

Die  zeitweilige  Zulassung  wirkte,  so  wie  man  sie  in 
Frankreich  handhabte,  in  der  That  wie  eine  Ausfuhrprämie. 
Um  dies  zu  erläutern,  will  ich  kurz  einen  Blick  auf  den  Me- 
chanismus (1iej»er  EinrichtuTtg  werfen,  indem  ich  fhis  ho\  (Ion 
von  Thiers  geplanten  dra^vbaok^^  heobachtete  Vertahren  zum 
Vergleich  heranziehe.  Ein  Beispiel,  das  ich  L4on  Poinsard' 
entnehme,  möge  dabei  zur  Veranschaulichung  dienen®: 

Ein  Eisengiefser  kann  100  Tonnen  Giifseisen  einführen 
und  besahlt  daftlr,  sagen  wir,  1000  fr.  Zoll.  Der  Fabrikant 
arbeitet  jedoch  nidht  rar  die  Ausfuhr,  sondern  will  seine  Pro- 
dukte lieber  in  Frankreich  verkaufen.  Deshalb  tritt  er  seine 
Zollquittung,  auf  Grund  deren  er  vom  Zollamt  1000  fr.  zurück* 
erlangen  lumn,  gegen  Zahlung  von  650  fr.  an  irgend  einen 


'  H.A.  1875  II  533. 

■  L/'on  Pmnsnr<l  Libre  ^chance  et  protection  S.  537. 

*  Vergleiche  auch  Lezis,  Die  uraxusösischen  Ausfuhrprämien. 
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anderen  Metallmdiutriellen  ab>  der  100  Tonnen  mit  Iran- 

zösischem  Eifien  hergestellter  Artikel  ausfilhrt  und  dann  Tom 
Zollamt  die  1000  fr.»  mit  andern  Worten  eine  PrKmie  Yon 
860  fr.  erhält.  Der  erste  hat  also  statt  1000  fr.  nur  350  fr. 
Zoll  bezahlt,  der  zweite  eine  direkte  UnteietUtBong  von  350  fir. 
erhalten.    Die  Wirkung  ist  doppelt 

Man  sieht,  die  Zolhimgenung  liegt  in  der  Möglichkeit 
begründet,  ötati  der  ein^elUhrten  Waren  andere  zu  exportieren^ 

tanz  abgesehen  davon,  dab  gewöhnlich  wertvollere  Stoffe  in 
ae  Land  hereinkamen,  ab  hinausgingen.  Qmoz  ItlmHch  ist 
die  Wirkung  der  admission  temporaire,  wenn  auch  das 
Verfahren  etwas  abweicht.  Hier  erhält  der  Importeur  nicht 
eine  Zollquittung,  sondern  auf  sein  Nachsuchen  die  Einfuhr- 
erlaiOmis  von  der  Regionni'?,  wonach  der  zu  hinterlegende 
Zoll  (  ine  Zeit  lang  anfgehoben  ist.  Dir-  Waren  treten  in  das 
L#and  mit  einem  Begleitschein  (ac(juit-a-caution)  ein,  dessen 
Decharge  durch  solidarische  Üürgeu  oder  Hinterlegung  von 
Kautionen  sicher  gestellt  wird. 

Bei  der  Wiederausfuhr  nun  sind  mehrere  FaUe  zu  unter- 
seheiden.  Sind  die  Waren  nach  der  Veredelung  in  ihrer  Zu- 
sammensetzung  durchaus  identisch  mit  den  eingeführten  Roh- 
stoffen ,  so  bedeutet  das  Verfahren  nach  Lexis  nur  „eine 
erweiterte  Transitoperation"  und  giebt  zu  Bedenken  nicht  den 
geringsten  Anlafs.  Ist  dagegen  nicht  die  Identität  vor- 
geschrieben, sondeiTi  Substitution  durch  einheimische  Rohstoffe 
erlaubt,  so  erlangt  die  zeitweilige  Zulassung  sofort  den  Cha- 
rakter einer  Prämie.  Diese  Praxis  —  es  ist  zweifelhaft,  ob 
sie  gesetzmfiüsig  ist  oder  nicht  —  wurde  in  verschiedenea 
Zweigen  des  franiösischen  Handels  befolgt  Danach  verkaufte 
der  Importeur  nicht,  wie  bei  dem  Drawbackverfahren,  seinen 
Erlaubnisschein  (acquit-ä-caution),  sondern  trat  ihn  einem 
anderen  exportierenden  Händler  ab,  dem  er  selbst  einen  ge- 
wissen Bruchteil  des  Zolles  bezahlte.  Die  Vergtitung  bedeutete 
für  diesen  natürlich  eine  Ausfuhrprämie.  Der  Importeur 
brauchte  also  nur  einen  Teil  des  Zolles  zu  entrichten,  der 
Kx^jorteur,  dem  sich  gewöhnlich  ein  Zwischeniiändler  zugesellte, 
erhielt  eine  unmittelbare  Unterstützung. 

Andm  lag  die  Sache,  wenn  nidit  jedem,  der  um  die 
Einfuhrerlaubnis  einkam ,  sondern  nur  den  für  den  Export 
arbeitenden  Fabrikanten  die  zeitweilige  Einfuhr  gestattet  wurde. 
In  diesem  Fall  scheint  ein  Gewinn  nur  dadurch  erzielt  werden 
zu  können  ,  dafs  der  Fabrikant  stritt  des  guten  ausländischen 
Matcnais  biiligere  französische  Stoffe  verwendete.  Aber  das 
Gesetz  liefs  auch  hier  wieder  eine  Lücke,  die  sofort  ausgenutzt 
wurde.  Es  war  den  Fabrikanten  gesetzlicli  gestattet,  die 
Einfuhr  durch  einen  Stellvertreter  bewerkstelligen  zu  lassen. 
Das  Veriiftltnis  der  beiden  Geschäftsleute  ist  jetat  umgekehrt 
Derjenige,  welcher  die  Initiatire  zu  dem  Handel  ergreift,  ist 
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nicht  der  Importeur,  der  nicht  den  vollen  Zoll  entrichten  will, 
•ondern  der  Clzporteur,  welcher  eine  Prüioie  zu  erlangen  ge- 
denkt» Der  Exporteur  Ittlst  sich  also  von  der  Bc^erung  einen  • 
EinfuhrerlaahniUchein  geben,  auf  dem  der  Name  des  Stell- 
vertreters anch  vennerkt  stehi  oh  aber  erst  eingetragen  wird, 
wenn  der  mit  der  Vermittlung  beauftragte  Kommissionär  einen 
Käufer  der  Vollmacht  e^efunden  hat.  „Die  zollfreie  Einfuhr 
erfolgt  also  der  Form  nach  im  Namen  des  berechtigten  Fabri- 
kanten, dem  übrigens  auch  noch  die  Decharge  des  acquit-a- 
cuutiuu  obliegt"  ^  Naturlich  werden  beide  alle  örtlichen  und 
zeitlieben  Konjunkturen  zu  benutzen  suchen.  Die  Ein^  und 
Ausfuhr  erfolgt  an  den  fUr  sie  gOnstigen  Punkten^  um  die 
doppelten  Transportkosten  für  Hin*  und  Zurttcksendong  des 
RoDmaterials  zu  ersparen.  Schlimmsten  Falls,  wenn  der  Be- 
sitzer der  Vollmacht  in  der  gegebenen  Zeit  keinen  Ersatzmann 
gefunden  hat,  verarbeitet  er  selbst  die  eingeführten  Rohstoffe 
und  bringt  dann  die  Waren  ins  Entrf'ju^t  zurück,  um  sie 
unter  fUr  ihn  günstigen  Umstanden  im  Ausland  abzusetzen 
oder  auch  nach  Zahlung  des  Zolls  im  Inland  zu  verwenden. 

Benachteiligt  durch  das  ganze  Verfahren  sind  einerseits 
der  Fiskus,  andererseits  die  Frodtizenten  der  Rohstoffe  im 
Inland,  da  ne  eines  gewissen  Teils  des  ihnen  gewährten  Zoll- 
sehutzes  offenbar  verlustig  geben. 

IL  Kapitel. 
Bte  Regiernngsmafsnahmen. 

Bevor  ich  jedoch  die  einzelnen  den  Veredelungsverkehr 

betreffenden  Del^rrte  bespreche,  will  ich  auf  die  parlamen- 
tarischen Erörterungen  eingehen,  welche  dif  gesetzliche  Grund- 
lage dieser  Verordnungen  zum  Gegenstand  haben.  Diese 
fanden  allerdings  erst  später,  anfangs  der  neunziger  Jahre, 
ihre  Erledigung. 

Die  Industrie  fühlte  nch  beunruhigt,  dafs  die  Begierung 
durch  einfSsche  Erlasse  die  zeitweilige  Zulassung  gestatten  und 
verbieten  konnte.  Sie  hatte  mit  dieser  ihr  durch  das  Gesetz 
vom  5.  Juli  1836  zustehenden  Vollmacht,  wie  schon  hervor- 
gehoben, die  Möglichkeit,  Zollgesetze  in  ihrer  Wirkung  teil- 
weise aufheben  zu  können.  Infolgedess^^Ti  stellten  am  17.  Juni 
1872  Johnston,  Joubert  (rechtes  Centrum),  Feray,  FraissiiHJt 
und  Andr^  (linke-,  Ontruni)  in  der  Nationalversammlung  den 
Antrag,  dafa  kunitighiu  diese  Bestimmungen  nur  auf  gesetz- 
geberischem Wege,  d.  h.  unter  Mitwirkung  des  Parlaments, 
in  Kraft  treten  sollten.  Die  Dringlichkeit  für  diesen  Antrag 
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wurde  abgelehnt  Aber  schliefalich  führte  er  doch  dazu,  dalB, 
nachdem  de  la  Roche iaquelin  (Monarchist)  am  12.  Juli  seinen 
•  Kommissionshericht  ahgestattet  hatte,  die  Sache  am  24.  Juli 

der  Regierung  zur  Erwägung  überwiesen  wurde.  Nur  einen 
einzigen  Einwand  machte  man  geltend:  «Die  Ausübung  des 

Rechtes  durch  die  Nationalversammlung  wird  zu  Verz9g"erung*en 
führen.  d\o  rlem  Handel  schädlich  sein  können,  und  die  bei 
tler  Auirechterhaltung  der  alten  Gesetzgebung  vermieden 
werden." 

Der  Minister  Teissereuc  de  Bort  hatte  nicht:»  gegen  den 
Antrag  Tonsubringen  und  Tersprach  wohlwollende  Berück- 
sichtigung. Das  später  aufgehobene  Gesets  vom  26.  Juli  1872 
legte  auch  bereits  einige  Bestimmungen  der  zeitweiligen  Zu* 
lassung  gesetzlich  fest,  ohne  jedoch  die  alte  der  Regierung  im 
Jahre  1836  gegebene  Vollmacht  aufser  Kraft  zu  setzen. 

Deshalb  tauchte  der  Antrag  Johnston  von  Zeit  zu  Zeit 
wieder  in  der  Kammer  auf,  ohne  aber  Gesetzeskraft  zu  er- 
langen. Erwähnenswert  ist  inde>isen  der  Kommissiunsbericht 
Leföbure  (rechtes  Centrum)  vom  29.  Juli  1875,  in  welchem 
der  Antrag  eine  bestimmte  Formulierung  erfuhr.  Danach  sollte 
die  zeitweilige  Zulassung  zu  einer  Sache  des  Parlaments  ge- 
macht werden.  Die  Regierung  durfte  nur  in  einigen  wenigper 
wichtigen  Fällen  dieselbe  durch  einen  blofsen  Erlafs  verfügen. 
Dazu  gehörte  die  Einfuhr  von  Kisten,  Fässern,  Säcken  und 
dergleichen  Dingen,  die  für  die  Verpackung  der  Aust'uhr- 
fabrikate  nötig  waren,  und  schliefslich  solche  Fälle,  die  einten 
ganz  eigenartigen  Charakter  trugen,  sodafs  sie  nicht  allgemeine 
Bedeutung  erlangen  konnten. 

Das  Vorgehen  des  Parlaments  vcranlafste  die  Regierung 
zu  einer  groüsen  Enquete  über  die  ganze  Frage  der  admission 
temporaire,  in  wdcher  namendich  die  wichtigeren  Zweige  des 
Veredelungsverkehra,  die  Verarbeitung  landwirtschanlicher 
Produkte,  die  zeitweilige  Zulassung  der  Metalle  und  die 
TextiH'ahrikation  zur  Untersiiehung  gelangten 

Der  Finanzminister  veranstaltete  eine  Umfrage  bei  den 
13  gröfsten  Metalltabriken  und  unterbreitete  die  Antworten 
am  19.  Mai  1875  dem  beratenden  Komitee  für  Künste  und 
Gewerbe  (Gcwerbckanuner).  In  der  Sitzung  demselben  über 
diese  Angelegenheit  lagen  zwei  einander  en^egenstehende 
Berichte  vor.  De  Freycinet  und  Rermond  legten  als  Be- 
stimmung des  Gesetzes  von  1836  die  Forderung  der  Identität 
der  einzuführenden  und  wiederauszuführenden  Stoffe  aus  (re- 
gime de  l'identique).  Alle  dem  widersprechenden  Dekrete 
wären  also  durchaus  ungesetzlich  gewesen.    Nur  diejenigen 


*  Siehe  Lexis,  op.  cit.  can.  VIII  und  Paul  Rougier,  la  libert^ 
cornmerciah' ;  los  douanes  et  les  trait^s  de  commerce.  Lyon  1878, 
cap.  XIX  u.  XX. 
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Erla.>i>e,  welche  die  durch  die  Substitution  anderer  Stoffe 
liervorgerulenon  Mifbbräuche  aogestellt  hätteu,  düriten  aufrecht 
erhalten  werden«  —  Der  zweite  Bericht  von  Ozenne  und  La- 
ven ay  war  liberal  AU  Vorteil  der  aeitweiligen  ZulaMung 
unter  Beibehaltung  der  herkömmlichen  Praxis  (r^ime  de 
r^quivalent)  bezeichnete  er  die  segensreiche  Einwirkung  dieser 
Einrichtung  auf  die  Entwicklung  des  Aufsenhandels.  Beide 
Berichte  wnrden  ohne  Entscheidung  dem  Oberhandelsrat  Über- 
wiesen. 

Das  Gleiche  geschah  mit  dem  Ergebnis  einer  Untersuchung 
des  Ackerbau-  und  Handelsministers  de  Meaux,  welcher  am 
11.  Oktober  1875  ein  Kuixlschreiben  an  alle  HandeL^kammern 
gerichtet  hatte.  Nur  9  Handelskammern  erklärten  sich  für 
nnsuständig  oder  unterliefsen  die  Antwort  Von  den  übrigen 
39  sprachen  sich  18  Stimmen  fbr  die  Beibehaltung  des  Ge- 
setses  von  1886  aus.  8  Kammern  Terkngten  eine  Reform, 
wonach  ein  neues  Geseta  die  zeitweiligen  Zulassungen  regeln 
sollte,  während  die  Regierung  die  Exekutive  behielt,  18  Stimmen 
schlössen  sich  dem  Kommissionsantrag  Lefäbure  in  der  Na- 
tionalversammlung an;  für  jede  Art  der  zeitweiligen  Zulassung 
sollten  besondere  Gesetze  erlassen  werden. 

Der  Oberhandelsrat  (conseil  sup^rieur)  begann  seine  Unter- 
öucliuni^  Mitte  Dezember  187G,  inclem  er  sofort  die  Frage  von 
der  praktischen  Seite  angriff  und  sie  nach  den  einzelnen 
wichtigeren  Zweigen  des  Aufsenhandels  zu  regeln  suchte. 

Ais  das  Wichtigste  wurde  der  Veredelungsverkehr  der 
Metalle  betrachtet  und  demsafolge  zuerst  beliandelt  Vor  1870 
hatten  ▼omehmlich  die  fransOsischen  Eisenprodusenten  und 
die  ausländische  Konknrrena  sich  gegen  den  Handel  mit  den 
acquits-k-cantion  und  das  TOD  der  Regierung  gat  geheifsene 
SuDstitutionsverfahren  ausgesprochen.  Es  kamen  allerdings, 
wie  Lexis  hervorhebt,  dabei  unerhörte  Schiebunfi':''Ti  vor.  So 
wurde  z.  B.  feines  schwedisches  Eisen  durch  »Sciiienen  kom- 
pensiert ,  feine  Eisenbänder  für  Quincailleriewaron  durch 
ckshleppdampfer  u.  s.  w.  Endlich  veranlaföte  der  Finauzminister 
Büffet  am  9.  Januar  1870  ein  Dekret^ ,  welches  bestimmte, 
dals  die  aar  Veredelung  eingeführten  Metalle  nur  in  bestimmt 
genannte  Fabriken  geschafft  werden  durften.  Gufseisen,  das 
schon  in  Formen  gegossen  war,  war  nur  behufs  Ausfilhrung 
Ton  Arbeiten  aus  geformtem  Gufseisen  zulässig.  Holzkohlen- 
eisen konnte  jetzt  nicht  mehr  bei  der  Ausfuhr  durch  Eisen, 
wplfhes  mit  TVifiks  erzeugt  war,  ersetzt  werden .  pV^riicr  sollten 
Eintuhrkredite  nur  auf  B»'.schlufs  der  ständigen  Rommitssion 
ftlr  Künste  und  Gewerbe  (comitö  consultatif)  enUTnet  werden, 
weicher  die  Prüfung  der  Wechselbeziehungen  zwischen  den 
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eingeftilirton  Rohstoffen  und  den  sur  Ansfnhr  gelangenden 
Fabrikaten  oblag. 

Indessen  war  dies  Dekret  doch  noch  nicht  durchgreifend 

genuir,  wenn  es  auch  die  vorgekommenen  Mifsbrjuiehe  be- 
schränkte. Dazu  machten  die  G^j^^ier  desselben  zur  Zeit  die 
gröfsten  Aii-rreng:ungen ,  es  überhaupt  wieder  zu  beseitigen. 
Nun  erhob  aber  uamentlicli  die  deutsche  Eisenindustrie  laute 
Klagen  tiber  die  versteckte  Ausfuhrprämie,  zumal  da  im 
Deutschen  Reiche  seit  1878  das  Roheisen  zottfrei  war  und 
▼om  1,  Januar  1877  an  sämtliche  EisenssöUe  in  Weg&U  kommen 
soUten.  Die  deutsche  Eisenindustrie  jener  Jahre  hatte  schon 
an  und  für  sich  schwer  zu  kämpfen,  weil  nach  der  allgemeinen 
wirtschaftlichen  Krisis  die  damaligen  unverkäuflichen  Roh- 
eisenvorrUte  der  englischen  Überproduktion  den  ungeschützten 
deutschen  Markt  überfluteten.  Der  Reichskanzler  Fürst  Bis- 
marck suchte  wenigstens  gegen  die  französischen  Ausfuhr- 
stipulationen  vorzugchen,  indem  er  die  Minister  Camphauscn 
und  Achenbach  gegen  E^de  des  Jahres  1876  veranlafste,  eine 
Vorlage  einsubringen,  „nach  welcher  der  Bundesrat  ermächtigt 
werden  soUte,  von  Eisen  und  Stahl  (Roheisen  ausgenommenX 
von  groben  Eisen«  und  Stahl  waren,  sowie  von  Maschinen  aus 
Stahl  und  Eisen  im  Wege  der  Verordnung  Ausgleichsabgaben 
zu  erheben,  wenn  und  soweit  die  Fürsorge  für  die  Interessen 
der  heimischen  Industrie  dies  erfordern  sollte"  *. 

Das  Gesetz  gelangte  freilich  nicht  zur  Annahme,  ver- 
aniafste  aber,  solange  es  noch  in  der  Vorbereitung  war,  die 
französische  Regierung  zu  einer  energischen  Untersuchung 
Uber  diese  Fnge  und  beeinflußte  die  Erwägungen  des  Ober- 
handelsrats, die  sich  besonders  um  das  die  Musbräuche  be- 
schränkende Dekret  Büffets  von  1870  drehten. 

In  der  Sitzung  vom  12.  Deaember  1870  fanden  sich  auch 
genügend  besonnene  Stimmen,  die  vor  der  Aufhebung  des 
Dekrets  warnten ,  da  es  immerhin  eine  vermittelnde  Stellung 
zwischen  den  Anhängern  des  Identitätsnachweises  und  seinen 
Gegnern  einnehme.  Freilieh  gin^  es  seinen  Verteidigern 
eigentlich  noch  nicht  weit  genug.  Leon  (rechtes  Centruin)  be- 
ftirwortete  im  wesentlichen  überhaupt  ein  Aufgeben  der  gansen 
Einrichtung  der  admission  temporaire  wegen  des  Acquithandels. 
Er  hielt  eine  Ermäfsigung  der  Eisenzölle,  die  25  ^  o  betrugen, 
ftir  vorteilhafter.  Auch  der  Generalzolldirektor  Am  4  wandte 
sich  gegen  die  in  diesem  System  liegende  versteckte  Ausfuhr- 

er?tmie;   ^^r  wollte  lieb^^r,  wenn  es  nötig  wäre,  ein«'  ofTon*^^' 
Unterstützung,   Ueverrlion  (Grupp«^  Feray)  schlofs  seine  in 
ähnlichem  Sinne  lautenden  Ausführungen  mit  dem  Satze: 


'  Vergleiche:  Hans  Blum,  Das  Deutsche  Heioh  zur  Zeit  Hismarcksi, 
Leipzig  u.  Wien  S.  302— 304  j  v.  Brandt,  op.  cit.  S.  147;  Seriog, 
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Digitized  by  Google 


xvm  L 


75 


-XLau  mufö  hinsichtlich  der  ^letalle  so  viel  wie  mü^lich  bei 
der  Identitftt  bleiben ,  und  aUes.  was  man  thut,  om  dieselbe 
sa  yerlassen,  kann  nur  unheilToil  sein*^^. 

Als  Gegner  des  Identitätsnachweises  sprachen  G  o  i  n  und 
GrandTal.  Letzterer  betonte  den  schädlichen  Einflufs  des- 
selben und  des  Dekretes  Büffets  auf  den  Schiffsbau,  der  da- 
durch auch  des  letzten  Schutzes  bar  geworden  sei.  Goin  n;mrite 
das  Dekret  „eine  Brutalititt  ohne  Beispiel".  Die  Möglichkeit 
der  KompenaatiüM  hingegen  öpome  Inmistrie  und  Handel  an, 
und  der  Handel  mit  den  Acquits  wäre  durchaus  legal  und 
hätte  nicht  die  behauptete  scluimme  Wirkung. 

Schlie&Kch  stimmte  der  Oberhandelurat  mit  18  gegen 
16  Stimmen  einem  Vermittlungsantrag  zii,  der  für  Guueisen 
die  Forderang  des  direkten  Transports  in  die  Hüttenwerke 
aufhob;  aber  sonst  das  Dekret  Baffets  in  seiner  Wirksamkeit 
bestehen  liefs.  — 

Nocli  einmal  liefen  die  Gegner  dieser  Verordnung  im 
Oberhandelsrat  dagegen  Sturm.  Am  81.  Januar  1871  führten 
Dupuy  de  Lome  (P.  iiapartist)  und  Oenton  (liljeral)  aus,  dafs 
man  d^it  zu  weit  gegangen  wäre.  Die  zeitweilige  Zulassung 
ohne  die  Identität  oder  erscbwerende  Bestimmungen  hätte  die 
Industrie  stark  belebt  Büffet  verteidigte  jetst  selbst  sein 
Werk,  do(  Ii  var  er  dafür,  dals  die  Vollmacht  der  Regierung 
in  dieser  Besiehung  aushoben  werden  müfste  und  die  Einfuhr- 
crlaubnis  von  Gesetzen  abhängig  gemacht  würde.  Der  Ober- 
handelsrat  ging  über  die  Fragf  zur  Tagesordnung  über.  Sie 
war  noch  nicht  spruchreif  und  sollte  erst  in  späterer  Zeit  im 
Sinne  Büffets  erledigt  werden.  — 

Bei  der  Ein-  und  Wiederauäiuhr  von  laudwirtsciiattlichen 
Produkten  blieb  die  Frage  in  der  Schwebe  bis  1873.  Es 
handelte  sich  dabei  neben  der  öl&brikation  eigentlich  nur 
am  die  Zulassung  von  Weizen  zum  Vermählen.  Andere  Zu- 
lassungen, wie  die  Einfuhr  von  rohem  Talg  Air  Stearin,  von 
Hanf  für  Stricke  und  von  KrappwunBeln  zum  Mahlen  waren 
durch  die  Zollherabsetzungen  der  napoleonischen  Ära  «regcn- 
standslos  geworden.  Die  Rcisontnahme  aus  den  Entrepots 
zum  Enthülsen  und  Reinigen  und  darauf  die  Zurücklicferuug 
der  gereinigten  Produkte  war  nur  eine  bequeme  Entrepot- 
operation  und  übte  keinen  Einflufs  auf  den  Reishandel  aus, 
da  die  Identität  TOUig  gewahrt  blieb.  Dagegen  hatte  fUr  den 
Oetreideiinport,  also  namentlich  für  Weizen,  nie  ein  Identitäts- 
nachweis bestanden.  Der  Handel  mit  den  acquits-k-caution 
hatte  aber  an  Umfang  stetig  zugenommen,  weil  der  Südosten 
Frankreichs  nicht  genug  Getreide  produziert  und  auf  die  Ein- 
fuhr ansrewiesen  ist,  während  der  N'>rdf>n  bedeutende  Mengen 
Mehl  nach  England  austUhrt.   Belgien  wollte  im  Jahre  1873 
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den  Zoll  fllr  fremdes  Mehl  aufheben,  aber  zugleich  aeine 
H ehlesjDorteore  gegen  Frankreich  tchttteen.  Es  erruchte  auch 
im  Artikel  V  des  ProtokoUes  zam  Vertrage  vom  5.  Februar 
1873^  dafs  die  nach  Frankreich  unter  dem  Regime  der  zeit- 


Wei7en  nur  durch  die  Zollämter  wieder  auatrefülirt  werden 
(liu  tten,  durch  welche  die  Einfuhr  bewerkstelligt  war.  Eine 
•  n (sprechende  Verordnung  vom  18.  Oktober  1873  brachte 
liiu6iehtlich  der  Weizeuzulassung  den  belgischen  Wünschen 
Erfüllung. 

Doch  beschlofs  der  mit  der  Untersuchung  dieser  Angelegen- 
heit,  wie  erwähnt,  betraute  Oberhandelsrat  am  24.  Februar 
1877  aaf  einen  Antrag  G ran d^al -Marseille  hin,  wieder  zum 
alten  B^sttee  de  l'dquiralent  zarftcksakehren.  Besonders 
forderten  die  Deputierten  der  Departements  Marseille,  Korden, 
Nantes  und  DUnkirchen  die  Aufhebung  des  Dekrets  von  1873. 
Am^  verteirlipfte  es,  ohne  jedoch  mit  seiner  Auffassung"  durch- 
zudringen, i'^iir  ihn  handelte  es  sich  gar  nicht  um  die  zeit- 
weilige Zulassung,  deren  Anhänger  er  wäre.  „Es  handelt  sich 
allein,"  so  führte  er  aus,  „darum,  fremdes  Getreide  nach 
Marseille  zu  imDürtieren,  es  auf  dem  Markte  der  Provence  zu 
lassen,  ohne  dais  es  den  im  Tarif  stehenden  Zoll  von  60  ceats. 
bezahlt  hat,  und  es  bei  der  Ausfahr  mit  Mehl  firanzösischen 
Ursprungs  zu  kompensieren.  In  allem  diesem  ist  nichts  von 
zeitweiliger  Zulassung  zu  sehen.  Es  handelt  sich  darum,  den 
Staatsschatz  um  einen  gesetzmäfsig  errichteten  Zoll  auf  fremde 
Stoffe,  die  auf  dem  französischen  Boden  hloihen,  zu  berauben 
und  einen  Teil  dieses  Zolls  aus  den  .Staatskassen  in  die 
Taschen  der  Exporteure  von  frauzosisehem  Meld  wandern  zu 
lassen"  ^ 

Demgegenüber  sahen  Granthal  und  Mall  et  (Linke)  in 
dem  Fehlen  des  Identitätsnachweises  durchaus  keine  Prämie. 
Dem  Schatz  würde  nichts  geraubt,  dagegen  die  nationale 
Arbeit  und  der  Ackerbau  gefordert. 

Letzteres  war  unzweifelhaft  richtig.  Im  übrigen  kann 
man  sich  aber  durchaus  den  Ausführungen  des  Generalzoll- 
direktors Am6  anschlieCsen.  Denn  dieser  Mann  war  vermöge 
seiner  Stellung  genau  mit  allen  Zollmanipulationen  vertraut, 
und  seine  Ansicht  entspricht  auch  den  wissenschaftlichen  Unter* 
suchungen,  die  Lexis  darüber  angestellt  hat.  — 

Hinsichtlich  der  ölhaltigen  Samen  und  Früchte,  für  die 
eigentlich  die  Identität  festgesetzt,  aber  niemals  innegehalten 
war,  wurde  in  dem  Rohstoffzollgesetz  vom  2(3.  Juli  1872  ver- 
ordnet, dafs  die  Wiederausfuhr  nur  über  die  Zollamter  erfolgen 
dürfe,  über  die  sie  eingeführt  waren.    Diese  Praxis  war  aber 


Rougier,  op.  cit.  S.  456. 


weiligen  Zulassung  eingeftihrten 


Samen  und  ferner 


Digitized  by  Google 


xvm  2. 


77 


nicht  von  langer  Dauer,  da  auch  das  Gesetz  auf  dem  sie  be> 
ruhte,  sich  als  ein  toter  Buchstabe  erwies. 

Am  27.  Februar  1873  wurde  deshalb  beschlossen,  Baum- 
wollensamen und  Palrakeme  (graines  de  niger)  zur  Alfabri- 
kation  ^  unter  den  alten  Bedingungen  zuzulassen.  Freilich 
war  gesHtzlieli  nur  die  Einfuhr  zu  Lande,  und  zur  See  nur 
unter  französischer  Flagge  oder  der  Flagge  des  Ursprungs- 
landes erlaubt.  Aber  die  Meistbegünstigungsklausel  der  Handels- 
▼ertrüge  hob  diese  £inschrftnkung  auf.  Das  l^ebnis  an  Ol 
aus  BaumwoUsamen  wurde  auf  19  ^/o  vom  Gewicht  des  Samens, 
aus  Palmkeraen  auf  88*/o  festgesetzt.  Als  Frist  fOr  die 
Fabrikation  wurden  sechs  Monate  bestimmt  Die  gleiche  Zeit- 
daner  gestattete  ein  Dekret  vom  13.  September  1880  für  die 
Sämereien  Marfouraire,  Illipo  Ponsinnfiok  und  lUipö  Dyack; 
der  Ertrag  an  öl  beliet  sich  bei  limeii  auf  40®/o,  bezw. 
58^0  und  39**/o.  Dagegen  beschränkte  man  die  zeitliche  Zu- 
laöeung  von  Gewurznelken  und  Stielen  tiü  die  Herstellung 
▼on  ft£erischem  Ol  auf  drei  Monate  (Dekret  vom  9.  Märs  1878). 
'   Dabei  reprisenüerten  100  kg  Nelken  15Va  kg  Ol 

Es  ist  sicher  anzunehmen,  dafs  alle  cuese  yerhsltnis* 
bestimmungen  für  die  Fabrikation  eher  au  gttnstig,  ak  au 
ungünstig  angenommen  wurden. 

Auch  das  fertif^o  Fabrikat,  das  Öl,  wurde  in  Frankreich 
zeitweilig  zollfrf  i  zur  Weiterverarbeitung  zugelassen.  So  be- 
stimmte ein  Dekret  vom  27.  März  1876,  dafs  in  einem  Zeit- 
raum von  4  Monaten  für  100  kg  Palmöl  entweder  100  kg 
Stearinlichte  oder  50  kg  solcher  Lichte  und  50  kg  Elainsäure 
oder  100  kg  Stearinsäure  oder  100  kg  Kerzen  ausaufbhren 
beaw.  ins  ätrepot  au  liefern  waren.  Von  einem  Identitäts- 
nachweis war  auch  hier  nicht  die  Rede.  — 

Dagegen  hatte  seit  jeher  diese  Forderung  fUr  andere  Halb- 
fabrikate bestanden,  weil  man  die  Identität  bei  ihnen  durch 
Stempelung  leicht  erweisen  konntey  z.  B.  ftir  kupferne  Drucker- 
walzen  zum  Gravieren. 

Wichtiger  war  die  zollfreie  Einfuhr  von  Gewebeu  aus 
Baumwolle,  Wolle  und  Flachs  zum  Färben  oder  liedrucken, 
welche  durch  eine  Verordnung  vom  Februar  1861  zugelassen 
war.  Der  Identitätsnachweis  durch  einen  Stempel  war  damals 
bereits  festgesetzt  worden.  Aber  bald  liefen  Beschwerden 
darüber  ein,  dafe  gefilrbte  und  bedruckte  Gewebe  wohlfeil 
ausgeführt  werden  konnten,  während  der  Vorteil  fUr  die 
übrigen  Textilwaren  nicht  bestand.  Der  anfönglich  bedonteiide 
Prei^^imterschied  zwischen  beiden  Arten  bewirkte  natürlich, 
dal-  }>ald  sämtliche  Preise  auf  den  niedrigsten  Stand  herab- 
etiruckt  waren.  Denn  dafs  zwei  Preishöhen  neben  einander 
estehen,  iat  unmöglich  ^  der  niedrigste  Preis  giebt  immer  den 
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Ausschlag.  Die  Beschwerden  der  Textilindustriellen  waren 
danach  sehr  gerechtfertigt.  Dpslialb  unterdrückte  der  Finanz- 
minister Büffet  durch  ein  Dekret  vom  9.  Januar  1870  wenig- 
stens den  Veredelungsverkehr  reiner  und  gemischter  Baum- 
irollengewebe. 

Das  Dekret  ttbte  sofort  eine  vorteilhafte  Wirkung  aue. 

Ein  Handelsbericht  aus  MOhlhausen^  yom  April  1870  meldet, 
dafs  die  Garnpreise  bereits  gestiegen  wären  und  höchstens  die 
Baum  Wollendrucker  einen  Nachteil  hätten.  Eine  Petition  der 
Drucker  von  Mühlhausen,  welche  der  bekannte  FreihMnrller 
Michel  Chevalier  am  21.  Mai  1870  dem  öenat  überreichte, 
führte  aber  zu  keinem  Ergebnis. 

Geraume  Zeit  ruhte  dann  die  Frage,  zumal  nach  dem 
Kriege  von  1870/71  die  hauptsächlich  beteiligte  Baumwollen- 
indostrie  Elaara-LothringenB  in  deutsche  Hände  übergegangen 
war.  Erst  die  Siteung  des  Oberhandelsrats  vom  26.--27.  Ja- 
nuar 1877  führte  zu  einer  ementen  Untersuchung.  Die  Ver- 
treter der  Textilindustrieen  sprachen  sich  für  das  Buffet'sche 
Dekret  aus,  weil  die  Einrichtung  der  zeitweilic-en  Zulassung 
die  Preise  drückte.  Drr  Exporteur  könne  nur  zu  den  billigeren 
Auslandspreisen  exportieren  und  müsse  deshalb  auch  fran- 
zösische Waren  schon  so  billig  wie  im  Ausland  ankaufen.  Ein 
weiterer  Druck  durch  die  in  der  Zulassung  liegende  Prämie 
wfire  nicht  sn  ertragen.  Auch  Ponver-Quertier  befürwortete 
das  Dekret  und  damit  das  Fallenlassen  der  ganaen  Ver- 
handlung. 

Gegner  waren  Malathir^  von  der  Handelskammer  in 

Rouen,  und  der  Deputierte  Cordier  (linkes  Centrum,  Gruppe 

Ferny).  Die  Ausfunr  wJire  seit  dem  Dekret  bedeutend  zurück- 
gegangen, zumal  auch  der  Ex))ort  nach  den  Koionieen  nicht 
mehr  frei  sei,  sondern  diesen  die  Erhebung  eines  Seeoctrois 
gestattet  sei. 

Schliefslich  beschlofs  der  Oberhandelsnit  mit  25  gegen 
9  Stimmen  die  Wiedersulassung  der  zeitweiligen  EHnfuhr  fkir 
BaomwoUengewebe,  doch  mit  dem  Identitätsnachweis.  Ein 

Dekret  vom  6.  September  1879  dehnte  die  Zulassung  auch 
auf  mit  Baumwolle  oder  anderen  Stoffen  gemischte  Seidenstoffe 

zur  Bedruck ung,  Färbung  oder  Appretierung  aus.  Dabei  war 
jede  Sitbstituierung  streng  verboten.  n?is  Zollamt  hatte  an 
die  beiden  Enden  jedes  Stücks  eine  ►"Stempelmarke  anzulegen 
und  ein  acquit-a-caution  einzuhänd!G:en,  da»  die  Verpflichtung 
einhielt,  bei  Strafe  binnen  4  Monaten  die  nämlichen  Gewebe 
ausEufOhren  oder  ins  Entrepnt  zu  liefern.  — 

In  der  Frage  der  Zulassung  von  Garnen  von  Lein,  Wolle 
und  Baumwolle  fdr  die  Weberei  der  Departements  Norden, 
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Rhone  und  Loire  kam  man  im  Oberhandelsrat  au  keiner  Ent- 
acheidnng. 

Für  die  Weber  im  Departement  Norden  sprach  der  De- 
putierte Bertrand  Milcent  (republ.  Linke):  Die  Lein-  und  feine 
BattiptwoKerpi  /  cfimbrais)  der  dortigen  Gegend  (rögion  cam- 
br<^.sienne)  hätten  die  Konkurrenz  von  Endand  und  Irland  zu 
ertragen.  Da  nun  die  französischen  8]jinner  zu  grobe  Ware 
lieferten,  weil  sie  damit  mehr  verdienten,  so  sei  die  Feinweberei 
auf  den  Import  angewieeen.  Wenn  also  die  Zölle  bestehen 
Mieben,  ao  dürfte  anck  die  zeitweilige  Znlassung  nicht  auf- 
gegeben  werden. 

T^zenaednMontcel  von  derHandelakammer  in  St.  £tienne 
befürwortete  in  llhnlicher  Weise  eine  Aufhebung  der  Zölle 
oder  daa  Bestehenbleiben  des  Veredelungsverkehrs,  bezw.  die 
Einftihrung  von  drawbacks.  Freilich  sei  der  Identitäts- 
nachweis schwierig.  Indessen  könne  man  doch  wohl  die 
Kummer  und  das  Gf^wirlit  der  Fäden  wieder  erkennen,  be- 
sonders wenn  die  Austuhr  über  dasselbe  Zollamt,  wie  die 
iuiuiuiir,  erfolge. 

Doch  es  blieb  alles  beim  alten.  Die  Industrie  und  auch 
der  Fiskus  beruhigteu  sich,  da  mau  durch  die  Eründuug  des 
Ingenieurs  Saladin  zu  Nancy  „la  romaine  m^rom^tique"  die 
Möglichkeit  erhalten  hatte,  infolge  Wägens  die  Menge  der 
Webetoffe  und  die  Nummer  des  Fadens  zu  erkennen.  — 

Von  sonstigen,  die  zeitweilige  zollfreie  Zulassung  be- 
treffenden Verordnungen  erwähne  ich :  die  Einfuhr  von  Stein- 
koblenteeröl  zur  Wiederausfuhr  als  Anilin  (Gesetz  vom  21. 
Januar  1873);  Frist  6  Monate;  die  Anilinproduktion  wurde 
auf  90^/0  vom  Gewicht  des  importierten  ( )ls  testgesetzt.  Durch 
Dekret  vom  1.  März  1878  konnte  aufserdem  t\ir  1  kg  Öl 
1  kg  250  gr  salzsaures  Anilin  ausgeführt  werden.  —  Die  Ein- 
fuhr von  Brom  zur  Herstellung  von  Bromkalium  (Dekret  vom 
18.  Februar  1878);  Frist  3  Monate;  ftlr  100  kg  waren  145  kg 
200  gr.  Bromkaltum  auszuftlhren.  —  Die  Zulassung  von  China- 
rinde für  die  Ofaininsalzproduktion ;  (3.  Februar  1879) ;  Frist 
4  Monate;  2  kg  schwefelsaures  Chinin  und  andere  Chininsalze 
rechneten  gleich  100  kg  Chinarinde.  Nebenprodukte,  wie 
Chinclioni]!-.  Chinchonidin-  und  Chinidinsalze  konnten  das  acquit 
nicht  entlasten.  —  liio  lOinfulir  von  Papierzen^,  dessen  Haupt- 
bestandteil Hadern  sind,  tür  die  Papierfahrikatiuu  (19.  Noveniher 
iö78).  — -  Die  Einfuhr  von  chlorsaureni  Kali  zur  Herstellung 
voü  chlorsaurem  Natron  und  chlorsaurem  Baryt  (17.  November 
1880) ;  die  Operationen  der  Ein-  und  Ausfuhr  durften  hier  nur 
in  Paria  und  HaTre  erfolgen.  ~ 

Die  den  Zucker  betrefifonden  MaTsregeln  des  Veredelungs- 
Terkehrs  mub  ich  hier  Ubeigehen^  da  der  Zucker  im  Zoll- 
system eine  eigenartige  Stellung  einnimmt,  und  eine  Erläuterung 
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der  betreöfenden  Bestimm uiigen  mehr  in  eine  Geschiciiie  der 
indirekten  Steuern  gehört. 

Ein  allgemeines  Urteil  Überhaupt  Über  den  Veredelnngs- 
Yerkehr>  wie  er  sich  in  Frankreich  herauttebildet  b&t,  abzu- 
geben, iat  nach  den  gründlichen  Unter8a(£ungea  von  Lexis 
nicht  schwer.  Die  französischen  Fabrikanten  haben  zweifellos 
den  Einflufs  der  admission  temporaire  auf  <^lie  Preishöhe  einer- 
seits und  auf  die  Entwicklung^  des  Ausfuhrhandels  andrerseits 
stark  Uberschätzt  oder  tiberti  ielieu.  Da»  ganze  System  macht 
durchaus  den  Eindruck  einer  künstlichen  Mafsregel,  die  dazu 
bestimmt  war,  die  Härten  des  allzuhohen  Schutzzolls  aus- 
zugleichen, und  durch  Prtbnien,  deren  wirkliebe  Zahlung  vor 
dem  Ausland  rerBchleiert  wurde,  die  Ausfuhr  anzuspornen. 

Jeden£idl8  dürfte  die  auch  im  Oberhandelsrat  hin  und 
wieder  geäulaerte  Meinung  stichhaltig  sein,  dafs  es  doch  för 
die  Allgemeinheit  hesser  wäre,  lieher  auf  die  Schutzzölle  zu 
verzichten,  als  sie  zu  umgehen  und  den  Handel  in  eine  künst- 
liche Bahn  zu  leiten. 

Das  stimmt  mit  dem  Satze  von  Lexis  zusaiiiinr»r! :  ^dals 
positive  Beguiiatigun^en  des  Handels  durch  den  ^Staat  mit 
weit  geringerem  Gewichte  in  den  Qang  der  ökonomischen  Be- 
wegung eingreifen,  als  ZngestSndnisse  in  freibMndlerischem 
Sinne.  Eine  Million  fVanken  Ausfuhrgratifikation  trägt  weniger 
zur  Förderung  der  Ausfuhr  bei,  als  die  Aufopferung  der 
gleichen  Summe  von  dem  Ertrage  des  betrefienden  Rohstoff* 
Schutzzolles"*, 


*  JLexis,  op.  cit.  S.  420. 
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Dritter  Abschnitt 
Die  TarifMknn  vw  1875/1882 


I.  Kapitel. 
Polltische  Lage, 

An  der  Macht  der  Verhältnisse  war  die  Thiers'sche  Zoll- 
reform  gescheitert.  Die  liberale  Handely|)oIitik  des  dritten 
Napolwn  triumphierte,  aber  auch  für  sie  lielö  sich  in  kürzi  i  er 
oder  fernerer  Zeit  das  Ende  voraussehen.  Denn  die  Handels- 
verträge, auf  denen  sie  beruhte,  waren  abgelaufen,  und  ein 
Neues,  das  an  die  Stelle  des  Alten  treten  konnte,  um  es  ohne 
«chrolTeii  Ob«i^Dg  abralMen,  war  noch  nicht  geschaffen.  Es 
fehlte  die  treiMiide  Kraft  Es  fehlte  der  Mann,  der  die 
Macht  besessen  hätte,  ein  den  franaOMBchen  Interessen  und 
ProduktionsverhältniBsen    wirklich    entsprechendes  handels- 

Solitisches  System  zu  geben  und  bei  thatsächlich  vorhandenen 
fotständen  reformierend  in  das  Wirtscliat'tsleben  einzugreifen. 
Gewifs  hatte  eich  überall  die  Erkenntnis  Bahn  gebrochen, 
dafs  nun  endlich  einmal,  nach  so  vielen  Mii'serl'olgen,  ein  Werk 
aus  einem  Gufs  geschaffen  werden  müsse,  welches  bei  dem 
ErUtaehen  der  äuidekiyertrilffe  eine  gedeihliche  Weiterent* 
wicklang  der  Volkswirtsohait  verbtlrgte.  Denn  niemand 
huldigte  im  Emst  dem  Gedanken,  den  Generaltarif  von  1816 
mit  seinen  gänzlich  veralteten  Bestimmungen,  unter  denen 
34  vollständige  Einfuhrverbote  *  der  wichtigsten  Industrie- 
rolistoffe  und  Fabrikate  eine  Hauptrolle  spielen,  wieder  in 
Kraft  treten  zu  lassen.  Aber  in  Frankreich  war  zu  jener 
Zeit  alles  in  Gärung.  Mehr  als  die  \\  irtschaftspolitik  be- 
schät'tigten  damals  andere  Fragen  die  Gemüter  und  erregten 
die  Parteileid enschaften. 


>  Eine  Aufzählong  derselben  stehe  bei  y.  Kanfinuin,  Die  Finaasen 
rrankreichg  8.  470. 
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Besonders  verzögerte  der  Kampf  um  die  Frankreich  end- 
gültig zu  p:obende  Verfassung  alle  anderen  Gesetzesarbeiteu 
und  beeinÜufste  sie  in  hohem  Grade.  Es  ist  deshalb  nötig, 
kurz  einen  Blick  auf  die  politische  Entwicklung  jener  Tage 
zu,  werfend 

8eit  dem  öturze  Thiers'  arbeiteten  die  monarchistischen 
Parteien  energisch  an  der  Wiederanfrichtung  des  Königtumsy 
ohne  aber  ihr  Ziel  au  erreichen,  da  der  Kronprätendent  Graf 
Chambord  (Heinrich  V.)  in  eigensinniger  Verblendung  keinerlei 
demokratische  Zugeständnisse  machen  wollte  and  sich  über 
die  geschichtliehe  Entwicklung  hinwegsetzen  zu  können  glauhte. 
Am  20.  November  1873  wurde  deshaD)  Mac  Ma hon  anf  7  Jahre 
zum  definitiven  Präsidenten  eingesetzt.  Dann  schritt  die 
Nationalversammlung  zur  Regelung  der  Verfassung,  die  nach 
vierzehnmonatlicher  Beratung  durch  die  Gebetze  vom  24.  und 
25.  Februar  1875  anstände  kam.  Als  der  wichtigste  Punkt 
erscheint  dabei  diie  Einführung  des  Senates,  eines  Oberhauses^ 
welches  dem  Unterhaus^  der  Kammer  der  Abgeordneten,  gleich- 
berechtigt gegenübersteht  Die  alte  Nationalversammlung  be- 
stand in  dem  Sinne  weiter,  dafs  sie  als  Vereinigung  beider 
ITihiser  ffir  bestimmt  vorgeschriebene  Zwecke,  wie  ^^'ah1ou 
der  Senatoren  oder  des  Präsidenten  der  Republik,  zusammen- 
trat Die  neue  Verfassung  übertrug  ferner  dem  Staatsoberhauiit 
die  Befugnisse  der  Leiter  monarchisch-konstitutioneller  iStaatcu. 
Damit  war  es  unmöglich  geworden,  dafs  der  Prftsident  der 
Republik  zugleich  Ministerprilsident  war  und,  wie  es  Thiers 
mit  Vorliebe  gethan  hatte,  selbst  in  die  Debatte  der  Kammer 
eingriff,  um  mit  seiner  Person  politische  Angriffe  zu  decken. 

Diese  Gesetze  waren  von  einer  überwiegend  klerikal- 
monarchistischen Volksvertretung  besehh» -soii  worf!(n.  Aber 
schon  die  ersten  Wahlen,  am  20.  Februar  lb7ti,  ergaben  eine 
republikanische  Mehrheit  in  der  Nationalversammlung,  sodafs 
sich  Mac  Mahon,  wiewohl  ungern,  veranlafst  sah,  einige  liberale 
Minister  zu  berufen,  Dufaure  (an  dessen  Stelle  später  Juleö 
Simon  trat)  und  Wadding  ton.  Aber  schon  1877  brach  er  mit 
diesem  Brauch,  zumal  im  Senat  noch  eine  geringe  monarchis- 
tische Majorität  safs,  welche  wichtige,  von  den  liberalen 
Ministern  eingebrachte  Entwürfe,  wie  den  der  staatlichen 
Volksschule,  zum  Scheitern  brachte. 

Am  16.  INTai  1877  schrieb  der  Marschall  deähalli  einen 
Briet  an  Jules  Simon,  der  ihm  in  der  schroffsten  ^^  eise  zu 
verstehen  gab.  die  Minister  sollten  ihre  Entlassung  einreichen. 
Bei  der  Abschiedsaudicüz  oa^le  er  ihneu  rund  heraus:  „Ich 
bin  ein  Mann  der  Rechten  und  mu£s  zu  denen  lurackkehren, 
die  mich  zur  Gkwalt  erhoben  haben*".    Er  könne  nicht 


1  Siehe  Blnm ,  Das  Deutsche  Beich  zur  Zeit  Biwnareka  8.  209  ff. 
'  Blum,  op.  eit.  S.  211. 
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Minister  gebrauchen,  die  im  Schlepptau  Ghunbettas  dahinaOgen* 
Dann  ernannte  er  ein  Kampfministerinm  mit  dem  Hersog 
von  Broglic  an  der  Spitze  und  löste  am  25.  Juli  1877  die 
Kammer  auf.  Sehr  wichtige  zollpolitische  Vorlagen  wurden 
dadurch  nicht  zu  Ende  beraten  und  auf  Jahre  hinaus  ver^ 
Bögert 

Jetzt  wurde  der  ganze  Regierungsapparat  in  Thätigkeit 
gesetzt,  um  die  Neuwahlen  f(\r  die  Regierung  günstig  zu  ge- 
stalten. Aber  trotz  der  unerhörtesten  Wahlbeeinflussuugen 
errangen  die  Republikaner  bei  der  Wahl  am  14*  Oktobnr  im 
Abgeordnetenhaus  «ne  Mehrheit  von  140  Stimmen.  Ein 
gleiches  Ergebnis  war  für  die  teilweise  bevorstehende  Er- 
neuerung des  Senats  im  Jahre  1879  zu  erwarten.  Doch  der 
Ministerpräsident  Herzog  von  Broglie  hielt  noch  einen  vollen 
Monat  allen  Angriffen  stand  und  trat  schlicfslich  das  Präsidium 
an  einen  Gesinnungsgenossen,  den  General  Rochebouet,  ab, 
welcher  in  kürzester  Frist  alles  für  einen  Staatsstreich  vor- 
bereitete. Mac  Mahon  scheute  indessen  vor  dem  letzten  Schritt 
zurück.  Er  unterwarf  sich  der  Kammermehrheit  und  berief 
ein  rein  rei  iublikanisches  Ministerium  Dufaure.  Als  einiger- 
malsen  sticnhaltigen  Grund  seiner  Sinnesllndemng  gab  er  an, 
dafs  bis  zum  Ende  der  am  1.  Mai  1878  in  Paris  zu  erö£Fnenden 
Weltausstellung  jeder  Partei  kämpf  unbedingt  ruhen  mOsse. 

So  war  der  Sturm  für  den  AugenbbVk  beschworen.  Als 
aber  im  .Januar  1879  die  Kammern  wieder  zusammentraten  — 
jetzt  zählten  die  Monarchisten  und  Klerikalen  auch  im  Senat 
nur  noch  die  Minderheit  —  und  der  geplante  Staatsstreich 
auö  Licht  kam,  war  des  Marschalb  Stellung  unhaltbar  ge- 
worden. Er  legte  am  80.  Januar  1879  sein  Amt  nieder.  — 
Noch  an  demsäben  Tage  wurde  an  seine  Stelle  der  Vor- 
silsende  der  Kammer  der  Abgeordneten,  Jules  Gr^yy,  zum 
Prftsidenten  der  Republik  gewählt. 

Damit  war  der  Kampf  um  die  Verfassungsfrage  zum  Still- 
stand gebracht,  und  die  gesetzgebenden  Gewalten  konnten 
nun  mit  nachhaltigerem  Eifer  an  die  Durcharbeitung  der 
greisen  schwebenden  volkswirtschaftlichen  Fragen  gehen. 

IL  Kapitel. 
Die  Vorarbeiten  zum  Tarif. 

1.  Die  Enquete  des  Handelsministers  de  Meaux. 

In  der  That  waren  die  wirtschaftspolitischen  Fragen  trotz 
der  sorgfältigen  Vorarbeiten  der  Regierung  allzulange  hin- 
geschle})pt  und  nun  brennend  geworden,  zumal  auch  die  Ver- 
fallstermine der  meisten  Handdsverträge,  die  man  1871  noch 
sa  einem  viel  früheren  Zeitpunkt  herbeiführen  au  können  ge- 
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hofft  hatte,  langst  fSberschritteii  waren,  und  notdttrfltige  V6r> 
längerun^en  und  Flickarbeiten  nur  einlgermafsen  die  Stetigkeit 
der  HandelBbeztehongen  aufreoht  erhalten  hatten« 

Italien  hatte  seinen  Vertrag  bereits  1875  gekündigt» 
Österreich-Ungarn  1876.  Die  Arrangements  mit  beiden  Ländern 
sollten  am  1.  Juli  1876  und  am  1.  Januar  1877  ablaufen.  Die 
Verträge  mit  England  und  Belgien  gingen  am  30.  Juni  und 
10.  August  1877  zu  Ende;  der  Vertrag  mit  der  Schweiz,  den 
die  französische  Regierung  ihrerseits  gekündigt  hatte,  am 
20.  November  1876. 

Die  Hauptschwierifikeit  für  die  Regierung  bestand  dal^ei 
in  der  Frage;  Was  soll  geschehen,  wenn  vor  den  Veriails- 
terminen  keine  neuen  VertrSge  anstände  kommen?  Es  war 
jedenfalls  undenkbar ,  dals  in  diesem  Falle  der  alte  Qeneral- 

tarif  wieder  die  Handelsbeziehungen  regelte.  Denn  die  Wieder- 
einführung der  alten  Ubermäfsig  hohen  Schutzzölle  imd  der 
Verbote  hätte  die  französische  Industrie  und  den  von  den  Roh> 
Stoffen  des  Auslands  lebenden  Ansfnbrbandel  mindestens  ebenso 
hart  getroffen  wie  die  fremde  Einfuhr. 

Andererseits  verspürte  die  Regierung  Mac  ^lahong  im 
Gewirr  der  Verfassungskämpfe  nicht  die  geringste  Keigung, 
selbstthätig ,  wie  es  Napoleon  III,  gethan,  dem  Lande  eine 
Zollpolitik  zu  oktroyieren.  Es  fehlte  ihr  iiierzu  auch  an  den 
erforderlichen  Kenntnissen  und  Yor  allem  an  der  Macht.  Der 
Handel»-  und  Landwirtschaftsminister  Graf  de  Meaux  versprach 
sich  jedenfalls  mehr  davon,  wenn  er  im  vollen  Einverständnis 
mit  sämtlichen  Interessenten  handelte»  Er  erliefs  deshalb  schon 
am  7.  April  1875  ein  Rundschreiben  an  die  Handelskammern 
und  die  neratenden  Kammern  ffir  Landwirtschaft,  Künste  und 
Gewerbe.  In  diesem  erinnerte  er  an  den  bevorstehenden  Ab- 
lauf der  Handelsverträge  und  gab  eine  Übersicht  tiber  die 
Entwicklung  des  Auiäeuhaudels  seit  der  nupuleonischen  Reform, 
also  seit  1859  ^ 

Die  offiziellen  Zahlen  dafür  sind  folgende : 

1.  Generalhandel  (in  Millionen  Franken): 
Mnfuhr    Ausfuhr  Summe 


1847 
1859 

1865 
1869 
1873 


1290,0  1049,0  2339,0 

2854,8  8057,1  5411,9 

3527,4  4086,5  7613,9 

4008,7  3993,6  8002,3 

4576,4  4822,3  9396,7 


*  Ich  eebe  hier  zugletph  die  Zahlen  von  1847  nn,  indem  ich  mit 
vaT 


de  ButenvaT  [Journal  drs  Kconoinistes  1875,  Mai)  die  Meinung  habe, 
daCs  das  Jahr  1859  nicht  gut  gewählt  ist,  weil  bereits  vorher 
redukUonen  ststtftoiden.   1847  Mstaud  aber  noch  der  alte  Tarif, 
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2.  Specialhandel  (Millionen  Franken): 

Einfuhr     Ausfuhr  Summe 


1847: 

1859 

1865 

1849 

1873: 

1874: 


955,0 
1640,6 
2641,8 
3153,1 
S554,8 
3748,0 


719,0 
2266,4 
3088,4 
3074,9 
3787,3 
3877,3 


1674,0 
3907,0 
5730,2 
6228,0 
7342,1 
7625,7 


Der  Aufschwung  der  französischen  Volkswirtschaft  unter 
der  Hcrrsclmft  der  liberalen  Tarife  ist  daraus  ohne  weiteres 
zu  erkeiuitii.  Die  AVirkung  der  eiazelnen  Verträge  ersieht 
man  aus  folgenden  Zahlen: 


Handel  mit  Frankreich  (in  Million.  Frks.). 

4 


(Jeneralhandel 

Specialhandel 

Etnitthr 
▼on 

Ansfiihr 
nach 

1  8aninie 

4 

l 

Einlnhr 

▼OD 

Attsfnhr 
nach 

Summe 

!. 

England 

1859 
1865 
1869 
1873 
1874 

406,7 
740.5 
651,3 
759^ 
728,2 

774,0 
1317,1 
1169,4 
Ubö.O 
1253,3 

1180,7 
2057,6 
1820,7 
1945.8 
1961,5 

278,2 
638,2 
551,3 
596,8 
5953 

591,3 
1006,4 
909,6 
925,0 
992,4 

869,5 
1644,6 
1460,9 
1521,8 
1588,2 

2.  Belgien 

ls65 
1869 
1S73 

im 

203,7 
42:^,5 
436,9 
542,4 
477^ 

16S,S 
287,7 

3;3;3,8 

504,8 
557,8 

3. 

390,5 
711,2 
770.7 
1047,2 
1035,0 

Schweiz 

160,2 
304,4 

315,8 
474,f; 
409,3 

168,6 
t  257,6 
295,0 
470,2 
523,6 

328,8 
562,0 
610,8 
944,8 
932,9 

im 
i8a5 

1x69 
1x73 
1874 

261,3 
372,6 
390,2 
343,4 
354,0 

274,1 
359,3 

43U,0  , 
888,4 

535,4 
731,9 
756,3 
773,4 
742,4 

52,3 
90,3 

las.o 

91,8 
96,2 

115,7  ' 
230,9 
261,3 
337,2  , 
299,7  1 

168,0 
321,2 

394,3 
439,0 
395,9 

4.  Italien 

1859  1 
1^65  / 
1869  1 

1873  1 

1874  1 

173,9 
2"^  7,9 
36-1,2 
436.7 
358.9 

262,4 
4^32,1 
313,2 
353.2 
384,5 

536,8 
720,0 
677.4 
789.9 
693,4 

140,4  i 

242.4  ' 
321,0 
345,9 
288,9  1 

189,5  I 

229,8  j 
204,2 

329.9 
526,2 
551,2 
575,7 
493,1 
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G^neralhandel 

Spedalliandet 

Einfuhr 
von 

Ausfuhr 
nach 

Snmnie 

Einfuhr 
von 

Ausfuhr 
nach 

Samme 

5.  Niederlande 


1859 

49,1 

28,0 

77,1 

40.0 

14,8 

548 

1865 

45,4 

37,8 

83,2 

32,0 

27,1 

59.1 

1869 

46,6 

48,1 

94,7 

36,1 

41,1 

77,2 

45.^ 

84,2 

40,0 

33,2 

73,2 

1874 

33,6 

41,2 

74,8 

30,1 

84^ 

64.e 

6.  Osterreich 


1859 

13,4 

21,9 

35,3 

12,2 

5.7 

1865 

27,0 

7,4 

20,8 

34,4 

26,4 

5,5 

31,9 

1869 

45,0 

4:12 

15.0 

1873 

55,6 

22,4 

•  7b,0 

54,5 

17,3 

71,8 

1874 

66,4 

21,8 

88,2 

66,3 

15,3 

81,5 

7.  Deutschland 


1850 

1865 
1869 
1873 
1874 


219,9 
271,9 
339,1 
417.8 
428,9 


176,1 

285,6 
282,26 
522,0 
454,7 


896,0 

507,5 
621,3 
940,3 
883,6 


106,8 
166,4 

230,1 

315,5 


147,6 
214,2 

253,4 

413,6 


Überall  ist  ein  Steigen  des  Gesamtumsatzes  im  allgemeinen 
zu  bemerken.  Im  Handel  mit  England  ist  allerdings  der 
Höhepunkt  von  1865  noch  nicht  ganz  wieder  erreicht;  jeden- 
falls nat  aber  Frankreich  bei  dem  A''*  rtrage  mit  diesem  Lande 
den  grölseren  Gewinn  gehabt,  insofern  als  seine  Ausfuhr  die 
Einfunr  von  dorther  bedeutend  übersteigt. 

Die  Zahlen  sprachen  aläo  für  die  Beibehaltung  der  bis- 
herigen Politik.  Ue  Heanx  imterlie(s  ee  anch  nicht,  aossu- 
sprechen^  dafo  die  Begierung  keinesfaUs  rückschrittliche  Hinter- 
gedanken TCrfolgte.  Aber  seine  Erklämngen  klangen  etwas 
gezwungen  und  erweckten  bei  den  SchutzzöTlnem  doch  gewisse 
Hofihungen.  Ein  geaetsgeberiscbes  Vorgeben  war  jedenfalls 
dringend  notwendig. 

Deshalb  verlangte  der  Minister  die  Beantwortung  von 
vier  Fragen:  1.  Welche  Änderungen  im  Tarif  sind  erwünscht? 

2.  Ist  es  geboten,  die  noch  bestehenden  Wertzölle  in 
specifische  umzuwandeln? 

d.  Darf  der  Tarif  dem  Staate  höhere  Einnahmen  bringen? 

4.  Soll  ein  neuer  autonomer  Generaltarif  ausgearbeitet 
werden  oder  unter  Beibehaltung  des  Systems  der  Handels- 
verträge nur  flir  die  nicht  meistbegUnstigteD  Staaten  ein 
Generaltarif  beschlossen  werden? 


Digitized  by  Google 


xvm  2. 


87 


Am  9.  Februar  1876  konnte  der  Handelsminister  dem 
Staatsoberhaupt  bereits  Bericht  Aber  seine  Umfrage  erstatten. 

EHe  letzte  Frage  war  die  entscheidende,  und  über  sie  ver- 
breiteten sich  die  eingegangenen  Antworten  in  ausftihrh'chster 
Weise.  Die  Anschauung  über  die  Wirkung  der  bisherier^n 
Vertragstarife  war  verschieden.  Aber  alle  Handelskar?irnf'rii 
waren  darin  einig,  dais  „sie  nicht  daran  denken,  umzukehren 
.  .  .  ;  sie  betrachten  die  Konkurreoz  aia  einen  unentbehrlichen 
Sporn  und  wtlrden  ein  auf  dem  Mittel  der  gegenwärtig  in 
Kraft  befindlichen  Zölle  beruhendes  Regime  annehmen*. 

f^r  die  Emenerang  der  Vertrflge  stimmten  47  Handek- 
und  15  beratende  (Industrie-,  Gewerbe-,  Landwirtschafts-) 
Kammern.  Unter  ihnen  befanden  sich  die  bedeutendsten,  wie 
Paris,  Lille,  Harre,  Epinal,  Marseille,  Montpellier,  Elbeuf, 
Mäcon  .  Keims,  Angouleme,  Bordeaux,  Cambrai.  Die  Wein- 
und  Seidt  iiindustrie  befand  sich  auf  dieser  Seite. 

14  Kammern  verlangten  einen  autonomen  Generaltarif 
ohne  Verträge,  darunter  Kouen,  Arras,  Tourcoing,  lioubaix, 
Amiene,  Saint-Diaier,  meist  solche,  durch  welche  die  Baumwoll- 
mid  Leinindustrie  vertreten  war.  Doch  weihen  auch  diese  als 
Grandlag«  des  neuen  Gfesetzes  Torbehaltlich  gewisser  Ände- 
nmgen  den  alten  Vertragstarif  setzen. 

Als  Grunde  für  die  Errichtung  eines  autonomen  Tarifs 
gah  m:in  an,  dafs  der  Regierung  durch  die  Vertrüge  die  Hände 
gei)unden  wären,  im  Falle  industrieller  Notstände  oder  tiska- 
lischer  Fediirfnisse  die  Tarife  zu  erh()hen.  Ferner  höre  bei 
der  Sciilieisung  der  Verträge  die  Kontrolle  und  eingehende 
Hitarbeit  des  Parlaments  auf,  weil  die  Regierung  allein  die 
VertrSge  abschlösse  und  die  Kammern  nur  das  Recht  der 
Genehmigung  oder  Ablehnung  im  ganzen  hätten.  Vor  allem 
stiefs  num  sich  an  der  Klausel  der  Sieistbegttnstigung,  die  bei 
jedem  neuen  Vertrage  weitere  Zollherabsetzungen  herbeiführte. 


keit  haben.  Deshalb  sei  die  Bestimmung  am  Platze,  dafs 
der  Tarif  nur  alle  fünf  Jahre  umgearbeitet  werden  dtirfe. 

Die  gegnerische  Meinung  drückte  am  treffendsten  die 
Antwort  der  Pariser  Handelskammer  aus:  »Die  Verträge  ver> 
bfbrgen  dem  Handel  und  der  Lidustrie  die  Stetigkeit,  welche 
sie  nOtig  haben,  um  wichtige  Geschäfte  zu  unternehmen  und 
zum  guten  Ende  zu  filhreUf  ohne  Furcht,  im  Laufe  ihr(  r 
Operationen  durch  die  Änderungen,  welche  die  häufige  Revision 
der  durch  ein  Zollgeseta  festgesetzten  Tarife  verursachen  kann, 
gehindert  zu  werden". 

In  einer  anderen  Antwort  heifst  es:  „Der  Handel  braucht 
eine  Verfassung,  die  den  Personenwechsel  in  der  Regierung, 
sogar  bei  der  Erschütterung  eines  Krieges,  überlebt,  und  diese 
Verfassung  (charte)  findet  er  in  den  Verträgen**. 

Die  Mehrheit  befürwortete  jedenfalls  das  bisherige  System, 
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doc']^  sollten  alle  Verträge  eine  geraeinsame  Verfallszeit  haben 
und  die  schon  gekündigten  bis  sum  Aufhören  des  leisten  ver- 
längert worden;  ferner  sollte  in  jedem  Falle  zuvor  eine  Um- 
arbeitung des  Generaltarifs  erfolgen y  damit  dieser  bei  den 
^  erhandTungen  als  Grundlage  diente;  schliefslich  verlangte 
man,  die  Klausel  der  Meistbegünstigung  fallen  zu  lassen. 

Eine  weitere  Forderung  ging  dahin,  eine  grofse  Enquete 
Uber  die  GeBamtlage  der  Industrie  su  TeranatBltoii. 

Die  Frage  nach  der  Einrichtung  von  spedfisdien  ZoUen 
statt  der  bisherigen  Wertzölle  beantworteten  37  gegen  12 
Kammern  bejahend.  Für  die  Wertzölle  trat  besonders  die 
Textilindustrie  ein,  weil  feinere  Steife  bei  einem  Gewichtszoll 
mit  ihrem  geringeren  Gewicht  zu  gut  «ref^enüber  den  groben, 
schwerer  wiegenden  Fabrikaten,  behandelt  werden  würden; 
ferner  die  Glasindustrie,  die  Luxusindustrieen  und  die  Fabri- 
kanten von  Weinen  geringerer  (Qualität 

Eine  Umarbeitung  des  Tarifs  im  Sinne  höherer  fiskalischer 
Einnahmen  befiOrwortete  niemand.  Die  Gewerbe  seigten  sich 
ttber  diese  Frage  sehr  beunruhigt,  weil  sie  an  eine  Wieder^ 
einbringung  des  RobstoffzoUprojcktes  dachten. 

Auf  die  erste  Frage  des  Ministers  nach  bestimmten  Vor- 
schlägen für  Tarifänderunpon  liefon  meist  keine  bestimmten 
Angaben  ein.  Die  Pariser  iiandeiskammer  wollte  als  Höchst- 
grenze des  Zollschutzes  10"  o  festgesetzt  wissen,  nufser  ftir 
Metalle,  Mineralöle  und  Gewebe  von  Lein  oder  Baumwolle.  — 

2.  Die  er&te  Titn  fvorlage  Tcisbcrcnc  deBorts. 

Damit  hatte  die  Regierung  eine  Richtschnur  für  ihr  Vor- 
gehen erhalten.  Sie  hatte  zwei  Aufgaben  zu  erfUlleu.  Einer- 
seits mufste  sie  Verhandlungen  mit  den  fremden  Mächten  ein- 
leiten, die  zu  neuen  Verträgen  führen  sollten,  andrerseits 
mufste  sie  zur  Umarbeitung  des  Generaltarifs  schreiten.  Beide 
Schritte  that  sie  leider  zugleich.  Das  war,  wie  sich  später 
zeigte,  ein  Fehler,  der  zu  Konflikten  entweder  mit  dem  Par- 
lament  oder  mit  dem  Ausland  fUhren  konnte*  Indessen  ver- 
mied man  infolge  verschiedener  günstiger  Umstünde  die  Klippe, 
sodafs  schliefslich  doch  zuerst  der  neue  Generaltarif  sustande 
kam  und  dann  erst  das  Vertragsregime  geregelt  wurde. 

Die  Ausarbeitung  des  Oeneraltarifs  wurde  von  dem 
Handelsminister  Te  i  s  s  o  rc  ü  c  r]  c  Bort  fÜTikrs  Ccntnira),  de 
Meaux*  Nachfolger,  dem  Obcrhandelsrat  übertragen,  in  Gegen- 
wart des  Finanzministers  L^on  Say  und  des  Ministers  des 
Aufseren,  des  Ilerzogb  Decazes,  eröffnete  Teisserenc  de  Bort 
lim  28.  Mai  1867  die  Sitzungen  dieser  beratenden  Körperschaft 
mit  dem  Hinweis  darauf,  dafs  es  für  die  Stetigkeit  der  Handels- 
1)  Ziehungen  jedenfalls  das  beste  wäre,  den  Vertragstarif  des 
Kaiserreichs  als  Grundlage  des  Generaltarifs  ansunehmen. 
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Der  Oberhandelsrat  schloß  sich  auch  nach  eingehender  Be- 
ratung diesem  Gutachten  an.  Die  anwesenden  Industriellen, 
welche  vorher  über  den  Ruin  gewisser  Industrieen  in  der  frei- 
händlerischen Arn.  geklagt  hatten,  stellten  im  nilgemeinen 
mäfsige  Forderungen.  Selbst  die  Führer  der  öchutzzöUner, 
Pouy er-Quertier  und  Feray,  begnügten  sich  mit  einer  Er- 
höhung der  Zölle  um  20 — 25  ^  o  für  den  Generaltarif,  „um  den 
Versuch  der  Unterhändler,  welche  neue  Verträge  vorzubereiten 
hätten,  SU  erleichtern*. 

Sonst  teilte  sich  der  Oberhandelsrat  in  awei  Kommissionen 
und  lieCs  damit  sofort  erkennen,  an  welchem  Punkte  der  Zoll- 
refoim  der  Kampf  am  heifsesten  und  umfangreichsten  ent- 


die  Textilindustrie  gewählt,  während  die  andere  alle  übrigen 
Zweige  der  Industrie  und  Landwirtschaft  zu  untersuchen 
hatte. 

Die  Vorsitzenden  der  Textilkommission,  Kaoul  Duval 
(rechtes  Centrum)  und  Balsan  (konserr.  Republik),  begaben 
sich  nach  England  und  in  die  französischen  Industriemittel' 
punkte,  um  sich  Uber  die  einschlägigen  Fragen  genau  unter- 
richten zu  lassen.  Als  Ergebnis  ihrer  Erkundigungen  legten 
sie  dar,  dafs  die  mittleren  Kostenpreise  in  England  um  3  oder 
4  0  geringer  als  in  Frankreich  waren.  Dazu  kam  noch  Eng- 
Inii'U  Übergewiciit  im  Welthandel,  seine  Überlegenheit  durch 
bessere  Maschinen  und  vollkommenere  Arbeitsmethoden  und 
achliefslich  die  ältere  Entwicklung  der  meisten  dortigen  In- 
dustrieen.  Die  Berichterstatter,  von  denen  Duval  ein  ttber- 
■eugter  Freihfindler  war,  forderten  desw^n  die  Kommission 
auf,  im  Punkte  der  Textilien  keine  ZoUreduktionen  Torsu* 
nelmien. 

Der  Oberhandelsrat  nahm  tlberhaupt  fast  durchweg' den 
alten  Konventionaltarif  als  neuen  Generaltarif  an.  Pouyer- 
Quertier  wufste  indessen  doch  durchzusetzen,  dafs  wenigstens 

Zölle  auf  Garne  und  Gewebe  um  10®/o  erhöht  wurden. 
iNlan  beschlofs  die^e  Erhöhungen  aber  nur  als  Inätrumeut  fUr 
die  Vertr^Ycrhandlungen. 

Die  mnptftnderung  im  Tarif  war  die  Umarbeitung  der 
sum  Teil  noch  vorhandenen  We r  t z  ö  1 1  e  in  s pec  i  f i  s c h  e ,  d.  h. 
Zolle  nach  dem  Gewicht,  der  Stückzahl  oder  anderen  Mafsen. 
Schon  1860  hatten  sich  die  Regierungen  Englands  und  Frank- 
reichs '^^eeinigt,  möglichst  s])ecifische  Zölle  oinzuführrn.  Doch 
konnte  hkih  dies  für  eine  ganze  Reihe  von  Fabrikaten  damals 
nicht  erreichen ,  weil  die  Unterhändler  beider  Nationen  den 
Wort  der  betreffenden  Waren  verschieden  beurteilten.  Dazu 
gehören  fast  alle  chemischen  Erzeugnisse,  Farben  und  Farb- 
atoffe,  Kerzen,  ferne  Thonwareu,  Steinzeugfliesen »  Fayencen, 
Porzellan,  Spiegelglas,  Hohlglas  und  Krystall,  feines  Fenster- 
gits,  optische  (Httser,  Game  und  Gewebe  ans  neuseeländischem 


brennen 


wurde  eigens  für 
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Flachs,  Manilahanf  und  dergleichen ,  Damast,  Zwillich,  Poaar 
mentier-  und  Bandwaren,  Wirkwaren,  Spitzen,  TaschentUdier 

aus  Lein,  Hanf  und  Baumwolle,  ferner  feinere  Bnumwoll- 
gewebe  (8  kg  auf  100  nm  und  darunter  wiegend),  Stickereien, 
Dochte,  W  aciisleinwauü,  alle  Wollstoffe,  gemischte  Gewebe, 
Papiermache,  zerschnittene  Pappe,  Spielkarten  und  Spielwaren 
aller  Art,  Lederwaren,  Uhren,  Messerwaren,  Möbel,  Holz- 
Bcbachteln,  Musikinstnimente^  Fmrteppiche,  Korbwaren, 
Kutschen  und  Fahnenge  jed«r  Art,  £1lcaer,  Bttratenwaren, 
Knöpfe  und  Schinne. 

Wertzölle  sind  in  der  Theorie  gewifis  besser  als  specifiBcbe« 
weil  sie  sich  den  fortwährenden  Preisschwankungen  anpassen, 
und  weil  specifische  Zölle  die  geringeren  Quantitäten  zu  sehr 

belasten;  aoer  die  Berecbnuni.'  der  Znlle  nach  fest  bestimmten 
Maisen  ist  leichter  nud  ^^arantiert  dem  Staat  eine  sichere  Lin- 
nahme. Die  Wertzölle  sind  von  jeher  eine  Quelle  des  Be- 
truges gewesen,  weil  die  Importeure  stets  einen  zu  geringen 
W^ert  deklarieren,  sodafs  sich  in  allen  Staaten,  in  denen  sie 
noch  au  finden  waren,  so  in  Italien,  damals  eine  starke  Oppo- 
sition regte.  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  besafsen  aie 
überhaupt  nicht  Nur  die  englischen  Importeure  wünschten 
ihre  Beioehaltung,  weil  sie  dabei  ihren  Vorteil  fiinden«  Der 
französische  Generalzolldirektor  Am6  erzählt  eine  interessante 
und  durch  ihre  unverblümte  Offenheit  geradezu  vcrlilfiffeTule 
Geschichte^  von  mehreren  der  angesehensten  Bradford er  Kauf- 
leuten, welche  ihre  Regierung:  bewegen  wollten,  bei  den  Ver- 
handlungen mit  Italien  und  i^'rankreich  besonders  auf  die  Bei- 
behaltung der  WertaöUe  zu  dringen.  Sie  wollten  sich  dann 
„kontralraich  yerpflichten,  nicht  mehr  doppelte  Rechnungen 
BU  liefern,  die  eine  ftir  den  Käufer  der  Ware,  die  andere  ftlr 
das  fremde  Zollamt".  —  Die  französische  Regierung  und  der 
Oberhandelsrat  hielten  es  indessen  doch  ftir  nötig,  sämtliche 
Wertzölle  im  neuen  TariQprojekt  durch  Zölle  nach  festeren 
Mafsstäben  zu  ersetzen. 

Der  Oberhandelsrat  schlofs  seine  Sitzungen  am  20.  Juli 
1876.  Am  9,  Februar  1877  unterbreitete  dann  Teisserenc  de 
Bort  der  Kammer  der  Abgeordneten  das  ftufserst  mafsvoll  au«»- 
gearbeitete  Tarifprojekt.  Er  hatte  darin  noch  für  die  Kolonial- 
waren eine  Zollerhöhung  von  24 ^/o  vorgesehen  und  eine  An- 
zahl vorher  freier  Rohstoffe,  namentlich  Baumwolle,  mit  ge- 
ringen Abgaben  bedacht.  Ursprünglich  hatte  die  Regierung 
auch  zu  Gunsten  der  Landwirtschaft  die  Viehzölle  zu  erhöhen 
geplant.  Aber  in  der  Erwägung,  dafs  das  Fleisch  ein  un- 
bedingt notwendiges  Xalirungsmittel  für  alle  Volksschichten 
ist,  war  sie  davon  abgekommen.  Sie  versprach  sich  mehr  von 


1  Am«,  op.  dt.  If.  S. 
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der  Errichtmig  guter  Eommunikationswegey  die  der  Land- 
wirtschaft gestatten,  den  Kreia  ihrer  Abnehmer  zu  vergröfsern.  — 
Aber  die  Staatskrisis  vom  16.  Mai  kam  dazwischen.  Die 

Kammer  wiirde  aufgelöst,  Oesetzesvorlage  hinfällig,  und 
auch  Teisserenc  de  Bort  muiäte  dein  Portefeuille  niederlegen, 
das  erat  wieder  de  Meaux  (rechtes  Centrum),  dannOzenne 
(parteilos)  Ubernahm. 

3.  Die  «weite  Tarifvorlage  Teisberenc  de  Borts. 

Aber  der  Stoim  ging  bald  vorüber.  Am  15.  Dezember 
1877  trat  Teisserenc  de  Bort  wieder  an  die  Spitze  des  Mini- 
steriums für  Landwirtschaft  und  Handel.  Am  21.  Januar  1878 
legte  rr  im  Bureau  der  Kammer  einen  neuen,  in  wesentlichen 
Punkten  veränderten  Tarifentwurf  mit  ausftihrlicher  Begründung 
nieder  Er  berief  sich  vor  allem  auf  die  Umfrage  seines 
Vorgängers  de  Meaux  und  auf  die  Arbeit  des  Oberhandelsrats, 
Bimud  in  Beraf  auf  die  Umrecbniing  der  WertsOUe. 

Die  alte  iSnteiliing  des  Tarifs  in  1.  animaliBche,  2.  vege* 
tabiliscbe,  3.  mineralische  Stoffe  and  4.  Fabrikate  war  ge- 
blieben. 

1.  Bei  den  animalischen  Stoffen  hatte  sich  die  Regierung 
nicht  verhehlt,  dals  die  Einfuhr  beständig  im  Steigen  bfL'-nffen 
war  und  1877  bereits  dreimal  soviel  als  die  Ausfuhr  betrug 
(153  Mill.  fr.  gegen  43  Mill.  fr.).  Aber  sie  scheute  davor 
zurücii,  Hauptnahrungsmittel  zu  treffen  und  wollte  nur  wenige 
animalische  FTodokte  etwas  stärker  heranaiehen. 

2.  Unter  den  Vegetabflien  sollten  die  mehr  dem  Lnxos 
dienenden  Nahrangsmittel ,  wie  Orangen,  Citronen,  Feigen, 
auch  Hopfen,  grölsere  Abgaben  bezahlen.  Ebenso  war  der 
Zoll  von  50  Cents,  auf  Reis  auf  1  fr.  erhöht,  weil  Weizen 
60  Cents,  entrichtete  und  Reis  nicht  einen  so  wichtigen  Bestnul- 
teil  der  allgemeinen  Nahrung  der  Franzosen  bildete.  Oer 
Oberhandelsrat  hatte  aueh  für  ölhaltige  Samen  eine  Abgabe 
vorgeschlagen.  Die  Regierung  trat  aber  energisch  lür  die 
Zolltreiheit  ein,  da  dieser  Rohstoff  fUr  die  Industrie  anentr 
behrlich  war. 

3.  Das  Kapitel  .mineralische  Stoffe**  bot  wenig  Verände- 
rungen. Kohlen  wollte  der  OIk  rhandelsrat  freilich  ganz  frei 
haben  und  die  Eisenzölle  erniedrigen.    Aber  das  fiskalische 

Interesse  i^alj  den  Ausschlag.  (Kohlen  brachten  etwa  9 — 10 
Hillionen  fr.  Einnahmen.)  —  Mineralöl  sollte  künftighin  nach  der 


'  Bei  V.  Brandt,  op.  cit.  8.  lh'6  ist  zu  lesen:  „Der  neue  Handels- 
minister  bvaehte  im  ^.  I.  1B78  einen  anderen,  von  dem  seines  Vor- 

f^ingers  (de  Meaux  ist  gt'iiieint  sioli  wesentlich  untorschcidfiidtn  Tarif» 
putwurf  ....  ein".  Das  ist  ein  Irrtum.  Nicht  ein  Vorpängcr  Teisse- 
renc de  Borts,  sondern  dieser  selbst  hatte  auch  den  ersten  Tarif  ein- 
gebrecht 
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Leuchtkraft  verzollt  und  die  gleichartige,  beatehende  Accise 
dafür  abgeschafft  werdeTK  weil  England  dagegen  Einspruch 
erhoben  hatte.  —  Bei  Metallen  beliefs  man  e??  bei  dem  atatus 
quo,  auch  hinsichtlich  der  admission  temporaire. 

4.  Für  die  Fabrikate  waren  zunächst  sämtliche  Verbote 
beseitigt.  —  Die  Farbenindustrie  erhielt  die  Freiheit  der  Roh- 
stoffe und  5  V9  ZoUBchutB  für  ihre  Fabrikate.  Diese  Mabr^gel 
richtete  sich  gegen  Deutschland.  —  Fttr  Medikamente  er- 
mäfsigte  man  den  Betrag  von  20  auf  10°/o.  —  Für  Weine 
blieb  das  Gesetz  vom  8.  Juli  1871  bestehen  (5  fr.  auf  das  hl 
für  Weine,  20  fr.  für  Liqueurweine).  Doch  stellte  der  Minister 
zur  Erwägung,  ob  man  wegen  des  grofson  Exports  nicht  ohne 
Bedenken  einen  niedrig»  l  un  Tarif  eintreten  iasaeu  könne,  zumal 
der  Zoll  für  schlechtere  (^uaiitiiten  25 — 30°/o  erreiche.  —  Der 
Bierzoll  wurde  der  iiuiieren  Verzollung  des  Hopfens  entÄj^recheud 
ttrhOht  —  Die  Abgaben  von  Topfwaren  waren  auf  Bitten  der 
Industrie  errnttTsIgt 

Die  delikatesten  Fragen  betrafen  die  Textilindustrie:  Für 
Lein-  und  Hanfgame  liefs  man  die  Konventionalzölle  von 
15  fr.  bis  172,90  fr.  auf  100  kg  bestehen.  Der  Import  der- 
selben war  von  9800000  fr.  ira  Jahre  1867  auf  8  300  000  fr. 
im  Jahre  1876  gesunken,  der  Export  dagegen  aut  18739000  fr, 
estiegen  und  nur  1876,  augenscheinlich  vorül»erge]iend ,  auf 
Mill.  ir.  gesunken.  Eine  Zollerhöhung  hatte  die  Kegiei  uug 
verworfen ,  weil  dann  wieder  die  Webereien  yon  Lyon,  Saint 
fitienne,  TaraTe,  Saint-Pierre-lte-Calaisy  Cambrai  u.  s.  w.  ge- 
schädigt wurden. 

Bei  Wollgarnen  hatte  man  zwischen  gekämmter  und  kar- 
dierter  Wolle  unterschieden  und  nur  die  letztere  höher  beiastet. 
Die  Einfuhr  der  Wollgame  betrug: 

1867:  6,8  .Mill.  fr.,      1876:  19,8  Mill.  f^.; 

die  Ausfuhr  dagegen: 

1867:  30,8  Miil.  fr,, 
1875:  39,7    .  ^ 
1876:  28,6     „  , 

In  der  Baumwollenindustrie  liefs  die  Regierung  alles  beim 
alten,  weil  sie  den  iiiu  kirang  der  Ausfulir  und  das  Steigen 
der  Einfuhr  auf  den  Verlust  des  Elsafs  mit  1  700000  Spindeln 
zurückführte. 

Seide  blieb  zollfrei. 

Ftir  die  Gewebe  wurde  eine  andere  Art  des  Schätzungs- 
verfahrens eingeführt.  Früher  zählte  man  nur  die  Fäden  iu 
der  Kette  in  einem  Quadrat  von  5  nun  Seide,  aber  nicht  im 
Einschlsg;  das  hatte  zur  Folge,  dafe  die  Industriellen  einfach 
die  Fäden  in  der  Kette  verminderten  und  sie  im  Einschlag 
vermehrten.  Der  neue  Entwurf  sah  eine  Zählung  beider  vor. 
Die  Summe  wurde  dann  durch  2  dividiert. 
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Am  meisten  untenchied  sich  der  neae  Tarif  Ton  dem 
saTor  eingebrachten  dadurch,  dafs  er  aufaer  den  Entrenot- 
maehlflgen  Ulr  die  Produkte  anderer  Erdteile  aus  europäischen 
Entrepota  und  Zuschlagssteuem  für  einige  europäische  Er- 
zeugnisse, die  nicht  aus  den  Erzeugungsländem  eingeführt 
wurden,  und  aufser  den  4°  o  Znsc!i]a2:sabgaben,  die  durch  rlas 
Gesetz  vom  30.  Dez'^mber  1873  auf  sämtliche  2^11e  gelegt 
waren,  noch  zwei  wtitorp  Zusatzdecimen  auf  eine  Reihe  von 
Fabrikaten  brachte.  Länder,  deren  ZolUaril  tlii^  französische 
Einfuhr  mit  mehr  als  20^  o  Abgaben  belasteten,  sollten  statt 
dieser  surtaxe  von  24  cents.  am  den  Frank  sogar  50  oents. 
entrichten. 

In  der  Schaffung  dieser  Zollerhöhung  von  24 ^/o,  von  denen 

Teisserenc  de  Bort  zwei  Decimen  mit  dem  Namen  Kriegsdecimen 

belegte,  laj;  die  Absirlif  vorhflUt,  ein  Tarifmnximum  zu  schaffen, 
das  ni;in  liegen  nichtiiif'istbogiiristig^te  Staaten  und  im  Falle 
eines  Zoiikrictres  anwaiulte,  während  die  Arbeit  dea  Ober- 
bandelsrats  da.^  Min  im  um  darstellte,  unter  das  mau  bei  neuen 
Vertragsverhandlungen  nicht  hinausgehen  konnte. 

in.  Kapitel. 

I^le  HandeisTertragai^llttk  Ma  snr  Yollendang  des 

neuen  Ö^enendtarifs» 

1.  Verhandlungen  mit  England. 

Zu  der  ZoUerhOhung  und  der  dadurch  gettnderten  Tarif- 
▼orlage  hatte  sich  der  Minister  vor  allem  durch  ein  wichtiges 
Ereignis  bestimmen  lassen,  und  zwar  durch  die  Ergebnis- 
losigkeit der  Verhandlungen  mit  England  und  anderen  Staaten. 

Diese  Verband  Inn  Iren  ^va^en  zuerst  auf  Grund  der  alten  Ver- 
trüge gf»fij}irt  worden  und  drohten,  die  dort  festgesetzten  Be- 
stimmungen noch  liberaler  zu  machen.  Mit  der  Zollerli  diung 
von  24"  0  gedachte  Teisserenc  de  Bort  den  Forderungen  Eng- 
lands bcäser  begegnen  zu  können.  Et>  ist  deshalb  an  dieser 
Stelle  notwendig,  einen  Blick  anf  die  franaOnsche  Vertrags- 
politik  bis  zum  Erscheinen  des  Generaltarifs  au  werfen. 

Am  30.  Juni  1877  lief  der  Handelsvertrag  mit  England 
ab.  Diese  bcTorstehende  Thatsache  hatte  die  britische  Re- 
gierung zu  einer  Enquete  veranlafst,  welche  die  Stellungnahme 
der  einzelnen  Tndustrieen  zum  französischen  Tarif  aufklärf^n 
sollte.  Die  gehörten  Interessenten  verlangten  sämtlich  die 
Zolltrciheit  für  die  wichtigsten  Fabrikate.  Der  Leiter  der 
englischen  Politik,  Lord  Beaconsfield,  beauttragte  nun  den 
Botschafter  Lord  Lyons,  den  Ministern  des  Marschalls  Mac 
Hahon  seine  Geneigtheit  für  einen  neuen  Vertrag  vorsustellen. 
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Der  Ministerpräsident  Jules  Simon  äiifserte  sich  zustimmend, 
ebenso  der  r  inanzminister  hl-on  Say.  Am  26.  März  1877  be- 
cannen  nuvh  die  VerliandluiiLren  in  Paris  unter  dem  Vorsitz 
des  Ministers  des  Auiseren,  des  Herzogs  Decazes,  und  in  An- 
Wesenheit  von  Teisserenc  de  Bort. 

Doch  zeigten  sich  bereits  von  Anfang  an  Schwierigkeiten. 
Der  seit  dm  9«  Februar  yorhandene  ernte  Entwurf  eines  Zoll* 
tarifs  entiprach  durchaus  nicht  den  Erwartungen  Englands«  Dort 
hatte  sich  die  öffentliche  Meinung  seit  langem  mit  der  Thatsaohe 
befafsty  dafs  Frankreich  unter  der  Herrschaft  des  Regimes  von 
1860  seine  Ausfuhr  nach  England  um  250"  u  gesteigert  hntte, 
während  die  englische,  viel  geringere  Einfuhr  nur  eine  Er- 
höhung von  200^  0,  also  im  Verhältnis  einen  Kückgaug,  zu 
verzeichnen  hatte.    Die  Ausfuhr  betrug; 

Von  Frankreich  nach  EogUnd:     Von  England  nach  Frankreich: 

18o8  332  mU  h.  231  Mill.  fr. 

X875  1168    ,     „  682    ,  . 

Die  Handelbkammer  von  Manchester  hatte  es  aai  12.  2\u- 
vember  1876'  unter  Beleuchtung  dieser  Ergebnisse  der  Stati- 
stik sogar  fertig  gebracht,  eine  Adresse  an  die  frimüsischen 
Handelskammern  und  das  £ranzösische  Volk  ssu  richten,  in  der 

sie  dringend  darum  bat,  nun  einen  Schritt  weiter  zum  FM- 
handel  zu  machen  und  der  englischen  Industrie  dasselbe  zu 
gewähren,  was  diese  der  französischen  zu  dero?i  ontsehiedenem 
Vorteil  l'Un^st  gegeben  hatte.  England  hatte  £ragios  auf  Er- 
mäfsigungen  gcliofft. 

Aber  das  Tarifprojekt  machte  ein  ganz  anderes  Gesicht. 
Und  wenn  der  erste  Entwurf  auch  nur  das  Bestehende  heiligte 
und  ZollerhOhungen  nicht  direkt  aussprach,  so  lagen  solche 
doch  in  gewissen  Maßnahmen  versteckt,  besonders  in  der 
Umrechnung  der  alten  Wertzölle  in  specifische.  Der  Wider- 
stand der  englischen  öffentlichen  Meinung  zeigte  sich  natur- 
gemJtfs  auch  bei  den  ünterliUndlem ^  Lord  Lyons  erklärte, 
der  franzrxisrlie  Konvontioiialtarif  könne  nicht  die  Grundlage 
der  VerhaiKÜuugen  bilden,  man  müsse  einen  wriiigcr  festen 
Auägangs])unkt  nehmen.  Die  anderen  Vertreter,  zumal  Sir 
Louis  Mallet;  führten  eine  noch  entschiedenere  Sprache  und 
machten  eine  Reihe  positiver  Vorschläge.  Sie  Teriangteu;  um 
die  Hauptsachen  zu  nennen,  die  volle  Freiheit  fUr  Kohle, 
Qufseisen,  Garne  von  Baumwolle,  Wolle,  Lein,  Jute  und  Flock- 
seide; der  Zoll  auf  Sclnniedeeisen  sollte  auf  1  fr.  pro  100  kg 
ermäfsigt,  die  Taxen  der  Baum woUge webe  um  */8,  aer  tlbrigen 
Textilstoffe  um  die  Hftlfte  reduziert  werden  und  aufserdem  die 
Umwandlung  der  Wertzölle  unterbleiben. 

*  Abgedruckt  im  Journ.  d.  Ecou.  Dezember  1876.  S.  447. 

*  Siebe  den  Aufsatz  von  Am4,  Le  nouveaa  tatif  g^mMl  des  dou* 
anes  devant  le  S^nat.  im  Journ.  d.  £con.  Desember  1^.  S.  383—807. 
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EogUnd  konnte  sicli  kaum  Terhehleiiy  dafs  diese  Forde- 
rongeD  «chon  wegen  der  damit  verbundenen  fiskalischen  £in- 
nahmeausfilUe  fUr  Frankreich  zum  Teil  unannehmbar  waren. 
Aber  es  verlangte  viel,  um  Hoch  etwa«  ZVL  erreichen«  Frank- 
reich stellte  ein  Gegrnprojpkt  auf. 

Es  wollte  in  zwei  P<  rioden  Reduktionen  vornehmen,  und 
zwar  von  50®/o  auf  Kohlen,  Gufseisen,  Schmiedeeisen  und 
Stahl;  von  30 ^/o  auf  Maöcluueu  und  TafeUalz;  von  20 ^/o  auf 
Oame  and  Qewebe  von  Baumwolle,  Wolle,  Lein,  Hanf  und 
Jttte:  von  20  ^/o  anf  Fayenoen.  TAxa  stimmte  femer  der  tJnter- 
diilcknng  s  AusgangasoUa  auf  Lumpen  und  andere  Bohetoffe 
der  Papierfabrikation  zu. 

Die  Engländer  nahmen  diese  Vorschläge  kühl  auf.  Sie 
hätten  üich  jedoch  wahrscheinlich  beschieden ,  wenn  nicht 
Frankreich  zugleich  seine  Gegenrechnung  jiräsentiert  hätte. 
Sehr  umfangreich  war  diese  nicht,  da  in  England  fast  alle 
Waren  bereits  zollfrei  waieii.  Aber  die  noch  bestehenden 
Abgaben  bildeten  dafür  eine  nicht  zu  unterschätzende  Einnahme- 
quelle flir  den  Staat,  somal  die  französischen  Forderungen 
auch  noch  die  auf  Alkohol  und  Bier  gelegten  indirekten 
Steuern  berührten.  Man  verlangte  eine  Ermäfsigung  des 
Weinzolls  von  1  sh.  auf  4  pc.  die  Gallon  (von  27  fr.  auf  9  fr. 
das  hl),  und  zwar  fiir  Wein,  der  nicht  mehr  als  125  fr.  für 
tlas  hl  wert  war  und  höchstens  14,9  Contesinialgrade  Alkohol 
hatte;  femer  für  Malz  eine  lieduktion  von  2  «h.  auf  4  ]ic. 
den  Quarter.  Die  lirt-iiaer  und  Brauer  Englands  traten  jeden- 
falls energisch  gegen  dies  Verlangen  auf.  Dazu  kam,  dals 
sich  gleichzeitig  ein  anderes  Land,  Spanien,  Aber  ein  Tarif- 
system beklagte,  das  sich  hinsichtlich  der  Weine  nach  dem 
Alkoholgehalt  richtete  und  nun  wieder  vertragsmäfsig  festgelegt 
wurde.  Die  spanischen,  alkoholreicheren  Weine  wurden  dadurch 
sehr  verteuert.  — 

Die  Verhandlungen  tüiirten  zu  keinem  Ergebnis;  England 
forderte  ein^  TTnterlirw'hunpr.    Geraurae  Zeit  dauerte  die  Ver- 


Jules Simon  mit  Teisserenc  de  Bort  zurücktreten  Helsen  und 
die  französische' Regierung  das  ganze  Jahr  hindurch  mit  inneren 
Schwierigkeiten  zu  kttmpfen  hatte.  Erst  aU  Teisserenc  de 
Bort  wieder  Minister  wurde,  nahm  man  die  Verhandlungen 
wieder  auf.  Jetzt  aber  ging  der  Handelsminister  entschiedener 
vor.  Um  besser  gegen  Englands  Forderungen  gerüstet  zu 
sein,  brachte  er  die  oben  erwähnte  Tarifvorlage  mit  den  24^o 
ZoUerhöhungen  ein. 


BU^^etch  das  Schicksal  des  am  6.  Juli  1877  mit  Italien  ge- 
■cUotsenen  Vertmges* 
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Italien  hatte,  wie  oben  erwähnt,  im  Januar  1875  seinen 
Vertra^r  von  1863  gekündigt.  Es  verfolgte  dabei  die  Absicht, 
nicht  rtwii  mit  dem  Konventionairegime  und  der  Meist- 
begünstigungöklausel  zu  breclien,  nber  doch  seinen  Generaltarif 
umzuarbeiten,  um  teils  die  Staatsein nahmen  zu  erhöhen,  teils 
die  fiskalischen  Lasten,  welche  seine  Industrie  seit  12  Jahren 
trug,  za  kompensiereii  und  um  den  dufch  die  Anwendung  der 
WeriaOUe  eingerissenen  bedenklichen  Operationen  Tieler  Kauf- 
leute  den  Riegel  vonoscliieben.  Frankreich  war  gegenüber 
der  Umreelinung  der  WertsOlie  in  ähnlicher  Stimmung;  ebenso 
verfolgte  es  den  Zweck,  seine  fiskalischen  Einnahmen  zu 
steigern;  aber  das  Verlangen,  den  SchutzzoUchar.'ikter  seines 
Tarifs  mehr  wie  bisher  zu  betonen,  beherrschte  seine  führen- 
den Männer  in  jener  Periode  des  wirtschaftlichen  Aufschwungs 
keineswegs.  iJariu  konnten  sie  also  Italien  nicht  beiuÜichten. 

Schon  die  ersten  Vorscfalllge  Italiens  schienen  aer  fran- 
zösischen Regierung  bedenUicn.  Der  Uinister  des  Aus- 
wärtigen, Hersog  Decazes,  teilte  deshalb  dem  Botschafteri 
Chevalier  Nigra,  mit»  Italien  müsse  sich  unbedingt  nachgiebiger 
zeigen,  wofür  Nigra  auch  die  verbindlichsten  Erklärungen  ab- 
gab. Italiens  Forderungen  legte  nun  Decazes  einer  Sonder- 
kommission von  Beamten  und  Deputierten  vor,  die  darüber 
vom  22.  MSrz  bis  zum  15.  Mai  1875  berieten,  und  deren 
Arbeit  der  französischen  Regierung  zur  Kiclitachnur  ihre*» 
Vorgehens  diente.  Kurz  darauf  wurden  öfter  unterbrochene 
Konferensen  in  Bellagio  Uber  den  nenen  Vertrag  erOffnel^  die 
schliefslich  zu  der  Pariser  Konvention  vom  6.  Juli  1877  ftlhiien. 

Italien  liefert  an  Frankreich  &Bt  nur  Roh-  und  Nahrungs- 
Stoffe.  Es  machte  also  gegen  den  französischen  Fabrikattarif 
wenig  ! Einwendungen.  Dn^^egen  erklärten  sich  Reine  Vertreter 
entschieden  ge/^en  Zölle  auf  Nahrungsmittel,  namentlich  W' ein, 
Olivenöl,  Tafelfrüchte;  ferner  gegen  Abgaben  von  (iedechten 
aus  Stroh,  Bast  u.  s.  w.  und  von  Strohhüten.  Die  italienische 
Regierung  gehorchte  in  letzterem  Punkte  politischen  Er- 
wägungen, da  die  Strohhutindustrie  besonden  in  dem  alten 
Qrofsherzogtnm  Toskana,  welches  schwer  an  die  allgemein 
Italien Isdien  Staatsgesetze  zu  gewöhnen  war,  blühte.  Frank* 
reich  gab  in  allen  diesen  Punkten  nach,  da  sie  fiskalischer 
Natur  waren.  Es  veraichtete  dabei  auf  eine  Einnahme  von 
etwa  4 — 5  Mill.  fr. 

Italien  becjuemte  sich  seinerseits  aueh  zai  Bewilligungen. 
Der  neue  Tarif  war  gegen  den  Vertragstarif  von  1863  aller- 
dings erhöht.  Fast  alle  Produkte  waren  jetzt  vom  Zolle  ge- 
troffen. Aber  von  den  Vorschlägen  von  1875  war  man  doch 
znrlickgekonmien  nnd  sogar  unter  die  Ziffern  herabgegangen, 
denen  der  Herzog  Decases  zustimmen  wollte.  Man  hatte  auch 
viele  Ausfuhrzölle,  die  auf  die  meisten  Bodenprodnkte  infolge 
der  Finanzbedürfhisse  gelegt  waren,  geopfert 
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Ich  kann  hier  nicht  die  italienieeke  HandebpoHtik  ein- 
gehend kritisieren.  Doch  will  ich  einen  Punkt  berühren,  der 
in  den  VerhAndlungen  Frankreichs  mit  Italien  eine  Haupt^ 

Streitfrage  bildete,  das  Beibehalten  und  Erneuern  der  von  den 
anderen  Staaten  bereits  gröfstenteils  über  Bord  geworfeneu 
Ausfuhrzölb*.  Diese  Erbschaft  den  physiokratischen  Systems 
blühte  in  Italien  noch  üppig  weiter.  Man  kann  gegen  Ansfubr- 
zöüo  wenig  einwenden^  weuu  sie  nur  üskali^^cli  bind  oder  etwa 
wegen  der  Gefahr  einer  Hungersnot  eingeführt  werden.  Aber 
die  von  Italien  auf  die  Nahrungsmittel  nnd  Rohstoffe  gelegten 
Anmangaabgaben  erreichten  eine  Hohe,  die  den  Ausfuhrhandel 
direkt  au  schädigen  geeignet  war.  Dafs  aber  Italien  auch 
nicht  wegen  der  Gefahr,  seiner  nötigsten  Lebensmittel  durch 
dfiä  A\\^^nv.<\  beraubt  7.11  werden,  auf  dieser  Steuer  bestand, 
folgt  duraud,  dafs  es  nicht  duldete,  dafs  Frankreich  seine  Ein- 
fuhrzölle auf  dieselben  Produkte  erhöhte.  Solitcn  Italiens 
Bodenprodukte  im  Inlande  bleiben,  so  hätte  es  sich  ruhig  den 
französischen  Forderungen  anschlielsen  können. 

Der  Vertrag  war  von  Deoaaes  und  de  Meaox  einerseits^ 
andererseits  durch  den  Genend  Cialdini  unterzeichnet.  Er 
bedeutete  für  Frankreichs  Ausfuhrhan e  ntschieden  eine 
Verschlechterung  der  Verhältnisse.  Die  Regierung  konnte 
ihn,  als  sie  ihn  am  12.  November  1877  der  Kammer  unter- 
breitete, im  wesentlichen  nur  damit  verteidigen,  dafs  die  Ab- 
weiclninf!^ca  von  der  Keciprocitiit,  die  sich  die  vertragschliefsen- 
den  Länder  zugestehn  wollten,  durch  die  verschiedene  wirt- 
schaftliche Lfdge  der  beiden  V^ülker  erklärlich  seien,  dafs  man 
dtuofasohnitthch  in  Italien  nicht  mehr  als  IQ^U  Zoll  sahle, 
«nd  dafs  die  Anwendung  der  neuen  Tarife  sicherlich  immer 
noch  besser  wäre  als  der  Zollkrieg.  — 

Die  lange  Zwischenperiode  der  bewegten  Zeit  nach  dem 
16.  Mai  hatte  die  Einbnngung  des  Vertrags  verzögert.  Nun 
war  eine  Beschleunigung  geboten.  Aber  in  den  Bureaux  der 
Kammer  und  in  der  Kommission  fand  die  Vorlage  wenig  Liebe. 
Aufserdem  waren  die  Unterhändler,  die  reaktionären  Miaiöter, 
der  Mehrheit  durchuui  unbequem.  AU  dann  nach  ihrem  Sturz 
die  Arbeiten  snr  Errichtung  eines  neuen  Generaltarifs  wieder 
in  den  Vordeignmd  traten,  sagte  man  sich,  daDs  dieses  Prmekt 
doch  den  Vorrang  hätte  und  man  sich  nicht  durch  einen  Ver* 
trag  festlegen  dürfe. 

Man  dachte  keineswegs  an  Zollerhöhungen,  die  eigens 
ge^en  Itali^'n  c'erifhtot  waren.  Aber  der  Herzog  Deeazes  hatte 
die  Vorlage  damit  begrtlndet,  dafs  dieser  auf  11  Jahre  abzu- 
<»chlier8en(bi  Vertrag  den  Verträgen  mit  den  übrig(in  Mächten 
aum  Mudter  dienen  solle.  Es  bestand  also  die  Absicht,  ihn 
zum  Ausgangspunkt  des  neuen  Konvention^regimes  werden 
sn  lassen.  Hinter  Italien  stand  daher  England,  Belgien,  die 
Schweis  und 'DentBohland. 
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Man  sieht,  wie  programmlos  die  französischen  Regierungen 

vorgingen.  Sie  bracliten  einen  neuen  Generaltarif  ein,  der  die 
Grundlage  für  die  neuen  Verhandlungen  bilden  Folltf,  und 
zugleich  verhandelten  sie,  um  einen  Vertrag  den  Ausgangspunkt 
bilden  zu  lassen.  Das  neue  Ministerium,  besonders  Tcisserene 
de  Bort^  saheu  die^e  Unmöglichkeit  ein  und  suchten  zuerst 
den  Generaltarif  durchzusetzen.  Jedenfalls  beschleunigten  sie 
die  Beratung  des  italienischen  Vertrags  durchaus  nicht  Aber 
zuletzt  war  ein  weiteres  Zdgem  unmöglich.  Der  bereits 
mehrere  Male  durch  Übereinkunft  der  Regierungen  verlängert© 
italienische  Vertrag  lief  am  1.  April  1878  ab.  Nur  schwer 
gab  Italien,  dessen  Kammern  den  Vertmg  hingst  genehmigt 
hatten,  }<^\7A  nochmals  seine  Zustimmung  zu  einer  Hinaus- 
schiebung der  Vertallstrist  bis  zum  30.  Juni  1878.  Durch  die 
Vorstellungen  des  BotscliaUers  General  Cialdini  gedrängt, 
sahen  sich  der  Minister  des  Äufseren,  Waddington,  und  der 
Handelsminister  Teisserenc  de  Bort  veranlaisty  bä  der  Kammer- 
kommissfon  auf  eine  schnellere  Erledigung  zu  dringen. 

Die  Kommission  hatte  freilich  die  Absicht,  den  Vertrag 
einfach  fallen  zu  lassen.  Aber  man  wollte  auch  nicht  Italien 
mit  einem  derartigen  Beschhifs  ein  Zeichen  der  Nichtachtung 
geben  und  beschritt  de^^halb  einen  Mittelweg.  Der  Bericht- 
erstatter der  Kommission,  Beriet  frepublik.  Linke)  unterbreitete 
deshalb  am  28.  Mai  1878  der  Kammer  eine  Resolution,  welche 
die  Regierung  aufforderte,  mit  Italien  aufs  neue  zu  verhandeln 
und  eine  veränderte  Vorlage  einzubringen.  Nach  der  Ansicht 
der  Kommission  war  es  das  beste  fbr  Fhmkreich,  kurzer 
Hand  den  Vertrag  von  1863  bis  zur  Durchberatung  des  neuen 
Generaltarifs  zu  verlängern.  Man  wies  auch  auf  die  aufser- 
ordentliclio  Unudeichheit  der  Behandlung  hin,  die  sich  beide 
Nationen  gewährten.  Als  Beispiel  führe  ich  hier  nur  an,  dafs 
Rindvieh  in  Frankreich  3,60  fr.  auf  den  Kopt,  in  Italien  da- 
gegen 18  fr.  Zoll  bezahlen  sollte.  Ähnlich  war  es  mit  Seiden- 
zeugen. 

Hinsichtlich  der  anderen  Textilien  sah  man  überhaupt 
nicht  ein,  warum  Italien,  das  an  Frankreich  gar  keine  Game 
und  Gewebe  lieferte,  diese  in  den  Vertrag  aufgenommen  wttnschte. 
Man  konnte  sich  auch  kaum  erklären,  warum  die  Anzahl  der 
Klassen  in  dieser  Rubrik  so  aufserordentlicli  vermehrt  und  bis 
ins  kleinste  und  L'^fMiaiieste  geregelt  war.  Die  Kommission 
witterte  darin  nnt  i{eclit  sotbrt  die  Absicht  der  französischen 
Regierung,  ge^'^enüber  den  anderen  Miichten  einen  vorbildlichen 
Tarif  zu  scharten,  und  ^uäubte  sich  dagegen,  vor  der  Aus- 
arbeitung des  Generaltarifs  Frankreich  nach  dieser  Richtung 
hin  festzulegen. 

„Kur/,  und  gut,"  heifst  es  am  Schlufs  des  Berichts,  „unsere 
Unterhändler  sc  licinen  sich  nicht  genii^^nnd  mit  den  Interessen 
der  französischen  Industrie  und  des  Handels  beschüitigt  zu  haben.^ 
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NatQilich  war  das  Verlangen,  neue  Verhandlungen  nach 

ao  langer  Wartezeit  einzufädeln,  für  die  Regierung  peinlich. 
Auch  konnte  sie  Italien  nicht  gut  noch  einmal  um  eine  Ver- 
lani,'f»rung  der  alten  Bestimmungen  angehn.  Jedenfalls  stand 
sie  vör  flor  Alternative,  eine  befreunrletc  M;icht  zu  beleidigen 
oaer  in  der  Kammer  eine  i5chia])pe  zu  erleiden.  Daher  ver- 
suchte sie.  einen  Zwischenwep"  einzuschlagen.  In  der  Sitzung 
voui  3.  Juni  1878  legte  Waddingtou  ein  moditiziertea  Projekt 
Yor,  dessen  ArftikeL  II  gewisse  Roaer^en  fettlegte,  unter  denen 
allein  der  Präsident  der  Repuklik  den  Vertrag  ratifizieren 
durfte.  Die  Zustimmung  wurde  davon  abhängig  gemacht,  daTs 
1.  Gburne  und  Gewebe  jeder  Art  von  den  Vertragstarifen  ver* 
schwinden  und  nur  der  Bestimmung  der  Meistbegünstigung 
unterliegen  sollten,  und  «lafs  2.  der  Regierung  die  Möglichkeit 
gegeben  wurde,  den  V  ertrag  nicht  erst  nach  10  Jahren,  sondern 
schon  nach  einem  Jahre  fUr  das  darauffolgende  zu  kündigen.  — 
luilieu  ging  darauf  ein. 

Aber  die  Kammerkommission  machte  auch  jetzt  Einwände. 
Sie  forderte^  wiederum  durch  den  Mund  Berlets^  am  4.Juniy 
dafs  die  Regierung  jederzeit  zu  einer  Kündigung  berechtigt 
sein  sollte.  Sie  handelte  ans  dem  Bedenken  heraus,  da(s  in 
Italien  die  Textileinfuhr  nur  durch  Verträge  mit  der  Schweiz 
und  mit  ()sterr(M<'h ,  woldie  am  ^0.  Juni  1879  endigten,  dem 
Konventionalregime  Lnit«rlag.  Nach  diesem  Zeitpunkte  wnren 
Garno  und  Gewebe  dort  nicht  mehr  durch  die  5leistbegunsti- 
guug^ikluudcl  gebunden.  —  Das  Ministerium  schlofs  sich  diesen 
Ausführungen  an. 

Am  6.  und  7.  Juni  1878  wurde  das  Vertragsprojekt  in 
der  Kammer  beraten.  Die  Minister  William  Henry  Wa  d  d  i  n g  to  n 
und  Teisserencde  Bort  beschränkten  sich  auf  die  Darlegung 
des  Thatbestandes  und  suchten  den  Vertrag  als  Übergangs- 
mafsregel  zu  recht  fort  igen.  Der  Handelsminister  b'^tonte, 
dafs  die  gefjlhrliche  Konsequenz  einer  vielleicht  oin tretenden 
Ablehnung  der  Zollkrieg  wäre,  wahrend  die  koul^umerendon 
Staaten,  namentlich  Österreich,  in  Italien  dem  französischen 
Export  den  Rang  ablaufen  wUrden. 

Die  meisten  Redner  liefseu  sich  indessen  nicht  von  ihrer 
gegenteiligen  Überzeugung  zurückbringen. 

£9  war  bereits  kein  günstiges  Vorzeichen,  dafs  der  Bruder 
des  Ministersy  der  Abgeordnete  Richard  Waddington,  welcher 
in  der  Kommission  ein  Verteidi^^'  T  des  Vertrages  p^owesen  war, 
jetzt  zu  den  Gegnern  überging.  Er  fand,  dafs  die  französische 
Ausfuhr  nach  Italien,  die  im  Jahre  18(33  noch  140  Mill.  fr. 
betragen  hatte,  auf  100 — 110  Mill.  fr,  zurückgegangen  war, 
während  der  allerdings  niedrigere  itidienische  Export  sich  um 
das  Doppelte  gehoben  hatte.  i^Dieser  Vertrag  mit  Italien**,  so 
lautete  aer  Grundgedanke  setner  Rede,  „legt  den  Freihandel 
mit  Frankreich  fitr  die  Einfuhr  italienischer  Produkte  in  unser 
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Land  fest,  und  das  Schatzsollsysteni  iür  die  Ausfuhr  unserer 
Produkte  nach  Italien". 

Der  Abgeordnete  Pculevey  (Republik.  Union),  Vertreter 
von  Le  Havre,  verlas  eine  Depesche  der  dortigen  Handels- 
kammer, in  der  es  heifüt:  „Die  Kammer  xieht,  im  Falle  es 
unmöglich  ist,  eine  neue  Verlängerung  zu  erreichen,  die  Kiick- 
kehr  zu  den  alten  Generaltarifen  einem  neuen  Vertrag  vor, 
sogar  einem  solchen  mit  kuraer  YerfaUsseit,  die  noch  vor  der 
Errichtung  des  Gleneraltarife  eintritt  Bis  heute  hat  sich  die 
Kammer  gegen*  die  Klausel  der  meistbegünstigten  Nation  aus- 
gMproclien". 

Peulevey  beschrUnkte  sieh  indessen  nicht  auf  sachliche 
D«Trlr'p"nTip;rn.  sondern  licfs  die  Pnrtoipolitik  mitsprechen:  „Ich 
habe  die  liet'e  Überzeugung-,"  sagte  er,  „dals  diejenigen,  wolche 
den  Vertrag  unterzeiclinet  haben  (also  die  klerikalen  Miuiater 
von  1877)  ganz  genau  wuföten,  dafs  dieser  ein  unheilbarer 
Schaden  für  Frankreich  wftre.  ^Aber  sie  wollten  damit  deu 
Sturm  beschwören,  der  unvermeidlich  aus  einer  klerikalen  und 
ultramontanen  Politik  hervorbrechen  sollte**. 

Dieser  Parteistandpunkt  wurde  indessen  nur  von  wenigen 
geteilt.  Doch  übte  auch  das  von  den  Ministern  herauf- 
beschworene Schreckbiid  eines  Zollkriegs  durchaus  keine 
Wirkung  aus. 

Der  Abgeordliote  M^line  ilit publik.  Union)  meinte,  die 
Italiener  würden  sich  hüten,  zu  einem  solchen  Mittel  zu  greifen, 
weil  der  Vertrag  von  1863  sehr  vorteilhaft  fUr  sie  gewesen 
wäre«  Er  fUrchtete  vor  allem,  dafs  der  Übergangsvertrag  die 
Grundlage  eines  neuen,  definitiven  bilden  würde.  Sonst  fand 
er  recht  herzliche  Worte  fUr  die  Freundschaft  mit  ItalieUi  der 
Schwestemation. 

Ähnlich  drückte  sieh  Labadit'  f Republik.  Linke)  ans  :  „Es 
giebt  nichts,  das  ao  dem  Temperament  der  Italiener  wjtlrrsti  ("})t, 
als  zu  extremen  Mafjjregeln  zu  greifen.  Sic  können  wohl 
Lärm,  Sj)ektakel  machen;  das  liegt  in  ihrem  Ciiarakter;  aber 
sie  schreiten  niemals  zum  AuTsersten.  Ich  bin  überzeugt,  dals 
gegen  Frankreich  die  Anwendung  des  Generaltarifs  unmöglich 
ist  Wie?  Wir,  die  benachbarte  Nation,  die  Schwestemation, 
wir  sollten  von  Italien  als  Feinde  behandelt  werden?!  Nein^ 
das  ist  nicht  möglich.  Von  dieser  Seite  ist  nichts  ssu  befürchten: 
Der  rieneraltarif  wird  nicht  auf  uns  angewendet  werden;  ietk 

versielierc  es**. 

AU  Verteidiger  des  Vertrages  traten  neben  den  ]Mini:5teru 
und  dem  Berichterütatter  Beriet  die  Abgeordneten  Kouvier 
(Republi  k.  Union)  undLaroche-Joubert  (Rechte,  Gruppe  appel 
au  peuple)  auf.  FttrRouvter  war  der  provisorische  Charakter 
des  Projekts  die  Hauptsache.  Er  beleuchtete  dann  zwei 
wichtige  Verbesserungen,  die  der  Vertrag  schaffe:  !•  Weine 
zahlten  bisher  in  Itolien  8,20 — 40  fr«,  nach  dem  Vertrage 
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hingegen  nur  4,50  fr.  auf  das  hl.  Italienische  Weine  würden 
nach  Frankreich  zu  3,50  fr.  kommen,  infolge  des  portugiesischen 
Vertrages  und  der  MeietbegUnstigun^  sogar  su  nur  SOcents«  ^ 
2.  Genaschte  Seidengewebe  hatten  in  Italien  vorher  den  Zoll 
von  reiner  Seide,  also  12°/o  bezahlt,  während  sie  jetzt  nur  ^e 
Baiunwolle  oder  Wolle  behandelt  werden  sollten ,  wenn  sie 
weniger  als  50  ^  u  Seide  enthielten. 

Rouvier  fand  es  aufserdcm  sonderbar,  dafs  die  französischen 
Schutzzöllner  an  den  specifischen  Zöllen  Italiens  Anstois  nahmen^ 
während  sie  doch  selbst  analoge  Bestrebungen  verfolgten. 

Der  Finanzministcr  Löon  Say  hatte  das  ächlufswort.  Er 
wies  darin  nur  die  Auffassung  Rouviers  hinsiehdich  des  Wein- 
solls von  SO  Cents,  infolge  des  Vertrags  mit  Portugal  aurück. 
Der  portugiesische  Vertrag  stünde  aufserhalh  des  Meistbegttn- 
etigungssystems.  Auch  könne  Italien  gar  nicht  daran  denken, 
diese  Forderung  zu  erheben,  weil  der  französische  Untcrliilndler 
Am^  die  Auffassung  der  französischen  Regierung  in  den  Kon- 
ferenzen mit  Italien  betont  und  zur  Geltung  gebracht  hätte. 

Aber  jede  Empfehlung  den  Vertrages  war  umsonst.  Es 
war  ein  Gegeuprojekt  vonM^line,  Labadie  und  Genossen  ein- 
gelaufen, nach  welchem  die  Deputiertenkammer  die  Regierung 
'einlud,  mit  Italien  neue  Unterhandlungen  anzuknüpfen,  um  den 
Vertraig  zu  modifiaieren.  Das  Gegenprojekt  wurde  mit  225 
g^en  220  Stimmen  angenommen. 

Die  Mehrheit  hatte  sich  durch  die  Versicherung  Labadiös 
b^^stimmen  lassen.  Aber  seine  Prophezoiiinrr,  dafs  Italien  nicht 
zu  einem  Zollkrieg  schreiten  würcle,  war  doch  ein  wenig  ge- 
wagt, besonders  wenn  man  an  den  späteren,  sehr  heftigen 
Zollkrieg  zwischen  Italien  und  Frankreich  am  Ende  der  80  er 
Jahre  denkt  Auch  zu  der  jetzt  behandelten  Zeit  Helsen  sich 
die  Schwierigkeiten  nur  mit  Mühe  beheben. 

Es  war  fUr  die  Regierung  natürlich  unmöglich,  in  der 
kurzen  Zeit  bis  zum  1.  Juli  neue  Verhandlungen  anzubahnen 
und  zu  einem  Ergebnis  zu  gelangen.  Auch  hatte  Italien  schon 
am  Mai  1878  seinen  neuen  GeneralzoUtarif ,  der  nllein 
Frankreich  treffen  sollte,  fertiggestellt.  Seine  Uuteriiüudier 
lUhrten  deragemäfs  eine  sehr  entschiedene  Sprache. 

Doch  nach  vielen  Reklamationen  von  beiden  Seiten  gelangte 
man  zu  einem  Arrangement,  wonach  sich  beide  Länder  die 
Meistbe^nstigung  bis  zum  31.  Dezember  1879  zusagten.  Dann 
sollte  ein  endgültiger  Vertrag  auf  der  Grundlage  des  neuen 
.französischen  Generaltarifs  die  handel8[)olitischen  Beziehungen 
regeln.  Das  Provisorium  wurde  am  31.  Januar  1879  von  der 
Kammer  und  am  14.  FeLrunr  vom  Senat  ohne  weitere  Debatte 
angenommen.  Die  Regierung"  hatte  sich  bei  der\'ertra;L;sehh*ersang 
übrigens  die  Möglichkeit  sotortiger  Kündigung  vorbehalten,  wenn 
die  iiandelspolitischen  Bestimmungen  zwischen  Italien  und  üäter- 
reich,  welche  besonders  hinsichtlich  der  Weine,  Spirituosen, 
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Gewebe  von  kafdierter  Wolle  ^  Garne  und  Gewebe  von  Hanf 
TDUid  Lein,  FrOchte,  Olivenöl,  Masehinen  and  Glaswaren  infolge 
der  Meistbegünstigung  für  den  franattsischen  Export  wicbttc^ 
waren,  gelindert  würden.  Man  verlangte  also,  dafs  entweder 
der  alte  Vertrag  zwischen  diesen  beiden  Mächten  verlängert 
oder  ein  neiior ,  dio  gleichen  Begünstigungen  enthaltender, 
schon  in  Vorbereitung  beündlicher  Vertrag  ratiüziert  würde. 

8.  Das  Handelsttbereinkommen  mit  Spanien. 

Die  tVanzösischc  Regierung  hatte  nun  endlich  mit  dem 
Grundsatze  gebrochen,  zu  gleicher  Zeit  ein  Vertragszollsystem 
und  einen  Generaltarif  herzustellen.  Ihre  Sorge  ging  darauf 
alle  YertrAge  bis  nach  der  Ausarbeitung  des  letzteren  einfach 
zu  verUtogern,  um  dadurch  zugleich,  nach  dem  früher  aus- 
gesprochenen Wunsche  der  Handelskammern,  eine  gemeinsame 
Verfallsfrist  sämtlicher  Vertrl^;e  zu  erreichen.  Als  Termin 
war  zunächst  der  31.  Dezember  1879  in  Aussicht  genommen. 

Deshalb  })eliandelte  man  auch  einen  Vertragt,  den  nmn 
mit  Spanien  alischlols,  nur  als  einen  provisorischen.  Diese 
Konvention  vom  8.  J  )ozember  1877  war  ungemein  wichtig  tur 
die  französische  Austuhr,  uicht  minder  aber  auch  für  die  Ein- 
führ,  zumal  von  Wein. 

Im  Laufe  der  70  er  Jahre  hatte  sich  in  Frankreich  ein 
Ereignis  eingestellt ,  das  von  schwerwiegenden  Folgen  für 
seinen  Export  war.  Einer  der  wichtigsten  Ausfuhrartikel,  der 
Wein,  drohte  zu  verschwinden,  weil  die  Reblaus  die  Hälfte 
bis  drei  Viertel  der  französischen  Weinberge  vernichtet  hatte. 
Die  französische  Weinernte,  welche  1875  ihren  Höchstbetrag 
mit  83  MilL  hl  geliefert  hatte,  sank  schon  im  nächsten  Jahre 
auf  41  MiU.,  und  weiter  in  stetem  1:  allen  bis  1881  auf  34  ^ill. 
hl*.  Die  kommenden  Jahre  brachten  ein  noch  weiteres 
Zurtlckgehen.  Für  die  spanische  Weinausfuhr  bedeutete  dies 
einen  Glücksfall.  In  den  15  Jahren  nach  1S76  hat  die  Reb- 
laus Spanien  drei  Milliarden  Franken  eingebracht.  Die  Kon- 
vention mit  Frankreich  vom  8.  Dezember  1877  bahnte  zu 
dieser  gewaltigen  Entwicklung  den  Weg. 

Indessen  war  die  Weinfrage  nicht  der  einzige  Anlafs  zu 
der  Übcreinkuult.  Am  11.  Juli  1877  wurde  in  Spanien  ein 
neuer  Zoliiarif,  ein  Werk  der  am  Ruder  befindlichen  konser- 
vativen Hochschutzzöllner y  eingeführt.  Er  hatte  nicht  eine 
Kolonne ,  wie  der  in  Frankreich  herrschende,  sondern  zwei; 
und  zwar  bildete  die  erstere  den  sogenannten  Minimaltari^ 


1  v.  Brandt  und  die  Abbandlunf^  fiber  die  frans.  flandelspoUtik  im 

Verein  f.  Socialp<»lifik  orwnbnrn  dif^^o  Konvention  car  nicbt. 

^  Siehe  Verein  für  äocialpolitik,  Bd.  51.    Gwioner,  Spanische 
Hsadel^olitik,  &  7a 
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welcher  den  meistbegtloBtigten  Nationen  gewährt  wurde,  die 
andere  den  Maximaltarif  fdr  die  flbrigen  Staaten.  Aubeidem 

war  aeiiu'  aufserordentliche  und  vorübergehende  Steuer  auf 
Artikel  des  Aufsenhandels  ^"  eingeführt,  d.  h.  ein  Zollzuschlag, 
<ler  in  vielou  Fällen  die  biahengen  Abgaben  verdoppelte,  ja 

verdreifachte. 

Für  Frankreich,  welches  am  spanischen  Aufsenhandel  am 
meisten  beteiligt  war,  bildete  dieses  Gesetz  eine  grolle  (ietahr. 
Denn  Spanien  stand  aulaerhalb  des  europäischen  MeistbegUn- 
•tigongssystemB,  und  der  franzOsiflch-epanische  Vertrag  vom 
17«  Jmi  1865  y  der  wenigstens  fl&r  die  Landeinfuhr  die  Diffe- 
renttalsnschläge  auf  alle  nicht  unter  spanischer  Flagge  (also 
auch  zu  Lande)  stattfindenden  Importe  beseitigte  und  für  14 
Tarifpositionon  ~  der  wichtigste  spanische  Ausfuhrartikel, 
AYein ,  frmd  sich  indessen  nicht  darunter  —  die  volle  Meist- 
begünstigung gewährte,  war  abgelaufen.  Die  französische 
Regierung  knüpfte  infolgedessen  Verhandlungen  an,  die  zu  der 
Konvention  vom  8.  Dezember  1877  führten.  Danach  blieb  der 
Vertrag  von  1865  mit  einigen  wichtigen  Änderungen  bis  JESnde 
1879  bestehen. 

Spanien  verpflichtete  sich,  nach  der  Ratifikation  des 
französisch-italienischen  Vertrags,  (die,  wie  erwähnt,  nicht  ein- 
trat) ,  die  dort  festgesetzten  specifisclien  Zölle  statt  der  Wert- 
abgaben einaufüliren.  Es  erniedrigte  die  AbL'aben  von  silbernen 
und  unechten  Bijouterieen  und  von  Kupfer-,  Messing-  und 
Bronzewaren;  vor  allem  aber  erniäfsigte  es  den  Weinzoll. 
Schaumweine,  die  vordem  147  fr.  zu  erlegen  hatten,  zahlten 
jetzt  nur  20  fr.  auf  das  hl,  nicht  monaaierende  Weine  vtatt 
56  fr.  nnr  6  fr.  and  swar  einschliefelich  aller  anfserordentliehen 
Add  i  ti  onalabgaben« 

Frankreich  setzte  seinen  Weinzoll,  der  für  Spanien  bisher 
6  fr.  betragen  hatte,  auf  8  fr.  50  c(  nts.  fest. 

Die  wiclitip^ste  Bestimmung  der  t 'bereinkunft  war  das 
Kintreten  Spaniens  in  das  Meistbegünstigungssystem  tur  die 
Einfuhr,  Ausfuhr  und  Durchfuhr,  sowie  für  die  Schiffahrt. 
Frankreich  erhielt  dadurch  den  spanischen  Minimaltarif  und 
hatte  von  diesem  schon  deshalb  grolse  Vorteile^  weil  es  geraume 
Zei^  bis  mm  Jahre  1883^  die  einsige  meistbegttnstigte  Nation 
in  Spanien  war,  wiihrend  gegen  die  flbrigen  der  Mazimaltarif 
angewendet  wurde. 

Spaniens  Errungenschaft  war  indessen  noch  gröfser,  weil 
die  französisclie  Handelspolitik  immer  unendlich  viel  liberaler, 
als  die  seine,  war. 

Dafür  mufste  es  sich  aber  zum  Aufgeben  eines  alten  Vor- 
rechtes beciuemeu,  und  zwar  zu  dem  V'erzicht  auf  die  Be- 
stimmungen des  sogenannten  FamilienpakteB  vom  15.  August 

*  GMmer,  op.  alt.  8.  7(k 
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1761,  auf  Grund  deren  sich  beide  Staaten  hinsichtlich  der 
KüstcnschiiTahrt  und  des  Fii^c-h  längs  die  voli^  Kechte  der 
eigenen  Seebevölkerung  eingeräumt  hatten. 

Fenier  sollten  die  Formalitäten  in  den  Zollhäten  eine 
bessere  und  minder  schrofie  Regelung  erfahren  und  achärfere 
UnterdrOckungmafsregeln  gegen  den  Schmuggei  Uber  die  Pyre- 
näen eingeführt  werden.  — 

Die  Konvention  wurde  im  Senat  noch  einem  empfehlenden 
Bericht  Pag^zy  (Gruppe:  appel  au  peuple)  am  10.  Februar 
1878  einstimmig  angenommen. 

In  der  Kammer  trat  aber  eine  starke  Opposition  hervor, 
obwohl  die  Kommission,  wie  der  Bericht  Tirards  vom 
12.  MMrs!  1878  hervorhob,  »ich  mit  8  gegen  3  Stimmen  ganz 
der  Überzeug uii^  der  liegieruü^^  angeschlosbeu  iiatte.  Man 
erhoflfle  zumä  grofse  Vorteile  für  die  Ausfuhr  von  Textilien, 
Metallwaren,  Zucker  und  die  Pariser  Luxusindustrie. 

Die  Opposition  beschxftigte  sich  &8t  nur  mit  dem  Wein* 


partist)  setzte  in  ausführlicher  Weise  die  Lage  des  Wein- 
handels und  die  ihm  von  Spanien  drohenden  Gefahren  aus- 
einander. 

Nur  die  besseren  französischen  Weine  konnten  danach 
noch  in  Spanien  Absatz  finden,  gegen  die  geringeren  Sorten 
hfttte  sich  dieses  geschützt,  während  es  seine  eigenen  bilh'geren 
und  alkoholreicheren  Weine  zum  Verschneiden  auf  den  fran- 
£0sischen  Markt  brächte. 

Valon  unterschied  zwei  Arten  von  Verschneid ung,  deren 
eine  als  eine  betrügerische  Manipulation  anzusehen  wäre, 
während  die  andere  geboten  sei.  Mantdie  Weine,  wie  die  von 
Languedoc,  haben  danach  die  llinzufügung  von  Alkohol  durch- 
aus nötig,  weil  sie  sonst  verderben.  Aber  diese  Verschneid  ung 
sollte  gcäetzmäföig  erfolgen,  d,  h.  nach  Zaiilung  der  Alkohol- 
abgaben. Diese  könnte  man  nun  deshalb  umgehen,  weil  die 
Alkoholsteuer  für  den  Export  erlassen  wurde.  Die  mit  ab- 
^befreiem  Alkohol  versetzten  Weine  würden  einfach  nach 
Genua  exportiert  und  kämen  dann  als  italienische  Weine 
zurück.  In  Katalonien  nun,  das  durch  den  neuen  Vertrag  die 
Konkurrenz  noch  verschärfen  würde,  gäbe  es  fihnlieho,  «ler 
Verschneidung  bedürftige  Weine.  Auch  sie  zaiilten  keine 
Alküho]a))gaben  für  den  Export  und  kamen  nach  Frankreich, 
wo  sie  alö  Bordeaux  oder  Burgunder  verkault  würden.  Lan- 

fuedoc,  das  diese  Steuerfreiheit  nicht  genösse  oder  nur  durch 
etrügerische  Manipulationen  erreichen  könne,  fUhle  sich  da- 
durch benachteiligt.  Valon  schätzte  die  zu  erwartrade  Einfuhr 
aus  Katalonien  auf  5 — 6  Mill.  hl  und  berechnete,  wenn  der 
Preis  des  hl  durch  den  Wettbewerb  auch  nur  um  1,  2,  8  fir. 
sMnke,  für  den  französischen,  unter  dem  WiU«'n  der  Phylloxera 
daruiederliegenden  Weinbau  den  Verlust  aui'  30  MüL  fr.  bis 
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90  Hill.  fr.  Dabei  legte  er  die  niedrigste  Jahresprod uktiun 
Tim  30  Hill,  hi  zu  QnmdeL  Bei  den  lioben  Steo«ni  Ton 
200  MiU.  fr.,  die^  der  Weinbaa  za  tragen  habe,  kOnne  der 

Standpiiiikt  des  KonBumenten  nicht  ausschlaggebend  sein. 

Gran  ier  deCassagaac  (Bonapartist),  ebenfalls  ein  Wein- 
bauer, schlofs  sich  Valon  an.  Er  beleuchtete  zunächst  die 
Art  und  Weise  der  Weinvermischung:  am  meisten  hätten  die 
gewöhnlichen  liot weine  zu  fürchten.  Die  spanischen  Rotweine 
hätten  einen  Überschufs  von  Farbe  uud  Alkolu  1.  Ein  Fafs 
spanischen  Rotweins  könne  deshalb  mit  zwei  ia^äcrn  üan- 
ajQnschen  Weilsweinfi  ▼ermengt  worden,  wodurch  man  drei 
Fässer  Rotwein  erhalte.  Nun  koste  der  Rotwein  30  fr.  das  hl, 
der  Weifswein  nur  15  fr.  Der  Färber  hätte  also  an  jedem 
Fafii  Weifswein  15  fr.  Reingewinn.  Dadurch  hätte  auch  d^ 
Konsument  einen  Nachteil,  weil  er  für  rnt  i^eflirbten  Weifswein 
um  15  fr.  mehr  bezahlen  niü->sn  als  tiir  ungefärbten.  Zudem 
aei  der  htihere  Alkoholgehalt  geauudheitsschndlich. 

Man  dürfe  femer  nur  nicht  glauben,  daiV,  die  französische 
Weinausfuhr  nach  Spanien  sich  dafür  vergrofsern  würde*  denn 
den  Spaniern  sage  der  Qeechmack  der  fransteischen  Weine, 
wie  auch  anderer  Produkte,  as.  B.  des  Öles,  nicht  zu.  Spanien 
Aber,  dessen  Weine  4 — 5^/o  mehr  Alkohol  besafsen,  eriialte 
dadurch  in  Frankreich  direkt  eine  Prämie. 

Ähnliche  Ausführungen  machte  der  Graf  von  Bouville 
(Bonapartist).  Aufserdem  fand  er  die  ganze  Konvention 
yjprincipios",  weil  sie,  obsclion  nur  Übcrgangsmafsregel,  doch 
bestimmte  Tarifpositionen  festgelegt  li^itte.  — 

Laroche-Joubert  (Bonapartist)  sprach  Befürclitungen  für 
die  Papierindustrie  aus,  die  Ton  drai  Berichterstatter  Tirard 
aUefdings  anrttckgewiesen  wurden,  weil  die  in  Spanien  ein- 
geführten Zollerhöhungen  nur  die  nichtmeistMgttnstigten 
Kationen  beträfen. 

Faye  (republik.  Linke)  verlangte,  den  Vertrag  bis  nach 
der  Aii^^arbeitung  de«^  Oeneraltarifes  zu  vertagen. 

Für  die  Konvention  trat  mit  p]ifer  der  Berichterstatter 
T  irar  d  ein.  Er  schilderte  die  Gefahren  des  spanisclien  Maximal- 
tarifs und  die  Vorteile,  welche  i'&at  sämtliche  Industrieeu  von 
der  Meistbegünstigung  hätten.  £r  spielte  auch  geschickt  darauf 
MDf  daTs  die  Weinproduaenten  sich  sonst  immer  freihflndlerisch 

febllrdet  hätten  und  zumal  bei  Vertrügen  mit  nördlichen  Ländern 
er  napoleonisclun  Politik  treu  gehlieben  wären;  jetzt  aber 
träten  sie  dem  ättden  gegenttber  als  Schutzzöllner  auf. 

Der  Han<lelsminister  Te  i  s  s  e  re  n  c  de  Bort  meinte,  man  dürfe 
wegen  des  6ondoriiiteresses  des  Weinbaues  nioht  den  ganzen 
liandel  opfern.  Aulserdem  sei  im  Schofse  der  Regierung  ein 
nrues  Oesetz  über  die  Weinvurschneidung  mit  besonderen  Be- 
fitiunuuiigen  gegen  den  Betrug  in  Vorbereitung  begriffwi.  Im 
«Süden  Frankreichs  gäbe  es  nicht  allein  eine  Weinproduktion, 
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sondern  noch  andere  Gewerbe,  wie  die  Wollerzeugung,  wdche 
von  dem  spaiiischen  Export  Tiel  zu  erwarten  hätten.  Aach 
der  Fischfang  und  die  Kflstenfahrt  erhielten  einen  notwendigen 

Schutz. 

Die  Kammer  nahm  die  Übereinkunft  am  19.  März  1878 
mit  242  gegen  146  Stimmen  an.  Am  21.  März  wurde  aie 
ratifiziert. 

4.  Konvention  mit  Osterreich. 

Nun  galt  ea,  auch  die  Vertrige  mit  den  anderen  Michtea 
bis  zvan  31.  Desember  187d  au  verltogem. 

Mit  Österreich-Ungarn  schwebten  schon  seit  geraumer 
Zeit  Verhandlungen,  die  aber  nicht  au  einer  Weiterhinaua- 
schiebung der  alten  Bestimmungen,  sondern  zu  einer  blofsen 
Meistbegünstigungskonvention  nm  20.  Januar  1879  fllhrten. 
Diese  Meistbegünstigung  war,  wie  es  in  einer  besonders  auf- 
gesetzten Erklärung  hiefs,  die  weitestgehende,  „wobei  übrigens 
wohlverstanden"  war,  „dafs  der  allgemeine  Grundsatz,  nach 
dem  von  der  Behandlung  auf  dem  Fufse  der  meistbegünstigten 
Nation  die  Begünstigungen^  welche  angrenaenden  Staaten  aar 
Erleichterung  des  Grenzverkehrs  gewährt"  wurden  .»oder 
künftig  gewährt  werden"  sollten,  «ausgeschlossen*  wareD, 
„keinen  Eintrag"  erlitt. 

Die  Berichte  Berl  ets  (republ.  Linke)  in  der  Kammer  und 
Huguets  (linkes  Centrum)  im  Senat  empfahlen  beide  die 
dringend  notwendige  Konvention,  welche  auch  ohne  Debatte 
angenommen  und  am  18.  Februar  1879  ratifiziert  wurde. 

Die  Bestimmung  der  Meistbegünstigung  war  für  Frank- 
reich besonders  dadurch  wichtig  geworden,  dafs  in  Österreich 
am  27.  Juni  1878  ein  Gesetz  verkündigt  worden  war,  welchea 
für  Nichtvertragsstaatra  eine  Zollerhöhung  von  lOVo  vor- 
schrieb  und  sogar  auf  sonst  abgabenfreie  Produkte  5^  o  Zoll 
legte.  Eine  weitere  Gefahr  drohte  der  französischen  Ausfuhr 
durch  den  in  Vorbereitung  befindlichen  italienisch-österreichi- 
schen Vertrag,  nach  welchem  ItaÜpn  hinsichtlich  der  Seiden- 
waren günstiger,  als  andere  Länder  gestellt  wurde.  Frank- 
reich sicherte  sich  diesen  Vorteil  durch  die  Konvention. 

Osterreich  ging  natürlich  nur  unter  der  Bedingung  aut 
das  Übereinkommen  ein,  dafs  in  Frankreich  die  Produkte, 
welche  vordem  allein  infolge  des  österreichischen  Vertrages 
in  den  Meistbegünstigungstarif  aufgenommen  waren,  bei  der 
alten  Tarifierung  blieben.  Auch  andere  Nationen  und  nicht 
zum  mindesten  der  französische  Handel  selbst  hatten  ein  be- 
deutendes Interesse  daran. 

Teisserenc  de  Bort  legte  also  am  Tage  der  Einbringung 
der  Konvention,  dem  28.  Januar  1879.  der  Kammer  zugleich 
einen  Gesetzesentwurf  vor,  nach  welchem  diese  Waren  nicht 
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dem  alten  General tarif,  der  sie  zum  Teil  verbot,  sondern  dem 
bisherigen  Konventionalregime  unterliegen  sollten.  Meist  waren 
die«  RohBtoffOy  wie  Bettfeaern,  medizinisehe  Kräuter,  Hopfen, 
Stehl  in  Barren^  Bändern  und  Draht,  Maschinenteile,  stählerne 
Werkzeuge,  Qlasprodnkte,  Rohstoffe  für  den  Schiftbau;  aber 
auch  Fabrikate ,  wie  Schiefertafeln,  Leinen-  und  Han%ewebe. 
Wollteppiche,  Möbel,  Mccrschaumwaren,  Ghüanteriewaren  und 
als  das  wichtigste:  Seeschiffe. 

Die  franzf^sisclip  Hpg:iprung  hatte  sieh  lange  gegen  die 
Freiheit  der  Koii8totle  für  den  Schiffsbau  und  die  Zulassung 
der  8r<  schiffe  zu  der  einfachen  Bilanzabgabe  von  2  fr.  auf 
die  M(  lötonne  gestrflubt,  aber  sie  konnte  nur  erreichen,  dafs 
diese  Bestimmung  nicht  auf  neun  Jahre,  wie  Obterreich  wollte, 
sondern  nnr  noch  auf  ein  Jahr  Oesetzeskrafit  behielt 

Der  Bericht  Tirards  in  der  Kammer  befürwortete  die 
Anfiassung  des  Ministeriums.  Man  dttrfe  nicht  plötzlich  mit 
dem  alten  Regime  brechen  und  könne  im  Interesse  der 
Stetigkeit  des  Handels  und  eines  gesunden  Übergangs  erst 
nach  der  Umarbeitung  des  QenerMtarifs  an  Veränderungen 
denken. 

Die  SchutssöUner  stürmten  heftig  gegen  das  Projekt  an. 
Der  Agrarier  de  Kerjögu  (Rechte)  verlangte,  dafs  Hopfen, 
welcher  selbst  im  englischen  Vertrag  20  fr.  auf  100  kg  zahlte, 
nicht,  wie  es  die  Vorlage  wollte,  zu  12  fr.  50  ceuts.  in  das 
Land  kilme.  Die  Hopfenbauern  hätten  einen  Schaden  von 
16  Mill.  fr.  durch  den  österreichischen  Vertrag  erlitten.  Denn 
vor  AbschluÜB  desselben  habe  die  Hopfeneinfuhr  nur  4  Mill.  fr., 
dann  aber  20  Mill  fr.  betragen.  —  Ebenso  beklagte  er  das 
Schicksal  der  Handelsmarine.  —  Er  schlofs  seine  Bede  mit 
den  bitteren  Worten :  „Bei  dem  Zuge,  mit  dem  der  Freihandel 
unsere  Landwirtschaft  und  unsere  fiauptindustrieen  fortreifst, 
wird  es  bald  innerhalb  unserer  Grenzen  nur  noch  eine  Brache 
von  50  Mill.  ha  geben". 

Des  Rotours  (Monarchist)  aus  dem  Departoment  des 
NordenH  wandte  sich  vor  allem  gegen  die  Einfuhr  von  Woll- 
t*'{>] »ieheri  zu  10 ''o;  die  Abgaben  von  IS'^o,  welche  im 
Ltlgischen  Vertrage  ständen,  wären  die  Mindestgrenze,  auf  die 
öich  die  Industrie  einlassen  könne. 

Der  Berichterstatter  Tirard  hob  dagegen  hervor,  dafs 
das  Projekt  doch  nur  eine  Folge  der  österreichischen  Kon- 
vention wftre;  und  der  neue  Landwirtschafts-  und  Handels- 
ministmr  Lepöre  tadelte  die  agrarischen  Übertreibungen.  Der 
Artikel  Hopifen  kOnne  nnmöglich  die  ganze  Landwirtschaft 
vernichten. 

Das  Projekt  gelangte  zur  Annahme  und  wurde  auch  ara 
14.  März  1879  infolge  des  Berichtes  Dauphinot  (linkes 
Centnun)  vom  Senat  gutgeheifsen. 
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5.  Verlängerung  aller  Verträge. 

Die  Vertiüge  mit  den  ttbrigen  Ländern  waren  bisher 
Btükchweigend  verlängert  worden.  Selbst  die  Übereiiikiilift 
mit  der  Schweiz ,  die  Frankreich  selbst  gekündigt  hatte ,  be- 
stand noch  zu  Recht.   Wie  die  ttbrigen,  soUte  aach  sie  «m 

81.  Dezember  1879  ablaufen. 

Aber  die  Regierung  hatte  sich  dann  getauscht,  dafs  sie 
zu  diesem  Zeitpunkt  die  Waffe  des  neuen  Generaltarifs  in  die 
Hand  bekommen  würde,  uutl  sie  liatte  die  Arbeitssclmelligkeit 
der  Kammerkommission  erheblich  überschätzt  £s  stellte  sich 
bald  heraus,  dafe  ein  weiteres  Hinanssehieben  der  Verfallsseit 
für  die  Konventionen  nötig  war. 

Deshalb  legte  der  Handelsminister  Lep6ream5.  Juni  1879 
der  Kammer  ein  Projekt  vor,  welches  die  Regierung  zur  Ver- 
Iftngerung  sUmtlicIier  Konventionen  mit  der  Mafsgabe  ermäch- 
tigte, dafs  die  Dauer  der  Hinausschiebung  nicht  sechs  Monate 
nach  der  Verkündigung  des  neuen  Generaltarifs  überschreiten 
dürfe. 

Am  21.  Juli  erstattete  Beriet  Bericht.  Nucli  an  demselben 
Tage  hiels  die  Kammer  die  Vorlage  gut  und  lehnte  einen 
Gegenantrag  Keller  (klerikal),  welcher  die  Verlftngerung  nur  bis 
2U  einem  bestimmten  Termin,  dem  1.  Häns  1880,  genehmigen 

wollte,  ab. 

Der  Senat  verzögerte  die  Verhandlung  um  einige  Zeit 
Denn  er  hatte  erst  eine  Enquete  vorgenmnmen  und  die  Inte- 
ressenten befragt  Nach  dem  Berichte  Feray  (konserv.  Re- 
publik.) vom  31.  Juli  1879  hatten  sich  von  80  llandelskaininem 
85  für  die  Vorlage  ausgesprochen,  42  waren  flir  ein  bestimmtes 
Datum  der  Vertragsdauer  (bpätestens  der  80.  Juni  Ibbüj,  o  un- 
entschieden. —  Von  77  bmtenden  Kammern  für  Künste  und 
Gewerbe  hatten  nur  29  die  Regierung  untersttttst,  89  waren 
für  einen  festen  Termin,  9  unentschieden.  Die  Kommission 
beschlofs  auf  Grund  dieser  Umfrage  mit  5  gegen  4  Stimmen 
als  Endtemiin  den  30.  Juni  1880  festzusetzen. 

„Das  wird'',  heifst  es  im  Bericht,  „für  das  Parlament  ein 
gplneterischcr  Beweggrund  sein,  sich  zu  beeilen,  um  die  In- 
dustrie aus  einer  Lage  zu  ziehen,  die  auf  sie  seit  so  langer 
Zeit  drückt,  uml  die,  wenn  sie  sich  fortsetzte,  die  traurigsten 
Folgen  für  sie  und  die  zahlreichen  Arbeiter,  denen  sie  Lfebens- 

•unterhalt  giebt,  haben  würde  ,  ein  Orund  mehr,  die 

Diflkossion  absukttrsen  und  die  Abstimmung  über  den  defini* 
tiven  Tarif  zu  beschleunigen." 

Der  Antrag  erfüllte  die  Schutzzöllner  mit  Zufriedenheit. 
P  0 u  y  e  r  -  Q  u  e  r  t  i  e  r  an  der  Spitze  verlangten  siedringend  Schutz 
für  Industrie  und  Landwirtschaft  und  gingen  scharf  gegen  dfm 
liberale  Ministerium  Waddington  vor.  Aber  der  Miuister- 
prääidcnt  blieb  fest.    Nicht  einmal  ein  Vermittiungsantrag 
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Testelin  (repabl.  ümon),  stott  des  30.  Juni  den  3L  Oktober 
1880  sa  setzen,  fand  daher  eine  Mekrheit.   Dei*  Artikel  der 
Senatakommission  wurde  niit  159  gegen  120  Stimmen  v  i 
worfen  und  dann  r^as  urspriiugliche  Rc^erungsprojekt  mit  227 
g^en  51  Stimmen  ani^enommen.  — 

Die  fremden  Machte  Helsen  sich  nicht  allzuschwer  zur 
Zustimmung  Ijewegeu,  einige  indessen  erst  nach  einigem  Zögerni 
wie  Italien  ^ 

Auch  der  auiserhalb  des  MeistbegUnstigungssystems  stehende 
Vertrag  mit  Portugal  vom  11.  Juli  1866  erhielt  durch  Übe^- 
einkaim  der  Regierungen  erst  den  31.  Deaember  1879,  dann 
den  Endtermin  der  anderen  VertrSge  zur  Verfallszeit.  Eine 
Änderung  der  bisherigen  Bestimmungen  trat  nur  insofern  ein, 
als  Portugal  vom  16.  Juli  1879  an  zugestand,  dafs  seine  Weine 
8tatt  der  bisher  bezahlten  Abgabe  von  nur  30  cents.  den  Zoll 
des  MeistbegUnstigungstarifs  von  3,50  tr,  auf  das  hl  entrichteten. 


I\ .  Kapitel. 
Ber  Tartfentwarf  der  Kammerkommission. 

I.  Enqueten  des  Senats  und  der  Kammer. 

Nach  der  Schilderung  dieses  Vorspiels  für  die  Beratung 
des  Generaltarifs,  der  provisorischen  oicherstellung  der  aus- 
wÄrtigen  Handelspolitik,  komme  ich  nun  zu  dem  Gencraltarif 
selbst,  dem  volkswirtechafÜich  wichtigsten  Werk  seit  der 
napoleonischen  Zollreibrm. 

Die  Vorarbeiten  dazu  waren  bereits  ins  Kieseuhafte  an- 
geschwollen. 

Bald  nach  dem  Versuch  eines  klerikalen  Staatsstreichs  im 
Jahre  1877  und  noch  vor  der  Erörterung  Uber  die  italienische 
Konventfon  hatte  der  Senat  am  29.  November  1877  einem 
Antrag  Feray  zufolge  eine  Kommission  von  18  Mitgliedern 
eingesetzt,  welche  den  Auftrag  erhielt,  den  Ursachen  für  das 
Damiederliegen  von  Handel  und  Industrie  auf  den  Ornnd  zu 
gehen  und  sich  nach  Heilmitteln  umzusehen.  Der  Antrag  war 
nicht  allein  die  Folge  der  in  der  That  aufgetretenen  wirtöchaft- 
lichen  Krisis,  sondern  aus  politischen  Erwägungen  heraus 
geötelU. 


'  V.  Brandt,  op.  cit.  S.  ir»"),  scluoilit:  .,Nncli  nnchmaligcr  Vor- 
länffCTung  des  bisherigen  Vertrajgea  fand  vom  1.  Juli  18ö0  während 
7  Honaten  die  Anwendung  der  beideneitigen  Generaltarife  statt,  ein 
Vorspiel  ilos  Zollkriegs,  der  8  ,Jr\]\i-r-  ^piltfr  »'ntljrennon  sollte".  Diese 
Angabe  ist  irrig.  Italien  bat  damak  der  Vertragsverlängerung  zuge- 
ätimmt. 
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Man  wollte  den  Ministern  des  16.  Mai  die  Verantwortlich- 
keit für  die  Notstände  in  Induatrie  und  Handel  zuschieben^. 


Gironde,  Fourcand  (republ.  Linkf»),  ganz  rilckhaltlos  aus: 
„Der  Akt  vom  1(5.  Mai  hat  einen  bi  tr  n  htlichen  Einflufs  auf 
die  Geschäfte  gehabt  .  .  .  Die  Küiiniiiss  ii  sollte  einige  ihrer 
Mitglieder  zum  Marschall  (Mac  Malion)  senden,  um  ihn  zu 
bitten,  die  Krisis  aus  der  Weit  zu  schaffen,  indem  er  sich 
dem  durch  das  Land  in  den  letzten  Wahlen  auagedrllckten 


Die  Mehrheit  derKommiaaton  lehnte  indessen  diesen  Partei- 
standpunkt ab  und  beschränkte  sich  auf  die  Untersuchung  der 
wirtschafUichen  Lage.  Wie  erwähnt,  fügte  sich  der  Präsident 
der  Republik  auch  bald  darauf  dem  Verlangen  der  Kammer- 

inchrlieit  und  ernannte  ein  neues  Ministerium ,  welches  auf 
Betreiben  T e  i s s e r  e n c  de  B o r  t s  der  Kammer  den  schon 
mitgeteilten  (Teneraltarifentwurf  unterbreitete.  — 

tSelt  einigen  Jahren  lähmte  eine  nllc^emeine  Krisis,  die 
sich  im  steten  Fallen  sämtlicher  Preise  äulöerte,  die  Volks- 
wirtschaft aller  Länder  und  brachte,  wie  in  den  üiidereii 
Staaten,  so  auch  in  Fraukreich  eine  ungeheure  Erregung  in 
die  Geschäftswelt,  zumal  in  den  Kreisen  der  SehntzzOliner. 

Man  kann  es  als  erwiesen  annehmen,  dafs  die  damalige 
Krisis  durchaus  nicht  dem  Vorherrschen  freihändlertscher 
Tarife  in  Europa  zususchreiben  ist,  sondern  der  Umwandlang 

des  alten  Werlczeuges,  mit  dem  die  Industrie  unserer  Väter 
arbeitete,  in  die  billiger,  schneller  und  besser  produzierenden 
Maschinen  der  Neuzeit,  und  zugleich  der  ungeahnten  Entwick- 
lung der  Verkehrsverhultnisse  durch  das  Kmpnrblühen  der 
Eisenbahnen  und  der  Dampfschiffahrt.  Dies  hatte  eine  Über- 
produktion  zur  Folge,  die  sich  am  scliwcrsten  in  den  Ländern 
äufaerte,  welche  mit  der  industriellen  Entwicklung  nicht  Schritt 
gehalten  hatten.  Einige  Nationalökonomen  leiten  das  allgemeine 
Sinken  der  Preise  aus  der  durch  den  Übergang  Deutschlands 
zur  Goldwährung  yerursachten  Knappheit  des  Goldes  her. 
Indessen  kommt  man  auch  ohne  eine  solche  nicht  recht  zu 
beweisende  Theorie  aus,  und  die  von  der  Senatskommission 
Frankreichs  cinprcleitete  Enquete  wirft  lehrreiche  SchlagUchter 
auf  die  wahren  Ursachen*. 

Ein  Sachverständiger,  JulHcn,  sprach  sich  über  die  Lage 
der  Metallindustrie  folgende rmafsen  aus:  „Im  Jahre  1872  uml 
1873  zeigte  .sich  fiir  die  Metallindustrie  infolge  deö  Krieges 
eine  grufüu  Entwicklnn;^  in  den  Geschäften.  Die  Verkaufs- 
preise gingen  stark  lu  diu  iluhe,  und  recht  beträchtliche  Ge- 


*  Siehe  Jonrn.  des  i;Iconom.  Dezember  löSO,  S.  MS  (Amö). 
'  Siehe  Jouro.  deä  Econom.  Dezember  IdSO  (Äm^,  cap.  III). 


Bei  der  Eröffnung  der  Sitzung» 


räch  dies  der  Senator  der 
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Winne  wurden  von  aUen  bestehenden  Eisenhütten  realisiert 
I>ie8e  Gewinne  hatten  Uberall  in  Europa  die  Scbaffnng  oder 

Ausdehnung  neuer  Metallfabrikcn  zur  Folge,  und  zwar  in 
einem  Augenblicke,  wo  die  Vereinigten  Staaten,  ihre  ein:cTie 
Produktion  entwickeln«! ,  vollständig  den  ungeheuren  Markt, 
welchen  sie  bis  dahin  den  Engländern  geboten  hatten ,  ver- 
öchlossen.  Es  gehört  nicht  viel  dazu,  um  daraus  das  An- 
schwellen aller  Stocks  und  die  Baisse  aller  Preise  zu  erklären." 

Für  die  WoUindustrie  war  nacli  einer  Note  der  Handels- 
kammer  von  Reims  eine  Überproduktion  der  ganzen  Welt 
nach  1870  eingetreten. 

Hinsiohtlieh  der  Game  und  Gewebe  von  Jute  sagte  man, 
dafs  die  Fabriken  in  Kalkutta  die  Erseugnisse  Ton  Dundee 
zurückdrängten^  die  dann  ihrerseits  zu  jedem  Preis  einen 
llarkt  suchten.  Es  sprechen  hier  sicher  Währungsdifferenzen 
und  nicht  allein  die  billigere  Produktion  mit. 

Die  Lobgerber  änfserten  sich  über  die  amerikanische 
Konkurrenz  besorgt 

Im  Interesse  der  Fabrikanten  von  Stoffen  aus  gekämmter 
Wolle  gab  T.oon  TiCgrand  noch  ein  andoros  Moment  an :  Je 
mf'hr  die  Handarbeit  der  mechani^«  Ik  i\  Platz  gemacht  liat, 
desto  schwerer  kann  man  die  Fabrikation  einschränken,  weil 
in  das  Material  ein  bedeutendes  Kapital  hineingesteckt  ist,  das 
verzinst  werden  mufs.  Eine  Gruppe  mechanischer  Arbeiter 
kann  sich  in  einer  toten  Saison  nicht  mit  anderen  Arbeiten 
beschäftigen,  weil  sie  nichts  gelernt  hat 

Sehr  viele  der  gehörten  Sachverständigen  leugneten  jeden 
in  der  industriellen  Entincklung  liegenden  Grund.  Sie  setzten 
allein  der  napoleonischen  ZoUreforni  die  Schuld  für  ihre  Not 
auf  Hechnung.   Am  lautesten  erhob  die  Baumwollen-  und 

L.einindu3trie  ihre  Stimme.  Man  rief  nach  dem  Sclmtzzoll, 
ohne  ihn  indessen  mit  diesem  Namen  zu  belegen,  „Kompensa- 
torischer Zoll"  hiefs  die  Parole. 

Der  Senator  aus  dem  Departement  der  Vogesen,  Claude 
(linkes  Centrum),  äufserte  sich  demgemäls:  „Wir  verlangen 
die  Erhöhung  der  Zölle  nicht  als  eine  Begünstigung,  sondern 
im  Namen  des  grofsen  Princips  der  modernen  Civilisation,  das 
sich  die  Gleichheit  vor  der  Steuer  nennt,  und  das  nicht  zu- 
Iftlst,  auf  uns  Taxen  ruhen  zu  lassen,  die  das  Ausland  nicht 
au  tragen  hat.  .  .  .  Ihr  habt  uns  neue  Steuern  aufgebürdet; 
ihr  habt  niclit  das  Recht,  uns  im  Zustand  der  Inferioritilt 
gegenüber  dem  Ausland  in  dieser  Hinsiclit  zu  lassen." 

Ähnliclie  Stimmen  kamen  von  den  Vertretei'n  des  Schiffs- 
baus und  der  Handelsmarine.  — 

A  u  c  e  l  (rechtes  Centrum),  ein  alter  Anhänger  der  Schutz- 
aolitheorie,  verfafste  den  Eommisslonsbericht  und  Uberreichte 
ihn  am  21.  Mai  1878  dem  Senat. 
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Er  fafstc  nach  der  Zergliederunfr  der  Zeiigeiiaiissag-f>n  die 
Ansicht  der  Kommission  dahin  zusammen,  dals  die  Haupt- 
gefahr für  Frankreich  in  der  EütwickluDg  der  grofsbritannischea 
ProduktioTi  h>ge.  England  könne  die  ganze  Welt  versorgen, 
aber  seine  Konkurrenten  Deutschland,  Amerika  und  die 
eigenen  Unterthanen  in  Indien  lieften  dies  nicht  zu.  Daher 
häuften  eich  seine  Fabrikate  an  und  überschwemmten  die  Welt. 

Eine  wettere  Ursache  des  Notstandes,  speciell  fUr  die 
franaOsische  Ausfuhr,  liege  darin,  dab  die  meisten  Staaten 
Europas  ZoUerhÖhungen  planten  und  Nordamerika  seinen 
eigenen  Markt  verschlossen  hätte,  während  es  in  Südamerika 
von  Tag  zu  Tag  mehr  an  Boden  gewänne. 

Die  Kommission  fordarte  also  dringend  zur  Änderung  des 

französischen  Zollsystems  im  Sinne  mftfsigcr  Zollorhöhiingen 
fiU*  die  bedrohten  Industriecn  auf  und  bat  die  Regierung,  ihr 
Augenmerk  besonders  auf  die  Handelsmarine  zu  richten.  — 

Der  Bericht  kam  nicht  zur  Erörterung.    Denn  die  Depu- 
tierteukammer  war  von  Teisserenc  de  Bort  bereits  mit 
der  neuen  Tarifvorlage  betraut  worden.  Ihre  am  19,  März  1878 
gewählte  Kommission  von  33  Mitgliedern  benutzte  natürlich  die 
schätsbarenErgebnisse  der  Senatsenquete,  ebenso  wie  die  firUheren 
amtlichen  Untersuchungen  des  Oberhandebrats.  als  Material 
für  ihre  eigenen  Beratungen.    Aber  sie  hielt  dieses  Material 
nicht  Blr  ausreichend  und  eröffnete  ihrerseits  gleichfalls  eine 
umfangreiche  Enquete,  die  fast  ein  Jahr,  vom  3.  April  1878 
bis  zum  5.  März  1879  dauerte. 

Ein  Fragebogen  wurde  an  alle  Handelskammern  und  die 
übri£r<Mi  Interessenvertretungen  versandt,  der  über  die  Zoll- 
höhe, Uber  die  Umwandlung  der  Wertzölle  in  spcci tische,  über 
die  Entrepotzuschläge,  über  die  Handelsverträge,  über  die 
Klausel  der  Meistbegünstigung  und  tiber  die  zeitweilige  Zu- 
lassung Auskunft  verlangte. 

Gleichzeitig  wurden  vor  die  Kommission  zahlreiche  In- 
dustrielle, Kauleute  und  Landwirte  zur  mttndlichen  Aussage 
vorgeladen  und  schliefslich  jedem,  der  es  verlangte,  die  MQg^ 
lichkeit  gegeben,  vor  der  Kommission  seine  Meinung  zu 
äufsern.  Man  liefs  nach  einem  gleich  anfangs  zum  Bescfalufs 
erhobenen  Antrag  jedoch  jegliche  rein  theoretische  Erörterung 
aus  dem  Spiel.  Als  Grundlage  der  Untor-iiichung  diente  ein 
Vergieicli  der  allgemeinen  FroduktionsbedinguDgeu  J^Vaukreichs 
mit  denen  des  Auslands. 

Die  Protektionisten  verlangten  auf  dieser  Basia  einen 
kompensatorischen  und  tiskaliachen  Tarif,  um  mit  dem  Ausland 
unter  gleichen  Bedingungen  zu  kämpfen  und  zugleich  durch 
die  ihrer  Meinung  nach  nicht  allzu  hoch  berechneten  ZoUe  die 
Staatseinnahmen  zu  verbessern.  Die  direkte  Forderung  eines 
Schutzzolls  wurde  anfänglich  nicht  erhoben. 
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Bei  £egiim  der  £Qqaete  beherrschte  sweierlei  die  Situation, 
der  Müserfoig  Ton  1871,  welcher  Frankreich  ElBab>Lothringea 
mit  seiner  hochentwickelten  Textilindustrie  genommen  hatte^ 
und  der  bedrohh'ohe  Aufschwung  der  amerikanischen  Industrie. 
Beide  Thatsachen  wurden  vornehmlich  von  den  gehörten 
Sachverständige  II  nls  Tlrsachen  eines  von  den  Hauptschreiern 
in  den  dilst ersten  Farben  gezeichneten  wirtschaftlichen  Nieder- 
gangs angegeben.  Es  war  sei  bötverständlich,  (iaiö  eine  Körper- 
schaft, die  Jedem  Interessenten  freistellte,  vor  ihr  zu  erscheinen, 
sich  nattirhch  im  wesentlichen  Leuten  gegenüber  sah,  die  ünö 
Not  am  lautesten  m  predigen  wu&ten. 

^  In  dieser  Hinsicht  standen  die  Tezttlindustriellen  in  erster 
KsOml  Man  hatte  deshalb  &Lt  die  Textilindustrie  eine  be- 
sondere Unterkommission  von  15  Mitgliedern  eingesetzt, 
während  die  übrigen  18  sich  mit  sämtlichen  anderen  Zweigen 
des  Tarifs  befassen  mufaten  und  daV>ei  ^^cllliefslich  ein  ver- 
liältnismäfsig  geringeres  Material  in  ihren  Berichten  der  Kammer 
vorlegten,  aU  allein  der  Bericht  über  die  Baumwollenindustrie 
enthielt. 

Die  Delegierten  der  Normandie,  Flanderns  und  der  Vogesen, 
WD  die  BaumwoUenfabriken  hauptsächlich  ihren  Sita  mten, 
forderten  fükr  ihre  Game  und  Gewebe  ZoUerhOhungen  ron 
nicht  weniger  als  50  ^/o  mit  der  aosdrttcklichen  Bestimmung^ 
d&Cs  dieser  Zoll  das  Minimnni  vorstellte^  welches  durch  keinen 
Vertrag  geändert  werden  dürfe.  Der  Abgeordnete  Feray, 
welcher  im  Oberhandclsrat  im  allgemeinen  den  Konventiond- 
tarif  gebilligt  hatte,  trat  jetzt  enr^rg-iscli  für  die  Erhöh  um  jL;en 
ein.  Er  hielt  für  die  Baumwoilengnine  aufserdem  eine  Ver- 
doppelung der  Kategorieen  nötig,  nntnrlich,  um  dadurch  eine 
weitere  Steigerung  des  Zollschutzes  zu  erreichen. 

Die  Jnteindnstrie  und  die  Industrie  von  Lein  und  Hanf 
|m  mit  der  BaumwoUen&brikation  Hand  in  Ebnd,  obwohl 
m  Lein  und  Hanf  die  fnnstfsisdie  Ausfuhr  die  Einfuhr  bei 
weitem  überstieg. 

Tn  der  Frage  der  Wolle  war  man  geteilter  Meinung. 
Keims  und  Fourmies  wollten  f(ir  ihre  Kammwolle  einen 
u'nifgeren  Markt  im  Ausland  zu  erobern  suchen,  da  sie  über 
da^  Bedürfnis  dt*.i  französischen  Konsums  hinaus  produzierten. 
Sie  verlaugten  daher  die  Zollfreiheit.  Die  Fabrikanten  von 
kardierter  Wolle  führten  eine  andere  Sprache.  Constant 
FlaYigny,  der  Vertreter  der  Handdskammer  von  Elboeuf, 
Melt  es  ftar  Resignation,  sich  mit  den  von  der  Begierung  vor- 
SMoUagenen  24°/o  zu  begnügen.  Jedenfalls  dürfte  kein  Zoll- 
vertrag diese  Minimalhöhe  ändern.  Ebenso  lautete  der  Bericht 
fj  r  Handelskammer  von  S^dan.  Poitevin  vonLouviers  trat 
tur  5u  i  P>hr)hung  ein. 

Bei  dem  Kapitel  ^Seide"  beschrankte  man  sich  auf  die 
Spinnerei  der  Seidenabt  alle.   Sonst  hing  diese  Industrie,  zumal 
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die  Lyoneser  Handelskammery  der  ToUen  Zollfreibeit  an.  Für 
die  Spinnerei  der  AbfiUle  wurde  ein  Schate  von  30®/o  ge> 
fordert. 

Die  Metallindustrie,  die  sicii  vor  der  Senatskommission 
beschieden  hatte,  weil  man  ihr  vorrechnete,  da&  sie  bereits 
mehr  als  jede  anrlere  Industrie  geschützt  sei,  erhob  jetzt,  in 
einer  Zeit  der  gröfseren  Schutzzollagitation ,  wieder  um  so 
lauter  ihre  Stimme.  Der  Ausschufs  der  Eisenhiitten  iu  der 
Champagne  verlangte  für  Roheisen  und  Barren  von  geringem 
Uiiiiang  statt  der  bisherigen  6  fr.  eine  Abgabe  von  8,  10  und 
12  fr.  auf  100  kg.  Die  Fabrikanten  ron  fertigen  Metall- 
waren  traten  sum  mindesten  jeder  etwa  geplanten  Reduktion 
en^egen. 

Und  so  war  es  in  allen  InduBtrieen ;  Uberall  traten  die 
Kotleidcnden  vor  die  Kommission  und  aahlten  ihre  Wttnacke 
aufy  die  Znfriedf'n'^n  blieben  zu  Hause. 

Auch  die  Agrarier  liefsen  sich  hören.  Du  Douet,  de  Mo- 
ni c  a  u  1 1 ,  E 8 1  a  n  e  e  H n  und  andere  ihrer  Führer  sprachen  sich 
voll  Bitterkeit  Uber  das  Unrecht  aus,  dafs  man  im  Gegensatz 
zu  allen  anderen  Produktionen  nicht  auch  die  Lebenömittel 
eckütete.  Die  Auefuhr  der  Vereinigten  Staaten  nach  Europa 
wQchse  zusehende.  Amerikanisches  Getreide  sei  in  Havre 
billiger  zu  haben,  als  das  französische.  Ebenso  wäre  die 
Viehzucht  bedroht.  Specifische  Zölle  für  alle  landwirtschalt- 
lichen  Eraeugnisse  in  der  Höhe  von  10  "/o  würden  dem  ab- 
helfen. 

Den  grülstcii  l-.iniiufs  auf  die  abgegebenen  Antworten 
hatte  sicherlit  Ii  Iii  g(  waltig  angeschwollene  Schutzzoll agitation 
in  allen  Gegenden  Frankreichs.  Wie  in  Deutöchlaud  traten 
zu  dieser  Zeit  auch  in  Frankreich  die  agrarischen  und  in- 
dnetrieUen  SchutEiöUner  aueammen^  um  durch  ihre  Koalition 
zum  Siege  zu  gelangen.  Die  „Genossenschaft  der  franzOrischen 
Industrie  für  die  Verteidigung  der  Arbeit**  hielt  mit  dem 
„Bund  der  LandMrirte  Frankreichs"  eine  gemeinsame  Versamm- 
lung ab,  in  der  man  sich  über  ein  gemeinschaftliches  Pro- 
gramm verständigte     Gegen  dieses  Vori^^fhen  hilrlpte  sieh  ein*- 


freihändlerische  Liga,  die  „Genossenschaft  fär  die  Verteidigung 
der  Ilandelö-  und  iuduötriefreiheit  und  ftlr  die  Aufrecht- 
erhaltung und  Entwicklung  der  Handelsverträge". 

Beide  Richtungen  suchten  uatUrhch  die  Kommission,  in 
der  sich  zwei  fast  gleiche  Parteien  gegenüberstanden ,  zu  be- 
einflussen, doch  kam  die  freihändleriache  Aufiassung  weniger 
zur  Geltung,  weil  ihre  Anhfinger  das  Schwergewicht  auf 
theoretische  Fragen  legten,  deren  Erörterung  in  derKommisaion 
verpönt  war. 

Neben  der  Hauptenquetc  fanden  noch  zwei  Sonderunter- 
suchunfren  statt  1.  durch  den  Präsidenten  nnd  dif^  beiden 
Viceprätiidenten  und  2.  durch  die  für  jedes  Kapitel  des  Tarifs 
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eingesetzten  Berichterstatter.  Diese  reiäteu  in  die  Industrie- 
imtlelpiinkte  y  um  sich  persGnlicb  mit  allen  Einselhtttmi  reiw 
traut  sa  machen,  sieh  in  die  Leiden  der  Terschiedenen  Gewerbe 
hineinziileben  und  dann  gewissermalaen  für  ihr  eigenes  Leid 
SU  kämpfen. 

Jedenfalls  durfte  Mal^zieux,  der  Generalberichterstatter, 

mit  vollem  Rechte  am  Schlüsse  seiner  Arbeit  sagen:  „Man 
kann  von  der  En(|iif  t«  von  1878  versichern,  dafs  sie  die  voll- 
ständigste, die  piakiisLh^te,  die  am  besten  kontrollierte,  mit 
einem  Wort  die  ernäteöte  gewesen  ist;  die  jemals  statt- 
gefunden hat.** 

2.  Die  Kommissionsberichte. 

Ein  wenig  beeinträchtigt  war  die  Arbeit  der  Kommission 
vielleicht  durch  den  mehrmaligen  Wechsel  im  Vorsitz,  während 
zugleich  die  Leitung  des  Handelsministeriums  in  andere  Hände 
tiberging. 

Zuerst  bekleidete  der  Schutzzöllner  Jules  Ferry  (republ. 
Liiikei  da»  Amt  des  Präsidenten  der  Kommission.  Zu  Vice- 
präsidcnten  waren  der  Freihändler  Tirard  (Linkej  und  der 
gemäfiiigte  Protektionist  Malösieux  (linkw  (j^tram)  erwfihlt 
worden.  Bald  darauf  ttbemahm  Jules  Ferry  ein  Minister- 
portefeuille. Der  an  seine  Stelle  tretende  Tirard  legte  nach 
fiiii;^er  Zeit  gleichfalls  sein  Amt  nieder,  um  der  Nachfolger 
Teisserenc  de  Borts  und  Lep^res  im  Ministerium  für  Land- 
wirtschaft und  Handel  zu  werden.  An  die  Spitze  der  Kom- 
mis>ion  wurde  nun  Mal^zi  eux  gerufen.  Auch  andere  Mitglieder 
der  Kumraission  sahen  sich  im  Laufe  der  politischen  Ereignisse 
zum  Ausscheiden  genötigt  und  mufsten  durch  neu  gewählte 
Deputierte  ersetzt  werden. 

Das  TersOgerte  die  Arbeiten  bedeutend.  Die  Regierung 
und  der  Kammerprisident  mufsten  des  öfteren  die  Kommission 
zur  schnelleren  Förderung  ihrer  Aufgabe  mahnen.  Man  war 
obendrein,  wie  oben  geschildert,  durch  die  Ver&llszeit  der 
Handelsverträge  in  eine  schwierige  Lage  gekommen  und  hatte 
doch  die  Ab^i<4it,  erst  n:ieh  der  Annahme  des  Generaltarifii 
an  neue  Verträge  heranzugehen. 

Endlich,  am  20.  Dezember  1879,  lagen  der  Kammer  an 
50  Sonderberichte  der  einzelnen  Komniissionsmitglieder  vor. 
Einige  Zu&atzberichte  erfolgten  noch  im  Laufe  des  Januar  1880. 

Die  gesamte  Textilinaiistrie  mit  Ausnahme  der  Smdoi- 
fidirikation  behemehte  der  Führer  der  SohutzBÖllner,  der  Ab- 
geo>rdnete  M^line  (republik.  Union),  als  seine  Domäne.  Aber 
auch  &kr  Garne  aus  Seidenabilülen  hatte  er  einen  Special- 
bericbt  verfafst. 

Getränke  jeder  Art  behandelte  Maurice  Ron  vier  (republ. 
Union) ;  sonst  sind  noch  als  Verfasser  einer  ganzen  Reihe  von 
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Beriehten  Jametel  (Linke)  und  Garrigat  (gemilia» 
Republikaner)  zu  nennen. 

Der  Vorsitsende^  MaUsieux.  schrieb  dazu  einen  Gkneral- 
bericht,  welcher  die  Arbeit  der  Kommission  in  groben  Zogen 
schilderte.  Die  leitende  Anschauung  gab  Maltöeuz  in  folgen- 
den Worten  wieder:  «Der  Qeneralbericht  wttrde  nicht  daa 

getreue  Echo  dessen ,  was  im  Busen  der  Kommission  gesagt 
ist,  sein,  wenn  er  eine  Darlegung  ökonomischer  Lehrmeinungea 
untemMhme  ,  wenn  er  die  Domäne  der  Theorie  und  spekular 
tiver  Gedankengänge  beträte,  während  die  Kommission  es 
doch  beabsichtigte,  sich  auf  den  Buden  der  Thatsachen  und 
Er&hrungen  zu  stellen  und  sich  in  Wahrheit  darauf  ge- 
hidten  hat* 

Nach  der  öffentlichen  Enquete  hatte  sich  die  Kommission 
zunttehst  die  FrM^e  vorgelegt:  Soll  der  neue  Tarif  autonom 
sein  oder  durch  Handekyertrflge  geändert  werden  können? 

Q^en  die  Vertrüge  führte  man  folgende  Argumente  in» 
Feld:  Der  Staat  wird  durch  Vertrüge  in  seiner  Freiheit  be- 
einträchtigt Schwerwiegende  Irrtümer  im  Tarif  können  nicht 
berichtigt  werden.  Krisen ,  die  im  Ausland  durch  Über- 
produktion eintreten,  wirken  auch  auf  Frankreich,  weil  die 
im  Preis  ^^csunkenen  Waren  über  din  offenen  Grenzen  ins 
Land  strüinen.  Die  Stabilität  des  Handels  kann  durch  einen 
autonomen  Tarif  ebenso  gut  garantiert  werden.  Gerade  durch 
die  Verträge  ist  die  ^Stetigkeit  der  Handelsbeziehungen  be- 
droht, weil  jeder  neue  Vertrag  den  Zolltarif  ändert  Durch 
die  Verträge  ist  auch  die  Thätigkeit  des  Parlaments  lahm- 
gelegt; es  kann  die  Regierungsvorlagen  nur  im  ganaen  an- 
nehmen oder  Terwerfeu. 

Für  die  Verträge  äuüserte  man:  Frankreich  kann  sich 
nicht  isolieren.  Es  mu(8  sogar  neue  Beziehungen  anknüpfen, 
um  seinen  Ebcport  tu  entwickeln.  Auch  unter  der  Herrschaft 
der  ausgesprochensten  Anhnrger  des  Sclmtsszolis  hätte  bisher 
das  Land  niemals  die  Verträge  verworten. 

Das  f^ab  den  Ausschlag-  Man  lehnte  gegen  Ende  der 
Diskussion,  weil  die  Frage  der  Entwicklung  des  Aufsenhandels 
sich  nicht  umgehen  liefs,  einen  Antrag  Wad dington,  zwei 
Tarife  herzustellen,  einen  Minimultarif  für  die  meistbegünstigten 
Nationen  und  einen  Maximaltarif  für  die  übrigen,  ab.  üLa 
sprach  auch  der  Qrund  mit^  dats  sich  dieses  Tarifsystem  in 
andmn  Ländern  nicht  bewährt  hatte.  Man  blieb  also  bei 
den  Verträgen.  ^Aber,*  heifst  es  im  Generalbericht,  „damit 
eine  Regierung  unter  guten  Bedingungen  verhandeln  kann, 
braucht  sie  einen  Ausgangspunkt  und  eine  Grundlage,  die 
br'ide  sehr  fest  sind  ;  sie  braucht  eino  Stütze  und  Verteidigungs- 
watfe  in  einem  weise  zusammengestellten  Generaltarif.  Desh  nlb 
ist  es  nach  alier  Logik  des  gesunden  Menschenverst&ndes 
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dringend  notwendig,  dafs  der  Tarif  den  Vertrügen  vorangeht 
und  nicht  aus  ihnen  folgt*. 

Darin  wnr  rlic  Kommission  in  Übereinstimmung  mit  der 

neuen  Regi«  lun^. 

Es  handehe  sich  nun  darum:  Sollte  man  ein  Minimum 
festsetzen,  unter  das  die  Verträge  nicht  gehen  können,  oder 
ein  Maximum,  da^  Konzessionen  gesLaitel ,  oder  alles  beides? 
Ein  Minimum,  war  jeden&lls  gef^rlicb,  weil  die  fremden 
Staaten  dann  sofort  4ues  Minimnm  verlangt  haben  wtirden  oder, 
falls  es  ihnen  zu  hoch  war,  Einsprach  eriioben  bätten.  Man 
bescbloilB  scbliefslich  weder  ein  Maximum,  noch  ein  Minimum, 
sondern  einen  Generaltanf,  nicht  zu  tief,  damit  die  Industrie 
bestehen  knnne,  nicht  7ai  hoch,  damit  auch  der  fremde  Wett 
hevrerb  wirke  uud  die  Konsumenten,  wie  der  Staat,  sich  dabei 
gut  ständen. 

In  Wahrheit  war  das  Werk  der  Kommission  natürlich 
doch  ein  Maximaltarif;  man  benamite  Um  nur  anders,  weil 
einige  Indnstrieen  ihre  Schutssdlle  ftlr  Minima  and  demgemftfs 
den  Tarif  als  Minimaltarif  ansahen. 

Für  die  Beibehaltung  des  alten  Generaltarifee  erhob  sieh 
keine  Stimme.  Auch  die  Protektionisten  verlangten  zumeist 
die  Festigung  des  herrschenden  Vertragstarifes,  oft  ohne  Er- 
höhung, oft  mh  den  24  ^/o  der  R^emng,  oft  mit  einem 
höheren  Zusflilag. 

Man  rechtfertigte  die  Zollerhöhungen  durch  allgemeine 
Erwägungen.  ^'oii  dem  Zeitalter  der  allgemeinen  Welt- 
verbrüderung wäre  man  noch  weit  entfernt  Daher  müsse 
man  die  Gewerbe  gegen  den  Einfall  der  fremden  Eraeagnisse 
Terteidigen.  Die  genanesten  Untersuchungen  hatte  man  den- 
jenigen Indnstrieen  m  teil  werden  lassen,  welche  die  meisten 
Arbeiter  beschäftigen.  Der  Grundsats  der  Berücksichtigung 
der  nationalen  Arbeit  war  Uberhaupt  ausschlaggebend.  Des- 
halb fafste  man  besonders  den  Standpunkt  des  Produzenten 
ins  Ausro.  Mal^zieux  ben^ründete  das  damit,  dafs  die  wenigsten 
Konsumenten  nicht  zugleich  Produzenten  wären.  Man  kann 
gcwifö  mit  gleichem  Recht  sagen:  Kein  Produzent  ist  nicht 
zugleich  Konsument. 

Im  einxelnen  hatte  man  sieb  durcb  folgende  Bew^grttnde 
leiten  lassen: 

Die  Landwirtschaft  liefert  die  Rohstoffe  Air  die  Industrie 
and  die  Lebensmittel,  beides  aber  nicht  in  so  ausreichender 
Älenge,  dafs  Frankreich  den  Import  entbehren  kann.  Ihre 
Produkte  erhielten  deshalb  die  r»ienri£!:«!ten  Zölle.  Die  Agrarier 
hatt<^n  allerdings  gehotft,  mehr  durchzusetzen,  und  auch  die  in- 
dui^triellen  Schutzzöllner  gedachten,  ihnen  zum  Teil  nachzugi  Ix  n, 
um  so  die  Stimmen  der  Landwirte  wieder  für  ihre  Forderungen 
zu  gewinnen.  Aber  die  Regierung  trat  diesem  Handel  energisch 
entgegen.   Sie  drohte  sogar,  an  dieser  Frage  den  gansen  Tarif 
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scheitern  zu  lassen.  Andererseits  konnte  man  in  der  That 
auch  nicht  die  von  der  Landwirtschaft  erzeugten  Rohstoffe, 
wie  Wolle,  Seide,  Lein  und  Hanf,  treffen,  ohne  das  berüc  htigte 
drawb.u  k  wieder  einzuführen.  Während  die  Kommission  hierin 
also  nachgeben  mufste  und  auch  ftir  Getreide  nur  eine  einfache 
Bilanzabgabe  festsetzte,  konnte  sie  fUr  einige  wenige  Agrar- 
produkte  doch  nodi  ttürkere  Zl^Ue  beschliefaeD.  Dua  gehören 
rohe  Felle^  Fette  und  Talg^  welche  die  Regiornng  sollfrei  ge- 
lassen hatte  und  die  jetst  10  entrichten  sollten.  Man  er- 
höhte ferner  die  Afagahen  Ton  Kühen,  Widdern  nnd  Schafen, 
von  Käse,  Bauhobs,  Daubenholz,  Hopfenstangen.  Viel  war 
das  nicht.  Dafür  speiste  aber  Mal^^zieux  die  Landwirtschaft 
mit  dem  schönen  Titel:  „Die  erste  der  nationalen  Indristrieen"  ab. 

Bei  allen  Gewerben  (einschliefslich  der  Landwirtschaft) 
hatte  man  einen  genauen  Vergleich  mit  dem  Ausland,  nament- 
lich England,  angestellt  Als  Grundlage  der  Vergleichung 
dienten  dabei  folgende  Geaiehtspunkte: 

1.  stellte  man  die  Transportkosten  einander  gegenflber; 
England  war  dabei  durch  seine  billigeren  Wasserstrafsen  Im 
Vorteil.  —  Weiter  stellte  man  in  Rechnung: 

2.  die  Kosten  der  Kohle,  dieses  ^Brotes  der  Industrie 

3.  den  Kachteil.  welchen  der  "Militärdienst  mit  seiner  In- 
anspruchnahme der  tüchti^^st«  n  Arbeiter  und  mit  seinem  stören- 
den Eingreifen  in  die  Aubbildung  mit  sich  bringt; 

4.  die  leichtere  und  sehnellere  Beschaffung  von  Kapiiahca 
im  Ausland; 

5*  die  stabilere  Entwicklung  des  Handels ,  der  sieh  in 
England  zwei  Jahrhunderte  hindurch  ohne  Stbrung  empor* 
schwingen  konnte; 

6.  die  Steuern,  welche  den  Lebensunterhalt  ▼erteuem; 

7.  das  Alter  der  Industrieen;  die  Baumwollenweber^ 
und  -Spinnerei  in  England  hat  eine  bedentf'nd  ältere  Ge- 
schichte als  die  des  Festlands  ^  und  daher  eine  grölsere  Aus- 
dehnung ; 

8.  das  Alter  der  Handelsbeziehungen  Englands  mit  der 
ganzen  Welt; 

9.  etwa  eingetretene  Änderungen  in  der  Konkunrens; 
froher  war  Schweden  der  drohendste  Wettbewerber  in  Eisen, 
nach  dem  Auf  kommen  des  stärkeren  Kohlenverbrauehs  traten 
an  seine  Steile  England,  Belgien  und  Deutschland; 

10.  zog  man  die  veränderte  Handelspolitik  Amerikas  in 
die  Betrachtung.  Amerika  war  vordem  Frankreichs  hp-^ter 
Kuiule.  jetzt  ein  sciiarter  Konkurrent:  durch  die  Billigkeit 
seiner  Gerbstoffe  für  die  Gerberei,  durch  seine  "Ma'^^enitro- 
duktionen  für  die  Baumwollen-,  Wollen-  und  JkletJiilindustrie 
und  für  die  Landwirtschaft. 

NatOrlich  dachte  die  Kommission  durchaus  nicht  daran, 
dem  ultraprotektionistischen  Amerika  mit  gleich  hohen  2^11en 
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sa  begegneD,  tondem  blieb  ihm  gegenüber  noch  möglichBt 

liberal.  — 

Diese  10  Vergleichvmgspunkte  führten  dazu,  Kompensa- 
tionen für  die  Nachteile  zu  suchen,  welche  aer  ludustrio 
durch  die  Überlegenheit  des  Auslands  erwuchsen.  Die  höheren 
Ko8tenpreise  sollten  durch  den  Zolltarif  ausgeglichen  werden. 

So  hatte  man  ftlr  die  Baumwollenindustrie  zunächst  die 
Zahl  der  Klassen  vergröfsert  und  dann  die  Zölle  bedeutend 
erhobt:  fHr  die  mnfachen^  Ton  der  Weberei  snmeist  gebranchtmay 
ungebleichten  Game  van  ISVo^  die  anderen  Katejgorieen  um 
30  ,  40  ,  50,  60°  10,  Entsprechend  ging  man  bei  gebleichten 
ond  gefärbten  Gkunen  vor. 

Für.  die  Gewebe  schuf  man  ebenfalls  eine  genaue  Klassi* 
fizierong.  Gewöhnliche  Stoffe  sollten  50  ^/o,  feine  100 ,  150| 
175^/0  mehr  Abgaben  bezahlen.  Der  alte  Tarif  war  übrigens 
in  dieser  Hinsicht  äufserst  man|n:elhaft.  Die  dort  festgesetzten 
unverhältnismäfsif]^  berechneten  Abgaben  rechtitertigeu  dieatarke 
Erhöhun^^  einigermaUt  n. 

Für  Lein,  Hanf  und  Jute  beschlola  die  Kommission  iaat 
das  Gleiche. 

Für  W  olle  nahm  sie  gröfstenteils  die  Regierungsvorlage, 
also  die  Erhöhung  von  24°/p,  an. 

Die  Zölle  für  Seidenabtall tabrikate  sollten  statt  75  Cents 
und  1,20  fr.  auf  1  kg  jetzt  93  cents,  1,48  fr.  und  2,48  fr. 
betragen. 

Bei  den  Metallwaren  steigerte  man  den  Zollschuts  für 
Draht;  die  von  der  Regierang  angeordnete  Gleichsetasung  der 
Bider  aus  Stahl  und  Scnmiedeetsen  verwarf  man.  Stah&ftder 
worden  mit  7,50  fr.  statt  mit  6  fr.  belegt  Man  erhöhte 
femer  die  Zölle  von  Artikeln  aus  Gufseisen,  von  Hausgerttten, 
Nähmaschinen,  Nttgeln,  PlJtttboiaen ,  Schraubenmuttern  und 
anderen  fierftten. 

Unter  den  übrigen  Industrieen  sind  noch  von  V\  ichtigkeit 
die  Erhöhungen  der  Zölle  von  Papier,  präparierte  Häute, 
Uhreu,  Flaschen,  gereinigte  Mineralöle,  Stärkemehl.  Man  be- 
schlolis  femer  einen  Zuschlag  von  10  ceqts.  auf  die  Tonne 
▼en  Kohlen;  aber  nur,  um  damit  anzudeuten,  dafs  der  Kohlen- 
Boll  durch  einen  neuen  Handelevertrag  keinee&lU  erniedrigt 
werden  dürfe. 

\^on  den  Ausfuhrzöllen  hatte  man  nur  die  Abgabe  von 

^  t'r.  tVir  Hunde  starker  Rasse  stehen  lassen  ,  weil  diese  nur 
dem  Schmuggel  dienten.  Die  Beorderung  der  Kegierung  von 
Lumnen  und  Papierhalbzeug  lehnte  man  ab. 

Die  weiteren  Taritbestiniinungen ,  welche  die  zeitweiligen 
Zulassungen,  die  drawbacks,  Entrepotzuschläge  und  das  den 
Kolonieen  gegenüber  zu  beobachtenae  Zollvernthren  betrafen^ 
nahm  man  zumeist  nach  dem  Regierungsentwurf  an. 
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Ein  anschauliches  Bild  von  der  Arbeit  der  Kommission 
giebt  eine  von  Foiunier  de  Flaix  im  Februar  1880  im 
Journal  des  Econoinistes  unternommene  verglt^i*  1h  nde  Zu- 
sammenstellung der  wichtigten  Zölle  des  alten  K  iiveDiional- 
tarifs ,  des  Regierangsentwurfes  und  des  K^mmissionstarifes 
mit  den  Zöllen  des  konkurrierenden  Auslands.  Ich  entnehme 
diesem  Auftate'  folgende  Tabellen,  denen  ich  zum  weiteren 
Vergleich  noch  die  Angaben  des  alten  franKttBiechen  C^eneral* 
tarifs  hinzufüge.  Die  Tabellen  berücksichtigen  besonders  die 
Textilindustrie,  die  ja  in  dem  ganzen  Kampf  die  erste  Stelle 
einnahm  nnd  die  höchsten  Schntaaölle  zu  erstreiten  hoffte. 


1.  BaumwoUengarne,  einfach,  roh;  ZtfUe  auf.  100  kg. 


( >?terrcit'h  

I>  iit  '^hland  .... 

ViMvinigte  Staaten 
Eii^^lund  

3  Kategorieen 

i 

12  fr.;  20  fr.;  fr. 
15^.5  fr.:  18,75-48,7.',. 

h.\  lÖÖ  fr.  ^vau  Nr.  au), 
von  15  bi«  40  fr. 
7i>.36  fr. 
4  fr. 

20— fr. 

1 14  fr.;  22»  fr.;  843  fr.;  457  fr. 
frei. 

Alter  Goneral- 

tarif. 

Verboten 

Konven- 
tioQBtarif 

15  bis 
900  fr. 

Regier. - 
Tarif. 

18,60  bis 
872  fr. 

KotiiiniB- 
ßionstarif. 

18  imdM 
bis  450  fr. 

Die  Zölle  der  Vereinigten  Staaten  erreichen  hiemach  allein 
eine  gröfsere  Höhe,  als  die  in  Frankreich  geplanten.  Für 
billigere  und  mittlere  Sorten  sind  auch  die  Abgaben  Rufslands 

und  Spaniens  lu  lu  r.  Zu  den  Tarifen  der  Vereinigten  Stinten 
ist  aber  noch  zw  lienierken ,  dafs  diese  zugleich  flir  gefarbie 
und  gezwirnte  Garne  gelten ,  wälirend  die  anderen  Staaten 
einen  Zuschlag  darauf  erheben^  Frankreich  von  35%. 


2.  Gewebe  aus  reiner  Bainnwolle,  ungefärbt; 


auf  100  k^-. 


Österreich.  .  .  . 
Detit«chla]id  .  . 

Spaninn  

Itaiicu  ...... 

Schwei«  

Rufrtljind.  .  .  .  . 
Vereinigt.  Staat. 


4  Kategorieen 

2 
6 
1 
4 
6 


n 

r? 
» 

I» 


80  fr.;  100  fr.;  125  fr.;  150  fr. 
100  fr.;  125  fr.;  150  fr.;  237^  fr. 

200  fr. :  225  fr. ; 

57  fr. ;  64  fr.;  66  fr. ;  75  fr.:  ÖO  fr.;  100  fr. 
4  fr. 

274  fr.;  371  fr.;  488  fr.;  1074  fr. 
30-50  «/o 


'  Foumier  de,  Flaix,  L'enquete  iudui^trielle  et  le  projet  du  tarif 
g4n4ral,  Jonm.  d.  Econ.,  Februar  1880,  S.  224—258. 
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Frankreich 


8  Klassen  zu  je  vier  Kategorieen 


Alt.  Gencral- 

Konvent.- 

Regierungs- 
Tarif 

tarif 

Tarif 

Ferboten 

50-  80  fr. 

62-  90  fr. 

» 

60—200  fr. 

74—248  fr. 

ff 

80-300  fr. 

90—372  fr. 

m 

80-300  fr. 

90  -372  fr. 

n 

16«/o 

682  it. 

l.n.2.Kl«a8e 
3.U.4. 
£.il6. 
7. 


ff 


Kommissions* 
Tarif 

65  -150  fr. 
95—265  fr. 
120-360-520fr. 

220-740  fr 
360— 750-900 fr. 


Also  alttesehen  vom  alten  französischen  Oeneraltarif  hat 
HOT  Rnialancr  höhere  ZOtte,  all  Frankreich. 


3.  Andere  Baumwollengi  wehe,  auf  100  kg 
(nur  DurchscLui ttszalil euj. 


Vier  bekanntere  Typen  von  den  32  aufgestellten: 


Frankreich 


(2 


es 

.So 


c 

ee 


fc 


TS 

s 

es 
S 


c 


c 

s 
« 


'S 

QQ 


WAieo  •  » •  ■ 

Spitsen  

fliickereien  .  . 
.  m.  Seide 


o/o 

fr. 

fr. 

fr. 

fr. 

Ter- 

bot. 

15 

235 

285 

150 

175 

» 

5 

495 

495 

312,50 

875 

10 

620 

1000 

312,50 

375 

16 

620 

2000 

875 

fr. 

440 

891^1954 

391-1954 
586 


fr. 


300 
300 
500 


fr. 


fr. 
16 


625  16 

:m\  16 
300  16 


Nur  Rnbland  hat  meistens  höhere  Tarife,  Spanien  in  Spitzen. 

4.  Wolle  und  Lein  (auf  100  kg). 


Wolle  ffr.  oder  o/o) 


Garue 


E 

'S 

i 


Gewebp 


e 


E 

C 


Lein  (fr.  oder 


Garne 

s  i 

*M  1 

i   !  > 


Gewebe 


6 

i 


E 
"c 


i 
i 


fVatikreich : 


KonT«iii.-T, 

Regi«T.-T..  . 

Komm.-T. .  . 
DeatflchUmd 
Österreich  . 
Rufitland 
Spanien . 
Italien.  . 
Beljjien  . 
Schweiz. 
y«r.  Staaten 


Ter- 
lMt.fboteD 

215'  10 
270  12,40 
270,  31 
SOi  2,50| 

30  3,7.-) 
100  100 
210  120 
75  50 
30  20 

15721229 


T•l^ 

boten 

10  ^0 
620 
620 
562 

875 

2m 

500 
300 
260fl0%) 
30 

50*/o 


boton 

10  «/o 
124 
124 
8,75 

22 
215 

125 

1.50 
260(10%) 
7 

50  «/o 


205,92 

100 

248 
200 
45 
30 
97 
122,50 
:]4^ 
frei 
7 

40*/s 


47,42 

15 
18 
20 
3,75 
3,75 
97 
27.40 
11.50 
ifrei 
,  0,60| 
25  •/( 


582,82 

300 
390 
400 
150 
300 
625 
1250 
130 
5»/o 
16 


74,88 

5-28 
ß-34 
45 

7,50| 

30 
147 

100 
2:; 

50/0 

1 


500 
750 

.375 
2930 

250 
10  0/0 
50 


40  «/«[SO«/« 
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In  (Jarnen  von  Wolle  und  Lein  haben  nur  die  Vereinigten 
Staaten  liöhere  Abgaben  als  Frankreich;  die  Minimalzölle  in 
diesen  Rubriken  werden  auch  noch  von  Ruisland  und  Spanien 
übertreffen.  In  Wollgeweben  folgt  Frankreich  hinter  Rufsland 
und  den  VereiDlgten  Staaten,  In  Leingewelm  liat  vor  diesen 
Lündern  Spanien  die  höchsten  Zolle.  In  Spitzen  wird  Frank- 
reich von  Knfidand  nnd  Deutschland  ttbertroffen. 


5.  Kohle  und  Metalle  (fr.  auf  die  Tonne). 


Kolli  c 

OofMisen 

SchniiedeeiH. 
(Räder) 

Stahl 
(Räder) 

Blech 

(.)i«tfr  1  rldi  ,   .  ,  ,  ,  , 

frei 

12,50 

62,50 

87,.50 

100 

Deutschland  .... 

12,50 

10,75 

10,75 

37,50 

B^l^eii  

10 

5 

10 

8 

V 

?3,10 

75 

75 

75 

frei 

80 

80 

80 

Uafslaiid  

n 

12.20 

48,80 

48.80 

122 

n 

6 

20 

20 

20 

Vereinigte  Staaten 

» 

36 

41 

41 

125 

Frankroicl» : 

Alter  General-T. 

1,25 

49,90-87,40 

124,80-174,70 

iJ74,40 

249,60 

od.  veTbot€n 

Konvent ioiijil  -  T. 

1,20 

20 

60 

90 

lOO 

Refiierniigs-Entw. 

1,20 

20 

60 

90 

100 

Koininissions  -  T. 

1,30 

20 

60 

90 

100 

Kohle  wird  allein  in  Frankreich  verzollt. 

Für  Gufseisen  haben  höhere  Zölle:  Spanien  und  die  Ver- 
einigten Staaten;  für  8chujiedeetsen  haben  höhere  Zölle: 
Spanien  und  Osterreich.  In  Stahl  ist  Frankreich  am  höchsten^ 
in  Eisenblecb  folgt  Frankreich  hinter  Kufsland  und  Kordamerika. 


6.  Nahrungsmittel  (fr.  auf  100  kgj 


Oj-terreich  

Dentschland  .... 

Spanien  

Italien  

Raf:sJaud  

Schwei«  

Belgien  

Vt'reinif^te  Staaten 

i'VaukreicL : 
Alter  GeneraUT. 

Konventional  -T. 

Reg  i  e  m  n  gsEntw . 
KoHimiss.  -  Entw' 


. « 

M 

u 

IC 

r 

«  ^ 

iju 
'Z  X 

c  ^ 

\^ 

ä 

1^ 

.2  S 

u  ^ 

tl 

'*£ 

1 

fr<M 

frei 

frei 

10 

0,75 

80 

15 

11 

1,25 

1,25 

0,62 

25 

1,25 

15 

25 

80 

30 

25 

4,82 

8.20 

3,20 

9 

0,96 

6 

2,50 

36 

14 

11,50 

11.50 

7.50 

0.20 

5,77 

10 

8 

frei 

frei 

frei 

frei 

frei 

56 

24 

16 

0,80 

0,80 

0,80 

0,50 

0,10 

8 

1.50 

4 

frei 

frei 

frei 

5.40 

0,54 

25 

15 

frei 

8,5.3 

1,75 

1,75 

20% 

20  °/o 

• 

55 

2d 

46 

0,62 

frei 

frei 

,V4 

0,81 

0,62 

4,62 

5,20 

fr«i  o<l. 

0,31 

18,72 

0,62 

1 

8,6l> 

0,:u 

frei 

4,60 

3.50 

frti  wl. 

0,80 

0,Gii 

n 

6 

0.50 

1,50 

4 

4.50 

6 

0,60 

2 

2 

6 

1,50 

1,50 

4 

4,50 

6 

6 
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Frankreich  ist  nach  Tabelle  6  (S.  122)  in  seinen  Agrar- 
pro'liikten  auch  nach  den  KommissionabeachltUften  im  all- 
gemeinen liberal. 

(Tabelle  7;  siehe  vorige  Seite.) 

Abgesehen  von  dem  amerikanischen  Tarif  ist  Frankreich 
io  den  2oUen  für  Messerwaren,  Kunsttischlerwaren,  Spidwaren, 
venuHbeiteten  Fellen  und  Nadeln  nur  von  Rolsland  teilweise 
erreicht  c  1(  r  überholt.  Sonst  hat  es  ge^^enüber  dem  Ausland 
grOfstenteils  gleiche  oder  gar  geringere  Zölle.  — 

Ich  kehre  nun  wieder  zu  der  Arbeit  der  Tarif  kommission 
zurück,  um  noch  einige  wenige  Abänderungen  des  R^erungs* 
entwurtes  zu  besprechen. 

In  den  Gesetzestext  hatte  die  Kommissiou  Insofern  eine  Än- 
derung gebracht,  als  sie  den  Artikel  IV  der  Regierung,  welcher 
die  24^  0  Zuschlag  fUr  die  meisten  Produkte  enthielt,  fortliefs, 
weil  dieser  dem  Tarif  leicht  den  Obarskter  eines  Maximal- 
und  Minimaltarifs  ^mit  und  ohne^  24  ^/o)  geben  konnte.  Man 
schrieb  die  24*^/0  direkt  in  die  einzelnen  Positionen  hinein. 

Das  Verlangen  der  Regierung,  Länder,  deren  Zolltarif 
Frankreich  mit  mehr  als  20**,o  traf,  mit  50®/o  statt  mit  24  ®o 
zn  brliiston  .  png  der  KommissioT^  zu  weit.  Sie  änderte  den 
betretienden  Artikel  dahin,  dafs  die  Regierung  die  Vollmacht 
erhalten  sollte,  in  einem  solchen  Falle  die  Zölle  nach  ihrem 
Belieben  bis  zu  20  ^lo  zu  erhöhen. 

Die  Kommission  nahm  schliefälich  noch  eine  vereinfachte 
Zfthlung  vor.  Statt  der  1200  Positionen  des  Reffierungstarifs 

Sab  sie  nur  etwa  650,  wobei  einige  Nummern  mehrere  Artikd 
erselben  Art  umfaTsten. 


V.  Kapitel. 
Der  Tarifentwarf  in  der  Kammer. 

1.  Oeneraldiskussion. 

Die  Beratung  der  EonunissionsvorschUige  begann  am 
31.  Januar  1880  mit  der  Rede  des  Ministers  Air  Handel  und 
Landwirtschaft,  Tirard,  des  Mannes,  wel  l  er  das  eigentliche 
Verdienst  um  das  Zustandekommen  des  Generaltarift  hatte. 

Die  Generaldiskussion  dauerte  bis  zum  23.  Februar. 

Der  Minister  betonte  in  seinen  einleitenden  Wortart  die 
Wichtigkeit  des  ^^'crke^5  und  brachte  sofort  die  entschiedene 
Ansicht  der  Regierung  zur  Geltung,  dafs  sie  den  Anträgen  der 
Kommission  zu  allermeist  nicht  sustimmeu  könne,  sondern  eine 
liberalere  Gestaltung  der  Zollpolitik  wUnsche. 

Tirard  gab  in  grofsen  Zügen  einen  Rückblick  auf  die 
Handelspolitik  seit  1791,  dem  Janre  der  Zollvereinigung  sämt- 
licher mnzdsischer  Landestetie.    Der  Tarif  von  1791  war 


Digitized  by  Google 


xvni  2. 


125 


TerhflltaismftiBig  liWal.  Erst  die  Verstiiimiuxigen  mit  England, 
welche  sur  KontiiienialbloGkade  des  Jahres  V  ftkhrten,  brachten 
dann  die  Prohibitionen,  welche  zum  Teil  noch  bis  in  die 
jüngste  Zeit  im  Generaltarif  vorhanden  waren.  Die  Folge  des 
Schutzzollsystems  des  ersten  Kaiserreichs  war  der  Niedergang 
der  frfinzösischen  Industrie.  Die  Restauration  konnte  die  ein- 
geschlagene Bahn  nicht  wieder  verlassen,  weil  die  öftVntlielie 
Meinung  durchgebend s  protektionistisch  war.  So  heilst  es  in 
einem  Bescheid  der  Kammer  von  Kouen :  „Die  Prohibition  ist 
ein  politisches  und  bociales  Gebot.  Vom  Fabrikanten,  der  alle 
Geldmittel  aufgewandt  hat,  um  ein  Etablissement  an  errichten, 
bis  zum  Arbeiter,  welcher  darin  ein  Existenzmittel  für  sich 
und  seine  Familie  findet,  nimmt  jeder,  nnd  nnzweifelhaft  aus 
eutem  Grunde^  das  Becht  für  sich  in  Anspruch,  ausschliefslich 
mr  die  Konsumtion  des  Landes,  welches  er  bewohnt,  die 
Lieferungen  zu  ühernehmen." 

Die  1\(  volution  von  1830  machte  jedem  Versuch  einer 
Zoiiermäfsigung,  zumal  für  die  Rohstofife,  ein  Ende.  Auch  die 
Julimonarchie  war  nicht  mächtig  genug,  um  den  Interessüiitcn- 
ring,  der  sich  zur  Aufrechterhaltung  des  Tarifs  gebildet  hatte, 
zu  durchbrechen,  imd  zwar  trotz  der  gröfsten  Anstrengungen 
des  Hiuidelsministers  Duchfttel  im  Jahre  1832  und  des  gewils 
wirtschaftlich  nicht  libmlen  Thiers.  Der  damals  schon  ins 
Feld  geführte  sociale  Gesichtspunkt,  dals  die  unteren  Klassen 
ihren  Lebensunterhalt  möglichst  billig  erwerben  müfsten, 
schlug  nicht  durch,  weil  die  Grofsindustriellen  die  politische 
Macht  in  den  Händen  hatten.  Die  Hevnlution  von  1848  aber 
hatte  keine  Zeit,  sich  mit  volkswirtschaitiichen  Fragen  zu  be- 
schäftigen. 

Erst  Xapoleon  III.  gelaug  es,  mit  Umsicht  und  Willens- 
kraft die  n6ti^  gewordene  Zollreform  zum  Abschlufs  zu  bringen. 
Dieses  fUr  die  französische  Volkswirtschaft  tlberaus  heilsame 
Werk  galt  es  jetzt  zu  rerteidigen. 

Tirard  ftlhrte  als  wichtigste  Konsequenz  der  liberalen 
Tarife  das  Anschwellen  des  auswärtigen  Handda  seit  1860  an. 
Warum  gäbe  man  denn  so  gewaltige  Summon  aus,  um  die 
einzelnen  Staaten  miteinander  in  Verbindung  zu  setzen,  für 
Tunnelbauten,  Brücken  und  dcrgl*  ic  lun ?  Doch  nicht,  um 
den  Warenverkehr  an  der  Grenze  wieder  durch  Zollschranken 
aufzuhalten. 

.Sie  haben,"  meinte  der  Minister,  „ein  viel  einfacheres 
MitteL  als  Zölle  zu  schaffen;  das  ist,  den  Mont-Oenis-Tunnel 
zu  schHeisen  und  so  die  Waren  zu  zwingen,  über  den  Berg 
hinttber  ni  wandern." 

Er  gin^  dann  die  Einzelforderungen  der  Industrieen 
durch.  —  Die  Baumwollenindustrie  glaube  im  Kampf  mit  Eng- 
land zu  unterüppren.  Der  Tarif  könne  aber  nicht  erhöht 
werden.  Der  Regierungsentwurf  hätte  sciion  15  Nummern  bei 
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den  Baumwollgarnen  unterschieden;  Itidlen  beeftfise  nur  7, 
Deutachland  6,  Belgien  5^  England  gar  keine.  Die  Kommission 

hätte  nun  aber  19  vorgeschlagen.  M^line  behaupte  in  seinem 
Bericht  die  Abhängigkeit  der  BaumwoUenfabrikate  vom  eng- 
lischen Markte.  Das  trnfe  nicht  zu.  Frankreich  bezn<re  jahr- 
lich für  50  Mill.  t'r.  Baumwolle  mehr,  als  ph  tiberhau})t  ge- 
brauche. Es  arbeite  für  den  Export.  Die  Zunahme  des 
Imports  sei  durch  den  Verlust  Elsafs  -  I^^thringens  mit 
1700000  Spindeln  zu  erklären.  Die  Fabrikate  dieser  Provinz 
drängen  jetzt  in  Frankreich  ein. 

Natürlich  kOnne  er  die  Arbeit  der  Eommission  nicht 
flttchtig  nennen;  aber  das  Werk  des  Oberhandelsrats  sei  gewils 
auch  mit  gröfster  Sorgfalt  angefertigt.  Die  von  diesem  be- 
schlossen^ Erhöhungen  von  24  ^/o  brächten  eine  genOgende 
Kompensation.  Vor  1876  hätten  rlio  Vertreter  der  Baumwollen- 
industrie  p^esfigt:  „Wenn  Sie  die  gegenwärtigen  Tan'f>  aufrecht- 
erhalten, wenn  Sie  daraus  die  Grundlage  der  internationalen 
Verträge  machen,  so  glauben  wir,  dafs  Sie  ein  ausgezeichnetes 
Werk  schaffen  werden." 

M^line  meine  nun ,  die  Situation  hfttte  sich  jrettndert,  die 
Einfuhr  wäre  gestiegen.  Tirard  bestritt  dies.  Sach  anfing* 
lichem  Steigen :  1875  fUr  42Vs  MilL  fr.  Baumwollgarne, 

1876  „46  ,  , 
wttre  sie  1879  auf  33  Mill.  fr.  gesunken.  Aljer  die  Einfuhr 
sei  überhaupt  kein  Zeichen  von  Inferioritnt.  Nur  die  Stenern, 
welche  aber  bereits  ermäfsigt  wären,  dr iiLkti  ii  iiocli  auf  die 
Industrie.  Im  grofsen  und  ganzen  wäre  ihre  Lage  besser  ge- 
worden. Tirard  bat  also,  es  bei  den  Vorschlägen  Teibserenc 
de  13ort&  mit  den  24*^/0  Erhöhungen  zu  belassen. 

Hinsichtlich  der  Metallindustrie,  die  schon  immer  mit 
etwa  40%  geschtttast  war,  konnte  er  sich  eine  Mehrfordemng 
überhaupt  nicht  erklären.  Eine  Abgabe  von  60  fr.  fhr  die 
Tonne  Schmiedeeisen  wäre  hoch  genug.  Der  Antrag  auf  70  fr. 
sei  ihm  unverstnndlich.  Man  sehe  sich  doch  die  Millionäre 
an,  welche  die  Hochöfen  betrieben!  Vor  dem  Oberhandelsrat 
hätten  diese  sogar  einer  Erniedrigung  zugestimmt,  besonders 
auf  Bessemerstahl  für  Räder.  Warum  sollte  man  royalistipcher 
sein  als  der  König  und  den  Interessenten  mehr  geben,  aU  sie 
verlangen  ? 

Eher  könne  die  Landwirtschaft  sich  beklagen.  Sie  sei 
sicher  aller  Sympathieen  wttrdig.  Aber  auch  ihre  Lage  hätte 
sich  seit  1860  nicht  verschlechtert,  da  die  Konsumtion  sich 

um  30  °  o,  die  Pr  »duktion  aber  nur  um  25  °  o  vermehrt  habe. 
Zur  Zeit  der  gleitenden  Skala  (Schelle  mobile  [Einteilung  des 

Landes  in  Zonen;  alljäJirliche  Festsetzung  der  Oetreidezölle 
in  diesen  nach  den  Marktpreisen  bestimmter  in  densel])en  ge- 
legener Stitdte]).  also  in  der  gepriesenen  Zeit  vor  Na}>oleon  111., 
wären  die  Getreidepreise  viel  tiefer  gewesen.  Heute  betrügen 
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eie  21 — 25  ir. ,  wäiireiid  aie  damals  nur  14  fr.  erzielt  hätteu. 
Doch  wären  zu  Jener  Zeit  auch  plötzliche  Steigerungen  auf 
35  und  38  fr.  (1846  und  47)  eingetreten.  Das  sei  glücklicher- 
weise nicht  mehr  mOglich,  weU  die  ProduktionsUlnder  sich 
vermehrt  hätten.  —  Auch  die  ViehzöUe  könnten  keine  Er- 
höhung erfahren,  weil  nurder  Zwischenhändler  Vorteil  davon  hätte. 

Für  Wolle  fürchte  man  die  Konkurrenz  Südamerikas  und 
Australiens.  Aber  eine  Arbeit  der  Handelskammer  in  Keims 
bewiese,  dafs  stets  bei  einem  iSachlassen  der  Einfuhr  ein 
Sinken  der  Wollpreise,  dagegen  bei  steigender  Einfuhr  auch 
ein  steigender  Export  von  Geweben  und  eine  Erhöhung  der 
Preise  eingetreten  seien.  Die  fremde  Wolle  mache  also  der 
nationalen  keine  Konkurrena^  sondern  helfe  nur  der  naäonalen 
Arbeit,  sich  m  entwickeln. 

Die  Haminelzucht ,  behaupte  man,  sei  aurtickgegangen. 
Fttr  die  Kopfzahl  gab  Tirard  dies  zu,  und  zwar  flir  7 — 8  oder 
gar  11  Mill.  Köpfe.  Dafür  lieferten  diese  Hammel  aber  fast 
eine  Million  Kilogramm  Fleisch  mehr  als  früher.  Es  gäbe  also 
weniger,  aber  besser  genährte  Tiere.  Statt  der  Wollschafe 
züchte  man  Fleischschafe,  und  zwar  letzteres  trotz  der  ameri- 
kanischen Konkuneiiz.  Für  den  amerikanischen  Export  uach 
Europa,  gäbe  man  an,  sollten  SOO  Schiffe  unterwegs  sein,  die 
sich  oesonders  nach  England  wandten.  Eine  Gefahr  für  die 
Fleischeinfuhr  sei  aber  nicht  vorhanden.  Diese  hfttte  sich  im 
Qegentefl  verringert.  In  jedes  Land  käme  inu  soviel,  als 
seinem  Bedürfnis  entspräche.  Die  Einfuhr  von  Grofsvieh  hätte 
in  Frankreich  1878  305  792  Knpfe,  1879  nur  253407  Köpfe 
betragen.  Die  ausländische  Konkurrenz  könne  also  schwerlich 
die  Preise  drücken. 

Der  Hauptgrund  für  die  Leiden  der  Landwirtschaft  liege 
in  den  schlechten  Kniten  seit  zwei  Jahren,  die  t.iuc  gröfsere 
Einfuhr  nattLrlich  unausbleiblich  machten.  Pou^er  -  Quertier 
habe  aber  Unrecht,  wenn  er  durch  seine  Agitationsreden  im 
Lande  verbreite,  daCs  die  Landwirtschaft  von  Grund  aus 
ruiniert  sei.  Die  Regierung  wOrde  selbstverständlich  für  ihre 
aeitweilige  Kotlage  mit  Linderungsmitteln  eintreten,  sie  dächte 
aber  an  andere  Abhilfen.  Es  würde  z.  B.  ein  Projekt  vor- 
bereitet ,  7000  ha  Landes  in  H^rault  uiul  La  Haute-Garonne 
zu  beriesein.  Kanäle  sollten  angelegt,  der  landwirtschaftliche 
Unterricht  gehoben  werden,  und  anderes.  Die  Viehzucht  sei 
dadurch  etwas  eingeschränkt  worden,  dafs  viele  grofse  Lati- 
fundien aufgeteilt  seien.  Auf  den  kleinen  Parzellen  könne 
man  nicht  eine  so  ausgedehnte  Viehsucht  betreiben.  DafUr 
wei^e  aber  die  algerische  Viehzucht  binnen  kurzem  auf- 
bltdieD.  — 

Der  Minister  ging  nun  zur  Frage  der  Handelsverträge 
"über.  Er  entrollte  zunächst  ein  Bild  des  französischen  Auüsen- 
handels.   Die  Einfuhr  betrug  im  Jahre  1878; 
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2259V2  Miil  fr.  Industrierohstoffe 
1492Vi    ^     ^  VerzehruQgsmitteL 
394      „     „  Fabrikate  

Summa  414Ö    MilL  fr. 

Die  Ausfahr  betrug  in  demBelben  Jahre: 

1560,7  Mill.  fr.  Versehrangsmittel 

1674,9    „      ^  Fabrikate  

Summa  8235,6  Mill.  fr. 

Davon  zeigte  der  Handel  mit  England  folgende  Zahlen: 
Ausfuhr  nach  England  1000  Mill.  fr.,  davon  491  Mill.  fr.  Fabrikate; 
Einfuhr  Yon      „       576  „    „      „    243  „  „ 

Der  Handel  mit  England  sei  also  fiir  Frankreich  nur  vor- 
teilhaft gewesen,  und  es  wäre  durchaus  verkehrt,  auf  Verträge 
überhaupt  zu  verzichten. 

Das  lehre  das  Verhältnis  zu  Amerika,  mit  dem  Frank- 
rdch  keinen  Vertrag  besäfte;  nach  dem  SecesHionskriege  hätte 
sich  die  franzOeische  Ausfuhr  dorthin  wegen  der  hohen  Tarife 
▼ermindert. 

Man  sage  nun,  eine  Nation,  die  Seibetachtung  besäfse^ 
müsse  Herrin  ihrer  Tarife  und  nicht  vom  Ausland  abhängig 
sein.  Aber  nifui  erwäge  doch  die  VortoHf  dieser  Bindung  der 
auswärtigen  Politik!  Die  Handelsverträge  gäben  den  Unter- 
nehmungen der  Kaufleute  erst  die  notwendige  Stetigkeit,  weil 
die  Kontrakte  ihnen  für  eine  feste  Zeit  gewisse  Absatzmärkte 
sicherten.  Gerade  die  Klausel  der  Meistbegünstigung  sei  das 
wesentliche  am  Handelsvertrag.  Was  nütae  ein  Vertrag  mit 
einem  anderen  Land,  wenn  man  wisse,  dafs  ein  drittes  Land 
günstiger  gestellt  sei?  Alle  civilisierten  Lttnder  suchten  solche 
Bande  sa  Knüpfen.  Die  Regierung  verfolge  das  Ziel,  Frank- 
reich vorwärts  schreiten  zu  Inssen,  ohne  gewagte  SprOnge 
nach  der  Seite  des  Freihandels  oder  des  Schutzzolls,  sondern 
unter  der  Aufrechterhält im^^  des  Status  ouo.  Die  Kommission 
wäre  ja  auch  zum  grofsen  Teil  liberal  gesinnt.  Eine  Ver- 
ständigung mit  der  Regierung  dürfte  also  leicht  sein. 

Die  wirtschaftliche  Lage  des  Landes  hätte  sich  seit, 
30  Jahrra  durohaus  gehöht.  Mit  Entrostung  wies  Tirard 
die  Verbreitung  der  gegnerischen  Auffassung  aorttck.  Warum 
kaufe  denn  England  so  viel  von  Frankreich?  —  Weil  es 
seinen  Vorteil  dabei  finde.  Dem  Gewicht  des  fremde  Wett- 
bewerbs würde  Frankreich  noch  lange  nicht  unterliegen.  Der 
Minister  schlofs  seine  sehr  }1eif^t^^g  ;inf^enommene  Rede  mit 
den  Worten :  „Ich  bin  überzeugt^  wenn  8ie  die  Vorschläge  dor 
Regierung  annehmen,  die  auf  die  Erhaltung  des  Status  quo 
hinzielen,  so  wird  dieses  Land  ihnen  unaufhörlich  dankbar 
sein;  und  es  würde  auf  Sie  erbittert  werden,  wenn  Sie  es  zu 
einem  Rückschritt  verleiten  wttrden.** 


Digitized  by  Google 


xvm  2. 


129 


Der  Fuhrer  der  echutzzöUnerischen  Gruppe  in  der  Kom- 
mission, M^line  (renuhL  Union),  w«r  dasu  AuserseheD,  dem 

Handelaminister  im  Namen  der  Kommission  zu  antworten. 

Kr  stellte  dem  ökonomischen  System  der  Regierung  das 
d"'i  Kommission  gegenüber.  Einen  principiellen  Gegensatz 
gäbe  es  nicht.  Der  Minister  wäre  wohl  Freihändler,  stelle 
sich  aber  Hut  den  Boden  der  Thatsachen.  Ebenso  vertrete 
die  Kommission  zwar  meist  schutzzöllnerische  Gedanken, 
scheue  aber  mcht  vor  dem  Wahren  in  den  Ideen  der  B^dels- 
freiheit  snrack.  Sie  wollte  „das  Ökonomische  Regime  suchen^ 
welches  am  wirksamsten  zu  der  Gröfse  und  dem  Wohlstande 
Frankreichs  beitrttgt".  Danach  sei  eine  Unterstützung  der 
Arbeit  sowohl,  wie  des  Kapitiils  notwendig. 

Die  Regierung;  wolle  einfach  die  Politik  von  1860  weiter- 
fuhren. Die  Kommission  bliebe  auch  noch  auf  dem  Boden 
der  Handelsvertrage  stehen;  sie  gehe  nur  einen  Schritt  weiter, 
ohne  sich  aber  allzuweit  von  der  alten  Grundlage  zu  ent- 
fernen und  ohne  das  Ideal  der  Schutzzöllner,  die  Schaffung 
etnss  Maximal-  und  eines  Minimaltarifs  autonomer  Natur,  zu 
Terwirklichen. 

Im  Interesse  der  Industrie  und  des  Exports  hätten  sie 
sogar  die  Rohstoffe  zollfrei  gelass^  Dt»  schttdige  natürlich 
die  Landwirtschaft,  deren  Lage  sie  mit  ganz  anderen  Augen, 
als  die  Regierung,  ansähen.  Die  kleinen  Mittel  Tirards,  dem 
agrarischen  Notstand  abzuhtlten,  wären  ihm  viel  zu  gering- 
fügig.   Sic  hätten  deshalb  Zölle,  aber  nur  raäfsige,  eingeflihrt. 

Kbeiirio  nähmen  sie  einen  anderen  Standpunkt  gegenüber 
der  Industrie  ein.  Die  alten  Verbote  des  Generaltanft  und 
die  Ausfahrzolle  hätten  sie  ja  abgeschafft  und  auch  das  System 
des  reinen  Schutzes  fallen  lassen.  Aber  sie  wollten  der  In- 
dustrie die  Möglichkeit  geben,  den  Wettbewerb  des  Auslands 
ertragen  zu  kOnnen;  deswegen  hätten  sie  sich  von  dem  Oe- 
danken der  Kompensation  der  Preisdifferenzen  durch  den  Zoll 
leiten  lassen. 

Man  .sollte  sich  nur  die  Baumwollindustine  ansehen,  ihre 
Leiter  wären  alles  andere,  als  MilIioii;tre.  Manche  hätten 
allcd  verloren  und  fristeten  jetzt  als  \  erwaltuiigsbeamte  der 
Btadt  Paris  mit  einem  Gehalt  Ton  1800  fr.  jährlich  ihr  Leben. 
Oberall  hätten  die  Etablissements  fünf-  bis  sechsmal  den  B&* 
sitzer  gewechselt ,  und  täglich  wären  Liquidationen  zu  Ter* 
leichnen. 

Die  Regierung  hätte  fUr  kardierte  WoUgame  den  Zoll 
um  75 erhöht,  ihn  filr  Baumwollgarne  dagegen  auf  nur 

46°.o  festgesetzt.    Warum?  — 

Nritiirlich  leugnete  Mölme  nicht  den  Einflufs  des  Verlustes 
der  Keichslande  mit  seinen  1,7  Millionen  Spindeln  und 
30000  Web.-jtuiilen  und  deren  damalige  Konkurrenz.  Aber 
diese  Konkurrenz  träfe  doch  nicht  so  sehr  die  Game,  als  die 

VatMhniiffwi  XTin  S.  —  Bant«  b.  9 
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Gewebe.  Ein  Brief  des  GencralzoHdirektorö  Anie  an  den 
*  ersten  Vorsitzenden  der  Kommission  Jules  Ferry  bewiese,  dafs 
über  das  Elsafs  und  Belgien  auch  englische  Ware  eingeführt 
werde.  England  habe  das  Elsals  überflügelt  Die  Kommission 
hätte  darüber  genaue  Untenuchungen  angestellt  und  aogar 
die  Arbeiter  gehört 

Tirard  aage  nun,  Frankreichs  Zölle  wären  höher  als  die 
jedes  anderen  Landes.  Diese  Ansicht  sei  nicht  haltbar.  Italien 
hätte  höhere  Abgaben,  zum  Teil  auch  Deutschland.  Die  vor- 
ceschlagrnen  Z<)lle  seien  aufserdem  doch  mir  rreneraltarifzölle, 
die  als  Kampimittel  ftlr  die  V ertrage verhandiungou  dienen 
sollten. 

M^line  besprach  sodaun  die  Wirkungen  der  Politik  von 
1860.  Seit  1870  wäre  die  französische  Steuerlast  um  750  Mül.  fr. 
gewachsen,  wenn  auch  in  letater  Zdt  Erleichterungen  ein- 
traten. Die  fransdsische  Sdiiild  wäre  auf  26  Milliarden  ge- 
atiegen.  England  habe  während  derselben  Zeit  seine  Steuern, 
welche  Arbeit  und  Produktion  träfen,  um  750  Millionmi  herab* 
gesetzt.  Also  wäre  Frankreichs  Lage  England  gegenüber  zu 
beklagen.  Ebenso  sei  es  mit  den  anderen  Staaten.  Die  Kon- 
sumtionssteuern betrtigen  pro  Kopf:  in  der  Schweiz  0,35  fr., 
in  Deutschland  6  fr. ,  in  Österreich-Ungarn  9  fr.,  in  Belgien 
9  fr.,  aber  in  Fraukreicli  26  fr.  (Die  Aufzählung  der  direkten 
Steuern  unterliefs  Möline.) 

M41ine  warf  vorttbeigehend  einen  Blick  auf  die  Eisenbahn- 

SoUtik*  Die  Entwicklung  der  Industrie  durch  die  Verbesserung 
er  Kommunikationsmittel  sei  ja  nidit  zu  leugnen.  Aber  das 
Monopol  der  grofsen  Gesellschaften  mache  den  Vorteil  wieder 
zu  nichte. 

Dann  gab  der  Redner  eine  Kritik  der  Verhiiltnisse  des 
Aufsenbandels.  Von  Her  Freihandelspolitik  hätte  nur  England 
einen  Vorteil  gehabt;  .sein  Austuin haiidel  hätte  sich  enorm 
gesteigert.  Ebenso  sei  es  mit  Amerika.  Dieses  liefere  den 
Beweis,  daß»  der  Satz:  „Ein  protektionistisches  Volk  befindet 
sich  in  der  Unmöglichkeit  zu  exportieren,**  grundfalsch  ist. 
Auch  Spanien,  Italien,  Österreich  ur.d  Deutschland  hätten  ihre 
Tarife  erhöht;  Frankreich  m  isse  sich  dem  anpassen  y  weil 
sonst  die  gesamte  Ausfuhr  Englands  nach  Frankreich  ströme« 
Und  das  sei  in  der  Zeit  der  Krisin  geMirlich.  Der  Pro- 
dukt! onsüberschufs  der  Baumwollenindustrie  rühre  vom  Aus- 
land her.  Ebenso  wäre  die  Juteeinfnhr  von  305000  kg  im 
Jahre  1875  auf  2  696  000  kg  im  Jahre  1879  gestiegen.  Re- 
pieäbalieii  habe  die  Ausfuhrindustrie  durch  Zollerhöhungen 
nicht  zu  befürchten,  weil  die  Übrigen  Staaten  doch  selbst  zur 
SchutwoUpolitak  zurückgekehrt  seien  und  Frankreich  einen 


dem  Freihandel  treue  England  an  solche  ^Iari>regeln  gar  nicht 
denke.   Im  übrigen  dUrfe  man  den  AuTsenhandel  auch  nicht 
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gegenüber  dem  Verbrauch  des  Inlande»  ttberschätsen.  Den 
inneren  Markt  dem  Abaats  im  AusUnde  su  opfern,  wttre  eine 
gro£se  Thorheit 

T>ie  Politik  Kapoleous  hätte  ja  auch  mit  der  Öffnung  des 
englii^rlien  Marktes  unbestreitbare  Vorteile  gebracht;  aber  nur 
der  persönliche  Wille  des  Monarchen  und  der  Einflufs  weniger 
LfCute  hatten  das  Vertra^bbjstem  und  den  Konventionaltarif 
ge8cha£Pen.  Eine  Kontrolle  durch  die  öffentliche  Meinung 
hätte  niclit  stattgefunden«  Welche  Irrtümer  waren  dadun£ 
ermöglicht  worden!  So  wäre  es  glommen,  dafs  einsclnen 
Industrieen  das  Lebenslicht  ausgeblasen  wäre^  um  daflOr  andere 
aofbltlben  zu  lassen.  Die  Art  des  Vertragschliefsens  allein 
begTtlnde  schon  eine  eingeliende  Revision.  Durch  die  Er- 
niedrigung der  Zollschranken  hätte  sich  ja  im  allgemeinen  die 
Produktion  gehoben.  Aber  die  stcigenac  Fabrikateinfuhr  be- 
drohe sie  wieder.  Die  Arbeitsgelecrenheit  vermindere  sich 
mehr  und  mehr.  Man  sähe  die  Geiahr  deutlich,  wenn  man 
das  Verhältnis  der  Einfuhr  zur  Ausfuhr  vor  und  nach  1860 
betrachte*  Damals  sei  die  Handelsbilans  mit  dem  Überragen 
der  Ausfuhr  ettnstig  gewesen,  jetzt  sei  sie  ungünstig.  Be- 
sonders trftte  dies  in  der  Textilindustrie  hervor.  Solche  Über* 
Schüsse  der  Einfuhr  hielt  M^line  für  direkte  Verluste,  und 
nicht,  wie  die  Freihändler  lehrten,  für  einen  Gewinn.  Wenn 
das  Verhältnis  sich  so  weiter  entwickelte,  könnte  der  im 
Konkurrenzkampf  steh« mle  Fabrikant  nur  noch  zu  einem 
Mittel  seine  Zutiucht  nehmen,  zur  Herabsetzung  der  Löhne. 
Was  nützte  dem  Arbeiter  dann  die  Billigkeit  des  Lebens- 
unterhalts, wenn  er  auch  seine  Einnahmen  vermindert  sähe? 

Wie  man  Frankreich  vor  einiger  Zeit  yorgesplegelt  hätte, 
es  wäre  die  erste  Militärmacht  der  Welt,  so  wolle  man  jetzt 
das  wirtschaftliche  Wohlergehen  durch  Reden  beweisen.  Die 
Kommission  aber  halte  es  iUr  ihre  Pflicht,  diesem  Bestreben 
gegenüber  alle  Schwierigkeiten  der  wirtschaftlichen  Lage  ans 
Licht  zu  ziehen.  — 

Dem  nachfolgenden  Redner,  Guyot  (republik.  Union), 
wollte  das  düstere  Bild,  welches  M(^line  von  dem  Niedergang 
der  Industrie  gezeichnet  hatte,  nicht  recht  einleuchten,  zumal 
die  Kommission  sich  für  die  Beibehaltung  der  Handelsverträge 
ausgesprochen  hatte.  Guyots  Besorgnis,  dafs  die  Schutaztfliner 
aua  dem  neuen  Tarif  doch  einen  autonomen  machen  wollten, 
war  jeden&lls  nicht  unberechtigt.  Er  betonte:  „Das  Regime 
des  autonomen  Tarifs  würde  ein  tötlicher  Streich  fitr  unsere 
Ausfuhrindustrie  sein,  welche  wir  doch  um  jeden  Preis  gegen 
\hro  Feinde  rp-tten  wollen".  Er  spottete  dann  über  das  Ver- 
tahren,  welches  in  Frankreich  seit  längerer  Zeit  im  Punkte 
der  Handcläpolitik  beobachtet  würde.  Die  Industneen  cciirieen 
systematisch  und  unaufhörlich  nach  Schutzzöllen.  Enquete 
uui  Enquete  werde  unternommen:  „Die  Protektionisten  lieben 
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die  Enqueten  sehr«  zumal  die  parlamentarischen;  sie  finden 
darin  die  Gelegenheit,  ihre  ewigen  Schmerzen  zu  verbreiten". 

Die  Kommission  h^ttte  sich  mit  einer  Erhöhung  des  Konven- 
tionaltarifs für  den  Generaltarif  im  ganzen,  wie  es  die  Re- 
gierung wollte,  begnügen  können.  Sie  hatte  auch  nicht  blof» 
die  lautosten  Schreier,  die  Grofsindustriellen,  berücksichtigen 
sollen.  —  Und  was  sollte  sie  nicht  alles  in  ihr  svötematische^ 


die  Metallfabriken  erklären  jedem,  der  es  hören  will,  dafii  eie 
ohne  Schutz  nicht  leben  können,  und  leihen  sich  weeheelaeiti^ 
und  brüderlich  Untersttttenng  in  ihren  Forderungen;  das  ist 
ein  Pakt  fUr  die  Vertenenmg  dee  Lebens  l*'  rief  Guyot  in* 
mitten  seiner  Scherze  zornig  aus. 

Die  Kommission  wolle  vor  allem  die  Baumwollenindustrie 
schützen.  Aber  der  h^^utigc  Schutz  genüf^e.  Sonst  werden 
winrlcrum  die  Rohstoflfe  für  die  Weberei,  Färberei,  Druckerei 
vert  'ucrt.  Dafs  die  Kommission  und  zumal  Herr  Älöline 
überhaupt  alle  Elemente  des  Kostenpreises  erkennen  können, 
sei  unmöglich;  „Wieviel  sind  die  Bauten  wert?  Die  ZiegeL 
daa  Holz,  das  Elsen?  wieviel  das  Gas?  die  Arbntskian? 
Wie  hoch  die  Steuern?  Welches  ist  der  Wert  der  Maschinen? 
u.  8*  w.  Wieviel  kosten  Bauten  in  Frankreich  und  jenseits  des 
Ärmelkanals?  Als  Avenn  es  möglich  wäre,  auch  nur  einen 
mittleren  Anschlag  bei  einer  solchen  Materie  zu  finden**. 

Die  Not  der  Hauptschreier  rücke  für  ihn  durch  ein 
hübsches  Ereignis  in  ein  besonderes  Licht:  .,In  Essones  hat 
Herr  Feray,  welcher  die  Spinnerei  im  Tode  lieo^en  sieht,  soebea 
eine  Fabrik  bauen  lassen,  welche  ein  wahrer  Palast  ist". 

„Die  Nationen,  welche,  wie  die  Schweiz,  Deutschland, 
Belgien,  Tarife  im  allgemeinen  Interesse  der  Baum  Wollindustrie 
und  nicht  allein  in  dem  der  Spinnerei  geschaffen  haben,  haben 
Sorge  getragen,  die  Weberei,  weil  sie  dreimal  ineiir  Arbeiter, 
als  die  Spinnerei  beschäftigt,  zu  begünstigen  und  sie  dieser 

nicht  au&uo ufern  DaCs  der  &li  proportional  iat,  will 

ich  gern  anlassen;  aber  dafs  er  progressiv  istl  Das  ist  ein 
wenig  —  —  radik^  1  Sie  ruinieren  die  Exportwebereien  zum 
Vorteil  der  Spinnereien  1  Das  ist  die  Wahrheit  1"  —  Die 
Weberei  hätte  die  Einfuhr  von  Garnen  unbedingt  nötig.  Eine 
Überschwemmung  durch  ausländische  Fabrikate  sei  aber  nicht 
zu  befürchten. 

Die  eingetretene  Kriais  leugnete  Guyot  rlurcliaus  nicht: 
^Das  ist  das  Würfelspiel  des  Handels.  AUe  Industneen  leiden 
in  diebem  Augenblick,  und  die  Baumwolle  hat  noch  die  wenigsten 
auföer  Thätigkeit  gesetzten  Spindeln.  Die  Wolle  hat  deren 
9%  Hanf  und  Lein  6^  o,  SeidenabMe  27  ^/o  und  Baumwolle 
SVi^^/o".  Frankreich  leide  aufserdem  nicht  allein,  sondern 
alle  Nationen  ständen  unter  dem  Druck  der  Eriats, 
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In  Bezug  anf  die  Lebensmittel  sei  die  Kommisaion  liberaler 
gewesen.  Warum  aber  einen  Zoll  auf  Hafer  und  Mais?  Wenn 
man  die  Sendungen  Amerikas  in  Hafer  und  liCais  furchte,  so 
^be  PS  als  Gegenmittel  nur  die  rationellere,  auf  gröfserer 
Grundlage  betriebene  Bewirtschaftung  des  Landes.  Ebenso 
sei  es  mit  der  Viehzucht.  AuTserdem  hätten  sich  die  Fleisch- 
preise im  allgemeinen  seit  18  Jahren  um  25 "/o  gehoben,  weil 
da^  reicher  gewoideiie  Land  mehr  Fleisch  verzehrte.  —  Der 
Schutzzoll  für  eine  Industrie  schädige  immer  die  andere.  So 
benachteilige  die  Masohinenverteaening  lumal  die  Landwirt- 
Schaft,  obwohl  man  sie  zu  kOdem  su^es  .Tretet  ein  m  das 
grofse  Komplott  filr  die  Verteuerung  des  Lebens  1" 

Sehr  scharf  ^ifselte  G-uyot  das  System  der  Ausgleicbs- 
abgaben:  „Was  diese  moderne  Erfindung  anbetrifft,  die  man 
kompensatorische  Zdlle  nennt,  so  möchte  ich  nicKt  davon  reden, 
sie  sind  nur  der  versteckte  Schutzzoll,  es  ist  unnötig,  über  sie 
eine  besondere  Geschichte  zu  schreiben". 

Wie  Möline,  wies  auch  er  auf  die  sociale  Seite  der  Frage 
hin,  kam  aber  zu  dem  entgegengesetzton  Schlufs.  Das  Schutz- 
aoUsjstem  ▼erringere  die  rrodiätion,  verringere  die  AxMkt 
und  durch  die  Verteuerung  aller  Waren  auch  die  innere  Kon- 
sumtion.  Dadurch  leide  der  Arbeiter  und  sähe  bei  dem 
Massenangebot  von  Händen  sugleich  noch  seinen  Lohn 
verkürzt. 

Die  Arl>fMtf>r  von  I^yon  hätten  das  wohl  befrriffe?!  und  in 
einer  von  8000  Menschen  besuchten  Versamnilun^^  ge^ea  das 
Schutzzollsystem  Verwahrung  eingelegt.  Man  suche  aber  ge- 
rade die  Arbeiter  in  das  protektionistische  Lager  zu  ziehen. 
,Zu  versprechen",  rief  Guyot  aus,  „wenn  man  fast  sicher  ist, 


Punkte  der  Arbeitslöhne  furchtbar  gefidurliches  Spiel,  das 
man  nicht  spielt,  wenn  man  sich  nicht  dem  aussetsen  will, 
sein  Land  aufs  tiefste  zu  beunruhigen*. 

Der  leitende  Grundsatz  im  Steuersystem  müsse  das  Wort 
J.  B.  Says  bleiben:  ^Die  Steuer  zahle  man  nur  dem  Staate!" 
Frankreich  liabe  zudem  bereits  die  höchsten  ZOlle.  Man  zahle 
auf  den  Kopf:  in  England  ....  nichts; 


in  Italien    .    .    .    .  fr- 

in  Deutschland    .    .  3,24  fr. 

in  Belgien  «...  8,33  fr, 

in  RuMand    .   .   .  2,50  fr. 

in  Österreich  .    .    .  0,70  fr. 

in  Frankreich.    .   ,  5,66  fr. 


Guyot  flehte  deshalb  die  Kammer  an,  „nicht  eine  unver- 
^T.indige  Hand  über  diesem  komplizierten,  schlecht  gekannten 
UrganismuH,  der  das  ökonomische  Leben  eines  Volkt^-*  hf  i  vor- 
rnff,  walten  zu  lassen  und  sich  nicht  der  Gefahr  auszusetzen, 
darin  unter  dem  V^orwand  problemutischer  Verbesserungen  eine 
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vielleicht  unheilbare,  sicher  aber  furchtbare  Verwirrung  an- 
surichten.  Fürchten  Sie,  sp?tter  zu  lernen,  rlann  zu  spät,  dafs 
Sie  in  dem  Glauben,  den  allgemeinen  Interessen  des  jUmdea 
zu  dienen,  nur  Sonderinteressen  i^edient  haben !"  — 

Welches  aber  waren  diese  intf  l  essen?  Guyot  hatte  auch 
die  Forderungen  und  die.  durch  die  Kummission  erfüllten 
WtlnBche  der  Landwirtschaft  bei  seiner  AnkUtfe  im  Aoge. 
Aber  er  tttoechte  sich  darin ,  dab  er  diese  sufriedengeetellt 

flaubte.   Wie  ilua  der  Tarif  au  sehutzzöllnerisch ,  so  war  er 
em  folgenden  Radner,  dem  Agrarier  de  Kerj  ^gn  (Bechte),  an 
liberal. 

Schon  die  ersten  Worte :  „Die  Alten  hekninzten  ihr  Opfer 
bevor  sie  es  schlachteten,  mit  Blumen,  um  es  der  Gottheit 
wohlgefälliger  zu  machen",  deuteten  auf  den  Grundton  beiuer 
Ausführungen.  Er  hielt  die  Landwirtschaft  durch  die  Vertrags- 
tarife trotz  aller  schönen  Kedeu  tur  auikeopfert.  „Was  giebt 
es  schlagenderes  gegen  die  Verträge,  nnd  welche  Beredsamkeit 
könnte  die  dar  statistischen  Zahlen  nmstttnen,  welche  mit  der 
Brutalität  der  Thatsaohen  die  ruchlose,  verderbliche  Lehre 
f^n  den  Handelsverträgen  verdammen?* 

Die  zwei  schlechten  Ernten  bedeuten  dem  gegenüber  gar 
nichts.  Die  Verarmung  des  Landes  wachse  proportional  mit 
dem  Anwachsen  der  Einfuhr  von  Rohstoffen  und  Fabrikaten, 
welche  die  Landwirtschaft  und  die  ihre  Produkte  verarbeiten- 
den Industrieen  zu  Grunde  richtete.  Das  bewiese  auch  die 
steigende  Auswanderung.  Besonders  gefUhrlich  seien  die 
amerikanischen  Importe:  diese  ,»Eininhren  von  bearbeiteten^ 
ländlichen  nnd  anderen  Produkten  werden  eine  uneimeisliche 
Lava,  welche  uns  ersticken  wird,  wenn  wir  ihr  nicht  den  Weg 
▼ersperren*.  Im  Jahre  1869  hätten  die  Sendungen  Amerikas 
174  Mill.  fr.,  1878  schon  487  Mill.  fr.  betragen.  Ebenso 
wüchse  die  Einfuhr  von  Belgien,  Deutschland,  Italien  und 
Spanien.  Am  bedrohhcbston  flir  die  Landwirtschaft  seien 
aber  Amerika,  Rufsland,  Indien  und  Ungarn. 

Meline  und  der  Minister  Tirard  kamen  in  de  Kerjegus 
Rede  schlecht  weg.  Meline  mufste  es  sich  gefallen  lassen,  ein 
.freihändlerisches  Halbblnt"  genannt  so  weiden. 

De  Kerjegu  verlangte  die  volle  Angabe  der  Vertrags- 

ßilitik.  Ein  autonomer  Generaltarif  mit  einem  recht  hohen 
inimum  war  ihm  das  an  erstrebende  Ziel.  „Der  Freihandel 
ist  kein  Gmndgesets,  sondern  ein  Hilfsmittel  einiger  bis  aom 
Cynismus  verwegenen  Spekulanten". 

Die  Kripp:^kosten  des  deutschen  Krieges  könne  Frankreich 
nur  dann  wieder  einbrintron ,  wenn  es  beständig  „verkaute**. 
Die  englische  Regierung  handle  stets  nach  den  Interessen  ihres 
Landes,  die  französische  nach  Doktrinen.  England,  dem  jetzt 
der  1:  reihandel  vorteilhaft  sei,  würde  auch  einmal  znm  Schuta»* 
zoll  übergehen.  „Ja,  Industrielle/  rief  de  Kerj^  diesen  amii 
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SchluiB  ,wir  wollen^  dafs  ihr  geschützt  seid,  wir  wünschen 
es,  weil  wir  euch  brancheQ:  aber  «och  ihr  könnt  nichts  ohne 
mm  thnn,  und  niin  beiahlt  uns  die  Reciproeitfttl"  — 

Der  extreme  Freihändler  Sourigues  (republik.  Union) 
folgte  dem  extremen  Schutzzöllner.  "&  entwickelte  in  durch- 
aus lehrhafter  Weise  mit  Beispielen  von  Peter  und  Paul  und 
A  und  B  die  Ideen  des  Freihandels  und  seinem  Dienst  für 
den  Nationalr(  iihtuni.  Ein  zeitweiliger  Schutz  sei  höchstens 
ein  modu>>  vivendi;  das  Ziel  sei  die  Freiheit. 

Ebenfalls  in  mehr  theoretisierendcr  Weise,  doch  im  Sinne 
M^lines,  legte  der  Schutzzöllner  G  a  u  d  i  n  (Bonapartist,  appel  au 
peuple)  die  Lehre  von  den  droits  compenaatenre  dar  und 
kritisierte  einselne,  seiner  Meinonff  nach  sich  widersprechende 
Aussprüche  von  Freihändlern  in  der  Kammer  nnd  sonst  in  der 
Öffentlichkeit.  Seine  Rede  fand  nur  wegen  der  humoristischen 
Art  seines  Vortrags  einige  Aufmerksamkeit.  So  begann  er 
seine  Angriffe  auf  Tirard  nnter  der  Heiterkeit  der  Kammer 
mit  den  Worten:  „Wir  kommen  auf  unsere  Hammel  zurück, 
oder  vielmehr  die  des  Herrn  Ministers".  Gegenüber  der  Auf- 
fassung Guyotü  in  der  Arbeiterfrage  verlas  er  eine  Petition 
von  anderen  Arbeitern  Lyons,  die  sich  für  den  Schutzzoll 
ausgesprochen  haften.  Und  wenn  aach  die  Kot  wirklich  noch 
nicht  so  grois  wftre,  schlofs  er.  die  Anzeichen  dea  Stturmes 
seien  Torhanden.    .^Regieren  heilst  Torhersehen.'* 

Von  grOiserer  Wichtigkeit  waren  die  AusAlhrangen  von 
Pascal  Duprat  (Linke).  Es  handle  sich  um  zwei  Projekte, 
von  denen  dm  erstere,  die  Vorlage  Teisserenc  de  Borts  ihn 
zwar  nicht  ganz  befriedige,  das  aber  doch  durch  seine  aus- 
esprochene  Stellungnahme  ^retren  jede  ökonomische  Reaktion 
en  Vorzug  verdiene.  In  dera  anderen  Projekte  treten  die 
schutzzöUnerischen  Bestrebungen  allzu  deutlich  hervor,  wenn 
dies  auch  Mal^enx  au  veraclileiern  snche.  M^line  sei  die 
OitsdeUe  des  Protektionismus  in  der  Kammer;  er  sei  kein 
freihändlerisches  Halbblut,  sondern  ein  Schutzzöllner  reinster 
Rasse.  Pascal  Duprat  ging  dann  auf  die  Ursprünge  des  Pro- 
tektionismus ein,  für  den  vor  allem  Thiers  sein  Leben  lang 
gf^kflmpft  hah(\  Schon  im  Anfang  habe  man  versucht,  die 
Arbeiter  auf  seine  Seite  zu  ziehen,  aber  die  kaiserliche  Politik 
hätte  den  Treibereien  ein  Ende  gemacht.  Die  Form  dieses 
Eingreifens  Napoleons  wäre  ja  zu  tadeln,  aber  die  Folgen 
wären  höchst  segensreich  gewesen.  Das  bewiese  die  Höhe  der 
Löhn^  die  Entwicklungsstufe  der  Industrie. 

Ober  den  Ruin  klagten  jetat  besonders  die  Baumwollen» 
Industrie,  femer  die  Metall-  nnd  die  Kohlenindustrie.  Aber 
bei  allem  seien  doch  nur  yorttbergehende  Leiden  infolge  der 
Krisis  zu  konstatieren.  Das  ginge  aus  der  Höhe  der  verteilten 
Dividenden  hervor.  Die  Arbeiterbevölkerung  lie^e  jeder 
Partei  am  Herzen;  aber  die  Höhe  ihrer  Löhne  hänge  gar  nicht 
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▼om  Zoll  ab.    Angebot  und  Nachfrage  der  Arbeiter  selbst 

bestimmten  diese. 

Die  Resultate  der  geplanten  Tariferhöhungen  lasten  sich 
nach  Pascal  Duprat  dahin  zusanimenff^ssen  r  1.  Verträge  sind 
nach  der  Annahme  derselben  kaum  oder  gar  nirht  mehr  mög- 
lich; 2.  die  Ausfuhr  wird  geopiert;  3.  alle  Lehensmittel  und 
in  der  Folge  alle  Produkte  werden  verteuert.  Damit  würde 
die  Produktion  und  die  Konsumtion  zugleich  getroffen.  Das 
schlimmste  aber  sei  der  Charakter  des  neuen  Tarifs  als  eines 
Klassenprivilegs.  Damit  würde  die  Republik  untergraben. 
^Man  darf  niemals  Vorrechte  in  den  Gesetzen  einer  Republik 
bestehen  lassen^  wenn  man  sich  in  der  Zukunft  nicht  schreck- 
lichen Versehen  aussetzen  will." 

Die  Kommissionsbeschltisse  würden  ferner  doch  ein  seit- 


gangen en  Jahr  3J^00  Mill.  fr.  für  Eisenbahnen,  1000  Älill.  fr. 
Tür  Kanäle,  500  fr.  für  Hafen  bauten  bewilligt  Überall 

würden  die  Transpurtmittel  verbessert  und  vermehrt,  die  Berge 
durchstochen ;  die  Meere  näherten  sich.  Und  nun  wolle  Frank* 
reich  wieder  , Hindernisse,  Barrieren,  Dämme  errichten  .  .  . 
gegen  diese  wunderbare  Bewegung,  welche  die  modernen 

G^ellsehaften  zum  zukunftigen  Glücke  fortreifst  Das 

ist  unmöglich!  Die  Intelligenz  und  die  Vaterlandsliebe  der 
Versammlung  werden  es  nicht  zulassen!" 

Gegen  die  Dupratsche  Rede  traten  nach  einander  drei 
Agrarier  auf  die  Tribüne,  um  die  l^otlage  der  Landwirtschaft 
eindringlich  zu  betonen. 

Guichard  (Linke)  entwickelte^  duia  cö  sich  vor  allem  darum 
handle,  die  Arbeit  des  Teiles  der  BcTOlkerung  zu  schützen, 
der  Frankreich  verteidige  und  nähre,  der  den  Hauptbestandteil 
der  Nation  bilde:  ^Es  ist  unmöglich,  dafoSie  die  Bauern  ver- 
dammen,  teuer  zu  kaufen  und  billig  za  verkaufen^.  Durch 
die  Kolonisation  Algiers  würde  ihnen  persönlich  doch  nicht 
geholfen,  sondern  nur  noch  eine  neue  Konkurrenz  geschaffen. 

In  etwas  gernnfsinfterera  Sinne  äufserte  «ich  der  Graf  de 
Roys  (Linke),  MeliiK  wolle  die  nationale  Arbeit  schützen,  thue 
dies  aber  niclit  vollkommen.  Der  Staat  hutte  abbolut  ein  Recht, 
die  fremden  Produkte  zu  belasten,  weil  er  durch  Ilatenbauten, 
Eisenbahnen  und  andere  Dienste  den  Importen  eine  wichtige 
Gegenleistung  biete. 

De  Roys  war  im  Gegensatz  zu  seinen  Standesgenossen 
der  Meinung,  dafs  in  der  Zukunft  der  Freihandel  vielleicht 
siegen  werde.  Vor  der  Hand  sei  er  aber  nicht  möglich.  Wenn 
man  jetzt  nun  die  Industrie  schütze,  dürfe  man  die  20  Mil- 
lionen Hände  der  Landwirtschaft  nicht  vernachlässii:pn. 
Die  Forderunpren  de>s  Bundes  der  Landwirte,  welcher  in 
seiner  Mehrheit  aus  kleinen  Besitzern  bestände,  wären  sehr 
mursig. 


sames  Schauspiel  für  Euro 


bgebeu.    Man  hätte  im  ver- 
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Der  Wert  des  Getreidelandes  hätte  sich  vermindert;  der 
Oetreidehandel  sei  in  den  Händen  der  Spekulation,  die  zu 
unterdrücken  besser  als  jeder  Zolltarif  wäre.  Zu  empfehlen 
sei  statt  dessen  auch  eine  Erhöhung  der  Eisenbahntarife  für 
das  Ausland.  Vor  allem  müfsten  die  Privilegien  verseh winden. 
Entweder  Schutz  für  Alle  oder  Handelstreilieit  I  Aber  nur 
eine  Produktion  zu  schützen,  sei  uuätattliaft. 

Schärfer  für  die  Schutzzollbewegung  trat  der  Abgeordnete 
des  R  o  t  o  u  r  8  (Monarchifit)  ein.  Er  Terkngta  einen  autonom«! 
Tarif,  wie  ihn  Amerika  nabe,  das  mit  seinen  hoben  Zöllen 
aehr  zufrieden  lebe.  Man  dürfe  nicht  durch  die  Meistbegüns- 
tigimgsklatuel  dasselbe  wirtschaftlich  stärkeren  Staaten  ge- 
währen, was  man  schwächeren  vielleicht  einräume,  und  dlUfe 
nicht  dadurch  den  Oeneraltarif  zu  einem  platonischen  machen.  — 

Hierauf  vertagte  der  Karümerpräsiaent  die  Verhandlungen 
auf  eiriiL'e  Zeit.  Währeud  der  Pause  Ubergab  der  Handels- 
und Laudwirtschaftsminister  T  i  ra  r d  dem  Bureau  einen  neuen 
Tarif^  welcher  im  wesentlichen  mit  dem  Werke  Teisserenc  de 
Borte  übereinstimmte,  £r  deutete  damit  an.  dab  die  Regierung 
auf  ihrem  Willen  bestände  und  sich  der  Arbdt  der  Kommission 
eneigiscfa  entgegenstellte.  Nur  in  Äufserlichkeiten,  wie  der 
Numerierung  der  Tarifpositionen  und  der  Zusammenrechnung 
der  Zollbeträge  mit  den  24®/o  Erhöhungen,  gab  die  Regierung 
nach.  Am  14.  Februar  1880  binnen  wiederum  die  Be- 
ratungen. 

Der  Absfeordnete  Keller  (klerikal,  Rechte)  fand  an  dem 
Kommissionbtarif,  den  er  im  übrigen  verteidigte,  zweierlei  aus- 
ausetzen:  1.  den  unsicheren  Charakter  desselben,  da  er  zwei 
Bestimmungen  erllUlen  sollte,  nitanlich  als  Qeneraltarif  für 
nichtroeistbegttnstigte  Staaten  lu  dienen  und  der  Ausgangspunkt 
für  neue  Vertrags  Verhandlungen  au  werden ;  2.  die  Aufopferung 
der  ländlichen  Produzenten,  welche  doch  die  H<älfte  der  Be- 
völkerung  ausmachton,  das  ganze  Land  ernährten  und  bei 
einer  Gesamtpmduktion  des  Landes  von  Milliarden 
deren  12  lieferten. 

Man  müsse  in  jedem  Falle  eine  Verstand igunjj;  zwischen 
Industrie  und  Landwirtschaft  herstellen ,  „um  eine  parlameri- 
tarische  Mehrheit  zu  bilden,  die  in  Wahrheit  die  grofse  Mehr- 
heit *der  Interessen  des  Landes  yertreten  wird.** 

Der  Luzushandel  allein  Yerursache  nicht  den  Reichtum 
der  Nation y  wenn  er  auch  zu  schätzen  sei:  „Durch  seine  In- 
telligenz,  seinen  Geschmack,  seine  besondere  Veranlagung  hat 
sich  Frankreich  in  der  ganzen  Welt  eine  Klientel  für  seine 
Seiib'nwaren,  seine  Möbel,  seine  Schmucksachen,  seine  Moden 
geschaffen,  welche  den  Luxus  aller  eivilisii  rten  Länder  bilden". 

Man  müfste  jetzt  zwei  Thatsachen  Rechnung  tragen: 
1.  „der  Auflehnung  der  ganzen  Welt  gegen  das  ökonomische 
SjHein  von  1860",  durch  das  auch  andere  Nationen,  , welche 
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■ich  durch  das  Beispiel  Frankreichs  haben  beeinflussen  lassen^, 
gelitten  hätten.  Der  Qrund  lic^e  in  folgendem:  «Es  ist  ein 
elementarer  Ghrundsatz  in  der  politischen  Ökonomie,  dafs,  wenn 
^n  Land  aolserhalb  mehr  Produkte  kauft,  als  es  verkaufet, 
dieses  Land  verpflichtet  ist,  die  Differom  in  Edelmetallen,  in 
Geld  zu  bezahlen;  es  erschöpft  so  seine  metallischen  Hilfs- 
quellen, und  im  Verlauf  kurzer  Zeit  sieht  es  sich  zum  Papier 
geld  verurteilt,  welches  ftir  Handel  und  Industrie  das  Lästigste 
ist,  was  man  sich  vorstellen  kann".  Deutschland,  Österreich- 
Ungarn,  Italien  und  die  Vereinigten  Staaten  hätten  deshalb 
den  Freihandel  verlassen.  Selbst  die  englischen  Kolonieen 
Kanada  und  bdien,  auch  CJhina  folgten  diesem  Beispiel.  Die 
Produkte  dieser  Länder  bildeten  eine  furchtbare  Kenkurrens» 
Die  grofsen  Gewinne  der  Baumwollenindustrie,  wie  sie  Pascal 
Duprat  schildere,  beständen  nicht;  bald  wtürden  statt  der  Ge* 
winne  Überhaupt  nur  Verluste  zu  verzeichnen  sein.  Ehens^o 
sei  es  mit  der  Metallindustrie  und  besonders  der  Ijuidwirt- 
Schaft. 

2.  Ftlr  diese  sei,  wie  schon  angedeutet,  zweitens  zu  be- 
rücksichtigen die  grofse  Konkurrenz  Amerikas  und  Kanadas 
bezüglich  des  Getreidebaues  und  der  Viehzucht.  Zumal  der 
Rttckgang  des  Silberwerts  seit  den  australisch-kalifomischea 
Goldfanden  hätte  dies  bewirkt. 

Der  Redner  bekämpfte  zum  Schlufs  die  Handelsverträge, 
die  die  Lage  noch  verschlimmerten.  Dem  Bauer  müsse  sein 
Vaterland  erhalten  Mniben.  ^ Jetzt,  wo  ich  die  Deutschen,  die 
Irländer  ihr  Vaterland  verlassen  sehe,  um  ihr  Glück  in 
Amerika  zu  suchen,  bin  ich  stolz  darauf,  die  Franzosen  trotz 
der  wirtschaftlichen  Gesetze,  die  so  schlecht  ihre  Industrieen 
schützen,  dem.  heimischen  Boden  treu  bleiben  und  ihn  weiter 

bebauen  zu  sehen,  wie  ihn  ihre  Väter  bebaut  haben  

Wir  wollen  BVansosen  bleibeti^  und  deswegen  wollen  wir  «ine 
Regierung,  die  eine  französische  Wirtschaftspolitik  betreibt*. 

Der  Voll blutfranzose  Keller  aus  dem  Elsaüs  enielte  mit 
diesen  seinen  Schlufsworten  lebhaften  Beifall.  — 

Der  folgende  Redner.  Richard  Wfi  d  d  i  ngto  n  (linkesCentrum) 
ging  die  einzelnen  Produktionszweige  durch.  Die  Agrarkrisis 
sei  eine  westeuropäische.  Auch  England  sei  davon  bedroht. 
Seine  ländlichen  Arbeiter  wären  zur  Auswanderung  'nach 
Australien,  Kanada  oder  der  Kapkolonie  gezwungeu.  Aber 
diese  Leute  blieben  doch  Engländer  und  entwicCeltan  den 
englischen  Handel.  Der  IranaOsische  Bauer  kOnne  nur  nach 
Algier  auswandern.  Die  Landwirtschaft  hätte  von  den  Handels- 
verträgen bisher  nur  den  Vorteil  gehabt»  da(s  ihre  Produkte 
nicht  in  die  Konventionaltarife  aufgenommen  wären,  also  docJi 
immer  auf  einen  Zollschutz  hoffen  konnten. 

Die  Tnflustric  leide  durch  England  und  Amerika.  Beide 
Länder  hätten  ihre  Maschinen  verbessert;  beide  Länder  hätten 
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billigere  und  bessere  Rohstoffe,  teils  Kohle  und  Eisen,  teils  Katur- 
prodiikte;  in  beiden  Ländern  seien  Kapitalien  leichter  an  haben, 
als  in  Frankreich. 

Auf  die  Handelsbilans  ging  Waddington  nicht  ein,  weil 
ihm  die  Zahlen  des  Zollamtes  wegen  der  durch  die  drawbacks, 
die  Prämien  und  anderes  geschaffenen  Lücken  kein  richtiges 
Bild  gaben. 

Eö  käme  auf  die  Lacre  der  Produktion  an.  Frankreich 
mtlsse  durchaus  sein  Handwerkszeug,  seine  Maschinen,  auf  die 
Höbe  des  Auslands  bringen.  Zumal  die  Seidenindustrie  be- 
ntttze  in  zu  hohem  Grade  veraltete  Apparate. 

Anch  der  Arbeiter  sei  am  SchutsaoU  interessiert.  Er  sei 
nicht  blofs  der  Konsument,  welcher  billige  Nahnmg  nnd  Klei- 
dung beanspruche,  er  brauche  Arbeit 

„Wir  haben/  schlofs  Waddington,  „zahlreiche  Reformen 
zu  orfiillen;  wir  haben  zahlreiche  fortschrittliche  Mafsregeln  zu 
treffen:  wir  liaben  unser  Werkzeug  zu  verbessern,  zu  vervoll- 
ständigen, unsere  Kommunikations wcge,  unsere  Kanäle,  unsere 
Hafen  und  unsere  Flüsse  auHzulmiicn;  wir  iial»en  endlich  die 
grofse  Reform  unserer  Eisenbahntarife  zu  UDteruehmeu  uud  zum 
Ziele  za  Alhren.  —  Wir  haben  in  gewissem  Mafse  die  Steuern 
sn  Yerringemi  die .  *  .  .  schwerer  anf  den  französischen  Steuer- 
xfthlem  littten,  als  auf  den  anderen  Steuerzahlern  der  Welt  Wir 
haben  ....  die  Octrois  zu  unterdrücken  oder  wenigstens  zu 
▼ennindem/  Wenn  Frankreich  dann  ffkr  den  internationalen 
Kampf  gewappnet  wäre,  könne  es  auch  einen  Schritt  weiter 
auf  dem  Wege  d^^s  Freihandels  thun.  Aber  in  diesem  Augen- 
blicke .,den  Generaltarif  in  den  Verhältnissen,  w^e  es  die 
Regierunj?  w  ill,  zu  ermäfsigen,  unter  die  durch  die  Kommission 
feätgesteckten  Grenzen  herabzusteigen'*,  wiire  sehr  verhängnis- 
voll. — 

In  ganz  Shnlichem  Sinne  äulserte  sich  der  Abgeordnete 
A 1 1  a  i  n  -T  a  r g  4  (repnbl.  Union).  £inen  Pakt  zwischen  Indtistrie 
und  Landwirtschaft  zu  schliefsen,  sei  verkehrt,  man  müsse  alle 
Punkte  des  Zolltarifs  einzeln  betrachten  und  jeder  Produktion 

das  ihrtp:e  geben.  Erst  nach  den  grofsen,  geplanten  Reformen 
im  Eisenbahnwesen  könne  man  an  einefroiereBehandlimf^^denken. 
Es  sei  doch  sonderbar,  dafs  die  grofseii  ('ompagnien  dif'  Fracht 
von  den  JSeehatVn  aus  nach  abgestufter  Entfernung  bdiiger 
stellten,  als  die  kürzeren  Reisen  im  Lande.  Das  mache  die 
Zolle  illusorisch.  Auch  die  staatliche  Unterstützung  der  Schiff- 
£ilirtalinie  Bordeaux-Amerika  raube  einen  Teil  des  Zollschutzes. 
JetKt  tnasse  die  Devise  nicht  ^Freiheit  des  Handels!'  sondern: 
^Freiheit  der  Arbeit,  aber  auch  Sicherheit  der  Arbeit!'  heifsen. — 
Nach  einer  ganzen  Reihe  von  Schntzzöllnem  kam  mit 
Maurice  Ron  vi  er  (repnbl.  Union)  wieder  ein  überzeufrter  Frei- 
händler zum  Wort,  der  die  Meinung  der  Minderli  Mt  m  der 
Kommission  entwickelte.    £r  setzte  dem   sehr  bestreitbaren 
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Grundsati  Mdlines:  ^Schutz  der  nationaleD  Arbeitt'  den  vor 
allem  in  einer  Demokratie  unbestreitbaren:  „Man  soll  die 
Steuer  nnr  dem  Staate  bezahlen  1*^  entgegen.   Dann  griff  er 

die  gewaltige  Agitation  der  Grofsindustriellen  ari.  die  der  Land- 
wirtschaft das  Phantom  des  Einfalls  der  amerikanischen  Pro- 
dukte vorgemalt  hätten,  was  ihnen  auch  angesichts  der  schlechten 
Ernten  der  letzten  zwei  Jahre  gelungen  sei.  Tausende  von 
Petitionen,  alle  mit  derselben  Forderung  von  3  Fr.  Zoll  für 
Getreide  nätten  sie  veranla&t  Sonderbar  berühre  ihn  nur, 
dafs  Pouyer-Quertier  trots  seiner  Aj^tationsreisen  und  seiner 
Schilderung  der  amerikanischen  Qe&r  für  die  Ziehung  eines 
Kabels  zwischen  Frankreich  und  Amerika  wirkte,  wodurch 
doch  die  Spekulation  noch  erleichtert  werde. 

Die  Einfuhr  sei  überhaupt  kein  Unglück :  „Wenn  man 
Produkte  aus  dem  Auslanr^e  bezieht  so  leistet  man  sich  einen 
Dienst  dadurch,  dal's  man  die  Pl-odukte,  die  auf  dem  eigenen 
Boden  teurer  sind,  billiger  bezahlt." 

Als  einen  Generaltarif,  der  durcli  Verträge  noch  geändert 
werden  könne,  liefii  sich  Rouvier  den  Tarn  noch  ge&Uen. 
Aber  man  beweise  ja  sablenmäfsig,  dafs  Vertrftge  überhaupt 
Tom  Übel  seien  ;  man  wolle  also  einen  autonomen  Tarif;  dieser 
müsse  bekämpft  werden.  Schon  die  Abschaffung  der  Wert- 
zölle sei  ungerecht,  weil  die  specifischen  Abgaben  au  hoch  be- 
rechnet wären. 

Die  Anhnnf^er  Molines  stützten  sieh  auf  die  Kostenpreise. 
Die  Produktionskosten  aller  Fabrikate  zu  berechnen,  sei  aber 
die  Suche  nach  dem  Stein  der  Weisen. 

Rouvier  kiitiaicrte  dann  die  agrarischen  Vurschläge.  W  eizeii 
und  Fleisch  habe  man  nicht  erhöht,  dagegen  das  Brot  der 
Armen,  Hafer  und  Mais,  getroffen.  Femer  hfltte  man  Felle, 
Talg  und  TierabfUUe  stärker  belastei  Dadurch  stiegen  die 
Vieh-  und  weiter  auch  die  Fleischpreise. 

Die  Öei^ner  der  Handelsverträge  wendeten  sich  besonders 
gegen  die  Meistbegünstigung,  darunter  auch  71  p:e;:^en  10 
Handelskammern.  Aber  unter  den  10  freihändlerischen  befanden 
sich  doch  die  wichtigsten:  Bordeaux,  Marseille,  Lyon,  Reims, 
Saint-Etienne,  Nancy.  Jetzt,  wo  das  Parlament  über  die  Ver- 
träge und  nicht  mehr  der  W  ille  eines  Einzelnen  zu  entscheiden 
habe,  sei  von  der  Meistbegünstigungsklausel  nichts  su  fürchten. 
Das  Parlament  werde  schon  tlber  die  Wahrung  der  Reciproei- 
tut  wachen. 

Die  Tabelle  der  Aus-  und  Einfuhr,  welche  allerdings  f&r 
eine  stärkere  Entwicklung  der  Einfuhr  nur  Zeit  der  Verträge 

zeuge,  müsse  man  durch  die  Zahlen  von  der  Bewegung  ^f^r 
Edelmetalle  ergänzen.  Von  1862^77  seien  4857  MiTl.  Fr.  an 
Edelmetallen  nach  Frankreich  gewandert.  Vou  einer  un- 
günstigen Bilanz  sei  also  nicht  die  Rede.  Aufserdem  müsse 
man  nicht  allein  die  Werte  betrachten,  sondern  auch  das  Ge- 
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wieht  vergleichen.    Die  Warenpreise  seien  seit  1860  bedeutend 
*  und  nun  Qlück  für  den  Konsumenten  gesunken.   Die  Steige- 
rung des  Aufsenhandelsy  die  M^line  leugnete,  lasse  sich  aus 
dem  Gewicht  erkennen.  Danach  betrüge  die  Ein-  and  Ausfuhr: 

1862  fast  3    Mill.  Tonnen 

1869  über  4 

1877  .    .   5,8  - 
Die  Angaben  über  die  Leiden  der  Kohlen-,  Metali-  und 
TestflündustrieeiL  seien  malslos  ttbertriebea.  wenn  aach  nicht 
gana  su  leugnen.  Einselne  Fabriken  macnten  fiibelhafte  Qe- 
winnOi 

Die  Not  der  Landwirtschaft  hätten  die  schlechte  Ernte  und 
die  Phylloxera  verursacht  Da  hätte  doch  die  Einfuhr  Amerikas 
7\\m  Wohle  des  Landes  ein^^freifen  müssfm.  Die  Schutzzoll- 
bewegung in  Deutschlaii  l  brauchf!  sich  Frankreich  noch  lange 
nicht  zum  Muster  zu  nehmen'  oder  gar  zu.  tibertrumpfen.  Es 
gäbe  gar  keine  Analogie  zwischen  den  (ikünumiachen  Limich- 
tungeu  eines  militärischen  Kaiserreichs  und  denen  einer  freien 
und  friedliehen  Repnbltk. 

Die  Zdlle  IHr  canmwollgame  betrogen  aber  für  FVankreich 
sogar  schon  nach  dem  Regiemngsprojekt:   15 — 300  fr. 

ffXe  Deutschland  nur  ,   .    15—45  fr. 

„  Österreich,    ....    15—50  fr. 

„   Relp^ien  15—25  fr. 

„   Italien  18 — 60  fr. 

„   die  Schweiz  ....    4  u.  7  fr. 
Für  Kuhlen  verlangte  Frankreich  12  cents  auf  100  kg., 
Spanien  2  fr.  50  centä,  aber  auf  1000  kg.  Die  anderen  Staaten, 
EKeutscUand,  fiigland,  Osterreich,  Italien  und  Rublaad  lieben 
die  Kohle  frei. 

Die  Theorie  der  Handelsbilanz  sollte  doch  endlich  einmal 
verschwinden.  Ein  gutes  Beispiel,  welches  ihre  Unhaltbarkeit 
nachweise,  fand  Bouvier  in  einem  Bericht  der  Handelskammer 

von  Bordeaux: 

^Ein  Kaufmann  kauft  in  Bordeaux  fUr  lOOOOO  fr.  Wein. 
Er  expediert  ihn  nach  La  Plata.  Was  macht  das  Zollamt?. 
Iis  schreibt  in  das  Kapitel  der  Ausfuhr  100000  fr.  Dieser 
Wein  wird  nach  La  Plata  hinübergeschailt,  mit  einem  Gewinn 
▼on  40000  fr.  verkauft^  und  der  Httndler,  der  nicht  die  Ideen 
der  SohntasOllner  Uber  die  Regelung  der  Ausfuhr  des  Oeldes 
teilt,  .  .  .  was  macht  er?  Da  er  140000  fr.  von  La  Plata 
nach  Bordeaux  surUkkehren  lassen  kann,  so  sucht  er  die 
Ware,  die  ihn  bezahlen  kann,  indem  sie  ihm  einen  neuen  Ge- 
winn verBchfifft:  La  Platn  prodiiT^iert  Leder,  er  kauft  davon 
für  140000  fr.;  dann  läfst  er  es  nach  Bordeaux  kommen.  Er 
hat  l  iiie  schlaue  Operation  gemacht;  nachdem  er  die  Kurse  in 
Bordeaux  befragt  hat,  verkauft  er  es  für  180  000  fr.  Was 
wird  man  in  die  Tabelle  des  Zollamts  einschreiben?    In  der 
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Kolonne  „Ausfuhr"  100  000  fr.,  und  in  der  Kolonne  „Einfuhr" 
180000  fr.  Und  dann  werden  Herr  Keller,  Herr  M^line, 
Herr  Wadtliogton  und  alle  Schttler  der  protektionUtischeo 
Schule  schreien:  Wir  haben  80000  fr.  verloren." 

Die  Handelt)bilau2  aller  Länder  sei  ungünstig.  Man  müsse 
die  Totalität  der  Ein-  uud  Ausfuhr  betrachten.  Danach  sei 
die  EntwicklnDff  dai  fransösiflchen  AofsenliandelB  auf  dem 
besten  Wege.  Zar  yoUen  BeurtealaDg  der  Lage  mQsse  man 
auch  noch  anderes  au  Rate  ziehen,  wie  den  Stand  der  Spar- 
kaseen,  den  Wert  Ton  Erbschaften,  die  Kentenkurae  and  der- 
gleichen. 

Der  Schutzzoll  würde  gar  nichts  bewirken.  Er  habe  nicht 
einmal  Einflufs  auf  die  Lohnliöhe.  In  Amerika  z.  B.  seien 
die  Löhne  gesunken.  Der  Zoll  sei  eine  Steuer,  die  sich  von 
andereren  dadurch  unterscheide,  dafs  niclti  alles  in  die  Staats- 
kasse fliefsei  sondern  manches  in  die  Taschen  der  Produxenten 
und  Fabrikaaten.  ^Es  handelt  sich  dämm,  au  wissen,  ob  unter 
der  Republik,  in  einem  demokratischen  Regime,  es  einen  Teil 
der  Bevölkerung  geben  soll,  der  Abgaben  von  dem  anderen 
erhebt**  „In  einer  republikanischen  Demokratie  ist  kein  Raum 
fltr  eine  andere  Aristokratie,  als  die  des  Verdienstes ,  des 
Talenten  imd  der  sittliclieTi  Kraft;  aber  die  des  Namens  und 
des  Reichtums  giebt  es  uicht."  Die  Zölle  seien  nicht  nur  anti- 
demokratisch, sondern  ein  wahrer  Anachronismus,  sie  seien  eine 
Steuer  auf  die  Endeckungen  der  Wissenschaft  uud  die  Ent- 
wicklung der  Transporttechnik.  Man  könne  sie  leider  aus  fis- 
kalischen Blicksichten  nicht  gans  abschaffen.  Daher  es 
das  beste,  für  die  Regierungsvorlage  zu  stimmen,  um  nicht 
„einer  wirtschaftlichen  Reaktion  die  Hand  sa  leihen.*^  — 

Der  grofsen  Rede  Rouviers  folgten  an  diesem  Tage  nur 
noch  kürzere  Ausführungen  de  Tillancourts  (linkes  Centrum), 
der  den  Melineschen  Standpunkt  vertrat.  Nicht  die  Agitation 
hätte  die  Landwirte  erregt,  son<lern  ihre  allzu  ftihlbaren 
Wunden.  Die  moiuirchistische  Reaktion  nehme  sieh  jezt  fast 
allein  der  Landbevölkerung  an.  „Lassen  Sie  nicht  den  Feinden 
unserer  Einrichtungen  das  Privileg,  das  Interesse  unserer 
Ländereien  au  yerteidigen,  ein  wahrhaft  demokratiBchee  Inte- 
resse; und  unterwerfen  Sie  alle  Industrieen  Frankreichs  einer 
einheitlichen  Regel!'*  — 

Der  frühere  Vorsitzende  der  Liga  der  Handelsfreiheit 
Monier  (radikal),  obwohl  Industrieller  und  Landwirt,  trug:  am 
nächsten  Tage  noch  einmal  die  freihändlerische  Lehre  vor : 
„Geben  wir  acht,  meine  Herren,  alle  Freiheiten  sind  mit  ein- 
ander verknüpft:  Die  Handelsfreiheit  ist  an  die  politischen 
Freiheiten  gebunden.  Wenn  Sie  das  Einschreiten  des  ►^laaies 
in  die  Organisation  der  Arbeit  verlangen,  so  wissen  Sie  nicht, 
wo  der  Staat  Halt  machen  wird!*  ^Die  Protektion  ist  eine 
Form  des  Kommunismus/  — 
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Daraufhielt  esM^line,  der,  wenn  auch  nicht  dem  Namen 
nach,  so  doch  thatsächlich  als  Haupt  der  Kommission  auftrat, 
noch  einmal  für  nötig,  zur  Verteidigung  des  Tarifs  das  Wort 
zu  ergreifen.  Die  hochbedeuL^ame  Rede  Rouviers  hätte  nur 
noch  seine  Überzeugung  gefestigt;  doch  weise  er  die  Alü- 
&88ung  zorttck,  daSs  die  ^ommiaBioiuaiiebrbeit  den  HiDter- 
gMUmken  gehabt  hätte,  einen  definitiTen  Tarif  va  schaffen. 
Er  erklärte  feierlich:  „Die  Kommission  .  .  .  hat  ...  in  Wirk- 
lichkeit einen  Maximaltarif,  d.  h.  einen  der  Reduktion  filhigen  • 
Tarif  machen  wollen."  Dieser  Tarif  sei  dem  der  Regierung 
vorzuziehen.  „Er  läfst  einen  Spielraum,  um  Vertiitp:«^  alizn- 
schliefsen,  er  gestattet  Zoilerniedri^^ungen;  der  Kegierungstarif 
gestattet  dies  nicht,  weil  er  zu  iii< drisr  ist," 

Die  Zölle  Amerikas,  Rufsiands,  bj^Lniens  und  Portugals 
seien  in  Hauniw ollfrarnen  viel  höher,  als  die  des  Entwurfs; 
diu  der  audereii  Lander,  Österreichs,  Deutschlands,  der  Schweiz 
nnd  Italiens  in  den  mittleren  und  geringeren  Nummern  den 
firanaOaischen  entsprechend.  Diese  Länder  seien  aber  noch 
durch  die  grölsere  Entfernung  von  England  und  die  Mehr- 
kosten des  Transports  Tor  derbritiBchen  Fabrikation  geschUtst 
Die  feineren  Nummern  nun  müfsten  deshalb  in  Frankreich  be- 
sondere Berücksichtigung  erfahren,  weil  aufser  der  Schweis 
England  allein  Frankreich  darin  Konkurrenz  bereite. 

Man  M-erfe  der  Kommission  vor,  die  Landwirtschaft  zurück- 
gesetzt zu  haben.  Das  hätte  nur  die  Opposition,  namentlich 
Kouvier,  verursacht.  Sollte  sich  nach  besseren  Ernten  die 
Lage  nicht  heben,  so  sei  auch  hier  eine  Zollanderung  unaus- 
bleiblich. 

Meline  kam  dann  auf  die  Zahlen  der  Aus-  und  Einfuhr 
zurück.    Nach  Kouvier  wäre  die  Ausfuhr  dem  Gewichte  nach 

S stiegen.  Das  sei  seit  1860  in  der  That  der  Fall;  damals 
U»  sie  nur  2  Millionen  Tonnen  betragen;  aber  seit  1875 
wftre  wieder  ein  Rttckgang  von  5Vs  Mill.  Tonnen  auf  4V  s  Mill. 
im  Jahre  1878  zu  yerseicbnen.  Dem  gegenttber  wftre  die  Ein- 
fuhr in  ganz  anderen  Dimensionen  gewachsen  und  zwar  von 
8  Millionen  Tonnen  im  Jahre  1860  «uf  IG  Millionen  im  Jahre 
1879.  Das  Svi^tera  Kouviers,  nach  der  Summe  von  Aus-  und 
Einfuhr  den  \\Ohlritand  zu  bemessen,  überstiege  seinen  Ver- 
sümd.  Auch  die  Edelmetalleinfuhr  hätte  Rouvier  nur  in  ihrer 
iSumme  betrachet.  In  Wirklichkeit  nehme  auch  die  Edelmetall- 
einfuhr ab. 

1874  hätte  sie   972  Mill.  fr.  betragen, 
1875 ....   875    „  „ 

1876.  ...   804    „  „ 

1877.  ...  688   „  „ 

1878.  ...  5a  ,  n 

1879.  .  nur  339  ,  « 
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Man  führe  immer  England  als  Beispiel  für  den  Irrtum  des 
Protektionismus  an.  Dort  aber  habe  doch  die  Ausfuhr  sicli 
proportional  der  Einfuhr  entwickelt  Wer  wisse  zudem,  wie 
lange  noch? 

Die  Zölle  seien  durchaus  kein  Anachronismus  :  eine  falsche 
Ansicht  sei  es,  dafs  man  dieselben  einem  anderen,  als  dem 
Staat  entrichte.  Der  Produzent  nehme  nur  das  wieder  ein, 
was  er  vorher  dem  Staat  an  Steuern  zu  viel  gezahlt  habe. 
AoTserdem  werde  durch  den  Sdiutz  die  Industrie  erhalten 
und  damit  fbr  die  Hauptmasse  der  Bevölkerung,  den  Arbeiter- 
stand, gesorgt. 

In  England  habe  man  wegen  der  Konkurrenz  die  Lohne 
um  30 — herabsetzen  müssen.  In  Amerika  aber  seien  sie 
gestiegen.  Dort  zahle  man  die  höchsten  Löhne  der  Welt  und 
habe  die  billigsten  Lebensmittel. 

Wirtscliaftliche  Fragen  dürfe  man  nicht  mit  politischen 
vermengen.  Für  eine  Demokratie  und  das  allgemeine  iStinim- 
recht  sei  der  EVeihandel  in  keinem  Falle  eine  Notwendigkeit, 
zumal  umgekehrt  das  feudale  und  aristokratisdie  England  das 
gelobte  Land  des  Freihandeb  seL  Aber  eine  politische  Seite  der 
«Vage gäbe  es  doch:  eine  Demokratie  habe  die  Pflicht,  „im  Be- 
reiche des  Möglichen  die  Löhne,  die  Arbeit  und  das  Wohl- 
ergehen der  arbeitenden  Klassen  sicher  zu  stellen." 

Der  Minister  Tirard  übernahm  es  persönlich,  dem  Führer 
der  Kommission  zu  erwidern.  Die  Regierung  hätte  gewifs  die 
Pflicht,  die  nationale  Arbeit  zu  schützen.  Eine  Systemfrage, 
ob  Freihandel  oder  Schutzzoll  dies  besser  vermöchte,  zu  eat- 
Bcheiden,  sei  aber  sehr  schwer.  Man  müsse  sich  durchaus  auf 
dem  Boden  der  Thatsachen  hallen« 

Tirard  ging  zunächst  auf  die  agrarischen  Wünsche  und 
die  Drohung  ein,  bei  ihrer  Nichtberttcksichtigung  auch  gegen 
den  Industrieschutz  stimmen  zu  wollen.  Die  Landwirtschaü 
wolle  die  fremde  Konkurrenz  ausschalten.  „Aber",  rief  er  den 
Agrariern  zu,  „sind  Sie  auch  sicher,  dafs  die  Produktion  Frank- 
reichs genügend  sein  wird,  um  die  ganze  Bevölkerung  des 
Landes  zu  ernähren?"  Mit  der  Zollforderung  übernehme  die 
Landwirtschaft  die  Verpflichtung,  für  das  Volk  in  jeder  Weise 
ausreichend  zu  sorgen.  Durch  die  Erhöhung  der  Brot-  und 
fleischpreise  aber  wUrden  die  Konsumenten  gewiüs  moht  besser 
gestellt. 

Ebenso  dürfe  man  die  übrigen  Agrarprodukte,  welche  die 
Rohstoffe  für  die  Industrie  darstellten,  nicht  mit  höheren  Ab- 

faben  belegen,  „ohne  die  nationale  Industrie  zu  Tode  zu  treffen.*^ 
)ann  müfste  man  wieder  zu  den  zeitweiligen  Zulassungen  und 
drawbacks  greifen  und  dem  Betrüge  Thor  und  Thür  offen 
lassen.  Dieses  System  sei  schon  1872/73  von  der  National- 
versammlung verworfen  worden.  Wenn  aber  der  Staat  der 
heimischen  Landwirtschaft  die  Alleinversorgung  des  inneren 
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Marktes  Tenchaffe,  so  hätte  er  auch  gegebenen  Falles  das 
Recht,  im  bitereese  der  Emührimg  und  yeraichemng  de« 
Volkes  gegen  NotstUnde  mit  ZwaDgunitteln  einzuschreiten. 

Des  weiteren  ging  der  Minister  auf  die  Industrieforde- 
rungen ein.  Welche  Industrie  solle  man  schützen?  Die  eine 
hängr  immer  mit  der  anderen  zusammen.  Der  Schutzzoll  für 
die  Spinnerei  bedeute  die  Verteuerung  der  Rohstoffe  für  die 
Weberei.  Man  könne  fllr  die  Ausfuhr  den  Webern  jedenfalls 
als  Ersatz  nicht  ßilckzüile  oder  ähnliclies  gewähren.  Die  Zu- 
lassung auf  Zeit  bewirke  nur.  dafe  der  gröfste  Teil  des  Zolls 
in  die  Tasche  der  IndastrieUen  wandere.  Alles  Heil  über- 
haupt Yom  ZoH  sa  erwarten,  sei  thOricht  Die  Baumwoll« 
industrie  z.  B.  leide  auch  unter  dem  Wechsel  der  Mode. 
FVtther  hätten  Landleute  und  Arbeiter  Druckkattun  (indienne) 
getragen,  heute  verschmähten  sie  dieses.  „Es  giebt  unaufhörliche 
Variationen;  die  Erfindungen,  Umformungen,  Entdeckungen 
folgen  einander  mit  einer  »olchen  Eile,  dafs,  welches  auch  die 
^laisregeln  sind,  die  die  Kommission  ergreifen  kann,  um  die 
Kategorieen  ihres  Tarifs  zu  vervielfältigen,  sie  niemals  —  nie- 
mals dazu  konmien  wird,  alle  Varietäten  der  Fabrikation  zu 
treffen/ 

Wenn  man  aber  die  Industrie  yor  jeder  Änderting  schützen 
wolle,  so  mOsse  man  die  Patentgesetzgebong  Andern},  „statt 
die  Erfinder  zu  ermutigen,  sie  verbannen,  für  sie  die  Bastille 
wieder  errichten,  sie  einkerkern.*' 

Man  hätte  die  Steuerlast  der  einzelnen  Staaten  in  Bezug 
auf  die  Industrie  verglichen  uiul  uanientlich  Englands  Vor- 
rang }iervoi  <j:ehoben.  Aber  England  habe  doch  dafür  andere 
Steuern  zu  zahlen.  Ka  sei  ganz  unmöglich,  die  so  sehr  ver- 
schiedenartigen Lasten  der  verschiedenen  Länder  zu  yergleichen. 

Die  Regierung  befolge  den  Grundgedanken,  keinesfiiils  fdr 
eine  Theorie,  sondern  nur  für  das  Thatsächliohe  und  Bestehende 
einzutreten.  Angesichts  der  Agrarkrise  in  Frankreich  und  der 
Industriekrise  in  der  ganzen  Welt  wXre  es  verwegen,  sich  aul 
neue  Versuche  in  freihändlerischer  Richtung  einzulassen. 
Andrerseits  könne  die  Regierung  auch  nicht  die  künstlichen 
3£ittel  des  Znllschutzes  anwenden.  Frankreich  sei  trotz  alles 
Schreis  und  aller  Gefahren  unter  der  bisherigen  Handels- 
|>olitik  reicher  geworden.  Das  erprobte  Sjstem  müsse  man 
bewahren.  — 

Nach  der  ministerieUen  Erklärung  folgte  eine  kurze  An- 
klagerede Martin  Nadaud's  (radikal.  Socialis^  gegen  die  Be- 
hauptung der  Kcmimissionsberichte,  dafs  der  Wert  des  firanzö- 
sischen  Arbeiters  geringer  sei,  als  der  des  fremden.  „Ich  sage, 
daCs  das  eine  Schande  für  Franzosen  ist,  ich  sage,  dafs 
man  kein  Patriot  ist  ....  ,  wenn  man  im  Interesse 
de^   Oeschättsgewinnes  so  die  französischen  Arbeiter  ver- 

leuimlot."  — 

For»cbuogen  XVill  2.  —  Raute b.  10 
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Für  das  Kommisaionfiproiekt  trat  dann  noch  Vie tte  (links) 
msi.  £r  warf  den  Freihlndlem  Interessenpolitik  vor.  Wenn 
08  um  ihr  Vermögen  ginge,  wflren  FreihänaUr  sehr  häufig  ins 
Lager  der  Schutzzöllner  überg^angen.  Das  neue  Projekt  des 
Ministers  sähe  dem  alten  verzweifelt  ähnlidi  und  wäre  kama 
als  ein  Entgegenkommen  zu  bezeichen. 

Die  Schlufsrede  der  Generaldiskussion  hielt  der  berufenste 
Verteidiger  der  napoleonischen  Politik  von  1860,  der  ehemalige 
Minister  des  Kaiserreichs  Ro  uh  e  r  (Bonapartist),  welcher  «eibst 
einen  hervorragenden  Anteil  an  den  Verträgen  und  der  Er- 
richtu-ug  des  herrschenden  Konventionaltarifs  gehabt  hatte. 
Ton  Fraond  und  Feind  gleich  aufinerksam  angehört;  gah  er 
sunächst  einen  geschichtlichen  Rttckbiick.  Die  Kegiening 
Kapoleons  hätte  keineswegs  eine  ttberstflrst  angefertigte  Arbdt 
geliefeiiy  sondern  fOir  alle  Zweige  der  VolkswirtschtS^t  Autori- 
täten ssn  Rate  gezogen.  Sie  mufste  aber  die  höchst  notwendige 
Reform  aus  eigener  Kraft  vollftihren,  weil  sie  im  Pnriament 
nicht  die  nötige  Mehrheit  datur  tiuden  konnte.  Jetzt  wolle 
man  wieder  um  Frankreich  eine  chinesische  Mauer  ziehen. 
Er  halte  sogar  den  Regierungsentwuri"  tiir  viel  zu  hoch,  wenn 
er  aucli.  uiii  das  Mögliche  zu  erreichen,  dafür  eintreten  wolle. 

Die  Regierung  und  die  Kommission  hätten  beide  unter 
dem  Drucke  der  mafslosen  Agitation  im  Lande,  namentlich 
der  Reden  Fouver-Quertiers,  wächer  die  Krisis  geschidct  aus- 
subeuten  gewuut  hätte,  gestanden.  Wie  ttbertrieben  Pouver- 
Quertier  schildere,  gehe  aus  einer  seiner  Ansprachen  deutlich 
hervor.  Darin  hie&e  es:  „EngUtnd?  oh!  ich  wünsche  nicht 
das  Los  Englands;  es  ist  verloren,  ruiniert;  der  PauperiBmos 
verschlingt  es;  die  Besteuerung  der  Armen  vernichtet  es:  sein 
ganzes  Ackerland  liegt  in  unfruchtharen  Brachen  u.  s.  w." 

Um  die  Notwendigkeit  der  Zollerhöbiuigen  zu  beweisen, 
Hiulste  man  ein  Inventar  ganz  Frankreichs  machen  und  dann 
die  Bilanz  ziehen.    Das  sei  unmöglich. 

Ronher  beleuclitete  dann  die  einaelnen  Teile  der  Volks- 
wirtschuft und  schilderte  den  allj^^emeinen  Aufschwung  seit  1860. 

Die  Landwirtschaft  leide  nur  vorübergehend.  Die  Auf- 
hebung der  alten  Zollgesetze  hätte  eine  steigende  Entwicklung 
der  Transporte  im  In-  und  Ausland  zu  Gunsten  der  Volks- 
emährung  heryorf^enifen.  Hungersnöte  wären  gana  verschwun- 
den; der  allgemeine  Reichtum  hätte  sich  gehoben.  Ein  Vor- 
teil wäre  auch  die  Nivellierung  der  Getreidepreise  durch  den 
Weltmarkt.  Die  Landwirtschaft  sei  damit  zufrieden  gewesen 
und  bis  1868  und  noch  darüber  für  den  Frmhandel  einge- 
treten. Aber  auch  später  wäre  ein  Emporsteigen  zu  verzeich- 
nen. In  den  letzten  Jahren  sei  die  bebaute  Fläche  von 
5800000  ha  auf  6800000  ha  ausgedehnt  worden.  Die  Erträge 
wären  von  5  auf  7*  a  Milliarde  gestiegen. 
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In  der  ViehaEoeht  hätte  sich  ntir  die  Zahl  der  Rinder  Ter* 
mindert  Aher  froher  hätte  ein  Rind  daFehsefanittlich  sechs 

Jahre  gelebt.  Heute  erreidie  es  nur  ein  Alter  von  vier  Jahren. 
Die  Fleischproduktion  betrage  demgemäfs  jetzt  13  IVIillionen 
Centner^  die  £infuhr  nur  1^'«  Millionen ,  also  lO^/o.  Das  sei 
doch  noch  keine  Notlage.  Natürlich  kannten  die  schlechten 
fönten  nicht  geleugnet  werden.  Aber  da«  Heilmittel  lieg;e 
nimmermehr  in  der  Allianz  mit  der  Industrie.  „Die  Konsumtion 
des  Volkes  darf  man  nicht  belasten."  Die  furchtbare  Kon- 
kuiTeuz  von  Rulsland,  Ungarn  und  Kalifornien  sei  übertrieben. 
Bei  besseren  Ernten  und  einer  rationelleren  Beinrtschaftiing 
werde  die  Einfuhr  wieder  zurilekg^en.  Jeder  Landwirt  mttsse 
sich  selbst  helfen. 

Für  die  Industrie  sei  der  wohlthätige  EinfluTs  der  Handels- 
verträge auch  nicht  zu  verkennen.  Die  niedrigen  Zölle  hätten 
keineswegs  die  Üljerlegeuheit  des  Ausland;*  hervorgerufen. 
^Jeder  Tarif",  führte  Kouhor  aus,  „welcher  zum  Zweck  hat, 
den  ausländischen  Erzeugnissen  eine  bevorzugte  Stellung  über 
die  einheimischen  zu  geben,  ist  für  mich  ein  verdammenswerter 
Tarif,  und  ich  btofse  ihu  mit  aller  Energie  zurück.  Aber  jeder 
Tari^  der  mm  Objekt  hat,  die  Lasten  des  franaOsischen  Konsu- 
menten au  yerringern,  die  Summe»  die  dieser  au  aahlen  hat^ 
dadurch  zu  vermindern,  dafs  er  die  Transportabgaben  herab* 
setat,  scheint  mir  ein  gutes  und  ntttzliches  Ding  zu  sein.*^ 

Er  prüfte  dann  die  Lage  der  verschiedenen  Gewerbe  und 
tand  überall  ein  Steigen  der  Umstttze^  zumal  eine  gewaltige 
Entwicklung  d*»s  Börsengeschäfts. 

Die  stei£?ende  Einfuhr  sei  aiieui  auf  den  gröfseren  Bedarf 
von  Rohöiotien  zurückzuführen.  Die  Ausfuhr  Frankre^ichs 
nach  England  hätte  vor  der  Krisis  dauenid  zugenoiimien  und  700 
MilL  fr.  mehr,  als  die  englische  Ausfuhr  nach  Europa  betragen. 
Die  englische  Handelsdomttne  sei  nicht  Europa,  sondern  die 
Qbrigen  firdteile.  Um  die  wirtschaftliche  Lage  eines  Landes 
zu  prüfen,  müsse  man  dreierlei  im  Auge  behalten:  1)  die  Be- 
wegung der  Rohstoffe;  2)  die  Fabrikatausfuhr;  3)  die  Einfuhr 
von  Fabrikaten.  Die  Rohstoffimporte  für  die  Industrie  haben 
sich  von  1856  bis  76  von  727  Mill.  fr.  auf  über  2000  Mill.  fr. 
abzüglich  der  Wiederausfuhr  gesteigert.  Das  bedeute  einen 
enormen  Aufschwung  der  Industrie. 

Die  Fabrikatiojisausfuhr  im  Specialliaiulci  sei  demgemäls 
Ton  1869—77  von  1750  Mill.  fr.  auf  2028  MilL  fr.  ange- 
Wachsen 

Die' Fabrikateinfuhr  habe  von  1869  bis  77  im  Mittel  373, 
nach  1877  :  450  Mill.  fr.  betragen.  Jedenfalls  übersteige  die 
Fabrikatausfuhr  die  Einfuhr  ganz  wesentlich,  um  das  Fünffache. 

Doch  dif^  Handelsbilanz  allein  bewiese  nichts,  mf\sse 
eine  HlUm/:  der  Zahlungen  und  einf  Bilanz  der  erzielten  Ge- 
winne hinzutreten.    Eine  solche  sei  alier  sehr  schwer  zu  kon- 

10* 
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Btatieren.  Man  dflrfe  auch  nicht  unberttckBiclitigt  lassen,  dab 
jährlich  an  200000  Fremde  ins  Land  strömen,  die  etwa  300 
Hill.  fr.  Tenehren,  ohne  dafs  das  Zollamt  dies  verzeichne. 

Wenn  die  Ausfuhr  teilweise  aurückgegangen  sei,  so  Hege 
das  nicht  am  Tarif,  sondern  an  der  Mode,  an  den  schlechten 

Ernten,  an  der  Reblaus  und  anderen  Faktoren.  Die  gestiegene 
Einfuhr  sei  also  nicht  die  Ursache  der  Notlage,  sondern  um- 
gekehrt, die  Notlage  hätte  die  Importe  ins  Land  geruien. 

Roiiher  beschrieb  dann  das  System  der  internationalen 
Kompensationen:  „Man  hat  uns  gesagt,  dafs  die  Tarife  mora- 
lische Kompensationen  vorstellten  Nein,  der  Zoll  ist  eine 

Abgabe,  welche  sich  mit  der  Ware  verkörpert;  wenn  er  sich 
an  eine  Materie  wendet,  die  im  Lande  nicht  ihresgleichen 
hat.  so  nutzt  dar  Zoll  ganz  nnd  gar  allein  dem  Staaf  Solche 
▼odig  gerechtfertigten  Zölle  habe  England.  „Aber  wenn  Sie 
Zölle  auf  Fabrikate  errichten,  welche  ihresgleichen  im  In* 
lande  haben,  so  inkorporierei^  Sie  diesen  heimischen  Erzeug- 
nissen, diesen  inneren  Produkten,  den  ganzen  Betrag  des 
Zolls."  Auch  die  Steuerlast,  welche  auf  der  Industrie  ruhe, 
könne  nicht  kompensiert  werden.  Wollen  denn  die  Grofa- 
industriellen  ihre  8teuem  auf  die  andern  französischen  Bürger 
abwälzen?  —  Ein  Hinweis  auf  Englands  niedrigere  Abgaben 
sei  ungerechtfertigt.  Das  englische  Budget  sei  nur  scheinbar 
niedriger,  da  die  Grafschaften  fbr  ihre  Einnahmen  und  Aus- 
gaben besondere  Budgets  hätten,  die  fiut  Va  mal  so  grots  seien, 
wie  das  des  Staats.  Die  Ausgaben  der  französischen  Departe- 
ments verschwänden  dagegen.  Auch  der  Vergleich  mit  anderen 
Staaten  sei  schwer.  Rouher  ging  dann  an  die  Prüfung  der 
autonomen  Tarife  anderer  Länder  Europas.  Der  Grund  für 
deren  Zol]«  rhöhungen  sei  neben  der  Finanznot  —  Öster- 
reichs und  Italiens  —  in  der  Furcht  vor  den  Schritten  Frank- 
reichs zu  suchen.  In  Frankreich  sei  die  Schutzzollbewegung 
zuerst  in  Gang  gekommen  und  hätte  EinfluTs  auf  die  Politik 
errungen.  Deutschiandy  welches  Frankreich  die  Heistbe- 
gOnstigung  geben  mUsse^  woUe  gegen  Zollerhöhungen  gerttstet 
oasteiuL 

Die  Kommiss!onsanträ«;e  machten  die  europäischen  Ver- 
träge schwierig.  Und  doch  seien  Verträge  nötig,  weil  sie  den 
Frieden  und  die  Kultur-  und  Wirtschaftsentwicklung  aller 

Länder  förderten.  Es  handle  sich  aufserdem  um  ein  grofses 
sociales  Interesse.  „Wir  liaben  sehr  gelitten  ....  andere 
Völker  nahmen  zu  an  Ausdehnung;  wenn  wir  den  Mut  zum 
Fortschritt  haben,  können  wir  wachsen  in  der  Höhe  der 
Kultur.«  — 

Nach  der  Rede  Rouhers  vom  22.  und  23.  Februar  wurde 
trotz  des  Einspruchs  von  schutzzölinerischer  Seite  die  General- 
diskussion  geschlossen. 
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2.  Diskussion  der  Artikel. 

Die  SchluOsannahme  Ue(s  bereits  erkennen,  dafs  die  Kammer- 
mehrheit  im  groben  und  ganzen  fitr  die  Regierang  gewonnen 
war.  Erst  am  4.  März  kam  der  Tarif  wieder  aiiT  die  Tages- 
ordnung der  Kammer  zur  Beratung  der  Artikel.  Uiu  Zeit  an 
ersparen,  schlug  der  Abgeordnete  Lebaudy  (linkes  Centrum) 
vor,  1)  die  Dringlichkeit  der  Beratung  zu  erklären  und  2) 
den  Gesetzentwurf  in  4  Sondergesetze  nach  den  4  Abschnitten 
des  Tarifs  einzuteilen,  um  diese  gesondert  dem  Senat  schicken 
zu  können  und  so  die  Lesung  zu  beschleunigen.  Beide  An- 
träge wurden  angenommen,  obwohl  die  Gefahr  vorlag,  dafs 
der  Senat  ZollYorschläge  der  Kammer,  z.  B.  bezüglich  der 
Kohstoflfe,  sniUckweisen  oder  omändem  konnte,  auf  Grund 
deren  die  Kammer  die  Zolle  in  einem  anderen  Teil  des  Tarifs 
—  bei  Fabrikaten  —  noch  erhöhen  wollte. 

Ifan  begann  mit  der  Abteilung  der  ländlichen  Produkte. 
Artikel  nach  Artikel  wurde  verlesen  und  diskutiert  Ein 
heftiger  Kampf  erhob  sich  um  die  agrarischen  Forderungen. 

De  Kerj^gu  bot  den  Indiistricllon  noch  einmal  die  Allianz  an, 
aber  die  Verständigung  war  so  kurz  vor  der  Abstimmung  nicht 
mehr  herbeizuführen.  Fast  sämtliche  Wünsche  der  Landwirte 
wurden  abgelehnt;  Wolle,  Lein,  Hanf,  rohes  Holz,  «Ihaltige 
biimeii,  Kohiseidc  blieben  zollfrei.  Ebenso  wui*den  diu  Kom- 
missionabeschlttsse  auf  rohe  Felle,  Talg,  Fett,  Korn  und  Sals- 
fische  verworfen.  Oberhaupt  folgte  die  Kammer  der  Kommis- 
sion nur  in  den  Punkten,  m  .denen  sie  mit  der  Regierung  im 
Einyerstffndnis  war.  Die  Agrarier  erhielten  schliefslich  nur 
4  fr.  auf  Ruhe  und  1,50  fr.  auf  Widder  und  Schafe.  An- 
gesichts dieser  Thatsache  konnte  sich  deKerj^gu  nicht  ent- 
halten, vor  Zorn  und  Schmerz  aiis7:urnfen :  „Gepmüher  dem 
wahren  Delirium  der  Unterdrückungen,  welches  die  Kammer 
hin  iclitlich  der  Schutzzölle  ergriffen  hat,  braucht  man  schon 
einigen  Mut,  um  gegen  den  freihändlerischen  Kurt»  anzu- 
kämpfen". 

Die  Debatte  über  die  Textilrohstoffe  nahm  natürlich  den 
grOfsten  Baum  ein.  Die  Deputierten  der  Seidenproduktions- 
gebiete forderten  einem  Wunsch  des  Bundes  der  Landwirte 
entsprechend  einen  Zoll  von  10^  o  statt  der  Freiheit  der  Roh- 
seide. Aber  die  Hauptseidenindustrie  von  Lyon  war  dagegen. 
Da  sie  grofsenteils  für  den  Export  arbeitete,  war  sie  stets 
freihändlens!<'h  gewesen.  Ein  Zoll  in  Verbindung  mit  Rück- 
zollen  war  ihr  aber  unaniieiimbar ;  da  man  kein  Mittel  besafs, 
den  Stoff  bei  der  Ausfuhr  zu  erkeniifcjn.  Die  Antragsteller 
brachten  hauptsächlich  die  Klagen  der  Seidenzüchter  und 
Maulbeerbaumpdanzer  über  die  zu  dieser  Zeit  in  grofsem 
Ifafsstabe  aufgetretene  Krankheit  der  Seidenwflrmer  sum  Aus- 
druck.    Energische  Verteidiger    ihrer   Ansprüche  waren 
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de  Valfons  (rechtes  Centnim),  Lonl^et  (gemäfs.  Republ.)  und 
Madier  de  Montjau  (radikal).  Für  die  Lyoneser  Industrie 
sprach  Eduard  Millaud  (republ.  Union),  für  Saint-Pierre-les- 
Calais  Ribot  (linkes  Centniiu).  Mit  338  gegen  88  Stimmen 
wurde  daü  Ainendemeiit  abgelehnt. 

Ähnlich  ging  es  mit  den  Vorbciilügeu  für  Baumwolle, 
Wolle  und  Lein.  M(§line  hatte  trotz  der  grüisten  rednerischen 
Aubtreogungen  einen  Mifserfolg  zu  verzeichnen.  Unter  seiueu 
Ankän^rn  protoitierte  Doutresme  (gernttTf.  Hepubl.)  von  £1- 
benf  im  Kamen  der  demokratischen  Intereseen  gegen  daa 
Princip  der  Konkurrenz,  welches  durch  die  mechanischen 
Webereien  errichtet  sei.  Da«  sei  eine  Gefahr  fur  die  Hand- 
werker. Nun  trat  wiederum  Houher  in  die  Schranken^  um 
sich  in  schlagender  \^'pi8e  gegen  diese  Ausführungen  zu  er- 
klären: die  MaschiiKiiarbeit  sei  eine  der  gebieterischen  Not- 
wendigkeiten der  modernen  Industrie;  sie  hätte  dem  Arbeuer 
{»enützt  durch  Sclionung  seiner  Kraft  und  Gesundheit,  durch 
ili zielung  höherer  und  stabilerer  Löhne.  „Ich  leugne  es 
nich^"  sagte  er  zum  Schlufs,  „dafe  sittiicbe  Vorsttge  flir  die 
Familienwerkstitte  aprecben;  aber  können  Sie  diese  denn  in 
einem  Lande  wieder  errichten^  während  sie  aus  allen  anderen 
Industrieländern  Terscbwunden  ist  ?  Suchen  Sie  nicht  die  fort- 
schreitende Bewegung  der  mechanischen  Webstuhle  aufzuhalten; 
denken  Sie  daran,  dafs  dies  eine  siegreiche  P>obening  ist, 
und  dafs  niemand  den  Anspruch  machen  kann,  sie  zu  ver- 
nichten, ohne  weit  in  die  Zustände  der  Vergangenheit  zurück- 
zukehren." —  Rouher  drang  mit  seiner  Auffassung  durch, 
und  der  Minister  Tirard  gewann  Schritt  für  Schritt.  — 

Auch  in  der  Metallindustrie  zeigte  sich  der  Unterschied 
der  Auliassung  der  liegierung  von  der  der  Kommitision.  Die 
Ideen  des  Monopols  des  heimischen  Marktes  waren  lebendig 
geworden,  fanden  aber  bei  dem  Minister  keinen  Anklang.  Im 
einaelnen  verwandte  sich  Tirard  mit  Erfolg  besonders  Air  die 
Wiedereleichsetzung  der  Stahlräder  mit  den  Eisenrtldem. 
Stahlräder  brauchten  dieselben  Produktionsbedingnngen ,  wie 
Räder  aus  Schmiedeeisen.  Im  Zollamt  könne  man  beide  Arten 
aufserdem  nicht  nnterscheiden.  Zwischen  dem  gemeinsten 
Stahl  und  den  besten  Fabrikaten  aus  Eisen  läge  eine  un- 
endliche Fieihe  von  Zwischenprodukten,  bei  denen  man  nicht 
sagen  könne,  wo  der  Stahl  aufhöre  und  das  Prisen  anfange. 

Bei  landwirtschaftlichen  Maschinen  ging  die  Kamm,  r 
sogar  über  Tirard,  der  hier  die  gewöhnlichen  Eisenzulie  an- 
wenden wollte,  hinaus.  Auf  einen  Antrag  Frank  C  ha  uv  eau 
(gemäfs.  Linke)  hin  machte  sie  diese  gänzlich  zollfrei  und 
erfüllte  damit  jEUgleich  einen  lan^c  gehegten  Wunsdi  der 
Agrarier,  den  sie  nur  den  Industrieiien  loliebe  aurttc^geatellt 
hatten. 
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Ich  kann  an  dieser  Stelle  natürlich  nicht  alle  Tarifnummem 
einzeln  aufzählen ^  und  führe  nur  noch  weniges  aus  der  bi» 
zum  4.  Juni  dauernden  Specialdebatte  an. 

Der  Minister  Tirard  wandte  sich  vor  allenn  gegen  daa 
Princip  der  Staatseinmischung,  das  die  Schutzzoll neri sehe  Partei 
beseelte :  »Den  Staat  zu  dem  groÜBen  Regulator  der  Produktion 
in  Buwlieiit  heibt  ihn  dahin  treiben,  sioh  in  Dinge  sn  mischen^ 
die  ibn  nielits  angehen.  Zu  wollen,  dab  die  Zolltarife  der 
Spefciüatien  an  Hilfe  kommen,  dafs  sie  jedes  Priyatongltick 
vorhersehen,  ist  vollständig  unmöglich*. 

Andere  Kedner  fanden  die  Garantie  des  Preises  durch 
den  Staat  direkt  socialistisch.  — 

Tm  alliJ!;eineinen  verwarf  die  Kammer  alle  Zoiierhöhungen 
der  Kommission  und  hielt  sich  an  den  R^ierungstari f  oder 
.  rmäfsigte  diesen  sogar.  Die  Freihändler  schmerzte  es  nur, 
dafs  Kohle  nicht  vom  Zoll  befreit  und  die  Abgabe  von  Pe- 
troleum nur  herabgeeetati  aber  nicht  beseitigt  wttrde.  Wichtig 
ist  noch,  dals  ein  schutsalillnerischer  Antrag,  den  Alkoholgehalt 
beim  Wein  von  15  Grad  auf  12  Grad  herabzusetaen,  abgelehnt 
wurde. 

Das  Princip  der  Regierung,  die  Erhaltung  des  Status  quo 
mit  der  Zollernöhung  von  M^lo  &üp  nichtmeistbegünstigte 
Nationen  gab  den  Ausschlag. 

Die  übrigen  Artikel  des  Gesetzes,  welche  von  den  Entre- 
potzuschlägen  für  gewisse  Produkte,  von  dem  Kolonialregime 
und  anderem  handeln,  wurden  ebenfalls  nach  der  Regierungs- 
▼orlage  genefami(|:t  Pie  l&itrepotauschlage  trafen  Erzei^isse 
anfs  er  europäischen  Ursprungs,  welche  ans  europäischen 
Lindem  zur  Einfuhr  kamen,  meist  Kolonialwaren,  in  der  Höhe 
von  3 — 12  fr.  auf  100  kg  (auTser  dem  Zoll).  Höhere  Abgaben 
sollten  nur  Gewürze  (40  fr.),  Thee  (60  fr.),  Indigo  (25  fr.), 
Seidenprewcbe  (100  fr.),  Porzellan  von  China  und  Japan  (30  fr.), 
Zelienschmelz,  ^mail  claisonnd  (50  fr.),  Broncen  (40  fr.),  Möbel 
(30  fr.)  und  Muskatnüsse  (40  und  50  fr.)  entrichten. 

Daneben  gab  es  noch  etwa  20,  meist  iandwirtscludtliche 
Produkte  aus  europäischen  Ländern,  die  mit  Zuschlags- 
abgaben von  75  Cents,  bis  5  fr.  bedacht  waren,  wenn  sie  nicht 
direkt  ans  den  Emengungsländem  kamen. 

Die  franaOeischen  Kolonieen  wurden  dem  Generaltarif 
unterworfen.  Kur  verschiedene  wohlriechende  Hölzer  und 
Seesalz  vom  Senegal  und  aus  anderen  Kolonieen  blieben  zoll- 
frei. Algier  wurde  handelspolitisch  im  allgemeinen  dem 
Mutte  I •  1  a n  d  e  gl e i c hges teil t. 

Zum  bchlufs  erwähne  ich  noch  die  wichtige  Abstininiung 
über  den  ursprünglich  von  der  Regierung  vorgeschlichenen 
und  von  der  Kommission  in  etwas  geänderter  Form  beibehaltenen 
Kttmpfaoll  von  20Vo  fUr  Länder,  welche  französische  Waren 
Uber  Gebühr  hoch  belasteten.  Tirard  verlangte  jetzt  energiBch 
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die  Ablehnung  dieser  Regierungsvollmacht,  weil  die  Zoll- 
drohung von  20^Iq  zu  Repressalien  fiiliren  wiirdo  und  aufser- 
dem  die  Schutzzöllner  bei  jeder  Änderung  der  ausländischen 
Tante  nach  den  20®/o  rufen  wUiden.  —  Die  Kammer  verwarf 
die  20  ^'''o  nach  dem  Wunsche  der  Regierung.  — 

Die  freihändlerische  Presse  folgte  dem  Gai^e  der  Er- 
eignisse mit  8ichdich«n  Behagen.  Fournier  de  ¥Uxk  konnte 
sogar  im  Journal  des  fconomistes  sagen:  ,|Die  prohibttioniB- 
tische  Partei  und  das  Schutzzollsystem  habüi  eine  Niederlage 
erlitten,  von  der  sie  sich  nicht  so  bald  erholen  werden''. 

VI.  Kapitel. 
Der  iarifentwurf  im  Senat 

1.  Kummissionsbericht 

I 

Aber  es  blieb  noch  die  Lesung  des  Tarifs  im  Senat  ilbrig, 
und  in  dieser  Körperschaft  besafs  die  Schutaaollpartei  eine 
gröfsere  Gefolgschaft,  als  in  der  Kammer. 

Präsident  der  zur  Prüfung  der  Vorlage  eingesetzten  Senata- 
kommission  wurde  der  Grofsindustrielle  Feray  (konserv.llepubl.) 
aus  EsBonnes,  Generalberichterstatter  der  Mann,  gegen  welchen 
sich  schon  in  der  Kammer  der  Hauptansturm  der  wirtschaft- 
lich Liberalen  gerichtet  hatte,  Pouyer-Quertier  (Rechte). 

Die  einzelnen  Teile  des  Tarifs,  wie  sie  als  Sondergesetae 
▼on  der  Kammer  dem  Senat  ttberwiesen  waren,  hatte  die 
Kommission  vernünftiger  Weise  wieder  in  ein  Gesetz  yer- 
wandelt.  16  Sonderberichte  besprechen  die  verschiedenen 
Abschnitte  des  Tarifs.  Aber  das  Jahr  1880  ging  vorüber, 
ohne  dafs  die  Kommission  an  das  Ende  ihrer  Beratungen  ge- 
langt war.  Erst  am  8.  Februar  1881  l^e  Fouyer-C^uertier 
semen  Generalbericlit  dem  Senate  vor. 

Pouyer-Querticr  hob  als  leitenden  Grundsatz  tür  die  Tarif- 
beratung hervor,  dafe  man  die  künftigen  Verträge  im  Auge 
Malten  mttsse.  Ein  an  schwacher  Tarif  wQrde  Frankreich 
der  Glefahr  anssetaen,  von  selten  der  fremden  Mächte  keine 
Konzessionen  zu  erhalten.  Diese  würden  dann  Tondehen,  auf 
sich  den  niedrigen  Generaltarif  angewoidet  zu  sehen,  ohne 
dafs  sie  ihrerseits  zu  Zollverringerungen  verpflichtet  wären. 

Zo!lerhö]nni'''on  seien  ferner  durcli  die  Erjrelynisse  der 
Handelsbilanz,  durch  das  Vorc:*dien  Spaniens,  Italiens,  Öster- 
reich-Ungarns und  Deutschlands  in  scliutzzöUneri-olinm  Sinne 
und  durch  die  Konkurrenz  Rufslands,  Kanadas,  Indiens  und 
besonders  der  Vereinigten  Staaten  von  Kordamerika,  denen 
Ponyer-Qnertier  allein  einen  ganaen  Abschnitt  seines  Berichtes 
widmete,  gerechtfertigt. 
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Der  Berichterstatter  führte  dann  im  einzebieii  die  Be- 
schlüsse der  Kommission  an  und  hob  dabei  namentlich  die 
Punkte  hervor,  in  denen  sie  eine  abw^eichende  Stellimg  gegen- 
^iber  der  Depiitiertenkauimer  einnahm. 

Bei  den  aniinalisrheu  und  vegetabilischen  Stoffen,  also  den 
Produkten  der  Landwirtschaft,  empfahl  die  IMin  jritfit  die  Bei- 
behaltung der  Kammerbeschi Usse,  die  Majorität  nahm  aber 
Erhöhungen  Tor.  .Es  bandelt  sich  darum,  die  erste  und 
nationalate  unserer  Industrieen  au  retten/  Ah  eine  Weiaen- 
seUerbOhon^  wagte  eich  die  Senatskonmusnon  aber  nicht 
henin.  Weisen  behielt  den  Zoll  von  60  oents.  auf  100  kg. 
Dagegen  wurde  Roggen,  Mais  und  Hafer,  welche  die  Kammer 
zollfrei  gelassen  hatte,  ebenfalls  mit  der  Abgabe  von  60  cents 
belegt,     nl^^  ''^^  erste    der  Landwirtschaft  gegebene 

Oenugthuung.*  Man  sprach  sich  auch  darüber  befri(äigt  aus, 
dafö  der  Minister  Tirard  vor  der  Deputiertenkammer  die  Ver- 
pflichtung Ubemommen  hatte,  die  ländlichen  Produkte  nicht 
m  die  '^rtragatarife  mit  aa&miehmeii,  sodafe  das  Land  im 
Kotiall  zu  geeigneten  MalÜBregeln  nooh  immer  schreiten  konnte.  — 
Die  Bohatoffe  blieben  frei.  —  Die  ViehaOlle  und  die  Abgaben 
▼on  Fleisch  hing^en  mufften  sich  eine  Steigerung  gefallen 
lassen.  —  Einen  leichten  Zoll  erhielten  die  vordem  freien,  öl- 
haltigen Samen.  —  Im  allgemeinen  sind  die  Gaben  für  die 
Landwirtschaft  höchst  matrt-r  zu  nennen.  Die  wichtigste 
acrrarische  Forderung  ,ZöUe  auf  Weizen  und  Rohstoffe!'  blieb 
jedenfalls  unerfüllt.  — 

Unter  den  Metallwaren  erhöhte  man  den  Zoll  für  Eisen- 
drabt.  Stahlrftder  nnd  Reifen.  Femer  nahm  man  wieder  die 
Ton  a«r  Kammer  fidlen  gelassenen  Zölle  von  6  fr.  auf  land« 
wirtscbaftliehe  Maschinen ,  von  20  fr.  auf  Nähmasdünen,  von 
175  und  850  fr.  auf  Nadeln  auf.  Man  steigerte  die  Abgaben 
von  Gitterwerk  aus  Eisen  oder  Stahl  und  von  Schrauben.  — 

Bei  den  chemischen  Produkten  wich  die  Kommission  in 
cutL'egengesetztem  Sinne  von  der  KaiiiiiK  r  ab.  Sie  schuf 
<  inu:c  Krmäfsigungen,  und  zwar  für  W  einsteinsäure,  Schwefel- 
aiuiiiuiiiak ,  Chromat  von  Pottasche  und  Farben  von  Anilin 
und  Toiuidin.  £s  macht  aber  einen  des  komischen  Bei- 
geschmacks nicht  gana  entbehraid^  Eindruck,  wenn  Pou^er- 
Quertier  im  Hinblick  auf  diese  Erniedrigungen  —  die  einzigen 
itn  ganzen  Zolltarif  —  schreibt:  „Damit  hat  die  Kommission 
den  oeweia  der  Unparteilichkeit  geliefert,  mit  der  sie  alle 
Punkte  dea  Generaltarifs  geprüft  hat*".  Übrigens  machte  die 
Kommission  ihr  Abw^eichen  vom  ^yege  des  Schutzzolls  damit 
wieder  gut,  dafs  sie  für  zahlreiciie  andere  8:luren  und  Chemi- 
kalien, ferner  ftir  Seifen  und  Pai'fümerieen  die  Zölle  erhöhte.  — 

Bei  dem  Kapitel  »Getränke'  führte  man  lebhafte  Klage 
über  PhvUoxera  und  Oidium,  die  dem  Weinbau  so  sehr  ge- 
schadet hätten,  dafs  Frankreich  aus  einer  exportierenden  eine 
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importierende  Nation  geworden  wäre.  Man  fehlte  sich  auch 
durch  die  Alkoholeinfuhr  Deutschlands  beunruhigt.  Doch 
änderte  man  nic  hts  an  den  Zöllen.  Nur  für  Wein  und  Wein- 
essig schuf  man  eine  Erhöhung  von  4,50  auf  6  fr. 

Die  Abgaben  von  Topfwaren,  Gläsern  und  Krjsiallen  er- 
litten keine  Veränderung ;  das  Gleiche  gilt  für  Papier,  Felle, 
Waffen  und  Munition.  Hols-  und  Muaikiwen,  und  die  unter 
der  Rubrik  yVeieehieaenes'  stehenden  Fabrikate.  — 

Seile  und  Bindfaden  in  dem  Ramtel  ^parterie'  behandelte 
man  wie  Game  von  Hanf  und  Flacns.  — 

Den  gröüsten  Teil  des  Berichtes  nahmen  Garne  und  Ge- 
webe ein.  Im  Punkt  der  Seide  schlofs  man  sieh  der  Kammer 
an,  nur  dafs  m.in  zwirnte  Garne  aus  Flockaeidenabfall  den 
gezwirnten  Garnen  aus  Lein,  Hanf,  Wolle  und  Baumwolle 
gleichsetzte,  also  statt  der  Erhöhung  von  15 ^/o  über  die  ein« 
fachen  Game  in  den  Tarif  30*^/o  schrieb. 

Pouyer-Quertier  beklagte  &kr  alle  Textilien  daa  Fallen  der 
Aualnhr  und  das  Wachsen  der  Konkunena.  Die  Seidenr 
fabrikate  von  Krefeld  und  Zürich  machten  Lyon  erfolgreichen 
W^ettbewerb.  Lein  und  Hanf  hätten  gegen  England,  Belgien, 
Österreich,  Italien  und  Hufsland  zu  kämpfen.  Am  meisten 
leide  die  Baumwollenindustrie.  Das  liege  aber  nicht  am  Ver- 
lust Elsafs-Lothringens,  weil  dort  auch,  und  zwar  schon  For 
1870,  die  Not  grofs  gewesen  sei.  Für  Baumwollengarnc  hatte 
die  Kommission  deshalb  die  Kategorieenzahl  vermehrt,  bis  auf 
Garne,  die  in  l  kg  100  000  Meter  mafsen.  Neben  diesen 
feinsten  Garnen  irab  man  den  beiden  untersten  Klasaen 
einen  erhöhten  ZoUi  um  damit  der  Spinnerei  der  Kormandte 
aufzuhelfen,  deren  gröbere  Produkte  sidi  kaum  mehr  halten 
konnten.  In  den  anderen  Klassen  erneuerte  man  alle  Be- 
schlüsse der  Kammerkommission. 

Für  die  Baumwolleugewebe  beliefs  mau  es  bei  der  Vorlage, 
nur  für  Gewebe  aus  gefärbtem  Garn  vertrat  mau  sehr  enei^isch 
die  in  der  Kammer  abgelehnten  Forderungen  Mölincs. 

Unter  den  Wollgeweben  erhöhte  man  nur  drei  >i Ummern 
im  Sinne  der  Kammerkommission. 

Bei  Jute  blieb  alles  bei  den  bisherigen  Bestimmungen.  — 

Die  llbrigcn  Artikel  des  Gksetses  lieb  man  gleichfidla 
unbertthrt  bestehen.  Unter  die  Vorzüge  des  ganzen  Tarifs 
rechnete  Poujer- Quertier  besonders  die  Umwandlung  der 
Wertzölle  in  speciHsche:  „Das  ist  eine  ausgezeichnete  Mafs- 
regel,  der  Eure  Kommission  sich  ohne  Besinnen  angeschlossen 
hat«. 

Im  ganzen  hatte  die  benatskoirnnission  von  647  Kapiteln 
nur  67,  meist  im  Sinne  von  Erhoimugen  geändert.  Sie  ver- 
zichtete auch,  um  ihre  verhältnismäfsig  liberale  Gesinnung  zu 
zeigen,  auf  die  wieder  TorgeschlafEene  KampfzollerhOhung  von 
20  ^/o,  und  hoffke  bestimmt  auf  Annimme  ihrer  Antrttgeim  Plenunu 
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2.  GeneraldiskusBion. 


Vom  14.  bis  18.  Februar  1881  beschäftigte  die  General- 
di8ku>sioii  der  Vorlage  den  Senat.  Ich  kann  mich  bei  der 
Schildei  ung  derselb«  u  kürzer  fassen,  weil  die  Vertreter  der 
einzelnen  Gruppen  im  wesentlichen  dieselben  Gedankengänge, 
wie  Uure  Freunde  im  Hanse  der  Abgeordneten  vorbrachten. 
Der  Vonitiande  der  KommieeioB,  Feray,  leitete  die  Debatte 
mit  einem  kunen  Hinweis  auf  die  Arbeit  derselben  ein.  Die 
Grundlage  des  Tarifs  sei  das  Zollsystem  von  1860,  mit  dem 
man  nnr  einige  Verbesserungen  als  Kompensation  der  Kriegs- 
lasten von  1870  71  und  der  günstigeren  Produktionsbedingungen 
des  Auslands  vorgenommen  habe.  Man  mufste  auch  die  pro- 
tektiunistisehen  Tendenzen  in  den  anderen  Staaten  Europas 
und  Amerikas  bertk-k sichtigen.  So  sei  in  Deutschland  liir 
Eisen  in  Barren,  das  vorher  frei  war,  ein  Zoll  von  3  fr.  eiu- 
geftdkrt  werden. 

Der  folgende  Redner,  Fresnean  (klerikal,  Legitimist)  be- 


grund  der  teueren  Produktion  sei  die  geringere  Leistung  des 
französischen  Arbeiters  bei  höheren  Löhnen.  „Die  Arbeits- 
kraft fla  main  d*oeuvre),  um  ein  Drittel  in  Frankreich  teurer, 
als  in  fl^^n  anderen  Staaten  des  Kontinents,  ist  das  wahre 
Hindernis  für  unsere  Ausfuhr."  Fresneau  schilderte  dann 
zahlenmäfsig  das  Wachsen  der  Einfuhr  und  das  Zurückbleiben 
licr  Ausiuhr. 

Für  die  Landwirtschaft  bedeutete  ihm  der  Weltgetreide- 
markt ein  grolse  Ge&hr:  »Das  einzige  Gerücht  eines  Krieges 
twischen  Rufsland  und  der  Türkei  hatte  genügt,  um  England, 
ans  Furcht  vor  einem  gröfseren  Übel,  in  die  Lage  au  versetzen, 
das  Kahmogsmittel  des  Arbeiters,  das  Kahrungsmittel  des 
Armen,  in  48  Stunden  um  40**  o  steigen  zu  sehen." 

Aueh  fbV  Konkurrenz  Amei-ikas  sei  für  Europa  bedeutsam. 
In  0  Monaten  wilren  80000  Kinder  nach  Liverpool  eingeschifft 
worden,  bxlals  England  die  Peripneumonie  hätte  erfinden 
luilbsen,  um  die  Tiere  aus  gesundiieitiicheu  Gründen  zurück* 
anweisen. 

Fresneau  wies  aum  Schlufs  auf  die  fache  Steuerlast  hin, 
unter  der  die  Landwirtschaft  seufze^  und  beklagte  das  Fallen- 
httsen  der  Rohstoffzölle.  Die  Industrie  denke  nur  an  sich  und 
den  Ausfuhrhandel.  — 

Diesen  Klagen  trat  am  folgenden  Tage  der  Senator  Fon- 
eher  de  Ca  r eil  (link.  Centruni )  entgegen.  Die  Landwirte 
s})i;ulien  immer:  Es  in  Frankreich  eine  dopjjeltc  Ge.sftz- 

g<  bung,  1)  für  die  Indu.  Trie;  2)  gegen  den  Ackerbau.  Das 
•ei  Ubertrieben,  wenn  man  auch  eine  etvvaö  ungleiche  Behand- 
Insg  sugeben  müsse.  Die  Landwirtschaft  müsse  sich  allein 
helfen :  ^Der  Kaiser  hat  die  Landwirtschaft  durch  die  Handels^ 
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freiheit  in  das  Wasser  geworfen,  aber  nicht  um  sie  zu  er- 
tränken, sondern  um  sie  schwimmen  zu  lehren."  Das  beste 
sei :  „Freiheit  und  eine  mit  gleichem  Mafs  für  alle  messendei 
weise  und  gemälsigt  schützende  Kegierung." 

Schärfer  für  die  Protektion  trat  D  ufour  uel  (link.  Centniin, 
Gruppe  Feray)  ein.  Die  kleinen  Mittel,  welche  Tiraiii  der 
Lana Wirtschaft  verspreche,  wären  zu  gering.  Man  solle  die 
Arbeit  heben,  aber  nHsht  die  der  Luzusindustrieen  allein,  sondern 
der  Landwirtschafi  Das  HereinsMm^n  fremder  Betehtttmer 
ins  Land  nütze  gar  nichts.  Er  erinnere  an  Spanien,  das  trots 
der  Überschweanmnng  mit  Gold  zu  Grunde  gegangen  sei,  weil 
es  die  Arbeit  vemacnlässigt  habe.  Die  ganze  produzierende 
Klasse  hoffe  auf  die  Prot^tion  der  Arbeit  durch  die  Stimme 
des  Senats! 

Im  Gegensatz  zu  Dufournel  verteidigte  ein  Mitglied  der 
Minderheit  der  Kommission,  der  Senator  Gaston  Bazi  11  e  (Linke), 
den  Regierungaentwurf.  Er  war  ein  Agrarier  aus  dem  Süden 
Frankreichs  und  mehr  dem  Freihandel  geneigt. 

Bastlle  begann  ndt  einer  Kritik  der  ^mdelsbilanalehie. 
Für  die  Einfuhr  zahle  man  dem  Ausland  keineswegs  einen 
Tribut.  Bei  jedem  Handel  emp&nge  und  leiste  man  stets  nur 
den  Gegenwert.  —  Dann  ging  er  auf  die  Lage  der  Land- 
wirtschaft ein.  Diese  müsse  immer  auf  der  wissenschfiftlk  hen 
Höhe  der  Produktionsmethoden  bleiben.  Das  sei  ein  besserer 
Schutz,  als  das  Palliati\Tnittel  der  Zölle.  Ein  Kompromifs  mit 
der  Industrie  aei  höchst  schädlich.  Der  Landwirt  brauche 
billige  und  gute  Geräte,  Maschinen  und  dergleichen.  Für  ein 
Linsengericht  gilben  die  Agrarier  den  Vorteil,  den  aie  von 
biUigen  Industrieprodokten  hätten,  hin. 

Auch  der  folgende  Redner,  Claud«  (linkes  Centrum)  ans 
dem  Departement  der  Vogesen,  besprach  die  Handelsbilanz. 
Die  Meinung,  dafs  eine  Nation  um  so  reicher  sei,  je  mehr  die 
Importe  die  Exporte  übersteigen,  sei  ein  bedauerlicher  Irrtum. 
England  hätte  als  Ersatz  seine  riesige  Handelsmarine ,  deren 
Fracht  die  geringere  Ausfuhr  ausgleiche,  und  die  Zinsen  der 
im  Ausland  angelegten  Kapitalien.  Claude  warf  dann  einen 
Blick  auf  die  theoretische  Seite  der  Frage  und  verteidigte 
gegenüber  Freihandel  nnd  Schutzzoll  die  Theorie  von  der 
Kompensation.  Leider  sei  der  Urheber  dieser  Lehre,  welcher 
auch  den  Namen  Kompensation  geprägt  habe,  Leonce  de  La- 
yergne,  nicht  mehr  am  Leben.  Der  Redner  suchte  die  Linke 
dadurch  für  die  Kommissionsvorschläge  zu  gewinnen,  dafs  er 
ihnen  die  Zwocklosigkeit  ihrer  Bemühungen  vor  Augrcn  führte, 
weil  der  Generaluirif,  da  er  wegen  der  Verträge  überhaupt 
praktiscli  nicht  angewendet  würde,  un^refahrlich  sei.  „Ich 
glaube,  dafs  niemand  den  Gedanken  hat.  daü  der  Tarif,  welcher 
uns  vorliegt,  angewendet  werden  soll.  Wenn  dies  geschehen 
sollte^  so  wttrde  ich  selbst  sagen,  dafs  er  au  hoch  ist  Ich 


Digitized  by  Google 


xvni  2. 


157 


▼orlange  oieht  «oYiel;  alle  Welt  ftdüt  ee^  die  Regierung  weifs 
wir  wissen  es  alle,  dafs  der  Generaltarif  niemals  angewendet 
wird.   £s  Bchetnt  also,  daCs  es  im  Grunde  gar  kein  so  grofgeB 
Interesse  giebt,  Redakttonen  oder  ErhOkungen  dee  Tarifs  au 

criangen." 

Einzelne  iilrholiiinj^en  zum  Schutz  der  Industrie  seien  aber 
doch  nötig.  Ihr  Wohiergeheu  sei  zugleich  das  der  Landwirt- 
schaft, deren  Hauptabnehmerin  sie,  und  nicht  das  Ausland,  wäre. 

Im  Sinne  Gaston  Bazilles  antwortete  der  bekannte  Frei- 
kSndler  Joeeph  Garnier  (Linke),  der  Chefredakteur  des  Jonnial 
des  Economistes, 

Er  lüg  in  witxiger  nnd  die  Anfinerksamkeit  fesselnder 
Weise  mit  denselben  Gründen  und  Itibnltchen  Beispielen,  wie 
Rouvier  in  der  Deputiertenkammer,  gegen  die  Theorie  der 
Handelsbilanz  7ai  Feldf.  Kompensation  wäre  mir  ein  anderes 
Wort  fUr  Protektion.  Der  Zoll  sei  die  schiechteste  aller 
Steuern . 

G ai  üier  erwiderte  kurz  der  Senator  T o  1  a  i n  (republ.  Union). 
Die  Theorie  des  laissez  faire  passe  nicht  fUr  das  oraktische 
Leben,  Der  Zoll  kSnne  eist  im  Zeitalter  der  allgemeinen 
CiviUsation  und  dos  Weltfiriedens  verschwinden. 

Die  Regierung  hatte  bisher  geschwiegen.  Der  anwesende 
Hinister  Tirard  wartete  die  Rede  des  Generalbenchterstatters 
Pouyer-Quertier  ab,  um,  wie  er  nachher  eingestand,  die  Arbeit 
der  Komrnission  nach  ihrer  Verteidifrung  durch  das  Haupt  rler 
Schutzzöllner  um  so  wirksamer  angreifen  zu  können.  In  der 
That  bestand  ein  Widerspruch  zwischen  den  Kaden  der  Fro- 
tektionisten  und  ihren  Thaten.  Pouyer-Quertier  hatte  in  seinem 
Bericht  zahlreiche  Verbeugungen  vor  der  Landwirtschaft  ge- 
maoht  und  ihre  Notlage  henrorffehoben ;  ihren  Tariffordemngen 
aber  hatte  er  nur  in  sehr  dttntiger  Weise  Rechnung  getragen. 
Es  war  nun  ein  taktisch  durchaus  geschiekier  Zug  von  Tirard, 
bei  der  Zusammensetzung  des  Senates  eine  Spaltung  der 
protektionistischen  Mehrheit  durch  Trennung  der  Agrarier  von 
aen  Industriellen  herbeiführen  zu  wollen.  Nur  dadurch  konnte 
überhaupt  Tirard  die  Durchsetzung  seiner  Grundsätze  erreicht 
sehen. 

Pouyer-Quertier  hatte  seinerseits  auch  die  Rede  des 
Ministers  abgewartet  um  deren  Angriffe  im  einzelnen  zurück- 
weisen land  ihre  Schwttohe&  aitsnntsen  zu  können.  Als 
aber  Tinurd  erklSrte^  er  wttrde  erst  nach  ihm  sprechen,  weil 
er  Torher  dne  Begründung  der  widerspruchsvollen  Kom- 
missionsTorlage  erwarte,  sah  sich  Pouyer-Quertier  ge- 
iwungen,  zuerst  in  die  Schranken  zu  treten. 

nie  Hand  eis  vertrMG:e  wolle  er  principiell  nicht  anofreif*  n. 
Die  Politik  von  1860  aber  hlttte  eine  ungünstige  Wirkung  ge- 
habt Ihr  Zweck,  neue  Märkte  der  Industrie  und  Landwirt- 
schaft zu  eröffnen,  sei  nicht  erreicht.   Seidenwarea  und  Wein 
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flolUen  die  Welt  Ubenohwenunen.   Statt  dessen  werde  nan 

Frankreich  von  den  Fabrikaten  des  Auslands  überschwemmt. 
Die  Weinausfuhr  hätte  saok  allerdings  auch  durch  die  Phylloxera 
vermindert.  Aber  noch  vor  dem  Auftreten  der  Reblaus  wäre 
die  Ausfuhr  nicht  in  dem  erwarteten  Mafse  ^restiegen.  Nament- 
lich nach  England  sei  sie  schwach  geblioben,  weil  dort  der 
Thee  den  Wein  vordrängt  hätte.  Frankreich  allein  sei  der 
Hauptabnehmer  seiner  Weine. 

Der  Ekport  der  Seidenwaren  sei  von  500  Mill.  fr.  im 
Jabre  1859  auf  188  Mill.  fi*.  20  Jahre  später  gefidlen. 

Und  für  die  erhoffte  and  nicht  eingetretene  Steigerung 
der  Ausfuhr  hätte  man  den  Ruin  der  Handelsmarine  in  Kauf 
nehmen  müssen.  Erst  das  neue  C^eseta  (vom  29.  Januar  1881,  auf 
das  ich  später  genauer  eingehen  werde)  mit  seinen  Prämien 
hätte  hier  wieder  Wandel  geschaffen. 

Die  Einfuhr  wachse  zur  selben  Zeit  zusehends.  Dabei 
schlössen  die  anderen  Staaten  ihre  Thore.  Amerika,  dessen 
gewaltige  Produktion  tiber  Europa  hereinbreche,  und  welches 
die  französischen  Waren,  namentlich  Weine,  besonders  hoch 
belaste,  gedeihe  prächtig  bei  dem,  Schutsiollsvstem.'  Die  fran- 
zösischen Landwirte  könnten  das  hl  Getreide  nicht  unter  20 
bis  22  fr*  abgeben,  Amerika  aber  teilweise  schon  ftlr  14  fr. 
Die  Hoflfhung  auf  eine  Erschöpfung  des  dortigen  Bodens  sei 
angeschlossen. 

Was  für  Abwehrmittel  gäbe  es  nun?  Der  Freihandel 
habe  in  England  die  Landwirtschatt  ruiniert.  Die  Vieheinfuhr 
könne  dort  nur  durch  Mafsregeln  der  Gesundheitspolizei  be- 
schränkt werde  Ii.  Auch  sonst  habe  der  Freihandel  abgewirt- 
schaftet Rufsland,  Italien,  Österreich,  Deutschland,  Spanien, 
Portugal  und  Kanada  hätten  ihre  Tarife  erhöht  Das  mftsse 
Frankreich  befolgen. 

Der  Landwirtschaft  könne  man  allerdings  nicht  mehr,  als 
die  Kommission  biete,  augenblicklich  gewähren,  namentlich  nicht 
einen  Zoll  auf  die  Kohstoffe  der  Industrie. 

Gleichheit  vor  der  Steuer  sei  auch  sein  Grundsatz.  Die 
Produzt  [itcn  /aliiten  aber  zu  viel  Abgaben;  man  müsse  also 
den  FabrikaiUrn  entweder  diese  Steuern  zurückgeben  oder  zur 
Kompensation  die  fremde  Eiuiuhr  belasten.  Der  Auisenhaudel 
werde  überschätzt;  der  innere  Markt  müsse  entwickelt  werden. 
Ohne  Schutz  sähe  die  Industrie  sich  geawungen,  die  Löhne 
Bu  reduzieren;  das  sei  eine  politische  und  soouile  Qe&hr. 

Die  Lehre  Ton  der  Handelsbilana  sei  vollständig  richtig. 
Auch  die  engliche  Industrie  habe  unter  der  Freiheit  schwer 
zu  leiden.  Frankreich  sei  aber  in  ungünstigerer  Lage,  weil  es 
nicht,  wie  England,  Kolonieen  für  den  Export  besitze. 

Die  Textilindustrie  lebe  im  arg-sten  Notstand*  ,  vie  le  >|. In- 
nereien mulöten  geschlossen  werden.  Nur  die  Kanirnwoil^arne 
in  Reims,  Foumies  und  Houbaix  prosperierten,  weil  sie  am 
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lieBten  geachütst  wären.  Eardierte  Wolle  aber  unterliege  der 
Eonkumiis.  Die  Ljoneaer  Seidenhändler  seien  freilich  zur 
frieden,  weil  sie  nicht  Fabrikanten,  aondern  nur  Spekulanten 

seien,  die  die  Heimarbeiter  Lyons  je  nach  der  Geschäftslage 
beschäftigten.  In  Hanf  und  Flachs  wäre  die  Zahl  der  Spindeln 

von  750000  auf  50  000  gesunken.  Der  Minister  solle  doch 
einmal  die  grofsen  Industrieen,  welche  von  der  ZoUrefbrm  von 
1860  Vorteil  gehabt  hatten,  aufzählen. 

Pniiyer-Qiu  rtier  schlofs  mit  einer  beweglichen  Klnpre  über 

die  notit  idriide  Landwirtschaft:  „Die  Produktion  von  Weizen 

ist  ebens  o  unerläfslich,  wie  ein  g-utes  Heer."    Der  Ackerbau 

brauche  eine  unmittelbare  Hilfe,  nicht  \  crsprechungen. 

Der  Handels-  und  Landwirtachaftsmin ister  Tirard  ant- 
wortete sofort.  Der  Bericht  der  Kommission  und  iiue  Vor- 
schläge ständen  in  Widersproeb.  Pouyer-Qaertier  klage  über 
die  JLandwirtBchaf^  hätte  aber  keinen  einzigen  ZoU  am  Cere- 
alien  Torgeaehlagen. 

Wie  stände  es  Überhaupt  mit  der  Volkswirtschaft?  Pouyer- 
Qaertier  behaupte,  von  1849  bis  1859  wäre  ein  ]f  ortschntt  su 
▼eneichnen  gewesen  und  die  Ausfuhr  gestiegen.  Das  gab 
Tirard  zu,  doch  bestritt  er  den  Einflufs  der  damaligen  Schutz- 

zollgesetz^obiinp"  und  hob  als  Hauptgrund  dieser  Entwicklung 
die  englischen  ZoUretormen  von  1842-60  hervor,  ^^!t  der 
Öffnung  des  britischen  Marktes  mufste  sich  der  franzri.sibciie 
Export  naturgeniäfs  vergröfsern.  FUr  Englaud  sei  dies  kein 
Nachteil,  sondern  ein  grofser  Segen  gewesen.  .  Auch  die  fran- 
aOsischen  IUfi|iemng6n  hätten  dies  damals  eingesehen  und 
wollten  gleicualls  zur  Handelsfreiheit  übergehen.  Aber  bis 
1860  wären  alle  Pläne  an  der  mäditigen  Koalition  der  indu- 
striellen Oligardhen  gescheitert 

Im  übrigen  sei  auch  später  die  Ausfuhr  gestiegen.  Trotz 
der  schlechten  JSmten  hätte  sie  von  1876  bis  1880  im  Mittel 
3365  Mill.  fr.  erreicht,  während  sie  1850  bis  1854  nur  1296 
MiU.  fr.  betrug.  Die  Einfuhr  wäre  auch  gewachsen.  Aber 
das  sei  kein  Unglück,  weil  ihr  Gegenstand  Stoffe  wären,  die 
der  französische  Boden  zu  wenig  oder  g:ar  nicht  erzeugte : 
Wolle,  Seide,  Bauholz,  Kohle,  Petroleum  und  Baumwolle,  Jute, 
exotische  Hölzer.  Sogar  Wein  müsse  Frankreich  jetzt  impor- 
tieren. Aber  gegen  die  Reblaus  und  ebenso  gegen  die  Krank* 
heit  des  Seidenwunns  helfe  kein  Zolltarif»  Könne  denn  femer 
die  Getreideeinfuhr  aus  Amerika  als  ein  Unglück  betrachtet 
werden,  da  sie  dooh  Frankreich  yor  einer  Hungersnot  bewahrt 
habe?  Eine  fortdauernde,  vernichtende  Einfuhr  von  dorther 
sei  undenkbar.  Jenseits  des  Oceans  gäbe  es  auch  ein  bestän- 
diges Schwanken  der  Produktion  und  der  Preise.  Das  Gleiche 
gelte  von  liul'sland  und  Ungarn.  Rufsland  ziunal  sei  sogar 
hkudg  aui  eine  Einfuhr  angewiesen. 
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Was  nun  die  InduBtrie  anbetreffe,  so  sei  die  Fabrikat^ 
ausfuhr  bestXadig  gestiegen,  wenn  auch  die  Preise  gefallen 
wären.  Die  vermehrte  Einfuhr  ginge  auf  Rechnung  der  Roh- 
stoffe, f]ie  (He  Industrie  doch  nicht  entbehren  könne. 

Der  Preis  der  Nahrung  aber  tVir  die  grofse  Bevölkerung 
könne  nicht  erhöht  werden.  Niemala  sei  Fleisch  und  G-etreide 
80  teuer  gewesen,  wie  heute.  Die  Armenverwaltung  hätto 
deshalb  bereits  eine  Krediterhöhung  beantragt  Ausserdem 
ginge  die  R^erung  vielleicht  sdion  zu  wdt.  Ihre  Ifaftregeln 
gegen  gesalzenes  Fleisch ,  ein  biUisee  Volksnahrtingsniitt^ 
wegen  der  Trichinengefahr  seien  ja  oringend  nötig,  aber  nun 
dü^e  man  doch  nicht  auch  die  Kosten  des  frischen  Fleisches 
erhöhen. 

Man  fordere  immer  Steuerermäfsigungen.  Hätte  die  (resetz- 
gebung  nicht  bereit**  die  Abgaben  von  Zucker  und  Wein  ii erab- 
gesetzt? Was  nun  die  Gleichheit  der  franziisischen  und  frem- 
den Produkte  vor  der  Steuer  anbelange,  glaube  man  denn, 
das  Auölaud  bezahle  deu  Zoll'?  in  Wirklichkeit  entrichte  ihn 
nnr  der  französische  Konoument  Man  hätte  Frankreich  mit 
Steuern  ttberlastet  gefunden:  als  Heilmittel  schlttge  man  nun 
eine  neue  Belastung,  die  Erhöhung  der  Tarife,  vor. 

Wie  könne  man  blofs  Frankreich  als  durch  die  liberale 
Handelspolitik  ruiniert  schildern,  wenn  vor  aller  Augen  die 
deutlichsten  Zeichen  de^  Wohlstandes  sich  kund  gäben?  Das 
zeige  sich  schon  am  Stande  der  Sparkassen: 

1859  hätte  es  599  Sparkassen  mit  336  Hill.  fr.  Einlagen, 
1879  aber      1362        „  „  1149    „     „  , 

gegeben.  Die  Rolle  der  Regierung  sei  nicht  leicht.  Der  eine 
rufe  nach  Schute,  das  verstofse  wieder  ee^en  die  Interessen 
des  anderen.  Der  Augenblick,  einen  Schritt  auf  dem  Wege 
des  Freihandels  weiter  zu  gehen,  sei  allerdings  Bchlecht  ge- 
wählt.  Aber  ein  Rückschritt  sei  wenigstens  nicht  nOtig. 

Am  folgenden  Tage,  dem  18.  Februar  1881  nahm  Ponyer- 
Quprtier  noch  einmal  das  Wort  zur  Erwiderung,  und  aiieh 
Tirard  sah  sich  zu  einer  Ent^^ejLjnung  genötigt  Beide  ])r:iri- 
sierten  ihren  Standpunkt;  keiner  gab  nach.  Dann  wurde  die 
Generaldiskussion  geschlossen. 

3.  Diskussion  der  Artikel. 

Vem  18.  Februar  bis  zum  24.  März  beriet  man  die  Artikel 
Zuerst  zeigte  sich  die  Allianz  der  Industriellen  und  der  Agra- 
rier trotz  der  energischen  Opposition  des  Handelsministers 

durchaus  fest.  Mit  155  gegen  121  Stimmen  erhßhte  der  Senat 
den  Zoll  ftir  Kinder  von  6  fr.  auf  30  tr.  pro  Kopf.  Ebenso 
steigerte  man  die  Abgaben  von  Pökelfleisch  und  Schweine^ 
schmalz;  femer  schuf  man  für  Roggen,  Mais  und  Hnf^r,  Cerealien, 
welche  die  ikuiiimer  frei  gelassen  hatte,  einen  Zoll  von  öO 
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Cents,  auf  den  metrischen  Ceiunei  mit  Verdoppelung  des  Zolles 
ftlr  Mehl  aus  diesen  Paukten*  Erhöhnngen  erfuhren  noch 
die  Zölle  Yon  Wein,  OraDgen  und  Citronen,  Rosinen,  Terpentin- 
ewenzen.   Weiter  ging  man  aber  nicht  Dir  die  Landwirtschaft. 

Der  höhere  Weizenzoll  wurde  verworfen.  Ebenso  blieb  es  bei 
il er  Zollfreiheit  der  ölhaltigen  Samen  und  Früchte,  der  Zoll- 
treiheit  von  rohen  Fellen,  Wolle.  Flachs,  Hanf,'  Seide  in 
Cocons,  roh  oder  gezwirnt^  und  lioiz. 

Der  Minister  Tirard,  unterstützt  von  den  Senatoren  Gasten 
Baziile  (Linke)  und  Barne  (republ.  Union)  erreichte  also  gegen- 
über den  Anstrengungen  von  Fresneau  (J-iegitimist),  Pouyer- 
Qaertier  (Monarct^ist),  Paris  (Monarchist)  und  Ancel  (rechtes 
Centrum)  wenigstens,  dafs  die  wichtigeren  Agrarprodukte  nach 
dem  Status  quo  behandelt  wurden. 

Die  Agrarier  konnten  bei  dieser  Sachlage  anmöglich  ge- 
neigt sein,  sich  die  Industriefabrikate  verteuern  zu  lassen. 
Schon  die  Reginrunciatarife  mit  den  2i^''o  Erhöhung  ^in^^Mi 
ihnen  zu  weit,  wenn  etwa  die  Vertragsverhandlungen  scheitern 
sollten.  '  Andrerseits  hatten  auch  die  durch  die  Deputierten- 
kamuier  festgesetzten  specitischen  Zölle  erhöhende  Wirkung. 
Die  Koalition  der  Protektionisten  war  gesprengt.  Die  Forde- 
rungen für  Stahlrttder,  für  Baumwollgame  und  alle  wichtigen 
bdustrieeneug^isse  wurden  abgelehnt  und  nur  einige  wenige 
Artikel,  mnst  im  Einklang  mit  der  Regierung,  erhöht. 

WJL  KapiteL 
Der  neue  l^^eneraltarif. 

Die  Senatsbeachlüsse  machten  eine  Rücksendung  des  Tarifs 
lum  Palais-Bonrbon  nötig.  Die  Kammerkommission  trat  wieder 
zusammen.  Jetsst  wollte  sie  alle  Nahrungsmittelzölle  en  bloc 
ablehnen.  Der  Minister  Tirard  war  im  Grunde  dafür.  Aber 

er  wtlnschte  einen  Konflikt  mit  dem  Senate  zu  vermeiden,  um 
endlich  die  grofse  Arl>f^it  zu  Ende  zu  führen.  Der  General- 
tarif war  hei  aller  Anerkennung  der  Vorarbeiten  anderer  sein 
eigenes  Werk.  Er  hatte  mit  Daransetzung  »einer  ganzen 
Eugerie  die  Vorlage  in  seinem  Sinne  durehzubringen  gewufst 
und  wollte  bei  der  Kurzlebigkeit  der  französischen  iiiuisterien 
seit  dem  Sturase  von  Thiers,  also  in  8  Jahren,  hatten  sich 
12  Ministerien  abgelöst  —  auch  die  Ehre  haben,  dem  Tarife 
Gesetseskraft  zu  verschaffen.  Er  bestimmte  deshalb  die  Kom- 
mission zu  einem  Übergang.  Die  Kammer  billigte  auch  alle 
Beschlüsse  der  Kommission  am  2.  April  1881.  Von  den  76 
Veränderungen  do«  Senats  nahm  sie  40  an,  darunter  die  Forde- 
rungen für  Kolonialwaren,  Medikamente,  Fasom^  Stengel 
und  FrUehte  zur  Bearbeitung,  chemische  Produkte,  Farben, 

Fortchungen  XVlll  2.  —  Baascb.  11 
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ParfUmerieHy  Tapfwaren  i  Textilien,  Metall  waren,  Sparterie, 
Korbauushetwaren  und  verschiedenes.  27  Artikel  verftnderte 
die  ELammer  nach  ihren  alten  Beschlüssen.  Für  Rinder  empfiafal 
sie  nur  die  Hälfte  des  vom  Senat  voigesohla^enen  Zolls. 

Der  Senat  hörte  am  7.  April  den  Zusatzbericht  Ferays, 
welcher  die  Vorlage  in  dieser  Form  empfahl.  Nur  wollte  man 
durc'liaus  den  Zoll  für  Roggen,  Mais  und  Hafer  und  für  Reis 
beibehalten.  Aber  trotz  neuer  Anträge  der  Agrarier  und  der 
heftigsten  Ausfälle  von  Pouyer-Quertier  und  Paris  auf  den 
Dkliiiiister  Tirard  wurden  am  8.  April  die  Kammerbeschliujse 
zum  Gesetz  erhoben« 

Ära  7.  Mai  1881  wurde  das  neue  Gesetz  amtlich  verkündet. 
Unterzeichnet  war  es  von  dem  Präöideuten  der  Republik  J  uie^ 
Grövy  und  dem  Minister  Tirard. 

Zur  genaueren  Schilderung  dieses  Tarifs  müfste  ich  an 
dieser  Stelle  eine  Zusammenstellung  seiner  wichtigeren  Be- 
stimmungen bringen.  Ich  will  das  oier  unterlassen,  weil  ich 
später,  bei  der  Darlegung  des  neuen  EonTentionalregimes,  ge* 
zwungen  hin,  auf  die  Zahlen  des  G  iieraltarifs  aurtlckzugrei&n 
und  dann  noch  einmal  einen  Abrifs  davon  geben  mfiiste. 

Der  neue  französische  Qeneraltarif  war  ein  Kompromifs 
zwischen  den  Terschiedenen  Wirtschaftsanschauungen.  Die 
Zollerhöhung  von  24  ^/o  bedeutete  ein  Entg^enkommen  der  im 

ganzen  ^siegreichen  liberalen  Auffassung  gegenüber  den  Wün- 
Bchon  der  Schutzzöllner.  Frankreich  liefs  sich  aber  trotz  der 
Industriekrisis  und  der  schiechten  Ernten  von  1878  79  doch 
nicht  von  der  Strömung  der  Zeit,  die  in  den  anderen  Staaten 
zu  einem  W  eciibcl  m  der  Handelspolitik  iührte,  fortreifseu  und 
blieb  dem  kaiserlichen  Zollsystem  treu.  Man  darf  sich  aber 
nicht  der  Täuschung  hingeben,  dafs  man  den  fvanaOsiachen 
Tarif,  auch  nicht  den  Eonyentionaltarif  Napoleons,  ftür  frei- 
händlerisch hält.  £2r  war  nur  Tcrhältnismäfsig  liberal  gegen- 
über dem  alten  Oeneraltarif  von  1816  und  den  Forderungen 
der  Grofsindustriellen  und  Landwirte. 

Deutschland  hatte  zu  jener  Zeit  den  Sprung  aus  einer 
bedeutend  freihändlerischeren  Ära  zur  Schutzzollpolitik  miteinem 

autonomen  Tarif  tremjielit,  Frankreich  war  immer  inäfsig 
schutzzöllneriscli  gewesen  und  blieb  im  Interesse  der  Stetigkeit 
seiner  Handelsbeziehungen  bei  seinem  Zollsystem. 

Übrigens  hatte  sich  die  Sachlage  s(  lion  1880  insofern  ge- 
ändert, als  der  allgemeine  Druck,  welcher  auf  der  Industrie 
lastete,  verscliwaud;  der  französische  Aufsenhandel  war  wieder 
im  Aufschwung  begriffen.  Auch  die  Ernteerträge  der  Land- 
wirtschaft stiegen,  während  sich  die  mittleren  Preise  filr  den 
hlk  Weizen  auf  23  oder  24  fr.  hielten.  Vor  1858  waren  sie 
nur  19  fr.  gewesen.    Amerikanische  Lieferungen  su  14  fir. 
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liftlt  Am^  für  aus  der  Luit  gegriffen  ^  Nach  der  oflSciellen 
Statistik  und  unter  Absug  Eteafs -Lothringens  betrugen  die 
EmteertrSge  im  Mittel  : 

1850-59    82  215000  hl 

18G0— G9    95  747000  „ 

1870—79    9Ö405000  > 

1880    99471000  „ 

Gegen  die  Krankheit  des  Seidenwurms  und  die  Reblaus 
k  luite  naLui  lich  der  Oeneraltarif  nicht  helfen.  Für  den  Wein- 
bau schritt  die  Gesetzgebung  in  anderer  Weise  ein.  Ein  Ge- 
«etE  vom  15.  Juli  1878  gab  dem  Präsidenten  der  Republik  die 
Volbnaclit  die  Einfuhr  Ton  Wein,  auch  von  Blättern,  Ab- 
gingen, Weinpfilhlen,  Humus  aus  verseuchten  Gegenden  des 
Anmnds  und  auch  die  Übertragung  aus  französischen  Departe- 
ments in  andere  zu  verbieten. 

Auch  den  Koloradokäfer  (Doryphora),  welcher  dem  Kar- 
toffelbau gefilhrlich  war,  trafen  ähnliche  Mafsregehi  der  Re- 
gierung. 

Schliefslich  wurde  noch  eine  internationale  Reblauskon- 
vention*  angeregt,  die  am  17.  Dezember  1878  ein  gemein- 
sames Vorgehen  gegen  die  Phylloxera  beschlofs.  Der  Über- 
einkunft scliluösen  sich  zuerst  das  Deutsche  Reich,  Österreich- 
Ungarn,  Frankreich,  Portugal,  die  Schweiz,  Belgien  und  Luxem- 
burg^ an,  spMter  die  anderen  Staaten. 

Der  Landwirtschaft  kamen,  wie  ich  kurz  erwähnen  will, 
noch  verschiedene  andere,  im  Interesse  der  Volksgesundheit 
erfolgende  Regierungserlasse  su  Hilfe,  allerdings  nicht  mit  dem 
ausgesprochenen  Zwecke,  der  Viehaucht  im  besonderen  su 
nützen.  So  verbot  die  Regierung  des  Öfteren  die  Vieh-  und 
Fieischeiiifuhr  von  Deutschland  und  namentlich  von  Österreich- 
Ungarn  und  Rufsland.  Melir  Aufsehen  und  grimmige  Angriffe 
df-r  Freihaudelspresse  verursachte  das  Vorgehen  Tirards  gegen 
Amt  iika.  In  der  Stadt  Crepy-en-Valois  starb  ein  Einwohner 
nachweislich  an  Trichinose.  Der  liandelöminister  verbot  in- 
folgedessen die  Einfuhr  von  gesalzenem  Schweinefleisch  aus 
den  Vereinigten  Staaten  durch  ein  Dekret  Tom  18.  Februar 
188L  Im  Jahre  1882  wmrde  sogar  ein  Gesetz  im  Parlament 
eingebracht  und  beschlossen,  welches  Sonderuntersuchungen 
über  die  amerikanischen  Schweine  einführte.  Die  amerikap 
nische  Regierung  drohte  mit  Repressalien,  konnte  aber  die 
gesetzgebenden  Gewalten  Frankreichs  von  ihren  durchaus  ge- 
rechtfertigen ülalsregeln  nicht  abbringen. 


>  Journal  des  Econ.  Hai  1881.  &  171—189. 
«  H.  A.  18-0.  l  n  249. 
•  H.  A.         1  m, 
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Vm.  Kapitel. 
Bas  Marlnegesets« 

1.  Die  ersten  Entwürfe. 

Die  fraiizüsiöche  Handelspolitik  bewegte  sich  also  in  fester 
Bahn.  Der  neue  Tarif  war  beschlossen,  und  alle  Klagen,  die 
jetst  noch  angeBtunmt  wurden,  hatten  nur  die  Bedentung  der 
Agitation  itXr  eine  weitere  Zakunfl.  Dabei  hatte  aber  dieBe- 
gierung  ein  Interesse  nicht  vergessen,  das  zu  Beginn  des  Jahr* 
zehnts  am  meisten  die  Augen  der  Mitglieder  des  Pm-lamenti 
auf  sich  gezogen  hatte,  das  Interesse  der  Handelsmarine.  Be- 
kanntlich waren  alle  gesetzgeberischen  Schritte  nn  der  Macht 
der  Vertröge  geschpitcrt.  Aber  aus  der  öffentlichen  Meinung 
verschwand  die  Diskussion  über  die  französische  Öchiftahrts- 
politik  nicht,  und  die  gesetzgebenden  Faktoren  beschäftigten 
sich  eindringlich  mit  dieser  Frage,  bis  sie  noch  vor  Beendigung 
der  Beratungen  des  Generaltarift  durch  das  HandelsmarinegesetB 
vom  29.  Januar  1881  ihre  Lösung  fand. 

Die  Ursprünge  dieses  Gesetzes  reichen  auf  den  Beschlufs 
der  Nationalversammlung:  vom  28.  Juli  1873  curttck^  worin 
die  Regierung  aufgefordert  wurde,  durch  eine  von  ihr  ernannte 
Kommission  „die  wirksamsten  Mittel  zu  prüfen,  um  der  Handels- 
marine zu  helfen  und  ihr  Wohlergehen  zu  sichern".  Die  Re- 
gierung befolgte  diesen  Wunsch  und  unternahm  eine  Enquete 
über  die  Lage  der  Schiffsbauindustrie  und  der  Reederei,  welche 
am  15.  Juli  1874  zu  Ende  ging.  Aber  der  Bericht,  welchen 
DupuydeLdme  darüber  abetattete,  blieb  lange  Zeit  im  Mini- 
sterium vergraben.  Die  Handelsmarine  forderte  darin  einea 
Schutz  aller  beteiligten  Industrieen  auf  mittlerer  Grundlage. 

Endlich  machte  am  22.  Mai  1876  der  Senator  Vandier 
(rechtes  Centrum)  auf  Grund  der  Enquetebeschlüsse  im  Senat 
einen  Gesetzcsvorschlag. 

Der  Artikel  1  des  Gesetzes  von  18(56,  welcher  die  freie 
Zulassung  der  Rohstoffe  t\lr  den  Schiffsbau  gewährte,  war 
danach  abzuschaffen.  Als  Kompensation  sollten  die  Schiffsbau- 
werften  Prämien  erhalten,  und  zwar  60  fr.  auf  die  Mefstonne 
bei  Schiffen  ans  läsen  oder  Stahl,  ohne  Abaug  fkir  den 
Maschinenraum;  20  fr.  bei  Holzschiffen  mit  einem  Tonnen- 
^^ohalt  von  200  Tonnen  und  darüber,  10  fr.  för  kleinere  Schiffe. 
Aufserdem  sollten  fUr  die  Schiffismaschinen  noch  12  fr.  auf 
100  kg  netto  gewahrt  werden. 

Die  Reeder  erhielten  eine  Unterstützung  von  1  fr.  täglich 
für  die  Fahrt  und  für  jeden  Mann,  welcher  der  staatlichen 
Inskription  unterlag. 

Der  Senator  Ancel  (rechte«  Centrum)  erstaUele  über  diesen 
Antrag  am  3.  Juli  1878  einen  empfehlenden  Bericht,  dem  am 
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11.  Juli  die  grundsätzliche  Auuahme  des  Voröchlags  im  Senat 
folgte;  es  kam  aber  nicht  zu  einem  Gesetz ,  weil  bereits  von 
anderer  Seite  die  Vorarbeiten  dasn  in  die  Hand  genommen 
waren.  — 

Zu  derselben  Zieit  nämlich  beschäftigte  diese  Frage  auch 
die  Deputiertenkammer.  Schon  am  1.  April  187Ö  hatten  die 
Deputierten  Trystam  (gemäfs.Repub!.),  Chir  is  (gem. Repnbl.) 
und  Genossen  einon  Antrag  eingebracht,  eine  Kommission  zum 
Stadium  der  Lage  der  Handelsmarine  einzusetzen. 

Mit  bestimmten  Vorschlugen  traten  bald  darauf  Julos  Le 
C  es  ne  (Linke)  aus  Le  Havre  und  La  G  Ii  am  b  r  e  (recht.  Ceiitrumj 
ans  Sain^Halo  hervor.  Beide  Anträge  Warden  der  InitiatiT* 
komminion  der  Kammer  überwiesen.  Le  Cesne  blieb  auf  dem 
Boden  der  liberalen  Schiffahrtspolitik  von  1866  stehen.  Die 
Flaggenzuschltfge  für  fremde  Schiffe  hielt  er  für  unzulässig.  Aber 
Entrepotzuschläge  schienen  ihm  weniger  lästig.  Vor  allem 
wollte  er  die  Reeder  von  der  BevormundnnG:  durch  die  zahl- 
reich f»n  Kf^crlpment.s  befreien.  Das  Lotsen  war  bisher  für  alle 
Schitte  mit  einem  Gehalt  von  über  80  Tonnen  obligatorisch. 
Kr  wollte  die  FHichtgrenzc  auf  150  Tonnen  hinaufrttcken.  Die 
V'isitationsabgaben  alle  sechs  Monate  einmal  zu  cutrichten, 
hielt  er  fUj*  genügend.  Die  BesitEweohselabgaben  (droit»  de 
mntation),  welche  2,4  ®/s  des  Werts  betrugen,  sollten  auf  2  fr. 
fUt'  die  Tonne  ermttfsigt  werden.  Auch  die  Konxessions- 
gebtlhren  (droits  de  patente)  waren  ihm  za  hart.  Er  verlangt 
eine  Reduktion  auf  5  cents.  tUr  die  Mefstonne.  —  Dies  waren 
die  Entlastungen  für  die  Reeder. 

Für  den  Schiffsbau,  dem  die  freie  Zulassung  des  R^n- 
inatenals  genommen  werden  sollte,  forderte  Le  Cesne  Prämien 
im  Betrage  von  2  Mill.  fr.,  aber  nur  für  Schiffe  von  mehr 
als  100  Tonnen  und  vorübergehend,  auf  10  Jahre. 

Die  Reeder  sollten  für  die  deiche  Zeit  8  MilL  fr.  em- 
pfingen. Die  Prämien  waren  nach  der  Daaer  der  Fahrt  und 
dem  Tonnengehalt  berechnet.  Neue  Schiffe  hatten  einen  An- 
sprach auf  einen  höheren  Sats,  als  ältere.  Die  Prämie  auf 
den  Kopf  der  Besatzung  verwarf  Le  Cesne,  weil  damit  die 
alt»'n .  imerlebten  Segelschiffe,  wclebo  oine  gröfsere  Besatzung 
brauchten,  den  Hauptsehutz  erhalten  würden. 

Er  beantragte  aufscrdem  noch  die  Errichtung  einer  Staats- 
krediibauii  mit  einem  Kapital  von  50  Mill.  fr.  für  die  Zwecke 
der  Reeder.  Die  Unterstützung  der  Handelsmarine  sollte,  das 
war  sein  Ghrnndgedanke ,  aber  nur  zeitweilig ,  vorläutig  auf 
10  Jahre  eingericntet  werden. 

Der  Antrag  La  Ohambre  war  nicht  so  umfangreich, 
verlangte  aber  mehr.  Er  bedauerte  das  Fallenlassen  der 
Fiaggenabgaben  und  forderte  eine  Erhöhung  der  Export- 
zuschfrlue.  Die  Hauptsache  war  ihm  aber  die  direkte  Staats- 
hiife  in  Form  einer  Prämie  oder  Subvention.   An  Mafsregeln 
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zur  FOrdemng  des.  Fortschritts  im  Schiffiibau  dachte  er  dabei 
nichts  doch  liefs  er  die  Berechnung  der  Prämie  nach  der 
Zahl  der  Besatzung  fallen  und  wollte  sie  nur  nach  dem  Tonnen- 
gehalt festgesetzt  wissen.  Im  Mittel  sollte  die  Prämie  auf 
10  Jahre  1,68  fr.  betragen,  während  Le  Cesne  etwa  1,26  fr. 
forderte,  Le  Cesne  hatte  die  Prämien  nach  dem  Alter  der 
Schiffe  abnehmen  hussen.  La  Chambre  stellte  nur  zwei  Kate- 
gorieen  von  Schiffen  auf,  solche,  welche  weniger  als  10  Jahi*e 
alt,  und  welche  älter  waren. 

Die  InitiatiTkomniission  nahm,  wie  der  Bericht  Daprat 
(gemllfii.  linke)  vom  12.  Aueust  1876  berrorfaoby  beide  An- 
trüge sehr  günstig  auf.  Frankreichs  Handelsmarine  war  nach 
dem  Bericht  von  den  Vereinigten  Staaten,  England,  Schweden- 
Norwegen,  Deutschland  und  Italien  überflügelt:  „Während  der 
Tonnengehalt  anderer  Marinen  sich  in  gewaltigen  Proportionen 
entwickelt,  bleibt  der  unsrige  stehen  oder  wächst  nur  in  un- 
merklichen Proportionen.  Wir  besafsen  ehemals  die  Hälfte 
der  iSationaliracht;  heute  nennen  mir  nicht  mehr  als  ein  Drittel 
unser.  Unsere  Werften,  ehemals  so  belebt,  schlafen  oder  liegen 
unthtttig:  mehrere  scbliefsen  sogar  ihre  Thore,  wie  wenn  das 
Leben  sich  von  uns  surückaOge.  An  jedem  Tage  wenden  die 
fremden  Marinen  fUr  ein  neues  Schiff  statt  des  S^els  den 
Dampf  an,  sie  ersetzen  das  Holz  durch  das  Eisen;  und  eine 
Art  abergläubischer  Verehrung  kettet  uns  an  das  Gerät  der 
Vergangenheit,  welches  unseren  Vätern  nützlich  hat  dienen 
können,  welches  uns  aber  mehr  und  mehr  ininntz  wird.  Das 
ist  der  Verfall,  ein  vollständiger  Verfall  unserer  Handelsmarine, 
d.  h.  eines  der  kostbarsten  Bestandteile  unserer  Kriegs-  und 
politischen  Macht''  — 

Die  Ursache  des  Verfalls  liege  nach  La  Chambre  in  der 
Gesetzgebung  von  1866,  nach  dem  weniger  protektionistiacben 
Le  Cesne  in  der  Inferiorität  des  Schiffsmatenals^  in  den  Lasten 
welche  auf  der  Marine  liegen,  in  dem  Fehlen  des  Kredits  für 
Öeeunternehmun^^en.  Der  Vorschlag:  der  Initintiv^komraission, 
beide  Anträge  in  Krwamnig  zu  zie  hen,  wurde  am  11.  Januar 
1877  ohne  Debatte  angenommen  und  alsbald  eine  Sonder- 
kommission gewählt. 

In  dieser  Kommission  saiseu  hauptsächlich  Abgeordnete 
der  Seestädte  und  der  KttstenbevOlkerung.  Le  Cesne  selbst 
tlbemahm  das  Amt  des  Berichterstatters.  „Die  notwendi«n 
und  dringenden  Hilfsmittel**  sab  die  Kommission  „in  der 
Mannigfaltigkeit  der  ]\littel^  die,  unwirksam  in  ihrer  Isolierung, 
alles  vermögend  durch  ihre  Vereinigung  würden".  Die  Kom- 
mission hatte  Le  Cesne  beauftragt,  noch  eine  weitere  Reihe 
von  kleinen  Mitteln  au.stindig  zu  machen.  Aus  seinen  Vor- 
schlägen wurde  ein  Gesetz  formuliert,  das  Le  Cesn»'  der 
Kammer  am  16.  Juni  vorlegte.  Aber  bereits  einen  Monat 
vorher  war,  wie  ich  oben  geschildei  i  babe,  eine  Staatökrisiö 
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eingebroohen,  die  l>ald  zur  Aiifl<)Bang  der  Kammer  and  zur 
Ungiiltigerklftrung  allmtlicher  8ohwM>ender  GesetaentwQrfe 
führte. 

2.  Generaldiskuasion  in  der  Kammer. 

Nach  den  Neuwahlen,  am  26.  November  J877,  beantragte 
der  Deputierte  Farcy  (republ.  Union),  eine  neue  Handels- 
üiarinekommissioii  zu  wählen.  Le  Cesne  hatte  für  dieselbe 
bereits  ein  Prejekty  welches  too  114  Abgeordneten  unterBeichnet 
war,  ausgearbeitet    Die  Verbältnisse  lagen  jetst  bedeutend 

fUnstiger.  Aber  der  eifrige  Vorkämpfer  für  die  Qesnndang 
er  Handelsmarine  sollte  den  Erfolg  seiner  Schritte  nicht  er- 
leben. Er  starb  eines  plötzlichen  Todes.  An  seine  Stelle  trat 
der  Alterspräsident  der  Kammer,  D  e  s  s  e  a  n  x  (Linke)  aus  Rouen, 
welcher  am  17.  Mai  1878  seinen  Bericht  erstattete.  In  der 
folgenden  Seission  fehlte  es  indessen  an  Zeit  zur  Beratung: 
das  Projekt  wurde  für  den  Januar  1879  zurückgestellt  und 
kam  endb'ch  am  28.  Februar  auf  die  Tagesordnung.  Die 
Generaldiskassion  dauerte  bis  znm  8.  Mflns. 

In  seinem  Bericht  schilderte  Desseauz  zunächst  die  Vor- 
arbeiten. Dann  gab  er  ein  Bild  von  der  Lage  der  Handels- 
marine. Der  Anteil  der  französischen  Schiffe  am  französischen 
Seehandel  sei  vor  1866  37— 41  »/o  gewesen,  1869  32— 38«/o, 
1876  nur  20^  0,  bei  Abzug  der  subventionierten  Marine  nur 
18*  '?^  o.  Frankreichs  Marine  sei  von  der  zweiten  auf  die 
sechste  Jitelle  gesunken.  Die  Reeder  aus  Nantes  und  Havre 
behaupteten,  Frankreich  verlöre  jährlich  63  427  Tonnen.  Im 
letzten  Jahre  wären  auf  heimischen  Werften  9136  Tonnen  ge- 
baut worden,  hingegen  12000  Tonnen  importiert  In  6  Jahren 
wttrde  die  Marine  zu  Gründe  gerichtet  sein.  Der  Minister 
des  Handels,  Teisserenc  de  Bort,  bestreite  das  mit  Unrecht. 
Auch  seine  Befürchtung  ^  dafs  die  Handelsmarine  gegen  die 
Torgescblagenen  Zuschläge  Repressalien  zu  erwarten  habe,  sei 
grundlos. 

Die  Ursachen  des  Notstandes  waren  nach  Ansicht  der 
Kommission  die  Gesetzgebung  von  1806,  die  Mehrkosten  von 
Holz  und  Eisen  in  Frankreich  gegenüber  den  anderen  Staaten, 
die  Höbe  der  Steuern  und  die  Beschränkungen  des  Personals 
durch  die  yielen  Qesetzesbestimmungen  (Inskription).  Der 
Staat  mUsse  helfen,  weil  die  Marine  im  Eriegsrall  ihm  mit 
ihren  Schiffen  und  Mannschaften  diene.  Drei  Viertel  der 
Mannschaft I  sowie  der  Kapitän  und  die  OfHziere  müfsten 
Franzosen  sein  und  würden  in  letzter  Linie  fi\r  den  Staat 
ausgebildet.  Das  treffe  besond(;rs  für  die  Hochseeschiffahrt 
zu,  welche  der  Marineminister  deshalb  entwickelt  wissen  wollte. 
Sogar  der  Handelsminister  hätte  sich  in  der  Kommission  diesen 
aussclilaggebenden  Gründen  nicht  verschliefsen  können. 
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Zum  Schlufs  brachte  Desseaux  die  Kompensationstheorie 

zum  Ausdruck:  „Alle  unsere  Induatrieen  sind  durch  kompen- 
satorische Tnrite  geschützt  ....  Allein  die  Handebmarine 
sieht  sich  einer  unbegrenzten  Konkurrenz  gegenübergestellt, 
welcher  keine  Industrie  widerstehen  könnte.  Die  Flaggen- 
zuschlagsabgabe  liat  sie  früher  geschützt;  diese  ist  abgeschafft. 
Eine  KomocnsatioD  ist  ihr  versprochen  worden.  Man  kann 
sie  ihr  nicht  verweigern**. 

Die  Vorlage  der  Kommission  befolgte  fast  wörtlich  die 
Vorschläge  Le  Cesnes.  Den  weitergehenden  Antrag  auf 
Wiederherstellung  der  Flaggenzuschläge  hatte  sie  abgelehnt, 
weil  er  die  Konsumenten  schädige  und  Repressalien  seitens 
der  Vertragsinächte  hervorrufe.  Die  fintrepotssuschläge  soliteu 
nur  die  indirekte  Einfuhr  treffen. 

In  der  Diskussion  am  28.  Februar  1879  legte  Dcsseaux 
noch  einmal  die  Gründe  für  das  Gesetü  als  erster  Rcduer  dar. 
Die  Schifibindustne  rufe  nach  Staatshilfe  wegen  der  Sonder- 
lasten,  die  sie  zu  tragen  habe,  und  wegen  der  Dienste,  die  sie 
dem  Staate  leiste.  Nach  der  Aussage  der  Admirale  brauche 
die  Kriegsmarine  Leute,  welche  auf  der  Hochseefahrt  (long 
cours)  ausgebildet  seien  ;  auf  die  Fischer  allein  könne  sie  nicht 
zurück j^reifen.  Leider  stände  die  Vorlage  ungünstig,  weil  sich 
der  t rubere  Minister  Teisserenc  de  Bort  da^'f'«2^en  ausi?"f»«pro(  l)cn 
habe.  Aber  Petitionen  aus  allen  Höfen  und  V\  criten,  aus  den 
verwandten  Industrieen  (von  Holz,  Eisen,  Kuj)fer,  Segeltuchen) 
und  von  einer  Menge  von  Arbeitslosen  bewiesen  die  dringende 
Notwendigkeit  des  Gtesetses. 

Das  einzig  ku  bedenkende  sei  die  Finansfraffe.  Desseaux 
war  aber  Uberzeugt,  dafs  man  die  nötigen  14  MiU.  fir.  für  die 
Prämien  durch  Einschränkung  in  den  Ausgaben  und  vor  allem 
durch  lokale  Abgaben,  welche  noch  lange  nicht  in  allen  Häfen 
erlioben  würden  und  in  England  bedeutend  höher  wären  ,  als 
in  i^Vankreich,  aufbringen  könne.  Das  Freihandeisprinzip  sei 
damit  noch  nicht  verlassen.  — 

In  etwas  umfangreicherer  Weise,  aber  in  demselben  Sinne 
äufserte  sich  der  Abgeordnete  AUain-Targe  (republ.  Union). 
Der  Niedergang  der  Marine  und  ihr  Zurückgehen  an  die 
siebente  Stelle  sei  erwiesen.  Die  grofsen  Eisenbahnen  dagegen 
mit  ihren  niedrigen  Frachtstttsen  erfreuten  sich  eines  Monopols. 
Geschadet  habe  der  Marine  vor  allem  die  Gesetzgebung  1861 
sei  der  Kolon ialpakt,  welcher  zuvor  die  Kolonieen  der  fran- 
ztisiscli^^Ti  Flotte  reservierte,  aufgehobofi,  Seit  1866  wlirden 
die  Kolonieen  so^^ar  als  Ausland  betrachtet.  Damit  raubte 
man  der  Flotte  die  Fracht.  Schädlich  mi  auch  die  Auf  hebung  der 
FlaggenzuschlUge  und  die  Erniedrigung  der  Entrepotabgabeu 
für  die  indirekte  Schiffahrt  gewesen. 

Man  hfttte  nun  vermeintliche  Schutzmafsreg^n  getroflen: 
1.  hätte  man  der  Reederei  erlaubt,  durch  Zahlung  eines  ein- 


Digitized  by  Google 


xvm  2. 


169 


tehen  BiUnasoUea  von  2  fr.  auf  die  Tonne  fremde  Schi£fe 
nationalisieren  zu '  können.  ]>ie  Folge  davon  sei  der  Untergang 
der  Schifisbauindustrie  gew^n.  Die  französisohen  Werften 
htttten  produsiert: 

1857    116  000  Tonnen 

1867     81 000  „ 

1871  55  ODO  ^ 

1872  60  000 

1873  40000 

1877  26000  „  ,  davon  20000  Tonnen 
von  Segelschiffen  und  nur  6000  von  Dampfern.  Der  Torilber- 
gehende  Aufscliwnng  im  Jabre  1872  sei  durch  die  dam  ab  er- 
folgte, bald  wieder  aufgehobene  Einführung  der  Flaggenisnachlflge 
SQ  erklären. 

2.  Hätte  man  die  Postdienstschiffe  mit  23^'8MilL  fr.  sub- 
▼enttoniert.  Dieses  Mittel  habe  aber  bewirkt,  dafs  die  unter- 
stützte Marine  die  übrige  zu  Grunde  richtete. 

Die  der  Marine  auferlegten  Lasten  aber  seien  geblieben. 
Die  Tn«kri|>ti'>n  schädige  die  Reeder.  Von  den  französischen 
Seeleuten  müisten  ^  4  in  den  Staatslisten  stehen.  England 
dft|]r**gen  nehme  für  seine  Flotte  Leute  jeder  Herkunft,  und 
zu  den  geringsten  Löhnen.  Die  französisclien  Schiffe  seien 
auä  Mangel  an  Matrosen  oft  am  Auslaufen  verhindert.  Eng- 
land habe  statt  der  Inekrintion  dne  Reeerre  ron  18000  See- 
leuten, die  nur  nach  Lonaon  und  in  bestimmte  Häfen  gehen 
durften  und  dem  Staate  jährlich  nur  6  Mill.  fr.  kosteten.  Das 
sei  für  einen  Kriegsfall  besser  als  die  Inskription,  die  kein 
Volk  kenne.  Schweden  verlange  nur  einen  einheimischen 
Kapitän. 

Vor  allem  leide  die  Hochseescliiliahrt,  der  „lange  Kurs", 
welcher  fast  nur  Dampfer  beschäftige,  während  mau  doch 
immer  behaupte,  dafs  der  Rückgang  durch  daa  Abnehmen  der 
Segelschiffahrt  eingetreten  sei. 

Die  Zahlen  der  Ein-  und  Ausfuhr  zur  See  sind  nach 
Allaiii  Targe  folgende : 

1867  französische  Schiffe       2441  Mill.  fr. 

fremde  „  2911    „  „ 

1877  französische     „  2359   „  „ 

fremde  „  8504   »  „ 

In  Tonnen: 

1867  französische  Schiflfe  4146000  Tonnen 

fremde  «      6346000  „ 

1877  fransOBisehe     .     5354000  „ 

fremde  „     9052000  „ 

(Die  Küstenschiffahrt  und  der  Fischfang  sind  in  diesen 
Zahlen  mit  beracksichtigt.)  — 
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In  zwanzig  Jahren  habe  sich  die  Fracht  verdoppelt,  der 
franzOnBcbe  Anteil  daran  aber  nur  um  8^/ö. 

Allain  Targ6  ging  dann  auf  die  Einselvorschllge  ein.  Die 
Reeder  hätten,  um  ihr  Material  umzugestalten,  eine  Prttmie 
nötig,  nicht  für  immer,  aber  doch  zeitweilig. 

Der  Entrepotzuschlag  nütze  ihnen  nicht,  sondern  nur  dem 

Handel;  doch  wolle  er  ihn  nicht  ablehnen.  Verwerflich  aber 
sei  die  staatliche  Finn'ohtiing  des  Seekredits.  Nur  die  Börsen- 
Icute  würden  davon  profitieren.  Das  nötige  Vertrauen  in  die 
Seeunteriiehmungen  würde  sich  sclion  durch  die  Reeder- 
prämie einsteilen.  Dadurch  sei  das  Seekreditinstitut  ent* 
tehrlich. 

Allain  Targ^  erklärte  sich  flelbst  fOr  einen  Freihändler, 
er  htttte  steti  gegen  Zollerhöhungen  gestimmt.  Aber  man 
dürfe  nicht  so  weit  gehen  und  sagen:  „Die  Handelsmarine 
m6ge  zu  Grunde  gehen,  wenn  nur  das  Prinaip  besteht**.  Der 

Notwendigkeit  müsse  man  weichen. 

Subventionen  des  Staates  gäbe  es  doch  auf  allen  Ge- 
bieten, so  für  Theater,  Schulen,  auch  schon  für  die  Schiffahrt. 
Warum  derm  nun  nicht  für  den  Schiffsbau  und  die  Reederei? 
Auch  England  snbventioniere  seine  Postschiffe,  die  zudem  in 
allen  Weltteilen  Rückfracht  fänden.  Ein  warnendes  Beispiel 
sei  Belgien,  das  Eiitrepot  für  die  ganze  Welt.  iStine  Flotte 
sei  durch  den  Mangel  an  jeglichem  Schutz  ruiniert.  Antwerpen 
sei  ein  enffliseh-dentscher  Hafen  geworden.  In  Frankreich 
wflrde  es  bald  ebenso  kommen,  wenn  obendrein  noch  die 
Eisenbahnen  englische  Kohlen  zu  ermAfsigten  FrachtsiUzeii 
transportierten,  und  damit  indirekt  die  englische,  diese  Kohlen 
einführende  Marine  unterstützten.  Allain  Targc  erklfirtc  sich 
also  im  allgemeinen  für  das  Projekt.  Doch  kündig;!*'  er  nn, 
gegen  (laa  Seekreditinstitut  und  gegen  die  Reederprämie  stimmen 
zu  wollen,  letzteres  aber  nicht  grundsätzlich,  sondern  nur, 
weil  die  zu  Grunde  gelegte  Berechnung  zu  sehr  daü  veraltete 
Material  schütze.  Der  betreffende  Artikel  mttsse  an  die  Kom- 
mission zurttckverwiesen  werden.  — 

Gegen  diese  beiden  Bestimmungen  der  Vorlage  sprach 
sich  auch  der  Abgeordnete  Per  in  (äufserste  Linke)  aus.  Die 
Krediteinrichtung  wtirde  nur  die  grofsen  GründergeseUschafben 
{brdern.     Die  Reederprftmie   würde  die  Umgestaltung  des 

Materials,  die  Ersetzung  des  Holzes  durch  Eisen,  verzögern. 

Ein  Schutz  für  die  Marine  könne  nur  durch  die  Unterstützung 

der  anileren  Industrieen  bewerkstelligt  werden,  damit  der 
Marine  in  deren  Erzeui^  nissen  Fracht  zur  Verfolgung  stände.  Die 
Priimie  für  den  Schiffsbau  wolle  er  indessen  gutheifsen. 

Man  solle  übrigens  den  Wert  der  Handelsflotte  ftir  den 
Staat  nicht  überschätzen.  Die  Kriegsmarine  müsse  ihre  Leute 
ganz  anders  ausbilden,  als  früher  zur  Zeit  der  Segelschiffe. 
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Für  den  Kriegsfall  seien  alle  Lenie  geeignet,  aueli  die  Fischer 
und  Küstenfahrer. 

Anlser  der  Schifbbanprllinie  seien  alle  Vorschlilge  des 

Gesetzes  unbrauchbar.  — 

Der  Abgeordnete  Gau  diu  (Bouapartist,  appel  au  peuple) 
von  der  Loiremündnnc^  strlltP  sich  auf  den  entgegenfi^esetzten 
Standpunkt.  Die  öegeischitte  hätten  sich  noch  lange  nicht 
uberlebt.  Die  Handelsmarine  und  ihre  Mannschaft  sei  fllr  den 
Krieg  durchaus  ni^tig.  Daher  mtibse  man  die  150000  Seeleute 
nnterstntzen.  Sonst  wttrde  Frankreich  seinen  Seehandel  un- 
wiederbringlich verlieren.  Jedenfalls  widerspreche  die  Prämie 
nicht,  wie  der  Hinister  des  Auswärtigen  geäufsert  hfttte,  den 
Verträgen;  denn  sie  belästige  die  fremden  Flotten  in  keiner 
Weise.  — 

Ähnlich  Hufserte  sich  der  Abgeordnete  PTovius  (Linke). — 

Verüchiedene  Redner,  wie  Maurice  ilo  u  v  i  c  r  i  i  <  puhl.  Union) 
von  der  Rhonemundung  undLaisant  (radikal)  erklärten  sich 
gegen  einzelne  Punkte  des  Gesetzes,  besonders  gegen  die 
Heede  rprämie.  — 

Der  Marineminister  Admiral  Jaurdguiberry  (recht  Cen- 
tnun)  nnd  der  Minister  des  Inneren,  Lepöre  (republ.  Union), 
hielten  diese  eben&Ils  für  unnötig,  traten  aber  sonst  für  die 
Unterstlltanngen  ein.  Die  Regierung  verhehlte  sich  den  Emst 
der  Lage  nicht,  hielt  aber  die  Leiden  der  Handelsflotte  nur 
fttr  vorttbergehend  und  f(tr  übertricl^en.  — 

Am  6.  März  1879  wurde  die  Generaldebatte  geschlossen; 
am  8.  MUrz  stellte  es  sich  bei  der  Abstimmung  heraus,  dafs 
nur  ein  ganz  unwichtiger  Artikel,  welcher  noch  dazu  durch 
ein  Amendement  PeuTevey  (republ.  Union)  abgeändert  war, 
angenommen  wurde.  E«rbesäirttnkte  die  gesetslich  fe^tgesetsten 
Schilbbesichtigun^en.  Alle  übrigen  Bestimmungen  wurden  ab* 
gelehnt  oder  an  die  Kommission  zarttckverwiesen* 

3.  Nener  Entwurf. 

Die  langjährige  Arbeit  war  also  ein  Schlag  ins  Wasser 
gewesen,  und  die  Kommission  sah  sich  veranlafst,  einen  neuen 
Eutwuri  auszuarbeiten.  Nach  dem  am  20.  jMarz  1880,  also 
wieder  erst  nach  Verlauf  eines  Jahres,  der  Kanuner  yorgelegten 
Zusatabericht  Desseaux'  hatte  sie  mit  der  Regierung  konferiert 
und  Sachverständige  der  Reeder  aus  den  Häfen  Le  Havre, 
Bordeaux,  Nantes  und  Marseille  befragt.  Der  neue  Entwurf 
kam  dem  Wunsche  der  Kammer  um  Aufgabe  der  Seekredit* 
unterste tzunp:  nach,  behielt  aber  die  Reederprämie  bei,  wenn 
sie  8\f^  nuch  für  Holz-  und  Segelschiffe  niedriger  st'^llte.  Der 
FlAt:^:«  Tizu.schlag  blieb  abgeschafft;  aber  auch  die  Entrejiotab- 
gabi*  lür  die  indirekte  Schifffahrt  sollte  unterbleiben.  Sonst 
enthielt  der  lüuLwurf  noch  eine  Menge  kleinerer  Beätimmungcu 
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welche  die  Gebühren  fOur  die  Lotsen,  die  Visitation,  den 
Stempel  fur  EigentiimsweGhBeL  und  die  Eoncessionsgebtthren 

herabsetzten. 

Aber  der  Entwurf  kam  in  der  Kommissionsfassnn^  gar 
nicht  zur  Beratung.  Die  Regierung  hatte  nämlich  ilirerseits 
ein  Marinegesetz  ausarbeiten  lassen ,  welches  die  Kamraer- 
kommission  ohne  weiteres  au  die  Stelle  ilirer  eigenen  Arbeit 
setzte« 

Am  22.  Hai  1880  beachloCs  die  Kammer,  unmittelbar  nach 

der  Erledigung  des  Generaltarifs  in  die  Beiatong  einzutreten. 
Am  21.  Juni  begann  die  Debatte.  Den  erkrankten  Bericht- 
erstatter Desseaux  vertrat  A 1 1  a  i  n  -T  a  r g  ^.  Man  begann  sofort 
mit  t^er  Specialdiskussion  der  einzelnen  Artikel,  obvvolil  R  n  uh  er 
(Boiiap.irtist)  wegen  des  neuen  Projektes  eine  neue  General- 
debatte wünschte.  Schlielsiich  kam  eine  Einigung  dahin  zu 
Stande,  dafs  der  Kammerpräsident  bei  dem  Artikel  10,  welcher 
von  der  Schiffahrtsprämie  handelte,  eine  längere,  allgemeine 
Erörterung  stattfinden  lassen  wollte. 

Die  vorhergehenden  Artikel  wurden  noch  am  22.  Juli 
ohne  weitere  Debatte  genehmigt.  Nur  den  Artikel  9,  welcher 
die  Zollabgaben  für  den  Import  von  Flufsschiffen  aus  Holz 
lind  Eisen  auf  10  und  40  fr.  für  die  Bruttotonne  festsetzte, 
liefs  man  auf  Wunsch  des  Ministers  Tirard  fallen,  weil  der 
Generalzolltarif  bereits  die  nämliche  Bestimmung  entlialten 
sollte.  Für  den  Zolltarif  bewilligte  die  Kammer  auch  bald 
darauf  dieselbe  Taxe.  Für  Seeschiffe  liefs  sie  indessen  die 
alte  Franzisierungsabgabe  von  2  fr.  auf  die  Tonne  bestehen 
(Artikel  542—545  des  Generaltarils). 

Artikel  I  des  Marinegesetaes  bestimmte  die  Freiheit  vom 
Lotsonzwang  fOr  alle  Segelschiffe  unter  80,  alle  Dampfer  unter 
100  Tonnen;  doch  mufsten  nach  einem  Zusatzantrag  des  Admi- 
rals  J  a  u  r  g  u  i  b  e r  r y  die  Schiffsftthrer  den  Beweis  erbringen, 
dafs  sie  mit  der  Fahrt,  zumal  in  den  Flufsmündungen,  durch- 
aus vertraut,  also  gewissermafsen  selbst  Lotsen  waren 

Artikel  2  enthielt  die  schon  früher  beschlossene  Erh  i  ljt. - 
rung  fUr  die  Visitation,  Diese  sollte  für  ilocliseeschiffe  kuuitig 
nur  alle  6  Monate  und  nach  Havarieen  obligatorisch  sein. 

Artikel  3  setzte  die  im  Jahre  1872  beschlossenen  hohen 
Registriemngsabgaben  für  den  Eigentumswechsel  auf  3  fr. 
herunter.  Die  Kommission  hatte  nrs])rUngUch  2  fr.  beantragt, 
fiigtn  sich  aber  dem  Wunsche  der  Regierung. 

Artikel  4  und  5  gaben  dem  Schiffs])au  Prämien  ^als  Kom- 

gen-^ritioTi  der  Lasten,  die  der  Zolltarif  den  Krhanf^rn  von 
eeschiüen  auterlegt. Pro  Tonne  Brultogehalt  erhielten: 

Schiffe  in  Eisen  oder  Stahl  60  fr. 

in  Holz,  von  200  und  mehr  Tonnen    20  fr. 

7on  weniger  Tonnen.   .   .    10  fr. 
gemischte  40  fr. 


Digitized  by  Google 


xvin  2. 


173 


Fttr  Dampfmaschinen,  Dampfpampen,  Hilfsmotoren,  Venti^- 
Utoren,  Kwsel  und  BDbrenwerk  waren  aaCBordem  noch  12  fir. 
auf  100  kg.  ausgesetzt 

Jede  Umtbrmnng  eines  Schiffes,  die  den  Tonnengehalt 
wachsen  liefs,  gab  ein  Anrecht  aut  die  Främie.  Kbenso  er- 
hielten ju  ue  Maschinen  die  Unterstützung.  Für  neue  Kessel, 
die  aber  nach  dem  Wunsche  des  Martnemiiiiaters  von  franzö- 
sischem Bau  sein  mufsten,  bekamen  die  Schiffseigner  8  fr. 
auf  100  ks. 

Die  Kommission  hatte  bedeutend  höhere  Prämien  verlangt. 
Dafür  wurden  aber  nach  dem  Regierungsantrag  die  Prämien 

auch  auf  die  kleinsten  Boote  ausgedehnt  und  die  Bestimmungen 
des  Artikeb  6,  welche  sie  nur  Schiffen  mit  einem  Bruttogehalt 
von  über  10  Tonnen  gewähren  wollten,  gestrichen. 

Der  Artikel  7  hob  die  freie  Zulassung  der  Rohstotl'e  für 
den  Schiffsbau  auf.  Dieser  Verlust  für  die  Werften  begrün- 
dete eigentlich  erst  die  Schiffsbauprämie.  Für  Schiffe,  die  be- 
reits zur  Zeit  der  Gesetzesvorbereitung  auf  der  Werft  l»eiiud- 
lich  waren,  gab  es  die  Prämie  natttnich  nur  abztlglioh  des 
Zollbetrags  der  Rohstoffey  den  sie  vorher  nicht  hatten  zu  be- 
xahlen  brauchen.   (Artikel  8). 

Nach  Annahme  dieser  Artikel  wurde  die  zurückgestellte 
Generaldebatte  eröffnet.  Der  Artikel  10  (jetzt  9  geworden) 
?ab  der  Handelsmarine  als  Ausgleich  für  di*  ihr  durch  die 
kekrutierung  und  den  Staatsmarinedienst  auferlegten  Lasten 
auf  10  Jahre  eine  Schiffahrtspnlmie,  jedoch  nur  für  die  „lange 
Fahrt".  Für  jede  Tonne  des  Nettogenalts  und  für  jede  durch- 
Uofene  Meile  sollte  diese  Prämie  1  fr.  50  cents.  betragen  und 
jährtich  fallen: 

für  Holaschiffe  um.  .  ,  0  fr.  075  cents. 
für  gemischte  Schiffe  um  0  fr.  075  cents. 
für  Eisenschiffc  um    .   .   0  fr.  05  cents. 

Für  Dampfschiffe,  welche  nach  vorher  vom  Mannedeparte- 
ment  gut  geheifsenen  Plänen  erbaut  waren,  erhöhte  sich  die 
Priimie  um  15  ^  o.  Die  Handelsflotte  mufste  sich  datiir  im 
Kriegsfalle  dem  Staate  zur  Verfügung  stellen. 

Keinen  Anspruch  auf  die  Prämie  hatten  die  der  Fischerei 
und  Vergnügungsfahrten  dienenden  Schiffe  und  die  subventio- 
nierten Linien* 

Der  letate  Artikel  des  Gesetzes,  welcher  später  debattelos 
angenommen  wurde^  bestimmte,  dafs  die  prämiierten  Schi£fo 
un^tgeltlich  Dienste  fär  die  Postverwaltung  ttbemehmen 
mufsten. 

Der  Artikel  10  kostete  indesc;on  einen  hartnäckigen  und 
langwierigen  Kanijtt  in  der  Kammer. 

Der  erste  Kedncr,  Georges  Per  in  (äulserste  Linke)  forderte 
die  voUstiiudige  Ablehnung  der  Schiffahrtsprämie.  Der  Staat 
dürfe  nicht  eine  Privatindustrie  unterstützen  und  dadurch  die 
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Steuerlast  erhöhen.  Die  Handelsmarine  bilde  durchaus  nicht 
mehr,  wie  es  früher  wohl  der  Fall  war,  kriepBtnohtige  ^latrosen 
aus.  Die  Notlage  hätten  sich  die  Reeder  selbst  zuzuschreiben, 
weil  sie  ihr  altes  Schitfsmaterial  nicht  zeitgeraMfs  umgestaltet 
hätten,  und  weil  sie  einen  bedauerlichen  Mangel  an  Unter* 
nehmungsgeist  zeigten.  Gegen  die  Inskription  hätte  noch  kein 
Reeder  Einspruch  erhoben.  Dieses  Beknitierangssystem  Ter* 
teuere  auch  die  Fahrtkosten  nicht,  well  die  frsnsdsischen 
Matrosen  billiger  als  die  fremden  arbeiteten.  Die  Reeder 
hätten  allerdings  die  Verpflichtung,  die  Matrosen  wieder  in 
ihff^  Heimat  zurückzubringen.  Das  koste  sie  jährlich  zwar 
140  000  fr.,  aber  doch  nicht  so  viel,  wie  sie  durch  die  unge- 
heure Prämiensumme  erhalten  sollten.  Die  jetzt  vorgeschlaprene 
Prämie  sei  ja  besser  berechnet,  als  die  frtlher  besprochenen, 
aber  im  Prinzip  iaisch,  weil  sie  immer  noch  dad  veraltete 
Material  schütze.  Ein  Schiff  könne  jährlich  vier  Reisen  machen 
und  würde  sich  daher  die  Priünie  vom  Staate  viennal  be* 
sahlen  laasen.  Ein  weiterer  Grund,  gegen  die  Einftlhrung  von 
Prämien  zu  stimmen,  liege  in  der  Befürchtung,  dafs  das  Aus- 
land zu  Repressalien  schreiten  oder  gleich&Us  Prfimien  ge- 
währen würae. 

Der  Abgeordnete  Peulevey  (republ.  Union)  bekämpfte 


nach  diesem  Gesetze.  Alle  anderen  Gewerbe  sollten  nun  durch 
den  Generaltarif  höheren  Schutz  empfangen.  Zu  Gunsten  der^ 
selben  seien  auch  die  PriWlegien  der  Marine,  welche  in  der 
Zollfreiheit  der  Rohstoffe  für  den  Schiffsbau  bestanden,  auf- 
gehoben worden.  Das  erfordere  eine  Kompensation.  Das  alte 
Material  würde  dadurch  beseitigt  werden,  dafs  die  PMünie  je 
nach  dem  Alter  der  Schüfe  eine  geringere  Höhe  betrage. 

Dem  ehemaligen  Seomann  Eugene  Farcy  (republ.  Union) 
war  diese  Unterstützung  seiner  früheren  Chefs,  der  Reeder, 
nicht  nacii  dem  Sinne.  Die  Schiffsbauer  und  die  Reeder 
schrieen  immer  nach  dem  Staat.  Das  dritte  Element  aber,  die 
Seeleute,  die  niemals  um  ihre  Meinung  befragt  worden  wärea, 

Terlangten  die  Freiheit.  Sie  aUein  hätten  die  Last  der  In- 
skription zu  tragen.  Die  Prämie  wttrde  der  Muine  nichts 
helfen.    Man  dürfte  nicht  die  der  Flotte  entgegenstehenden 

Interessen ,  zumal  die  der  Eisenbahnen  untersttttaen.  Man 
sollte  auch  nicht  die  Postschiffe  subventionieren  und  der 
Handelsmarine  (\:\m\t  eine  Konkurrenz  schaffen!  „Das  einzige 
Mittel,  liir  zu  erlauben,  mit  trleichen  Waffen  gegen  dio  aus- 
ländischen Flotten  zu  kiunpieu,  liegt  darin,  der  Seeindusirie 
die  volle  Freiheit  zu  geben." 

Ein  entschiedener  Feind  aller  Protektionen  war  auch 
Laroche-Joubert  (Rechte,  appd  au  peuple). 

Dem  gegentlber  betonte  der  Minister  für  Marine  und 
Kolonieen,  Admiral  Jaur^guiberry,  die  Wichtigkeit  der 
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Handeltflotte  für  den  Staat.  Deshalb  oei  Aacli  für  Scliiffe^ 
welche  nach  den  PUnen  der  Regierung  erbaut  eeien,  eine  £r* 
höhung  der  Prttmie  nm  16  ^/o  vorgesehen. 

Georges  Per  in  unterbrach  den  Minister.    Dieser  hätte 

früher  genau  das  Gegenteil  vertreten.  Warum  überliefse  er 
denn  niclit  die  Transporte  tür  den  Staat,  welche  40  Staats- 
schiffe besorgten,  der  Handelsflotte,  wie  es  in  anderen  Staaten 
geschähe  ? 

Der  Admiral  antwortete,  dafs  er  die  rrivatiodubtne  be- 
intB  sehr  stark  an  den  Staatstransporten  beteilige.  Aber  die 
40  Schi£fo  könne  er  nickt  entbehren,  er  brancke  sie  als 
Eri^reserv«. 

Den  entsdfciedensten  Vorstofs  gegen  das  Geseto  antemakm 

der  ehemalige  Minister  Napoleons  III.,  Kouher,  auch  hier, 
wie  bei  der  Lesung  des  Generaltarife,  die  kaiserliche  Volks- 
wirtliBcliaftspolitik  verteidigend. 

Die  Prämie  sei  angesetzmäfsig,  unwirksam  und  führe  zu 
Repressalien.  Rouher  warf  zunächst  einen  Blick  auf  die  ge- 
schichtliche Entwicklung  der  Marinegesetzgobung.  Bi^^  1860 
hätten  d&a  M  iio|»ol  der  französischen  Flotte  für  die  Kolonieen 
(der  Kolonialuaktj,  die  Prämien  für  den  FisclUang,  das  Privi- 
legium der  Küstenfahrt  und  die  Flaggen-  und  Eutrejxjtabgaben 
b^tanden.  Heute  wolle  man  den  Fiaggenzuschlag,  allerdings 
Terschleiert^  wieder  einführen.  Vor  1860  hätte  sich  die  Marine 
aber  in  20  Jakren  noch  nicht  einmal  verdoppelt  Die  heutige 
Entwicklung  sei  nnr  scheinbar  noch  etwas  geringer.  Denn 
jetzt  herrsche  das  Dampfschiff  mit  seinen  schnelleren  und 
öfteren  Fahrten.  England  habe  viel  früher  begriffen,  dafs  die 
üinu'andlung  des  Materials  die  Hauptsache  sei.  England  wäre 
iiunier  auf  der  Höh«^  der  Technik  geblieben  und  hätte  seine 
führende  Stellung  dar  um  behauptet. 

Die  Subventionen  für  Postschiffe  und  Eisenbahnen  seien 
im  Grunde  ebenso  verwerflich,  wie  die  Prilmien,  sie  gingen 
aber  leider  nicht  aufzuheben,  weil  sie  auf  einem  \'ertrage  he- 
ftdiien;  und  einen  solchen  mttsse  man  respektieren.  Besser 
als  die  Prftmie  sei  die  Beibehaltung  der  Fremeit  der  Rohstoffe. 
Dadurch  wäre  Frankreich  in  der  Lage  gewesen,  seine  Schiffe 
lu  demeelken  Preise^  wie  £ngland,  zu  bauen. 

Von  dem  Untergang  der  Schiffsindustrie  zu  sprechen,  sei 
thöricht,  wenn  er  auch  die  Notlage  nicht  bestreiten  könne. 
Der  Grund  derselben  sei  einmal  das  Fehlen  der  Fracht  Nur 
die  Zeit  und  der  stärkere  Betrieb  der  französischen  Bergwerke 
k'  tmc  hier  helfen.  Zweitens  seien  die  Franzosen  keine  ge- 
lier iien  Seeleute;  sie  hingen  zu  sehr  an  ihrem  Lande.  Die 
meinten  Matrosen  in  Frankreich  seien  Bretonen  und  Basken. 
Wenn  es  eine  Ermutigung  zu  bewilligen  gäbe,  so  müfste  man 
Bebhnnogen  fUr  die  Anstrengungen,  die  ^hnneit,  die  Energie 
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geben.  Die  jetzige  Vorlage  aber  sei  nnr  der  alte  Flaggen- 
zuflchlag. 

Nach  diesen  allgemeineren  Ausftihnmgen  betrachtete  Rouher 

die  Vorlap-e  nach  drei  Oesiehtspunkten :  1)  nach  der  Grund- 
lage der  Piamie,  2)  nach  der  Schiffsfracht  und  dem  Anteil 
Frankreichs  an  der  Ausfuhr  und  3)  nach  dem  vertragspoli- 
tischen Gesichtspunkt. 

Der  Miiiiötcr  hätte  die  Prämie  mit  dem  Dienst  ftlr  die 
Kriegsmarine  begrflnd^.  Sie  sei  in  der  That  aber  nur  eine 
Kompensation  fKr  den  aufgehobenen  Flaggensuschlag.  Der 
Dienst  zu  Lande  sei  mindestens  ebenso  Iflstig^  wie  der  xnr 
See.  Bis  zu  40  Jahren  bleibe  der  Soldat  unter  der  Fahne 
und  würde  zu  Übungen  eingezogen.  Der  Seemann  aberwire 
nach  f<  Dienstjahren,  davon  nur  SVa  als  aktiver  Matrose,  völlig 
frei  und  hätte  aufserdem  wühnnid  dieser  Zeit  eine  liöhere 
Löhnung,  als  der  Landsoldat  empfangen.  Er  müsse  sich  frei- 
lich nocli  bis  zum  M).  Jahr  zur  Verfügung  der  Behörden 
halten.  Aber  man  griife  doch  nur  im  Kriegsfall  auf  die  alten 
Leute  zurtlck.  Heute  brauche  man  zudem  weniger  Mann- 
schaften, als  zur  Zeit  der  Segelschiffe.  Die  Last  sei  also  nur 
nominell  vorhanden. 

Man  führe  nun  dreierlei  Leistungen  der  Handelsmarine 
ins  Feld.  Drei  Viertel  ihrer  Leute  seien  Franzosen  und 
würden  für  den  Staat  ausgebildet  inul  in  der  tTbung  erhalten; 
jeder  Mann  müsse  in  seine  Heimat  zurückgebracht  und  bis 
dahin  ernährt  werden;  ia  den  Häfen  müssen  die  Sclutie  einen 
Lotsen  nehmen.  Diese  Dienste  seien  aber  doch  keine  ttber- 
grofse  Last.  Die  Inskription  sei  überhaupt  eine  Wohlthat  für 
den  Reeder,  da  sie  ihnen  gute  Matrosen  bringe.  Die  Michl 
der  Zurficksendung  in  das  Vaterland  sei  nur  nillig  und  auch 
in  England  rorgesch rieben.  Die  Pflicht,  einen  Lotsen  zu 
nehmen,  versichere  die  Marine  gegen  Unfälle. 

Ein  weiterer  Grund  zur  Unterstützung  lag  für  den  Minister 
in  der  Notwendigkeit,  die  Umwandlung  der  Segel-  in  Dampf- 
schiffe zu  beschleunigen  und  teilweise  diese  Mafsregel  erst  zu 
ermöglichen.  Rouher  erkannte  die  Notwendigkeit  dieses  Fort- 
schritts an,  bestritt  aber  die  Wirkung  der  Prämie.  Die  Segel- 
schiffe nähmen  ^/a  der  Prämie  für  sich;  das  sei  verkehrt 

Der  Redner  ging  nun  zu  der  Frage  der  Fracht  über. 
Ein  natOrliches  Geseta  regiere  die  Fracht:  sie  gehöre  der 
Flotte  des  Erzeugungslandes.  Nur  in  Ausnahmeflulen  über- 
nehme sie  die  indirekte  Schif&hrt,  der  tiers  paTillon.  Frank- 
reich  hätte  nun  aber  nur  eine  dem  Qewicnt  nach  geringe 
Ausfuhrfracht,  wenn  der  Wert  dorsclbön  auch  hoch  sei.  Trotz- 
dem besorgte  die  französisclie  Flotte  77^  o  der  Fracht  von  und 
nach  Afrika,  47  "  o  für  Asien  und  Australien.  In  Nordamerika 
aufserhalb  der  Vereinigten  Staaten  herrsche  Lngiand.  Frank- 
reich besorge  dort  nur  29  ^/o  der  Fracht.   Der  Handel  mit 
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den  Vereinigten  Staaten  sei  günstiger.  Noch  1877  htttten  die 
französischen  Schiffe  34^  o  der  Ein-  und  Ausfuhr  übernommen. 
1878  sei  diese  Fracht  allerflings  auf  '_M  ^  o  gesunken.  Das 
rühre  aber  von  den  schlechten  Ernten  her,  welche  die  Sendung 
von  500000  Tonnen  Getreide  auf  amerikanisch -britischen 
Schiiieii  und  demgemäfä  eine  Kuckfracht  auf  denselben  Schiffen 
nötig  machten.  Für  Südafrika  sei  Frankreichs  Anteil  am 
Seehandel  43%  Ar  Hittekonerika  67  %  fUr  die  Fahrt  nach 
den  franiOeisdien  Kolonien  trots  der  Freigebnng  der  Meere 
84*^  0;  nach  Algier  86  ^^o.  In  fiorofia  allein  stehe  Frankreich 
hinter  den  fremden  Flotten  zurück.  Aber  es  brauche  durch- 
aus die  Massen  Frachten  der  anderen  Länder.  Von  diesen  bringe 
namentlich  Enp-land  Kohle  und  Eisen  auf  eigenen  Schiffen. 

Zuletzt  besprach  Rouher  die  Schifffahrtsverträge.  Die 
Subvention  der  eigenen  Flagge  entspreche  nicht  dem  Grund- 
satz, die  Flaggen  der  fremden  Lander  gleich  der  heimischen 
zu  behandeln.  Das  wttrde  Repressalien  im  Gefolge  haben. 
Die  direkte  Staatonntersttttzung  f^re  anijBerdem  aum  Socia- 
lunma. 

Der  KonunisBionsredner  All a i  n -Tar g ^  ging  selbst  daran, 

die  Einwendungen  Rouhers  zu  widerlegen. 

I>ie  Frage  w.nre  durchaus  nicht  von  principieller  Bedeu- 
tiirir.  wie  Rouher  meine;  es  handle  sich  nur  darum,  dafs  di^» 
Handelsmarine  vor  der  fremden  Konkurrenz  nicht  bestehen 
könne.  Von  dem  Flaggenzuschlaer,  also  von  einer  Verletzung 
der  Verträge,  sei  auftierdem  gai-  nicht  die  Rede.  Die  Mächte 
könnten  also  in  keinem  Falle  reklamieren. 

Die  Kosten  der  Prftmie  beliefen  steh  nur  auf  8  Hill,  fr,, 
eine  Summe,  welche  blols  die  Lasten  kompensiere.  Die  Er» 
haltung  der  Flotte  sei  aber  von  allgemeinem  Interesse. 

Der  französische  Seemann  sei  keineswegs  so  frei,  wie 
Rouher  schildere ;  wenn  er  in  eine  andere  Marine  einträte, 
gelte  er  als  Deserteur.  Die  Freiheit,  weh  h*-  Farcy  durch  seinen 
In  ständigen  Antrag  auf  die  AbschaÖung  der  Reglements  fordere, 
wurde  die  Gefahr  für  die  lan^e  Fahrt  noch  steigern. 

Rouher  verteidige  naürlich  sein  Werk  von  1860/66,  aber  . 
er  sei  darin  zu  weit  gegangen.  Jetet  habe  er  selbst  die  Ur- 
saehen  der  Notlage  angegeben,  und  doch  kein  HeOmittel  vor- 
gebracht. 

Die  Reeder  hätten  selbstverständlich  Vorteil  von  den 
hilligen  Sohitfskäufen  gehabt.  Aber  im  Interesse  der  eben- 
soj!f  hr  notleidenden  Schiffsbauindustrie  müsse  diese  Erlaubnis 
authOren  und  die  Prämie  an  ihre  Stelle  treten.  Nur  die 
riubventionierten  Linien,  die  aus  ^langel  an  Erzeugnissen  der 
heimischen  Werften  ihre  Schiffe  im  Ausland  kauien  müibten, 
könnten  sieb  jetzt  noch  halten. 

Die  Zeit  der  Segelschiffe  sei  noch  lange  nicht  yorllber. 
In  England  hätte  sich  ihre  Zahl  sogar  noch  in  jüngster  Zeit 
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▼ermehrt  Rouher  habe,  wenn  num  es  recht  betrachte,  übet^ 
haupt  fiir  das  Aufgeben  der  langen  Schiffahrt  plaidiert,  weil 

Frankreich  die  Fraclit  fehle.  Aber  Frankreich  wol1»>  und 
dürte  nicht  verzichten,  soadern  müsae  »ich  nach  Heiimittela 
umsehen. 

Sogar  die  Lage  der  sogenannten  ^grofsen  Küstenfahrt" 
(bis  zur  Nordsee  und  zum  Schwarzen  Meer)  hätten  einige  für 
achatebedtlrftig  erklärt;  aber  diese  kOnne  sieh  wohl  tatck  ohne 
Prttmie  kalten.  Er  begreife  allerdings,  dab  man  sich  aträube» 
einer  Privafindustrie  etwas  zu  geben.  Doch  in  der  Not  ginge 
es  nicht  anders,  wie  auch  schon  der  Freihändler  Le  Oesne 
eingesehen  hätte.  Dieser  habe  aber  die  Prämie  nicht  erfunden, 
sondern  die  im  Jahre  187B/74  eingesetzte  Regierungskom- 
mission unter  Dupuy  de  Lome  hätte  sie  zuerst  in  Vorschlag 
gebniolit.  Selbst  die  Handelskammern  von  Bordeaux,  Havre  und 
Marsi  illc  riefen  jetzt  im  Namen  des  grofsen  nationalen  Inte- 
teresses  nach  der  Prämie. 

Die  Bereehnnng  der  Prämie  sei  ansMetchnet,  weil  ne 
nach  dem  Alter  der  Schiffe  &Ue.  Anfserdem  sei  die  Prlmie 
in  Frankreich  nichts  Neues,  sondern  eine  bewährte  Einrichtung. 
Der  Hochseefischfang  sei  längst  prämiiert,  und  die  Postlinien 
empfingen  Unterstützungen.  Onne  solche  Subventionen  sei 
tlberhaupt  kein  grofses  Seeunternehmen  möglich 

AUain-Targö  griff  dann  das  napoleonisch(  System,  dessen 
Vertreter  Ronher  sei,  an.  Es  hätte  nur  für  die  Fiuanzoligarchie 
gesorgt.  Dauiala  wären  zwei  grofse  Compagnien  allein  unter- 
stützt worden,  während  man  die  übrige  Marine  ungnädig  an- 
gesehen habe.  Alle  -Länder  hätten  subrenttonierte  Linien  und 
unterstütsten  ihre  Flotte  auf  diese  oder  jene  Art  Welche 
Repressalien  sollte  man  also  zu  fürchten  haben?  DafsFinank- 
reich  durch  die  Verträge  gebunden  sei,  wäre  dn  Irrtum  von 
Bouher. 

Für  Rouhers  Auffassung  trat  mit  einer  nochmaligen  Rede 
Oeorges  Per  in  ein.  Der  scheinbare  Rückgang  der  Flotte  sei 
durch  das  Verschwinden  der  Segelschiffe  zu  erklären.  Und 
das  sei  als  ein  Glück  für  Frankreich  au  zusehen. 

Die  Ziffer  von  3  Mill.  fr.  als  Betrag  der  Prämie  au  be- 
rechnen, könne  niemand  glauben.  Er  nehme  eine  Ausgabe 
von  mindestens  7  oder  8  Mill.  fr.  an. 

Der  Obolus  des  armen  Mannes  würde  den  reichen  Reedern 
geopfert;  das  sei  antirepubiikanische  Politik. 

Ihm  erwiderte  der  Reeder  Ra  y  nal  (republ.  Linke).  Man 
könnte  nur  dann  der  Marine  gröfsere  Freiheit  einräumen^ 
wenn  der  Zolltarif  niedriger  wäre.  Er  verspräche  sieh  sehr 
viel  von  der  Prämie.  Sie  würde  den  Werften  neuen  Mut  ein- 
flöfseu  und  fribclieä  Loben  eutäteheii  lassen.  Die  Prämie  »ei 
auch  keine  Rompensation,  sondern  eine  einfache  Wiedeigabe 
von  Zollen. 
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Hienuif  wurde  die  Debatte  geechloiMU  and  der  §  9  (firttker 
§  10)  mit  235  gegen  176  Stimmen  angenommen.  Es  lagen 
nun  noch  einige  Zneatsantrllge  7or,  die  am  1.  Jnii  1880  sur 

Abttimmung  kamen. 

Q  a  u  d  i  n  (Bonapartist  i  verlangte  die  Auadehnung  der  Prämie 
auch  auf  die  ^^rohe  Küstenfahrt." 

Dei-  ^Maririeiniiiister  bekämpfte  den  Antrag,  weil  die  Küsten- 
ikint  dem  Staate  nicht  die  wiciiu^en  Dienste  der  Hüchsee- 
aehifffahrt  (long  cours)  leiste. 

Für  den  Antrag  traten  noch  Penlevev  (republ.  Union)  nnd 
Laisant  (radikal)  ein.  Der  Minister  Tirard  betonte  dem 
gegenüber,  dafs  der  einmal  eefafste  Beschlufs,  die  Prämie  nur 
fiür  die  lanfje  Fahrt  zu  bewilligen,  kein  Amendement  aalaase, 

rraudin  zog  Beu^  Antrag  infolp;'e dessen  zu  Gunsten  eines 
Zusatzes,  den  Kiotteau  flinkes  Centrum)  gestellt  hatte,  zurück. 

Riotteau  wollte  die  Prämie  auch  für  die  Meere  Europas 
und  das  Mittelmeer  gewährt  wissen  und  nur  die  eigentliche 
Küstenfahrt  in  Frankreich  und  Algier  davon  ausschliefsen. 

Ttrard  bekMmpfbe  auch  diese  Fassung)  die  mit  250  ^egen 
170  Stinmien  abgelehnt  wurde. 

Dagegen  hatte  ein  Antrag  Farcy  (republ.  Union),  20  ^/o 
der  Prämie  unter  die  Bemannung  der  Schiffe  an  verteilen, 
das  Glück  der  Annahme. 

Vergeblich  trat  La  Vi  eil le  (Linke)  dagegen  auf.  Die  Leute 
erhielten  dadurch  einen  doppelten  Sold,  einen  festen  ,  die 
Prämie,  und  einen  je  nach  Angebot  und  Nachfrage  schwanken- 
den Lohn.  Der  Sold  wurde  aber  mit  der  fallenden  Prämie 
Ton  Jahr  zu  Jahr  geringer. 

Auch  die  Kommissen  verwarf  den  Antrag.  Laroche- 
Joubert  (Becfate^  ^pp^l  &u  peuple)  hielt  die  Verteilung  aber 
doch  für  möglich.  In  seinen  Fabriken  liefse  er  sie  täglich 
vornehmen.  „Das  ist  die  erste  Gelegenheit,  die  Ihnen  durch 
ein  Mitglied  der  Linken  geboten  ist,  einen  Sehritt  auf  dem 
W'prro  (]er  Gewinnbeteiligung  und  der  Mitwirkung  der  Ange- 
stellten zu  thun ;  beeilen  Sie  sich,  sie  zu  ergreifen,  denn  Sie 
werden  sie  vielleicht  so  bald  nicht  wieder  finden  1" 

Das  Ergebuiä  der  Abstimmung  mit  347  gegen  31  Stimmen 
rief  ein  lautes  Bravo  von  selten  Laroche-Jonberts  hervor, 
welches  ihm  eine  Zurechtweisung  durch  den  Präsidenten  ein- 
brachte, und  das  sich  leider  als  zu  frtther  Jubel  herausstellen 
sollte. 

Nach  der  Genehmigung  des  Gesetzes  beschlofs  man  eine 
sweite  Lesung,  welelie  am  10.  Juli  erfolgte.  Wieder  braelite 
Biottean  seinen  Autrag  tur  die  grolse  Küstenfaln  t  ein.  wiederum 
infolge  deä  W  iderspniehs  des  Ilandelsministers  verg(  l>lii  h. 

Ein  neues  Amendement  ging  von  RouTier  (republ.  Union) 
aus.  E»  verlangte,  dafs  die  20**  o  der  Prämie  nicht  direkt 
unter  die  Seeleute  verteilt  werden,  sondern  in  die  Marine- 
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inyalidenkame  wandern  sollten,  um  die  Pensionen  sa  ver- 
bessern. 

Der  Berichterstatter  Desseaux  und  der  Minister  Tirard 
traten  ftlr  rÜPse  Änderung  ein,  die  muh  trotz  do«^  FJnsprucli» 
von  Farcy  und  Laroche  - Joubert  angenommen  wurde. 

Zuletzt  verlangte  noch  der  Marineminister,  im  Gesetz  statt 
„Tonnen"  —  „Tonnen  im  Nettogehalt"  zu  setzen,  um  Unklar- 
heiten zu  beseitigen.  Weiter  sollte  die  Zahl  der  durchlaufenen 
Meilen  nach  der  direkten  Seelinie  gemessen  werden,  nm  nicht 
durch  Umwege  die  Prämien  sich  erhöhen  zu  lassen.  Schliels- 
lich  mnfsten  die  Schiffe,  welche  nach  Regiernngsangaben  er- 
baut wurden  und  die  Prämienerhöhung  von  15^/o  genossen, 
„in  Frankreich"  helgestellt  werden. 

Die  Zusätze  wnrden  sämmtlich  beschlossen  und  das  Ge- 
seta  dem  Senat  tiberwiesen. 

4.  Das  Marinegesetz  im  Senat 

Die  Senatskommission  nahm  nach  dem  Bericht  des  Senators 
Lab i che  (repabl.  Linke)  vom  16.. Dezember  1880  im  EXn Ver- 
ständnis mit  der  Regierung  zwei  Änderungen  vor.  Sie  bean- 
tragte für  den  Artikel  9,  die  Schiffahrtsprämien  bei  im  Aus- 
land erbauten  Schiffen  auf  die  Hälfte  herabzusetzen  und  die 
Bestimmupp:,  20  ^/o  der  Prämie  der  Invalidenkasse  zu  tiber- 
weisen, fallen  zu  lassen. 

Am  27.  Januar  1881  fand  die  Generaldiskussion  statt. 
Der  Senator  Ancel  (rechtes  Centrum)  empialil  das  so  geänderte 
Gesetz  nach  einem  geschichtlichen  Rückblick  mit  den  schon 
aus  der  Eammerberatung  bekannten  Qrttnden.  Er  führte  fOr 
den  Niedergang  der  Flotte  noch  folgende  Zahlen  an:  Im  Jahre 
1880  seien  in  französische  Häfen  eingelaufen  : 

französische  Schifie  10208  mit  B  053  876  Tonnen 
fremde  ,     :S6  268    „  8403  4U  « 

Ausgelaufen  seien: 

französische  Schiffe    7988  mit  3156175  Tonnen 
fremde  „      15130    ,    3998  781       „     .  — 

Nun  folgte  eine  glänzende  Verteidigungsrede  des  Gesetzes 
durch  den  Senator  Dupuy  de  LÖme  (Bonapartist).  Dochkanal 
ich  auf  diese  nicht  so  genau,  wie  ich  es  wOnschie^  eingehen, 
weil  der  Redner  keine  neuen  Gesichtspunkte  ins  Treffen  ^hrte. 
Dupnj  de  Lömes  Grundsatz  für  die  Behandlung  der  Motte 
war  Gleichheit  vor  der  Steuer  in  Bezug  auf  die  fremden  und 
die  französischen  Werften,  und  provisorische  Hilfe  fUr  die 
Reeder. 

Er  betrachtete  die  Lage  der  Schifisbauer  und  Reeder  in 
besonderen  Abhchnitten  und  gab  eine  genaue  Schilderung  der 
französischen  Marinegesetzgebung  seit  dem  Anfang  des  Jahr- 
hunderts, ja  seit  dem  Ursprung  der  Inskription  in  den  Jahren 
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1665  bu  1681.  Iii  enthusiastischer  und  poetisch  anBchaalicher 

Weise  verweilte  er  bei  der  Aufzählung  aer  anerkannten  Vor- 
«üge  der  französinehen  Schiffe,  die  in  jedem  Sturm  und  jeder 
Getabr  den  WeLionbergen  und  Winden  getrotzt  hätten. 

Für  rlie  stagnierende  Entwicklung  der  Handelsmarine 
führte  er  die  Zahlen  des  SchifTsbestandes  in  den  Jahren  1860 

und  1880  an.    Danach  gab  es 

im  Jahre       8chiffe       mit  Tünnen       und  Menschen 
1860  15  032         1025000  95  000 

1880  15  033  932000  93000 

Dabei  habe  sic!i  die  Menschenzahl  tür  den  Ktistenfisclifang', 
die  in  den  93000  Mann  mit  eingeschloääeu  äei,  seit  IBÜO  um 
11 000  vermehrt 

Dupuy  de  Lome  gab  nattirlich  zu,  dafs  die  Wirksamkeit 
eines  DaaipfBcluffes  im  DurdiaehDitt  dreimal  8o  grofsi  wie  die 
eines  Segelschiffesy  wäre.  Wenn  man  also  die  ZaBl  der  Dampf- 
schiffe mit  drei  multipliziere,  so  ergäbe  sich  eine  Steigerung 
des  Schiffsbestandes  um  13  ^/o.  England  sei  aber  in  derselben 
Zeit  um  i6^'o  in  Bezug  auf  den  Tonnengehalt  seiner  Schiffe 
gewachsen,  bezüglich  der  Wirksamkeit  der  Dampfschiffe  allein 
um  63**'o.  Die  Reihenfolge  der  konkurrierenden  Staaten  sei 
jetzt:  England,  Vereinigte  Staaten,  Norwegen,  Deutschland, 
Italien,  Frankreich.  Fast  -/»  der  iranzösischen  Einfulir  würde 
durch  das  Ausland  besorgt. 

Die  jetzige  i'rämie  sei  besser  berechnet,  als  die  von  1873 
nach  der  Zahl  der  Bemannung.  Die  damalige  Prttmie  hätte 
die  Segelschiffahrt  an  sehr  untersttltat.  Die  Kosten  berechne 
er  auf  7Vs  Mill.  fr.,  also  für  die  Z^t  Ton  10  Jahren  auf 

76  Millionen;  aber  die  Wirkung  sei  vielversprechend.  — 

Den  Worten  Dupuj  de  Ldmes  folgte  braosender  Beifall, 
welch*^r  Itewif^s,  dafs  die  Annahme  des  Gesetzes  im  Sen?it  f^'o- 
gichert  war.  Es  sprurh  nur  noch  der  Senator  Le  n  o  e  1  (linkes 
CeniTum;  konserv.  Kepubl.j  m  gleichem  Sinne,  Dann  verlangte 
der  Handelbiiiinister  Ti  rard  die  Dringlichkeit  des  Gesetzes,  die 
sofort  beschlossen  wurde.  Sämtliche  Artikel  fanden  darauf 
ihre  Annahme,  ond  schlielslich  wurde  das  ganze  Gesetx  mit 
258  gegen  5  StimmeD  (Joseph  Garnier,  Hambert,  de  Lafigrette^ 
Le  Roy  er  und  Vissaguet)  votiert.  — 

Am  29.  Januar  1881  hatte  die  Deputiertenkammer  sich 
noch  einmal  mit  der  Vorlage  wegen  aer  durch  die  Senats- 
koininission  in  das  Gesetz  hineingebrachten  Änderungen  zu 
hesehaltigen.  Der  Berichterstatter  Desseaux  empfalü  die 
Senatsbeschlüsse  dringend;  ebenso  der  Minister  Tirard.  Die 
Forderung,  den  im  Ausland  erbauten  Schiffen  nur  die  Haltte 
der  Prämie  zu  gewähren,  stiefs  auch  auf  keinen  Widerspruch. 

Aber  das  Fallenlassen  d^  20  ^/o  von  der  Prilmie  fSlr  die 
SdiifGibesatBung  yemrsachte  eine  heftige  Erregung.  Bouher 
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tadelte  diese  Mafsre^el,  weil  dadurch  die  schon  su  hohe  Prüinie 

ftlr  die  Heeder  wiener  um  20^  0  erhölit  würde, 

Despeaux  rechtfertigte  die  Beötimmung  damit  d;ds  bereits 
ein  besondere-,  Oesotz  die  Pensionen  der  Inskribierten  ver- 
bessert habe,  die  Forderung  der  20**/o  also  unnötig  sei. 

Ahnlich  sprach  Lorois  (Rechte).  Beide  Änderungen 
wurden  XMchetnaader  «igenommen, 

l^uo  forderte  Geoi^es  P  erin  die  Kammer  ao^  wegen  dieser 
Prflmienerhöhung  das  ganze  Gesetz  absulehnen.  Sein  Veriusgen 
wurde  jedoch  nicht  berücksichtigt. 

Noch  am  29.  Januar  1881  wurde  das  Gesetz  promulgiert 
und  auf  zunächst  zehn  Jahre  in  Kraft  i^^osetzt.  — 

Eine  weitere  Unterstützung  fand  die  Marine  in  den  Be- 
stimmungen des  neuen  französischen  Generaltarifs ,  welcher, 
wie  ich  bereits  hervorgehoben  habe,  die  Entrepotzuschliige 
neu  ordnete  und  die  französische  Flagge  günstiger  als  die  aus- 
Itodische  stellte. 

Der  Freihlndler  Joseph  Garnier  klagte  frmlich  in  seinem 
Journal  des  £conomtstee:  f,Das  Svstem  der  Subvention  ist  an 
die  Stelle  des  Systems  der  Protektion  getreten.  Die^e  Mafs- 
regel  ist  weniger  schlecht,  aber  die  Handelsmarine  wird  dadurch 
weder  Jiichr  noch  weniger  glücklich  werden,  und  das  Resultat 
wird  75  Millionen  gekostet  haben" 

Thatsachlich  befriedigte  aber  das  Gesetz  die  Interessenten 
und  ist  auch  später  wieder  verlängert  worden. 

IX.  Kapitel. 
Der  aeiie  KoiiTentiOBaltarlf. 

1.  Einleitendes. 

Nun  war  der  Zeitpunkt  gekommen,  in  welchem  die  fran- 
zösische Repfiernnf!-  daran  gehen  konnte,  die  handelspolitischen 
Bt'zir'hiiiigen  Frankreichs  zu  den  fremden  Mächten  zu  rpprc'ln. 
Seit  dein  Erlafs  jenes  Rundschreibens  des  Handelsminisiers 
de  Meaux  im  Jahre  1875,  das  zuerst  die  Frage  der  Handels- 
verträge der  öfientlichen  Meinung  als  der  Lösung  dringend 
bedttinig  unterbreitete^  waren  bemts  sechs  Jahre  vm^oasen, 
und  nur  notdürtige  Vertragsverlltngerungen  und  Übergangskon- 
ventionen mit  den  europäischen  Staaten  hielten  das  System  der 
Verträge  zu  Gunsten  der  Stetigkeit  der  Handelsbeziehungen 
aufrecht.  Jetzt  endlich  war  der  Grund  zur  Errichtung  eines 
neuen  Gebäudrs  gelegt:  die  französische  Regiernnp:  hatte  durch 
die  Fertigstellung  des  Geiieraltarils  und  das  Mariiu ';:;ej5etz  den 
notweii(]i<:pn  Rückhalt  bekommen,  um  den  Ansprüchen  des 
Auslands  zu  begegnen. 

■  Journal  dAS  £oonom.  Febniar  1881.  8.  d49. 
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Aber  dem  Verlangen  der  Ilocliscimtzzöliner,  nun  den  neuen 
Generaltarif  als  Minimum  hinzustellen,  unter  welches  man  in 
keinem  Falle  hinabgehen  dürfe,  kam  die  Regierung  nicht  nach. 
Der  in  der  Wirtschaftspolitik  führende  Minister  Tirard  er- 
kllite  in  der  Kammeriiaeb  Schlafs  der  Geaeraldiskiuslon Uber 
die  ZoUreform,  am  28.  Fefantar  1880,  «itsdrttckliohy  dab  die 
Regierung  fest  dabei  bestehen  bleiben  wolle,  dnrcli  VertrUge 
das  Verhältnis  mit  dem  Ausland  auch  weiterhin  ungetrilbt  zu 
erhalten.  Gegenüber  einem  Antrag  Keller  (klerikal),  welcher 
den  neuen  Tarif  zu  einem  autonomen  machen  wollte,  sprach 
sich  der  Minister  entschieden  dahin  aus,  dafs  der  Antrag  ver- 
fassungswidrig sei.  Der  Regierung  stände  allein  das  Recht  zu, 
Verträge  zu  schliefsen;  sie  könne  sich  darin  von  der  Kammer 
keine  Vorschriften  machen  lassen.    Das  Recht  des  Parlaments, 

feschloeaene  Yertrige  nachher  sn  beraten  nnd  sie  mfebenen 
'alle  im  gansen  alwidehnen,  wolle  er  natttrltch  nicht  oestreiten. 
Tirard  spitzte  seine  Antwort  dahin  zu:  „Die  Frage,  wie  sie 
sich  jetzt  stellt,  lautet  folgendermafsen :  ^Bringt  es  Nutzen  oder 
keinen  Nntzen,  Verträge  zu  schliefsen?'  Darauf  antworte  ich: 
,Nach  dem  Wortlaut  der  Verffissung  hat  einaig  und  allein  die 
Regierung  dartiber  zu  entscheiden.'" 

Das  Amendement  K eil  er  wurde  zurückgezogen,  ah«  r  am 
4.  Juni  1880  durch  Guicbard  (Linke)  teilweise  wieder  auf- 
genommen. Gniohard  wollte  wenigstens  hinsichtlich  der  land- 
wirtachaftlichen  Produkte  die  Macht  der  Regierongj^  durch  Ver^ 
trfifpB  ZoUftnderongen  herbeLrafUhren,  begrenien,  Tirard  ycr- 
weigerte  jetzt  die  Antwort  auf  die  Frage,  wie  sich  die  Regie- 
rung dazu  steUe,  und  der  Präsident  der  Rammer,  Gambetta, 
liefs  dfiM  Amendement  als  yerfassungswidrig  nicht  zur  Ab* 
gtimmung  zu. 

Die  Regierung  war  also  in  keiiKT  Weise  durch  einen 
Purlamentsbeschlufs  gebunden.  Der  Handelsminister  gab  in- 
dessen freiwillig,  weil  er  trotz  seiner  freihändlerischen  Über- 
zeugung der  ^utstrOmung  Bedmung  tragen  mufste,  die  Zu- 
sicherung, dala  die  den  franden  Mächten  einsurftumenden  Kon- 
Sessionen  im  Durchschnitt  nicht  unter  die  24  ^/o^  um  welche 
der  neue  Generaltarif  gegenüber  dem  alten  Vertragstarif  er- 
höht war,  hinabgehen  sollten.    Er  versprach  ferner,  in  keinem 


nachzukommen,  und  schliel'slich  auch,  Cerealien  und  Vieh, 
wie  früher,  so  auch  künftig,  nicht  in  die  Vertragstarifo  auf- 
zunehmen, für  diese  also  einen  autonomen  Tarif  zu  belassen. 
Die  W  ünsche  der  Agrarier  wareu  damit  wenigstens  materiell 


Die  Regierung  nahm  die  Vertragsverhandlungen  sofort 
auf,  welche  nach  dem  Wortlaut  der  Konventionen  binnen  sechs 
Monaten,  d.  h.  am  8.  November  1881  zum  Ziele  führen  mufsten. 
Doch  war  es  voraussusehen,  dafs  diese  Frist  ein  wenig  zu 


Falle  dem  Verlangen  Englands, 
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kurz  bemessen  war.  Das  Ministerium  Ferry-Tirard  liefs  sich 
infolgedessen  am  20.  Juli  1881  vom  Parlament  die  EnnMch- 
tigung  geben,  die  alten  Verträge  noch  um  drei  weitere  Monate 
zu.  verlängern.  Sämtliche  fremde  Mächte  gingen  durch  Dekla- 
rationen auf  die  Wünsche  der  französischen  Regierung  und 
fichlieüalich  auch  noch  auf  eine  weitere  Verlängerung  dea  alten 
KonventtoDalregimeB  his  cum  15.  Mai  1882  ein« 

Die  Verhandlungen  wurden  anfiüigUch  Ton  Tirard  bis 
zum  14.  November  iSB\  geführt.  An  diesem  Tage  stOrste  das 
Kabinett  Jules  Ferry,  und  das  „grolBe''  Ministerium  Gambetta 
begann  seine  kurze  Laufbahn  ^  Der  neue  Hjuidelsminister 
Rouvier  setzte  das  Werk  seines  Vorgängers  bis  zum  30.  Januar 
1882  fort.  Aber  erst  Tirard,  der  dann  wieder  im  Kabinett 
Freycinet-Fcrry-Say  die  Abteilung  des  Handeis  ubernaiim, 
konnte  es  zu  Ende  fuhren. 


2.  Die  Übereinkunft  mit  Qrofsbritannien. 

Ich  gehe  nun  im  einaelnen  auf  die  Vertrige  ein  und  be- 
ginne mit  "Rng^laiid. 

Die  triiher  mit  dem  britischen  Ministerium  Beaconsficld 
cingel^^itPten  Verhandlungen  waren,  wie  schon  erwähnt,  ver- 
tagt >\i»iilen.  Der  wieder  ans  Ruder  gekommene  englische 
Ministerpräsident  Ghidstoue  stand  Verträgen  nicht  eben  freund- 
Kch  gegenüber  und  hielt  sie  höchstens  m  ein  politisches  Baad. 
Jedenfalls  ging  er  nur  sehr  behutsam  auf  neue  Verhandlungen 
ein.  Der  französische  Gesandte  in  London,  lAon  Say,  hatte 
infolgedessen  einen  schweren  Stand.  Er  konnte  schiie&lich 
nur  soviel  erreichen,  dafs  man  die  Streitpunkte  klar  präci- 
sierte  und  eine  allgemeine  Grundlage  für  die  Verhandlangen 
schuf. 

Eine  Einigung  kam  allein  in  dem  Kapitel  der  landwirt- 
schaftlichen Produkte  zu  stände,  und  zwar  insofern,  als  man 
diese  von  den  Vertragsbestimmungen  ausschlofs. 

Schwiei  igkeiten  machte  die  Weinfrage.  EVanlumch  Yer> 
langte,  wie  schon  frtther,  eine  bedeutende  Zolbeduktion.  Olad- 
stone  ging  scheinbar  darauf  ein.  Er  yersprach,  die  gering- 
wertigeren französischen  Weine  in  Fässern  au  einer  niedrigeren 
Abgabe  ins  Land  zu  lassen,  machte  daftlr  aber  kurz  darauf 
dem  britischen  Parlament  den  Vorschlag,  den  Zoll  für  Flaschen« 
weine  zu  erhöhen.  Das  entsprach  wiederum  nicht  den  Wün- 
schen des  französischen  Botschafters. 


'  Erw&hncn.cwcrt  \>t  ans  dieser  Zeit  dir  Schaffung  zweier  neuer 
Ministenen  durch  Krlafs  vom  14.  November  18öl.  Die  Rpr>sorfff  dpr 
Landwirtschaft  und  der  Kolouieeu  erhielteu  aeitdcm  einen  eigenen 
Leiter. 
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£in  weiterer  Differenspunkt  war  die  Umwandlimg  der 
fiatiiösischen  Wertsölle  in  specifische.  England  erklärte  sicli 
Dttr  bereif  Bestimmungen  zu  treffen,  welche  die  bei  An- 
wendung der  WerfeiOlle  nadigewieeenen  Betrügereien  Ter- 

hiüdem  sollten. 

Es  handelte  sich  schliefsHcli  noch  darum,  VcrbeBserungen 
des  Tarifs  und  de.r  Handelsbeziehungen  herzustellen.  Aber 
was  bedeutete  da«  Woit , Verbesserungen'?  England  mit  seinem 
Masseneicport  hielt  ZoUemiedrigungen  für  eine  V^erbosserung 
des  Btatui  quo,  Fruikreich  hingegen  ZoUerkdhungen,  nament- 
Uch  bei  BaomwoUenfabrikaten. 

KuTB  und  gut,  die  am  26.  Mai  1881  eingeleiteten  Schritte 
endigten  nach  nenn  Monaten  mit  einem  Mifserfolg,  wenn  man 
auch  auf  beiden  Seiten  in  wichtigen  Punkten  nachzugeben 
suchte.  Englan«!  wollte  zuletzt  sogar  die  specifischen  Zölle  in 
Kauf  nehmen,  jedoch  bei  Geweben  von  Wolle  und  Baumwolle 
der  Berechnung:  dieser  GewicliUzölie  den  Wert  der  niodrigbLeii 
Qualitäten  zu  Grunde  legen.  Der  Handelsminister  Houvier 
erklärte  sich  schliefsiich  auch  hiermit  einverstanden,  aber  nur 
antar  der  Bedingung,  dab  der  WeincoU  herab^esetst  werde. 
Dock  an  cüter  ntr  England  in  fiekalischer  Hinsicht  wichtigen 
Fra^  scheiterte  das  ganze  Werk.  Frankreicli  liatte  darunter 
weniger  zu  leiden  als  England.  Gladstone  hätte  sich  sagen 
müssen,  dais  er  durch  den  Vertrag  wenigstens  einige  Schritte 
weiter  auf  dem  Wege  des  Freihandels  gekommen  wäre.  8o 
erreichte  er  nur  die  Vorteile,  welche  England  aus  der  Meist- 
begünstigung und  den  Verträgen  Frankreichs  mit  den  anderen 
Ländern  erwuchsen. 

Denn  dafs  Frankreich  Grofsbritannien  anders  ak  die 
konlnirrierenden  Staaten  behandelte,  war  ein  Ding  der  Un-< 
mdglichkeit.  T  irard  legte  deshalb  der  Depatiertenkammer  ein 
besonderes  Gkseta  über  das  gegen  England  zu  beobachtende 
Zollveifahron  am  23.  Februar  1882  vor.  In  der  Begründung 
dazu  erwähnte  der  Handelsminister,  dafs  eigentlich  vom  1.  März 
1882  an  gegen  England  der  Generaltarif  in  Kraft  treten  müsse, 
und  erinnerte  dann  an  die  Gestaltung  der  Verhandlungen 
in  der  letzten  Zeit.  England  verlangte  darin  schliefrilich 
einen  einfachen  lieciprocitäts vertrag  mit  gegenseitiger  Meist- 
begünstigung.  Diesen  Vorschlag  wollte  die  firansOBiscbe  Be- 

flerang  nur  dann  annehmen,  wenn  England,  das  durch  keinen 
^urifreirtrag  gebunden  war,  sieb  verpflichtete,  die  Zollfreiheit, 
wie  sie  bisher  bestanden  habe,  in  allen  Punkten  beizubehalten, 
England  verweigerte  dies,  weil  es  Herr  seiner  Tarife  bleiben 
wollte. 

Frankreich  schiuii;  dann  eine  Klausel  vor,  die  liim  er- 
laubte, den  Vertrag  sofort  zu  lösen,  sobald  England  Zolle  ein- 
führte oder  eiholite.  Die  britischen  Unterhändler  erklärten 
sich  gegen   eine  solche  Klausel  und  boten  einen  einfachen 
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Meistbegünstigungsvertrag  auf  unbeatimmte  Zeit  mit  einjfibnfrf^r 
Kündigungsfrist  an.  Frankreich  strJtuhtn  sich  dap:eg-en,  weil 
es  nach  der  Kündigung  immer  noch  »mh  Jahr  gebunden  blieb, 
während  England  auf  der  Stelle  erhel>liclie  Einfuhrerschwe- 
rungen einführen  konnte.  Auch  die  Herabsetzung  der  Kün- 
digungsfrist auf  sechs  Monate  wurde  ans  dem  gleichen  Grunde 
abgelehnt. 

Die  innzösische  Regierung  hielt  es  nun  fUr  das  bestOp 

sich  ebenso  frei  wie  England  hinsichtlich  der  Tarife  an  stellen« 
Tirard  verlangte  deshalb  von  den  Kammern,  dem  britischen 

Reiche  nicht  rlnrcK  einen  Vertrag,  sondern  durch  ein  Oesetz 
die  Mei'^theiirünstigung  zu  gewähren.  Dieses  Gesetz  konnte 
bei  ZoUerliohungen  auf  englischer  8eite,  die  allerdings  wenig 
wahrsciieinlich  waren,  sofort  aufgehoben  werden. 

Deputiertenkammur  und  Senat  öchlusdeu  öich  Tirards  Aus- 
flkhrungen  an  und  beBchloaeen  das  Ctoseta  am  2$.  und  26.  Fe- 
bruar 1882.  Am  27.  Februar  wurde  ee  bereits  in  Kraft 
gesetzt. 

Am  folgenden  Tage  unterzeichneten  de  Freycinet  und 
Lord  Lyons  indessen  doch  in  Paris  eine  Übereinkunft,  nach 
welcher  sich  England  und  Frankrf'ich  bis  znm  1.  Februar  1892 
die  Meistbe^i'ünstigung  ohne  Tarif  bestinunungen  gegenseitig 
gewährleisteten. 

Wegen  der  Stabilität  der  Handelsbeziehungen  zwischen 
beiden  Ländern  war  dieses  Vorgehen  entschieden  das  beste. 

Aber  man  kann  sicJi  nicht  Terbehlen)  dals  durch  die  neue 
KonTention,  welche  noch  an  demselben  Tage  von  der  Kammer^ 
am  11.  Mai  vom  Senat  i,enehmigt  wurde  und  auch  en^iseher« 
seits  ihre  Billigung  £and,  das  ursprünglich  beschlossene  Gesetz 
aufgehoben  wurde  und  Frankreich  gebunden  blieb,  während 
England  die  freie  Verfügung  über  seine  Tarife  hatte.  Kur 
die  Erzeugnisse  der  britischen  Kolonieen  blieben  dem  General- 
tarif unterworfen. 

Den  Grund  für  das  Vorgehen  der  franzuaischen  Regierung 
kann  man  wohl  darin  finden,  dafs  sie  mit  einigem  Recht  be- 
filichtete^  das  den  Welthandel  beherrschende  Grolsbritenmeu 
ktone  Frankreich  unfreundlich  begegnen  und  mit  allen  ilmi 
zu  Gebote  stehenden  Mitteln  den  eigenen  Handel  lahm  legen. 
Andererseits  traute  die  dem  Freihandel  zuneigende  R^ierung 
auch  nicht  der  Kammermehrheit,  welche  bei  der  gewaltigen 
Agitation  rlor  Srhntzzöllner  plötzlich  einmal  das  Meistbepins- 
tigungs^esetz  aufheben  konnte  und  kraft  eines  Majoritäts- 
beschlusses zum  Schutzzoll  tibergehen  konnte.  Der  Vertrag 
mit  England  verhinderte  diesen  Schritt  wenigstens  auf  ge- 
raume Zeit^ 


/  .Siehe  Am^  n^gociatioos  oonmeidsles  avee  rAagietsnre ;  Journal 
d«s  £oon.  1882,  April,  S.  32. 
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8.  Die  Verträge  mit  den  flbrigen  Staaten*. 

Der  neue  französische  Konventionaltarif,  den  man  nun 
auch  gegen  England  anwandte,  war  die  Folge  der  Verträge 
mit  Belgien,  Italien,  Portugal,  i^pauien,  Schweden-Norwegen 
and  der  Schweiz.  — 

a.  Der  Vertrag  mit  Belgien. 

Vor  den  Konferenzen  mit  Frankreich  machte  das  Kabinett 
Frire  Orban  in  Brftosel  einen  eigenartigen  Vorsehlag.  Es 
veriangte  nichte  weniger  alt  eine  Art  europäischen  Gerichts- 
hofes einznsetsen,  welcher  das  französische  Zolls^tsm  prOfen 
sollte.  Die  französische  Regierung  lehnte  diese  Znmntnng 
vnn  vornherein  ab.  Sonst  waren  die  Verhandlungen  mit  Belgien 
Hnrchaus  freundschaftlich  und  führten  schnell  zu  einem  Er- 
gebnis. 

Durch  seinen  früheren  Vertrag  hattn  Belgien  in  Frankreich 
eine  Ausnahmestellung  ein^enomuien  hinsichtlich  seiner  Kohlen, 
seines  Gufseisens  und  seiner  Game  und  Gewebe  Ton  Lein 
oder  Hanf.  Die  Zeit  für  eine  solche  Ansnahiiiestellang[  war 
wegen  der  gewaltigen  Entwicklung  des  Weltverkehrs  seit  der 
napoleonischen  Ära  Torflber.  Die  das  Handelsvertragssystem 
beherrschende  Meistbegünstigongsklausel  verbot  es  Frankreich, 
sich  darauf  einzulassen.  Denn  es  hätte  durch  eint^  solche  Be- 
stimmung den  Erzf^ugnissen  Englands  und  der  übrigen  Länder 
in  der  belgischen  Pforte  ein  leicht  passierbares  Einfallsthor 
ge(^fihet.   1  )atur  bequemte  es  sich  zu  anderen  Zugeständnissen. 

Die  Übereinkunft  vom  31.  Oktober  1881  besteht  aus 
sinem  Handels-  und  einem  Schiffahrtsvertrag. 

Der  Vertrag  legte  beide  Länder  hinsichtlich  etwa  zu  ge- 
währender ZoUrtlokgaben  oder  Prämien  fest.  Diese  Äusfohr* 
▼eigtttungen  darfton  kttnftig  nur  genau  den  Betrag  der  Accise- 
und  Verbrauchsabgaben  ersetaen.  aber  keinesfalls  eine  Wieder- 
erstattnnpr  des  Zolles  bilden.  Ffir  die  EinfiihrtRrife  galt  im 
Znsaitinienhang  damit  der  Grundsatz,  dafs  Zollzuschläge  nur 
bei  eichzeitiger  und  gieichmäfsiger  Erhöhung  der  inneren 
Abgaben  eintreten  durften. 

Frankreich  verpflichtete  sich  weiter,  folgende,  aus  Belgien 
stammende  Artikel  nicht  mit  erhöhten  Zuschlägen,  auiser  dem 
eigendichen  ZoU,  zu  belc|fen:  Ennsttischlerhola^  Farbhols,  rohe 
fimmwoUe,  Wolle  in  Masse,  rohe  Hänte,  Reis,  Pottasche, 
Guano,  exotische  Harze,  Salpeter,  Thee,  ölsämereien,  Fette 
und  Öle.  Damit  war  der  im  französischen  Generaltarif  vor- 
gesehene Kntropotzns(  hlag  für  die  indirekte  Einfuhr  zu  einem 
guten  Teil  autgehoben. 

9 

*  Siehe  Am^,  u^gociatioos  commerciales,  Journal  des  Econ.  Iö82, 
Juai,  8.  ?4S. 
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Kaffee  erhielt  einen  Entrepotzuschlag  von  5  fr.  (statt 
10  fr.),  Kakao  von  10  fr.  (statt  20  fr.).  Für  die  aufserdem 
noch  bestehenden  Entrepotabi]:a})eu  erhielt  Belgien  das  Rechte 
die  gleichen  npbfihrpn  an  sf  inijii  Grenzen  einzuführen. 

Gegenseitige  Verptlichtuugen  betraten  ferner  den  Grenz- 
verkehr: landwirtschafdiche  Erzeugnisse  waren  10  km  von 
beiden  Seiten  der  Grenze  zollfrei. 

Jeder  Durchgangszoll  blieb  rerboten. 

Handelsreiseode  sollten  einen  ein&clien  Gewerbeschein 
(Patent)  fUr  20  fr.  lösen. 

Zollerhöhungen  oder  Einfuhrverbote  durften  während  der 
Vertragsdauer  überhaupt  nur  im  Fidle  eines  Krieges  oder  aus 
gesundheitspolizeilichen  Gründen  einL'eführt  werden. 

Eine  Sonderbestiranning  trat  den  K(  Jilenzoll.  Frankreich 
konnte  danach  seine  Abgaben  von  Steinkoblen  und  ähnlichen 
Brennstoffen  überhaupt  nicht  erhöhen,  Belgien  einen  ZoU  von 
höchstens  1  fr.  auf  1000  kg.  annehmen. 

Sonst  gewlhrle  inan  sich  gegenseitig  die  Meisibegünstigung 
fUr  die  Etnrahr.  Frankreich  ermfifsiffte  dabei  seine  Zölle  gegen- 
über den  Angaben  des  Generaltarifs  in  folgenden  Tarifposi- 
tionen, denen  ich  zur  Vergleichung  auch  die  Daten  des  alten 
(^enendtarifr  und  des  alten  Vertragstarifs  beifüge. 


(In  fr.  und  auf  100  kg). 


Gegetkstand 

AUor 
Greneraltürit' 

Alter  Ver- 
trag!) tarif 

Neuer 
Geueraltarif 

^euer  \  er- 
triAgötarif 

Spanf<Tkel,  leichter 

als  ^  kj;  

0,12 

0,12 

0,rj0 

frei 

frei 

20,00 

1,04 

1,00 

10,00 

frei 

frei 

frei 

10,00 

» 

2,50 

l:i,00 

Butter,  gesalzen.  . 

2r60 

15,00 

2,00 

SörBwaaserfiflche .  . 

frei 

frei 

5,00 

frei 

Hopfen  

50.14 

12.Ö0 

15,00 

12,-50 

l,öü 

2,50 

.1^ 

UDd  49,92 

frei 

10  fr..  15  fr. 

frei,  4  fr. 

und  G  fr. 

II.  1.50 

Ecoijüiiine  (Hand- 

frei,  1,25, 

frei 

ri?chor  Granit .  . 

10  fr.  u.  4  fr. 

u.  OjöO 

DiU'hsclHefcr  (das 

4.  IG 

4,00 

4.00 

2,00 

Flie£»üii  und  Ziegul 

4,y9— ol,20 

frcii 

1,00 

frei 

4,99-8,74 

2,00 

2,00 

1,50 

-»d.  verKoten 

StaJx'iscii.  Schienen 

1-2.4^—17.47 

(>.00 

6.00 

5.0Cf 

Kt-<nhleeljt*  

7,öo— i;;.Ou 

7.50-13,00 

7,00— 12,0u 

Stahl    in  Barren 

:m.44 

9,00 

C.OO 

8oUh 

1,&0— 14,00 

2,3Ö— 17,dU 

u.  verboten 
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(fr.  auf  100  kg) 


Alter 
Gkneraltarif 


Alter  Vcr- 
tragstarif 


Neuer 
G-eneraltarif 


Neuer  Ver- 
tragstarif 


Pwrt'ümeriescife  .  . 

Cieborie  

Kraltmehl,  8tirk# 

Kerken  

Fayence  und  Por- 
selkm   , 

6pi«ig^las  


Glaa  

Flachu»-  uiid  Hani- 
gunie  

Jutrgame  

B!iuin\vollf^arne  .  . 

Wollgame,  Kamm- 
„  Stnich- 

Gam  aoa  Ziegen- 
haar  


204,67 
57,20 
20,21  u.  1,25 
10,40  ^'/o 

61,15-408,10 

od.  vcrbotrn 
12,48—82,37 
pro  ([TU 

verboten 

47,42-205.92 
4,88—101,09 
\'erboton 

n 
n 

24  M 


6,00 
5,00 
1.50  u.  1.20 
10  »/o 

irei  oder 

10— lo^'o 
1,50—20,00 
pro  qni 

1000-100,00 

5,00—14,00 
lä,O0— :^00,00 
10,00—100,00 


0.25-17,50 
1^,50—372,00 
31,00-124,00 
18,50-56,00 


12,00 

8,00 

5.00 

4.00 

G.OO 

4.00 

19,00 

16,00 

10,00—25,00 

7,00-20,00 

25,00 

20,00 

o(i.  pro  rjm 

1.20-5.00 

1,00—3.00 

4,20— äl,00 

0,50-20,00 

16,00-300,00 13,00—100,00 


,,,00-14,00 
15,00—300,00 
20,00—80,00 
12,00-36,00 


24,0it      I      30,W      I  24,00 

Eiittiprecheode  ZolIcTniedriguiigeu  im  nt^ucn  Vertrags- 
tarif zeigen  alle  Gramabgaben  rar  gebleicht^',  gefärbte  und 
geswimte  Ware.  ^ 

Gew<'br> : 
ans  Flachs  und 

5,00— 300,00|28,00-460,00 
10,00—24,00 
50,00-300,00 
oder  15  «/o 

10  "»/o 
frei  oder 
200,00- 
1200,00 


Hanf 
ans  Jute  .... 
aus  Baumwolle 


Wolle  .  . 
m  Seide. . . 


74,88-  582,82 
96,10 
verboten 


254,59— 
2121,60 


10,00-30,00 
62,00-670,00l50,< 

75,00^650,00  " 

frei  oder 
180,00— 
14^8,00 


22,00-  300.00 
11.00-24.00 
0,00-540,00 


50,007-524,00 

frei  oder 

150.00— 
1200,00 


Die  mauuigfacheQ  Nuancen  der  ciiizeiuen  Textilfabri- 
kate  sind  durchweg  gegenüber  dem  neuen  Generaltarif  ent- 
sprechend im  Vertragstarif  ennftfing>t  worden.  Die  Zoll- 
beträge sind  zumeist  dieselben,  wie  im  alten  Vertragstarif, 
nnr  aaHi  die  hier  befindlichen  Wertzölle  durch  Gewichts- 
abgaben  eraetit  sind. 

Papier   .  199,84— 187,201      8,00       111,00-25,001   s,00— 15,00 

fl&Qte  I   verboten   1 10,00— 60,00 1 10,00-74,00 1  10,00— 60,00 

Waren  aus  lieder  sind  gana  entsprechend  im  Tarif  behandelt. 

Lokomotivon 

10,00  10,00 
8,00  8,00 


und 

Lfokomobilen .  .  . 

TendoT   

Spinn-,  Webf'-  und 

landwirt.schaftl. 

Maiüohjiien  .  .  .  . 
Werksemr  «oa  yer- 

i<u\}dt,  ISebmiede' 

oisfn  

Waren  aus  Gufa- 
irok) 


•  •  •  « 


49,92 
37,47  n.  74,88 


49,92  u.  18,72 

156,00 
▼erbeten 


10,00  u.  6,00 

15,00 
8,00-4,50 


10,00  u.  6,00 

15,00 
8,00-4,50 


9,00  und  6,00 
7,00 


5,00 

li},50 
2,50-4^00 
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Frankreich  liefs  sieh  noch  su  einer  ganzen  Reihe  von 
TarifermflXsigangen  bewegen,  von  denen  ich  folgende  Positionen 

nenne:  Salpeter-  und  Ölsäure,  Stearinsäure,  Natron,  Alaun, 
schwefelsaure  Thonerde,  Bleiweifs,  Chlorkalk,  Ultramarin, 
Ölfirnis,  Schweinfurter  Grün  und  dergl.,  Preufsisch  Blau,  Pfeffer- 
kuchen, Nähnadeln,  Schrauben,  schmiedeeiserne  R  «  Ge- 
wehre (Hinterlader),  Holzwaren,  Sparterie,  Strohhüte,  Tau- 
werk, Kautsch uckgewebe,  Kämme,  FilzhUt^  K.uüstöclu'eiucr- 
waren  (aufser  tu  Elfenbein)  und  Bürsten. 

Belgien  hatte  noch  die  Auihebwu;  der  seitweiligen  freien 
Zulassung  für  den  Getreide-  und  Mehlhandel  beantragt  Der 
Minister  Tirard  liefs  sich  aber  nicht  darauf  ein.  ]>  erklärte, 
dafs  die  Handhabung  dieser  Einrichtung  nach  dem  Erlafs  vom 
18.  Oktober  1873,  welcher  die  Identität  des  einzuführenden 
Korns  und  des  auszuführenden  Mehls  vorschreibt,  den  belgischen 
Wtinschcn  genügend  Rechnung  trage. 

Die  französischen  Gegenwünsche  waren  verhältnismäfäig 
gering,  weil  der  belgische  Tarif  bedeutend  mäfsiger,  als  der 
französische  war  und  im  Maximum  10  betrug.  Die  Zoll- 
freiheit, welche  in  Belgien  für  sehr  viele  Produkte  etugeführt 
war,  wurde  jetzt  noch  auf  Uhren,  Gold*  und  Silber- 
waren und  anderes  ausgedehnt  Beduziert  wurden  die  Ab- 
gaben von  Topf-  und  Glaswaren,  von  zwei  Klassen  BaumwoU* 
goweben  und  von  einer  Reihe  unwichtigerer  Punkte.  Belgien 
verzichtete  auch  auf  seinen  Zollzuschlag  von  1  fr.  auf  das  hl. 
für  Weine  in  Flaschen.  Der  Weinzoll  war  demnach  von  jetzt 
an  in  Belgien  aufgehoben.  Aber  die  Aceise,  ein  verschleierter 
Weinzoll  —  weil  Belgien  diesen  Artikel  nickt  produziert^ — ,  betrug 
noch  23  fr.  auf  das  hl.;  Weine  mit  mehr  als  18 '^/o  Alkohol- 
schalt  zahlten  ftlr  den  Überschufs  aufserdem  die  Alkoholsteuer, 
deren  Umwandlung  sich  Belgien  übrigens  vorbehielt  Belgien 
ist  nächst  England  der  Hauntmarkt  ftir  französische  Weine. 
Frankreich  hatte  deshalb  auf  eine  Herabsetzung  der  Accise 
gehofft.  —  Eine  besondere  Bestimmung  betr?if  noch  den  Srilz- 
haiidel,  für  den  in  Belgien  die  inneren  Abgaben  zur  Zeit  aul- 
gehoben waren.  Bei  einer  etwa  eintretenden  Wiedereinführung 
der  Salzsteuer  sollte  Belgien  französischem  rohen  Seesalz  eine 
Vergütung  von  10  "  ü  geben. 

Der  sich  an  den  Handelsvertrag  schliefsende  SchifEahrta- 
vertrag  bestimmte  die  gegenseitige  Meistbi^nstigung  und  die 
Gleichstellung  mit  der  heimischen  Handelsflotte.  Die  Kflsten- 
fahrt  und  die  Fischerei  blieben  den  Gesetzen  der  EinzeUänder 
unterworfen. 

Beide  Verträp"^'  wurden  von  der  franzöRi^sehen  Kammer 
und  dem  Senat  ohne  grolse  Erörterung  mit  eUittlicher  Mehrheit 
angenommen.  Aua  der  Debatte  ist  nur  erwähnenswert,  dafs 
der  Deputierte  Meline  den  Umfang  der  franzosischen  Ausfuhr 
nach  Belgien  nicht  anerkennen  wollte,  sondern   mit  einigem 
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Becbt  behauptete,  ein  Teil  dieser  Waren  ginge  nacli  Deutscli- 
Und,  England  und  in  das  übrige  Aiiakuid. 

b.  Der  Vertrag  mit  Italien. 

Italien  hatte  sich  nach  Ablehnung  des  französisch-italie- 
nischen Vertrages  durch  die  französische  Kammer  im  Jahre 
1878  nur  schwer  dazu  verstanden,  in  eine  Weiterverlängerung 
des  alten,  für  es  sehr  vorteilhatten.  Vertrages  einzuwilligen. 
Die  Vorzöge  dieeee  Vertrages  dir  Italien  denten  folgende  Zamen 
an:  Es  betrug  die  Ausfunr: 

1863  1880 
von  Italien  nach  Frankreich    140  MiU.  fr.    398  Mili.  fr. 
▼on  Frankreich  nach  Italien    190    „     „     181     „  „ 
Die  Minister  des  Königs  Humbert  konnten  sicli  der  That- 
Jiache  nicht  entziehen,  dafs  das  Übr^reinkommen  mit  Frankreich 
den  Aufsenhandel  günstig  beeinllul'st  hatte,  und  hatten  sich  des- 
halb trotz  ihrer  protektionistiscliea  Ansciiauuugen  und  trotz 
anfilnglicher  Weigerungen  seither  stets  mit  den  französischen 
Forderungen  einverstanden  erklärt   Auch  jotat  gingen  sie  auf 
den  neuen  Vertrag  vom  3.  November  1881  ein^  wenngleich 
ihnen  die  industrielle  Opposition  grofse  Schwierigkeiten  be- 
rettete, und  teilweise  auch  agrarische  Bedenken  zu  aerstreuen 
waren. 

So  war  die  französische  Reserve  hinsichtlich  des  Viehs 
dem  Vertrage  gefährlich,  weil  der  alte  Zoll  ftlr  Ochsen  von 
3,74  fr.  in  dem  neuen  Generaltarif  auf  15  fr.  pro  Kopi'  ire- 
bracht  worden  war,  und  sich  der  Uandelsminister  dtjm  i'aria- 
ment  gegenfiber  verpflichtet  hatte,  wie  die  übrigen  landwirt- 
sohaftuchen  Produkte^  so  auch  Vieh  nicht  in  die  Vertrage  auf- 
aunehmen.  Vergebens  betonte  die  italienische  Regierung,  sie. 
mttase  auf  die  ^regung  der  Viehzüchter  in  Piemont  und  in 
der  Lombardei  RüCKsicht  nehmen.  Sie  konnte  nach  Ablehnung 
ihres  Wunsches  nur  erreichen,  dafs  sie  statt  dessen  andere 
Zollherabsetzungen  erhi^'lt.  Unt^'i  den  für  die  Landwirtschatt 
wichtigen  Erzeugnissen  gestanden  die  französischen  Unter- 
händler eine  Ermäfsigung  der  fiskalischen  Abgaben  von  Wild, 
Qeflügel,  Fischen,  Bettfederu,  Butter,  Eiern,  Teignudeln,  Früchten, 
Olivenöl,  TVüfleln  und  Wein  an.  Aufser  den  bereits  Belgien 
gewährten  Reduktionen,  unter  denen  besonders  Marmor,  &u- 
materialien,  Poraellan  und  Fayence  für  die  italienische  Aus- 
fuhr von  Bedeutung  waren,  erhielt  Italien  noch  für  folgende 
Fabrikate  Zugeständnisse  oder  sogar  völlige  Zollfreiheit: 
Oitronensäure,  schwefelsaures  Chinin,  Farhholzextrakte,  Ocker 
und  andere  Farben,  Glasperlen,  Game  aus  Flockseide,  Blas- 
instrumente, Strohhüte  und  Knöpfe.  Wie  bei  dem  belgischen 
Vertrage  will  ich  auch  hier  eine  vergleicheucie  Zollzusammen- 
stellung  fUr  die  wichtigsten  in  Frage  kommenden  Artikel  geben. 
Die  MaCaeinheit  ist  1  fr«  auf  100  kg. 
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Gegänatand 


Alter 
GreneraltavSf 

Alter  Ver- 
tragstarif 

Neuer 
Qenemltwif 

HeuerVer- 
tngnuu  - 

frei 
52,00 

6,24 

A  A.       I.  V/'-i''* 

0,31—19,97 

5,20 
frei 

124,00  •748,fl0 

frei 
8,50 

3,00 

iTPi  oflor 

0,30-8,00 

3,50 
frei 

^  n.  _ 

20,X)0 

20,00 
20,00 

n.oo 

A.  A  V>  1 

0,30-8,00 
4  50 

4,50 
200,00 
0,25 
25,00 

^00 
15,00 

3,00 

A  A  V- K  VrVAV 

2,00  II.  6,00 

3,00 
i0,00 

12,00 

7H  00-124,80 

75,00—120,00 

93,00-149,00 

75,00-120,00 

3,74 
10,40 

10  »/o 
10,00 

o.-o 
50,00- aou.uu 

0,40 
10,00 

Wild  

Bettfedem  . 

Teignndeln  . 
iafelfrüehte 


Wein  .  .  , 
Trüüeln  .  . 
Ocker  .  .  . 

Glasperlen 
G«rnn  aus 

j^oide .  .  .  .  . 
BlamDstrumcnto 

(pro  Stück),  . 
Strohhüte.  .  .  . 


•  •  •  • 


Flock- 


Frankreich  exportiert  von  allen  diesen  Dingen  viel,  konnte 
aUo  die  betreffenden  Zölle  ohne  grofses  Opfer  herabsetzen. 
Im  Parlament^  Bumal  im  Senat,  machten  auch  nur  die  Agrar- 
produkte  die  Opposition  lebendig.  Aber  ein  Antrag  Feray, 
die  Regierung  aufzufordern,  neue  Vereinbarungen  mit  dem 
italienischen  Ministerium  Depretis  an  treffen,  fand  nmr  eine 
Minderheit. 

Italien  seinerseits  blieb  nuf  einem  gröfscren  Gebiete  dem 
ScIiutzzoU  treu.  Die  Regierung  dieses  Landes  miifste  sich 
nach  der  Parlamentsmehrheit  richten  und  konnte  den  der 
Industrie  Tüskaiuis  und  der  Lombardei  durch  den  Generaltarif 
von  1878  gewährten  Schutz  nicht  ohne  Gefahr  aufgeben.  Der 
alte  sardiniscbe  Generaltarif  von  1863,  welchem  auch  die 
neuen  Provinsen  des  Königreiches  vordem  nnterstellt  waren, 
war  der  französischen  Einfuhr  allerdings  viä  günstiger  gewesen. 

Tirard  begnttgte  .sich  jetzt  mit  geringeren  Zugeständnissen, 
um  einen  Bruch  mit  dem  Nachbarlande  zu  vermeiden.  Für 
Wollwaren  gingen  Italien«  Zölle  im  Mittel  nicht  liber  12®'o 
hinaus.  Die  vorgcnuimueneu  Krmälsigungen  des  Seidenzolls 
waren  Frankreichs  jcrrofsf^r  Exportindustrie  nützlich,  aber  sie 
wurden  durch  Erhöhung  dei  Abgaben  von  mit  Seide  gemischten 
Geweben  so  gut  wie  ausgeglichen.  Sonst  bewilligte  Italieit 
etwa  60  Artikel,  die  es  bereits  Österreich  angestanden  hattei, 
darunter  Alkohol,  Branntwein  und  Liköre,  gewisse  Leinstoff«^ 
Werkz(  uge,  Dampfmaschinen,  Porsellan,  Spiegel.  Es  gestand 
volle  Reciprocität  fUr  alle  Naturprodukte  aufser  Wein  zu ; 
femer  Vermindcriintren  auf  Möbel,  Tapeten,  Handschuhe,  Gold- 
srhmiedewaren,  Ri  jout  ri«  eii.  FRvencon,  apj)retierte  Srhrnuck- 
t(  (lern,  künstliclie  iilumen,  teine  Kurz-  und  Band  waren,  Par- 
iunierien  und  Pianos,  also  hauptsächlich  für  die  für  Frank- 
reich äo  wichtige  Luxusindustrie.  Allzuviel  ^r  die  irauzösischa 
Gesamtausfuhr  bedeuteten  diese  Artikel  aber  nicht 
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Italien  behielt  sonderbarer  Welse  seine  Ausfuhrzölle,  die 
besonders  Schwefel  und  rohe  oder  geswimte  Seide  trafen^  auch 
jetzt  noch  bei.  Ebenso  sträubte  es  sich,  wie  schon  erwähnt, 
Frankreich  für  Wein  den  t^loichen  Zoll  zu  gewähren,  wie 
dieses  den  italienischen  lin}>ürten,  weil  die  französischen  Weine 
lir»heren  Wert  bcsiifsen.  Wenn  man  aber  die  Ausfuhr  der 
beiden  Länder  miteinander  vergleicht,  so  hätte  Italien  ohne 
wettms  nachgeben  können.   Im  Jahre  1880  lieferte 

Italien  an  Frankreich:    1604  302  hl  Wein 
Frankreich  an  Italien :        15  870  „  „ 

Natürlich  ist  ein  guter  Teil  der  verminderten  franzosischeu 
Ausfuhr  aut  die  Rechnung  der  Phylloxera  und  ihrer  Ver- 
beeningen  zu  setzen.  Aber  auch  vordem  war  das  Verhältnis 
fbr  Italien  günstiger.  Italien  liefe  sich  dennoeli  nur  auf  einen 
Zoll  von  4  fr.  ein,  wfthrend  Frankreich  8  fn  zugestehen  mufste. 
(Eald  wurde  dieser  Zoll  darcH  den  spanischen  Vertrag  sogar 
auf  2  fr.  reduziert). 

Der  Orenzverkehr  wur^^e,  wie  es  schon  im  Vertrage  mit 
Belgien  und  später  in  den  anderen  Verträgen  mit  den  Nachbar- 
ptaaten  vereinbart  wurde,  ftlr  Getreide,  Heu,  Stroh  und  Grtin- 
futter  frei  gegeben. 

Die  Dauer  des  Vertrages  lief  bis  zum  1.  Februar  1892. 
ESn  Zusatsartikel  verlängerte  die  alte  SchiffahrtskonTention 
von  1862  mit  gegenseitiger  Meistbegünstigung  auf  ein  JsJbr; 
diese  Konvention  behielt  aber  durch  gegenseitige  Übereinkunft 
auch  noch  später  ihre  GtÜtigkeit 

c  Der  Vertrag  mit  i'ortugaL 

Der  nächste  zum  Abschlufs  gelangende  Vertrag  war  der 
Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  mit  Portugal  vom  19.  Dezem- 
ber 1881.  Portugal  trat  damit  in  das  europäische  Meistbegün- 
stigungssy-^t'^m  ein.  Es  behielt  jedoch  das  Recht,  seineni 
TochterlaiKie  Rra^iilien  8ondervortcilc  einräumen  zu  dürfen, 
welche  nicht  der  Meistbegtinstigungklausel  unterlagen.  Die 
Küstenschiffahrt  und  die  heimische  Fischerei  blieben  vom  Ver- 
trage ausgeschlossen. 

Algier  wurde  dem  französischen  Mutterlande  gleichgestellt, 
ebenso  die  ,adjacentes'  genannten  Inseln  Madeira,  Forto-Santo 
und  die  Azoren  dem  portugiesischen  Staate. 

Portugal  blieb  trotz  einer  geringen  Anzahl  von  Zuge- 
ständnissen bei  seinem  hohen  SchutzzolUarif.  Das  Land  be- 
sitzt wenig  indirekte  Steuern.  Daher  waren  di^  Zölle  für 
Portugals  Finanzen  der  wichtigste  Einnahraezweig.  Der  neue 
Vertrag  verbesserte  von  namhaften  Einfuhrartikeln  eigentlich 
nur  die  Zölle  von  Gufseisen,  Schmiedeeisen  und  Stahl.  Aber 
Fhwkreich  hatte  nur  wenig  Vorteil  davon,  weil  es  der  eng- 
lischen Konkurrenz  in  Portugal  nicht  gewachsen  war. 

?oiMkQaf«n  XYIH  S.  —  Bftntoh.  18 
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Die  Hauptartikel  wurden  mit  folgenden  hohen  Abgaben 
belegt:  Wollgewebc  6  fr.;  7  fr.;  20,70  fr.;  80,12fr.  auf  1  kg. 
—  Stoti'e  von  reiner  Seide:  36  fr.  —  Konfektionen:  50^0 
Zuschlag  zu  den  Gevvebezöllen  —  Weine  50  reis  pro  Deka- 
liter, d.  Ii.  43  fr.  pro  hl.  Portugiesische  Weine  kamen  dafür 
zu  nur  2  fr.  nach  Frankreich. 

Die  franzOsiacIie  Regierung  ging  auf  diesen  für  ilir  Land 
wenig  günstigen  Vertrag  nur  ein,  weil  Frankreich  von  dem 
portugiesischen  Wettbewerb  kaum  etwas  zu  befürchten  hatte, 
während  seine  eigene  Ausfuhr  inunerhin  einige  Vorteile, 
jedenfalls  mehr,  als  ohne  Vertrag,  zu  erwarten  hatte.  Diese 
Ausfuhr  nach  Portugal  war  freilich  gesunken,  aber  doch  höher 
als  die  portugiesische  Einfuhr.  Die  Handelsbewegung  ist 
folgende : 

Es  betrug  die  Ausfuhr  18ö6  1880 

Portugals  nach  Frankreich:     5,3  Hill.  fr.   12    Mill.  fr. 
Frankreichs  nach  Portugal:   21,2    „     „    19,6    „  „ 

Besondere  Zolhreduktionen  neben  den  bereits  anderen 
Staaten  zugestandenen  Tarifermäisigungen  räumte  Frankreich 

in  folgenden,  für  eine  Zolivergleichung  unwichtigen,  Artikeln 
ein:  Honig,  Palma-Christi-Öl,  ausländische  Harse,  Korkware, 

Marmelade  und  Wolfj^z-tline. 

Eine  Zusalziconx  ciition  vom  6.  Mai  1882  gestaltete  das 
Verhältnis  für  Frankreicli  noch  etwas  günstiger.  Portugal 
veröiand  sich  in  dieser  Übereinkunft  noch  zu  einigen  weiteren 
Tarifherabsetzungen.  Die  Parlamente  bereiteten  den  Verträgen 
keine  Schwierigkeit. 

d.  Der  Vertrag  mit  Spanien. 

Spanien  war  bereits  durch  seine  Konvention  von  1877  in 
das  Meistbegttnstigungssystem  eingetreten.    Es  hatte  damals 

Frankreich  in  den  Genufs  seines  Mininialtarifs  gestellt.  Die 
neuen  Verhandlungen  tiihrten  nun  zmn  definitiven  Vertrage 
vom  8.  Februar  1882.  Die  in  Spanien  ans  Ruder  gelangte 
liberale  Partei  *  unter  Sagasta,  zeigte  sich  zu  Zugeständnissen 
bereit  und  nin^  bei  91  der  wichtigsten  Positionen  noch  unter 
den  Minimaftanf  hinab.  Die  Wtlnsche  der  katalonischen  Indu- 
striellen nach  höherem  Zollschutz  mufsten  dabei  allerdings 
immer  im  Auge  behalten  und  nach  Möglichkeit  berücksichtigt 
werden.  Danach  sind  die  Ermächtigungen  im  Vergleich  zum 
spanischen  Maximaltarif  teilweise  bedeutend.  Die  Zölle  von 
Baumwollgarnen  wurden  um  25 — 50  "  u  erniedrigt.  Wo  II  waren 
mit  Baumwolle  gemischt  erfuhren  eine  Herabsetzung  von 
58^*0,  wenn  sie  auch  immer  noch  260  fr.  auf  100  kg.  erlegen 
mufaten,  während  Frankreich  von  dem  gleichen  Gewicht  nur 

<  Sir  Verein  f.  Socialpol.  Bd.  51 ,  Gwinner,  Spanische  Handels- 
politik b.  79. 
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95—140  fr.  erhab.  Die  Zolle  fiXr  Wollvaren  betragen  in 
Spanien  ftir  gewöhnliche  Gewebe  30— 60^'o;  der  sjpanische 
Produzent  konnte  sich  also  trotz  all«  r  Nachgiebigkeit  seiner 
Regierung  kaum  Uber  mangelnden  Zollschutz  beklagen. 

Die  Reduktionen  dor  anderen  Tarifnummern  waren  gleich- 
falls bedeutend.  Spanien  unterdrückte  fernor  -meinen  AusL'fmgs- 
zoll  von  10  fr.  auf  die  Tonne  von  silberhaltigem  Blei,  ßleiglanz 
und  lilciglätte. 

Frankreich  bewilligte  dagegen  der  Einfuhr  spanischer 
Naturprodukte  dne  grölaere  Tarifennäfsigung,  namentlich  dem 
Wein,  Air  den  es  den  Zoll  von  3  auf  2  fr.  herabsetzte.  Das  be- 
deutete für  Frankreich  einen  Budgetausfall  von  10  Miil.  fr., 
tolai^  die  Phylloxera  herrschte.  Spanien  liefi»  freilich  auch 
die  französisehen  Weine  zu  2  fr.  ein,  aber  nur  die  nicht 
schäumenden.  Scliaum weine  verzollte  es  mit  5  fr.  auf  das  hl. 
Gerechtfertigter  waren  die  anderen  Ermäfsigungen,  die  Frank- 
reich Spanien  zugestand,  nämlich  aufser  den  Belgien,  Italien 
und  Portugal  eingeräumten  Artikeln  noch  Zollerniedrigungen 
oder  Befreiungen  für  grünen  Anis,  Esparto  und  Flechten  und 
Matten  daran&  Schlacken  Ton  Ersen.  Bleimennige,  citronen- 
sauren  Kalk,  Glycerin,  schwdelsaures  Natron,  Weinhefe,  Essig, 
liiqaenre. 


Vergleichende  Tabelle  (fr.  auf  100  kg). 


Ctegenstand 

Alter 

Alter  Ver- 

Neuer 

Neuer  Ver- 

Generaltarif 

tragätarif 

Gcuer:iltarif 

tragstarif 

GrOnrr  Aiii-  .... 

2,08 

2,00 

2,00 

frei 

Teppiche  aus  Es- 

10 

50/0 

10,00 

frei 

fifeimennige  .... 

7,20 
frei 

25,00 

2,00 

citronensaurerKalk 

1,25 

frei 

7,50 

frei 

Glvcerin  f.  gewcrbl. 
Zwecke  ...... 

65^2 

i,75 

8,75 

Sohwefelsaares  Na- 

tron (unrein)  *  .  . 

1,82 

1,75 

2,20 

1,75 

2,08 

2,00 

4,50 

2,00 

Liqueurr*  (das  hl) . 

S6.40 

15,00 

40,00 

30,00 

Weine  (das  hl).  .  . 

5,20 

a,50 

4,50 

2,00 

e.  Der  Vertrag  mit  Schweden -Norwegen. 

Auch  die  skandinavisc  hen  Reiche  hatten  von  dem  Vertrage 
mit  Frankreich  im  Jahre  1865  einen  gröfseren  Vorteil  gehabt, 
als  dieses  von  dem  Norden.  Im  Jahre  1880  betrug  die  Ein* 
fnhr  von  Skandinavien  nach  Frankreich      122  Mill.  fr. 

von  Frankreich  nach  Skandinavien  18 — 19  Mill.  fr. 

Aber  die  schwedischen  Kommissare  für  einen  neuen  Ver- 
trag, welchen  diese  Zahlen  voigefUhrt  wurden,  wollten  die- 

13» 
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selben  nicht  gelten  lassen.  Sie  suchten  den  Nachweis  zu 
bringen,  dafs  die  französische  Einfuhr  in  die  nordischen  Reiche 
bedeutend  gröfser  sei.  Grofse  Mengen  französischer  Waren 
nähmen  den  Weg  über  die  Hansastädte  und  Dänemark 
und  würden  fkkchlich  als  deutsche  oder  dänische  Produkte 
gebucht. 

Die  meisten  schwediscli-norwegiöchen  Erzeugnisse  waren 
bereits  nach  dem  fransösischen  Qeneraltarif  als  .Rohstoffe  zoll- 
frei. Dazu  gehören  Holz,  Papiermasse,  Kupfererz  und  Kupfer 
in  erster  Bearbeitung.  Die  Ilolzeinfuhr  nach  Frankreich  be- 
trug im  Jahre  1880  allein  92  Mill  fr.  Aber  gegen  diese  Ein- 
fuhr konnte  sich  Trankreich  niclit  wehren,  weil  seine  Indu8trie 
diesen  Artikel  ungemein  nötig  braucht*^,  und  die  iieimischeu 
Holzbeständo  nicht  genügende  Mengen  iietern  konnten.  Um- 
gekehrt war  wenig  Aussicht,  den  französischen  Export  mehr, 
als  bisher,  nach  dem  Norden  zu  lenken,  weil  Skandinavien 
nur  wenig  Luxusartikel  konsumiert 

ünter  den  Fabrikaten  Schwedens  nimmt  Eisen  die  erste 
Stelle  ein.  Noch  vor  1870  war  dieses  teure,  aber  um  so  bessere 
schwedische  Holzeisen  der  Schrecken  der  französischen  Hütten. 
Aber  die  Einfuhr  blieb  doch  beschnänkt.  Im  .Tnhre  1880 
schickte  Schweden  nur  einen  geringen  Bruchteil  im  \  orhaltiiis 
zu  der  französischen  Produktion  nach  Frankreich,  und  zwar: 

18755  Tonnen  Koheisen, 
2047  „  Eisen  in  Masseln 
und  42  „  Stahl.  Eine  den  nordischen 
Königreichen  durch  den  neuen  Vertrag  vom  30.  Dessember  1881 
gewährte  Zollverminderung  war  also  ungeftlhrlich.  Durch  den 
Vertrag  mit  Belgien  hatten  Stabeisen  und  Schienen  schon  eine 
Ermäfsigung  von  6  auf  5  fr.  erhalten.  Diese  jetzt  aufs  neue 
festgelegte  AbgalM'  bedeutete  al)er  für  die  schwedischen  F^in- 
eisen  ungleich  mehr,  als  für  die  belgischen  Coakücisen.  Auch 
der  Zoll  von  4  fr.  50  cents  für  Eisen  in  Masseln  oder 
Prismen  wurde  in  diesem  Vertrage  wiederum  vereinbart. 
Doch  durfte  das  Eisen  statt  6®/o  nur  noch  4^/o  an  Schlacken 
enthalten. 

Frankreicli  gewährte  aufscrdem  Sondervorteile:  für  KflseL 
Stock-  oder  Klippfisch  (der  durch  den  hohen  GeneraltarifiEoll 

fast  verboten  war),  Bauholz,  Oxnl- fKlee-)  säure  und  Papier- 
mache. Von  Wichtigkeit  für  Schweden  war  auch  die  sclion 
anderen  Staaten  gewährte  Herabsetzung  des  Zolls  von  1  bis 
12  fr.  auf  0,50  bis  1,50  fr.  von  Brettern  und  Parquettäfelchen. 
Der  alte  Vertragstarif  hatte  diese  übrigens  rohem  Holz  gleich- 
gestellt und  daher  gar  nicht  verzollt. 

(Vergieichuugstabelle  siehe  Uiich^tt'  Seite.) 

Die  Ermäfsi^ruDgen,  welche  Frankreich  als  Gegengaben 
von  Schweden-Norwegen  verlangte,  stiefsen  auf  Schwierig- 
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Vergleichnngstabelle  (fr.  auf  100  kg). 


G^genitand 

Alter 

Alter  Vor- 

Neuer 

NeuorVer- 

7,49-18,72 

49.92 
8T.8G 
249,60 
18,720/0 

8,00-4»00 

49,92 
10,00 
10  0 
frei  oder 
10  «/q 

6,00-8,00 

48,00 
12,.50 
11,00 
1,00-2,00 

8)00-4,00 

10,00 
10,00 

8,00 
0,60—1,50 

Stock-  oder  Klipp- 

Oxalsaure  

Papiennacli^  .... 
Parquettafein  .  .  . 

keiten,  weil  die  beiden  nordischen  Königreiche  verschiedene 
2«olltarife  besitzen.   Frankreich  wollte  diese  auf  der  Basis  der 

niedrigsten  Zölle  vereinigt  wissen,  ein  Unternehmen,  das  schon 
1865  nicht  gelungen  war  und  bei  dem  Erstarken  der  auto- 
nomen Bestrohiinpfen  der  Norweger  auch  jetzt  nur  für  einige 
wenige  Produkte  erreicht  wurde.  Zu  diesen  gehört  Wein,  den 
infolgedessen  ein  Zoll  von  23  fr.  auf  das  hl.  traf.  Direkt  zur 
See  importierter  französischer  Trau henbrannt wein  und  -Sjiiritus 
in  Fässern  unterlag  einem  Zoll  von  11  Kronen  (15,28  fr.)  auf 
das  hl.  Alkohol  zu  100  Graden.  Jeder  Grad  weniger  ermäfsigte 
den  Zoll  um  1  Vo»  (Der  Alkoholgehalt  wurde  nach  dem  Gay- 
LfUssacschen  Alkoholometer  bei  einer  Temperatur  von  15  ^  ge- 
messen.) Branntwein  in  Flaschen  galt  als  reiner  Alkohol. 
Ijiaueure  jeder  Art  rechneten  als  Trauhenbranntwein,  Schweden 
una  Nor^v•»'^•on  ^»-owahrten  ferner  den  niedrigsten  Zoll  für 
künstliclie  Blumen,  Schinuckfedern,  Tapeten,  Handschuhe, 
Sardinen  und  Anchovis  in  Ol.  Er  wurden  aufserdem  die  Ab- 
gaben für  raffinierten  Zucker,  Seidengewebe,  Leintucher  und 
anderes  herabgesetzt '  Besonders  filr  Seidengewebe  war  der 
Vertrag  der  französischen  Ausfuhr  entschieden  gUnstig.  Die 
skandinavischen  Staaten  setzten  dafür  den  niedrigsten  Zoll  von 
allen  Ländern  überhaupt  an,  Schweden  3,26  fr.»  Korwegen 
3,19  fr.  pro  kg. 

Den  Handelsvertra'j"  vervoü^triTKlijrte  cmi  iSchiffahrtsvertrag 
vom  gleichen  Datum,  der  auf  gegenseitige  Meistbegünstigung, 
auch  in  den  Kolonien,  lautete. 

f.  "Der  Vertrag  mit  der  Schwei«. 

Das  letzte  der  auf  die  Bildung  des  französischen  Kon- 
ventionaltarifs Einflufs  habenden  Handelsabkommen  war  der 
Vertrag  mit  der  Schweiz  vom  23.  Februar  1882.  Die  Ver- 
handlungen mit  diesem  Lande  erfuhren  Hindernisse  durch 
Dinge,  welche  nicht  zum  Zolltarif  gehörten,  so  durch  die  nur 
zOgemd  zum  Abschlufs  gekommenen  Vereinbarungen  über  das 
fVsmdenrecht ,  über  den  Schutz  von  Litteraturwerken  und 
andern.   Aulaerdem  suchte  die  Schweiz  im  Jahre  1881  aus 
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den  Zolleinnahmen  ihr  Budget  zu.  verbessern  und  wollte  ihren 
schon  1 R78  fertiggestellten  neuen  General tarif  auch  g^en  Frank- 
reich anwenden. 

Die  Vertragsverhandlungen  zogen  sich  weiterhin  noch  da- 
durch in  die  Länge,  dafs,  während  bei  den  übrigen  Verträgen 
sich  nur  Vertreter  der  betreffenden  Staaten  berieten,  die 
BchweiEer  Kommissare,  swei  Fabrikanten,  etwa  20  Del^erte 
ihrer  Industrie  nach  und  nach  beriefen  und  nach  ihren  Sonder» 
schmerzen  befragten. 

Im  schweizer  Tarif  bildete  der  Weinzoli  die  Hauptfrage, 
Nach  der  Konvention  von  1864  belegten  die  BnndeszolläDUer 
Wein  in  Fässern  mit  l,5ü  fr.,  in  Flaschen  mit  ;3,50  fr.  auf  100  kg. 
Der  Generaltarif  von  1878  hatte  für  Weine  in  Fassern  den 
Zoll  auf  6  fr.  festgesetzt.  Unter  4,50  fr.  wollte  die  Schweiz 
in  keinem  FaUe  gehen  und  auch  für  diese  Ermäfbigung  Kompen- 
sationen haben. 

Die  französischen  Unterhändler  sahen  ein,  dafs  sie  der 
Schweiz,  welche  trotz  aller  vorgenommenen  Erhöhungen  den 
niedrigsten  Tarif  des  Kontinents  hatte,  in  vielen  Punkten 
nachgeben  konnten.  Sic  erreichten  auch  durch  ihre  Nach- 
giebigkeit, dafs  der  Weinzoll  schliefslich  auf  3,50  fr.  fest^rf^- 
setzt  wurde,  d.  h.  auf  das  Minimum  der  zu  dieser  Zeit  neben 
dem  Zoll  noch  bestehenden  kantonalen  oder  kommunalen  Ab- 
gaben. In  Kantonen,  wo  bolche  Sonderabgaben  nicht  be- 
standen, durften  sie  für  französische  Weine  auch  künftighin 
nicht  eingeführt  werden.  —  Frankreich  liefs  sich  dafür  eine 
Erhöhung  des  Alkoholzolles  von  1(3  auf  20  fr.  gefallen,  ebenso 
eine  Verstärkung  der  Zölle  von  \\'ollgamen  und  -Geweben^ 
Fellen  und  Lederarbeiten.  Die  Schweiz  wurde  ferner  hin- 
sichtlich aller  Waren,  die  Frankreich  ifir  mir  in  ireringen 
Mengen  lieferte,  von  jeder  Vertra^sgebundenheit  betreit.  Sie 
konnte  also  nach  Gutdünken,  und  ohne  Frankreichs  zu  be- 
fragen, die  Zölle  für  Gufseiäen,  Schmiedeeisen  und  Stahl  und 
für  fast  alle  Banmwollgewebe  (aufser  Piques,  Posamentier- 
waren, Bandwaren  und  ähnliches,  und  gewöhnliche  Decken) 
festsetzen. 

Sonst  blieb  zumeist  der  alte  Tarif  in  Kraft  Der  Grenz- 
verkehr, welcher  früher  sehr  vorteilhaft  für  die  Grenzprovinz 
Gex  eingerichtet  war,  da  landwirtschaftliche  Produkte,  rohes 
Holz  und  Lumpen  in  diesem  Lande  zollfrei  waren  oder  geringe 
Abgaben  zu  erlegen  hatten,  wurde  auch  für  die  Kantoue  Vaud 
und  Genf  in  derselben  Weise  geregelt. 

Der  französische  Tarif  gewährte  der  Nachbarrepubtik  daftlr 
alle  die  Zollherabsetzungen,  die  bereits  den  anderen  Vertrags- 
staaten,  namentlich  Belgien  und  Schweden,  geboten  waren. 
Aufserdem  verminderte  Frankreich  unter  den  landwirtschaft- 
lichen Produkten  die  Abgaben  von  konzentrierter  Milch,  Kin- 
dermehl und  Käse,  unter  den  Fabrikaten:  von  Absinth,  Holz- 
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massp  für  die  Papierfabrikation,  dttnn  gewalztem  Gold,  Platin 
and  Silber,  Bruckeisen,  Anunoniak,  Steinkohlen,  Teerfarben, 

Wermutwein,  von  allen  Bauniwollenfabrikaten,  die  noch  nicht 
durch  den  belgischen  Vertrag  liLra])p^osetzt  waren,  von  Rofs- 
haargeweben,  Leder  für  Holzschuhe,  L  hren,  Uhrwerken,  Spiel- 
uhren, Maschinen  für  die  Papierfabrikation  und  Messerwaren. 

Beide  Staaten  verpHichteteD  sicli  ächliefälich  noch,  in  keinem 
Falle  die  RohlenauBfuhr  sn  verbieten  oder  mit  einem  Zolle  «u 
belegen. 

Der  Vertrag  wurde  in  Frankreich  ohne  viele  Umstände 
genehmigt^  während  r  in  der  Schweiz  zuerst  bOses  Blut  er^ 
regte,  dann  aber  auch  hier  seine  Annahme  fand. 


Ver  gieic  hungstabelie  (fr,  auf  100  kg). 




Gegenstand 

Alter 

General  tarif 

i  ' 

Alter  Ver- 
tragstarif 

Neuer 

General  tarif 

Neuer  Vcr- 

tfagstarif 

Absintli  {Werniutj 

frei 

:;,oo 

1,00 

Hd>Hir\Hü9e  für  Pa- 

pierfabrikation . 

frei 

Duimgewaktti  — 

Bdetmetalie  .  .  . 

520,00 

500,00 

10,00 

TJniclK'i^cn  ..... 

4,99 

2.00 

2,00 

i.:)0 

verboten 

a,oo 

2,00 

fcj  teiuk  0  Ii  1  en  t  ecr- 

Hurben  

frei 

15»/o 

25,00-125,00 

20,00-100^00 

B  a  UTnwollea-Fabri* 

▼erboten 

5«/o 

114,00 

82,00 

Möbclgtupure . 

(5,24  0 

5% 

18.J.00 

120.00 

SplUtiu.  .... 

♦5,24  0 

5^*0 

49.K00 

400.00 

Vorboten 

10% 

450,00 

RofKhsiarfTf'webe  .  . 

r)l, 17- 190,80 

10% 

49i;,00 

30,00  -2'»0,0a 

Lcder  f.  Holztaube 

v<'rhoten 

10  "o 

02,00 

5U.00 

Uhren  

1,47-7,49 

5  'ho 

1,00—4,00 

o,.>o— a,50 

Stiieluhren  

654,00 

5«/o 

60,00 

40,00 

Maschinen  für  Pa- 

pierfabrikatiou  . 

37,44 

G,00 

0,00 

5,00 

M^»«rwaireii  .... 

verboten 

15  »/o 

125,00-600,00 

100,00-480 

g.  Die  Konvention  mit  Österreich-Ungarn. 

Eb  blieb  der  französischen  Kegierung  nun  blofs  noch  übrig, 
die  Handelsbeziehungen  ihres  Landes  zu  zwei  earo|>äischen 
Staaten,  zu  Osterreich -Ungarn  und  zu  den  Niederlanden  zu 
regeln.  Die  Verhandlungen  mit  Österreich  ergaben  keine 
Einigung  in  Tariffragen.  Man  schlofs  deshalb  eine  proviso- 
rische Konvention  am  7.  Nnvombor  IS^R]  »  ab,  in  der  man  sich, 
abgesehen  von  der  Behandlung  des  Zuckers,  gegenseitig  die 
Meistbegünstigung  bis  zum  8.  Februar  1883  zugestand.  Diese 

1  Bei  Devers,  Verein  für  Socialpolitik  steht  fUschlich  7.  NoFem* 
ber  1888  angegeben. 
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KonveDtion  wurde,  da  ein  endgültiger  Vertrag  nicht  va  er* 
reichen  war,  zuerst  bis  zum  15*  Mai  1883)  dann  bis  zum 
29.  Februar  1884  verlängert. 

h«  Die  BeziehnngeD  zn  den  Niederlanden. 

Mit  Holland  suchte  das  französische  Ministerium  gleiclir 
fialls  einen  Tarifvertrag  abzaschliefsen,  zuerst  am  26.  Dezember 
1881,  dann  am  24.  März  1882.  Beide  Vertragsprojekte  wurden 
aber  von  der  zweiten  Kammer  der  Generalstaaten  abgelehnt 

Es  ist  indessen  doch  von  Interesse,  auf  die  Hanptbe- 
Btimmungen  dieses  Vertrages  einzugehen,  weil  dieselben  ein 
Licht  auf  die  Handelsbeziehungen  Frankreichs  zu  den  Nieder- 
landen werfen.  Der  holländische  Tarif  war  im  allgemeinen 
sehr  liberal.  Garne,  Maschinen,  Geräte  und  mauche  andere, 
ftlr  den  französischen  Export  wichtige,  Artikel  .waren  in  dem 
hanptsftchlich  von  der  LandwirtBchaft  lebenden  Lande  sogar 
zollfrei.  Nur  Weine  waren,  wenn  auch  nicht  nominell  durch 
den  Zoll,  so  doch  durch  die  Accise,  die  in  dem  Wein  nicht  pro- 
duzierenden Lande  nur  ein  verschleierter  Zoll  ist,  schlechter  ge- 
stellt. Sie  mnfstf^n  _'0  Gulden  r.rlf-r  42,50  fr.  pro  hl.  entrichten. 
Das  traf  die  geringeren  Sorten  Frankreichs  gleich  einem  Ver- 
bot. Die  Holländer  gaben  aber  den  hierauf  gerichteten  Wün- 
schen Frankreichs  nicht  nach,  weil  sie  den  Wein  für  ein 
Luxusgetränk  erklärten,  ftlr  welches  sie  die  Steuer^  zugleich 
mit  einer  Ermäfsigung  der  Alkoholabgabe,  erst  bei  einem 
günstigeren  Stande  des  Budgets  herabsetzen  könnten. 

Frankreich  erreichte  also  keine  Änderung  für  seinen 
Export.  Dagegen  bot  der  französische  Vertragstarif  den  Nieder- 
iii nflorn  viele  Vorteile,  die  das  Haager  Kabinett  auch  nur  in 
wenigen  Punkten  zu  vergrölscrn  bat.  Frankreich  sollte  noch 
die  Zölle  von  Stearin-  und  Oleinsäure,  Kerzen,  Liqueuren,  K.*lse. 
Stärke  und  Süfs wassertischen  erraäfsigen.  Die  Pariser  Regieruug 
ging  darauf  ein,  zumal  dieselben  Wünsche  auch.,  anderen 
Staaten  gewährt  wurden.  Sie  willigte  ferner  in  die  Änderung 
der  Bestimmungen  iiber  die  indirekte  Einfuhr.  Produkte  der 
Grenznaehbarn  Hollands  sollten,  wie  früher,  bei  der  Durch- 
fuhr durch  die  Niederlande  oder  nach  einer  Lagerung  in  den 
6  Hufen  Amsterdam,  Rotterdam,  Dortrecht,  Vlissingen  und 
Harlin<;en,  die  ^leistbegUnstigung  geniefsen,  also  keinen  Entre- 


tung  ein,  die  Konlenausfuhr  niemals  zu  verbieten. 

Aber  gerade  wegen  dieser  Verpflichtung  lehnte  die  zweite 

niederländische  Kammer  den  Vertrag  ab.  Dem  mächtigen 
Kachbar  gegenüber  hielt  sie  es  für  unklug,  sich  auf  eine  solche 
Bestimmung  einzulassen.  Aufserdem  verletzte  ein  Artikel 
(Art.  21)  des  Vertrages  ihr  patriotisches  Gefühl.  Nach  diesem 


pützusc'hlag  zahlen. 
Holland  i^inij  ( 
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sollte  Frankreich  in  den  holläacliscben  Kolonieen  die  Be- 
gllnstigODg  erhalten,  welclie  der  meistbegünstigten  egropäi sehen 
Kation  gewährt  war.   Die  Kanuner  fand,  dafs  man  den  Artikel 

BO  auslegen  könne,  als  wenn  Frankreich  in  Kiotlorländisch- 
Indien  die  ^kic  hen  Reehtp,  wie  Holland  selbst,  erlangen  wolle. 

Die  Regierung  änderte  nun  im  Einverständnis  mit  Frank- 
reich den  Artikel  dem  Wunsche  der  Kammor  gomäTs  ab. 
Frankreich  gab  auch  hinsichtlich  der  Kuhle,  die  llolkiid  gar 
nicht  prodoBierte,  nach. 

Am  der  neue  Vertrag  Tom  24.  Mflrz  1882  fand  «aoh 
nicht  Gnade  Tor  dm  Augen  der  holländischen  Abgeordneten. 
Jetat  waren  ihnen  Wachholderbranntwein  und  Stärke  in  Frank- 
reich zu  ungünstig  gestellt.  Wachholderbranntwein  wurde  im 
französischen  Tarif  nh  Alkohol  behandelt,  welcher,  um  der 
deutschen  Einfuhr  zu  lie^^'i^nen,  mit  30  fr.  statt  der  früheren 
15  fr.  pro  hl.  belastet  war.  Der  ötärkezoll  war  auf  4  fr.  er- 
höht worden,  während  der  alte  Vertrags tarif  nur  1,20  fr.  auf 
100  kff.  Terzeichnete. 

Mer  schlieffllich  waren  alle  diese  Einwände  nur  Ver- 
wände. Politische  Fragen  spielten  mit.  Der  einzig  dttrch- 
achlagende  Grund  der  Ablehnung  war  der,  dals  die  Kammer 
das  ihnen  verhalste  Ministerium  van  Lyndon  stürzen  wollte. 

l>amit  verschpraten  sich  die  Niederländer  aber  einen  nicht  zu 
veracliLüiKlen  handelspolitischen  Vorteil,  die  Behandlung  der 
meistbegünstigten  Kation  in  Frankreich.  Der  französische 
Generaltarif  traf  ihre  Produkte  durchschnittlich  mit  24*^/0  höher, 
als  die  Waren  ihrer  Konkurrenten,  während  Frankreich  nur 
hinsichtlich  seiner  Weine  von  dem  holländischen  Re^me  an 
leiden  hatte.  Das  französische  Parlament  hätte  dem  Vertrage 
mit  Holland  ohne  Frage  seine  Genehmigung  gegeben  und  da- 
mit das  li  indelspolitiBche  System  Frankreichs  durch  ein  neues 
Hand  gefestigt. 

Denn  auch  die  übrigen  VertrHge  waren  nicht  allzu  grofsen 
Schwierigkeiten  in  Kammer  und  Senat  begegnet.  M  e  1  i  n  e 
und  Pouyer-Quertier  mufsten  ihre  Hoffnungen  auf  eine 
spätere  Zeit  aurackstellen. 

Die  Annahme  der  der  Kammer  gleichzeitig  vorgelegten 
Vertr  Ig«  erfolgte  am  25.  und  81.  März  1882  nach  empfehlen- 
den Berichten  von  Lebaudy  (lin^^^s  Centrura),  de  la  Porte 
(republ.  Union).  Drumel  (linkes  Centrum)  und  Rcymond.  Im 
Senat  war  der  Irühere  Handelsniinister  Teisserenc  de  Bort 
mit  der  Aufgabe  der  Berichterstattung  betraut  worden.  Am 
1.  April  und  11.  Mai  1882  gab  auch  der  Senat  seine  Zu- 
stimmung. 

Die  Dauer  der  Verträge  war  im  allgemeinen  his  zum 
1.  Februar  1892  mit  einjähriger  Kündigungsfrist  festgesetzt 
Kur  Italien  durfte  bereits  am  1.  Januar  1887  rar  das  kommende 
Jahr  kündigen,  um  eine  Revision  eintreten  zu  lassen. 
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Der  neue  Yertragataxif  galt  für  12  Staaten,  und  zwar  fttr 
Belgien,  Portugal,  Spanien,  Italien,  die  Schweiz,  Schweden- 
Norwegen,  Grofsbritannien  und  Österreich;  dazu  traten  auf 
Grund  des  Frankfurter  Friedens  und  ewiger  Meistbegünstigung 
das  Deutöche  I  Jeich,  auf  Grund  früherer  Verträge  Kufalan^  die 
Türkei  und  Rumänien. 

Der  G^ieralterif  wur^e  nur  gegen  drei  eiiiN>pfti8che  Volker 
angewendet,  die  NiederlAnder,  die  Dftnen  und  die  Griechen. 

Zur  weiteren  Charakterisierung  des  neuen  handelspolitischen 
Systems  habe  ich  nur  noch  wenige  wichtige  Bestimmungen 
hinzuzufügen,  die  das  Expertiseverfahren  der  Zollttniter  üDid 
die  Kolonialpolitik  betreffend 

1.  Das  Expertiseverfahren  bei  Streitigkeiten  bezüglicli  des 
Ursprungs,  der  Gattung,  der  Beschaffenheit  oder  des  Wertes 
der  Waren  wurde  durch  den  Generaltarif  von  1881  auf  eine 
nene  Grundlage  gestellt.  Die  durch  die  Handelsyertrftge  mit 
England,  zuletzt  noch  am  24,  Januar  1874  festgesetzten  Vor- 
schriften, wonach  im  Falle  Ton  Meinungsverschiedenheiten  mit 
dem  Zollamt  die  Importeure  gewisse  von  der  Regierung  nam- 
haft gemachte  Sachverständige  zur  schiedsrichterlichen  Ent- 
scheidung anrufen  konnten,  verschwanden  vollständig.  Sowohl 
für  die  «peeifischen  Zolle  als  auch  die  noch  in  ganz  geringem 
Umfange  vorhandenen  Wertabgaben  sollte  künftig  allein  der 
durch  ein  Gesetz  vom  27.  Juli  1822  bei  dem  Ilaudelämiuisterium 
eingesetzte  Ausschufs  von  Sachverständigen^  also  ein  Koll^um 
staatlicher  Beamten,  entscheiden.  Die  Abschaffung  der  Wer^' 
zOUe  liefs  natürlich  die  Streitigkeiten  auf  ein  geringeres  Mafs 
zurückgehen  als  sie  vordem  bestanden  hatten.  Das  galt  zumal 
für  folgende  wichtige  Gegenstände  des  Aufsenhandels,  bei  denen 
sämtlich  specifische  Zolin  statt  der  V<^r7:ollung  ad  valor^'m  ein- 
geführt waren:  Flachs*  und  Hanfgewebc,  Baumwollengewebc, 
Baumwollenspitzen  und  Strumpfwaren ,  Wollengewebe ,  zer- 
schnittene Pappdeckel,  Lederwaren,  Messerschmiede  waren, 
BUrstenwaren ,  Mohel,  Holzwaren,  Korbwaren,  Wagnerarbeit 
für  Fuhrwerk  und  Eisenbahnen,  Kunsttischlerwaren  und  Knn> 
und  Spielwaren.  — 

2.  Die  Tarifpolitik,  welche  gegenüber  den  Kolonieen  der 
fremden  LUnder  ueobachtet  wurde,  deckte  sich  nicht  mit  dem 
Verfahren,  dem  die  hfsitzenrlrn  Staaten  UJiterlagen.  Uie  aus 
den  neuen  Verträgen  resultiereiülen  Zölle  fanden  auf  die  Er- 
zeugnisse der  Kolonieen  und  entfernten  Besitzungen  der  Ver- 
tragsmächte keine  Anwendung.  Die  unzweideutige  Festlegung 
dieser  Bestimmung  richtete  sich  namentlich  gegen  England,  da 
die  niederländischen  Besitzungen  infolge  des  Scheiterns  der 
Konvention  mit  Holland  schon  an  und  ftlr  sich  die  Zölle  des 


^  Siehe  Rundschreiben  der  fransOsischen  GenemlcoUdirektioii, 
Handebarchiv  18b2,  I,  S.  663  ff. 


Digitized  by  LiOOgle 


xvm  2. 


203 


General tarifs  zu  entrichten  hatten,  während  der  Wettbewerb 
der  übrigen  Kolonialstaaten  fUr  Frankreich  nicht  bedrohlich  war, 

Au'^gPTioTnmen  von  der  Aiij^seliliefsnng  von  den  Vorteilen 
des  Konveutionaitarils  \v;iroii  allein:  hinsichtlich  Portugals  die 
Erzeugnisse  der  benachbarten  Insel  Madeira,  Porto-Santo  und 
der  Azoren;  hinsichtlich  Spaniens  die  Produkte  der  Kanarischen 
Inseln  und  der  spanischen  Besitzungen  an  der  Küste  von  Ma- 
rokko. Den  europäischen  Mutterländern  gleichgestellt  waren 
ferner  das  asiatische  Rufsland  and  die  asiatische  und  a^ka- 
nische  Türkei,  einschliefslich  Egypten  und  Tripolis;  doch  trat 
in  beiden  Fällen  der  Entrepotanschlag  bei  nicht  direkter  Ein- 
fokr  in  Oeltung. 

Bei  allen  diesen  Ausnahmen  galt  der  Umweg  über  die  be- 
sitzenden Länder,  also  über  Portugal,  Spanien,  Eufsland  und 
die  Türkei  als  direkter  Weg.  — 

Die  Zolltarife  in  den  französischen  Kolonieen  waren  be- 
sonders geregelt:  die  handelspolitischen  Bestimmungen  daselbst 
hauten  sich  freilich  auf  dem  französischen  €teneraltarif  auf, 
seigten  aber  entsprechend  der  Verschiedenartigkeit  in  den 
geographischen,  uimAtischen,  wirtschaftlichen  und  politischen 
Verhältnissen  der  in  einander  ganz  unähnlicher  Entwicklung 
begriffenen  Länder  bedeutende  Abweichungen  und  Sonder- 
maisnahmen. 

Algier  galt  für  den  Zolldienst  und  die  Handels-  und  SchifF- 
fahrtspolitik  als  französisches  Festland.  Die  übrigen  franzö- 
aischen  Besitaungen  gewährten  dem  Mutterlande,  welches  ihre 
Häfen  Überhaupt  erst  Tor  nicht  allzulanger  Zeit  dem  Welt* 
handel  geöffnet  hatte,  gewisse,  ihm  allein  anstehende  Vorteile, 
▼omehmlich  im  Tarifwesen.  Die  Staaten,  welche  mit  Frank- 
reich VertrML^e  abgeschlossen  hatten,  genossen  in  den  Kolonieen 
die  Meistbegünstigung. 
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Schlufs. 


Der  Kampf  war  vorUber.   Der  Angriff  aller  protektioiUB- 

tischen  Gruppen  auf  das  handelspolitische  System  des  dritten 
Napoleon ,  auf  die  liberale,  durch  Verträge  mit  dem  Ausland 
gefestigte  Znllpolitik  war  abgesehlagen.  Aber  der  Sieg  be- 
reitete den  Freihändlern  keine  reine  Freude,  wenn  er  auch 
Tersprach,  die  Handelsbeziehungen  Frankreichs  zu  den  anderen 
Mächten  auf  ein  weiteres  Jahrzehnt  vor  einer  Trübung  zu  be- 
wahren, und  wenn  er  aueh  die  drohende  Wolke  des  Übergange 
zum  Schutzzoll  und^  in  Verbindung  damit,  der  RepreBsalien 
der  auswärtigen  Staaten,  auf  geraume  Zeit  verscheuchte. 

Denn  das  war  jedem  Einsichtigen  offenbar,  dafs  die  Politik 
der  Sammlung  aller  Produzenten,  die  Interessenkoalition  des 
ancieii  r/\2:ime ,  welche  der  Kaiser  durchbrochen  hatte,  wieder 
begonnen  hatte,  im  A'olke  Wurzel  zu  schlagen  und  sich  aus- 
zubreiten. Tirard  und  seine  Freunde  wufsten  genau,  dafs  sie 
mit  rein  freihändlerischen  GrundbuLzeu  in  dem  alten  Laude 
des  Schutzzolls  nicht  durdidringen  konnten  und  dafs  sie  aueh 
die  Erhaltung  des  verhftltnismäfsig  liberalen,  besser  gesagt, 

femäfsigt  schutzzöllnerischen  Regimes  Napoleons  weniger  mit 
er  Kraft  ökonomischer  Gründe,  als  mit  geschickten  politischen 
8chaclizü«^en  erreichen  konnten.  Tirard  war  es  gelungen,  die 
Aicrnrier  vun  den  industriellen  SchutzzöUnern  zu  trennen,  in- 
dem er  ihnen  bewies,  wie  stiefmütterlich  sie  von  ihren  pro- 
tektion istischen  Brüdern  behandelt  werden  sollten,  und  welche 
Nachteile  der  Landwirtschaft  durch  die  Verteuerung  alier  ui- 
dustriellen  Erzeugnisse,  namentlich  der  Maschinen,  erwachsen 
würden. 

Mit  dieser  Melirheit  von  Agrariern  und  Freihändlern  konnte 
noch  einmal  die  Befestigung  des  Status  quo  in  Frankreich  er- 
reicht werden.  Aber  die  Agrarier  erhielten  auch  ihren  Lohn, 
der  darin  bestand,  dafs  die  Erzeugnisse  ihres  Ackers  nicht  in 


Digitized  by  LiOOgle 


xvm  2. 


205 


die  Verträge  aufgenommen  wurden.  Die  Hoffnung  also,  den 
Qeneraltarif  in  kurzer  Zeit  in  ihrem  Sinne  revidieren  zu 
ktoien,  blieb  ihnen  iin*^onommen. 

Darin  lag  der  Keim  des  Verfalls  für  das  in  dem  langen 
Feldzug  von  1871  bis  1882  miilisam  errichtete  handelspolitische 
System.  Die  von  mir  behandelte  Zeit  charakterisiert  sich 
damit  als  eine  Übergangsperiode  zwischen  der  kaiserlichen 
Ära  und  der  darauf  einaetsenden  Zeit  der  HochBchatnollpoUtik. 
Eine  solche  Obergangsaeit,  die  immerhin  einen  gefilhrlichen, 
aÜBU  echroffen  Wechsel,  wie  er  in  der  Absicht  Pouyer-Quer^ 
tiers  und  MoHnes  lag,  verhinderte,  war  für  die  Stetigkeit  der 
Entwicklung  des  französischen  Aufsenhandels  gewifs  ein  Glück. 
Aber  den  Geschichtsforscher  kann  sie  nicht  recht  bcfriedigon, 
weil  sie  keinen  Höhepunkt  darstellt  und  weil  sie  die  Anzeichen 
des  Vergehens  zu  deutlich  an  sich  trägt.  An  dieser  Zeit  in- 
teressiert mehr  das  Werdende  und  sich  im  stillen  Gestaltende, 
als  der,  wenn  auch  mit  Elrfolg  geführte  Verteidigungskampf 
des  Alten.  — 

Noch  hatten  sich  die  protektionistischen  Gruppen  nicht 
▼öllig  gefunden.  Ein  Einigungsversuch  kurz  vor  der  Ent- 
scheidung war  mifsglückt,  da  nicht  genügende  Klarheit  Uber 
die  einzelnen  Punkte  der  Koalition  herrschte. 

Aher  die  gesclilagenen  Industriellen  wufsten  die  Zeit  bis 
1892  auszunutzen.  Die  Lücke  im  vertragspolitischea  System 
bot  ihnen  eine  treffliche  Handhabe.  Um  die  Mehrheit  im  Par- 
lament an  gewinnen,  mufsten  die  Vertreter  der  Landwirtschaft 
gewonnen  werden.  Das  gelang  um  so  leichter,  als  die  Er- 
zeugnisse der  Landwirtschaft  die  einzigen  waren,  für  die  der 
Tarif  noch  vor  Ablauf  der  Verträge  erhöht  werden  konnte. 
^I(!?line,  als  Landwirtschaftsminister,  brachte  das  erste  Gesetz 
ein,  die  Agrarprodukte  mit  stärkeren  Zidlcn  zu  belegen.  Das 
Gesetz,  welchem  weitere  Mafsnahnien  desselben  Sinnes  folgten, 
hall  in  Verbindung  mit  einer  ungeheuren  Agitation  im  Lande, 
die  Vereinigung  der  Protektionisten  heranstellen.  Der  mit 
Italien  entbrennende  Zollkrieg  von  1888  machte  das  Bündnis 
nm  so  fester.  Die  Neuwahlen  für  die  Kammer  wurden  fast 
ganz  und  gar  von  der  Volkswirtschaftspolitik  beherrscht 
und  brachten  demzufolge  eine  Mehrheit  von  Schutzzöllnern, 
welcher  der  Ministerpräsident  Tirard  im  Jahre  1890  weichen 
muTste. 

Jetzt  trat  JMelinc  offen  mit  seinen  PlUncn  hervor.  Als 
Haupt  der  neuen  Kommission  für  die  Taritumarbeitung  wufste 
er  ^mmer  und  Senat  &lt  den  Übergang  Frankreichs  aum 
HochschntazoU  und  zu  einer  Politik  des  autonomen  Tarife 
ohne  Vertragsbindung  zu  bestimmen.  Der  Aufsenhandel  Frank- 
reichs hat  sicherlich  unter  dieser  noch  lu-ute  herrschenden 
ond  noch  heute  volkstumlich  gebliebenen  Ahsperrungspolitik 
an  leiden  gehabt.   Aber  der  Aufsenhandel  und  seine  möglichst 
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blühende  Entwicklung  gilt  auch  gar  nicht  als  das  Leitbild  der 
französischen  SchutzzölTner.  Ihr  Streben  richtete  sich  auf  die 
Ent^'icklung  der  nationalen  Arbeit  und  die  Schaffung  eines 
Zustandes,  nach  welchem  Frankreich  in  der  Lage  ist,  in  jeder 
Beziehung  sich  selbst  zu  genügen.  Das  bedeutet  einen  Ver- 
zicht auf  den  Mitbewerb  um  die  Herrschaft  auf  dem  Welt- 
markt» W6D11  auch  nicbt  der  Gedanke  sarUckBttwmsen  ist,  daf« 
in  fernerer  Zakanft,  wenn  sieh  in  allen  Teilen  der  Erde  eigene 
und  konkurrenz&bige  Industrieen  entwickelt  haben,  auch 
andere  Staaten  zu  der  Politik  der  Selbstgenügsamkeit  und 
der  Abwehr  alles  Fremden  au  achreiten  geawangen  werden. 
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Vorwort 


Die  vorliegende  Arbeit  soll  eine  Lttcke  in  der  national- 
ökonomischen Litteratur  ausMlen  und  eine  Schilderung  der 
belgischen  Genossenschafksbewegung,  die  in  letzter  Zeit  so  viel 
von  sich  sprechen  läfst,  geben.  Die  Verschiedenheit  in  der 
landwirtschaftlichen  und  industriellen  Entwickelung  bringt  es  mit 
sich)  dafs  von  einer  Genossenschaftsbewegung  im  allgemeinen 
nicht  die  Rede  sein  kann.  Der  Verfasser  hat  sich  deshalb 
auf  die  Schilderung  der  gewerbh'chen  Genossenschaften  be- 
schränkt und  das  ländliche  Genossenschaftswesen  hier  un- 
bertick.siclitigt  gelassen.  Es  war  ihm  hauptsfkhlith  darum  zu 
thun,  au  einem  lunieii  lioispiel  die  relative  Bedeutung  der  ver- 
schiedenen Arten  der  gewerblichen  Genossenschaften  zu  unter- 
suchen und  einige  in  neuester  Zeit  aufgestellte  Sätze  an  den 
belgischen  Erfahrungen  zu  verifizieren. 

Die  Arbeit  ist  an  Ort  und  Stelle  verfafst  und  beruht  zum 
grOfsten  Teile  auf  einer  persönlichen  Enquete.  Das  zerstreute 
litterarische  Material  ist  recht  dttrftig  und  konnte  in  der 
Hauptsache  nur  zur  Orientierung  dienen. 

Es  ist  dem  Verfasser  eine  angenehme  Pflicht,  allen  den- 
Jen  igen  y  weiche  ihm  bei  der  Arbeit  behülflich  waren  ^  seinen 
wftrmsten  Dank  auszusprechen:  Herrn  Dr.  C  rüg  er  für  die 
in  freundlichster  Weise  erteilte  Erlaubnis,  die  Bibliothek  des 
Verbandes  dcmtseher  Krwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften 
zu  beniitzen;  dem  Soktionschef  des  belgi."ichen  Arbeitsamtes, 
Herrn  Ver-Hees,  für  die  zur  Verfügung  gestellten,  die 
idilfskassen  betreffenden  Daten;  den  Sekretären  des  socialisti- 
schen  genossenseiiaftlichen  Verbandes  und  der  kathoHselien 
demokratischen  Liga,  Herren  Zöo  und  Eulenbosch,  ftir 
clas  zur  Verfügung  gestellte ,  fUr  die  Pariser  Weltausstellung 
gesammelte  Material. 
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Ganz  besonders  emptindet  der  Verfasser  das  Bedurfnib, 
Herrn  Professor  Schmolier,  in  dessen  Seminar  die  Arl>eit 
zuerst  zum  Vortrag;  gelangte,  für  das  freundliche  Interesse, 
welches  er  derselben  schenkte,  auch  an  dieser  Stelle  zu  danken, 
und  Herrn  A.  Spiethoff,  welcher  sich  der  Mühe  unterzogen 
hat,  die  Arbeit  zu  revidieren  und  dem  Fremdendeutsch  des 
Verfassen  eine  verständlichere  Form  zu  verleiheii. 

Berlin,  Juli  1900. 
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I.  Geschichtlicher  Oberbliclc  Ober  die  genoeeenechaft 
liehe  Entwicl(elung  und  gegenwärtiger  Stand. 


I>as  belgische  sociale  Leben  lenkt  seit  einiger  Zeit  die 
AutmerkiJaiukeit  anderer  Länder  auf  öicli.  Das  Interesse, 
welches  der  belgischen  Social jiolitik,  der  belgischen  Arbeiter- 
bewegung gewidmet  wird,  ist  natürlich,  wenn  man  bedenkt, 
wie  rasch  die  £ntwickelung  vor  sich  geht,  wie  neu  dort  viele 
Eracheinungeii  noch  sind,  und  wie  Tie!  schon  geleistet  worden 
ist.  Schon  die  verschiedenen  Einflüsse,  unter  denen  die 
belgische  sociale  Bewegung  sich  entwickelt  hat,  geben  dieser 
ein  eigenartiges  Gepräge.  „Die  humanitliron  Ideen  des  Auf- 
klärungszeitalters,  die  ])()litisc}ien  Heilslehrcn  der  französischen 
Rf»vohttion,  die  theoretische  Hausmannskost  der  englischen 
Nationalökonomie  und  gewisse  Liebliiigsansichten  des  Ultra- 
montabismus  vermischen  sich  in  Belgien  zu  einem  ganz 
eigentümlichen  Ganzen  socialpolitischer  Meinungen  und  An- 
scnauungen"  \  Die  Beform  des  Wahlrechts,  welche  einer 
neuen  Partei  die  Beteiligung  am  politischen  Kampfe  ermöglicht 
hat,  brachte  diese  Meinungsverschiedenheiten  zu  noch  stärkerem 
Ausdruck.  Alles,  was  mit  der  Arbeit<'rbcwpf)^nn<?  znsammen- 
han<ri,  wird  von  diesem  Kampfe  beeintiufst:  Hülfskassen,  Ge- 
werkvereine, Genossenschaften  sind  zu  politischen  Verbänden 
geworden,  um  die  sich  Anhänger  bestimmter  Parteien  scharen. 
Mehr  als  irgendwo  steht  hier  neben  dem  ökonomischen  das 
politische  Moment,  das  deshalb  hei  der  Beurteilung  wirtschaft- 
licher Erscheinungen  mit  berflcksichtigt  werden  mufs. 

Die  belgische  Genossenschaftshewegang  hat  ein  halbes 
Jahrhundert  hinter  sich,  wenn  man  von  den  ersten  Versuchen 
ab  rechnet,  und  ist  ein  Produkt  unserer  Tage,  wenn  eine  in* 
tensive  Kntwickelung  darunter  ver>ti!Hl<'n  werden  soll. 

Nach  der  französischen  Revolution  von  1848  kehrte  eine 
Anzahl  belgischer  Arbeiter  aus  Paris  nach  Belgien  zurück  und 
machte  für  die  Produktivgenossenschaften  nach  französischem 


'  Bücher,  Die  belgische  Socialgesctzgebuug,  in  Brauns  Archiv, 
Bd,  IV. 
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Muster  Propaganda:  Schneider-,  Schuster-.  Buchdrucker- 
Genosseuschaften  wurden  gegründet,  ^ngen  aber  bald  unter. 

In  den  60  er  Jahren  dagegen  wurden  einerseits  unter  dem  Ein- 
flüsse der  Internationale  Kouaumvereine ,  andererseits  von 
Handwerkern  und  Kleinhändlern  Volkshanken  gegründet.  In 
einem  1869  veröfl^entliehten  Artikel  wird  unseres  Wissens  zum 
erstcuiiial  von  belgischen  Konsumvereinen  gesprochen  ^  Der 
Verfasfler  weist  darauf  bin,  dafs  unter  den  Mafsnahmen,  welche 
geeignet  seien,  der  Arbeiterklasse  zu  helfen,  die  EonsumTereine 
besondere  Beachtung  verdienten,  und  dafs  auch  Belgien  einige  Bei- 
spiele ihres  ökonomischen,  hygieinischen  und  sittlichen  Einflusses 
aufweisen  könne.  Es  werden  drei  Arten  solcher  Genossen- 
schaften unterschieden  :  1 .  S  o  c  i  ^  t  ^  s  j  >  o  u  r  a  c  h  a  t  de  p  r  u  - 
Vision,  welche  zu  bestimmten  Jahreszeiten  Nahrungsmittel  und 
Brennmaterial  einkaufen  und  unter  die  Mitglieder  zum  Selbst- 
kostenpreis verteilen.  Die  älteste  —  in  Mecheln,  datiert  von 
1845,  durch  königliche  Verordnung  anerkannt  —  ztthlt  gegen 
300  Mitglieds;  die  blühendste  —  mit  2700  Mitgliedern  und 
50000  fr.  jährlichem  Umsats  —  befindet  sich  in  Antwerpen. 
2.  Sociötes  de  consommati  on,  welche  unter  dem  JOinflufs 
der  Rochdaler  Pioniere  entstanden  sind.  Ais  Genossenschaft 
diof^er  Art  wird  die  „Equit^"*  in  Lüttich  angetuhrt,  vv-elche  einen 
ofieneti  Laden  ])esitzt  und  auch  an  Nichtmitglieder  verkauft, 
und  die  Genossenschaft  von  Grivegni^e,  welche  für  die  Arbeiter 
einer  Eisengiefserei  gegründet  ist.  liier  werden  die  Gewinne 
zwischen  Kapital  und  Konsumenten  gleichmäfsig  verteilt^  folg- 
lich wird  nach  dem  früheren  Beispiele  der  englischen  Genossen- 
schaften verfahren.  Einige  andere  Genossenschaften  desselben 
Typus  in  der  Lntticher  Gegend  und  in  Gent  sind  dem  Artikel- 
sclirciber  auch  bekannt.  3.  Soci^tös  d  '  a  1  i m e n  t  a  t i  o n 
economique,  einfache  iSpeisehäuser ,  in  denen  Mitglieder 
billig  essen  können. 

Allein  diese  Versuche  haben  sich  nicht  bewährt.  Ein 
oflicieller  Bericht  von  1874  sagt:  die  Konsumvereine  seien 
nicht  überall  gelungen,  die  ProduKtivgenossenschaften  beständen 
in  sehr  beschränkter  Zahl,  und  nur  die  Eürediigenossenscbaften 
seien  in  Blüte  ^  Thatsächlich  zählte  man  1875  84  Genossen- 
schaften ;  von  ihnen  waren  20  Volksbanken,  11  Konsumvereine 
und  3  Produktivgenossenschaften.  Weder  einzelne  Persönlich- 
keiten noch  die  ArbeitPrklasse  selbst  interessieren  sich  für  die 
neue  Wirtschaftsfonn.  Kein  Owen  oder  Scli ulze-Deli tzi^eh 
tritt  auf.  Weder  ätaath'ehe  Experimente,  wie  in  Frankreich, 
noch  Beispiele  selbstaufopfernder  Thätigkeit,  wie  in  England, 


^  Dauby,  Les  soci^tc^s  coop^tives  de  consommation  en  Belgiqae 
Mouiteur  beige,  1869,  d(^oembre. 

^  Rapport  Sur  la  Situation  des  soci^t^  de  seeaur  oiiituel  pendsnt 
les  ann^es  1872—73.  ßruxeUes  1874. 
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oder  theoretische  AuaeinanderBetKungen  ^  wie  in  Deutschlandy 
kommen  in  Belgien  in  dieser  Zeit  vor.  Die  Gründe  fiär  eine 
«olche  Indifferenz  will  man  darin  finden,  dafs  erstens  der 

Arbeiter  nach  Autlösung  der  Korporationen  ganz  vereinzelt, 
ohne  mit  seinen  Genossen  in  Berührung  zu  kommen,  dastand, 
ferner  darin,  dafs  seine  materielle  Lage  eine  relativ  gute  war  ^ 
Ja,  viele  Arbeiter  sollen  sich  geniert  haben,  in  Konsumvereinen 
zu  billigeren  Preisen  einzukaufen,  weil  sie  die  ganze  Organisation 
Air  eine  Art  Wohltfaätigkeitsanstalt  hielten.  Es  ist  selbstver- 
stftndlich,  dafs  auch  die  Gesetzgebung  die  einzelnen,  sporadisch 
anftret^den  Genossenschaften  nicht  berücksichtigte,  doch  kam 
jene  rascher  zu  stände,  als  der  Umfang  der  Bewegung  an- 
nehmen liefs. 

Die  Handelsgesellschaften  Belgiens  waren  durch  den  Code 
de  commerce  von  1808  geregelt.  Derselbe  unterschied  drei 
Gesellschaftsarten :  die  Societt^  en  nom  coUectif  =  Personen- 
vereinigung, Soci^t^  anonyme  ^  Kapitalvereinigung  und  Soci^t^ 
en  commandite  ^  Veranigung  von  Personen  und  Kapitalien. 
Am  5.  Juni  1865  ging  der  Kammer  ein  Gesetzentwurf  zu,  der 
die  Revision  der  Regelung  der  Handelsgesellschaften  im  Auge 
hatte.  Das  Regierungsprojekt,  das  die  Klassifikation  des  Code 
de  commerce  beibehalten  hatte,  wurde  an  eine  Centraikom- 
mission verwiesen  und  erlitt  dabei  einige  Modifikationen ;  Gegen- 
stand desselben  waren  aber  lediglich  die  bereits  der  alteren 
Gesetzgebung  bekannten  Gesellschaftsformen,  während  die  Ge- 
nossenschaft unberücksichtigt  blieb  Bei  der  ersten  Beratung 
des  Gesetzes  in  der  Kammersitzung  vom  24.  November  1868 
erwähnte  der  Minister  des  Innern,  Pirmez,  dafs  in  letzter 
Zeit  eine  neue  Art  Ton  Gesellschaften  viel  von  sieh  reden 
mache,  nftmlich  die  Genossenschaften.  In  Belgien,  wo  die  Be» 
wegung  noch  jung  sei,  erhöben  sich  Stimmen,  die  sogar  ihre 
specielle  Berücksichtigung  seitens  der  Gcsptzirebunc:  verlangten, 
damit  ihnen  fUr  die  Zukunft  eine  gedeililiche  Kntwickelung 
zugesichert  werde.  Der  Minister  meinte,  die  Genossenschaften 
hätten  keinen  specitischen  juristischen  Charakter;  sie  seien 
Vereinigungen  von  Ueinen  Kapitalien  oder  von  einer  Anzahl 
Ton  Personen,  und  mit  Httlfe  der  Form  der  Kollektivgesell- 
Schaft  kOnne  jede  Genossenschaft  konstituiert  werden.  Dem 
Minister  wurde  hauptsächlich  vom  Abgeordneten  Couvreur 
widersprochen,  der  gegen  die  Auffassung  polemisierte,  dafs 
die  Genossenschaft  keine  eigenartige  Gesellschaftsform  sei. 

1  L^on  d'Andrimont,  Cooperation  ouyriire  en  Beigique,  1876» 
p.  28. 

*  Zur  Geechichte  des  belgischen  GenosBenschaftsgesetses  Tergl. 

Berichte  di  r  Kammerverhandlunßfon :  Cliüinbrc  dos  ropn'siontants;  docu- 
meut»  parleiuentairea:  aessions  1^64—66,  löGÖ'-Tl.  1^72—73;  anuales 
parlementaries:  1868—70,  1872—78;  s^nat:  docaments  et  annales:  1872 
bis  1873. 
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Dennoch  meinte  er ,  dafs  die  Modifizier  u  n  g  der  Geeetz- 
gebimp-,  betreffend  die  Haiidelsg-esrllHchaiteii,  einem  spcciellen 
Geiiu6.--ensc'hartsgesetz  vorzuziehen  ,  da  für  ein  solches  die 
Vorbedingungen  fehlten.  Eine  präciöe  Definition  der  Genojisen- 
Bchaft  sei  noch  nicht  möglich^  und  eine  ungenügende  Deiinition 
könne  schädlich  wirken;  Uber  verschiedene  Fragen  seien  die 
Genossenschafter  selbst  noch  nicht  einig:  so  über  die  Haft> 
pflicht,  über  die  Notwendigkeit  eines  maximalen  oder  minimalen 
Betrages  der  Anteile,  über  die  Leitung  etc.  Im  Rahmen  de» 
Oesetzentwurfes  würde  es  aber  den  Genossenschaften  schwer 
fallen,  sich  ihren  Wünschen  gemäfs  zu  konstituieren.  Auch 
noch  aiulere  Genossensehaftöfreunde  landen  sich  in  der  Karomer. 
In  der  Debatte  wurde  besonders  betont,  dafs  die  Geuossen- 
schaften  im  Gegensatz  zu  den  Gewerkschaften  keine  revolu- 
tionären Organisationen^  sondern  friedliche  Institutionen  seien 
und  schon  deshalb  besondere  Berücksichtigung  des  Staates 
verdienten.  In  der  nächsten  Session  wurde  dann  vom  Justiz- 
minister  ein  Antrag  eingebracht,  der  in  das  Gesetz  neben  den 
drei  schon  erwähnten  Gesellschaftsformen  noch  eine  vierte,  die 
der  ( lenossenschaft  einführte.  Die  Anschauungen  hatten  sich 
geändert.  Der  Berichterstatter  (4nillcry  führte  aus:  die 
Genossenschaft  sei  eine  ganz  eigcnarLige  Form,  die  sich  wesent- 
lich von  den  älteren  Handelsgesellschaften  unterscheide;  sie 
sei  weder  eine  Vereinigung  von  Kapitalien,  da  solche  hier 
fehlten,  noch  von  Personen,  welche  specielle  Kenntnisse  oder 
Talente  mitbrächten.  „Das  einzige,  was  die  Mitglieder  hier 
zusammenbringen  können,  sind  ihre  Armuth  und  ihre  Leiden; 
ihre  ein  zieren  Kapitalien  sind  ihre  llofynun;:^^'"^  ^^'elche  die  aus- 
erwählten Seelen  für  das  Ontp.  Wahre  und  Gerechte  besitzen" 
In  Beljrien  sei  die  l".ntwi(.  keluiig  noch  sehr  bchwach,  die 
liniiaiivr  tohle,  und  die  Bevölkerung  erwarte  vieles  von  der 
Regierung.  £inige  Beispiele  gesetzgeberisober  Thätigkeit 
anderer  Länder  lägen  vor  (es  existierten  schon  in  England  die 
Bill  vom  7.  August  1862,  in  Frankreich  das  Gesetz  vom 
24.  Juli  1857,  in  Preufsen  das  Gesetz  vom  27.  März  1867,  und 
der  Norddeutsche  Bund  hatte  das  Gesetz  von  1869);  es  stehe 
zwar  nicht  in  der  Macht  eines  Gesetzes,  eine  neue  Bewegung 
anziibaimen ,  die  Gesetzgebung  könne  und  müsse  aber  eine 
mögliche  P^.ntwiekelung  fördern.  —  Wie  verschieden  ist  diese 
Kede  von  den  früher  gehaltenen!  Man  hatte  der  Genosöen- 
schaftsbewegung,  und  zwar  einer  kaum  existierenden,  besondere 
Aufmerksamkeit  geschenkt,  wobei  sich  vielleicbt  ein  Druck 
von  unten  geltend  machte.  In  Brüssel  begann  eine  politische 
Bewegung,  die  der  censitären  Bourgeoisie  egoistische  Aua- 
nutzung des  Stimmrechts  vorwarf.  In  einem  Manifest  vom 
18.  Januar  1866  brachten  die  Arbeiter  ihre  Unzufriedenheit 


'  Documents  paricmentaires:  charobre,  24  mard  1870. 
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zum  Ansdrack;  sie  erinnerten  an  die  Revolution  von  1830 
und  betonten^  wie  wenig  die  Arbeiterklasse  dabei  profitiert 
hätte.  Vielleicht  war  der  Umschwung  in  den  Ansichten  der 
regierenden  Kreise  auch  von  dieser  Bewegung  beeinflufst 
Die  Kammer  hatte  den  Entwurf  angenommen,  aber  im  selben 
Jahre  wurde  die  Kammer  aufgelöst;  erst  in  der  Session  von 
1872 — 7;3  kam  das  Gesetz  wieder  zur  Beratung  und  wurde 
ohne  Iftn^^ere  Diskussion  angenommen.  Heftige  Gegner  fand 
es  aber  im  Senat  Es  erschien  den  Mitgliedern  des  Senats 
zu  frühzeitig,  die  Bewegung  sei  neu,  einer  speciellen  Regelung 
gar  nicht  bedürftig,  und  der  Mangel  an  Erfahrungen  lasse  vieles 
vielleicht  falsch  machen.  Andererseits  sei  man  noch  besonder«! 
Gefahren  ausgesetzt:  die  Vereinigung  könne  politischen  Zwecken 
dienen  und  revolutionären  Strömungen  Obdach  gewähren.  Der 
8enat  hätte  ohne  weiteres  das  Oonossenschaftsgesetz  fallen  ^e- 
lassen,  wenn  es  niclit  gleichzeitig  mit  der  Kevision  der  Gesetz- 
gebung, die  Handelsgesellschaften  betreffend ,  zur  Beratung 
gekommen  wftre.  Mau  wollte  die  langst  erwartete  Revision 
nicht  weiter  in  die  Länge  ziehen,  und  am  18»  Mai  1873  wurde 
der  revidierte  „titre  III  livre  1*'  du  code  de  commerce  relatif 
aux  soL-i^te.s"  veröffentlicht. 

Die  Bestimmungen  sind,  kurz  zusammengefafst,  folgende: 
Bei  der  Gründung  einer  Genossenschaft  müssen  Name,  Ort 
des  Sitzes  und  Ziel  bestimmt  werden.  Die  Zahl  der  Mitglieder 
dari  niclit  weniger  als  7  betragen,  deren  Namen  veröfleutlicht 
werden  müssen.  Die  Verteilung  der  Gewinne  und  die  Haft- 
pflicht können  von  der  Genossenschaft  bestimmt  werden.  Falls 
aber  keine  speciellen  Bestimmungen  vorliegen,  ist  die  Haft- 
pflicht eine  unbeschränkte,  und  die  Gewinne  oder  Verluste 
werden  jährlich  in  zwei  Hälften  geteilt,  von  denen  die  eine 
pr'>  Kopf  der  Mitglieder,  die  andere  proportional  den  Anteilen 
verteilt  wird.  Von  Gebühren  sind  die  Mitglieder  befreit.  Die 
Definition  der  Genossenachnft  ist  eine  sehr  mangelhafte;  laut 
Art.  85  stellt  sie  „eine  Handelsgesellschaft  dar,  deren  Mit- 
gliederzahl und  GrOfse  der  Anteile  veränderlich  ist  und  deren 
Anteile  unttbertragbar  sind.*  Damit  ist  vom  wirtschaftlichen 
Wesen  der  Genossenschaft  nichts  gesagt,  und  wir  werden  sehen, 
wie  oft  in  Belgien  unter  dem  Namen  einer  Genossenschaft  die 
verschiedensten  Gesellschaften  anderer  Art  gegründet  worden 
sind.  — 

Aber  aueh  diese  specielle  Gesetzgebung  schien  riie  Ge- 
no88ens(  iüittsbewegung  wenig  anzuregen:  es  gab  am  I.Januar 
1878  nur  13  auf  Grund  des  Gesetzes  begründete  Genossen- 
adutften,  unter  ihnen  10  Volksbanken.  In  den  80  er  Jahren 
verändert  sich  plötzlich  das  Bild:    die  Beamten  gründen 


1  Vefgl.  A<L  de  Vos,  De  la  Cooperation  et  de  la  mutualiti,  Bd.  I, 
8.  129. 
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Konsumvereine,  die  Hülfskassen  errichten  Volk^apotheken,  die 
Arbeiterpartei  greift  zu  Genossenschaftsgründungen,  als  einem 
neuen  Kampfmittel,  und  1880  wird  der  ^Vooruit"  eröffnet. 
Bis  1885  wurden  jährlich  im  Durchschnitt  5  Geno-ssen.schaften 
gebildet  (Minimum  1880  —  2,  Maximum  1881  —  10);  seit 
1885  wachst  ihre  Zahl^  wie  folgt: 


(Zusamm^DgeBteUt  nAch  den  Coopirateufs  belgea,  Jahzginge  1883—99.) 


1K86 

1«.^7 

18«^ 

18^9  I«90'l891 

1892 

Zahl  der 
gegründeteii  Genoesenschaften 

13 

42 

45 

88 

1 

28  44 

1 

58 

42 

Jahrgang 

1898 

1894il895!l896:1897 

1      i  1 

1B98 

189» 

Zahl  der 
gegründeten  Genossenachaften 

58 

72  i  94 

1 

) 

179  1  ai2 

1 

1 

268^  176 

Der  grofse  Aufschwung  in  den  letzten  Jahren  laufs  mit 
aut  die  Entwickeluiig  der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften 
zui-ückgefUhrt  werden.  Was  die  gewerblichen  anbetrifift,  so 
kann  ihre  Zahl,  beim  Mangel  einer  officiellen  Statistik,  nur 
annähernd  festgestellt  werden.  Nach  einer  officiellen  Publi- 
kation des  belgischen  Arbeitsamtos  gab  es  in  Belgien  Ende 
1898  1128  Genossenschaften  Das  Ministerium  der  Landwirt- 
•schaft  liatte  für  dasselbe  Jahr  567  landwirtschaftliche  Cto- 
nossen.-cliatten  registriert-.  Die  Zald  der  gewerblichen  würde 
danach  ungefähr  561  betragen.  Zieht  man  hiervon  die  Kredit- 
und  V^ersicherungsgenosseuschaften  ab,  deren  Zahl  nicht  genau 
festgestellt  werden  kann,  aber  im  ganzen  nicht  bedeutend  ist, 
80  kommt  man  auf  Uber  500  Konsum-  und  Produktivgenossen- 
schaften. Eins  muls  aber  bemerkt  werden :  die  Definition  dea 
belgischen  Gesetzes  hatte  so  wenig  die  Hauptmerkmale  der 
Genossenschaft  zusammengefafst,  dafs  so  ziemlich  jede  Handels- 
gesellschaft sich  unter  dem  Namen  Genossenschaft'*  kon- 
stituieren kann.  Thatsächlich  haben  von  dieser  Möglichkeit 
verschiedene  kapitalistisclie  Unternehmungen  Gebrauch  gemacht, 
die  die  Genossenschaft«»-  der  Aktiengesellschatisform  vorzogen, 
um  gewisse  Privilegien  zu  geniefeen.  So  wurde  1881  eine 
„Genossenschaft  für  internationale  elektrische  Beleuchtung' 
gegründet  und  später  viele  ähnliche,  deren  Anteile  einige 
tausend  fr.  betrugen.  Auch  von  den  noch  jetzt  neu  auf- 
kommenden Genossenschaften  haben  viele  aufser  dem  Namen 

1  Bevue  de  travail,  janvier  1900. 

*  75  syndieats  cooi>£ratifs,  269  laiteries  coopÖTatlres,  228  caiaaes 
RaiiTt  isen,  s.£xp064  statistiquo  de  la  Situation  des  associations  d*int^t 
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nichts  Genossenschaftliches  an  sich.  Nicht  nur  Belgien  kennt 
solche  Übertretungen,  —  anch  in  I  >^iitsc'hland,  wo  die  gesetzliche 
J>etiniti"n  eine  viel  ])rilci«ere  iai.  !iind  ähnliche  Beispiele  zu 
verzeichuen.  „Die  Firma  ,GeuüSi>enj>chaft'  hat  einen  guten 
KlaBg,  das  Publikum  sieht  nicht  gleich  den  Humbug,  der  sich 
dahinter  verbergen  kann"^.  NatQrltch  kOnnen  diese  Faeudo- 
Genossenschaften  aus  der  Statistik  nicht  ausgeschaltet  werden, 
und  schon  deshalb  entspricht  diese  nicht  ganz  dem  wirklichen 
dachverhalt 

Gehen  wir  zur  Betrachtung  der  einzelnen  Genossenschafts- 
arten über,  so  mtissen  wir  einige  Worte  über  die  Klassifikation 
vorausschicken,  die  uns  nicht  nur  ftlr  die  Beiichreibung, 
sondern  auch  für  tiie  Beurteilung  der  Genossenschaften  von 
der  gröfsten  Bedeutung  zu  sein  scheint. 

Schul2e*Delitzsch  unterschied swei Hauptarten unter  den 
Arbeiterassociationen :  1 .  die  wirtschaftlichen  oder  Distribntiy- 
associationen,  deren  Zweck  es  ist,  den  Mitgliedern  in  Ver- 
schaffung irgend  eines  notwendigen  Bedürfnisses  die  Vor- 
teile des  Bezugs  im  j^rofsen  zu  vor-^chaffen,  eine  billigere 
und  bes-sere  Versorgung  zu  gewiihren,  wie  sie  sonst  nur  der 
Kapitalist  hat  (Verein  zum  Ankauf  notwendiger  Konsum- 
artikel, Associationen  zur  gemeinschaftlichen  Beziehung  von 
Rohstoffen  etc.) ;  2.  gewerbliche  oder  produktive  Associationen, 
die  in  den  Stand  setaen,  ein  Etablissement  mit  allen  Vorteilen 
der  neueren  Betriebsweise  zu  errichten*.  Konsumvereine  und 
Froduktivgenossenschaften  waren  seitdem  die  Hauptformen» 
die  unterschieden  und  in  ihrer  Bedeutung  verglichen  wurden. 
Dif  Hnuytrolle  wurde  den  letzt<^ren  vindiziert,  welche  nach 
iSchuize- Delitzsch  „den  Gipfelpunkt  des  Systems"  bilden  und 
auch  nach  der  Auffassurig  des  Kongresses  der  Internationale 
von  1806  „die  beatehende  Ordnung  in  ihren  Grundlagen 
anfassen"  und  nicht  nur  die  Oberflttche  berühren.  Diese 
Klasaitikation  erwies  sich  als  unhaltbar,  denn  es  wurden  Ge- 
nossenschaften gegründet,  die  sich  der  Produktion  widmeten 
ond  dennoch  keine  »Produktivgenossenschaften*'  waren.  Die 
ersten  Konsumvereine  in  England  waren  Müllerei-  und 
Bnckereigenossenschaften,  und  in  Bel^^ien  fingen  fast  alle 
Konsumvereine  mit  Bäckereien  an.  Die  Genossenschaften 
selbst  fohlten  den  inneren  Widerspruch,  den  man  dadurch 
zu  beseitigen  suchte,  dafs  man  solche  Genoäs>enöchaiten  „Konsum- 
und  Produktivgenossenschaflen*  nannte.  In  den  Statuten 
▼ieler  belgischer  Konsumentengenossenschaften  findet  man 
neben  dem  Namen  die  Bezeichnung:  „soci^t«'^  de  production 
et  de  coQSomraation^,  und  einer  der  HauptfÜhrer  der  oelgischen 

'  Dr.  Hans  Crüger,  Der  heutige  IStand  des  deutschen  Oenosscn- 
scbaftawesens,  Berlin  fSHH,  S.  20. 

*  Schulze-Delitzsch,  Die  arbeitenden  Klassen  und  das  Aaso* 
ciationswesen  in  Deutschland,         S.  56. 
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Genossenschaftsbewegung,  ßertraiid,  sagt:  „Zu  den  Konsum- 
vereinen gehören  die  genossenschaftlichen  Bäckereien,  aber 
unseres  £rachtens  sind  es  eher  Konsum*  und  Produktiv- 
gcnossenschaften :  um  das  Brot  zu  verkaufen,  mufs  man  es 
erst  backen"  Diese  Klassifikation  zeigt  am  klarsten,  wie 
unhaltbar  das  Einteilungsprinzip  von  Schulze-Delitzsch 
ist.  Denn  wäre  es  richtig,  so  mtiff^ten  alle  Arten  der  Genossen- 
sciiaften  in  der  Klassitikation  ihren  Platz  tinden,  und  das 
Zusaramenhausen  zweier  verschiedener  Arten  in  derselben 
Gruppe  wäre  ganz  unmöglich.  Audi  Iläntöchke^  hat 
solche  Genossenschaften  in  seiner  Klassifikation  nicht  unter- 
bringen können;  einmal  sind  sie  ihm  Produktivgenossen* 
Schäften  (Konsumenten- Produktivgenossenschaften),  anderer-  ' 
seits  .  .  .  „dienen  sie  den  Interessen  der  Konsumenten,  wodurch 
sie  sich  den  Konsumvereinen  nähern".  Und  zweifelsohne 
handelt  es  sicli  hier  um  Konsumentengenossenschaften,  die  von 
keinem  Mitglied  einer  solchen  anders  aufgofafst  werden. 

Alle  Bemühungen,  eine  Klastsitikation  zu  schaffen,  in  der 
alle  Arten  Unterkunft  linden,  waren  vergeblich,  solange  nmii 
das  Vorkommen  oder  Kichtvorkommen  einer  Gütererzeuguug 
als   Kriterium  beibehielt    Ein  anderer  wurde  von 

Mifs  Potter  in  ihrem  bekannten  Buche  eingeschlagen.  Eine 
genossenschaftliche  Bäckerei  oder  Brauerei  können  wir  uns 
auf  zwei  verschiedene  Arten  organisiert  denken.  Eine  Zahl 
Arbeite  r  —  Bäeker.  Bierbrauer  —  tritt  zusammen,  um  nicht 
als  Lohnarbeiter  thiitig  zu  sein,  sondern  als  Unternehmer  das 
Geschäft  zu  betreiben.  Sie  produzieren  nach  denselben  Prin- 
zipien, wie  es  früher  üblich  war,  nur  dalü  der  gesamte  Arbeits- 
ertrag ihnen  zu  gute  kommt.  Es  sind  Genossenschaften 
von  Personen,  die  sich  zur  gemeinschaftlichen 
Produktion  organisiert  haben,  Genossenschaften 
von  Produzenten.  Andererseits  kann  eine  Anzahl  Arbeiter, 
um  sich  billigeres  oder  besseres  Brot  oder  Bier  zu  verschaffen, 
eine  eigene  BHekerei  oder  Brauerei  gründen ,  in  der  die 
nötijL'en  !*rodukte  iiergestellt  werden  sollen.  Hier  handelt 
es  bicli  dann  um  Genossenschaften,  die  zur  gemein- 
schaftlichen Konsumtion  organisiert  sind,  um 
Genossenschaften  von  Konsumenten.  In  beiden  Ge- 
nossenschaften wird  produziert,  und  doch  ist  nicht  das  Moment 
der  Produktion  charakteristisch,  vielmehr  handelt  es  sich  um 
die  verschiedenen  Interessen  der  beteiligten  Gruppen.  —  Von 
diesem  Prinzip  ausgehend  unterscheidet  Mifs  Potter:  „1.  Ge- 
nossensclinftoTi  von  Konsunv^iten .  welehe  darauf  bedacht 
sind,  niedrige  Preise  und  gute  Qualität  der  gemeingebrMuch- 
lichen  Gebrauchsartikel  zu  erzielen,  indem  sie  den  Gewinn 

*  Bertrand,  La  Cooperation  en  Belgiqus. 
^  Hantschke,  Die  gewerblichen  ProdulEtivgeiiosseiiBehafteD  in 
Doutscblaiid. 
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des  Händlers  und  des  Fabrikanten  ausm'ei*zen;  2.  Genossea- 
schaften  der  Profliizentr"!!,  welche  darauf  bedacht  sind,  den 
vollen  Wert  ilirer  Arbeit  zu  erhalten,  indem  sie  den  Profit 
des  Arbeitgebers  beseitigen"  Damit  ist  der  prinzipielle 
Unterschied  der  beiden  Genossenschaftsarten  scharf  betont, 
und  eine  Konsumentenbttckem  wird  danach  in  dieselbe  Gruppe 
mit  einem  VerkanfiBladen  gebracht,  dagegen  von  einer  genosaen- 
flchafdichen  Bäckerei,  welche  yon  Bäckern  betrieben  wird, 
acharf  unterschieden.  —  Noch  genauer  hat  Oppen  heim  er,  auf 
denuselben  Prinzip  fufsend,  die  beiden  Arten  auseinandergehalten, 
indem  er  Käufer-  und  Verkäufergenossenschaften 
unterschied.  Das  Moment  der  Produktion  konmit  gar  nicht  in 
Betracht;  es  handelt  sich  um  Personen,  welche  genossen- 
schaftlich eine  Ware  kaufen  und  gemeinsam  die  Vorzüge  eines 
solchen  Einkaufs  geniefsen,  und  um  solche,  die  eine  Ware 
▼erkaufen  und  den  Gewinn  Bich  aneignen.  Die  Konsum» 
▼ereine  gehören  zu  der  ersten,  die  „Produktivgenossenschaften*^ 
SU  der  zweiten  Gruppe*. 

Uns  erscheint  diese  Klassifikation  als  die  einzig  mögliche 
und  richtige:  dr»nnoeh  müssen  wir  einige  Bemerkungen  daran 
knüpfen.  Der  strenge  Unterschied  zwischen  den  Genossen- 
schaften im  Interesse  der  Konsumenten  (Käufergenos  . n- 
schaften)    und    im    Interesse   der   Produzeuten  (Verkäuier- 

tenossenschaften)  wird  durch  ein  Moment  wesentlich  modi- 
siert,  nfimlich  durch  den  Verkauf  an  Nichtmitglieder.  Jeder 
Konsumverein,  der  an  NichtmitgUeder  verkauft  und  diesen 
keine  Vorzüge  gewährt,  wird  bis  zu  einem  bestimmten  Grade 
zu  einer  Verkäufergenossenschaft,  wofür  die  belgischen  Volks- 
apothckeii  ein  charakteristisches  Beispiel  sind.  Wie  wir  sehen 
werden,  erzielen  sie  ihre  Gewinne  hnuptsHchiich  durch  Verkauf 
an  Nichtmitglieder,  weil  die  Mitglieder  oft  ihre  Medizin  un- 
entgeltlich erhalten.  Im  Interesse  einer  bestimmten  Gruppe 
▼on  Konsumenten   —   Hulfskassen-   oder  Genossenschafts- 


'  Pottri,   Die  britische  Oenossenscbaftsbewegung.  Deutsche 

Cberäctzung,  S.  35. 

•  Dr.  Franz  Oppenheimer,  Die  Siedluugsgenossenschaft,  1^506, 
S.  ]H2flr.  Vergl.  anch  Bernstein,  Die  Voranssetzungen  des  Socialis* 
mos,  S.  100. 

Prof.  von  Philippovich  hat  in  seinem  Grundrifs  (3.  Auflage, 
S.  158)  eine  neue KtasAin Ration  vorgenommen.  Ernnterscheidet :  1.  G-e- 

nospt  n-fliaften  mit  dem  Z^veik  rincr  VtM'bes.st  rinig  der  wirtschaftlichen 
Tochnik;  2.  Genossenschaften  znr  Erhaltung  der  wirtschaftlichen  Selb- 
ständigkeit des  Kleinb(>triebes  in  seiner  Konkurrenz  mit  dem  Grofs- 
betrieb;  3.  Genossenschaften  zur  Erhebung  der  Arbeiter  zu  wirtschaft- 
licher Sclbstilndigkeit.  —  Formal  läfst  sich  {je^en  cino  folche  Einteilung 
nichts  eiuweu<len.  Ihr  fehlt  aber  ein  einheithcht  s  prineipium  divisionis, 
Und  zur  Beurteilung  der  Bedeutung'  jcdt  r  t  iiiz'  lnen  Genossenschaftsart 
oin  Itestimmtes  Prinzip,  denn  \virt:*ihaf{liclie  Technik,  Erhaltuiiir  der 
Selbständigkeit,  ScUaflfen  einer  solchen  sind  alles  voikswirtschattlicho 
Begriffe,  die  in  ihrer  relatiTSn  Bedeutung  nicht  verglichen  werden 
kftnoea 
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-  mitigiiedern  —  sind  sie  gegründet  worden,  die  Möglichkeit 
aber,  den  ^litgliedern  grofse  Vorteile  zu  irute  kommen  zu 
lassen,  haben  sie  gerade,  weil  sie  an  weitere  Kreise  verkaufen, 
denen  gegenüber  sie  als  reine  Verkäufer  dastehen.  Ein 
anderes  Beispiel:  viele  Konsumvereine  haben  Produktions- 
abteilungen, welche  nur  in  geringem  Grade  fUr  die  G^noBieii- 

*  Schaft  prodttsieren,  und  deren  Produkte  in  außerhalb  stehenden 
Kreisen  —  genossenschaftlichen  oder  privaten  —  ihren  Absalz 
finden.  So  fabriziert  z.  B.  die  Genossenschaft  Ton  Verviers 
Kuchen,  welche  hauptsächlich  an  andere  Konsumvereino  ver- 
kauft werden,  oder  die  Genossenschaft  von  Löwen  Cigarren, 
welche  nur  zum  Teil  in  den  Läden  der  Genossenschaft  selbst 
vertrieben,  hauptsächlich  aber  von  anderen  Cigarrenhaiuileru 
angekauft  werden.  Die  Gewinne  kommen  der  Genüssenschafi, 
also  auch  den  nicbtkonsumierenden  Mitgliedern  zu  gute.  Es 
handelt  sich  hier  also  nicht  um  die  Interessen  der  Mitglieder 
als  Konsumenten,  die  vielmehr  nur  als  Genossen  einer  yer^ 
kaufenden  Apotheke,  also  als  Unternehmer  an  dieser  Anstalt 
beteiligt  sind;  es  kommen  aber  auch  die  Interessen  der  Pro- 
duzenten in  keiner  Weise  in  Betracht,  donn  wie  in  allen 
Konsumvereinen  sind  diese  angestellte  Lohnarbeiter.  Dennoch 
wird  durch  diesen  Einwand  die  gegebene  Klassiiikation  nicht 
hinfällig,  denn  es  handelt  sich  um  ein  Übergangsstadium  der 
genossenschaftlichen  Entwickelung.  Wächst  die  Mitglieder^ 
zahl  und  der  genossenschaftliche  Geist,  so  werden  diese  aufser- 
halb  stehenden  Konsumenten  zu  Mitgliedern,  welche  an  den 
Gewinnen  der  Genossenschaft  participieren,  und  der  Verkauf 
an  Nichtmitglieder  hört  dann  auf  Jetzt,  wo  einzelne  Ge- 
nossenschaften sich  mit  FTandelsoperationen  abgeben,  die  niebt 
direkt  den  Interessen  ihrer  Mitglieder  als  Konsumenten  dienen, 
sind  diese  Operationen  nicht  als  genossenschaftliche  auf- 
zufassen, sondern  als  einfaches  Mittel,  das  Einkommen  zu 
vergrOfsem.  Wie  es  Gewerkvereine  giebt,  welche  einen 
Laden  besitzen  und  die  erzielten  Gewinne  dem  Gewerkverein 
zukommen  lassen,  so  ^ebt  es  Genossenschaften,  die  Handel 
treiben,  dessen  Gewinn  der  Genossenschaft  zu  gute  kommt, 
wie  ihr  etwa  ein  Gewinn  in  der  Lotterie  oder  ein  Gesekenk 
zufallen  könnte. 

Bei  der  Besprechung  der  einzelnen  Genossenschaften  wird 
der  prinzipielle  Unterschied  beider  Genossenschaftsarten 
schärfer  hervortreten.  Die  einen,  welche  den  Interessen  der 
Konsumenten  dienen,  befinden  sich  in  steter,  gedeihlicher 
Entwickelung,  sie  nehmen  zu  an  Zahl,  und  ihre  Verkaufs- 
erlöse werden  von  Jahr  zu  Jahr  gröfser.  Die  anderen,  welche 
im  Interesse  der  Produzenten  gegründet  sind,  tauchen  sporadisch 
auf  und  verkümmern.  —  Es  sind  lediglich  die  Konsumvereine, 
welche  in  Belgien  zur  Blüte  gelangt  sind,  und  zu  iknen 
gehen  wir  nunmehr  über. 
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In  der  Zeit,  da  die  genossenschaftliche  Bew(  gung  Belgien» 
einen  starken  Aufschwung  nahm  —  Anfang  der  80  er  Jahre  — , 
sind  die  für  die  spätere  Entwickelung  bedeutendsten  Genossen- 
schaften gegründet  worden.  Die  Beamten,  welche  sieh  ge- 
nossenschaftlich orpinisierten,  und  die  Httlfskasseu,  welche 
ihre  Apotheken  gi  üiideten,  hatten  nur  das  eine  Ziel  ira  Auge^ 
alle  Vorteile  des  Konsumvereins  zu  geniefsen.  Dagegen  hatte 
der  ifVoomit*  einen  stark  ausgesprochen  socialistischen 
Charakter  und  stellte  sich  in  den  Dienst  der  socialistischen 
Partei.  Alle  später  gegründeten  Genossenschaften  schlugen 
einen  dieser  Wege  ein :  entweder  begnügten  sie  sich  mit  den 
Ökonom ! flehen  Vorteilen  einer  genossenschaftlichen  Organisation 
oder  suchten  politische  Zwecke  zu  erreichen.  Wir  müssen 
daher  folgende  Arten  unterscheiden:  1.  die  parteilosen  Ge- 
nossenschaften, zu  denen  huuptbächlich  die  Volksapotheken 
and  die  Konsumyereine  der  Beamten  gehören,  2.  die  soci»- 
listlschen  Genossenschaften,  die  am  zahlreichsten  und  bedeu* 
tendsten  sind,  und  3.  die  katholischen,  ein  Gegenstück  zu  den 
socialistischen,  welche  Arbeiter  der  katholischen  Partei  um 
sich  scharen  und  die  socialistischen  Organisationen  bekämpfen« 

A.  Die  parteilosen  Oenossensohaften. 

a.    Die  Beamten-Konsumvereine. 

Die  Konsumvereine  der  Beamten  sind  in  verschiedenen 
Ländern  verbreitet.  In  England  wird  ihr  Ursprung  auf  einen 
zufhiligen  Ankauf  von  mehreren  Regenschirmen  zurück g-f  führt, 
ein  plötzlicher  Kegen  eine  Anzahl  Beamten  auf  der  JStrafse 
liberrasrlite.  Wir  wissen  nicht ,  was  die  belgischen  Beamten 
bewog,  «ich  genossenschaftlich  zu  organisieren;  so  viel  ist 
bekannt,  dafs  Mitte  der  80  er  Jahre  eine  Genossenschaft  in 
BrOssel  gegründet  wurde,  die  in  verschiedenen  Städten 
Filialen  erOnnete  und  sich  anfangs  darauf  beschränkte,  Konsum- 
artikel zu  verkaufen  y  ohne  eigene  Bäckereien  oder  anrL  re 
Produktionsabteilungen  einzuritmten.    Diese  Genossensdiaft^ 
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die  mit  ihren  Filialen  ein  Ganzes  bildete,  existierte  einige 
Jahre,  als  sie  sich  im  Jahre  1890  teilte,  und  jede  Filiale  in 
eine  selbstänrliefe  Genossenschaft  sich  umwandelte.  —  Schon 
in  den  ersten  Jaliren  ihres  Bestehens  Jiatten  diese  Gcnossen- 
.schat'ten  die  gröfsten  Angriffe  zu  erdulden.  Der  Eisenbahn- 
minister  —  es  waren  Staatseisenbahnbeamte,  die  den  Anfang 
mit  der  Bewegung  machten  —  hatte  ständig  Deputationen  Yon 
Kleinhändlern  zu  empfangen,  die  Aber  die  Kenktirremt  der 
neuen  Lüden  klagten.  Ein  ministerieller  Erlafs  regelte  deshalb 
im  Jahre-  1889  aas  neue  Unternehmen,  und  unter  den  ver- 
schiedenen Vorschriften  war  die  wichtigste,  dafs  jeglicher 
Verkauf  an  NiehtTnit^liorlor  verboten  wurde  ^.  Dieses  Verbot 
wurde  damit  motiviert,  dafs  Staatsbeamten  jeglicher  Handel 
untersagt  ist,  und  stellte  sachlich  lediglich  eine  PrUventiv- 
mafsregcl  dar,  da  auch  schon  vorher  au  Nichtmitglieder  nicht 
verkauft  wurde.  Doch  blieben  die  noch  wenig  bedeutenden 
Genossenschaften  vielen  ein  Dom  im  Auge,  and  bald  wurde 


klage  sich  ilberall  über  die  Konkurrens  dfer  Beamten,  ihre 
aufseramtliche  Thätigkeit  nehme  viel  Zeit  in  Anspruch,  auf 

die  unteren  Beamten  werde  ein  Druck  aiisgpii]>t,  und  sie 
würden  gezwungen,  den  Genossenschaften  beizutreten  u.  s.  w.  ^. 
Der  damalige  Eisenbahnminister  Vandenpf* ereboom,  der 
durch  keine  besonders  liberale  Gesinnung  berülimt  geworden  ist, 
mulste  sogar  seine  Untergebenen  in  Schutz  nehmen.  Er 
wies  zwar  auf  verschiedene  Gefahren  hin,  die  mit  Beamten- 
Genossenschaften  verbunden  sind:  die  Leiter  machten  sn 
eifrig  Propaganda,  widmeten  einige  Zeit  der  Bureaustunden 
ihrer  Unternehmung  und  kämen  in  Versuchung,  beim  Waren* 
empfang  ilire  eigeneii  Waren  auf  den  Stationen  zuerst  tax 
berücksiehtigcn ;  gegen  derartige  Verstofse  werde  stets  streng 
vorgegangen,  aber  soweit  solche  nicht  xorkämen,  sei  eb  un- 
möglich, die  Zugehörigkeit  zu  Genoasenschaften  zu  verbieten. 
Weitere  ofticielle  Angriffe  sind  uns  unbekannt 

Anfangs  waren  es  allein  die  JSisenbahnbeamten ,  die 
Verkaufsläden  unterhielten;  wollten  sie  auch  Beamte  anderer 
Departements  hinzuziehen,  so  war  dazu  eine  besondere 
ministerielle  Genehmigung  erforderlich.  Bis  jetzt  ist  diese 
nicht  verweigert  worden,  und  fast  alle  Beamtengenossenschaften 
mnd  „soci(^t(^s  mixtes'',  d.  h.  ihre  Mitglieder  gehören  ver- 
schiedenen Diensten  an.    Es  existieren  jetzt  in  Belgien* 


>  S.  Annales  parlementaires,  Semion  1890—91,  S.  804« 

"  Aniialos  parlemetitaifea,  Session  1890—91,  Sitsoogen  vom  15.  und 

22.  April  im. 

'  Antwerpen,  Brüssel,  Gent,  Xainur,  Alo»t,  Roux,  N'ivelled,  Luttre, 
lionvain,  Couroelles,  Msrcinelle,  Ostende,  Quievrain,  Bincbe,  Jemelle, 
Arlon. 


man  be- 
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18  Beamtengenossensohaften  mit  gegen  10000  Mitgliedern. 
Die  grObten  sind: 

1.  Union  ^conomlaue  in  Brüssel,  die  älteste  Ge- 
nossenschaft, 1886  gegründet,  besteht  selbständig  seit  1890, 

naclideiii  ihre  Filialen  zu  Belbstündigen  Genossenschaften  ge- 
worden sind.  Sie  zählt  gegen  2400  Mitglieder,  besitzt  eine 
Biirkerei  und  Läden  für  KoTonialwareTi  inul  KleiderstoHe.  In 
eigenen  Werkstätten  worden  auf  Bestellung  Schuhwaren  und 
Kleider  angefertigt,  jedoch  rindet,  wie  es  auch  in  anderen  Oe- 
aoödenschaften  Ublicli  ist,  in  der  Genossenschaft  nur  das  Zu- 
icbneiden  statt,  während  das  Nähen  durch  Heimarbeiter  erfolgt. 
AuTserdem  wird  ein  Kohlenlager  unterhalten ;  eine  Fleischerei, 
die  früher  bestand,  konnte,  wie  ttberall,  der  Verloste  wegen 
nicht  weitezgeßihrt  werden  und  raufste  nach  zwei  Jahren  auf- 
gegeben werden.  Die  jährlichen  Umsätze  sind  aus  folgender 
Tabelle  ersichtlich: 

Tablcau  comparatif 
des  ventes  faites  dans  le  cours  des  huit  demiers  ezercices 

sociaux. 


Rayons 


1890—91  j  1891—92  j  1892—93 


1898—94 


1894-95 


Bnulangerie 
Epicerie  . 
Draperie 

Chn]!.  pnr. 
Ohaugsures 
Linp^erie 

CharboDS 
Pommet*  de 
Faleoces 

Coulection 


I 


etc. 


terre 


c 
.2 

•s 


o 

I 


S3  782 

5:3323 

61  765 

92  800 

99  862 

103  357 

109  321 

73  262 

73  709 

66169 

6G  771 

20  IM  4 

22  575 

20  689 

lU  (-.79 

24  545 

23182 

20723 

19  0Ö1 

25814 

27648 

24581 

28869 

817 

979 

8T7 

31  668 

37  309 

44677 

3  675 

2  787 

2895 

605 

1  1»15 

63H 

3  262 

19^9 

1887 

1895—96 

1896—97 

181)7—'»'-' 

68  867 

71776 

91  590 

92  619 

113567 

107905 

117782 

118621 

67  050 

62  44G 

54  857 

44  n:n 

16  645 

15  380 

14  764 

12  «40 

18  970 

16  461 

16  357 

16  528 

28  270 

25  466 

26  590 

23  847 

703 

566 

744 

377 

46  990 

48751 

56  042 

57  459 

1821 

2423 

4817 

5195 

605 

758 

804 

1849 

780 

952 

750 

1290 

Boulangerie  . 
Epicerie  .  .  • 
Draperie  .  . 
Cliap.  par.  etc. 
Chaui^sures 
Liogcrie  .  • 
Jouetft  .  .  . 
Cbarbons  •  • 
Pommes  de  tene 
Fslences .  .  . 
Horlogf»rif»  .  . 
Confection  .  . 
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Man  sieht,  dafs  die  Summen  stemlich  stabil  geblieben 
«ind,  wofür  man  die  Erklärung  darin  findet,  dafs  im  grofeen 
und  ganzen  der  Beamte  wenig  genossenschaftlichen  Geist  be- 
sitat.    Kaum  ein  Drittel  der  Mitglieder  sind  Kunden  der 

Oenosaenschaft.  Die  Gründe  sind  verschieden.  Man  ist  an 
einen  Lieferanten  gewöhnt,  den  man  nicht  verlassen  will,  oder 
der  vielleicht  zur  Verwandtschaft  gehört;  noch  wichtiger  ist 
der  Kredit,  der  in  der  Genossenschaft  nicht  gewährt  wird,  und 
den  der  Beamte  selten  entbehren  kann  oder  will.  —  Die  Haupt- 
einnahme  bilden  die  Kolonialwaren;  man  beklagt  sich,  daÜs 
die  Werkstätten  sich  nicht  entwickeln  können ,  da  die  Be- 
stellungen noch  immer  aufserhalb  der  Genossenschaft  gemacht 
werden.  Die  Dividende  wird  in  Geld,  nicht  in  Bons,  verteilt, 
so  dafs  ein  Zwang,  weitere  Einkäufe  zu  machen,  nicht  hesteht» 

2.  Der  Chempostel  von  Gent  ist  nach  demselben 
Prinzip  organisiert.  Auch  hier  sind  von  1200  Mitgliedern 
1)1  üfs  gegen  700  Kunden  der  Genossenschaft.  Auf  alle  Waren, 
Brot  inbegriffen,  wird  eine  Rückgewähr  von  10  ®/o  verteilt  (des- 
wegen wird  das  Brot  mit  22  cent  pro  Kilo,  anstatt  30  im 
Vooruit,  verkauft).  Aus  der  letzten  Bilanz  geht  hervor,  dafs 
der  ganze  Gewinn  verteilt  worden  ist,  da  man  den  Rwerve- 
fondn  für  genügend  grofe  hielt. 

3.  Die  Antwerpener  (^»^ nossenschaft  ist  die 
gröfste.  Sie  zilhlt  3500  Mitglieder,  weist  einen  Jahresumsatz 
von  einer  Million  fr.  auf  und  verteilte  im  letzten  Jahre 
darauf  120  000  fr.  Kückgewähr  =  12  Prozent. 

Die  Genossenschaften  der  Beamten  bilden  einen  Verband,  die 
soci^td  CO  operative  föderale,  welcher  gewissermafsen 
die  frühere  nationale  Genossenschaft  ersetzt.   Das  Ziel  des 
Verbandes  ist»  Einkäufe  im  grofsen  zu  machen  und  die  Waren 
an  die  Genossenschaften  möglichst  billig  zu  liefern.  Aber  seine 
ümsStze  sind  sehr  minimal,  trotzdem  der  gröfste  T<^il  d*^r 
Genossenschaften   (14  mit  gegen  6000  Mitgliedern)  iiim  an- 
gehört.    Die  Genossenschaften  kaufen  fast  alles  selbst  ein, 
da  ein   gewisser   separatistischer  Geist    in   ihnen  herrscht. 
Die   Genossenschaften    der  Beamten    haben    sich    ein  be- 
scheidenes Ziel  gesetzt  y  —  ihren  Mitgliedem  bessere  und 
billigere  Ware  zu  liefern.   Als  Beamte  fem  von  jeder  w>\\* 
tischen  Propaganda  stehend  und  durch  ministerielle  Verbole 
verhindert,  den  Verkauf  auf  Nichtmi^iieder  zu  erweitern, 
sind  sie  naturgemafs  in  ihrer  Entwiekelung  gehemmt.  Aber 
auch  in  den  erlaubten  Grenzen  haben  sie  bei  weitem  nicht 
diejenige  Ausdehnung,   die   sie   haben   könnten,   wenn  das 
Beamtenpersonal  weniger  indifferent  wäre.     So  wurde  z.  B. 
die  Mitgliederzahl  kaum  bedeutend  gröfser,  als  das  grofse 
Oentraleisenbahnnetz  verstaatlicht  wurde,  und  die  Leiter  be- 
klagen steh  ständig  über  die  Gletchgttltigkeit  ihrer  Berufs- 
genossen. 


Digitized  by  LiOOgle 


xvin  3. 


15 


b.    Die  genossensciiat  llickeo  Apotheken. 

Diese  eigenartigen  <  Genossenschaften  sind  von  den  Ilülfs- 
kasscn  ins  Leben  gerufen  worden,  und  es  müssen  daher  einige 
Worte  über  diese  vorausgeschickt  werden. 

Die  Httlfskassen  sind  auf  Selbsthülfe  beruhende  Vereine, 
deren  Zweck  es  ist,  ihren  Mitgliedern  die  Terschiedensten 
Htilfebiiatmigen  zu  gewähren.  Sie  haben  eine  lange  £nt- 
Wickelungszeit  hinter  sich  und  verdanken  ihre  Entstehung  der 
von  der  belgischen  Konstitution  garantierten  Vereinsfreiheit. 
In  den  ersten  20  Jahren  ibrf'a  Bestehens  waren  sie  noc!i  kaum 
<iem  Arbeitern  tan  de  zugänglicii,  und  die  Ende  der  40  er  Jahre 
vorhandenen  lubiittite  sind  au?^  der  freien  Initiative  einzelner 
Unternehmer  hervorgegangen,  oluit;  besondere  Aufmerksamkeit 
seitens  des  Publikums  oder  der  Regierung  auf  sich  zu  lenken. 
Erst  die  rerolntionäre  Bewegung  in  Frankreiobf  die  so  groüse 
Besorgnisse  einflOfste,  liefs  zu  verschiedenen  Mitteln  greifen, 
um  den  Interessen  des  Arbeiterstandes  zu  dienen  und  auf 
friedlichem  Wege  einige  Resultate  zu  erzielen.  Hier  erregen 
die  Htilfskassen  die  Aufmerksamkeit  des  Staates,  der  eine 
Kommission  beaufnagt.  die  Frage  zu  studieren,  und  bald 
darauf  durcli  das  Gesetz  von  1851  eine  Regelung  dieser 
Vereine  vornahm.  Das  Gesetz  trug  jedoch  wenig  dazu  bei, 
die  Entwickelung  der  Httlfskassen  zu  fördern.  Die  Vereins* 
furcht  der  Regierung  war  noch  zu  grofs,  als  da(s  man  den 
Hfilfskassen  Autonomie  gewähren  wollte,  ging  doch  die  Eon- 
trolle so  weit,  dafs  Btlrgermeistem  und  Stadträten  die  Befugnis 
zustand,  den  Sitzungen  beizuwohnen,  obgleich  das  Gesetz  die 
Thätigkeit  auf  ein  so  unschuldiges  Gebiet  wie  das  der  Kranken- 
versicherung Ijeschriinkte.  So  zogen  es  auch  viele  Hülfskassen 
vor,  sich  keine  gesetzliche  Form  beizulegen,  und  schon  im 
Jahre  1853  bestanden  neben  13  auf  Grund  des  Gesetzes  er- 
richteten Hülfskassen  über  200,  bei  denen  dies  nicht  der 
FUl  war. 

Die  Kassen  begnügten  sich  nicht  mit  der  ihnen  gesetzlich 
erlaubten  Thätigkeit,  und  die  „commission  permanente",  die 
als  Aufsichtsbehörde  gleichzeitig  mit  dem  Gesetz  geschaffen 
war,  duldete  nicht  nur  solche  Abweichungen,  sondern  förderte 
sie  sogar —  Die  Hülfe  in  Krankheit.st'iillen  wurde  immer 
schwerer  durch  die  hohen  Preise,  die  von  den  Apothekern  ge- 
stellt wurtien.  Die  Föderation  der  Hülfskassen  von  Brüssel, 
welche  die  Frage  aufwarf,  auf  welchem  Wege  diese  finanziellen 
Schwierigkeiten  su  beseitigen  seien,  ernannte  deshalb  eine 
specielle  Kommission,  um  Mittel  zu  finden,  billigere  Arzneien 
zu  beschaffen.  Der  Vorschlag,  durch  Krankenhäuser  die  Me- 
dikamente stt  beaiehen,  wurde  verworfen,  und  man  kam  auf 

»  Vergl.  Banne ux,  Manuel  d'enseignement  de  la  prevoyauce, 
BraxeUea  1899,  p.  8^10.  Th^ate,  Lea  soci^t^s  mutnalistes,  Louvain 
1900,  p.  9—12. 
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den  Gedanken,  eine  eigene  Apotheke  zu  grttnden.  Der  Plan 
fand  starken  Anklang,  und  nachdem  verschiedene  Schwierig- 
keiten überwunden  waren,  wurden  1882  die  ersten  beiden 
Apotheken  der  Brüsseler  F^d^ration  eingerichtet.    So  kamen 

die  Hulfskassen  in  den  Besitz  von  eigenen  Ünternehmunj^en, 
und  wenn  die  Revision  des  Gesetzes  von  1851  auch  aus  vielen 
anderen  Gründen  notwendig  erschien  und  Ende  der  80 er  Jahre 
von  der  Arbeitskommission  dringend  vorgcschlagea  wurde,  so 
spielte  bei  seiner  späteren  Beratung  gerade  dieser  Umstand 
die  gröfste  Rolle.  Im  Jahre  1894  wurde  der  Kammer  ein 
neuer  Gesetzentwurf  vorgelegt,  der  eine  sehr  vielseitige  Thätig- 
keit  der  Hülfskassen  vorsah:  Hülfe  in  Krankhcits-  und  In- 
valid itätsfiüien,  Vorschflsse  zur  Herbeiführung  der  Möglichkeit, 
Sparkassen  beizutreten  und  Verkauf  von  Konsumartikeln, 
Werkzeugen  und  anderen  not'.vPTuTi^'pn  Artikeln  an  Mitglieder 
und  ilire  Augehörige.  Durch  einen  speciellen  Autrag  wurden 
bei  der  Beratung  des  Gesetzes  die  Worte:  „mit  Ausschliefsung 
aller  Nicbtmitglieder"  eingefügt  und  dadurch  die  Hülfskasbca 
der  Möglichkeit  beraubt^  eventuell  Handel  zu  treiben  K  Diese 
kleine  £infüguug,  die  später  so  viel  Staub  aufwirbelte,  schien 
der  Kammer  von  keiner  besonderen  Tragweite  zu  sein;  wenig* 
stens  finden  sich  in  den  Parlamentsberichten  keine  Debatten 
darüber,  und  die  Anhänger  des  Antrags  konstatieren  noch  jetzt 
mit  einer  Cfwissen  Opnui^tlmim*:: ,  dafs  das  Gesetz  einstimmig 
in  der  Kammer  und  im  Senat  angenommen  worden  sei.  — 

Die  Veranlassung  zu  diesem  Antrag  Beernaert  war 
hauptöaeldieh  die  vermeintUcli  bciilechte  Lage  des  Kleinhandels. 
Der  Antragsteller  wies  auf  die  Konsumvereine  der  Beamten 
hin,  die  „Kleinhandel  treiben  und  ihren  Mitgliedern  dabei  alle 
Vorzüge  des  Grofshandels  gewähren" ;  die  von  den  Hülfskassen 
eingerichteten  Apotheken  machten  den  Apothekern  erhebliche 
Konkurrenz,  und  diesen  solle  hauptsächlich  durch  den  Antrag 
jfeholfen  werden,  ein  Standpunkt,  den  auch  der  damalige 
Finanzminister  8meet-de-Nayer  vertrat.  Letzterer  führte 
aus,  der  Antrag  entspreche  ganz  dem  Sinne  des  Gesetzgebers, 
denn  wenn  das  Gesetz  gewisse  Privilegien  „den  Mitgliedern 
und  deren  Angehörigen  gewähre",  so  seien  damit  alle  Nicht- 
mitglieder  von  den  Vorteilen  implicite  auageschlossen.  Das 
Gesetz  wurde  also  dahin  abgefafst,  dafs  die  Mitglieder  der 
Hülfskassen  daneben  anderen  Gesellschaften  und  Genossen- 
schaften angehören  können,  dafs  die  Hülfskassen  selbst  aber 
nur  Kunden,  keineswegs  Mitglieder  von  rienossenschaften 
sein  dü]"fen.  —  Um  die  Tragweite  dieser  Bestimmung  zu  ver- 
stehen. muJ's  mau  bedenken,  dafs  die  Apotheken  der  Hülfs- 
kassen die  genossenschaitliche  Form  angcuommen  hatten  und 
unter  dieses  Verbot  fielen. 

'  S.  Ldi  du  1^'  mal  1-^04  portaut  revifsion  de  la  loi  du  avri!  l'^M 
»ur  ies  !«ocietesi  mutualistes.  Verhandlungen:  Aunalea  parlementaire^, 
cliambre  et  s^nat,  scseion  1893—94. 
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MerkwUrdigerweiso  erhoben  sich  sogar  im  Senat  Stimmen, 
die  liberaler  waren  als  die  Kammcrmehrlicit,  denn  der  Bericht- 
erstatter des  8onats  trat  für  das  Roolit  der  Hulfskassen  ein,  ihre 
Kapitalien  in  Genosseii.scliaftpTi  anzulegen,  weirfie  ja  Stnuer 
zahlten  und  denselben  Gesetzea  wie  Private  uiiterworten  seien. 
Die  Privilegien,  die  die  Hülfskassen  genössen,  führte  er  aus, 
nftmlich  die  Befreiung  von  einigen  Unkosten,  Stempel-  und 
anderen  Gebühren,  solle  man  nicht  überschätzen;  es  stände 
m  fürchten,  dafs  die  Hülfskassen  auch  fernerhin  es  vorziehen 
würden,  auf  gesetzliche  Anerkennung  zu  verzichten,  und  dann 
wäre  das  ganze  Gesetz  vergeblich.  Doch  auch  hier  behielt  die 
Stininumg,  din  in  der  Kammer  gesiegt  liatte,  die  Oiifrhand, 
und  iler  Entwurf  wurde  mit  dem  hinzugefügten  öatz  zum 
Gesetz.  — 

Die  neue  Mafsregel  schien  nicht  nur  die  Apotliekeu  zu 
bedrohen,  da  verschiedene  Hülfskassen  auch  in  anderen  Ge- 
ttossensehaften  ihre  Kapitalien  angelegt  hatten,  wenn  auch  die 
ersteren  hauptsächlich  in  Betracht  kamen.  Schon  zwölf  Jahre 
waren  vergangen,  seitdem  die  erste  genossenschaftliche  Apotheke 
eröffnet  worden  war,  und  die  Entwickelung  hatte  grofse  Er- 
folge aufzuweisen,  obwohl  von  An fnn^-  an  juristische  Schwierig- 
keiten zu  überwinden  gewesen  waren.  Das  Genossen scliafts- 
gesetz  von  1873  liois  nicht  zu,  dafs  Genossenschaften  von 
Gruppen  gebildet  werden,  und  deswegen  wurde  jede  einzelne 
Httlfskasse  durch  eins  ihrer  Mitglieder  vertreten.  Es  war  dies 
nur  ein  juristischer  Kniff,  den  man  sich  nicht  einmal  scheute, 
öffentlich  als  solchen  hervortreten  zu  lassen,  denn  Art.  2  der 
Statuten  lautete:  „alle  Unterzeichneten,  die  in  ihrem  Namen 
und  unter  ihrer'  Verantwortung  der  Genossenschaft  beitreten, 
"^ind  in  Wirklichkeit  Vortreter  von  TTü1f<kassen .  in  deren 
Int*'r('>^en  sie  der  Genossenschaft  angehören  werden,"  Die 
ersten  Versuche  fielen  sehr  günstig  aus.  Zu  den  Ijeiden  1882 
eröffneten  Apotheken  kam  im  folgenden  Jahre  eine  dritte  hinzu, 
und  1887  bestanden  in  Brüssel  neun  vom  Hülfskassenverband 
gegründete  genossenschaftliche  Apotheken,  —  pharmacies  popu- 
laires.  Das  Beispiel  fand  Nachahmung.  In  Verviers  wurde 
1886  die  erste  gegründet,  zu  der  1892  eine  zweite  hinzukam, 
♦^henso  in  Lüttich  und  in  Charleroi.  Der  Verkauf  an  Nicht- 
initglieder,  an  das  gröfsere  Publikum,  welches  den  genossen- 
schaftlichen Apotheken  immer  melir  Vertrauen  schenkte,  war  dabei 
eine  der  Haupteinnahmequellen,  und  darauf  zu  verziehten  war 
den  Volksapotheken  gar  rn'ciit  möglich.  Es  ist  deshalb  verständ- 
lich* welchen  Sturm  das  neue  Gesetz  hervorrief.  Sogleich  entr 
nagten  viele  der  gesetzlichen  Anerkennung,  unter  ihnen  namentlich 
27  Hülfskassen  der  Brüsseler  Föderation,  die  den  Volksapotheken 
treu  bleiben  wollten  ^    Der  Hülfskassen  «Kongrefs,  der  im 

^  Lo  mutuelliste,  15  mars  1894. 
Fora«huikK«n  XVIII  8.  -  Boajanikjr.  2 
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selben  Jahre  in  Brügge  gehalten  wurde,  protestierte  gegen  das 
Gesetz  und  fafste  den  Beschlufs:  1.  die  HUlfskassen  sollen  auf 
eine  gesetzliche  Anerkeunimg  verzichten;  2.  bei  den  nächsten 
Wahlen  soll  nur  für  Kandidaten  gestimmt  -werden,  welche  für 
die  Aufhebung  des  Gebeiztes  einzutreten  vers])i echon.  Hiermit 
traten  die  bis  dahin  von  allen  puiitischeu  Strömungen  fern- 
gebliebenen Httlfskassen  zum  erstenmal  in  den  Wahlkampf  ein. 
Die  socialistische  Arbeiterpartei  hatte  sich  schon  früher  gegen 
das  Gesetz  geäufsert,  und  Vertreter  verschiedener  anderer  Par- 
teien stellten  slcli  auf  denselben  Standpunkt  — 

Während  das  Gesetz  die  Hülfskassen  in  die  gröfste  Aiif- 
reguni;'  versPtztc,  die  Führer  nicht  aufliörtfn.  Protestver.samm- 
lungen  einzuberufen,  Deputationen  an  die  llegierun^  zu  .senden 
und  die  öffentliche  Meinung  in  ihrem  Sinne  zu  beeintluaaeu, 
wandte  der  Apothekerverband  seine  ^auzc  Kraft  daran,  eine 
eventuelle  Revision  des  Gesetzes  im  Sinne  der  Hülfskassen  bu 
verhindern.  Die  Regierung,  welche  schon  in  der  nttchsten 
Session  von  verschieden  n  Seiten  interpelliert  wurde,  unter- 
suchte die  Frage  ernsthaft.  Das  Arbeitsministerium  richtete 
an  die  Medizinalkommissioncn  der  Provinzen  Anfragen,  in- 
wieweit die  Volksapotlicken  dem  rdl^i^emeinen  Interesse  ent- 
sprächen, und  merkwürdigerweise  waren  die  erteilten  Antworten 
den  genossenschaftlichen  Apotheken  ungünstig.  Es  wurde 
darauf  hingewiesen,  dafs  kein  Bedürfnis  bestehe,  solche  Apo- 
theken zu  gründen^  da  jeder  Apotheker  bei  der  grofsen  Kon- 
kurrenz bereit  sei,  den  Hülfskassen  Medikamente  mit  grofsem 
Rabatt  zu  liefern.  Anderei-seits  seien  bei  den  niedrigen  Preisen 
der  Volksapotheken  die  Waren  selileehter ;  ja,  die  Kommission 
von  Brüssel  «ufserte  sich  in  folgender  Weise:  mit  Rücksicht 
darauf,  dafs  die  existierenden  Apotheken  vollständig  den  Be- 
darf deeken,  daf«  die  Volksapotheken  nicht  von  den  Besitzern 
selbst,  sondern  von  angestellten  Apothekern  verwaltet  werden 
und  folglich  dem  Publikum  weniger  Garantieen  bieten,  mit 
Rücksicht  darauf,  dafs  diese  Verwdtung  immer  mit  Recht  be- 
kämpft worden  ist,  dafs  die  Hülfskassen  ihre  Apotheken  aus 
kommerziellen  Rücksichten  exploitieren,  dafs  dieselben  über» 
flüssig  werden,  wenn  der  Staat  den  Verkauf  von  Arzneien  an 
Hülfskassen  regelt,  ist  die  Erhaltung  der  Volksapotheken  nicht 
wünschenswert,  und  jegliche  PrivileL'i*"n  dieser  ^antisocialeo 
und  antiökononiiselien'^  Institutionen  sind  überflüssig'.  Wir 
werden  später  diese  Einwände  prüfen,  jetzt  aber  den  weiteren 
Gang  des  Schicksals  der  Volksapotheken  selbst  verfolgen. 

Das  Gesetz  von  1894  setzte  eine  Frist  von  einem  Jahre 
zur  gesetzlichen  Konstituierung  derjenigen  Hülfskassen,  deren 
Statuten  der  neuen  Regelung  widersprachen;  die  Frist  wurde 
nicht  beachtet,  und  zwei  spätere  Gesetze  vom  11.  September  1895 

'  Kapportri  des  eonmiissions  m^dicales  provtDciales,  1896. 
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and  18.  Dezbr.  1896,  welche  Aufschub  gewährten,  erreichten 
ebensowenig  ihr  Ziel  Die  Lage  der  Hfllfakaeeen  wurde  eine 
illegale;  sie  hatten  noch  oder  erwarben  von  neuem  Anteile 
der  Volksapotlickeii  und  zogen  es  eher  vor,  sich  nicht  gesetz« 
lieh  zu  konstituieren  als  sich  ihrer  Anteile  zu  entäufsem;  .aber 
nachdem  sie  an  die  Regierung  die  Bitte  gerichtet  hatten,  ihnen 
Mittel  zu  zeigen,  die  Form  der  juristischen  Persönlichkeit  ab- 
streifen zu  können,  ohne  aufgelöst  zu  werden,  sah  sich  die 
Regierung  genötigt,  auf  ein  Kompromifs  einzugehen.  Bis  dahin 
erhielten  die  Hülfskassen  Subventionen  vom  Staat.  Dieses 
Privileg  sollte  fortan  nur  solchen  noch  erteilt  werden,  die  „keinen 
Handel  treiben*,  die  also  weder  Anteile  von  Genossenschafts- 
apotheken noch  Ton  anderen  Genossenschaften  besafsen.  Ein 
von  der  Regierung  verfafstcr  Gesetzentwurf  ging  dahin,  den 
Hülfskassen  zu  erlauben,  sich  indirekt,  aber  unter  Verlust  der 
»Staats-  und  K«»mraunalsubventionen  an  den  Volksapotheken  zu 
beteiligend  —  Diesmal  war  die  Kammer  ganz  anders  gestimmt 
als  bei  Annahme  des  Gesetzes  von  1894.  Jene  Einstimmigkeit 
war  nicht  mehr  vorhanden,  es  war  klar,  dafs  man  sich  damals 
der  Tragweite  des  Gresetses  nicht  bewufst  gewesen  war.  — 

Der  Entwurf  wurde  von  beiden  Seiten  bekämpft,  der  einen 
erschien  er  zu  hülfskassenfreundlich,  der  anderen  im  Gegenteil 
viel  zu  feindlich.  Die  ersten  übten  eine  sehr  strenge  Kritik. 
In  langen  Reden  wurde  hervorgehoben,  dafs  der  Entwurf  über 
das  Ziel,  das  lediglich  in  der  gegenseitigen  T'nterstiitzung  der 
Mitglieder  bestehe,  hinausgehe,  da  den  Huitskassen  die  Er- 
laubnis erteilt  werde,  ünternehmergewinne  zu  machen.  Man 
erhob  Einspruch  dagegen,  dafs  ein  ungesetzlicher  Zustand,  den 
dieHolfskaasen  verschuldet,  legalisiert  werde,  hauptsächlich  aber 
trat  man  fUr  die  Interessen  der  privaten  Apotheken  ein,  welche 
den  Httifskassen  immer  entgegengekommen  seien  Alle  früher 
erhobenen  Einwände,  wie  fragliche  Billigkeit  und  schlechte 
Verwaltung,  wurden  auch  jetzt  wiederlioh.  —  Ebenso  feindlich 
standen  auch  die  Genossenschafter  dem  Entwurf  gegenüber, 
die  bei  dieser  Gelegenheit  Kritik  an  den  früher  gegen  die 
Volksaputheken  gerichteten  Anfechtungen  übten.  Die  Gegner 
der  Volksapotheken  widersprächen  sich,  indem  sie  einmal  be* 
haupteten,  dafs  durch  die  niedrigen  Preise  die  Volksapotheken 
die  Konkurrenz  unmöglich  machen,  andererseits  aber  oetonten, 
dafs  die  Preise  eigentlich  gar  nicht  niedriger  seien  und  folglich 
der  Nutzen  problematisch  wäre.  Dieser  Widerspruch  zeige,  dafs 
es  sich  nicht  um  allgemeine,  sondern  um  die  Privatinteressen 
der  Apotheker  handele,  und  es  scheine  am  einfachsten,  das 

'  S.  Projet  de  loi  apportant  des  modificutions  k  la  loi  du  23  juin 
IbW  in  norumentt*  parlcmentaires,  ses^^ion  1897— 9>^. 

«  Atmalea  parlomcntaires,  Session  1097—9^.  Sitzungen:  23.  und 
24.  Desember  1897,  18.-28.  Januar  1898. 
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Verbot,  an  NR-htmitglieder  zu  verkaufen,  aufzuheben  und 
keine  anderen  Bestimmungen  einzuführen  ^ 

Dennoch  war  der  Entwurf  ein  Fortschritt,  denn  ohp^leich 
er  die  handeltreibenden  Hlilfskassen  von  den  Subventionen 
ausschlofs,  gab  er  ihnen  doch  die  Mögb'ehkcit,  anerkannt 
weiterzubestehen  niid  (lal>ei  don  Volkäajwtheken  anzugehören. 
Kb  iöt  wahr,  die  Ausscidieiöuug  zeigte  den  Hülfskabsen  wenig 
Freundliehkeil^  denn  wie  auch  in  der  Kammer  betont  wurde^ 
werden  die  viel  weniger  nützlichen  Vereine,  die  sich  mit 
Pferdesport  und  Wettschiefsen  beschäftigen,  subventioniert,  ganz 
abgesehen  davon,  dafs  ja  die  Subventionen  ledigb'ch  kranken  und 
invaliden  Mitgliedern  zu  gute  kommen  und  folglich  mit  der 
Handelskonkurrenz  nichts  zu  thun  linltpn.  Aber  abgesehen 
von  dem  Verlust  eines  relativ  unwichtigen  Privilegs  war  den 
Hülfskassen  durch  den  Regierungsentwurf  die  freie  Bethiitigung 
bei  den  Volksapothekcn  zugesichert.  Anders  aber  dachte  die 
Oentralkommission  der  Kammer,  die  nicht  zulassen  wollte,  dat» 

gesetzlich  anerkannte  Genossenschaften  Handel  treiben  und 
aber  den  Antrag  stellte,  dafs  diejenigen  Hülfskassen,  welche 
vor  dem  Gesetz  von  1894  Anteile  von  Volksapotheken,  die 
ans  Publikum  verkaufen,  besafsen,  dieselben  behalten  können, 
dann  abei-  auf  gesetzliche  Anerkennung  verzichten  müssen. 
Damit  verlieren  sie  das  Recht  der  juristischen  Persönlichkeit 
und  alle  damit  verbundenen  Vorzüge;  subventioniert  können 
sie  eo  ipso  nicht  werden,  da  ja  nach  der  neuen  Vorlage  nui* 
anerkannte  Hülfskassen  sich  um  solche  Unterstützung  bewerbeo 
können.  —  Die  Kammer  nahm  die  Beschlüsse  der  Kommission 
an,  und  wenn  sich  im  Senat  auch  Stimmen  für  die  Regierungs- 
vorlage erhoben,  so  war  doch  auch  hier  die  grofse  Mehrheit 
t\\T  den  Kommissionsbeschluis,  welcher  dann  zum  Gresetz  er- 
hoben  wurde. 

Die  verschiedenen  Angriffe  auf  die  Genossenschafts- 
aputheken  sind  nur  eine  Episode  im  Kampf  gegen  die  genossen- 
schaftliche Organisation  überhaupt.  In  einem  Gesetzentwurf, 
der  bald  der  belgischen  Kammer  vorliegen  wird,  der  aber  gar 
keine  Aussicht  hat  durchzukommen,  werden  die  genossen- 
schaftli  I  on  Apotheken  indirekt  auch  angegriffen,  indem  Speciell 
von  der  Regierung  bestätigte  Apotheken  (pharmacies  agr^öes 
du  gonvernement)  projektiert  werden,  die  den  Hülfskassen 
alles  Nötige  zu  bestinniiten  Preisen  liefern  sollen^. 

Inwieweit  die  Regelung  des  A pothekenwesens  in  Belgien 
eine  Notwendigkeit  ist,  bleibt  iiaturlHli  eine  Frage  ftlr  sich. 
Es  sei  hier  nur  bemerkt,  dafs  in  ßelgien  keine  Konzessions- 

'  Atinalog  parlementairos.  sf»8t*ion  1Ö97— 98.  Sitzungen:  2A,  bis 
24.  Dezember  1897,  18.— 28.  ÜHiuiar  1898. 

•  Ver^l.  Projet  de  loi  nur  Texeircice  de  Tart  de  gu^rir,  Rapport  de 
Ja  commission.   Bnixelies  1899. 
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pflicht  besteht;  vielmehr  hat  Jeder  diplomierte  Apotheker  das 
Kecht,  eine  „officine"  zu  eröffnen,  und  die  Zahl  der  letzteren 
ist  in  den  Grofsstädten  deshalb  eine  ungeheui'e.  Jedenfalls 
wurden  und  werden  die  Volksapotheken  auch  von  den  An- 
hängern des  jetzigen  Systema,  das  also  den  Konzessionszwang 
verwirtt,  aufs  heftigste  bekämpft.  Und  doch  kann  mau  ihnen 
nichts  AnstAfsiges  vorwerfen,  denn  sie  sind  die  reinsten  Kon- 
snmentengenossenschafton,  die  durch  Bezug  im  grofsen  und 
durch  geringe  Anforderungen  an  die  ProHtrate  die  Möglichkeit 
haben,  billiger  zu  verkaufen.  Die  Mitglieder  erhalten  nach 
Jahreaschlufs  ihren  Gewinnanteil  im  Verhältnis  zur  Einkaufs- 
fiuinme  bemessen;  der  Verkauf  an  Nichtmitglieder  ist  es,  der 
die  billi|L]:eren  Preise  der  Volksapotheken  ermöglicht. 

Ks  ist  walir,  dafs  aucli  die  Privataj)othcken  geneigt  waren, 
ihre  Preise  herabzusetzen,  als  die  Volksapotheken  eröffnet 
wurden,  aber  mit  Recht  erblickte  man  darin  nur  einen 
taktischen  Zug,  der  den  Glenossenschaften  die  Existenz  er- 
schweren, ihnen  die  Konkurrenz  unmöglich  machen  soUtC,  um 
später  die  „Apothekerrechnungen"  wieder  vorlegen  zu  können. 
In  Belgien,  wo  man  für  dieselbe  Medizin  in  zwei  Apotheken 
nie  doriseU)cn  Preis  bezahlt,  da  kein  gesetzlicher  Tarit  besteht, 
sind  die  Genossenschaften  von  der  gröfsten  Bedeutung.  Die 
beigefügte  Tabelle  zeigt,  wie  verschieden  diese  Preise  sind: 


Medikamente 

Alko- 
hol 

Senf 

Jod 

S  - 
E 

<  t 

Liter 

kg 

e 

Liter 

Tarif  der  genossenschaftlichen  Apotheke 

:i,20 

1,20 

1,50—100 

5«00 

Tasif  der  FMöiation  1  vor  den  Genoss. 

4,50 

2,40 

2.25 

4,50 

der  Privatapotheken  /  nach  den  Genosa. 

2,50 

1,20 

1.20 

8,50 

Diese  Tabelle,  Tom  Brüsseler  Hfllfskassenverband  verfafst, 
aeigt,  wie  unter  dem  BSnfluOs  der  neuen  Apotheken  ver- 
schiedene teuere  Medikamente  dem  Publikum  zugänglicher 

geworden  sind.  Dadurch  ist  es  auch  zu  erklären,  dafs  z.  B. 
in  Ltittich  vor  1886  —  dem  Oründungs jähre  d<'r  i?fMiossen- 
schaftlichen  Apotheke  —  nur  eine  einzige  Hiilfskasse  ihren 
Mitgliedern  unentgeltliche  Medikamente  bot,  jetzt  aber  19*. 
Eheuso  wurden  in  den  Apotheken  der  Kohlengruben,  die  auf 
Kosten  der  Bergwerksbesitzer  den  Arbeitern  die  Medikamente 
gratis  lieferten,  vor  Entstehen  der  Volksapotheken  verschiedene 
Arzeneien  als  zu  teuer  nicht  geführti  und  in  Gent  brauchten 
die  Arbeiter  stets  Hausmittel,  solange  sie  auf  Privatapotheken 

'  Le  mutuellUte,  1.  janvier  1899. 


22 


XVUX  3. 


angewiesen  waren.  Was  den  Verkauf  au  Nichtmitglieder 
betrifft,  so  wäre  die  Aufhebung  dieser  Erlaubnis  in  doppelter 
Hinsicht  schädlich,  denn  erstens  würde  ein  gro&er  Teil  der 
ärmeren  Bevölkerung  yom  Gebrauch  der  billigen  Arzneien 
der  Volksapotheken  ausgeschlossen,  da  nicht  jeder  einer  Hulfs- 
kasse  «ogehören  kann.  Diese  vermögen  ihren  Statuten  zufolge 
Personen,  welche  ein  gewisses  Alter  überschritten  haben,  nicht 
aufzunehmen,  ebensowenig  solche,  die  an  unheilbaren  Krank- 
heiten leiden,  und  auch  die,  welche  zu  arm  sind,  um  Beitrüge 
zu  zahlen,  sind  leider  ausgeschlossen.  Andereräscits  würden 
natürlich  die  Gewinne  der  Volksapotheken  kleiner  werden  und 
demgeraärs  die  an  die  Hülfskassen  verteilten  Summen,  welche 
ja  auch  gemeinnützigen  Zwecken  dienen.  £8  ist  hiemach 
verständlich,  weshalb  sich  weite  Kreise  gegen  das  in  Frage 
stehende  Verbot  sträubten.  Nach  diesen  Bemerkungen  wollen 
wir  noch  einen  Blick  auf  einige  uns  bekannte  genossenschaft* 
liehe  Apotheken  werfen. 

1.  Pharmacies  populaires,  Brüssel.  Wie  .selion 
erwähnt,  sind  die  ersten  Volksapotheken  BrüsöeU  vorbiUilich 
für  alle  Übrigen  geworden.  35  Hülfskassen  vereinigten  sich  in 
der  Hoffnung,  in  eigenen  Apotheken  billigere  Ansneien  su  er- 
halten. Die  Anteile  wurden  auf  8  fr.  pro  Mitglied  fest- 
gestellt und  sollten  von  den  Hülfskassen  aufgebracht  werden, 
welche  allein  die  Gewinne  der  Unternehmung  erhalten  sollten'» 
Während  de>*  Jahres  1881  hatte  man  ^twa  12  000  fr.  zu- 
sammengebracht, mit  deren  einem  Teil  man  die  erste  Apotheke 
eröffn<^te.  Die  Unteriieiimung  gedieh  vom  ersten  Moment  an; 
wenigstens  finden  wir  keine  Veiluste,  wenn  anfänglich  auch 
keine  grofsen  Gewinne  ersteh  wurden.  Kach  den  Statuten 
wird  der  Reingewinn  in  zwei  Hälften  geteilt,  von  denen  die 
eine  dem  Reservefonds  überwiesen,  die  andere  unter  die 
Mitglieder  verteilt  wird  (Art.  29).  Die  Administration  besteht 
aus  21  Mitgliedern  und  wird  von  drei  Delegierten  kontrolliert. 
Die  Haftung  ist  eine  beschränkte,  die  übliche  Art  der  belgischen 
Konsumentengenosseusehaften.  die  Kesultate  «nhftriift, 

so  sind  sie  am  besten  aus  der  beigefügten  Talielle  ersi(  litlich. 
Zur  Zeit  besitzt  die  Genossenschaft  9  Apotheken  und  einen 
Centralladen  y  dem  ein  Laboratorium  beigefügt  ist.  Die  ver* 
teilte  Rttckgewflhr  ist  nicht  auf  einen  bestimmten  Prozentsatz 
festgesetzt  und  wächst  von  Jahr  zu  Jahr:  sie  erreichte 
70  Prozent  im  letzten  Jahre. 

(Hienro  die  TftbeU«  8.  28.) 

Diese  Tabelle,  die  nach  verschiedenen  Berichten  zu- 
sammengestellt wurde,  ist  nicht  ohne  Interesse.    Sie  zeigt, 


*  S.  Soci^t^  cooperativc  des  pharmaciei*  popuiaires  de  Bruxelles 
Uistorique  1889  und  1897. 
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Jabrgfinge 

i;'<82 
fr. 

18g7 
fr. 

1897 
fr. 

1899 
fr. 

82926 

151294 

352642 

486473 

An  Mitglieder 
verkauft 
An  Nichtmitglieder 

9  914 
22  505 

31  «0 
79  »/o 

32  910 
107860 

22  «»0 
78«/« 

202  683 
149958 

570/0 
43  «/o 

259  052 
177  421 

59,»  «/o 
40«»  «/o 

Gewinn 

5196 

48282 

135  m 

190660 

daf&  der  Verkaufserlös  um  das  Dreizehnfache  gestiegen  ist, 
der  verteilte  Gewinn  um  das  Achtunddreifsig&che  K 

Als  Beispiel  für  die  von  den  Httlfskassen  erzielten  Vor- 
teile können  wir  anführen,  dafs  eine  von  ihnen  („la  fraternelle 

Beige tleren  Mitglieder  im  J?ihre  1896  für  über  13  000  fr. 
Medizin  bezogen  hatten ,  8OOO  tr.  als  Küekgewähr  zurück- 
erstattete, obgleich,  wie  schon  erwähnt,  die  Preise  erniedrigt 
waren-.  Die  anfangs  bestimmte  Verteiiiiiig  der  Gewinne  — 
eine  Hälfte  den  Mitgliedern,  die  andere  dem  Reservefonds  — 
wird  jetzt  nicht  befolgt,  und  mit  Ausnahme  eines  kleinen  Ab- 
zuges für  den  Reservefonds  wird  alles  verteilt  So  kam  es, 
dais  die  Mitglieder  viele  Medikamente  unter  dem  Selbstkosten- 
preis erhielten,  —  natürlich  durch  den  Verkauf  an  Kicht- 
mitglieder,  die  keinerlei  Rückgewähr  beziehen. 

Es  ist  aufsor  Zweifel ,  dafs  die  Volksapotheken  von 
Brüssel  grofsen  begen  gcsütu^L  haben,  und  hoilentlieh  werden 
sie  nicht  mehr  unter  den  Angriffen  verständnisloser  oder 
persönlich  interessierter  Gegner  zu  leiden  haben. 

2.  Die  genossenschaftlichen  Apotheken  in 
Gent  gehören  ebenfalls  den  Hülfskassen  (Vrije  Bond  der 
Ziekenbeursen),  welche  hier  seit  1891  existieren  und  ihren 
Mitgliedern  gegen  halbmonatliche  Kotisation  von  5  ccnt  un- 
entgeltliche nit^dico - pharmaceutische  Behandlung  gewähren. 
Die  gesjimttii  Multskassen  besit/j'n  drei  Apotheken,  welche 
den  Mitgliedern  unentgeltlich  Medikamente  liefern,  sei  es  nach 
Verurdnunc  der  angestellten  oder  anderer  Arzte.  Eine  neun- 
jährige Erfahrung  hat  gezeigt,  dafs  es  den  Hülfskassen  un- 
möglich wäre»  die  Kosten  za  decken,  wenn  sie  nicht  im  Besitz 
eigener  Apotheken  sich  befitudeU)  und  wenn  der  Verkauf  an  das 
Publikum  verboten  wäre.  —  Gegenwärtig  sind  ttber  5000  Mit- 
glieder an  diesen  Organisationen  beteiligt. 

*  Die  Veränderung  In  der  Kundschaft  zwischen  Mitglitnit  rn  und 
Nichtmitgliedem  erklirt  sich  dadurch,  dafs  seit  1892  die  HQlfskasseii 

in  Brüssel  auch  für  die  Angehörigen  ihrer  Mitfrlicdrr  un«  iitffeltlichen 
pharniaceutischen  Dienst  eingeführt  haben,  welche  jetzt  als  Mitglieder 
angesehen  werden,  und  deshalb  ist  der  Anteil  der  Mitglieder- Kon- 
sumenten jetzt  grlifser  als  der  der  Nichtmitglieder. 

*  8.  L.  mutuelliste,  Janaar  1898. 
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3.  Pharmacles  föderales  de  Charleroi'.  Ende 
1893  kam  auch  den  Hülfskasseu  von  Cliarleroi  der  Gedanke, 
dem  Beispiel  anderer  Stitdto  zu  folgen  und  eine  eigene  Apo- 
theko  zu  gründen.  Die  ]\I<'inuii^en  waren  geteilt;  man  lurcii- 
tete  teils  die  Reserven  der  HüUiskasscn  autö  Spiel  zu  setzen, 
teilö  fand  mau  die  neue  Institution  überflüssig.  Doch  wareu 
die  anderwärts  erzielten  Erfolge  zu  glänzend,  alfi  dafs  nidit 
ein  Versuch  gewagt  werden  konnte.  Auch  hier  hatte  man 
als  erstes  Ziel  im  Auge,  hilligere  Medikamente  sich  zu  ver* 
schaffen  und  später  dann  —  mit  Hülfe  erzielter  Gewinne  —  eine 
Altersversicherungskasse  zu  gründen.  18  Hülfskassen  traten 
zusammen  und  brachten  bei  einer  Kotisation  von  1  fr.  50  eent. 
pro  Mitglied  die  Summe  von  6000  fr,  auf.  Man  ging  sehr 
rasch  zu  Werke  und  konnte  schon  im  Ajjril  1874  die  A|iotliek<' 
eröürien.  —  Aber  die  lioßnun^en,  welche  man  auf  das  neue 
Unternehmen  gesetzt  hatte,  wolltien  sich  anfangs  nicht  erftallen; 
wenigstens  schlössen  die  Bilanzen  der  ersten  Jahre  mit  Ver 
iusten  ab.  Um  die  Möglichkeit  zu  gewinnen,  mehr  im  grofsen 
zu  operieren,  wurde  im  August  1895  eine  zweite  Apotheke 
in  Jumet  eröffnet,  deren  Verwaltung  jedoch  nicht  geeignet 
war,  Erfolge  zu  erzielen,  und  ein  Deficit  von  1400  fr.  war 
deshalb  das  Resultat  der  Bilanz  von  1895.  Der  Mifserfolg 
erkbirl  sieh  hauptt?äi-blieli  durch  die  starke  Konkurrenz  der 
Privatapotheken  und  das  iiiifstrauen  des  Publik miid.  Krsb  re 
setzten  sofort  ihre  Preise  herab,  und  in  Jumet  wurde  sogar 
eine  Art  Trust  gebildet;  das  Publikum,  teils  gleichgültig,  teils 
roifstrauisch,  hielt  sich  in  der  Hauptsache  fern.  Es  Ut  von 
Interesse,  dafs  die  Leiter  gerade  hierauf  das  höchste  Gewicht 
legten  und  damit  den  Mifserfolg  den  übrigen  Städten  gegen- 
tiber  erklärten.  Die  Hülfskassen  dieser  letzteren  hatten  un- 
entgeltlichen mediko  -  jiiiarmaceutischcn  Dienst  eingeführt,  so 
dafs  die  gesamten  j\litglieder  ihre  Medikamente  aus  den 
Volksapotheken  beziehen  mufsten;  auf  diese  Weiae  war  z.  B. 
in  Verviers  eine  Kundschaft  von  5->6000  Personen  gesichert 
und  in  Brüssel  war  diese  Zahl  noch  grOfser.  In  Charleroi 
liatte  nur  eine  Hulfskasse  diesen  Modus  gewählt,  und  die 
Apotheken  waren  deshalb  in  höherem  Mafse  als  anderswo 
aufs  Publikum  angewiesen.  Es  wiederholte  sieh  liier  die  Er- 
fahrung, die  auch  bei  anderen  Konsumentengenossenschaften 
gemacht  ist,  dafs  nUmlicli  die  getleihliche  Imtwickelung  ganz 
allgemein  in  erster  Linie  von  einer  gesicherten  Kundsehal't 
abhängt.  Jedoch  haben  in  den  letzten  Jahren  auch  die  beiden 
hier  behandelten  Apotheken  Gewinne  aufsuweiseu,  wie  aus 
der  folgenden  Tabelle  ersichtlich  ist. 


*  Privatbericbten  entnommen. 


Digitized  by  LiOOgle 


XVIII  3. 


25 


Jahrgang 

1694 

1895 

1S96 

1897 

1898 

lö99 

fr. 

fr. 

fr.  k 

fr. 

fr. 

fr. 

JährUeh<-i  Verkaufserlös 

11  655 

16  390 

;Jü  7U6 

H6  205 

Uurchschnittlich  pro  Tag 

20,6 

40 

64 

84 

104 

reiner  Gewinn 

—  398 

-1406 

—  2  620, 
1 

+  2  99U 

-h4  543 

+  a  658 

Die  Verluste  der  ersten  Jahre  erklären  es^  dafs  trotz  des 
jetzigen  Aufschwungs  die  Konsumenten  noch  immer  nicht  über 
4  Prozent  ihrer  Einkaufssumme  an  Ruckgcwähr  erhalten  haben. 

Es  ist  nicht  ohne  Interesse  für  die  Beurteilung  der  Kon- 
kurrenz trage,  dafs  die  Privatapotheken  ein  gerichtliches  Ver- 
fahren anhängig  gemacht  hatten,  wodureli  die  Genossensehafts- 
apotheken  gezwungen  werden  soHten,  auf  ihrem  Firmenschilde 
die  Bezeichnung  „Volksanotheke"  in  „Apotheke"  umzuwandeln; 
es  deatet  dies  darauf  hin,  dafs  die  Volksapotheken  einen 
besseren  Ruf  geniefsen.  Das  Gericht  erklärte  die  Firmierung 
»Volksapotheke"  für  zulässig. 

4.  In  Lütt  ich  wurde  man  auch  durch  das  Brüsseler 
Beispiel  beeinflufst,  und  nach  dem  Ilrdfskassenkongrefs  wurde 
der  Vorschlag,  eine  Genossenschaftsapotheke  zu  gründen,  an- 
genommen. Es  bestand  nur  eine  einzige  Ilülfskasse,  die  iliren 
Mitgliedern  unentgeltlich  Medikamente  lieferte  (les  Artisau« 
reuniä^y  und  diese  mufste  beinahe  darauf  verzichten,  da  die 
Arzneien  ihr  zu  teuer  zu  stehen  kamen.  Kaum  aber  wurde 
der  Plan,  eine  eigene  Apotheke  zu  gründen,  bekannt,  da  er- 
kliirte  sich  der  Privatapotheker  sofort  bereit,  die  Preise  um 
50  Prozent  herabzulassen,  ein  Beweis  für  die  Höhe  der  Ge- 
winno, die  bis  dahin  gemacht  waren.  Von  allen  Seiten  an- 
gefeindet, wurde  die  erste  Apotheke  1886  gegründet.  Die 
nun  folgenden  Angriffe  gingen  so  weit,  dafs  die  Aj)f>tlieker 
von  den  Genossenschaftern  wegen  Verleumdung  verklagt  und 
auch  gerichtlich  verurteilt  wurden.  Jetzt  bestehen  in  Lüttich 
drei  Volksapotheken;  von  20  HUlfskassen,  die  ihnen  an- 
geboren, gewähren  jetzt  19  unentgeltlich  Medikamente,  während, 
wie  gesagt,  vor  der  Gründung  nur  eine  einzige  dies  that. 
Der  Verkauf  ans  Publikum  ist  sehr  bedeutend;  dasselbe 
geniefst  den  Vortfil  einer  lO-prozen tilgen  Ivückgewfihr.  Der 
Gewinn  betrag  im  letzten  Jahre,  nach  Abzug  der  itückgewähr, 
8  274  frcs. 

Ebensolche  Apotheken  existieren  in  der  Stadt  Vor  vi  ers 
und  deren  Vorort  Dison. 

In  diesem  Zusammenhang  seien  auch  diejenigen  genossen- 
schaftlichen Apotheken  erwähnt,  die  anderen  Genossenschaften 
mit  bestimmter  politischer  Färbung  angehören.  Der  „Vooru  it** 
besitzt  4  Apotheken,  in  denen  die  Mitglieder  bei  wöchentlichen 
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Kotisationen  von  5  c«nt.  unentgeltlich  Mf^dikaraeote  erhalten» 
Der  Leiter  der  Genossenschaft  erklärte  in  der  Kammer,  eigene 
Apotlieken  hätten  den  unentgeltlichen  pharmaceutischen  Dien??t 
ermöglicht,  und  solange  dieser  nicht  existiere,  hätten  die 
Arbeiter  7AI  Hausmitteln  gegriffen.  Im  letzten  Semester  be- 
trugen die  Einnahmen  62  866  tr.  und  der  Keingewinn 
11 856  fr. 

Der  i^Werker*  in  Antwerpen  zieht  jedem  Mitglied 
von  der  Rflckgewähr  1.56  fr.  ab,  woftlr  unentgeltliche  ärzt- 
liche Behandlung  und  Medizin  gewährt  wird.  Jär  besitzt  eine 
Anotheke,  die  Im  letzten  Jahre  einen  G^inn  von  4494  fr. 
erbrachte. 

Der  „Progres"  in  Jolimont  besitzt  3  Apotheken  in 
Jolimont,  La  Louviere  und  Iloud'  ü^i;,  durch  die  er  im 
Jahre  1899  einen  Gewinn  von  8  800  ir.  erzielte.  Eine  Hülfs- 
kasse,  die  den  Mitgliedern  tinentgeltlich  Medikamente  liefert, 
besteht  hier  nicht;  nur  die  Angestellten  der  Qenossenschafit 
erhalten  solche. 

B.  Die  sooialistlsehen  GenoBBensehaften. 

Wie  schon  erwähnt,  sind  die  ersten  bedeutenden  Geuosöcn- 
scbatten  von  Socialisten  gegründet  worden,  und  jetzt  tragen 
die  meisten  und  grölsten  Genossenschaften  Belgiens  rein  sucia- 
listischen  Charakter.  £s  mufa  betont  werden,  dafs  nicht 
nur  der  socialtstische  Geist,  der  in  ihnen  herrscht,  ein  Re- 
sultat der  socialistischen  Gesinnung  ihrer  Mitglieder  ist.  die 
Genossenschaft  selbst  ist  auch  eine  Brutstätte  für  Ver- 
breitung socialistischer  Anschauungen.  Die  Förderung  des 
Genossen selmt'ts Wesens  gehört  zum  praktischen  Programm  der 
Partei,  und  es  steht  fest,  dafs  nicht  etwa  nur  soeialistische 
Arbeiter  der  Genossenschaft  beitreten  und  dadurcii  ihre  Zu- 
gehörigkeit zur  Partei  bezeugen,  sondern  dafs  zahlreiche 
Andersdenkende  durch  ihre  Mitgliedschaft  bei  der  Genossen* 
schalt  socialistisch  werden.  Einen  Beweis  für  diese  Auf&saun^ 
kann  man  darin  finden,  dafs  so  viele  katholische  Genossen- 
schaften neben  den  socialistischen  gegründet  worden  sind, 
gerade  um  den  noch  wankenden  Arbeitern  die  Möglichkeit 
zu  geben,  im  Ansehlufs  an  eine  andere  Riclitung  sicli  zu 
organisieren.  So  niufs  die  soeialistische  Genossenschaft  von 
verschiedenen  Seiten  betrachtet  werden.  Zuerst  verfolgt  sie 
allgemeine  ökonomische  Zwecke  —  die  Hebung  des  Arbeiter- 
standes in  materieller  Hinsicht — ,  und  hierin  tritt  der  praktische 
Standpunkt  des  belgischen  Socialismus  zn  Tage,  der  von  einem 
der  Führer  folgendermafsen  charakterisiert  wird :  „Von  den 
Engländern,"  sagt  Vandcrvelde,  „haben  wir  den  self-hel]», 
die  freie  Koalition,  hauijtsaelilich  unter  der  Form  der  Genossen- 
schaft; von  den  Deutschen  die  politische  Taktik  und  die 
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Grundleliren,  die  zum  erstenmal  im  kommunistischen  Manifest 
zum  Ausdruck  kamen;  von  den  Franzosen  ihre  idealen  Ten- 
denzen, ihre  AuiTasbung  des  Socialismus,  als  einer  Fortsetzung 
der  reTolutloniLren  Philosophie. Als  Partei,  die  onmittelbar 
SQ  erreichende  praktische  Ziele  im  Auge  hat,  die  z.  B.  sdbet 
gegen  den  Alkoholismus  einen  Feldzug  unternimmt,  konnte- 
sie  die  direkten  Vorteile  der  genossenschaftlichen  Organisatioa 
niclit  übersehen  und  förderte  diese  daher  auf  jede  Weise.  — 
Andererseits  lenkte  die  Genossenschaft  die  Aufmerksamkeit 
derer  auf  sieh,  die  in  der  Veränderung  der  wirtschaftliehen 
Formen  den  Weg  zu  einer  neuen  wirtschaftlichen  Organisation 
erblicken.    In  dieser  Beziehung  ist  nachstehender  Passus  au» 
einem  Bericht  der  Partei  bezeichnend:  ,,Die  Genossenschaft 
erfthrt  zweierlei  Beurteilung;  sie  wird  einerseits  stark  an* 
gefeindet,  weil  sie  nicht  zur  LOsung  der  socialen  Frage  bei- 
tragen kann;  sie  wird  andererseits  als  Heilmittel  gegen  alle 
socialen  Übel  vorgeführt.    Sie  verdient  weder  diesen  Hafs 
noch  diese  Ehre.   Ftir  uns  ist  sie  stets  nur  ein  Mittel,  nie  ein 
Ziel.**  *    So  ist  die  Genossenschaft  in  den  Augen  der  beljzisclien 
Socialisten  zwar  eine  höhere  Wirtschaftsform,  keineswf'ers  aber 
ein  direkter  Weg  zur   Umgestaltung  der  moderneu  kapita- 
Itstiscben  Wirtschaft.  —  Als  »Mittel*'  soll  die  Genossenschaft 
▼enchiedenen  Zwecken  dienen.   In  erster  Linie  soll  sie  eine 
Centraistelle  bilden,  von  der  aus  —  durch  ständige  Berührung- 
mit  neuen  Personen  —  socialistische  Anschauungen  in  weitere 
Kreise  eindringen.   Ferner  soll  sie  die  Möglichkeit  gewähren, 
die  Mitglieder  an  die  Organisation  und  Geschäftsleitung  zu 
gewöhnen,  was  allerdings,  wie  bemerkt  werden  mufs,  mit 
weniger  Nachdruck  betont  wird.    Endlich  sollen  die  erzielten 
Gewinne  direkt  für  die  socialistische  Propaganda  Mittel  liefern, 
und  damit  wird  der  Genossenschaft  eine  rein  finanzielle  Rolle- 
ttbertragen.  —  Diese  yerschiedenen,  nicht  immer  im  Einklang^ 
mit  den  unmittelbaren  Konsumenteninteressen  stehenden  Forde- 
rungen^ die  die  socialistische  Partei  an  sie  stellt,  müssen  bei 
der  Beurteilung  der  Bewegung  berücksichtigt  werden ,  denn 
nur   durch  sie  kann   vieles  sonst  Unverständliche  erklärt 
werden.  — 

Die  soeialistisc  hen  Genossenschaften  gehören  zum  ^Parti 
ouvrier"  und  schliefsen  sich  gewöhnlich  denjenigen  lokalen 
Fi^lerationeQ  an,  in  deren  Mitte  sie  entstehen.  Seit  langer 
Zeit  wird  ein  Verband  der  Genossenschaften  geplant  Schote 
im  Jahre  1886  richtete  der  „Vooruit"  einen  Aufruf  an  die 
socialistischcn  Genossenschaften,  in  dem  die  Notwendigkeit 
einer  Centraiorganisation  hervorgehoben  "y^oirde;  man  erwartete 
von  einer  solchen  die  Möglichkeit^  eine  eigene  Mühle  für  die 
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Bäckereien  zu  errichten  und  eine  Grofseinkaufsgenossenschaft 
zu  gründen.  Auf  einem  Kongrefs  in  Gent  wurrlon  Vorschläge 
angenommen,  aber  die  Pläne  scheiterten  an  dem  Genossen- 
fcichal'itigeijetz ,  welches  den  Genossenscluitten  nicht  erlaubt, 
unter  sich  Centralgenosscnöchaften  zu  bilden.  Da  die  Aktien- 
gesollschaft  diese  Möglichkeit  bot  so  griff  man  zu  dieser  Fonn, 
aber  fast  keine  der  Genossenschaften  sagte  zu.  Die  GrUnde 
fUr  diese  Indifferenz  seitens  der  Genossenschaften  werden  ver- 
schieden angegeben.  Bertrand  meint;  die  Form  der  Aktien- 
gesellschaft hätte  sie  erschreckt,  Zeo  ist  der  Ansiclit,  dafss  der 
Kampf  um  das  allgemeine  Wahlrecht  die  Frage  zuriickdräii^'e, 
dafs  aber  auch  partikularistischer  Geist,  der  immer  in  den  (ie- 
nossenscliaften  herrschte  und  noch  herrscht,  einer  VereiuiLamg 
widerstrebet  Auf  dem  Kuugrefs  der  Arbeiterpartei  iül  Jahre 
1898  wurde  die  Frage  von  neuem  erOrtert  und  im  Prinzip  be- 
jahend entschieden,  und  Ende  1898  beschlossen  67  Genossen- 
schaiien,  einen  praktischen  Anfang  zu  machen.  Man  begnügte 
sich,  ein  ständiges  Sekretariat  zu  gründen,  welches  die 
Genossenschaften  mit  den  Lieferanten  in  Verbindung  bringen 
und  ihnen  gleichzeitig  durch  juristische  Kati>chläge  zu  Hülfe 
korameu  sollte.  Als  jährlicher  Beitrag  wurden  2  cent.  pro 
31itglied  jeder  beigetretenen  Genossenijcliaft  festgesetzt;  dazu 
kommt  ein  einmaliges  Eintrittsgeld  von  25  fr.  pro  Genossen- 
schaft, was  die  Summe  von  3000  fr.  ergab.  Wichtig  war  von  An- 
fang an,  soUnge  eine  ofHcielle  Statistik  fehlt,  dafs  man  mit  einem 
solchen  Centraibureau  leichter  die  einzelnen  Genossenschaften 
ttbersehen  und  annähernd  wenigstens  ihre  Zahl  feststellen 
kann.  Leider  hat  aucli  das  Sekretariat  eine  brauchbare 
Statistik  nicht  verriftV-ntüiht.  Es  wurden  gegen  150  socia- 
listische  Konsumvereine  registriert,  —  eine  Zahl,  die  der  Wirk- 
lichkeit entfernt  nicht  entspricht,  deren  genauere  Rektiükation 
uns  aber  unmöglich  war. 

Da  der  Typus  der  socialistischen  Genossenschaft  auch  den 
übrigen  Genossenschaften  eigen  ist,  mufs  er  hier  geschildert 
werden.  —  Vandervelde  unterschied  drei  Arten:  l.  die  Oe- 
nossenschaftsläden,  welche  ausschliefsUch  den  Verkauf  von  Mehl 
und  anderen  Lebensmitteln  bezwecken.  Sie  befinden  sich  in  der 
Lütticher  Gegend  und  im  Kohlenbecken  von  Charleroi;  .1.  die 
Genossenschaften  örtlichen  Charakters,  welche  sich  ledi^'-lieh 
mit  dem  Verkauf  von  Mehl  und  der  Brotfabrikation  bet-i-  ii 
(Borinage);  3.  die  eigentlichen  socialistischen  Genossensclialteu 
mit  umfassenden  Zielen  nach  dem  Muster  des  Vooruit^  — 

Diese  Klassifikation  kann  jetzt  nicht  mehr  aufrecht  er- 
halten werden.  Einerseits  haben  sich  die  lokalen  VerhJlltnisae 


*  Vergl.  Z^o,  La  föd^ration  des  coopdratives  sociatistes,  1898. 
-  V. 1 1  u1  cr  \  <  ! de,  Die  socialistiBche  Gteoonenseliaft  in  Belgien. 
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▼erschobeDy   andererseits    sind   die  vergeh iedenen  Handels- 
operationen nicht  charakteristisch  für  den  Genossenschafts- 
typns,  sondern  oft  blofs  Durchgangsstadien  ihrer  Entwickeliing. 
Fast  alle  Genossenschaften  der  verschiedensten  Gegenden  fügen 
in  ihren  »Statuten  demjenigen  Paragraphen,  in  dem  das  erste 
Ziel  der  G enossenschaift  fixiert  wird,  eine  Bemerkung  bei,  in 
der  gesagt  wird,  dafs  die  HandeUoperationen  „sich  auch  auf 
andere  Gebiete  erstrecken  können,  wenn  die  finanzielle  Lage 
es  erlauben  wird*.   So  haben  die  Genossenschaftsbäckereien 
in  ihren  Statuten  gewdhnlich  eine  Klausely  in  der  die  Eröffnung 
verschiedener  Lüden  in  Aussicht  genommen  wird;  die  Genossen- 
schaften oline  Produktionsatcliers  sprechen  davon,  solche  in 
Zukunft  einzurichten,  und  in  der  letzten  Zeit  sind  schon  viele 
dieser  Veränderungen  eingetreten.  Wir  können  nur  zwei  Typen 
unter    den   belgischen   Ivonsumentenvereinen  unterscheiden: 
1.  solche,  die  mit  einer  Bäckerei  anfangen,  und  die  aÜmfth- 
lich  auch  andere  Waren  verkaufen;  2.  solche,  die  in  ihren  Läden 
verschiedene  Waren  verkaufen,  und  wo  die  Bäckerei  den 
Schlufsstein  bildet.  W^ir  wollen  mit  dieser  Klassifikation  den 
prinzipiell  einheitlichen  Typus  der  Genossensehaft  feststellen 
und  gleichzeitig  die  verschiedenen  Arten  der  jetzt  existieren- 
den als  vorübergehend  erklären.    Denn  wenn  es  kaum  eine 
P>ii(  kerei  giebt,  die  schliefslich  nicht  auch  andere  Verkaufs- 
artikel fuhrt,  oder  keinen  Konsumladen,  der  nicht  an  eine 
Bäckerei  denkt,  so  kann  blofs  die  Frage  gestellt  werden, 
warum  der  Gang  der  Entwickelung  verschieden  ist,  d.  h. 
warum  in  einer  Gruppe  von  Genossenschaften  die  Pr  uluktion 
des  Brotes  den  Anfang,  in  einer  anderen  den  Schlufs  bildet. 
Was  hier  zuerst  ins  Auge  springt,  ist  die  geographische  Ver- 
teilung dieser  beiden  Arten.    Weder  in  den  beiden  Flnrirlorn 
noch  in  Brabant  finden  wir  genossenschaftliehe  Läden  ohne 
BUckerei;  im  Gegensatz  dazu  kennt  die  Lütticher  Gegend 
sehr  wenig  Genossenschaftsbäckereien.   Im  Uennegau  sind  die 
beiden  l^pen  nebeneinander  zu  finden :  zwei  Genossenschaften 
entstehen  ungefithr  zur  selben  Zeit  die  eine  die  Bäckerei,  die 
andere  den  Laden  betreibend.    Ein  einheitlicher  Grund  für 
diese  yerschiedene  Entwickelung  läfst  sich  absolut  nicht  fest- 
stellen, wenigstens  wissen  die  Genossenschaften  selbst  einen 
solchen  nicht  anzugei)en ;  die  Vliiinen  erklären,  es  sei  viel  ein- 
facher und  leichter  mit  Brotproduktion  anzufangen,  während 
die  Wallonen  das  Gegenteil  behaupten.   Eine  andere,  objektiv 
ebensowenig  stichhaltige  Erklärung  geht  dahin,  dafs  bei  den 
niedrigen  lehnen  in  Flandern  dort  zuerst  für  die  Verbilligung 
des  Brotes  als  Hauptnahrungsmittel  gesorgt  werden  mufs,  während 
bei  der  gröfseren  Kaufföhigkeit  in  den  industriellen  Kreisen 
des  Wallonengebiets  diese  Aufgabe  nicht  so  dringend  ist. 
Erstens  ist  damit  nicht  erklärt,  warum  neue  Bäckereien  ein- 
gerichtet werden,  und  zweitens  hat  die  genossenschaiüiche  Brot- 
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Produktion  niclit  überall  versucht,  auf  die  Erraäfsigung  der 
Preise  hinzuwirken,  sondern  hat  viehuelir  oft  die  übUchen 
Preise  beibehalten  und  eine  ^röfsere  Dividende  ausgezahlt. 
Endlich  Huden  bich  im  Koldcnbecken  des  Borinage,  einem  in- 
dustriellen Bezirk  mit  ähnlichen  Arbeitsverhältnissen  wie  in  der 
Ltttticber  Gegend,  hauptsftcblich  Genossetiscbafitsbäckereieii. 
Nfther  liegt  die  Erklärung,  dafs  eine  Genossenscbaftsbäckerei, 
die  ja  jetzt  fast  immer  die  neueren  Bäckereimaschinen  ein- 
führt, sich  nur  da  einbürgern  kann,  wo  die  Konsumenten  sich 
nicht  dagegen  wehren,  d.  Ii  dafs  sie  blofs  da  existieren  kann, 
wo  die  Bevölkerung  reit  genug  ist,  um  einzusehen,  dals  sie 
nichts  verliert,  wenn  sie  aufhört,  zu  Hause  das  Biot  zu 
backen,  und  statt  dessen  dasselbe  aus  der  Bäckerei  bezieht. 
Denn  thatsächlich  sträubt  man  sich  noch  an  vielen  Orten, 
•dieses  Brot  au  essen,  indem  man  behauptet ,  es  sei  nicht 
billiger  und  schmecke  schlechter.  Im  wallonischen  Gebiet, 
wo  die  soeialistische  Propaganda  aufs  platte  Land  gedrungen 
ist,  und  die  Genossenschaftsmitglieder  sich  auf  eine  gröfsere 
Fläche  verteilen,  ffillt  es  den  Landbewohnern  besonders  schwer, 
von  dt^^r  Hausproduktion  zu  lassen;  sie  ziehen  es  vor,  Mehl 
voa  *lcr  Genossensehaft  zu  kaufen  und  in  ihren  eigenen  Ofen 
Brot  zu  backen.  Diese  Erklärung  ist  aber  durchaus  nicht 
allgemeingültig,  denn  wir  trafen  in  einigen  Gegenden  regel- 
mäfsige  Abnehmer  städtischer  Genossenschaften,  die  weit 
aufserhalb  des  natürlichen  Bezirkes  derselben  wohnten  (z.  B. 
Soignies),  wie  sich  auch  Bäckereien  mit  mechanischen  Knet- 
maschinen in  der  ländlichen  Gegend  von  Philippeville  und 
Milderen  Orten  fanden.  —  Viel  mehr  Wahrscheinliehkeit  dürfte 
tolgende  Erklärung  für  sieh  haben.  In  den  beiden  Flandern 
und  in  Brabant  sind  die  Genossenschaften  nieist  in  gröfseren 
Städten,  wo  Warenhäuser  existieren,  die  es  der  Genossen- 
schaft unmöglich  machen,  besondere  Vorteile  durch  Ein- 
kauf im  grofsen  zu  gewähren.  Während  der  „Voornit*^ 
dazu  gekommen  ist,  seinen  Mitgliedern  9  cent  pro  Brot 
im  Werte  von  30  cent.  zurückzugeben,  und  „die  Maison 
du  Peuple"  die  Brotpreise  in  Brüssel  von  35  auf  25  cent. 
ermäfsigte,  uf^währen  diese  beiden  stärksten  Genossenschaften 
ihren  Mitgliedern  bei  Einkäuten  in  anderen  Abteilungen  nur 
einen  Gewinn  von  5  —  6  "'o.  Viele  Bilekereieu  der  (  legt-nd 
zweifeln  sogar  an  dem  Nutzen  der  Errichtung  anderer  Verkaufs- 
abteilungen, indem  sie  direkt  auf  diese  berühmten  Genossen* 
«chaften  hinweisen.  Ganz  anders  ist  der  Nutzen  heim  Ein- 
kauf im  grofsen  in  den  unbedeutenden  Orten  z.  B.  der  Lüt- 
ticher  Gegend.  Bei  Beibehaltung  der  laufenden  Preise  rer- 
teilen  die  dortigen  Genossenschaften  12,  15**'o  und  mehr  sogar, 
was  keine  geringe  Ersparnis  ausmaeht.  —  Dennoch  mufs  zu- 
gegeben werden,  dafs  neben  diesen  allgemeinen  riründen 
speeielle  viel  wichtiger  sind.  —  Das  Beisj)iel  des  Vooruif 
war  mafsgebend  für  die  nächste  Umgebung;  die  mindere  Be- 
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deutung  der  Liitticher  Geno-^seiischatt  „ia  Populaire"  war 
weniger  im  stände,  zur  Nachahmung  anzuregen.  Wenn  eine 
GenossenseliaftsbUckerei  entsteht,  die  an  weitere  Kreise  ver- 
kaulL;  dann  begnügt  sich  eine  andere ^  welche  in  der  Kalie 
g^grOndet  wifd,  damit,  Brot  toh  der  erBten  zu  beziehen  und 
blofs  Lftden  za  erOffben*  Mitunter  bleibt  es  auch  nicht  ohne 
Wirkung,  wenn  ein  Bttcker  als  Mitglied  des  Genossenschafts- 
komitees  —  fElr  Liäden,  ein  Kleinhändler  —  fttr  Bftckereien 
plAdi(M  t. 

Eine  andere  Frage  i<t,  inwieweit  die  Gcnossenschatton 
von  grofsen  Städten  an^re/ o^^en  werden.  Man  ist  oft  gen(  ii;! 
zu  glauben,  dafs  die  Kntwickelung  einer  Genossenschaft  \un 
der  Grüfse  der  Bevölkerung  des  Ortes,  wo  sie  sich  behndet, 
abhängig  ist,  ein  Zusammenhang,  der  in  Wirkliehkeit  nicht 
besteht.  Erstens  giebt  es  Genossenschaften,  die  weit  aufser- 
halb  ihrer  näheren  Umgebung  ihre  Fabrikate  absetzen.  Die 
Brote  des  „Progr^s"  von  Jolimont  oder  der  „Concorde'^  von 
Roux  werden  z.  B.  einige  Meilen  weit  transportiert;  grofse, 
mit  zwei  Pferden  l»es|)annte  Wagen  fahren  morgens  titglich 
aus,  um  den  Kunden  ihr  Brot  ins  Haus  zu  bringen.  Aber 
auch  dort,  wo  die  (Tenossenschaften  nur  auf  lokalen  Konsum 
angewiesen  sind,  entspricht  ihre  Zahl  und  Bedeuluiig  oft  gar 
nidit  der  Ortsgrölse.  So  sind  im  Kohlenbecken  von  Möns 
fast  in  allen  Gemeinden  Genossenschaftsbftckereien,  die  Stsdt 
selbst  aber  —  Möns  ist  die  Hauptstadt  des  Hennegau  — 
besitst  keine  solche,  ja  die  Bäckerei,  die  dort  eingerichtet 
wurde,  mufste  bald  in  einen  Vorort  —  Cuesmes  —  verlegt 
wfM-flpn.  Noch  merkwürdii^or  ist  die  Konzentration  vieler  Ge- 
nossenschaften an  ein  und  deniseibon  Orte.  So  hat  die  Stadt 
Seraing,  welche  gegen  40000  Einwohner  zählt,  8  Genossen- 
schaften, von  denen  mehrere  derselben  politischen  Richtung  an- 
gehOren,  während  die  so  nah  daran  gelegene  Stadt  Lüttich  mit 
200000  Einwohnern  eine  solche  Zahl  nicht  aufweist  Natür- 
lich Terlieren  die  einzelnen  Genossenschaften  an  Bedeutung, 
wenn  ihre  Zahl  im  Orte  zunimmt,  und  in  dieser  Hinsicht 
lä^'sen  sich  zwei  verschiedene  EntwickelungsformcTi  feststellen: 
'  iitweder  löst  sich  von  einer  Genossenschaft  ein  Teil  der  Mitglieder 
los,  um  eine  selbständige  zu  gründen,  oder  kleinere  Genossen- 
schaften werden  von  einer  gröfseren  aufgenommen.  Beispiele 
linden  wir  in  Antwerpen,  wo  eine  Trennung  der  Genossenschaft 
,de  Werker"  stattfand,  in  Lüttich,  wo  eine  früher  selb- 
ständige Genossenschaft  jetzt  als  Filiale  der  „Populaire"  existiert, 
und  in  vielen  anderen  Orten.  Dabei  spielen  aufser  persönlichen 
Motiven  auch  politische  eine  Rolle,  wie  z.  B.  in  Seraing  neben 
einer  socialistischen  Genossenschaft  eine  andere,  e1)enfalls  socia- 
listiiiehe  entstand,  deren  Mitglieder  die  erste  politisch  nicht 
thätig  genug  fanden.  Die  kleinen  Geuossensehaften  geben 
selbst  zu,  dafs  es  wünschenswert  sei,  sich  zu  vereinigen  und 
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eine  ätarke  Genossenschaft  zu  gründen,  da  sie  sieh  sonst  gegen- 
seitig Konkurrenz  machen ;  aber  es  will  eben  kerne  ihre  Auto- 
nomie aufgeben^  und  so  bleibt  es  bei  der  viel  weniger  vorteil- 
haften Selbständigkeit.  Diese  letztere  scheint  eine  solche 
Anziehungskraft  aaszuttboD,  dafs  selbst  in  den  Vororten  grofser 
Städte  mit  bedeutenden  Genossenschaften  einige  kleine  exi- 
stieren, z.  B.  in  ('^-ut  neben  dem  „Vooruit*'  noch  zwei,  in 
Lüttich  neben  der  „Populaire"  ebenfalls  zwei.  — 

Was  die  Kundschaft  tler  Genossenschaften  anbetrifft,  so 
besteht  sio  aus  Mitgliedern  und  Niclitmitgliedern,  da  da* 
belgische  Genossensehaftsgesetz  kein  Verbot  des  Verkaufs  «an 
Nichtniitglieder  kennte  Doch  ist  die  Zahl  der  Niclitniitglieder- 
Konsumenten  eine  höchst  unbedeutende,  denn  die  Bedingungen, 
der  Aufnahme  sind  so  einfach,  dafii  diese  jedem  zugänglich  ist^ 
und  andererseits  gewähren  die  Genossenschaften  den  Nicht- 
mitgliedern  so  gut  wie  gar  keine  Vorzüge.  Der  gröfste  Teil 
verkauft  ihnen  zu  ortsflblichen  Preisen  und  gewährt  keine 
Rückgeuiihr.  Einige  versuchen  es  jedoch,  durch  vorteilhafte 
Bedingungen  die  Kundschaft  von  Nichtmitgliedern  anzulocken. 
»So  gewährt  die  Bäckerei  von  Soignies,  „la  Concorde",  den 
Nichtmitgliedern  die  Hälfte  des  Mitgliederrabattes,  und  auch 
die  „Populaire  '  in  Lüttich  verkauft  au  Nichtgenossenschafter 
mit  Rabatt,  während  der  „Werker''  in  Antwerpen  sogar  zu. 
gleichen  Bedingungen  an  Fremde  wie  an  Mitglieder  Waren 
abgiebt.  Die  meisten  Genossenschaften  thun  dies  aber  nicht 
und  zählen  unter  ihren  Kunden  Nichtniitglieder  nur  so  weit> 
als  diese  ofticiell  einer  socialistischen  Institution  nicht  beitreten 
wollen  und  mit  periodischen  Einkäufen  sicii  begnügen.  Jeden- 
falls kann  dieser  Verkauf  nur  dort  Bedeutung  haben,  wo  die 
Genossenschaft  im  Besitz  grofser  Verkaufsläden  ist,  die,  wie 
jeder  Grofsbazar,  das  Publikum  anzielien;  mit  diesem  Hülfs- 
mittel  hat  z.  B.  die  „Maison  da  Peuple**  im  letzten  Semester 
des  Erlöses  der  Kleider-  und  Wäscheabteilung  durch  Ver- 
kauf an  Nichtmitglieder  erzielt.  —  Ein  anderer  Anreiz  besteht 
bei  Waren,  deren  genossenschaftliche  Verkaufspreise  sich  stark 
von  denen  der  privaten  Unternehmungen  unterscheiden,  wie 
das  bei  den  Arzneien  der  Fall  ist.  Beispielsweise  ist  der 
Gewinn  der  Apotheke  des  „Werker"  in  Antwerpen,  der  im 
letzten  Semester  gegen  4^2  Tausend  fr.  betrug,  nur  durch 
den  Verkauf  an  Nichtmitglieder  erzielt,  da  die  Mitglieder  die 
Medikamente  unentgeltlich  erhalten.  — 

Wenn  wir  die  Genossenschaften  der  Konsumenten  in  ihrer 
Beziehung  zur  Fabrikation  betrachten  und  zuerst  diejenigen 
ansehen,  die  die  verkauften  Produkte  selbst  fabrizieren,  so 
kommen  unzweifelhaft  die  genossenschaftlichen  Bäckereien 


1  Xur  (Vio  I^camtf'n  - Konsumvereine  sind  laut  mmiaterieller  Ver» 
orduuug  hiervon  ausgeschlossen. 
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snerst  in  Betracht:  sie  siod  es,  die  die  ganze  Bewegung  ein- 
geleitet und  die  sich  am  meisten  entwickelt  haben.  So  sind 
sämtliche  berühmten  Genossenschaften  aller  Gegenden  Rnl^^iens 
in  erster  Linie  Bäckereien,  nur  sie  rechnen  ihre  Mit^li  der- 
zahl  nach  Tausenden  und  die  Jahresumsätze  nach  Miüiunen. 
Zwei  Ursachen  sind  fUr  diese  Lntwickelung  ausschlaggebend 
gewesen.  Erstona  iet  Brot  das  geeignetste  Produkt  ftbr  emeo 

Stnossetischaftlicheii  Betrieb,  da  hier  der  Darchschnittskonsam 
r  jedes  Mitglied  feststeht  xatä  die  einförmige  Produktion 
dasa  beiträgt,  einen  gewonnenen  Kunden  nicht  leicht  wieder 
7Ai  verlieren.  Man  kann  beobachten,  dafs  in  Genosspnscliaften 
mit  verschiedenen  Zweigen,  Mitglieder,  welche  so  gut  wie  gar 
kein«*  sonstigen  Waren  in  den  Genossenöchattsläden  einkaufen, 
doch  ständige  Brotabnehmer  sind.  Die  zweite  Ursache  ist 
eine  technische.  Es  waren  die  genossenschaftlichen  Backereien, 
welche  suerst  die  modernen  Bfickereimaachinen  in  Belgien 
einfbbrten.  Die  Borbeckdfen  und  mechanischen  Knetmaschinen 
waren  unbekannt,  solange  der  „Vooruit"  in  Gent,  oder  die 
„Maison  du  Peuple**  sie  nicht  zu  benutzen  angefangen  hatten. 
Du*  Konsumenten  stWUibten  sich  anfangs,  behaupteten,  die 
Qualitiit  solchen  Brotes  sei  schlechter.  Jetzt  ist  man  schon 
daran  gewöhnt,  und  die  grofsen  Aktienl)äckereien ,  sowie 
private  Bäcker  haben  dieselbe  PruduktioDsart  eingeführt.  Im 
Anfang  brauchten  die  Genossenschaften  keine  Konkurrenz  zu 
fürchten,  allmählig  wuchs  diese,  jetzt  sind  sie  stark  genug, 
eine  solche  aufzunehmen.  —  Die  Vorteile  des  GroJsbetriebs 
untl  der  verbilligten  Produktionsweise  gaben  den  genossen- 
schaftlichen Bäckereien  die  Möglichkeit,  den  Brotpreis  niedriger 
zu  setzen  oder  bei  Beibehaltung  des  ortsüblichen  Preises 
grofse  Dividenden  zu  verteilen.  Dadurch  wurden  innner  neue 
Mitglieder  angezogen,  und  80  kam  die  rasche  und  starke  Ent- 
wickelung  zustande. 

Die  bedeutendsten  Bäckereien  sind  heute: 
Maison  du  Peuple,  Brttssel;  Produktion  1899       10  022  318  kg 

Vooruit,  Gent   .       1898  gegen  6  000  000  - 

Progres,  Jolimont  ...  •  1898  -  5456416  - 
Werker,  Antwerpen  .  .  .  -  1898  -  4  000  000  - 
Concorde.  Roux    ....  -        1898     -     25518280  - 

Populaire,  Lüttuli     ...  -        181»9     -    2000000  - 

Societ«'  coop^rative,  Jemappes      -       1898     -     1  014  986  - 

Fa.«it  alle  haben  modernen  maschinellen  Betrieb,  von  den 
hier  angeführten  macht  nur  die  „Populaire**  eine  Ausnahme. 
Die  Knetmaschinen  sind  bei  der  grofsen  Produktion  sehr  ver- 
breitet und  existieren  auch  oft  dort,  wo  die  Borbecköfen  noch 
nicht  eingeflihrt  sind. 

Es  ist  einleuchtend,  dafs  bei  einer  so  bedeutenden  Brot- 
produktion genossenschaftliche  Mühlen  von  der  gröfsten  Be- 
deutung wUren;  wir  finden  solche  sogar  in  England,  wo  die 

Forteliaag«n  XV lU  3.  —  BoujKnsky.  8 
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Bäckereien  lange  nicht  so  verbreitet  sind.   In  Belgien  sind 

sie  bis  jetzt  nur  geplant,  kaum  eingeführt.  Eine  genossen- 
schaftlicne  Mühle,  von  der  alle  Bäckereien  ihr  Mehl  beziehen 
könnten,  gehörte  auch  in  die  Plane  des  Verbandes  und  wird 
vielleicht  mit  der  Zeit  noch  errichtet  werden.  Bis  jetzt  konnte 
der  mangelhaften  Verbandsorganisation  wegen  an  keine  der- 
artigen, den  gemeinsamen  Interessen  der  Genossenschaften 
dienende  Unternehmungen  gedacht  werden.  Für  jede  einselne 
Bäckerei  eine  besondere  Mühle  einzurichten,  ist  unvorteilhaft; 
es  giebt  eine  einzige  genossenschaftliche  Bäckerei,  die  eine 
solche  besitzt,  die  „Maison  du  Peuple"  in  Verviers*,  deren 
Produktion  so  kostßi)if^li^  ist,  dafs  aufserhalb  gekauftes  Mehl 
billiger  zu  stehen  kommt,  und  nur  ^/s  des  Bedarfs  von  der 
eigenen  Mühle  geliefert  werden. 

Was  die  anderen  Produktionszweige  anbetrifl't,  so  sind 
sie  zwar  recht  verschieden»  aber  im  grofsen  und  ganzen  doch 
unbedeatend.  Die  Genossenschaften,  welche  Kleider  kon* 
fektionieren ,  begnügen  sich,  dieselben  in  ihren  Ateliers  zttsa- 
scbneiden,  und  überlassen  die  Konfektion  den  Heimarbeitern. 
Fast  alle  gröfseren  Genossenschaften  besitzen  solche  Ateliers, 
einige  fabrizieren  auch  Schuliwerk.  Es  ist  aber  ein  einfacher 
handwcrksmilfsiger  Betrieb,  der  oft  der  Genossenschaft  viel 
einbringt,  a!i  r  sonst  so  gut  wie  keine  Bedeutung  hat.  Der 
„Proldtaire"  ni  Löwen  ist  im  Besitz  einer  Oigarrenfabrik,  die 
gelegentlich  eines  Streiks  entstand  und  die  jetst  ca.  12  ArhHBiter 
beschäftigt,  welche  auf  Rechnung  der  Genossenschaft  arbeiten; 
auch  andere  Genossenschaften  kaufen  hier  ihre  Cigarren  ein. 
Die  Genossenschaft  in  Verviers  stellt  besondere  Kuchen  her  — 
pains  d^'pices  — ,  welche  sie  ebenfalls  an  andere  Konsum- 
vrreinr-  liefert.  Gewöhnlich  aber  bleibt  die  Produktion  eine 
KigeH[)roduktion,  und  dort,  wo  sie  darüber  hinausgeht,  ist  ihr 
Umfing  nicht  grofs. 

Die  Bierbrauereien  sind  erst  seit  kurzer  Zeit  im  Gang 
und  zwar  nur  im  wallonischen  Gtobiet,  wahrend  es  im  Norden 
bis  jetzt  noch  keine  giebt;  entweder  schliefsen  sie  sich  einer 
schon  existierenden  Genossenschaft  an  oder  werden  selb- 
ständig gegründet^.  Unter  den  socialistischen  ist  aufser  der 
Brauerei  des  ,,Progr6s"  (s.  unten)  noch  die  selbstHndige  Ge- 
nossenschaft „Le  Travail"  in  Charleroi  zu  nennen.  Anfangs 
entsprach  diese  Brauerei  nicht  ganz  den  Prinzipien  eines 
Konäumvereins,  da  die  Gewinne  nicht  pro  Rata  dos  Konsums, 


*  Die  von  der  oiliziellen  Statistik  jährlich  registrierten  genossen- 
schaftlichen Hfihlen  sind  meist  Aktiengiesellachafteti,  wie  s.  B.  m%  MfiUe 
in  Clavicr. 

"  Seit  18U0  sind  getreu  15  Brauereien  registriert  worden,  von  denen 
aber  einige  nur  die  Form  der  Genossenschaft  angenommen  haben, 
aD(l(>re  Genossenschaften  von  Produzenten  sind.  VieTe  existiemi  nicht 
mehr. 
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sondern  nach  der  QrOljse  der  Anteile  verteilt  worden.  Jetzt 
sind  die  Statuten  verändert:  die  Konsumenten  erhalten 
40  Prozent  der  Gewinne,  wahrend  der  übrige  Teil  ftir 
Schuldentilgung,  Unterstützung  der  Hülfskassen  und  Gewinn- 
beteiligung verwendet  wird.  Nachdem  die  ersten  Jahre  einen 
Verlust  aufwiesen,  schiuis  die  Bilanz  von  1899  mit  einem 
Gewinn  von  ttber  7000  frcs.,  bei  einer  Produktion  von 
9869  Hektoliter. 

Was  die  Verkaufsorganisation  und  die  Dividenden- 
verteilung anbetrifft,  so  ist  folgendes  hervorzuheben.  Der 
gröfste  Teil  der  Genossenschaften  gewährt  kr^inen  Kredit;  die 
Mitglieder  kaufen  Bons  ein.  die  zu  Einkäuten  in  der  Ge- 
nossenschaft berechtigen,  (nler  zahlen  in  bar.  Da  die  Waren 
erheblich  über  dem  Selbstkostenpreis  verkauft  werden,  und 
die  Dividende  erst  nach  Semesterschlufs  an  die  Konsumenten 
aaagesahlt  wifd|  eo  befindet  sich  die  QenoBsenscbaft  immer 
im  Genols  einer  Snmme^  die  ihr  gewissermsfsen  von  den  Kon- 
sumenten kreditiert  ist.  —  In  khineren  Orten  mufste  der 
Kredit  beibehalten  werden,  und  es  wird  dann  in  der  Regel 
alle  zwei  Woclif^n.  —  gewöhnh'che  Frist  für  Auszahlung  der 
Lohne  —  abgerechnet.  In  diesen  Gcnossenscliaftcn  sind  die 
Eintrittsgelder  viel  frröfser  und  dienen  gleichzeitig  als  Kaution. 
Während  die  Koutsuiubäckcreien  gewöhnlich  die  Eiutritts- 
snmme  auf  einige  Franks  festsetzen  (1  fr.  im  „Vooruif^^ 
2  im  yyProgi^s"  Ton  Jolimont,  10  in  der  „Maison  du  Peuple"), 
haben  die  kleinen  Verkaufsläden,  wo  Kredit  gewahrt  wird, 
diese  Summen  auf  50 — 60  fr,  erhöht. 

Die  Rtickgewähr  wird  gewöhnlich  nach  Semesterschlufs 
ausgezahlt,  und  die  Waren  zu  ortsüblichen  Preisen  verkauft. 
Die  Dividende  wird  gewöhnlich  beim  Brot  auf  einige  Centimes 
pro  Brot  festETcsetzt  bei  anderen  Waren  wird  ein  bestimmter 
Proeentisatz  iixit  1 1.  Ks  werden  die  veröchiedensten  Dividenden 
pro  Brot  ausgezahlt;  der  „Vooruit'*  verkauft  1  Kilo  k  80  cent 
and  erstattet  9  snrttck,  die  „Maison  da  Peunle''  3  cent  pro 
Brot,  welches  ä  25  verkauft  wird;  „De  Werker"  8  cent.  pro 
30,  die  Bäckerei  in  Löwen  8  pro  28,  die  „Concorde"  in 
Roux  2  pro  45  (2  kg)  und  die  ^Populairc"  in  Liittich,  rlie 
noch  bei  der  alten  Produktionsweise  geblieben  ist,  kann  nur 
1  cent.  pro  Brot  zurückerstatten.  Einige  Genossenschaften  haben 
auch  ftir  die  Brotdividende  einen  bestimmten  Procentsatz,  so 
z.  B.  5  Prozent  in  der  „Emulation  proletarienne"  von  Seraing. 

Eine  strittige  Frage  ist,  wie  die  Dividende  ausgezahlt 
werden  mnfs.  Alle  Genossenschaften,  die  mehrere  Arten  von 
Verkaa&geganständen,  aufser  Brot,  besitzen,  zahlen  nicht  in 
bar,  sondern  nur  in  Bons,  wodurch  die  Konsumenten  ge- 
zwungen werden,  weitere  Einkäufe  zu  machen;  in  einigen  Ge- 
nossenschaften wird  sogar  festgesetzt,  was  mit  der  Dividende 
gekauft  werden  mufs.   Dieses  System  hat  zu  vielen  Angrift'en 
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Anlafs  gegeben.  Dr.  Criiger  meinty  man  gönne  woid  in 
Belgien  dem  Arbeiter  keine  Barersparnisse',  und  Pyfferoen 
fordert  gesetzliches  Verbot  des  Systems  und  zieht  sogar  eine 
Parallele  zwischen  ihm  und  dem  Trucksystem  ^.  Es  ist  kaum 
möglich,  diesen  Vorwürfen  beizupflichten.  Die  Neigung  z.um 
Sparen  wird  hier  keineswegs  gehemmt,  sondern  eher  geföi-dert. 
Es  giebt  immer  eine  Reihe  recht  primärer  Bedürfbifae,  wdch« 
bei  der  Arbeiterklasse  unbefriedigt  bleiben,  und  schon  deshalb 
ist  kaum  anzunehmen,  dafs  das  in  Empfang  genommene  Bar- 
geld auf  die  Sparkam  getragen  würde,  um  so  mehr  als 
die  verschiedenen  Htilfskassen,  die  sich  immer  mehr  an  die 
socialistischen  Genossenschaften  angliedern,  für  die  Zukunft 
ihrer  Mitglieder  sorgen.  Dazu  kommt  noch ,  dafs  Bargeld 
von  den  Arbeitern  sehr  oft  für  Alkoholgenufs  ausgegeben 
wird,  und  das  Bonssystem  solche  Ausgaben  eventuell  ver- 
hüten kann.  Was  gar  den  Veigleich  mit  dem  Trucksystem 
anbetrifft,  so  eeigt  er  eine  volbtändige  Verkennnng  des  Prin- 
zips.  Die  von  der  Genossenschaft  ersielten  G^ewinne  kommen 
ja  den  Mitgliedern  selbst  zu  gute;  wer  anders  als  rie  ist  an 
der  Entwickelung  der  Oenossenschaft  interessiert?  Wenn 
selbst  (üp  Gewinne  zum  Teil  für  politische  Zwecke  ausgegeben 
werden,  so  ist  auch  dies  —  vom  Standpunkt  des  beteiligten 
socialistischen  Genossenschafters  —  in  seinem  Interesse.  Also, 
wenn  von  einer  Ausbeutung  gesprochen  werden  kann,  so  ist 
es  eine  Ausbeutung  seiner  sdbst,  und  das  kann  man  doch 
nicht  wehren.  So  kOnnen  wir  im  Prinzip  gegen  dieses  System 
nichts  einwenden,  wir  möchten  aber  bemerken,  dats  ein  solcher 
Zwang  der  Genossenschaft  gewisse  Verpflichtungen  auferlegt. 
Das  System  ist  soweit  praktisch ,  als  es  zu  einer  nützlichen 
Ausgabe  zwingt,  welclie  vielleicht  anders  ausfallen  würde.  Der 
Käufer  kann  aber  kein(*swegs  datlurch  benachteiligt  werden, 
was  nur  der  Fall  sein  könnte,  wenn  die  Waren  nicht  die  gute 
Qualität  besitzen,  die  vielleicht  in  Privatläden  zu  linden  ist. 
Es  ist  aber  a  priori  anzunehmen,  dafs  die  Interessen  der 
Gesamtheit  für  gute  Bedientmg  Tiel  mehr  Garantie  bieten  ala 
Privatinteressen,  und  dafs  bei  guter  Leitung  alle  Konsumenten 
befriedigt  werden  können.  Man  hört  ja  oft  klagen,  man  kaufe 
vorteilhafter  in  Privatladen,  oder  eine  Bestellung  werde  besser 
anderswo  ausgeführt;  als  Leitor  ihrer  eigenen  Unternehmung 
können  die  Konsumenten  es  immer  dahin  bringen,  dafs  hierin 
Wandel  eintritt,  was  auch  thatsächlich  meist  zu  ge<>cheheD 
pflegt. 

Die  andere  strittige  Frage,  ob  die  Konsumvereine  zu  orta- 
Üblichen  oder  Selbstkostenpreisen  verkaufen  sollen,  ist  ftr  die 


*  Dr.  Cruger,  Die  Erwerbs-  und  Wirtachaftsgenossenschaften. 
'Oscar  Pyfferoen,  Le»  ooop^rateuTS  en  oelgiqne,  Rtfome 
sociale,  1899,  IV. 
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belgischen  Genossensdiaften  im  ersteren  Sinne  entscfaiedeii ; 
fast  alle  haben  die  ortBflblichexi  Preise  beibehalten  und  ver- 
teilen den  Gewinn  am  Seraester-  oder  Jahresschlufs.  Die  Vor- 
züge 'IJesf's  Systems  öind  fast  allgemein  anerkannt.  Man  hat 
auch  immer  geglaubt,  dafs  dieses  System,  welches  die  Preise 
nicht  herahdrUckt,  dem  Detailhandel  weniger  schädlich  sei, 
eine  Annahme,  die  vor  kurzem  aber  Widerspruch  bei  vielen 
Kleinhändlern  gefanden  hat,  die  im  System  der  Dividenden-* 
rerteiiung  die  gröfste  Schädigung  erblicken  wollen^.  —  Nach 
diesen  Vorbemerkungen  gehen  wir  Eur  Beschreibung  der  be- 
deutendsten Gknossenachf&en  über. 

Der  „Vooruit**". 

Der  „Vüoruit"  ist  die  bekannteste,  und  man  kann  sagen, 
auch  die  wichtigste  socialistische  Genossenschaft  Belgiens.  £s 
war  im  Jahre  1873^  ds  eine  kleine  Zahl  Arbeiter  in  Gent  den 
Oedanken  fafste,  eine  Genossenschaftsbäckerei  zu  grttnden. 
Etwa  30  Mann  legten  während  zehn  Wochen  alle  zwei  Wochen 
%>0  Cent.  zurUck,  so  dafs  im  Laufe  dieser  Zeit  ein  Kapital 
von  150  fr.  zu  ihrer  Verfügung  stand,  mit  dem  die  Bäckerei 
„de  vrije  Bakkers"  gegründet  wurde.  Aber  schon  bald  darauf 
trat  eine  Spaltung  ein,  hervorgerufen  durch  Meinungs- 
verschiedenheiten der  tiocialistischeu  und  uichtsocialistischen 
Mitglieder.  Der  socialistische  Teil  löste  sich  Ton  den  „Vrije 
Bakkere*'  ab  nnd  grttndete  Ende  1880  den  „Voomit'^.  Gleich- 
zeitig verliefsen  auch  andere  Mitglieder  die  zuerst  gegründete 
Genossenschaft  und  grOndeten  zwei  neue  Bäckereien,  so  dafs 
die  Spaltung  einige  neue  Genossenschaften  ins  Leben  rief. 
Um  dieselbe  Zeit  fafste  der  Ausschufs  des  „Vooruit"  den  Ent- 
schlufs,  im  Mittelpunkt  der  Stadt  ein  altes  Fabrikgebäude  zu 
mieten  und  hier  eine  grofse  Backerei,  den'  modernen  tech- 
nischen Anforderungen  entsprechend,  einzurichten.  So  wurden 
Ton  der  Genossenschaft  cum  erstenmal  Borbeckdfen  und  mecha- 
nische Backtröge  hier  eingeführt^  und  das  bis  dahin  handwerk- 
mäfsig  betriebene  Bäekereigewerbe  tritt  damit  in  eine  neue 
Phase  ein.  Seitdem  wachsen  auch  die  Erfolge  des  „Vooruit"; 
1884  wird  eine  Verkaufsstelle  für  Kleiderstoffe  eröffnet,  1885 
die  erste  Apothf^ke,  Filialen  für  Kolonialwaren,  Kohlenverkauf, 
neue  Läden,  Verenissäle  kunnnen  hinzu  und  bilden  die  jetzt 
so    starke   wirtschaftliche   und  politische  Organisation  des 


>  Vergl.  Verbandlungeti  der  leisten  GeneralverBammlnng  des  Vereins 

ifir  Socialpolitik. 

*  Über  deu  pVooruif"  ist  schon  reciiit  viel  geschrieben  worden. 
ÜVir  haben  ihna  einen  flüchtigen  Besuch  abgestattet  und  erlauben  um- 
soflneliv  von  den  sehr  futen  Artikeln  des  „Mus^e  Social'*  Gebrauch 
machen  su  können»  als  diese  überhaupt  wenig  zugänglich  sind. 
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„Vooruit",  —  ein  Vorbild  flbr  viele  spilteren  Geno8B«n- 
Bchaften  — . 

Laut  Art.  1  der  Statuten  ist  der  „Vooruit"  eine  Ver- 
einigung, weiche  den  Zweck  hat^  „durch  das  Mittel  der 
Genossenschaft  die  materiellen  und  morah'schen  Verhältnisse 
ihrer  Mitglieder  zu  bessern".  Die  Bedingungen  für  die  Auf- 
nahme nnd  höchst  ein&ch;  man  maÜB  1.  1  fr.  Eintrittsgeld 
und  25  Cent  für  ein  Mitgliederbnch  einzahlen  und  2,  sociar 
listtfichen  Prinsipien  freundlich  gesinnt  sein.  Diese  sehr  leicht 
vom  Arbeiterstande  erfüllbaren  Forderungen  llben  in  Ver^ 
bindung  mit  den  vielseitigen  Vorteilen  eine  grofse  Anziehungs- 
kraft aus,  da  scliliofslich  der  Beitritt  nichts  riskieren  litfst. 

Die  Basis  der  Genossenschaft  bildet  die  Brotproduktion: 
wälirend  des  ersten  Semesters  1899  betragen  die  Einnahmen 
1598  000  fr.,  von  denen  797000,  abo  ^egeu  50  "  o,  auf 
dm  Brotverkauf  kommen.  Jeder  eben,  der  Mitglied  wird, 
filngt  damit  an,  sein  Brot  von  der  Genossenschaftsbäckerei 
zu  beziehen,  während,  wie  wir  sehen  werden,  es  nicht 
gans  so  mit  den  übrigen  Abteilungen  bestellt  ist.  —  Die 
verbesserten  Produktionsmittel  setzten  den  Selbstkostenpreis 
des  Brotes  bpfleuten«!  herab,  und  die  Genossenschaft  hätte 
dadurch  die  Mögliclikiit  gehabt,  das  Brot  zu  viel  niedri- 
gerem Preise  zu  verkuulen,  als  bis  dahin  üblich  war;  sie 
zog  es  aber  vor,  das  Rochdaler  System  zu  befolgen,  und 
zu  ortsüblichem  Preis  das  Brot  au  verkaufen  und  dadurch 
die  Möglichkeit  au  gewinnen,  gröfsere  Dividende  verteilen  zu 
kennen.  So  wurde  der  Preis  von  30  cent.  pro  Kilo  bei- 
behalten, trotzdem  dieses  Brot  auf  ungefkhr  21  cent.  zu  stehen 
kommt.  Jeder  Käufer  erhält  bei  Verteilung  der  Gewinne 
9  cent.  pro  Brot  und  zwar  nicht  in  Geld,  .sondern  in  l^^ns. 
die  für  weitere  Einkäufe,  sei  es  in  der  Bäckerei  selbst,  sei  ei> 
in  anderen  Abteilungen  des  „Vooruit",  gültig  bind.  Es  ist 
interessant,  wie  diese  Bons  benutzt  werden.  Aus  der  Statistik 
der  Brotverkäufe  ist  au  ersehen,  dais  jede  Familie  durch- 
schnittlich gegen  800  Brote  jälirlich  konsumiert,  was  dem  all- 
gemeinen Durchschnitt  des  Brotkonsums  entspricht,  so  da& 
anzunehmen  ist,  dafs  die  Mitglieder  all  ihr  Brot  von  der 
Genossenschaft  beziehen.  Ander.'*  mit  den  übrigen  Artikeln. 
Eine  Untersuchung  hat  gezeigt,  dals  sogar  die  durch  die  Brot- 
dividende gemachten  Ersparnisse  nicht  immer  Einknuten  in 
anderen  Abteilungen  dienen.  Die  Einen  brauchen  ihre  Ge- 
winne, um  weitere  Broteinkäufe  zu  machen,  eine  andere 
gröfsere  Kategorie  begnügt  sich,  lediglich  die  Bons  in  anderen 
Abteilungen  zu  verwenden,  in  der  Genossenschaft  nur  soweit 
also  einzukaufen,  als  sie  dazu  gezwungen  ist,  und  nur  ein 
kleiner  Teil  —  V'u — *  is  —  kauft  vom  ^Vooruit"  alles,  was 
er  liefern  kann.  Es  ist  daher  notwendig,  einen  Blick  auf  die 
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anderen  Läden  zu  werfen,  um  zu  sehen,  warum  sie  die  Mit- 
glieder weniger  anziehen. 

kommen  zuerst  die  sofjfenannten  „magasins  d'aunage" 
in  Betracht,  welche  nflchst  der  Brotabtei  hm  i^'-  die  grollten  Ein- 
nahmen aufweisen  (letztes  Semester  245484  fr.),  und  die 
Kolonialwaren  (231  606).  Es  ist  leider  unbekannt,  wie  viel  der 
Verkauf  an  Kichtmitglieder  ausmacht;  für  Kolonialwaren  ist 
er  entschieden  kaum  in  Betracht  zu  ziehen,  denn  er  beträgt 
pro  Mitglied  im  Semester  nur  80  fr.,  eine  Summe,  die  lange 
nicht  den  Gesamteinkauf  der  Betrefi^nden  an  Kolonialwaren 
bezeichnen  kann,  wenn  sie  auch  bedeutend  höher  ist,  als  der 
Retrai:.  (If^r  in  anderen  grofsen  Genossenschaften  auf  den 
Kopt  des  Mit^diedes  entföUt.  Die  Beziehungen  der  Mitglieder 
zur  Genossensehaft  sind  hier  relativ  stark,  und  wenn  auch 
noch  viele  Kinkäufe  aurserhalb  stattfinden,  so  spielen  viele 
Bew^gründe  dabei  eine  Rolle,  die  nicht  immer  wirt- 
achanltchen  Charakters  sind,  und  deren  schon  an  anderer 
Stelle  gedacht  worden  ist.  Oft  entspricht  die  Bestellung  — 
besonders  in  der  Konfektionsbranche  —  dem  Geschmack  nicht, 
und  es  geliört  eine  gewisse  fanatische  Anhänglichkeit  dazu, 
um  —  wie  ein  Arbeiter  sich  ausdrückte  —  ^lieber  vor  Hunger 
sterben,  als  ein  in  einer  kath«jliscli<'n  Bäckerei  gebackenes 
Brot  zu  essen,"  eine  Anhänglichkeit,  die  docli  dem  Genter 
mehr  als  einem  anderen  eigen  ist.  Jedenfalls  ist  es  eine  Er- 
scheinung, die  auch  englischen  Genossenschaften  bekannt 
w%  wie  noch  unlftngst  die  „Cooperative  News"  schrieb  (3.  De- 
asember  1898):  „wie  viele  Ton  uns  haben  es  nicht  versucht, 
von  Genossenschaften  angefertigte  Waren  zu  kaufen,  ohne 
vöUig  befriedigt  zu  sein." 

In  den  Produktionsateliers  der  Genossenschaft  hat  sich 
in  letzter  Zeit  vieles  verändert.  Aufser  der  Bäckoroi  besitzt 
sie  eine  Werkstatt  fiir  das  Ziischnniden  der  Kleider  und  der 
Wilsche,  ebenfalls  werden  bciiuhwnrcn  hergestellt.  In  der 
KieiderwcrköUtt  wird  mehr  nach  Mais  gearbeitet,  und  zwar 
werden  die  Kleider  hier  blofs  zugeschnitten  und  von  Heim- 
arbeitem  genäht  Dasselbe  gilt  für  die  in  der  Genossenschaft 
eocistierende  Wäscheabteilung.  In  der  Scimsterei  ist  ein  Teil 
der  Arbeiter  —  gegen  20  —  in  der  Werkstatt  selbst  be- 
schäftigt, ebensoviel  sind  zu  Hause  thätig.  Früher  waren  die 
Näherinnen,  wie  auch  die  Schuster,  in  der  Genossenschaft 
selbst  anircstellt;  diese  seit  Ende  1898  eingetretenen  Verände- 
rnniTf^n  linden  in  der  Organisation  der  Arbeitsverliältnisse  ihre 
Krklaruiig,  auf  die  wir  noch  ausfuhrlich  zu  sprechen  kommen. 

Folgende  Zahlen  Teranschaulichen  die  Entwickelung  der 
Genossenschaft^: 


>  Die  Bilaxuen  von  1890  fahlen  uns  leider. 
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Tom  v*rpä  nflfo 

Verkaufserlös 
der  B&ckerei 

Verkauferlös  der 
anderen  Abteilung. 

i>4U  lt        V  W  Uill 

fr. 

fr. 

f.. 

fr. 

1890 

599  420 

762  553 

96  968 

66  m 

1898 

1 146  261 

1052  600 

147  8ü0 

37  714 

Die  Tabelle  zeigt,  dafs  die  EiDnahmen  der  Bäckerei  schneller 
wachsen  als  die  der  übrigen  Abteilungen.  —  Ea  ist  noch  die 
Frage  zu  beantworten^  woher  die  Gewinne  kommen^  da  ia  auf 
alle  Waren  Rttckgewähr  gegeben  wird.  Bratens  werden  Ntcht- 
mitgiiedem  keine  Rabatte  gewährt,  und  dann  ei^iebt  oft  der 
Unterschied  zwischen  dem  erzielten  Gewinn  und  der  verteilton 
Rückgewiihr  eine  nicht  unerln'l)liche  Summe.  Die  „ristourue", 
welche  den  Brotkonsumenten  zukommt,  ist  nämlich  auf  9  ceiit. 
pro  Brot  fixiert,  und  die  Kosten  verändern  sich.  So  blieben  im 
verflossenen  iSemester  der  Genossenschaft  nach  Abzug  der 
Rttckgewähr  yom  Brotverkauf  64095  fr.  —  Ebenso  werden 
auf  Kolonialwaren  und  Kleiderstoffe  den  Mitgliedern 
zurückgegeben,  während  der  Rest  des  Gewinnes  der  Genoasen- 
Schaft  zu  gute  kommt.  Auf  einige  Waren,  wie  Steinkohlen  und 
Getränke,  wird  kein  Rahatt  gewährt.  Der  „Vooruit**,  als 
socialistisclie  Genossensehatt,  verbraucht  diese  Gewinne  nicht 
nur  im  persönlichen  Interesse  der  Mit{2:liedcr  .selbst,  sondern 
vielmehr  auch  zum  Nutzen  der  .-^orialistischcn  Partei.  Die 
Ausgaben  für  politische  Propaganda  sind  recht  schwer  fest- 
suBtellen,  denn  obgleich  das  belgische  Genossenschaftagesetz 
kein  Verbot  enthält,  Geld  fUr  politische  Zwecke  auszugeben, 
so  sorgt  man  doch  dafür,  dafs  die  hierfür  verwendeten  Summen 
nicht  zu  sehr  an  den  Tag  treten,  und  sie  werden  deshalb  ge- 
wöhnlich mit  anderen  Posten  zusammen  in  den  Bilanzen  auf- 
geführt; doch  genügt  es,  die  beständigen  Summen,  welche 
während  Streiks  oder  lookout's  verausgabt  werden,  zu  registrieren, 
um  zu  sehen,  wie  teuer  die  Beteiligung  an  der  politischen 
Propaganda  der  Genos.senschafi  zu  6tehen  konmit.  Aber  auch 
für  die  Mitglieder  nersttnlich  wird  seitens  des  «Voomit*  vielerlei 
gethan.  Vom  meatco-pharmaceutischen  Dienst  ist  an  anderer 
Stelle  gesprochen  woraen.  Aufserdem  bekommen  die  kranken 
Mitglieder  während  eines  Semesters  6  Brote  wöchentlich  ge- 
liefert; sie  müssen  allerdings  einen  Beitrag  von  5  cont.  pro 
Woche  hierfür  <'ntriehtcn,  so  dafs  diese  Lieferung  mehr  der 
Unterstützung  einer  Krankenkasse  gh^ichkommt.  Beim  Tode 
ein e.s  Mitgliedes  erhält  seine  Familie  ein  Sterbegeld  von  10  fr.. 
und  die  Frauen  der  Mitglieder  erhalten  nach  ihrer  Niederkuuii 
unentgeltlich  das  „nötige"  Brot,  wenn  sie  ihre  EUnkfiufe  regel- 
mäÜsig  in  der  Genossenschaft  gemacht  haben.  —  Schliefslich 
ist  seit  1897  eine  Pension  für  alte  Mitglieder  eingeführt ,  die 
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jeder  erhält,  der  20  Jahre  hindurch  der  Genossenschaft  an- 
geh<ftrt  und  während  dieser  Zeit  für  150  fr.  jährlich  in  den 
verschiedenen  Abteilungen  des  .,Vooriiit"  eingekauft  hat.  Die 
Zaiilungen  beginnen  mit  den:  &).  Lebensjahre,  betragen  120  tV. 
jährlich  lind  werden  in  Bons  entrichtet,  mit  denen  weitere 
Einkaute  im  „Vooruit"  gemacht  werden  können;  bei  gröfaeren 
Einkäufen  wächst  auch  die  Pension.  Die  Frau  kann  das  Recht 
erben,  und  nach  dem  Tode  dee  Mannes,  der  weniger  als 
20  Jahre  Mitgli^  gewesen,  kann  sie  bei  r^gebnäCrigen  £in- 
kttofen  dieselben  Rechte  erlangen.  Für  die  zeitigen  Mitglieder, 
die  der  Genossenschaft  seit  ihrer  Gründung  angehören,  ist  die 
Pension  schon  in  Kraft  getreten,  obgleich  20  Jahre  noch  nicht 
verÜOösen  sind.  — 

Es  muis  bemerkt  werden,  dafs  diese  Einrichtungen  in 
gleichem  Mafse  die  Interessen  der  Mitglieder  wie  die  der  Ge- 
nossenschaft selbst  im  Auge  haben,  denn  sie  bilden  für  die 
Mitglieder  ein  reines  Geschenk,  da  keine  besonderen  Beiträge 
gefordert  werden,  und  kosten  der  Genossenschaft  sehr  wenie, 
vielleicht  gar  nichts.  Die  Genossen  erwerben  nur  bei  regel- 
mäfsigen  Einkäufen  Anspruch  auf  eine  Pension,  und  das  oe- 
stininU  sie,  ihre  Bedürfnisse  im  „Vooruit"  zu  decken;  wie 
wichtig  das  für  die  Genossenschaft  ist.  braucht  kRum  hervor- 
gehoben zu  werden,  wenn  man  bedenkt,  dais  <  iiiiiro  seiner 
Abteilungen  nicht  vorwärts  wollen.  Weiter  wird  die  Alters- 
rente nidit  in  bar,  sondern  in  Bons  entrichtet,  und  nur  £^  die 
in  ArmenhAusem  wohnenden  Greise  kommt  ein  Drittel  in  bar 
zur  Auszahlung,  Leistungen,  die  bei  den  grofsen  Umstttsen  fiir 
die  Genossenschaft  kaum  fühlbar  sind.  —  So  versucht  der 
^Vüoruit"  auf  jede  Weise,  die  Interessen  der  Arbeiterklasse 
lind  der  Genossenschaft  zu  vpr)*inf]  'n.  und  indem  er  aufser 
den  materiellen  Vorteilen  noch  and<  i  l  gewährt,  wie  Bibliotheken, 
Lesezimmer,  Vereinssäle  etc.,  fördert  er  in  gleicher  Weise  die 
ökonomische  und  geistige  Hebung  des  Arbeiterstandes. 

„Mai so n  du  Peuple**,  Brüssel. 

Wer  jetzt  das  palastartige  Gebäude  der  gröfsten  belgischen 
Oenossenschaft  betritt,  kann  kaum  glauben,  dafs  diese  anfangs 
keine  Möglichkeit  besnfs,  eine  eigene  Bäckerei  einzurichten, 
sondern  eine  solche  niieten  niuibte.  Es  war  im  Anfang  der 
80er  Jahre,  als  die  wenigen  Socialisten  von  Brüssel  das  Bei- 
spiel des  „Vooruit"  nachzuahmen  versuchten*.  Die  Arbeiter- 
bew^ung  war  noch  schwach,  die  wenigen  Gewerkschaften 
abten  keinen  EinfluTs  aus,  und  die  politischen  Vereine  zählten 
nv  wenig  Mitglieder.   So  war  das  Ziel  der  Genossenschaften 


'  Grenchichtlicher  Überblick,   entnommen   von  Bert  r and,  Les 
«Ulmts  de  la  Maison  da  Penple,  Coopäratears  beiges,  avril  1099. 
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einerseits  zwar,  eine  Gruppierung  der  Arbeiter  durch  schnell 
realisierbare  Vorteile  zu  erreichen,  andererseits  aber  auch  hier 
die  Gewinne  zu  politiscbprt  Zwecken  zu  benutzen.  Wöchent- 
liche Ersparnisse  von  25 — 50  cent.  legte  man  in  der  künftigen 
Genossenschaft  an,  und  nach  einigen  Monaten  zählte  man  jjpsren 
70  Mitglieder  und  war  im  IJesitz  von  etwa  700  fr.  ^  damit 
wurde  angefangen.  Man  kaufte  einige  Sfteke  Mehl,  einen 
Karren,  einige  Gerätschaften  und  hatte  in  der  ersten  Woche 
gegen  650  Brote  gebacken.  Gewährter  Kredit  gab  die  MOg* 
lichkeit  fortzufahren ,  und  man  zog  sogar  in  eine  gröfsere 
Bäckerei  um  und  zählte  Endo  1885  gegen  400  Mitglieder. 
Auch  hier  war  man  zuerst  um  einen  Vereinssaal  besorgt,  der 
Ende  ib8(.)  gemietet  wurde,  und  die  uns  vorliegenden  Bilanzen 
zeigen  in  dem  ersten  Semester  1887  einen  Gewinn  von  einigen 
hundert  Franken  in  der  Rubrik  „Cafö". 

Bald  darauf  kamen  Kolonialwaren  hinzu,  an&ngs  nur 
Butter,  die  ttbrigen  relativ  später  (1892).  Ungeflihr  um  die^ 
selbe  Zeit  (1889---90)  fing  man  an,  Kleiderstoffe  und  Kohlen 
zu  verkaufen,  so  dafs  schon  seit  1890  alle  Abteilungen  im 
Gange  sind,  die  jetzt  bestehen. 

Wenn  im  ,.Vooruit"  die  Bäckerei  die  Basis  der  Genossen- 
schaft bildet,  so  i.st  sie  in  der  „Maison  du  Peu|ile'*  von  noch 
viel  gröfserer  Bedeutung.  Die  Haupturjsache  davon  ist,  dafs 
man  in  Brüssel  andere  Folgerungen  aus  den  Vorzügen  des 
Grofsbetriebs  in  der  Bäckerei  gezogen  hat  Es  ist  ja  klar, 
dafs  seit  der  Einführung  der  Borb  eck  sehen  Öfen  der  Selbst- 
kostenpreis fallen  mufste.  Man  hat  trotzdem  in  Gent  den 
(iblichen  Preis  beibehalten,  den  man  später  zwar  etwas  herab- 
setzte (von  35  auf  30  cent.),  der  aber  dennoch  bedeutend 
über  dem  Selbstkostenpreis  (20 — 21  eont.)  V!]i«'i>.  In  Brüssel 
stellte  man  sich  auf  einen  anderen  Standpunkt  und  setzte  den 
Treis  herab,  um  den  Mitgliedern  sofort  die  Vorteile  zu  zeigen. 
Hier  ist  billiges  Brot  das  Ideal.  Der  Druck,  den  die  grofse 
Genossenschaft  ausübte,  war  so  gewaltig,  dab  auch  die  fibrigen 
Bäckereien  den  Preis  herabsetzen  mufsten.  Es  ist  also  nicht 
richtig,  wenn  behauptet  wird  —  und  dies  ist  eine  geläufige  Be- 
hauptung— ,  dafs  die  „Maison  du  Peuple"  zum  Selbstkosten- 
reis verkauft,  im  Oegenstatz  zu  f^nderen  OenoKpenschafteTi, 
ie  den  ortsübliclien  Preis  beibehalten.  Auch  in  Brüssel  wird 
zu  dem  Preise  verkauft,  zu  dem  auch  die  anderen  Backereien, 
genossenschaftliche  wie  private,  ihr  Brot  liefern;  ja,  uns  sind 
sogar  Fälle  bekannt,  wo  der  private  Brotpreis  durchschnittUch 
niedriger  ist    Doch  ist  die  Abweichung  vom  Selbstkasteii- 

£reis  eine  relativ  so  geringe,  dafs  schon  eine  Verteuerung  dea 
[ehls  die  Beibehaltung  des  Preises  unmöglich  machen  kann. 
Während  bei  hohen  Preisen  eine  solche  Verteuerung  die  an 
die  Mitglieder  verteilten  Gewinne  trifft,  ohne  den  Brotpreis  zu 
modifizieren,  folgen  hier  die  Brotpreise  allen  grölseren  iSchwan- 
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kangen  der  Mehlpreisei  wie  man  s.  B.  im  Jahre  1897  den 
Preis  von  22  auf  25  cent.  erhöhen  mufste.  Dieee  Schwan- 
kungen kommen  öfters  vor,  und  es  ist  schon  zu  den  ver^ 

schiedensten  Preisen  verkjuift  worden.  — 

Bei  der  Besprechung  dieses  Systems  muls  mau  folgende» 
beachten :  Die  Interessen  der  Kunden  werden  eigentlich  voU- 
ütciudig  gleich  herückdichtigt  bei  teuerem  und  billigerem  Ver- 
kauf. Es  handelt  sich  blofs  darum,  ob  man  den  Vorteil  sofort 
genieCsen  will  oder  sich  geduldet.  Wie  nns  von  den  Leitern 
versichert  wurde,  verdanke  die  „Maison  du  Peuple"  gerade 
dem  System  der  Preisherabsetzung  ihre  Entwickelung,  denn 
die  Äiitglieder  seien  durch  die  billigeren  Preise  gelockt 
worden.  Diese  Ansicht  hat  einiges  für  sicli ;  wir  sehen  z.  B.^ 
dafs  im  Jahre  1893  die  Brotproduktion  erheblich  gesunken 
war,  weil,  wie  im  Geschäftsbericht  für  das  Jahr  bemerkt  wird, 
die  Küukurrenten  den  Brotpreis  niedriger  gesetzt  hatten,  und 
daCe  die  Produktion  wieder  stieg,  nachdem  von  der  General- 
▼ersammluDg  der  Preis  auf  22  cent  fixiert  war.  Das  Un- 
bequeme bei  niedrigen  Preisen  scheint  uns  die  doppelte 
Schwankung  einmal  des  Brotpreises  selbst  und  dann  der  Divi- 
dende zu  sein.  Die  letztere  wechselte  zwischen  9  cent.  im 
Anfang  und  0,5  cent.  in  der  Zeit  des  Steigens  der  Mehl])roise. 
Es  scheint  auch,  dafs  die  kleineren,  zur  Verteilung  gelangenden 
C4ewinne  weniger  zum  Einkauf  in  den  übrip:en  AKtcilungen 
beitrageu.  Die  Frage  wird  viel  diskutiert,  und  wir  müssen 
gestehen,  trotz  Ofmsr  Unterredungen  mit  den  leitenden  Per- 
8<Sntichkeiten  Tom  Vorteil  des  Systems  nicht  ttberzeugt  zu  sein. 

Jetzt  besitzt  die  Genossenschaft  zwei  Bäckereien,  in  denen 
Borbecköfen  installiert  sind.  Als  Beispiel  Air  die  Dank  dieser 
Einführung  gemachten  Ersparnisse  können  wir  anführen,  dafs 
in  einem  ( )fen  der  ersten  Bäckerei  gegenwnrtTp;  <^egen  4000  Brote 
tilglich  gebacken  werden,  und  dafs  die  Kust<  ii  tür  Heizmaterial 
ca.  10  fr.  ausmacheu,  während  früher  1800  Brote  mit  einem 
Aufwand  von  11  fr,  für  die  Heizung  gebacken  wurden;  man 
konnte  also  früher  1  fr.  Heizmaterial  164  Brote  backen, 
jetzt  deren  aber  400.  Die  Oesamtproduktion  beträgt  gegen- 
wärtig gegen  200000  Brote  wöchentlich,  die  Einnahmen  der 
Bäckerei  bezifferten  sich  im  letzten  Halbjahr  (1899,  II)  auf 
1  255323  fr.,  machen  bei  einem  gesamten  Verkavifsf'rlös  von 
1  970  OOn  also  gegen  G^^  o  aus,  und  das  jetzt,  nachdem  die 
Einnahmen  anderer  Abteilungen  im  neuen  Gebäude  sich  be- 
deutend erhöht  haben,  während  früher  dieser  Zweig  relativ 
noch  wichtiger  war.  Die  Gröfse  der  Produktion  ermöglicht 
die  Torteilhaftesten  Arbeitsbedingungen;  es  besteht  Tag-  und 
Kachtbelrieby  der  mit  drei  Schichten  zu  je  acht  Stunden  ge- 
leistet wird. 

Die  Kolonialwarenläden  sind  jetzt  15  an  der  Zahl ;  sie 
beziehen  alles  vom  Centralladen  und  erhalten  vom  letzteren 
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für  diese  Einkäufe  einen  baren  Vorschufs,  so  dafs  Warenkredit 
m'rirends  statttindet.  Die  l*reise  »ind  den  der  Privatläden 
zieiulicji  gleich,  nur  dafs  eine  Rückg'ewahr  von  ca.  b^o  ver- 
teilt wird.  Auch  hier  wird  Brot  am  meisten  umgesetzt  und 
zwar  an  diejenigen,  die  aua  irgend  welchen  Gründen  vom 
Austrfiger  nicht  gekauft  haben.  In  vielen  Städten  der  Pro- 
vinzen, wo  genossenschaftliche  Bäckereien  existieren,  und  wo 
man  dagegen  ist,  nebenher  den  Verkauf  von  Kolonialwaren 
aufzunehmen,  weist  man  oft  auf  die  beiden  berikhmten  Ge- 
nossenschaften hin,  die  mit  ihren  verschiedenen  Kolonial- 
artikeln nur  relativ  kleine  Gewinne  crzif-leTK  Und  wirklich, 
im  Vergleich  zum  Brot  sind  die  Einnahmen  unbedeutend;  im 
letzten  >r)emestcr  beträgt  der  Gewinn  vom  Brotverkauf 
j!10  613  fr.,  derjenige  der  Kolonialwarenabteilung  aber  nui* 
den  zehnten  Teil  davon  —  21540  fr.  Dennoch  sind  hier 
die  Einnahmen  und  Gewinne  rasch  gesttegen,  wenn  man  damit 
vergleicht,  dafs  im  ersten  Semester  1890  die  ersteren  9150, 
die  letzteren  344  fr.  ausmachten.  Bedenkt  man,  dafs  im 
verflossenen  Seraester  für  rund  197000  fr.  Butter,  Mehl, 
Kaffee.  Zucker.  Seife  u.  dgl.  verkauft  wurde,  also  für  weniger 
als  330UU  monatlich,  so  wird  ersichtlich,  dafs  nur  ein  kleiner 
Teil  der  Genossen  hier  seine  Bedürfnisse  deckt,  denn  da  die 
Genossenschaft  gegen  17000  Mitglieder  zählt,  ergiebt  der 
Gesamtbetrag  nicht  ganz  2  fr.  pro  Kopf,  ein  Betrag,  der 
nattlrlich  weit  hinter  dem  wirklichen  Verbrauch  der  Milglieder 
an  Kolonialwaren  zurückbleibt 

Der  „Vooruit"  hat  nie  eine  Fleischerei  eröffnet.  Weder 
in  Belgien,  noch  in  rinderen  Lfindern  ist  das  Unternehmen  je 
gelungen.  Prof.  Gide  hat  datiir  verschiedene  Gründe  an- 
geführt: nicht  allf^s  gekaufte  Fleisch  eignet  sich  zum  Ver- 
kauf^ die  Arbeiterklasse  braucht  fast  immer  dieselben  Stücke, 
HO  dafs  es  schwer  ist,  verschiedene  Preise  zu  erzielen;  dazu 
kommt,  dafs  das  Fleisch  nicht  lange  konserviert  werden 
kann.  Doch  haben  einige  Genossenschaften  auch  Fleischereien, 
und  die  „Maison  du  Peuple"  betreibt  seit  langer  Zeit  eine 
solche.  Die  Gewinne  sind  jedoch  sehr  gering,  und  oft  endet 
das  Semester  mit  Verlust;  bei  100  — 150000  fr.  Verkaufs- 
erlös gewinnt  die  Genossensdiaft  kaum  1  ^  o.  Alhnäldich  wird 
die  Kückgewähr  deshalb  verringert,  und  während  auf  alle 
übrigen  Einkäufe  5*'/o  verteilt  werden,  bekommen  die  Mit- 
glieder seit  diesem  Semester  beim  Einkauf  von  Fleischwaren 
nur  noch  2®/o  gegen  frtther  ebenfalls  5^/o,  die  nicht  weitar 
durchzuführen  waren.  Man  legt  wenig  Gewicht  auf  diese 
beiden  Lüden,  es  ist  uns  aber  nicht  gelungen,  eine  prftciae 
Erklärung  zu  erhalten,  warum  das  Unternehmen  so  wenig 
floriert. 

Es  war  ein  wirkliches  Fest  für  die  ganze  belgische 
Arbeiterpartei,  ein  Fest,  dem  auch  viele  ausländische  Dele- 
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gierte  beiwolmten,  als  das  neue  Gebäude  der  Genossenschaft 
eröffnet  wurde.  Im  neuen  ^Volkshaus*  wurden  auch  neue 
Läden  Installiert ,  und  zwar  haben  hauptsSchlich  zwei  Ab- 
teilungen davon  wesentlich  profitiert:  die  ^magasins  d'aunages**^ 

und  das  Caf(^. 

Wir  sahen  8chon  beim  „Vooruit",  dafs  die  in  Bons  ver- 
teilte Rüekgewähr  oft  dazu  dient,  von  neuem  Brot  einzukaufen. 
Um  dieses  zu  verhüten,  ist  in  der  „Maison  du  Peuple"  ein 
solcher  Bon  erst  nach  zwei  Monaten  für  Einkäufe  in  der 
Blickerei  gültig;  wenn  man  ihn  sofort  verwerten  will^  mufa 
man  andere  Abteilungen  dafUr  aufiiuchen.  Dies  ist  das  eine 
Mittel,  die  Mitglieder  der  Genossenschaft  auch  an  die  Benutzung 
der  anderen  Abteilungen  zu  gewöhnen,  ein  zweites,  wichtigeres 
ist  die  möglichst  gute  Ertullung  aller  Ans])rüche.  In  den 
neuen  Räumen  hat  man  versucht,  dieses  zu  erreichen.  Schon 
durch  die  mit  recht  grofsem  Luxus  ausgestatteten  Räume  wird 
der  Kunde  herbeigezogen:  die  beiden  Stockwerke  mit  grofsen 
Schaufenstern  rufen  den  Eindruck  eines  modernen  Waren- 
hauses hervor.  Man  greift  auch  zur  Reklame,  und  anstatt 
Kragen  „Camot*'  oder  gGladstone'*  werden  fthnliche  Faxens 
aBter  dem  Namen  bekannter  socialistischer  Führer,  wie  „Volders" 
oder  pde  Paepe"  ausgestellt.  Die  Einnahmen  sind  seit  der 
Olx^rsiedlung  ins  neue  Gebäude  ums  Doppelte  gestiegen;  sie 
betrugen  pro  zweites  Semester  (Juli  bis  Dezember): 


1 

Semesterieller 

1  Erl.",. 

Dorehiehnitt 

pro  Tajr 

Gewinn 

1896  II. 

70  T;i6 

384 

IL 

8203:3 

446 

5  625 

1898  IL 

74982 

407 

1899  IL 

168587 

889 

12588 

Vor  zehn  Jahren  machten  Umsatz  und  Gewinn  den  zehnten 
Teil  Tom  heutigen  aus.  —  £s  ist  auch  interessant  zu  erfahren, 
einmal  wie  gro&  der  Verkauf  an  Nichtmitglieder  ist,  und  dann^ 
welcher  Teil  der  Mitglieder  in  der  Genossenschidft  einkauft. 

Das  erste  läfst  sich  leicht  ermitteln:  es  wurden  im  letzten 
Semester  4935  fr.  als  5%ige  Rüekgewähr  an  die  Mitglieder 
verteilt;  nm  diese  Summe  zu  erreichen,  mufste  für  98  700  fr. 
eingekauft  werden.  Der  Verkaufserlös  macht  aber  163  5^7  fr. 
aus,  folglieh  giebt  der  Rest  von  64837  fr.  die  an  Nicht- 
uiil^iieder  verkauiten  Waren  an;  er  beträgt  gegen  -6  de» 
ganzen  VerkanfserlOBes.  Man  sieht  also,  dafs  Tiele  Fremde 
ihre  Stoffe,  Wäsche  und  andere  Tollettengegenstttnde  von  hier 
beziehen,  und  desto  merkwürdiger  ist  es,  dafs  nur  ein  Ueiner 
Teil  der  Mitglieder  au  den  Kunden  dieser  Abteilungen  ge^ 
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hören;  es  läfst  sich  zwar  nicht  genau  feststellen,  aber  da  die 
halbjährliche  Einkaufssumme  nicht  einmal  6  fr.  pro  Mitglied 
ausmacht,  ein  Betrag,  für  den  hier  in  Frage  stehende  Artikel 
tiberhiaupt  kaiiin  erhältlich  sein  fliirften,  so  kann  man  schliefsen, 
dafs  nur  wenige  ihre  einschlägigen  Bedürfnisse  bei  der  Ge- 
nossenschaft decken. 

Wir  wenden  uns  nun  zu  den  Ateliers  dieser  Abteilung, 
deren  die  GenosBenschaft  eins  für  Herrenkonfektion  und  eins 
Ittr  Wäsche  besitzt.   Die  bestellten  wie  auch  zum  Verkauf 
angefertigten  Sachen  werden  hier  nur  zugeschnitten  und  dann 
zum  Nähnn  ausgegeben.    Aufserdem  besteht  eine  Werkstatt^ 
in  der  die  bestellten  Kleider  nacli  der  Anprobe  fertig  gemacht 
werden,  um  dem  Heimarbeiter  die  Mühe  wiederholten  Trans- 
portierens zu  ersparen,  wenn  die  Kleider  nach  der  Anprobe 
abgeändert  werden  müssen.  —  Die  erste  Frage,  welche  sich 
von  selbst  stellt,  ist  die,  warum  die  Genossenschaft  nicht  in 
ihren  eigenen  Ateliers  alles  anfertigen  läÜst  Die  Leiter  führen 
verschiedene  Gründe  an,  hauptsachlich  sind  es  Eonkurrenz- 
gründe.    Die  Arbeit  im  Atelier  kommt  viel  teurer  zu  stehen, 
denn  in  einer  socialistischen  Genossenschaft  mufs  man  gewisse 
Prinzipien   anerkennen,    die  unmöglich   durchzuführen  sind, 
wenn  man  mit  den  grofsen  Kaufhäusern  und  ihrer  Heimarbeit 
konkurrieren  mufs.    Das  Beispiel  des  „Vooruit"  sei  wenig  an- 
regend; auch  er  hat  sein  System  aufgeben  müssen,  da  die 
Arbeiter,  denen  Minimallohn  und  Maximalarbeitstag  zugestanden 
wurde,  sich  sehr  wenig  Mühe  gaben,  gewissenhaflt  ihre  Arbeit 
zu  erledigen.   Es  sind  also  rein  kommerzielle  Einwftnde,  die 
aber  nicht  ganz  stichli altig  erscheinen.    Da  die  von  der 
„Maison  du  Peuple"  den  Heimarbeitern  gezahlten  Löhne  un- 
bedingt besser  sind  als  die  bei  den  Konkurrenten  üblichen, 
80  steht  sich  die  Genossenschaft,  solange  sie  nicht  zum  JSwea- 
ting  greift,  immer  weniger  günstig.    Auch  bei  einem  »Stück- 
lohnsystem  könnte  in  den  Genossenschaftsateliers  ein  Minimal- 
lohnertrag zugesichert  werden,  aber  man  meint,  Stücklohn  sei 
gegen  die  Prinzipien  der  Arbeiterpartei,  und  dabei  Temfat 
man,  dafs  die  Heimarbeit  diesen  Prinzipien  noch  mehr  wider- 
spricht.  Es  ist  offenbar  ein  Kompromifs,  zu  dem  man  sich 
gezwungen  sieht:  man  kann  die  Ateliers  nicht  so  einrichten, 
wie  man  ps  möchte,    um  socialistische  Prinzipien  durchzu- 
führen, anders  aber  will  man  sie  nicht,  und  daher  zieht  man 
es  vor,  die  alten,  in  der  Branche  allgemein  tlhlichen  Produk- 
tionsformeu  beizubehalten.    In  einigen  Artikeln  steht  die  Ge- 
nossenschaft in  Verbindung  mit  Genossenschaften  von  Produ- 
senten; so  bezieht  sie  ihre  Schuhwaren  zum  Teil  von  der 
8chuhmachergenossenschaft  in  Brüssel  und  ihre  Stoffs  von  einer 
Quasi  »Genossenschaft  in  £llez(dles,  von  der  wir  noch  m 
sprechen  haben  werden;  die  Produzenten  beklagen  sich  aber, 
dafs  ihnen  von  den  Genossenschaften  zu  wenig  abgekauft  wird*  — 
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Noch  mehr  vielleicht  hat  das  Caf4  durch  das  neue  Lokal 

gewonnen.  Der  Deae,  grofse  helle  Saal  scheint  sehr  anziehend 
auf  das  Publikum  zu  wirken,  und  Sonntags  findet  man  kaum 
Platz,  woraus  sich  auch  erklärt,  dafs  die  VerkautVisumme  des 
Sonnt'urs  die  Hälfte  des  ganzen  wöchentlichen  Erlösetä  aus- 
macht; die  niedrigen  Preise  bewirken,  dafs  der  Umsatz  dieses 
Oaf(^  grülser  ist,  als  der  irgend  eines  anderen  von  Brüssel. 
Wie  alle  socialistischen  Genossenschaften,  besafs  auch  die 
pMaison  du  Peuple**  gleich  von  Anfang  an  einen  Vereinssaal^ 
in  dem  gelegentlieh,  pro  Semester  für  einige  Hundert  Franks^ 
Getränke  verabreicht  wurden,  und  hieraus  hat  sich  das 
Cafe  entwickelt;  zu  bemerken  bleibt,  dafs  in  dieser  Ab- 
teihmtr  keine  Rückgewähr  eingeführt  ist.  Seit  1895  b^^sitzt 
die  (ienossensc  liatt  zwei  solche  ..Maisons  du  Peuple",  die  eine 
ira  Vorort,  die  nicht  viel  einbringt,  die  andere  —  seit  dem 
vorigen  Jahre  im  neuen  Gebäude;  hier  sind  die  Einnahmen 
ums  fünffache  gestiegen,  und  zwar  macht  der  wöchentliche 
Verkaufserlös  im  Winter  rund  2500,  im  Sommer  8000  fr. 
aus,  und  das  letzte  Semester  schlofs  mit  einem  Reingewinn 
▼on  12  500  fr. 

Wenn  wir  noch  hinzufügen,  dafs  auch  Kohlenverkauf 
durch  die  (renossenschaft  stattfindet  und  dafs  derselbe  im 
1»  i/.t»  11  Semester  gegen  15  000  fr.  Reingewinn  aufwies, 
öO  haben  wir  alle  Handelszweige  der  Brüsseler  Genossenschaft 
erwähnt.  In  einer  Beziehung  ist  die  „Maison  du  Peuple** 
anderen  gewerblichen  Genossenschaften  vorausgegangen,  sie  ist 
nämlich  dem  landwirtschafüichen  Genossenscharawesen  näher 
getreten.  Dieses  hat  in  den  letzten  Jahren  in  Belgien  einen 
grofsen  Aufschwung  genommen  *  und  zwar  wird  es  haupt- 
8ä.chlich  von  der  katholischen  Partei  gef<'>rdert,  während  die 
socialistische  Partei  anf  dem  T.nnde  zwar  muh  nicht  ohne 
Erfolg  „Bauerntang"  gctrirbcn,  aber  sich  nocii  wenig  mit  der 
genossenschaftlichen  Organisation  der  Landwirte  befafst  hat. 
Die  Gründung  der  genossenschaftlichen  Molkerei  „De  gode 
Boter*  in  HeraFelingen  war  der  erste  Schritt  in  dieser  Richtung, 
der,  wie  gesagt,  durch  die  Brttsseler  Genossenschaft  gethan 
wurde,  welcher  der  Anteile  gehören.  Da  das  politische 
Interesse  hier  die  Hauptrolle  spielte,  suchte  man  gerade 
mitten  in  Flandern  di*^  Molkerei  zu  gründen.  In  den  ersten 
z^vr•i  Jahren  ihrer  Kxistenz  hatte  sie  zwar  nur  Verluste  auf- 
zuweisen, man  hofft  aber,  dafs  die  Bilanz  in  diesem  Jahr  mit 
einem  Gewinn  schliefsen  werde.  Bisher  waren  es  nur  die 
Landbauern  —  Mitglieder  und  Nichtmitglieder  — ,  welche  ihre 


'  Mfin  zählte  lsy>i  '2')9  Molkereien,  während  1898  nur  exintierten. 
Die  Mit^iederzahl  betrug  24  819  und  der  Verkaufserlös  12Ö02  785  fr. 
(Vergl.  £!xpo«6  statistique  de  la  Situation  des  aaaodations  d*inter6t 
af^tfile.) 
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Milch  in  die  Dampfmolkerei  brachten^  jetzt  will  die  „Maisoil 
du  Peuple*^  selbst  eine  Anzahl  Kühe  kaufen  und  damit  thätigea 
Mitglied  der  Molkereigenossenschaft  werden.  Die  prorluzierte 
Butter  wird  an  die  Genossenschaft  nach  Brüssel  geliefert,  und 
seit  dem  Jahre  1899  wird  auch  die  Milch  direkt  aun  der 
Molkerei  bezogen.  Auf  diese  Weise  kommt  daa  gewerbliche 
Genossenschaftswesen  mit  dem  ländlichen  in  Berührung, 
eine  Verbindung,  die  in  anderen  Ländern  schon  bekannt  ist. 

Der  medico  -  pharmaceutische  Dienst  ist  auch  in  der 
^Maison  du  Peuptc"  eingeführt.  Im  Jahre  1890  wurde  er 
von  Mitgliedern  der  Genossenschaft  gegründet,  existierte  aber 
selbständig  neben  derselben.  Ende  1892  wurde  er,  an  dem 
sich  f^egen  700  Mitglieder  beteiligten,  der  Genossenschaft  über- 
tragen und  seit  1897  geht  er  unter  dem  Namen  der  Genossen- 
äciiuft.  Die  Genossenschaft  besitzi  keine  eigenen  Apotheken^ 
sondern  beaieht  die  Medikamente  aus  Privatapotfaeken,  dagegen 
sind  hier  Kassenärzte  angestellt.  Aulser  Mitgliedern  der  Ge- 
nossenschaft  selbst  und  deren  Angehörigen  können  auch  Mit* 

glieder  der  verschiedenen  Vereine,  welche  der  „f^^ration 
raxelloise  du  Parti  Ouvrier"  angehören,  sich  beteiligen. 

Die  Mitglieder  der  Genossenschfift  haben  nach  ( injahriger 
Mitgliedschaft  Anspruch  auf  unentgeltliche  ärztliche  Heratung 
und  Medizin.  Die  Angehörigen  müssen,  um  dasselbe  Recht 
zu  erwerben,  einen  wöchentlichen  Beitrag  von  5  cent.  zahlen 
und  erhalten  nach  drei  Monaten  ärztliche  Verordnungen,  nach 
sechs  Monaten  auch  die  Medikamente  umsonst;  aufseidem 
beziehen  täglich  ein  Brot  die  erkrankten  Mitglieder  während 
G  Monaten  (maximum).  Die  Kosten  der  KrankenunterstUteuD^ 
betragen: 


Semester 

Betrag 
der  wöchentlichen 
Kotisatiou 

fr. 

Ausgaben 
fr. 

Wert  des  verteilten 
Brotes 

fr. 

1897  I. 

2  780 

9  697 

1897  II. 

136Ö3 

6;^9 

1898  1. 

4  m 

19  206 

10  192 

1898  II. 

4ö92 

19  206 

6504 

1899  IL 

6645 

22748 

$588 

Die  Tabelle  zeigt,  dafs  die  Oenossenschaft  durchßchiuitlich 
pro  8emebter  gegen  20000  fr,  für  ihre  kranken  Mitglieder 
verausgabt. 

£ine  andere  Einrichtung  im  Interesse  der  Hitglieder  ist 
der  auf  dem  Gegenseitigkeitsprinzip  begründete  Kranken* 
versichernngsrerein.  Er  existiert  seit  Mitte  lSd6  und  steht 
im  Zusammenhang  mit  dem  medico-pharmaceutischen  Dienst, 


Digitized  by  LiOOgle 


XVllI  3. 


49 


welch  letzterer  sich  nur  langsam  entwickeltey  solange  die  Ver- 
sicherung fehlte.   Der  Erankenversicherangsverein  gewährt 

unentgeltliche  Verpflegung,  zugleich  übernahm  die  Genossen- 
schaft für  ihre  Mitglieder  die  früher  von  diesen  an  den  Ver- 
sieh ^rungsverein  gf^zalilten  Beiträge.  Aber  abgesehen  ^bivon, 
erliahf  II  die  Mitglieder  des  Vereins  durch  verschiedene  Koti- 
satKjiien   (1—2  fr.  monatlich)   eine    fixe    Summe  während 


schien  einem  dringenden  Bedürfnis  zu  entsprechen,  denn  schon 
im  nächsten  Semester  stthlte  sie  IISO  Mitglieder,  eine  Zahl, 
die  eine  gewisse  Stabilität  zeigt,  da  jetzt  auch  gegen 
1500  Mitglieder  der  Genossenschaft  dem  Versichemngsrerband 
angehören. 


\A'{ihrend  die  beiden  eben  beschriebenen  Genossenschaften 
in  den  Viriden  bedeutendsten  Städten  des  Landes  ihr  Arbeits- 
feld liaben,  erhebt  sich  in  einem  kleinen  Ort  deä  sogenannten 
Borinage  —  Kohlenbecken  Centralbelgiens  —  eine  Genossen- 
schaft, deren  Bedeutung  niciit  geringer,  und  deren  Ent- 
wlckelung  yielleicht  noch  interessanter  ist*. 

Im  Jahre  1869  hörte  man  in  dieser  Gegend  zum  ersten- 
mal einen  socialiatischen  Redner.  Es  wurde  viel  über  die 
Lage  des  Arbeiterstandes  gesprochen  und  die  Notwendigkeit 
einer  Gründung  „ökonomischer  Läden"  betont,  worauf  bald 
ein  solcher  unter  dem  Namen  „Solidarit«^"  tregrfinr^ot  wurde. 
Konsumvereine  für  Kolonialwaren  und  iStotfe  wurden  fast  in 
jeder  Gemeinde  eröffnet,  wo  eine  socialistische  Rede  gehalten 
wurde.  Es  waren  Bildungen,  die  aui  Anregung  der  Inter- 
nationale ins  Leben  gerufen  waren  und,  wie  schon  erwähnt, 
bald  wieder  eingingen.  Die  Einkäufe  wurden  auf  eigene 
Rechnung  einiger  Personen  gemacht,  und  gegen  einen  Beitrag 
von  25  Cent,  pro  Woche  erhielt  man  billigere  Ware.  Im 
Jahre  1872  kaufte  der  Verein  „Union  des  m^tiers"  mit  Hülfe 
zweier  anderer  politischer  Verbände  ein  Haus  —  die  erste 
belgische  „Maison  du  Peuple".  —  Mit  dem  Untergang  der 
Internationale  und  derjenigen  Vereine,  für  die  das  ilaus  gekauft 
worden  war,  entstand  der  Gedanke,  hier  eine  Bäckerei- 
genossenschaft zu  gründen.  Viele  Jahre  vergingen,  ohne  dafs 
der  Oedanke  verwirklicht  wurde.  Anfang  der  80  er  finden 
wir  die  eifrigsten  Debatten  über  die  Genossenschaftsfrage. 
Man  hält  das  Zustandelx  -mmen  einer  Genossenschaft  für  frag- 
lich, da  man  fürchtet,  dals  die  durch  Kreditinanspruchnahme 
von  Privatlieferanten  ahliMniriiifn  Arbeiter  den  Beitritt  nicht 
wagen  würden.    In  einer  langen  Rede  entwickelt  einer  der 

<  Geschichtlicher  Überblick,  vergl.  Histoire  du  Boeialisme  et  de  la 
eooptetion  datis  le  ceatre,  ed.  Konsseau,  1894. 


der  Krankheit   (2  —  3,50  fi 


o   Tag).     Diese  Hülfskasse 


Der  Progres  von  Jolimont 
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Befürworter  den  grofsen  Nutzen  der  neuen  Bäckereitechnik  und 
führt  namentlich  dabei  das  Beispiel  des  „Vooruit"  rrn.  Man 
licfs  sich  bereden,  die  Hiilfskasse  „8olidarit6"  bewilligte  eine 
Summe  von  3000  fr.,  mit  der  1886  im  erweiterten  Gebäude 

die  Bilckerei  eingenclitet  "vvurde. 

Dieser  Anfang  ist  in  zweierlei  Hinsicht  bemerkenswert 
Erstens  ist  sofort  mit  der  modernen  Produktionsweise  an- 
gctangen  worden,  ein  VoiahFen,  dessen  Bedeutung  erst  kbr 
wird,  wenn  man  bedenkt,  dafe  bis  dahin  die  Einwolmer  fast 
ausnahmslos  ihr  Brot  zu  Hause  gebacken  hatten;  es  war  also 
ein  Sprung  von  der  einfachsten  HauBproduktion  zum  maschi- 
nellen Grofsbetriel^  Sogar  jetzt,  wo  dip  Borljccköfon  in 
Belgien  gäng  und  gäbe  .sind,  scheitert  an  vielen  Orten,  wo 
das  Brot  zu  Hause  gebacken  wird,  der  Versuch  mechanischer 
Produktion  an  der  Gewuluiheit  der  Konsumenten.  So  hat 
z.  B.  die  recht  bedeutende  Genossenschaft  in  Lüttich 
la  Populaire  —  die  neuen  Öfen  nicht  einfuhren  kOnnen.  Fjlr 
die  EntWickelung  des  Bäckereigewerbes  ist  der  kühne  Schritt 
des  „Frogr^s^  nicht  zu  unterschätzen;  es  genügt,  zu  bemerken, 
dafs  in  den  neuen  Häusern  keine  Backöfen  mehr  eingerichtet 
werden,  und  die  Hauswirtscliaft  immer  mehr  zurück  tritt  — 
Die  Möglichkeit,  sofort  im  grofsen  anfangen  zu  können,  erklärt 
sich  durch  die  andere  Kigentümiiclikeit  der  Gründung.  Es» 
sind  hauptsächlich  die  Hülfskassen,  die  ihre  Kapitalien  in  der 
Genossenschaft' angelegt  haben,  und  da  die  Mitglieder  dieser 
Organisationen  gleichzeitig  Mitglieder  der  Qenossenschaft 
wurden,  so  hatte  diese  von  Anfang  an  eine  Kundschaft  Ton 
einigen  Tausend  Personen. 

An  die  Bäckerei  schlössen  sich  bald  andere  Abteilungen 
an;  zunächst  kamen  zwei  Apotheken  hinzu,  von  d<>ncn  schon 
gesprochen  ist,  später  eine  Fleischerei,  die  wie  überall  wenig 
einbringt,  und  sehliefslicli  1897  eine  Bierbrauerei,  die  sich  sehr 
rascii  entwickelt  hat.  Dagegen  besitzt  die  Genossenschaft 
weder  eine  Kolonialwaren-^  noch  Kleiderkonfektions-Abteilung, 
und  es  scheint^  dafs  die  Leiter  auf  diese  Artikd  wenig  Gewicht 
legen.  —  Das  Brot  k  2  kg  wird  zu  45  cent.  verkauft,  von 
denen  3  cent.  an  den  Konsumenten  zurückgelangen ^  ebenso 
wird  das  Bier  h.  10  fr.  pro  Hektoliter  verkauft,  von  denen 
1  fr.  dem  Konsumenten  später  rückgewährt  wird.  Die 
Brot})roduktion  bildet  auch  nier  die  Basis.  Öie  entwickelte 
sich,  wie  folgt: 

1888  =  768  864,  1892  =  2  001  350,  1898  =  2  728  208  Brote. 

Da  die  Brote  je  2  Kilo  schwer  sind,  so  ist  die  Brot- 
produktion beinahe  so  grofs  wie  die  des  Vooruit.  Gleicher- 
woise  liefert  die  Bäckerei  den  dciitendstcn  Beitrag  zu  den 
Kinnahmen  r  so  im  Jahre  Ibi^ö  1  180  527  fr.,  zu  einer 
Totaleinnahme  von  1614  461  fr.,  also  gegen  73  "  o. 
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Die  Entwickelang  der  Genossenscluifit  ist  ans  folgender 
Tabelle  ersichtlicli: 


Jahrgfiage 

Hitglieder 

Eiimahmen 
fr. 

Gewinne 
fr. 

1888 
1894 
1898 

Die  Bn 

2  848 
8177 
12S94 

luerei  bat  sieb  w 

648  070 
1000  038 
1614461 

»br  rascb  entwici 

22857 
141643 

kelt. 

Semester 

Pifoduktion 

hl 

Einnalimen 

fr. 

Gewinne 

fr. 

1898  1. 

1898  II. 
189d  L 

1899  IL 

5607 
8623 

1  22051 

57  400 
87  083 
102  670 
12070» 

12464 
21060 
28  408 
ai892 

Wenn  iu  der  Summe  der  Einnalimen  die  jüngere  Branche 
weniger  bedeutend  ißt,  so  scheint  sie  dagegen  relativ  vorteil- 
hafter SU  arbeiten:  der  Gewinn  der  Bäckerei  beträgt  nur 
12  des  ErlOeeS;  der  des  Bieres  gegen  26  ^fo  (im  letzten 
Semester). 

Auch  hier  hat  die  Genossenschaft  unentgeltliche  Brot- 
verteilung an  kranke  Mitglieder  eingpfülirt;  im  letzten  »Semester 
wurde  beispielsweise  für  24  i>2'Z  tV.  Freibrot  geliefert. 
Kinipre  Tausend  Franks  werden  jährlich  für  Parteizwecke 
verbraucht. 

Die  Kundschaft  ist  im  ganzen  Kohlenrevier  zerstreut, 
und  so  kommen  die  Vorteile  des  ,»Progr^^  einem  grofsen 
BerlVlkerungskreis  zu  gute. 

Nacb  dem  Muster  der  bier  ausfübrlicber  gescbilderten 

Genossenschaften  sind  die  flbrigen  organisiert.  Audi  der  jetzt 
fio  starke  „Werker**  von  Antwerpen  (juristisch  nicht  Genossen- 
i<(  halt,  sondern  —  sociale  en  nom  collectif)  hat  mit  kleinen 
Krs})arnissen  der  Arbeiter  angefangen,  ebenso  die  „Populaire" 
von  Lüttich.  Bei  lo  sind  in  erster  Linie  Bäckereien,  welche 
verschiedene  VerkautüUuien  besitzen  und  Wohlfahrtsein- 
richtuugen  unterhalten^  auch  hier  wird  zu  ortsüblichem  Tages- 
preis verkauft  und  die  Rttckgewäbr  in  Bons  verteilt  —  Einige 
Organisationen  wetcben  jedocb  von  den  älteren  Mustern  ab. 
So  ist  die  Genossenschaft  von  Wanfercee-Baulet  (Verkauf  von 
Kahrungsmitteln)^  nacbdem  sie  seit  1886  demselben  System 
g&Solgt  war,  seit  einigen  Jahren  zu  einem  anderen  Uber- 

4* 
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gegangen:  die  Mitglieder  wollen  billige  Ware  haben,  und  es 
wird  ihnen  deshalb  zum  Selbstkostenpreis  verkauft;  auch 
müssen  hier  die  Mitglieder  aufser  der  Eintrittssnmme  von 
12  t"r.  monatliche  Beiträge  von  50  cent.  leisten,  was 
anderweit  nicht  üblich  ist.  Gleicherweise  ist  diese  Genossen- 
schait  die  einzige  uns  bekannte,  welche  nur  au  Mitglieder  ver^ 
kauft  Eine  andere  GenossenBciiafty  die  BAdcmi  von  Boussa- 
lez-Waicourty  verteilt  die  Dividende  Oberhaupt  nicht,  sondern 
sammelt  diese  für  einen  Versicherungsfonds  an,  der  60  jährigen 
Mitgliedern,  welche  SO  Jahre  der  Genossenschaft  angehört 
haben,  zu  ^ute  kommen  soll. 

Ganz  besonders  aber  müssen  diejeTiis;^en  eigenartigen 
Organisationen  Erwähnung  Hnden,  welche  unter  dem  Xameu 
„groupes  (^conomiques"  bekannt  sind.  Ks  sind  nichtein- 
getragene Genossenschaften  ohne  offenen  Laden,  die  den 
Zweck  v^olgen,  gemeinschaftUohe  Einkäufe  fQr  einen  be- 
stimmten Bekanntenkreis  au  machen.  In  einer  Privatwoh* 
nung  ißt  eine  Warenniederlage  eingerichtet,  die  einige  Mal 
wöchentlich  auf  einige  Stunden  geöffnet  wird,  und  wobei  alle 
Mitglieder  der  Reihe  nach  die  Pflichten  des  Ladenhalters 
erfüllen.  Das  Lintrittsgeld  beträgt  3 — ^  fr.,  aufserdem 
%vird  noch  eine  kleine  Kaution  hinterlegt  (gewöhnlich  25  fr.), 
gegen  welche  den  Mitgliedern  Kredit  gewährt  wird,  und  die 
teilweise  der  Genossenschaft  auch  als  Betriebskapital  dient. 
Diese  „groupes**  existieren  fast  nur  in  der  LUtticher  Gegend^ 
und  zwar  soll  es  ihrer  gegen  150  geben  mit  etwa  4500  Mit- 
gliedern*.  Vor  15  Jahren  waren  diese  Vereine  noch  ganz  un- 
bekannt, seit  1895  entwickeln  sie  sich  jedoch  sehr  rasch.  Sie 
gehören  keiner  bestimmten  Partei  an,  sind  aber  zumeist 
socialistisch,  obgleich  die  socialistischen  Genossenschaften  sie 
stark  bekämpfen.  Seit  einigen  Jahren  besteht  eine  Art  von 
Verband  zwiselien  den  einzelnen  Vereinen,  deren  Vertreter 
sich  von  Zeit  zu  Zeit  versammeln,  um  gemeinsame  Angelegen- 
heiten zu  besprechen.  Die  Vorzüge  ihrer  Organisation  er- 
blicken diese  Vereine  darin,  dafs  sie  viel  grttfsere  Dividende 
verteilen  können,  weil  sie  püc  keine  Ausgaben  haben ;  weder 
Wohnung,  noch  Personal  kostet  ihnen  etwas,  und  da  sie  nur 
an  ihre  5titglieder  verknnfen,  glaubten  ^'(^.  steuerfrei  7ä\  sein. 
Die  letztere  Hoffnung  ging  nicht  in  ErfiÜiung,  denn  nachdem 
die  Ikihörden  von  ihnen  erfahren  hatten,  sind  sie  seit  dem 
vorigen  Jahre  zur  Steuerzahlung  herangezogen  worden. 

Diese  „groupes"  sind  nichts  anderes  als  eine  primitive 
Genossenschaftöform,  wie  sie  auch  in  Belgien  scliou  zu  Anfang 
der  GenossenschafUbewegung  bekannt  war.  Bei  weiterer  Ent- 


'  Nach  Ausfia^cn  des  Vorsitzenden  des  Verbandes;  eine  Statistik 
existiert  naturgemäfs  nicht. 
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wickeliing  werden  sie  sich  wahrscheinlich  als  Genossenschaften 
eintragen  lassen. 

C«  Die  katholischen  Genossenschaften, 

1891  wurde  in  Iklgien  die  kathuliscli- sociale  Reform- 
partei  „Ligue  democrati(^ue  beige"  gegnindet.  Laut  Art.  1 
ihrer  Statuten  streht  sie  danach:  a)  die  morab'sche  und 
materielle  Lage  des  Arbeiterstandes  zn  heben,  b)  den  Frieden 
zwischen  Kapital  und  Arbeit  herzustellen.  Hülfskassen,  Gewwk- 
vereine,  Geuossensohaften  sind  die  Mittel,  dieses  Ziel  zu  er- 
reichen. In  Belgien  nun,  wo  die  katholische  Partei  am  Ruder 
ist,  und  die  Sociali.^tpn  fine  rasch  wachsende  Minorität  bilden, 
entspinnt  sich  ein  Kampf  zwischen  beiden  Parteien  nicht  nur 
im  Parlament,  sondern  auch  im  praktischen  Leben.  Die 
Iwatholischen  V^ereine  stellen  sich  den  Kampf  mit  dem 
Soeialismus  zur  direkten  Aufgabe  und  suchen  mit  denselben 
3Iitteln  auf  die  Arbeiterklasse  einzuwirken,  durch  die  es  den 
Socialisten  gelungen  ist,  in  kurzer  Zeit  so  viele  Anhänger  zu 
werben. 

Schon  in  der  päpstlichen  Encyklika  „rerum  novarum" 
wird  die  Ntitzlichkoit  einer  Arbeiterorganisation  betont,  nnä 
als  seitens  verschiedener  katholisch- social  gesinnter  Männer 
Kinwiinde  erhoben  und  aut  die  Gefährlichkeit  solcher  Orga- 
li isationen  hingewiesen  wurde,  lautete  die  päpstliche  Antwort, 
man  dürfe  die  Arbeiter  nicht  in  die  Arme  der  Socialisten 
treiben.  Wie  dieses  Motiv  in  der  katholischen  Gewerkvereins- 
Organisation  eine  grolse  Rolle  spielt,  so  ist  es  für  die  genossen^ 
BchafUichen  Bestrebungen  der  Partei  ein  nicht  minder  be- 
ötimmender  Faktor.  Viele  der  hier  darzustellenden  Genossen- 
schaften nennen  sich  „antisocialistisch"  und  .suchen  gerade 
diejenigen  Orte  auf,  wo  eine  socialistische  üeuossenscliaft  schon 
besteht.  Zwischen  beiden  Instituten  entspinnt  sich  dann  die 
Konkurrenz,  und  manchmal  muls  die  eine  scheiden  und  ihrer 
C^egnerin  das  Feld  rttumen.  Es  ist  hier  zu  bemerken,  dafs 
die  katholischen  Genossenschaflton  im  allgemeinen  mit  gröfseren 
Schwierigkeiten  zu  kJUnpfen  haben  als  die  socialistischen. 
Schon  der  Gründung  treten  oft  Hindernisse  entgegen,  die  den 
Bocialistischen  unbekannt  sind.  So  mufs  z.  B.  die  katholische 
Partei  die  Interessen  des  Kleinhandels  in  Betracht  ziehen, 
denn  die  kleine  Bourgeoisie  gehört  ihr  fast  ausnahmslos  an 
und  suclit  Inn  ihr  ihre  Kettung ;  die  Erhaltung  des  Mittelstandes 
gehört  zum  Prugramm,  und  schon  deshalb  ist  die  Gründung 
von  Genossenschaften  mit  ihrer  vernichtenden  Eonkurrenz  er- 
schwert Dazu  kommt,  dafs  die  socialistischen  Genossen- 
Schäften  früher  ins  Leben  gerufen  sind  und  schon  hierdurch 
an  vielen  Orten  eine  gewisse  Priorität  besitzen.  Endlich  ist 
in  der  Arbeiterklasse  die  socialistische  Gesinnung  doch  stark. 
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ja  in  überwiegendem  Mafse  verbreitet,  und  den  neuen  katho- 
lischen Genossenschaften  fallt  es  deshalb  schwer.  Mitglieder 
zu  finden.  Sehr  oft  werden  Prirntkapitalien  zu  Hülfe  ge- 
rufen, ja,  um  Arbeiter  einer  Gegend  von  Einkäuten  in 
socialistischen  Läden  abzuhalten,  kommt  es  vor,  dafs  Personen, 
welche  aufserhalb  der  Arbeiterklasse  stehen,  einen  Laden 
eröffnen )  der  den  Konsumenten  dieselben  Vorteile  ge- 
währen 8oU^. 

So  sind  im  grotsen  und  ganzen  gegenwärtig  die  katho- 
lischen Konsumvereine  weniger  zahlreich  und  bedeutend  als 
die  socialistischen.   Der  „Ligue  dömocratique"  gehören  31  an, 

aber  aufser  rlicsen  giebt  es  andere,  die  officiell  ihren  poli- 
tischen Charakter  nicht  hervortreten  lassen  und  deshalb  nicht 
registriert  werden  können.  Folgende  Tabelle  zeigt,  wie  ao 
denselben  Orten  Genossenschaften  beider  Parteien  neben- 
einander bestehen  nnd  dieselben  Handelsoperationen  treiben» 

(Hierzu  die  Tabelle  S.  !>5.) 

Wir  sehen,  dafs  in  den  meisten  Fällen  die  katholischen 
Genossenschaften  später  konuiK  u  und  weniger  bedeutend  sind» 
Eine  Ausnahme  bildet  „Les  ouvriers  reunis",  die  bedeutendste 
katholische  Genossenbchalt,  bei  der  wir  einen  Augenblick  ver- 
weilen mOssen. 

Lea  ouvriers  reunis,  Charleroi. 

Das  Beispiel  der  socialistischen  Genossenschaften  fJihrte 
auch  die  katholischen  Arbeiter  des  Kohlenbeckens  von  Char- 
leroi auf  den  Gedanken,  ein  ähnliches  Institut  zu  gründen, 
und  zu  Beginn  der  neunziger  Jahre  wurde  diese  Idee  in 
Charleroi  durch  die  Gründung  der  .ouvriers  reunis"  verwirk- 
lieht. Der  Anfang  wnrde  mit  einer  Bäckerei  gemacht,  zu  der 
später  eine  Bierbrauerei  hinzukam ;  seit  1897  ist  die  Genossen* 
Schaft  im  Besitz  einer  Mälzerei.  Die  Anteile  von  25  fr.,  von 
denen  jedes  Mitglied  eine  unbegrenzte  Anzahl  besitzen  kann^ 
werden  mit  4'^  o  verzinst,  die  Gewinne  nach  i\em  K^^nsum 
verteilt.  Brot  wird  aucli  an  Nichtmitglieder  verkauft,  wi  khe 
aber  kaum  5^/o  ausmachen;  Bier  dagegen  nur  an  Mitglieder. 
—  Die  Rückgewähr  beträgt  2  cent.  pro  Brot  und  40 — 50  cent. 
pro  Hektoliter  Bier  und  wird  in  bar  ausgezahlt  —  Die  Ge- 
nossenschafty  welche  1892  1282  Mitglieder  zählte,  hat  jetst 
deren  7414.  Die  Brotproduktion  betrug  im  letzten  Jahre  gegen 
3^  8  Millionen  Kilogramm,  und  es  wurden  im  selben  Ja^re 
19  000  Hektoliter  Bier  gebraut.   Die  Gewinne  betrugen  1895 


^  So  Warden  wir  in  einem  Dorfe^  wo  wir  eine  Qonoeseiiflehaft  auf-  ' 
Buchten,  gefragt,  ob  es  die  Arbeiteigenosse&Bclisft  oder  die  »des  Berons* 

s^,  die  wir  suchen. 
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27000  fr.,  1899  48000  fr.  Auch  in  dieser  Genossenschaft 
bestehen  Wohlfahrtseinrichtungen  für  die  Mitglieder.  Seit 
1896  besteht  eine  Htllfskasse,  die  kranken  Mitgliedern,  die 
ein  halbes  Jahr  der  Genossenschaft  angehören,  zwei  ^lonate 
hindurch  gratis  täglich  ein  Brot  liefert;  189^  wurden  für 
7368  fr.  Freibrot  verteilt.  Aufserdem  gewährt  die  Genossen- 
schaft im  Todesfalle  eines  Mitgliedes  der  Familie  eine  Geld- 
gumme,  auf  die  die  Angelnirigen  ohne  bestimmte  Beitrags- 
leiistungen  einen  Anspruch  babeii;  Vorbedingung  i.st  allein, 
dafs  der  Verstorbene  drei  Jahre  hindurch  regelmäfsiger  Brot- 
abnehmer war.  Das  Sterbegeld  bemifet  sich  nach  dem  vom 
Verstorbenen  erzielten  Gewinne,  kann  aber  nicht  unter  30 
und  nicht  über  300  fr.  ausmachen.  Es  wurden  im  letzten 
Jahre  532  fr.  dafür  verausgabt.  —  Auch  indirekt  werden 
den  MitgliedeiTi  Unterstützungen  gewährt,  indem  sie  mit 
anderen  Wohlfahrtsvereinigungen  in  Verbindung  gebracht 
werden ,  z.  B.  ist  ihnen  der  Eintritt  in  einen  Bauverein  und 
eine  Alter.sversieherungska.s.sc  erleichtert.  Man  »ieht,  dafa 
die  Uiganiöationsprinzipieu  dieselben  sind  wie  in  den  socia- 
listischen  Genossenschaften.  — 

Die  ttbrigen  katholischen  Oiganisationen  besitzen  zum  Teil 
Bäckereien  mit  Verkaufsläden,  zum  Teil  nur  Verkaufsläden 
und  sind  nach  Gegenden  ganz  ebenso  verteilt  wie  die  socia- 
listischen.  So  existiert  in  Brüssel  eine  recht  bedeutende 
Bäckerei  ohne  ausgesprochenen  politischen  Charakter  — 
„l'eeononiie  sociale".  Die  Gründer,  wie  die  Mitglieder 
gehören  aber  der  klerikal«  n  Partei  an.  Die  Anteile  a  10  fr. 
werden  sofort  oder  allüiuhlicii  durch  zurückgehaltene  Divi- 
denden Tollbezahlt.  Man  unterscheidet  1.  parts  de  fondation^ 
Anteile,  die  den  GrUndem  gehören,  welche  nicht  Konsumenten 
waren  oder  sind.  Diese  Anteile  werden  allmählich  getilgt 
und  dadurch  in  2.  parts  de  jouissance  verwandelt,  d.  h.  solche 
Anteile,  die  blofs  zu  nichtniateriellen  Reeliten,  der  Teilnahme 
an  Versammlung:en  z.  B.,  hor^chtigen.  3.  Die  dritto  Art  be- 
steht aus  den  parts  des  coopcratcurs,  d.  h,  den  gewöhnlichen 
Anteilen  der  Konsumenten.  Daraus  ist  zu  ersehen,  dafs  diese 
Genossenschaft  eine  Übergangsiorm  bildet  von  derjenigen, 
wo  die  Gewinne  nach  dem  angelegten  Elapital  verteilt  werdeo, 
in  diejenige,  wo  der  Konsum  als  VerteilungsmalAstab  dient 

Die  Bäckerei  ist  mit  den  neuesten  Einrichtungen  ver- 
sehen, und  die  Produktion  betrttgt  gegen  4000  kg  täglich. 
Das  Schicksal  der  Reingewinne  ist  unbekannt.  —  Auch  die 
grofse  Brauerei  ^'  o  n  H  o  u  d  e  n  g  -  G  o  e  g  n  i  e  s  verteilt  di e 
Dividende  nach  d*  ui  Konsum  und  nach  der  Kapitalanlage  und 
ist  darin  der  friih<'ren  Organisation  der  soeialistischen  Brauerei 
von  Charleroi  ähnlich,  im  Borinage  finden  wir  katholische 
Bäckereien  in  Orten,  wo  es  socialtstische  schon  giebt,  z.  B. 
in  Jemappes.   In  der  Lütticher  Gegend,  wo,  wie  wir  »chon 
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gosehen  haben,  namentlich  die  Kaufläden  sicli  eiDgebfirirprt 
haben,  existieren  eben  falls  solche  beider  Kichtuagen,  so  in 
beraing  und  Fl^malle  Grande. 

Charakteristisch  fiir  die  Gründung  von  Quasi  -  Genossen- 
schaften, an  denen  die  Arbeiter  gar  nicht  beteib'gt  sind,  und 
wo  also  die  Selbsthttlfe  keine  Rolle  spielt,  ist  die  Bäckerei  „Le 
Bon  Grain** ,  welche  der  socialistischen  Genossenschaft  ^Le 
Progr^**  Konkurrenz  machen  sollte.  Jnristisch  hat  sie  die 
Form  der  Aktiengesellschaft  (sociötö  anonyme)  angenommen, 
sie  dient  aber  nicht  Erwerbs-,  sondern  gemeinnützigen  Zwecken, 
giebt  85**/o  der  Gewinne  in  eine  Altersversicherungskasse  und 
erstattet  den  Konsumenten  die  tlbliehe  Riickgew?ihr  pro  Brot. 
Der  Arbeiter,  der  hier  dieselben  Vorteile  wie  in  der  Genossen- 
achaft  geniefst,  tritt  gerne  bei,  und  das  politische  Ziel,  ihn 
dem  Socialismua  au  entreifsen,  wird  bis  zu  einem  gewissen 
Ghrade  erreicht.  Dafs  solche  Gesellschaften  den  Arbeiter» 
Genossenschaften  das  Bestehen  wirklich  erschweren  können, 
erklärt  sich  schon  daraus,  dafs  die  Kapitalkraft  hier  eine  viel 
bedeutendere  ist,  wie  sie  z.  B.  hf^\  der  Gründung  der  eben* 
genannten  Bäckerei  100000  fr.  betrug.  — 

Fassen  wir  das  über  die  Genosscnschat'ten  der  Konsu- 
menten Gesagte  zusammen,  so  ergiebt  sich  folgendes.  Das 
politische  Moment,  welches  sie  In  den  meisten  Fällen  charakte- 
risierty  hat  verschiedene  Wirkungen  gehabt,  es  ist  ihre  starke^ 
wie  ihre  schwache  Seite.  Die  starke  Seite  besteht  darin,  dafs 
die  politisch  organisierten  Genossenschaften  ein  viel  einheit- 
licheres, kompakteres  Ganze  bilden.  Alle  Mitglieder  gehören 
glei<])Ham  einer  höheren  Einheit  an;  sie  begnügen  sich  nicht 
damit,  ihre  Einkäufe  in  den  genossenschaftlichen  Läden  zu 
machen,  sie  werden  durch  ein  stärkeres  Band  verbunden.  Die 
Genossenschaft  soll  ihnen  das  geben,  was  ihnen  anderswo  ver- 
sagt wird :  Httlfe  in  Krankheits&Uen^  Pension  in  alten  Ta^en, 
ein  Versammlungslokal,  wo  man  sich  nach  der  Ail>eit  ausruhen 
und  mit  Gesinnungsgenossen  zusammenkommen  kann  u.  s.  w. 
Handelt  es  sich  um  eine  Wahltaktik  oder  um  einen  Streik  — 
immer  ist  die  Genossenschaft  die  Seele  des  TTnterneliinens :  in 
tlen  Vereinssälen  wird  diskutiert,  und  die  Hülfssummen  fliefsen 
aus  der  Genossenschaftskasse.  Aber  auch  eine  schwache  Seite 
hat  der  politische  Charakter:  das  wirtschaftliche  Ziel  der  Ge- 
nossenschaft wird  oft  hinter  das  politische  auf  den  zweiten 
Platz  gewiesen.  So  wird  der  GrQndungsort  ftlr  eine  neue 
Genossenschaft  nicht  immer  den  wirtschaftlichen  Bedttrfnissen 
entsprechend  gewählt,  sondern  man  sucht  Gegenden  auf,  wo 
die  Parteiorganisation  noch  nicht  stark  genug  vertreten  ist. 
Es  entstehen  hierdurch  Genossenschaften  verschiedener, 
gegnerischer  Parteien  nebeneinander;  kaum  hat  sich  ein 
socialistischer  Konsumverein  irgendwo  gegründet,  so  foli^t 
ihm  in  Bälde  ein  katholischer,  und  auf  diese  Weise  giebt 
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€8  in  einer  Stadt  mehrere  solcher  Institute,  in  einer  endereii 

dagegen  kein  einziges;  oft  wird  der  Konkurrenzkampf  so 
heftiir  geführt,  dafs  die  eine  Partei  ihr  Unternehmen  auf- 
geben mufs. 

Wenden  wir  uns  zu  den  den  Mitgliedern  gewahrten  Vor- 
teilen, 60  sind  sie  mit  den  Worten  „billigere  und  bessere 
Wttre*  fast  erschdpft  Die  Bäckereien  führen  ihren  Mitglie- 
dern. grOfeere  Dividenden  zu,  wo  eie  noch  andere  Abteilungen 
haben,  beschränken  sie  sich  auf  5— 6®/oige  Rückgewähr, 
was  so  wenig  anlockend  wirkt,  da&  —  wie  wir  gesehen  haben 
—  der  gröfste  Teil  der  Mitglieder  in  der  Genossenschaft  gar 
nicht  einkauft.  Diejenige  Verkaufs! aden,  welche  gröfsere  Be- 
trüge zurückerstatten,  sind  gewöhnlich  die  weniger  bedeutenden, 
so  z.  B.  die  „groupes  economiques"  der  Lütticher  Gegend, 
welche  15 — verteilen.  Das  ist  hauptsächlich  der  Grund, 
warum  die  Konsumvereine  dort,  wo  sie  nicht  im  Dienste  der 
Politik  standen,  seitens  der  radikalen  Kreise  sich  nie  einer 
besonderen  Sympathie  erfreut  haben.  Die  Franzosen  blicken 
mit  einer  gewissen  Verachtung  auf  die  „boutiques  d'öpiciers'^ 
herab,  welche  nichts  anderes  im  Sinne  haben,  als  ihren  Mit- 
gliedern einige  Ffennige  zu  ei  '^])aren ,  womit  mau  jedoch  ihr 
Wesen  und  ihre  sociale  Bedeutung  verkennt. 

Das  Hauptcharakteristikum  der  Konsiimentengenossen- 
Schaft  liegt  darin,  dafs  sie  den  Interessen  eines  bestimmten 
Kreises  dient,  und  selbst  daran  interessiert  ist,  diesen  Kreta 
möglichst  2U  vergrOfsem.  Jedes  neue  Mitglied  stärkt  die 
Oenossenschalt,  und  da  ihr  Ziel  gröfstmöglicher  Absatz  ist, 
so  dient  jeder  neue  Konsument  diesem  Ziel.  So  wwden  die 
Kroisf»  der  Beteiligten  immer  erweitert,  die  Interessen  des 
Kin>^t'lnen  und  der  Gesamtheit  sind  solidarisch.  In  dieser 
Hinsicht  befindet  sich  die  Konsumenteugenossf  iist  liaft  in 
direktem  Gegensatz  zu  der  Genossenschaft  von  Produzenten, 
welche,  wie  wir  sehen  werden,  bei  gröfserer  Entwickelung 
an  einer  Abschliefsung  gegen  neue  Mitglieder  interessiert  ist. 
Dieser  Unterschied  der  „föderalistischen''  und  der  „individo»- 
listischen"  Genossenschaft,  wie  beide  Arten  genannt  werden, 
ergiebt  einen  weiteren.  Die  allmähliche  Entwickelung* 
vom  kleinen  zum  grofsen  erfolgt,  ohne  dafs  irgend  welche 
Opfer  gebracht  werden  müssen;  im  ntp^mteil,  an  noiien  Bei- 
tritten zur  Genossenschaft  ist  jedes  Mitglied  interessiert j  und 
deshalb  entwickelt  sich  der  Kleinhandel  zum  Grofshandel,  der 
Kleinbetrieb  zum  Grofsbetrieb  ^anz  von  selbst,  ohne  dals» 
irgend  ein  Genosse  geschädigt  wird.  Die  Genossenschaft  wird 
SU  einem  Mittel  der  grofsindustriellen  Entwickelung  mit  aUen 
den  Vorzügen,  die  der  letzteren  eigen  sind.  —  Sehen  wir  die 
belgischen  Bäckereien  an,  aus  kleinen  Bäckerstuben  sind  Brot- 
fabriken geworden,  billigeres  Brot,  schnellere  Produktion, 
hygieinischere  Einrichtungen,  bessere  Arbeitsverhältnisse  waren 
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die  Folgen.  Und  überall ,  wo  die  Entwickelung  so  vorgeht, 
mttsien  dieselben  Resultate  eintrefien.  Nicht  alle  Gewerbe 
lassen  sich  genossenaobaftlich  oi^anisiereni  diejenigen  aber^ 
deren  Produkte  dem  unmittelbaren  Konsum  dienen  und  des- 
halb von  Organisationen,  welche  den  Interessen  der  Konsu- 
menten dienen,  betrieben  werden  können,  müssen  unter  diesem 
Gesichtspunkt  betrachtet  werden.  Es  handelt  hicIi  nicht  um 
Umgestaltung  der  modernen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  durch 
genossenscliafitltehe  Organisation,  sondern  lediglich  um  Modifi* 
sieniDg  einiger  Betriebszweige.  Wie  der  Staat  einerseits  immer 
gröfsere  Betriebe  in  seine  Hände  nimmt ,  so  thut  es  anderer- 
seits die  Genossenschaft  der  Konsumenten.  Das  Prinzip  Ueibt 
dabei  dasselbe.  Der  Staat  sucht  das  zu  verstaatlichen .  was- 
sich  nach  seinen  Anscliauungen  für  den  Staatsbeti'ieb  eignet^ 
und  dessen  staatliche  Verwaltung  im  Gesamtinteresse  der  Be- 
völkerung liegt,  die  Konsumenten  organisieren  da«,  was  ihren 
speciellen  Bedtlrfnissen  entspricht  Oft  können  die  beiden 
Formen  (staatliche  und  genoesensdhafUicbe)  sich  ergllnzen,  s<> 
z.  B.  bei  der  Organisation  des  Verkehrs,  welcher  rein  genossen- 
schaftlich nicht  organisiert  werden  kann.  Das  Ziel  aber,  den 
Bedarf  durch  die  Bedürftigen  zu  decken  und  diese  nicht  von 
anfserhalb  stehenden  ÜnternehmungeTi  abhJingijr  9'-n  raachen, 
ist  in  beiden  Fallen  dasselbe.  Solange  die  Konsunivt  reine 
aich  auf  Verkaufsläden  beschränken,  schaffen  sie  nur  direkte 
Beziehungen  zwischen  Grofshändler  und  Konsumenten,  wenn 
sie  sich  auf  die  Produktion  verlegen ,  stellen  sie  den  Proda- 
senten in  direkte  Berührcing  mit  dem  Konsumenten.  Erreicht 
ist  in  dieeer  Hinsicht  in  England  mehr  als  anderswo ;  doch 
fabrizieren  auch  dort  die  beiden  „Wholesale  Societies*'  nur 
18  **  0  von  dem,  was  sie  verkaufen.  Immerhin  ist  das  der  Weg,, 
den  die  genossenschaftliche  Entwickelnno"  freht,  imd  dem  die 
Zukunft  crr^hört^-  die  doppelte  Aulgabe  der  Konsumenten- 
Genossenschaften,  die  Organisation  des  Absatzes  und  die 
Hintiberleitung  der  Produktion  zum  Grofsbetrieb ,  tritt  dabei 
klar  zu  Tage. 


D.  Die  ArbeitBverMltnlBse  der  AngeBtellten  in 
KonBumentenfirenossenBohafteii. 

Die  Konsumvereine  sind  immer  in  einem  Punkte  an- 
gegriffen worden;  es  wird  behauptet,  sie  ändern  nichts  an  der 
Lage  ihrer  Angestellten,  der  Unternehmergeist  entwickele  sich 

*  Die  Frage,  ob  Konsumvereine  pich  auf  Produktion  verlegen 
sollen,  ist  auf  die  Tagesordnung  des  bevorstehenden  Kongresses  in 
Paris  sctftellt  Wir  glauben,  daTs  hier  nur  eine  blähende  Antwort 
ndgUcQ  ist* 
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»0  stark,  dafs  die  Lage  des  angestellten  Personals  keine  günstige 
sein  kOime.  Schon  auf  dem  KoDgrefs  der  britischen  Genossen- 
schaften von  1893  hat  Jlaxwell  darauf  hingewiesen,  dafs 
der  orröfüte  Teil  der  Genossenschaften  die  Lage  ihrer  An- 
gesteliten vollständig  ignoriert,  ihnen  keine  iSonuabendnach- 
mittagsruhe  gönnt  und  an  Werktagen  sie  zu  lange  beschäftigt. 
Auch  dafs  die  englische  „Wholesale  Society'',  im  Gegensatz 
zu  der  schottischen,  ihre  Arbeiter  am  Gewinn  nicht  beteiligen 
will,  hat  zu  vielen  Anfechtungen  Veranlassung  gegeben.  — 
Der  Konsumverein,  als  OiganisatioD,  die  im  Interesse  des  Kon- 
sumenten besteht,  ändert  ja  an  den  Beziehungen  zwischen 
Arbeit  und  Kapital  prinzipiell  nichts,  denn  gleich  allen  Privat- 
unternehmungen sind  die  Konsumvereine  an  der  Verbilligung 
der  Produktionskosten  interessiert.  Wenn  wir  dennoch  die 
Frage  der  Arbeitsverhältnisse  hier  streifen  wollen,  so  geschieht 
das  aus  zwei  Grlinden:  erstens  haben  in  letzter  Zeit  die 
Arbeitsverhältnisse  die  Aufmerksamkeit  der  Konsumenten  über» 
haupt  auf  sich  gelenkt^  man  denke  an  die  amerikanische  Liga 
der  Konsumenten,  welche  einen  starken  Druck  auf  die  Unter- 
nehmer ausübt,  den  sweating  EU  beseitigen  sucht  etc.,  und  es 
ist  daher  nicht  ohne  Interesse,  zu  sehen,  wie  die  Konsumenten 
in  ihren  eigenen  Unternehmungen  handeln.  Zweitens  gehören 
die  belgischen  Konsumvereine  Parteien  an,  welche  für  das 
Wühl  des  Arbeiterstaiules  eintreten ;  es  ist  deshalb  zu  unter- 
suchen, inwieweit  ihre  Prinzipien  in  ihren  eigenen  Unter- 
nehmungen verwirklicht  werden,  — 

Die  belgischen  Konsumvereine  haben  den  Arbeitsverhält- 
nissen ihrer  Angestellten  besondere  Aufmerksamkeit  geschenkt, 
namentlich  sind  es  die  socialistischen  Genossenschaften,  welche 
stolz  darauf  sind,  dem  pnirlischen  Mu.ster  nicht  gefolgt  zu  sein. 
Kins  mufs  aber  von  voniiierein  bemerkt  werden,  die  grofse 
Konkurrenz,  die  ihnen  gemacht  wurde  und  gemacht  wird,  er- 
schwert die  Verwirklichung  der  gefalsten  Pläne,  und  oft  sind 
deshalb  trotz  der  besten  Vorsätze  die  Arbeitsverhältnisse  nicht 
auf  der  gewünschten  Höhe.  —  Die  Bäckereien  mttssen  zuerst 
in  Betracht  gezogen  werden.  Die  Gröfse  der  Produktion  hat 
es  ermöglicht,  Tag  und  Kacht  zu  arbeiten  und  Schichten  zvl 
je  8  Stunden  einzufahren.  Die  Bedeutung  dieser  Reform,  die 
bei  ihrer  Inaugurierung  ebensoviel  Gegner  unter  den  Genossen- 
schaften wie  unter  den  Arbeitern  selbst  hatte,  ist  nicht  zu 
unterschätzen,  wenn  man  an  die  Lage  der  Arbeiter  im  Bücker- 
gewerbe überhaupt  denkt;  der  12 — ^Hbtuudige  Arbeitstag  ist 
auch  in  Belgien  keine  Seltenheit,  die  Gewerkschaftsorgani- 
sation  ist  schwach  und  hat  keinen  Einflufs.  Die  Löhne  der 
Bäcker  betragen  in  den  grofsen  Genossenschaftsbftckereien 
5  fr.  pro  Tag)  während  sie  in  den  Privatbäckereien  oft  nur 
die  Hälfte  davon  ausmachen.  Die  „Maison  du  Peuple*^  in 
Brüssel  beschäftigt  60  Bäcker,  der  « Vooruit''  88,  der  ,Progr^* 
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von  JoHmont  40,  und  alle  diese  GenoBsenschafton  haben  den 
achtstündigen  Arbeitstag  eingeführt^  wenn  die  Lohnsätze  untere 
einander  auch  etwas  aDweiehon:  in  BrüHscl  wrrdeii  5  fr.  pro 
Tag  gezahlt,  in  Jolimont  2  fr.  60  ccnt.  pro  100  Brote,  mit 
einem  Minimaliohn  von  4  fr.  56  ceut.  pro  Tag,  was  ge- 
wöhnlich 5  fr.  25  Cent,  pro  Tag  ausmacht,  und  in  Gent 
4  fr.  Auch  in  der  „Populaire"  von  Lüttich  sind  die  acht- 
fttündigen  Schichten  eingeführt  bei  einem  Lohnsatz  von  55  cent. 
pro  Stunde,  also  4  fr.  40  cent»  täglich.  Der  ^Werker"  von  Anfr* 
werpen  hat  trotz  der  grofsen  Produktion  keinen  achtstündigen 
Arljeitstag,  dagegen  existiert  ein  solcher  in  kleineren  Genossen- 
schaften, wie  in  der  ,,Con('orf1e"'  von  Roiix  und  im  „Proiotaire" 
von  Louvain.  Im  grofsen  und  ganzen  ist  natürlich  ein  ge- 
wisser Umfang  der  Produktion  eine  notwendige  Voraussetzung 
günstiger  Arbeitsverhältnisse  auch  in  den  genossenschaftlichen 
Bftckereien;  dort,  wo  nur  in  der  Nacht  gearbeitet  wird,  und 
blofs  eine  Schicht  besteht,  da  ist  der  achtstündige  Arbeitstag 
fast  unmöglich,  herrscht  in  der  Regel  die  zehnstündige  Arbeits- 
zeit vor.  Dieselbe  Arbeitsdauer  finden  wir  auch  in  den  meisten 
katholischen  Genossensschaften ;  in  den  Beamtcnkonsnmvereinen 
läfvt  si<  h  keine  bestimmte  Arbeitszeit  feststellen,  jedenfalls  ist 
sie  eine  günstigere  als  in  den  Privatunteniehmungen. 

Neben  den  Bäckern  sind  noch  Austräger  in  den  Bäckereien 
beschäftigt.  Ihr  Lohn  ist  gewöhnlich  dem  der  Bäcker  gleich, 
die  Arbeitszeit  aber  länger.  Oft  werden  sie  nach  der  ver- 
kauften Quantität  bezahlt:  so  bekommen  die  Austräger  beider 
Genossenschaften  von  Oharleroi,  der  socialistischen  und  der 
katholischen ,  neben  einem  fixen  Lohn  noch  1  cent.  für  jedes 
über  eine  bestimmte  Summe  verkaufte  Brot;  (und  zwar  wngt 
in  der  ^socialistischen  der  Zuschlag  bei  200  Broten  an,  neben 
einem  iixcn  Lohn  von  4  fr.  80  cent.,  in  der  katholischen 
bei  1800,  neben  einem  solchen,  von  4  fr.).  Diese  Löhne 
können  nur  mit  den  hohen  Löhnen  der  skiiied  labourers 
Belgiens  vei^lichen  werden,  und  dabei  ist  zu  berücksichtigen, 
dafs  die  Austräger  nicht  zu  den  gelernten  Arbeitern  gehören: 
ebenso  wie  die  Bäcker  in  den  socialistischen  Genossen- 
schaften sind  diese  oft  Arbeiter  aus  anderen  Berufen,  welche 
ihrer  politischen  Überzeugungen  wegen  frühere  Stellen  verloren 
haben.  Eine  Forderung,  die  an  die  Arbeiter  der  socialistisclien 
Genossenschaften  gestellt  wird,  ist  die  Zugehörigkeit  zur  ge- 
werkschaftlichen Organisation  und  die  Mitgliedschaft  beim  be- 
treffenden Konsumverein;  dadurch  werden  die  Beziehungen 
zwischen  Genossenschaft  und  Gewerkschaft  gefördert,  und  der 
Arbeiter  sorgt  ftlr  seine  Interessen  als  Produzent  und  als  Kon- 
sument — 

Wenden  wir  uns  von  den  Bäckereien,  wo  die  Arbeitsverhält- 
nisse in  den  Genossenschaften  mit  denen  der  individualistischen 
Unternehmungen  gar  nicht  verglichen  werden  können,  zu  den 
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Anderen  Prodiiktionsateliers  und  Verkaufsläden,  sn  tritt  dieser 
Unterschied  nicht  so  khir  zu  T&'^e.  I  >er  .Voonfii  welrhpr  den 
übrigen  Genossenschaften  in  vielen  Beziehungen  ein  ."Cluster 
gewesen  ist,  hat  übcjall  mustergültige  Arbeitsverhältnisse  ein- 
führen wollen.  In  öeinen  Werkstätten,  wo  Schuster,  Schuh- 
und  Welisnitkermneii  beschüitigt  waren,  bestanden  Mindest* 
lohne  und  flUr  Frauen  der  achtstandige  Ärbrntstag.  Es  dauerte 
Jedoch  nicht  lange^  da  mufste  die  praktische  Verwirklichung 
theoretischer  Prinsipien  angegeben  werden,  und  zwar  lagen  die 
Oründc  teils  in  der  ersolnvertcn  Konkurrenz,  teils  in  dtMii 
Verhalten  der  Arbeiter.  Letztere  gaben  sich  zu  wenig  Muhe 
iind  thaten  nach  der  Behauptung  der  Leiter  nicht  ihre  Schuldig- 
keit. Die  20  jetzt  in  der  Schusterwerkstatt  beschäftigten 
Arbeiter  stehen  sämtlich  im  Stücklohn,  ohne  daCs  ein  Mindest- 
lohn existiert;  die  Zahl  der  in  der  Werkstatt  beschäftigten 
Arbeiter  ist  herabgesetst,  und  ein  grofser  Teil  der  Arbeit  wird 
an  Heimarbeiter  vergeben*.  —  Die  „Maison  du  Peuplo"  von 
Brüssel  hat  bis  jetzt  keine  eigenen  Werkstätten  f&r  die  be- 
schäftigten Schneider  und  Näherinnen :  man  zieht  es  vor,  diese 
Arbeit  Hoimfirbeitern  zu  überlassen,  ^\  eil  man  eben  die  Ateliers 
nicht  so  gestalten  kann,  wie  man  es  möchte.  Der  Grund  dafür 
liegt  am  wenigsten  bei  den  Genossenschaftsleitern,  sondern  viel- 
mehr darin,  dafs  in  diesen  Zweigen  die  Genossenschaften  an  Be- 
deutung hinter  der  Privatindustrie  zurückstehen  und  der  Absats 
«0  gering  ist,  dafs  sie  dabei  kaum  bestehen  konnten,  w«nn  sie 
andere  Prinzipien  befolgten  als  die  Priyatunternehmer.  Anderer- 
seitsverfolgt aie  socialistische  Genossenschaft  auch  einfinanridles 
Ziel,  einen  möglichst  grofscn  Gewinn  zu  Agitationszwecken, 
und  dieses  weitere  Ziel  hält  vielleicht  von  einem  näheren  — 
-der  Hebung  der  Lage  der  beschäftigten  Arbeiter  —  ab. 
Dennoch  ist  es  unzweifelhaft,  dafs  im  Vergleich  zu  deu  Privat- 
unternehmungen die  Arbeitsverhältnisse  bei  den  Genossen- 
schaften gttnstiger  sind;  der  „Voornif*  sahlt  den  Sohneiden 
25 — 90  ^f9  mehr  als  in  Gent  ttblich  ist,  den  Näherinnen  sogar 
100<^/o  (so  für  12  Knabenhemden  1  fr.  42  cent.  gegen 
70  Cent,  der  Konkurrenten).  Die  Schneider  der  „Populairc* 
in  Lüttich  erhalten  ftir  das  Kälien  eines  Rockes  4  fr.  50  cent.. 
einer  Weste  1  fr.,  einer  Hose  1  fr.  25  cent.,  während  )>ei 
glcicliem  Stoff  in  Lüttich  3  fr.  für  Hock  und  je  75  cent. 
für  Weste  und  Hose  gezahlt  werden.  —  Die  „Maison  du  Peuple" 
lohnt  ihre  pompiers  („Dachschneider")  mit  30  fr.  pro  Woche 


*  Die  Vorgänge  im  „Vooruit"  haben  die  verscItiedeaBten  Anfech- 
tungen in  der  Presse  Belgiens  hervorgerufen.  Die  Pinen  anchten  nach- 
zuweisen, die  socialistische  Genosacnschaft  beruhe  auf  eineut  Aus- 
beutungssystem,  die  anderen  verkündeten  ein  Fiasko  der  von  d<T 
Genossenschaft  vortrotcrK  ri  Prinzipien.  YergL  darüber:  DewinnCt  Le 
Yooruit  et  ses  detraeteurs,  1896. 
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bei  zehnstündigem  Arbeitstag;  im  CM  derselben  Genossen- 
«chaft  werden  die  Kellner  bezahlt,  ohne  auf  Trinkgelder  an- 

fewiescii  zu  sein,  sie  erhalten  50  l  ent.  pro  Stunde  und  arbeiten 
urchschnittlieh  60  Stunden  vvüchentlieh.  Vielleicht  verdienen 
äie  dabei  weniger  als  viele  Kellner  anderer  Reätaurants,  aber 
ilir  Gehalt  ist  sicher,  und  die  überlange  Arbeitszeit ,  die  im 
Kellnerbenife  sonst  Torhemcht,  ist  ihnen  unbekannt.  — 

Die  Gehttlter  der  Ladenverkauferinnen  sind  zu  verschieden, 
um  vetglichen  werden  zu  kOnnen.  In  Brüssel  erhalten  sie  — 
nach  persönlichen  Angaben  des  Gewerkvereinssekretärs  — 
40 — 75  fr.  monatlich ,  wobei  der  Arbeitstnir  von  8  Uhr  früh 
bis  8,  9,  10  Ulir  abeadö  dauert.  In  der  Brüsseler  Geno.>5sen- 
«chaft,  welche  vielleicht  mehr  als  die  anderen  für  ilire  An- 
ffeätellten  thut^  äind  die  Verhältnisse  ziemlich  dieselben:  die 
drei  ersten  Verkäuferinnen  erhalten  90 — 100  fr.  monatlich, 
die  sechs  zweiten  60 — 75  fr.  bei  zehnstündigem  Arbeitstag 
(von  8  Uhr  früh  bis  8  (Ihr  abends,  mit  Efspause  von  2  Stunden). 


der  socialistibchen  und  Beamten -Konsum  vereine  ungefähr  die- 
selben: in  Gent  zahlt  d^r  .Vooruit'*  14 — 24  fr.  wöchentlich, 
<\er  ^Cnempostel"  (Heamteu-Konsumverein)  'd^o  der  Verkaufs- 
c,umnie  (50— -90  fr.),  in  Antwerpen  erhalten  die  Verkäuferinnen 
im  „VV'erker"  (öucuiliötiöch)  21  fr.  wöchentlich,  im  Beamtea- 
Konsnmyerein  die  erste  90  fr.  monatlich,  die  übrigen  anfangs 
50  fr.,  mit  einem  monatliehen  Zuschlag  von  10  fr.  pro  Jahr^ 
bis  (las  Gebalt  90  fr.  beträgt  —  Ein  demokratischer  Zug 
in  der  Lohnzahlung  ist  darin  ZU  erblicken,  dafs  keine  grofsen 
Unterschiede  in  den  Löhnen  verschiedener  Angestellten  be- 
stehen; die  grofsen  socialistischen  Genossenschaften  beschäftigen 
eine  grofse  Zahl  von  Arbeitern  und  anderen  Angestellten  (der 
„Vooruit**  821,  die  „Maison  du  Peuple"  350)  und  keiner  kennt 
einen  Gehalt  von  über  3000  fr.  —  Was  die  Gewinnbeteili- 
gung anbetrifft,  so  hat  sie  hier  nie,  wie  in  den  englischen  Ge- 
nossenschaften, eine  Streitfrage  gebildet.  Wo  sie  besteht  (in 
der  „Ifaison  du  Peuple"  2^  2*  0,  im  „Progres"  1  o,  in  einigen 
kleineren  Genossenschaften  8-  -7  */o),  wird  sie  als  Gratiiikation 
betrachtet  und  bildet  dann  einen  unbedeutenden  Zu.schlag  zum 
fixen  Lohn;  di^  Arbeiter  werden  als  Ofnos-^f-nschafter  zugezogen 
und  partieipieren  als  .soK-lie  au  den  ^rcwinuen. 

Im  allgemeinen  kann  über  die  Arbeitöverhältnisse  tler 
belgischen  Konsumvereine  gesagt  werden,  sie  seien  überall 
dort  günstiger  als  in  den  Privatuntemebmungen ,  wo  die 
Genossenschaften  sich  gut  entwickelt  haben,  d.  b.  wenn  die 
Verkaufserlöse  gröfser  werden,  suchen  die  Konsumvereine 
auch  ihre  Arbeiter  in  günstigere  Verhältnisse  zu  stellen,  so 
hauptsächlich  in  den  Bäckereien.  Die  Löhne  verschiedener 
Heimarbeiter  und  Heimarbeiterinnen.  Ladenverkäuferinnen  etc. 
sind,   wenn  auch  höher  als  sonst  üblich,    oft  nicht  ge- 
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nQgend.   Es  i«t  aber  ganz  unmöglich ,  dea  GenosseiiBchaften 

dieserhall)  einen  Vorwurf  zu  machen ,  denn  als  kommerzielle 
Unternehmen  müssen  sie  sich  den  all^f*moinen  Konkurrenz- 
verhältnissen anpassen.  Die  immer  gröfsere  Entwickeluug  der 
Konsumvereine  läCst  die  Möglichkeit  zu,  immer  gröl'sere  Kreise 
der  Arbeiter  in  bessere  Arbeitsverhältnisse  zu  versetzen.  Die 
Behauptung  aber,  dafs  die  Arbeiter  der  Bocialistischen  Oe- 
noBsenschatten  einen  Eifer  zeigen,  wie  sie  es  gewöhnlich  nicht 
thun,  und  dafs  nur  diesem  Umstände  die  Gewinne  zu  ver- 
danken seien,  welche  trotz  kurzem  Arbeitstag  und  hohen 
Lohntarifen  erzielt  werden',  kann  nicht  aufrecht  erhalten 
worden.  Es  wird  im  Gf^p^enteil  o^pkhip^t.  Pi'nr  beträchtliche  Zahl 
Arbeiter  mifsbrauche  die  gröfsere  Freilieit,  welche  von  den 
Genossenschaften  gewährt  wird,  und  dieser  Umstand  hält  oft 
von  der  Grlindung  neuer  Werkstätten  ab.  — 


*  Vergl.  Hubert- Valleroux  in:  Economiste  fran9ais,  1892,  I, 
p.  425-42^ 


Digitized  by  LiOOgle 


III.  Die  Genossenschaften  der  Produzenten. 


Es  ist  schon  bemerkt  worden,  dafs  die  ersten  Genossen- 
schaften Belgiens  Produzen tcngonossenschaften  waren,  weiche 
ihre  Gründung  den  aus  Frankreich  emigrierten  Arbeitern  ver- 
dankten ;  aber  sie  bestanden  nur  kurze  Zeit  und  lösten  sich 
bald  auf.  Auch  in  den  siebziger  Jahren  sollen  cinip'r'  existiert 
haben;  eine  Druckerei  wird  genannt  und  wenige  andere  wie 
die  „association  ouvriere  des  porteteuillistes"  und  die  „aaso- 
ciation  ouvriere  des  batisseurs",  von  denen  aber  später  nichts 
mehr  yerlantet.  Produssentengenossenschaften  der  Gegenwart 
werden  in  der  Litteratnr  kaum  erwtthnt,  selbst  die  allerneuesten 
Werke  berichten  immer  nur  von  denselben  mifslungenen  Ver- 
suchen, und  es  scheint  daher  eine  ausführlichere  Darstellung 
berechtigt  zu  sein 

Eine  Statistik  dieser  Genossenschaften  stöfst  auf  zwei 
»Schwierigkeiten,  deren  erste  auf  der  manjjelhaften  Ge- 
setzgebung beruht.  Das,  was  unter  dem  Namen  „societe 
coop^ratire  de  production^  vom  „Moniteur"  registriert  wird, 
hat  oft  ebensowenig  mit  der  Genossenschaft,  wie  mit  der 
Produktion  zu  thun.  Jede  Verlagsbuchhandlung i  jede  Zeit- 
schrift, welche  sich  unter  der  Form  der  Genossenschaft  kon- 
stituiert hat,  wird  als  solche  bezeichnet.  Eine  Gesellschaft, 
die  Automaten  mit  Schokolade  zu  wohlthätigon  Zwo(  ko?i  auf- 
stellt (.,Les  enfants  martyrs'^  in  Brüssel),  behndet  sicii  in  der- 
selben Kategorie.  Die  Beispiele  lassen  sich  häuten,  es  dürfte 
aber  schon  aus  den  angeführten  hervorgehen,  dal's  die  ofli- 
Eielle  Art  der  H^istrierung  nur  ein  sehr  undeutliches,  ja 
Wilsches  Bild  der  Wirklichkeit  giebt*.  Die  zweite  Schwierig- 
keit besteht  darin,  dafs  die  Statistik  blofs  die  Grflndung  fest- 
stellt, ttber  das  weitere  Besteben  aber  keine  Auskunft  giebt. 
Da  gerade  die  Produzentengenossenschaften  eine  höchst  kurze 
Lebensdauer  haben,  kann  man  von  der  Gründung  auf  die 


'  Folgendes  auf  Grund  einer  Personalonquete. 

■  So  werden  von  der  „Revue  du  travail"  für  das  Jahr  24  neu- 
gegründete  Prodfueotengenoasenflckaften  angefthrt;  eine  volhtindig 
flJasorisclie  ZahL 

FonobongM»  ZYIII  8.  —  Boujanaky.  5 
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ExisteiUB  unmöglich  schliefscn.  Es  müssen  daher  die  Lebens- 
zeichen einer  offiziell  existierenden  Genossenschaft  aufgesucht 
werden,  was  nicht  imnipr  möglich  ist.  Eine  mögliche  Un Voll- 
ständigkeit der  nachötclif  nilen  Schilderung  mag  durch  diese 
«Schwierigkeiten  entschuldigt  werden. 

G.  de  Greef  iiai  lu  einem  äpeciellen  Bericht  an  die 
„section  d'^conomie  sociale'*  der  PartBer  WeltauBttellung  von 
1889  zehn  belgische  ProduktiveenoBsenschaften  genannt^.  Der 
Verfas.se r  war  sich  leider  darttber  nicht  klar,  daüs  drei  davon 
blofs  Produktivabteilungen  von  Konsumvereinen  und  zwei 
Zeitschriften  -  Verlagsanstnlten  waren,  welche  sich  lediglich 
die  genossenscliafiliehe  Form  beigeleirt  hatten,  so  dafs  also 
nur  die  Hälfte  in  seinen  Bericht  hineingehörte.  Es  sind  drei 
Buchdruckereien,  von  denen  die  eine  zur  Zeit  nicht  melir 
existierte,  eine  Schneiderwerkstatt  und  eine  landwirtöchaftliche 
GenosseoBchafty  welch  letetere  uns  hier  nicht  interesBiert.  Es 
ist  also  wahrscheinlich,  dafs  es  um  diese  Zeit  nur  gans  ver- 
einzelte  Prodnzentengenossenschaften  gegeben  hat,  und  wir 
können  annehmen,  dafs  die  jetzt  existierenden  nicht  vor  dem 
letzten  Jahrzehnt  entstanden  sind.  Es  sind  seit  1890  gegen 
BO  Genossensehaften  gegründet,  wekdie  als  FroduzefU'^Mi- 
genossenschaften  in  dem  früher  erörterten  JSinne  betrachtet 
werden  können,  d.  h.  als  Genusseuschaften,  die  dem  Interesse 
der  darin  beschäftigten  Arbeiter  dienen.  Damit  werden  von 
vornherein  alle  diejenigen  ausgeschlossen,  welche  nur  juriatisch 
als  Qenossenschaften  organisiert  sind  —  so  15  Zeitschriften- 
verlagsanstalten —  und  auch  die,  welche  von  bestimmten 
Gruppen,  sei  es  als  Konsumenten  (Konsumentengenossen- 
schaftf'n),  sei  es  nur  als  Kapitalbesit/rT  (Aktiengesellschaften) 
gegründet  worden  sind;  in  diese  letztere  Kategorie  geh<jren  die 
schon  besprochenen  Bierbranereien ,  welche  irrtümlicherweise 
z.  B.  von  der  „Statistik  des  internationalen  Verbandes"  als 
Produktivgenossenschaften  aufgefafst  werden  ^. 

Während  die  belgischen  Konsumvereine  einen  so  einheit- 
lichen Typus  aufweisen,  dafs  es  für  bestimmte  Gegenden  ge- 
nügt, einige  kennen  zu  lernen,  um  ein  Gesamtbild  der  Qe- 
nossenschaftsbewegung  zu  erhalten,  so  ist  hier  das  gerade 
Gegenteil  zu  konstatieren.  Ein  einheitlicher  Typus  ff  Jilt,  jede 
Genossenschaft  ist  nach  eigener  Art  und  Weise  organisiert, 
und  alle  gehören  den  verschiedensten  Produktionszweigen  an. 
Wir  finden:  sieben  Buchdruckereien,  sechs  Schuhmachereien, 
vier  Genossenschaften  in  der  Textilindustrie,  drei  der  Stein- 


1  Participation  «ux  b^n^fices  et  associations  ouvriöres  de  pro- 

(iuction,  latsd. 

*  Statistik  der  genoseenflchaftlieheii  Vereine  in  veiachiedeiieii 

J-"iiideni.  Zusammengestellt  vom  statistisclien  Au.sriilmfs der  internatie- 
ualen  geoosseuscbaftlichen  Vereimgung.  London  1Ö98. 
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metSQ,  swei  „Saboteries" ,  zwei  GeDossenschaften  der  Tabak- 
and  Cigarrenarbeiteri  swei  der  Tischler  und  Zimmerleute)  eine 

DiamaTitf^nsrlileiferci ,  eine  Klempnerei,  eine  Konditorei,  eine 
Werkstatt,  wo  küQstli(4ip  Blumen  gemacht  werden,  zwei  Ge- 
nossenschaften der  Si  lin*  liier.  — 

Wenn  wir  daä  Schicksal  dieser  Genossenschaften  verfolgen, 
öo  ist  zunächst  festzustellen!  dafs  trotz  der  Kürze  des  in  Be- 
tracht kommenden  Zeitraums  viele  sich  schon  wieder  auf- 
gelöst haben.  Von  den  sechs  Schuhmachergenossenschaften 
besteht  heute  nur  noch  eine  einzige,  von  den  drei  Bau- 
tischlereien hat  sich  eb^alis  nur  eine  erhalten,  die  beiden 
Sclineidergenossenscliaften  existieren  nicht  mehr,  und  gleicher- 
weise ist  die  Dinninntensclileiferei  eingegangen.  So  ist  die 
Zahl  der  be.stelieiuieii  wesentlich,  niimlieh  auf  ^/a  der  gegrün- 
deten, reduziert,  und  cb  bleibt  zu  untci-öuchen,  welche  Lebens- 
iUhigkeit  diese  noch  existierenden  aufweisen. 

1.  Die  Buchdruckereien.  Nach  ihrer  Zahl  und 
relativen  Bedeutung  kommen  sie  an  erster  Stelle  in  Betracht. 
£s  ist  nicht  nur  Belgien,  wo  die  Buchdrucker  sich  erfolgreich 
genossenscliaftlich  zu  organisieren  versucht  haben,  auch  in 
Italien  tindet  man  Beispiele  gelungener  genossenschafth'cher 
Organisation.  Man  suelit  dies  damit  zu  erklaren,  dafs  die 
Buchdrucker  zu  den  unterriehtetsten  Arbeitern  gehören ,  dafs 
das  Gewerbe  sehr  einfaciier  Art  ist,  keinen  grofsen  Unter- 
schied in  der  Arbeit  aulftfst^  Diese  Gründe  spielen  eine 
KoUe  —  ist  ja  auch  die  Qewerkschaftsorganisation  hier  ge- 
wöhnlich die  stärkste  — ,  für  Belgien  aber  kommt  noch  ein 
Specieller  Grund  in  Betracht  und  zwar  ein  politischer.  Die 
socialistische  Partei  hatte  im  Anfang  ihrer  Entwickelung  ganz 
besondere  Schwierigkeiten,  ihre  Propagandaschriften  dem 
Publikum  zugHngiieh  zu  machen,  da  private  Druckereien  sich 
weigerten,  dieselben  zu  drucken.  So  wurde  gewöhnlich  ver- 
sucht, mit  eigenen  Kräften  auszukommen,  und  mit  iiulte  einer 
Maschine  und  einiger  gleichgesinnter  Arbeiter  wurde  auch 
alles  Nötige  hergestellt.  So  entstanden  Druckereien,  die  weder 
einen  bestimmten  Besitzer,  noch  eine  bestimmte  Firma  hatten; 
aber  in  Fttlien  von  f  relsvergehen ,  wo  es  zur  Anklage  kam, 
war  man  gezwungen,  einen  Inhaber  ausfindig  zu  machen,  um 
Beschlagnalnnungen  zu  verhüten,  und  da  gritV  man  dann  ire- 
wöhnlich  zur  ( Jenosscnschaftsform.  Auf  diese  W  eise  entstan  l  ii 
genossenschaftliche  Druckereien,  welche  anfangs  blofs  Partei- 
zwecken dienten,  iu  denen  nur  Parteiorgane  gedruckt  wurden, 
und  die  erst  später  andere  typographische  Arbeiten  herstellten. 
In  diese  Kategorie  der  Druckereien  gehOrt  die  „Volks- 
drukkery^inGent  Sie  wurde  Mitte  18d7  gesetzlich  kon- 


*  Vergl.  Sbrojavacca,  Die  genossenschaftliche  Bewegung  in 
ItsUen.   Sehmollers  Jahrbach,  lö9ow 
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stituiert,  nachdem  sie  schon  Iftngere  Zeit  unter  verschiedenen 

privaten  Firmen  g'eG'Anj^en  war.  Dns  Oründungskapital  Ix^- 
trug  20000  fr.  und  wurde  dnch  Emittier  ung  von  Anteilen 
ä  10  fr.  beschafft.  Diese  Anteile  tragen  den  Charakter  einer 
unverzinslichen  Anleihe,  welche  bei  gleichgesinnten  Partei- 
genossen aufgenommen  ist,  denn  obgleich  ein  Zinsfdb  von 
2^/o  fes^esetzt  wurde,  hat  noch  bis  fetzt  niemand  Ansprach 
darauf  erhohen,  und  die  Gewinne  kommen  immer  Partei- 
zwecken zu  gute.  Den  Statuten  gemfifs  werden  50  ^/'o  der  Ge- 
winne ftir  Parteizwecke  verwendet ,  40  ^^o  fliefsen  in  den 
Reservefonds  und  werden  zu  Amortisationen  benutzt,  wlihrend 
blofs  10^*  0  an  die  Mitglieder  zur  Verteilung  gelangen.  Die 
Zahl  der  letzteren  nimmt  dennoch  zu;  es  waren  40  bei  der 
Gründung,  jetzt  sind  es  80;  von  den  32  thätigen  Arbeitern 
sind  blofs  sieben  Mitglieder.  Der  Umsatz  erreichte  im  letzten 
Jahre  50000  fr.,  der  Reingewinn  dagegen  nur  die  hVchat 
minimale  Summe  von  500  fr. 

Ganz  ebenso  ist  die  Druckerei  in  Löwen  nEzcelsior*^ 
organisiert,  deren  Statuten  direkt  dem  Genter  Muster  nach- 
gebildet sind.  Trotz  kürzeren  Bestehens  betrug  der  Rein- 
gewinn im  verflossenen  Jahre  tiber  600  fr.  —  Man  sieht, 
dafs  bei  den  Druckereien  dieser  Art  die  Interessen  der  be- 
teiligen Arbeiter  blofs  einen  Nebenzweck  bilden.  Wenn  die 
Arbeiter  hier  auch  besser  bezahlt  werden  als  in  den  PriTat- 
druckereien,  so  geschieht  das  in  anderen  socialistischen  Unter- 
nehmungen ebenfalls.  Was  hier  bezweckt  wird,  ist.  das 
Dracken  der  Parteiorgane  zu  ermöglichen,  und  andere  Arbeiten 
werden  nur  übernommen,  um  die  Kosten  hierfür  zu  docken. 

Anders  sind  (He  Driickoreien,  welche  krine  Pnrteizwt^rke 
vertolgen,  wenn  ihre  Mitglieder  auch  einer  bestimmten  Partei 
angeliören. 

Die  „Imprimerie  öconomiquc  d'Ixelles"  gehört 
zu  den  Iiitesten;  sie  besteht  seit  1893  und  wurde  mit  einem 
KApital  von  67000  fr.  gegründet.  Bei  der  GrOndung  waren 
4  Buchdrucker  in  der  Genossenschaft  beschäftigt;  jetzt  ist  die 
Arbeiterzahl  auf  40  gestiegen,  von  denen  aber  blofs  die  ersten 
4  Mit*:cliedcr  sind,  während  die  übrigen  als  Lolmarbeiter  be- 
schäftigt werden.  Aufserdem  zählt  die  Druckerei  noch 
15  Mitglieder,  welche  nicht  in  der  Genossensehaft  besrhiittigt 
sind.  Die  Anteile  lauten  über  je  100  fr.  und  —  nacli  uns  ge- 
wordenen persönlichen  Mitteilungen  —  sollen  keine  Schwierig- 
keiten gemacht  werden,  falls  neue  Mitglieder  beitreten  wollen. 
Es  ist  unverständlich y  warum  die  Arbeiter  dann  nicht  bei* 
treten,  denn  bei  einem  Umsatz  des  letzten  Jahres  yon 
90  000  fr.  betrug  der  Gewinn  12  000,  was  doch  anziehen 
könnte.  Jedenfalls  ist  gegenwärtig  blofs  der  zehnte  Teil  der 
Arbf>iter  an  diesem  Gewinne  beteiligt,  wälirend  dio  übrigen 
Genossenschafter  dem  Betriebe  ferne  stehende  Personen  sind;. 
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es  handelt  sieb  in  diesem  Falle  also  um  ein  in  der  Hauptsache 
kapitalistisches  Unternehmen. 

Die  Druckerei  in  Antwerpen  „De  Voorzorg 
Ouilluins  &  Co."'  wurde  1894  formell  konstituiert.  Der 
Zusatz  Co."  wurde  gewählt,  weil  das  Publikum  Genossen- 
schaften gegenüber  ein  t^ewisses  Mifstrauen  he^te.  Das  Ziel 
bei  dieser  Gründung  war,  einen  Pensionsfonds  für  die  Gewerk- 
echafit  der  Buchdrucker  ssa  schaffen,  und  demgemllfs  werden 
alle  Gewinne  va  diesem  Zwecke  verwendet.  Mitglieder  sind 
alle,  die  (1(1  Gewerkschaft  angehören.  Daraus  folgt  einer- 
seits, dafs  alle  in  der  Genossenschaft  beschäftigten  Arbeiter 
Mitglieder  sind,  dn  nur  gewerkscbaftlich-organisierfr'  angestellt 
werden,  andofrseits  aber  ist  die  Mitgliednchnft  für  diese  mit 
keinen  besonderen  materiellen  Vorteilen  verbunden.  Gegen- 
wärtig sind  15  Arbeiter  besehäftigt,  die  ebenso  wie  die 
Mitglieder  der  Gewerkschaft,  welche  in  anderen  Druckereien 
thätig  sind,  am  Emporkommen  der  Genossenschaft  inter- 
essiert sind. 

Die  Druckerei  in  Lüttich  „l'imprimeric  coop4- 
rative*  wurde  1894  gründet  und  gehört  offiziell  der  Arbeiter- 
part^"*  fiTi.  Auch  hier  wird  die  Dividende  nicht  unter  die  Aiiteil- 
hesitzer  verteilt.  Die  Anteile,  die  bei  der  (iründung  gezeichnet 
wurden,  werden  statutengemäfs  als  unverzinsliche  Anleihe  be- 
trachtet, und  die  Gewinne  dienen  teilweise  dazu,  dieses  Kapital 


überwiesen  und  20  ^/o  zur  Einlösung  der  Anteile  verwendet 
So  wird  die  Druckerei  mit  der  SiCit  in  den  alleinigen  Besits 
der  beteiligten  Arbeiter  ubergehen;  die  weitere  Entwickelung 
hängt  von  den  späteren  Statuten  ab,  welche  die  Beteiligung 
<ier  Mitglieder  am  Gewinn  auf  verschiedene  Weise  regeln 
können.  Bis  jetzt  wurde  die  jährliche  Bilanz  bei  höheren 
Löhnen  und  kürzerer  Arbeitszeit  als  ortsüblich  in  der  Regel 
mit  einem  Gewinn  von  über  3000  fr.  abgeschlossen.  Die 
Arbeiterzahl  beträgt  jetzt  16  (alle  Mitglieder),  während  anfangs 
nur  3  beschäftigt  werden  konnten. 

Auch  das  Schicksal  der  beiden  jflngst  gegrtlndeten 
Druckereien  in  Mona  und  Morlanvelz  ist  nicht  voraussusehen. 
Die  „Imprimerie  coop^rative"  von  Möns  existiert 
seit  einem  Jahre.  Anlafs  zur  Gründung  gab  die  wenig  gün- 
stige Lage  der  Buchflrueker  in  der  Gegend,  deren  gewerk- 
üchaftliche  Organisnti<Mi  schwach  ist,  und  deren  Löhne  unter 
den  tanlmafsigen  Öatzeu  bleiben.  Der  Gedanke  —  die  Ge- 
nossenschaft nur  mit  Httlfe  Ton  Fachgenossen  zu  gründen  — 
mufste  aufgegeben  werden,  da  er  unter  den  Buchdruckern 
keinen  Anklang  fand.  So  sind  zwar  alle  beschäftigten 
Arbeiter  6  —  Mitglieder,  viel  mehr  Mitglieder  aber  —  32  — 
stehen  aufserhalb  der  Genossenschaft.  Die  Genossenschafter 
erhalten  35  ^/o  des  Gewinns,  die  Arbeiter  auüserdem  noch 
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10  ^  o;  für  Parteizwecke  werden  9  °/o  verausgabt  —  Da» 
erste  Geschäftsjahr  hat  relativ  günstig  mit  einem  Gewinn  von 
1687  fr.  abgeschlossen.  Die  Hauptklage  ist  Kapitalmangel, 
während  für  Kundschaft  einigcrmalsen  gesorgt  ist,  da  viele 
Genossenschaften  des  Boriiuige  ihre  Bestellungen  hier  machen. 

2.  Von  vielen  Schustergenossenschaften,  welche  gegiilndet 
worden  aind,  besteht  jetzt  nur  noch  eine  einasige  —  die 
Union  des  cordonniers  in  BrüsseP»  eine  hat  aicli 
unseres  Wissens  in  eine  Aktien kommanditgesellschaft  yer> 
wandelt  (Charleroi),  und  die  übrigen  sind  gänzlich  ver- 
schwunden. Die  Genossenschaft  besteht  seit  1896,  nachdem 
ein  erster  Versuch  1893  nach  7*/»  Monaten  geseheitert  war. 
Orofse  Schwierigkeiten  muisteu  überwunden  werden,  und  die 
ersten  Jahre  schlössen  mit  einem  Deficit.  Die  Organisation 
ist  die  folgende:  die  Anteile  lauten  auf  je  100  fr.  und  werden 
mit  2  ^lo  verrinst;  nach  Absug  dieser  Dividende  und  eines 
bestimmten  Prozentsatzes  (25  ^lo)  für  den  Reservefonds^  wird 
der  Rest  dos  Gewinnes  unter  die  Leiter  (8  ®/o),  die  Mitglieder, 
welche  der  Administration  angehören  (25  */o),  die  Mitglieder 
tiberhaii})t  als  zweite  Dividenden-Rate  (12  **/o)  und  die  im 
Atelier  beschjlttigten  Mitglieder  (55  ^'o)  verteilt.  Man  sieht 
daraus,  dals  am  meisten  die  arbeitenden  Mitglieder  be;;ünstigt 
werden,  was  dem  Genossenschaftsprinzip  vollkommen  entspricht. 
Aber  die  Aufnahme  dieser  Mitglieder  wird  jetzt  bescnrftnk^ 
und  man  weigert  sich,  neue  zuzulassen.  Begründet  wird  diese 
Mafsnahme  damit,  dals  man  weitere  Mitglieder  in  die  GeschäAs- 
geheimnisse  nicht  einweihen  wolle,  außerdem  findet  man  die 
jetzigen  Arbeiter  nicht  reif  genug,  um  an  der  (jesehuftsfiihrung 
teilnehmen  zu  können.  Wie  es  auch  sein  mag,  gegenwärtig 
schliefst  sich  die  Genossenscliat't  ab:  von  ihren  29  Arbeitern 
sind  blofs  15  Mitglieder.  Charakteristisch  ist,  dafs  gerade  Jetzt 
der  Zutritt  anderen  erschwert  wird,  wo  man  anfängt,  Gewinne 
zn  erzielen  —  Kapitalmangel  und  das  Fehlen  von  geschultem 
Personal  bilden  die  Hauptschwierigkeiten.  Bei  der  groben 
Ausdehnung  der  Fabriken  im  Schuhmachergewerbe  fUllt  die 
Eonkurrenz  besonders  schwer.  Eine  Anleihe  von  40  000  fr., 
die  vor  kurzem  aufgenommen  wurde,  ermöglichte  die  An- 
schaffung eiru^^  r  Masehinen.  Die  Genossenschaft  ist  im  Besitz 
von  verschiedenen  Losen,  und  die  Hoffnung,  das  grofse  Los 
zu  gewinnen  und  damit  den  Betrieb  zu  erweitern,  stärkt  die 
Leiter  in  ihrer  reclit  mühevollen  Arbeit 

3.  Auch  die  Bautischlerei  befindet  sich  in  Brüssel. 
Ein  Versuch  in  LOwen  scheiterte,  ebenso  In  Lüttich.  Die 
Brüsseler  Genossenschaft  „les  menuisiers-charpentiers 


>  Über  diese  Genossenschaft  wie  auch  verschiedene  andere  tod 
ßnissoi  vnrgl.  eine  Reibe  Artikel  von  Zio  in  Coop^tears  beiges, 

im  u.  im 
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r^unis"  wurde  1896  gegründet.  Ein  grolüer  Streik,  der 
zur  Zeit  ausbrach,  endete  mit  einem  .Siege  der  Arbeiter,  und 
eine  Summe  von  20  000  fr.,  die  vom  Unterstützangsfonds 
ttbrig  blieb,  wurde  zur  Gründung  der  Genoasenschi^t  ver* 
wendet.  Die  schwerste  Frage  der  Kapitalbeachaffung  war 
damit  gelöst,  und  die  Geno^^t  nsc  liaft  hatte  es  nicht  nötig, 
Anleihen  zu  machen  oder  Mitglieder  der  Kapitalbeschaffung 
halber  aufzunehmen.  Es  ist  diejenige  Genossenschaft,  die  am 
wenfi^sten  zu  leiden  hatte  und  sich  zu  einer  recht  ßTofsen 
\^  erkstatt  mit  Dampfbetrieb  entwickelt  hat.  Die  beiden 
Hauptschwierigkeiten  —  Mangel  an  Kapital  und  Kundschaft  — 
waren  hier  überwunden,  denn  das  Kapital  war  von  Anfang 
an  da,  und  als  einsige  socialistische  Bautischlerei  erhielt  sie 
auch  bald  Arbeiten  von  anderen  Genossenschaften.  Ver- 
schiedene „Maisons  du  Peuple"  wurden  von  ihr  erbaut.  Die 
Genossenschaft  ist  mit  der  Gewerkschaft  eng  verbunden,  der 
30  "  0  der  Gewinne  zufliefsen;  5  ^/o  von  letzteren  erhalten  die 
in  der  Genossenschaft  beschäftigten  Arbeiter,  und  das  übrige 
wird  für  den  Reservefonds  der  Genossenschaft  und  einem 
Versicherungsfonds  ihrer  Arbeiter  überwiesen.  Sämtliche 
Arbeiter  müssen  der  Gewerkschaft  angehören  und  sind  ohne 
Ausnahme  Mitglieder  der  Genossenschaft  Es  werden  gegen- 
wärtig deren  30  in  der  Werkstatt  beschäftigt.  Die  Mitglieder- 
sabl  beträgt  54,  und  wenn  fast  die  Hälfte  davon  zur  Zeit  in 
anderen  Betrieben  thätig  sind,  so  kommt  es  daher,  dafs  die 
Genossenschaft  augenblicklich  nicht  mehr  Arbeiter  begchaftiiren 
kann.  Man  hofft  aber,  später,  wenn  eine  gröfsere  Zahl  Arbeiter 
erforderlieh  »ein  wird,  alle  Genossenschafter  in  der  eigenen 
Werkstatt  beschäftigen  zu  können,  denn  alle  Mitglieder  ge- 
hören dem  Tischlergewerbe  an.  Die  Jahresumstttze  steigen  er- 
heblich (42000  fr.  im  ersten  Semester,  72  000  im  nächsten), 
so  dafs  eine  weitere  gedeihliche  £ntwickelung  nicht  unmöglich 
erscheint. 

4.  Die  genossenschaftliche  Konditorei  in 
Brüssel  —  J'TTnion  des  Confiseiirs"  existiert  neit 
einem  Jahrzehnt  und  hat  während  der  ganzen  Zeit  nur  trübe 
Tage  gebehen.  Sie  wurde  1890  gegründet  und,  obgleich  sie 
selbständig  organisiert  war,  gehörte  sie  de  facto  der  Gewerk- 
schaft: nur  Mitglieder  dieser  konnten  Anteile  in  der  Genossen- 
schaft besitsen,  sie  hatte  das  Grttndungskapital  zur  Hälfte 
hergegeben,  und  die  Gewinne  flössen  insgesamt  an  sie*.  Jetzt 
sind  die  beiden  Organisationen  voneinander  vollständig  unab- 
hängig, ja  es  bestehen  sogar  wenig  freundschaftliche  Be- 
Tiiehungen  zwischen  ilmnn.  Di<^  Ursache  der  Spaltung  ist 
charakteristisch  für  die  feindliche  Haltung,  welche  die  Unter- 


'  Vergl.  auch:  Vanderveldc,  Enqu8tc  sur  les  associations  pro- 
fesäionneUes  en  Belgique,  I.  66. 
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iiclmier  den  Produktivgenosseii.schatten  gegenüber  einnehmen. 
Auö  Furcht  vor  der  Konkurrenz  der  neuen  Genos^enbchatt 
wollten  die  Unternehmer  ihren  Arbeitern  verbieten,  der 
Gewerkschaft  anzugehören,  welche  die  Genossenschaft  unter- 
stützte, und  um  die  Gewerkschaftsoi^niBation  nicht  zu 
scbftdigen,  löste  sich  die  Genossenschaft  ab.  Bis  jetzt  hat 
letztere  keine  Erfolge  zu  verzeichnen,  denn  sie  kann  nicht 
einmal  höhere  Löhne  aU  die  Privatunternehmungen  zahlen. 
Es  werden  20  Arbeiter  beschäftigt,  von  denen  14  angestellte 
Hülfsarbeiter,  5  Mitglieder  sind.  Der  Mangel  an  Kundschaft 
bietet  die  Hauptschwicrif^keit,  es  wird  namentlich  darüber 
geklagt,  dais  die  sociaiiätiächcn  genoääenschaftUchen  Kolumai- 
warenläden  wenig  von  der  Konditorei  beziehen ;  aufser  fehlender 
Untersttttzung  leidet  die  Genossenschaft  auch  durch  die  groCsen 
Fabriken  Brüssels,  welche  die  Konkurrenz  aufserordentlich 
erschweren.  Die  wenigen  Arbeiter,  welche  am  Gedeihen  der 
Genossenschaft  interessiert  sind,  bedauern  lebhaft  die  Grttu- 
dang  einer  eigenen  Werkstatt 

5.  „Les  flouristes  reunis"  sind  eine  Uenosscnsehaft, 
welche  Kunstblumen  und  Kränze  verfertigt.    Anlafs  zur  Orun- 


Arbeiter  dieser  Branche,  welche  teils  in  Werkstiltten  der  Unter- 
nehmer, teils  als  Heimarbeiter  beschäftigt  werden,  Hefs  den 
Plan  einer  gewerkschaftlichen  Organisation  entstehen,  und  als 
eine  solche  zu  stände  gekommen  war,  wurden  die  Hauptführer 

entlassen.  Durch  Gründung  einer  Genossenschaft  sollten  diese 
Arbeitslosen  wieder  Bescliiiftigung  erhalten,  und  gleichzeitig 
hoffte  man,  mit  der  Zeit  bessere  ArbeitsviThültnisse  einführen 
und  dadurch  auch  einen  Druck  auf  die  Untenu  luaer  ausüben 


fUr  die  Sache,  und  der  grOfste  teil  der  Anteile  wurde  Ton 
ihnen  gezeichnet.    Sieben  Arbeiter  traten  in  die  neue  Ge- 

nossenschaft.  Man  fing  mit  Anfertigung  von  Kränzen  an,  eine 
Branche,  die  in  Brüssel  nur  durch  zwei  Unteroehmungen  rw- 

treten  war,  und  in  der  die  Konkurrenz  aufgenommen  werden 
konnte.  Da  die  Arbeitsverhältnisse  hier  besser  waren,  und 
namentlich  höhere  Löhne  gezahlt  wurden,  strömten  der  Ge- 
nossenschaft mehr  Arbeiter  zu,  als  sie  nötig  hatte,  und  nach 
einem  Monat  zählte  sie  deren  über  20.  Aber  leider  waren 
viele  daToii  sich  ihrer  Pflichten  nicht  bewufst,  sie  arbeiteten 
nicht  gewissenhaft  genug  und  mufsten  deshalb  im  Interesse  der 
Genosse  Ii  seliaft  teilweise  entlassen  werden.  Auch  die  kauf- 
männische Seite  bot  den  ganz  unerfahrenen  Arbeitern  viele 
»Sehwierigkritf  11 ,  bis  sich  vor  kurzem  ein  erfahrener  Buch- 
halter ihrer  annalim.  -  Gegenwiirtig  sind  zehn  Arbeiter  in 
der  Werkstatt  ])e8chäftigt,  unter  ihnen  vier  Mitglii  der.  Auch 
hier  bringt  die  Mitgliedschaft  aufser  dem  Stimmrecht  keine 
materiellen  Vorteile,  denn  die  Gewinne  sollen  teils  zur  Schulden- 
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tilgung,  teils  zur  Forderung  der  Gewerkschafts-  und  Hillfs- 
kasse  verwendet  a\  erden,  5*^,0  sind  den  Arbeitern  zugedacht. 
Bis  jetzt  sind  jedoch  noch  keine  Gfwiniie  erzielt  worden.  — 
Ob  diese  junge  Genoasenschaft  lebeiiötahig  ist  ?  Einerseits  ist 
bei  der  einfachen  Produktion  und  dem  wenig  entwickelten 
GroCBbetriebe  der  Branche  ein  Bestehe  möglich,  andererseits 
scheint  aber  die  Betriehsform  wenig  ▼ortetlhafi  zu  sein.  Bei 
den  Privatunternehmern  beruht  der  Gewinn  auf  dem  Sweating, 
darauf  will  und  kann  die  Genossenschaft  sich  nicht  einlassen. 
Man  hatte  versucht,  Blumen  und  Blätter  für  Kränze  in  der 
Werkstatt  aiizufertiiren,  mufste  es  aljer  aul'gf'linu,  da  bei  höher 
gezahlten  Löhnen  die  niedrigen  Preise  der  Konkurrenten  nicht 
beibehalten  werden  konnten;  jetzt  werden  sie  bei  kleinen 
Zwischenmeistern  fertig  gekauft.  Charakteristisch  ist,  dal'b  die 
OenoBsensehaft  den  Zwiachenmetstem  vorgeschlagen  hat,  höhere 
Preise  anzusetsen  und  den  Arbeitern  höhere  Löhn  e  zu  zahlen, 
aber  bei  der  grofsen  Konkurrenz  der  Zwischenmeisteri  welche 
ihrerseits  von  den  Verlegern  ezploitiert  werden,  ist  dieser 
Vorschlag  nicht  zur  Ausführung:  gelangt,  und  die  Genossen- 
schaft sieht  sich  bis  jetzt  aul'ser  stände,  ihre  Uetormplniie  zu  ver- 
wirklichen. Die  Mitglieder  sind  von  den  besten  Vorsätzen  be- 
seelt, sie  sind  es,  welche  die  Gewerkschaft  ins  Leben  gerufen 
haben,  aber  zu  einer  Reorganisation  der  Heimarbeit  reichen 
ihre  Krftfte  bislang  nicht  zu;  solange  die  hausindustrielle  Be- 
triebsform  in  der  Üblichen  Form  bestehen  bleibt^  wird  die  Ge- 
nossenschaft  entweder  selbst  zum  Sweating  greifen  müssen 
oder  in  der  Konkurrenz  untergehen. 

6.  Ül)er  die  gennssenschiftlirhe  Organisation  der  Tabak- 
und  C  i  ga  r  r  e n  a  r  b  e  i  t  e  r  genügt  es,  einifj^p  Worte  zu  sagen, 
da  diese  sich  noch  in  ihrem  Anfangsstadium  befindet  In 
Brüssel  besteht  die  „Cooperative  des  tabacs",  wo  Kau- 
tabak Terarbeitet  wird,  in  Alost  der  „Tabaks  wer  kerbend", 
wo  Oigarren  fabriziert  werden.  Die  erste  ist  nicht  von  Tabak- 
arbeitern gegründet,  vielmehr  haben  die  60  Mitglieder,  welche 
d6r  Genossenschaft  angehören,  mit  der  Produktion  nichts  zu 
thun ;  es  wird  nur  ein  einziger  Arbeiter  beschäftigt,  und  dieser 
ist  merkwürdigerweise  nicht  Mitglied.  8tatutengeniäfs  sollen 
<3?e  Gewinne  hauptsächlicli  für  Wohlfalirtseinrichtuntren  ver- 
wendet werden;  bis  jetzt  sind  aber  kaum  Überschüsse  erzielt. 
Das  ganze  Unternehmen  ist  eine  nicht  recht  begreifliche  Grün- 
dung der  socialistischen  Arbeiterpartei,  der  die  Genossenschaft 
angehört;  die  einsige ErkUtrung,  die  ausfindig  gemacht  werden 
konnte,  ist  folgende:  Es  wird  ein  Tabakmonopol  angestrebt, 
um  die  ttbermäsige  Exploitation  der  Arbeiter  in  den  Privat- 
unternehmungen zu  beseitigen;  da  dies  Tabakmonopol  auf 
sich  warten  löfst,  80  soll  die  genossenschaftliche  Produktion 
bis  zur  Einführung  der  staatlichen  diese  ersetzen  und  den 
Arbeitern  bessere  Bedingungen  verschaffen. 
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In  Alost  ist  im  Gegensatz  zu  dem  Brüsseler  Beispiel  die 
Genossenschaft  seljjständig-  voa  den  Cigarreimrbeitern  gecrrdndet. 
Den  Anfang  maclite  eine  Werkstatt  ftir  Arbeitslose  („atelier 
d«  diöinage'*),  die  Ton  swei  Arbeitern  mit  Hülfe  eines  von 
der  Gewerkschaft  geliehenen  Betriebskapitals  von  90  fr.  ge- 
gründet  war;  erst  seit  kurzer  Zeit  ist  hieraus  eine  formelle 
Genossenschaft  geworden.  Die  12  beschäftigten  Arbeiter  sind 
sämtlich  Mitglieder  und  bekommen  höhere  Löhne,  als  sie  in 
Alost  üblich  sind;  Gewinne  sint^  noch  nicht  erhielt  worden. 
Die  Konsumvereine,  welche  als  Abnehmer  die  groiste  Rolle 
spielen  könnten,  decken  nur  zum  geringen  Teil  ihren  Cigarreu- 
bedarf  bei  der  Aloster  Genossenschaft,  denn  aufser  dieser 
existieren  noch  andere  Arbeltemntemehmen.  Der  Ronsum- 
yerein  von  Löwen  hat  eine  Cigarren Werkstatt,  und  in  Gent 
entwickelt  sich  eine  solche  für  Arbeitslose  so  gut,  dafs  viel- 
leicht nächstens  auch  hier  die  Genossenschaftsform  angenommen 
werden  wird. 

7.  Entschieden  interessanter  sind  die  beiden  Genubsen- 
schaften  der  Steinbrecher  und  Steinmetzen,  denen 
mehrere  verunglückte  Versuche  schon  voraufgegangen  sind. 
Eine  Genossenschaft  löste  sich  auf,  nachdem  der  Kassierer  eine 
Unterschlagung  begangen  und  sie  dadurch  ihrer  Mittel  beraubt 
hatte.  Eine  andere  scheiterte  an  dem  Widerstand  der  Stein- 
bruchbesitzer ,  welche  den  Steinmetzen  keine  Steine  lieferten; 
da  es  der  Genossenschaft  an  Mitteln  fehlte,  nm  cinon  eigenen 
iSteinbruch  zu  pachten,  mufsto  sie  ihren  Betrieb  autgehen.  - 

Die  beiden  jetzt  bestehenden  Genossenschaften  beiimieit 
sich  im  Arrondissement  Huy  der  LUtticher  Provinz,  in  Vierset- 
Barse  und  In  Avins,  und  wurden  ungefilfar  nm  dieselbe  Zeity 
im  Jahre  1894  nach  einem  grofsen  Streik,  gegründet,  um  die 
Möglichkeit  besserer  Arbeitsverhältnisse  darzuthun. 

Die  Genossenschaft  von  Vierset-Barse  ist  mit  Hülfe  der 
Gewerkschaft  und  fremder  Kapitalien  ins  Leben  gerufen.  Die 
Statuten  unterscheiden  zwei  Arten  von  Genossenschaftsanteilen : 
die  ^actions  privilegiees",  welche  nur  von  Personen  andert-i 
Berufe  erworben  werden  können,  mit  5  "/o  verzinst  werden  und 
einer  TilguuL'  unterließen;  ihre  Zahl  ist  beschränkt  (200),  und 
die  Inhaber  können  nicht  aktive  Mitglieder  der  Genossenschaft 
weiden.  Die  Besitzer  dieser  Anteile  waren  bei  der  Gründung 
am  stärksten  vertreten,  es  waren  nämlich  von  240  Mitgliedern 
nur  90  Steinmetze.  Die  Zulassung  solcher  Mitglieder  war 
durch  die  Notwendigkeit  der  Kapitalbeschaffung  bedinirt.  und 
da  diese  Anteile  allmählich  getilgt  werden  sollen,  niuü  mit 
der  Zeit  die  Genosseuächaft  in  den  Belitz  der  an  der  Pro- 
duktion beteiligten  Mitglieder  gelangen.  Bis  jetzt  konnte  noch 
von  einer  Tilgung  nicht  die  Rede  sein,  weil  bis  zum  lotsten 
Jahre,  welches  einen  Gewinn  von  5000  frcs.  aufweist,  alle 
früheren  Geschäftsjahre  mit  Verlust  geschlossen  hatten.  Diese 
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ungünstige  Gestaltung  kam  haiiptsnelilich  daher,  dafs  der  ge- 
pachtete Steinbruch  «chlechtes  Material  lieferte;  die  Verkaufs- 
summe, die  im  ersten  Jahre  5350  fr.  betrupr,  überstieg  im 
letzten  Jahre  jedoch  42  000  fr.,  so  dafö  eine  gunstige  Ent- 
wickelang  feetgeBtellt  werden  kaiiii. 

Die  Gewinoe  werden  sa  gleichen  Teilen  BwiBchen  Kapital, 
beteiligten  Arbeitern  und  ReservefondB  verteilt.  Gegenwärtig- 
sind  62  Arbeiter  in  der  Genossenschaft  beschäftigt,  von  denen 
nur  zehn  Lohnarbeiter  snid,  wahrend  alle  übrigen  als  Mit- 
glieder der  Genossensclirilt  angeboren;  das  Eintreten  von  Fa(^h- 
genot^sen  als  Mitglieder  wird  nicht  erschwert.  Die  Löhne  sind 
höher  und  die  Arbeitszeit  ist  kürzer  als  bei  den  Privatunter- 
nehmern; man  erstrebt  weniger  grofee  Gewinne  als  vielmehr 
die  Einfilhmng  kürzerer  Arbeitszeit 

Der  Steinbruch  „aux  Avins"  war  sehr  glttcklich  gewählt^ 
so  dafs  die  andere  Genossenschaft  von  der  Gründung  an  in 
günstigeren  Verhältnissen  war:  das  letzte  Jahr  wurde  bei  oinem 
Unisntz  von  60  000  fr.  mit  einem  Gewinn  von  ^^OOO  fr.  ge- 
sell Insten.  Statutengeuiälä  können  nur  Arbeiter  der  fStein- 
iuduätrie  der  Genossenschaft  angehören,  und  keiner  darf  mehr 
als  Bwei  Anteile  besitzen.  Damit  soll  yod  vornherein  fremdes 
Kapital  mit  gleichen  Rechten  ansgeschlossen  und  die  Möglich- 
keit ungleicher  Beteiligung  verhütet  werden.  Merkwürdiger* 
weise  sind  viele  Mitglieder  der  Genossenschaft  in  fremden 
Steinbrtichen  thUtig;  von  50  beschäftigten  Arbeitern  sind  blofs 
neun  Mitglieder,  obgleich  die  Mitgliederzald  viel  errörser  ist. 
Es  wird  dies  damit  erklärt,  dafs  der  Arbeiter  dieser  Industrie 
„das  Wandern  liebt**  und  nie  lange  an  demselben  Ort  bleibt; 
ob  dieser  Wanderlust  grofse  Vorteile  geopfert  würden,  ist 
natürlich  fraglich.  Der  Zeitlohn  in  der  Genossenschaft  ist 
höher  als  sonst  üblich;  da  aber  Stücklohn  im  allgemeinen  noch 
▼orherrscht,  so  kommen  die  Arbeiter  dazu,  in  Privatunter- 
nehmungen  bei  längerer  Arbeitszeit  dasselbe  zu  verdienen, 
Dafs  sie  sicli  nic^it  sträuben,  länger  zu  arbeiten,  geht  daraus 
hervor,  dafs  die  Genossenschaft,  nachdem  sie  den  11  stündigen 
Maximalarbeitstag  schon  früher  eingeführt  hatte  und  die 
Arbeitszeit  noch  weiter  verkürzen  wollte,  Widerstand  bei  den 
Arbeitern  selbst  fand.  Der  Gewinn  wird  folgendermafsen  ver- 
teilt: 50  erhalten  die  Mitglieder,  10%  die  Arbeiter  (Mit^ 
g^lieder  oder  nicht)  und  das  übrige  fliefst  In  den  Reservefonda 
und  eine  HUlfskasse.  —  Es  ist  eine  der  wenigen  Genossen- 
schaften, die  es  nicht  bereut,  den  Versuch  selbständiger  Pro- 
duktion unternommen  zu  haben. 

8.  Die  Genossenschaft  der  Klempner  und  Kesselsr  Ii  iniede 
—  cooperative  des  chaudronniers  —  befindet  sich  in 
Wanfercde-Baulety  einem  kleinen  Orte  in  der  Gegend 
▼on  Oharleroi.  Infolge  eines  Streiks,  der  in  einer  grofsen 
Kesselschmiede  ausbrach  und  drei  Monate  dauerte,  wurden 
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zehn  Arbeiter  arbeitslos,  und  zwar  waren  es  die  Hauptfiihrer 
der  neu  organisierten  Gcwerköchatt,  welche  wenig  An'^sicht 
hatten,  in  einem  Privatunternehmen  Besehäftigung  zu  tiuden. 
Dies  gab  den  Anlals  zur  Gründung  der  Genossenschaft.  Der 
KonBuniTerem  toxi  Baulet  gab  zu  dem  Zweeke  2500  fr.,  und 
aaraerdem  wurden  140  Anteile  k  10  fr.  geseichnet;  von  Ter- 
jschiedenen  Selten  erhielt  die  Genossenschaft  unverzinsliche 
Anleihen,  so  dafs  an  Betriebskapital  kein  Mangel  war.  Der 
ziemlich  einfache,  handwerksmälsige  Betrieb  würde  vielleicht 
lebensfähig  sein,  wenn  nicht  die  völlige  Unkenntnis  unr}  Un- 
urfahrenheit  der  Arbeiter  Betrügereien  der  Leiter  ermöglichte; 
im  Laufe  der  ersten  zwei  Jahre  hat  die  Genossenschaft  gegen 
15000  fr.  verloren I  ohne  dafs  die  falsche  Buchführung  nach- 
gewiesen werden  konnte.  Jetzt,  wo  znyerlfissige  Arbeiter  an 
der  Spitze  stehen,  sind  im  Laufe  des  letzten  .Semesters  kleine 
Gewinne  erzielt  worden.  Über  20  Arbeiter  sind  in  der  Werk- 
statt beschäftigt;  die  Löhne,  welche  anfangs  über  den  üb- 
lichen standen,  wurden  freiwillig  hrr?i])gi'setzt,  als  Hie  Ver- 
luöte  bedeutend  wurden  Die  Konkuirenz  der  greisen  Werk- 
stätten erschwert  die  Geschäftsführung,  zumal  in  der  Genossen- 
zchaft  der  Betrieb  noch  sehr  primitiv  is^  und  Maschinen  bisher 
nicht  eingeführt  sind.  Unabhängigkeit  ist  das  Einzige,  was 
die  Arbeiter  bisher  durch  ihre  Gründung  gewonnen  haben. 

\K  Die  ländliche  Hausindustrie  findet  man  in  vielen 
Oegoiiden  Belgiens ,  und  zwar  ist  sie  oft  nicht  mehr  eine 
Nebenarbeit  des  Landbewohners,  sondern  vielmehr  neine 
Hauptbeschäftigung;  letztere  entwickelt  sich  besonders  dort, 
wo  der  Landbesitz  so  winzig  wird,  dafs  seine  Bearbeitung 
nicht  lohnend  erscheint.  Die  hausindustriellen  Arbeiter  des 
endlichen  Teils  der  Provinz  von  Kamur,  welche  Holzscfauhe 
machen  („sabotiers"),  gehören  in  diese  Kategorie.  Im  Arron- 
dissement  von  Philippeville  ist  dieses  Gewerbe  vom  Vater 
auf  den  Sohn  übergegangen,  und  in  jedem  Dorfe  fast  findet  man 
Werkstätten,  wo  diese  Schuhe  gemacht  werden,  die  in  ganz 
Belgien  ihren  Absatz  rinden.  —  1898  liatten  sich  im  Dorfe 
Cerfontaine  die  Arbeiter  gewerkschaftlich  organisiert  mit  der 


unternehmen.  Von  75  Arbeitern  fingen  vier  sofort  an,  in 
eigener  Werkstatt  zu  arbeiten,  und  in  einem  Jahre  beschiftigte 

die  Genossenschaft  18  Arbeiter:  jetzt  sind  es  28,  und  man 
hofft,  mit  der  Zeit  alle  Mitglie<ier  beschäftigen  zu  können. 
Das  Ziel  ist,  bessere  Lohnbedingungen  zu  schaäfen.  Da  aber 
^Stücklohn  gc/ahlt  wird,  kann  die  Arbeitszeit  kaum  verkürzt 
werden,  und  auch  die  Löhne  blieben  bis  jetzt  ziemlich  die- 
selben, da  der  Verkaufspreis  vom  Selbstkostenpreis  sich  sehr 
wenig  unterscheidet,  und  eine  eventuelle  Lohnerhöhung  die 
Ctenoflsenschaft  konkurrenzunfähig  machen  würde  (die  Kosten 
betragen  gegen  61  fr.  pro  100  Paar,  welche  für  64  fr*  ver* 


Hoffnung,  später 
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kauft  werden).  Es  ist  ein  Gewerbe,  das  für  den  Arbeiter 
tibenso  unvorteilhaft  ist  wie  für  den  Verleger.  Die  Kinficb- 
heit  der  W  ei  k/.«'U<;e,  welche  gebraucht  werden  —  verschiedene 
Meäser  — ,  und  die  Umnü^lichkeit,  mit  Maschinen  zu  arbeiten^ 
erübrigen  eine  groXse  Werkstatt,  und  technische  Fortschritte 
•md  Qiibakaiuit.  Die  BetriebsweUe  mufs  deshalb  die  alte 
bleiben,  und  nur  sehr  beschrankte  Gewinne  können  den  Ar- 
beitern zu  gute  kommen.  Statutengemäfs  erhalten  sie  30  ^/o^ 
während  BO^o  für  den  Reservefonds  und40*^/o  fUr  eine  Unfall- 
versicherungskasse  bestimmt  sind^ 

Wenn  also  die  genossenschaftliche  Produktion  hier  zur 
Vervollkommnung  der  Produktionsweise  nicht  beitragen  kann, 
so  ist  sie  doch  ein  Mittel,  möglicher  Verlegerexploitation  vor- 
anbeugen.  In  nächster  Umgebung  wurden  noch  zwei  ähn- 
liche Genossenschaften  gegründet,  von  denen  die  eine  —  in 
Petigny  —  keine  Rundschaft  fand  und  deshalb  weiter  fUr  Ver- 
leger thätig  ist,  die  andere  —  in  Daussois  —  noch  besteht 
und  fllr  eig^^ne  Rerlmung  arbeitet.  Hier  sind  die  AHioiter 
nur  einen  Teil  des  Jalires  in  ihrem  Gewerbe  thätig,  die  übrige 
Zeit  arbeiten  «ie  als  landwirtschaftliche  Arbeiter  in  Belgien 
oder  Fraukreicli.  — 

10.  Die  Genossenschaften  der  Textilindustrie  nennen  wir 
nur  der  Vollständigkeit  wegen;  ihre  Organisation  ist  eine  so 
mangelhafte,  und  das  Oenossengchaftsprinzip  so  wenig  dureh- 
gefiilirt,  dafs  es  schwer  föllt,  sie  in  eine  bestimmte  Kategorie 
8u  bringen.  Als  Beispiel  führen  wir  die  Genossenschaft  von 
Ellezelles  an,  „Union  des  T  i  s  e  r  a  n  d  s'*.  Die  Hans- 
weberei ist  in  der  Gegend  btark  entwickrlt,  aber  es  filllt  den 
HausinUubLriellen  immer  schwer,  ihr  Brot  zu  verdienen,  da 
die  Konkurrenz  des  Fabrikbetrtebes  sich  immer  fühlbarer 
macht  Auch  sind  sie  an  ihren  Webstühlen  blofs  während 
einer  Hälfte  des  Jahres  beschäftigt  und  wandern  zur  Erntezeit 
nach  Frankreich  aus,  wo  sie  als  landwirtschafüiche  Arbeiter 
mehr  verdienen.  Man  könnte  sich  eine  Genossensehaft  denken, 
die  den  Zweek  hätte,  anstatt  für  den  Verleger,  direkt  für 
Konsumenten  zu  arbeiten,  oder  die  einen  Übergang  zum 
maschinellen  Betrieb  erstreben  wollte.  Die  im  Jahre  1897  ge- 
gründete Genossenschaft  besweckt  weder  das  eine  noch  das 
andere.  Laut  Statuten  erstrebt  sie  „Produktion  und  Verkauf 
Tersebiedener  Stoffe".  Die  Genossenschaft  vergiebt  an  die 
Hausindustriellen  die  Arbeit  und  steht  in  Beziehung  zu  den 
Käufern;  sie  hsit  den  Verlar  ersetzt  und  ist  nichts  anderes 


'  Bei  128tündieein  Arbeitstag  braucht  ein  Arbeiter  8—9  Tage, 
um  100  Paar  anzufertigen  und  1  fr.  über  seinen  üblichen  Lohn  zu 
erhalten.  Bei  einem  ^ofsen  Verletjor.  d^r  virlo  Arbniter  beschäftigt, 
machen  derartige  Gewinne  etwas  hus,  bei  den  Mitgliedern  der  Gcnosacu- 
■ehsfk  so  gut  wie  gar  niehts. 
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4Üfl  eine  „Verlege rgenoBsenscliaft''.  Zwar  setzt  sie  sich 

nocli  zum  ZuA ,  Konsumverpine  zu  gründen,  das  wiirf^  aber 
eine  ganz  unabhängige  Handeisoperation.  Wenn  jetzt  die 
Käufer,  welche  Mitglieder  sind,  40°/o  der  Gewinne  erhalten, 
«iO  itit  das  mehr  eine  Begünstigung,  die  den  Käufer  anlocken 
soll,  als  ein  charakteristisches  Merkmal  einer  Käufergenossen- 
schafL  Es  sind  auch  nicht  Privatinteressen ,  denen  sie  diente 
denn  der  übrige  Teil  der  Gewinne  wird  f)lr  Reservefonds, 
Oe Werkschaftspropaganda  und  Hülfskasse  verausgabt  Die 
(IrUndor  liatten  einen  politischen  Zweck  im  Auge,  indem  sin 
den  dem  8ocialismus  fernestehonden  Hausindustriellen  näher 
zu  kommen  dachten.  Thatsächlich  wird  dieses  Ziel  vielleicht 
erreicht,  denn  die  Genossenschaft  zaiilt  höhere  Löhne  und  be- 
schäftigt gegen  70  Arbeiter.  Kationalökonomisch  betrachtet 
ist  es  eine  Organisation  zur  Erhaltung  einer  rückständigen 
Betriebsform,  und  sie  ist  weder  fUr  den  wirtschaltLichen  noch 
socialen  Fortschritt  von  Bedeutung.  — 

Vor  einigen  Jahren  wurde  auch  in  Verviers  eine  ähn- 
liche Genossenschaft  gegründet,  die  sich  aber  schon  wieder 
aufgelöst  hat.  Über  das  iScliicksal  einer  genossenschaftlichen 
Weberei  in  St. -Nicolas  (189G  gegründet)  fehlen  uns  weitere 
Angaben. 

IL  Neben  den  schon  besprochenen  Bierbrauereiea, 
welche  wir  als  Eonsumentengenossenschaften  angesehen  haben, 

ist  uns  eine  andere  bekannt,  die  dem  anderen  Typus  ange- 
hört—  die  „Ouvriers  röunis"  in  Lütt  ich.  Diese  Brauerei 
gehörte  anfangs  einem  Privatunternehmer  und  wurde  1894  von 
seinen  Arbeitern  gekauft.  Neun  Arbeiter  waren  darin  be- 
schäftigt, alle  wurden  Mitglieder  und  blieben  Arbeiter.  Der 
reine  Typus  der  Froduzentengenossenschaft  schien  verwirklicht 
zu  sein.  Es  waren  besser  situierte  Arbeiter,  denn  die  Anteile 
lauteten  auf  je  2500  fr.  Zwei  Mitglieder  traten  später  aus, 
und  da  bei  der  gegenwärtigen  Produktion  neun  Arbeiter  er- 
forderlich sind,  wurden  sie  durch  zwei  Lohnarbeiter  ersetzt. 
Die  Genossenschafter  machen  kein  Hehl  daraus,  dafs  ihnen 
an  weiteren  jVTitirliedcrn  gar  nicht  gelegen  ist  und  die  Auf- 
nahme solcher  nur  dann  geschehen  kann,  wenn  ihr  Kapital 
oder  specielle  Kcüiitnisse  der  Genossenschait  von  besonderem 
Nutzen  sein  kennen.  Die  nfitigen  Arbeitskrifite  bei  steigender 
Produktion  werden  durch  Anstellung  von  Lohnarbeitern  ersetzt 
werden.  — 

Das  Gesagte  scheint  zu  genfigen,  um  zu  zeigen,  daCs  die 

Produzentengenossenschaften  auch  in  Belgien  7Ai  einer  eigent- 
lichen Entwickelung  nicht  gelangt  sind,  \^'ir  haben  keine 
einzige  Genossenschaft  gefunden,  der  es  gelungen  ist,  durch 
die  Organisation  die  Produktionsweise  auder*»  zu  gestalten 
oder  eine  grofse  Zahl  von  Arbeitern  zu  beschäftigen.  Die 
meisten  bleiben  nur  gezwungen   bei  ibrem  Unternehmen, 
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welches  mit  so  grofsem  Aufwand  von  Mühe  und  Arbeit  zu- 
stande gebracht  worden  ist.  Die  Gründe,  welche  an  diesen 
Mifserfolgen  schuld  sind,  sind  schon  öfters  in  die  Worte: 
Mangf^l  an  Kapital,  Mangel  an  Organisation,  Mangel 
an  Kuiuischatt  zusamniengefafät  worden.  Dieselben  Klagen 
werden  auch  hier  vorgebracht,  und  man  kann  kaum  sagen,  welche 
die  wichtigafe  Wir  glauben,  data  die  Schwi^gkeit  der 
SjLpitalbeBchafiung  ein  unQberwindtiches  Hindernis  ist:  die 
Genossenschaften  werden  gewöhnlich  infolge  eines  Streiks 
oder  einer  anderen  kritischen  Lage  gegründet,  gerade  wenn 
den  beteiligten  Kreisen  die  Mittel  am  meisten  felilen.  Zu- 
fällige Stiftungen,  wie  wir  sie  bei  der  genost^enschaftlichen 
Bautischlerei  in  Brüssel  gesellen  haben,  konuneu  behr  selten 
vor,  und  wo  die  Genossenschaft  mit  ihrer  Hülfe  ins  Leben 
gerufen  worden  ist,  hat  sie  auch  viel  weniger  zu  leiden.  Der 
gröCite  Teil  der  Versuche  scheitert  eben  darum,  weil  mit  der 
kleinbetrieblichen  Produktionsweise  angefangen  wird,  deren 
KonkurrenzunfiÜiigkeit  man  oft  von  vornherein  TOraussagen 
kann.  Und  wenn  man  erwartet,  daf^  diese  Genossenscliaften 
sich  entwickeln,  so  hegt  man  damit  eigentlich  j^anz  unerfüll- 
bare Hoflnuugeu,  denn  mit  ebensoleliem  Rechte  konnte  man 
annehmen,  dafs  die  Handwerker  sich  zu  Fabrikbesitzern  ent- 
wickein. Ein  genossenschaftlicher  Kleinbetrieb  hat  ebenso- 
wenig Aussicht,  sich  zu  einem  Orofsbetrieb  zu  entwickeln  wie 
jeder  andere;  es  kann  sich  also  nur  darum  handeln,  ob  er  als 
solcher  bestehen  kann  und  soll,  oder  ob  es  mOglich  ist,  die 
genossensehaftliche  Produktion  von  der  Gründung  an  in  der 
Form  des  rofshetriebes  zu  organisieren.  Das  erste  ünden 
wir  liäutitr:  die  Hlumenarbeiter  von  Brüssel,  die  Sabotiers 
von  Certon tarne,  sogar  die  Steinmetzen  von  Huy,  die  keine 
Konkurrenz  des  Grofsbetriebes  kennen  und  selbst  mit  wenig 
kostspieligen  Produktionsmitteln  auskommen,  können  ja  weiter 
existieren  und  mit  ihren  kleinen  Kapitalen  sich  behelfen. 
Schon  den  Schustern  aber  fällt  es  schwerer;  diese  kommen 
durch  ihre  Organisation  technisch  keinen  Scliritt  vorwärts,  ja 
Arbeiter,  welche  in  grofsen  Fabriken  beschäftigt  w\*iren  und 
alle  Vorzüge  des  Grofsbetriebes  kennen  gelernt  haben,  werden 
zu  konkurrenzunfuhigen  Handwerkern,  die  nur  das  ideale 
Kecht  der  Selbständigkeit  gewonnen  haben.  Ebenso  steht  es 
mit  den  Kesselschmieden,  Konditoren  u.  a.:  es  ist  ein  tech- 
nischer Rückschritt  vom  Grofs-  zum  Kleinbetrieb,  der  gleich- 
seitig immer  einen  socialen  Rückschritt  bedeutet.  Solange 
also  mit  unbedeutenden  Kapitalien  angefangen  wird ,  ist  es 
eine  naive  Auffassung  zu  glauben,  die  Oenossenseliaft  könne 
mit  der  Zeit  zu  einer  höheren  Betrieböfonii  übersehen:  in 
«lenjenigen  Zweigen,  wo  das  Gewerbe  haudwerk&niälsig  be- 
trieben wird,  bleibt  sie  auch  als  Kleinbetrieb  bestehen  (wenn 
andere  Gründe  sie  nicht  frtther  zu  Grunde  richten)  ^  in  den- 
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jeiiigen  aber,  wo  der  Grofsbetrieb  vorherrscht,  geht  sie  im 
Ivoiikurrenzkampt"  mit  ihm  unter.  Beides  liaben  wir  in  den 
belgischen  Genoaseiiöchatteii  beobachten  können. 

£ine  andere  Frage  ist,  wie  Bich  die  Eotwiekelung  ge- 
stalten würde,  wenn  die  Genomenscliaft  von  An&ng  an  als 
Ororsbetrieb  errichtet  wäre.  Das  ist  thatsMchiich  bei  den- 
jenigen der  Fall,  welche  aus  einer  Privatuntemehmnng  henror- 
gegaiij^en  sinfl  fc  operatives  semi-patronales  vor  kurzem 
genannt)  In  i^Vankreich  existieren  Genossenschaften  solcher 
Art  (r'liaitulistore  von  Guise  u.  a  ).  in  Belgien  nicht. 

Die  beiden  anderen  Klagen  —  Mangel  an  Kundschaft 
und  Organisation  —  werden  auch  in  Belgien  laut.  Für  die 
Kundschaft  sorgt  jetzt  der  neu  gegründete  Verband  der 
socialistischen  Genossenschaften,  indem  er  die  Konsumvereine 
in  Beziehung  zu  den  Produzentengenossenschaften  bringt  Es 
ist  hier  oft  mehr  der  Wunsch,  Kameraden  zn  Hülfe  zu  kommen, 
als  die  Bethätigung  wirtschaftlichen  iSelbstinteresses,  der  diese 
Einkäufe  veranlalst.  Die  mangelhafte  Organihation  h.Hngt  oft 
von  der  ungenügenden  Schulung  der  Arbeiter  ab,  deren  voll- 
ständige Unkenntnis  der  Geschäftsleitung  es  ermöglichte,  die 
Kesselschmiede  Ton  Baulet  und  die  Steinbrecher  von  Sprimoni 
um  die  grofsen  Summen  zu  bringen,  von  denen  schon  ge- 
sproclien  worden  ist  Auch  Öftere  Streite  und  Uneinigkeiten 
sind  dadurch  zu  erklären. 

Neben  diesen  allgemeinen  Gründen  findet  man  nueh 
specielle.  Als  einen  solehcn  möchten  wir  die  nicht  immer 
loyale  Konkurrenz  der  PrivuLunternehmer  bezeichnen.  Auch 
die  Konaumentengenossenschaft  wird  stark  angefeindet,  aber 
hier  haben  die  Konkurrenten  keine  Möglichkeit,  selbständig 
vorsiigehcn ,  und  erwarten  gewöhnlich  Hülfe  von  anderen^ 
hauptsiiehlich  von  der  Gesetsgebung.  Anders  steht  es  mit 
den  Produzentengenossenschaften;  das  Aufkommen  einer 
solchen  bedroht  die  T^ntemehTiier  dos  betreffenden  Produktions- 
zweiges direkt  durch  Gefährdung  der  Kundschaft,  die  deohalb 
versuchen,  der  Genossenschaft  die  Arbeitskräfte  abzuschneiden. 
So  sehen  wir,  dafs  die  Bebitzcr  der  Steinbrüche  in  Ecaussines 
den  Mitgliedern  der  Steinmetzgenossenschaft  keine  Steine 
liefern  wollen  und  dadurch  das  Weiterbestehen  der  Genossen« 
seliaft  unmöglich  machen;  dafs  die  Konditoren  in  Brüssel  einen 
Druck  auf  die  gewerkschafdich  organisierten  Arbeiter,  die  an 
der  Genossenschaft  beteiÜLt  waren,  ausübten,  was  die  Los- 
trennung vfiTi  GeworkKchatt  und  O «'nossenschaft  zur  Folge 
hatte,  und  iMcii  andere  Beispiele  können  angeftthrt  werden. 
Dagegen  muüsen  wir  einer  Auffassung  widersprechen,  welche 
in  Belgien  vertreten  wird,  und  nach  der  an  dem  Sebeitem 
der  Prodttssentengenossenschaft  die  ungenügende  Gkiwerkvereins^ 
gesetzgebung  die  Schuld  trägt.  So  meint  Prof.  de  Greef:  „die 
belgische  Gesetzgebung,  die  den  Glewerksohaften  das  Recht 
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der  IvristiBchen  Persönlichkeit  nicht  gewährt,  ist  ein  iinflher- 
wiDobares  Hindernis  zur  Gründung  von  Produzentengenossen- 
Bchaften;   nur  die  Centralisation  aller  Mittel  und  Kräfte  in 
demselben    corps  do   mutier   könnte   eine  Entwickelung  er- 
möglichen",   und  auch  Bertrand   äufsert   sich  dahin,  flafs 
„Produktivgenossenschaften,  welche  wirklirh  genossenöciiaft- 
lichen  I^riuzipien  folgen  wollen,  nur  mit  Ilüife  von  Gewerk- 
▼ereinen  möglich  sind**^.  —  Diese  Anffassung  ist  sowohl 
theoretisch  irrig,  als  auch  praktisch  widerlegt.  Rein  theoretisch 
sind  beide  Organisationen  so  grundverschieden  yoneinandery 
dafs  sie  nie  ineinander  aufgehen  können:  die  eine  erstrebt^ 
die  ArhfiitaverhMltnissc  dos  Lohnarbeiters  besser  zu  g^^stalten, 
die  andere,  ihn  zum  seibätündigen  Unternehmer  zu  machen-^. 
Es  kann  sich  also  blofs  um  die  Transformation  einer  gewerk- 
schaftlichen Organisation  in  eine  genossenschaftliche  handeln. 
Die  Erfahrungen  zeigen  nns  die  Unmöglichkeit  einer  solchen, 
and  zwar  durfte  diese  Unmöglichkeit  am  wenigsten  der  Gksets- 
gebung  aususchreiben  sein.     Gewöhnlich  beginnt   die  Be- 
thätigung  genossenschaftlicher  Bestrebungen  innerhalb  einer 
Gewerkschaft  mit  der  Gründung  einer  Streikwerkstatt,  — 
atclior  de  chomage  —  wo  arbeitslose  Mitglieder  Beschäftigung 
Hilden:  die  Schuster  in  Brüssel,  die  Cigarrenarbeiter  in  Gent 
und  viele  andere  Gewerkschatten  Belgiens   besitzen  solche, 
Entwickelt  sich  das  Unternehmen,  so  wollen  die  beteiligten 
Hitglieder  allein  die  Vorteile  geniefsen  und  gönnen  der  Gewerk- 
achafi  nicht  die  Gewinne,  entwickelt  es  sich  nicht,  so  Mit  ea 
der  Gewerkschaft  zur  Last  und  schwächt  ihre  Kasse.  Der 
gllnstigste  Fall  ist,  dafs  Gewerkschaft  und  Genossenschaft  an 
dem  Gewinne  gleich  interessiert  sind  dadurch,  dafs  dieser 
z.  B.  einer  gemeinsamen  Wohlfahrtseinrichtung  dient,  wie  es 
in  der  Druckerei  von  Antwerpen  geschieht.   In  solchen  Fällen 
kann  die  Gewerkschaft  der  Genossenschaft  behüUlich  sein, 
wie  jede  private  Unterstützung,  aber  es  ist  nicht  einzusehen, 
welchen  speeiellen  Einflufs  sie  haben  kann. 

Mit  der  Behauptung  —  diese  oder  jene  Wirtschaftsform 
acheitere  an  diesen  oder  jenen  Hindernissen,  es  sei  schwer, 
sie  ins  Leben  zu  rufen,  weil  zu  viel  Schwierigkeiten  über- 
wunden werden  müssen,  kann  die  Frage  nicht  abgethan 


^  GaeUannie  de  0-reef,  Partidpation  aux  bänofices  etc.;  Bev- 
trand,  o.  c.  G^lff^rntlii  Ii  möchten  wir  bemerken,  dafs  eio  neues  6e- 
seta  von  1898  die  juristische  Persönlichkeit  der  Uewerkvereine 
awsr  anerkennt,  diesen  aber  jegliche  Handelsoperationen  untersagt 
Das  Oesetz  ist  in  Belgien  so  unpopulär,  dafs  der  gröfste  Teil  der  Se- 
stehenden  Oewerkvereine  es  vorsieht,  sich  nicht  anerkennen  zu 
lassen. 

'  AusAhrlieli  darfiber  vergl.  David  Schloss,  Methode  of  in- 
dustrial  rerounerstion.  Chapter:  fielation  between  trade -unionism  and 

Cooperation,  p.  227— 2:J8. 

Forschungon  XVIII  8.  —  Boujaa  sky.  6 
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werden.  Es  mufs  Tielinelir  untersucht  werden^  was  eine 
Produzentengenossenscliaft,  wenn  sie  snr  Entwickelung  gelangt, 

ihren  Mitgliedern  leisten  kann  und  wirklich  leistet.  Die 
belgischen  Erfahrungen  sind  wenig  belelirend :  keine  der  von 
uns  l>osprochenen  Genossenschaften  hat  es  bisher  zu  einer 
lebenslaliigen  und  gesicherten  Verfassung  gebracht,  und  deslmlb 
müssen  Beispiele  anderer  Länder  herbeigezogen  werden.  Hier 
kommt  zuerst  die  Frage  in  Betracht^  wieweit  in  einer  aus- 
gebildeten ProdusentengenoBsenschaft  das  Genossenschaft«- 
prinzip,  die  Verquickung  von  Arbeiter  und  Unternehmer,  Ter- 
wirklicht  wird.  Man  hat  versucht^  die  Genossenschaften  nach 
dieser  Richtung  zu  klassifizieren,  ohne  dafs  diese  V ersuche 
aber  glücklich  genannt  werden  könnten.  Mifs  Potter  unter- 
scheidet unter  den  englischen:  1.  solche,  die  den  Verwaltungs- 
ausschufs  aus  ihrer  Mitte  wählen  und  nur  Mitglieder  be- 
schäftigen; 2«  diejenigen,  die  sich  einem  lebenslänglichen 
Direktor  oder  AusschuTsmitgliede  unterworfen  haben;  3.  sich 
selbst  regierende  Arbeitergenossenschaften,  welche  Nicht- 
genossen  als  Arbeiter  bescnäftigen  und  thatsächlich  kleine 
Arbeitgeber  sind;  4.  Genossenschaften,  in  df'Tien  Personen, 
welche  nicht  von  der  Genossenschaft  bescliättigt  werden, 
Mitglieder  das  Kapital  liefern.  Hier  wird  ein  wesentliclies 
Merkmal  —  das  Verhältnis  von  Mitgliedern  und  Nicht- 
mitgliedem  —  neben  ein  anderes,  rein  formales,  die  Ver- 
schiedenheit der  Verfassungsmethoden,  gestellt,  und  damit  kann 
keine  einheitliche  Klassifikation  erzielt  werden.  Noch  viel 
weniger  zweckmäfsig  ist  die  Einteilung  der  belgischen. Pro- 
duzentengenossenschaften von  Bertrand.  Er  unterscheidet 
1.  solche  Genossenschaften,  in  denen  die  Arhrit  nur  von 
51  itfj: Hedern  verriclitet  wird;  2.  in  denen  Arbeiter  wie  in 
PiiväLunternehmungeu  beschäftigt  werden;  8.  in  denen  nicht 
nur  Mitglieder,  sondern  auch  Angestellte  am  Gewinne  be- 
teiligt sind ;  4.  die  vom  Gewerkverein  im  Interesse  desselbm 
gegründet  werden.  Man  sieht,  dafs  hier  ein  einheitliches 
principium  divisionis  vollständig  fehlt,  und  die  heterogensten 
Merkmale,  wie  Gewinnbeteiligung  und  GewerkTcreinsoigant* 
sation,  zur  Khissifizierung  verwendet  werden. 

Vor  kurzem  hat  Prof.  Gide  im  Anschlufs  an  die  fran- 
zösische Enquete  die  verschiedenen  Typen  auseinander- 
zuhalten versucht*.  Er  unterscheidet  die  Genossenschafiea 
nach  ihrer  GrUndungsart,  aus  der  die  weitere  £ntwickelnng 

fefolgert  wird.   1.  Association  autonome,  wo  das  ganze 
lapital  von  den  in  der  Genossenschaft  arbeitenden  Mitgliedern 
beschafft  wird;  2.  Association  corporative,  welche  Toa 


1  Vergl.  Enquete  sur  les  asBociatiotis  coopirstiTQB  de  prodnction, 
Oftice  da  travail.  Ch.  Oide  in:  Bevae  d'^ooiiiie  politique^  Jaavier 

1900. 
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ArUeiteni;  die  demselben  licrut  angehören  —  einem  Gewerk- 
▼erein  —  gegründet  ist.  3.  Association  semipatronale 
—  eine  genossenschafüich  umgebildete  Privatunternehmung. 

4.  ÄHsociation  integrale,  wo  fremdes  Kapital  zu  Hülfe 
gerufen  wird  und  die  Gewinne  xwischen  Arbeit  und  Kapital 
verteilt  werden.  —  Diese  KlassJfikation  scheint  uns  einheitlich 
und  erschöpfend  zu  sein.  Die  verschiedenen  hier  erwähnten 
Prinzipien,  welche  der  Konstituierung  der  Genossenschaften 
zu  Grunde  liegen,  erklären  auch  ihre  spätere  Gestaltung. 
Alle  Produzentengenossenschaften  zerfallen  in  swei  grofse 
Gruppen:  solche,  wo  Mitglieder-  und  Arbeitersafal 
susammenfttUti  und  wo  das  nicht  der  Fall  ist,  oder 
anders  ausgedrttckt:  es  giebt  Produzentengenossen- 
schaften, an  denen  alle  beteiligten  Arbeiter  und 
nur  d  i  H  0  interessiert  sind,  und  neben  diesen 
giebt  es  andere,  an  denen  entweder  nicht  alle 
beteiligten  Arbeiter,  oder  an  denen  noch  andere 
Personen  interessiert  sind  als  die  beschäftigte 
Arbeiterzabl,  oder  bei  denen  beides  der  Fall  ist. 

Die  erste  Form  ,  die  immer  als  «reine  Form*  gegolten 
bat,  besteht  gewöhnlich  nur  zu  Anfang.  Es  ist  schon  oft  aus^ 
geführt  worden,  dafs  fUr  den  Fall  einer  gröfseren  Entwickelung 
die  Mitglieder  sich  abschliefsen ,  und  weiter  nötig  werdende 
Kräfte  durch  Lohnarbeiter  ersetzt  werden;  es  bildet  sich 
faktisch  eine  Art  ka})itali-tisrhes  Unternehmen,  in  dem  die 
Inhaber  mitarbeiten  uder  nur  als  Kapitalbesitzer  sich  be- 
teiligen. Psychologisch  ist  eine  solcne  Verftnderung  der 
Organisation  leicht  yerstftndlicb:  es  ist  yon  Tornherein  klar, 
dafs  die  Mitglieder,  die  oft  ihrer  Arbeit  und  £nergie  die  Ent- 
wickelang ihres  Unternehmens  verdanken,  nicht  daran  intern 
essiert  sind ,  ganz  fremde  Personen  nn  den  Erfolgen  parti- 
zipieren zu  las>^pn.  Es  soll  dninit  keineswegs  gesagt  sein,  dafs 
»US  der  Genoö.senschaft  eiwa«  Minderwertiges  wird;  entschieden 
haben  solche  Arbeiteraktieugesellschaften  viel  zur  Demukrati' 
Bierung  des  Qewerbes  beigetragen  ^  Aber  Genossenschaft 
sind  sie  nicht,  und  sie  kOnnen  auch  nicht  unter  denselben 
Qettchtspunkten  wie  diese  betrachtet  werden.  Wenn  die 
«anociation  des  lunetiers  de  PanV  50  Mitgliedei-  und  1200 
Lohnarbeiter  zählt,  so  kann  sie,  wie  glftnzend  ihre  Gesch.Hfte 
auch  sein  mögen,  nicht  als  Beispiel  einer  entwickelten  Oe- 
noBsenschaft  angeführt  werden;  der  Satz:  eint  Produzenien- 
geuossenschaft  nimmt  mit  fortschreitender  geschäftlicher  Ent- 
wickelung ein  anderes  inneres  Wesen  an,  ist  theoretisch  leicht 
wahrscheinlich  zu  machen,  praktisch  durch  Erfahrungen 
«Uer  Linder  bewiesen. 


Vergl.  Herkner,  Die  Arbeiterftsge,  2.  Aufl.,  8.  198—98$  eben- 
es MUs  Potter. 
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Wir  haben  in  Belgien  keine  Beispiele  solchen  Übei^^gs 
in  kapitalistische  Unternehmen  gefundfen ,  aus  dem  einfachen 
Grunde,  weil  für  eine  solche  eine  gewisse  Entwickelung  der 

Produzentengenossenftchnftfn  nötig  ist,  dh^  in  Belgien  noch 
nicht  erreicht  ist.  Höchstens  wäre  die  Brauerei  in  Lüttich 
auf  diesem  Wege;  die  Schustergenossenschaft  in  Brüssel  liat 
sich  neulich  für  neue  Mitglieder  auch  abgeschlossen,  aber  aus 
Qrttnden,  die  eher  dnroh  den  Wunsch,  me  Genossenschaft  lu 
erhalten^  als  sie  bu  serstitren,  hervoi^erufen  sind.  Die  ÄuTse- 
rung,  es  würde  ihnen  künftig  ebenso  ei^ehen  wie  ihren  älteren 
Brüdern  in  England  und  Frankreich,  wird  gewöhnlich  mit 
Entrüstung  zuHickg^ewiesen ;  die  Unmöglichkeit  einer  Ab- 
schliefsung  wird  mit  den  Worten:  wir  sind  prinzipielle  Ge- 
nossenschafter, begründet.  Die  Steinbrecher  von  Avins  haben 
sogar  in  ihren  Statuten  die  Zahl  der  Anteile  auf  zwei  pro  Mit- 
glied beschränkt,  wodurch  hei  Erweiterung  des  Betriebes  neue 
Arbeiter  gleichzeitig  auch  Anteilbesitser  und  damit  Mitglieder 
werden  können.  Wenn,  wie  wir  gesehen  haben,  fast  in  allen 
besprochenen  Produzentengenossenschaften  die  Zahl  der  be- 
schäftigten Lohnarbeiter  die  der  beschäftigten  Mitglieder  über- 
triflPt,  so  Vint  dfiH  vielfach  noch  einen  anderen  Grund  als  den 
der  Absc}ili<  Isung  im  Interesse  der  Gründer.  Diese  Genossen- 
schaften bringen  nichts  ein,  die  Anteile  sind  oft  thatsächlich 
nur  un verzinste  Anleihen,  und  die  Arbeiter,  welche  in 
der  Genossenschaft  arbeiten,  sind  sehr  wenig  daran  interessiert, 
Anteile  zu  erwerben.  Und  dort,  wo  man  die  „reine*^  Foim 
beibehalten  hat,  und  wo  nur  Mitglieder  beschäftigt  sind,  g^t 
das  auf  den  einfachen  Grund  zurück,  dafs  die  Dividende  nicht 
unter  die  Mitglieder  verteilt  wird  und  somit  rlie  urspning- 
lichen  Mitglieder  durch  Vergröfserung  der  Mitgiiederzaiü  keine 
Nachteile  erleiden. 

Wenn  anj^es teilte  Lohnarbeiter  gewöhnlich  fUr  die  späte- 
ren Entwiekeiungsstadien  der  Froduzentengenossenschaften 
charakteristisch  sind,  so  sind  viele  aufserhalb  der  Genossen- 
schaft stehende  Mitglieder  den  Anfangsstadien  eigentümlich. 
Auch  hier  sind  Arbeiter-  und  Mitgliederzabi  nicht  gleich,  aber 
aus  ganz  ?iTiderpn  Onhiden.  Im  ersten,  eb^n  besprochenen 
Falle,  sind  arbeitende,  der  Genossenschatt  nahe  siehende  Per- 
sonen von  deren  Gewinnen  ausgeschlossen;  im  zweiten  werden 
im  Gegenteil  Personen,  die  nur  Anteile  gezeichnet  iiabeu, 
sonst  aber  mit  der  Genossenschaft  in  keine  BerOhrung  kommen, 
zur  Glewinnbeteiligung  herbeigezogen.  Der  erste  Fall  ist  die 
Folge  einer  wachsenden  Prosperität  der  Unternehmung  und 
läfst  kapitalistische  Neigungen  der  Mitglieder  stark  zu  Tage 
treten,  der  zweite  beruht  auf  der  Schwäche  der  Genossen- 
schaft, welcher  dio  nötigen  Mittel  fehlen,  und  die  deshalb  an 
Fremde  appellieren  mufs.  —  In  Belgien  gehören  fast  alle 
Produzentengenossenschaften  zu  dieser  letzteren  Art;  die  Mit- 
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gliederzahl  übersteigt  gewöhnlich  uraa  Zehnfache  die  der  Ar- 
beiter. £ä  sind  meist  Gesionungdgenossen,  welche,  ohne  auf 
irgend  einen  Gewinn  zu  rechnen,  die  Anteile  zeidinen.  Oft 
werden  diese  sogar  aUmähltch  getilgt,  so  dafs  die  Beteiiigang 
Ton  Kichtfachffenossen  nur  eine  bestimmte  Zeit  dauert.  Diese 
Art  von  Mitipiedem  sind  für  die  Ctoossenschait  als  Httlfs- 
jnannschaften  eventuell  von  Bedeutung;  da  sie  aber  unter  mehr 
philanthropischen  als  c^ewinnsüchtigen  Motiven  beitreten,  so 
müssen  diese  Genossenschaiton  unter  denselben  Gesichtspunkten 
wie  die  zuerstgenannten  behandelt  werden.  Sind  aber  alle 
Mitglieder  ernstlich  an  den  Gewinnen  interessiert,  so  verändert 
«icli  das  Bild.  Wir  haben  dne  Unternehmung,  die  mehr  dem 
ConartnershipsYstem ,  wo  Arbeiter  und  Geldgeber  gleich  be- 
teiligt sind,  als  dem  ffenossenschafUichen  entspricht  £s  ist 
aogar  kürzlich  in  England  und  Frankreich  versucht  worden, 
nach  diesem  Typus  Genosaenschaften  planTnäfsig  zu  gründen. 
In  Frankreich  sahen  die  einen  darin  eine  praktische  Ver- 
wirklichung des  Systems  von  Fourier  (Kapital,  Arbeit  und 
Talent  an  Organisation  und  Vorteilen  beteiligt),  die  anderen 
eine  Verkttmmerong  des  traditionellen  GenoesouichafilBprinzips  * ; 
praktische  Vorsttce  worden  andererseits  darin  erblickt)  dals 
oei  grofser  MitguederMhl  „Mifstrauen,  Streit  nnd  Uneinig- 
keiten viel  weniger  Tcrhängnisvoll  werden,  als  wo  sämtliche 
Mitglieder  in  einer  eigenen  xVcrkstatt  beschäftigt  sind"  ^.  Wir 
g^lauben,  dafs  dieser  Vorzug  durch  grofse  Nachteile  beein- 
trächtigt >vird.  Wenn  sich  viele  um  eine  Genossenschaft 
scharen,  kunnen  die  Vorteile  des  Einzelnen  darunter  nur 
leiden;  es  ist  geradezu  unverständlich,  welchen  Zweck  eine 
Clenossenschaflt  verfolgt,  die  5—6  Arbeiter  beschäftigt,  nnd 
dabei  50—60  Mitglieder  zählt  Die  kleine  Arbeitersahl  aengt 
von  dem  unbedeutenden  Betrieb,  und  man  fragt  sich  nnr,  was 
jedes  einzelne  Mitglied  davon  haben  kann.  Wenn  es  z.  B. 
der  Gewerkverein  ist,  dem  die  Mitglieder  eo  ipso  angehöron, 
und  em  gemeinnütziges  Ziel  verfolgt  wird,  so  sind  die  Ge- 
nossenschaftsmitglieder, wie  schon  angedeutet,  nicht  als  solche, 
»ondern  als  Mitglieder  eines  anderen  Vereins  an  der  Genossen- 
•chaft  interessiert  (Bnchdraeker  von  Antwerpen).  In  den 
flbrigen  Fällen  ist  das  Interesse  der  nicht  mitthätigen  Mit- 
glieder unklar,  und  Genossenschaften,  wie  z.  B.  die  der  Tabak- 
arbeiter in  Brüssel  oder  der  Weber  in  Elezelles  sind  absolut 
sinnlos.  —  So  bestätigt  die  belgische  Entwickelung  die  alte 
Erfahrung ,  dals  die  Produzentengcnossenschaften  sich  nicht 
gedeihlich  entwickeln.  Theoretische  Erwägungen  und  das 
Vorbild  anderer  Länder  zeigen,  dafs,  wo  eine  Entwickelung 


>  Vergl.  Gide,  o.  c. 

*  VergL  H&ntBchke,  Die  PyoduktivgenogseiischafteD. 
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stattHnden  könnte  oder  auch  wirklich  stattfindet,  eö  eben  keine 
Produzenten gniiossenschaften  sind  oder  werden.  — 

Die  Gründer  der  belgischen  Produzentcngenossenachaften 
haben  auch  öfter  praktische  Vorteile  im  Auge  aU  die  Ver- 
wirklichung abstrakter  Prinzipien:  höherer  Lohn,  kQrzere 
Arbeitseeit  wird  erstrebt,  und  man  stellt  sich  sufriedeni  wenn 
dieses  erreicht  wird.  Die  letzte  französische  Enquete  bat  ge- 
zeigt, dofs  durchschnittlich  die  Mitglieder  der  Produzenten- 
genossenschaften nicht  viel  mehr  verdienen  als  gutbezahlte 
Arbeiter,  wobei  man  bedenken  mufs,  dafs  sie  gewöhnlich  zur 
Elite  der  Arbeiterklasse  gehören  In  Belgien  wurden  in 
allen  Genossenschaften  höhere  Löhne  eingciulirt;  die  Cigarren- 
arbeiter  von  Alost  erhalten  1  fr.  pro  Tag  mehr  als  die  in 
PnTatfabriken  beschäftigten;  die  Bncfadrocker  in  Ltittich  ar- 
beiten trotz  höheren  Lohnes  eine  Stunde  weniger,  als  es  dort 
üblich  ist;  die  Tischler,  die  Blumenarbeiter,  die  Steinmetzen, 
alle  sind  in  besseren  Arbeitsverhältnissen.  Aber  in  vielen 
Füllen  liegt  nur  eine  Täuschung  vor.  Dort,  wo  die  Oenossen- 
scliatt  n  unter  der  Konkurrenz  leiden,  fällt  es  ihnen  un- 
gemein schwer,  die  Arbeitsverhältnisse  besser  zu  gestalten, 
und  wo  dieses  geschieht,  ist  es  oft  auf  Kosten  der  Genossen- 
schaft selbst.  Was  haben  die  Steinbrecher  von  Barse  Ton 
ihren  höheren  Lohnen,  wenn  diia  Erträge  so  gering  sind,  daia 
die  Unkosten  nicht  gedeckt  werden  können  und  das  Ghschäfts- 
jahr  mit  einem  Deficit  schliefet?  Wir  führen  aar  lUostratioB 
folgende  Tabelle  an:  ' 


Jakrgiage 

Lohne  und  andere 
Ausgaben 

Verkaufserlös 

Gewinne 

fr. 

fr. 

fr. 

1894—1895 

6500 

5300 

-1200 

1895—1896 

21800 

20200 

—  1100 

1896— 

31  070 

—  1650 

1898— 1Ö98 

29460 

29005 

—  455 

1896-1899 

48220 

100 

—  1220 

1899—1900 

87950 

42680 

+  4780 

(9  Monate) 

Ebenso  erging  es  den  Kesselschmieden^  nachdem  sie 
hetiichtliche  VerloBte  erlitten  hatten,  wurde  der  Entschlnfa 
gelUbt,  solange  die  Geschsftslage  sich  nicht  veriUider^ 
niedrigere  Lohne  zu  beaiehen.  Und  was  haben  die  Blumen* 
arbeiter  von  ihren  höheren  Lohnen,  wenn  sie  als  Unternehmer 


1  Der  Darchschnittaverdienst  bei  5000  solcher  Arbeiter  betrug  pro 
Jalir:  1410  fr.  Lohn  nnd  290  fr.  IMiidende,  was  einen  tteUehen  ver> 
dienst  —  bei  800  Arbeititagen  —  Ton  knnm  6  fr.  ansmaeht 
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das  verlieren,  was  siV  als  Arbeiter  gewintipn.  Ebenso  steht 
es  mit  den  Cigarrenarbeitern  und  vielen  andcreü 

Es  ist  schon  zu  einem  allgemeingültigen  Satz  gewurden,  dafs 
der  technische  Fortschritt  die  Voraussetzung  günstiger  Arbeitsver- 
bältniase  ist  Die  Gewerkvereine  verfolgen  als  Ziel  eine  Besserung 
der  Arbeitsverhältnisse.  Wir  glauben,  die  Produzentengenossen- 
Schäften  pfuschen  nur  den  Gtewerkvereinen  ins  Handwerk,  wenn 
sie  sich  dasselbe  Ziel  setzen;  handelt  es  sich  blofs  darum,  die 
Lohnsätze  höher  zu  stellen  oder  die  Arbeitszeit  zu  verkürzen, 
so  ist  ein  starker  Gewerkverein  immer  in  höherem  Grade 
imstande,  das  zu  erreiehen,  als  eine  schwache  Genossenschaft, 
und  schw^ach  ist  diese  letztere  immer,  solange  sie  wirklich 
Genossenschaft  ist  Wenn  es  den  starken  Konsumvereinen 
oft  schwer  filllt,  in  ihren  Produktionsateliers  bessere  Arbeits- 
v^erhältnisse  einzuführen,  weil  die  Konkurrens  zvl  stark  ist 
(wir  sprechen  natürlich  von  solchen  Konsumvereinen,  die  an 
der  Gestaltung  des  Arbeitsverhältnisses  ein  Interesse  haben), 
wi«;  wollen  es  die  sehwachen  Produzentengenossenschaften 
durchführen?  In  Möns  ist  die  Buchdruckerei  gegründet 
worden,  weil  die  Lohnverhältnisse  durch  die  schwache  Gewerk- 
vereinsorganisation  wenig  gehoben  wurden;  es  sind  auch  that* 
Bächlich  dort  höhere  I^hne  eingeführt,  aber  gleich  darauf 
klagt  der  Jahresbericht,  dafs  die  Gewinne  deshalb  so  nn- 
bedeutend  seien.  Die  Stärkung  des  Gewerkvereins  hätte  ent- 
schieden bessere  Folgen  gehabt  und  wäre  einer  gröfseren 
Arbeiterznhl  zu  gute  gekommen.  Damit  wollen  wir  nur  sagen: 
die  Genossenschaft,  deren  einziges  Ziel  es  ist,  für  ihre  Mit- 
glieder bessere  Arbeitsverhältnisse  zu  schaffen,  ist  selten  in  der 
Lage,  dieses  durchzuführen,  während  sich  für  die  nttmlichen 
Zwecke  die  langbew&hrte  Gewerkvereinsorganisation  als  viel 
erfolgreicher  erwiesen  hat 
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IV.  Einfluß  der  Genossenschaften  auf  Kleingewerbe 

und  OetailhandeL 


Die  Entwickelung  der  belgischen  Konsumentengenossen- 
schaften  versetztr-  die  Detailhändler  in  grofae  Aufregung. 
Schon  in  den  BOei  Jahren,  als  nur  die  Beamten  -  Konsum- 
vereine gegründet  wurden,  fanden  die  Klagen  der  Händler  Ge- 
hör bei  den  Frierenden  Kreisen,  und  den  Beamten  wurde  der 
Verkaaf  an  Mehtmitglieder  Terhoten.  Spftter  wurde  dann 
Sturm  gegen  Volksapotheken  and  BSckereien  gelaufen.  Den 
Kampf,  welchen  die  Hülfskassen  mr  Erhaltung  ihrer  Apo- 
theken gefuhrt,  haben  wir  schon  kennen  gelernt  Dank  einem 
spHteren  htilfskassenfreundlichen  Ministoriura  i«t  es  ihnen  ge- 
lun^tn,  das  (iesetz  von  1894  zu  umgehen;  eine  ministerielle 
Erklärung,  welche  am  20.  Juli  1899  in  der  Kammer  abgegeben 
wurde,  ging  daiim,  daia  eine  Hüifskasse,  welche  ausächliefslicb 
«OS  II itgUedem  einer  genosaensclialUichen  Apotheke  bestdil, 
also  nur  formal  etwa«  anderes  darstellt ,  alle  den  Hfllftkassen 
gewährten  Privilegien  geniefst  Aber  der  Kampf  mit  den 
Volksapotheken  hört  nicht  auf,  und  ein  neues  Projekt  liegt 
vor,  wolf'hps  sie  vollstündig  aufheben  will.  -  -  Was  die  genossen- 
schaftlit  hen  Bäckereien  und  L#äden  Ix  trifft,  so  dauert  der 
Kftiiij  f  gegen  sie  schon  ian^^e.  Bereits  Prof.  Waelbroek,  der 
bei  Gelegenheit  der  Beratung  des  belgischen  Genossenschafts- 
gesetses  von  der  belgischen  Regierung  beauftragt  wurde,  die 
nanaösischen  und  deutschen  Genossenschaften  kennen  su  lernen, 
schrieb  in  seinem  Bericht:  »Der  Kleinhandel  ist  dort  im  Ver* 
schwinden,  und  von  einer  Reform  im  Interesse  der  Armen 
wird  das  Scliicksal  anderer  Armen  bedrängt."  Dieses  Schick- 
sal schien  auch  in  Belgien  BcHoi-n^Tiis  einzufififscn  im  Jahre 
1890  hatte  sich  die  Kammer  gelegentlich  eines  Antrages  von 
Smet  de  Nayer  und  Genossen  mit  der  Frage  der  Besteuerung 
der  Genossenschaften  zu  beschäftigen;  der  Antragsteller  ging 
davon  aus,  dafs  die  belgischen  Steuergesetze,  die  von  1879 
datieren,  fttr  die  Gegenwart  veraltet  seien ^;  eine  Revision 


*  Annales  psrlsmentairos,  chamhre»  ■fonce  8S.  novemlNre  1890. 
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4li«ier  OeMtae  sei  aber  der  grOfsten  Tragweite^  weil  eine 
veränderte  Besteuerung  dM  Wahlrecht  wesentuch  modifizieren 
wOrde,  und  deshalb  könne  eine  solche  nur  von  der  Regierung 

auscrefien:  ans  f^iesem  Grunde  begnti^f  sich  der  Antrag:  mit 
einer  dringenden  Frage,  der  Besteuerung  der  Konsumvereine 
und  Grofsbazare,  indem  er  damit  den  Beschwerden  des  Klein- 
bandela  Linderung  verschaffen  wolle.  Daa  Ge»etz  von  1879 
kennt  eine  ümsatBBteuer,  die  aber  nur  bis  an  einem  Mazimom 
Ton  265000  fr.  gradntert  sei;  dies  entspreche  nicht  mehr 
dem  gegenwärtigen  Stande  der  Entwickelnngy  der  Umeitie 
Ton  Millionen  kenne.  Abgesehen  von  dieser  yendteten  Pro* 
gression  hätten  die  Steuerbearaten,  obwohl  es  keine  jc^esetzliche 
Bestimmungen  gebe,  welche  Genossenschaften  von  der  Steuer 
befreien,  irrtümlicherweise  diejenigen  Genossenschatten,  welche 
nur  an  Mitglieder  verkaufen,  von  der  Steuer  freieel&ssen,  die 
übrigen  wtlrden  entweder  nach  dem  gesamten  VerkaulserlOi 
oder  nnr  nach  der  Summe ,  weiche  durch  Verkauf  an  Kicht- 
mi^jliecler  erzielt  werde,  besteuert.  Die  Genossenschaften  eeten 
unzweifelhaft  Handelsgesellschaften,  und  bei  der  Beratung  dee 
Gesetzes  von  1873  sei  festgestellt  worden,  dafs  es  keinen  Unter- 
schied ausTTiache,  ob  sie  nur  an  Mitprlicder  verkaufen  oder 
nicht.  Denselben  Standpunkt  teilte  auch  die  commission 
centrale.  Sie  hob  ganz  besonders  die  Brotfabrikation  hervor, 
die  in  den  letzteu  Jahren  gauz  besondere  Veränderungen  er- 
fithren  hfttte;  die  kleinen  Bflckermen  hätten  sich  in  Brotfabriken 
verwandelt,  und  als  solche  mttfsten  sie  besteuert  werden.  — 
Über  die  Anträge  wurde  kaum  diskutiert,  aufser  dem  Minister 
und  dem  Antragsteller  meldete  sich  niemand  zum  Wort  (Sitsung 
vom  18.  Juni  1801).  Die  Regierung  teilte  mit,  dafs  sie  an 
einer  Steuerreform  arbeite,  die  dem  Sinne  des  Antrags?  voll- 
kommen entspreche,  und  dieser  wurde  darauf  einstinmiig  an- 
genommen. — 

In  dem  darauf  ergangenen  Gesets  Tom  6.  Juli  1891  kam 
hauptsächlich  der  Gedanke  sum  Ausdruck  dafo  eine  Genossen- 

Schaft  eine  Handelsgesellschaft  sei,  gans  gleichgültig,  ob  sie  an 
Kichtmitglieder  verkaufe  oder  nicht,  und  dafs  sie  deshalb  den- 
selben Steuergesetren  unterliege  wie  die  übrip:en  Unter- 
nehmungen (m^tiers,  professions,  commerces,  industries).  Die 
Ladenhändler  sind  in  17  Klassen  eingeteilt  (letzte  Klasse  mit 
einem  Umsatz  bis  2120  fr.,  erste  mit  einem  solchen  von 
266000  bis  800000  fr.);  bei  einem  Umsatz  von  Uber 
flOOOOO  fr.  wird  noch  eine  Steuer  von  75  fr.  für  je  50000 
erhoben.  Als  Brotfabriken  werden  alle  diejenigen  Bäckereien 
angesehen,  deren  Öfen  10  qm  betragen,  oder  welche  fünf  und 
mehr  Arbeiter  beschäftigen. 

Nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  wuchsen  die  von  den 
Genossenschaften  gezahlten  Steuersummen  sehr  stark;  der 
«Vooruit"  hatte  sogleich  anstatt  933  fr.  5488  fr.  zu  zahlen, 
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die  „Maison  du  Peuple"  anstatt  500  fr.  5000  fr.  etc.  Der 
helg;is('he  Genossenschaftskongrefs  von  1804  beschlofs,  die  Kf»- 
ierung  zu  ersuchen,  W(  iiiii^stens  diejenigen  Genossenschatten, 
ie  nur  an  Mitglieder  vei kaufen,  von  der  Steuer  zu  befreien; 
bia  jeUt  bind  aber  keine  Auönahmen  gemaclit  worden. 

Aber  auch  die  Kleinhändler  gaben  sich  nicht  sufiieden. 
Am  21.  Dezember  1896  warde  dem  GouTemeur  Ton  Ostflaadeni 
eine  Bittschrift  Uberreicht,  in  der  ein  Gesetz  verbingt  wird, 
welches  die  Entwickelang  der  Genosaenschaften  hemmen  kOnnte. 
Besonders  Uut  wurden  die  Klagen  auf  dem  jüngsten  „Kon- 
gresse der  kleinen  Bonrpr'oisie**  in  Antwerpen,  Mit  Entrüstung 
wird  dort  von  Beamten -K  iisunivereincn  gesprochen;  Staats- 
beamte, weiche  Handel  und  Industrie  fördern  sollen,  hUtten 
ihre  Pflicht  und  Schuldigkeit  vergessen  und  Konsumvereine 
gegründet;  sie  begnügen  sich  nicht,  Artikel  des  Hausbedarft 
an  ilire  Mitglieder  zu  verkaufen,  sondern  eignen  sich  allmählich 
alle  Handelszweige  an  ^.  Diese  Konsumvereine  sollten  Qber^ 
haupt  verboten  und  die  genossenschaftliche  Organisation  nur 
den  Arhnitrrn  überlassen  werden.  Aber  auch  die  Thnti^'k^it 
dies(  r  .iolle  beschränkt  werden;  sie  solle  nur  an  Mitglieder 
verkauten,  die  Dividende  nicht  in  Bons  verteilen,  welche  s^u 
weiteren  Einkäufen  in  der  Genossenschaft  zwingen,  sondern 
in  bar  etc.  Mit  einem  Worte,  wir  finden,  hier  eine  getreue 
Abbildung  der -Vorgänge  anderer  Länder.  Man  erinnere  sidi 
nur  der  Angriffe,  die  in  Deutschland  Mitte  der  80er  Jahre 
begahnen,  als  die  Bedeutung  der  KonsumTcreine  immer  wuchs 
und  ihro  Tendenz  erst  klar  wurde  Überall  entstanden  da 
kautinannische  Vereine.  Man  appellierte  an  den  iStant  und 
bearliwerte  sich,  abgesehen  von  der  Konkurrenz,  über  Verkauf 
an  iSichtmitglieder,  Steuerbefreiung  etc. Jcut,  wo  diese  Bö- 
echwerden  QehOr  gefunden  haben,  sind  die  Klagen  dennodi 
nicht  yeratummt. 

Wendet  man  sich  zu  den  Thatsachen,  die  zeigen  kOnnten^ 
inwieweit  die  Klagen  der  Kleinhändler  berechtigt  sind,  so  muts 
bemerkt  werden,  dafs  Mangel  nn  statistischem  Material  die 
Antwort  in  hohem  Malse  erschwert.  Vieles  scheint  übertrieben 
und  unrichtig.  Wenn  die  Apotheker  z.  B.  behaupteten .  sie 
litten  zu  sehr  unter  der  Konkurrenz  der  Volksapotheken,  da 
sie  ihren  Preisherabeetzungen  nicht  folgen  könnten,  so  befinden 
sie  sich  hier  im  Widerspruch  mit  sieh  selbsti  denn  gleichseitig 
behaupteten  sie,  die  honen  von  den  Velksapolheken  gezahlten 
Dividenden  rtlhrten  von  den  hohen  Preisen  ner.  Die  Zahl  der 
Privatapotheken  wächst  ttbrigens  gans  erheblich  und  sie  dürften 


*  ConfSüht  iatemational  de  la  petita  bourgeoisie.  Bnncelles  18M. 

Xito»  anestion.    Lea  soci^t^s  coop^'ratives  des  fönet ionnairrs 

'Dt.  Knittel,  Beitrfige  zur  Geschichte  des  deutschen  Oenossett- 
iC&afiBweseiis,  a  101 
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ach  gegenseitig  viel  mehr  Konkurrenz  machen  als  sie  unter  der 
der  Genoaaensehaften  leiden.   Es  bestanden  Apotheken: 


Jahrgänge 

Bruxeiles 

Uent 

Lüttich 

Antwerpen 

1882 

166 

43 

47 

57 

1898 

313 

91 

114 

122 

Während  dio  Volksapotheken  in  Bruxeiles  1897  eine  Kund- 
schaft von  5500  Personen  hatten,  kam  auf  eine  Privatapotheke 

im  Durchschnitt  eine  solche  von  1000  Personen.  Die  Volks- 
apotheken erzielten  in  diesem  Jahre  einen  Gewinn  von 
54000  fr.;  wenn  dieser  unter  die  300  Privatapothekeii  ver- 
teilt wäre,  käme  auf  jede  188  fr.,  was  doch  keine  Be- 
deutung hat*.  — 

Ebenso  ungerechtfertigt  a'nid  auch  andere  Klagen :  Man  be- 
schwert sich  (Iber  illoyale  Konkurrenz,  Kichtbefolgung  gesets* 
lieber  Bestimmungen^  was  doch  am  wenigsten  den  Kleinhandel 
schlldigt.  —  Dagegen  kann  nicht  verkannt  werden,  dafs  die 
kleinen  Bäcker  kaum  die  Konkurrens  der  „Brotfabriken*^  aus- 
halten können,  wie  auch  seit  einiger  Zeit  aus  verschiedenen 
Städten  Klagen  kommen,  dafs  Privatbäckereien  geschlossen 
werden.  In  Gent  gab  es  1888  327  Bäcker,  1897  war  diese 
Zahl  auf  2üV  reduziert,  obgleich  die  Bevölkerung  in  dieser 
Zeit  fast  um  10%  gestiegen  ist'.  In  den  verschiedenen  Be- 
richten wird  darauf  hingewiesen,  dafs  im  Bftckerttewerbe  ein 
vollständiger  Niedergang .  herrsche ,  der  Lohn  sinke  und  die 
Zahl  der  Arbeitslosen  wachse.  Professor  Pyfferoen,  der 
Ilauptkämpfer  für  die  Erhaltung  des  Mittelstandes,  hat  aus- 
gerechnet, dafs  während  der  Periode  von  1851 — 1881  das  Ein- 
kommen der  Arbeiterklasse  um  59  **/o,  das  des  Mittelstandes 
blols  um  37  <^/o  gestiegen  ist,  das  der  wohlhabenden  Klassen 
sogar  um  30  ^  o  gesunken  sei 

Die  schwierige  Lage  dea  Bäckergewerbes  iindet  haupt- 
sSchlieh  in  der  Revolntionierung  des  Qewerbes  durch  den 
maschinellen  Betrieb  seinen  Grund,  und  da  es  die  Gtooasen- 
schaften  waren,  welche  zuerst  die  neuen  Öfen  und  die  Knet- 
maschinen eingeführt,  ricbtm  sie  Ii  ciUe  Klagen  des  unter- 
gehenden Handwerks  gegen  sie.  Später  haben  sich  grofse 
Aktienbäckereien  gebildet,  die  ebenfalis  die  mechanische  Pro- 


*  S.  Rede  vom  Abgeordneten  Bertrand  in  der  Kammersitzung 
Tom  aa  Januar  188a 

*  Pyfferoep,  La  petite  bourgcoisie,  nnds  Les  coopiimtives  en 
Beigi^ue,  B^forme  sociale,  1899,  I  und  IV. 


Digitized  by  Google 


n 


xvin  3. 


duktion  betreiben  und  vielfach  den  Kampf  mit  flen  Konsum- 
vereinen autnehmen,  der  den  letzteren  namentlich  zu  Anfang 
ihres  Bestehens  vielleicht  nicht  weniger  schwer  f^Ut  als  der 
der  kleineu  Bäckereien  mit  den  Genossenscbiaften.  In  Brümsel 
legten  sich  dieso  Aktienbictkemen  allerlet  Namen  kbl,  wie  s.  B. 
nBonkiiigerte  Nationale*  etc.,  welche  den  Sdieis  erwecken 
floUten,  als  handele  es  sich  um  kein  kapitalistisches  Privat- 
unternehmen. In  Gent  gewährt  z.  B.  der  ,|Volk8belang'',  eine 
Aktienbäckerei,  (dieselben  VprsrrjnstiGrnngen  wie  der  „Vooruit". 
Jetzt,  wo  die  Genossenschatten  erstarkt  sind  und  die  Kon- 
kurrenz ihnen  nicht  mehr  geftUirlich  ist,  leiden  die  kleinen 
Bäckereien  unter  einem  doppelten  Druck.  Diese  Thatsache 
braucht  ab  solche  gar  nicht  geleugnet  zu  werden  und  wird 
auch  von  den  FUiirern  der  Qenossenschalten  nicht  bestritten; 
.es  fragt  sich,  welche  Konsequenzen  können  daraus  gesogen 
werden?  Mag  man  das  Verschwinden  der  zu  Grunde  gerichteten 
Existenzen  beklagen  oder  darin  einen  Fortschritt  erblicken  — 
ist  ja  noch  vor  kurzem  dem  Generalreferentcn  auf  der  letzten 
Generalversammlung  des  Vereins  für  Socialpolitik  vorgeworfen 
worden,  er  empfinde  bei  diesem  Verschwinden  „eine  gewisse 
Schadenfreude*  — ,  eins  steht  fest:  Mafsnahmen  gegen  die 
KonsumTmine  finden  in  dieser  Thatsache  des  Unterganges 
kleiner,  seither  selbstitndiger  Existenzen  noch  lange  nicht  ihre 
Berechtigung.  „Den  Beamten  die  Mitgliedschaft  bei  Konsum* 
vereinen  zu  verbieten,  ist  eine  Forderung,  die  etwa  auf  der 
gleichen  Höhe  mit  rinem  Gebote  für  die  Beamten  stehen 
würde,  sich  nur  der  Droschken  und  keiner  Pferdebahnen  zu 
bedienen",  sagt  mit  Recht  Dr.  C rüger.  Die  Frage  scheint 
so  klar  zu  sein,  dafs  gewisse  Forderungen  nur  durch  blinden 
Sehreeken  diktiert  werden  können.  Der  Unwille ,  mit  dem 
man  den  Genossenschailken  gegenübersteht,  erinnert  nur  zu 
sehr  an  den  Ha&  der  Arbeiter  gegen  neue  Maschinen,  der  bei 
deren  Einführung  zu  Ausschreitungen  und  Zerstörungen  führte. 
Der  Ersatz,  den  die  neuen  wirtschnftlidien  Organisationen  fllr 
den  von  ihnen  gestifteten  Schaden  schalfen,  besteht  nicht  nur 
in  den  Vorteilen,  welche  sie  ihren  Mitp^liedern  gewähren.  Wenn 
z.  B.  in  Belgien  geklagt  wird,  die  Luhne  der  kleinen  Bäckereien 
sinken,  so  kann  doch  nicht  verkannt  werden,  was  cerade  die 

Sinossenschaftlichen  Bttckereten  für  die  LohnTerhiitnisse  ge> 
an  haben.  Es  handelt  sich  hier  um  einen  technisch- wirt- 
schaftlichen Fortschritt^  die  Vorbedingung  für  weiteren  socialen 
Fortschritt.  Und  wenn  allzu  ortliodoxe  Socialistrn  sich  in 
dieser  Frage  an  die  Seite  ihrer  Gegner  stellen,  indem  mf*  }>»>- 
haupten,  die  Kleinhändler,  welche  von  den  Genossenschaften 
ruiniert  werden,  sänken  zu  Lohnarbeitern  herab  und  vergröfsem 
dadurch  die  industrielle  Reservearmee',  so  verkennen  sie  dabei 


^  Yesgi  Jules  Ouesde,  Le  sodaüime  aa  jsor  le  |our,  1899. 
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die  Thfttsache,  dafs  bei  Vorhillignng  der  Artikel  durch  die 
Konsumvereine  der  Konsum  wachst  und  die  Produktion  gröfser 
wird,  dadurch  also  neue  Arbeitsgeb  ^onheit  geschaffen  wird. — 
Die  rückständigen  Formen  der  alten  W'irtschaft  ver- 
schwinden unter  dem  Drucke  der  neuen ;  das  Handwerk  kämpft 
mit  dem  Grofobetrieb,  der  Kleinbandel  mit  den  Grorabttsaren. 
Verschiedene  socialpoHtiscbe  MaTsnahmen  sttcheB  die  Leiden 
der  niedergehenden  Existenzen  zu  crlciclitern ;  das  ist  aber  auch 
alles^  was  sie  können.  Die  Entwickelung  einer  neuen  Wirt- 
schaftsform hemmen,  damit  die  alte  besteheu  bleibe,  heifst  die 
Gesetze  der  socialen  Entwickelung  vollständig  verkennen. 


Wir  haben  die  beuk^n  Hauptarten  der  gewerblichen 
Genossenschaften  kennen  gelernt.  Das  Ergebnis,  zu  dem  wir 
gelangt  sind .  bestätigt  auch  für  Belgien ,  was  fi\r  andere 
Länder  seit  uicht  zu  langer  Zeit  festgestellt  worden  ist:  die 
£ntwickelungsfilhigkeit  der  Eonsamentengenossenschalten  und 
die  Lebensunfilhigkeit  der  Genossenschaften  von  Produzenten. 
Die  Hoffnungen  der  GenossenscliaftsfÜbrer  der  fbn&iger  und 
sechziger  Jahre  sind  nicht  in  Erfüllung  gegangen,  die  „ideale* 
Form  hfit  sich  nicht  bewährt.  Aber  noch  mehr;  diese  Form 
ist  auch  gar  jiicht  „fler  Gipfelpunkt  des  Systems".  Während 
diejenigen  Organisationen ,  welche  den  Interessen  der  Konsu- 
menten dienen,  eine  wirkliche  Socialisierung  der  wirtachaft- 
lichen  Verhältnisse  erreichen,  sind  die  Genossenschaften  Ton 
Prodozenten  ihrem  Wesen  nach  nur  einzelnen  Personen  von 
Kutzen.  Wilhrend  die  ersteren  znr  Verbesserung  der  modernen 
wirtBchaftlichen  Technik  beitragen,  indem  sie  den  Absatz  regu- 
lieren, lassen  die  anderen  die  vernichtende  Konkurrenz  bestehen. 
Und  während  schlielslicli  die  Entwickelung  der  Konsumenten- 
genosaertscliat'reii  eine  Entwickelung  vom  Kleingewerbe  zur 
Grofsindustrie  darstellt,  bedeutet  die  Gründung  jeder  neuen 
Produzentengenossenschaft  eine  Vergröfserung  der  Zahl  von 
nnteimhenden  Kleinbetrieben.  — 

Wenn  man  mit  Recht  jetzt  den  Satz  aufgestellt  hat,  die- 
jenige Form  der  Genossenschaft  hätte  sich  am  besten  ent- 
wickelt,  in  der  die  ideale  Form  nicht  verwirklicht  worden  ist, 
so  mufs  ^'■leiclizeitig  hinzugefügt  werden,  dafs  die  nach  den 
Anschauungen  der  fünfziger  Jahre  ideale  Form  eine  solche  gar 
nicht  ist. 
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Vorwort. 


Die  vorliegende  Arbeit  soll  nur  eine  Skizze  zur  Vor- 
geschichte des  Bauernkrieges  geben.    Sie  beansprucht  nicht, 

einp  in  ]Vder  Beziehung  ab.sehliefsonfle  Arbeit  über  dieses 
Thema  zu  sein;  solche  wird  erst  nach  eingehendstct^  archi- 
valibchen  Ötudieu  geliefert  werden  könnend  Wenn  der  Ver- 
fasser sie  dennoch  glaubt  erscheinen  lassen  zu  können,  so 
wird  die  Thatsache,  dafs  schon  auf  Grund  des  vorliegenden 
Materials  eine  genügend  gesicherte  Anschauung  gewonnen 
werden  kann,  das  vollauf  rechtfertigen. 

Der  Verfasser  hat  sich  auf  die  schwäbischen  und  fränki- 
schen Gebiete,  die  vom  Bauernkriege  vor  allen  ergriffen 
wurden,  beschrUnkt.  I>f»r  Titel  der  Arbeit  wird  sich  auch 
so  rechtfertigen  lassen:  jede  iStichprobe  wird  zeigen,  dafs  die 
Resultate  dieser  Arbeit  über  Schwaben  und  Franken  auch  für 
die  anderen  Gebiete,  in  denen  der  Bauernkrieg  getobt  hat, 
zutreffen. 

Entstanden  ist  die  Arbeit  aus  dem  Bedürfnis  des  Ver- 
fassers, sich  über  die  Eigenart  dieser  Bewegung,  ihre  Stellung 
in  der  Zeit  und  in  der  deutschen  Geschichte  liberhaupt  klar 
zu  werden.  Die  Arbeiten,  die  bis  jetzt  zu  diesem  Thema  vor- 
liegen ,  vermögen  dem ,  der  sich  mit  dem  Bauernkriege  selbst 
beschftftigt,  diese  Ivlarlieit  nicht  zu  geben;  sie  sind  entweder 
von  demokratischer  Tendenz  beseelt:  man  weifs,  dalb  die  Be- 
wegung, die  zur  Reyolution  von  1848  fUbrte,  gerade  zum 
Studium  jener  „Bevolution**  angeregt  hat;  noch  immer  lebt 
die  Tendenz  hier  und  da  weiter;  oder  es  haben  sich  Wlrt- 
schaftshistoriker  dieses  Stoffes  bemächtigt,  die  mit  ihrem  Ver- 
such, ff'rnher  und  weithin  wirkende  materielle  Krüfte  zur  Er- 
klärung heranzuziehen,  das  Streben  des  Menschen,  wie  er 
zeitlich  beschränkt  ist,  schliefslich  unerklärt  lassen;  einzelne 

1  Es  ma^  hier  bemerkt  werden,  dafs  die  Archivaüen  der  Krets- 
archivc  Bamberg,  Xurnberg  und  Würahnrp  dem  Verfasgrr  vnrpd'  ;^'<'n 
Laben;  jedoch  wurdcu  sie  damals  racbr  auf  die  Geschichte  des  Bauern- 
kriege» selbst  hin  durch^^earbeitet,  weniger  auf  die  Vorgeschichte. 
Danlbar  mag  die  freundliche  Unterstützung  der  Archivverwaltungen, 
▼or  allem  derer  von  Bamberg  und  Nürnberg,  schon  hier  erwähnt  werden. 
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Historiker  der  letzten  Jabre  haben  sich  Toa  den  Resultaten 
dieser  Geschichtsbetraehtung  blenden  lassen  und  üe  ohne 
weiteres  übernommen.  Nur  hin  und  wieder,  in  neuester  Zeit, 

hat  die  Betrachtung  des  gröfserf^Ti  Zusammenhjniir-^  '^er  Ver- 
fassungsgescliichte  für  die  Vorgeschichte  des  Bauernkrieges 
fruclitbare  Gedanken  p^ebracht:  der  Verfasser  freut  sich,  fest- 
stelleu  zu  köuiiüu,  dafä  öich  ihm  vom  Studium  des  Bauern- 
krieges her  im  wesentlichen  dieselben  Resultate  ergeben,  zu 
denen  Tb.  Ludwig  in  seinem  Buche  Aber  den  badischen  Bauer 
im  18.  Jahrhundert  und  G.  v.  Below  in  den  tiefgründigen 
Abhandlungen,  die  er  in  „Territorium  und  Stadt''  gesammelt 
hat  gelangt  sind.  Eine  Monographie  wird  nichts  destoweniger 
doch  noch  am  Plat7.e  sein. 

Es  ist  nicht  die  Absicht  gewesen,  zu  jeder  ^Hrtzelnen  Be- 
hauptung, die  bisher  gefallen  ist,  Stellung  zu  nehmen.  Wenn 
schon  die  allgemeine  Stellungnahme  des  Verfassers  einzelnen 
Arbeiten  gegenüber  aeigen  wird,  dafs  das  so  unbedingt  nötig 
nicht  war,  ~  wie  die  Arbeit  nur  eine  Skizze  sein  soll,  so 
wftre  sie  damit  Über  den  Umfang  einer  solchen  weit  huiaus- 
geraten. 

Der  Verfasser  genügt  zuletzt  noch  einer  Dankespilicht, 
wenn  er  erwähnt,  dafs  ihm  sein  hochverehrter  Lehrer,  Herr 
Professor  Dr.  Max  Lenz,  die  Anregung  zu  einer  Arbeit  über 
den  Bauerukrieg  und  damit  auch  zu  dieser  gegeben  hat.  Wieviel 
er  ihm  verdankt,  wird  der  ersehen  kOnnen,  der  seine  ein- 
gehende Kritik  der  Lamprechtschen  Deutschen  Geschidite 
Bd.  V  mit  der  vorliegenden  Arbeit  vergleicht  Auch  Herrn 
Professor  G.  Schmoller  gebührt  der  Dank  des  Verfassers,  da 
dieser  ihn  zu  einer  Seminararbeit  über  diV  Lage  des  Bauem- 
standes im  15.  und  16.  Jahrhundert  veraniafst  und  diese  zum 
Vortrage  und  zur  Diskussion  zugelassen  iiat.  Der  Verfasser 
kann  nicht  schliefsen,  ohne  noch  ein  Wort  tiefster  Dankbarkeit 
dem  Altmeister  der  Geschichte  au  widmen,  der  ihm  nicht 
nur  lleigung  au  geschichtlichen  Studien  Mngefltffst  hat,  sondern 
auch  fortwährende  Förderang  hat  auteil  werden  lassen :  Rankes 
Deutsche  Geschichte  ist  ihm  ein  immer  neu  Sprudelnder  Quell 
der  Erkenntnis  auch  des  Bauernkrieges  gewesen. 

Berlin,  im  August  1900. 
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In  der  düutsclieTi  Geschichte  knnu  man  in  Hinsicht  auf"  die 
staatlichen  Vcrhältnisso  zwei  Epochen  unterscheiden,  die 
9ich  swar  nicht  seharf  trennen  lassen,  die  aber  doch  genau 
bemerkbar  sind. 

Die  ersto  Epoche  charakterisiert  die  Gebundenheit  alles 
staatlichen  Lebens  an  den  Grundbesitz.  Es  ist  die  Zeit 
primitiverer  Kultur,  in  der  di^^  LfbfMislialtung  dos  ganzen 
Volkes  sich  nach  eng  an  den  iimttei  I  M  hrn  Hoden  anschlieist: 
ein  Mehr  von  Grundbesitz  soll  in  dieser  Zeit  lohnen,  was  der 
Einzelne  der  Gesamtheit  gegenüber  geleistet,  und  soll  zu 
weiterem  Dienst  in  ihr  verpflichten.  Es  kommt  dabei  nicht 
darauf  an,  von  wem  sich  dieser  Besitz  herschreibt ,  ob  von 
einzelnen  VolksangehOrigen ,  ob  von  der  monarchischen  Re- 

Srilsentation  der  Gesamtheit.  In  dem  erblichen  Lehen  ist 
iese  Anschauung  ausgedrückt. 

Damit  ist  für  die  Zeit,  in  der  der  Beruf  des  Priesters, 
des  Kriegers,  des  Beamten  überhaupt  die  ganze  Kraft  in 
Anspruch  nimmt  und  zur  eigenen  Bewirtschaftung  des  Bodens 
keine  Zeit  mehr  läfst,  ein  Weiteres  gegeben.  Indem  es  sich 
empfahl^  indem  es  yerboten  ward,  selbst  den  Boden  zu  bebauen^, 
ward  dieser  wieder  ausgeliehen ;  gewisse  Abhängigkeitsverhält- 
nisse entstehen-,  Abgabdi  von  Grund  und  Boden  müssen  dem 
Herrn  den  Lel)eiisnnterhalt  zuführen,  gewisse  Dienste  bald 
mehr  politischer.  I  nld  mehr  wirtschaftlicher  Natur  sollen  ihn 
in  Ausübung  seines  Berufes  unterstützen".    Da  das  Lehns- 


*  Vergl.  Löher,  Ritt«?rschaft  und  Adel  (in  Münch.  Sitzuncsber. 
1861,  1)  8.  :n8;  auch  II  Z  'pfl,  Das  alte  Bamberger  Recht  als  Quelle 
drr  Carolina  (1839)  S.  t>4:  dio  Geschlechter,  wolchf»  ratsfähipr  waren, 
durften  nur  „müfsi^"  gehen.  Nach  Wilda,  Gildcweseu  S.  75  ^ebendort 
dtiert),  durften  sie  ihre  „Keringe'*  (NabruDg)  nicht  mit  Handwerk  „ge- 
wannen hebhe". 

-  Mit  G.  Fr,  Knapp,  Die  G.undherrsehait  in  NordwostdeuUt  bland 
(in  „Gmndherrachaft  nnd  Rittergut",  Leipzig  1897  S.  H:%  die  Grund- 
herrschaft  nls  die  ält«-  r  Ilt  bekannten  Verfasstungsfornacn  anzunebnu-n, 
ist  nach  Hninner,  Nobih  s  mul  rüfMiK  iiifrcIf»  der  karolinpr.  Volker*  chte 
(Zeitschrift  der  Savi^iij-Stiftuui;  XIX.  tifrin.  Abt.  [1898])  inclit  uii;.;unjiig. 

•  In  aelir  priitrnantor  Weise  dnickt  Knapp  u.  :i.  <  >.  S.  84  da«» 
80  au8!  Der  kleine  Botrieb,  dein  dt-r  Haiior  vorstellt,  ist  nii  lit  lun  seinet- 
wiUen  und  nicht  für  ihn  allein  da,  sondern  ist  in  erster  Linie  dazu  da» 
dem  Henra  durch  Abgaben  die  Möglichkeit  des  Bestehens  xn  gevfthren» 
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Wesen  immer  weiter  um  sich  greift,  ergiebt  sich  also  eine 
staatliche  Struktur,  die  auf  den  ersten  Blick  hin  privatrecht- 
liehen  Charakter  zu  haben  scheint.  Die  Grund-  oder  Lehna- 
herren, die  sich  vom  Bauern  den  Unterlialt  verschfiffen  lassen, 
sind  und  bleiben  Staatsbeamte;  der  Bauer,  der  sie  ernährt, 
Tergilt  damit,  was  sie  ihm  persönlich  an  öffentlichen  Rechten 
2u  grOfserem  Nutzen  seiner  Wirtschaft  abgenommen  habend 
Diese  Abgaben,  diese  Dienste  stellen  eine  Art  von  Besoldung 
dar,  eine  Besoldung ,  die  der  Staat  gewissermaCsen  in  Form 
von  Anweisungen  seinen  Beamten  p:iebt^;  nichts  weiter,  kein 
privatrechtliches  VorhJtltnis  ist  mit  ihnen  begründet. 

Nur  im  Zwaiif^e  der  Notwendigkeit  hat  der  Staat  eine 
solche  Bindung  von  Mann  zu  Mann  gestattet.  Eine  schwer- 
wiegende Decentralisatiou  aller  Kräfte  war  die  Folge:  sie  war 
Tielleicht  politiscli  bedauerlich,  aber  wirtschaftlich  von  grOfotem 
Segen. 

Die  Kultur  des  Bodens  nimmt  unter  der  Herrschaft  des 
Lehnswesens  zu,  der  Wert  desselben  steigt;  die  Bedürfnisse 
des  Lebens  werden  gröfser,  es  gestaltet  sich  reicher  aus, 
Handel  und  Verkehr  blühen  immer  stärker  auf.  Langsam 
und  stetig  durchbricht  die  Geldwirtschaft  die  Naturalwirtschaft. 
Immer  neue  Ansprüche  an  den  Staat  werden  laut:  eine  stärkere 
Gentralgewalt,  die  die  aufkommenden  Gegensätze  ▼ermittele 
wird  erwünscht.  Den  centralisierenden  Bestrebungen,  die  also 
im  Interesse  der  Kultur  liegen,  entspricht  die  Naturalwirtschaft 
nicht  mehr;  das  Geld,  „ein  Symptom,  keine  Ursache"^,  pafst 
zu  den  nen'^n  VerbältTiissen  viel  besser.  Schlicfslieh  verdrangt 
es  alle  naturalwirtschaftüch-iehusrechtlichen  Beziehungeu  von 
Mensch  zu  Mensch. 

Die  zweite  Epoche,  die  in  der  deutschen  Geschichte  erst 


und  was  nach  Ahliofcninp  des  schiildicrcn  Getreides,  Geldes  odf  r  Jvli  in- 
viebs  noch  übri^  bleibt,  das  verzehrt  der  Jiauer  mit  Weib  und  Kind. 

1  Bekannt  ist,  dafs  sich  im  ganzen  Hittelalter  ininderkrftftigie 
Volksgenossen  an  stärkere  ergaben:  sie  gaben  damit  etwas  von  ihrer 
„Altfreiheif"  auf  .  Um  ^irotv  niitü  sphnffen"  und  „irer  arbeit  Tiachfr<*en'' 
zu  künuen,  wallen  lö2'>  die  Stüiiliüger  Bauern  auf  das  liecht  an  der 
Assistenz  bei  Blutgerieliten  verzichten.  Yergl.  Banmann,  Akten  snr 
Oeschichte  dos  Bauern krie^^es  in  Oberschwaoen  S.  192:  vei^l.  auch 
G.  Schmoller,  Die  sociale  Entwickeluug  Deutachlauds  und  En^aiids 
hauptsftchlich  auf  dem  platten  Lande  des  Mittelalters  (im  Jahrboeh  Ar 
Gesetzgebung^  und  Verwaltung  XII)  S.  210. 

*  vergl.  z.  B.  Karl  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftaleben  im 
Mittelalter  III,  S.  299/300.  Auch  die  Besprechung  des  Buches  von 
U.  8tntz,  Geschichte  des  kirchlichen  Bcnefisialwesens  von  seinen  An- 
ffinfcon  bis  auf  Alexander  III.,  durch  Hinschiuf»  in  der  Zeitschrift  <ler 
^avigny-Stiftung  XVII,  Germ.  Abt.  S.  140.  Denn  auch  auf  die  kircb. 
liehen  Verhftltni»se  findet  Anwendung,  was  von  den  staatlichen  ge- 
sagt ist. 

^  M.  Lenz  in  der  Kritik  Lamprecht«  (Sybela  Historische  Zeit^^chrift 
N.  F.  Bd.  41)  8.  410. 
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mit  dem  19.  JalirlmiKicrt  beginnt  \  ist  die  der  reiaea  Öeld- 
wirtschaft.    Der  Staat  kennt  jetzt  jene  Mittelinstanzen  nicht 


ihm  stehen  jetzt  faktisch,  nicht  mehr  nor  ideell,  alle  Xndiriduen 
gleich  da. 

Wir  kennen  jetzt  Aosgangspunkt  und  Endpunkt  der 
ganzen  Entwickelung ,  der  politischen  sowohl  wie  der  wirt- 
schaftlicben^  die,  wie  wir  sahen,  in  regster  Wecliselwlrkiing 
stehen.  Wie  waren  die  Verhältnisse  vor  1525,  wie  waren  sie 
in  SUdwestdeutschland ?  Nur  auf  diese  kommt  es  uns  an: 
denn  hier,  in  den  Gebiutcu  des  schwäbischen  und  iVänkischea 
Stammes,  ist  die  Bewegung  von  1525  entstanden,  hier  hatte 
sie  ihre  YorlAnfer,  hier  hat  sie  den  Charakter  angenommen, 
der  sie  uns  so  merkwürdig  macht,  und  von  hier  aus  hat  sich 
jenes  Programm  der  12  Artikel  verhreitet,  dessen  Durch- 
setzung vor  allem  den  Bauern  am  Herzen  lag.  Die  Resultate, 
die  die  Betrachtung  der  1ii*'r  bestehenden  Vcrhiiltnisso  orgiebt, 
werden  auch  für  alle  jene  Gebiete  gelten,  in  denen  ähnliche 
Bewegungen  stattgehabt  liaben. 

Den  Weg  mag  ein  Blick  auf  die  Jahrhunderte  sUdwest- 
deutscher  Oescfaichte  weisen,  die  der  Reformationszeit  voraiir 

Sehen.  Nicht  ohne  jedoch  auch  der  Ahwandlungen  in  anderen 
entschen  Landen  zu  gedenken;  aus  der  Gegenü1)erätellung 
derselben  und  der  in  Südweatdeutschland  wird  der  eigentüm- 
liche Charakter  dieser  £ntwickelung  hesonders  scharf  hervor- 
treten. 


^  Die  Aafhehung  der  Patrimonislgerichtshsrkeit  eriulgie  beksimi» 
lieh  erst  1850  in  Prenlsen. 


vor 
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Erstes  Kapitel. 


Die  politischen  Verhältnisse  SUdwestdeutschlands 
vom  Interregnum  bis  zur  Reformation  der  Kirche. 

Nichts  ist  für  die  Gescliichte  SüdweätdeuUchiaiids  be- 
stnnmender  gewesen  als  der  Umstand,  dafs  nach  dem  Ans^ 
sterben  der  Hobenstaufen  eine  starke,  selbständige  Gentrai- 
gewalt hier  nicht  mehr  aufkam:  Franken  und  Schwaben 
blieben  direkt  dem  Reichsoberhaupt  unterstellt;  keine  Mittel- 
gewalt wie  im  Norden  kam  liier  wieder  empor.  Der  Ge- 
schichte des  deutschen  Könijt^tums  und  damit  der  des  Kaiser- 
tums ist  die  Geschichte  dieses  Keichsgutes  untrennbar  ver- 
buuden. 

Auch  im  Korden  gab  es  Reichegut,  am  Niederrhein  z.  B. 
Aber  während  dieses,  wie  es  „serstreat,  inmitten  aufstrebender 
Territorien  lag  und  nicht  durch  eine  gemeinsame  Landvogtei 
■usammengehalten  werden  konnte,  ein  Ausscheiden  aus  der 
unmittel  baren  Verbindung  mit  dem  Reichsoberhaupte  sehr  er- 
leichterte'* blieb  das  Reichsgut  im  ISüden,  auch  unter  den 
schwächeren  Kaisern,  mit  ihm  in  engem  Zusammenhange.  Es 
war  gewissermafsen  die  Domäne  des  jeweiligen  Königs,  die 
immer  zu  seiner  Verfügung  stand.  Er  war  hier  der  Herr; 
von  ihm  hingen  die  Städte  ab^  die  civitates  nostrae  et  im- 
perii die  su  den  Kosten  des  Reiches  beisteuerten  und  ihre 
Kontingente  zur  Reichsheerfahrt  stellten ;  an  seinem  Hofe 
fanden  sich  die  ehemals  staufischen  Ministerialen  ein,  ihm 
folgten  die  Ritter,  die  hier  belehnt  waren.  Es  ist  nicht 
zweifelhaft,  der  Grund  dafür,  dafs  vorerst  noch  Irr  Kfinig  im 
Sudwesten  seine  Macht  behauptete,  walirend  sie  iiim  im  Norden 
mehr  und  mehr  entschwand,  ist  dann  zu  sehen,  dafs  vorläufig 

'  Vrigl.  A.  Werminghoff,  Die  VcrpfÄndungen  der  mittel-  und  nieder- 
rheinischen Keichsstädte  während  des  18.  und  Ti  l  ihrhundcrt.«.  RresUo 
1893  S.  91.  Über  die  liedoutunpr  dien-r  Verpfandungen  in  Hpaterer  Zeit 
vergl.  Gr.  V.  Below,  Territr.ritnn  nn.l  Stadt.    München  1900.  8.  218. 

Vergl.  H.  Fisclirr,  Die  Tcilnalimc  der  Keichsstädte  AD  der  Beidui' 
Heerfahrt,   Leipzig.  Diss.  lati^.   Beilage  I.    S.  37  ff. 
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noch  im  Süden  Europas  die  Interessen  des  Reiches  lagen,  die 
er  zu  vertreten  hatte.  So  verlangt  eine  Geschichte  dieser 
Lande  die  Berücksichtigung  der  grOfsten  Zasammenhänge. 
Wie  die  Reiehsintereflsen  sich  abänderten  und  sich  verschoben, 

ist  für  sie  von  höchster  Wichtigkeit. 

Da  ist  denn  sehr  beachtenswert^  dafs  diese  immer  mehr 

im  O^^ton  gefunden  wurden. 

Dit*  Verbindung  zwischen  Deutschland  und  Italien  wird 
immer  iDscr.  Seitdem  das  Papsttum  unter  den  Kintlufs  Frank- 
reichs geraten  war,  seitdem  sich  auch  in  der  Kirche  die  na- 
tionalen Triebe  bemerkbar  gemacht  hatten,  hört  das  dentsehe 
Interesse  an  Italien  auf.  Italien  wird  sich  selbst  Überlassen; 
die  Römerzüge  werden  seltener;  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
14.  Jahrhunderts  verzichten  die  deutschen  Könige  darauf,  dort 
<  Ordnung  zu  schaffen.  Die  Kin Wirkungen  des  Papsttums  finf 
die  Angelegenheiten  der  Kirche  in  Deutschland  werden  im 
Laufe  der  Zeit  immer  mehr  ziiriiek^^edrängt :  wenn  ilini  auch 
nucii  eine  Menge  Kanüle  bleiljen,  um  seinen  Eintiufs  und  seine 
Wünsche  zur  Geltung  zu  bringen,  die  Selbständigkeit  der  ein- 
zelnen Erzbtsttlmer  und  Bistümer  wird  jetzt  immer  mehr  ge* 
sichert.  Infolge  der  konziliaren  Bewegung  wird  Staat  und 
Kirche  in  ein  neues  Verhältnis  zu  einander  gesetzt :  der  Staat 
gewinnt  jetzt  der  Kirche  gegenüber  eine  festere  Position;  die 
Ansätze  zu  den  Landeskirchen  der  s])äteren  Zeit  bililen  sich. 
Da*«  Interesse  Deutschlands  als  eines  grofsen  jxilitischLU  (Janzen 
an  tlem  Papsttum  und  Italien  hört  also  mehr  und  mein-  auf. 
Die  Aufgaben  des  Reiches,  die  Aufgaben  des  Königs  und 
Kaisers  werden  anderwärts  gesucht.  Das  Reich  mufs  einen 
neuen  Lebenszweck  erhalten. 

Im  15.  Jahrhundert  gewinnen  die  Verhältnisse  des  Ostens 
eine  immer  gröfsere  Bedeutung.  Wenn  schon  seit  der  zweiton 
Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  die  Slawenwelt  immer  kräftip^er 
und  selbstbewufster  auftrat,  wenn  sie  der  kolonisatoriseheu 
Thätigkeit  der  Deutschen  einen  energischen  Widerstand  ent- 
gegenzusetzen begann,  so  meldet  sich  jetzt  an  den  Thoren  des 
Occidents  immer  nachdrucksvoller  der  Feind,  der  die  Ge- 
schicke Deutschlands  für  lange  Zeit  aufs  nachhaltigste  be- 
einflussen sollte.  Immer  stärker  dringen  die  Osmanen  aus 
Asien  gegen  Europa  vor;  Slawen  und  Deutsche  sehen  sich 
bald  ^aMiöti^it,  liierhin  Front  zu  machen;  die  Zeit  ist  nicht 
ni'dir  fern,  da  päpstliche  Abgesandte  den  Kreuzzug  gegen  die 
Ungläubigen  pretb'gen  zu  müssen  Lrlauben.  Dieser  Gefahr 
gegenüber  erscheint  jener  Stiiat  im  Usten  als  die  Vormacht 
Deutschlands^  wie  des  ganzen  Occidents,  der  sich  auf  dem 
Kolonisatlonsgebiet  eben  jetzt  so  mächtig  wie  nie  zuvor  aus- 

fewachsen  hatte:  indem  die  Habsburger  sich  bemtlhen,  die 
Laiserkrone  zu  erhalten,  indem  die  Kurfürsten  sie  wählen, 
wird  die  Mission  des  habsbuigischen  Hauses  anerkannt  Zwar 
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gelingt  es  vorläufig  dem  Hause  noch  nicht,  das  Erbe  der 
Luxemburger,  das  ihm  zugefallen,  ganz  beisammen  zu  halten. 
Während  die  Osmanen  noch  sich  abmühen,  ihre  Macht  in 
Europa  zu  konsob'dieren ,  löst  es  sich  in  eine  Reibe  selb- 
stfindigrcr  Gewalten  auf.  Aber  das  Bestreben  der  Habsburger^ 
des  zukiinftssicheren  Friedrich,  wie  des  bei  allem  Schwanken 
doch  ziclbcwuisten  Maximilian  ging  doch  immer  auf  das  Ganze 
des  Erbes.  Durch  Verträge  ward  vorläufig  wenigstenb  ein 
engerer  Zusammenschlnßi  der  Teile  erreicht:  eine  YereiniguDg 
des  Ganzen  ward  in  Aussicht  gestellt  Habsburg  blieb  seine 
Mission  gewahrt:  da  es  die  deutsche  Königskronc  und  die 
Kaiserkrone  trug,  zeigte  es  sich,  dafs  die  deutschen  Reichs- 
interessen  wie  früher  mehr  im  Süden,  ao  jetzt  im  Osten  lagen. 

Noch  nach  einer  zweiten  Seite  hin  erscliit-n  das  deutsche 
Volk  im  ausgehenden  15.  Jahrhundert  starker  als  je  zuvor 
engagiert.  Man  weils,  welche  Erregung  durch  das  Volk  ging, 
als  im  Westen  ein  kühner  Eroberer  Stttcke  deutschen  Lande» 
an  sich  zu  reifsen  suchte.  Der  hundertjährige  Kampf  zwischen 
den  beiden  grofsen  Westmttchten  war  zu  Ende  gegangen :  noch 
waren  die  Vasallen  nicht  sämtlich  zu  Boden  geworfen;  es  ist 
die  Entwicklung  des  15.  Jahrhunderte,  das  Verdienst  des 
grofsen  Könif^s  Ludwigs  XI.,  dafs  'lan  geschah:  das  Reich 
Karls  des  Kühnen  ward  von  dem  schlauen  Diplomaten  zer- 
schmettert. Sofort  waren  auch  die  Ansprüche  des  deutschen 
Königs  hier  wachgerufen  \  gewifs  war  es  ein  ganz  persönliches 
Interesse,  das  Maximilian  auf  diesen  Kampfplatz  brachte;  aber 
sollte  nicht  auch  der  Wunsch  des  deutschen  Volkes,  soweit  ea 
politisch  denken  konnte,  mit  dem  seines  Königs  sich  in  diesem 
Falle  decken  ?  Wie  dem  auch  sei,  genug,  auch  hier  im  Westen 
gewann  das  Haus,  dem  des  Reiches  Schutz  anvertraut  war^ 
eine  Position. 

Es  ist  ersichtlich,  von  welcher  Bedeutung  das  für  den 
Südwesten  sein  mufste.  Denn  Südwestdeut^ichland  ist  die  grol'se 
Heerstra&e  vom  Osten  nach  dem  Westen,  7on  dieser  zu  jener 
Besitzung  der  Habsburger. 

Wie  war  es  Südwestdeutschland  in  dieser  Zeit  der  grofsen 
Abwandlung^  im  Reiche  ergangen? 

Wenn  noch  lange  nach  dem  Intcrrei^niim  der  enge  Ver- 
band zwischen  diesen  Gebieten  und  dem  Könige  ungelöst  blieh^ 
wenn  noch  lange  von  ihm  die  Dienste  der  einzelnen  Stände 
beansprucht  wurden,  mit  der  zweiten  iiiilfte  des  14.  und 
vollends  mit  dem  15.  Jahrhundert  ward  das  anders.  Ab  die 
Kaiser  im  Osten  ihres  Amtes  zu  walten  hatten,  bedurften  sie 
der  Dienste  der  kleinen  Gewalten  des  Südwestens  nicht  mehr: 
das  Land  ward  sich  selbst  überlassen.  £s  ist  die  Zeit,  da  das 
Kampffcetöse  hier  nie  verhallte.  Alles  ringt  nach  Selhständig- 
koit,  nach  Absehliefsimp-  gegen  den  Nachbarn;  wem  das  Glück 
bold  ist,  wer  den  Augenblick  zu  erfassen,  die  Verteidigungs» 
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mitlei  zu  Tiutzeii  versteht,  die  die  Natur  dieser  Gebiete  für 
die  mitte! :i!terliche  Kriegführung  so  zahlreich  bietet,  der  er* 
reicht  sein  Ziel. 

Im  NurUeu  J)eutseliläiiids  war  es  den  Kleinen  und  Kleiiibten 
nicht  gelungen,  ihre  Sonderstellung  den  Grölseren  gegenüber 
zu  behaupten:  wir  treffen  dort  ungleich  weniger  Reichsstädte 
an;  auch  die  kleinen  freien  Herren  sind  dort  minder  häufig; 
sie  wie  die  Ritter  beugten  sich  der  werbenden  Macht  des 
Landesherrn,  auf  dessen  Landtagen  sie  sich  einfinden,  dessen 
Schutz  und  Schirm  sie  anrufen  konnten.  Wenn  wir  erkennen, 
dafs  das  im  Südwesten  anders  war,  wenn  sich  hier  die  Städte 
und  Ritter  wie  die  kleinen  Herren  der  Macht  der  Gröfseren 
erwehrten,  so  werden  wir  das  gewifs  einmal  und  vor  allein 
darauf  zurückzuführen  haben,  dafs  der  König  hier,  auf  dem 
Boden  des  Reichs,  rechtend  und  schlichtend  immer  wieder 
eingriff.  Wie  denn  wohl  die  Städte,  die  später  selbständig 
erscheinen,  den  Blutbann  dem  Burggrafen  oder  dem  Landvogt 
abkaufen  konnten,  die  Bestätigung  dieses  Kaufes  aber  und  die 
t^bertragung  der  hohen  Gerichtsbarkeit  auf  ewig  vom  König^e 
erst  nachsuchen  mulsten'.  Dann  aber  werden  wir  uns  die 
Kleinstaaterei,  die  diese  Lande  vor  allem  auszeichuet  —  viel- 
leicht könnte  das  Schlesien,  wie  es  vor  Matthias  Corvinua  be- 
stand^, zum  Vergleiche  herangezogen  werden  — ^  daraus  er- 
klären, dafis  die  Katur  hier  die  Bitdung  grofser  Staaten  sehr 
erschwerte,  dafs  sie  auch  dem  Kleinsten  die  Möglichkeit  der 
Selbsterhaltung  bot.  Es  gehörten  erst,  neben  anderen  Voraus- 
setzungen, rlie  Nüttel  moderner  Kriegführung  diusu,  diese  Auto- 
nomien /u  beseitigen. 

Es  entspricht  dem,  dafs  in  dem  südlicheren  Schwaben  die 
Kleinstaaterei  noch  um  einen  Grad  raelir  entwickelt  war  als 
in  den  anderen  Gegenden  Sttdwestdeutschlands ;  wenn  sie  auch 
dort  nicht  fehlte,  so  hatten  sich  doch  hier  gröfsere  Territorien 
bilden  können. 

Wir  brauchen  auf  die  Bewegung  des  15.  Jahrhunderts 
nicht  näher  einzugehen,  nicht  zu  verfolgen,  wie  die  Stiidte 
erst  nachdem  sie  sich  im  f::rofspn  .Stadtekriei^e  des  14.  und  in 
dem  dos  15.  Jahrhunderts  den  grölseren  Maclitliahi  rn  gewachsen 
gezeigt  und  ihre  Stellung  sich  gewahrt  hatten^,  die  hohe  Ge- 

^  So  yerkauft  Bni^i^af  Friedrich  YI.  dem  Rate  der  Stadt  NQnibeig 

1427  alle  seine  Rechte  in  der  Stadt  (Chroniken  der  deutschen  Städte  x 
[1862]  Einl.  S.  XXIin:  doch  yr^^i  l  j{.9  v.>rleibt  König  Friedrich  UL  den 


Vergl.  dazu  F.  Rachfahl,  Gesamtetaatsvorwultunff  Schlesiens  vor 
dem  SOjfthrig.  Kriege  (Staats*  und  BoeialwiasenschaCU.  Forschungen 

*  Vergl.  W.  Yiscber,  Geschichte  dos  schwäbischen  Städtebondes 

1376_i;Sg9  (Forsrhunpron  z.  deutsch.  Orsrli.  II)  S.  107.  Vm  iU'u  Streitl^-- 
kctten  zwischen  Städten  und  Territorialherren  im  15.  Jahrli.  vergl.  z.  B. 
K,  H.  Laug,  Neuere  Qeseh.  des  Fürstentums  Bayreuth.   I,  94  ff. 
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riclitsbarkeit  erwerben  \  und  wie  ihre  Stellung  auf  dem  Reichs- 
tage nun  gesicherter  erscheint^,  wenngleich  sie  noch  lange 
wie  bekannt  von  den  Fürsten  alü  unberechtigt  angeseheu 
wurde Wir  braachen  auch  nicht  zu  zeigen,  wie  in  der- 
selben Zeit  wie  die  Stildte  auch  die  kleinen  freien  Herren  in 
dem  Sinne  Landesherren  wurden,  als  ihnen  die  Obrigkeit  auch 
in  Gerichtssachen  zugestanden  wurde;  sie  hatten,  im  Besitz 
von  politischen  Hechten,  die  den  Rittern  nicht  eigneten  diese 
ihre  Stellung  zur  Mehrung  ihrer  grundherrlichen  Rechte"  ge- 
brauchen können.  Es  gentigt  der  Hinweis  darauf,  dafs  mit 
der  Zeit  Friedrichs  III.  die  Bewegung  noch  nicht  abgeschlossen 
war.  Sie  dauerte  noch  bis  ins  16.  Jahrhundert  hinein:  Kempten 
hat  sich  erst  nach  langen  Streitigkeiten  mit  dem  Abte  des 
Stifts  1525  von  der  Obergewalt  desselben  befreit^;  es  gehOrt 
zwar  nicht  hierher,  aber  es  mag  doch  darauf  hingewiesen 
werden,  dafs  eine  Stadt  wie  Salzburg  noch  1511  den  Versuch 
machte,  sicli  zur  Rciclisstadt  zu  erheben';  erst  nach  1561  war 
die  Hoheit  des  'l'ricrer  Krz.stiftes  über  Koblenz  dauernd  ge- 
sichert**. Und  dann  vor  allem:  es  ist  bekannt,  in  welclier 
tiefgehenden  Erregung  sich  eben  an  der  Wende  des  Mittel- 
alters zur  Neuzeit  die  Reiehsritterschaft  befand.  £s  ist  das 
eine  Erscheinung,  die  nur  Sttdwestdeutschland  oigentttmlich 
ist,  und  es  herrscht  noch  um  sie  ein  wenig  gelichtetes  Dunkel. 
Wir  müssen  sie  können  lernen;  wir  müssen  den  Ursprung  und 
das  Ziel  der  Bewegung  in  der  Reichsritterschaft  uns  klar 
machen.  Dazu  ist  es  notwe  ndig,  dafs  wir  erst  die  Vorfrage 
erledigen,  was  wir  unter  der  Keichsritterscliaft  überhaupt  zu 
verstehen  haben:  denn  auch  sie  ist  oft  durchaus  ungenügend 
beantwortet  worden 

'  Vor^I.  hierzu  und  ühorhaupt  Fr.  L.  Bauniann ,  Gescllichte  des 
Allgäus  II,  der  ziihlrrichr«  lielope  beibringt,  und  V.  Stäliiif  TilHrteillb. 
Gesch.  III  (S.  72;;  Aum.  ;j,  S.  726  Aiun.  4). 

■  Ver^l.  P.  ilrüleke.  Die  Entwicklung  der  Reichsstandschaft  der 
Stndte.  r>i"'s.  Oiitfu'.  ixsl  (Hamburg)  S.  t2:  „Hie  iireprünirliche  An- 
schauung" —  dsi(a  die  Städte  nur  die  Mitteilung  von  den  Beschlüssen 
der  „kSpigh'chen  Pflrstentaf^re"  (8.  55)  entfrc^enznnehmen  bitten  (S.  96)  — 
„geht  mit  (Wr  Z«'it  in  die  Mrinun^^  ühpr.  rlnfs  ntirh  dio  Städte  von  Rechts 
wegen  zu  den  Reichsversammlungeu  gehörten,  so  gut  wie  die  Fürsten." 

*  Vergl.  dazu  H.  Keuft^en,  Die  politische  Stelmiig  der  Reichsstädte 
mit  be?onaerer  lierücksichtigung  ihrer  Reichsstandhi'iiaft  unter  Koni^p 
Friedrich  III.  1440—11^7.  B.tI.  Dha.  Bonn.  lMyr>  or  bringt  hi<*r 
die  Resultate  der  Gothcinschen  Arbeit:  Die  \ ei uu iutli».lu'  Ausübung 
der  Reirh.-istandschaft  durch  die  Stä-ltc  1487—1495. 

*  ViTirl.  V.  Z;illinj;er,  Miinstr-riMlcs  und  inllltt's.  (187S)  S,  64t 
^  Solche  besafsen  sie  von  Antang  an.   Za Hinget  a.  a.  0. 

*  I.  B.  Haggenmfiller,  Gesch.  der  Stadt  und  des  Stiftes  Kempten  I, 
K  899 '400,  421  2,  52^  9. 

Vergl.  G.  A.  l:^icbler.  Salzburgs  Landesgeschichte.  SaUburg  186d. 
«.  296/7. 

*  Vergl.  K.  Lampreeht,  DeutscheB  WirtBchalltBleben  I,  S.  Id43 
Anm.  1. 

*  So  iu  der  letzten  Arbeit,  die  wir  über  die  Hcichi<ritterdchaft 
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Es  dürfte  zweifellos  sein,  dafs  wir  in  den  Beichsrittcrn  in 
erster  Linie  die  ehemaligen  milites  der  Staufer  und  der  Bischöfe 
und  Abte*  zu  erkennen  haben,  die,  nur^  zum  Kriegsdienst 
herangezogen  und  infolge  davon  die  ständige  Bemannung  von 
Burgen  und  festen  Plätzen^,  ihren  kriegeri.sehen  Beruf  bewalirt 
hatten.  Und  dann  durften  auch  die  Dienstmannen  jeuer  kleineu 
Grafen  in  dieeen  Stand  getreten  sein,  di^  selbst  nicht  Fttrsten, 
fremder  Landeshoheit  unterworfen  waren:  hier  „fehlten  alle 
Ursachen,  die  eine  ähnliche  Veränderung  in  der  Stellung  dieser 
ISIinisterialen  hätten  hervorbringen  können  wie  bei  denen  der 
Fürsten"*;  während  diese  eben  wegen  ihrer  politisclien  Thätig- 
k<üt  Do«'1»  fort  und  fort  weitere  Lehen  erhielten  und  aUo  zu 
Landesherren  werden  konnten,  nähern  sich  die  der  Grafen 
mehr  dem  Ritterstande:  schon  der  Schwubenüpiegel  scheidet 
fiio  nicht  mehr  besonders  von  den  ritterlichen  Unfreien  ^.  Eben 
aus  dieser  Thatsache  yor  allem  dürfte  sich  erklftren  lassen, 
dafs  wir  in  allen  Gebieten  Süd  Westdeutschlands,  die  um  1506 
staatlich  organisiert  sind,  Kcichsritter  antreffen,  ganz  gleich, 
ob  sie  grofs  oder  klein  sind,  ob  sie  weltlichen  oder  geistlichen 
r'lru-.-ikter  tragen,  und  dafs  es  Ijuidsitssige  Ritter  so  gut  wie 
gur  nielit  giebt".  Wie  die  weltlichen  Fiir.st<'iitiiiner  dieser  Zeit 
zusammengewachsen  sind  aus  den  verschiedensten  kleineren 


besitsen,  in  der  von  A.  Overmann,  Die  Reiehsrittersobaft  im  Unterelaars 
fZtschrft.  f.  Gesch. des  Obrn Ii«  ins,  Neue  Folge  XI):  O.  vermischt  Reichs- 
Tiiiiiisterialp  nnd  Kcichsritter.  J);ir-  »las  nicht  anseht,  ist  aus  der  Arbeit 
von  Zalliiiger-.  Ministerialen  und  milites,  ersichtlich. 

*  Na^  J.  Ficker,  Über  das  Ei^'entnm  des  Reiches  am  Reicha- 
kirchengut  (Wiener  Sitzunfrsber.  1S72,  'Vi  S  Hl.  {<ind  bekanntliili  ..allo 
einzeluen  Güter  und  Rechte  der  Keichskirchcu  als  Pertincnzcn  einer 
dem  Reiche  ffefaörenden  Hauptsache  im  Oberei^entum  des  Reiches*. 
Alis  (Iii --  r  Rechtsanscliaiiuiiir  heraus  konnten  It  iiht  die  milites  der 
Kirchcntürsten  sich  den  milites  des  Reichsoberhauptes  gleichstellen, 
wie  denn  auch  die  Dienstmannen  der  fieistlichen  Fürsten  zu  denen  des 
Rcich(>s  gehörten  (R.  Schroeder,  Lehrbuch  der  deutschen  Rechts- 
geachic  litr     S  Ver^?l.  auch  Ficker  a.  a,  O.  S.  41^. 

^  Eben  darin  besteht  der  Unters.- hicil  zwischen  Ministerialos  mal 
Milites  (v.  Zallinger  a.  a.  O.  S.  14^  Iia  Nordwesten  Dciit^i  hlands 
^ioYtt  es  diesen  Unterschied  nicht.  Vergl.  v.  Beiow,  Territorium  und 
sSUdt  S.  34  und  S.  177  Aum.  2, 

*  Zaliinger  a.  a.  O.  S.  55. 

*  Zallinger  a.  a.  O.  S.  71. 

"  Z.'illin^'er  a.  a.  0.  S.  70.  Ob  die  Ministerialen  in  Bamberg,  deren 
Nauieu  AI  II.  Schuberth,  Historischer  Versuch  über  die  geistliche  und 
weltliche  Staats-  und  Gerichtsverfassung  des  Hochätifta  Bamberc. 
Erlangen  1700.  S.  127,  ang'ipht.  iiielit  viclmrlir  iiiilitr:^  p-pwosen  sind? 
JcdeiuaJIs  sind  die  Namen  jener  Miuiäteriaien  clieselbeu  wie  die  der 
•pftteren  Reichsritter. 

"  Landessässigen  A<I"I  ^nb  scheinbar  nur  in  der  brandcnbtirixisehea 
>l.irkgraf Schaft  (vergl.  Kolh  v.  »Schrcckenstein,  GescU  der  freien  Reicha- 
ritterschaft  II,  S.  147):  in  Baden  gab  es  jedenfalls  keinen  (vergl. 
Th.  Ludwif^,  Der  badische  Bauer  im  18.  Jahrhundert  [Strafsburg  1896] 
S.  6)  iird  ebensowenig  in  Württ<'iril)or_,  wie  der  Untstand  beweist,  dafs 
nach  dem  Tübinger  Vertrag  kein  adliger  Laudstand  mehr  existierte. 
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TerritorieDy  so  haben  sie  die  Bildung  einer  Ritterschaft  nicht 
verhindern  können,  die  als  Reichsritterschaü  eine  interterri- 
toriale TTistiiution  war*. 

Das  i.Ni  eben  das  Eigentümliche  an  diesen  sfidwestdeut.sehen 
Verhältniääeu,  dafä  sich  hier  unter  dem  Schutze  des  Reiches 
Elemente  des  politischen  Lebens  suBanunenschliefsen  konnten^ 
die  allüberall  sonst  sich  der  gröfseren  Macht  unterwerfen 
mnfsten^.  Es  ist  dieselbe  Zeit,  in  der  sich  im  Norden,  in 
Jttlich-Berg  z.  B.,  eine  Ritterschaft  „konstituierte  als  eine  Ge- 
nossenschaft, die  die  Gesamtheit  der  innerhalb  eines  Terri- 
toriums ansässigen  Rittcrbürtigen  umfafste"^,  und  in  der  uns 
zum  erstenmal  die  Bezeichnung  der  Kitterschaft  Südwest- 
deutschlands als  der  Reichsritterschaft  begegnet*.  In  derselben 
Zeit  also,  wo  die  Ritter  im  Norden  in  der  Gesamtheit  auf  den 
Landtagen  anfangen  su  erscheinen^  wo  sie  das  Interesse  dea 
Landes,  in  dem  ihr  Besitz  liegt^  zu  dem  ihren  machen,  wird 
die  Ritterschaft  Süd  Westdeutschlands  als  eine  Gemeinschaft 
aufgefafst,  die  alle  Grenzen  der  einzelnen  Territorien  über- 
schreitet. Gewifs  erschien  auch  sie  auf  den  einzelnen  Land- 
tagen oder  liefs  sich  wenigstens,  da  wir  von  solchen  doch  erst 
vom  15.  Jahrhundert  an  sprechen  können  '\  in  den  Laudes- 
angelegenheiten zu  liate  ziehen Und  gewils  waren  die  Terri- 


*  Die  BflduDg  einer  solchen  interterritorialen  Institution  ist  nur 
in  Barrni  xmd  in  Österreich  nicht  erfolgt;  hier  waren  die  Gentnl- 
gewaltcD  zu  stark. 

*  V.  Below,  Tenitorium  nnd  Stadt  8.  199.  Vergl.  auch  J.  J.  Moser^ 

Beiträge  zu  der  ältesten  Geschichte  der  Roiehsritterschaft  in  Schwaben^ 
Franken  und  am  Kliein,  bis  auf  Kaiser  Maximilian  in  Maders  Aeicbs'- 
ritterschaftl.  Maj^a/in  II  (1783)  S.  115/6. 

^  V.  Below,  Die  landst&ndische  Verfsaeong  in  Jfiltch  nnd  Bere 

(im)  I,  s.  11.  II,  s.  15. 

*  Overmann  a,  a.  0.  S.  574.  K.  H.  Lang,  Uesch.  v.  Bayreuth  I, 
8;  102,  behauptet,  man  habe  bis  1500  von  einer  Beichsrittenclwft  nicht 

die  minde  ste  Idee  gehabt. 

*  tjieUe  S.  21. 

*  V.  Below  (Territor.  u.  Stadt  S.  186)  behauptet,  das  sei  nicht 
überall  der  Fall  gewesen;  in  einigen  bischöfliclKii  Territorien  — 
Gierke.  fJenofsenschaftsreciit  I,  S.  '>:'x  Vnm.  5,  auf  den  r>r  mit 
beruft,  behauptet  das  nur  von  Ku  n  Inz  sei  das  Doiukanitt  1  der 
einzige  Stand  überhaupt  gewesen  uini  I  i  Ulf  für  sich  den  Landtag.  Er 
stützt  sich  dafür  auf  Job.  Jak.  Moser,  Von  der  Teutschen  Reit  Ii<-Stände 
Landen  (1761))  S.  367  und  370,  wo  heifst,  daf»  es  in  Kunnaiu2,  Augs- 
burg, Bamberg  und  Passan  keine  LandsUlfide  gebe.  Mosers  Angabe 
bezieht  sieh  aber  natdi  S  o.'O  §  15  nur  auf  die  Zeit,  in  der  M.  schreibt. 
Der  Ankündigung:  „Nun  will  ich  unsere  einzelne  Teut.'^che  Land  kur» 
durchgehen  und  zeigen,  wo  Landstände  vorhanden  sind**  u.  s.  w.  folgt 
von  S.  3.j9  ab  die  Aufzfihlung  der  Territorien,  um  bei  ihnen  anzumerken, 
ob  Landstilndo  vorliandm  .sind,  odtr  nicht.  Mosers  Angabt-  durfte 
Bolow  also  nicht  eitiiren.  —  Übrigens  hat  auch  sonst  Below  nicht 
recht.  Der  freundlichen  Mitteilung  des  Bamberger  Kretsarchivara 
entnehme  ich,  dafs  im  Kreisarchive  „auf  dem  Jalire  14ti6  als  das  älteste- 
Dokument  über  den  bamberKischcn  Landtag  ein  £iniadun^s8chreiben 
dm  Biachofa  au  die  Stadt  Vorchheim  7erwiutrt  wird,  swei  ^'crtreter 
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torien  zu  jener  Zeit  noch  nicht  so  abgeschlossen,  die  grofsen 

so  wenig  wie  die  kleinen,  dafs  mau  von  einer  bestimmten 
Stellungnahme  dieser  Ritter  den  Territorien  gegenüber  reden 
könnte;  war  doch  das  privilegium  de  non  evocando,  das 
Kurtrier  im  14.  Jahrhundert  erworben  hatte,  so  angezweifelt 
und  durchlJIchert  und  im  15.  Jahrhundert  dann  so  vernach- 
lässigt, dals  es  15G2  geradezu  wieder  erworben  werden  mufste 
und  ward  doch  anch  das  privil^ium  de  non  appellando  erst 
1458  erteilt,  nicht  ohne  anch  fernerhin  Widerstand  zu  finden*. 
Aber  doch  war  mit  dieser  Namengebung  das  Bewurstsein  ge- 
kennzeichnet, dafs  dieser  niedere  Adel  seine  eigenen  Interessen 
habe.  Dafs  er  sie  vertreten  wolle,  dafs  er  das  dürfe,  war  dem 
15.  Jahrluindert  vorbehalten  nachzuweisen:  1422  erteilte  ihm 
8i«^isnunul  das  Recht,  sich  mit  anderen  Stünden  zu  verbinden*, 
und  die  Ritter  haben  es  genützt;  seitdem  sind  sie  oft  genug 
fljs  Gesamtheit  aufgetreten.  Für  die  weitere  Geschichte  der 
Reichsritterachaft)  besonders  für  die  der  Reformationszeit,  ist 
die  Thatsache  von  der  grttfsten  Bedeutung,  dafs  sie  sich  in 
Schwaben  mit  dem  höheren  Adel  in  der  Gesellschaft  vom 
St.  Jörgenschild  zusammenfand,  und  dafs  dieser,  hierdureli  so^ 
wohl  wie  durch  seine  ei;:;ene  Ohnmacht  veranlalst,  eine  Unter- 
werfung dieses  niederen  Adels,  vorlHutig  wenigstens,  nielit  an- 
strebte*: die  Antagonie  aller  der  kleinen  Territiuiulgewalteu 
gegen  die  zahlreichen  Reichsstädte,  die  autonom  geworden 
waren,  mochte  hier  der  Reicharitterschaft  zu  Hälfe  kommen. 
In  Franken  und  am  Rhein  dagegen,  wo  sie  sich  gröfseren 
Herren  gegenüber  sali,  muTste  sie  nach  einer  engeren  Ver- 
bindung trachten:  den  Ansprüchen,  die  der  eben  um  die  Wende 


nach  Bamberg  «ur  Beratung  über  des  Stifts  Anliofjon  zu  schicken". 
Von  InO'A  ;ib  bi:*  16M  r<  i«  lit  dann  die  cijrentliche  Serie  (b  r  Lnndtags- 
akten;  ht'tA  liat  dt-r  Landtag  aufgehört  /u  existieren.  Als  Stfmde 
irerdcn  bez<»ii  Imct  „Prälaten,  Ritterschaft  und  Städt.  -  .  ..Nm  li  1579 
fehlt  die  KittiM-xhaft."  „Die  Vertretung  de<«  Domkanitals  erscheint 
mehr  die  des  Koudominus,  als  eines  Standes.''  —  Ob  Gierke,  der  sich 
ebenfalls  auf  Moser  atfltzt,  recht  hat,  lasse  ich  vorläuttg  dahingi>^«tcllt. 

'  Vi  rgl.  Lamprecht,  D.  Wirtschaftsleben  I,  127it f.,  und  Mosers 
Bey träge  S.  \m  f. 

«  vcrgl.  Lamprccht  a.  a.  0.  Ein  Beispiel  für  einen  Rekurs  ans 
dem  Bayrouthschen  an  das  Kais.  Kammergericht  bringt  Lang  a.  a.  0. 
K.  84. 

•  (Jvennaun  a.  a.  0.  S.  574. 

*  Wenn  Ulmann  (Kaiser  Maximilian  I.  Bd.  II  S.  600)  sagt,  die 
piinstige  0«  Icf^oiihclt ,  iWc  der  R«M*chsritterscli;it*t  l^OT  geboten  war, 
iiäniUch  auf  (iruud  ciueä  neuen  Ritterrecht»  ihre  eigentümliche  Standcä- 
art  anfrechtznerhalten,  sei  nie  wieder  suröckgekehrt,  so  widerlegt  das 
wolil  schon  der  Hinweis  darauf,  dafs  seit  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahr- 
hnniltrts  bfknnntlioh  die  Reirh.'^ritterachat't  die  staat.^nrchtliche  An- 
erkennung iUrer  ..Standesart"  be.safs.  Ubnann  sieht  wie  die  meisten 
Historiker,  die  über  die  Vorgeschiclite  des  Bauernkrieges  geschrieben 
haben,  nicht,  dafs  die  südwesttleutschen  VcrhlUtnisse  anders  sind  als 
die  norddeutschen  und  auch  die  bayrischen. 
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des  Mittelalters  zur  Neuzeit  infkommende  Territorialstaat  an 
sie  stellte,  wollte  sie  nicht  genügen.  Es  kam  das  System  auf, 
das  Reich  ge^en  die  Antorderungen  der  Fürsten  und  die  letz- 
teren gegen  die  Ansprüche  des  Reiches  auszuspielen  ein 
System,  das  sich  hin  und  wieder  wohl  als  ein  sweischneidigee 
Schwert  erwies,  das  schliefslich  aber  doch  genutet  bat  Die 
Thatsache,  dafs  die  Keichsritterschaft  Frankens  genau  so  gut 
wie  die  Schwabens  endlieh,  nach  langem  Kampfe  in  der  De- 
fensive, eine  staatsroelitlieh  garantierte  Stellung  atifserhall»  der 
Territorien  errang,  wird  jenes  System  vo!1.<iut"  rechtfertigen. 

Iii  der  ]»etorniati(in8zeit  aber  befanden  sicli  die  Kitter  noch 
in  der  Opposition.  Doch  wäre  es  falsch,  in  der  Ritterschaft 
darum  etwa  eine  Fronde  zu  sehen:  nur  in  Beschwerden  liefs 
sie  erkennen,  welch  Unrecht  ihr  zugefügt  wurde;  nicht  mit 
den  WaH'en  in  der  Hand  erhob  sie  sich  gegen  ihre  Bedrücker. 
Dazu  fehlte  ihr  vor  allem  der  Wille. 

Denn  mannigfach  waren  doch  die  Bande,  die  sie  an  die 

^  gröfseren  Herren  fesselten.  Wie  die  einsrhildigen  milites  der 
iStauferzeit  nur  ganz  kleine  Besitztümer  als  ökonomische  Grund- 
lage ihres  Berufes  erhalten  hatten-,  so  sahen  sie  sich  später, 
als  sich  ihre  Stellung  geändert  hatte,  und  die  Lebensansprüche 
stiegen,  auf  den  Dienst  in  den  gröfseren  Territorien  an* 
gewiesen'.  In  der  Reformationszeit  treffen  wir  Überall  in  den 
Territorien  auf  adlige  Beamte.  Naturgemäfs  ist  es,  dafs  die 
Ritter  vor  allem  die  geistlichen  Fürstentümer  aufsuchten  :  hatte 
sieh  doch  hier,  wo  die  Rittersehaft  im  Honikapitel  vertreten 

V  war,  und  wo  sie  damit  Eintlufs  iiatte  auf  die  Bes.'tziing  der 
höchsten  iStelle,  fast  eine  Adelsoligarchie  herausgebildet^^  es 

>  Uhnami  a.  a.  O.  8.  590. 

2  i?rl,.\v,  T.irit(.rinm  ii.  s.  av.  S.  3:{'4  und  S 

^  Dia  oft  aufgcstcüte  These  von  eiuem  verarmten  Adel  ist  falsch. 
Es  ist  nnzalftssi^«  wenn  man  von  der  ökonomischen  Lage  des  niederen 

Adels  im  aii>pf  liendon  Mittelalter  spricht,  nur  daH  vom  Vater  crerbto 
Vermögen  zu  berücksichtigen.  Mau  hat  bisher  ubersehen,  dafs  ;jer  Adel 
zu  jener  Zeit  nicht  nur  von  den  väterlichen  Renten  lebt.  Ubrijrens 
ändert  sich  die  Stellung  des  Adels  in  ükonomisi  lit  r  IJeziehunc:  auch 
nach  der  Keformationszpit  nicht:  der  südwcftdontschc  Ad»'l  imt«-r>i-h.-hlel 
tiivU  tinriu  von  dem  iioiUdeutschen.  Th.  Knapp,  Das  ritteräcliattliche 
Dorf  Ilaunshcim  in  Schwaben  (Württemb.  Vierteljahrshefte  für  lindes* 
L  hii  hte  X.  F.  V  (1896]),  hat  S.  60  ff.  nach^ewi.-^  n.  dafs  der  Reichs- 
ritter selbst  nicht  iu  der  Zeit,  iu  der  er  seine  Keichsunmitt^l barkeit 
anerkannt  sah  und  seine  Rechte  erweitert  hatte,  auf  den  Hofilienst 
verzichtete. 

*  Wie  zahlreich  die  Interessen  des  Adels  an  den  goistlichen  Territorien 
waren, geht  aus  einem  ,.Für8lag'*  hervor,  denClaus  von  Dettelbach.  ein  Irauki- 
seher  Adliger,  „auf  Bitt  und  IJegehren  etlicher  vom  Adel**  l.">27  verfafut 
hat,  bei  der  Cr  lfrrf^nheit.  als  einige  Kittcr  imd  die  Grafen  um  WrirzlHirfif 
hemm  „sich  von  diesem  J.iande  abzuziehen  vermeinten''.  Dcttelbacn 
flucht  sie  von  ihrem  Vorhaben  abzubringen,  indem  er  darauf  hinweist« 
M'as  ihnen  aUen  an  dlf-ora  Fürsteiitmn  gclepon.  Sic  sollten  doch  he- 
denken,  „dafs  aller  Kind  in  diesem  l^and  Fürsten  werden  mochteu. 
Item  80  nndo  man  die  grofse  Genad  und  guttbat,  die  von  den  Fürsten, 


Digitized  by  Google 


XVUI  4. 


id 


findet  sich  die  Bestimmung,  dafs  hier  nur  Adlige  belehnt 
werden  dürfen  Aber  auch  zu  den  weltlichen  Fürsten  SUd- 
westdputschlands  zog  doch  manches  hin;  wie  die  Ritter,  die 
oft  genu«i:  der  Anlehnung:  jiii  gröfsere  Macht  bedurften,  naeli 
jenen  verlangten,  so  verlangten  diese  in  Ermangelung  einer 
landsässigen  Ritterschaft  nach  ihnen  ^  um  1500  sind  in  den 
weltlichen  Teiritorien  ebenso  die  Amtmänner  dem  Addl  ent- 
nommen wie  in  den  geistlichen;  ein  Mann  wie  Götz  von  Ber* 
liehingen  ist  immer  nur  in  den  Dienst  Yon  weltlichen  Herren 
getreten. 

K<  leuchtet  ein,  dafs  diese  Doppelstellung  des  Adels  in 
den  1  «'irit'uien  schwer  erträglich  war.  Nicht  nur  dals  tVirst- 
liche  AnithMite  den  Adel  in  seinen  Fehden  auch  gegen  ihm 
Interesse  des  Landesherrn  unterstützten^;  wenn  das  Interesse 
des  Adels  dem  des  Landesherm  zuwiderlief,  konnte  es  sogar 
vorkommen,  dafs  sich  die  Amtleute  weigerten,  ihren  Ver- 

£ flichtungen  nachzukommen,  und  ihm  die  Amter  aufschrieben  ^. 
►ie  Fürsten  durfiten  das  nicht  dulden;  ihnen  war  der  Weg 
gewiesen;  sie  waren  die  Mächte  der  Ordnung  und  hatten  zu. 


je  zu  Zeiten  erwehlt  und  gewcst,  ihren  geachlcchten  geschehen  seyn 
und  noch  geschehen  mögen".  Item  wieviele  Adelspersonen  in  dem 
Fürstentum  erhalten,  emälirt  und  auf^^ezogen  werden.  Item  die  mannig- 
£slttffeGutth<-if.  die  von  den  DomlH  rni  ilncn  (jreschlechtem  und  Frcundea 
„auch  mit  Versehung,  Pfründt  und  Gahe"  go^chohen  seien  und  noch 

geschehen.  Kreisarchiv  Würzburg,  Mauunkiiptcnsammluug  Nr.  37, 
.  178-11«^. 

*  R.  Schröder,  liehrbuch  der  deutschen  Recfatsgeschiehte*  S.  489. 

*  Vergl.  Ulmsnn  a.  a.  0.  S.  594/d. 

*  Ich  eatnebnie  diese  Tbatsache  einem  Briefe  des  Bischofs  Konnd 

von  Würzburg  an  .,Grafen,  Herren  und  gemeine  Kitterschaft  au  Franken" 
d.  Dinstag  nach  Judica  Iö2H  (Kreisarchiv  Wurzbnrg.  Tom.  IV  der 
Ritterschaftshandlungen  S.  luitj:  Der  Pfalzgraf  Ludwig  hatte  den  Bischof 
am  einen  reiaigen  Aug  js^ebeten;  als  der  Bischof  ihm  einen  solchen 
«fanden  will,  haben  sich  die  wurzb.  Amtleutr  und  Diener  zu  reiten  ge- 
weigert. Als  der  Bischof  sie  nach  vielgehabtcr  Handlung,  wiewohl 
nnwildß.  ra  reiten  zum  leisten  bewegt  hat,  ist  der  Ritt  abgekfindigt 

und  , windig'  jL'ewnrden.  Aber  ehe  sie  von  iliin  !ih;^<  ritt  ji  sinrl,  haben 
sich  etliche  von  ihnen  in  das  Bartufsorkloster  in  Würzburg  »verbottet*, 
unterredet  und  ihm  dann  ihre  Amter  und  Dienste  aufj^eseftrieben.  — 
Wie  stark  die  Antipathien  mancher  Edelleute  gegen  Wurzburg  waren, 
bewfist  folgender  Passus  au><  dem  Briefe:  Auf  dem  Tage  zu  Sehwein- 
furt ist,  wie  dem  liie^chof  berichtet  wurde,  eine  Schrift  oder  ein  Zettel 
in  die  Versammlung  oder  den  Aiiaschurs  der  Ritterschaft  ,.geautwort*' 
worden,  worin  für  1)eschwerlich  angezogen  wird,  dafs  fleh  andere  \  in 
Adel  zu  würzburgiscben  Ämtern  und  Diensten  begeben  haben,  .aiiea 
Sil  VerbindemnjBT  und  dahin  gerichtet,  dafs  der  Bischof  nicht  Diener 
bekommen  soUe^.  —  Man  sieht,  Bestimmtes  weifs  der  Bischof  nicht, 
aber  er  traut  dem  Adel  alles  zu.  Hans  von  Miltz  (oder  Miltitz?) 
leugnet  die  Berechtigung  solchen  Mifstrauens;  er  aufsert  —  und  das 
bietet  recht  wertTolle  £iiil)lieke  in  das  |iolitiscbe  Leb<  ii  die^ser  geist- 
lichen Fürstentümer  —  dem  Bischof  gegenüber,  die  zahh.  ithen  Ver- 
wandten des  Bischofs  würden  ein  solches  Vornelimen,  wenn  sie  es 
erfiibren  biltten,  nicht  angeahndet  gelassen  haben. 
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dem  iU  n  besonderen  Wunsch,  in  ihrem  Gebiet  ganz  Herr  zu 
sPin.  Zwei  We^c  standen  ihnen  offen.  Entweder  -  -  sie  mufsten 
diese  Velleitätea  breclien  und  sich  völlig  unterwerfen.  Einige 
Fürsten  sind  diesen  Weg  gegangen,  zu  einer  Zeit,  als  die 
kaUerlicIie  Centralgewalt  zu  schwach  war,  um  ihnen  hindernd 
entgegenzutreten.  Erreicht  haben  sie  ihr  Ziel  aber  nicht:  seit* 
dem  fanden  sie  diese  Ritter  in  dem  Lager  der  Qegner  vor^, 
Oder  aber  —  sie  mufsten  die  Herstellung  einer  Macht  zu 
fördern  suchen,  die  grofs  genug  war,  um  die  Aufreehterhaltung 
des  Landfriedens  zu  verbür^'^cn.  Wie  sich  dieser  Weg  vor 
allen  den  geistlichen  Fürsten  empfahl  die  ihrem  Adel  gegen- 
über ganz  besonders  ohnmächtig  erschienen,  so  ist  es  sehr  be- 
merkenswerty  dafs  eben  ein  geistlicher  Fürst,  ein  Mann  ans 
dem  Südwesten,  aus  Franken,  der  gewesen  ist^  der  es  als 
Lebensaufgabe  betrachtete,  diesen  Wunsch  zu  erfiillen.  — 

Ziehen  wir  die  Summe  der  politischen  Entwickelung  Süd- 
westdeutschlands, soweit  wir  sie  bis  jetzt  verfolgt  haben.  Es 
ist  hier  eine  Kleinstaaterei  entstanden,  eine  Vielheit  von  po- 
litischen Oehilden,  die  sich  selbst  überlassen  keine  Gewähr 
bot  für  Kuhe  und  Ordnung.  Um  so  mehr,  als  der  unterste 
aller  politisch  beyorrechteten  Stünde  die  richtige  Stellung  den 
anderen  gegenüber  noch  nicht  errungen  hat,  und  zwar  vor 
allem  nicht  in  Franken  und  am  Rhein,  und  auch  in  den 
Kreisen  der  Städte  das  Streben  nach  Selbständigkeit  noch 
nicht  aufgehört  liat.  Es  kommt  die  Tendenz  zum  machtvollen 
Durelibnieh,  durch  Herstellung  einer  stiirkeren  Obergewalt 
„dem  Unwesen  ein  Ende  zu  machen"  ^.  Dem  kam  man  noch 
von  einer  anderen  Seite  entgegen.  Wir  sahen,  wie  die  Inter- 
essen des  Reiches  andere  geworden  waren,  wie  sich  die  Habe- 
burger im  Osten  und  Westen  eine  gewisse  Vormachtstellong 
errungen  hatten.  Der  Südwesten,  in  dem  sie  ßesitzungen  von 
früher  her  noch  hatten,  und  in  dem  docli  noch  weite  Gebiete 
der  direkten  Verwaltung  durch  das  Reichsoberhau})!  vor- 
behalten geblieben  waren,  ist  die  Heerstrafse  vom  Ost  ti  nach 
dem  Westen.  Jener  J  eiuienz,  dem  Unwesen  zu  su  u'm  ii,  ent- 
sprach auf  Seiten  des  Kaisers  das  Bedurtnis,  hier  Ordnung  zu 
erhalten. 

I  Man  weifs,  dafs  eben  das  die  (gründe  gewesen  sind  aar 
t  Schaffung  des  schwäbischen  Bundes^.  1488  ins  Leben  gerufen, 

*  Vt'ri'l  dazu  G.  Pactel,  Die  Organisation  des  heasiachen  Heens 
unter  Phiimp  dem  Grofsmütigen  (Berlin  1097)  Ö.  10  if. 

*  Wohl  vor  allem  Würzburg,  das  dem  Adel  gegenüber  am  ohn. 
machtigäten  ist.  Der  Bischof  tritt  erst  1528  in  den  achwAbiselien 
liund  eini 

*  fUnke,  Uber  die  Epochen  der  neueren  Geschichte  8.  127. 

*  Vergl.  dazu  Ulmann  a.  a.  O.  U  55  ff.  —  Unwlllkürlicli  fallt 
die  Parallele  auf,  die  zwischen  diesem  Institut  und  dem  Fürstentaff  in 
Schlesien  besteht,  wie  ihn  Matth.  Cor\'inu8  geschaffen.  Vergl.  Racht&hl, 
Genamtstaatsrerwaltiuig  Schlesiens  8.  95  ff. 
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vor  allem,  um  dem  vorrlring^enden  Bayern  in  Schwaben  eine 
gröfsere  Macht  entgegenzusetzen,  hat  er  im  Laufe  der  Zeit 
immer  mehr  den  Churakter  eines  grofsen  Landfriedensbünd- 
nisses  angenommen  und  als  solcher  »ich  immer  weiter  aus- 
gedehnt bis  er  schliefslich  unter  Karl  V.  fast  ganz  Slidwest- 
detttschlaiid  in  sich  vereinigte.  Wenn  anch  naturgemttfs  nicht 
alle  Fehden  aufhörten  u6d  nicht  alle  Streitigkeiten  vor  dem 
Bundestage  zum  Austrag  kamen,  die  Existenz  dieses  Bundes, 
die  Macht,  die  er  darstellte,  mag  manchen  kampfesfrohen  Mann 
bewogf^n  liaben,  sein  Schwert  in  die  Schcido  zurUckzustorsen 
und  zahueknirnchend  sich  ein  Urteil  gefallen  zu  lassen,  das 
nach  seiner  Meinung  immer  zu  Gunsten  des  Mächtigeren  aus- 
fiel. Jedenfalls  aber  hat  dieser  Bund  die  ^rofse  Bedeutung, 
dafs  die  Ordnung  hier  im  Südwesten  nun  viel  gesicherter  er- 
schien ;  es  mag  viel  Wahrheit  in  dem  Worte  Leonhards  von  Eck 
liegen,  daTs  er  vor  allem  den  Stedten  zu  gute  gekommen  sei ; 
wir  müssen  bis  zum  Beweise  des  Gegenteils  annehmen,  dafs 
.«ich  Handel  uud  Verkehr  unter  seinem  Schutae  bedeutend  ge-> 
hoben  habe. 

Der  schwäbische  Bund  liat  in  den  ersten  Dezennien  seines 
Bestandes  einen  viel  kleineren  Umfang  gehabt  als  in  den 
letzten.  Noch  ein  zweites  Organ  war  daher  notwendig»  den 
Landfrieden  zu  wahren.  Es  ist  bekannt,  dafs  das  ganze 
15.  Jahrhundert  hindurch  immer  von  neuem  die  Frage  erörtert 
worden  ist,  wie  dieses  Instrument  beschaffen  sein  müsse^  und 
dafs  erst  im  ausgehenden  15.  Jahrhundert  der  nationale  Eifer, 
<icr  sich  gerade  dieser  Frage  angenommen  hatte,  befriedigt 
ward.  Er  sah  sich  gar  bald  bitter  enttäuscht:  es  zeiL'^te  sich, 
dals  die  ständische  Regierung,  wie  sie  im  Keichsregiment  und 
am  Kammergericht  zum  Ausdruck  kam,  ein  Unding  war:  wie 
niemand  zu  den  Lasten  des  Reiches  beisteuern  wollte,  wie  sie 
daher  aller  Mittel  bar  war,  so  konnte  sie  den  weitgehenden 
Ansprüchen,  mit  denen  sie  auftrat,  nicht  genügend  Geltung 
verschaffen.  Da«  Reichsregiment  war  dem  schwäbischen  Bunde 
^regentiber  machtlos.  Niemand  hörte  auf  seine  Stimme:  jener 
Bund  war  das  Instrument  der  Ordnun/j:,  das  man  achtete  und 
fürchtete;  eben  darum  war  seine  Bedeutung  hier  in  Süd  West- 
deutschland auch  gröfser,  als  die  des  Regimentes.  Es  ist  wohl 
der  Erinnerung  wert,  dafs  er  hier  den  gröfsten  Umfang  dann 
gewonnen  hat^  als  sein  Konkurrent  die  eklatanteste  Niederlage 
erlitten  hatte. 

So  war  denn  hier  in  Südwestdeutschland  wenigstens  die 
gröfs'M  ''  Einheit  hergestellt  die  man  in  einzelnen  Kreisen  für 
das  ^imze  Reich  ersehnt  hatte.  Alle  jene  kleinen  Gewalten, 
die  sich  hier  nebeneinander  ei liaiten  hatten,  fühlten  wieder 
einen  stärkeren  Willen  über  sich.  Es  war  nicht  der  des 
Kaisers,  auch  nicht  der  eines  anderen  politischen  Faktors  von 
ainnfillliger  Bedeutung:  denn  die  mannigfachsten  Interessen 
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walteten  in  dem  schwähisehen  Bunde;  der  Wille  zur  Ordnung 
vielmehr  war  es,  dem  die  ^Inrlit  zuerteilt  war,  um  sich  durch- 
setzen zu  können.  Es  zeigte  sich,  dafs  er  die  Welt  zu  bän- 
digen verstand;  jene  unruhigen  Elemente  mufsten  sich  fügen; 
mit  den  Überbleibseln  des  Mittelalters  räumte  er  auf;  neue 
Werte  wurden  geschaffen. 

Es  scheint  so,  als  ob  eben  das  vor  allem  dem  schwäbischen 
Bunde  zu  danken  sei:  was  tiberall  sonst  in  Deutächland  be- 
reits im  15.  Jahrhundert  erfolgt  war,  die  Überleitung  des- 
mittelalterlichen  Staates  zum  modernen  in  dem  Sinne  des 
Staates  vom  16.  bi?^  ^um  18.  Jahrhundert,  erfolgte  liier  erst 
zur  Zeit  des  schwäbischen  Bundes.  Wenn  gewifs  auch  noch 
andere  Momente  zur  Erklärung  dieser  That^che  in  Betracht 
kommen,  wenn  sich  nur  eine  Bewegung  auslebte,  die  schon 
suYor  bestanden  hatte,  den  Einflulä  eines  die  Ordnung  garan- 
tierenden Bandes  auf  diese  Entwicklung  wird  niemand  aa 
gering  einschätzen  dürfen. 

Es  ist  die  niichste  Aufgabe,  diese  Entwickelung  klarzu- 
machen. Sie  soll  uns  zeigen,  wie  die  Kategorien  der  Staats- 
angehörigen, die  sich  schon  frühzeitig  von  einer  direkten  An- 
teilnahme an  dem  Leben  des  Sta^ites  zurückgezogen  haben, 
dem  neuen  Staate  des  16.  Jahrhunderts  gegenüberstehen.  Irre 
ich  mich  nicht,  so  werden  sich  die  Ansichten  von  der  Lage 
dieser  Klassen  der  Bevölkerung,  die  man  bisher  gehabt  hat^ 
als  der  Korrektur  recht  bedürftig  erweisen. 
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Zweites  Kapitel 

Veifusung  und  Verwaltung  in  den  slldwestdeirtschen 

Gebieten  zu  Anfang  des  16.  Jahrhunderts. 


Mit  dem  Übergang  der  vollen  Gerichtohoheit  an  die  ein- 
Minen Territorien  und  Städte^  mit  den  Stadtrechtsreformationen^ 

und  der  Neuordnung  der  Landgerichte  mit  der  Bildung  von 
Hofgerichten  ist  der  staatlicho  Abschlnfa  der  einzelnen  poli- 
tischen Gebilde  erreicht.  „Die  Tendenz,  die  das  Leben  der 
Kation  um  die  Wende  des  Mittelalters  zur  Neuzeit  tiberhaupt 
zeigte,  in  den  einzelnen  Landschaften  eine  sich  selber  ge- 
nügende, autonome  Gewalt  zu  erschaffen**  ^,  hat  nunmehr  einen 
Sieg  errungen,  der  von  entscheidender  Bedeutung  sein  sollte. 

Denn -nicht  mehr  in  dem  Kaiser,  vielmehr  in  dem  städti- 
schen "Rat*,  in  den  Landesherren^  die  bis  dahin  nur  die  höchste 
Verwaltungsinstanz  gewesen  waren    erscheint  nun  joner  „sou- 

^»  Über  Stadtrocht^treformationeD,  ihren  Ursprimg,  ihre  iiedeutuug 
und  ihren  Inhalt  vergl.  K.  Koebne,  Wormser  Stadtrechtsref.  vom  Jahre 
1499,  I  (Berlin  1897),  besonders  S.  18  ff. 

'  Diese  in  den  weltlichen  Territnri  ii  früher  als  in  den  geistlichen. 
In  lirundenburg  z.  B.  schon  1447  KtliuniHtiou  des  Landp^nrichts;  1458 
wir'l  »'in  Hofgericht  eingesetzt  (Lang,  Gesch.  von  Bayri  ili  F,  S.  76/8X 
In  Württemberg  wird  1475  ein  Hofgericht  gebildet  (Stalin,  Wirtemherg. 
Gesch.  nit  S.  375:  vergl.  auch  Acta  Borussica,  Bebürdeuorgauiäation, 
Eint  8.  68)  In  Bambec  wird  erst  1508  das  Landgericht  reformiert. 
(Benign.  Pfeufer,  Beiträge  zu  Bambergs  T(ipop;rapli.  ii  Statistisch.,  so- 
wohl älteren  als  neueren  Geschichte  [Bamb.  Ild2\  S.  125  ff.). 

•  Ranke,  Deutsche  Geschichte  im  Zeitalter  der  lieformation''. 
Bd.  I,  S  222. 

*  Die-nr  entspricht  dem  Landesherm,  nicht  der  Bürgermeister,  der 
nur  primu>>  inter  pares  ist.  Vergl.  S.  T?iet.-<chel ,  Markt  und  Stadt  in 
ilirem  rechtli«  In  n  Verhältnis  i  Leipzig  IbUTi  S.  164  gejjen  v.  IJclow. 

'  Vergl.  zu  den  Ausfuhrungen  ühnhaupt  Lor.  v  Sti  in,  Handbuclk 
der  Verwaltuugslehre^  —  Mau  wird  geneigt  sein,  einzuwenden,  da£i 
anch  vor  den  Landgerichtsreformationen  sebon,  z.  B.  in  Bambei^  and 
Würzburg,  die  oberste  Gt  riehtsbarkeit  bei  den  Landesherren  gostsinden 
habe.    Das  ist  insofern  richtig,  als  schon  vor  1500  (in  Bamberg 

seit  1248)  die  Bischöfe  die  Richter  am  Landgericlite  setzten.  Aber  nocE 
bis  ins  15b  Jahrhimdert  hinein  waren  die  Landgerichte  ,,königliche 
EoMchungvn  XVni  4.  •  Stolze.  2 
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veräne  Allgemeiuwille'^  dargestellt,  der  die  Stanton  schafft, 
jener  Wille,  der  die  „Unterordnung  aller  Gnmdherrlichkeit 
mit  ihren  Rechten  und  Thätigkeiten  unter  Beine  Herrschaft'' 
verlangt  ^ 

Selbstverständlich,  dafs  er  dort  am  prägnantesten  zum 
Ausdruck  kam,  wo  die  Interessen  der  Gresamtheit  einheitlich 

organisiert  waren,  in  den  weltlichen  Territorien,  wo  nur  ein 
Herr  an  der  Spitze  stand,  und  in  den  Reichsstädten,  ob  sie 
nun,  wie  in  Seliwaben,  wo  der  Grofslmndcl  nur  hie  und  da 
seine  Bedeutung  hatte-,  mit  von  den  Ziintien  regiert  wurden, 
oder  ob  das  Regiment  ganz  in  den  Händtn  der  Grüchlechter 
lag,  wie  iii  i'ranken,  der  grofsen  Weltliandelsstrarbe^. 

Es  ist  ja  bekannt^  dab  die  alten  Mtnisterialen&milien  die 


Landrerichte**:  im  Namen  des  Kiini^s  wird  dort  j^edingt.    Seit  dem 

15.  Jahrhundert  ist  der  Name  „könip;liche8  Landgericlit"  verschwunden 
(vergl.  H.  Zöpfl,  Das  alte  Bambercer  Recht  u.  s.  w.  8.  95;  ebenda  ist 
auch  nachzulesen,  wie  zerfahren  die  Gcriclitsorp;ani8ation  im  lo.  Jahr- 
hundert war).  Et  hänpt  zweifellos  mit  der  Umänderung  der  Land- 
periehtf^  zusammen,  dafs  soit  dem  ausgehenden  l^.  Jiilirlnindnrt  unter 
den  Keicharittern  das  Bewuisi.sein  entstand,  von  dem  Landgericlite,  vor 
dem  sie  doch  frfiher  ihr  Recht  gesucht  hatten,  beschwert  zu  !>ein.  Die 
Bambrrger  Historiker,  di(^  fibr-r  dns  Landgericht  jLrisclnit'bin  liaben, 
haben  allerdings  die  Emplindang  einen  Unterschiedes  zwischen  dem 
Zustand  vor  1^  und  dem  nach  1508  nicht.  Doch  ist  das  erkiftriich: 
hat  doch  diese  Umänderun;r  für  «lie  grofse  Masse  der  Bevölkerung 
nur  geringe  Bedeutung;  sie  hat  Bedentunj?  nur  für  die  Reichsrittor- 
scbait.  Und  diese  beschwert  sich  detni  ;uich  «ehr  bald.  —  Welche 
Bedeutung  suliln»  K^  formation  sonst  noch  hatte,  geht  aus  den  Be- 
schwerden dvv  \Vrirzl)urger  Untt^rthanen  bei  L.  Fries  r  !i  <\v>  n.infrn- 
krieges  in  O.stfranken  II,  S.  57,  74,  2'i\ö  hervor.  —  lu  Wujzburg  scheint 
das  Anzeichen  für  die  Abwandlung  der  Verhftltnisse  die  Annanme  des 
Herzogtitels  seitens  des  Bischofs  zu  sriii  Wonn  anrh  >pit  IIH^'  die 
Würzburger  Bischöfe  häufiger  als  Herzöge  zu  Franken  bczeichimt 
werden,  so  hat  das  doch  f&r  die  Verwaltung  des  Bistums  keinerlei 
Folgen  (vergl.  die  Nachweise  bei  Th.  Henner,  Die  herzogl.  Gewalt  dvT 
Bischöfe  von  Wirzlxirg.  Wirzburg  1874,  vomchml.  S.  145).  Erst  .seit 
I^orenz  von  Bibra  «uui  150<V)  bezi'ichnen  sich  die  Bischöfe  selbst  als 
Herzoge  (S.  182).  Diese  anffsillende  Thatsache,  die  Henner  S.  142  wohl 
nicht  mit  Unrecht  aus  dem  Gegensatz  zu  den  Bestrebungen  der  Hohen- 
zoUeru  in  Franken  erklärt,  zeigt  wohl  mit  jene  l^atcnsion  der  Bischdfe 
an,  auch  Aber  die  reichsfreien  Kitter  in  ihrem  Gebiet  ihre  O^alt  aaS' 
«ufibrn 

'  Vergl .  dazu  L.  v.  Stein  a.  a.  O.  I,  8.  46,  auch  F.  Rachfalil,  Organi- 
sation der  Gesamtstaat?verwaltung  Schlesiens  S.  144  u.  S.  227. 

'**  Ich  verweise  hier  auf  Falke,  Gesch.  des  deutschen  Handels.  Der 
Orofshandel  entwickelt»'  si.  Ii  in  Schwnhfn  erst  im  15.  und  16  Jahrhundert. 
Mit  ihn  zu  heben,  hat  wohl  Karl  V.  nach  dem  Schmalkaldischen  Kriege 
die  Herrschaft  der  Zfinfte  beseitigt,  die  wiederhersnstellen  dann  nie 
wie<ler  ernstlich  verbucht  wurde,  liank*'.  zur  dentsehen  npcch  f(5.  W. 
VII)  S.  30  ff.  dürfte  tloch  gegen  L.  Fürstenwertb ,  Die  \'erfassungs- 
findemn|ren  in  den  oberdeutschen  Eeichsstftdten  snr  Zeit  Karls  v, 
((4ött.  Diss  IS^M^)  S.  102  recht  haben:  sein  Oj)i>on<snt  yenoag  gewichtige 
Gründe  gegen  IJanke  nicht  ins  F'*1d  zu  führen. 

•  Diesen  Unterschied  zwischen  Franken  und  Schwaben  crkamite 
«chon  Fürstenwertb  a.  a.  O.  S.  U. 
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8tttdte  verliefsen,  als  jene  Privatvereine,  wie  man  die  Zünfte 
der  älteren  Zeit  wohl  genannt  hat*,  in  siegreichem  Vor- 
wärtsdringen jene  spezifisch  städtische  Politik  inauguriert 
Latten:  nur  einzelne  zogen  es  vor,  sich  in  die  BUrgerliiüten 
Aufnehnicu  zu  lassen.  Die  Verhältnisse  in  den  drei  bedeutend- 
sten fränkischen  Reichsstfldlen  legen  den  Schlufs  nabe,  dafe  es 
eben  dort  geschab,  wo  der  Ursprung  der  Stadt  ans  der  Burg 
noch  dadurch  deutlich  bemerkbar  ist,  dafs  die  lehnsrechtliche 
Verbindung  der  Geschlechter  mit  dem  Lande  noch  erhalten 
blieb,  und  dafs  der  süidtische  Bürger  ebensowohl  auf  dem 
Lande  wie  in  der  Stadt  seinen  Wohnsitz  aufschlagen  konnte*. 
Und  ebenso  sehen  sich  alle  anderen  ansässigen  Leute  zur  Er- 
werbung des  Bürgerrechts  gezwungen^;  es  wird  niemand  in 
dem  Bannkreise  der  Stadt  geduldet,  der  fremder  Hoheit  unter- 
worfen ist.  Damit  ist  die  Grundlage  alles  modernen  Staats- 
lebens geschaffen;  ein  geschlossenes  Gebiet  ist  jetzt  in  eine 
neue  Einheit  zusammengefafst :  nur  noch  die  geistlichen  Kor- 
porationen sind  PS,  die  sich  ihr  ontziolicn.  Und  das  ist  gerade  ^ 
hier  von  .schworwie<;cn(l.ster  Bedeutung.  Während  in  den  ^ 
Territorien  wohl  diese  geistlichen  Korporationen  auf  den 
Laiiil tagen  erscheinen  und  dort  hie  und  da  den  Willen  '< 
zeigen,  zu  den  Lasten  der  Gesamtheit  mitzusteuern,  verstofsen  \ 
sie  hier  in  den  Städten  oder  in  deren  Territorien,  wo  es  eine  \ 


*  Gr.  Schmoller,  Die  Strafsburger  Tücher-  und  VVebenEnnffc  (Strafs- 
liurg  1879)  S.  487. 

-  Vcrpl  K  llücher.  Die  Bevölkerung  \i»n  Frankfurt  a.  im  14. 
und  15.  JatirhuDilert  8.  319  ff.  und  Lenz  in  der  Kritik  Latnprochts 
a.  a.  0.  S.  400.  Was  Lamprecht  in  „Zwei  Streitschriften"  (Berlin  1897) 
S.  59  f.  Regen  Lenz  vorbringt  ^  trifft  die  Sache  nicht  und  widerlegt  den 
<TPfrncr,  der  von  StSdton  im  allgemeinen  spricht  und  nicht,  wie  Lanipr»'cbt 
ihm  fiupponiert,  von  Grofsstädten,  in  keiner  Weise.  —  Lampreclit  hätte 
die  Fraijf.  auf  die  alle.«?  ankommt,  beantworten  ob  uic  Verhält- 

nis-;«', die  Lenz  fverf^l.  auch  Tli.  7\\  i  it'els  „Rotlietihurg  an  der  Tauber 
im  Bauernkriege"  Übl)  für  Kotheuüurg  nachgewiesen  bat,  auch  für 
Nfimberg  und  Ulm  s.  B.  zatreffen.  Diese  Fra^  stellt  Lenz,  und  hier 
hätte  Lamprecht  den  newei>'  für  die  l?Ie1iti^'kelt  seiner  Aufstelliin^^eu 
erbringen  sollen.  Lamprecht,  dem  <lie  Frage,  nach  der  Darlegung  der 
Bothenburger  Verhältnisse,  offenbar  unbequem  ist,  geht  auf  sie  nicht 
ein.  —  Auch  hier  kann  sie  nicht  beantwortet  werden.  Ich  vorweise 
nur  auf  Thrist.  Scheurls  Epi^;tel  d.  a.  1.518  (Chroniken  der  deutschen 
fStadte  XI.  Nürnberg  V,  Anhang  16  S.  798),  wonach  in  dieser  Zeit 
wenigstens  die  Verbindung  zwischen  Stadt  und  Land  bei  Nflmberg 
ähnlich  war  wie  bei  Kotlu  iiburj;.  Ks  ist  wohl  anzunehmen,  dafs  sie 
auch  vor  1504  nicht  wesentlich  anders  gewesen  ist.  —  brigens  erlLennt 
aneh  K.  Käser,  Politische  nnd  sociale  Bewegungen  im  deutschen  Bürger- 
tum zu  l{oi,'iini  des  16.  Jahrhunderts  (Stuttgart  1899),  den  Fiern  der 
Fra^re  nicht  im  geringsten,  die  zwisehen  Lenz  und  Latnprceht  erörtert 
wurde.  Wie  »ein  Lehrer  klassifiziert  auch  er  nur  die  Städte  in  gröfsere 
und  kleinere  und  betrachtet  sie,  um  socialistische  Tendenzen  ia  der 
Bürgerschaft  zu  »»rmittoln.  durcheinnuder,  oline  der  llntn  -elii -  le  zwischen 
iieicbs-  und  l..andstädtcn  zu  gedenken  ^vergU  besonders  S.  237). 

«  Bacher  a.  a.  O.  S.  324. 
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ständische  Vcrtrotunp:  iiiclit  gab,  gegen  den  ersten  Satz  alles 
stadliächeu  Gemeiiiächaflälebooä,   dafti  einer  für  alle  und  alle 

fUr  einen  za  stehen  Terpflichtet  sind. 

In  den  Territorien  hatte  die  Bildung  des  neaen  Staate» 
naturgernftb  gröfflere  Schwierigkeiten  zu  Uberwinden  als  in  den 
Städten.  Selbst  wenn  ein  einheitlicher  Wille  gegeben  war,  die 
Durchsetznncr  desselben  wnr  doch  recht  (erschwert.  Wir  be- 
trachten zunächst  die  weltlichen  Territorien. 

In  gewissem  Sinne  iiatte  eine  Einheit  hier  immer  be- 
standen. Der  Laudesherr,  der  in  seinem  Lande  der  einzige 
Qrundberr  war,  hatte  nie  die  Rechte,  die  er  Uber  die  Stftdte 
besafsy  sich  streitig  machen  lassen;  wie  kaum  eine  dieser  Städte 
in  unserer  Zeit  schon  su  irgendwelcher  gröfseren  Bedeutung 
gelangt  war*,  so  hatte  nie  eine  wehrhafte  Bürgerschaft  sich 
unter  dem  Schutze  der  Mauern  ihrer  Stadt  seinem  Einflüsse 
entziehen  k(»nuen  -.  Wir  berührten  schon,  dafs  es  einen  land- 
siissigen  Adel  in  Südwestdcutschiand  fast  nirgend»  gegeben 
habe.  Soweit  er  die  Dienste  der  Landesherren  aufsuchte, 
konnte  er  nicht  gefährlich  werden.  Schon  oft  ist  auf  jene 
bedeutsame  Abwandlung  in  der  Geschichte  der  Verwaltang 
des  ausgehenden  Mittelalters  aufmerksam  gemacht  worden,  dals 
an  die  Stelle  des  beneficiums  und  des  ministeriums  das  ofiBcium 
tritt^;  mit  Hülfe  der  Ministeriaütät,  mit  der  Anwendung  des 
Zeitlehens  wird  das  erbliche  Lf4ien  aus  der  VcrwriltTuig  ver- 
drängt*. Der  Adel  war  damit  dem  Herrn  ausgeliefert:  er 
konnte  woiü  in  seiner  Stellung  als  Amtmann  ab  und  an  als 
Grundherr  erscheinen;  zwischen  den  Landesherm  und  dessen 
Unterthanen  konnte  er  sich  darum  nicht  einschieben.   So  ist 


*  Ich  verweise  darauf,  Uafs  Mönchen  noch  eine  kleine  unbedeutende 
Stadt  war  (veipl.  I.  Jannscn,  Geschichte  des  deutschen  Volkes 

8.  810),  tin<]  (lüfs  Mainz  nur  eine  geringe £mwokaenahl  hatte (Laroprccbt, 
2  StreitHchriften  S.  75> 

*  Es  mag  hier  angemerkt  werden,  dafs  die  Behauptung  R.  Schr&der» 
(Deutscho  Rechtsgeschichto'  S  ,  dt'v  S  Rirtschel,  Markt  und  Stadt 
S.  150  f.  folgt,  zum  Wesen  der  Stadt  gehöre  die  Ummauerung,  nicht 
richtig  sein  durfte.  So  wenig  sich  ge^^en  R  's  Geschichte  der  Entstehung 
der  Stadt  im  Anschlufs  an  die  Burj^  wird  einwendfii  lassen,  so  sicher 
ist  doch  die  angegebene  These  falsch.  Zweifellos  sind  wohl  alle  politisch 
selhstäudigen  ^tUdte  des  ausgehenden  Mittelalters  durch  eine  Mauer 


hfrrHchPn  Stadtfii  bedarf  es  solrlicii  J^<*hutzcs  nur  dann,  wenn  sie 
anderweitig  nicht  geschützt  sind.  Da  das  bei  BamberK  «•  B.  der  Fall 
war,  so  bat  der  Biscbof,  allcrdingB  eehr  gegen  den  WUlen  der  Bürger, 
die  Ummanrnnii:  Tiiclit  zuge^^ebon.  Zwischen  1431  und  14139  war  oben  über 
das  von  den  Bürgeni  beanspruchte  Recht  der  Befestigung  der  Stadt 
ein  heftiger  Streit  entbrannt.  Im  Jahre  lü25  wird  Bamberg  eine  offene 
Stadt  genannt  (in  der  ^('hronik  des  Bauernluiegea  in  Bamberg".  Manu- 
skript L'^'i  im  Krt>i-;ir<  hiv  Nürnbcrf;)- 

•  Schmoll«  1  iii  d«  II  Acta  Borussica,  Beliördt  uorjtrauisation  Bil.I,  S.  (47> 

*  V.  Below.  Die  städtische  Verwaltung  des  Mittelalters  als  Vorbila 
der  xiiÄteren  Torritorial Verwaltung  (Histor.  Ztechr.  7d,  39&--46a)  S.  414. 


Feinde  scbQtcen.    Bei  den  lande»- 
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denn  eine  gewisse  Einheit  gewahrt  Daft  aus  ihr  ein  Staat 
wuide^  dazu  war  noch  mancherlei  notwendig.  "E/b  ist  ein  wenig 
beachtetes  Zusammentreffen,  dafs  erst  in  der  Zeit,  als  die  ein- 
zelnen  Territorien  sich  hier  gegeneinander  abschliefsen,  als  die 
Kleinstaaterei  hier  entsteht,  die  Stände  emporkommen.  Erst 
im  ausgehenden  15.,  ja  vielfach  erst  im  16.  Jahrhundert  wer- 
den die  Stiulte  zur  Beratung  der  Landesan^^elegenheitcn  zu- 
gezogen, erst  jetzt  erscheinen  der  Adel  und  die  Prälaten  an 
dem  Lande  interessiert  ^  Es  mag  fraglich  sein,  was  die 
Voranssetsung  gewesen  ist  Air  die  LandtagdUhigkeit  der 
Ritter,  ob  sie  in  dem  Besitze  eines  Lehens  des  Landesherm, 
einer  Burg  zu  suchen  ist^,  die  immer  der  Sitz  eines  Amtmanns 
war,  oder  ob  der  Ritter  auf  Orund  seines  Reiehsleliens  zum 
Landtage  berufen  wurde  ^.    Das  wird  noch  zu  uutersuchen 


•  Von  Landständen  in  Württemberg  wcifs  Stsiliu,  VVirtemberg. 
Ocsch.  Illf  8*  726  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrfannderts  zu 
berichten  (vergl.  auch  Mosor.  von  der  Tcutschen  Reichsstunde  Landen 
S.  469  flf.).  bx  den  kleineren  Grafschaften  und  Hemdiaften  Neuwürttem- 
bergi«  erfleheinen  aie  öberbaupt  im  Mittelalter  nicht  Ob  Lang,  Gescb. 
von  Bayreuth  I,  S.  108  ff.,  124  f.  recht  liat,  wenn  er  sagt,  die  ersten  Land- 
ständo  in  Ansbach -Bayreuth  seien  l">üy  rcsp.  1515  berufen  worden,  ist 
fraglieh.  -  Ich  füge  hier  gleich  die  Duttm  an  für  die  geistlichen  Fürsten- 
tümer. Gramich,  Verfassung  und  Verwaltung  der  Stadt  Würzburg,bemerkt 
S.  12,  diifr?  schon  r27(*)  Klerus,  adlige  Lamlhcrrn,  Dienstlcute  und  IJürger 
als  Stäntle  erschienen  seien.  Er  hat  wohl  zweifellos  nicht  recht,  l  ür 
Bamberg  steht  es  fest,  dafs  für  die  Zeit  vor  1466  keine  Berufungs- 
-r  ln  pn>rii  erhalten  sind;  Lnndtagsakten  giebt  es  erst  seit  150:^.  Vergl. 

lu  Aum.  6.  —  Wie  daraus  ersichtlich,  trifft  für  den  Südwesten 
Öentachlands  nicht  su,  was  Below  (Ldstd.  Verf.  I,  8. 8)  f&r  Jülich-Berg 
behauptet:  im  Südwesten  haben  die  Landstände  nicht  mit  den  Landes- 
herren zusammen  an  der  Ausbildung  des  dputsohon  Territorial  Staats 
gearbeitet.  Ich  möchte  hier  noch  besonders  auf  den  sehr  beachtens- 
werten Ausspruch  Maximilians  I.  vom  9.  Sept.  1518  (citiert  bei  Ranke, 
DfutBche  (Icsch.  P,  S.  221  Anm.  1)  aufmerksam  machen:  Mn\-.  bemerkte, 
als  die  Fürsten  erklärt  hatten,  über  eine  neue  Steuer  erst  mit  ihren 
Unterthanen  Röckspracbe  nehmen  zu  müseen,  das  sei  nicht  das  Her- 
komnion  im  hoilii,'cn  Reiche,  „solehr  Znsa^r"  zu  tluin  mit  cynicher 
Weigerung  oder  Condiciou  aut  ihre  Uutcrthauen,  sei  in  bisher  be- 
willigten Hülfen  nie  bedacht  worden;  sondern  Ohurff.  FF.  und  Stend 
haben  allezeit  frei  gehandelt  und  bewilligt,  nachdem  bj  Kaiser  Mt. 
und  dos  Roichs  Churf,  belehnt  seyon,  auch  die  Unterthanen  schuldig 
Buyn  den  Willen  der  Fürsten  und  Obern  und  nit  die  Fürsten  und  Obern 
der  Unterthanen  Willen  zu  verfolgen  nnd  Gehorsam  zu  beweisen".  Aus 
diesen  Worten  geht  deutlich  liervor,  dafs  riacli  der  Anschauung  des 
Kaisers  Landständc  in  dem  Sinne  Belows  bis  zur  Keformatiouszeit  nicht 
existiert  haben. 

"  Die- ■  landegherrlichen  Hurfrcn  sind  zu  nnter^cheiden  von  den 
ritterlichen  Burgen,  über  die  dem  Landcsberru  keine  Üechte  zustehen. 
VergL  Lamprecht.  Wirtschaftsleben  I,  S.  1372  ff. 

*  Dalor  spricht  aufser  dem  im  Text  angegebenen  Grunde  noch 
manches,  vor  tUem  die  Thatsache,  dafs  er  «ich  später  von  den  Land- 
tafireverhanüluiif^'en  zurückzog.  Wollte  inaii  anneiimcn,  dafs  er  als 
Lmensträger  des  Landesherrn  berufen  wurde,  so  mfifste  man  nach- 
weisen ,  dafs  sich  in  allen  Territorien  nach  der  Entfernung  des  Adels 
ein  neuer  Beamtenstaud  herausgebildet  hätte,  oder  dafs  Bürgerliche  aU 
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sein.  Das  andere  aber  ist  sicher,  dafs  die  Prlllaten  erst  dann 
Landstände  wurden,  als  die  ( ierichtshoheit  von  dem  Keiclie  an 
seine  einzelnen  Glieder  überging.  Mit  der  Thatüache  der  Aus- 
bildung des»  neuen  Staates  also  ist  die  Landstandschaft  der 
Prälaten  nicht  nur  in  zeitlichen,  sondern  auch  in  ursächlichen 
Zusammenhanff  zu  bringen.  Wir  können  Yielleicht  danach  auch 
die  Frage  nacn  der  Voraussetzung  der  ritterlichen  Landtags- 
fähigkeit beantworten;  auch  für  diese  Ritter  wäre  ihr  Reichs- 
lehen  das  Kriterium  gewesen  für  ihr  Erseheinen  auf  dem  Land- 
tage. Die  Teilnahme  an  der  Beratung  der  Lanclesjangelegen- 
heiten  wäre  also  gewissennafsen  das  Äquivalent  für  die  Unter- 
werfung der  Ritter,  die  Ausbreitung  der  Landeshoheit  auch 
für  sie,  wie  siciier  für  die  Prälaten,  die  Ursache  des  Stände- 
Wesens  gewesen.  Wie  dem  auch  sein  mag,  wir  können  hier 
nicht  nUier  darauf  eingehen,  jedenfalls  gab  es  vor  dieser  Zeit 
in  Südwestdcutsebland  keine  Landsliinde;  die  einzigen  Stände 
überhaupt  waren  hier  bis  dahin  die  Reichsstände,  Stände  unter 
ihnen  ^nh  es  nieht.  In  der  neuen  Institution,  die  jetzt  ent- 
steht, kommt  das  Gefühl  der  OemeinKamkeit  der  Intf*ressen 
zu  lebendiiTstem  Ausdruck.  Man  luit  melirfach  behauj)tet,  dafs 
dauiit  cuic  iandständische  Verfassung  in  dem  Sinne  eine*»  staaU»- 
rechtlicben  Dualismus  zwischen  Liwdesherm  und  dieser  Ver- 
tretung  des  Landes  gegeben  sei ' :  davon  kann  nicht  die  Rede 
sein.  Gewifs  betonen  die  Stände,  dafs  sie  ihre  Beschlüsse  im 
Landesinteresse  fassen',  gewifs  fühlt  sich  der  Landesherr  ge- 


Beamte verwendet  worden  wnren.  In  Württemberg  h.it  >ieli  allordinp-s 
ein  neuer  Adel  im  Laufe  der  Zeit  eutwickelt  (vergL  Beiow,  Tcrritor. 
lind  Stadt  S.  1^9  Anin.  1),  aher  dieser  neue  Adel  nahm  an  den  Land- 
tagen nicht  teil,  —  Leider  bringt  Below  a.  a.  O.  S.  207  Anm.  1,  wo  er 

für  an fwrord entlieh  viele  Territorier  <leii  Xaeliwei«!  führt,  dafs  die 
Existeii;^  einer  licfe.-'ti^'iinj^^  dub  Kriterium  für  die  Laudtiij^Älahigkeit  ge- 
wesen ist,  nichts  über  Siulwestdeutschland.  —  Wie  unklar  ihm  übrigens 
die  hier  bestehenden  \'<Tli;iltni^-e  *»ind ,  beweist  S.  1^8  Aiini.  1:  er 
spricht  hier  davon,  dais  landsässige  Kit^erscliatten  zur  Reieh^ifreiheit 
üoergehen. 

'  Den  Ausdruck  „staatsrechtlicher  Dualisimus'*  gebraiielit  F.  Rach- 
fahl, Zur  österr.  Verwaltungs|jet*chichte  (in  ScbmoUers  Jahrbuch  XXI  II) 
S.  lini  wo  er  -^e^'en  Tezner.  Die  landesfurstUche  Verwaltungsrechtspflege 
in  Österreich,  pi'leiiii>*iert,  und  ebenso  Below,  Territor.  und  Stadt  b.  255^ 
ver^l.  aneh  S.  Jl'^tl".  —  Es  kann  hier,  bei  einer  Skizze  über  die  Ver- 
fassung und  Verwaltung  der  deutsrhi  n  Territorien,  nicht  di>  Anfirabe 
Behl,  genau  auf  die  Helownehen  Theten  über  die  Landst  V.  rt".  ein- 
znL''hcn,  wie  er  sie  aufge^t('Ut  hat  in  «ieiner  T.andHtändisohen  Ver- 
fassung von  Jülich-Berg  Uböö— 1890j,  in  den  Laudtagdakten,  lüiuleitung 
(1895)  nnd  in  Territor.  u.  Stadt  (1900).  Hier  kann  nnr  daraof  hinffewiesen 
werden,  dafs  die  Darstelhinj;  der  Lundst.  Verf.,  wie  sie  B.  giebt,  trotz 
oder  gerade  wegen  der  juristischen  Schärfe  der  l^^priffe  nicht  frei 
von  Widersprüchen  ist,  und  dafs  auch  seine  Ansdiauung  durchaos  nicht 
so  begründet  ist,  wie  es  scheinen  möchte:  vieles  durfte  iLonstmiert sei» 
und  auf  eine  petitio  prineipü  hinauslaufen. 

•  Was  Beiow  voniehmlich  von  Jülich- Berg  sagt^  durfte  im  all- 
gemeinen auch  von  den  südwestd.  Territorien  gelten.  Zu  der  Betoamig 
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vöhnlich  Terbunden,  diesen  Beschlüssen  nachzukommen;  da 
er  die  BeratungQgegeDStfnde  proponicrt,  so  würde  er  inkon- 
sequent «'oin,  wenn  er  nun  zöf'erto.  Ai)er  niemand  kann  ihn 
dazu  zwiiit^en;  er  mufs  erst  die  Beschlüsse  billigen,  ehe  sie 
Keclitökrat't  erhalten  ^  Ihm  äteiit  die  Berufung  der  Stände 
zu,  die  eigener  Initiative  entspringt  ',  zu  der  er  nicht  ver- 
pflichtet ist'.  Niemals  repräsentieren  die  Stände  ihm  gegen- 
über das  Land*;  wenn  sie  auch  das  Landesinteresse  äi  das 
bestimmende  Moment  bei  ihrer  EntscblieCsang:  gelten  lassen, 


des  Landef»interess«  s  durch  die  Stände  Tergl.  Lsndftt  Verf.  L  S.  4,  II, 

8.  80'1.  Landtagsakten  I.  S.  '.9. 

'  Laudtagsakten  I,  S.  5ö  und  Territ.  u  Stadt  S.  244  f.  Man  wird 
zugeben  müssen,  daf^  danach  von  einem  „staatsreehtHchen  Dualis- 
mus'* koine  Krde  r^riii  kann.  Wenn  R.  /..  B.  T.iindst.  Verf.  III,  S.  12 
eingestellt,  dafs  es  sich  in  dem  ältureu  deutscheu  Territorialstaat  .freilich 
nient  um  einen  reinen  Dnaltsrnns  handele,  dafs  es  manches  gehe,  was 
beiden  Teilen  gemein.«am  ist,*'  so  wird  man  B.  nicht  nur  sustimmen 
müfspn,  >:ondern  wird  ^rmötigt  sein,  den  Ausdruck  „Dualismus^  für 
uuglücklich  gewählt  zu  erklären. 

^  Eben  das  ist  in  der  Regel  der  Fall.  Nur  ganz  ausnahmsweise 
treten  die  r>nn(l>?tände  aus  oiirenor  Initintive  zusammen. 

•  Verptiichtet  war  er  dazu  durch  Keichsgeaetz  bei  der  Errichtung 
von  Landrriedensordnnngen  und  beim  Beginn  einer  Fehde  (vergL 
Landst.  Verf.  I,  S.  66  ff.).  Son«t  war  er  es  nicht.  —  Es  ist  zu  beachten, 
dafs  Bclow  die  Mittel  nicht  nachweisen  kann  (Ldst.  Verf.  II,  8.  55), 
-durch  die  die  Stände  den  Zweck  erreichten,  den  Landesherren  zur 
Einholung  ihrer  Zustimmung  zu  vi  rptiichten."  B.  liar,  um  sie  zu  ent- 
decken, von  den  von  den  Ständen  später  benutzten  Mitteln  zurück- 

«eschlo.'^sen:  später  machten  die  Stände  „bei  Thronstrcitigkciteu  oder 
'hronerledigungen  durch  Aussterben  des  Geschlechts  ihre  Unterwerfung 
von  der  G«'«rihmng  von  Konzessionen  abbTingig"  u.  s.  ^v  Ist  diese 
Art  der  Rückschlüsse  scheu  anfechtbar,  so  beweist  sie  zudem  nicht» 
was  sie  beweisen  soll:  dafs  der  Landesherr  der  Zustimmung  bedarf  ist 
nicht  bewiesen;  wenn  das  bergische  Reehtsbuch  (a.  a.  0.  10)  davon 
8(^>richt,  so  ist  die  Notiz  solange  wertlos,  als  uns  der  Verf.  desselben 
nicht  genannt  wird  {(Im  Rechtsbuch  ist  nach  S.  5  eine  „reine  Privat- 
arbeit, entstanden  in  der  Umgebung  des  Hochgerichts  von  Ouladen**); 
bewiesen  ist  nur,  dufs  rl.  r  Lnndesherr  die  Zustimmung  einholt:  wenn 
er  sie  wieder  im  gegebeueu  Falle  einzuholen  verspricht,  so  ist  das 
taktisch  klug:  etwas  ni«'hr  daraus  zu  fol^^ern,  dürfte  petitio  principii  sein* 

*  Wie  Belo"  f  I.  ludtagsakten  I.  s.  TiS  [hpts.  Anin.  6  zu  vergl.]  u. 
S.  ÖO,  l'erritor.  u.  8tadt  b.  244)  behauptet.  B.  polemisiert  ubeniaupt 
firegon  Eichhorn  und  Gierke,  die  die  Landstftnde  nur  fQr  sieh  und  ihre 
Hintersassen  dio  Steuer  bewilligen  und  für  die  amlern  Landpa.ssen  nur 
das  Dasein  einer  allgemeinen  Landesla.st  anerkennen  lassen;  die  landes- 
herrlichen Hintersassen  seien  von  der  Bewilligung  au.sgeschlosscn  worden. 
Oer  Ausdruck  ^Repräsentation",  den  B.  anwendet  für  die  ganze  Zeit 
der  land-ätändischt  n  Verfassung,  in  Bezug  auf  die  .,Unterstützung, 
Kontrolle  und  Eiuschiänkung  durch  die  Landstäude",  ist  dem  17.  Jahr- 
hundert entnommen,  einer  Zeit,  wo  ganz  zweifellos  die  reelle  Macht 
der  Land.'^tände,  ihr  Horhgefühl  am  trröfsten  war.  Die  .,Be<friiPning 
der  Schatzleute  und  Freien,  die  von  keinem  Grundherrn  abliüngig  sind  , 
wird  zwar  auf  Grund  der  Bewilligung  durch  Ritterschaft  und  Stallte  vor- 

Senommen,  aber  doch  ebni  <  rst.  ^.wenn  dieser  Be.schlufs  die  Zustimmung 
es  Landesherren  hat"  (vergl.  Anni.  l).   Mit  dieser  Einschränkung  £&Ut 
der  Begriff  „Repräsentation". 
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80  ist  doch  nur  der  Landesherr  und  er  allein  der  Faktor,  der 
dieses  Interesse  kennt  und  es  übersehen  kann.  Die  Vert'aäsuug 
der  Territorien,  wenigstens  Südwestdeutsehlands,  ist  also  keine 
landständische ;  das  Ötaatsrecht  kennt  eine  solche  nicht^  viel- 
mehr neigt  aie  dem  AbBolutiamus  zu;  wenn  aneh  der  Landes- 
herr gewifs  noch  dnrch  die  Landstände  in  etwas  beschrinkt 
ist^  der  Absolutismus  der  späteren  Zeiten  ktlndigt  sich  doch 
hier  schon  deutlich  an.    Nur  ein  Herr  regiert  das  Land. 

Eben  das  ist  der  TlfinptuTitprsthied  der  weltlichen  Ge- 
biete von  den  geistlichen.  Auch  in  diesen  giebt  es  Stande ; 
sie  sind  in  nicht  weniger  Kurien  zu  unserer  Zeit  geteilt,  als 
die  in  den  weltlichen  Territorien;  die  gegenteilige  Behauptung 
hat  sich  als  falsch  erwiesen  ^  Aber  die  Hegierung  ist  hier 
keine  einheitliche:  der  Bischof  mnfs  sich  mit  dem  Domkapitid 
in  sie  teilen.  Man  weifs,  in  welchem  Mafse  dieses  Kapitel 
fortwährend  seine  Position  zu  stärken  suchte  ^ :  in  den  Wahl* 
kapitnlationen  beschränkte  es  den  Bischof  mehr  und  mehr: 
„mit  der  Gewalt  der  Domkapitel"  mtifston  die  AbgesrinfUen 
der  geistlichen  Fürsten  auf  den  Keieiistügen  versehen  .sfln.  zu 
allen  Beratungen  über  die  Landesangelegenheiten  verlangten 
die  Domherren  zugezogen  zu  werden^.  Das  hatte  seine  Be- 
deutung noch  nach  einer  anderen  Seite  bin.  Wir  befinden 
nns  in  einer  Zeit,  wo  die  materielle  Grundlage  für  alle  Re^ 
gierungen  Tomehmlich  noch  der  Grundbesitz  war.  Man  kennt 
die  Verfassungen  der  Bischofsstitdte,  die  oft  eine  Mehrheit  von 
Gemeindon  eher  waren  als  eine  einzige  Gemeinde.  Neben  dem 
Stadtgericht,  neben  der  eigentlichen  Stadt  gab  es  eine  Reihe 
von  Immunitäten,  von  denen  je  eine  irgend  einem  Kapitel  zu- 

§ehörte:  aus  ihren  Einkünften  wurden  sie  erhalten.  Es  war 
ie  Absicht  der  Bischöfe  des  15.  Jahrhunderts  gewesen,  und 
die  Bürger  hatten  sie  geteilt,  die  trennenden  Unterschiede  au 
beseitigen  und  die  Immunitäten  mit  dem  Stadtgericht  in  eine 
Einheit  zu  verbinden.  Das  Ziel  war  erreicht  worden:  die 
Interessen  der  Vorwaltung  wie  des  Handels  und  Verkehrs 
hatten  das  in  gleich  dringender  Weisr»  gefordert.  Als  jetzt 
das  Dtimkapitel  seine  Macht  zu  erweitern  suchte,  da  hatte 
man  hier  und  da  wohl  auf  diese  neuen  Zustände  Rücksicht 


>  8.  10  Anm.  6. 

*  V,»  ist  die  Frage,  wann  das  energische  Auftreten  des  Domkapitois 
h'uT  ii>  Südwestdeutschland  begonnen  hat.  Die  im  Tvxt  gegebenen 
ThateachcD  legea  den  Schlufs  nahe,  dafs  wir  dasselbe  nicht  vor  die 
sweite  Hilfte  des  15.  Jahrhunderte  setzen  dfirfen. 

"  Man  könnte  glauben,  dafs  zwischen  dem  Domkapit'-l ,  in  dem 
die  jüngeren  8ühue  des  Adels  vertreten  waren,  und  dem  Adel,  der  auf 
den  Landtagen  erschien,  ein  gewisser  Znsammenhang  politischer  Natnr 
bestand.  Dem  scheint  nicht  so  gcwo.s^Mi  tai  sein.  Soweit  ich  die  Land- 
tagsakten von  Bamberg  kenne  (1521  — IT, 25),  tritt  immer  da?  Domkapitel 
an  der  Seite  de»  Bi^chofä  Ueu  Bet^ch werden  des  Adels  schroff  entgegen  ^ 
es  vertritt  dorchiras  den  Standpunkt  der  Hegiennig. 
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^nommen:  ich  finde,  dafs  Mains  z.  B.  1475  vom  Erzbisdiof 

f;anz  dem  Kapitel  überlassen  wird^.  Aber  doch  nicht  überall, 
n  der  Stadt  Bamberg,  in  der  eine  einheitliche  Verwaltung 
durchgeführt  worden  war,  erregte  es  den  höchsten  Unwillen 

der  Bür<j:er.  <\f\^^  das  Dorakapitel.  iiachdem  es  die  Vertretung 
der  übrigen  Kapitel  übernommen  liatte  versuchte,  den  alten 
Stand  der  Dinge  wiederherzustellen  oder  doch  wenigstens  die 
Verwaltung  der  Immunitäten  von  der  der  8UwU  zu  trennen 
Pia  Motive  zu  dieser  Marsregel  müssen  erst  noch  klargelegt 
-werden:  man  bemüht  sich  vergebens,  die  Gründe  zuerkennen. 
Jedenfalls  ist  das  eine  klar,  dafs,  welcher  Art  diese  auch  ge- 
wesen sind,  die  Thatsache  eines  solchen  Vorgehens  die  Ele- 
mente des  Widerstandes  gegen  die  Mitregiening  des  Dom- 
kapitels bedeutend  verstärken  niufste.  Wenn  man  sah,  wie 
ungleich  viel  energischer  die  Regierung  in  den  weltlichen. 
Territorien  geführt  wurde,  wie  ohnmächtig  namentlich  dem 
Adel  gegenüber  die  geistlichen  Fürsten  waren,  so  war  es 
naturgemftfs,  daTs  die  Revision  der  Verfassung  dieser  Terri- 
torien zum  Sturze  des  Domkapitels  führen  mufote.  Die  geist- 
lichen Staaten  waren  also  nicht  einheitlich  organisiert;  wie 
•w'oh]  einmal  das  Domkapitel  sich  ?5n]hst  säkularisierte,  indem 
•es  auf  die  priesterlichen  Funktionen  tür  seine  Mitglieder  ver- 
nichtete^, und  wie  es  so  selbst  den  Anspruch  aufgab,  dem 


'  Ver^l.  Chi-ünikon  dpr  dentBclirn  Stinlte  XVIFI,  2,  S.  186. 

^  Benign.  Pfeufer,  Beiträge  zu  Bambereä  Gesch.  u.  s.  w.  S.  109. 

*  leb  setxe  die  Steüe  aus  den  Reechwenteu  der  Bamberger  Bürger 
4l.  a.  1525  hierher,  der  ich  die  B(»merkmi;^en  im  Text  entnommen  habe 
fT^ainborgfr  Kreisarchiv,  Bamber^^cr  II.  Serie  der  Bauemkriopsakten, 
Iraaz.  H,  6):  „Ander  Gebrechemi  dy  Miiutetter  betreö'eudt :  1)  Die 
Mmititeo  seien  mit  gemeiner  Stadt  in  allem  Mitleiden  von  Alteis  her 
gcwe«fn.  Darum  hsiben  sie  nn  einen  Mitbaiimelf^ter  im  Burgerhof 
und  ihre  mitgwrdneten  Einneluner  in  der  Wochenstube.  2)  Sie  seien 
seit  Menschmgedenketi  dem  Bischof  nicht  weniger  „gelobt  und  ze- 
sworen"  gewesen,  wie  ein  andcrnr  Bürirer  -5)  Wenn  man  zu  Felde 
zog  oder  vor  Schlösser,  Kirchhi^fei  Dörfer  oder  Städte,  so  sind  Stadt- 
gericht und  Muntäten  miteinander  von  Vierteiln  zu  Vierteiln  durch 
Stadtgericht  und  Muntäten  gleicher  Weise  als  ein  Volk  gezogWl. 
4)  Wpiin  der  Rat  zu  Bamberf];:  d\o  A  olx  r-itt'ii  TLuiptleute  oder  ein 
Jüürgenneister  die  Gassenhauptleute  zu  sich  »  rfüiUt  i  t  hat,  so  sind  diesCi 
nacDdem  zu  den  Muntätenrichtern  gescliitkr  war,  o\iue  Widerrede  er- 
schienen. 5)  Die  (iaRscnhauptlciito  in  den  Muntäten  sind  den  4  obersten 
lliuiptleut^  im  Stadtgericht  mit  Gelübden  und  Kiden  -verwandt"  ge- 
wesen, nnd  ihre  Wftcnter  haben  die  Losung  bei  den  obersten  Haupt> 
leuten  sich  goholt".  —  Und  nun  unter.-*tolit  .hIcTi  ein  Kapitel,  die  Mnntüten 
vom  Stadtgericht  abzuwenden,  was  Bat  und  Gemein  ganz  beschwer' 
lieh  ist.« 

*  In  Salzburg  (vergl.  G.  A.  Pichler,  Salzburgs  Landesgeschichte 
8.  299^500).  1514  machtn  das  Domkapitel  einen  ersten  Vorfucb,  «ich  7.n 
säkularisieren  und  zwar  mit  Hülfe  des  Papstes.  Dieser  gab  dum 
Dringen  des  Domkapitels  nach.  Natflrlich  widersetsten  sich  Erzbischof 
und  Landstand«':  ii  Huchten  das  8U  hintertreiben.  Aber  der  Fapet 
blieb  bei  seiner  Sentenz. 
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„gemeinen  Nutzen''  za  dieAen,  so  stellten  sich  dem  Interesse 
des  Landes  die  Interessen  einer  Adelsoligarchie  entgegen,  die 
dem  «gemeinen  Blanne  unverständlich  sein  mursten.  Man  sieht, 
wie  hier  die  Ansprüche  des  Mittelalters  noch  fortlebten:  die 
Frage  war,  ob  die  neue  Zeit  sie  sich  gefallen  lassen  würde. 

Noch  au  anderen  Stellen  gab  es  solche  Aubprüche,  die 
flieh  aus  dem  Mittelalter  hfnttbergerettet  hatten.  Während  dort 
der  Bischof  su  schwach  war,  tod  sich  aus  energisch  dagegen 
einzuschreiten,  war  es  hier  gerade  der  Landesherr,  der  es  sieb 
Kur  Aufgabe  machte,  sie  zu  beseitigen,  der  die  Tendenzen  der 
neuen  Zeit  vertrat.  In  den  gröfseren  Territorien,  die  ^\  h  h\<- 
her  betrachteten,  hatte  sich  die  neue  Einheit  des  vStaates  darin 
gezeigt,  dafö  sich  die  kleineren  Gewalten  den  gr()fs(M'en  uiut  i  - 
warfen  und  mit  ihrem  Erscheinen  auf  den  Landugcu  die 
Oberhoheit  derselben  anerkannten':  in  den  kleineren  und 
kleinsten  Territorien,  die  zumeist  keinen  Landtag  besaisen\ 
stellte  nur  der  Landesherr  die  Einheit  dar:  es  galt,  den  Staat 
erat  zu  bilden.  In  der  Zeit  der  Rechtsunsicherheit  vom 
14.  Jalirliundert  ab  Avar  es  gewesen,  dafs  sieh  zalilreiehe 
Bauern  diesem  oder  jenem  Herrn  zu  Leibeigenen  ergaben^; 
während  das  Institut  der  Leilieigensehaf't,  das  mit  der  frühereu 
Villikationsverfassung  in  Zusauimenliang  gestanden  hatte,  in 
der  Schweiz  eben  um  diese  Zeit  beseitigt  wird  *,  während  wir 
in  den  grOfseren  Territorien  Frankens  im  ausgehenden  Mittel- 
alter keine  Leibeigenen  mehr  finden  ^  wird  dieses  Institut  an 
zahlreichen  Steilen  Südwestdeutschlands  neu  begründet.  Nor 
im  Schwarzwald  scheint  es  sich  um  1500  noch  von  früher  her 
erhalten  zu  haben  *.  überall  sonst  ist  es  ein  durchaus  neues 
Verhältnis,  das  zwischen  Herrn  und  Baueni  besteht.  Es  ist 
sehr  bemerkenswert,  dafs  es  sich  nur  in  den  kleinstaatlieh^^n 
Gebieten  des  Südwestens  nachweisen  läfst.  Wie  es  ein  Schutz- 
Tcrhtdtnis  war^  das  den  Bauern  zu  bestimmten  Abgaben,  den 


'  Ganz  ricbtig  bezeichnet  Oesterreicher  im  Archiv  f.  Bayreuth. 
Gesch.  u.  Altertumskunde  I,  Heft  H  (18^>.(n  i^.  67,  die  Klöster  in' Bezug 
auf  ihre  Einnahmen  von  Seiten  der  Untcrtlianen  als  Beamte  de.«  brdbg. 
Markgraf' II.    V  ergl.  auch  Th.  Ludwig,  Der  badische  Baa«r  S.  66  ff. 

^  I>ii'  Tcrrititi  ion  Sfn lu  oftdeutschlands,  die  einen  Landtajr  h»»saftei», 
findet  mau  aufgezählt  bei  Gierke,  GeDusscuscliaftsrocbt  1^  54U  f. 

«  Vergl.  Bucher  a.  a.  O.  S.  478  ff.  und  vor  allem  8.  485. 

*  Vertfl.  P.  Darmstädter,  Die  Befreiung  der  Leibeigenen  in 
Savoven,  der  Schweiz  und  Lothringen  (Strafr'bo-  1s07)  S.  61—77.  Für 
die  Motive  der  Befreiung  vergl.  die  Recenaion  m  hmollers  Jahrbuch 
XXIV,  2,  S.  3(50  (818|. 

Ii  Vpi-rri.  K.  H.  Lang,  Gesch.  v.  Bayroutli  T.  42:  L.  k-nnr  in 
Bayreuth  nur  t  inige  wenige  Edelmannshintereassen,  lu  Würzburg  giebt 
es  keine  Leibeigenen,  wie  die  BeBchwerdeartikel  der  BAaern  bei  F^ries, 
Gesch.  drs  Bkrii^>t.  in  O-ffninktn,  II,  zelijon,  ebenso  nicht  in  Bamberg. 

^  Ycr^l.  Gothein,  Wirtechaftd^eschichto  des  Schwarxwaldes  1  (Ic^ij^ 
der  yerschiedeDtlich  ftttf  die  Leibeigenüchaft  eingeht. 
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Herrn  zum  Schutz  und  Schirm  des  Bauern  verpflichtete  \  wie 

die  Bedeutung  des  Herrn  dadurch  gehoben  wurde  und  sein 
Ansehen  desluilb  sticp^.  so  ist  es  sohr  wohl  mö^rlicli.  dafs  chon 
dat<  flert  Übergang  jencT  kleinen  (Truntllierrscbat'ton  zu  L-rt^fserer 
Selbständigkeit  vorbereitet  und  ihn  liediugt  hat:  aua  dem  nie- 
deren Adel  und  aus  den  Stiidten,  die  bald  von  den  Bauern 
bevorzugt  wurden  ^,  konnte  eben  mit  Hülfe  der  Leibeigenschaft 
ein  unabhängig  gestellter  Reichastand  werden:  die  Leibeigenen 
waren  —  man  wird  es  sagen  dürfen  —  das  Fundament  der 
Kleinstaaterei  im  SudweBten  Deutschlands.  Wenn  wir  von 
den  kleinsten  Gewalten,  von  den  Kittern  und  Städten  nicht 
hören,  dafs  sie  die  Leibeigenschaft  ihrerseits  noeli  weiter  aus- 
gedehnt haben,  so  werden  wir  das  aus  ihrer  Ohnmacht  heraus 
verstehen:  dagegen  müssen  wir  es  natlirlieh  tindeu,  dafs  jene 
gröfseren  Landesherren,  wie  etwa  der  Abt  von  Keniuteii,  eben 
danach  gestrebt  haben.  Das  Bedarfnis,  zu  verhindern,  dafa 
die  Bauern  einen  andern  Schirmberm  suchten,  wie  das  oft 
der  Fall  gewesen  ist,  mag  sie  ebenso  dasu  bestimmt  haben, 
wie  die  aus  Gründen  der  Verwaltung  gewifs  begreifliche  Ab- 
sicht, einen  einheitlichen  Unterthanenstand  zu  schaffen:  alle 
Landeseingesessenen  sollten  der  Hoheit  des  Landesherrn  und 
keiner  andern  unterworfen  sein.  Wenn  wir  die  Herabdrückung 
der  freien  Zinser  in  den  niedrigeren  Suuid  der  Leibeigenen 
in  Kempten  gewifs  auch  als  drückende  Mafsregel  des  Abtes 
beseichnen  mflssen,  das  Verhältnis,  wie  es  nun  zwischen  beiden 
Partei<'n  hergestellt  war,  brauchte  die  Zinser  doch  nicht  nieder* 
zudrücken;  hatten  doch  andere  „ihres  gröfseren  Nutzens 
wegen***,  wie  der  Abt  richtig  bemerkt,  da»  Verhältnis  aus 


'  Über  Leibeigensehaft,  ihr  Wesen  und  ihren  Inhalt  vergl.  neben 
Bücher  a.  a.  0.  u  Goth«'in  noch  Ludwig,  Der  badische  Bauer  S.  14  f., 
S.  33  ff.  u.  S.  67  f.,  Lainprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  I,  1222  tf. 
und  dann  vor  allem  die  verschiedenen  Aufsätze  von  T\\.  Kii!ij)p.  Das 
rittersehaftliche  Dorf  Hannsheim  in  Schwaben  ( Wurttcnil».  rteljahrs- 
echrift  für  Landesgesch.  N.  F.  V  [1896]  S.  1  — und  „über  L<  ibeigen- 
H»'haft  in  Deutschland  seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters"  (Zts<  lirtt.  der 
S:ivif?tiy-Sfittmii:  Xl\,  G.«nn.  Abt.  V\  -"1  [1898|).  Ein  «IrifN  r  Aufsatz 
«über  die  4  l>orfer  der  Keichsstadt  lieilbrouu^  (Einladuncsschrift  des 
K.  Karlsg^ymn.  in  H.  1894)  i«t  mir  nicht  bekannt  geworden.  Die  Er- 
gebnisse uies'-?'  Aufsatzes  finden  sich  z.  T.  in  dem  erstcitierten  Auf- 
satz. —  Auch  in  den  kleinen  Gebit^ten  Franken»  jriebt  es  Leibeigene. 
Vergl.  neben  Bucher,  der  S.  4S.*)  in  der  Leibeig.  einen  Ersatz  für  das 
1341  verbotene  Pfahlbnrpertum  seh»  u  will.  ( »echale,  Gesch.  des  Bauern- 
kriege?? in  den  schwnbisrh-frriiikisclit'n  (iicuzlanden,  der  S.  70  1  inr'hr<>re 
Beispiele  aus  der  Grafschaft  Hohenlohe  beibringt,  Zweifel,  Chronik  des 
iJarierDkrieges  in  Rothenburg  o.  T.,  H.  Prescher,  Gesch.  der  Grafschaft 
Limpurg  I  (1789)  iiml  IT.  ifeerwagen.  Die  Lage  der  Bauern  zur  Zeit 
de«  Bauernkrieges  iu  den  Taubergegeodeu.   Hdlb.  Disa.        (S.  60  Ü'.), 

'  Auf  diese  intertflsante  Thatsaehe  macht  Bucher  a.  a.  O.  S.  486  ff. 
aufmerksam. 

^  Wort  des  Abts  von  Kempten  bei  Baumaun,  Akten  z.  Gesch.  des 
Bauernkrieges  in  Oberschwaben  S.  o^5  4. 


Digitized  by  Google 


28 


XVIII  4. 


eigener  Initiative  aufgesucht.  —  Mit  der  Leibeiijfnsolinft  ffer 
älteren  Zeiten  erscheint  gewöhnlieh  die  Beschrankung  der 
Freizügigkeit,  die  Bestimmung  verkuuijft,  dafs  die  Unterthaneii 
zur  Heirat  den  Konsens  des  Herrn  geurauclieu.  Mit  der  Leib- 
eigenschaft unserer  Zeiten  sind  sie  nicht  in  Zosammenliang  zu 
bringen'.  Sie  sind  zwar  auch  Torhanden.  Aber  sie  haben 
anderen  Ursprung.  Wie  die  Leibeigenschaft  den  Tuterthanen- 
stand  einheitlich  zusammenfassen  sollte^  so  sollten  das  Verbot 
der  Ungcnosscnehe,  die  Aufhebung  des  freien  Zuges  diesen 
Unterthaneuötand  dem  Land^sherrn  sichern :  dtireh  die  Heirat 
mit  Leuten,  die  verschiedenen  Standen,  die  anderen  Herren 
angeliörten,  „käme  die  oberkait  sonst  umb  gericht,  lewt  und 
gilter"  ^.  Man  wird  zugeben  mUssen,  dafs  dieses  Bedenken 
jene  Beschfllnkungen  der  PecsOnlichkeit  rechtfertigte;  sie  er- 
scheinen hart,  aber  dem  neuen  Staatsgedanken,  wie  er  sich  in 
Schwaben  darstellte,  durchaus  angemessen Übrigens  wurden 
sie  bald  wieder  aufgehoben :  wie  sie  in  den  grofsen  Territorien 
überhaupt  nicht  mehr  existierten*,  so  wurden  sie  in  den 
kleineren  auf  dem  Wege  des  Vertrages  zwischen  den  einzelnen 
politischen  Faktoren  beseitigt.  Als  die  Entwicklung  der  Klein- 
staaterei zu  einem  Abschlüsse  gekommen  war,  schienen  diese 
Bindungen  an  den  Ort  nicht  mehr  geboten.  Aber  Yor  1525 
bestanden  sie  noch. 


*  V»*!-;!.  Bücher  a.  a.  0.  Ich  verweise  auch  auf  den  sofffnaimtrn 
A1)|irmcr  Itrauch  (Baumaiin,  Allgäu  II,  S.  106)  und  auf  das  \Vildffuig- 
n  clit.    Vergl.  auch  Ludwig  a,  a.  O.  S.  99. 

2  Wort  des  Abts  von  Kempten  bei  Kaiiinann,  Akten  S.  60. 

"  I>ie  zahlreichen  Bcf<chwerden  filM  i-  dio  „T^ngeiios^jaml"  I^i*' 
(vergl-  Baumann,  Akten  S  H6  [Plesa],  8-  55  [Kempten],  S.  1»7  [Bri^rtUal 
bei  Villingen],  S.  11«  IKislogg],  S.  122  [Memmin-  n  S.  l'jl  |Stühliii-.,nl; 
ver^M.  aucli  Allgäu  II,  S.  filFj;  <vs  fallt  auf.  laf-  nn  H  i!trin{:;er  Hauf«'n, 
dessen  iieschvvcrdeartikel  im  Anhanjr  zur  Koriet^poudeuz  des  Ulrich 
Artzt  [Ztflchrft  des  Histor.  Vereins  rar  Schwaben  nnd  Neuburg,  X, 
1883]  8.  2;i5— 26G  ediert  sind,  fast  keine  n.  srlnvcrden  uhcr  dl.-  ün- 
gcnossami  laut  werden)  beweisen,  dafs  den  Bauern  das  Kecht  der  freien 
Heirat  vor  noch  nicht  allzu  langer  Zeit  genommen  ist,  Vergl.  auch 
Ludwig  a.  a.  O.  S.  98.  —  Der  „Abzutr'*  i^t  entweder  an  die  Zustimmung 
d<.s  Herrn  gebunden  (Akton  R.  Hl,  Allgäu  II,  S.  HW)  oder  an  die  Be- 
zahlung einer  lokal  verschieden  grofsen  Bummo  (Akten  S.  20L2.  vergl. 
*aneh  Ludwig  a.  a.  O.  8.  28.  Anm.  2).  In  Flemmingen  will  der  Kut 
lt525  gestatten,  dafs  jeder  liinziehon  darf,  wohin  er  will,  wenn  er  das 
zahlt,  was  er  schuldig  ist  (Akten  S.  122L  Dafs  die  Freizüeigkeita- 
beschrftnkung  eine  Neuerung  ist.  beweist  die  Angabe  der  »Stadt  Feren- 
bach"  im  Schwarzwald  (Akten  S.  219).  ^ 

*  „Das  Haus  Oesterreich",  das  in  Vorderösterr.  mit  der  Leibeir*»!!- 
schaft  auch  das  Verbot  des  freien  Zuges  einführte,  hatte  t^tiiieu  öslerr. 
Unterthanen  bereits  die  Freizügigkeit  geschenkt.  In  Württemberg 
wird  l  "il4  <lie  Freizügigkeit  den  herzogl.  Kammeninterthanen  ein>^t>ränrat, 
die  Klosterleute  erhalten  sie  erst  läöl.  Vergl.  .'>tälin,  Wirt,  (it  :?ch.  IV, 
106  u.  ibid.  Anm.  3.  In  Bavem  i^t  bereits  aas  Verbot  der  Ungenossen« 
e1ie  wieder  beseitigt.  Ver '1  S.  Riezler,  Geschichte  Bayerns  IV,  s.  m. 
Zu  Trier  und  damit  wohl  auch  zu  den  anderen  geistlichen  Territorien 
vergl.  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  lU,  8.  299/300. 
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So  zeigt  die  Umwandlung  des  mittelalterlichen  Staates  in 
den  neuen,  die  Bildun«]:  einer  staatlichen  r4owalt  in  kleinerem 
Umfange  je  nach  den  Verhältniösen,  die  .sie  vorfindet,  je  nach 
der  Eigenart  der  Landschaft,  die  ihr  Untergrund  wird,  ganz 
Terschiedene  Züge.  Hier  fllhlt  sich  jener,  dort  dieser  von  ihr 
beengt  und  in  seinem  bisherigen  Sem  gestOrt:  das  Recht  der 
ganzen  Entwicklung  muls  man  bestreiten!  will  man  diese  That^ 
Sachen  bedauern.  — 

Man  hat  schon  oft  die  Bemerkung  gemacht,  dafs  mit  dem 
beginnenden  16.  Jalnliundert  „die  Geschäfte  der  landeslierr- 
Hellen  Zentralverwaitung  in  einem  Grade  gehäuft  erscheinen, 
dals  die  alte,  für  einfachere  Verhältnisse  berechnete  Organi- 
sation nicht  mehr  ausreichte"  ^  Eben  mit  diesen  Abwand- 
lungen hüngt  das  zusammen:  eine  neue  Organisation  der 
landesherrlichen  Behörden  ward  nnn  verlangt.  Und  nicht  nur 
das:  wie  der  kleine  Staat  in  jeder  Beziehung  energi^^cher  ist^ 
wie  ganz  neue  Gebiete  infolge  des  wirtschaftlichen  Wider- 
streites zwischen  Stadt  und  Land  der  staatlichen  Fürsorge  er- 
schlossen werden,  wird  ein  ganz  neuer  Beamtenapparat  not- 
wendig: immer  weitere  Kreise  der  Bevölkerung  werden  mit 
iiirem  ganzen  Sein  an  den  Staat  gebunden ;  neben  den  alten 
entstehen  neue  Beamtenelemente»  die  nun  nicht  mehr  wie  jene 
älteren  auf  Grund  ihrer  Stellung  au  den  Unterthanen  nach 
Emansipierung  von  der  Staatsgewalt  trachten  konnten. 

Man  sollte  meinen,  dafs  es  hier  vornehmlich  die  Kreise 
der  direkten  Un tertiinnen  der  Landesherren  gewesen  sind,  die 
nun  in  die  Verwaltung  eintraten:  hatte  doch  schon  um  140(> 
in  Österreich  das  Verbot  bestanden,  die  Amter  an  den  Adel 
zu  verpachten;  solche  Verpachtung  sollte  nur  an  Unterthanen 
erfolgen,  welche  unmittelbar  dem  Landesherrn  unterständen, 
oder  sonst  an  „gemeine  Leute*'.  Gewifs  werden  wir  die 
Tendenz,  die  dahin  ging,  nicht  verkennen  können.  Vor  allem 
natfLrlich  nicht  in  den  kleineren  Territorien,  wo  meist  die 
einzige  Verttnderung  darin  besteht®,  dafs  das  Erncnnnngsrecht 
der  Amtleute  oder  anderer  Beamten  H-t  Gemeinde  von  dem 
Herrn  abgenommen  wird*;  hier  werden  auch  weiterhin  die 


'  Voi-;!.  liierzn  tmd  zum  folgenden:  v.  Below.  Die  Ncuorpani- 
^^ation  der  V^erwaltung  in  den  d«jutschen  Territorieii  des  IG.  Jahrhunderts 
(Histor.  Taschenburh,  6.  Folge.  Bd.  VI  [S.  309]),  wieder  abgedruckt  in 
Terrifor.  und  Stadt  (8.  287),  und  Acta  BoruBsica,  Behördenorganisation,. 
Eiiü.  S. Jdött.).  .  . 

*  vergl.  S.  Adler,  Die  Oi^anisation  der  Oentralyemi'altiiTig  unter 
Kaiser  Max.  I.  (Leipzig  1886)  S.  ITA. 

'  Nur  hin  und  wieder  finden  «ich  in  Schwaben  Beschwerden  über 
eine  Neuregelung  de?  Kastenwesens.  Vergl.  Hauinann.  Akten  S.  211 
(I^effingcr  Amt  der  Grafschaft  Fürstenberg).  Damit  ist  auch  die  Ein- 
fübrnn;!:  eines  pinlieit!.  Mafi^e^;  fjorrrhrn,  die  wohl  eine  Erhöhung  mancher 
Abgaben  zur  Folge  haben  konnte  (Akten  von  Kempten  b.  61). 

*  Vergl.  Korrespondens  des  Ulrich  Artzt  X,  S.  253  (Rappenweilor 
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Beamten  mir  au«  den  Ueilien  der  direkten  Unterthanen  ge- 
wählt. Aber  uucli  in  den  gröfseren  Territorien  war  der  neue 
Staat  in  vieler  Beziehung  auf  diese  geradezu  angewiesen.  In 
den  niederen  Verwaltungsstellenf  die  jetet  erat  vielfach  be- 
gründet werden,  sind  zur  Zeit  des  Bauernkrieges  nur  Bürger 
oder  Bauern  zu  finden.  Und  auch  bei  Hofe  waren  Plätze  für 
sie  frei:  da  der  Landesherr  Leute  nötig  hatte,  die,  gebildet  in 
der  Kanzlei  oder  auf  der  Universitilt.  mit  ihrer  Jurisprudenz 
den  verwickeiteren  Ansprüchen  di's  n<Mien  J^taates  an  seine 
Angehörigen  nachgehen  und  sie  vertreten  mufften  \  und  da 
der  Adel  dieser  Lande,  begreiflich  genug,  seine  Söhne  nur 
selten  studieren  liefs  und  das  römische  Becht  wie  die  Juristen 
halstCL  die  sich  diesem  Staate  dienstbar  machten,  so  waren  es 
Tor  allem  Bürgerliche,  die  zur  Verfügung  standen :  man  kennt 

Üne  berühmten  Doktoren  des  Rechts,  die,  nicht  immer  eigene 
ntcrthanen  des  Landcsli^rrn.  tlire  Kenntnisse  zu  dioser  Zeit 
ü!)orall  dem  Staate  nutzbar  machten.  Aber  alle  höheren  Be- 
aiiiicnstellen  be.sot/te  der  Fürst  docli  noch  mit  dorn  Adel: 
überall,  auiser  in  Württemberg  vielleicht-,  wir  bemerkten  es 
schon,  waren  die  Amtleute  Mitglieder  dieses  Standes;  er  war 
am  Hofe  noch  das  vorwiegende  Element;  in  den  Lehen- 
gerichten ist  Vor  allem  er  noch  vertreten,  wenn  sich  auch 
schon  „verständige  Leute  finden,  die  nicht  Hannen  sind*"  *. 
Vor  allem  mag  dazu  neben  mamluMa  anderen  die  Sorge  be- 
wogen haben,  den  Adel  an  das  Territorium  zu  fesseln  und 
inneren  Unruhen  vorzubeugen;  nicht  nur  die  G<'wolinheit.  die 
bei  den  geistlichen  Fürsten  gewifs  öfter  den  Ausschlag  gab, 
vor  allem  die  Ohnmacht  des  Staates  werden  wir  dafür  ver- 
antwortlich machen  mttssen,  dats  er  den  Adel  noch  in  dem- 
selben Mafse  suchte  wie  dieser  ihn. 

Wie  oft  hat  man  nicht  gesagt,  dafs  mit  der  Entstehung 
des  neuzeitlichen  Staates  der  alte  Waffenadel  verschwunden 
sei,  dafs  er  sich  nur  dadurch  erlmltnn  habe,  dafs  er  nunmehr 
statt  nach  dem  Schwerte  nach  dem  Pfluge  griff!  Für  grofse 
Teile  Deutschlands  iüt  das  zweifellos  richtig:  im  Nordwesten 
z.  B.  verwandelt  sich  der  Ritter  in  den  Gutsherrn.  Und  auch 
im  Südwesten  gehen  mit  ihm  die  bedeutsamsten  Veränderungen 


Bauern);  forner  Akten  S.  192^  (Stfihlingen),  S.  210  (Art.  Y),  8.  274/5 

(AllgauiT  Hauern). 

I  *  Man  hat  bekanntlich  das  römische  Becht  in  der  Vorgc^cliiehte 

I  des  Bauernkrieges  eine  grofse  Rolle  spielen  lassen.  Wie  man  da^«-^cn 
■   schon  richtig  bomorkt  hat,  ist  die  Ausbreitung  desselben  mehr  Syniptom; 
uber.ill,  wo  man  ^nur  Kinwirkungon  auf  dir  Dinge  zu  v<'rfn| •_'<•!!  nbor- 
liau]»t  sich  Ix'rnüiit  hal,  iiat  sich  gezeigt,  dal'-  ilas  römische  Iii  i  liT  imnuT 
nur  einer  an  sich  originalen  liuf wickelim;,'  /.n  Hülfe  gekomtnen  i^t  und 
nirht  i       dii'-c  h'Tvortrpniffii  hat:  dafs  dic:^*'  Ansicht  die  richtige  ist, 
dafür  wird  auch  die  vorliegentle  ArlM  it  sprechen, 
ä  Seit  dem  Tübinger  Vertrag  (1514>. 
«  Vergl  Stftlin,  Wirt  Gesch.  III,  S.  735. 
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vor.  Aber  «^nrado  sie  haben  ihn  noch  viel  länger  das  Schwert 
in  der  Hand  lioJi.ilfpn  lassen  als  seinen  norddeutschen  iStandes- 
genoäöen,  Alierdings  selten  mehr  oder  gar  nicht  verwendet 
er  es  im  Dienste  seines  ehemaligen  Herrn:  seine  eigene  Selb- 
ständigkeit, seine  politische  Sonderexistenz  gilt  es  jetzt  zu 
wahren^).  Der  sttawestdeatsche  Ritter  bleibt  Ritter,  solange 
ihn  die  Fttrsten  Sodwestdeutschlands  als  Potenz  neben  sich 
nicht  anerkennen  wollen.  Erst,  als  das  geschehen  ist,  hören 
•die  Fehden  hier  auf. 

Für  das  VerstJindnis  des  Kriegswesens  der  sUdwest- 
deutsehen  Staatenwelt  ist  das  von  höchster  Wichtigkeit. 
Wenn  auch  die  Abschliefjsung  der  einzelnen  Territorien  von 
einander,  die  gesteigerte  Kriegsgefahr,  die  der  Bestand  einer 
Reihe  kleinerer  Staaten  nebeneinander  bedeutet,  gebieterisch 
Keuerangen  in  dieser  Richtung  forderten,  bei  den  gegebenen 
Verhältnissen  waren  v  i  1525  die  einzelnen  Landesherren  dazu 
kaum  befähigt.  Wie  des  Adels  im  Staatsdienst,  so  bedienten 
sie  sich  df^'^soll^on  auch  zum  Kriegsdienst:  nicht  nur,  dafs  ihm, 
mag  er  nun  auf  landesherrlichen  Bur<::en  gesessen,  mag  er 
seine  eigenen  in  irgend  ein  Seliutzverliältnis  zum  Lande  ge- 
stellt haben,  die  Verteidigung  de^  Landes  zustand^:  zum  min- 
desten in  den  geistlichen  Territorien  hatte  auch  das  reisige 
Lehnsaufgebot  das  zum  gröfsten  Teil  noch  immer  aus  Adligen 
bestand',  noch  seine  Bedeutung.  Der  Adel  hatte,  \  i  l'eichi^ 
|a  wahrscheinlich  gerade  wegen  seiner  selbständigeren  Haltung, 
die  gröfseren  Herren  noch  im  Banne.  Docli  nMcli  h\or  fingen 
das  Bürgertum  und  der  Banernstand  an  zu  konkui  i  ieren  :  w  ie 
11  herall  das  Soldw^^sen  sich  ausbreitete,  und  wie  die  Vorliebe 
für  das  Fufsvolk  zunahm,  so  sind  auch  im  Südwesten  Ansätze 
dazu  zu  bemerken.  Wo  kein  Geld  vorbanden  war,  wie  bei 
den  brandenburgischen  Markgrafen  in  Franken,  griff  man 
wohl  zu  dem  Mittel,  das  Landaufgebot,  das  sich  hier  in  allen 
Ocgenden  erhalten  hatte*,  auch  für  den  Offensivkrieg  zu  ver- 
werten In  den  kleineren  Territorien  stöfst  man  auf  Klagen 
-der  Bauern,  d&fö  sie  gegen  die  alte  Gewohnheit  länger  als 


*  Darauf  hat  sclion  L«miz  a.  ;i.  T).  s.  40S  liingowii^sen. 

^  E>«  gehörte  zur  I*Hicht  der  Aintioute,  von  der  Burg  aus  das  Land 
au  schützen.   Vergl.  auch  S.  21  Anm.  2. 

*  Dafs  dem  so  ist,  bewe  isen  die  Ereignisse  in  Würzburg  und  Bam- 
bfrg  vor  dem  Ausbruch  Mcs  H.niiMnkriegos.  Dnfs  uurh  3cnon  audere 
l^lemente  in  dem  Lehnsaufgebot  vorhanden  sind,  dazu  vcrgl.  Lamprecht, 
Wirtschaftsleben  in. 

*  Vergl.  die  Weistümer  bei  (Trimm,  z.  H.  III,  S.  408  (Landgericht 
zu  Crombai'b  in  der  Wetterau)  aus  dem  Jahre  1496.  Vergl.  auch  die 
folgenden  Anm. 

^  Lang  a.  a.  O.  I,  S.  72  ff.  Auch  C.  Jäger,  Kasimir  und  der  liauern- 
krie»:  in  d'  n  J^üdlichen  rirenzÄmtern  dos  Fürstentuuis  tintorhalb  des 
Gebirges  iMitteilunge«  des  Vereins  f.  d.  Geach.  der  .Stadt  Nürnberg  IX) 
Ä  78. 
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einen  Tag  zum  Kriegsdienst  verwendet  werden  ^,  dafs  sie  nicht 
mehr  nur  ihren,  sondern  auch  „frembden  Herrschaften  und 
Edelleuten  raysen  und  zuzihen  müssen"  ^  Die  Erhöbung  de& 
Raisgeldes,  die  sich  aDderwttrts  findet*,  weist  auf  das  Bestreben 
der  Territorialherren  hin^  von  dem  Adä  unabhängig  zu  werden. 
So  tritt  der  Bauer  neben  den  Ritter;  sein  Selbstgeftihl  mmmt 
zu,  der  hiirgerlicbo  und  bäuerliehe  Landsknecht  fühlt  sich 
dem  reisip^en  Ado!  gewachsen:  gegen  die  ältere  Institution 
des  Rittertums  erhob  sich  die  jüngere  des  bewaffneten  Fufs- 
Volks.  — 

Überall  stellen  sich  also  neue  Kräfte  dem  iStaiite  zur  Ver- 
fügung; Kreise,  die  sich  der  Staatsrervaltung  lange  fem* 
hielten,  gewinnen  an  ihr  wieder  Interesse;  stärker  pulsiert  das- 
politische  Leben. 

Da  kann  es  denn  nicht  ausbleiben,  dafs  alle  jene  An- 
gehörigen des  Staates,  die  für  die  materielle  Wohlfahrt  der 
Gesamtheit  Sorge  zu  tragen  haben,  sich  ganz  neuen  Ansprüchen 
gegenüber  sehen;  ^\l■nn  überhaupt  die  Folge  aller  politischen 
Abwandlungen  die  Tliatsachc  äciieint,  dafs  das  Individuum  ia 
materieller  Beziehung  immer  mehr  an  das  Ganze  gebunden 
wird,  dem  es  angehört  so  ist  das  hier  besonders  ersichtlich  \ 


>  Z.  Ii.  Baumann,  Akten  B.  226  (6^cbweiler> 

^  Akten  S.  193  (Stühlingon). 
•  Z.  B.  in  Kempten:  Akten      70.     ^  ^ 
Man  wird  den  Untenchied  in  der  Motivierung  der  neuen  Leistungea 

der  Tiidivldiirii  (I  n  frülicr  vcrs^nchton  Mntivieruntren  tin-^ohwfr  er- 
kennen. 8o  wenig  man  sich  der  Einsicht  wird  verschliefsen  k«')iuieu,  dafs 
im  Zeitalter  einer  agrarischen  Staatsverfasi^unK  mit  ihrer  gcangeren  Kon- 
trolle der  einzdnen  Oigane  diese  leichter  ihre  Macht miTsbrauchen  können, 
HO  »ehr  wird  man  sich  gegen  eine  willkrirnche  Verallgemeinerung  wenden 
inüsBen.  Wie  im  Westen  Deutscliluud.s  überhaupt  der  Staat.«<gedanke 
ungleich  lebendiger  war  als  im  Osten  (vergl.  die  eingelienileii  Er- 
örterungen von  BelowR  über  den  Osten  und  We  trü  I>i  utschlands  in 
„Territor.  u.  Stadt"),  m  war  der  Bauer  hier  niemab  dem  Grundherrn 
gtait  schntzlos  preisgegeben:  der  Baner  hatte  das  Recht,  sich  Qber  ihn 
zu  bejichwereii,  wenn  üher  dein  Grundherrn  noch  ein  Landesherr  stand 
(vergl.  is.  B.  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  III,  S.  299300);  wenn  dieser 
mit  dem  Landesherrn  identisch  war,  so  wird  man  G.  Fr.  Knapp,  Grund- 
herrschaft und  Kittergut  8.  85,  cnstimmen  müssen,  dafs  ihm  zu  quälender 
Tyrfinnei  die  er^te  aller  B«'dlnpinpen  fehlte,  der  Zweck.  Aueli  in  d»-n 
ytädtcu  lüfsit  öich  ein  willkürlicher  Druck  nicht  nachweisen:  überall 
dort,  wo  der  Rat  hat  Keelmiuig  ablegen  müssen,  ist  die  Gemeinde 
schliofslich  zu  der  Ansicht  gekommen,  (ufs  ihre  Verdächtigungen  nicht 

« «rechtfertigt  waren.  Mau  hat  vielfach  das  Verhältnis  zwischen  Grund- 
erm  und  Banem  als  em  sociales  angesprochen,  und  gerade  dieser  Be- 
zeichnung verdankt  die  Darstellung  der  Verhältnisse  aes  BauernstÄnde» 
vor  der  Keformation  eine  Unmenpe  irriger  Vorf^teHungcn.  Ich  min  hte 
mich  gegen  eine  solche  Nomcnklutur  weiidt;u.  Denn  mit  den  sociiili-n 
Verhfiftnisscn  in  derZiir  der  konsequent  durchgeführten  Geld  Wirtschaft, 
wie  sie  im  Gcfolire  der  Revolution  von  1789  in  Frankrei«  Ii  und  von 
lÖ4«  in  Deulseldaud  entstanden  sind  (erst  diener  Zeit  verdaukea  wrr 
das  Wort  „social"),  hat  dieses  Verhältnis  auch  nicht  die  geringste 
Ähnlichkeit,  nicht  einmal  in  dem  Norddeutschlaod  dieser  Zeit,  wo  der 


Digitized  by  Google 


xvm  4.  ds 

wo  der  Staat  ihm  in  einer  bisher  unbekannten  Form  entgegen- 
tritt, und  wo  nicht  nur  die  gesteigerte  Verwaltung,  sondern 
auch  die  erhöhten  Anforderungen  des  Reiches  und  ganz  be- 
sonders des  äciiwUbiächen  Bundes  zu  bestreiten  »ind. 

Daher  kommt  es,  dafs  die  Bauern  und  Bürger  gerade  in 
der  Zeit  der  Reformation  stärker  belastet  werden;  sie  haben 
die  Mehrkosten  zu  tragen. 

Es  ist  selbstverständlich,  dafs  das  Mafs  dieeer  Mehr- 
belastung überall  verschieden  ist.  In  den  kleineren  Territorien 
Huden  wir  wohl  eine  Vogtbede,  ein  Vofjtrccht  neu  eingeführt^; 
es  ist  dort  der  Fall,  wo  die  Justizverwaltung  von  der  Gemeinde 
an  den  Luudesherrn  übergegangen  ist*.  Nur  hier  und  da  ist 
das  „Ungelt"  oder  der  Zoll  vermehrt  worden,  mit  dem  die 
Unterhaltung  der  Wege  und  Stege,  mit  dem  aer  Brückenbau 
bezahlt  wurde  ^ ;  wohl  möglich,  dafs  die  erhöhten  Arbeitslöhne^ 
die  der  Hangel  an  Arbeitskräften  im  15.  und  16.  Jahrhundert 
notwendig  machte*,  das  bedingten;  vielleicht  auch,  dafs  der 
verwahrloste  Zustand  der  öffentlichen  Strafsen,  über  den  die 
Klagen  kaum  verstummten'*,  eine  Reparatur  von  Grund  auf 
erheischte.  Zuweilen  sind  die  Frondienste  zahlreicher  ge- 
worden; wo  die  wirtschaftliche  Stellung  des  Bauern  derart 
war,  dais  er  lieber  Dienste  leistete  als  Abgaben  besahlte,  sind 
deren  mehr  geworden  * ;  von  dem  Wunsche,  diese  Dienste  ab- 
zulösen, verlautet  nichts^;  ihre  Vermehrung  entspricht  der 
Erhöhung  jener  Abgaben  an  die  Verwaltung,  von  denen  wir 
sonst  hören;  hier  hören  wir  nichts  von  ihnen.  Verschiedent- 


Gutsherr  erst  laug^am  mit  eiuom  wirtflchaftlicheu  Grofsbetriebo  beginnt 
(vergl.  Below  a.  a.  0.),  gamicht  im  Südwesten.   Wo  flberhaapt  will 

man  die  Grenze  ziehen  zvv'ischen  social  und  politisch  bei  diesen  natoral- 
wirtachaftlichen  Verhältnissen  im  Staatsleben? 

*  Z.  B.  bei  d<  n  Fürsteuberffer  Untertbanen,  in  Stühlingeu  (Akten 
S.  201).  In  den  grofson  Territorien  Frankens  giebt  es  keine  vogtbede: 
sie  ist  wohl  in  die  allgonioine  Stener  aufgegangen:  dafs  „von  den 
eigenen  Leuten  die  Abgabe  an  den  Vogt  nicht  erhoben  wurde",  wie 
M.  A.  H5ftlei\  Zur  Entstefanng^geschickte  dea  Bauernkrieges  in  Südwest- 
dentschland  fLpzg.  Pi-^.  1*^0'))  S.  22,  behauptet,  ist  durch  nu  hts  bewiesen; 
es  ist  sogar  höchst  unwahrschoinlioh,  da,  wie  Gotheln  in  der  Wirtächafts- 
ffcsch.  de»  Schwarzwaldes  zeigt,  die  Leibeigaisehaft  Siteren  Datums 
ui  diesen  Gegenden  noch  reckt  verbreitet  ist  VergL  auch  8. 87  Anm.  5. 

«  Vergl.  S.  29  Anm.  4. 

«  Z.  B.  in  Stühlingcn  (Akten  S.  200),  in  Eschin^en  (ibid.  S.  206). 

*  Vergl.  G.  Schnioller,  Zur  Geschichte  der  nationalökonom.  An- 
Hicliten  im  Reformationszeitalter  (Tabing.  Zeitschrift  £  d.  ges.  Staats- 
wissensch. XVI,  1860)  S.  514  E 

•  Yenri.  Schmoller  a.  a.  0.  S.  641. 

•  Vergl.  Akt'Mi  S.  118 ff  (Kislegg),  S.  123  (Memmingen)  —  doch 
hier  nur  geringe  Erhöhung  — ,  S.  191  ff.  (LangenerringenX  S.  197  (Stüh- 
lingen), S.  222  (HansenX  H.  225  (Göschweiler).  Beachtenswert  ist^dab 
die  Angehörigen  de.s  ßaltringer  flaufens  Über  die  Erhöhung  der  Fron- 
dienste keine  Beschwordc  führen. 

^  Mau  hat  mit  diesem  Wunsche,  den  man  als  sicher  annahm,  viel 
gegen  die  GnmdheiTen  beweisen  wollen. 

ft»fMh«iig«B  xvm  4.  —  Stols«.  8 
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lieh  ist  der  Betrag  der  Frevel,  jener  Bufsen  für  begangene 
Vergehen,  gesteigert  worden  ^  Gewifö  hängt  das  mit  der  Ver- 
schärfung der  Strafen  tiberhaiipt  zusammen,  wie  sie,  eine  Folge 
deö  höheren  Wertes,  den  das  Gut  im  Lebeu,  besonderö  in  den 
kleineren  Territori^,  erhalten  liat,  jetzt  getroffen  wird*.  Aber 
ganz  zweifellos  ist  es  auch  in  finanzpolitischen  Bedenken  be- 
gründet: die  Mehreinnahmen  sollen  die  eben  dadurch  mit  ge- 
wachsenen Ausgaben  der  Justizverwaltung  decken.  Diese 
neuen  Aufhigen  sind  nicht  überall  eingeführt;  sio  sind  lokal 
bedingt;  nur  wo  für  den  neuen  Staat  das  Bedurtiiis  vorHegt, 
eröcheinen  sie^.  Allgeraeiner  hat  .sieh  die  Abwandlung  der 
Verhältuisse  in  der  Verwaltung  nur  nach  einer  Seite  hin  be- 
t  merkbar  gemacht.  Da  die  Beamten,  ob  sie  nun  Amtleute, 
^  Land*  oder  Gotteshausschreiber,  Kellner  oder  Forstmeister 
'  waren,  Ton  allen  Leistungen  materieller  Natur  befreit  waren*, 


•  Z.  B.  in  Memining^en  (Akten  S.  124).  in  Lan^^onerrinjron  (ibid. 
S.  192),  in  Stühlingen  (S.  195),  in  Lontzkirch  (S.  211).  Aueh  in  den  12 
Artikeln  winl  (l:i\nii  berichtet:  der  9.  handelt  davon.  I?r'im  rkens\rt»rt 
ist  die  Erklärung  dieser  ErköhuDg  der  Frevel  durch  die  Bauern:  nach 
ihrer  Anschauung  werden  sie  nicht  gestraft  ^  „tisch  jfestatt  der  sach» 
sondf'rn  zn  /.citten  aufä  grofsem  nejd,  und  ZU  zeitteil  auls  grossem  gunst". 
Vergl.  auch  Frie«  II,  236. 

•  Ich  verweise  vor  allem  nocli  auf  die  Freiheitsstrafen:  keine 
Klage  ist  im  Bauernkriege  wohl  allgemeiner  als  die,  dafs  der,  „welcher 
recht  leidf^n  innp^  und  vernurg<*n  will,  gefengelich  ver^wälti^t"  wird, 
dafa  man  ihn  „turnt,  stückt  und  plcW  kt":  diese  Strafe  ist  nielit  nur  in 
den  kleinen  Territorien,  wo  sie  gewifa  aU  Abschreckungsmittel  —  der 
ßjuipr  mufs  so  lange  seiner  Arbeit  fern  bleiben  —  p  dacTit  ist,  nicht  als 
Mittel  gegen  die  Flucht,  sondern  auch  in  den  grüfseron  Territorien 
festgesetst  worden.  Hier  allerdings  wollen  die  Beuern  das  Eintomen 
mit  Fluchtv('i(l:nlit  iiuiti\  ii  ien :  nur  .,^^  e^  unserra  g.  hern  unterworffen 
ist",  soll  in  Bainberg  nielit  ,,geturnt"  werden.  Diese  Leute  wt-rden 
damit  in  Gegensatz  gebracht  zu  denen,  welche  dem  Bamberger  Gerichts- 
zwang  nicht  unterliegen,  also  reichsfreien  Herren  angehört  u  (>o  in 
Altenkunstatt),  tind  für  diese  wollen  sie  das  Eiutümen  wcml  als  au  Becht 
bestehend  gelten  Ihsm  u. 

'  Es  liersen  sich  noch  manche  andere  neue  Auflagen  anfuhren. 
D<ich  war  nicht  dl»'  Abpirht.  alles  zu  pcht  u.  Nur  aut  die  eine  Ete- 
stimmung  möchte  ich  noch  hinweisen,  weil  sie  pkt  die  Art  der  Ver- 
waltung recht  bezeichnend  ist.  Sie  erkouit  ein  gestohlenes  Gut ,  ganz 
gleich,  ob  es  von  dem  Bestohlenen  selbst  oder  sonstwie  dem  Diebe  ab- 
gejagt wird,  diiii  Landesherrn  zu  (vergl.  Akten  S.  189  90  und  Fries, 
Gesch.  des  Biiutriikrieg^es  II,  S.  200  u.  236).  Diese  sonderbare  Be- 
stimmung fintli  t  ilarin  ihre  Erklärung,  dafs  die  Kosten  f&r  die  Feat*- 
nehmun?  des  Diebes  und  seine  G«*ßngenhaltnng  von  dem  ^Ptrafjcn 
werden,  der  bestohlen  ist;  da.s  gestohlene  Gut  wird  zurückbehalten  und 
dem  Besitzer  nicht  au««gehfindigt ,  um  eben  davon  die  Kosten  zu  be- 
streiten. V<  r^I.  K  Hartfelder,  Zur  Gesch.  des  Bauernkrieges  in  Sfid- 
westdeut.schland.    S.  Soä  (16). 

•  In  der  Stadt  Mainz  sind  sogar  alle  „Stehler,  Werkleute,  Wein- 
rüffer,  di  i-sclbigen  Zepfer,  Mütter  (»«  FruehtineH.^er),  dar/.w  all«'  welth* 
liehe  Richter,  .^^chrriht  r  inidt  Vorsprc^her"  frei  von  r  bürgerlicher 
Beschwerung  (Chroniken  der  deutschen  Städte  XVIH,  2,  S.  108).  Die 
Hirten  der  grofnen  Schafherden,  die  sich  die  einzelnen  Herren  balti^ 
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80  war  es  eme  Folge  der  AuBdehnimg  der  Verwaltung,  dafi» 

immer  mehr  Leute  beireit  wurden  und  zu  dem  allgemeinen 
^Mitleiden",  wie  man  die  Summe  -jWf^r  materiellen  Verpflich- 
tunf^on  dem  Staate  gegentiber  bezeielmete,  nichts  beitrugen; 
da  die  Stiidte  und  die  G<'meinden  die  Steuern,  die  sie  füchul- 
deten,  stilbst  umzulegen  ikatten,  so  mufbte  tür  sie  die  li,ul- 
aiehung  yon  steuerbaren  Objekten,  die  die  Ausbreitung  der 
Befreiungen  bedeutete,  mit  einer  stärkeren  BeUstung  identisdi 
sein^.  In  gröfseren  und  kleineren  Territorien,  in  der  Stadt 
wie  auf  dem  Lande  finden  wir  diese  indirekte  Besteuerung 
der  Unterth.'inen :  es  ist  die  einzip^e  von  allen,  die  der  Ver- 
waltung zu  gute  kommen,  die  allgt^meinfir  ist. 

Bei  allen  Abgaben  an  die  Verwaltung  war  (bis  alte  Prinzip 
staatlicher  i' manzwirtschaft  gewaiirt  worden,  nach  dem  der 
Leistung  sofort  die  Gegenleistung  fiotoe:  der  Beamte  erhält 
sein  Gehalt  für  eine  fest  abgegrenzte  Tbätigkeit,  und  er  erhält 
es  von  den  Unterthanen  direkt;  was  er  leistet,  ist  zu  über- 
sehen". Mit  den  Fortschritten  des  Staatslebens  ist  es  ver- 
bunden, dafs  jenes  alte  Prinzip  niclit  mehr  fiberall  aufrecht 
erhalten  werden  konnte:  der  Staat  war  (hv/Ai  im  Laufe  der 
Zeiten  ein  viel  zu  kompliziertes  System  von  Leistungen  ge- 
worden ;  neue  Aui  lagen  erwiesen  sich  als  notwendig,  deren 
Berechtigung  nieht  ohne  weiteres  ersichtlich  sein  konnte. 

Anderwärts  waren  die  Stände  das  Organ,  diese  Auflagen 
zu  erhalten;  der  Landesherr  richtete  sich  nach  ihrem  Befinden; 
In  gewissem  Sinne  war  man  damit  jenem  alten  Prinzipe  treu 
geblieben.  Es  ist  zu  betonen,  dafs  das  in  Slidwestdeutschland  1 
anders  war.    Iiier.   in  den  kleinen  Staaten,  wo  es,  wie  wir  ( 
sahen,  nur  .selten  LandstMnde  gab,  verordnete  der  Landesherr  j 
von  sich  aus,  was  er  mehr  brauchte,  und  wie  es  beizutreiben  j 
sei.  Alle  die  Abgaben,  die  die  Unterthanen  in  der  Reformations- 
zeit  neu  zu  leisten  hatten,  waren  nicht  Ton  den  Landständen 
bewilligt  In  den  gröfseren  Territorien  ist  höchstens  eine  von 
jenen  speciellen  Steuern,  die  das  Reich  von  seinen  einzelnen 


—  wir  werden  noch  sehen,  aus  welchen  Grüuden  — ,  sind  el).'ntalls 
snmeMt  befreit.  Vcrgl.  die  Mhlreiehen  Artikel  dos  Haltrin^cr  Haufens 
diiruljcr  (Ulrich  Artzts  Korrespondenz  in  Zeitschrift  des  hiator.  V«r.*s 
t  HcUwaben  und  Ncuburg  X,  auch  VI,  S.  316). 

^  An  eiDsefaieii  Orten  rersnchte  man,  solchen  BefreinDgen  vor- 
sabeugcu.  So  wird  in  dem  Weistum  von  Stcinfeld  d.  a.  1494  (im  wünsb. 
Amt  Kotenfels)  §  11  festgesetzt:  es  hoU  niemand  da  frei  sein,  er  sei 
edel  oder  unedel  (Grimm,  Weist.  Vi,  4i*50). 

Es  ist  klar,  dafs  bei  solchen  Verhältnissen  aller  Zorn  fibcr  die 
Mehrforderungen  des  Staates  sicli  gegen  die  IJeamten  richtetp.  Ortipp, 
Die  Ursachen  des  Bauernkrieges.  Die  Lage  d(>8  Bauernstandes  um 
I  MM)  (Historisch  poHtiBche  Blfttter  f.  d.  katholisehe  Deutschland.  Bd.  124. 
MöTu  Ii.  1890)  S.  99,  weist  richtie  darauf  hin,  dnf^  dartiin.  weil  die  Ver- 
mehrung der  •Stcueru  luit  der  Vermehrung  der  Juristen  zuüammeiitiel, 
die  Juristen  Ar  pffofesttoneUe  Stenererfinder  gehalten  wurden. 

3» 
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Gliedern  verlangte,  vorher  von  den  Laiidsüinden  gefordert 
worden'.  Aber  bei  all  den  allgemginen  Steuern,  deren  die 
Laudejäherren  zu  ihrer  Regierung'  bediirften,  ist  das  nicht  der 
Fall  gewesen.  Wenn  auch  die  alte  Bede  zuweilen  fUr  eiu 
Jahr  oder  fUr  mefarrere  mit  der  Zustimmung  der  Bürger  erlidht 
worden  war,  die  Zustimmung  war  doeh  nur  für  beBtimmte 
Zeity  zumeist  aus  bestimmten  Anlässen  oder  gandcht  erteilt 
worden;  die  Steigerung  ihres  Betrages,  tlber  die  sich  die  Unter- 
thanen  einzelner  Gebiete  1525  beklagen,  war  nicht  nach  ihrem 
Willen  gewesen^;  sie  ist  ihnen  unverständlich;  sie  wollten  die 
Steuer  nur  ihrem  alten  Charakter  gcmäfs,  wonach  sie  oin 
Schirmgeld  war,  gelten  lassen®.  Die  Bede  war  eine  direkte 
Steuer;  neben  ihr  hatte  das  ausgehende  Mittelalter  in  dem 
„Ungelt",  einer  Acctse  ▼ornehmlich  von  Getränken,  auch  eine 
indirekte  kennen  gelernt.  Auch  dieses  Ungelt  finden  wir  er- 
höht, Tor  allem  in  den  Städten,  deren  Erfindung  es  gewesen 
war*.  In  den  gröfseren  Territorien  Prankens  war  es  schon 
im  14,  Jalirhiindf'rt  eingeführt  worden*;  die  Fürstrnberger 
Grafen  salien  sich  erst  jetzt  dazu  veranlafst;  besondere  Ver- 
hältniöse  in  den  Ortschaften,  die  sie  damit  belegten,  mögen 
das  nahegelegt  haben;  wir  vermögen  es  1525  nur  an  einigen 
wenigen  Stell  ien  in  der  Grafschaft  nachsuweisen 

Das  ist  überhaupt  so  bei  der  Bede  wie  bei  dem  üngell; 
nur  hier  und  da  werden  sie  als  Neuerungen  erwähnt :  sie  sind 
nicht  die  Einnahmequellen,  aus  denen  überall  die  Mehrkosten 
des  Staates  bestritten  werden  können. 

Solche  waren  den  Landesherren  in  anderen  Verhältnissen 
gegeben :  die  Thatsache,  dafs  die  Unterthauen  nicht  Eigen- 


'  In  Bamberg  fand  ich  die  Noti«,  dafs  eine  Tflrkenstener  ein- 
gefordert worden  war.  Man  beschwert  sich  nur  darübor,  dafa  sie  nioht 
von  alleu  Ämtern  erhoben  worden  sei.  In  Kothenburg  o.  T,  war  seit 
1522  eine  Klanenstenor  nnd  ein  Bodengulden  verlaugt  weiden,  die 
letztere  Abgabe  zw.  itVlIos  ebenfalls  der  Türken  weg&n.   Veigl.  at 


wagen  a.  a.  O.  S.      n  8.  39. 

■  Über  enie  Krlioiiung  der  Strurr  hören  wir  nur  aus  Kem])t<  n 
(Akten  8.  69),  aus  dem  Fürst,  iiboifcor  Oebiet  (Akten  S.  210,  213,  '21:^, 
216,  219)  und  aus  Wur/.burg  (Fries  II,  19,  73,  2012,  2:^-1  Nur  in  W. 
wird  die  Steuer  Bete  genannt.  Es  mag  übrigens  angeuierkt  werden, 
dafs  nieht  aUe  wörzb.  Stftdte  Bescliwerae  fiber  die  neue  Steuer  f&luren. 
In  ]5aniberg  scheint  die  Steuer  nicht  erhöht  worden  SU  sein.  —  In  Stüli- 
lingen  und  im  Füratenberg.  Unadin^en  (Akten  8.  200  u.  216)  ist  die 
Steuer  nieht  erhöht,  dafür  aber  eme  neue  unter  dem  Namen  ,,Bund- 
geld"  erhoben  (vergl.  auch  Akten  S.  199). 

'  S.)  z.  Ii.  in  Ochsenhausen  (IJlrich  Artzt  X,  S.  246)  und  brmfip;or, 

*  \'(  r^'l.  Käöer,  Socialpolit.  Bewegungen  u.  s.  w.  S.  54,  7;{  Ü'.,  94; 
auch  Frif's  II,  74. 

^  \  <  rtJTl  Gramich,  Verf.  u.  Verw.  d.  Stadt  Wonb.  6.  18}  Pfeafer, 
Beiträge  u.  s.  w.  S.  206. 

*  Mur  in  Rietberingen,  Deckingen  und  Unadingen  (Akten  &  218/4, 
215,  216;  nicht  212).  ^ 
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tnmer  ihres  Grand  und  Bodens  waren,  dafe  sie  sn  mannig- 
fachem Recht  ihn  besafsen,  gab  ihnen  bei  dem  Steigen  des 
Bodenwertes  und  der  Nachfrage  ^  nicht  nur  die  Handhabe, 

sondern  aueli  das  zweifellose  Recht,  von  den  Besitzern  des 
Landes  mehr  zu  verlan<:^en,  als  sie  bis  dahin  verlangt  hatten. 
Es  ist  zu  betonen,  dafs  es  nicht  die  jährlichen  Abgaben  ge-  ^ 
Wesen  sind,  die  vermehrt  wurden;  diese  Abgaben  waren  von 
lange  her  tixiert;  es  war  unmöglich,  sie  zu  steigern^.  Mau 
hat  denn  auch  die  Beobachtung  gemacht,  dals  weder  die  Lasten 
der  Hofbauem,  jener  Bauern,  die  die  Höfe  der  Herren  zumeist 
wohl  auf  Lebenszeit^  besafsen,  noch  die  der  Lehenbuuci  n,  die 
ein  Lehen  bald  dieser,  bald  jener  Qualität  vom  Herrn  bebauten, 
verändert  worden  sind;  bei  den  Sölden,  die  erblich  ausgethan 
waren,   war  das  absolut  ausgeschlossen.    Vom    15.   bis  zum 
19.  Jahrhundert  ist  der  Betrag  der  Getreideabgaben  sowohl 
wie  der  Küchengefälle  immer  derselbe  geblieben*;  nur  die  • 
Orasgült  der  Lehner  ist  ein  wenig  gröfser  geworden  ^   Die  | 
Landesherren  hatten  also  darauf  verzichten  mtlssen,  die  jähr- 1 
liehen,  die  regelmäfsigen  Leistungen  der  Unterthanen  zu  er- ' 
hr»hcn;  aber  nichts  hinderte  sie,  das  zu  tlum  bei  den  unregel-  i 
miifsigon,  bei  den  Abgaben,  die  gelegentlich  des  Wechsels  des  ] 
Gutes  aus  einer  Hand  in  die  andere  erhoben  wurden.   iSchon  \ 


^  Vergl.  den  Aussprach  der  Kemptener  Gotteshanslente  (Akten 

S.  64):  die  guter  yotz  boy  nnserii  zcifi'n  niul  fagen  gröfsor  und  höcljor 
im  werd  augcsecheu  und  gescUüUt  werden «  dauu  bey  unser  vorfarcn 
und  eitern.  Gmpp  a.  a.  O.  S.  26  spricht  im  Anschlnfs  an  Janssen  II* 
S.  230  von  der  Entwertung  des  Grundbesitzes,  Lampreeht  dfirfte  (in 
seiner  Deutschen  Geschickte  V,  S.  82)  gegen  beide  doch  wohl  recht 
haben. 

-  Vergl.  dazu  und  zum  folgenden  die  sehr  eingehenden  Erörterungen 
von  Th.  Knapj),  Das  rittcrsch.  Dorf  Haunsheim  S.  2G — 44  cc.  Die  Re- 
sultate dieser  Arbeit  glaubte  ieli  verullgenu  inern  zu  dürfen,  weil  ich 
nirgendwo  eine  gegenteilige  Heuierkung  gefunden  habe.  Grupp  (a.a.0* 
8.  174!  bat  mehrere  Salbnelier  durchgesehen,  nirgends  aber  eine  nennens- 
werte Erhöhung  der  Gülten  gefunden. 

•  Das  geht  aas  den  Baoemkriegsakten  deutlich  hervor.  Vei^l. 
auch  Banmann,  Gesch.  do^  Allgäus  II,  S.  640.  Zu  den  Kategorien  der 
Banem  %'ergl.  übrigens  auch  pücher  a.  a.  O.  8.  682:  die  Bemerkung, 
dafs  es  in  der  Nflhe  von  Frankfurt  a.  M.  nur  Erbpacht  (selten)  und  die 
Landsiede  Hei  he  giebt  (Zeitpacht  nur  bei  Wiesen  und  WeinbergenX 
ftiüimt  mit  der  Angabe  des  .^Werkes  über  den  Zustand  Bayerns"  fl825) 
bei  liaujBinaunf  Grundentlastung  in  Bayern  (Strafsb«'.  1892)  b.  83  überein, 
wonach  in  den  Mainkreisen  wie  in  diem  Gebiete  der  Rezat  «fost*  nur 
eibrechtbare  und  zinspflichtige  (iüter  anzutre  ffen  -sind. 

*  In  der  Zeit  vom  Id.  bis  zum  19.  Jalirhuudort  sind  überhaupt  die 
a&dwestdeutschen  VerhUtnisse  sehr  stetig  geblieben.  Vergl.  Ludwig, 
Der  badi-^che  Bauer,  S.  97  8. 

^  Aufserdem  wird  von  den  Hofbauern  tind  den  Lehnern  in  der 
Zeit  zwischen  1480  und  1559  (ob  erst  nach  15  in  welchem  Jahr  in 
Behwiben  die  Konstituierung  der  freien  Reicli-ritterschaft  erfolgt?  vergl. 
O^ennann  a.  a.  O.  8.  578)  als  neue  Abgabe  der  Vogthaber  verlangt. 
YergU  Knapp  a.  a.  0.  S.  US. 
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seit  langer  Zeit,  wohl  noch  seit  den  Zeiten  der  Villikations- 
verfassuTig  kcannte  man  in  Sudwestdeutechland  den  Handlohn 
oi]cr  Ersclijitz  \  die  Abf^^nbe  bei  der  t'lxM-n.iInne  des  Gutes, 
und  die  Steuer,  die  bei  dem  Verkaut  desselben  -  und  bei  dem 
Tode  des  Besitzers  bei^etriebon  und  je  nach  der  Höbe  de* 
Betrages  aU  Besthaupt  oder  Todi'all  bezeichnet  wurde  ^.  in 
Franken  war  auf  dem  Lande  der  Handlohn  allgemein  Ter- 
breitet;  das  Besthauptrecht  scheint  nur  eine  Einrichtung  der 
kleineren  Territorien  gewesen  zu  sein^.  In  weiten  Gebieten 
•Schwabens  war  der  Handlohn  schon  vor  1500  anzutreffen  und 
ebenso  das  Besthauptrecht.  Aber  nicht  überall.  Es  ist  die 
Folge  der  Umbildung  des  Staates,  dafs  beide  Abgaben  nun 
allgemeiner  werden:  als  tlie  Leibeigenschaft  ausgedehnt  wird, 
aU  daö  Beötreben  dahin  geht,  einen  einheitlichen  ünterihaaen- 
stand  zu  bilden,  wird  auch  von  denen,  die  bisher  davon  be- 
freit waren,  ein  Handlohn  und  ein  Besthaupt  verlangt*;  ge- 
wöhnlich, aber  durchaus  nicht  immer  werden  beide  zusammen 
eingeführt;  man  wird  sich  vor  voreiligen  Generaltsationen 
hüten  müssen.  Noch  in  anderer  Weiso  sucht  man  höhere  Be- 
träge aus  dem  Grund  und  Hoden  zu  erzielen:  wenn  die  Lehen- 
güter erledigt  sind,  werden  sie  zertrennt  und  die  einzelnen 
Teile  dann  als  Lehen  weiter  behandelt;  es  ist  das  eine  Mafs- 
nahme,  zu  der  die  Landesherren"  ganz  zweifellos  berechtigt 
waren. 

Alle  diese  neuen  Steuern,  die  man  vielleicht  als  Erb- 
Bchafb-  und  Grundsteuern  bezeichnen  kann,  sind  vornehmlich 


'  Zuweilon  uuch  Aiiffalirt  genannt  (ühich  Artzt  X»  S.  249). 
2  Zuweilen  als  Abfaiirt  be/.  iclinet  (Ulrich  Artzt  a.  a.  O.). 

*  Wo  das  Todfallrcclit  Ix  stclit,  hat  der  Grundherr  in  \Tir  }  t 
auf  die  eau2e  MobiliarluDtcriadseuschoft,  wo  daa  Bestluiuptrecht,  uur 
auf  das  beste  Stück  ^ind,  Pferd,  bei  Frauen  Kleid  n.  s.  w.). 

*  Wohl  nWiglich,  dafs  diesrs  Uesthauptrecht  mit  der  Leiboigenschaft, 
wie  wir  sie  hier  finden,  in  Zupamnifnluinp;  zu  bringen  ist;  in  unserer 
Zeit  wird  ea  auf  die  Zinser,  in  Kempten  z   B.,  ausjfcdohnt. 

Der  Handlohn  oder  Erschatz  läfst  Ii  als  uouc  Steuer  nacbweiseti 
iTi  KtMiipten  (Akten  S.  64),  Kisicgg  (ibid.  S.  Iii)!,  in  Oejifin?r<»n  nnd 
Gne«ingen  (Ulrich  Artzts  Korresjp.  X,  1^.  243;  ob  er  in  JBaltringen  ibid. 
S.  287  neu  ist?),  in  Risstissen  (ibid.  S.  249),  in  Rottenacker  (8.  2S5  tu 
257)  und  in  Sclir'iiiiiM  rbf'rg  (S.  260);  in  Rnfsmannshauson  (Korr.  VI,  S.  ^22} 
müssen  die  Erbgütt;r  beim  Verkauf  mehr  bezahlen,  die  Lehengütor, 
deren  Handlöhne  gestiegen  sind,  Verden  zertrennt;  in  der  würzb. 
Abtei  Schwarzach  Handlohn  erhöht  fFriea  II,  307  u.  316).  —  Pas  liest- 
haupt  rosp,  i\(*T  Todfnll  nett  ein  geführt  in  Kompten  («cit  oder  70 
Jahrt'n  lö2.j)  (Akten  S.  ül  u.  fi;»  liifg.  Zinser  uur  li«'>tliau^t j^^  in  Kislegg 
(S.  116),  in  Langenerringen  (S.  IHI),  in  Unadingen  (S.  21ot,  in  Neustadt 
(.'«eit  ir)2.'^(  c.  S.  217),  in  den  „Telern"  (hior  mir  dann  ein  „Fall-  zu  be- 
sahlen,  wenu  ein  Lehen^ut  verkauft  wird,  8.  21Ö),  in  Kiaätisi»en 
(Korresp.  X,  S.  349X  ferner  im  wfirsb.  Schwarzaeb  (Fries  «.  a.  OX 

^  Nur  diese,  nicht  die  Grundherren.  Denn  nur  bei  den  Lehen- 
fiütern  war  es  möglich,  solrhp  Teilung  vorzunehmen;  der  Besits  der 
Hofbauem  war  gebunden  (\  orgl.  Knapp,  Haunsheim  S.  25). 
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die  Steuern  der  kleinen  Landesherren;  sie  lass'n  sich  yor 
allem  in  Schwaben  nachweisen,  doch  auch  das  „Bodengcld" 
im  Kothenburgischen  werden  wir  dazu  zu  rechnen  haben*; 
wenn  in  der  würzbnrgiselien  Abtei  Schwarzach  die  llandlöhue 
erhöht  sind,  wenn  in  den  bambergiöcben  Städten  für  das 
Schreibgeld,  das  bis  dahin  bei  Übernahme  eines  Grundstückes 
gezahlt  wurae,  der  Handlohn  gefordert  oder,  wo  man  ihn  be- 
reits kannte,  gesteigert  wurde",  so  beweist  das,  dafs  man  sich 
dieser  Grundsteuer  auch  dort  zu  bedienen  wufste,  wo  sie  schon 
bekannt  war. 

So  wird  Überall,  wo  es  anging,  der  Grund  und  Boden  > 
höher  bewertet;  wo  sich  andere  Wege  empfahlen,  wurden  sie,! 
wie  wir  sahen,  eiiigesehlagen;  jedenfalls  wachsen  allüberall  die! 
Ansprüche  des  Staaten.   Es  ist  klar,  dafs  man  diese  Tliatsache,  j 
deren  Berechtigung  nicht  immer  ersichtlich  war,  als  Willkür  • 
deutete  und  deuten  mufste:  aber  es  ist  ebenfalls,  denke  ich,  f 
deutlich,  dafs  es  nicht  Willkür,  dafs  es  die  Folge  der  ganslich  / 
Terfinderten  Bedingungen  des  politischen  Lebens  war,  wenn  f 
jetzt  die  Individuen  auch  in  materieller  Beziehung  stärker  an  ( 
die  Gemeinschaft,  an  den  Staat  gefesselt  werden,  wie  er  sich  ) 
gebildet  hatte.  ' 

Die  Frage  ist,  ob  sie  diese  stärkere  Bindung  unbeschadet 
ihrer  Existenz  vertr^en  konnten;  die  Frage  ist,  kaum  auf- 
geworfen, {>chon  bejaht;  denn  ein  Unding  wilre  os,  ein  Selbst- 
mord gewissermafsen,  wenn  der  Staat  seinen  i^Ui^iicdern  un- 
ertr^uche  Bedingungen  auferlegen  wollte.  Wenn  man  dennoch 
die  Frage  hat  geglaubt  yerneinen  su  mflssen,  so  ist  nicht  nur 
der  Mangel  eindringender  Erkenntnis  in  die  Eigenart  klein- 
staatlichen Lebens,  die  Vorliebe  daran  schuld,  Bemerkungen, 
die  man  bald  hier,  bald  da  gemacht  hat,  zu  verallgemeinem, 
sondern  auch  deniokratiscbr«  Tendenz  und  die  Doktrin,  die 
das  19.  Jahrhundert  mit  seiner  neu  erworbenen  politischen 
und  wirtschaftlichen  Freiheit  erzeugte,  und  die  von  einem 
falschen,  unhistorisch^  Begriff  der  Freiheit  und  von  einer 
starken  Überschatsung  der  materiellen  Güter  im  Leben  aus- 
geht. 

Obwohl  wir  also  denen  nicht  zustimmen  können,  die  aus 
einem  wirtschaftlichen  Notstand  heraus  die  Erhebungen  des 


»  Vergl.  S.  H6  Anm.  1. 

*  Vergl.  Art.  G  u.  s  der  Beschwerden  der  „Stet  des  Bamber$rischen 
Stiftg^  (Bamberg,  .\riliiv.  Bambergor  II.  S.  rie  der  Baiienikri(Mr<.ikten, 
Faso,  ir  '"'1:  J>f"r  Handlohn,  den  der  Loluislicrr  narh  dr»m  Tod.'  des 
Besitzers  von  dessen  Erben  haben  will  wider  altes  Herkommen,  soll 
abffeteluifft  werden;  sie  wollen  wie  fröher  nar  ein  „ziemliches,  leid- 
liches** Schreibgeld  geben  (Art.  6\  Wenn  einer  Zinslilun  kauft,  so 
will  der  Lehnsherr  gleich  von  lOil.  1  fl.  zum  Handlohn  haben,  während 
früher  nur  von  20  n.  1  fl.  gegeben  worden  ist  (Art.  8). 


Digitized  by  Google 


40 


xvm  4. 


Bauern.standps  im  15.  und  16.  Jahrhundert  erkhiion  wollen,  so 
wird  es  dot-li  angebracht  sein,  auch  der  wirtsehat'tlichon  Ver- 
häitniäse,  wie  äie  »ich  im  15.  und  16.  Jahrhundert  entwickelt 
haben,  wenn  auch  nur  skizzenhaft  zu  gedenken.  Denn  dafa 
sie  zu  den  Bewegungen  im  Bürger^  und  Bauernstand  ein  gut 
Teil  beigetragen  haben,  wird  im  Ernste  niemand  leugnen 
wollen. 
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Drittes  EapiteL 

Die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 

in  SOdwestdeutschland  vor  dem  Bauernicriege  ^ 


Mit  dem  14.  Jahrhundert  war  der  Ausbau  des  deutschen 
Landes,  vor  allem  natürlich  des  altbesiedelten  Gebietes  im 
Westen  und  Süden  vollendet.  Nur  ganz  vereinzelt  lassen  sich 
noch  Rodungen  im  WaMe  zu  dem  Zwecke,  baufähiges  Land 
zu  gewinnen,  für  spätere  Zeit  nachweisen*.  Im  Osten  ilnden 
die  Deutschen  keinen  Platz  mehr  zur  Kolonisntion :  der  Slawe 
stellt  dem  Deutöchen  von  nun  au  seine  Krul't  entgegen. 

Die  Epoche  der  Stadtgrttndungen  ist  zu  finde;  wenn  sich 
auch  Bürger  und  Bauer  im  Südwesten  nie  so  scharf  von  ein- 
ander  trennen,  wenn  auch  trotz  aller  Antagonien  zwischen 
Städten  und  Territorien  hier  nie  ein  solcher  Bürger- 
stolz erwacht  wie  im  Norden^,  die  Scheidung  in  zwei  Berufs- 
stiindi'  war  von  nun  an  wie  in  Sch\val)cn  so  auch  in  Franken 
und  am  Rhein  gegeben*:  die  Faktoren  des  wirtschaftlichen 
Fortäclirittes  waren  vorhanden. 


*  Vergh  zu  diesem  Kapitel  vor  allem  K.  Th.  v.  Xuama-Htcrucj^f 
Deatsehe  Wirtscbaftsgeseh.  III,  1  (Leipzig  1899)  —  die  zweite  Haflle 

-dos  ßandes  steht  leider  noch  aus  — ,  aami  G.  Schmoller,  Strafsburger 
Tucher-  und  Wnbcrzunft,  nnd  die  angeführten  Werke  von  Gothein 
(auch  dessen  Aufsatü: :  I  Lage  des  Bauernstände.^  am  Ende  dea  Mittel- 
alters!, vornehmlich  in  Südwestdeutschland ,  in  der  Westdeutschen  Zeit- 
schrift IV  [1885])  und  Bnchnr.  Lam^)recht8  Wirtschaftsleben  behandelt 
bekanntlich  vornehmlich  nur  die  Zeit  bis  1400;  seine  Aufsätze  in  den 
Prenb.  Jahrbficbern  Bd.  56  (1885),  in  der  Westdeutsch.  Ztschrft.  VI 
(1H87)  und  in  der  Zeitschrift  f.  Social-  und  Wirtschaftsgesch.  Bd.  I 
(1893)»  die  das  15.  und  16.  Jahrhundert  zum  Gegenstand  haben,  sind 
Terarbeitet  resp.  abgedrackt  In  seiner  Dentscben  Geschichte  Bd.  I V  n.  V. 

-  Für  das  16.  Jahrhundert  z.  B.  in  der  Schwarz  Waldgegend;  hier 
werden  noch  1525  Rcutzinsoii  trhobcii  fvergl.  K.  Martfelder,  Bauern- 
krieg u.  8.  w.  S.  10  u.  S.  ;152).  Virgl.  auch  die  „Reittineu"  im  Gebiete 
des  Abtes  von  Oclisouhauöen  fKorr.  d.  Ulrich  Artzt  X,  S.  S47). 

^  VorL'l.  Gothrin,  Lage  des  Bauernstandes  S.  3'4. 

*  Nach  Inama-St,  a.  a.  0.  S.  39,  unterscheidet  die  deutsche  Sprache 
berat»  seit  dem  12.  Jabrbtmderfc  Bürger-  and  Bauernstand  Als  BemfB- 
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Das  15.  und  16.  Jahrhundert  ist  die  Zeit,  da  Südwest- 
deutschland in  TiKitfM'if'llfM'  Beziehung  in  nie  «^^nlintcr  Weise 
rmporblühte.  Zcitgenüs.sen,  Einheimisclio  wif^  Fremde,  haben 
das  staunend  vorfolgt  und  mit  ihrer  Bewunderung  nicht  hintan- 
gehalten, und  noch  heute  ruht  der  Blick  des  Forschers  ganz 
besonders  gern  darau£ 

Handel  und  Verkehr  nebinen  zu  and  wecken  Uberall  neue» 
Leben.  Die  Jahrmärkte  verschwinden  in  den  grolsen  Stttdten, 
an  ihre  Stelle  treten  die  Kaufhäuser,  die  dem  gesteigerten 
Verkehr  viel  besser  entsprcclicn  * ;  in  das  16.  Jahrhundert 
fällt  die  Blütezeit  derFrankiurterMes.se*.  Der  rege  Verkehr 
mit  Italien,  über  die  Alpen  und  die  Donau  liiiiauf,  lockt  die 
Fremden  nach  Deutschland ;  Italiener  lassen  sich  hier  und  dort 
nieder;  die  Zeit  beginnt,  da  der  italienische  Hausierer  dem 
deutschen  Krämer  der  schlimmste  Konkurrent  wird*.  Der 
Kleinbetrieb  wird  intensiver:  wir  befinden  uns  in  der  Zeit,  da 
sich  die  Meister  und  Gesellen  scheiden,  da  der  Zunftzwang 
emporkommt,  ausscblicfslich  einer  Zunft  anzugehören*.  Wo 
keirip  Inrlnstrio  Itpsteht,  wird  sie  ins  FcIjpti  gerufen.  Neben 
dem  Kieinbctriel)  erobert  sich  ein  Groisbetneb  den  Platz,  der 
nicht  mehr  nur  für  den  Bedarf  im  Lande,  sondern  vor  allem 
für  den  Export  arbeitet;  die  Metallfabrikation  liefert  feinere 
Waren,  mit  denen  sie  den  wirtschaftlichen  Wettstreit  bestdien 
kann,  Leinwand  und  Tuch  werden  Qegenstflnde  des  Grofs- 
handels  *. 

Die  Stfidte  erhalten  unter  diesen  Umstanden  eine  ganz 
andere  Pliybiognomie.  Vor  alh>m  natürlich  jene  grofsen  Städte, 
die  dem  Handel  und  ^  erkehr  ihre  Uröise  verdanken.  Die 
Gescldechter  und  die  Zünfte,  die  sich  einen  Einlhifs  auf  die 
llesetzung  des  Rates  verschafft  hatten,  werden  reicher;  im  Ge- 
folge des  Reichtums  kehrt  die  Kunst  in  die  Häuser  und  in  die 
Städte  ein.  Es  ist  nur  naturgemäfs,  dafs  sich  in  dem  wirt- 
Bcfaaftlichen  Konkurrenskampf  auch  die  Zahl  der  Armen  ver- 
mehrt, für  die  nun  zu  sorgen  Aufgabe  der  städtischen  Ver- 
waltung wird.   Man  hat  behauptet,  dais  zwischen  Arm**  und 

stände;  Bücher  S,  681  scheint  anzunehmen,  dafs  erst  im  l.'>.  Jahrli.  diese 
Worte  zum  Ausdnicke  berufsständischer  Unterschiede  werden.  Yocig^ 
auch  liiu  liiT  S.  2(5'*  Redeordnitug.  des  XV.  Jahrb.). 

'  Vergl.  tjüthcin,  Wirtsehaftsgcsch.  S.  462. 

«  Vergl.  Bacher  8.  504. 

«  Vergl.  (iothoin  a   a.  O.  S.  466. 

*  Vergl.  Schmollcr  S  473. 

*  Vergl.  Gothein  S.  158  und  FT.  Enlenbnrg-,  StAdtiftcbe  Bemfii-  und 
GewerbeatStistik  (Hi^delbergs).  in  der  Zeitschrift  f.  d.  (Jc.^chichte  dea 
Oberrhohi«  XI.  S.  10.^.  dio  als  ( Jf^onstände  dos  (xrofshandels  Metali- 
wartMi,  Leinewnnd,  Tiuh.  Wai'h.s  und  l*feffer  bezeichnen. 

^  Ich  mitehte  hier  dnrauf  hinweisen',  dafs  es  falsch  ist,  wenn  man 
da"  Wort  ann"  für  diese  Zeit  in  dem  Sinne  anwendet,  den  man  heute 
damit  ffewöluilich  v^erbiudet.  F.  Rachtahl,  Zur  österr.  Verwaltauga- 
geechicKte  a.  a.  O.  8.  IIIS,  hat  darauf  neoerdings  wieder  «ufinevksam 
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Keich,  zwischen  der  Gemeinde  *  auf  der  einen  und  den  Zünften 
und  Oesclilechtcrn  auf  der  anderen  Seite  ein  schroffer  Gegen- 
satz entstanden,   dafs  die  Übermacht  der  grofsen  Kaufleutc 
ganz  unerträglich  geworden  sei;  davon  kann  nicht  die  Rede 
sein^.    So  selbstverständlich  es  ist  und  so  wenig  das  irgend 
jemand  leugnet^,   daia  in  den  grof^en  Städten  in  allen  den  (\ 
Kreisen,  die  an  der  Regierung  nicht  teilnehmen*  immer  unzu-  f ; 
Iriedene  Elemente  vorhanden  sind,  so  wenig  wird  man  einen  * 
solchen  Gegensatz  doch  hier  nachweisen  können:  er  ist  nie  in 
die  Erscheinung  getreten.    Die  Vorliebe  zu  Generalisationen  j 
ist  es  gewesen,  die  einen  gewissen  Widerstreit,  den  man  in  j 
den  kleinert  ii,  weniger  kapitalkräftigen  Stiidten  hier  und  da 
zwi.sihen  der  Regierung  und  den  Regierten  konstatieren  kann, 
zu  einem  Gegensatz  zwischen  Arm  und  Reich  in  allen  grofsen  * 
Städten  erw^tert  hat^  * 

Auch  in  den  kleineren  Städten  hat  Handel  und  Verkehr 
Veränderungen  hervorgebracht,  wenn  anch  natttrltch  nicht  in 
dem  Mafse  wie  in  den  gröfseren,  die  wir  bisher  betrachteten. 

Und  gewifs  nicht  nnr  in  der  Weise,  dafs  die  Bekanntschaft 
mit  fremdländischen  Waren  zu  einer  höheren  Lebenshaltung 
den  Anlafs  gab.  Neue  Produktionszweige  mögen  hier  ent- 
standen sein  und  alte  mögen  i)eg()tinen  }iu})en.  für  den  Export 
zu  arbeiten.  Erat  jetzt,  da  Niiniberg  ininu  r  bedeutender  an- 
wuchs und  seine  Volkszahl  immer  gröfser  w  urde,  mag  Kothen- 


gemaeht,  dafs  die  Arinoi)  X^outo  nur  die  sficii.  di)*  im  Cre|^6Dsats  ztt 

nndfrfn  emo  pcriiifxere  G<»ltunp  hi  politissclit-r  l'.c/irlmiiL''  liositÄCn,  nicht 
aber  die,  die  in  uiatoiieller  Beziehung  schlecht  gestellt  sind. 

I  Ver^d.  (huu  Lenz  in  der  Kritik  Lamprechts  8.  H97  und  Zwei 
Streitschritton  S.  i'ü*.    Vergl.  uiicli  Anin.  8. 

^  Vergl.  Lon«  S,  ;i97— 403.    Vergl  auch  Anm.  3. 

•  LsinpiTeoht  (Zwei  Streitechriften  8.  65flr.)  und  Käser,  Poiit.  u. 
sociale  Rofonnbewegangen  u.  s.  w,^  behaupten,  Len^  leugne  das.  Käser 
stellt  einen  Gej^eusatz  auf  zwi^olipn  LaTupreoIit.  dor  nur  dio  iintcrstoti 
Schichten  der  Bevölkertm^,  und  uz,  der  nur  dio  Jlaiidwcriter  für  die  i 
Bewegungen  der  Reformationszeit  verantwortlich  machen  wolle:  er  will 
denip:eg«'nül>nr,  vermitf rlud.  nachweisen,  dafs  beide  Krei-^e  nm  Aufnihr 
teilgenommen  haben  (t>.  iVj.  Dieser  Gegensatz  zwischen  Lanipreeht 
mia  Lenz  int  nicht  vorhanden.  Lens  leugnet  durchaus  nicht,  dafs  die 
untereTi  S:rhi(  Ilten  sii  li  Ix  teili^^t  liaben:  was  er  pegen  La.  behauptet, 
ist  nur,  dafs  die  Handwerker  die  Unruhen  „begonnen'*  haben,  daf«  sie 
„die  Trft|?er  der  revolutionftren  Forderungen"  gewesen  sind,  dafs  sie 
also  der  Bewegung  den  Stempel  ihre.s  Geistes  aufgedriukr  haben 
(S.  .'197).  Dafs  Lenz  damit  recht  Fiat,  beweipert  g-ernde  !•  >  Ausführungen, 
mit  denen  Lamprecht  .seinen  Gegner  schlagen  will  ^^Zwei  .Streitschr. 
S.  71  —  erst  Streit  zwischen  dem  Rat  nnd  einzelnen  Zfinflen,  dann 
Unriihe  der  unteren  Schichtoni 

*  £s  ist  zu  beachten,  dafs  Lamprecht  auf  einen  Gegensatz  zwischen 

rben  nnd  kl«hien  Stielten  erst  dnrch  Lenz  hinirewiesen  worden  ist. 
der  Deutschen  Gesch.  Bd.  V  (vergl.  vor  allem  S  78  f )  ist  davon 
noch  keine  Rede,  dafs  die  Verhältnisse  in  den  grofsen  Städten  andere 
gewesen  seien  als  in  den  kleinen. 
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bürg  der  „Nürnberger  Kornboden**  geworden  sein  ^  Aber  man 
darf  diese  Veränderuli ii:<Mi  nicht  zu  hoch  eirsrluitren.  Wie  in 
Frankfurt  die  direkt  produktiven  Berufsarten  überwiegen^  und 
ia  dtm  Bedeordnungen  als  zu  besteuernde  Vermögensobjekte 
in  der  Hauptsache  landwirtschaftlicher  Besitz,  sowie  selböt- 
erzeugte  VerbraachBVorrätey  aber  nur  selten  HandeUkapttal 
und  Kaufmannsvrare  erwähnt  werden so  ist  auch  in  Rotnen- 
bürg  der  Handel  kein  grofser.  Erst  1525  wünschen  die  Bürger, 
dafs  sie  drei  Stunden  vor  den  Fremden  zum  Verkaufe  zuge- 
lassen werden.  Man  merkt  daraus,  dafs  der  Handel  noeh  im 
Aufsteigen  begriÖ'en  ist:  eben  darum  wollen  die  Bürger  der 
8tadt  gewisse  Vorteile  vor  den  Fremden  erhalten. 

Während  man  für  die  Reichsstädte,  die,  wie  schon  be- 
merkty  die  bedeutenderen  Städte  sind,  und  für  die  Bürger  im 
grofsen  und  ganzen  doch  die  glinstigen  Folgen  des  wirtschaft- 
lichen Aufschwunges  zugegeben  hat,  hat  man  solche  ftlr  die 
Territorialstädte  und  für  die  Bewohner  des  Landes  nicht  wahr- 
haben wollen*.  Dem  Aufsehwung  der  Städte  entspreche  ein 
Kiedei-^ang  der  landbebauenden  Kreise  der  Bevölkernng,  so 
ist  ziemlich  einstimmig  das  Urteil.  Uüd  doch  ist  nichts  weniger 
richtig  wie  das. 

Während  im  Norden  Deutschlands  die  Abwandlung  in  den 
politischen  Verhältnissen,  die  wir  verfolgt  haben,  dem  Bauern- 
stände zwar  ni(  lir  jii^e.schadet  —  wer  möchte  das  im  Ernst  be- 
haupten? —  aber  doch  in  dem  niederen  Adel  einen  mächtigen 
11  Konkurrenten  ji^eschaffen  hat,  ist  sie  dem  Bauern  des  Sud- 
'  westf^üs  eher  zu  gute  «i^ekommen,  und  hat  sie  sein  Selbstgefühl 
.  gehoben.    Es  int  bekannt,  dafs  sich  der  Ritter  Norddeutsch- 
lands  seit  dem   lo.  Jahrhundert,  ob  er  nun  im  Westen  den 
Meier  abmeierte^,  ob  er  im  Osten  einen  geschlossenen  Grofs- 
grundbesitz  und  einen  Groisbetrieb  gründete^,  überall  in  der 
Landwirtschaft  beschäftigte,  als  er  nicht  mehr  allein  für  das 
Land  die  Waffen  zu  tragen  hatte,  und  friedlichere  Zeiten  die 
kampferfuUten  des  Mittelalter  abgelöst  hatten:  wenn  er  auch  * 


'  Vertfl.  Ilecrwagen,  La^e  des  Bauernstandes  S.  110 
■  Bücher,  S.  295.   Für  die  Laadatadt  Heidelberg  hat  Eulcuburg 
a.  a.  ( ).  S.  105  Ähnliches  festgestellt. 
'  Bücher  S.  263. 

*  Gothein  (La{?e  u.  s.  w.  S.  12)  ist,  soweit  ich  sehe,  neben  Lenz 
(Kritik  Lamprochts  403  ff.)  der  einrifi^e,  der  die  wirtachaftHche  Liige 
der  Baiu'rn  niclit  für  3o  schlinun  anflicht  als  die  ührigen.  N;n  h  ihm 
haben  die  socialen  Mifsstande'  den  Bauern  zur  Empörung  veraoiafst, 
▼or  allem  die  Tfaatssche,  dafs  der  Ritter  eine  Grandrente  bezog,  für 
die  auch  nicht  die  goriuffste  wirtschaftliche  Leistung  erfolgte.  G. 
nimmt  also  ebenfalls  eine  bt^sondere  Antipathie  der  Bauern  freien  den 
Adel  an,  die,  wie  ich  demnächst  nachzuweisen  hoffe,  iu  dem  MaX^e 
nicht  vorhanden  gewesen  ist:  im  Bauernkriege  tritt  sie  als  prinsipielle 
Antipathie  nicht  hervor. 

*  Vergl.  Wittich«  Grundherrschaft  8.  381  ff. 

*  Vergl.      Fr.  Knaf^,  Bauernbefreiung  8.  81. 


Digitized  by  Go 


XVllI  4. 


45 


noch  seine  politi  In  Stellung  beibehielt^  wenn  er  auch  noch 
nicht  der  Agrarier  des  19.  Jalirlumdorts  war,  die  Inklination 
nach  dieser  Richtun^^  hin  ist  deutlich.  Ganz  anders  im  Sild- 
westen.  Hier  ist  es  durchaus  falsch,  von  einem  G  iitsbetriobe 
des  Herrn  zu  aprechen ;  kein  Fall  von  Bauei  ulegung  ist  be- 
kamit '  ^  die  Lehen  des  Herrn  sind  wieder  an  Bauern  ver- 
liehen, der  Herr  ist  Renteninhaber  und  nur  in  einer  Rente 
spricht  sich  im  allgemetnen  die  Abhängigkeit  des  Bauern  aus. 
Allerdings  ist  sein  ßesitsrecht  nicht  durchaus  sicher,  und  nur, 
wenn  er  den  Handlohn  leistet^,  folgt  der  Sohn  dem  Vater  im 
Besitze  nadi.  Aber  wenn  der  Bauer  seinen  R  -^itz  nicht  ver- 
komnicn  litfst,  wenn  er  ihn  seiner  Ver})fHclitung  nach  ..bawet" 
und  den  Zins  aus  dem  Gute  reclit/eitig  entriclitet,  so  fiihlt 
sich  der  Herr  nicht  veranlafst,  gegen  ihn  vorzugehen ;  so  wenig 
rechtlich  die  Erbfolge  jetzt,  da  das  Lehnswesen  immer  weiter 
sich  ausgedehnt  hat',  fest  bestimmt  ist,  so  gewöhnlich  bleibt 
doch  das  Gut  in  der  Familie;  nur  dafs  hier  und  da  die  weib- 
lichen Angehörigen  ausgeschlossen  sind^.  Der  Bauernstand 
ist  also  in  wirtschaftlicher  Beziehung  vom  Grundherrn  durch- 
aus unabhängig;  vornehmlich,  soweit  die  Körnerproduktion  in 
Betracht  kommt'*,  nimmt  er  eine  wirtschaftliche  Sonderstellung 
ein,  die  der  des  Bürgerstandes  entspricht:  wie  die  Stadt  so  ! 
hat  auch  das  Dorf  eine  weitgehende  Selbstverwaltung  sich  er-  j 
halten  die  an  die  der  alten  Markgenossenschaft  erinnert,  und 
die  in  den  Weistttmern  deutlich  aum  Ausdruck  kommt;  noch 
haben  diese  ihre  Bedeutung  nicht  verloren.  '  Das  Selbst» 
bewufstsein  des  Bauern  mufste  infolge  dieser  Verhältnisse  | 
sunehmen. 

Und  es  mufs  es  vor  allem  deshalb,  weil  der  Bauernstand 
in  der  Volkswirtschaft  eine  immer  prröfsere  I^olle  zuerteilt  er- 
hielt.   In  dem  Mafse,  als  Handel  uud  Verkehr  stiegen ,  und  \ 
die  Bevölkerung  in  den  Städten  wuchs,  gewinnen  naturgemäfs 
die  Produkte  bäuerlicher  Beschäftigung  einen  grOfseren  Wert.  I 
Man  kann  beobachten,  dafs  das  Land  immer  intensiver  b»  baut  i 
wird :  mehr  und  mehr  wird  das  Brachland,  das  einen  Teil  des  > 
Jahres  freilag,  um  vom  Vieh  zur  Weide  benutzt  zu  werden, 
zur  Bebauung  herangezogen;  hier  und  da  kommt  eine  Be- 


«  Vergl.  Gothein,  Lmtö  S.  12. 

•  Vergl.  S.  38. 

^  Vergl.  InamarBtemegg  a.  a.  0.  8.  41/3,  aameiitlicli  8.  42  Anm.  1 
und  2. 

♦  Vor  allein  in  Franken  kann  ich  das  nachweisen.  Die  Artikel 
der  Bamberger  Bauern  verlangen  ziemlich  allgemein,  das  Mannlohen, 
^  <   in  er  on  msDlich  erben  mit  tod  abging,  Boluchs  frauenn  und  meidoi 

zuleiben**. 

*  Vei^l.  ]iiania-8teme|?fi^  S.  880. 

"  •  Vergl.  die  Arbeit  von  TlcorAvagen  S.  21 — 53,  die  e'mo  auf  roii  listem 
und  schwer  zngftnfrüchoTii  Material  beruhende  Darstellung  der  Selbst- 
Verwaltung  bringt;  vergl.  auch  Inama-Stcrnegg,  S.  6<i'5,  116/7,  2801. 
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sömmeruDg  dm-  Brache  auf*.  Garten-  und  Beundeland,  das 
früher  zum  Anbau  von  Futtorkräutorn  nn<l  Sdimalsaat,  Hülsen- 
tViiclitcn  gedient  hatte,  wurde  jetzt  zur  *  u  andlage  ei;.'-«"iH'(r 
bäuerlicher  Wirtscimften  giMnacht*;  eine  Arbeitsteilung  führt 
sich  hier  ein,  die  ebensosehr  in  der  besseren  Einsicht,  in  der 
Notwendigkeit,  den  Boden  mehr  auszunützen,  ihre  Wurzel  hat 
als  in  dem  Wansche,  für  den  Markt  und  nach  Mafsgabe  des 
in  der  Stadt  herrschenden  Geschmackes  zu  produzieren.  Wenn 
auch  die  Güter teilung,  die  im  ausgehenden  Mittelalter  zu  be- 
merken ist,  iliren  vornehmsten  Grund  in  der  Zunahme  der 
Bevölkerung  hat,  so  hindert  doch  nichts,  auch  die  Notwendig- 
keit intensiverer  Bebauung  als  Grund  dafür  anzulühren.  Jeden- 
falls ist  es  klar,  dafs  die  Zerschlagung  der  alten  Hufen  in 
halbe,  Viertels-  oder  sogar  Achtelshufen,  die  das  Tauberthal", 
▼ielleicht  auch  der  Bruhrain,  die  Ortenau  und  das  Würtem- 
bergische  Neckarthal  *  kennen,  dazu  Veranlassung  gegeben 
hat.  Kicht  überall  wird  die  Folge  davon  ein«  ITberproduk- 
tion  gewesen  sein,  die  dem  Bauern  ermöglicht  hätte,  neben 
dem,  was  er  an  den  Grundherrn  abzuliefern  hatte,  und  was 
er  für  sich  und  seine  Familie  i^ebrauchte,  noch  dem  .stailtiachen 
„Fürkäufer"  grossere  I'klengen  ländliclier  Produkte  zu  verkaufen. 
In  Schwaben,  wo  die  Viertelsliufe,  also  ein  Gut  von  drei  bis 
vier  Hektar  od«r  sechs  bis  acht  Morgen,  das  bäuerliche  Normal 
gut  geworden  war^  wird  das  im  allgemeinen  nicht  anzunehmen 
sein';  dagegen  wird  man  für  das  weniger  dicht  bevölkerte 
Franken  wo  die  Teilung  der  Güter  noch  nicht  so  weit  ge- 
diehen war.  die  Annahme  wagen  dürfen. 

Noch  nach  einer  zweiten  Seite  hin  gewann  der  Bauer  für 
die  Stadt  eine  immer  griifsere  Bedeutung.  Wie  der  Friiclite 
des  Bodens  so  bedurfte  die  Stadt  in  immer  äteigeudem  Malüe 
des  Yiehi  und  des  Fleisches:  auch  damit  sah  sie  sich  vor- 
nehmlich auf  den  Bauern  angewiesen,  wenn  auch  nicht  auf 
ihn  allein.  Denn  alle  Stftdte  des  Südwestens  hatten  im  aus- 
gehenden Mittelalter,  wenn  man  auch  in  ihrem  Leben  einen 
starken  landwirtschaftlichen  Zug  nicht  feststellen  kann^,  and 


»  Vergl.  iDama  Stemegg  8.  823  ff. 

«  Vergl.  InaTna-Sternogjr  S.  320i.* 

^  Hier  hat  sie  iieerwagcu  a.  a.  O.  S.  111  nachgewiesen:  Beuseti 
meint  dazu,  dafs  die  Achtelshufc  (Hufe  »  18,2  ha.  [Insma^tenicgi^ 

218  f.]  =  26,4  Morgen)  in  der  reichen  Rothenbg.  Gegend  noch  groiut 
genug  war,  um  eine  Familie  hinrpicliond  zn  emanron. 

*  Von  diesen  Gegenden  behauptet  Gothoin,  Lagt-  S.  5,  wenigstena, 
daf»  sie  die  Gebiete  ftufserster  Güterzersplittcnmg  trcnvrsen  seien. 

^  Inama- ätercngg  8.  218  und  Anm.  2.  Für  Franken  vergl.  ibid. 
218. 

*  Höchstens  im  Sehwarzwald,  wo  die  Hofb  einen  grOTaeren  Umfang 

behalten  hatten.    Vorgl.  Gothein,  8.  5. 

'  Iiiama-8tornegg  8.  23. 
«  Vergl.  ßietscliel,  Markt  nnd  Stadt  S.  142. 
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wenn  es  hier  auch  keine  Märkte  giebt  wie  im  Kolonisations- 

febiet^  die  kaufmännische  und  bauerliche  Ansiedlung  ver- 
inden*,  doch  eine  mehr  oder  miuder  grofse  Allmende  be- 
sessen, die  nicht  dem  Ackerbau,  sondern  eben  der  Viehzucht 
•diente  ~ :  es  ist  nicht  ersichtlich^  dafä  darin  in  der  Keiormations- 
zeit  eine  wesentliche  Veränderung  statligefanden  hätte.  Wenn 
sich  auch  findet^  dab  infolge  des  steigenden  Verkehrs  z.  B. 
<la8  freie  Umherlaufen  der  Schweine  in  den  Strafsen  einer 
Stadt  wie  Nürnberg  verboten  wird',  und  dafs  wohl  infolge- 
dessen das  Vieh  aus  den  Mauern  der  Stadt  überhaupt  verbannt 
"wird,  so  wird  doch  dio  Stadt  die  Viclnvirlschaft  auf  der  All- 
mende nicht  autgcgehen  haben.  Aber  daneben  hatte  der  Vieii- 
handel  docii  seine  grolse  Bedeutung:  wie  er  immer  notwendig 
gewesen  war^,  so  weist  alles  darauf  hin,  dafs  er  noch  immer 
mehr  zugenommen  hatte. 

Die  Möglichkeiten,  wohlhabend  und  reich  zu  werden,  sind 
also  auch  für  den  Landmann  da;  wie  der  Städter  so  kann 
auch  er  dem  Luxus  frönen;  es  ist  bekannt,  dals  er  darin 
hinter  dem  Stftdter  nielit  zurückgestanden  hat;  aber  nichts 
berechtigt  uns,  in  sittlicher  Entrüstung  ihn  darob  zu  tadeln. 

Wenn  nun  auch  der  Bürger  wie  der  Bauer  reichlich  Ge- 
legenheit fanden,  sich  volkswirtschaftlich  mehr  bethätigen  zu 
können,  die  Zeit  freiester  Entfaltung  ihrer  Kräfte  war  doch 
noch  nicht  gekommen.  Auf  Schritt  und  Tritt  waren  sie  noch 
gebunden ;  der  städtische  Rat  und  die  Landesherren,  sie  griffen 
ordnend  und  zielsetzend  immer  von  neuem  in  ihre  Angelegen- 
heiten ein. 

Das  Prinzip  der  Handelävormundschaft  ist  es,  das  in  den 
Städten  regiert.  Man  weifs,  wie  aufserordeutlich  strenge  Be- 
stimmungen die  einzelnen  Zunftordnungen  bezüglich  der  Art 
und  Weise  der  Arbeit  enthielten ;  die  Rttcksicht  auf  den  Be- 
steller oder  den  Verkäufer  war  der  Anlafs,  die  ahgelieferte 
Ware  genauestens  prfifen  zu  lassen  und,  wenn  sie  solcher 
Prüfung  nicht  standhielt,  sie  zu  vernichten.  Alle  Arbeit  gilt 
als  Amt  im  Interesse  der  Gemeinschaft,  der  der  Einzelne  an- 
gehört, und  nur  wenn  der  Mensch  dieses  Amt  recht  versieht, 
kann  er  florieren.  Der  Zunftgenosse,  der  Bürger  fühlt  sich 
wohl  in  dieser  Abhängigkeit  und  unter  dieser  Kontrolle:  wir 
hören  nichts  dafs  er  sich  darfther  beklagt.  Der  weitere  Blick, 
der  dem  Bilr^  im  Vergleich  mit  dem  Bauern  dieser  Zeit 
eignet,  die  Teilnahme  am  städtischen  Leben,  wo  nicht  gar  ald 


'  Ver^?!.  Kiet8chel  a.  a.  O.  S.  121  f. 

-  V-r^^l.  Gothoin ,  Wirtschaftsposcli.  S.  475.    Dafs  in  Augsburg 
noch  im   !.">.  Jabrii.  die  Bürger  VieU  Imltiu,  beweist  der  Umstand 
(seml  Roth,  Aag8))uigä  Reformations^each.  S.  33),  dafs  1458  die  Geist- 
Jiehkeit  verlangt,  die  BArger  sollten  eioen  Blutzebnten  geben. 
Jausscn,  Gösch,  d.  dtach.  V.  l^i*,  S.  310. 

*  Gothels,  Wirtschaftsgeseh.  S.  475  ff. 
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Mitglied  des  äufserou  liate*,  an  der  Verwaltunp:  der  Stadt  mag 
ihm  daö  Recht  dieaes  Zwangea  klar  gemacht  Imben;  es  kommt 
dazu,  dafs  dieser  Zwang  schou  älteren  Datums  vvar^  die  Zeit 
des  wirtBchafUichen  AbschlusBefl  der  Stttdte  liegt  in  der  Haupt- 
sache vor  der  des  wirtschaftlichen  AbflchlasBes  der  Territorien. 

Es  ist  klar,  dafs  die  Bildung  des  neuen  Staates  auf  die 
wirtschaftlichen  VerhÄltnisse  der  Territorien  von  gröfstem  Ein- 
flüsse gewesen  ist.  Jetzt  erst  wird  daß  Tprrit'jrium  als  eine 
wirtöchaftHche  EinheTt  gefafst  die  Sotiderimercssen  k'UHieu 
nur  soweit  lieriicksichtigiing  Huden  ,  als  sie  den  allgeuieinen 
Interetiisen  nicht  zuwiderlaufen,  sie  müüsen  sich  denen  der 
Allgemeinheit  beugen.   Handelspolitische  Ma&rageln  werden 

fetroffen,  die  einmal  daraufhin  anzwecken,  auf  die  Produktion 
»influfs  zu  gewinnen  und  sie  in  bestimmte  Richtung  zu  lenken 
und  sodann  auf  die  verschiedenartigste  Weise  die  wirtschaft- 
liche Kraft  des  Territnriiniis  zu  heben  und  7m  fordern  und 
sie  gegen  feindliche  Ein  .vii  kiing<m  der  Nachbarn  zu  schützen. 
'  Die  Rechte  der  Gemeinden  an  der  Mark  werden  eingeschränkt. 
Gemeindegüter  werden  von  der  Herrschaft  beansprucht,  um 
anderweitig  nutzbringender  verwandt  zu  werden.  Die  freie 
Benutzung  des  Wassers  wird  genommen:  zur  Hebung  der 
Fischerei  werden  die  fltefsenden  Gewfisser  um  einen  Zins  zur 
Benutzung  an  Fischer  verliehen Vornehmlich  um  den  Holz- 
bestand des  Waldes  zu  schonen,  ..damit  flie  weit  und  holtzor 
nit,  wie  biiaher  gescheen.  so  gar  verliawen,  verwust  und  ver- 
derbt werden"  wird  der  Wald  landesherrlicher  Verwaltung 
unterstellt;  wo  das  nicht  geschieht,  wird  wenigstens  verboten, 
Holz  aus  den  Wäldern  zu  schlagen  oder  gar  zu  verkaufen*; 
von  dem  Nachweise  des  Bedürfnisses  soll  der  Holzbezug  ab- 
hängig gemacht  werden ;  gewisse  Sorten  zu  gebrauchen  wird 
untersagt^.  In  der  freien  Benutzung  der  „Wun  und  Weide* 
werden  die  Bauern  beschränkt;  hier  und  da  mufs  erst  die 
Erlaubnis  dazu  eingeholt  werden,  den  Wald  für  (V\o  Vieh-  und 
Schweinezucht  nutzbar  zu  machen'';  der  grundiierrliche  (irofs- 
betrieb,  der  immer  mehr  aufblüht,  engt  mit  seinen  grofaen 
Herden  die  Gemeinden  mehr  und  mehr  ein®.  Denn  wie  die 
Handels-  und  Wirtschaftspolitik  der  kleinen  Landesherren  des 


>  VergL  Inatna-8temegg  8.  291/2,  378;  Akten  S.  194. 

■'  Aus  einem  Erlafs  für  Krantlidni  und  Ballenbe^  bei  Heerwagen, 
Lage  S  51;  vorgl.  auch  Inama-Stem^g  8.  iSSd^T  Q.  371  ff.,  aaeb 
Jäger,  Kasimir  u.  d.  Bauernkrieg  S.  135. 

»  Vcrgl.  2.  B.  Akten  S.  115  (Kislegg),  S.  2212  (HsiMeiiX 

*  Z.  B.  in  Zeill  (Bamh.);  Nach  Art.  1  ist  neben  dem  EichenhoU 
noch  Buchen-,  Enpen-  und  Birkenholz  verboten. 

*  Z.  B.  in  Memelsdorflf  (Bamb.):  Jeder  soll  Eicheln  and  WUdobst 
für  sein  Vieh  und  die  Schwein»'  schlaffen  dürfen  (Art.  18). 

*  Zahlreich  die  Artikel  der  Baui berger  Bauern  über  -umn&fsiire 
Überlegung  mit  Sdiafherden^.  Vergl.  noch  Korr.  d.  Ulrich  ArtKt  a. 


a  242»  m  247»  m 
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Südwestens  in  dieser  Zeit  noeli  deutlich  die  Zeichen  ihres  Ur- 
sprungs aus  flor  ISphärc  der  grofsen  Grundherrschaft  an  sicli 
trUgt so  lassen  sich  die  Griindherren  durch  die  Kücksieht 
aui  den  Markt  und  seine  liedürhiisse  bestimmen,  gewisse  Be- 
triebe,  die  einheitlich  geregelt  sein  wollen,  selbst  sn  ftbeiw 
nehmen ;  wie  sie  zuweilen '  als  Vermittler  zwischen  Produzent 
und  Konsument  erscheinen,  so  ist  auch  hier,  wie  in  den 
Stlldten,  damit  eine  gewisse  Art  der  Handelsvormundschaft 
gegeben.  Eben  deslialb ,  weil  die  Tuclifabrikation  in  den 
Städten  eine  immt  r  gröfsere  Rolle  spielte,  worden  jmtzt  die 
Schafherden  fort  und  fort  vergröfsert;  viel  mehr  (iie  Rück- 
sicht darauf  als  auf  den  Fleisclikonsum  der  Städte  ist  es  ge- 
wesen, die  dazu  Veranlassung  gab*^.  Noch  in  anderer  Be- 
ziehung ist  der  stttdtisohe  Markt  auf  die  Haltung  der  Landes- 
herren von  EinflnÜs.  Die  Abgaben,  die  die  Bauern  zu  leisten 
haben,  müssen  in  der  Qualität  sich  nach  den  Bedürfnissen  der 
Stadt  richten;  flie  gezinste  Frucht  mufs  Kaufmannsgut  sein*. 
Weil  infolge  der  verfeinerten  Lebensführimg  der  Bürger  die 
Gartenkultur,  der  Wein-  und  der  Hopfenbau  immer  grofseren 
Wert  gewinnen,  behalten  sich  die  Grundherren  möglichst  weit- 

fehende  Rechte  an  dem  Gartenland  und  den  Weinbergen  vor 
ie  Glirtner,  Tor  allem  die  Rebleute^  sind  zumeist  nicnt  Eigner 
des  Grund  und  Bodens,  sondern  Weinlandarbeiter,  die  auf 
fremdem  Besitz  safsen*;  um  den  Betrieb  zu  steigern,  wird 
der  Boden  in  immer  kleinere  Teile  zerschlagen. 

Doch  damit  nicht  genug,  dafs  der  Stant  fiuf  diese  Weise 
(latiir  sorgte,  dafs  alle  seine  wirtseliattlichen  Kräfte  angestrengt 
wurden :  es  läfst  sich  bemerk«  ii,  dals  der  Landesherr  bestrebt 
war,  dazu  noch  den  einzelnen  Betrieb  zu  heben;  er  streckt 
ihm  zu  Meliorationen  Geld  Tor*;  wenn  Naturereignisse  den 
Ertrag  des  Gutes  geschmälert  haben,  auf  den  der  Landeshenv 
vor  allem  in  den  kleinen  Territorien,  angewiesen  war,  so  mag 
der  Vorschufs  dazu  gedient  haben,  den  Bauern  über  ein 
schlimmes  Jahr  hinwegzuhelfen®.   Man  hat  immer  behauptet^ 

^  inama-iSteriiegg  422. 

*  Z.  B.  in  den  ▼orderSsterr.  Gebteten.  Hier  Salzverkanf  nur  dem 

Landschreiber  erlaubt  (Akten  S.  20-)).   Yer^l.  auch  Akten  S.  221. 

'  Vergl.  Inama-fitoniPfTf?  S.  S52  ff.  tthn  lrf'n^^  sind  es  nur  die  kleinen 
Landesherren,  resp.  die  Keicliüritter  in  Franken,  die  solche  Herden 
sieb  zulegen. 

•*  Vergl.  Tnania-Stfmepg  S.  828  f. 

»  Vergl.  Inama-iSternegg  S.  270  u.  381. 

*  Vergl.  Eulenbnrg  a.  a.  O.  S.  91,  Büeher  8.  260. 
V«'rfrl.  Inama-Stornr^^  8.  105  f. 

*  Es  scheint,  dafs  das  in  Schwaben  der  Fall  gewesen  ist.  Die 
Klagen  über  zu  hohe  Beschwerung  der  Güter  {t^o  Akten  S.  125,  162, 
Korr.  X  S.  249,6)  können  wenigstens  recht  gut  damit  erklärt  werden, 
dafs  das  Geld  von  solchen  Jahit  ii  lir-r  noch  abzutraj^on  war,  und  dafs 
das  Gut  infolgedessen  für  das  Jahr  1525  zu  hoch  belastet  erscheint 
Do»eb  können  solche  Klagen  auch  die  Folgen  von  Nstnrereigniasen  des- 

FovMiiiiagwi  Xmi  4»  —  StoU«.  4t 
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dafs  sich  eine  bedeutende  Verschuldung  der  landbebauenden 
Kreise  der  Bevölkcrunp:  nachweisen  lasse;  aus  der  Thatsache, 
da£ä  im  Bauernkriege  hier  und  da,  doch,  wie  zu  betonen  ist, 
durchaus  nicht  überall  *,  Klagen  Ober  zu  hohe  Belastung  der 
Güter  mit  Gilten  und  Kenten  laut  werden,  bat  man  öchliefsen 
zu  müssen  geglaubt,  dafe  die  Bauern  in  die  drOckendste  Ab- 
hängigkeit Ton  dem  städtischen  Kapital  gekommen  seien;  es 
ist  höchst  wanderbar  und  für  die  Art  der  Arbeiten  zur  Vor- 
geschichte des  Bauernkrieges  sehr  charakteristisch,  dafs  noch 
nie  die  Frage  aufg^eworfen,  f^esehweige  denn  beantwortet  wor- 
den ist.  ob  nur  das  stüdtisclie  Kapital  oder  nicht  vielmehr 
aucli  der  Grinidlierr,  vielleicht  sogar  dieser  allein,  der  GlMti- 
biger  des  Bauern  geworden  ist-.  Dais  die  Frage  ihre  grufrie 
Wichtigkeit  hat,  leuchtet  ein:  da  wir  kaum  werden  genauer 
feststellen  können,  ob  die  Verschuldung  eine  bedeutende  ge- 
wesen ist  —  die  Artikel  der  Bauern  können  ihrer  Natur  nach 
einen  Anhalt  dafür  nicht  geben  — ,  so  würden  wir  aus  der 
Beantwortung  dieser  Frage  einen  Kückschlufs  auf  die  Höhe 
wagen  können;  denn  ps  lüf^t  s<<']f  niclit  d'Mikon,  dafs  der 
Landesherr  eine  Verschuldung  zugegeL)eii  ljab<)n  .sollt<\  die.  die 
wirtschaftliche  Leistnngsfalu^keit  seiner  Untertliaiu'u  auf  die 
Dauer  herabgemindert  hätte;  zumal  seit  dem  15.  Jalirhundert 
das  Verbot,  Zinsen  2u  nehmen,  aufgehoben  war*,  das  ihn  su 
PräservattTraafsregeln  zwingen  mufste.  In  der  That  spricht 
alles  da;j:(  gen,  daCs  jene  Behauptung  richtig  ist,  und  daCs  die 
Städte  in  einem  dem  Landesherrn  fViiidlichen  Sinne  die  Bauern 
ausgewnehert  haben.  Einmal  ist  auch  nicht  der  Schatten  eines 
Beweises  für  die  Richtigkeit  der  Behauptung  beigebracht  worden, 
I'od  sodann  sind  aus  den  verschiedensten  Territorien  Siidwest- 
deutäschlandü  niclit  nur  Beätinunungen  bekannt  wie  die,  dafs 
alle  Kontrakte,  überhaupt  alle  Veränderungen,  die  mit  der 
Substanz  des  Gutes  vorgenommen  werden,  der  Kognition  der 
Gerichte  unterbreitet  werden  müssen,  die  dann  die  Erlaubnis 
zur  Aufnahme  von  Gilten,  von  Überzinsen  nicht  allzu  leicht 

selben  Jnhrp8  sein,  otwa  des  Hagels,  der  bekanntlich  als  o'm  Anlafä 
zum  Auäbrucli  des  BHuerukrioges  auzuiuhren  ist;  Klagen  über  zu  geringe 
Berücksichtigung  solcher  Ereignisse  sind  hiafig. 

'  Ifh  .^t<  liier  die  Artikel  ziisammen,  die  fleh  unzweifelbaft 
darauf  bczieheu  lassen.  Sehr  selten  ündet  sich  ein  Artikel  darüber  in 
Schwaben;  soviel  ich  sehe,  IflTst  eich  hier  nnr  der  nennte  Artikel  der 
Rappcrswciler  ßaucru  (dorli  wo  lifgt  TvappiTswcil  ?)  aiifuhrrn  [Ulrich 
Artzt  X,  S.  254]:  daH*  liinfüro  kain  zins  mer  gegeben  werden  soll 
änderst  dann  von  zwaintzigen  ain,  auch  darmit  ablösen.  Sehr  bftnfi|^ 
sind  die  Klagen  über  die  Unmöglichkeit,  Erbzinsen  nml  gekaufte  Zinsen, 
-u  ie  sie  wollen,  absulitoen,  in  Bamberg.  VeigL  anch  Fries  II*  8.  199 
(Meiningen). 

Gewöhnlich  hängt  die  Vorstellung,  dafs  nnr  städtisi  her  Kredit 
dem  Bauern  zu  Meliorationt^n  zngänglien  gewesen  sei«  mit  der  andern 
von  der  völligen  Verarmung  dca  Adels  xusammen« 

*  Vergl.  Schmoller,  Nationalökonoin.  Ansiehten  8.  5$6w 
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gahoTi  oder  doch  für  l)alflj2^e  Rück/fibhinp^  de:^  Kapitals  Sorge 
traj^en  mufsten     sondern  auch  generelle  Verbote  des  Renten- 
kaufs und  vor  allem  der  anentgeltlichen  Errichtung  von  ewigen 
Zinsen^,    ich  denke,  dals  diese  Verbote  und  diese  obrigkeit- 
Keke  Kegcluug  «IIm  Kreditvodcehn  genugsam  beweisen,  dals  ; 
Yon  einer  ttbenniUngeii  Venchnldung  und  einer  Venchtudimg  j 
an  daa  stHdtische  Kapital  allein  nicht  die  Rede  sein  kann ;  I 
ebenso  wie  die  Stadt  wird  der  Grundherr  dem  Bauern  Vor-  i 
Schüsse  gegeben  haben ' ;  wir  haben  dafür  auch  einen  positiven 
Hinweis  in  der  Thatsache,  dnf'^   in  allen  den  Gebieten,  in 
denen  wir  von  einer  Verschuldung  des  Bauern  überhaupt 
hören,  die  Unterthanen  sich  eben  an  die  Landesherren  mit 
der  Bitte  gewandt  haben,  sie  „der  zinsen  und  der  hauptsumme 
SU  entledigen*^  ^;  welchen  Sinn  wflrde  solche  Bitte  wohl  haben, 
wenn  die  Landesherren  nicht  die  GUubiger  der  Bauern  wärenl 
Wie  die  Klöster  und  Stifter  im  ganzen  Mittelalter  mit  be- 
sonderer Vorliebe  ihr  Geld  dazu  verwendet  haben,  die  Landes- 
kultur zu  heben  und  zu  f^>rdorn,  so  gehen  jetzt  al^^o  auch  die 
anderen  Grundherren,  die  Stildte  und  die  Landesherren,  darauf 
ein:  der  bäuerlichen  Produktion  fliefsen  immer  neue  Mittel  zu. 

Wenn  der  Landesherr  darauf  bedacht  war,  sein  Land  in 
wirtschaftlicher  Beaiehung  immer  mehr  zu  kräftigen,  so  mufete 
er  auch  andererseits  da&r  Sorge  tragen,  dals  seine  Unter- 
thanen gegen  die  nachteiligen  Folgen  der  neuen  wirtschaflk- 
lichen  Verhältnisse,  soweit  es  anging,  geschtttat  worden. 
Nicht  nur,  dafs  auf  die  uns  bekannte  Weise  einer  stärkeren 
Verschuldung  vorgebeugt  wurde,  nicht  nur,  dals  die  Landes- 
herren wie  die  Reichsstände  überhaupt  infolge  der  Anregung 
des  Reichstags  von  1500  die  Rechtsverbindlichkeit  wucherischer 
Geschäfte  und  Verträge  aufheben'^,  wie  es  scheint,  vornehm- 


»  Vergl.  Akten  S.  115  (Ki?legg),  S.  193  (Stühlingon).  Vergl.  auch 
Schmoll  r.  Aiisiolit.  il  S.  581,  Baumann.  Allgäu  II.  S.  633  u.  657.  In 
Salzburg  wurden  alle  Kauf-  und  Schuldbriefe  und  alle  Bauenigüter 
berAhrenden  Verträge  durch  die  Grundherrschafteii  aasorefertigt  (Pichls 
«.  a.  O.  S.  331). 

*  Vergl.  Inania-Stemegg  8.  406  f. 

*  Ob  die  Juden  die  Bauern  ausgewuchert  haben,  ist  sehr  fraglich. 
Abgesehen  davon,  dafs  sich  die  Bauern  1525  nur  höchst  selten  gegen 
die  Juden  äufscm,  fiiulf  Ith  auch  sonst  dafür  keinen  Anhalt;  es  ist 
noch  zu  untersuchen,  ob  überhaupt  die  Juden,  die  jetzt  überall  ver- 
trieben wurden ,  sehr  verbreitet  gewesen  sind  in  Südwcstdeut.schland. 
Vergl.  Hterwagen  S.  Ulf.,  vergl.  auch  zu  dem  Verhältnis  /wischen 
Juden  uud  Laudesherm  Uothein,  Wirtächaftaeesch.  S.  470  f.  Dafa  die 
Bauern  dadurch  in  Schuld  geraten  seien,  dafs  sie  auf  bevorstehende 
Ernten  Geld  aufnahmen,  ist  unbewiesen.  Beispiele  für  .solche  Geld- 
auÄiahmen  nicht  vor  ISdO.  YergL  M.  Kitter,  Gesc^.  d.  Gegenrefonn.  1, 
S.  47. 

*  So  in  Bamberg,  z.  B.  Hemmelsdorf,  Boxdorf,  Petstadt;  vetgU 

anch  Korr.  X,  S.  2'A. 

^  Vergl.  Vogt,  Vorgescb.  des  Bauernkrieges  S.  26,  auch  Hoerwagen 
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lieh  in  den  kleineren  Territorien,  werden  Luxusgesetze  er- 
lassen, die  den  zu  grofsen  Aufwand  verbieten.  Sn  hedrobt 
eine  Verfügung  der  Herren  von  Schellenberg  das  ..Borgen" 
eines  „lindischen  Tuches"  mit  Strafe^;  eine  Verordnung  der 
Grafen  von  Wertheim  verlangt  die  Einschränkung  der  Zahl 
der  Hocbseitsgäste,  eine  andere  geht  gegen  das  Obermäfsige 
Zechen  vor';  wenn  wir  bemerken,  dafs  .bei  der  Einschlltzung 
der  bäuerlichen  Güter  nach  dem  Bauernkriege  in  Schwaben* 
jede  Taxation  von  Mobilien  fehlt,  die  anderswo  eine  Rolle 
spielt,  so  weist  das  wohl  darauf  hin,  dafs  einmal  die  Mobilien 
k feinen  grofsen  Wert  besessen  haben,  und  sodann  dafs,  wenn 
Luxusgesetze  Uberhaupt  hier  überall  notwendig  gewesen  sind, 
sie  den  gewünschten  Erfolg  jedenfalls  gehabt  haben.  Aber 
solche  Luxusgesetze  wurden  nicht  ttberul  erlassen:  in  Bant* 
borg  z.  B.,  wo,  wie  wir  zu  bemerken  glaubten,  der  Baaer 
selbst  als  Verkäufer  Utndlicher  Produkte  auf  den  Markt  kun, 
finden  wir  den  Luxus  unter  den  Bauern  weit  verbreitet;  in 
den  zrthlreichen  Listen,  die  übf^-  das  Vermögen  der  aus- 
getretenen Batioin  aufjgestellt  wunlrn,  werden  Luxusartikel, 
wie  das  „liiidibche  Tucll*.  dessen  \\  ert  oft  auf  6 — 5  Gulden 
angegeben  wird,  häutig  angeführt.  — 

Das  Leben  des  Banem  ist  uns  nun  auch  nach  der  ma- 
teriellen Seite  hin  bekannt  geworden.  Es  hat  sich  nicht  ver- 
schlechtert ;  dem  allgemeinen  Urteil,  das  dahin  g<  lit,  können 
wir  uns  nicht  ansebiiefsen;  die  Lage  des  Bauern  ist  im  Gegon* 
teil  eine  bessere  geworden.  Noch  fort^välircnd  wuchs  seine 
volkswirtschaftliche  Bedeutung;  wer  EinÜuli»  hatte  auf  den 
Bauern,  suchte  sie  noch  zu  heben. 

Aber  während  der  Bauer  also  im  Fortschreiten  begrideu 
war,  fühlte  er  die  Bande,  mit  denen  er  gebunden  war,  |)löts- 
lieh  schärfer  angezogen.  Nicht  nur  dafs  die  Abgaben  jedes 
Einzelnen  stiegen,  daf^s  neue  Leistungen  von  den  Einzelnen 
gefordert  wurden,  auch  die  Bauernschaft  als  Ganses,  die  Dorf- 
gemeinde sah  sich  neuen  Ansprüchen  gegenüber  und  in  alten 
Rocliton  beschr.nnkt;  alle  Klassen  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
fühlten  sich  angegriffen. 

Es  ist  nur  iiatiirlioh,  dafs  sie  die  Berechtigung  solcher 
Ansprüche  und  solclien  Vorgehens  nicht  begriffen.  Wenn  ia 
den  Bewohnern  des  Landes  im  Vergleich  mit  den  Bewohnern 
der  Stadt  Oberhaupt  und  vor  allem  in  den  Zeiten  natural- 
wirtschaftlicher Gebundenheit»  ein  geringeres  StaatBgeftthl  lebt^ 
wenn  sein  Gesichtskreis  nur  selten  ein  weiterer  ist,  so  konnte 
er  darin  nur  Akte  der  Willkür  und  d»*s  Eigennutzes  sehen ; 
die  politischen  Verhältnisse  in  der  Form,  in  der  sie  sich  hier 

1  Akt. '11  S.  211. 

*  Vcrgl.  iicerwageu  S.  112/ 3. 

*  Vergl.  Akten  S.  861^77. 
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im  Südwesten  eben  jetzt  entwiokeit  hatten,  mufelen  üm  zum 
Widerspruch  veranlassen.  vi 

War  so  eine  gewisse  Gtthrung  schon  vorhanden,  die  des 
öfteren  zum  Ausbruch  gelangte,  den  tieferen  Antrieb  und  das 
Ziel  gaben  der  Bewegung  erst  die  religiösen,  die  kirchlichen 
Verliältiiisse.  Indem  die  Theolop^en  die  Existenzberechtigung 
bestehender  kirchlicher  Institute  bestritten  und  die  Grundlage 
der  allgemeinen  Überzeugung  aufs  nachhaltigste  erschtttterten, 
kamen  sie  der  populären  Bewegung  entgegen:  n»n  weifs,  dals 
mit  dem  Evangelium  die  Bauern  die  Berechtigung  ihrer 
Forderungen  haben  erweisen  wollen. 

Es  ist  notwendig  und  zum  Verständnis  des  Bauernkrieges 
unumgänglich,  dafs  wir  noch  der  kirchlichen  Verhaltnisse  in 
Südwestdeutschland  gedenken,  wie  sie  vor  der  Retormaüons- 
seit  waren. 
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Viertes  Kapitel. 


Kireho  und  Staat  in  SUdweatdeutscManil  vor  1525. 


Für  das  Verhältnis  Ton  Kirche  und  Staat  ist  das  15.  Jahr- 
hundert von  höchster  Bedeutuni?.  Jetzt,  da  das  alte  imperium 
immer  mehr  zerfttllt,  da  die  Vogteigewalt  des  Kaisers  immer 
schwächer  wird  und  die  neue  Staatenwelt  sich  heranbildet, 
sieht  sich  die  römische  Kirche  gezwungen,  ganz  neuen  Ver- 
hältnissen gegenüber  Stellung  zu  nehmen.    Wir  bemerkten 


in  die  kirchlichen  Angelegenheiten  Deutschlands  entscheidend 

einzugreifen;  das  Recht  der  einzelnen  Diözesen,  deren  geist- 
liche Interessen  der  Adel  im  Domkapitel  vertritt,  sich  ihr 
geistliches  Olierhaupt  selbst  zu  wühlen,  ist  jetzt  durchaus 
gesichert.  Die  <  inzehien  Bistümer  und  Abteien  werden  j(  tzt, 
da  ihnen  gegenüber  die  weltlichen  Gebiete  sich  zum  Staiiie 
zusammenschliefsen ,  gezwungen,  auch  ihrerseits  weltlichen 
Interessen  nachzugehen;  so  wenig  das  mit  dem  geistlichen 
Amt  Tertrttglich  war,  man  kann  sagen,  dafs  ihr  Orandbesits 
sie  dazu  nötigte.  Nicht  überall  war  das  der  Fall:  in  den 
grofsen  Territorien  des  Kolonisationsgebietes  werden  die 
Bistümer  und  Abteien  von  den  Landesherren  in  weitestgehender 
Weise  beeintiulst;  der  geistliche  Charakter  kann  hier,  wo  die 
Vogteigewalt  stiirker  entwickelt  ist,  besser  gewahrt  werden. 
Aber  im  altbetiiedelten  Gebiete,  im  Nordwesten  früher,  im 
Südwesten  spttter,  bilden  sich  eben  jetzt  aus  den  Diözesen 
geistliche  Staaten:  da  sie  am  Reichsoberhaupte  nicht  mehr 
genügenden  Schutz  finden,  so  müssen  sie  sich  selbst  zu  schtttaea 
suchen.  Im  Nordwesten  kommt  die  Sitte  auf,  die  jüngeren 
Söhne  der  mächtigeren  Häuser  zu  den  geistlichen  Würden  zu 
wählen  :  dus  Interesse  der  geistlielien  Territorien  wird  dadurch 
mit  dem  der  weltlichen  enger  verknüpft.  Im  Südwesten  aber 
blieben  die  geistlichen  Staaten  ganz  auf  sicli  gestellt :  hier,  wo 
der  Reichsntterstand  im  Domkapitel  die  Hauptrolle  spielte, 
und  wo  er  noch  die  Tornehmste  militärische  Stütze  war.  finden 
wir  nicht  die  Söhne  der  gröfseren  Fürstenhäuser  als  Bischöfe 
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oder -Äbte  vor;  die  sUdwestdeutschen  geistlichen  Territorien 
-ordnen  sich  der  Staatenwelt,  die  hier  entsteht,  ab  in  jeder 
Beiiehun^  selbständige  politische  Gemeinwesen  ein. 

f]s  konnte  nicht  ausbleiben ,  dafs  das  zu  den  wider- 
wärtigsten Verhftltnissen  zwischen  den  weltlichen  und  geist- 
lichen Territorien  führte.  Denn,  wie  die  geistliche  iie^iei  uug 
der  Bischöfe  nnd  Äbte  eine  umfangreichere  war,  als  ihre 
weltliche  y  wie  die  welütchen  Herren  sich  eine  Vogteigewalt 
über  Klöster  erhalten  oder  erst  erworben  hatten,  so  griff  der 
geistliche  Herr  in  die  inneren  Angelegenheiten  seiner  welt- 
lielien  Xaehharn  ein.  Man  kennt  die  immer  erneuten  Klagen 
über  die  i^''fMstliche  Gerichtsbarkeit,  darüber,  dafs  sie  sit  Ii  aus- 
dehnt: es  braucht  nur  daran  erinnert  zu  werden,  um  .soturt 
Klarheit  darüber  zu  schaffen,  wie  gespannt  sich  das  Verhältnis 
zwischen  Staat  und  Kirche  vor  der  Reformation  gestaltet 
hatte. 

„Bei  dem  engen  Zusammenhange  geistlicher  nnd  welt- 
licher Dinge  fochten  unter  diesen  Verhältnissen  die  weltlichen 
Herrschaften  einfach  nm  ihre  Existenz,  wenn  sie  sich  gegen 
kirchliche  Ubergriffe  möglichst  sicherzustellen  sn  hten"  ^ 
Es  ist  bekannt,  dafs  im  15.  Jahrhundert  die  Landesherren 
das  Beispiel  der  Städte  nachahmen  und  den  Vermögenserwerb 
der  Kirche  einschränken;  keine  Pfarren  werden  mehr  den 
Stiftern  oder  Kl<)8tern  inkorporiert;  Aber  die  Pfarren,  die  noch 
neu  gegründet  werden,  behalten  sich  Städte  wie  Landesherren 
das  jus  patronatus  vor;  wenn  es  in  den  Klöstern  2tt  arg  her- 
geht, 80  schreiten  sie  wohl  dagegen  ein;  dem  Bestreben  der 
Klöster,  das  EiTikoinnipn  der  Vikare  zu  schmälern  und  das 
erlaubte  Minimum  der  congrua  noch  herabzusetzen,  wider- 
setzen sie  sich,  wo  es  ^eht.  Die  Ans.itze  zu  einem  Landes- 
kirchentum  waren  auch  in  diesen  kleinen  Staaten  gegeben. 

Die  Reformationaseit  kam ;  man  weifs,  dafs  sie  die  Landes- 
kirchen erst  recht  fest  fundiert  hat.  Die  lutherische  Lehrer 
von  der  allgemeinen  Priesterschaft  der  Gläubigen,  die  Angriffe! 
^es  Reformators  auf  den  Character  indelebilis  der  Geistlichkeit 
mufstcn  dem  Bestreben  d^T  Landesherren,  auch  auf  geistlichem 
Gebiete  die  Obrigkeit  iiir  ihre  riiteithanen  zu  sein,  ebenso 
forderlich  sein  wie  die  prinzi]>ic]!i'ii  Bedenken,  die  gegen  dfis 
!M()nchtum  als  eine  Institution  der  Kirche  Christi  erhoben 
wurden.  Überall  ergeben  sich  so  neue  Streitpunkte  zwischen 
«Staat  und  Kirche:  die  Kirche  ward  in  ihrem  Grunde  an- 
gegriffen; den  Landesherren  mufste  das  zu  ^ute  kommen. 

In  der  Opposition  gegen  die  Klöster,  m  dem  Wunsche, 
sie  zu  beseitigen,  treffen  die  Landesherren  mit  ihren  Unter- 
thanen  zusammen. 


<  M.  Lehmann,  Preiin^on  und  die  katholische  Kirche.  Bd.  1,  S.  19, 
über  die  niederrheini^clien  Verhiiltnisse. 
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Es  iät  nicht  nötig,  die  sittlichen  Verhältniäöe  in  den  Klöäteru 
ids  Giund  für  die  Haltung  der  Baaern  ihnen  gegenüber  an- 
BofÜhren.  Wenn  auch  die  Vorwurfe  gegen  die  Sittenverderb- 

nia  der  l^Iöiiche  und  Nonnen  in  vielen  Fällen  zutrafen,  so 
waren  doch  jene  Reformen  im  Geiste  der  Bursfelder  Kon- 
gregation auch  hier  getroffen  werden^;  das  Leben  war  auch 
hier  ein  besseres  geworden.  Das  war  es  also  im  allgemeinen 
nicht,  was  die  Bauern  gegen  die  Klöster  eimialim.  Vielmehr 
war  es  die  Eigenschaft  des  Klosters  als  Grundbcüitzers,  die 
Abhängigkeit  der  Pfarrer  ron  den  Klöstern,  die  den  Un- 
willen der  Bauern  in  steigendem  Hafse  errejgte.  Kirgenda 
vielleicht  war  der  Vorwurf  der  Yerweldichang,  den  man  dem 
Klerus  dieser  Zeit  überhaupt  machte,  berechtigter,  als  dieser 
Institution  der  Kirche  gegenüber.  Die  Kapitel  und  die  Stifter 
bildeten  sich  zur  obersten  ;^^("5stlichen  Behörde  in  der  Diözese 
oder  der  Parochie  aus:  wenn  sie  auch  ihre  Mitglieder  nicht 
mehr  zur  eigenen  Ausübung  der  Seelsorge  anhielten,  so  hatten 
sie  doch  einen  anderen  Zweck  zu  erfüllen.  Den  Klöstern 
gegenüber  suchte  man  vergeblich  einen  Zwedc  ihrer  Ezistens 
herauszufinden;  sie  waren  alte  historische  Einrichtungen  der 
Kirche,  die  das  Recht  anf  das  Dasein  verloren  hatten;  man 
suchte  sie  zu  Stiftern  umzubilden;  die  Thatsache,  dafs  auch 
sie  eine  Reihe  von  Pfarren  zu  besetzen  hatten,  legte  das  nriho ; 
aber  nicht  überall  ging  es :  weltliche  und  geistliche  Intere-ssea 
kamen  bei  dieser  Frage  in  Widerstreit.  So  blieben  denn  eine 
Menge  Klöster  in  ihren  alten  Formen  bestehen:  wenn  auch 
die  Konventaalen  oft  selbst  als  Pfarrer  das  Wort  Gottes  ver- 
kündigten, es  geschah  nicht  überall;  die  Antipathie  g^en  di» 
Klöster  wuchs.  Und  sie  wuchs  in  dem  Grade,  in  dem  sie 
angegriffen  wurden.  Die  Frage  nach  dem  allgemeinen  Nutzen 
ward  von  den  Reformatoren  verneint;  Mönche  entfernten  sieh 
aus  den  Klöstern,  um  von  nun  an  gegen  sie  zu  eifern;  die 
Pfarrer,  die  von  den  Klöstern  eingesetzt  und  schlecht  besoldet 
waren,  nahmen  ebeut'alls  gegen  sie  Partei^  da  die  Klöster 
immer  die  Absetabarkeit  der  Pfarrvikare  auch  gegen  den 
Wunsck  der  Bischöfe  dnrchgesetat  hatten',  so  sahen  jene  sich 
in  ihrer  Kxistenz  bedroht;  eine  allgemeine  Erregung  kam 
durch  die  Pfarvgeistlichkeit  in  die  Hassen.  Die  Klöster,  von 
zwei  Seiten  angegriffen  und  von  ihrer  geistlichen  Obrigkeit 
schlecht  unterstützt,  raufstcn  aus  dem  Triebe,  sich  sell)st  zu 
erhalten,  heraus  die  Freiheit  des  göttlichen  Wortes  unterdrücken. 
Es  ist  klar,  wozu  das  führen  mufste.  Diese  Unterdrückung 
des  Evangeliums,  das  eben  jetzt  den  Laien  wieder  zugebracht 
war,  mnfste  für  den  Zttndstoff»  der  überall  gespeichert  lag,  der 
Funke  sein. 


»  Vergl.  Baomanu,  Gesch.  des  Allgiiu  II,  S.  864^ 
*  Vergl  Baumaan,  Allgäu  II,  S.  461  f. 
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Wir  selieu,  wie  dor  Baueriikrieg  sich  vorbereitet,  wie  er 
heraaaaht.  Auch  die  Herren  selbst  merkten  das  Kahen  des 
Stnniis;  aber  den  elementaren  Gewalten,  die  sich  hier  äufsem 
sollten,  standen  sie  machtlos  gegenüber:  sie  wufsten  nicht,  wie 
Ihnen  begegnen.  Wir  hören ,  wie  man  im  Reichstag  darum 
sorgt,  daß  ein  Aufruhr  atatttinden  werde:  man  weifs,  dafs  man 
ihm  vorzubeugen  die  Pfarrer  nicht  angreifen  dürfe;  oftmals 
hat  Planitz  darüber  an  seinen  Herrn  geschrieben.  Aber  wie 
wollte  man  das  verhindern?  Es  war  nicht  möglich,  eine 
Einigkeit  im  lieiche  zu  erzielen:  die  Interessen  der  Hierarchie, 
der  G^sdichkeit,  wie  sie  in  Deutschland  konstitoiert  war, 
mufsten  dem  entgegenwirken,  dafs  die  neue  Meinung  weiter 
um  sieh  greife.  Ab  sich  die  angegriffene  Kirche  wieder  auf 
sich  reihst  besann,  als  sie  wieder  festen  Fufs  zu  fassen  anfing, 
bracli  der  Bauernkrieg  aus. 
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Vorwort 


Die  grofsen  Umwälmiiigen  im  Verkehrswesen  des  neun- 
zehnten Jahrhunderts  wurden  durch  die  Ausdehnung  der 

Schiffahrt  auf  den  Binnen wasserstrafsen  stark  beeinflufst. 
Der  Rhoin  stand  dabei  namentlicli  zu  Beginn  der  neuen 
Entwicklung  im  Vordorgrund  des  Interesses.  Der  »leutschen 
Str"  ine  Krtnig  war  dt  r  Gegenstand  des  ersten  Flufsscliiftahrts- 
vertrags,  über  den  ^ich  die  Kabinette  der  Grofsmächte  einigten, 
er  ist  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch  in  der  Folge 
Typus  und  Vorbild  der  Verkehrsentfaltung  auf  den  Übrigen 
Wasseradern  geblieben.  Ich  habe  yersucht.  das  Wirken  all 
der  Terschiedenartigen  Kräfte  zu  zeigen,  die  das  langsame, 
aber  immer  stetigere  Erblühen  der  Ivheinscliiffahrt  seit  ({er 
Wende  des  18.  zum  19.  Jahrhunderts  h;dd  fördernd,  l)ald 
hemmend  heeinflufsten.  Der  Naeiidruek  mufste  da])ei  auf  die 
rechtli(  h-  II  und  wii  tecliaftlichen  Urdaciien  der  Bewegung  gelegt 
werden,  neben  denen  jedocli  auch  die  Fortschritte  der  Technik, 
mit  deren  Hilfe  der  Mensch  die  Natur  meistern  lernte,  auf- 
merksame Würdigung  fanden. 

Von  gedruckten  Materialien  sind  fUr  die  Arbeit  diplo- 
matische Aktenstücke,  Flug-  und  Streitschriften  der  ITandelsver- 
tretun^ren,  Jahresbericlitf^  'in/elner  Schiffahrtsunternehniun^^en 
in  Frage  gekommen,  In  > micrs  aber  die  zahlreichen  Abiiand- 
lungen  aus  der  Feder  saciikundiger,  wenn  auch  nicht  immer 
vorurteilsloser  Beamter  der  verschiedenen  Rheinschiffahrts- 
▼erwaltungen.  Für  die  Jahre  seit  E^lafs  der  Akte  von  1831 
lieferten  die  regelmäfsig  ausg<  gebenen  Berichte  der  Centrai- 
kommission schätzenswerte,  leider  des  Öfteren  lückenhafte 
Kachrieliten  Von  ungedruckten  Quellen  wurden  die  Akton- 
bestilnde  des  Stadt;uThivs  und  der  ITandelakammer  zu  Mainz, 
über  deren  Umfang  und  Inhalt  ich  niiili  gelegentlicii  des 
Verz'ielinisses  der  Abkürzuii^^en  ;uisi;(\s|irochen  habe,  aus- 
giebig benutzt.  Alierdings  wird,  int'olge  des  Verwertens  der 
letztgenannten  Quellen,  Mainz,  daneben  Köln  und  der  Mittel- 
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rhein  zeitwpisp  in  den  Vordergrunrl  der  DarÄtelhmg  gerückt. 
Doch  erscheint  dies  auch  sachlich  durcfi  nis-  ;lcc rechtfertigt. 
Während  die  Stromgestaltung  des  Niederrheiiis  aufser  der 
eigentlichen  Flufsbefahrung  die  Ausbildung  eines  unmittel- 
baren Seeverkehrs  erlaubt,  während  auf  der  Strecke  ober- 
halb Mainz  die  Tiefenverhältnisse  der  Fahrrinne  nur  die  Ver- 
wendung kleinerer  Schiffe  gestatten ,  steht  der  Mittelrhein 
von  Köm  bis  Mainz  uneingeschränkt  und  auBSchlieCsHch  der 
grofsen  Flufsschiffahrt  offen.  In  unermüdeter  Anstrengung 
waren  seine  l»eirlen  Umschlagsplätze  bemüht,  die  in  ^^er  natür- 
lichen Bescliatienheit  ihrer  Lage  begrtindete,  durch  obrig- 
keitliche Privilegien  hetestigte  Stapelgerechtigkeit  geg**n 
modernere  Verkelirsauilaäbungen  zu  verteidigen.  Das  Auf- 
geben der  überkommenen  Betriebsweise,  die  Wandlungen  der 
Beruftorganisationen  lassen  sich  hei  ihnen ,  dem  Sitz  alter  Schiffer- 
zUnfte  und  der  seit  der  napoleonischen  Zeit  ins  Leben  gerufenen 
rheinischen  Gilden,  genau  verfolgen.  liire  Bewohner  sind  bei 
den  Anfängen  der  Grolsunternelimnngen  für  Personenscliifrahrt 
am  meisten  beteiligt  gewesen.  Vollends  Mainz  bliel)  Viis  tief  ins 
19.  Jahrhundert  als  Versammlungsort  der  Obernien  Rhein- 
schiffahrtsbehörde der  Mittelpunkt  der  Gesetzgebung  für  Rhein- 
schi iTahrtöangelegenheiten  und  wurde  erst  später  durcli  Mann- 
heim aus  dieser  Stellung  verdrängt. 

Ein  nach  jeder  Richtung  erschöpfendes  Bild  des  Rhein- 
verkehrs im  19.  Jahrhundert  zu  bieten ,  war  unmöglich;  ein 
solches  wird  sich  erst  nach  einer  Jahrzehnte  heischenden  Durch- 
forschung der  Archive  aller  rli^-inischen  Handelsccntren  geben 
lassen.  Ich  konnte  nur  ilin  W  unsch  hegen,  die  verschiedenen 
Knlwickluugsstufen  der  lilicinschiffahrt  richtig  vorzuzeichnen 
und  in  einer  Reilie  innerlich  zusammenhängender  Einzelstudien 
deren  wechselnde  EIrscheinungsformen  festauhaltea. 

Ich  darf  die  Arbeit  nicht  schh'efsen,  ohne  Herrn  Prof. 
Dr.  Gustav  Schmoller  wttrmstens  zu  danken  für  Rat  und  An- 
regung, die  er  mir  während  des  Entstehens  der  vorliegenden 
Untersucluingen  wiederholt  zu  teil  werden  liefs.  Danken 
möchte  ich  an  dieser  Stelle  auch  den  Herren  der  Mainzer 
Stadtbibiiotiiek ,  insbesondere  Herrn  Prof.  Dr.  Velke  und 
Dr.  Heidenheimer,  sowie  dem  Sekretär  der  Mainzer  Handels- 
kammer, Herrn  P.  Meesmann,  die  mir  die  Benutzung  der 
einschlagenden  Litteratnr  und  ungedruckten  Quellen  wesentlich 
erleichterten. 

Mainz,  den  2ü.  Uktober  1900. 

Christian  Eckert. 
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trag. Zu.«*tän<ligkeitsstreit  zwischen  der  Octroivt  r\^  .iltung  und  den 
Mainzer  (^»rtsbeiiörden  S.  70.  —  F.init^nntr  über  den  Entwurf  eines 
neuen  la-^^ lernen t.^  für  die  Dili^-^cnccntulirten  S.  70.  —  Neue  Streit- 
punkte. Stellung  der  Mainzer  J  lai Kielskammer  zu  den  Zwi.'*tig- 
keiten  S.  71.  —  Innere  Grund*'  der  Wirroii  und  Si  liwierigkeiten 
bei  Gründung  der  ersten  Sehiffahrtsunteruehmungen  S,  72.  —  Die 
Blockade  von  Mainz  und  ihre  Folgen  ftir  die  Entwicklung  der 
DiliiTi  Tici  iifalirten  S.  78  —  Reinpcwlmi  d«>r  DiHgeneenuntcrnehmung 
in  der  ersten  Zeit  ihre*?  Bestelu^ns  S.  73.  —  Heranziehung  der 
Schificr  zu  Militärtransporteu  S.  74. 


Zweiter  Abschnitt 

Vom  Wiener  KongrefB  bis  zur  Rhein- 

sehilDahrtsakte  77 

Erstes  Kapitel. 

§  7.    Der  Wiener  Kongrefs  und  j^emu   Beschlüsse ....  79 

Einstweilige  Vnrwalninff  der  Rhein^ichitluhrt  in  der  Zeit 
der  Freiheit.skriege  S.  79.  —  Artikel  V  (h's  ersten  Paris«'r  Frie- 
den«  !\\-  ( Truiidl.i;:  '  der  Wiener  \'''rli;iii<llun^'en  über  Heifelnnu' 
der  Flul>fchirtahrt  jS.  79.  —  Bildung  eines  Ausschüsse»  zur  Be- 
ratong  der  Schtflahrtflangelf^genheiten  S.  HO.  —  Reginn  der  Ver- 
handlungen. Verdien*»!«'  Wilhelm  von  HnmboldfH  um  die  Fr»rde* 
run^  der  <re?te|lten  Auf<r">ben  80.  —  Dalbergs  Entwurf  eines 
Schiffahrtareglement^  S.  .s2.  —  Der  Streit  um  das  Ünischlag.-^recht 
S.  82.  —  Anstrengungen  von  Köln  und  Mains,  um  dessen  Bei- 
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behaltunp  tlnrchzusetzen  S.  82.  —  Broschüren  für  und  wi(l«r  den 
Stapel;  ihre  Tendenz  und  ihr  Inhalt  b3.  —  Die  Mainzer  Depu- 
tation zu  Wien  und  ihre  Bericlite  Ar  die  Heimat  R.  85.  —  uber- 
rt'ichunf^  <lcr  Mainzer  und  Frankfurter  Stanelschriftiii  an  die 
Kongreßmitglieder  S.  85.  —  Die  Mainzer  Aogesandten  und  der 
Syndikus  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.  entwickeln  ihre  Gedanken 
über  das  Umschiagsrecht  vor  der  Schiffahrtskommission  S.  86.  ^ — 
Schwankeiulf  Haltung  des  (Jeneraldirektors  Eichhoff  S.  87.  —  Ein- 
mutiger Besch  Ulfs  der  Kommission  betreffs  Beseitigung  des  Um- 
schlaisre  in  den  StAtionsstädten.  Gründe  der  Entscheidung  S.  88.  — 
Weit<^rp;anp:  df-r  lioratungen.  Si  liafTun^  einer  CfMifralvorwaltung 
S.  bU.  —  Stärkung  der  Machtbetuguisse  der  Einzeiätaaten  bei  Über- 
wachung der  Rheinschiffafart  S.  90.  ~  Beratungen  über  die  Schiffahrt 
auf  Nebenflüssen  S.  90.  —  Sonderbestrebungen  S.  90. —  Die  Wiener 
Konvention  vom  24.  MHiz  ISI.5  S.  90.  —  Allgemeine  Richtlinien 
für  Btiiiandlung  der  ScliilValirt  auf  internationalen  Flüssen  S.  91.— 
Ihre  Anwendung  auf  die  Uheinschiffahrt  8.  91.  —  Ahlijsung  der 
Oetroirenten  tind  Pensionen  S.  92.  BeetimmungeB  für  die  Neben- 
flüsse  S.  93. 

Zweites  Kapitel. 

§  8.   Die  Verhandlungen  der  Centralkommiaaion   für  die 
Bheinachifiiftbrt  über  VoUaug  der  Wiener  Konvention  •  94 

Durcli  (Ii  Ii  ^^'^■n•■r  7\oiigrefs  waren  in  der  Knnv  ciition  nhvr 
die  Rheinsciiiffsihvt  nur  Grundsätze  aufgestellt,  die  noch  de.-*  Voll- 
zugs harrten  S.  94.  —  Note  Humboldt«  vom  7.  April  1815  S.  95  — 
Übernahme  der  Iili<  iii-chiffahrtsangelegenheiten  durcli  die  Centrai- 
kommission und  Schafftmp:  dir  „proviüorischnn  Yffwaltunp^skom- 
mission"  S.  95.  —  „Interimistische  Inötruktion  und  Detinitivre^le- 
ment"  S.  96.  —  Beginn  der  Heratiingen  in  der  Centralkommismon. 
Eii'lihufls  Entwurf  einer  inti  riniistisclirii  iD-truktion  tmd  Gf^frenvor- 
Bchlägc  S.  9t>.  —  Die  Forderung,  es  müsse  sogleich  mit  Durcb- 
föhmn^  der  freien  Schiflkhrt  begonnen  werden,  ffihrt  zur  Vor» 
läge  eines  neuen  Entwurfs  durch  den  Vertreter  Na.'^saus  S.  97.  — 
Nftrh  Heiner  Abl^hnnnp  Aufarbeitung  einer  weiteren  Schiftahrts- 
oninung  durch  Baden  und  Hessen  S.  98.  —  Gegenvorschläge 
Preufeens  S.  ^  —  Sog.  „letzter  Entwurf"  S.  98.  —  Verschärfung 
des  (Ipgensatzes  zwisclien  Ilollaii'!  nn'i  l'n  Mrs.'n  Stellung  di-r 
übrigen  Uferstaaten  S.  99.  —  Vergleicli^vorjschlag  Frcufsens  vom 
Januar  1817  99.  —  Nach  seiner  Verwerfung  erklftrt  PrenPaeB, 
dafs  CK  unter  ViTziolif  auf  die  ,  inf crlinistisclir'  Instruktion"  die  In- 
angriffnahme der  eud|?üitigen  S<*hitfahrtsordnung  empfehle  S.  100  — 
Eichhofts  „conciliatorischer"  Vorschlag  S.  100  —  Küch  seiner  Ab- 
lehnung entschiedene  Erklärung  Preufsens,  dafs  es  auf  Sonder- 
rechte nicht  verzichte,  so  lange  die  Schiffahrtsverhältnisse  nicht 
allgemein  geregelt  tieien  S.  101.  —  Die  AuslegunL'  (h^a  jusqu'ä  ia 
mer  und  die  med»  i  liiiulischen  Douanen  S.  101.  —  ^  .  rw  .  rtung  eines 
weiteren  durch  Eiehoff  und  Genossen  auKgearlM'it.  rt  n  Projektes 
8.  102.  —  Nach  dem  Eiugieifen  Hardenbergs  Stillstand  der  Ver- 
handlungen S.  108.  —  Preufsens  Hinweis  auf  die  Entscheidung 
der  Wiener  Kongr<'f8mächte  S.  104.  —  Das  formelle  Recht  in  dem 
Streite  war  auf  seiteu  Holland»  S.  104.  Srine  Auslegung  des 
jjusqu'ä  la  mer"  entspraeli  der  Mfiiiutig  dir  Kongrefsmitglieder 
8.  105.  —  Preufsens  Standpunkt  j.'  i  I  tfertigt  durch  die  RQclcsicht 
auf  das  Wohl  dfr  de  utschen  Rheinlätnier  S  106.  —  Schwierigkeiten 
seiner  Stellung  bei  der  Central kommission  S.  107.  —  Ergebnislose 
Wiederaufnahme  der  Verhandluiigeu  S.  108.  —  EiuzelzugestAndniase 
Hollands  S.  106.  —  Anrufen  des  ^adesrat«!  durch  Miesau  S.  109.  ^ 
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Erlrichterunj^en  des  UmBchlagszwaugs  im  Kölner  Hafen  S.  lOlt.  - 
A'orstärkung  dt^r  Wünsch«'  uacli  Änderung'  dor  Lage  seit  1M'U21. 
S.  109.  —  Weitere  Zugeständnisse  Holland»  S.  110.  —  Die  Seiuirat- 
verhand hingen  über  das  Dcfinitivreglement  S.  III.  —  Nach  dem 
Austritt  FreufsenH  Vertaj^nntr  (\<'V  Sit /.nrifrcTi  (b-r  Ccntralkonmiission 
S.  III.  —  Gesamturteili:  trutz  jahrelanger  Beratungen  völlige»  Ver- 
sagen der  Centralkommission  bei  Lffsung  ihrer  Hauptaufgabe  S.  III. 

Drittes  Kapitel. 

UmsoblacMwaiig  und  Gilden  Organisation  nadh  dem  ersten 

Pariser  Frieden  113 

§  9.  a.  Beibehaltung  des  nmaohlags  in  Xffln  nnd  Matns  ohne 

Bficksioht  anf  die  Wiener  Konvention  118 

Theorie  nnd  Praxis  bei  Fortentwicklung  der  Rheinsebiffiihrt 

nach  18ir)  S.  113.  —  Eintrc-ten  der  Kf'dner  Interessenten  für  Bei- 
behaltung des  Fmsclihiprszwanfjs  S.  IIH.  —  Besondere  Befürch- 
tungen der  Mainzer  Kaufleute  S.  115.  —  Erneute  Keibi>reien 
zwischen  Mainz  nnd  Frankfurt  naeh  dem  Pariser  Frieden  8.  ll.'>.  — 
M.iiiiT!  und  KTiln  yewälin'n  cinz^dne  Erleichtt'nni^'«Mi  bei  Hand- 
habung des  Uuischlagsz Wangs  S.  116.  —  Im  allgemeinen  ist  Mainz 
ftngstlicher  anf  die  Wahrung  des  Zwangsrechtes  bedacht,  als  die 
Schwe.stfT^itadt.  Streit  we^ron  der  Lauertannoii  S  IIS.  —  Ein- 
nahmen der  Ötadt  Mainz  aus  dem  {»tapeizwang  8.  119.  —  Ver.-tuche 
Frankfurts  auf  dem  Landwege  den  Mainser  Hafen*  xu  umgehen 
8.  119.  —  Standpunkt  der  ht-ssischen  Provinzialregierung.  Aus- 

fleichende  ThÄtigkeit  des  Froiherrn  von  Lichtenberfc  S  120.  — 
)er  Zwist  mit  Na^^sau  wr^en  der  tTÜt«TV»'rschb'ppungen  über 
Biebrich  S.  121.  —  Kbdnliche  SchiftahrtR|»olitik  der  einzelnen 
Hafenplätze.  Die  Aufrcehtcriialtimf;  des  Stapels  diente  damals 
wenifirer  der  Schiffahrt  als  dem  Speditionshandel  der  Stationsstädte 
8,  123. 

§  10.  b.  Weiterentwicklung   der   BohflTergUden  in  den 

StationMt&dten  124 

Fortbestand  der  Gilden  zu  Kfdn  und  Mainz  nach  der  Wiener 
Konvention  S.  124.  —  Mifslungener  Versuch  des  Grafen  Solms- 
I.taubach  ihre  Unabhängigkeit  zu  erzwingen  S.  124.  —  General- 
versammlungen der  Mainzer  Gilde  in  den  Jahren  1815—1827 
S,  125.  —  \ei tretung  der  (.Tildef^cnossen  bei  denselben  S.  12t).  — 
Vergebliche  Bemühungen  der  Mainzer  BürKi  ruieisterei,  eine  Ab- 
ftndemng  des  GeschSnsganges  bei  den  Versammlungen  zu  er> 
zielen  S.  126.  — Neinvahien  des  Verwaltungsbureaiis ;  lleteili^ung 
der  Scbifiergeuieindc  daran  S.  127.  —  Beschränkter  Thutiffkeits- 
kreis  der  Oeneralversammtungen  8.  128.  —  Geringer  Einflnrs  der- 
selben S.  128.  —  Zahl  der  Gildemitgliedcr  in  dem  Zeitraum  von  1816 
bis  lx:51.  Gerinjre  Schwankunj^en  der  Mitfrliederzahl  S.  129.  — 
Wertschätzung  tier  Gildeverbände  bei  den  übri^r«'n  Berufsgenos.sen 
H.  131.  —  Günstige  Finanzlage  der  Mainzer  (iiide.  W'ohlstand 
einzelner  Mitf^Iieder  S.  131.  —  Die  Mainzer  Gilde  untl  die  \'er- 

Sichtung  des  Winterhafens  S.  132.  —  Segensreiche  W^irkun^  der 
nterstutzungskasse  8.  188.  —  Versuche  der  nichtinkorponerten 
Berufsgenossen,  elienfalls  eine  Unterstntzunrjskasse  zn  ^TÜnden 
S.  134.  —  (iesellen-  und  Lehrlingswesen  S.  135.  —  Lolmfrage. 
Konkurrenzneid  der  Gesellen  yerseniedencr  Hafenplätze  S.  135.  — 
Meister  untereinander  8.  186.  —  Steuerleute  und  Lotsen 
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S.  137.  —  Ihre  Heranbildung  und  ihr  Beruf  S.  137.  —  Steuermanns- 
kandidaten 8.  188.  —  Zwang  zur  Benutzung  der  Lotsen  und  Steuer- 
leute S.  138.  —  Mainsteuerleute  in  Mainz  S.  139.  —  Höhe  des 
Steuermannslohns  S.  i:>*.^  —  Zahl  der  Steuerleute  und  dietelbstin- 
digen  Bchifimeister  im  Kheingebiet  8.  140. 

Vic  rtes  Kapitel. 

Die  Benutsung  der  Rheinstrafse  in  den  Jahren  1815—1831  .  H2 

§11.  a.  Gütertransporte  142 

Schwierigkeiten  bei  Einführung  von  Verkehrserleichterun^en. 
Streit  um  die  Kohlentrausporte  S.  142.  —  Die  Intermidiärscliifiler 
und  dir  Rant^fahrtcii  S.  144.  -  Fahrten  von  Mainz  nach  den  Main- 
orteu  8.  146.  —  Ladezeiten  und  Fahrtengeächwiudigkeit.  Erhebung 
derSchifiahrtsabgaben  8. 145.  —  Beprelnng  der  Frachtpreise  8. 145.  — 
Versicherung  dor  liheintran.sporte  ut'm  ii  l'nfallf  S.  117.  —  Bestätter- 
wesen  S.  148.  —  Einnalimen  au»  den  Kiieinächiffahrtsgebübren  S.  149. 
Gesamtbenutzung  der  verschiedenen  Kheinstrecken  zu  Gütertrana- 

Sorten  und  Warenverkehr  in  einz«'lnen  Häfen  S.  VtO.  —  Di<-  H.iln 
er  Fhifszöne  ermöglicht  den  WrttbrAverb  dt-r  Land.strafMen  mit 
dem  Wasserweg  S.  153.  —  Versuclic.  durch  örtliche  Mafanahmen 
den  Rheinverkehr  zu  heben;  Erlafs  von  Hafen  Ordnungen  in  den 
Stationsstädten  S.  lö^i.  EinflufH  der  preufsisch-deutPfhon  Hau- 
delspolitik  auf  den  liheiuverkohr  8.  166.  —  Einschneidende  Wir- 
kung der  technisehen  Neuerungen  der  Betriebsweise  und  der  Fertig- 
stellung der  Rheinscbiflbhrtsaktc  8.  158* 

§  12.    b.   Marktsohifie    und   Diligencenfahrten    auf  dem 

Mittelrhein  16$ 

Unveränderter  Fortbestund  der  Marktschiffahrt  Mainz-F'rank- 
furt  S.  16{<.  —  Neuregohuig  des  Vergebungsrechtes  durch  die 
Mainj^rr  Brliörden  S.  !'»'•.  ^euverieihung  de.**  Mainzer  I'rivilegs 
an  tli  11  .^i)lin  lies  v«»rstoilH>nt'ii  Marktschitfcrsi  im  Jahre  1826  S.  161.  — 
Verbot  den  Speditionsbetriebes  für  den  Marktschifter  S,  161.  — 
Marktschift'ahrt.sbcti  i<'V)  iK  ih'ilit  diufli  Einführung  der  Dnrn[if-i  liiff- 
fahrt  S.  162.  ~  Weitcrc  Markt.-ichitiereien  auf  dem  Mittelrheiu. 
Nenerrichtung  der  Verbindung  Mainz-Nierstein  8.  168.  —  Die  Dili- 
gencenunterniihniung  Mainz-Köln  unter  der  Geschftft.'^führung  Rupp- 
recht.s  Ihre  Förderung  durch  den  Grafen  Solms  S,  103.  —  Erlafs 
eines  neuen  Polizeiregleinents  für  die  Unternehmung:  de.ssen  wesent- 
liche B»'stimmung*'n  S.  1(54.  —  Veränderung  des  wirtschaftlichen  und 
rechtlichen  riiurakt.  r-;  iif>r  ixMicn  Fiitmn-lmiinii:  S.  If^.").  --  R.'^'n- 
lung  der  Falirten.  Gestattung  der  Mitnahme  von  Eilgut  S.  166.  — 
Frachtpreise  8.  167.  —  Streit  des  Jachtschiffervereins  mit  den 
frülieren  T*ru  hf«'rn  dr  r  1  >ili*:(  ncengorechtsanie,  din  bei  den  Mainzer 
Ortsbehördeu  Unterstiii/iing  findi-n  S.  -  Aufir>sung  der  Ver- 
einigung. Neuerrichtun^^  des  früheren  GeschÄftsbetriebs  S.  16M.  — 
Verbaftui'g  der  Streikenden,  Beschlagnahme  ihr.  r  J.ichten  S.  169.  — 
Gründe  für  die  Stcllun;rriahnic  der  Mainzer  In  ln-rden  zu  ih  r  V^r- 
einigung  S.  171.  —  Bescliu<Tii«"  des  Grafen  Solms  bei  Hardenberg 
nnd  Metternich  in  Wien  S.  172.  —  VorlftuHger  Ent!M>.heid  sn 
GunstPTi  dp--  Jacht.'^eliiff' rvereins  S.  17.S.  —  Wied.  raiifiiahnM-  der 
Fahrten  durch  denselben  S.  173.  —  Erneute  Streitigkeiten  nach  Ein- 
gliedenine  von  Mainz  in  das  Grofshcrzo;^'turo  Hessen.  Entscheid  der 
ProvinziaTregierung  vom  21.  April  1818  S.  174.  -  Eingreifen  der 
Centralkoniniission  S.  176.  —  Erneute  staatliche  t^.  indimigiing  der 
SchifFervereiuigung  durch  die  hcsaische  Kcgtcrung  um  40.  l)«'zember 
1^22  8.  176.  —  Aufschwung  des  Fahrtenbetriebs  8.  176.  Veigeb- 
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liehe  Versuche  der  Mainzer  Kauf  Icute,  die  Speditionen  des  Gegchäfts- 
f&hrers  der  (^eseUschaft  einzuschränken  S.  177.  —  Urnfang  des  Be- 
triebs und  Einnahm^^n  der  L'ntt'rnnhniun^'  S.  178.  -  Kikkganc  der 
DUigeucenfahrten,  besonders  seit  Einführung  der  DampfschiBahrt 
anf  den  Hittelrhein  S.  179.  ^  Infolge  der  Notlage  kleinliche  Be- 
schwerden die  Berufsgenossen  S.  \x].  --  Bedenken  der 
JachtenbcHitzer  gegen  den  Betrieb  der  Dampfboote  S.  181.  — 
Wechsel  in  der  GeschÄftsführuuK  S.  Ib2.  —  Verminderung  der 
Fahrten  infolge  dos  verstärkten  Wettbewerbs.  Erfolglose  Preis- 
prTrtSfsipnnfTHn  S.  188.  —  Bitten  der  Gesellsdiaftcr  um  Entschä- 
digung für  Verlust  ihres  Slonopol.s  S.  ISJi.  —  Der  Verfall  der  Unter- 
nemnong,  besiegelt  dorch  technische  Neuerungen,  die  eich  die  6e- 
noMen  nicht  au  nutae  machen  S.  184. 

Tünftes  Kapitel. 

§  i:V    Die    Technik   der   Rheinbefahrung:    zvl   Beginn  des 
XIX.  Jahrhiinderta  und  di«  Anfänge  dor  Pampfaohiflfkhrt  .  186 

Die  verschiedenen  Arten  der  Rheinschiffe  auf  (h  n  einzelnen 
Stromstrecken  S.  186.  —  Bau  und  Ausrüstung  der  Schiffe.  Kosten 
d»  r.Helben  S.  187.  —  Anzahl  der  Rheinschiffe  in  den  ersten  Jahr- 
zeitnten  den  19.  Jahrhunderts  und  ihre  V^erteilung  auf  die  ver- 
sc-lii'Hlf'iifii  Zweige  des  Strnmp:<'l)iet('H  S.  188.  —  AnTicip^on  ihrer 
Ladetiihigkeit  durch  das  Aichverfahren  S.  190.  —  Einheitliche  Rege- 
lang  der  Aichung  durch  die  Centralkommisftion  8.  190.  —  Mittel 
zur  Fortbewf;,'imir  (1<t  Fiiljiv.ouge  S.  191.  —  Der  Leinzup,  in-jbf'son- 
dere  die  Mainzer  Karchcrzuuft  i!>.  191.  —  Deren  Geschichte  unter 
den  letzten  Kurförsten  von  Mainz  S.  191.  —  That«fichl icher  Fort- 
bestand derselben  nach  Verkündigung  der  tiewerbefreiheit  durch  die 
Franzosen  S.  192.  —  Streitigkeiten  <li  r  Knr(li<  r  mit  (»-n  Schiffern 
im  Mainzer  Hafen  S.  192.  —  Netierrieiitung  der  hiiiung  als  „Ge- 
selltehaft  der  Mainzer  Halfleute"  S.  198.  —  Hatzim^^en  der  Ver- 
einiffung  S.  193.  —  Regelim«:  der  Entlnhnunfr  der  Karcher  durch 
die  Schiffer  S.  194.  —  ZüuHlcrischc  Geschlo.sscnheit  der  neuen 
Korporation  8.  194.  —  Streitigkeiten  der  Bfainser  Karcher  mit 
Halfleuten  der  Nachbarorte  wegen  der  Ausübung  «Ii  s  Gewerbes 
S.  196.  —  Wirren  wegen  des  Schiffszugs  durch  Menschen  im 
Mainzer  Huf»»ii  S.  196.  —  Ordnungen  für  die  Schiffszieher  S.  190.  — 
Fortbewe^uu|^;  der  Schiffe  durch  eigene  Krafterzeugung.  Die  Er- 
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rhcini-schen  Behördeu  zur  Einführung  der  I  >auipfschiÖ'ahrt  S.  210. 


Dritter  Abschnitt. 

Von  der  RlieinschllTahrtsakie  I83i  bis  zu  ihrer 

Neugestaltung  1868   217 

Erstes  Kapitel. 
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gesetzen der  Einaelstaaten  S.  224.  —  Endgültige  Aufhebung  der 
Sehiffergilden  nnd  völlige  BeFeltijxnng  des  Uni8ehlag8zwange>  in 
den  Stationsstadten  8.  224.  —  Freie  Vereinbarung  der  Frachtpreise 
und  Neuregelung  der  Rangfahrten  S.  225.  —  Polisetliche  Vor« 
Schriften  zur  Sicherheit  des  Rheinverkehrs  S.  220  —  Strafbe.stim- 
mungen.  Einrichtung  der  Rheinzollgeriehte  S.  226.  —  Ceiitral- 
koinnüssion  und  sonstig({  Verwaltun^.sorgane  der  RbeinäcUitialirt 
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Einführung 


§  1. 

I>er  Rheui?erkehr  vor  B^glin  des  19.  Jahrhunderts. 

Der  Rhein  ist,  mehr  wie  jede  andere  deutsche  Wasserader, 
mit  unseres  Vaterlandes  Geschicken,  seinem  Werden  und 
Wachsen  auf  das  engste  verknüpft.  Seine  breiten,  grünen 
Killten  rollten  seit  alters  sagen  um  wobon  fUirrli  rJr  rmaniens 
WMlfler.  die  Grenzscheuie  zwischen  widerstreitenden  Völker- 
»UiniuH  ii  bildend.  Au  ihnen  ging  die  Morgenröte  einer  neuen 
Kultur  den  urwüchsigen  Söhnen  unsere  Heimatlandes  auf. 
Des  Rheines  Wellen  führten  deutscher  Erde  suerst  die 
Eifrungenscbaften  italienischer  Kultur  entgegen.  Die  noch  un- 
erforschten Anfänge  des  mitteleuropäischen  Handels,  das  Auf- 
blühen  des  Verkehrswesens  seit  den  ersten  christlichen  Jahr- 
hunderten siTid  mit  dem  Rheinstrom  Inmir  verwachsen.  Für 
lange  Zeit  haben  seine  Wogen  dem  beginnenden  Weltaustausch, 
dem  sich  langnam  entfaltenden  Grofshandel  der  Kernvölker 
unsereä  ii,rdicilä  die  hei^vorragendste  Karawanensti"afse  ge- 
boten. 

Die  einxelnen  Teile  des  rheinischen  Stromgebietes  sind 
durch  ihre  natürliche  Beschaffenheit  ziemlich  scharf  voneinander 
geschieden  und  haben  sich  demgemttfs  auch  nach  ihrer  je- 
weiligen Eigenart  selbständig  entwickeln  müssen.  Zugleich 
werden  sie  jedoch  durch  die  sie  alle  beherrsehende  Wasser- 
ader zu  einem  geschlossenen  Ganzen  verknüpft  und  haben 
daher  von  jeher  des  wirtachaftiichen  Austausches  und  der 
wechselseitigen  Unterstützung  nicht  entraten  können. 

Der  Flnlslaaf  ^  wird  in  dem  Momente  yerkehrsfähig ,  da 


^  Über  Stromgebiet,  ätrondänge  des  Rheius  uud  Beschaffonhcit 
Mtnes  Bettes  in  fttterer  und  neuerer  Zeit  vgl.  Ockhart.  Der  Rhein 

S.  10-S9;  Eichhoff,  Darstelhing  <I.s  Rheins  S.  1-104:  fformaii, 
Topo^aphio  den  Rheins  S.  3—63;  Kohl,  Der  Rhvin  Bd.  1  und  2; 
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er  flas  rafichtige  Becken  des  Borlenscos,  den  eigentlichen 
Mittelpunkt  Oberschwabens,  verl.ifst,  um  sich  bis  Schatt'hausen 
ruhig  und  uugchindert  zu  ergieisen.  Daun  beginnen  die 
Hemmungen,  die  zunächst  bei  genanntem  Orte  eine  voll- 
ständige Unterbrechung  des  Wasserwegs  veranlassen  und  ihm 
bei  Fortsetzung  desselben  unablässig  Felsbarren  und  Klippen 
entgegenstellen,  bis  er  bei  Basel  in  die  oberrlicinische  Ebene 
einti'itt.  Auch  jetzt  mufs  das  „gewaltige  VVildwasser"  sich 
sein  Bett  noch  zwischen  Geröll  und  iSdiotterbünken  suchen. 
Erst  unterhalb  Strafsburgs,  wo  sich,  wie  der  Name  andeutet, 
die  Strafsenzfige.  die  aus  den  Pässen  des  Schwarzwaldes  und 
der  Vogesen  herkommen,  mit  dem  Rhein  und  der  stilleren  III 
schneiden,  verändert  sich  das  Bild.  In  langsamerem  Laufe 
gräbt  sich  das  Wasser  durch  den  lockeren  AUuvialboden  einen 
vielfach  geschlängelten  Weg.  Seine  Windungen  grcofen  an 
der  Seite  der  Strömung  immer  weiter  aus  und  bilden  Schleifen, 
deren  engen  Hals  die  nächste  Hochflut  durchbricht.  Die 
ztinirkhleibendcn  Altwasser  erfi^llen  mit  ihrem  Netze  das 
^anze  breite  Überschwemmungsgebif  t .  wodurch  in  alter  Zeit 
die  Ho.siedelung  der  Ebene  und  ein  ilmaiisrücken  der  Straisen 
über  den  Rand  des  umliegenden  Hochgestades  vielfach  behindert 
wurde.  Erst  bei  Opoenheim  tritt  der  Rhein  wieder  über  eine 
Schwelle  felsigen  Bodens  und  gewinnt  damit  sofort  ein  anderes 
Aussehen.  Durch  die  Verengung  seines  Bettes  infolge  Henui- 
r Uckens  der  Mittelgebirge  unterhalb  Bingens  werden  seine 
durch  Main  und  Neckar  vermeln-t'Mi  Wassermengen  von  Mainz 
an  aufgestaut,  sodafs  er  zuletzt  im  Kheingau  fast  einem  See 
gleicht.  Auf  dieser  Strecke  begegnen  uns  in  zunehmender 
Anzahl  die  Auen,  kleine  Inseln  von  wechselndem  Bestand, 
die  der  Flufs  nach  Belieben  giebt  und  nimmt,  die  oft  in  wenig 
Jahren  entstehen  und  verschwinden*. 

Nachdem  sich  der  Rhein  in  dieser  lachenden  Landschaft 
breit  entfaltete,  wird  er  in  die  £nge  der  Berge  getrieben. 
Wieder  beginnen  mit  dem  Binger  Loch  die  Felsbarren  den 
Flufs  zu  durch([ueren  und  der  Schiffahrt  nahezu  unüberwind- 
liche Hinderni.sse  in  den  Weg  zu  Ic^en.  Erst  nach  Einmündung 
von  Lahn  und  Alusei   kann  sicli  das  Bett  des  Stromes  zuiu 

Meidinper,  Di»-  »lintsclieu  Striime  lid.  2  S.  6 — 14;  Gothein,  Bheii)- 
schitfahrt  S.  2^—2;'  ).  Wohl  die  beste  hj^drographische  DnrateUtug 
giebt  die  im  Auftra|cc  dt-r  Rcii-Ii^kommissiou  zur  Untersuolmii*::  der 
KheinfitromverhäitniBäe  horaus<:egebeue  umfangreiche  Arbeit  über  den 
Rbeinstrom  nnd  seine  wichtig.sten  Nebenflüsse,  oerlin  (Emst  und  Korti) 
1889.  Vgl.  dazu  noch  „Denkschrift  über  die  Ströme  Memel  .  .  .  Rhein'*, 
bearbeitet  im  Auftrage  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten, 
Berlin  I8m. 

*  Vgl.  I)«  si  hu 'Ihun;;  aller  Auen  im  Rhein  von  Mannheim  bi* 
]'>inj:en  vom  Jalin-  l.»71  (erhalten  in  Abschrift  vom  3.  Juli  17-^ k 
J^ergamentband  in  Foiio  121  S.  im  M  St.A.  Abt  127;  und  Gothciu. 
Bbemschiffüirt  S.  283  ff.  - 
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Bweiten  Male  erweitern.  Neuerdings  treten  Inseln  auf,  dies« 

mal  von  festerer  Art  und  nicht  so  rergänglich  wie  die  Auen 
im  Rheingau.  Bei  Köln  erlangt  dann  der  Wasserzug  immer 
gröfsere  Breite»,  nimmt  er  den  eigentlichen  Tiet'laiiclcharakter 


man  noch  heute  in  dieser  Gegend  überall  bemerken  kann,  hat 
man  schon  im  Mittelalter  zu  wehren  gewulst.  Erst  an  der 
Stelle,  wo  der  Rhein  aus  dem  deutschen  Reichsgebiet  austritt, 
teilt  er  sich  endgültig  in  verschiedene  Läufe  und  erreicht  da- 
mit sein  Mündungsgebiet,  das  holländische  Delta. 

Es  ist  offenkundig,  dafs  die  Entfaltung  der  Schiffahrt  ganz 
von  den  Bedingungen  abhängt,  die  ihr  durch  die  Verschieden- 
heiten des  Stronilaufes  gestellt  sind.  Der  Verkehr  niufste  ver- 
suclieii ,  die  nifiniiigfachen  ihm  entgegentretenden  Hindernisse 
zu  bewältigen.  Aber  obgkMch  er  seit  dem  Verfall  der  Römer- 
strafsen  im  Mittelalter  immer  mehr  auf  die  Bedeutung  der 
grofsen  Binnengewässer ,  namentlich  des  Rheines  hingewiesen 
w«rdy  obwohl  er  sich  in  stets  erhöhtem  Mafse  dieser  durch 
die  Natur  gebotenen  Wege  bedienen  mufste,  hat  man  an  eine 
gründliche  Beseitigung  der  Henmnungen  erst  in  der  Neuzeit  ge- 
dacht. Nur  am  Niederrhein ,  wo  man  die  undte  Kunst  des 
Deichbaus  übte,  war  es  mit  der  Stromverbessfrun^  leidlich  be- 
Htellt-  Auf  der  oberen  Strecke  naiiui  man  meist  die  Zustände, 
wie  äie  nun  einmal  lagen,  ohne  viel  an  eine  künstliche  Be- 
fitellüng  und  Änderung  zu  denken. 

Aber  trotz  aller  Schwierigkeiten  hat  man  in  jenen  Zeiten 
für  den  Personen-  und  Gütertransport  die  WasserstraTse  bevor* 
sugty  weil  man  auf  ihr  immer  noch  bequemer  und  sicherer  als 
auf  den  meisten  Landwegen  vorwärts  kommen  konnte.  Fürsten 
und  Herreu.  Knnn<'ute  wie  Wallfahrer  mieteten  regelmäfsig 
Schiffe,  um  den  Khein  zu  befahren.  Zunftorganisationen*  bil- 
deten sich  in  den  grölseren  Handelsplätzen  an  bcinen  Ufern, 
deren  Mitglieder  in  Erfüllung  der  stetig  wachsenden  Aufgaben 
des  Verkehrswesens  ihren  Lebensberuf  erblickten.  Ihre  An- 
gehörigen beschränkten  sich  in  Rttcksicht  auf  die  rerschieden- 
artige  Gestaltung  des  Strombettes  gleich  anfangs  meist  auf  die- 
jenigen Strecken  desselben,  die  ihnen  zunächst  Tagen  und  daher 
genau  bekannt  waren.  Aus  der  einfachen  Gewohnheit  ent- 
wickelten sich  nach  und  nach  Monopolbestrebungen  der  einzelnen 
Schifferachaften,  die  durch  die  ganze  Verkehr.spiditik  des  aus- 
gehenden Mittelalters  mehr  und  mehr  gefestigt  wurden. 

0ie  Technik  des  Wasserrerkehrs  jener  Tage  hat  sich  bis 


'  Vgl.  Gotln  in,  Kheiiischiffalirt  S.  243,  244;  Schmollor. 
Tacherbuch,  S.  44.  127;  Eckert,  M:iin/,er  SchifFergewr  rljc  S.  '_' ft. : 
Löper,  Rheiuschirtahrt  Strafsburgs  8.  4;i;  En  neu,  Geschichte  der 
8tadt  KSIn  III  S.  742.  Uber  Schiffer-  und  Flörsergenossenscbaften  am 
Ohl  rrliein  Tgl.  Vetter,  Schiffiüirt  uimI  flöfserei  auf  dem  Oberrhein 
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cum  ersten  Drittel  des  19.  Jahrhunderts  nur  wenig  geändert» 
wie  sie  überhaupt  seit  Jahrtausenden  fast  stets  die  gleiche  ge- 
blieben war.   Als  Fahrzeuge  dienten  die  ganse  Zeit  über  groSe, 

ziemlich  .scliwerfällige  Holzgcfäfse,  zu  deren  Fortbewegung 
Wind  und  Wellen  ,  die  Triebkraft  des  Wassers  imd  dio  Zug- 
kraft von  Menschen,  später  auch  Pferden,  dienen  niutsten. 
Wenn  stürmisches  Wetter  losbrach,  stockte  der  Transport 
allerorten  oder  wurde  gar  völlig  unterbrochen.  Nament« 
lieh  die  Benpreisen  mufsten  bei  Überschwemmung  der  Lein- 
pfade ,  das  heifst  der  schmalen  Wege  ftkr  die  Schlej^per,  die 
sich  dicht  am  Ufer  hinzogen,  ou  wochenlang  eingestellt 
werden. 

Neben  den  natürlichen  Schwierigkeiten  gab  es  abor 
auch  künstliche  Hemmungen ,  die  der  Schiffahrt  hinderlich 
wurden.  Besonders  zwei  Gründe  wirkten  dahin,  die  Bedeutung 
des  Kheinvcrkehrs  abzu^ichwächen :  Die  Stapebrecbte  und  die 
Ausgestaltang  des  Zollwesens«  8ie  haben  ihn  seit  dem  14  bis 
fast  zur  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  in  wechselndem  Maise, 
aber  ohne  Unterlafs  gelähmt. 

Das  Stapelrecht  ^,  das  den  Verkehr  in  einzelnen  wichtigen 
Stüdten  festhalten  sollte,  wurde  am  Rhein  hauptsächlich  von 
Köln  und  Mainz  geübt,  später  auch  von  8peier  und  ändert  n 
klfMTK'ren  Orten  beansprucht.  Während  man  uiöpiuiiglich 
daraui  hielt,  dait»  die  ankommenden  Kaulmuuuägüter  an  dem 
betreffenden  Platze  einige  Tage  liegen  blieben  und  zum  Ver* 
kaufe  ausgeboten  wurden,  foHerte  man  schliefslich  nur,  dafs 
die  Ware  umgeladen  und  den  Bürgern  des  begünstigten  Ge- 
meinwesens die  ausschlieÜBliche  Befugnis  zugestanden  werde, 
dieselbe  als  Frachtführer  weiter  zu  bef(>rdern.  In  dieser  letzt- 
genannten Form,  als  sogenanntes  U^l^=;chlagsrecht,  haben  die 
rheinischen  Städte  den  Stapel  in  neuerer  Zeit  hauptsächlich 
geübt. 

Mit  Flufszöllen  wurde  die  Rheinschiffahrt  schon  firtth  be- 
legt ;  aber  zu  Anfang  des  Mittelalters  galten  dieselben  als  eine 
Gegenleistung  für  Beseitigung  von  Verkehrshindernissen  ^,  waren 
sie  ein  Moment  des  Ausgleichs  im  wirtschaftlichen  Prozefs 
der  damaligen  Zeit.  Erst  seitdem  die  deutschen  Könige  die 
Rheiiizölle  nicht  mehr  ausschliefslich  in  der  Hand  hielten,  viel- 
mehr die  einzelnen  Landesherm,  deren  Gebiet  an  den  Rhein 

*  Über  Begriff,  Grescliichte  und  yoUorwirtocbaftliche  Wördigung 

des  Stanrlrechtf*  vjrl.  IlandwörterbucI«  der  Stnatswis^riisi  haften  Bd. 
S.  868  ff.;  Elster,  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft  Bd.  2  8.  619  luul 
die  Hii  beiden  Stellen  angeführte  Litteratur;  Schmoll  er,  Wirtschaft- 
liche Politik  Friedrich«  des  Grofsen  VIII,  S.  407,  1021— 104H;  X,  S.  704  ff.; 
Toec  he-M  ittl  er,  D<  i  Friedricli-^Vini-  hM  Kannl  und  die  Berlin-Ham- 
burger Flufsschittart  S.  40,  70.  Über  rheinischeo  Stapel  vsl.  noch 
Ocfhart,  Der  Rhein  8.  98  ff.;  Eckert,  Mainser  Scliiffergewertie  S.$S, 
U,  6H. 

>  Vgl.  Sommer  lud,  Kheiazülle  S.  Ö,  43,  44  ff. 
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Ftiefs,  eigne  Erhebungsstatten  einrichteten,  wurde  aus  einer 
verkehrfördernden  Einrichtung  mehr  und  mehr  eine  Verkelirs- 
belastung^  Gedankeniuä  und  habgierig  wurden  die  Zollstellen 
▼ervielikltigt  und  ausgebeutet  Alle  Qewalten  des  Reichs^  die 
kleiosten  wie  die  grOuten,  suchten  aus  dieser  scheinbar  un- 
versi^liclien  Finanzquelle  zn  schöpfen;  von  Gegenleistungen 
im  Interesse  des  Güteraustausches  war  wenig  oaer  gar  nicht 
mehr  die  Rede. 

Die  erwähnten  Umstände  brachten  es  in  ilireni  Zusninmen- 
wirken  dahin,  dafs  für  die  Rheinschififahrt  «eit  dem  Ausgang 
des  Mittelalters  eine  lange  l^eriode  des  Niederganges  um[  der 
Stagnation  begann,  die  sieh  trotz  aller  Ansätze  zur  Besserung 
durch  die  Jahrhunderte  fortschleppte.  Die  Übel,  an  denen  das 
alte  römische  Reich  deutscher  Nation  so  furchtbar  erkrankte, 
sind  auch  für  das  rheinische  Verkehrswesen  nicht  ohne  schlimme 
Folgen  geblieben.  An  den  Ufern  des  breiten  Stromes  safsen  eine 
lange  Reihe  von  Fürsten  und  Herren,  deren  jeder  aus  dem  Wasser 
seinen  Nutzen  ziehen  wollte,  die  alle  dem  eigenen  Ländchen 
\'orteil  zu  sehatlen  suchten,  ohne  das  Wohl  der  GeüauUheit 
auch  nur  einigermafben  im  Auge  zu  behalten.  Qewifslich  hat 
es  den  herrsdienden  Anwohnern  der  .Ptaffengasse**  des  frttheren 
Reichs  nicht  immer  an  Weitsicht  und  Energie  gefehlt.  Nament- 
lich auf  den  Kurstuhlen  von  Köln  und  Mainz  haben  zeitweise 
Männer  gesessen,  die  bedeutende  Reformpläne  hegten  und  that- 
sächlieh  manches  zur  Ilebnnü:iind  Verbesserung  der  Schiffahrts- 
verhältnis.se  erreichten.  Aber  ihre  Bestrebungen  hatten  nichts 
Durchgreifendes,  es  fehlte  ihnen  weniger  an  gutem  Wollen  als 
an  vermögendem  Können,  und  nur  zu  oft  sind  die  schönen 
Pläne  mit  ihres  Verfechters  Tod  verschwunden,  da  es  in  diesen 
kleinen  Wahlmonarchieen  an  ständig  geltenden  politischen 
Traditionen  fehlte.  Während  Brandenburg-Preufsens  Merkan- 
tilismus längst  dem  eigenen  Lande  zum  Vorteil  gereichte,  ver- 
nichteten die  ähnlichen  Bestrebungen  der  rheinischen  Macht- 
haber sich  selber,  weil  die  Kleinh' it  und  Zerstückelung  ihrer 
Territorien  die  notieren  Schutz-  und  Uewaltma  Ts  regeln  scheitern 
licfs,  weil  der  zu  walirendcn  ausgedehnten  Grenze  keine  ge- 
nügende, geschlossene  Ländermasse  gegenüberstand. 

So  bot  denn  die  Rheinschiflahrt,  als  das  19.  Jahrhundert 
heraufBudämmem  begann,  ein  wenig  erfreuliches  Bild.  Denn 
auch  die  grofsen  Friedensschltlsse  und  Staatsverträge  der  ver- 
gangenen Zeit,  die  Verhandlungen  zu  Osnabrück,  Ryswijk  und 
Baden  hatten  vergeblich  Besserung  erstrebt*.  Desgleichen  waren 

'  Vgl.  EUter,  Wörterbuch  der  Volk«wirtschHtt  lid.  2  8.  4iiö-, 
Gothein,  Rheinschiffabrt  S.  254. 

•  Über  die  Behandlung  der  „freiheitlichon  Grundsätze"  bezüglich 
*l(»r  Rhciimchiffahrt.  die  dioso  Friedensschlüs.^o  aufstellten,  hat  schon 
Jlichhoff  (Pragmatische  Darstellung  S.  5),  ein  scharfes,  aber  treflFeude» 
Urteil  gefftllt. 
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die  damals  abgehaltenen  Zollkongresse  mit  ihren  Handels- 
projekten ziemlieh  resultatlos  verlaufen'.  Eb  blieb  bei  der 
Autstellung  von  Forderungen  und  Fonneln,  ohne  dafs  man  auch 
nur  den  emstlichen  VerBuch.  zu  ihrer  Verwirklichung  gemacht 
hätte.  Eine  durchgreifende  Änderung  konnte  überhaupt  nicht 
mehr  von  dem  altersschwaclicn  Koiche  kommen,  und  Preufsen, 
der  »'iiii^orMrihende  Orofsstaat  tTiiK*rhnllt  desFclhen,  war  zu  sehr 
mitaiult'reii  Verhältnissen  beschättigt,  hatte  noch  zu  wenig  eig^enes 
liitereüöc  an  dem  Rheinstrom,  als  dafs  man  sein  thatkräVtigt.':* 
Eingreifen  erwarten  durfte.  Vom  benachbarteu  Frankreich, 
das  seit  der  Revolutionszeit  moderne,  befreiende  Oedanken  in 
die  europAischen  Völker  trug,  ist  der  nächste»  wirkliche  Anstofs 
7.ur  Losung  der  RheinschiffaJirt  aus  enggebundenen  Fesseln  ge* 
kommen.  Die  Beendigung  des  ersten  Eoalitionskrieges  bot 
dazu  den  gewünschten  Anlafs. 

§  2- 

Die  Übergangszeit  von  der  Besetzung  des  linken  Hheinuters 
durch  die  Franzosen  bis  zum  Reichsdepatationshauptscliliifs. 

Infolge  der  inneren  Notstände  und  der  drohenden  Haltung 
der  umliegenden  Mächte,  welche  die  Pariser  Ereignisse  seit 
1780  mit  argwöhnischen  Augen  beobachteten,  war  die  Kr- 
oberiuigslust  der  gallischen  Nation  erwacht.  Dieselbe  wurde 
noch  verstärkt  durch  die  Waffenerfolge,  die  ihre  Heere  über 
die  Armeen  der  ersten  Koalition  davontrugen.  Nun  drängte 
es  sie,  am  ganzen  Rheinstrom,  dessen  Besitznahme  seit  den 
Tagen  des  Sonnenkönigs  das  Ziel  ihrer  Politik  geweson, 
dauernd  Fufs  zu  fassen.  Strafsburg  mit  dem  umliegenden 
Elsafs  war  ihr  bereits  durch  die  schmachvollen  Reunionen  zu- 
t^ekommen.  Als  jetzt  die  Prenfsen  und  Österreicher  unter  dem 
Herzog  vf»n  Rraunseliweig  durch  die  Champagne  zurückgeworfen 
waren,  kt>i:iit<'  General  Custine  Spei  er .  Mainz  und  Frank- 
furt a.  M.  uiit  leichter  MUiie  besetzen.  Im  Jahre  1794  ticl 
auch  Köln  in  französische  Hände.  Des  Eurfbrsten  Oberhoheit 
wurde  für  immer  beseitigt,  nnd  die  Stadtverwaltung 
nach  fremdländischem  Mnster  neugeordnet.  Wenn  auch  die 
Verbündeten  einzelne  Plätze,  namentlich  Mainz,  zurUck- 
«^roberten,  war  doch  an  eine  danernde  Fernhaltung  der  fran- 
zösischen Herrschaft  zunächst  niclit  mehr  zu  denken. 

Die  eriH-uten  Niederlagen  der  Koaltionsheere  führten  zu 
FriedensschliUtscn  mit  Preufsen  und  Österreich,  deren  geheime 
Bedingungen  Frankreich  im  Besitz  des  linken  Rheinufers  be- 
stätigten. Das  Reich  sollte  auf  dem  Kongrefs  zu  Rastatt  be- 
friedigt werden«  dessen  Machenschaften  Mainz  ftlr  beinalie 


1  Vgl.  GotheiD,  Zollkongresne  und  Handelsprojekte. 
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IG  Jalire  in  trauzösische  Hände  gaben.  Trotz  dor  wiederholten 
Anstrengungen  zur  Niederringung  der  französischen  Ivepublilv 
sahen  sich  die  verbündeten  Mächte  wenige  Jahre  später  zum 
Frieden  von  Luneville  genötigt,  der  daa  alte  deutsche  Reich 
thatsächlieh  rernichtete.  In  ihm  ward  feierlich  knndgethan» 
der  Kaiser  willige  ein,  ^dafs  die  französische  Republik  künftig 
mit  aller  Souveränität  und  als  Eigentümerin  die  Länder  auf 
dem  linken  Rheinufer  besitze."  Der  Thalweg*,  d.  h.  die  Mitte 
des  Flusses,  beginnend  von  dem  Orte,  wo  er  Ilelvetien  ver- 
laf^^t  bis  dahin,  wo  er  in  das  bataviscli«'  Gebiet  tritt,  sollte 
fürderhin  die  Grenze  zwischen  den  Keiehen  bilden.  Hie 
jammervollen  Unterhandlungen  über  die  Entschädigungen,  die 
den  erblichen  Fürsten  für  ihre  abgetretenen  Besitzangen  aus 
dem  Schofse  Deutschlands  werden  sollten ,  zogen  sich  swet 
Jahre  hin,  bis  sie  im  Reichsdeputationshauptschlurs  endlich 
festgelegt  wurden. 

80  hatte  Frankreich  am  Rlx'in  Inr  das  nächste  Jahrzehnt 
festen  Fuls  gefafst.  Der  wunderbare  Boden  am  schönsten 
deutschen  Strome  war  einer  nach  Gesetz  und  Spraclie,  Sitten 
und  Gewohnheiten  iremden  Ivegieruug  untergeordnet.  Aber 
nur  eine  einseitige  Auffassung  der  seit  der  französischen 
Occttpation  geschaffenen  Zustände  vermag  den  Fortschritt  zn 
ubersehen,  den,  der  angedeuteten  Mifsstände  ungeachtet,  die 
Rheijilande  während  ihrer  Eingliederune  in  ein  grofses, 
mächtiges  Reieli  <xcmacht  haben.  Sie  erfuhren  den  Einflufs 
einer  auf  vieleu  Gebieten  mustergültigen  Gesetzgebung,  sie 
unterstanden  einer  Reihe  von  verständigen  Staatseinrichtungen, 
die  durch  tüchtige  Persönlichkeiten  geleitet  wurden.  Zur  Er- 
leichterung der  Schiffahrt  sollten  in  der  Folge  einschneidende 
Mafsregeln  in  Angriff  genommen  werden. 

Schon  auf  dem  Kongrefs  von  Rastatt  hatten  die  Gesandten 
Frankreichs  Gelegenlieit  gefunden,  ihre  Ansichten  über  Be- 
freiung des  Kheinverkehrs  darzulegen  und  eingehend  zu  be- 
grimden.  Allein  die  Vertreter  der  anderen  Mächte  leisteten 
energiscli  Widerstand,  und  namentlich  die  Reichsfriedens- 
dejmtation  machte  entsdueibM)  Gegenvor.->tel]ungen  ^.  Noch 
war  aber  Deutschland  zu  uiaciitig,  als  dafs  man  gegen  seineu 
ausgesprochenen  Willen  etwas  hätte  ausin^chten  können.  Erst 
nach  dem  Frieden  zu  Luneville,  seit  welchem  Frankreich 
durch  die  endgültige  Grenz  Verschiebung  an  dem  Rheinschiff* 
fahrtsverkehr  weit  mehr  als  seither  materiell  beteiligt  wurde, 
vennoehto  es  seinen  Forderungen  den  gehörigen  Nachdruck 
zu  verleihen.  In  dem  Reielisdej)utati()n^b;ni))t>icbluf>:  vom 
25.  Februar  1803  hat  dann  seine  Regierung  den  ersten  wirk- 


'  Über  df*n  B."<:riff  vgl.  le  Tlialwcf?  du  Rhin  S.  2^]:^. 
3  Vgl.  Ockliurt,  Gesetzgebung  S.  2i:t-21f<\  Kaadt,  Dii«  Bhein- 
Zölle,  in  Zeitaehrift  fSr  Binnenschiffährt  I  S.  2. 
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lieh  befreienden  Schritt  gethan,  indem  sie  die  Abschaffung 
tdler  bisherigen  RheinzOUe  erlAngte,  an  deren  Stelle  ein  neaes 

Erheb tuig.spriii2ip  treten  sollte. 

Neben  diesen  grölseren  Bestrebungeni  deren  Resultate  wir 

späterhin  eingehender  verfolgen  werden,  machen  sich  in  den 
ersten  Jalircn  der  französischen  Herrschaft  auch  andere  Einflfisse 
geltend,  die  manch'  lörderude  Einrichtung  in»*  Leben  riefen; 
einzelne  derselben  sind  für  die  fernere  wirtscliaftliehe  Ent- 
wicklung der  besetzten  Städte  von  eiubchneidender  Bedeutung 
geworden.  In  Köln  ^  wurde  1797|  allerdings  nicht  auf  Anregung 
der  neuen  Regierung  aber  mit  ihrem  Einverständnis,  ein 
ftHandelsvorstand"  ins  Leben  gemfen,  der  die  Pflege  des 
Handels-  und  Verkehrswesens  sich  zur  Hauptaufgabe  machte. 
Zu  Mainz  setzte  1798^  dir'  französische  Verwaltung  an  Stelle 
einer  früfier  p^eschaflTcnen  km  tVirstlichen  Beliörde  ein  autonomes 
Organ  des  liandeltästandrs  selbst  ^le  comitti  de  eiiOiiiHMve'", 
das  durch  freie  Wahl  gebildet  ward.  Im  Jahre  1802  traten 
dann  in  22  Städten  Frankreichs,  darunter  in  Mains,  Köln, 
Krefeld  und  Aachen  die  eigentlichen  HandeUkammem 
„chambres  de  commerce'*  ins  Leben,  die  wieder  einen  etwas 
mehr  behördlieben  Charakter  trugen.  Laut  ausgegebenen 
Konsularbesehlüssen  von  1803  wurden  sie  feierlich  einj^^eführt, 
und  haben  sie  seitdem  ohne  Unterbrechung,  wenn  auch  unter 
zwcckmftfsiger  Veränderung  ihrer  Organisation  durch  spätere 
Gesetze,  fortbestanden.  In  erster  Linie  rein  kauftuännische 
und  örtliche  Interessen  verfolgend  behielten  sie  doch  meist 
gröfsere  Gesichtspunkte  im  Auge  und  förderten  wesentlich  den 
späteren  Aufschwung  der  Rheinlande.  In  der  Periode  des 
wirtschaftlichen  Tiefstandes  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
war  ihre  ThHtigkeit  um  so  mehr  von  Bedeutung,  als  die 
stlldtisclifn  Verwaltungen  damals  noch  nicht  in  dem  Maise 
wie  heute  den  wirtschaftlichen  Bedürfnissen  der  Bevölkerung 
Verständnis  entgegenbrachten.  Namentlich  die  Umwandlung 
der  8chi Hahr ts Verhältnisse  m  jenen  Tagen  nahm  ihre  Aufmerk- 
samkeit und  Hitarbeit  dauernd  in  Anspruch. 

Weniger  günstig  für  das  rheinische  Verkehrswesen  schien 
sich  die  Qewerbeireineit  anlassen  au  wollen,  die  die  Franzosen 
bei  ihrer  Invasion  mitbrachten*.  Di  -  Aufhebung  der  alten 
Zünfte  geniäfs  dem  Gesetze  vom  14.  Juli  1791  war  ein  in 
seiner  allzu  unvomuttt'lten  Wirkung  bedenklicher  Schritt,  der 
nur  dadurch  für  das  Verkehrswesen  von  seiner  einschneidenden 
Bedeutung  verlor,  dafs  er  bezüglich  der  kSchilTerschaften  und 
KarcherzUnfte    sofort  wesentliche  Einschrftnkimgen  erfuhr. 

'  Wirmiiifjliaus,  Die  Kölner  Rheinschiffart  S.  8,  9. 

*  ilaiKlilskainnicr  zu  Mainz  8.  1—5,  20t  Bockeilheiiuer,  Ge> 
»chichte  der  Stadt  Mainz  S.  852. 

^  Vffl.  Klein.  Gescliichto  von  Mainz  S.  429  ff.;  Bookenh<'inier, 
G.  s (  In.  ht<>  ilrr  Stadt  Mainz  S.  399,  HiO;  £ckert,  Msiiuer  Schiffer- 
gc werbe  S.  97. 
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Man  liefs  diese  Korporationen  wenigsten»  in  Köln  und  Mainz 
zunächst  thatsächlich  ungestört,  wenn  auch  ihre  formelle  Stellung 
nicht  unangetastet  blieb.  Ai.^  dann  der  Mainzer  Präfekt  wenige 
Jahre  später  auf  den  Gedanken  kam,  das  Fortbestehen  der- 
selben sei  nicht  mehr  angängig,  warde  seinen  HAfsnahmen  ent- 
schieden Widerstand  geleistet. 

Mitglieder  der  alten  Schiffergesellschaft  wenden  sich  mit 
einem  Bittschreiben  an  die  Mairie  *  und  beschweren  sich,  dafs 
man  die  Seile  und  Gerätschaften  der  Gesellschaft,  die  aus 
Privatmitteln  beschafft  seien. ,  versteigern  wolle ,  da  jedes 
Kor})orationseigentuin  dem  Nationalvermögen  zufallen  müsse. 
Uie^e  Gerätschaften  seien  aber  für  den  Flufb-  und  Schiffs- 
verkehr durchaus  notwendig  und  würden  bei  Bedarf  jeweils 
den  i^hrleuten  gegen  ein  geringes  Entgeld  zur  Vernigung 
gestellt.  Dieselben  seien  Privateigentum  ein /.In  r  früherer 
Zunftmitglieder,  welche  sie  zum  netrieb  des  Wasserhandels 
beschafft  hutten,  und  könnten  daher  keinesfalls  als  gemeines 
Zunftgut  betnichtet  werden.  Durch  die  Bürgermeisterei  er- 
fahren denn  auch  die  Zünftler  energische  Unterstützung.  In 
einem  an  die  Verwaltungbbehürden  gerichteten  Schreiben-  wird 
ganz  ausführlich  ihre  Sache  verfochten.  Freilich  die  Beweis- 
filhmng  Bu  Ounsten  der  Schiffer  erscheint  dem  heutigen  Be- 
obachter, namentlich  was  ihre  juristische  Seite  anlangt,  wenig 
einleuchtend.  Es  wird  einfach  behauptet,  die  bedrohte  Gesell- 
.»jchaft  „Zum  grofsen  Anker"  falle  gar  nicht  unter  den  gesetzlichen 
Begriff  einer  Zunft.  Die  alte  Sehiffergilde  sei  Ijereits  voll- 
kommen aufgelöst.  Die  noch  fortbestehende  Vereinigung  wäre 
lediglich  eine  Privatgeaellschaft,  die  aus  der  alten  Korporation 
hervorgegangen  sei,  und  den  Zweck  verfolge,  die  für  Anlanden 
von  Fahrzeugen  erforderliche  Anzahl  von  Ankern  und  Seilen, 
deren  Beschaffung  jedes  Etnzelvermögen  ttbersteige,  gemein- 
sam BU  erwerben  und  aufzubewahren.  Dafs  diese  Beweis-" 
f^lhrung  den  rechtlichen  Verhältnissen,  wie  sie  sich  insbesondere 
zu  £nae  der  kurfiirstUcheu  Herrschaft  ausgebildet  hatten^, 


^  Schreiben  datiert  vom  15.  Ventdse  VIX.  (M.StA.). 

*  Datiert  vom  18.  Yentöse  VIT  (BI.StA.).    Die  einleitendeD,  Ar 

die  ^anzc  Abfassung  des  Schreibens  charakteristischen  Sätze  lauten: 
il  pxi-itait  autre  fois  dans  notre  Ooinumuo  outre  la  Corporation  de  mutier 
<1<'S  batt  liers  encore  iinc  aiitrc  soei6t4  parmis  eux  sou.s  la  d^nomiiiatiou 
.le  grand  ancre^.  La  premit^re  a  ^tä  dissonto  par  la  pnblication  du 
n'-glement  v  littit"  ä  l'altolissPment  de  toutesi  les  corporntionH  de  TTK^tier; 
maiu  Jamals  iious  n'avons  pensä  de  toucbcr  k  la  seconde,  parccqu'elle 
n'est  pas  qiutlifi^e  poQr  aueun  rapport  d*Stre  assimil^e  i  nne  eorporation 
<  t  parceque  la  coiisrrvation  est  non  sciilcment  du  plu^*  ^rand  nvantage  mais 
en  meme  temps  indispcusablemcut  nocossaire.  Lc  grand  ancre  est  une 
soci^tä  de  batelien  assex  versus  dam  leur  mdtier  qui  s'est  aasociöc» 
ppnr  garantir  mntaellement  la  saretd  des  radeauz  abordant  i  notre 
rirage. 

•  Bekert,  Mainzer  ScliitiV-rgewcrbe S.  71^ — 94;  über  die  Ansciuitiung 
der  teuren  Gerfttsehalten,  die  vor  Vereinigung  der  „schiffbaren  ZQufte'^ 
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nicht  ontspracli ,  blieb  wohl  selbnt  für  die  Bittstellor  ohne 
Zweifel.  8ie  wollten  anscheineutl  auch  durch  V'orbriiiguiig 
dieser  Aiffumente  viel  weniger  überzeugend  wirken,  wie  den 
neuen  Behörden  ein  Hintertnttrchen  öflFben,  durch  das  sie  die 
Schiffersunft  schlupfen  lassen  konnten ,  ohne  doch  gegen  den 
klar  ausgesprochenen  Willen  des  Gtosetze^  allzu  offenkundig  su 
verstofsen.  Denn  dafs  ihr  Fortbestand  in  jenen  wirren  Kriei!"-- 
zeiten,  wenigstens  solange  sich  an  eine  gründliche  Umwandlung 
des  ganzen  Verkehrswesens  nicht  denken  liefs,  sachlich  gerecht- 
fertigt war,  konnte  leic  ht  eingesehen  werden.  Indessen  haben 
sich  die  französischen  Behörden  bei  der  Nachgiebigkeit,  mit 
der  sie  die  bedrohten  ZanfUer  künftig  unbehelligt  Heuen,  wohl 
weniger  durch  objektiTe  Erwägungen  als  fiskalische  Gründe 
leiten  lassen,  da  sie  mit  Hilfe  der  fortbestehenden  Korporationen 
dem  Warenschmuggel  auf  dem  Rhein  zu  steuern  hofften. 

Freilifdi  hatte  die  alte  Mainzer  S(diifTervereinigung,  auch 
abgesehen  von  den  get'ürehteten  hehördlichen  Eingriffen,  noch 
Schwieriprkciten  genug  zu  iiherwinden,  wenn  sie  sich  nicht  zu 
einer  unrUhinlichen  Autlösung  genötigt  sehen  wollte.  Sie  mufste 
schauen,  wie  man  der  drückenden  Schuldenlast  die  sich  nach 
der  formellen  Aufhebnng  aller  Zünfte  besonders  gefährlich 
«eigte,  irgendwii  Inn^egnen  könnte.  Zu  dem  Zwecke  kamen 
am  24.  Ventdse  VI.  (14.  Märs  1708)  die  alten  Mitglieder  auf 
der  gemeinsamen  Stube  zusammen,  um  Über  die  Mittel  zu  be- 
raten, mittelst  deren  man  die  Passiva  in  Hfthe  von  2748  fl. 
55  kr.,  denen  nur  ein  Aktivvermögen  von  517  fl.  15  kr. 
gegenüberstand,  begleichen  könnte*.  Ks  wurde  vorgeschlagen  : 
1.  die  Schiffer  sollten  zur  Schuldentilgung  von  jedem  Pferde, 
das  zum  Zug  borg-  oder  thalwärts  gebraucnt  wurde,  1  fl.  12  kr. 
Kahlen;  2.  sie  sollten  bei  jeder  Thalreise  für  je  100  fl.  Fracht 
30  kr.  geben;  8.  fllr  eine  Steuermannsreise  müsse  1  fl.  ent- 
richtet werden;  und  schliesslich  4.  die  Fischhändler,  die  ja 
seit  1755  ebenfalls  der  Korporation  eingegliedert  wr\ren®,  sollten 
im  Vierteljahre  1  i\.  30  kr.,  die  übrigen  Fischer  für  dieselbe 
Zeitspanne  '^0  kr.  geben.  Dicsf  Steuer  fund  um  deswillen 
allgemeine  Billigung,  weil  sie  nur  den  jeweils  verdienenden 
TeU  der  Zunftangehörigen  traf  und  nicht  auch  die  verarmten, 
beschäftigungslosen  Mitglieder,  denen  man  sie  nicht  zumuten 
wollte.  Der  Zweck  der  Schuldentilgung  ward  indessen  nicht 
so  leicht  erreicht,  wie  man  gedacht  hatte,  da  daa  Verkehn* 
wespn  infolge  der  Handelspolitik  Fi  unkreielis  am  Rhein  immer 
mehr  stockte,  die  Fahrten  seltener  und  weniger  einträglich 
wurden. 


dem  ^nnnen  Anker  gehßrt  hatten  uiul  (l<>ren  Mitgennfs  flpftterhtn  ftelbut 
den  Mit^'^li  <l.  rii  der  ehemaligen  Fischersunft  emiGglicht  wiude,  vgL 
ebenda  S.  09. 

*  Protokoll  der  Schiffistzunftakten  im  M.8t.A. 

*  £ckcrt,  Mainxer  Schiffergewerbe  S.  80  ff. 
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Trotz  all  dieser  Mifshellif^keitrn  erfreuten  sich  die  Ziinftler 
immer  noch  eines  gewissen  Ansehens.  Es  ist  nierkwiudig,  wie 
die  Gewerb  treibenden,  die  zur  Zeit  der  letzten  Kurfürsten 
ständig  Abstellung  ihrer  Beschwerden  forderten,  die  eine  starke 
Abneigung  gegen  strenge  Zunftsatzangen  zeigten,  plötzlick 
eher  Beschränkungen  nach  alter  Weise  als  allgemeine  Freiheit 
wünschen  ^  Nur  die  Liebe  zu  dem  Althergebrachten ,  die 
sinnlose  Angst  vor  der  erwarteten  Konkurrenz  kann  es  er- 
klärlich machen,  dafs  die  alten  Schifferkor])orationen  die  enge 
Gebundenheit,  alle  Kleinlichkeit  und  Peinlichkeit  der  zurücK- 
liegenden  Jahre,  die  man  mit  einem  iiciilage  überwunden 
glaubte,  in  das  neue  Jahrhundert  hinttberretteten ,  dafs  eine 
etwas  fi^iheitlichere  Gestaltung  des  seitherigen  Korporations- 
wesens, dessen  Beibehaltung  man  ihnen  gestattet  hatte,  ohne 
behördlichen  Zwang  für  sie  undenkbar  war. 

Auch  die  Stapelrechte  der  Hauptverkehrscentren  Köln 
und  Mainz  blieben  von  der  französischen  Regierung  zunächst 
noch  ohne  Behinderung '-.  Obgleich  seit  Jahren  von  den 
rheinischen  Kaufleuten  unausgesetzt  ihre  Beseitigung  gefordert, 
und  auch  in  der  Presse  der  Ruf  nach  freier  Schiffahrt  des 
öfteren  wiederholt  wurde,  wurden  sie  doch  durch  Beschlufs  des 
Uegierungskommissars  Rudier  vom  10.  Thermidor  VI.  (28.  Juli 
1798)  in  ihrem  alten  Umhange  aufs  neue  bestlltigt.  IMes  ent- 
mutigte aber  keineswegs  andere  Städte,  an  deren  Beseitigung 
nachdrücklich  weiterzuarbeiten.  Die  Kölner  wurden  nament- 
lich durch  die  Düsseldorfer  Interessenten,  die  Mainzer  von 
den  Frankfurtern  und  Strafsburgern  auf  das  hiirteste  bedrängt. 
Wenn  man  auch  die  alten  Vorzugsrechte  und  all  die  Verhält- 
nisse^ die  mit  ihnen  zusammenhingen,  nicht  ohne  weiteres  be- 
seitigen konnte,  suchte  man  diesrnben  doch  wenigstens  nach 
Möglichkeit  zn  umgehen  und  diesen  Bruch  mit  dem  Her- 
kommen herzhaft  zu  verteidigen.  Eine  stattliche  Reihe  von 
Schriften  und  Gegen sdiriften,  um  deren  Abfassung  sieh  vor 
allem  die  Handelskammern  der  beteiligten  Orte  Mühe  gaben, 
wurde  in  die  Öffentlichkeit  geschleudert®.  Ein  Erfolp:  der- 
selben läfst  sich  nicht  verzeichnen,  da  die  Franzosen,  wie  dies 
auch  im  Frieden  von  Luneville  zum  Ausdruck  gekommen  war, 
an  dem  bestehenden  Zustande  zunftchst  nichts  ändern  wollten, 
wenigstens  solange  nicht,  bis  eine  durchgreifende  Umwandlung 
der  gesamten  Verkehrsverhaltnisse  Platz  greifen  konnte.  Ein- 


'  Vgl.  Kit- in.  Ocschicliti'  \oii  Mainz  S.  4.-K). 

-  Vji;l.  DaiiicN  T^l  r  dns  Stapelifcht  zu  Köln  und  Mainz; 
Schirces,  Ufr  Kheui.stioni  S.  64  ff.;  lioc  kenheimcr,  Geschichte  der 
Stadt  Hains  8.  340,  848;  Handelskammer  m  Mainz  S.  19. 

•  Ein  charaktcrli^tisrlirs  Pirkular  rlcr  KiUiicr  Handrlsknmnipr  vom 
5,  Germiual  X  (26.  .Miirz  1Ö02)  findet  .^irh  abgedruckt  bei  Schirge», 
Der  fiheiDstrom  S.  65,  67.  Weitere  Auszüge  bei  Bockenheimer 
a.  a.  0.  S.  848,  849. 


Digitized  by  Google 


12 


xvm  5, 


mal  belmgten  ihnen  die  Erträguisse  der  Zollstätten,  die  ihnen 
bei  einer  Verlegung  derselben  geschmälert  werden  konnten, 
dann  aber  gaben  ihnen  das  Stapelwesen)  die  sttnfÜeriBcbe 
Geschlossenheit  der  Schiffer,  die  Rang-  und  Reihefahrten  auch 
Mittel  in  die  Hand,  bei  deren  Verwendung  sich  die  strenge 
Orenzabschliefsung  besser  durchfuhren  liefs.  Die  ansässigen, 
bekannten  Fährleute,  deren  Ankunff  und  Al)|^ang  sich  unter 
genauen  FonnaHtHten  vollzog,  die  nur  in  ganz  bestimmter 
Folge  laden  durtten,  konnten  weit  hesser  überwacht  werden, 
als  fremde,  freie  Schiffer,  die  nacli  eigenem  Belieben  gingen 
und  kamen.  Gerade  die  Grenzsperrung  war  aber  der  Krebs- 
schaden, an  dem  der  rheinische  Handel  und  Verkehr  in  jenen 
Jahren  am  meisten  krankte,  die  Mafsregel,  welche  das  linke 
Kheinufer  bald  wirtschaftlich  völlig  lahmi^en  und  alle  positive 
Förderung  der  Wohlfahrt,  wie  den  Bau  von  Kanälen  und 
Strafsen,  unwirksam  machen  sollte. 

l)if«  französische  Zollgreii7,<* ,  die  Douane,  wurde  im 
Jahre  Vi  der  neuen  Zeitree  Ii  iiung  (3.  Juli  1798)  an  den 
lihein  vorgeschoben.  Die  mit  ihrer  Aufsicht  betrauten  Maut- 
beamten hatten  die  Einfuhr  yerbotener  Waren  und  die  Aus- 
fuhr einzelner  Artikel  zu  verhflten  und  die  Zahlung  der  auf 
das  Einbringen  bestimmter  Gtiter  gele<^ten  Zölle  zu  sichern. 
Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  französisclie  Handelspolitik  jener 
Tage,  deren  Mafsnahmen  gegen  Englaiirl  irf  riclitet  waren,  ein- 
gehender zu  kritisieren.  Nur  mufs  «Ii!  lut  liiiigewieseu  wer- 
den, dafs  die  Douane  eine  Schranke  zwischen  den  Ufern  des 
Rheins  aufrichtete,  die  den  Warenaustausch  der  Länder  auf 
seiner  linken  Seite  mit  Deutschland  und  England  fast  voll- 
kommen unmöglich  machte'. 

Die  schlimmsten  Folgen  hat  dieses  unnatürliche  Verhältnis 
für  die  alten  Stapelstädte  Mainz  und  Köln  gezeitigt,  die  den 
nahezu  vollstündiji^en  Verlust  ihres  Transithandels  zu  beklagen 
hatten.  Scliiffer  und  Kaufleute  wollten  sich  niclit  den  Weit- 
läufigkeiten der  Mautbeamten,  mit  denen  Streitigkeiten  kaum 
zu  vermeiden  waren,  aussetzen  und  Gefahr  laufen,  wegen  Un- 
kenntnis der  französischen  Verordnungen  ihre  Waren  ganz 
oder  teilweise  zu  verlieren.  In  Frankrart,  Düsseldorf,  selbst 
in  Leipzig  wurden  Niederlagen  für  die  vom  französischen 
Gebiete  ferngehaltenen  Waren  errichtet  Die  Landstrafsen 
des  rechten  Ufers  fingen  an,  fast  belebter  zu  werden  als  der 
Flufs  selber.  Nicht  wenige  der  B'MLrirritpr  verliefsen  bei 
Düsseldorf  das  Wasser,  umgingen  den  Kolner  Stapel,  wurden 
bei  Zündorl  o])eihalb  dieser  Stadt  wieder  ins  Sehift  gel)rH(}n, 
um  in  Walluf  unterhalb  Mainz  ausgeladen  und  mit  Umgehung 


•  Vgl.  Boekcnheimcr ,  Geschichte  der  Stadt  Mainz  Jj.  ^1—3^»; 
8chirgc8,  Dor  Rhciiistrom  8.  56 — 68;  Handeiakammer  zu  Msins 
R.  17—19. 
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dieses  Ortes  in  Kostheim  an  der  Mündung  des  Mains  wieder 
an  Bord  gehüien  zu  werden,  von  wo  sie  unbehelli<!ft  nach 
Frankfurt  gelangen  konnten*.  Wie  bedeutend  auch  die  Un- 
kosten eines  solch'  absonderlichen  Verkehrs  sein  mochten,  er 
gewann  dennoch  an  Ausdehnung,  da  man  wenigstens  sicher 
war,  auf  diese  Weise  der  gefürchteten  Douane  der  beiden 
Stapelstfidte  zu  entgehen  und  sein  Gut  richtig  abgeliefert  zu 
erhalten.  Der  Austausch  mit  dem  linken  Rheinufer  ward 
schliefslicli  fast  nur  noch  durch  den  schwunghaft  betriebenen 
Unterschleif  aufrecht  erhalten,  bei  dem  es  zu  heftigen  Kämpfen 
zwischen  den  wachsamen  Mautl)eamten  und  den  wohlorgani- 
sierten iSchmugglerbanden  kam,  sofern  beide  Parteien  nicht, 
wie  dies  auch  öfters  geschah,  ein  gemeinsames  8uiel  trieben. 
Wie  man  namentlich  das  yerhafste  Verbot  der  Ausfuhr  von 
Cletreidey  das  in  einer  die  Bedürfnisse  der  Bewohner  des 
linken  Rheinufers  übersteigenden  Menge  erzeugt  wurde«  au 
umgehen  wufste,  wird  in  der  offenbar  der  Feder  eines  fran- 
zösischen Staatsmannes*  entflossenen  Schrift  über  den  „Thal- 
weg des  Khcins'*  lebendig  und  anschaulich  geschildert^. 

Die  Bitten  um  Abhilfe^,  die  Vorstellungen  der  geschä- 
digten Kaufleute,  der  städtischen  Behörden  und  selbst  ein- 
sichtiger Vertreter  der  Regierung  blieben  erfolglos.  Mit 
der  Zeit  Terschttrfte  man  sogar  die  Überwachung  der  in  so 
Ycrhängnisvoller  Weise  geschaffenen  Zollgrenze^.  Da  man  an 
dem  verkehrhemmenden  Prinaipe  nichts  ändern  wollte,  blieben 
alle  Einzelbestrebnngen  der  französischen  Lokalbehörden, 
Handel  und  Hchifiahrt  in  ihrem  Bezirke  zu  lieben ,  ziemlich 
nutzlos.  Was  konnte  ein  Beschlufs  des  Generalkommissärs 
Rudier,  dafs  alle  Gebühren  und  Taxen,  welche  seit  dem 
.Kriege"  (mit  der  ersten  Koalition)  auf  dem  Rheine,  der  Mosel 
und  andern  schiffbaren  Flttssen  in  den  eroberten  Ländern  ein- 
geführt gewesen,  wieder  abgeschafft  seien  ntltzen,  wenn  die 
neu  errichtete  Douane  dem  Verkehr  unsählige  andere  Binder- 


'  Schirg.s  a.  a.  O.  S.  64. 

2  Bockel! he iuier  nennt  JoUivot  als  Verfasser,  vgl.  Geschichte 
der  Stadt  Mainz  S.  47  Anm.  2,  344;  ebenso  Oppenheim,  Der  freie 
deatsche  Bbein  S.  81  Anm.  5 

*  Le  Thalweg  du  Kl. in  Nr.       S.  159. 

*  V^l.  Akten  übei-  liuudt;!  und  Verkehrswesen  im  M  St.A.  127. 

*  Die  Berat8chlai?un&r  der  Centralverwaltune  des  Departements  vom 

Donnersberff  9.  Pmirinl  \  ir.  enthält  genaue  Öestimmiinfron ,  wie  bei 
einbrechender  Dunkelheit  alle  Machen  und  Kälme  sicli  am  bestimmten 
Orte  eunmeln  müssen  und  angeschlossen  werden,  wie  alle  Retsenden  zu 

überwachen  und,  wenn  ihre  Pässe  iiiclit  in  Ordnung  befunden  worden, 
zu  verhaften  sind,  wie  nach  9  Uhr  alu  iids  jodf  Verbindung  zwischen 
den  Ufern  zu  verhindern  ist  u.  s.  w.  iKin/fldruck  in  deutscher  und 
französischer  Sprache  M  St.B.) 

"  Aufzuir  dorn  Register  der  l><'scldii-sr'  des  Priifi  ktcii  ilr<  T)p- 
partements  von»  iionnersbcrg  16.  JSivöse  X.  (Einzeldruck  in  deutlicher 
und  firansQeiBcber  Sprache  M.StB.) 
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nisse  entgegensetzte?  Wohin  zielten  die  wohlmeinendsten  An- 
landeonlnungon  die  in  P>\v.'igung,  dafs  der  Friede  und  die 
Zeitumstände  der  Jvliein.scliitTalirt  die  „Freiheit"  wiederge^^eben 
hätten,  erla^ssen  wurden,  da  die  Scherereien  mit  den  Maut- 
beamten die  Schifier  von  ihrem  t  ahrwege  ferniiielten?  \\  enn 
die  Douaniers  die  vorgeschriebenen  Untersuchungi^^ü  auch  noch 
so  flink  und  pflichtgetreu  erledigten  machten  diese  sich  doch 
als  fast  unerträgliclie  Verkehrsstörungen  bemerkbar. 

Wie  sehr  der  Khcinverkehr  in  jenen  Jahren  thatsächlich 
unter  den  unaufliörliclien  Krieg.swirren  und  der  Durcliführung 
der  Gl  ptizsptnre  litt,  wird  ein  einfacher  Blick  auf  die  Zahlen 
der  Statistik  lehren^.  Für  Mainz,  das  durch  die  verschie- 
denen Eiuschliefsungen  der  Stadt  vielleicht  am  meisten  gelitten 
hat,  zeigt  die  Vorgleichung  der  Krahnengebühren  folgendes 
Bild«  Während  diese  im  Jahre  1792  nodi  27  705  fi.  59  kr. 
betragen,  sanken  sie  1793  auf  14527  fl.  17  kr.,  stiegen  im 
folgenden  Jahre  wieder  auf  26932  fl.  11  kr.,  fielen  1795  auf 
1744  fl.  20  kr.  und  gingen  dann  langsam  in  die  Hohe,  iju 
Jalm»  1796  auf  G900  fl.,  1797  auf  1F^770  fl,  11  kr.  Statt 
dais  die  kommenden  Jahre  dann  dem  dureli  Kriegcswirren  er- 
schöpften Lande  weiteren  Aufschwung  ermö^^lieht  hatten, 
gaben  die  W  irkungen  der  französischen  Zollpolitik  seinem 
Verkehr  einen  neu^  Rückschlag.  Die  Mainzer  Erahnen- 
gebahren gehen  vom  Jahre  1797,  wo  sie  15  779  fl.  11  kr.  be- 
trugen, infolge  der  Douanebestimmungen  herab: 
Im  Jahre  1798  auf  10545  fl.  28  kr. 
.  1799  -  9  836  -  41  - 
-  1800  -  8  179  -  33  - 
Wahrend  in  den  Jahren  1792  —  1797  im  Hafen  daselbst  durcli- 
bchnittlich  jährlich  immer  noch  260  000  Centner  Waren  be- 
fördert wurden,  betrug  das  Mittel  der  Verladungen  1798  bis 
1800,  also  nach  Beilegung  der  rheinischen  Krieffswirren.  nur 
193  770  Centner,  was  gegenüber  der  Durchschnittsaahl  filr 
1770—1792,  die  667  083  Centner  ergiebt,  eine  Minderung  von 
nahezu  zwei  Drittel  bedeutet*.    Der  Hauptausfail  ist  auf 

^  BeschlüsHo  des  Maire  der  Stadt  Mainz  vom  27.  Flor^al  IX,  und 
des  Präfektcn  des  Departements  vom  Donnersberg  vom  1.  Prsinal  X. 
(Einzeldnu  k«',  dciitsc!!  und  französisch,  M.St.B.) 

Auszujg  aus  dem  Register  der  Beschlüsse  des  Geuenü-Regierunjg»- 
kommusars  in  den  vier  neuen  Departement«  des  Unken  Rbemnlers 
19.  Pluvioac  X.    (Einzeldruck,  deutsch,  M.St.B.) 

*  V^I.  H  o  r  k  o  11  Ii  f  ?  in  o  r  n.  n.  O.  S.  :{:{;<,  'M'A,  'M>^\  Handelskammer 
in  Mainz  S.  16.  ÜKcr  die  Fraclitsiit/.i!  vor  und  nach  dem  Kriege  vgl. 
Schirpes  a  a.  0.  S.  ÖT, 

*  Die  Mainzer  KralinencefUlle  von  1770  — ISOO  elnsi  liUcrslich  tind»'ii 
sich  bei  Lehne»  Lage  de«»  iiandels  im  Departement  Donnersberg  8.  22Hk 

*  Der  Durchsehnitt  der  Kralinengebfihren  t>etrag  (nach  Lehne, 
Lage  des  Handels  im  Departement  Donnorsbrrp  S.  '21?7):  Vor  <iem  Krie^ 
(HiO— 1792)  2Ö9Ö9  tl.,  seit  dem  Beginn  desselben  (1793— 17»7)  13 176 
seit  Anlegung  der  Haut  am  Kheiu  (1798  -1800)  9520  fl. 
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Rechnung  des  Weinhandels,  der  durch  die  Vorschrift,  dafs  die 
Mainzer  Händler  von  ihrem  eigenen  im  Rheingau  gezogenen 
Wein  bei  Einfulir  in  die  Stadt  einen  Zoll  entritliten  nuifsten, 
besonders  bedrängt  war,  und  aui  Rechnung  des  Getreide- 
ezports,  der  durch  das  Ausfuhrrerbot  yOUig  unterbtinden  wurde, 
zu  setzen.  Die  Stockuns;  des  gansen  Verkehrslebexui  ward 
auch  durch  das  Herabgenen  des  Wasserzolls  und  der  üm- 
schlÄgsgebühr  offenkundig.  Selbst  die  Errichtung  von  Nieder' 
lagen  (Entrcpöt  r6el)  der  verbotenen  und  nicht  verbotenen 
Waren  in  den  ^Freihäfen"  von  Köln  und  Mainz*  konnte  an- 
gesichts der  erneuten  Streitigkeiten  mit  England  nur  eine 
vorübergehende  Besserung  schaffen,  zumal  diese  Vergün- 
stigungen bald  wieder  au%ehoben  wurden*. 

Inswischen  war  unter  Einwirkung  Rufslands  der  Haupt* 
schluls  der  aufserordentlichen  Reichsdeputation,  die  zur  Ke* 
gelang  der  deutschen  Verhältnisse  eingesetzt  war,  endlich  am 
15.  Februar  180:'>  zu  stände  gekommen.  Neben  den  peinvollen 
Auseinandersetzungen  Uber  die  Entschädigungen  der  Fürsten 
innerhalb  des  Reichs  enthält  er  wenigstens  eine  Bestimmungi 
der  wir  unsern  vollen  Beifall  schenken  dürfen. 

Sein  Artikel  39®  verordnet,  dafs  alle  auf  dem  rechten  und 
linken  Ufer  erhobenen  Rheinzölle  abgeschafft  sind,  dafs  sie 
unter  keiner  Benennung  wieder  helgestellt  werden  dürfen. 
An  ihre  Stelle  soll,  abgesehen  von  den  näher  zu  bestimmen- 
den Eingangsgebühren,  (douanes),  ein  Rheinschiffahrts-Octroi 
treten,  das  für  die  gemeinschaftliche  Fahrstrafse  von  Frank- 
reich im  Verein  mit  dem  Reich  geordnet  und  erhoben  wird. 
Seine  Erhebung  wird  einer  einzigen  Behörde  anvertraut  und 
so  eingerichtet,  dafs  dadurch  die  Schiffahrt  so  wenig  wie 
möglich  aufgehalten  wird.  Die  Taxe  des  neuen  Octroi  soll 
80  berechnet  werden,  dafs  sie  den  Betrag  der  aufgehobenen 
Zolle  nicht  ttberstcigt.  Sie  soll  höher  sein  für  die  Schiffahrt 
der  Fremden,  als  für  die  der  deutschen  und  französischen  Ufer- 
bewohner, höher  zugleich  für  die  bergwärts,  als  die  zu  Thal 
beförderten  Fahrzeuge. 

Der  Ertrag  des  Octroi  ist  vorziigÜLh  zur  Bestreitung  der 
Erhebungs-,  Verwaltungs-  und  Polizeikosten  bestimmt.  Der 
Überscbttfs  soU  zur  Unterhaltung  der  Leinpfade  und  zu  son- 
stigen Arbeiten  verwendet  werden,  welche  die  Schiffahrt  not- 
wendig macht 

Der  noch  verbleibende  reine  Rest  hat  zur  Ergänzung  der 
l)otntion  des  Kurffir<ten-Erzkanzler  und  zur  Bezahlung  an- 
derer Verpflichtungen  zu  dienen. 

'  Handelskaminer  zu  Mainz  8.  20. 

•  Vgl  Bocken bi'iin er,  Geschichte  der  Stadt  Mainz  S.  355. 

*  ATif,'edruekt  bei  Meyer,  Staat«akton  S.  32— Hl;  Herrn  an, 
iSauiiiiluiig  der  Gesetze  S.  39,  40;  Oppenheim,  Der  ireie  deutsche 
Rhein  S.  83<-^. 
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Alle  nötigen  weiteren  Bestimmun, e^en  werrl^ri  f(1r  das  f^pich 
durch  den  hierzu  bevollmilclitigten  Kurtürstea-ürzkanzler  mit 
der  französischen  Regierung  vereinbart  ^ 

Damit  war,  wie  bereits  erwähnt  wurde,  der  erste  Schritt 
zur  Befireiung  der  RhdiMcbiffahrt  aas  den  Fesseln,  in  die  sie 
veigangene  Jahrhunderte  schlugen,  gethan.  Blieben  auch  die 
Eio^angszOlle^  (droits  de  douanes),  unangetastet,  so  war  doch 
wenigstens  die  Weise  angedeutet,  nach  der  die  ebenso  hinder- 
lichen und  noch  störenden  Fluf«zölle,  (Durchgangszölle,  droits 
de  peages),  vereinfacht  und  erleichtert  werden  konnteu.  Die 
GrundzUge  des  neuen  Schiffahrtsgesetzes,  über  die  sich  die 
vertragschliefseuden  Mächte  geeinigt  hatten,  liarrten  nur  nocli 
der  Durchbildung  im  einzelnen,  die  nicht  allzulange  auf  sich 
warten  liefs. 


1  Die  RheinzttlU  waren  befeits  seit  1801  ^öfistenteils  sum  VorteU 
des  KurerakaiuslerB  erhoben  worden  (Oekhart,  Geset^ebnng  8.  279). 
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Erstes  Kapitel 


Umgestaltung  der  Rheinechiffiihrt  durch  die  Satzungen 

der  Octroikonvention. 


§  3. 

Die  durch  den  Reichsdepiitatitinshauptschlufs  in  Aussicht 
gestellte  Vereinbarung  zwischen  Frankrcicli  und  dem  Reich 
über  die  künftige  Gestaltung  der  Kli«  inscliüTalu  t  kam  bald  zu 
Stande.  Der  diesbezügliche  Vertrag,  bekannt  unter  dem  Namen 
„Konvention  tlber  das  Rheinschiffahrts-Octroi"  \  wird  von  einer 
gesttnderen  Auffassung  des  Rheinverkehrs,  als  die  seither  üb- 
liche^  beherrscht  und  ist  als  der  entschiedene  An&ng  einer 
besseren  Ordnung  der  Schiffahrtsverhältnisse  zu  betrachten. 
Er  wurde  bereits  am  27.  Thermidor  XII.  (15.  August  1804) 
zu  Paris  unterzeichnet^,  konnte  jedoch,  da  verschiedene 
•Schwierigkeiten  zu  beheben  waren,  erst  am  1.  November  1805 
in  Kraft  treten.  Die  Octroikonvention  hat  von  da  an,  über 
den  Wiener  Kongrefs  hinaus,  in  der  Hauptsache  bis  zur  Rhein- 
schiffsbrtsakte  Ten  1831  ihre  Gültigkeit  behalten. 

Während  der  Artikel  39  des  Hauptschlusses  Yom  Jahre 
1803  nur  einige  allgemeine,  völkerrechtliche  Sätze  au&teilen 
konnte,  enthält  die  ihm  folgende  Vereinbarung,  neben  der  ge- 
nauen Regelung  der  internationalen  Verhaltnisse,  eine  ganze 
Reihe  staatsrechtlicher  und  polizeilicher  Normen  von  nicht  zu 
unterschätzender  Tragweite.  Ihr  Hauptvorzug  war  die  Schaffung 


*  Der  offizielle  Titei  lautet:  Projet  de  Convention  sur  l'octroi 
do  navigation  du  Rhin.  En  ex^cution  de  Tarticle  39  du  Rect^B  de 
I'Empire  Gennaiiique  ratifi^  par  Sa  Majest^  ImpMale  rfimperenr  des 
Kl  f  ijins  h'  27.  Avril  180;i;  aign^  le  15.  Aoüt  1804,  avee  nne  Convention 
«upüleinentairu  du  1.  Octobre  1804,  rutifie»  par  l'Emp«^reur  en  date  du 
11.  1I»t1806. 

2  Ulli  r  r in zclnen  Daten  der  Ratifizierung  und  Signifriuifr  vgl. 
Herrn  an,  iSammlung  der  Gesetze  S.  l;  Meyer,  Staatsakten  iii; 
Martens,  Supplement  an  Recueil  des  TiaitAs  Tom. IV  S.  36. 
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einer  einheitlichf^n  Verwaltung  für  den  Rhein^  der  „allezeit  in 
Beziehung  aui  die  Schiffahrt  und  Handlung,  (sous  le  rapport 
du  commerce  et  de  la  navigation) als  ein  zwischen  Frank- 
reich und  Deutächland  gemeinschaftlicher  iiufB  angeächeu 
werd«!  solle".  Die  Verfügungsgewalt  flber  die  BeimtEUiig  des 
Wasserweges  wurde  den  Uferstaaten  entzogen  und  zum  Gegen- 
stand eines  TOlkerrechtliohen  Vertrages  gemacht.  Nur  durch 
die  Einsetzung  einer  neutralen,  von  den  JLokal au tori täten  der 
beiden  Ufern  ganz  unabhängigen  Behörde  war  die  Neuregelung 
des  Stapel-  und  Umschlagweseiis .  die  Beseitigung  der  alten 
Zollschwierigkeiteu  und  die  zweckentsprechendere  Gesfciltuug 
der  Schifferzüutte  zu  erzielen.  Die  einschlagenden  Bestim- 
mungen  der  Konvention  sind  für  die  wirtschafuiche  und  recht- 
liche Weiteigestaltung  des  Rheinyerkehrs  von  solcher  Trag- 
weite gewesen,  dafs  eine  etwas  ausführlichere  Darstellung  der- 
selben nOtig  erscheint^. 

Die  neugeschaffene  Centralbchörde^  sollte  die  Einförmig- 
keit der  Verwaltung  aufrecht  erhalten  .  die  Erhebung  dos 
Schiflfahrtsoctnn  leiten  und  mittelst  Geltcn  liiiachung  «k-r  Ver- 
fügungeu  der  Kouveution  die  bisher  bejjtaudenen  Milsbrauche 
beseitigen,  wie  allen  ktlnftigen  Unordnungen  vorbeugen. 
Zur  raschen  Erledigung  vorkommender  Streitigkeiten  war  mit 
ihr  ein  eigener  Gerichtsstand  in  drei  Instanzen  yerknttpfit, 
wovon  die  letzte  aus  höheren  Beamten  bestand,  die  zu  diesem 
Zwecke  jährlich  einmal  in  Mainz  zusammentraten. 

Die  Generalverwaltung*,  die  ebenfalls  ihren  Sitz  zu  Mainz 
hatte,  bestand  aus  einem  Direktor  und  vier  Inspektoren,  die 
aU  gesetzliche  Räte  Sitz  und  Stimme  bei  ihr  hatten.  Sie  ward 
nach  der  Konveutioa  unter  zwei  Gesichtspunkten  thätig.  Ein- 
mal bildete  sie  die  zweite  richterliehe  Instanz,  vor  der  in  Rechts- 
sachen Rekurs  genommen  wurde,  und  die  nach  Stimmenmehr- 
heit aller  Mitglieder  entschied  \  Sie  war  aber  aufserdem  zugleich 
Verwaltungsbehörde,  die  Ergänzungs-  und  Ausfuhrungsbestim- 
mungen zur  Konvention  erlassen  konnte®,  für  die  jedoch  die 


'  Über  diesen  Zusatz,  der  sieh  im  BeichsdeputationfthaupttfchloTs 
nicht  findet,  veh  Oppenheim,  Der  freie  deutsche  Rhein  S.  8«  ff. 

3  Wörtlictier  Ahdinck  der  Konvention  samt  dt*n  in  den  kurfürst- 
lichen Abatimmunpen  sromaehtfti  Antrürrf^n  inul  Vcrh^'sspninjren,  welche 
durch  Koneprinlgutachtt-n  vom  lö.  März  löOö  zur  vvcitcrcu  UijtcrbjuKllun"4 
mit  des  Kaiser?*  Majestiit  geeignet  befanden  wurden,  bei  Mejer,  Staat-*- 
akten  S.  45 — 65;  di-r  in  Auf^sicht  L'''nnmmene  A(ldifioniih'<'rtr:ii:  ist  iiit'iiial-s 
erschienen.  Abdruck  der  Konv4;ntion  in  deutscher  Sprache  bei  Herman, 
Sammlung  der  Gesetze  8.  8—37.  Im  fransOBiscben  Uitest  ebends 
S.  561-GlO;  Klühor.  Kongrefsakten  III  S.  280— $20. 

*  Üctroikonventiou  art.  128 — ISäi. 

*  Art.  42.  45. 
6  Art.  122. 

Art.  i:^.  Vgl.  al^  Beispiel  für  solche  Aiisfrilirnngflrerordnunpeii 
die  pSuuplenientur-  und  Detailinstruktionen  der  (.YenerHldirektiou  dos 
Rhemscniflshrte-Oetroi ,  beschlossen  in  der  Sitsnng  vom  5.  Detember 


Digitized  by  Go 


xvm  6. 


21 


jeweils  zugezogenen  Inspektoren  neben  dem  Generaldirektor 
nur  eine  „beratschlagende  Stimme abgeben  konnten. 

Aufser  dorn  Vorsit:^  der  Gen  oral  Verwaltung,  stand  dem 
Direktor*  die  Oberleitung  «iller  Malsnahmon  zu,  die  mit  Voll- 
ziehung der  Octroikonventiou  irgendwie  zusammenhin^^en  -.  Den 
Diensteid  leistete  er  ebenso  wie  die  ilim  untergeordneten  inspek- 
toren  vor  den  Vertretern  der  beiden  vertragschliersenden  Mächte, 
als  welche  der  Präsident  des  GmltribuDals  in  Mainz  und  ein 
Kommissär  des  EHlrsten  Erskanzler  bestimmt  wurden'. 

Die  Inspektoren^  teilten  sich  in  die  Aufsicht  ttber  die  ge- 
hörige Erhaltung  des  Flufsbetts  und  den  Zustand  der  Lein- 
pfade, in  die  Überwachung  der  Bureaux  und  Einnahmen.  Sie 
hatten  A\e  Register  abzu.scIili'  rsfTi ,  den  Rostand  der  Kassen 
nachzuprüfen,  Klagen  anzuiietinien  und  ausführliche  Berichte 
Uber  ihre  Tliiiti^keit  einzusenden.  Auch  stallten  sie  von  Zeit 
zu  Zeit  Kundreiben  maciieu,  um  sich  durch  Augenschein  zu 
überzeugen,  was  alles  die  Regelung  der  Rheinschiffahrt  er- 
fordere. 

Die  Unterbeamten  welche  die  GeschAfle  der  einzelnen 
Erhebungsstellen  besorgten,  schwuren  ihren  Diensteid  in  die 
Hände  ihrer  jeweiligen  Vorgesetzten".  Sie  hatten  ständig  auf 
ihren  Posten  zu  sein^  und  zu  achten,  dafs  die  Fahrzeuge  so 
weniir  als  möglieh  durcli  die  Gebührenzahlung  aufgehalten 
wurden.  Um  der  Bestecliliehkeit  und  Willkür  nach  Kriiften 
vorzubeugen,  war  allen  Angeötellten,  bei  Strafe  ])is  zur  Dienst- 
en tlasbung,  auf  dat>  strengste  verboten,  den  Schilfern  irgend 
etwas  zu  eigenem  Vorteil  abzuverlangen,  oder  auch  nur  ein 
„2^ichen  der  Zuneigung  oder  Erkenntlichkeit  anzunehmen**  ^ 

Dorch  diese  Einrichtung  einer  centralen  Verwaltung, 
deren  Beamten  in  strenger,  fist  hierarchischer  Unterordnung 

ihre  Geschäfte  wahrnahmen,  war  gegenüber  früheren  Zustitnden 
viel  gewonnen.  Der  Einflufs  der  kleinen  Uferstaaten  mit  iliren 
örtlich  beschränkten  Interessen  war  völlig  hrochen.  Au  ihre 
Stelle  waren  zwei  (ürofsni ächte  getreten,  in  deren  Namen  eine 
Cüentralbehörde  die  SchiflFahrt  des  Rheines  bis  zu  den  Grenzen 


1805  für  die  Station?  Kontrolleure  su  KOln  und  Mainz**  bei  Hennan, 
Sammlung  der  Gesetze  ä.  82—88. 

■  Über  seine  Ernennung  vgl.  art.  48;  Installation  art  S8;  Gehalt 
art.  65. 

«  Art.  43,  60,  61,  62. 
«  Art.  57. 

•  Art.  4.");  Enunnungsinoduhi  art.  49;  weiter  vgl.  art.  .54,  66. 

Art.  47,  .W,  öl,  52,  55,  Cy.].  64.  67—71.  P4,  Ö7,  H9;  fibor  Pension 
und  Unterstützungsfonds  für  Witwen  und  Waisen  der  Octroibearatea 
vgl.  art.  73—82. 

•  Art.  58,  59. 
^  Art.  m. 

•  Alt  88. 
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der   bataTischeii   Bepublik   Überwachte  und  vor  Störung 

schützte  ^ 

Aber  nicht  nur  an  der  Kechtsverwaltung,  auch  an  dem 
Rechte  üclbcr  war  durch  die  Konvention  vieles  geändert 
worden.  An  Stelle  der  im  Dcputationshauptachlufs  von  1803 
aufgehobeneu  Rheinzölle  trat  eine  Octroigeotthr,  Air  deren  Er- 
hebung ausfuhrliche  Beetimmungen  getroffen  waren. 

Für  die  Vereinnahmung  der  Gebühren  wurden  zwölf  Ämter 
bestellt,  von  denen  je  die  Hälfte  auf  jedem  Ufer  lagen.  Links- 
rheinisch waren  dazu  ausersehen:  Neuburpc,  Mainz,  Andernach, 
Köln,  Homberg,  Griethausen;  rechtsrheinisch:  Mannheim, 
Wellmich,  Thal,  Linz,  Düsseldorf  und  Wesel  ^.  Nach  dem 
lauf,  der  für  die  einzelnen  Strecken  zwischen  Strasburg  und 
den  Niederlanden  genau  berechnet  war*,  sollten  von  jedem 
Centner  Gut  im  ganzen  nicht  mehr  als  ungefthr  2  Francs 
bergwftrts  und  l  Franc  33  Centimes  bei  der  Thalfahrt  fällig 
werden*.  Er  wurde  nach  dem  Gewicht*^  der  Ladung,  nicht 
nacli  ihrer  Bescliaffenheit  erhoben,  wodurch  sich  die  Abfertigung 
erleichtern  und  beselileunig'en  liefs. 

Wenn  auch  kein  (iegenstand  an  den  Bureaux  vollkommen 
abgabenfrei*  vorbeikommen  durfte,  so  wurde  die  volle  Gebühr 
doch  nur  für  die  eigentlichen  Handelswaren  erhoben.  Pro- 
dukte, die  den  Ackerbau  und  die  Industrie  beförderten,  sowie 
solche,  die  den  Hausbedarf  der  Anwolmer  des  Rheins  decken 
sollten,  waren  weit  geringer,  teilweise  auf  den  vierten  oder 
zwanzigsten  Teil  des  gewöhnlichen  Tarifs  angesetzt  .lachten 
und  Wasserdiligoneen  ^ ,  die  vorzüglich  der  »ehnellen  Weiter- 
bcfr)rderung  von  Reisenden  dienten,  zahlten  die  Octroigebühr, 
als  wenn  sie  mit  dem  vierten  Teil  der  Waren  beladen  %varen, 
die  sie  nach  ihrem  Rauminhalt  fassen  konnten.  Für  leere 
Schiffe  war  beim  Durchkommen  auf  einer  gewissen  Strom- 
strecke nur  die  sog.  Rekognitionsgebühr  zu  entrichten*,  die 
sich  lediglich  nach  ihrer  durch  Aichung  festgestellten  GrOfse 
berechnete.  Die  Bezahlung  der  geschuldeten  Summen  sollte 
auf  dem  linken  Ufer  im  Decimalgelde  (Francs,  Centimes),  auf 


'  Ül)(  r  die  AusdchTitni;]^  der  Konvention  auf  'Vi^-  holländischen 
Gebietsteile  vgl.  Eichhoff,  PragmatiAche  Darstellung  b.  3  und  unten 
ä.  56i. 

«  Art.  46. 

•  Wie  Schirmes  (Der  Rhein  S.  69)  richtig  bemerkt,  wjir  es  okono- 
111  i seil  weise,  den  Tarif  für  den  Oberrhein,  wo  die  {Schiö'ahrt  ohnehin 
mit  Lp-ofscn  Scbwieri^keitcu  zu  kämpfen  hatte,  niedriger  ansnschlag» 
als  tür  Mittel-  and  Niederrhein. 

•  Art.  99. 

»  Art.  97,  99. 
6  Art.  112. 
"  Art.  102-105. 
^  Art.  lOl. 

•  Art.  94. 
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dem  rechten  aiisschliefslich  in  deutscher  „Konventionsmünze" 
erfolgen,  deren  gegenseitiges  Verhältnis  nicht  von  dem  je- 
weiligen Kurs  abhängig  war,  vielmehr  ein  fUr  allemal  fest- 
gesetzt wurde*. 

Diese  Normen  enthielten  manch  bedeutsamen  Fortschritt. 
Allerdings  hatte  man  sich  nicht  daatu  verstanden,  den  Rhein^ 
▼erkehr  gebührenfrei  zu  machen.  Die  erhobenen  Summen 
wurden  aosdrttcklich  flir  Benutxung  des  Strombettes  zu  Sehiff- 
fahrtszwecken  gefordert.  Sie  waren  eine  Steuer^  die  nicht  nur 
auf  den  Konsumenten  der  beförderten  Waren,  sondern  auf 
den  Schiffern  lastete,  da  ja  selbst  deren  leere  Fahrzeu^^o  von 
ihr  nicht  befreit  waren.  Ihrem  Wesen  nach  lassen  sicii  also 
die  Octroigebühren  von  den  alten  KheinzöUen  nicht  trennen, 


fnfsen;  mit  den  £ingangsgebQhren  fUr  Güter  (droits  de  dooanes) 

hatten  sie  nichts  su  thun,  der  Fortbestand  der  letzteren  wurde 
ausdrücklich  betont.  Was  das  Octroi  von  den  lästigen  Khein- 

Zöllen^  Rohied,  war  lediglich  <lie  bequeme  Erhebung!3art,  die 
Herabsetzung  der  fälligen  Beträge  \m(]  die  Bestimmung,  der. 
die  eingehenden  Gelder  zugeführt  wurden. 

Schon  die  einfache  Herabminderuug  der  Zollstätten  um 
nahezu  zwei  Drittel  war  eine  nicht  zu  unterschätzende  Verkehrs- 
erleichterung.  Bis  zur  DurchftUirung  der  Konvention  von 
1804  bestanden  nicht  weniger  als  32  Erhebungsstellen,  in  deren 
Erträge  sich  die  verschiedenen  anliegenden  Herrschaften  teilten. 
Dort  wurden  die  Abgaben  meist  nach  sehr  hohen  Zollrollen 
crhobon,  die  sich  bald  nach  der  Bes<'h.ifienheit  der  durch- 
fahrenden Uüter,  bald  wieder  nach  Zahl  und  Gewicht  der- 
feelben  richteten,  was  zu  aiien  möglichen  Nörgeleien  und  be- 
deutendem Zeitverluste  führte®.  Gewöhnlich  war  es  für  den 
Schiffer  noch  das  beste»  wenn  er  sich  mit  den  Angestellten 
der  verschiedenen  Ämter  vergleichsweise  einigte*»  da  diese 
neben  der  eigentlich  gescliuldeten  Summe  noch  alle  möglichen 
Nebengebtthren  forderten^.  Die  Fährleute  waren  ToUkommen 


»  Art.  107. 

•  Über  die  Rheinzöllc  in  der  letzten  Zeit  vor  Einführung  der 
OetroikOQvention  vgl.  Ockhart,  Gesetzgebung'  S.  2-'s0,  2^1;  Nau,  Bei- 
träge zur  Kenntnis  d«'r  Scliitlalirt  II  S.  77;  Eichhoff,  Darstellung,'  des 
Bheins  S.  117—119;  Oppenheim,  der  freie  deutsche  Ilheiu  8.  4b  ff.; 
Ifeidinger,  Der  !Elheiii  S.  89.  Bei  der  Aa&fthlimff  in  „du  Tkalw^ 
du  Rbiu^  sind  swei  £rhebuiiffMte]leii  (Köhlens  und  Kfenbnxg)  Tergessen 
S.  15—17. 

•  Es  gab  sogar  einige  Zoll&mter,  wie  das  zn  Lendesdorf,  wo 
der  bekannte  oder  mutmalsliche  politische  Glaube  de«  Schiffers  einen 
e>taTken  EinfluTs  auf  die  Beatimmang  der  ZoUgebähr  hatte.  Le  Tbalweg 
du  Khiu  S.  21. 

"*  VgL  Le  Thalwcg  du  Rhin  S.  21  und  die  oben  Citinten. 

»  Vgl.  Büsch,  Schriften  Bd  III  8.  894;  Hüneden.  Kluinhandel 
S.  1 — 24.  Über  das  unaugemeHäeuc  Betragen  der  Zollbeamten  un  anderen 
deatschen  FlfiBsen  vgl.  jSchmoller,  Wirtsehaftliche  Politik  Friedrichs 
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auf  die  Gutmütigkeit  oder  auch  den  bösen  Willen  der  ZoU- 
bedieDsteten  angewiesen,  gegen  deren  Ungcrechtigkeiteu  sie 
8ich  kaum  schtttzen  konnten.  Die  Octroikonvention  suchte  mit 
ihrem  festen  Tarit',  der  nicht  Überschritten  werden  durfte, 
mit  ihren  Bestimmungen  für  eine  schnelle  Abfertigung  und 
ihren  Strafandrohungen  gegen  ungetreue  Beamte'  allen  diesen 
Mifsst^Hnden  die  8]Mtze  abzubrechen.  Dafs  durch  ihre  Mafs- 
nahinen  die  Kheinschitfer  nicht  nur  Zeit,  sondern  auch  Geld 
ersparten,  zeigt  ein  Vergleich  der  Ertragnisse  nach  der  früheren 
und  der  neuen  Erliebungsweise.  Wnhreud  die  Einnahmen  aus 
den  alten  Zöllen  auf  2  Millionen  H.  jährlich  augeschlagen 
werden,  haben  die  Octroigebtthren  kaum  1  Million  fl.  durch* 
schnittlich  in  einem  Jahre  ergebend 

Aufserdem  aber  war,  wie  bereits  angedeutet  wurde,  in 
Weiterverfolgung  der  Gedanken  des  Reichsdeputationshaupt- 
t*chlusses  angeordnet,  dafs  die  aus  Benutzung  der  Rheinstrafse 
herrührenden  Einnahmen  in  erster  Linie  auch  für  deren  In- 
standhaltung Verwendung  finden  sollten.  Damit  wurde  zum 
ersten  Male  wieder  seit  Jahrhunderten  mit  dem  rein  fiskalischen 
£rhebung8prinzipe  gebrochen.  Seither  hatte  man  nach  be- 
kanntem Worte  die  Kuh  nicht  nur  an  dem  Euter,  sondern 
auch  an  den  Hörnern  gemolken,  ihr  aber  möglichst  weaig 
Futter  gegeben,  man  hatte,  ohne  sich  viel  um  Strombau  und 
Erhaltung  der  Leinpfade  zu  kümmern,  das  Befahren  des  Kheins 
80  sehr  besteuert,  dafs  der  Vcrkt  hr  zmn  Teil  von  dem  natür- 
lichen Wasserwege  auf  die  Land.sti  .ilsrn,  die  nur  als  Zufuhr- 
hnieu  gedacht  waren,  unnützerweise  abgelenkt  wurde.  Jetzt 
erklärte  man  endlich  wieder  einmal  feierlich,  die  reichen 
Ertriigniase  aus  der  Schiffithrt  sollten  in  erster  Linie  auch  tbr 
selbst  zu  gute  kommen,  sollten  ihrer  Forderung  und  Er- 
leichterung dienen. 

Wie  hinsichtlich  der  Erhebung  von  Schiffahrtsgebtlhren, 
suchte  auch  bezüglich  anderer  Punkte  die  Octroikonvention 
eine  vermittelnde,  ausgleichende  Stellung  einzunehmen,  "Nächst 
dem  Gehaben  an  den  Zollstätten  war  wohl  da«  Stapelrecht  von 
Köln  und  Mainz  ^  der  wundeste  Punkt  der  Rheinschiffahrts- 
YerhAltntsse  su  Anfang  des  Jahrhunderts.  Schon  auf  dem  Kon- 
grefs  an  Rastatt  war  heifs  über  seine  Beibehaltung  oder  Ab- 
schaffung gestritten  worden^.   Auch  in  den  folgenden  Jakren 

d<>8  Grofsen  XI  8.81;  Krioie,  Die  Regulierung  der  £Uwchiffahrt 
Anm.  10  S.  121. 

»  Vgl.  oben  S.  21. 

*  So  der  wohlunterrichrct«'  Nati  in  boiihmi  Britrjii:(>n  zu  Kenntnis 
der  Sthiffahrt  II  S.  77.  Dieg  entsprach  vollkoininfn  dem  Sinn  de« 
ReichsdeputationshauptschluBaes ,  der  beKtiinmte,  daf»  die  neue  Taxe 
der  RheinftchiflTahrtsgebühren  die  alten  Zölle  nicht  ub»'rst«'igfn  dürfe. 

>  VgL  dazu  Büsch,  Schriften  Bd.  Ul  S,  364,  ^6 ;  Eicbboff,  Dmr- 
BteHong  de8  Bheins  S.  124  ff. 

^  vgl.  Oekhart,  GeBetxgehtuig  S.  277  und  oben  8.  7. 
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wurde  viel  über  Nutzen  und  Schaden  des  Stapels,  DamentLich 

in  der  am  Rhein  mois^t  geübten  Form  eines  „Uinsc  hlagszwangcs" 
geretlet  wie  geschrieben.  Es  ist  fast  stets  dorsrH)^  Gredanken- 
gang,  der  bei  Freunden  und  Gegnern  wiederkeiirt  ^ 

Zur  Verteidigung  des  Umschlags  ward  angeführt,  dafs 
auf  dem  Rhein,  wie  Uberhaupt  auf  den  gröfsei'en  Flüssen, 
nicht  alle  Strecken  in  gleicher  Weiae  befahren  werden  konnten. 
Zur  Sicherheit  der  Transporte  sei  es  nOtiff»  die  Schiffahrt  des 
Ober-,  Mittel-  und  Unterriieins  von  einander  zu  sondern,  und 
für  jeden  Teil  nur  diejenigen  Fahrzeuge  zuzulassen,  die  dem- 
solhen  nach  ihrem  Bau  und  ihrer  Ladungsfiihigkeit  angemessen 
wären.  MUfsten  nun  aber  einmal  wegen  Verscliiodenheit  der 
Fahrzeuge  und  auch  wegen  der  Kigenschaft  gewi^^er  Waren, 
die  eine  lange  Heise  nicht  aushielten,  „ohne  nachgesehen,  ge* 
Ittütet  oder  umgepackt  su  werden**,  Uinladungspunkte  sein,  so 
fordere  es  das  Beste  des  Handels,  dafs  diese  Punkte  unrer- 
ttnderlich  bestimmt  würden.  Denn  dadurch  werde  an  gewissen 
Plätsen  ein  Zusammenflufs  von  Fahrzeugen  jeder  Gröfse  und 
Waren  aller  Art  erzielt,  der  dem  Kaufmann  leichte  Gelegen- 
heit zur  Weiterversendung  seiner  Güter,  dem  Schiifer  sichere 
Rückladung  für  sein  Fahrzeug  biete. 

Die  Gegner  meinten,  wenn  es  untersagt  sei,  die  Waren 
weiter  als  nach  den  privilegierten  Städten  zu  fUhren,  ohne  sie 
nmzuladen  und  auf  andere  Schiffsboden  zu  verpacken  *  so 
werde  dadurch  unnützer  Aufenthalt  verursacht,  und  zudem  die 
Versendung  durch  Ausgaben  an  Arbeitslohn,  Krahnen-,  Wage-, 
Werft-  und  alle  mögliehen  anderen  Gebühren  ungemessen  ver- 
teuert, gar  nicht  zu  gedenken  der  Oeldschneidereien ,  die  bei 
derartigen  Zwangsanstalten  gewüliulich  mit  unterliefen,  ^^'enn 
die  ^latur  des  Kheinstroms  und  seiner  Schitfahrt  Stationsstädte 
zum  Umladen  wirklich  verlange,  dann  bedürfe  es  nicht  des 
Zwanges  für  solche,  der  eigene  Vorteil  werde  Kaufleute  und 
Schiffer  schon  nötigen,  sie  sich  selber  zu  wählen. 

Die  Octroikonvention  hat  sich  diesen  Anschauungen,  die 
schon  den  Geist  der  kommenden  Zeit  verrieten,  nicht  an- 
geselilosson.  Mehr  noch  als  dio  TvUcksielit  auf  Mainz  imd  Köln, 
hat  der  Gedanke  an  Sicherung  der  Mauten  und  Gel>i ihren  die 
Beibehaltung  des  Umschlags  in  gewissen  Grenzen  bewirkt. 
Denn  wenn  auch  über  die  oben  angeführten  Gründe  und 
Gegengründe  damals  gestritten  werden  konnte,  darüber  bestand 
bei  den  leitenden  Mltonem  Jener  Tage  kein  Zweifel,  dafo  in 

Solizeilicher  Hinsicht  das  Stapelwcsen  mannigfache  Vorteile 
et*.    Indem  man  die  eigentliche  Uandelsschiffahrt  von  ge- 

*  Vgl.  beispielsweise  Jacobi,  liheinachiflart  S.  167—176;  Eich- 
boff,  Dantellmig  des  Khelns  8.  129  ff.;  Ockhart,  Gesetzgebung 

S.  884  ff.;  Oi-kli!trt,  Der  RIh  In  S.  93-98. 

a  Vgl.  Eiehhoff  a.  a.  U.  h.  130,  131;  Nau,  Beiträge  zur  Keimtnia 
der  Schiffahrt  II  S.  78. 
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wissen  Punkten  huh  leitete,  konnte  aller  Zersplittening  der  La- 
dungen zur  Ersparung  der  Eingangszölle ,  den  sog.  Hecken- 
fahrten  und  Winkelspeditionen,  die  den  Ertrag  der  Octroi- 
wie  der  DouanengebUhren  leicht  htttten  gefUirden  kdimen,  mit 
▼erhältniBmäfsiger  Sicherheit  vorgebeugt  werden. 

Die  Bestimmungen  der  Octroikonvention  zur  Neuregelung 
des  Stapelwesens  waren  kors  folgende.  Beseitigt^  wurde  jeder 
Zwang  zum  Anbieten  von  Waren  in  den  Hsfen  von  Köln 
und  Mainz,  sowie,  an  jedem  anderen  Ort.  Dcsgleiclien  wurden 
alle  aus  dem  Uniselilag«recht  abgeleiteten  Geldzahlungen,  unter 
welchem  iSamen  sie  auch  immer  gefordert  werden  mochten, 
Bto*engsten8  verboten,  aufgenommen  die  Krahnen-,  C^uai"  nna 
Wägegebühreni  deren  Maximalbetrag  festgesetzt  ward.  Da- 
gegen war  ausdrücklich  bestimmt,  dafs  die  Einrichtungen  des 
Umschlags,  soweit  sie  das  Einlaufen  und  Umladen  der  Fahr* 
zeuge  betrafen,  für  ^fainz  und  Köln  mit  gewissen,  nicht  allzu 
merklichen  Einsclirnulcuiigen  bestehen  bh-iben  sollten-'.  Kraft 
dieser  Verfügung  war  Köln  auch  künftig  die  Station  der 
Schiffahrt  zwischen  Holland  und  Mainz,  wo  alle  Ladungen  in 
andere  Fahrzeuge  übergesetzt  werden  mufsten.  Mainz  blieb 
in  fthnlicher  Weise  die  Station  zwischen  ROln  und  Strafsburg. 

Auwnonmien  vom  Umschlag  in  Mainz  war  bis  zu  ge- 
wissem Urade  der  Verkehr  der  nach  Frankfurt  am  Main  *  be- 
stimmten Güter.  Einmal  blieben  dieser  Stadt  die  Freiheiten 
ihrer  Messen  gewahrt,  während  denen  der  ungehinderte  Waren- 
trans|)ort  von  den  rheinischen  liaten  gestattet  war"*.  Aiifser- 
dem  durften  die  zu  dem  Hafen  von  Mainz  gehörenden  Seliitre. 
die  von  iSchiifern  desüclben  Ortes  geführt  wurden,  bei  Kin- 
nahme von  Kölner  Ladungen,  die  ausschliefslich  &ar  Bechnung 
der  Frankfurter  Kaufleute  gingen,  ohne  Aufenthalt  nach  ihrem 
Bestimmungsorte  fahren.  Schliefslich  war  die  direkte  Fahrt 
von  den  Häfen  des  Oberrheins  nach  Frankfurt  erlaubt,  wenn 
nur  im  Hafen  von  Mainz  die  Schiffahrtsgebttbren  entrichtet 
wurden. 

Dies  waren  immerhin  merkliche  Unterbrechungen  des 
starren  Umschlagsrechtes,  die  gegen  eine  starke  Opposition 
durchgesetzt  waren  und  deren  Erweiterung  Frankfurt  st&ndig 
anstrebte.  Mainz  hat  in  diesen  und  den  konunenden  Jahren 
in  unaufhörlichem  Zwist  mit  der  alten  Rivalin  am  Main  ge- 
lebt'.  Besonderen  Anlafs  zum  Streit  gab  eine  Lttcke  oder 


>  Art.  8. 

«  Art.  3-6. 
3  Art.  10  12 

*  V^i  Eckert,  Mainzer  Schiffergewerbe  8.  TS. 

^  Dl''  Akten  übor  Handels-  uiul  verkehrr*wr  ii  di  s  M.St.A.  pobcn 
dafür  zalilreicho  Helofr»v  Es  wurden  sogar  gedruckte  B^chwerde- 
schriflen  der  Mainzer  goj'eu  diese  Ausnahmen  vom  Umachlsguwaug 
verbreitet  und  der  finnzüBischen  Begiemog  vorgelegt. 
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Ungenauigkeit  in  der  OctroikonTention.   Dort  Bind  Bttmlieh 

die  Thalfahrten  von  Frankfurt  nach  den  Häfen  dea  Mittel- 
rheins unerwähnt  polassen.  Die  einen  behaupteten  nun ,  rlas 
Recht  des  freien  Durchzugs  ohne  ümladezwang  habe  immer 
bestanden  und  sei  als  selbstverständliche,  unangefochtene  Be- 
fugniö  nicht  besonderö  aufgeführt.  Die  Mainzer  Lokalbehörde 
«itf  der  anderen  Sdte  erhob  dagegen  EmsproeH  und  memte, 
aach  wenn  es  bestanden  habe^  sei  es  nunmehr  aufgehoben,  da 
die  Konvention  davon  abgesehen  habe,  eine  diesbezügliche  Be- 
stimmung zu  treffend 

Übrigens  bezogen  sich  alle  die  angeführten  Sätze  über 
den  Umladezwang  lediglich  auf  die  sog.  grofse  Schiffahrt  mit 
eigentlichen  Handelsgütern,  die  von  einem  Tfile  f]es  Kliein- 
stroms  zum  anderen  durch  Vorbeifahren  vor  M;unz  und  Köln 
befördert  wurden.  Der  wechselseitige  \  crki-iir  mit  heimischen 
Krzeugniäsen  der  Iläfeu  und  Landstriche  zwischen  diesen  Sta- 
tionen war  dagegen  freigegeben*.  Auch  die  Postschiffe  und 
Wasserdiligenceiv  die  Jachten  und  Nachen,  die  blos  sur  Weiter^ 
bringnng  der  Reisenden  und  ihres  Handgepäcks  dienten,  waren 
den  genannten  Bestimmungen  nicht  unterworfen,  sofern  sie 
sieh  nur  der  Ladung  von  Handelswaren  enthielten®. 

Nach  di'r  zu  Anfang  des  Jalirhunderts  herrschenden  An- 
sicht sollte  die  Octroikonvention  ein  Mittel  erwischen  „Stnpel- 
unfug"  und  „Ungebundenheit"  der  Schiffahrt  gefunden  haben. 
Den  Späteren  ist  der  eingeschlagene  Mittelweg  weniger  golden 
aU  ihren  Altvordern  erschienen.  Am  frühesten  sah  man  ein 
—  und  das  haben  auch  die  einsichtsyoUeren  Verteidiger  des 
Umschlags  bald  erkannt^  — ,  dafs  dieser  für  diejenigen  Gegen- 
stttnde  schädlich  sei,  deren  Umfang,  Gewicht  und  Gebrech- 
lichkeit das  Aus-  und  Einladen  schwer  vertrug,  ohne  Abgang 
zu  erleiden  oder  zi\  hoch  im  Preise  zu  steigen.  Tn  dl 'gern 
Punkte  ward  denn  auch  schon  wenige  Jahre  später  Wandel 
geschaffen. 

Mii  der  Beibehaltung  des  gezwungenen  Umschlags  in  ge- 
wissen Stationsstädten  hing  die  Neugründung  von  „Schiffer- 
vereinen",  wie  sie  die  Octroikonvention  vorsah,  auf  das  engste 
zusammen.  Da  die  Rheinschiffahrt  viel  Erfahrung  und  Übung 
fordere,  wurde  sie,  soweit  sie  von  den  beiden  Stations- 
hltfen  Mains  und  Köln  ausging,  ausschliefslich  den  Schiffer- 
vereinen  anvertraut,  die  aufolge  der  Konvention*  in  den  ge<* 


*  Vgl.  Oekhart,  Gesetzgebung  S.  287;  Oppenheim,  Der  freie 
deot3<  ho  Rhein  8.  96,  97. 

s  Art  20»  21. 

*  Art.  22. 

*  Beispielaweisr  Eichhoff,  der  wohlmeinende  Generaldirektor  der 
OctroivcrwaltuDg  (Darstellung  des  Rheins  S.  131). 

»  Art.  U. 
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nannten  Städten  errichtet  urid  besonderen  HeglenifMits  sowie 
einer  angemessenen  Polizei  unterworfen  werden  sollten.  i»ieben 
Anweisungen,  wie  die  Organisation  dieser  neuen  Gilden  be- 
raten und  vollzogen  werden  müsse,  finden  sich  zugleich  die 
gnmdlegendeD,  materiellen  Bestimmungen  über  die  Aufnahme 
der  einseinen  Schiffahrttreibenden.  Besonders  wichtig  für  die 
Sicherheit  der  Tnmsj  orte  galt  die  Nonn,  dafs  niemand  als 
Schiffmeister  oder  Mitglied  des  Vereins  angenommen  werden 
dtirfe,  der  nicht  zuvor  in  eigener  Person  einige  Zeit  mIs 
Steuermann  gefahren  und  vor  der  General-Oetroi Verwaltung 
den  Befähigungöiiaehweia  erbracht  habe^  Ein  gruncllegender 
Unterschied  zwischen  den  neuen  Korporationen  und  alten 
Zünften  sollte  darin  bestehen,  dafs  erstere  von  der  frUher 
so  streng  aufrecht  erhaltenen  lokalen  Begrenzuitf'  befreit 
waren.  Jetzt  wurde  den  Schifiem  beider  Ufer*,  welche 
die  erforderlichen  Eigenschaften  und  Kenntnisse  besafsen, 
der  Zutritt  gestattet,  ohne  dafs  sie  zu  diesem  Ende  ver- 
bünd «ti  waren,  ihren  Wohnsitz  in  den  Ötationsstädten  auf- 
KUScli  lagen. 

Beibehalten  wurde  dagegen  die  überkommene  Ladeordnung 
nach  der  Jvangreihe,  von  der  man  «sich  viel  für  Beschleunigung 
nnd  Stetigkeit  der  i  ransportc  versprach^.  In  den  Stations- 
häfen waren  Beamte  angestellt  ^,  die  dafttr  sorgen  sollten,  dafs 
stets  eine  hinlängliche  Anzahl  von  Fahrzeugen,  die  den  An- 
forderungen der  Konvention  entsprachen,  bereit  lagen,  dais 
die  Schiffsrolle  ohne  Parteilichkeit  gehandhabt  werde,  keine 
Überladung  st^itifiinde  und  di»'  Abfahrt  nicht  verzögert 
Wierde.  JVm  <1er  Ankunft  am  Bestimmungsorte  sollto  unter 
Benutzung  der  Schifisnianifeste''  auf  entsprechendes  Aus- 
packen und  richtige  Ablieferung  der  beförderten  Güter  geachtet 
werden  ^. 

Zur  Vermeidung  der  immer  wieder  entsteiteuden  Streitig- 
keiten zwischen  Schiffern  und  Eaufleuten  war  die  Octroi- 
▼erwaltung  beauftragt,  nach  Einholung  des  Gutachtens  der 
beteiligten  Handelsluimmeni  und  städtischen  Behörden  Ton 


'  Art.  15-17. 

*  Vgl.  Eckert,  Mainser  Schiffergewerbe  S.  71—78. 

*  Auf  gloichinärsifT»'  Behandlung  d<  r  SchiffVr  lit  idcr  Rheinsciton 
bei  der  Gründung  von  innnrif^en  hatte  daa  Gutachten  de**  KurfFirstfri- 
koUegiums  nachdrücklichst  hiiigewieseu.  (Vgl.  Mejer,  Staatfaku-u 
8.  61.) 

*  Art.  18. 

"  Art.  7,  118.  Vgl.  auch  iiiuiflt»iuh  der  Angestellten  des  Kheüi- 
»ehiffahrtsoctroi  bei  Horm  an,  Sammlung  der  Gesetze  S.  48  ff.  und  die 
Verordnung  vom  18*  Fructidor  XIII.  ebenda  8.  77  ff. 

*  Art.  91. 

^  Vgl.  such  Ockhart,  GcBetsgebung  S.  291  ff. 
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sechs  zu  sechs  Monaten  die  j  rächten  zu  bestimmeo y  die  in 
keinem  Faiiu  überschritten  werden  duriten^ 

Alle  diese  Bestimmungen  fanden,  wie  der  Umschlagszwang, 
nur  auf  die  Handelssehinahrt  Anwendung.  Der  Betrieb  der 
kleinen  Schiffahrt  sollte  allen  Fährleuten  der  beiden  Ufer,  die 
nur  mit  einem  Erlaubnisschein  ihrer  jeweiligen  Landesregierung 
versehen  waren,  vollkommen  frei  gestattet  sein*.  Auch  in 
dieser  Aii  r  ltmrtp:  liegt  ohne  Zweifel  ein  Fortschritt  gegen  die 
lurückliegende  Zeit. 

Leider  waren  die  einschlagenden  Sätze  aber  so  mifsverständ- 
lich  gefafst,  dafs  sich  sofort  endlose  Streitigkeiten  ihretwegen  er- 
hohen. Man  war  nämlich  darttber  nicht  einig,  ob  die  kleine 
Schiffahrt  nur  den  Wechselverkehr  in  Landesprodukten  um- 
fasse^ oder  ob  dazu  auch  die  Verladung  von  Handelsgut  nach 
den  Häfen  zwischen  den  Stationsstädten  zu  rechnen  sei.  Der 
Sinn  der  Konrention  schien  mehr  für  lie  erstere  Ansicht,  ihr 
Wortlaut  mehr  für  die  letztere  zu  sprechen.  Da  die  leitenden 
Behörden  kein  entscheidendes  Wort  in  der  Anf^elegenheit 
sprachen,  wurde  der  darüber  entbrannte  Zwist  zwischen  Gilde- 
angehörigen und  Freischiffera  lan^e  nicht  gedämpft. 

Dies  sind  im  wesentlichen  die  GrundzUge,  nach  denen 
steh  die  Verwaltung  des  Rheinverkehrs  in  den  nächsten  Jahren 
weiter  ausbilden  sollte'.  Allgemein  wurde  die  Octroikonvention 
damals  als  ein  1)fd  ratender  völkerrechtlicher  Fortseh  ritt  be- 
trachtet, der  zu  Gunsten  des  GcHJitiitaustausehes  d(;n  dazumal 
ohnedies  geschwächten  Staatsgewalten  des  rechten  Rheinufers 
die  Herrschaft  Uber  ein  Gebiet  entzog,  das  sie  zuletzt  allzu 
selbstsüchtig  und  kleinlich  ausgebeutet  hatten.  Gepriesen  wurde 
auch  ihr  Bestreben,  die  Rechte  der  Neutralen  zu  erweitem, 
indem  sie  fUr  den  Ausbruch  des  Krieges  zwischen  einzelnen 
am  Strome  gelegenen  Staaten  und  selbst  zwischen  den  vertrag- 
sehliefsenden  Reichen  die  Sielierlieit  und  Freiheit  dt-r  Scliine 
wie  Tcrsmien,  der  Bureaux  und  Kassen  im  Dinnste  des  Octroi 
gewälu  Iciistete.  Dafs  der  Vertrag  unter  französischem  Kintlusse 
zu  Stande  kam  und  Deutschland  aufgenötigt  wurde,  kann  für 
die  Beurteilung  seiner  Zweckmäfsigkeit  nicht  in  die  Wagschale 
geworfen  werden. 

In  späterer  Zeit  war  man  zur  Unterschätzung  der  Octroi- 
konvention geneigt,  da  sie  nicht  die  Befreiung  der  Rhein- 
schiffahrt in  vollem  Umfang  gebracht  hatte.  Aber  selbst  da- 
mals mufste  man  zugeben,  dau  viele  ihrer  Bestimmungen  sich 


»  Art.  13. 
»  Art.  ly. 

'  Die  treflnich«'  Durehfuhrung  tl«'s  neuen  Systems  ist  hauptsäclilicli 
flu  W«rk  der  Thäti^'krit  des  (ieneriildirtktors  Jo5<'  i>h  K ichhoff, 
di'r  aus  Bonn  stammte  und  sich  vom  Koch  des  ltt;:ton  Kurfürsten 
som  eisten  PriUekten  nnd  nun  su  dieser  neuen  Stellung  aufgeschwungen 
hatte. 
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durch  eine  gesunde  ökonomische  Auffassung  des  Rli  ein  Verkehrs 
auszeichneten.  Wenn  sie  auch  nicht  mit  einem  Hucke  all  die 
Fesseln  aus  vergangenen  Jahrhunderten  sprengte ,  wenn  sie 
«ach  ^ein  Hammer  ohne  Stiel*^  bliebe  da  ne  nm  nur  bis  sar 
holländischen  Grenze  entreckte,  so  ist  doch  nicht  sa  veigtMoen, 
dafs  ja,  nach  bekanntem  Worte,  der  erste  Schritt  immer  der 
schwerste  ist,  und  dafs  die  Konvention  über  das  Rheinschiff- 
£ahrts-Octroi  nach  mancher  Richtung  Besserung  brachte.  Sie 
hat  ein  Saatkorn  ausgestreut,  das  langsam,  aber  sicher  zur 
Reife  kommen  sollte. 
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Zweites  Kapitel. 


Erlafs  der  Verordnungen  für  die  Schiffergilden  in  den 
„Stationsstätten''  und  deren  Durchführung. 


Die  Oetroikonvention  hatte  für  die  vorgesehenen  Schiffer^ 
▼erefne;  denen  die  Beförderung  der  Handelsguter,  insbeson- 


den  sollte,  zunächst  nur  einige  «rrundlegende  Sätze  aufg^^stfllt. 
Daneben  wurden  in  ihr  aber  zugleich  Anweisunfren  gegeben 
wie  man  die  Neugründung  dieser  Gilden  bewerkstelligen  solle. 
Demzufolge  waren  in  erster  Linie  Entwürfe  für  die  Gilde- 
reglements  der  Schifferkorporationen  zu  Kdln  and  Mains  ane* 
saarbetten.  Za  dieBem  Zwecke  benefen  die  Pritfekten  des 
Ruhr-  und  Donnersberger  Departement8|  denen  die  genannten 
Stationsstädtc  zugehörten,  Kommissionen ,  die  über  die  not- 
wendigen Mafsnahmen  beraton  sollten.  Um  den  verschie- 
denen TiiteresseTi  i^erecht  zu  werden,  bestanden  dieselben  aus 
je  zwei  Mitgliedt ra  der  Handelskammern ,  zwei  alten  Schiff- 
meistern und  einem  der  durch  den  Kuriuiateu-Erzkanzler  er- 
nannten Inspektoren  des  Rheinschi'ffkhrtsoctroi.  Diese  Kollegien 
haben  mit  ihren  Prftfekten  yerhaltnismAfsig  schnell  gearbeitet 
Der  Entwurf  einer  „Verordnung  zur  Organisation  der  Mainzer 
Schiffer-Gesellschaft"  war  bereits  im  Spätsommer  1805  voll- 
endet und  wurde  von  dem  Präfekten  Jeanbon  St.  Andr«^  am 
25.  VendiMiii.ürc  XIV  (18.  September  1805),  also  noch  kurz 
vor  Inkrafttreten  der  Konvention  verüffen dicht  ^.  Nachdem 


'  Art.  14,  17. 

*  Reglement  ponr  TorgaDisation  de  I*a8Soeiation  des  bateliers  a 

MHveiicf.  ricdruckt  in  It'titsclier  und  fnin/.öslsclior  Spraclio  iMaycnce, 
chez  Ch.  Fr.  Pfeifler ,  linprimeur  de  la  prefecture).  Eseiimlar  im 
M.St.A.  (Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen*  franz.  Periode.) 
Gegen  diesen  Entwurf  richten  sich  hauptsächlich  die  „Bemerkungen  über 
den  Octroivertrag  und  die  Mainzer  SphifFprorq^nnisntinn^.  dir  1806  zu 
Heidelberg  anonym  erschienen  und  von  dem  bad.  Hotrat  Gaurn 
hcrrAhyt€o« 


§  4. 


dere  der  Transport 


wer- 
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er  dann  dem  Generaldirektor  des  Octroi,  Eichhoff,  mitgeteilt 
worden  war,  wurde  er  mit  der  Kölner  Arbeit  der  französischen 
Regierung  zur  Genehmigung  vorgelegt,  ohne  welche  die  Ver- 
ordnuDgen  nicht  vollzogen  werden  durften.  Am  12.  AuguBt 
1807  haben  die  inzwischen  Qberarbeiteten  und  numnig&ch  ge- 
änderten Vorechlltge  die  Billigung  des  französischen  Ministers 
des  Innern  gefunden,  und  konnte  sonach  mit  deren  Durch- 
führung begonnen  werden  ^ 

Die  Reglements  für  (in^  8t'hiÖergilden  zu  Köln  und  Mainz 
stimmen  sachlich  und  wörtlich  fast  vollkommen  überein.  Der 
einzig  wesentliche  Unterschied  besteht  dann ,  dafs  der  Kölner 
Verein  nicht  wie  der  Mainzer  eine  geschlossene  Korporation 
bildete,  sondern  gemftfe  alten  Traditionen'  in  zwei  Sektionen 
zerfiel,  von  denen  die  eine  ausschliefslich  die  Fahrten  nach 
dem  Niederrhein  und  Holland,  die  andere  gemeinschaftlich 
mit  dor  Gilde  von  Mainz  die  Transporto  bis  zu  diosf^r  Stadt 
übernehmen  sollte.  Für  die  Mninzpr  Gesellschai't  wurdo  eine 
derartige  Scheidung  nicht  getroücn;  ihre  Mitglieder  be- 
teiligten sich  an  den  Fahrten  nach  Köln  und  übernahmen 
ebenso  die  Fortschaffung  der  Handelsgüter  auf  dem  Oberrhein 
bis  nach  Stra&burg. 

Die  Gildeverordnungen  *  zerfallen  in  6  Titel,  deren  hanpt- 
sächlicher  Inhalt  kurz  wiedergegeben  werden  soll. 

Bei  Festsetzung  der  Aufnahmebedingungen*  wird  bestimmt 
dafs  die  sich  m'^Monden  Sehiffmeister  eine  Hfseheinicr'm;^  der 
Generaldircktion  des  Klieiuschiffahrtdoctroi  beibringeu  müdsen, 
woraus  erhellt,  dafs  sie 

1.  die  Landessprache  lesen  und  schreiben  können; 

2.  Eigentttmer  eines  für  d\b  jeweilige  Stromstrecke  ge* 
eigneten  Fiihrzeugs  sind; 

3.  dafs  sie  selbst  als  Steuerleute  fuhren  und 

4.  sich  durch  ihre  Rechtschaffenheit  des  Zutrauens  des  Han- 
delsstandes würdig  gemacht  haben.  AnfHerd^'m  müssen  sie  vor 
Beginn  ihrer  Tliäti*2:kfN"t  in  barem  Gelde  oder  unbelasteten 
Liegenschaften  Sicbeilitit  stellen,  deren  Höhe  sich  nach  der 
Ladefähigkeit  ihrer  Fahrzeuge  richtet.  Wer  sein  Eigentum 
an  einem  geeigneten  Schiff  nicht  nachweisen  kann  oJer  nicht 
im  Stande  fst^  die  erforderliche  Kaution  zu  leisten,  kann  nur 
ein  Patent  als  Setzschiffer  erhalten,  das  ihn  befähigt,  für  die 
der  Gilde  zugehörigen  Witwen  oder  sonstige  Mi^;lieder  so 


<  Danach  ist  Oppenheim,  Der  fireie  dsntsehs  Bhsin  &  96  Abib.  2 

zu  berichtigen. 

«  Vgl.  Gothein,  Rheinschiffabrt  S.  244. 

*  Sie  sind  abgedruckt  bei  Herrn  an,   Saumduiig  der  GeaetM 

&  89-128. 

*  I.  Titel:  Organisation  der  Gilden  uuü  Jiediusungen,  lun  darin 
aufgaiommen  sn  werden.  Art  1—18  Tgl.  fäx  Mains  Herman  8.  91—96; 
för  Köln  ebenda  S.  110—115. 
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fahren,  die  aus  triftigen  Gründen  verhindert  aindi  selbst  ihren 
Dienst  zu  verrichten. 

Nach  Abschlufs  der  ersten  Liäte  von  Gildeangehörigen 
sollten  neue  Milslteder  nur  melir  aufgenommen  wer^n,  wenn 
die  Generaldirektion  des  Rheinschiffahrtsoctroi  solchee 
nötig  erachtete.  Aach  haben  die  späteren  ICandidaten  noch 
besondere  Voraussetsangen  in  erfüllen,  wenn  sie  überhaupt  in 
Betracht  kommen  wollen.  Sie  müssen  urkundlich  ausweisen 
können .  dafs  sie  bei  Schiffmeistern  der  Gilde  ein  Jahr  als 
Junge  und  vier  Jahre  als  Geselle  «gefahren  haben,  nach  deren 
Verlauf  sie  zu  „ansehenden  Schitfmeistern"  ernannt  werden. 
Diese  Eigenschaft  giebt  keineswegs  die  Befugnis,  unmittelbar 
in  die  Korporation  einautreten,  sondern  nur  eine  Anwartschafit, 
die  bei  Bedarf  berücksichtigt  wird.  In  der  Zwischenaeit 
werden  die  angehenden  Scfaiffmeister  zur  Vertretung  der 
Ziinftler  zuf^elassen,  mit  Ausnahme  der  Witwen,  deren  Fahrten 
lediglich  den  Setzscliifffrn  vorbehalten  bleiben.  Den  bei  Grün- 
dung der  Gesellschatten  vorhaudenen  Lehrlintren  und  Gesellen 
werden  die  frühereu  Dienst  jähre  aogerechnet,  wenn  sie  über 
deren  Verlauf  Bescheinigungen  der  Generaldirektion  beibringen 
kdnnen. 

Von  Erfüllung  der  Yorgeschriebenen  Aufnahraebedingungen 
kann  niemand  befreit  werden.  Ausnahmsweise  darf  der  General- 
direktor bei  Lehrlingen  und  Gesellen ,  die  „irgend  eine  aus- 
gezeichnete Handlung  verrichteten  und  der  Scliiffahrt  wichtige 
Dienste  l  asteten",  einen  Nachlafs  an  der  Zeit  des  Lehr-  oder 
Gesellen« la luies  ge währen . 

Für  die  Verwaltung  der  Gelder  und  alle  inneren  An 
gelegeaheiten  der  Mainaer  Gilde  soll  ein  Bureau'  errichtet 
werden,  das  aus  sechs  Mitgliedern  besteht,  Ton  denen  je  drei 
aus  den  Schiffmeistam  der  rechten  Rheinseite  und  drei  aus 
den  Meistern  vom  linken  Ufer  genommen  werden.  Dazu 
gesellf^n  sich  noch  vi<  r  Suppleanten  und  ein  rechnnngführender 
Sekretär,  der  gehalten  ist,  in  Mainz  zu  wohnen.  Den  V^irsitz 
im  Bureau  fuhren  wechselweise,  von  drei  zu  drei  Monaten, 
der  Maire  von  Mainz  und  ein  Octroi-In^pektor  von  der  rechten 
Rheinseite.  Diese  beiden  Prttsidenten  haben  die  Befugnis, 
allen  Beratschlagungen  beiauwohnen,  und  soll  bei  Meinungs- 
verschiedenheiten ihre  Stimme  den  Ausschlag  geben.  Alle 
Mitglieder  sind  berufen,  bei  Bildung  des  Bureaus,  für  die  ge- 
naue Vorschriften  f:jej^eben  sind»  persönlich  oder  durch  Bevoll- 
mächtigte mitzuwirken. 

Das  Verwaltungsbureau,  das  rejfelmJtfsifi;'  in  jedem  Monat 
eine  Versammlung  abhält,  ist  beiui£t,  lur  die  innere  Polizei 
alle  diejenigen  Anordnungen  zu  treffen,  die  es  ftlr  passend  er- 


I  IL  Titel:  Bildung  und  Amtsbeftignisse  des  Verwaltangsbareans 
art  19-85.  Ffir  Mains  vgl.  Horman  a.  a.  0.  S.  96—101. 
FönoHangen  XTIII  5.  —  Eoker  t.  3 
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achtet,  vorbehaltlich  der  Genehmigunfr  derselben  dnreli  die 
Generaldirektion  des  RheinschitTahrtsoctroi.  Aufserdem  ist  es 
berufen  zur  Wahrnähme  aller  mit  dem  Lehrlings-  und  Ge- 
^ellenwesen  zusammenhängenden  Geschäfte,  zur  Schlichtung 
von  Streitigkeiten,  die  sich  aus  der  Rangordnung  und  Ver- 
dingangsvertrSgen  erge1>en,  zur  Verwaltung  und  Oberwachang 
der  Geldangelegenlieiten  und  AufrechterfaaLtnng  aller  Rechte, 
die  der  Gilde  zukommen.  Seine  £meaerang  goschieht  drittel- 
weise alle  zwei  Jahre. 

Dem  Sekretlr  Hegt  die  Erledigung  aller  Schreibarbeiten 
und  die  Ftlhrung  der  Kasse  ob,  für  deren  richtigen  Bestand 
er  haftet. 

Die  entsprechenden  Artikel  der  Kölner  Verordnnng^ 
unterscheiden  sich  Ton  den  eben  angeführten  nur  dadnmi, 

(hl Ts  dort  das  Bureau,  gemäfs  der  Scheidung  innerhalb  der 
Gilde,  sich  in  die  „Sektion  des  Oberrheins"  und  in  die  „Sektion 
des  Niederrhein tpflt.  deren  jede  aus  sechs  Gliedern  besteht 
Wenn  ein  Gegenstand  zu  verhandeln  ist,  der  das  Interesse 
der  ganzen  Korporation  angeht,  treten  beide  Sektionen,  aus 
denen  das  I^urcau  besteht,  zusammuu,  in  allen  anderen  Fällen 
beraten  sie  gesondert  und  zwar  an  verschiedenen  Tagen,  da- 
mit  Präsident  und  Sekretär  jedesmal  beiwohnen  können. 

Die  innere  Polizei  der  Gilde  ^  wird  ebenfalls  durch  die 
Verwaltungsbureaus  —  in  Köln  durch  die  Sektionen  des- 
selben —  geh:indb;iht,  deren  Mafsnahmen  in  gewissen  FSUen 
der  Genehniiuun^:  der  Gencraldirektion  bedtirfen. 

Wenn  Schiil^j ungeu  und  Gesellen  durch  schlechte  Fuhrung 
Ursache  zur  Unzufriedenheit  geben,  kann  zunächst  die  Dauer 
ihres  Dienstes  verlängert  werden;  falls  dies  nicht  die  ge- 
wünschte Besserung  erzielt,  bleiben  sie  von  jeder  Art  das 
Vorriickens  innerhalb  der  Korporation  ausgescmessen.  W^ter 
wird  die  Gesellenzeit  für  diejenigen  verlängert,  die  sieh  l>is 
2nm  Ablauf  derselben  nicht  die  nötigen  Kenntnisse  und  Fähig- 
keiten aneignen,  nm  da>  V*M'trauen  des  Handelsstandes  zu  ver- 
dienen, „Angcliende  Schitfmeister"  können,  sobald  sie  durch 
ihr  Betragen  den  Ortsobrigkeiten  oder  dem  Handelsstand  An- 
laTs  zu  Klagen  geben,  bis  zur  Dauer  eines  Jahres  von  ihren 
Verrichtungen  enthoben,  und  wenn  dies  nicht  hilft,  von  der 
Liste  gestrichen  werden.  Schiffmeister,  die  Glieder  der  Oilde 
sind,  gehen  bei  der  nämlichen  Verfehlung  zunächst  fth*  längere 
oder  kürzere  Zeit  ihrer  Stelle  in  der  Rangrolle  verlustig; 
wenn  sie  ihr  Betragen  daraufhin  nieht  nndern,  werden  -ie 
[iroviborisch  aller  ilirer  Funktionen  entlioben  und  bei  hart- 
näckiger ünverbesserlichkeit  durch  die  nach  Art.  123  der 


'  Für  Köln  vgl.  Hermnn  a.  h.  O.  S.  110-121. 
III.  Titel:  lauere  Polizei  der  Gilden;  art.  536— 45;  für  Maiaz  v, 
Herrn  an  a.  a.  O.  S.  101—103;  für  Köln  ebenda  8.  181—123. 
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Octrotkonvention  jedes .  Jahr  in  Mamz  zusammentretende 
Äppellkommission  endgültig  von  der  Gilde  ausgeschlossen. 

Eine  gesonderte  Beliandlung  erftlhrt  das  Vergehen  der  Un- 
treue, dii6  allemal  den  Ausschlufs  aus  der  Gemeinschaft  nach 
sich  zieht. 

In  Ergänzung  der  durch  die  Octroikonvention  gegebenen 
Vorschriften  über  die  Rangordnung  finden  sich  in  den  Gilderegle- 
mente'  weitere  Anweisungen,  die  alle  dahin  zielen,  Streitigkeiten 
beim  Verladen  der  Gflter  und  Unfidle  wfthrend  der  Fahrten  thun- 
liehst SU  vermeiden.  Die  Schiffer  müssen  persönlich  ihre  Ein- 
tragung in  die  Ladungslisten  veranlassen,  die  am  Ende  jeden 
Monats  den  ITrmdelskamraern  vorgelegt  werden,  damit  bekannt 
wird,wer  den  Dienst  in  der  nächsten  Zeit  zu  versehen  hat.  Auch 
müssen  sie,  wenn  sie  nicht  die  betreffende  Fahrt  verlieren 
wollen,  bei  Eiuuahme  der  Fracht  zugegen  soiu  und  alle  Vor- 
sicht gebrauchen,  damit  das  empfangene  Gut  vor  Sdiaden  be- 
wahrt bleibt  Besondere  Anforderungen  werden  an  die  in 
Frage  kommenden  Fahrzeuge  gestellt  Es  dürfen  nur  dauer- 
hafte, gut  kalfaterte  Schiffe  benutzt  werden,  die  mit  allen  Go- 
rJiten  und  Werkzeugen,  mit  einem  Verdecktuch  und  den 
übrigen  zur  Trockenstellung  und  Schichtung  der  Waren  er- 
forderlichen Gegenständen  ausgerüstet  sind.  Zudem  müssen 
sie  nochmals  vor  jeder  Fahrt  durch  Werkverbtändig©  uuier- 
sucht  and  besichtigt  werden*.  Fttr  Maina  wird  im  Unter- 
schied zu  Köln  noch  weiter  verlangt^  dabjeder,  der  sich  zum 
Range  meldet,  wenigstens  500  Oentner  Waren  in  den  Hafen 
mitgebracht  hat.  Ausgenommen  von  dieser  Korm  bleiben  nur 
die  Schiffmeister  von  Bingen.  Oppenheim  und  Worms,  die 
wegen  der  „topographischen  und  coninnM-zialischcn  Vorhält- 
nisse*  ihrer  Heinintsorte  keine  Ladungen  bringen  können, 
sowie  diejenigen,  die  durch  Bescheinigungen  nachweisen,  dafs 
in  den  Abfahrtsplfttzen  keine  Waren  zum  Fortschaffen  rar  sie 
▼orhanden  waren. 

Betreffs  der  Fahrten'  selbst  wird  den  Schiffsfilhrern  in 
Erweiterung  der  Verhaltungsvorschriften,  welche  die  Octroi- 
konvention für  Beschädigung  der  Fahrzeuge  auf  dem  Wege 
getroffen  hatte  \  besonders  eingeschärft,  dafs      ihnen  obliege, 


*  rV.  Titel:  Polizei  der  Ladungen;  nrt.  4R— 55;  ffir  Mainz  vgl. 
Herman  a.  a.  O.  S.  10^—105;  für  Köln  ebenda  S.  12o  120. 

*  Die  Untersuchung  geschah  durch  Beklopfen  der  Kolzteile»  das 
die  kranken  tmd  faulen  StelU'ii  »^rkenneji  liefs.  In  Mainz  wurde  am 
18.  März  180^5  eine  die^bezü^HcIte  V^erordnuug  des  Maire  erla.ssen  und 
durch  den  Präfekten  gntgeheifsen.  Das  sog.  ^ Beklopfgeld**,  die  Kosten 
der  Sehiffsuntersuchung,  gab  vielfach  Anlafs  zu  Streitigkeiten  und  Be- 
schwerden.  VgL  Akten  über  liandel  und  Vccktihraweaen  M.ät.A. 

«  y.  Titel:  Obliegenheiten  und  Verantwortliehkeit  der  Schiff- 
meister während  der  Fahrt;  art.  56—58:  für  Hains  Vgl.  Herman  s.  a.  0. 
8.  105-107;  für  Köln  ebenda  S.  125—126. 

*  Octroikonveution  art.  25 — 29. 

8* 
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alles  zu  vermeiden,  was  einen  Aufenthalt  oder  Verzögerung 
herbeiführen  könne.  Rosonders  ist  das  Anlanden  an  Zwischen- 
orten verpönt.  Den  Kohiem  iat  es  überhaupt  untersagt,  den 
Mainzern  wenigstens  auf  der  Strecke  Ewi«cnen  ihrer  Heimat 
und  Bingen.  Selbst  die  für  den  Rheingau  bestimmten  Gttter, 
die  bergwärts  kommen,  müssen  erst  nach  dem  Stationsorte  ge- 
bracht werden,  yon  wo  sie  in  kleineren  Fahrseugen  weiter- 
verschifft werden. 

Die  Schiffmeister  hatten  ^  ftir  die  ganze  Ladung)  die  sie 
an  Bord  genommen  haben.  Ihre  Verantwortlichkeit  erstreckt 
sicli  Insbesondere  auf  allen  Schaden,  der  aus  Schiffbrüchen 
lind  Havarien  erwächst,  soweit  sie  nicht  erweisen  können,  dafs 
er  die  Folge  unausweichbarer  Zufälle  (vis  niaior)  ist,  weiter 
auf  alle  Beschlagnahmen,  Geldstrafen  und  Kosten,  die  aus 
Nichtbeachtung  der  Donane*Formalttttten  erwachsen,  und 
schliefslich  auf  alle  Einbufsen,  die  aus  einem  Aufenthalte  ent- 
stehen, zu  dem  sie  durch  Zuwiderhandlung  gegen  die  Be- 
stimmungen der  Octroikonvention  gezwungen  werden. 

Der  letzt<'  Tito!  der  Verordnungen  enthält  lediglich  Nor- 
men zur  Linderung  der  snciAleii  Not  des  Schiflerstand^'s.  Ks 
soll  bei  dem  Verwaltungsbureau  eine  Kasse ^  angelegt  werden, 
deren  Hauptzweck  dahin  geht,  denjenigen  Sehiffmeistern  von 
beiden  Rheinseiten,  die  sich  in  dürftiger  Lage  befinden,  Unter- 
stützung angedeihen  zu  lassen.  Auch  den  Witwen  und  Waisen 
verstorbener  Standesgenossen,  denen  die  Mittel  zum  Lebens* 
unterhalte  fehlen,  sollen  Hilfsleistungen  gewahrt  werden. 

Um  den  nötigen  ersten  Fonds  zusammenzubringen,  hat 
jedes  Mitglied  bei  der  Aufnahme  eine  der  Ladungst^higkeit 
seines  Schilfes  ontsproclHMidf»  f^unmio  Oplflos  ein^nschicrscn. 
Beispielsweise  waren  liir  ein  8chitl*  von  ÜOU  Centnern  7-')  Francs, 
für  ein  grofses  Fahrzeug,  das  bis  zu  3000  Centner  fassen 
konnte,  300  Francs  zu  zahlen.  Unabhängig  von  dieser  ersten 
Einlage  sollten  die  Schiffer  gehalten  wcurden,  einen  Centime 
▼om  Oentner  aller  Ladungen,  die  sie  machen  wtkrden,  bet- 
zuschiefsen. 

Die  Kasse  wurde  als  Zwangskasse  errichtet  Die  Schiffer, 
die  sich  weigerten,  die  vorgesehenen  Summen  zu  entrichten, 
sollten  zunächst  ihrer  Stelle  in  der  RangroUe  yerlustig  gehen 


'  Für  die  Abfassunjg  der  Bcdtimmungcn  über  Haftung,  Regi^tcr- 
führnngen  der  Gildci^rhiner  sind  zweifelsohne  die  französlHchen  Recht?»- 
an?*flinminprf^n,  v,  \o  sio  {m  nrt.  17S2  1786  des  Code  civil  iliron  Au-<lruek 
gefunden  haben,  niarsji^ebend  gewesen.  Näheres  über  Inhalt  und  Trag- 
weite der  dort  enthältenen  Sechtssfitse  findet  ddk  bei  Zacharia- 
Crotno,  Handbuch  de^  fransQsischen  Oivilrecbts  (8.  An6.  Freiborg 
i.  Br.  Iö94j  II  S.düO— .585. 

*  VI.  Titel:  UnterotfitBungskAsse;  art  59—65;  für  Mahis  vgL 
Hermaiia.a.0.  S.  107^108;  ffir  Kdln  ebenda  S.  126—188. 
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und  bei  fortgesetzter  Hartnäckigkeit  kraft  des  Rogiements  von 

der  Gilde  ausgeschlossen  werden. 

So  weit  die  wichtigsten  Bestimmungen  der  beiden  Verord- 
nungen. Sie  unterscheiden  sich  von  den  Festsetzungen  der  Ent- 
würfe wie  sich  aus  einer  Vergleichung  der  Mainzer  Verordnung 
mit  ihrer  VoriAuferin  ergibt,  im  allgemeinen  durch  knappere 
Fassung,  durch  Weg&ll  einielner  Normen,  ttber  deren  Inhalt 
man  einen  endgültigen  Entscheid  nicht  fiülen  wollte,  und  durch 
Nichtberücksichtigung  aller  der  Personen,  die  zwar  dem 
Schiffahrtsbetriebe  Hif»ntf»n,  aber  doch  nicht  Angehörige  der 
Korporationen  werden  konnten,  z.  B.  der  Kleinschiifer ,  der 
^Steuerleute  und  Lotsen*. 

V'iel  tiefgreifender  sind  die  Unterschiede,  wenn  wir  die 
neuen  Reglements  den  Gesetzen  gegenttberstetlen,  die  ttXr  die 
alten  Schiffergesellschaften  in  den  rheinischen  Kurstaaten  ge- 
golten hatten.  Mit  Verbänden,  die  rein  örtliche  Interessen  zu 
wahren  hatten,  die  fast  ausschliefslich  einer  nach  jeder  Rieh- 
inviii;  luvscliränkten  Stadtwirtschatt  dienten,  lassen  sich  die 
jetzigen  ( M  <r;Lt!isationen  nicht  mehr  auf  eine  Stute  .stellen®. 
Uber  diese  Zwecke  sind  sie  hinausgewachsen.  Sie  waren  nach 
den  Bestimmungen  der  Octroikonvention  nicht  mehr  Ver- 
einigungen der  an  einem  Platze  zusammen  wohnenden  Berufs- 
arbeiter  desselben  Gewerbes,  sondern  Korporationen,  die  die 
Standesgenossen  der  sttmtlichen  Rheinstaaten  von  Strafsburg 
bis  am  den  Grensen  Hollands  umfassen  sollten,  die  tnfolge* 
dessen  einen  internationalen  Charakter  trugen.  Es  wurde  so- 
gar peinlich  darauf  gehalten,  dafs  in  dem  einzigen  selbst- 
gewählten  Organe,  das  die  Gemeinsehnft  nacli  innen  und 
aufsen  vertreten  und  ihre  Rechte  waliren  solite,  die  Zugehörigen 
des  linken  wie  rechten  Rhein ufers  in  ganz  gleicher  Weise  ver- 
treten waren.  Dadurch  fielen  in  der  Hauptsache  all  die  un- 
leidlichen Streitigkeiten  weg,  die  durch  Jahrhunderte  die 
Zünfte  der  einzelnen  Plätze  untereinander  auszutragen  pflegten, 
wurde  dem  hAfslichen  Kampf  gegen  die  „Fremden*,  als  welche 


>  Tgl.  Kritik  des  Mainser  Entwürfe  in  den  nBemerkangen  fiber  den 

Oetxoivcrtrag"  besonders  S.  151  — 1B4.  Sie  enthalten  neben  dem  Ausdruck 
eines  starke»  Mifstrawens  gegen  Mainz,  da«  aus  dem  früheren  Benehmen 
der  dortigen  Zünftlcr  gegen  die  „fremden"  Berufsgenossen  vom  rechten 
Rheinnfer  Nahmng  zog,  im  ADSchlufs  an  die  im  KurfürstenkoUeg  cor 
Erj^nznng  <]  r  ^>ctroikoBTentioii  Yorgebraehten  Wfinsche  manche 
treffende  Ausführungen. 

*  Ockhart,  der  sonst  den  Bestimmnngen  des  R^lements  «nein- 
geschrünktcs  ]-ob  spendet,  hfilt  mit  R«'clit  für  eino  Lik  kp,  dafs  des 
„für  die  Schiifahrt  so  wichtigen  und  interessanten  Stcuevniannsdicnstes*' 
mit  keinem  Worte  gedacht  wird.   (Der  Rhein  S.  182,  183). 

*  Auch  in  der  Namengebun^  macht  sich  ein  Unterschied  bemerkbar. 
Bas  Wort  „Zunft**  wird  sorgföltig  vermieden.  Die  neuen  Korporationen 
werden  als  Schiffer-Gilden,  -GeselUcbaften,  -Vereine  (aasociations  des 
hsteliers)  beseiehnet. 
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sämtliche  nicht  ortsansaasige  Gewerbegenossen  betrachtet  wur- 
den, energisch  entgegengearbeitet 

Als  naturgemäfee  Folge  ihrer  neuartigen  Zusammen- 
setzuDg  ergab  sich  aber  auch  eine  vollkommene  Wandlung 
ihres  politisch  -  rec  htlichen  Charakters*  Mit  den  staatlichen 
und  lokalen  Behörden,  denen  im  vergangenen  Jahrhundert 
die  Oberleitung  und  Beaufsichtigung  fibertragen  war,  haben 
sie  fast  nichts  mehr  zu  thun.  Abgesehen  von  dem  Satze, 
dafs  die  Bürgermeister  der  Stationsstädte  zeitweise  das 
Präsidium  des  »elbstgewähltcu  Bureaus  innehaben  sollten, 
unterstanden  die  Qilden  lediglich  der  Oberleitung  der  inter- 
nationdien  CentralbehOrde  für  die  Rbeinschifiahrt. 

Auch  nach  der  inneren  Einriehtung  schieden  sich  die 
neuen  rheinischen  Verbände  von  den  ZUnften  der  vergangenen 
Tag^<\  Die  Selbständigkeit  der  einzelnen  Glieder  war  weit 
weniger  stark  ausgebildet,  beispielsweise  den  Meistt  i  n  die 
Disziplinargewalt  über  Lehrlinge  und  Gesellen  groUeiUeils 
entzogen.  Alles  wurde  viel  straffer  von  einem  Mittelpunkte 
aus  geregelt,  dessen  Anweisung  sich  jeder  anauhe(|a«nen 
hatte. 

Dabei  dienten  die  frisch  geschaffenen  Korporationen  lange 
nicht  mehr  den  weitgreifenden  Bestrebungen  wie  die  früheren. 

Die  religiösen,  gesellseliat'tlichen,  ja  mit  einer  Ausnahme  sogar 
die  socialen  Beziehungen  sind  aus  den  Verordnungen  aus- 
geschieden. Die  neuen  Gilden  waren  nur  mehr  Vereinigungen 
von  Gewerbtreibenden  zur  Ausbeutung  einer  bestimmten  Be- 
triebsform unter  obrigkeitlichem  Schutz.  In  diesem  Punkte, 
in  der  Verteilung  der  Fahrten  unter  die  Genossen  nach  alt- 
gewohnter Rangordnung»  stimmten  sie  mit  den  frilheren  Ver- 
einigungen fast  vollkommen  tiberein.  Sie  hatten  sogar  die 
Beschränkung  der  Anteilnehmer,  welche  diese  ge])flegt  hatten, 
bis  7.U  einem  gewissen  Grade  beÜM'ljalten.  Noch  bestand  neben 
der  persönlichen  die  saehliehe  Konzes.sionsjitlieht,  noch  gab  es 
kein  Recht  auf  Zubtsaung  zum  Betriebe  dieses  Verkehrs- 
gewerbes, Qocli  mufste  mancher  Fähige  von  ihm  abstehen,  weil 
ihm  von  oben  nicht  die  Erlaubnis  sur  Verwertung  seines 
Könnens  zu  teil  ward.  Denn  nur  die  lokalen  Fesseln  waren, 
wie  eben  bemerkt  wurde,  gesprengt  Dagegen  wurde  in  den 
Verordnungen  ausdrücklich  betont,  dafs  die  Zahl  der  Mit- 
glieder keine  unbeschränkte  sei,  daft^,  nnrh  AbsehluD?  der  er-^ten 
Autnaiime  von  Schit^Tii,  neue  nur  noch  hmzukumnien  dürtteii. 
wenn  die  Generaldii\-ktinn  des  Rheinschiffahrtsoctroi  solchem 
für  nötig  erachte'.    Die  alte  Polizei  Wirtschaft  war  also  bei- 


*  Dies  kam  damaligen  IJrobfichtcri)  ^vomI^pt  T.nm  BewnifstMem.  da 
sie  im  Wegfall  der  Erbhchkeit  und  Kämli*  likcit  der  Schifferei,  in  der 
für  jeden  nach  Erfüllung  von  Normativbedingnn^'en  zugänglichen  An- 
wartschaft auf  einen  Plats  in  den  Gilden,  in  der  Fnd^ibe  der  Kleia> 
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behalten.  Man  hatte  no<^h  ko'm  Zutrauen  zu  einer  natilrliehen 
AusghMchunj^'  von  Angebot  und  Nachfrage  und  glaubte 
von  Obrigkeit»  wegen  hellend  und  hemmend  eingreifen  zu 
mUssen. 

Diese  Abwehr  des  unbesehrllnkten  Wettbewerbs  durch 
Schaffung  einer  geschlossenen  Vereinigung  unter  staatlichem 
Schutz  war  das  letzte  Ausspielen  des  merkantilistischen  Geistes^ 
der  seither  die  mafsgebcnden  Leiter  der  Staatswesen  beherrscht 

und  durch  sie  in  seiner  Zeit  auf  verkehrsgewerbliehem  Ge- 
biete Grofses  gewirkt  hatte.  Inzwischen  begann  auch  auf  dem 
Kontinente,  nach  dem  Übermafs  von  Bedrangung  und  Bevor- 
mundung, sich  der  Glaube  au  da^  Individuum,  das  Verlangen 
nach  Freiheit  im  Wertaostansch  su  regen«  Vor  dem  Sieges- 
zugf  den  das  GMankensystem  des  Skonomiachen  Liberalismn» 
durch  die  Lande  antrat,  brachen  dann  die  letstidn  beruflichen 
Schranken  des  rheinischen  Transportgewerbes  zusammen,  nach- 
dem sie  sehon  vorher  durch  die  eingetretenen  Wandhingen  in 
der  Technik  des  Wasser betriebes  fast  vollkommen  illusorisch 
geworden  waren. 

Aber  ehe  es  dazu  kam,  sollten  noch  nahezu  drei  Jahr- 
zehnte vergehen.  Gerade  weil  die  rlieimschen  Gilden  in  Köln 
und  Mainz  den  innerstaatlichen  Charakter  verloren  hatten  und 
dnrdi  TOlkerrechUiche  Vertrttge  in  ihrem  Bestände  geschütst 
waren )  gingen  an  ihnen  Eunächst  die  Gewerbereformen  der 
anliegenden  Länder  spurlos  vorttber.  Erst  der  durchgreifenden 
Änderung  der  RheinschitFahrtsverhältnisse  1831  sollten  auch 
diese  Überbleibsel  des  tiberwundenen  Merkantilsystems  ^  end*^ 
gtÜtig  zum  Opfer  fallen. 

Doch  zunächst  müssen  wir  noch  bei  ihrer  Griindun;;  r.ii 
Anfang  des  neunzehnten  Jalirhunderts  verweilen.  Ks  wurde 
oben  erzählt,  wie  die  alte  SchifFerzunft  zu  Mainz  zwar  nicht 
formell  rechtlich,  aber  thatsächlich  auch  nach  der  französischen 
Besitzergreifung  des  linken  Rheinnfers  weiter  bestehen  blieb. 
Die  dauernden  Kriegsjahre  und  wohl  auch  die  Furcht  vor 
weiteren  schlimmen  Ereignissen  liefsen  sie  so  engherzig  wie 
je  zuvor  an  dem  veralteten  Formenwesen  und  der  strengen  Ab- 
gescldossenlieit  ihrer  Vorfahren  festhalten.  Namentlich  ging  ihr 
Hcstreben  dahin,  den  Schiffern  anderer  Ortschaften  die  Ladungen 
im  Hafen  von  Maiaz  thunlichst  zu  erschweren.  Um  eine  ge- 
wisse Ordnung  aufrecht  zu  erhalten,  liefs  das  Uandlungskomitee 
schon  seit  1799  die  Verladung  der  Güter  durch  eine  besondere 


schiflahrt  schon  das  Höchstmafs  einer  „geregelten  Khcinschiffahrtäfreiheit'^ 
▼erwirklieht  sahen.  Vgl.  Herman,  Adrefebneh  8.  9;  Oekhart» 
Gesetzgebung  S.  275  ff.,  853  ff. 

'  Über  diis  Morkantil«;y!;tPTn  in  seiner  historischen  Bedt  utimg  vgl. 
6.  Scbmoller,  Uuiri«ie  uuU  Untersuchungen  zur  Verfasaungs-,  Ver- 
wsltung»*  und  Wirtschaftsgeschichte.  Leip«g  1698  S.  1—60. 
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Kommission  Uberwachen.  Es  wurden  Listen  ^  gefubrt,  die  den 
Rang  der  Abfahrenden  verzeichneten,  die  zugleich  Kamen  der 
Schiffer,  Ort  ihrer  Bestimmung,  die  Tage  des  Reisteüens  und 
der  Abfalirt,  sowie  die  festgesetzte  Centnerzahl  enthielten. 
Besonders  war  darauf  hingewiesen,  dafs  die  F rachtführer  ihre 
Geschirre  in  gatem  Zustande  erhalten  und  sich  der  Pttnktlich* 
keit  befleifsigen  sollten.  Den  Zuwiderhandelnden  ward  angedroht^ 
dafs  sie  in  Jahresfrist  keine  Ladung  mehr  Yon  den  Mainzer 
Kautieuten  erhalten  werden. 

Nicht8de8toweniß:cr  wissen  Ale  erhaltonen  Aktnn stücke* 
immer  und  immer  wieder  von  Nöii^eicien  und  Streitigkeiten 
unter  den  einzelnen  iSelu'ffern  zu  erzählen.  Die  Mainzer  richten 
wiederholte  Bittschriften  an  die  Handelskammer^,  worin  sie 
behaupten,  dafs  man  die  „Fremden"  bei  der  Verfinwshtung  lu 
sehr  begünstige.  Andererseits  beschwert  sich  beispielsweise 
«m  22.  August  1804  das  kurfürstlich  badiache  Oberamt  au 
Bischofsheim  am  hohen  Steeg ^,  weil  man  zwei  seiner  Leute 
von  der  Ladung  ansg^eschlossen  habe,  und  droht,  falls  man 
nicht  nachgel)'\  mit  Repressalien.  Noch  180ö,  als  die  Octroi- 
konvention  bercitö  in  Kraft  war,  wollen  diese  Zwistigkeiten 
nicht  enden.    Die  Schiffergemeiude  ist  besonders  darüber  uu- 

f ehalten,  dafs  sie  bei  Ladungen  für  die  Thalreise  nach  Köln 
enachteiligt  werde,  während  sie  doch  „schon  wegen  der  Dienste^ 
die  sie  im  Kriege  geleistet  habe**,  den  Vorsug  vor  anderen 
▼erdiene.  Die  Verladekommission,  deren  Fortwirken  bis  zur 
Neuregelung  der  Gilden  ausdrücklich  durch  die  Goneraldirektion 
des  Octroi  verordnet  war**,  antwortet,  Unger< chtiirkeit  habe 
ihr  beim  Feststellen  der  angefochtenen  Kangreihe  voll- 
kuiiimen  ferngelegen.  Die  ganze  Unzufriedenheit  der  Mainzer 
rtlhre  daher,  dals  sie  stets  nur  zu  be(][uemer  Thalreise  ein- 
gestellt  sein  wollten,  dagegen  auf  Bei^gfahrten ,  etwa  nach 
Schröck,  gern  Teraichteten.  Eine  Routenverteilung,  wie  sie 
wohl  gewünscht  werde,  sei  ihr  als  Ladekommission  aber  nicht 
erlaubt;  dagegen  wtirde  die  Octroidirektion  im  Verein  mit 
den  Handelskammern  von  Köia  und  Maina  £inspraehe  er- 
beben. 

Während  die  alten  ZUnftler  so  mit  den  .Fremden**  sich 


^  Vgl.  Akten  über  Handels-  und  Verkehrswesen  M.St.A.  127.  Be- 
sonders sabbeiche  Listen  sind  aus'  den  Jahren  VII,  XI,  XII,  XIII  der 

Republik  rrhalten. 

8  Vgl.  M.St.A.  Abteilung  127. 

*  V^l.  besonders  die  Petition  vom  29.  Ventdse  Xfl  am  selben  Orte, 

*  Original  im  M  St  A. 

*  Vjrr  Vcrnnliiuii^  de»  Ministers  des  Innern  d.  d.  13.  Froctidor  XI II, 
d*in  Vollzug  der  Artikel  7  nnd  118  der  Konvention  vom  15.  AugUMt 
1804  betreffend  (abgednickt  bei  Herrn  an,  Sammlung  der  Qesetze 
S.  77 — 81)  und  SupplenH-ntfir-  und  Dctniliiistniktinn-^n  der  General- 
direktion  des  Rheinschiffahrtäoctroi  für  die  8tatiou«koDtrolleure  «u  Köln 
und  Mains  (ebenda  S.  82—88). 
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zankten,  hatten  sie  eins  verabflttiimt  oder  vielleicht  auoh  nicht 
hindern  können :  Die  Niederlassung  von  Konkurrenten  am  eignen 

Orte.  In  der  Übergangszeit,  da  alle  Korporationen  nach 
öffentlichem  Dekret  wenigstens  foniiell  aufge})o>)en  waren, 
liefsen  sich  neue  Schiffer,  die  wohl  auf  eine  dorm  tii;*  Gelegen- 
heit gewartet  hatten,  in  Mainz  nieder  und  fuiireii,  ulme  irgend- 
wie belfiatigt  KU  worden.  Erat  als  nach  VerOffentlichang  der 
OctroikonTention,  welche  die  NengrOndang  Ton  Schiffenrereinen 
vorsah,  der  alte  Oorpageiet  sich  wieder  mehr  nach  auf^en  zu 
bethätigen  ^vagte,  machte  man  diesen  „Eindringlingen'* 
Schwierigkeiten.  So  fing  man,  um  ein  charakteristisches  Bei- 
spiel zu  nennen,  seit  1H06  nu,  dem  Jakoh  Reichert,  der  sich 
1802  in  Mainz  niedergelassen  und  seither  nuttelieUigt  dem 
Waren transport  gewidmet  hatte,  in  Köln  die  liückladungen  zu 
verweigern,  mit  der  Begründung,  er  solle  erst  den  Nachweis 
seiner  Zugehörigkeit  aar  Zunft  erbringen.  Da  dieser  hieran 
ohne  weiteres  nicht  im  stände  war,  das  Aufkommen  der 
rheinischen  Gilde  auch  immer  noch  auf  sich  warten  liefs,  meldete 
er  sich  nach  einigen  Bedenken  bei  der  „alten *^  Mainzer  Schiffer- 
iregellschaft  mit  der  Bitte  um  Aufnahme,  indem  er  sich  zugleich 
bereit  erklilrte,  einen  Eintrittspreis  zu  zahlen,  seinen  Lehrbrief 
aus  Kaub  vorlegte  und  nachwies,  dafs  er  selbst  ein<'8  Schiffers 
Sohn  war.  Allein  die  Zünftler  verweigern  trotzdem  „für  itzt* 
seine  Annahme,  da  für  sie  nicht  genügend  aufgeklärt  sei,  ob 
er  sttnftig  gelernt  und  als  Knecht  gedient  habe,  weil  sie  andern 
schon  52  Mann  wftren ,  sich  schon  zwanzig  andere  gemeldet 
hätten  und  für  sie  alle  Nahrung  nicht  zu  finden  sei.  Auf  diese  ^ 
Weise  werden  die  Verhandlungen  in  die  Lanp-e  ;?e7oe:en  ,  bis 
es  dem  Reichert  auf  Verwenduno;  dc-r  Haii(]r]skaminer  ge- 
lingt, durch  Entscheid  der  Oeneraltlirt  ktion  seinen  Eintritt  in 
die  rheinische  Gilde,  die  iuzwmcheu  ins  Leben  getreten  war,  zu 
erzwingen  ^ 

Die  PrBfekten  des  Ruhr-  und  Donnersberger  Departements 
hatten  Terordnet,  dafs  am  10.  Mftrz  1808  die  Register  eröffnet 

würden,  worin  sich  alle  auf  beiden  Rheinseiten  gegenwärtig 
die  Schiffahrt  treibenden  Meister,  welche  nach  Erfülhmg  ge- 
wisser ipnaterieller  Vorbedingungen  die  Aufnahme  in  die  Güde  he- 
gehrten, einschreiben  lassen  soUten     Es  war  zugleich  bestimmt, 


'  Näkcrt?s  über  diese  gaiuen  Verhandlungen  findet  sich  in  den 
whaltenen  Schriftstücken  der  Schifferzunftakten  des  M.St.A. 

*  Die  Ankündigung  wurde  in  Form  »mihm  Plakats  in  beiden 
bprachen  gedruckt  und  in  allen  Gemeinden  der  beiden  Rheinufer  ver- 
ftfientlicht  Sie  ist  nntersehrieben  rom  General<iirektor  Eichhoff  und 
datiert:  Mainz,  1.  März  isOß  RiiurUlrnck  (Mayener,  Do  rimprimerie 
de  la  mairie,  par  S.  Wirth)  in  Sehifferzunftakten  d,  M.St.A.  Hervor- 
suheben  ist  die  Bestimmung,  dafs  die  Zeugnisse  über  Erfüllung  der 
Bsdingnngen  ^on  art.  3 — 5  aes  Gildereglemcnts,  ^owi«-  ül>er  den  Besitz 
▼on  Jahraeugon  und  technische  Vorbildung  «Icr  Gildekandidaten  von 
den  Hafenkommiflsaren  und  den  , Vorständen  der  alten  Zünlte**  aus- 
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dafs  nach  Verlauf  zweier  Monate,  also  am  10.  Mai,  die  Listen 
geschlossen  werden  sollten.  Da  jedoch  in  Mainz  die  Meldungen 
sich  zum  Teil  wegen  Abwesenheit  einzelner  J^ercchtif^ten  ver- 
zögerten, eriicfs  der  Präfekt  am  5.  Mai  ein  Arret,  durch 
das  er  die  geeetBte  Frist  bis  zum  10.  Juni  YerläDgerte^. 

Daa  Begister  wurde  dann  am  bestimmton  Termine  dem 
Generaldirektor  Eichhoff  in  Köln  zugesandt,  der  es  mit  der 
dortigen  Aufstellung  nachprüfte  und  durch  den  Druck  tot- 
öffentlichen  liefs.  Dabei  wurde  von  der  Octroivcrwaltung  eine 
Teilung  der  Gildcschifrer  in  zwei  Klassen  vur,ir<*nommeu ,  wo- 
von die  eine  die  direkte  Fahrt  zwischen  den  beiden  Stations- 
häfen und  den  Endpunkten  am  Oberrhein  und  in  Holland  be- 
sorgte, ohne  unterwegs  ein-  und  ausladen  zu  dtlrfen,  während 
die  andere  sich  mit  den  Fahrten  von  den  genannten  Plätzen 
nach  den  Zwischenhäfen  beschäftigte.  Diese  an  sich  prak- 
tische Einteilung  gab  später  zu  allerlei  Zänkereien  Anlafs\ 
da  man  an  einzelnen  Orten  die  Intermediär-  oder  Zwischen- 
schifFer  zu  Kleinschiffern  herabsetzen  und  auf  das  Verladen 
von  Landesprodukten  beschranken  wollte.  Als  die  ersten 
Streitigkeiten  anhüben,  erliefs  d'^r  Maire  von  Kc'iln,  S.  Wittgen- 
stein, am  20.  Oktober  1809  nochmals  eine  Aufforderung,  daf&  alle 
Bur  Stationsstadt  gehörigen  Bh^nsehifier  sich  am  20.  NoTember 
des  Jahres  versammeln  sollten,  um  au  erklären,  ob  sie  in  Zu- 
kunft ifdie  grofse  oder  die  kleine  Schiffahrt^  auszuüben  ge- 
dächten. Eine  ähnliche  Versammlung  trat  auf  Anordnung 
Eichhoffs  für  die  GildescliiffVr  y.u  Mainz  nm  5.  Dezember 
1809  an  jenem  Orte  zusnmmen^.  Allein  auch  durcli  diese 
Mafsnahmen  wurde  den  kommenden  Zwistigkeiten  nicht  wirk- 
sam vorgebeugt. 

Nachdem  Eichhoff  als  „directeur  gdn^ral  de  roctroi  de 
navigation  du  Rhin**  sich  sodann  mit  den  Ifaires  der  beiden 
Stationsstädte  verständigt  hatte,  wurden  die  Listen  allgemein 
bekannt  gegeben  und  die  Schiffer  zur  Generalversammlung  ein- 
geladen^.  Diese  fand  in  Mains  am  24.  Oktober  1808,  in 


gefertigt  sein  sollten.  Die  noch  erhaltenen  Korporationsverbäude  er- 
ir(  ut(>n  sich  also  nach  wie  vor  des  gröfsten  Ansehcrii».  Der  Vorstiuid 
der  alten  Schiffrrznnft  in  Main^  wnrde  bis  j:ur  Verwirklichunp  der  Neu- 
organisation der  Gilden  vielfach  um  Führungszeugnisse  und  Nachweis« 
Aber  BeflUiiffang  einzelner  Schiffer  gebeten.  (Soldie  fiadSD  tidi  in 
Akten  über  Handel  und  Verkehrswoson  M.StA.) 

>  Vgl.  Akten  über  Handel  und  Verkehrsweaen  (französische  i^eriode) 
M  StA.  AnrSt  vom  5.  Mai  1B08,  „he  d^lai  ponr  rinacriptioa  des  bateliers 
est  prorog^  au  10.  Juin  prochain". 

^  Ockhart  (Gf  sotzgebung  S.  290»  291)  schiebt  die  Sehuld  da<ar 
dem  irunzösischcn  Gouvernement  zu. 

'  Vgl.  Einblattdmck  gleichen  Datums  in  Schifflemtnftakten  des 
M.&t.A. 

^  Die  durch  die  .Druckerej  der  Generaldirection  des  Kheüi- 
SehiffTahrts^ctm*'  renidAItigten  Listen  dnd  in  grtVbten  Fetmal 
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Köln  am  15.  November  statt  ^,  wobei  nach  Vorschrift  jedesmal 
die  20  Kandidaten  ausgelost  wurden,  aus  denen  Eichhoffdann 
die  Mitglieder  der  Verwaltungsbureaus  und  die  zugeiiürigen 
Supplcanten  auswählte'.  Damit  war  den  Grundbodingungen 
der  Octroikoüvention  in  jeder  Weise  Genüge  ^etlian. 

£b  erttbrigt  noch»  einen  Blick  au?  die  damals  ab- 

SeachloBsenen  GüdcliBten  «i  werfen,  um  eine  Vorstellung  von 
er  Zahl  und  Herkunft  derjenigen  Schiffer  au  bekommen, 
denen  der  Rheinverkehr  in  jenen  Tagen  hanptaAchlich 
zufiel 

Bei  der  Mainzer  SchifFergesellschaft  waren  insgesamt  200 
Personen  eingetreten.  Davon  meldeten  sich  104  Mann  für  die 
direkte  iahrt.  Von  diesen  hatten  42  in  Mainz.  25  in  Strafs- 
burgy  2  in  Speier,  25  in  Bingen,  8  in  Kaub  nna  je  1  in  Kob- 
lena  und  Bonn  ihren  Wohnsitz. 

Als  Intormediärschiffer  waren  insgesamt  70  Lente  ein- 
getragen. Diese  schieden  sich  wieder  in  die  Zwischenschiffer 
für  den  Oberrhein  auf  der  Strecke  Strafsburg- Mainz  und  in 
die  Zwischenschiffer  für  den  Mittelrhein  auf  der  Linie  Mainz- 
Köln.  Zur  ersteren  waren  insgesamt  44,  zur  letzteren  26  Mann 
gemeldet. 

Nach  dem  Domicil  teilten  sich  die  Intermedittrschiffer 
folgendermafsen : 

Von  den  44  Schiffern  ftlr  den  Oberrhein  wohnten  7  zu  Prei- 
stett,  1  an  Schröck,  3  zu  Gormersheim,  12  zu  Heidelbeig^ 

1  zu  Hasmersheim,  10  zu  Mannheim,  6  zu  Worms,  3  zu  Gems- 
heim und  1  7A1  Oppenheim. 

Von  den  26  Schiffern  für  deu  Mut^  lrlu  in  wohnten  2  zu 
Mainz,  o  zu  Bingen,  6  zu  Kaub,  2  zu  Boppard,  4  zu  Koblenz, 

2  zu  Bonn  und  je  einer  zu  Rtldesheim,  Geisenheim,  Lorch, 
St.  GNiar,  Oberspaj,  Nieder-Lahnstein  und  Vallendar, 

hergestellt.  Die  Mainzer  Liste  ist  datiert  vom  5.,  die  Kölner  vom 
15.  C)ktober  1808. 

'  Iii  ^laiiiz  fülirte  der  Mairo  der  Stadt  den  Vorsitz,  in  Knln  bri  der 
Sektion  des  Oberrheiu«  ebenfalls  der  Maire,  bei  der  tiektioa  des  Unter- 
rhcins  der  Octroi-Inspektor  Fassbender. 

'  Für  lisiiu  durch  Schreiben  Tom  15.  November  180&  Die  Hit- 

51ieder  des  ersten  Verwaltuni^yhnreans  waren:  Ponr  la  rive  gauche 
.  B.  Hacnlein  de  Mavence,  Jean  Saarbourg  de  StraHsbourg,  Antoine 
Hsrling  de  Bingen.  Four  la  rive  druitr:  Fran^ois  Kümmel  de  Heidel- 
berg, Guillfauino  Kiinpel  de  Caub,  Martin  Schnellbach  de  Praunheim. 
Zu  buppleanten  waren  ernannt:  P.  1.  r.  gauche  Henry  Dunck  et  Joseph 
R«Q  de  Mayence.  P.  L  r.  droite:  Davia  Bohr  de  Fvejstett  et  Piene 
Brennig  de  Msnnhetni.  Erster  Gildesekretlv  war  J.  G.  Tnqnpf  de 
ICa/ence. 

*  Die  folgenden  Zahlen  sind  den  obengenannten  Listen  vom  5.  und 
15.  Oktober  1808  entnommen  und  verglichen  mit  den  Aufstellungen,  die 
Ockbart  (Der  Rhein  S.  185—180)  gn-ht.  Über  die  Mitglied.Tzahl  der 
alten  Mainzer  Schiffcrgenoesenschaften  vgl.  Eckert,  Mainzer  SchiiFer- 
gewefbe  B*  60-54,  87,  sa 
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Aurserdein  sind  noch  auf  der  Mainzer  Liste  26  Jacht- 
schiflFer  verzeichnet,  fliV  ^\vh  hauptsächlich  dem  Personentrans- 
port widmeten.  Sje  «litstanimten  sämtlich  dem  Rheingau.  Für 
14  war  Rüdesheim,  für  4  Eltville,  5  Geisenheim,  je  1  Winkel 
und  Erbach  als  Heimatßort  genannt.  Diesen  münsen  notwendig 
für  die  damalige  Zeit  noch  8  Mainser  Jachtschiffer  zugerechnet 
werden,  die  beim  Abachlafs  der  Liste  ihre  Beweisstücke  noch 
nicht  eingereicht  hatten,  weshalb  sie  nicht  verzeichnet  sind, 
die  aber  wenige  Wochen  später  Aufnahme  in  die  Gilde 
fanden  ^ 

Insgesamt  hatte  also  der  Schifterverein  zu  Mainz  bei 
seiner  GrUndune^  200,  bezw.  208  Mitglieder  aufzuweisen.  Nic  ht 
so  stark  war  die  Kölner  Gilde ,  deren  beide  Sektionen  zu- 
sammen nur  155  Mann  zählten. 

Bei  der  Sektion  des  Oberrheins  waren  fiir  die  direkte 
Fahrt  44  Schiffer  gemeldet,  wovon  29  auf  Köln,  7  auf  Kob- 
lenz,  je  3  auf  St.  Goar  und  Bacharach,  je  1  auf  Andernach 
und  Vallendar  entfielen. 

Für  die  Intermediärfahrt  waren  33  genannt,  wovon  17 
in  Koblenz.  5  in  Neuwied,  3  in  Bingen,  je  2  in  Bacharach  und 
Vallendar  und  je  1  in  Ehlingen,  Lorch,  Kaub  und  Oberspa/* 
wohnten. 

Bei  der  Sektion  des  Niederrheins  waren  Air  die  direkte 
Fahrt  70  Mann  eingetragen,  von  denen  18  in  Koln,  5  in  Ruhr- 
ort, 4  in  Muhlheira,  je  2  in  Hitdorf  und  Xanten,  je  1  in  Deuti, 
Vallendar,  Düsseldorf,  Orsoy,  Büderich,  Emmerich,  Zütphen, 

8  in  Arnheim,  1  in  Utrecht,  10  in  Dordrecht,  10  in  Amsterdam 
und  8  in.  Rotterdam  ihre  Heimat  hatten.  Es  waren  den) nach 
auch  die  Holländer,  für  deren  Staatsgebiet  die  Octroik  invention 
zunächst  noch  kernt;  Geltung  hatte,  zur  Gilde  und  ihren  Fahrten 
sugelassen  worden*. 


*  Vgl.  Akten  über  Handel  und  Verkehrsweaen  M.StA. 

*  Jacob  Bach  aus  Oberspay  findet  sich  für  die  Intemiediirfabrt 
aaf  der  Kölner  und  Mainzer  Liste  eingetragen.  Diesen  Iirtam  hat 
flchon  Ockhart  (Rhein  S.  187)  bemerkt.  Aufserdcm  finden  sich  aber 
in  den  J>iäten  trotz  ihres  offiziellen  Charakters  noch  andere  Ungenaoig- 
keiten;  beispielsweise  ist  auf  der  Mainzer  Liste  unter  Nr.  104  der  Schiflmr 
Jacob  Reichert  notiert,  wälireTid  (irr  T^otreffende  in  den  gleichiseitigen 
Aktenstücken  und  in  Hermans  Adrefsbucb  für  das  Jahr  1825  S.  45 
den  Vornamen  Friedrich  fBhrt,  ein  Jacob  Belehert  aber  erst  1810  in  die 
Gilde  nufj^'eiioinnit'n  wurde. 

*  E«  war  bestritten,  ob  die«  Verfahren  dem  Sinn  der  Oetroikon- 
vention  entspraeli.  Später  wurde  die  Frage  entschiedeo  verneint  und 
beispiclswi-isL^  auf  Beschwerde  der  Kölner  Gilde  gegen  die  EinfuhrnnK 
der  Danipfsehiffahrr  in  der  preufsi^ehen  Kabinertsordre  vom  8.  Apru 
1826  ausdrücklich  betont,  dafs  die  gröfste  Zahl  der  Mitglieder  der 
niederrhemischen  Oilde  von  der  Rangfahrt  enf  dem  konTentionelleii 
Rhein  ei^j^entlieli  auszuschli  f^rrj  -nM  ti,  Aveil  nur  drei  von  ihnen  prenfSnache 
ünterthanen  wären,  die  Konvention  von  1804  aber  ausdrücklich  fest- 
setze, dafs  die  konventionellen  Bangschiffer  „Ünterthanen  der  kon- 
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Für  flie  Tntermediärfalirt  waren  bei  der  Sektion  vom 
Ni''(l>  rrlM'in  hingegen  nur  7  Leute  eingetragen,  flie  sich  auf 
Kitiii  (4i,  Aiulenmeh,  Hitdorf  und  Wesel  (je  1 )  verteilten.  Unter 
diesen  letzteren  waren  jedoch  offenbar  diejenigen  nicht  in- 
begrifibn,  die  ans  niedenrheiDi sehen  Häfen  wie  Düsseldorf^ 
Neufty  RuhiDrt^  Duisburg,  Emmerich  etc.  Zwischenfahrten  nach 
Holland  und  Köln  mehr  gelegentlich  unternahmen  und  deren 
Zahl  von  Ockhart  auf  etwa  30  veranschlagt  wird. 

AiiH  dorn  Angeführten  erhe//f.  dafs  von  den  '?>2S  i\ntgliedem 
der  Schirtervereine  ^  von  Mainz  und  Köln  sich  218  Mann  den 
direkten  Fahrten  widmeten,  während  HO  nur  Zvvischenfahrten 
unternahmen,  und  dafö  Bewohner  so  ziemlich  aller  UrUchaften, 
in  denen  Schiffer  ansässig  waren,  bei  den  neuen  Korporationen 
Aufnahme  gefunden  hatten. 

In  diesen  Zahlen  der  Gildelisten  ist  nur  der  kleinere  Teil 
der  Rheinschiffer  jener  Tage  enthalten.  Ockhart,  dem  als  In- 
spektor des  Octroi  das  gesamte  einschlagende  Material  vor- 
gelegen hatte,  bemühte  sich,  sie  zu  ergänzen  und  die  Gesarat- 
8unirae  aller  in  Betracht  kommenden  Personen  zu  ermitteln. 
Au8  seinen  Feststellungen^  sei  das  wichtigste  wiedergegeben. 

Nach  einer  allgemeinen  Aufnahme  der  rheinischen  Schiffer, 
die  gegen  1813  gemacht  wurde,  fuhren: 

1.  auf  der  Strecke  Basel-Mainz  166  Personen 

2.  auf  dem  Mittelrhein  bis  Köln  abwärts   .   .  298 
d.  nach  den  Hafen  des  Niederrheinsy  einschliefe- 

lieh  der  nach  Köln  kommenden  holländischen 
Schiflfer   225 

In  allem  ($89  Schiffer. 

Wenn  man  von'  dieser  Zahl  328  Gildeschiffer,  die  sich 

mit  dem  Transport  von  Handelsgütern  befafsten,  sowie  51 
Jachtenbesitzer,  die  sich  hauptsÄchlich  mit  der  Befthderung 
von  Reisenden  beschäftigten,  abzieht,  so  bleiben  noch  310  Mann, 
a!s<»  fnst  die  rTülfto  für  dio  sogenannte  KloinsoliifTalirt  ülirig. 
DmIk  1  ist  allerdings  zu  bedenken,  dafs  die  KleuiHcliiller  mir 
Fahrzeuge  von  geringerer  Gröfse  führten  und  daher  auch 
jedesmal  nur  weit  weniger  Güter  als  die  Handelsschiffer  laden 
Konnten.  An  der  Eleinschifl^hrt,  durch  welche  die  Bewohner 
der  beiden  Ufer  zwischen  den  Stationsstädten  mit  den  Pro- 
dukten des  heimischen  Ackerhaus  und  der  Industrie,  sowie 
mit  Gütern  zur  Konsumtion  versorgt  wurden,  nahmen  auch 
die  meisten  Scliiffer  d^'r  NclMMiströnio  tf^i1.  Auf  di''-^»'n  fanden 
sich  während  der  Jahre  IblU— IblÖ  zusammen  Ü2U  bchiüer,  die 

ventionellen  Ufer  sein  müssen".  (Abschrift  der  Kabinettaordre  im  A.  d. 

MJT.K.  §  r.^:?n.) 

'  hl  den  b«'idcn  Listen  sind  1329  aufgeführt,  vou  denen  jedoch  einer 
als  «Juppclt  gezahlt  zu  streichen  ist    Vgl.  oben  S.  44  Aum.  3. 
*  Ockhart,  Der  Rhein  S.  189-198. 
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gröfstentells  auch  'Ii  '  rheinischen  Häfen  be.-^uehtpn.  Nach  den 
einzelnen  Flüssen  verteilt,  ergiebt  sich,  daf^-  mt  den  Neckar 
57,  auf  den  Main  330,  Lahn  34,  Saar  und  Mosel  83,  Ruhr  116 
und  Lippe  9  Schiffer  zu  rechnen  waren. 

Merkwürdig  ist  dabei,  dafs  auf  dem  Main  mehr  Peraonen 
fuhren  als  auf  den  übrigen  Nebenfittnen  sosammen  und  dafs 
die  Zahl  der  Rheinschiffer  die  ihrer  Ghanossen  auf  allen  Neben- 
flüssen vereint  noch  inegeeamt  um  ttber  ein  halb  Hundert  ttber- 
ateigt 

Die  Summe  aller  der  Personen,  die  nach  diesen  Auf- 
stellungen zu  Anfang  des  Jahrhunderts  aut  dem  rheinischen 
Stromgebiet  im  selbständigen  Schiffergewerbe  ihre  Nahrung 
fanden,  betrug  also  1318  Leute. 
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Drittes  Kapitel. 


Oer  Rheinvertehr  in  der  Zeit  von  1800  bis  1814. 


§5. 

a.  Oflterbefördenuig. 

Das  rheinische  Verkehrswesen  war  unter  wenig  günstigen 
Anzeichen  in  das  neunzehnte  Jahrhundert  eingetreten.  Neben 
den  natürlichen  Hemmnissen,  wie  sie  sich  aus  der  ungleieh- 
iiiär.siireTi  Gestaltung  des  Strombettes  und  der  mangelhaften 
Pflege  der  Leinpfade  *  ergaben ,  standen  die  künstlichen 
Schranken  einer  flbertriebeiien  ZoUausbeatane  und  engherzigen 
Lokalwirtschaft  der  Uferbewohner  jeglic&em  Aufschwung 
hindernd  entgegen.  Nachdem  dann  die  Franzosen,  die  von 
der  linken  Rheinseite  Besitz  genommen  hatten,  den  Flufs  noch 
zur  Grenzsperre  mifsbraucliten,  schien  alles  Leben  und  Treiben 
von  ilim  verschwinden  zu  wollen.  Nur  ganz  allmählich  kam 
es  zu  einer  Besserung  dieser  Verhältnisse. 

Die  französische  Regierung  nahm  sich  der  Erhaltung  der 
Leinpfade  in  den  ihr  zugefallenen  Lilndern  nach  Kräften  an  ^. 
Sie  sorgte  auch  dafür,  dafa  die  reichen  Erträgnisse  der  Schiff- 
fahrt  in  erster  Linie  wieder  zu  ihrer  Hebung  und  Erleichte- 
rung, nicht  zu  anderen  Zwecken  bestimmt  würden.  Immerhin 
blieb  in  dieser  Periode  namentlich  die  Befahrung  des  oberen 
Stromlaufes  mit  mancherlei  Gefahren  verknüpft^.  Steuerleute 
Ton  Strafsburg  und  Neuburg  mufsten  vor  jeder  einzelnen 


*  Über  die  Beschaffenheit  der  Leinpfade  in  jener  Zeit  vgl.  Ock- 
hart,  Der  Rhein  ff.,  insbesondere  für  den  Oberrhein  S.  49,  115,  131 — 135; 
für  den  Mittclrh.  hl  «J.  IGÖ,  1G7,  173—178:  für  den  ünterrhein  S.  219  bis 
2^5;  fnr  UoUand  (Waal)  S.  247—250;  (Lok)  B.  253-254;  (Yaaei)  8.  255 

bi>i  256... 

^  Uber  die  verselii'^denen  dieibttEUglichen  Erlasse  und  Restimmiin^<ra 
vgl.  Bodman,  Code  de  poUce  adminiBtratiye  II  S.  83  ff.;  Code  civil 
art  650. 

■  VgL  dam  Eichhoff,  IHmtelluag  des  Rheins  S.  20^  21. 
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Fahrt  das  Wasser  untersuclien,  um  sich  seiner  Tiefe  zu  vor- 
sichern  und  festzuötellen ,  ob  sieli  der  Thalweg  nicht  (luich 
Neubildung  von  Stöcken  und  Bänken  geändert  iiaite.  \\  ährend 
auf  den  anderen  Strecken  des  Flusses  für  die  Lastschiffe  ein 
Personal  Ton  6  Leuten  einschlielsUch  des  Steuermanns,  fllr  die 
Jachten  gar  nur  3 — 4  Mann  genügten*,  waren  die  niittleren 
Fahrzeuge  auf  dem  Oberrhein  mindestens  mit  6  Knechten 
und  2  Steuerlnut'^n ,  solche  von  über  1200  Oentnerii  Lade- 
fähipTkeit  mit  8  Knechten  und  3  Steuerleuten  bemannt  Iti 
diesem  Fall  blieb  einer  der  letztgenannten  beim  Ruder  am  Ende 
des  Schiffes,  die  beiden  anderen  standen  bei  einem  starken 
Riemen  am  Vorderteil,  während  die  acht  Knechte  auf  die 
Ewei  grofsen  Ruder  in  der  Mitte  verteilt  waren*  Trotzdem 
konnte  ein  solches  Fahrzeug  2U  Strafsburg  nicht  seine  volle 
Ladung  einnehmen;  diese  wurde  vielmehr  auf  5—6  kleinere 
Boote  oder  Anhänge  verpackt  und  erst  zu  Nenburg  in  das 
Hauptschiff  umgeladen.  Umgekehrt  mufste  eine  zu  Mainz  für 
Strafsburg  angenommene  Ladung  zu  Neuburg  oder  Schröck, 
dem  heutigen  Leopoldahafen ,  geleichtert  und  von  da  in 
kleiueren  Schiffsgefafsen  weiter  bergwärts  gezogen  werden. 

Weit  mehr  als  die  Verbesserung  des  Fahrwassers  und 
seiner  Ufer  beschäftigte  damals  die  Schiffahrtsinteressenten 
die  Beseitigung  der  rechtlichen  Hemmungen,  wie  sie  die  Octroi- 
konvention  angebahnt  hatte.  Durch  sie  wurde  wenigstens 
mit  den  schlimmsten  Mifsbräuchen  a'ifp:eräumt  und  an  ihre 
Stelle  zwar  kein  vollkommenes,  aber  immerhin  ein  wesenth'ch 
verbessertos  Sc  liiffalirtssystem  gesetzt.  Die  allgemeinen  Orund- 
ztige  der  Uctroikonvention,  iiire  ►Sttjliungnaiime  zu  den  grund- 
legenden Fragen  wie  Zölle  und  Stapelwesen,  sowie  die  sich 
ihr  anschliefsende  Umgestaltung  der  Schiftenrerbände  sind 
bereits  betrachtet.  Es  erllbrigt  noch,  einen  Blick  auf  einzelne 
ihrer  weiteren  Bcstimmangen  zu  werfen,  welche  die  Gestaltung 
des  rheinischen  Verkehrswesens  in  den  nächsten  Jahren  eben- 
falls beeinflufsten. 

Die  meisten  Sätze  des  Octroivertrags  wurden  von  Schiffern 
wie  Kaufleuten  als  Verbesserungen  empfunden.  Die  Herab- 
minderung der  Gebühren  fUr  die  Fahrten  war  erheblich  genug, 
um  sich  auch  dem  einzelnen  fühlbar  su  machen.  Noch  mehr 
war  man  mit  der  verhältnismäfsig  schnellen  Abfertigung  an 
den  Erhebungsstellen  zufrieden,  bei  der  die  Manifeste,  Schiffs- 
papiere*,  die  neben  dem  Namen  des  Schiffes,  seines  Eigen- 
tümers und  Führers,  ein  getreues  Verzeichnis  der  geladf^nen 
Güter,  nach  Gattung  und  Gewicht  enthielten ,  wesentliclie 
Dienste  leisteten.  Desgleichen  wufste  man  sich  bald  in  <lie 
Bestimmungen  über  Ein-  und  Auöladen  der  Waren  zu  bchicken. 


*  Vgl.  Her  man,  Sammhiog  der  Gesetze  S.  186,  370. 

*  Vgl.  art.  91,  92  der  Octrmkonvention. 


Digitized  by  Google 


xvm  5. 


49 


Indem  die  Stationskontrolleare  den  Verkehr  swiechen  den 
Bändlem  und  SchiffsfUhrern  vermittelten,   wurden  manche 

Reibereien  vermiwien.  Zugleich  war  durch  Festsetzung  einer 
gewissen  Ladefrist  und  des  Ladequantums  eine  ziemliche 
Regclmäfsigkeit  der  Abfahrten  gewährleintet  ^    Anfangs  be- 

SQügte  man  sich  mit  einem  geringeren  Gewicht  und  forderte 
ie  Abreise,  wenn  beispielsweise  in  Mainz  1200  Ctr.  für  die- 
Bw^,  1500  Ctr.  für  die  Thslfahrt,  oder  zu  Köln  1500  Ctr. 
zu  Serg  nnd  1800  Ctr.  su  Tbal  eingenommen  waren.  Später 
sah  man  ein,  dafs  diese  geringen  ijuantitäten  für  die  groiaen 
Schiffsgefäfse  nicht  genügten  und  nur  die  Unkosten  erhöhten. 
Man  gestattete  daher  eine  höhere  Centnerzahl  und  setzte  mir 
im  allgemeinen  eine  zehntägige  Ladefrist  fest,  nach  deren 
Verlauf  der  Schiffer  abfahren  sollte,  gleichgültig  ob  er  die  er^ 
wartete  Quantität  aufgeiiuiximen  hatte  oder  nicht. 

Weniger  Anklang  fanden  die  Frachtpreise»  welche  die 
Oetroiirerwaltang  gemttfs  Artikel  13  der  Konvention  von  einer 
Frankfurter  Messe  8ur  anderen  nach  Einholung  von  Gutachten 
der  Handelskammern  zu  Köln,  Mainz,  Strafsbur^  und  der 
Magistrate  zu  Düsseldorf,  Frankfurt,  Mannheim  jeweils  ffir 
die  Stationsstttdte  festsetzte.  Es  wurde  keine  neue  Frr^cfiten- 
regelung  vorgenonnnen,  die  nicht  zu  lohhaften  Kla-gen  Anlafs 
gegeben  hätte,  da  die  Verwaltung  nieiat  aus  den  verschiedenen 
Vorschlägen  einen  angemessenen  Mittelpreis  herauszufinden 
sackte,  der  dann  keinem  der  Interessenten  genügte,  weil  er 
niemandes  Wünscbe  ganz  erfüllen  konnte^.  Trotzdem  blieb 
man  allgemein  von  der  Notwendigkeit  einer  behördlichen 
Regelung  der  Frachtpreise  fest  überzeugt;  die  Handels- 
kammern sprachen  sich,  als  man  sie  um  ihre  Meinung  be- 
fragte, entschieden  dafür  aus.  8ie  behaupteten,  ohne  „Ein- 
iiiiöchung  der  öffentlichen  Autorität"  werde  es  bald  dahin 
kommen,  „daf«j  die  Gewinnsucht  verschiedener  Individuen 
nicht  ermangeln  wttrde,  diesen  Umstand  zu  benutsen,  um  die 
Fracht  so  tief  herunter  zu  bringen,  dafs  der  Schiffer  vom  Er- 
trage seines  mühseligen  Gewerbes  bald  nicht  mehr  würde 
leben^  viel  weniger  seine  Fahrzeuge  und  die  dazu  nötigen 
Oedltsch.-iften  in  gutem  Stande  erhalten  können,  woraus  dann 
die  Folge  entstehen  mülste,  dafs  die  Schiffahrt  auf  dem  Rhein 
allmählich  nur  von  einem  Haufen  ausgehungerter  Menschen 


'  V<.1  Xaii.  Beitrage  zur  Kenntnis  der  Schifikhrt  II  8.  81,  82; 
Jierman,  Adrcfsbuch  iii^i  S.  10. 

«  Die  Schiffer  waren  fiber  Hcrabsetztiiigen  der  Frachten  oft  derart 
ungehalten I  dafs  sie  mit  Arbeitseinstellung  drohten.  Beispielsweise 
woiprerten  sich  im  September  1808  die  Mainzer  Ranjxfahrer  entsclut  flen, 
für  die  verminderten  Frachtsätze  zu  fuhren,  untl  liofsen  sich  erst  durch 
I>robang  mit  Polizeigewahrsam  sowie  die  vt  rinittelndeu  Vorachlfige  der 
M-ün/.er  Handelskammer  zum  Verzicht  uuf  don  Streik  bewegen.  (Akteik 
über  Handel  und  Verkehrswesen  M.bt.A.) 
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Digitized  by  Google 


XVIII  5. 


betrieben  würde  und  so  die  für  den  Handel  nötige  Sicherheit 
Tcrloren  ginge;  woasu  ferner  käme,  dafs  der  rechtliche  Kauf» 
mann  der  ihm  gestatteten  Freiheit  bald  überdrüssig  sein  würde, 
indem  er  beim  Abgang  eines  allgemeinen  Frachtreglements 
in  den  Fall  geriete,  über  die  Fracht  eines  jeden  Artikels  der 
verschiedenen  Waren  mit  dem  Schiffer  zu  verhandeln,  und  so 
seine  Zeit  zu  verderben."  *  ...  Es  dürüc  wohl  nicht  allzuviel 
^Schriftstücke  geben,  in  denen  der  wirtschaftliche  Geist  jener 
Tage  mit  seiner  übertriebenen  Angst  Tor  der  freien  Konkumna 
und  seiner  unerschütterlichen  Hoffnung  auf  die  unfehlbare 
Macht  der  Polizeigewalt  gleich  charakteristisch  atim  Aosdrack 
kommt. 

Die  Fracht®  konnte  zu  Anfang  des  Jahrliunderts  im  all- 
gemeinen einschliefölich  aller  Kosten  und  Abgaben  für  den 
(Jentner  zu  Berg  bis  Strafsburg  auf  lU  iVanes,  zu  Thal  auf 
8  Francs  angeschlagen  werden,  während  die  Landfracht  für 
das  gleiche  Gewicht  etwß.  25  Francs  kostete.   Dem  Schiffer 
blieb  von  der  Einnahme  nicht  gar  viel  als  Reingewinn,  da  er 
neben  den  Gebühren  auch  bedeutende  Auslagen  za  zahlen 
hatte.   Nach  genauen  Berechnungen  Ockharts^  betrugen  die 
Spesen  einer  Bergladung  von  etwa  2000  Centner  auf  d'-r 
Strecke  Mainz— Strafsburg,  1312  Gulden,  oline  die  Aufgaben 
für  StoHPfloute  und  Arbeiter  beim  Ein-  und  Auspacken.  Die- 
selben wurden  dadurch  erKöht,  dafs  zu  Schröck  oder  ^leubui-g 
die  Waren  auf  mindestens  zwei  Schiffbüden  gebracht  werden 
mufsten^  und  der  Schiffszug  von  da  an  aufwärts  sich  wegen 
der  mangelhaften  Beschaffenheit  der  Leinpfade  nur  durch 
Menschen  ausführen  liefs,  von  denen,  aufser  den  4  Mann  Be* 
Satzung,  26  für  jedes  Fahrzeug  nötig  waren.  Billiger  war  die 
Strecke  Köln — Main/,  bei  der  die  Bergfahrt,  wenn  Stürme 
und  Nebel  die  Schnelligkeit  nicht  verminderten,  nur  ca.  650 
Gulden  kostete  '',  die  sich  freilich  wie  die  obengenannten  noch 
durch   iVusgaben   für   den    Unterhalt    der   Steuerleute  und 
Knechte,  die  Unkosten  des  Verladens  und  die  Minderung  des 
Schifiswertes  durch  Abnützung  um  dOO— 400  fl.  TerKrOCserten, 
80  dafs  die  wirklichen  Kosten  einschliefslich  aller  Mebenaus- 
gaben  sich  auf  etwa  1000—1100  Gulden  beli^  fen*. 

Alle  diese  Berechnungen  beziehen  sich  auf  Fahrten  bei 


'  Abgedruckt  bei  Kichhoff,  D&rstcUuiig  des  Rhein.««  S.  134,  135. 

•VgL  Herrn  an,  Sammlung  der  Gesetze  8.  162—176  .  301—304; 
Nau  a.  a.  0.  n  S.  82:  Hcnnai),  AdreTshuch  1823  S.  11.  Eine  Reihe 
von  Nntizen  enthalten  auch  die  Akten  fiber  Handel  und  Verkehrsweseo 
im  M.St.iL 

«  Ockhart,  Der  Rhem  S.  190,  181. 

*  Vtrl.  obrn  S.  48. 

6  Ockhart,  Der  Rhein  S.  170,  171,  16Ö. 

*  Da  die  Unkosten  bei  einer  Thslladong  von  2000  Oentnern  Mains. 

Kr»ln  dagegen  nur  etwa  350  fl.  Ix  trugei»,  stellte  »ich  da«  Verhältnis  beiderlei 
Auagaben  für  die  Schiffer  fast  wie  3: 1  (Ockhsrt,  Der  Rhein  S.  172). 
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verliältni8mftf8ig  gutem  Wetter,  wie  man  es  in  der  Zeit  der 
regelmäfsigen  Rangladungen  vom  15.  März  bis  15.  November 
jeden  Jahres  erhoffen  durfte.  FUr  diese  Periode  gestattete 
man  für  die  Reisen^: 

Von  Holland  nach  Köln  14    Tage  surttck   10  Tage 

-  Köln       -    Mainz  8       -       -      4—5  - 

-  Maina      -     Strafsburg  14-20    •       -  6—8 

Meist  iuiir  man  jedoch  etwas  schneller,  so  dafd  beispielöweise 
mit  gutem  Wind  die  Strecke  Amsterdam— Köln  in  10— 12, 
die  Mittelrbeintour  in  6  Tagen  zurUekgelegt  wurde*.  Die 
grofsen  Jachten  zur  Personenbeförderung,  die  Wasserdiligencen, 

hatten  für  die  Bt;rgfahrt  Köln — Mainz  im  Sommer  sogar  nur 

3,  in  späterer  Jahreszeit  'V'2  Tage  ni'Uig''.  Andererseits  konnten 
sich  die  Reisen  im  W  inter  bei  ungünstigem  Wn^scrstAnd,  Eis- 
gang und  dergleichen  weit  über  die  an^^esetzte  Zeit  hinaus 
verzögern.  Auf  dem  Landweg  brauchten  die  Güter  von 
Holland  bis  vStrafsbnrg  wenigstens  25 — 30  Tao^e. 

WicliLiger  wie  die  allgemeinen  Bestimmungen  über  Neu- 
ordnung der  Bheinschiffahrt  waren  neben  Beibehaltung  des 
UmschlagSKwangs  filr  die  Stationsstttdte  Köln  und  Mainz  die 
llbrigen  Sonderrechte,  die  ihnen  die  französische  Regierung 
gewährte.  Namentlich  war  für  sie  die  Errichtung  von  Frei- 
häfen *,  die  ihnen  1804  erlaubt  wurde,  von  nnüberseliV)arcm 
Vorteil.  l),'\f]urc'h  wurde  nunmehr  an  Stelle  (]er  bei  Beginn  der 
neuen  Feindseligkeiten  mit  England  entzogenen  Niederlagen 
verbotener  Waren  ein  aufserhalb  der  Zollgrenze  stehendes 
Gebiet  am  Ufer  geschaffen,  das  als  Zollausland  galt,  so  dafs 
die  dort  eingeführten  Güter  der  Douane  nicht  unterworfen 
waren  und  dementsprechend  auch  ohne  steuerliche  Belästigung 
wieder  ausgeführt  werden  konnten.  Zugleich  mit  diesem 
Beschlufs  vom  1.  Oktober  1804  überliefs  Napoleon  dem 
Handolsstande  von  Mainz  das  prächtige  kurfürstliche  Schlofs 
zur  Benutzung,  eine  Mafsnahme,  die  von  ästhetischem  Stand- 
punkte sicli  nur  Ijedauern  liilst,  dein  Handelsstande  aber  da- 
mals manchen  Vorteil  brachte.  Die  erforderlichen  Ausfulirungs- 
bestimmungen  über  die  Handhabung  der  ebendahin  verlegten 


'  Die  folgenden  Zahlen  wurden  den  Frachtberechnungen  für  die 
Belsen  zu  Grunde  gelegt  Vgl.  Nau  a.  a.  0.  S.  82;  Her  man,  Adrefs- 
bach  1823  S.  11. 

«  Vgl.  Ookhfirt,  Rhein  S.  217,  166. 

•  Vgl.  Verordnung  für  die  l'ostschifFc  von  1804  bei  Ileruiun, 
Samxnlnng  der  Gfisetxe  S.  854. 

•  Vgl.  Herrn  an,  Adrof^ihnch  182.*^.  S.  5.  Für  Mainz  vgl.  noch 
Boekenhciiner,  GUisehichte  der  Stadt  Mainz  8.  'A^jI  iF.;  Haudeläkam mer 
in  Mainz  8.  22;  Ar  Köln  vgl.  Köhier  Hafenfestschrift  S.  31—47; 
Wirminghaas,  Die  K$lner  Rbeinscbiffahrt  S.  10. 

•  Vgl  oben  S.  15. 

4* 
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Douane  brachte  ein  kaiserliches  Dekret  vom  31.  Januar  1805 

das  zugleich  die  seither  verbotene*  zollfreie  Einfuhr  der  von 
den  Bowi  lmern  des  linken  Ufers  im  Kbeingau  geerntetea 

Bis  zur  Fertigstellung  des  Freihafens  kam  in  Mainz  statt 
seiner  ein  oberhalb  der  ►Schiffbrücke  ^jele^ener  Raum  zur  Be- 
nutzung. Nach  längerer  Verzögerung  wurde  dann  am 
24.  August  1807  mit  grofeer  Feierlichkeit  der  Grundstein  zu 
den  Hafenanlagen  gelegt,  und  für  den  11.  Februar  1809  die 
Inbetriebnahme  der  Quais,  ^lagazine  und  su^hörigen  Räum- 
lichkeiten verfügt^.  In  Köln  wurde  der  letsige  Zollhafen 
damals  als  Freiliafen  bemit'/t.  Sieben  Jahre  nach  seiner 
Kinrichtnnfj  begann  man  dort  mit  Erbaunnc:  fies  Sicherheit«* 
hateus,  einer  fUr  die  damalige  Zeit  bedeutenden  techniseben 
Anlage^  die  erst  1898  beseitigt  wurde*. 

Seitdem  die  franzr»Mscho  Regierung  der  wirtschaftlichen 
Bedeutung  der  neuerwoi  beuen  Länder  eine  lebhaftere  Auf- 
merksamkeit schenkte,  hatten  Handel  und  Verkehr  am  Rheine 
wieder  erheblich  zugenommen.  Die  Hoffnung  des  Kaisers,  durch 
seine  MaTsnahmen  das  Einschmuggeln  verbotener  \\'aren  au 
beseitigen  und  den  Güteraustausch  auf  das  linke  Ufer  des 
Stromes  wieder  zurückzurufen,  war  wenigstens  teilweise  in  Er- 
füllung gegangen.  Die  Schiffahrt  erholte  sich  hmirsnm  von 
dem  Tiefstand,  auf  dem  wir  Me  vor  1802  gefunden  hatten. 
Einen  Beweis  dafür  liefert  das  allujahliche  Ansteigen  der 
Krahnengebühren  im  Hafen  von  Mainz. 

Dieselben  betrugen*^: 


Im  Jahre  1802   39,747  fr.  24  es. 

-  1803    66,850  -  93  - 

-  1804    66,531  -  03  - 

-  1805    77,912  -  15  - 

-  1806  114,853  -  59  - 

•  1807  186^289  >  53  - 

•  1808  170,245  -  67  - 


>  Die  wichtigsten  Bestinimiineen  dieses  Dekretes  vom  11.  PlnvioM 

XIII  finden  sich  abgedruckt  bei  Bockenheim  er  a.  a,  O.  S.  358—860. 
Tnfrimlich  wird  daselbst  <h\-^  aTigop;'(?bene  Datum  des  repabliksmflchen 
Kalenders  in  den  21.  statt  ^jl.  Januar  1805  verwandelt. 


»  Über  di  «•  "Bt  l^tfMior  des  Mainzer  Handelsstandfs  zu  dorn  I^ntcr- 
nehmeu  vgl.  ilandeLskammer  iu  Maiius  S.  22,  sowie  den  Vortrag  vom 
12.  November  18(IKB,  durch  den  der  Stadt  die  Samme  von  450000  ranken 
grlichcn  wurdo;  t«'ihveiHC  al  i  ! i  lu  kt  »  lii  iula  S.  127  12"^'.  l^ctr.  Einzel- 
heiten vgl,  noch  Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen  (irauz.  Periode^ 
M.St.A. 

<  Vgl.  Külm'T  Hafeufestschrift  S.  37  ff. 
Die  Zahlen  sind  entnommen  Bodmann,  Annoaire  ttatistiqne 

islo  .s.  liä. 
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Die  Zahl  der  während  jener  Zeit  zwischen  den  beiden 
Stationsstädten  im  Jahr  durchschnittlieh  verkehronrlen  Schiffe 
wurde  auf  1200  gescliHtzt.  Auch  im  Kölner  Hafen  machte 
sich  damals  unverkennbar  wieder  ein  regeres  Leben  bemerkbar. 

Doch  die  Erwartung  einer  glücklichen  Weiterentwicklung 
des  rheinischen  WirtachaftslebeDs  warde  nur  sn  bald  wieder 
remichtet  Die  emeaten  kriegerischen  und  politischen  Ver» 
Wicklungen  traten  immer  mehr  in  den  Vordergrund  des 
Interesses.  Die  Finanzkräfte  wurden  zum  Nachteile  aller 
anderen  Zweige  der  Verwaltung  fast  ausschliefslicfi  für  das 
Heerwesen  angestrenp^t.  Die  Aufmerksamkeit  der  Regieriiiig 
ward  von  den  inneren  Angelegenheiten  nach  den  äufseren  ab- 
gelenkt. Mehr  noch  als  diese  Umstände  trug  aber  die  ver- 
kehrte Zollpolitik  Napoleons  die  Schuld  an  dem  raschen  Rück- 
gang von  Handel  und  Verkdir. 

Die  Steigerung  der  bereits  bestehenden  übertriebenen 
Sperrmafsregeln ,  nach  dem  zu  Berlin  ausgegebenen  Dekret 
vom  21.  November  1806,  welches  die  Blockade  über  die 
britischen  Inseln  verhftngte,  einen  mächtigen  Rückschlag 

zur  Folge.  Vergebens  bestürmten  die  Handelskammern  der 
beiden  Stationsstädto  f^ie  leitenden  Behörden  mit  Vorstellungen 
über  die  traurige  Lage  der  JSchiffahrt*,  vergebens  reisten  der 
Matre  ^on  Mainz,  Hack^  und  der  Vizepräsident  der  Handels- 
kammer, Mappes;  nach  Paris,  um  beim  Kaiser  selbst  wegen 
der  durch  die  Kontinentalsperre  herbeigeführten  Schädigung 
vorstellig  zu  werden.  Es  ward  nichts  erreicht,  vielmehr  den 
Bittstellern  Schweigen  geboten ,  da  es  sich  nicht  mit  dem 
System  der  strnffon  Central isation  vertrug,  den  unteren  Gliedern 
der  Verwaltung  ein  eigenes  Urteil  oder  gar  einen  Einflufs  auf 
die  öffentliche  Meinung  einzuräumen.  Wie  wenig  man  die 
direkten  Eingaben  an  den  allgewaltigen  Herrscher  leiden 
mochte»  zeigt  deutlich  ein  Schreiben*  des  französischen 
Ministers  des  Innern,  das  1806  an  die  Handelskammern  des 
linken  Rheinufers  gerichtet  wurde  und  das  in  dem  Satze 
gipfelte:  „Les  traveaux  des  chambres  du  commerce  appartiennent 
a  radministration." 

Eh  ist  ein  eigrntüniliehes  Geschick,  dafs  der  wirtschaft- 
liche V^orteil,  wie  ihn  die  der  französischen  Initiative  ent- 
stammenden Verkehrsgesetze  jener  Zeit  unfehlbar  in  sich 
schlössen,  dank  den  damaligen  politischen  Verwicklungen 
gerade  während  der  irttnkischen  Herrschaft  nur  wenig  fühlbar 
wurde.  Was  nützte  die  Beseitigung  alter  Mifsbräuche  durch 
die  Octroikonvention,  wenn  wenige  Jahre  nach  ihrem  Erlafs 


>  Nftheres  findet  si^  in  Akten  (Iber  Handel  und  VerkehisweaeD 

des  M.St.A.  und  Akten  dss  A.  d.  MJI.K. 

'  Abgcdrn«  Vt  ho\  SohirgeSp  Der  Khein  S.  71;  vgL  noch  Handels- 
kammer in  Mainz  i3.  23,  24. 


Digitized  by  Google 


54 


XVllI  5. 


der  RheinrerkeLr  durch  die  Kontinentalsperre  in  stärkere 
Fesseln,  als  die  früheren  gewesen,  geschlagen  wurde! 

Koch  weniger  freilich  als  die  grofsen  Vertrüge  konnten 
die  Mafsnahmen  einzelner  Städte  der  engherzigen  Zollpolitik 
wirksam  entgegenarbeiten.  Für  Köln  wurde  durch  General 
Lametlu  f]*^n  Prüfckten  des  Kuhrdepartements,  am  6.  August 
1808  ein  .sehr  auiisvoUer  Bescliltils  *  tiber  die  Güterabfertigung 
im  Hafen  erlasäen,  der  die  KialmengebUhr  auf  10  Centimes, 
die  Werft-  und  WäggebUhr  auf  je  5  Centimes  für  jede 
5  Myriagramm  (1  Centner)  gewöhnlichen  Handeltgutes  er- 
mftfsigte.  Weiter  durften  daselbst  infolge  eines  Beschlusses 
des  Generaldirektors  des  Strafaen-  und  Brückenbaues  vom 
7.  November  1809  eine  Reihe  von  GegenstUiiden  ^,  z.B.  Bau- 
materialien, Feldprodukte  und  dergleichen,  die  Stadt  ohne 
Umschlag  passieren.  Auch  durch  die  „Ororsherzopl.  Hadische 
Schiffahrts-Generalkoiinais.sion"  wurde  für  die  badisiflion  Ver- 
ladestationen, namentlich  Mannheim,  am  27.  August  1808  eine 
praktische  Verordnung  erlassen,  die  Hafendienst,  Gttter*  und 
Frachtmbestfttterei  neu  regelte*. 

Zu  Mainz  machte  sich  in  jenen  Tagen  ein  weniger  fort- 
schrittlicher Geist  bemerkbar.  Seit  1806  war  dort  der  Kampf 
mit  Frankfurt  wegen  der  direkten  Fahrten  nach  den  Pläfen 
des  Mittelrheins  so  heftig  wie  je  zuvor  entln  annt.  Die  Kauf- 
leiite  der  Mainötadt  hatten  den  Schiffer  Dionys  Kupprecht  von 
Mainz  eingeladen,  regehnaisige  1-  ahrten  dieser  Art  für  sie  ein- 
zurichten ^    Es   waren   zunftchst  f^nf  Schiffe   dafUr  vor- 

S eschen,  die  unter  sich  die  Rangordnung  halten  sollten.  Die 
Cainzer  Händler  und  Schiffer  erheben  dagegen  entschiedenen 
Einspruch,  erklären,  daf^^  dieser  Plan  den  Bestimmungen  der 
Octroikonvention  zuwiderlaufe  und  dergleichen  mehr.  1^<t 
peinvolle  Streit  setzte  sich  bis  Ende  1807  fast  ununterbrochen 
fort  wobei  die  Handelskammer  zu  Mainz  durchaus  den  klein- 
liehen lokalwirtschafth'chen  Standpunkt  vertrat*.  Mit  Recht 
durfte  ihr  der  Fankfurter  liandelsstaud  vorwerfen;  „liir  und 
wir  wtkrden  mehr  gewinnen,  wenn  wir  dem  Handel  einen 
flotten  Gang  und  mehr  Leben  Terschaffen  würden,  als  ihn  durch 
Streitigkeiten  paralysieren." 

Dafs  unter  derlei  Umständen  in  Verbindung  mit  den  Douane» 
bestimmungen  der  Rheinverkehr  nicht  aufblühen  konnte,  Ist 


*  Der  Bcfclilufs  ist  abgedruckt  bei  Herman,  Sammlung  der  Ge- 
setze S.  276—283:  weiter  findet  «  r  sich  als  Einzeldruck  (4  Bl  Folio)  in 
den  Akten  üb«r  Handel  und  Verkehrsweeen  im  M^tA. 

*  Genaues  Verzeichnis  bd  H  eman  a.  a.  0«  S*  6  Atmi. 

"  Ahirf'dnickt  l.rl  Herrn  an  S.  2^9—298. 

*  Ausführlich  in  Akten  über  HjuuIcI  und  Verkehrswesen  (frauz. 
Periode)  M.St.A. ;  bosonders  wichtig  die  Schreiben  vom  April  und 
Mai  Ifcufj. 

^  Vgl.  üandebkamnier  in  Mainz  S.  21. 
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fast  selbstventüiidlich.  Die  iuushteilig(m  Folgen  der  Spermng 
der  See  und  des  Abgangs  der  Kolonialwaren  lassen  sich  auch 
zahlenmäfsig  nackweisen.  Namentlich  die  Güterbeförderung 
rheinaufwärts  ging  bedenklich  zurttck^  Strafsburg  erhielt 
durch  «Schiffahrt  von  Mainz: 

1807  .   .   .   86111  Ctr.  Waren 

1808  ...    42053  - 

1809  nur  noch  17527  - 

Im  einzelnen  verteilt  sich  dieser  Rückgang  der  Ver^ 
Sendungen  auf  derselben  Strecke  wie  folgt.  Von  Mainz  gingen 
nach  Strafsburg: 

1807  Kaffee  10805  Ctr.  Baumwolle  1784Ctr. 

1808  -        563   -  -  —  - 

1809  .        —      .  -  —  . 

1807  Tabak  (roh  u.  verarbeitet)  12  78:^  Ctr.  Thran  2430  Ctr, 

1808  -        -     .  -  5018    -       -       —  ,  - 

1809  -       -    -         -  660  -       -       —  - 

1807  Rohzucker  15330  Ctr.  Raffinierter  Zucker  19831  Ctr. 
1806        .         5632    -  •  '        4950  - 

1809        -  —      -  -  -         362  - 

Diese  Zahlen  reden  eindringlicher  als  lange  Ausführungen 
Ton  den  Schwierigkeiten,  denen  die  fiber  See  kommenden 
Artikel,  namentlich  die  Kolonialwaren,  bei  ihrer  Weiter- 
beförderung zu  begegnen  Iiatteii.  Mainz  erhielt  Tom  Nieder- 
nnd  Mittelrhein'  in  denselben  Jahren: 

1807  ....   743042  Ctr. 

1808  ....    453572  - 

1809  ....   289904  - 

Fttr  Köln  betrug  die  Zufuhr  von  Holland  und  dem  Nieder- 
rhein: 

1807  ....    992G;^5  Ctr. 

1808  .   .    .   ,    830409  - 

1809  ....   5814Ü7  - 

Auch  an  dem  Gesaratverkehr  der  Stationshilfen  läfst  sich 
der  Rückgang  deutlich  erweisen.    Die  Summe  der  im  Hafen 

von  Mainz  vermittelst  der  Schiffahrt  ans  allen  Richtungen  an- 
kommenden Waren  belicf  sich  1807  auf  1231  200  Ctr.,  1808 
auf  1039477  Ctr.,  1809  auf  711178  Ctr.    Die  von  da  ab- 

1  Die  folgenden  Zahlen  sind  entnommen  Eichhoff,  Darstellung 

des  Rheins  S.  16,  17.  Bei  Schirges,  Rhein  S.  61,  sind  die  Zahlen 
ebenfalls  wiedergegeben,  wobei  sich  freilich  för  1806  ein  Druckfehler 
eingeschlichen  hat. 

>  Die  Zahlen  finden  sich  bei  Eicbhoff ,  Darstellung  des  Bheins 
S.  29,  60i  Schirges,  Der  Ehdn  6.  70. 
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gehenden  Gttter  betrugen  inqgesamt  1807  1  4(K)154  Ctr^  1808 
1024114  Ctr.,  1809  833462  Ctr. 

Zu  Köln  kamen  an  insgesamt:  1807  2798450  Ctr.,  1808 
2190109  Otr.,  1809  1  737  600  Ctr.,  gingen  ab:  1807  2421522 
Ctr.,  1808  1202002  (Hr..  1809  891630  Ctr.i. 

Die  erhobenen  liheinscliiffahrtsgebüliren  gingen  natürlich 
ebenfalls  infolge  der  allgemeinen  Lage  zurück.  »Sie  betrugen 
bei  den  12  Erbebungsämtern : 

1807  zusammen  2  568  208  fr. 

1808  -        2  009  822  - 

1809  -        1820833  - 

Den  grolsten  Ausfall  eriiilen  dabei  die  Einnahmen  aus 

der  Bergfahrt,  die  stiindig  sanken : 

Von  1386  501  fr.  im  Jahre  1807  auf 
715  504  -    -       -      1808  - 
380870  -    -      -  1809 

bis  sie  schliefslich  im  Jahre  1813  nur  noch  294  Ö33  fr.  betrugen*. 

Die  Minderung  der  Einnahmen  aus  der  durch  die 
Kontinentalsperre  darniederÜegenden  RheinscliitValirt  war  wohl 
einer  der  Gründe,  aus  denen  sich  der  Kurerzkanzler,  j^^-tzt 
Ftirst  Primuä  und  Grofsherzug  von  Frankfurt,  dazu  hergab, 
seine  Recbte  an  don  Oetroi  durch  Vertrag  Tom  10.  Februar 
1810  an  Napoleon  absntreten*.  Wenn  anch  damit  der  Rhein 
seiner  Eigenschaft  als  gemeinschaftlicher  Flufs  der  benach- 
barten Reiche  nicht  entkleidet  wurde,  so  kam  doch  die  oberste 
Aufsicht  und  Leitung  seiner  Schiffahrt  vollkommen  in  franzö- 
sische Hände*.  Freilich  wurde  ein  Aufschwung  des  Ver- 
kehrs auch  hiernach  nicht  erzielt  und  selbst  die  Ausdehnung 
der  Konvention  ^  auf  Holland  nach  dessen  Einverleibung  vom 


*  Weitctre  statistisehe  Notizen  fiber        Bhdnverkebr  In  jener 

Zeit  bei  Eiclihoff,  Darstellung  des  Rheins:  für  den  Hafen  von  S^fraf?- 
bürg  S.  16,  17;  von  Freistett  8.  18,  Schröck  S.  19,  20;  Speier  8  2S: 
Mannheim  S.  26:  Mainz  S.  29;  Frankfurt  S.  30.  81;  den  Riieingau 
S.  32—33;  liiiigcn  S.  Aiidornaeh  S.  47;  Bonn  S.  57;  Zündorf  S.  59; 
Köln  S.  60;  Mühlheim  S.  G2;  Neufs  S.  I>ü..>r!dorf  S.  67  W.^sd  S.  78.79. 
Uber  die  Schiffahrt  auf  den  NebeutiÜBsen  Moael  und  Huhr  vgL  ebenda 
8.  48,  78.  Über  den  Floftverkehr  S.  54. 

*  Vgl.  Schirges,  Der  Rheiuptrom  S.  70. 

'  Er  erhielt  dafür  Fulda  und  Hanau,  mufste  aber  die  auf  die 
deutsche  Hälfte  des  reinen  Octroiertrags  gelegten  Jahrrenten  auf  seine 
Khsscu  übf'rnehmen.  Vgl.  Kluber,  Recht  des  Deutschen  Bundes  §  570 
S.  781  und  §  578  S.  796.  Unrichtig  i^t  die  Angabc  bei  SehirgcH  iDer 
Rhcinatroni  S.  69),  der  Korerzkanzier  habe  nur  ,die  Hälfte  semes  An- 
teils* am  Bheinoctroi  an  Frankreieh  abgetreten. 

*  Kapoleon  konnte  seitdem  die  fiskalische  Ausnutzung  dee  Octioi 
besser  ins  Werk  setzen.  Vgl.  Eicbhoff,  Betrachtungen  aber  den 
XIX.  Artikel  der  ßundesakte  S.  56. 

*  Sie  geschah  durch  das  Dekret  vom  21.  Oktober  1811.  Vgl. 
Eichboff,  Pragmatisebe  Datatellong  der  Yeiliandhiogai  dee  Kongreo- 


Digitized  by  Google 


57 


9.  Juli  1810,  die  an  sich  aufserordentUch  vorteilhaft  war,  blieb 
bei  den  allgemeinen  Wirrsalen  fast  ohne  Wirkung.  Im 
Jahre  1813  wurde,  dann  die  Konvention  für  die  holländische 
Strecke  achon  wieder  aufgehoben. 

Immeriiiii  kamen  auf  dem  Wege  des  ScbmaggeU ,  det 
Beamtenbeetechung,  durch  VeiBteigerung  der  Prisen  und  Am- 
ntttsnng  der  sog.  licenaen,  d.  h.  der  einseinen  Personen  er- 
teilten Vergünstigungen,  gegen  Attsfahrang  einer  bestimmten 
Anzahl  französier  Ii  er  Waren  eino  f'nt^^])rofhende  Menge  ohl''- 
lischer  Waren  einzuführen  j  verbotene  Güter  in  Menge  auf 
den  Kontinent.  Als  Napoleon  diese  Wendung  der  Dinge  merkte, 
suchte  er  sie  wenigstens  für  sich  liiiszuiiutzeu  und  erliefs  den 
Tarif  von  Trianon  (5.  Aug.  1810),  in  welchem  er  die  £in- 
ftlhrnng  einzelner  seither  rerbotener  Waren  zu  aufserordenütch 
hohen  Zöllen  znliefs^  und,  um  ihren  Eingang  zu  befördern, 
die  Verbrennung  aller  britischen  Güter  verfügte.  Der  Rhein- 
schiffahrt wurde  freilich  auch  durch  diese  Mafs regeln  nur 
wenig  aufgeholfen.  Selbst  die  Versuche  der  Schweizer,  den 
Warenzug  aus  Italien  zu  vermitteln  und  Reis  wie  andere  aus- 
länd isehe  Artikel  von  Basel  aus  thahvärts  zu  fiihren,  brachten 
keine  merkliche  Änderung.  Seit  1809  stockte  der  Verkehr 
auf  dem  Rheinstroni  immer  mehr.  Wfthrend  der  kriegerischen 
Wirren  1812/13  hat  wohl  die  Schiffahrt  auf  ihm  ihren  Tiefstand 
erreicht, 

§ ». 

b.  31arkt-  und  FersonenscliiAalirt. 

Nach  der  dem  Gütertransport  dienenden  Schiffahrt,  deren 
Geschicke  wir  soeben  verfolgten,  bleibt  noch  kurz  der  Per- 
sonen verkelir  zu  betrachten,  soweit  er  sich  zu  Anfang  des 
Jahrhunderts  auf  dem  Rheinstrome  abspielte.  Neben  der  Be- 
nutzung der  Jachten  und  Nachen,  die  von  einzelnen  oder  Ge- 
sellsciiaften  geouietet  wurden,  kam  fUr  ihn  hau|)tsächlich  die 
Ifarktschiffidirt  in  Betracht ,  durch  die  eine  Reihe  von  Ufer- 
stldten  untereinander  Terbunden  waren. 

Die  Harktschiflahrt  hatte  sich  auf  dem  Rhein  ^  seit  dem 
Mittelalter  zu  immer  gröfserer  Bedeutung  entwickelt  und 
ständige,  für  jedermann  zugängliche  Fnhrgelegenheiten  zwischen 
den  verschiedenen  Plätzen  geschaifcn.   Was  sie  vor  der  freien 


komtteee  Sw  8;  die  Angabe  in  Handelskammer  zu  Mainz  S.  21  ist 
nngsnan. 

•  Der  Zoll  für  einzelne  Waren  ist  angegeben  bei  Bockenheimer, 
Geschichte  der  Stadt  Mamz  S.  364,  365. 

*  Auf  aiidoren  deutschen  Flüisff'Ti  kam  dio  Markt.st  liifFahrt  erst  viel 
später  in  Aufoahme  «vgl.  ächm  oller,  Wirtschaftliche  Folitik  Friedrichs 
<MB  GtoCMn  XI  8.  87. 
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Schiflfahrt  auszeichnete,  war  die  Regelmäfsigkeit  der  Transport- 
akte; es  wurde  y  wie  wir  es  heute  von  jeder  feineren  Trans- 

?ortorganiBation  verlangen,  gefahren,  weil  ein  allgemeines 
MHlürinis  vorhanden  war,  gieicbgultig,  ob  dasselbe  im  einzelnen 
Falle  thatsächlicli  zur  Geltung  kam.  Ursprünglich  zur  Be- 
förderung der  Güter  nus  den  kleineren  ( »rtschaften  nacli  den 
benachbarten  grofsen  ."^uidten,  den  Marktplatzen,  bestimmt,  be- 
diente man  yieli  ihrer  t'rülic  auch  zur  Mitnahme  von  Keibendeu 
und  deren  Gepäck,  da  biu  tür  die^e  ein  rasches,  ungefährdetes 
und  billiges  Fortkommen  sicherte.  Von  all  den  l^rktscbiffe- 
reien,  die  sich  auf  dem  mittleren  und  oberen  Teil  des  Flusses 
fanden  ^ ,  waren  am  bekanntesten  die  Schiffe ,  die  seit  alters 
titglich  zwischen  Frankfurt  und  Mains  verkehrten.  Gegen 
Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  gewann  neben  ihnen  die  seit 
der  französjsehen  Herrschaft  sehr  gepüegte  Wasserpost  Mainz- 
K-ölo  stetig  an  iiedeutung". 

Ursprünglic  h  ward  das  Recht  der  Vergebung  der  Markt- 
schiffahrt nach  Frankfurt  durch  die  Stadt  Mainz  geübt,  der  es 
EOnig  Wenzel  1891  verliehen  hattet  Nach  üntergang  ihrer 
.  Freiheit  und  SelbstHndigkeit  im  Jahre  1462  Wierde  der 
städtische  Einflufs  durch  die  kurfürstliche  Verwaltung  ver- 
drängt, und  der  Marktschiffahrt  mehr  und  mehr  ein  staatlich- 
territoriah^r  Charakter  aufgeprägt.  Im  18.  Jahrhundert'  st^md 
die  Verleihung  der  zwei  Marktschiffe,  die  /wiselien  dem 
Mainzer  und  Frankfurter  Hafen  verkehrten,  ausschliei.-.lieh  der 
filrstiichen  Hof  kammer  zu,  die  das  Privileg  alle  10 — 12  Jahre 
nach  ordentlicher  „Auktion'  an  den  Meistbietenden  vergab. 
Als  179d  die  Franzosen  das  Land  dauernd  besetzten,  hatten 
die  damaligen  Marktscbiffer  Schänzcr  und  Hänlein  noch  einen 
mehrjährigen  Bestandsgenufs,  und  zahlten  anfänglich  die  für  die 
Verleihung  geschuldete  Summe  an  die  französischen  Domänen 
weiter.  Nach  P^rscheinen  der  neuen  Gewerbegesetze,  besonders 
auch  der  Bestimmungen  über  das  ütlentTiche  Fuhrwesen, 
wurden  die  zwei  Marktschiffer  als  „entrepreneurs  de  voitures 
publiques"  behandelt,  mufsten  als  solche  ein  Gewerbepatent 
fosen  und  aufserdem  die  auf  Öffentliche  Fuhrwerke  gelegten 
Umlagen  zahlen.  Somit  hörte  die  Ausnutzung  eines  Regales, 
die  Verpachtung  eines  Rechtes,  welche  das  französische  Gesetz 
nicht  kannte,  auf. 

In  diesem  Zustand  blieb  die  IVfarktsehiffahrt  bis  zur  Ver- 
kündung  der  Octroikonvention.  Während  diese  im  aUgemeinen 


'  Vgl.  über  (lie?«rlben  Eckert,  Mainzer  Schifferp'werbe  S.  d6. 

2  Vpl.  B  i- 1 1  ff  c  n  h  ii  p  u  s  e  r,  Marktschiffahrt  S.  40  ff.,  ß2. 

*  Die  folpcnaen  Au.sfülirungen  stutzen  sich  im  wesentlichen  auf 

unpedrut  kt*««   M  itt  rial.     11     n  Icra    wichtig  f«r   die  Ge>iclii<  htc  der 

Maiojs-Fraukturter  MarktHciuÜuiirt  ist  eine  Denkschrift,  welche  die 
Mainzer  Bfiigermdsterd  der  hessischen  Froyimialregiorung  am  30i  SniC 
1819  abersandte.  Ö^heinschiiFahrtMkten  1819  HStA.) 
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die  Bofürdennig  von  Reiseiideii  mit  ihrem  Gepäck  in  Wassei*- 
cliligeiKen  und  Postsehiti'eu ,  in  Jachten  und  Nachen  freigab, 
und  nicht  an  Stationen  oder  Schiffervereine  band ,  sollten  fiir 
die  Verbindung  Mainz-Frankfurt  iSonderbestimmungen  in  Wirk- 
samkeit treten'.  Wie  llberhatipt  für  diese  Strecke  ein  gemein* 
scbafdicher  Fahrtenbetrieb  der  Schiffer  von  beiden  Orten  vor- 
gesehen war,  wurde  für  die  Zukunft  dem  einen  wie  dem 
anderen  Hafen  auch  an  der  „  Ginrichtung  der  Wasserdiligence, 
bekannt  unter  dem  Namen  Marktsehiff",  ein  «gleiches  Anrecht 
zugesprochen.  Die  Unternehmung  wurde  so  geteilt,  dafs  die 
Mainzer  Diligence  zur  nftmlichen  Zeit  die  Reise  nacli  Frank- 
fun begann,  wie  da6  Frankfurter  Schiff  von  dort  nach  Mainz 
abfahr  und  umgekehrt. 

Dieser  Verordnung  zufolge  bestellte  die  Stadt  Frankfurt» 
die  damit  einen  neuen  Sieg  über  die  alte  Rivalin  an  der  Main- 
mttndung  erfochten  hatte,  den  Schiffer  Armbruster  als  Markt- 
schiffer für  ihren  Hafen,  dessen  Betrieb  einige  Jahre  später  der 
Öchiffer  Dienst  übernahm. 

In  der  ersten  Zeit  nach  Verötientlichung  der  Üctroi- 
konvention  wurde  dann  lebhaft  über  die  Frage  gestritten,  ob 
das  Marktschiff  im  Gegensatz  zu  den  anderen  Wasserdiiigencen 
eigentliche  Handelswaren  befbrdern  dürfe'.  Diese  Zwistig- 
keiten  in  Verbindung  mit  dem  Streit  über  die  direkten  Fahrten 
▼on  Prankfurt  nach  den  Rheinhüfen  verzögerten  die  vor- 
esehene  Neuregelnng  der  Marktschiffahrt  bis  nach  der  voU- 
ommenen  Verwirklichung  der  Octroikonvention.  Erst  am 
5.  November  1805  konnte  der  umgewandelte  Betrieb  seinen 
Anfang  nehmen*.  Die  beiden  Mainzer  Markts<duffer  hatten 
sich  zunäcliöt  in  den  Ertrag  der  Unternehmung,  soweit  sie 
ihnen  verblieb,  geteilt.  Nach  Schttnaers  Tod  zu  Anfang  1806 
fiel  derselbe  dem  Marktschiffer  Hänlein  allein  zu. 

Viele  Schwierigkeiten  wurden  dureh  die  in  demselb^ 
Jahr  (24.  Flor^al  XIV.  ==  14.  Mai  1806)  erlassene  Ver- 
ordnung des  Pn'lfekten  des  Departements  vom  Donnersberg 
behoben,  die  von  da  an  mit  unwesentliehen  Abiinderunj^en  für 
Jahrzehnte  niafsgebend  blieb*.  Sie  enthielt  Nonnen  über  die 
Einrichtung  des  benutzten  Fahrzeugs,  das  gleich  den  besseren 
Diligencen  des  vorletzten  Säkulums*  aus  mehreren  gesonderten 

^  OctroikoiiTention  art.  28— 24.  (Herrn an,  Sammlung  der  Gesetze 

S.  10.) 

■  Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen  I2i  [M.bt  A). 

*  Vp\.  Schreiben  dor  Itür^crmeisterei  Frankrart  an  die  Bfirger* 
roeisterei' Afnin^  vom  2,  November  1805  (M.St.A). 

*  Abccüruckt  bei  Herrn  an,  Sammlung  der  Gesetze  S.  383—389. 
FransSaisene  Ausfertigung  mit  etwas  verftnderter  Paragrapheneinteilung 
findet  sich  in  Akten  über  Hinulel  und  Vcrkelirswescii  des  Miiiiizor  Archivs. 
Ebendaselbst  sind  auch  verschiedene  Vorarbeiten  zu  der  Verordnung 
ans  weiter  znrflckliegenden  Jahren  erhalten. 

Über  deren  Einrichtung  vgl.  Klebe,  Reise  auf  dem  Rhein  II 
&  6 ff.;  Eckert  a.  a.  O.  S.  27. 
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Zimmf^rn  bestehen  und  aussrl^liefsHch  für  rliV  Reisenden  nnd 
ihre  Effekten  verwendet  werden  sollte,  währt  nd  die  Ivauf- 
roannsgUter  in  einem  oder  mehreren  angehängten  Kähnen 
unterzubringen  waren  ^  Jeden  Vormittag  pünktlich  um  7  Uhr 
mu&te  das  nach  Frankfurt  bestimmte  Marktschiff  die  Fahrt 
in  Mains  beginnen  ond  durfte  untenreg«  nur  in  HOcIiet  zur 
Entrichtung  der  Zollgebühren  anhalten.  Ea  wurde  streng 
darauf  gehalten,  dafs  es  in  einem  Tage  seinen  Bestimmungsort 
erreichte,  um  den  anderen  Morgen  um  10  Uhr  den  Rückweg 
antreten  zu  können  ^.  Wiihrend  der  beiden  Frnnkfnrtcr  Mf^ssen 
durtlen  die  Unteniehmer  je  ein  zweites  Fahrzeug  einstellen, 
um  den  Andraüg  der  Reisenden  bewältigen  zu  können^,  deren 
Beförderung  ihnen  ausschliefslich  vorbehalten  blieb,  da  die  ge- 
wöhnlichen Handelsschiffe  mit  ihren  Anhingen  nur  Kaufmanns- 
guter  laden  durften^. 

Als  Preis  ^  für  die  Strecke  Maina-Frankfurt,  in  dem  Frei* 
gepäck  bis  au  12  Va  Kilo  eingeschlossen  war,  hatte  jede  Person 
^im  gemeinen  Zimmer**  86  Centimes  (24  Kreuzer)  und  für 
emen  Platz  im  „besonderen  Zimmer"  1  Franc  14  Centimes 
(82  Krenzer)  zu  entrioliten  Die  Fracht  der  ^\^^^en  für  das 
Hinaul-  oder  Heran terfahren  war  auf  20  Centimes  (7  Kreuzer) 
£Ur  5  Myriagramm  (1  Centner)  festgesetzt,  ausgenommen  die 
Modewaren,  welche  37  Centimes  (lO^/t  Ereuxer)  au  aahlen  hatten. 
In  den  Personen  Fahrpreisen  waren  die  Rheinschiffiüirts-Octroi- 
gehtlhren  zu  Mainz  und  der  Zoll  zu  Höchst  enthalten.  Da- 
gegen konnten  sich  die  Marktschiffer  für  die  in  Anhängen 
betorderten  Güter  die  13^2  Centimes  Octroi  pro  Centner  von 
den  Empfängern  der  Waren  ersetzen  lassen*.  Betrefls  der 
Abgaben  in  den  zwei  Endstationen  sollten  die  beiderseitigen 
Unternehmer  ganz  gleichmäfsig  behandelt  werden^.  Sie 
hlieben  den  Douan^j;esetsen  unterworfen,  und  wurde  ihnen 
nameattich  aur  Pflicht  semacht^  in  keiner  Weise  das  Mainser 
Umschlagsrecht,  etwa  durch  Ausladen  von  Gtitem  bei  Kost- 
heim an  der  Main mündung,  zu  yerletzen^.  Um  allen  Zwistig- 
kefton  mit  Verfrachtern  und  Empfängern  vorT^iibous^en,  waren 
die  Marktschiffer  wie  die  Qiidegenosseii  gehalten,  genaue  Ke- 

1  Pr&fekturbosdilufs  von  1806  art  1-11.  Art.  8  verlangt  für  .1ie 
Einrichtung  insbesondere,  dafs  das  „eemeiue''  Zimmer  mit  Bänken, 
Stählen,  TiscJien  versehen  sein  solle,  dafs  es  im  Sommer  gelfiftet,  inoi 
Winter  geheizt  werden  k9nne. 

•  Art.  5. 
»  Art.  3. 

*  Die  Zuwiderhandelnden  sollten,  abeesehen  von  sonstigen  Strafen, 
drrl  Frunkcn  fi!T  jeden  Reisenden  snm  Vorteil  des  Uaternehmeca  des 
Marktschiffs  zahlen  (Art.  32). 

*  Über  die  Tfansportpreise  vgl.  Art.  1^14. 

«Art  -2:^,  24. 
'  Art.  27. 

•  Art.  26,  29. 
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gister  über  die  empfangenen  Güter  und  Effekten  zu  führen^ 
deren  Ausweis  f(ir  den  Umfang  ihrer  Haftung  mafsgebend  sein 
sollte-.  Uui  die  Au^zalilung  eiues  etwaigen  Schadenserttatzes 
zu  sichern,  waren  die  Unternehmer  yerpflichtet,  unbelastete 
Liegenschaften  im  Werte  von  6000  Francs  als  Bürgschaft  zu 
stellen*.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Verordnung  sollten 
mit  zeitweiser  Enthebung  vom  Dienst,  im  wiederholten  Rttek- 
fiiUe  mit  dauernder  Au.^^sehliefsung  bestraft  werden*. 

Die  wohlmeinenden  Bestimmungen  dieses  Prüfektur- 
bescblusses  behielten  in  der  Hauptsache  bis  zur  Rheinschiff- 
fahrtsakte  von  1831  ihre  Geltung.  Die  Marktschiffahrt  Mainz- 
Frankfurt  erfreute  sich  in  der  ganzen  Zeit  allseitiger  Beliebt- 
heit ^  wennschon  die  kri^erischen  und  politischen  Wirren  in 
den  Jahren  der  französischen  Herrschaft  ihr  manchen  Eintrag 
thaten.  Die  Abgaben  des  Unternehmers  Hünlein  Uberstiegen 
die  I'aehtBumme,  die  in  der  früheren  Periode  gezahlt  wurde. 
Der  Steigpreis,  den  die  kurfürstliche  Hofkammer  erhielt,  hatte 
sich  durchschnittlich  auf  600 — 1000  Gulden  im  Jahr  für  jedes 
Marktschiff  belaufen.  Jetzt  zahlte  Iläidein  für  den  Iktrieb 
des  einen  Bootes»  eine  Patentgebühr  von  163  fl.  12  Kreuzer 
und  9  fl.  Octroi  für  jede  Heise.  Bei  150  Fahrten  jährlich 
hatte  er  also  etwa  12(>0fl.  zu  entrichten  ^  Nichtsdestoweniger 
fand  er  dabei  für  sich  und  seine  Familie  auskömmlichen 
Verdienst. 

Wirtschaftlich  fast  interessanter  als  die  Marktschiffahrt, 
deren  Betriebsweise  sich  seit  Jahrhunderten  verhältnisniäfsig 
wenig  geändert  hatte,  erscheinen  in  dieser  Periode  die  Dili- 
gencentahrten,  die  auf  dem  Mittelrhein  zwischen  Köln  und 
Mainz  eingerichtet  wurden.  In  der  kurfürstlichen  Zeit  war 
auf  dieser  wie  auf  anderen  Strecken  der  Transport  von  Per- 
sonen samt  ihrem  Qepäck,  sowie  leicht  verderblicher  und 
daher  Schnelligkeit  heischender  Waren  durch  die  Schiffer  der 
Uferstaaten  besorgt  worden,  ohne  dafs  diese  zu  dem  Zwecke 
irgendwelchen  Zusammenschlnfs  gefunden  hätten.  Bei  B*''l,irf 
gingen  mehrmals  in  der  Woche  kleine,  l)ei|uem  eingericliri  t  ' 
Jachten  von  den  grfifaeren  Häfen  mit  Kciacuden  weg,  während 
Lastkähne  von  400—000  Centuer  LadefUhigkeit  eilige  Kauf- 
mannsgüter beförderten. 

Erst  für  die  Jahre  nach  der  französischen  Besetzung  des 
linken  Rheinufers  läfst  sich  eine  Vertfnderung  dieser  Verhält- 
nisse urkundlich  nachweisen,  finden  sich  Spuren  jener  Unter- 
nehmungsformen, denen  die  Zukunft  gehören  sollte.  Ihre 
Schicksale  mUssen  im  folgenden  etwas  eingehender  beachtet 


«  Art.  lo-20,  22. 
'  Art.  21. 
»  Art.  .SO,  31. 

*  Vgl.  II  er  man,  Adrefsbnch  IHZi  S.  37. 
1^  Vgl.  RheiDBcfaiffinhitsakten  1919  (M.St.A.). 
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werden,  da  all  die  widerstreitenden  Umstände  UTid  Krnfto, 
die  bei  Entstehiuig  und  Fortentwicklung  des  OrolVdjetneljes 
in  der  Rheinschiti'ahrt  eine  Rolle  spielten,  bereits  anschaulich 
wiederspiegeln. 

Nach  der  Besitznahme  von  Mains  ^  und  Köln  durch  die 
Fransosen  kam  ein  gewisser  St  Jacques  aus  Mete  auf  den  Ge- 
danken, r  uelmflfsige  Fahrten  mit  Diligencen  oder  Jaclkten 
zwischen  Ixnilen  Städten  zu  begründen.  Der  neu  eingeführte 
Rechtsznstand  forderte  ja  zur  Ausfllhrung  eines  derartigen 
Planes  nur  die  Lösung  eines  Patents  als  entrepreneur  oder 
Unternehmer.  Wie  bo  oü  bei  neuen  Betrieljsweisen  war  auch 
hier  das  Glück  dem  Bahnbrecher  nicht  hold;  er  mufste  wegen 
geringer  Einnahmen  sein  Geschäft  bald  wieder  eingehen  lassen. 
Auch  seinen  Nachfolgern  ging  es  nicht  viel  anders Erst 
um  des  Jahrhunderts  Wende  besserten  sich  die  Verhältnisse. 
Zwei  Unternehmer,  Faust  und  Färber ,  erzielten,  begünstigt 
durch  den  allgemeinen  Aufschwung  des  Verkehrs  in  jenen 
Tagen,  mit  Fahrten  zwiselien  Mainz  und  Köln,  die  sie  auf  ihre 
Rechnung  und  Gefahr  durch  Jachtschiffer  der  Umgegend 
regelmafsig  ausfuhren  liefsen,  guten  Gewinn.  Die  Lokal- 
behörden standen  ihnen  freundlich  gegenüber.  Ein  arrot^'^  des 
Bürger  Maire  von  Mainz  sicherte  ihnen  schleunige  Beförderung 
beim  Landen  und  Laden  im  Freihafen*  unter  der  Bedingung, 
dafs  sie  neben  Reisenden  und  deren  Effekten  nur  diejenigen 
Güter  aufnahmen,  die  ihnen  von  den  Warenversendern  eigens 
zur  ,,sf  fiTiellen  Ex})odition*'  (pour  etre  expädiöes  promptement) 
überg<'l)en  wurden. 

Die  friedlirhe  Weiterentwicklung  ward  bald  gehemmt 
Faust  und  Färber  hatten  je  12  Jachtenbesitzer  in  ihren  Dienst 
genommen,  die  nur  zum  kleineren  Teil  in  Mainz,  zum 
grOfseren  im  Rheingau  wohnten.    Nun  gab  es  aber  aniser 


.  *  Die  folgenden  Ausführungen  fafsen  fast  aui^üchlierslich  auf  un- 

fedruckten  Akten  des  Mainzer  Stadtarchivs.  Die  einzige  gr^twre  ge> 
ruckte  Detiksclirift .  tlio  mir  vorlag  (ans  der  Ribliotlit-k.  uer  Mainz«;r 
Handelskammer),  steht  mit  den  übrigen  Nachrichten  stellenweise  im 
Widerspruch  und  zeigt  Abweichungen,  die  sich  jiur  aus  ihrem  tendenziösen 
Charakter  erkliin  n  Tassen, 

-  N'.ieli  der  Denkschrift  drr  Diligencon^chiffer  (S.  4,  5)  haben 
Sciiuü  liausien  \  on  Köln  und  lläulein  von  Mainz  das  GeschäR  uoch  eine 
Zeitlang  für  gpint  inschaftliche  Rechnung  fortgeführt,  jedoefa  ebenfiiUs 
ohne  dafs  der  Erfolg  iliron  Er^vnrt ringen  entspracl! 

'  Extrait  de  I'arrete  du  citojen  Maire  de  la  ville  de  Majeuce  du 
28.  Germinal  XI  (18.  April  1808).  vd  et  approQT^  le  7.  Flor«al  dn  dit 
an    jiar    Ic    Pn'ft  t    du    Döpartf'mcnt    du    Mont -  tonnerre.  Mayeno«* 
(8.  wirth).  Einzeldruck;  Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen  (Inuu. 
•   Periode)  M.St.A. 

*  Weiter  wurde  ihnen  für  das  Jahr  XI  der  Republik  gestattet, 
die  Sachen  der  Passagiere,  die  ihr  (Jcpäck  nicht  an  der  Dmian»^  revi- 
diert haben  wollten,  zollfrei  zu  deponieren.  (Akten  über  Handel  und 
Verkehrswesen;  frans.  Periode  im  M«StJl.} 
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ihnen  noch  eine  ^auze  Anzahl  weiterer  Jaclitschiffer  an  diesen 
Orten.  Solche  fühlten  sich  durch  die  neue  Betriebsweise  in 
ihren  Gerechtsamen  aniJ^'jTriffen,  machten  erst  einzeln  schüchtern, 
dann  aber  fj^ompinsam  und  energisch  gegen  dieselbe  Front. 
Sie  beschwerten  sich  wiederholt*  bei  der  Mainzer  l^iirger- 
meisterei  und  meinten,  die  „Entreprisen"  seien  sehr  überflüssig, 
da  es  bei  den  Tiden  Yorliandenen  Joehtschiffero  an  guten  und 
wohlfeilen  Gelegenheiten  zu  Reisen  niemaU  fehle.  Da  sie  aber 
selbst  einsahen,  dafs  es  an  einer  gesetzlichen  Handhabe  zur 
Aufhebung  der  Unternehmungen  mangele,  forderten  sie,  man 
solle  wenigstens  deren  Betrieb  einschrfinken,  ihnen  verbieten, 
mehr  als  eine  Diligence  an  einem  Tage  abzusenden  und  für 
die  weiteren  Fahrten  einen  Rang  unter  den  übrigen  Jacht- 
schi ffern  einrichten. 

Da  sie  mit  ihren  Wünschen  nicht  durchdrangen,  beschlossen 
12  Schiffer,  geführt  von  Joseph  Rau  senior  und  Johann  Harig 
mit  einem  gewissen  L.  Obert  zusammen  eine  dritte  Entr«prise 
zu  grUuden'.  Sie  einigten  sich  dahin,  dafs  Obert  als  entre- 
preneur  die  Bücher  über  das  Verladen  zu  führen,  die  Ordnung 
unter  den  Schiffern  zu  behaupten  und  alles  zu  tlmn  liahe,  was 
die  <Tesetze  und  das  Interesse  des  Handels,  der  Heisenden  und 
Fährleute  erfordere.  Seine  Einnahme  sollte  bei  jeder  Fracht 
zwischen  ihm  und  den  iahrenden  Schiffern  vereinbart  werden, 
und  falls  sich  eine  Zwistigkeit  dabei  ergebe,  durch  drei  im 
voraus  ernannte,  an  dem  Unternehmen  beteiligte  Schiffer  fest- 
gesetzt  werden.  Die  neu  vereinten  Jachtenbesitzer,  die  aus- 
nahmslos auf  dem  linken  Rheinufer  wohnten,  wollten  zur 
Sicherheit  von  Reisenden  und  Handelsleuten  diesen  solidarisch 
verantwortlich  und  liattlmr  bleiben. 

Bei  Durchführung  ciieses  Planes  zeigten  sich  sofort 
Schwierigkeiten.  Die  sog.  grofsen  Schiffer,  die  ihre  eigens 
ftlr  den  Warentransport  eingerichteten  Lastkähne  bereit  hielten, 
waren  dartlber  ungehalten  geworden,  dafs  ihnen  durch  die 
Jachten  immer  mehr  Güter  entzogen  wurden.  Sie  fanden  bei 
dem  Kaufmannstand,  der  auf  sie  bei  bedeutenderen  Sendungen 
angewiesen  blieb,  einen  Rückhalt.  Es  kam  dahin,  dafs  auch 
die  Handelskammer  gegen  das  neue  Unternehmen  Stellung 
nahm  und  wegen  der  Ladungen  von  Eile  heischenden  Gütern 
Schwierigkeiten  machte®.   Aber  Obert,  der  ohne  Zweifel  ein 


'  Vrrl    Ix'sondfrs!  I^osehwerden  vom  12.  Vendöraiaire  X\l  (5.  Okt. 
liKKij  in  Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen  (fmnz.  Periode)  M.St.A. 
*  Vgl.  Eingabe  ah  die  Handclskaininer  zn  Msins  vom  29.  Vend^- 

niiairr  XTI  (22.  Okt.  IW:?);  Schreiben  der  Handolskammer  vom  10.  Bni- 
maire  XII  (2.  Xo\ .  1S08);  Eingabe  an  die  Bürgermeisterei  Mainz  vom 
2.  Frimaire  XII  {2i.  Nov.  180o)  in  Akten  über  Handel  und  Verkehrs- 
wesen (M.St.A.). 

"  Vgl.  das  ^.u  eideiitige  Schreiben  der  Handelskammer  vom  10.  Bni- 
maire  Xll  (2.  Nov.  lm^)  a.  a.  O. 
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schlaiinr.  geriebener  Bursche  war,  lieis  sich  dadurch  nicht 
schrecken,  wandte  sich  vielmehr  an  die  Bürgermeisterei  und 
wies  nach,  da,is  der  von  ihm  vertretenen  Sache  rechth'ch  nichts 
im  Wege  stehe.  Er  drang  auch  mit  seiner  Ansicht  durch  und 
bat  dann  verschiedentlieh  den  Maire,  ihm  einen  Ta^  zum  Ge- 
Bchäfbbeiginn  zu  heatimmen,  sowie  die  anderen  Unternehmer 
▼OD  seinem  Vorhaben  zu  unterrichten  ^.  Allein  Faust  und  ein 
gewisser  Dolleschall,  der  an  Farbers  Stelle  getreten  war,  liefsen 
sich  auf  Wechsels* 'itiges  Fahren  mit  dem  neuen  fConknrr«*nten 
Obert  nicht  ein,  iiit;lten  ihre  alten  Touren  bei  und  suchten  dem 
Eindringling  genieinsam  die  Kunden  auszuspannen.  Um  sie 
nachgiebiger  zu  machen,  wurde  ihnen  die  Fortführung  ihre» 
Unternehmens  für  die  Dauer  von  vier  Wochen  untersagt*. 
Wenn  demzufolge  Faust  und  Dolleschall  auch  ihre  Bureaus 
schlössen,  stellten  sie  doch  die  Fahrten  nicht  ganz  ein  und  liefsen 
immer  wieder  Jachtenbesitzer  für  ihre  Rechnung  die  Tour  an- 
treten®. So  bestanden  thatsilchlich  in  dieser  Periode  für  die- 
selbe Sti'ceke  drei  getrennte  Betriebe  nebeneinander,  die  unter 
verschiedenen  Hedingun^'-en  die  Betonierung  von  Reisenden 
und  Gütern  übernahmen.  Da  die  Behörden  sie  nicht  im  natür- 
lichen Wettkampf  gewähren  liefsen,  sondern  mit  polizeilichen 
Malsregeln  eingriffen,  gab  es  des  Streitens  kein  Ende. 

Um  Ordnung  in  diene  ungeregelten  Verhältnisse  zu  bringen, 
wies  der  Präfekt  des  Departements  die  Mainzer  Municipal- 
behörde  an ,  mit  Beihilfe  kundiger  Personen  ein  Reglement 
für  die  I)ilig«'ncenfa}irt*Mi  Mainz- Köln  zu  entwerfen.  Am 
4.  Messidor  XII.  (23  Juni  1804)*  wurde  dann  die  Verordnung 
veröffentliclit,  die  der  Maire  im  Verein  mit  Gauls,  rcceveur 
des  douanes,  Foerster,  membre  de  la  commission  de  navt- 

Satton,  Grolbois,  chef  de  douane  ä  la  pr^fecture,  Stoeber»  chef 
es  droits  de  transit  et  de  p^e,  Moritz  navigateur,  Dolle- 
schall, Faust,  Obert,  entrepreneurs  des  diligences  d'eau  aus- 
gearbeitet hatte.    Dieselbe  erhielt  am  14.  Thermidor  XIL 


'  Vgl.  bf'>ondprs  Eingaben  Obert«  an  die  Börpcnnt-Istor»'!  vnm 
27.  Pluviose  XU  (17.  Febr.  1604)  und  2ö.  Ventoae  XD  (ly.  Mär«  18W> 
in  g.  Akten  (M.St.A.). 

^  Am  22.  VIotM  XII  (12.  Mai  1804).  Vgl.  noch  Eingaben  an  dit- 
BrirL"TmciHterci  durch  Fni^t  tincl  DoUeHchall  am  16.  rrnirial  XII 
{ö.  Jtmi  1804)  und  am  24.  i'ruirial  XII  (13.  Juni  1804)  sowie  durch  Obert 
am  22.  Prairial  XII  (11.  Juni  li<04)  in  g.  Akten  d.  M.StA. 

^  E>  TiAMirdcii  (l:inn  vcrst-liii'dt'n»'  Unter^^u^•hunp^f•n  wogen  Un- 
gehoräams  gegen  sie  eiiigcieitet,  so  am  29.  Prairial  Xil  (Ib.  Juni  löiHl) 
und  am  2.  Bf essidor  Xir(21.  Juni  1804)  in  g.  Akten  de«  H.8t.A. 

*  Erhalten  in  franz.  Sprache  in  ;:.  Akten  d.  M  St.A.  Abgedruckt 
in  deutscher  Sprache  bei  Herrn  an,  Sammlung  der  (resetze  S.  ;fe4— 8»>;i. 
In  beiden  Sprachen  unter  dem  TiU',\ :  Reglement  pour  la  police  des 
diligencen  d'eau  entre  Mayence  et  Cologne  ....  Verordnomr  Ober  die 
Polizei  der  I'ostschiffe  ....  Mayeneo  {h  rimprimerio  de  In  M.nirif.  par 
S.  Wirth);  b";  23  S.  Die  deutsche  Übersetzung  entspricht  vielfach  nicht 
unserem  beutigen  Sprachgefühl. 
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(2.  August  1804)  die  Zustimmung  Cretets,  Direktors  des 
Strafsen-  und  Brückenbaus  und  der  Schiffahrt  im  Innern  (Con- 
aeiller  d'Etat,  Directeur  gönöral  des  ponts  et  chauss^  et  de 
la  navigation  interieurn)*. 

Die  Verordnnnfj;  hatte  den  einp^eatandenen  Zweck-,  die 
Zahl  der  Konkurrenten  zu  beächräiiküii,  sie  an  eine  zuver- 
IXssigm  Einteilung  ihrer  Fahrten  zu  gewöhnen,  sovrie  die 
jene  polisetlichen  Mafsnahmen  zu  treffen,  die  nach  damaliger 
Auffassung  zur  Sicherung  der  Transporte  unumgänglich  waren. 
Da  sie  in  vielen  Beziehungen  mit  den  Reglements  für  die 
Marktschiffe,  besonders  die  Mnrktsehiffahrt  Frankfart-M;iinz 
übereinstimmt,  bedürfen  hier  nur  die  wesentlichsten  Punkte 
einer  Krwähnung. 

Es  sollten  zu  Mainz  für  die  Strecke  bis  Köln  zwei  Post- 
schifiahrten  bestehen,  die  unter  sich  wechselten  und  auf  Rech- 
nung verschiedener  Unternehmer  gingen*.  Letztere  hesafsen 
für  die  betreffende  Linie  ein  absolutes  Monopol,  da  keine 
andere  Jacht  auf  derselben  fahren  durfte.  Sogar  die  Einzel- 
vermietung von  Diligencen  au  Reisende,  die  nicht  mit  dem 
jedem  zngSngliciien  ^Schiffe  f-iliren  wollten,  blieb  ihnen  vor- 
behalten^. Es  sollten  blof-s^olche  Fahrzeuire  zur  Verwendung 
kommen,  deren  Kinrichtung  den  Annpriulien  der  damaligen 
Zeit  nach  jeder  Richtung  genügte,  und  die  nur  öu  i^rof»  waren, 
dals  sie  durch  ein  Pfera  tiergwttrts  gezogen  werden  konnten*. 
Vom  15.  Qerminal  bis  15.  Vendömiaire  jeden  Jahres  hatte 
morgens  zwischen  6 — 7  Uhr,  in  der  übrigen  Zeit  zwischen 
7 — 8  Uhr  eine  Jacht  die  Reise  nach  Köln  anzutreten,  die  so* 
zu  besehleunigen  wnr.  dnfs  sie  im  Sommer  in  zwei,  im  Winter 
in  drei  Tagen  beendet  wurde.  Für  die  Riiekfalirt  waren  in 
guter  Jahreszeit  drei,  bei  schlechtem  Wetter  vier  Tage  an- 
gesetzt ^. 

Jeder  Unternehmer  sollte  in  der  Nähe  des  Landungs- 
platzes der  Diligencen  ein  Bureau  errichten,  das  an  bestimmten 
Stunden  f^r  das  Publikum  geöffnet  war''.  Die  Annahme  von 


I  Fiaiisdfliflche  Abschiift  derselben   erhalten    in        Akten  d. 

*  Nach  der  angesogenen  Genohmigungsurkande  Cretets  war  die 

Verordnung  bestimm^  „de  restreindn»  le  nombre  des  diligenees,  de  Her 
plus  6troitcnient  Ics  entrepreneiirs  h  Texeciition  des  lois,  sur  les  douanes, 
de  lc8  contraindre  u  exclure  les  bateliera  et  batcaux  de  la  rive  alle- 
Ynnnde.  de  ne  lenr  pcrmottre  de  charger  que  les  marehandises  qui  leur 
serai»  iit  «  onfiees  par  lu  chamhre  de  commerce,  de  mettre  enfin  les 
voyageura  dans  le  cas  de  traiter  dana  des  cautioonemens  solideä  et  dei^ 
mo^ens  r^pressife,  snret^  et  garantie  oontrc  la  n^gligeuce  ou  la  mau- 
vaise  foi  des  entrepreneiirs". 

*  Art.  1,  5,  7,  9  der  Verorduuug. 

♦  Art.  8. 

Art.  2,  a,  10. 

•  Art  4. 
^  Art.  6. 

IV>rsebaDg9n  XVIII  5.  —  Eokert.  5 
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Personen  und  deren  Effekten,  soweit  dieselben  nicht  zu  den 
Handelsartikeln  zählten,  geschafi  im  allgomoinon  nach  den  bei 
den  MarktschiÜen  geltenden  Grundsätzen  ^  Auch  die  Ver- 
bindlic  likeiten  der  Unternehmer  hinsiclitlidi  der  Mauten  -,  die 
8tratVerordnungen®,  sowie  die  liattpllicht  für  die  übernommenen 
Güter ^  waren  die  gleichen.  Nur  wurde  die  Höhe  der  ge- 
forderten Bürgschaft  auf  3000  Francs  herabgesetzt  ^ 

Handelsguter,  die  der  Stapelg<u-echtigkeit  unterlagen, 
durften  nur  in  Fällen,  die  ihre  schleunige  Beförderung  for- 
derten, nach  eingeholter  Erlaubnis  der  durch  die  Handels- 
kanimorn  eingesetzten  Scbiffahrtskommission  aufgenommen 
werden  ®. 

Die  Preise  der  Plätze,  die  streng  fistp'Iialten  werden 
sollten bewegten  mch  in  milfsigen  Grenzen  und  stimmten  fast 
vollständig  mit  den  Suunneii  überein,  die  Faust  seither  bei 
seiner  Unternehmung  für  die  einzelnen  Strecken  erhoben  hatte". 
Beispielsweise  wurden  für  die  Fahrt  zwischen  Mainz  und 
Bingen  l  Franc  50  Centimes;  zwischen  Mainas-KobleiuB  6  Francs, 
und  Mainz  -  Köln  12  Francs  pro  Person  erhoben  *.  Beig- 
und  Tlialfahrt  waren  dabei  nicht  geschieden.  Jeder  Reisende 
hatte  25  Kilo  Freigepäck'";  für  weitere  Ktfektenstücke  mufste 
gezahlt  werden.  Reisewagen  wurden  nach  ihrerOröfse  beliandelt. 
Wenn  sie  in  die  Jacht  seihst  aufgenommen  -vvenleu  konnten, 
wurde  von  Mainz  Iiis  Köln  tür  einen  jeden  71  Francs  12  On- 
times  gefordert;  waren  sie  so  umfangreich,  daib  sie  in  einem 
besonderen  Anhiingeschiff  untergebracht  werden  mufbten,  so 
forderte  man  94  Francs  82  Gentimes  als  £ntgeid'^  Die  Fhicht 
für  Handelsartikel  war  die  gleiche,  wie  für  die  Waren,  die 
mit  den  Gttterscbiffen  befördert  wurden  ökonomischer  wäre 
es  gewesen,  für  den  beschleunigten  Transport  einen  etwas 
höheren  Preis  anzusetzen,  zaimal  man  damit  ihren  allzugrofsen 
Andran;.,^  zu  den  Jachten,  mit  dem  man  in  der  Folgezeit  zu 
kämpfen  hatte,  herabgestimmt  hätte. 

Bei  auf  *  tL'-ewf^hnHehen  Fahrten  sollten  für  eine  kl<  nere 
Jacht  von  Mainz  bis  Koblenz  144  Francs,  bis  Köln  21(3  Franc», 

'  Art.  n,  12,  13,  22,  28. 

Art.  m—m. 

8  Art.  37,  38. 

♦  Art.  24—28. 
»  Art.  29. 

•  Art.  12. 

'  Art.  15,  21. 

*  Vgl.  Beilagp  1. 

*  Arme  und  Bettler,  welche  die  Mniiuer  Polizeibehörde  zufahrt c, 
mufiiteii  umsonst  befördert  werden. 

'0  Art.  20. 

Art.  15,  16. 
«-  Art.  18. 
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ftlr  die  gröfsoi  f  n  Juchten^  die  von  zwei  Pferden  gezogen  wurden, 
bis  Koblenz  192  Francs,  bis  Köln  288  Francs  gezahlt  werden^» 

Wirtechaftlich  am  intercssfmtcstpn  waren  die  Bestimmungen, 
die  das  wech8"'lMeitig:o  Vcrliältnis  der  Unteriielnner  und  der 
Mainzer  Schiti  lenle  re<2;elii  sollten.  Wenn  die  Unternelinier  die 
Schiffer  von  Mainz  um  V^ermietung  einer  Jacht  anspraclien, 
so  waren  diese  unter  allen  Umständen  gehalten,  sie  ihnen 
gegen  einen  Preis  zu  überlassen,  über  den  beide  Teile  jede»* 
mal  Ubereinkommen  sollten,  der  jedocb  nieht  unter  150  Francs 
und  nicht  über  174  Francs  betragen  durfte'.  Der  Maire  der 
Stadt  Mainz  versicherte  die  Unternehmer  seines  Beistandes 
zum  Vollzug  dieser  Anordnung,  „damit  der  Dienst  der  Post- 
schiffe nielit  verzögr»rt  oder  unterbrochen  werde"  ^.  Hierin  lag 
einer  der  wundesten  l'unkte  des  ganzen  Reglements:  Der 
Polizeibüttel  sollte  die  Arbeitsverweigerung  hindern.  Es  war 
aber  mehr  als  fraglich,  ob  man  mit  diesmn  beliebten  Ausbilifs- 
mittel  fiir  die  Zukunft  dnrebkommen  werde. 

Noch  in  anderer  Hinsicht  war  eine  baldige  Änderung 
der  getroffenen  Bestimmungen  n9tig.  Die  Verordnung  vom 
4.  Messidor  XII.  verfieht  den  ong>;ten  loka!})atriotisuhen  Stand- 
punkt. Mit  Rneksieht  auf  die  «."Minniite  „Sieherr^teüung'*  des 
Dienstes  wurde  es  den  Unternehmern  verboten,  Schiffleute 
oder  Schiffe  vom  rechten  Uhcinufer  anzustellen  oder 
irgend  welche  Verbindung  mit  Diligenconftthrem  von  dorther 
BU  pflegen*. 

Am  12.  Thermidor  XIL  (31.  Juli  1804)»  machte  der  De- 
partementspräfekt  dem  Maire  von  Mainz  die  Mitteilung,  nach 

Genehmigung  des  ausgearbeiteten  Reglements  müfstcn  nunmehr 
mit  den  Unternehmern  Verhandlungen  angebahnt  werden,  da 
künftighin  die  Zahl  der  Diligenccn betriebe  auf  zwei  zu  be- 
schränken sei.  Noch  ehe  es  dazu  kam,  wurde  die  Octroi- 
konvention  abgeschlossen,  welche  die  Regelung  der  Rhein- 
scbiffithrtsrerhiutnisse  den  Einzelstaaten  entzog.  Sie  gab  die 
Beförderung  von  Reisenden  in  Postschiffen  und  Jachten  frei 
und  bestimmte  anderseits,  dafs  alle  künftigen  Reglements  nur 
durch  Verträge  zwischen  den  beteiligten  Staaten  Rechtskraft 
erhalten  könnten.  Es  w-ire  wiinselienswert  ^^«'W'-sirin,  dafs  sie 
aueh  die  ( Jesch.tftsführung  des  Dili^a'nceninstituts  einer  besseren 
Ordnung  unterzogen  hätte,  ähnlieh  wie  sie  fiir  die  Markt- 
schiffahrt Mainz -Frankfurt  Mafsnahmen  traf®.    Ja  vielleicht 


»  Art.  17. 

•  Art.  84. 

■  Art.  35. 

*  Art.  ;^6. 

•  ijcbreiben  vom  12.  Thermidor  XII  in  Akten  übnr  Handel  und 
Verkehi-swesen  (fnmz.  Periode)  M.St.A. 

*  Damit  wäre  dir  Lf  Tsc  Streitfnige  der  folgcnd*'n  .Tain-.«  liinfnili^ 
geworden,  die  sich  üürum  drehte,  ob  die  lokale  Verordnung  vom 

5* 
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hätte  sie  die  Einrichtcmg  regelmäfsiger  Personen&hrteti-  su* 
gleich  fUr  andere  Rheinstrecken  einführen  können^.  Da  dies 
jedoch  nicht  geschehen  war,  glaubte  die  Mainser  Lokalbehörde 

aus  eigpincm  vorgehen  und  die  Verordnung  vom  4.  Messi- 
dor  XII.  in  Vollzug  setzen  zu  müssen.  Ztmiichijt  dachte  man 
daran,  Faust  und  Dolleschall  die  eine,  Obert  und  Kau  die 
zweite  Entreprise  zu  geben  Als  jedoch  Faust  die  geforderte 
Kaution  nicht  leisten  konnte,  erklärte  ihn  der  Präfekt  Jeanbon 
de  St  Andr4  am  19.  Brunmire  XIII.  (10.  November  1804)  fiSr 
einen  ungeeigneten  Mitbewerber  bei  dem  Unternehmen*.  Auch 
Rau  trat  aus  nicht  weiter  bekannten  Ursachen  zurück.  Bei 
Verwirklichung  des  Reglements  am  6.  Pluviose  XIII.  (26.  Januar 
1805)  wurden  demzufolge  als  Unternehmer  für  die  eino  P(»>it- 
fteliitValirtsgerechtigkeit  zwischen  Mainz  und  Köln  .Johann 
Baptiöt  Dolleschall,  für  die  andere  Georg  Anton  Ubert  er- 
nannt*. 

Mit  dieser  Verfügung  schien  Air  die  gedeihliehe  Weiter- 
entwicklung des  Betriebs  viel  gewonnen  zu  sein.  Die  Kon- 
kurrenz durch  neue  Unternehmer  war  ausgeschlossen ,  und 
ebcn.so  der  Wettbewerb  nicht  angesessener  Jachtenbesitzer  un^ 

möglieh  jjemacht.  Auch  das  Verhältnis  zu  den  eig"entlichcn 
Gliterschiffern  schien  genü^^end  geregelt  zu  sein,  da  man  den 
Warentransport  durch  die  Diligencen  gesetzlich  eingeschränkt 
hatte. 

Die  Ruhe  blieb  von  kurzer  Dauer.  Die  Durchführung 
der  Octroikonvention  im  Herbst  1805,  sowie  die  ihr  folgende 
Umgestaltung  der  Kheinschiffahrtsverhaltntsse  liefs  die  Oili- 

^enceneinrichtung  zwar  zunächst  noch  unberührt.  Ein  Arrltö 
Eiehhoffs,  des  Generaldirektors  des  Octroi,  bestätigte  sogar 
am  27.  März  1800^  ]»rovisorisch  ihre  Fortführung  auf  Grund 
des  oben  besproehen<ui  Keglements.  Nur  wurde,  neben  der 
allgenieiuen  Unterwerfung  der  Fahrten  unter  die  Heätimmungen 
der  Konvention,  die  Mitnahme  von  Handeltsmukeln  durch  die 


4.  Messidor  XII  unter  Herrschaft  der  Octroikonvention  göltig  uud  ob 
ihre  tbatsiii-hliehe  Durchführung  rechtHbeatfiodig  SM. 

^  Schon  Ockbart  hat  diesen  Wunsch  ausgesprochen  (Gosetzgebong 

5.  266). 

<  Schreiben  vom  19.  Vend^miaire  XIII  (11.  Oktober  1804)  m  e. 
Akten  M.St  A. 

*  ^&1'  &  Akten  (M.St.A.k  Wie  aus  einem  Schreiben  vom 
26.  Fmctidor  XlII  (18.  Sept.  1S05)  hervorgeht,  Ueta  sich  Fsnst  bei  de4n 
Prankfurt<  r  Msirktschiff  anstellen  und  beabsichtigte,  eine  direkte  Dili- 
genccnfahrt  für  PersononbeforJrrmin'  zwischen  Frankfurt  und  Köln  ein- 
zurichten. Obert  und  Dollescliuii  l>e8chweren  sich  darüber,  weil  sie 
dann  nicht  mehr  bestehen  kdnnten.  Fausts  PUn  ist  nicht  rar  Aus- 
fQhruucr  ir<'kfimnir'u. 

*  Abdruck  des  Emennuugi^dekrctes  bei  Her  man,  Sammlung  der 
Gefictzc  S.  867,  868  nnd  im  Keglement  ponr  la  police  .  .  .  ,  a.  s.  O. 
S,  20— 2ä. 

^  Ausfertigung  in  französischer  Sprache  in  g.  Akten  M.StA. 
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Diligencen  der  Menge  nach  beschränkt  und  gefordert,  dafs  sie 
derartige  Waren  nur  bis  zum  vierten  Teil  ihrer  Ladefähigkeit 
aufiic'hmon  sollten.  Auch  der  Ausschlufs  der  reclitsrheinischen 
Jachtüchiticr  Hei  nunmehr  weg.  Ja,  boi  der  Formation  der 
rheinischen  Schiffergilden,  in  die  wegen  der  Beförderung  von 
Hiuidelägütern  auch  die  an  dem  DiligenceDunternehinen  be- 
teiligten Jachtenbesitzer  Aufnahme  suchten,  wufsten  sogar 
die  Rheingauer  noch  vor  den  Mainzern  ihre  Zulassung  dui'ch- 
xusetzen. 

Die  Unzufriedenheit  über  die  Gttterbefbrderung  durch 

Diligencen  steigerte  sich  unter  den  neuorganisierten  Gilde- 
schiffern namentlich  seit  Rückgang  des  rheinischen  Verk'  lirs 
infoljLje  der  weiter  ausgedehnten  S]H•l•^nl.•l^^^rt•^eln  mehr  und 
mehr.  Angesichts  dieser  VerliJiltni^.-,*;  .sah  sich  die  General- 
direktion des  Octroi  veranlai'?>t,  ihren  Bcächluls  von»  27.  März 
1806  am  15.  Mai  1809'  aufzuheben  und  die  Einstellung  des 
Dtligencenbetriebs  in  seinem  bisherigen  Umfang  zu  verlangen. 
Damit  ward  den  Jachten  jegliche  Mitnahme  von  Handelsgut 
ohne  weiteres  untersagt;  sie  sollten  von  nun  an  nach  Art.  22 
der  Octroikonvention  lediglich  der  Personenbeförderung  dionon. 
Gleichzeitig"  wurden  ihre  Besitzer,  die,  soweit  sie  an  den  1  )ili- 
gencenfahrten  Mainz-Köln  t«*ilnahmen ,  «Icr  Mainzer  Gilde  zu- 
gehörten,  angewiesen,  ihren  Austiitt  aus  derselben  zu  nehmen. 

8ouiit  war  ein  Unternehnifii,  das  sieh  bereits  eingebürgert 
hatte,  wieder  vollkommen  in  Frage  gestellt.  Allein  Oben  und 
Dolleschall  liefsen  sich  durch  diese  Mifserfolge  nicht  ent- 
mutigen. Um  ihre  Entreprise  aufrecht  erhalten  zu  können, 
schlössen  sie  mit  24  Jachtschiffern  am  14.  Mai  1810  einen 
neuen  Vertrag*,  der  dem  ersten  Übereinkommen  Oberts  mit 
den  SchitlVrn  vom  Oktober  ähnf»lt,  aber  durch  Rücksicht 

auf  die  Hestiinnninf4:cn  des  licj^lcnients  vom  4,  Messidor  XII. 
wie  der  Octroikonvention  stark  heeintlulVst  ist.  Darnaeli  traten 
die  genannten  Besitzer  passender  Fahrzeuge  zu  eineui  Verein 
zusammen,  der  den  Zweck  verfolgte,  eine  tilgliche  Fabrten- 
verbindung  zwischen  Mainz  und  Köln  zu  ermöglichen.  Sie 
selbst  ordnen  sich  nach  einer  Rangreihe,  die  der  Beaufsichtigung 
durch  die  Generaldirektion  der  Rlu  inschiffahrtsoetroi  unterliegt. 
Zugleich  verpflichten  sie  sich  im  Falle  eines  Austrittes  aus  der 
Verbindung  nur  fflr  eigene  Rechnung,  nicht  fiir  die  eines 
iJritten,  Fahrten  zu  iiV)ernehraen.  Alle  nicht  eigentlich  schiffs- 
technische Arbeit,  vor  allem  der  ganze  Verkehr  mit  dem 


*  In  franz<):<i.s(lit'r  Sprache  abgodruckt  in  l)cnk>('lirift  do.r  Dili- 
Eencensühiffer  19—21;  deutsche  Abschrift  in  g.  Akten  des  M.St.A. 
Dtfl  Dekret  betont  aiisdraokU«h,  die  Aufbebiing  des  fraheren  Be- 

ichlussf'«!  ^(\*^c'1iehe,  weil     nug  Gfiter-^L-liinor  vorhanden  st  it  n. 

Al)ge(lruekt  in   Denkschrift    der  Diligencenacluffcr  S.  22  —26. 
Ausfertigung  erhalten  in  g.  Aktcu  des  Mi)tA. 
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Publikum,  bleibt  den  Geachäftsführern  Obert  und  DoUescliÄU 
überlassen. 

Den  Seliifferu  wird  für  jede  Fuhrt  die  Zahlung  von  172 
Francs  oder  80  fl.,  sowie  der  Ersatz  einiger  kleiner  Auslagen 
und  der  Fahrtenverteuerung  bei  ficfaleciitem  Wetter  zugesichert 
Alle  weiteren  Einnahmen  und  Überschüsse  verbleiben  den 
Geschäftsführern  y  die  aber  dafür  auch  die  Gefahr  des  Unter- 
nehmens zu  tragen  haben. 

Hervorzuheben  ist,  dafs  nach  diesem  Vertrage  * ,  wie  bei 
dem  ersten  Übereinkomnion  Oberts  mit  den  Jachtenbesitzern, 
die  SchifffTvereinigini^'  in  g'owisseni  Sinne  als  Trflprfr  Her 
Unternehmung  erschfiiit,  Obert  und  I^oUeschall  nur  deren  Ge- 
scliatte  führen,  walireiid  in  der  Verordnung  vom  4.  Messidor  XII. 
die  letztgenannten  die  privilegierten  Unternehmer  sind,  die 
Jachtenbesitzer  lediglich  die  Holle  von  Angestellten  spielen. 
Dagegen  blieb  in  beiden  Fullen  der  eigentliche  Unternehmer- 
gewinn vollständig^  (1(11  zwei  kaufmännischen  Leitern  über- 
lassen, die  das  Kapital  zur  allgemeinen  Einrichtung  stellten 
und  (las  i^anze  ]{isiko  trugen.  Ein  Hinweis  auf  dieso  Punkte 
ist  umsomehr  an;i:('brat  lit ,  weil  jrorade  über  sie  wenige  Jahre 
später  der  lebhafteste  Streit  entijreiinfm  sollte. 

Obschon  die  Generaldirektion  der  lilieinseliirtahrt  diesen 
Vertrag  genehmigte  und  die  Octroibureaus  anwies,  die  Jachten 
der  Gesellschaft  möglichst  schnell  abzufertigen,  vermochte  das 
neue  Unternehmen  sich  doch  nicht  recht  Geltung  zu  ver- 
schaffen. Schuld  daran  trugen  die  Mainzer  Loki3behörden, 
die  den  Standpunkt  vertraten,  dafs  die  Central verwaltung^  sich 
nur  um  Erhebung  der  Gebühren  zu  kümmern  habe,  ihr  da- 
gegen die  eigentliche  Schiffahrtspolizei  vorenthalten  bliebe. 
Der  Präfekt  des  Departements  vom  Donnorsberg  erliefs  deni- 
gemiifs  schon  im  Juni  1810  eine  B(  kiinntnuiehunjir  des  Inhalts, 
dafs  der  Vollzug  seines  Reglements  vom  ö.  Pluvio»e  XUI. 
Geltung  behalte,  bis  dies  durch  „die  kompetente  Autorität*^ 
aufgehoben  oder  abgeändert  sei*.  Besonders  wurde  darauf 
hingewiesen,  dafs  kraft  dieser  Verordnung  die  Jachtschiffer  des 
rechten  Ufers  von  den  Fahrten  anszuschliefscn  seien,  eine 
Mafsregel,  die  seit  Verwirklichung  der  Octroikonvention  nie- 
mals zur  DurchfülirimL''  gelangt  war.  Dio  Oeneraldirektion 
legte  zwar  prinzipiell  ^e<:('n  diese  Auffassung  der  Verhältnisse 
Verwahrung  ein,  erklärte  sich  aber  immerhin  bereit,  mit  den 
Mainzer  ßchördcn  über  die  Abfassung  einer  neuen  Verordnung 


^  Der  Entwurf  de»  Vertrags  entstammte  wahrscheinlich  der  Feder 
Ockhartflf  wie  in  einem  Schreiben  des  Insoektor  Gergens  vom 
31.  Juli  1810  angedeutet  ist  (Akten  Aber  Handel  und  Yerkehmraen 
M.StA.) 

•  Vgh  Prociis  verbal  vor  Inspektor  Ockhart  am  12.  Juli  1*510. 
Abschrift  in  g.  Akten  d.  M.StA« 
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beraten  zu  wollen  ^  £s  wurde  dann  auch  thatsUchlicIi  im 
September  1810  ein  Entwurf  ausgearbeitet-,  der  sich  von  den 
früheren  hauptsJirhlich  dadurch  unterschied,  dafs  fr  ilio  He- 
toilig^un^^  der  Jachtenbositzer  beider  Ufer  an  dem  Unternehmen 
in  gleicher  Weise  rc^'  lto  und  den  Diligencen  wieder  die  Mit- 
nahme gewisser  Kaufmanns^üter,  die  durch  ArrGte  von  1809 
verboten  war,  gestattete.  Neben  leicht  verderblichen  Waren 
und  Lebensmitteln  sollten  dafkir  besonders  Militäreffekten^ 
Kunstgegenstilnde,  kostbare  exotische  Pflanzen  u.  dgl.  mehr  in 
Betracht  kommen^. 

Gerade  dieser  letztere  Punkt  vermochte  sich  nicht  durch- 
zuringen, und  80  wifHiorholcn  sich  denn  in  den  n«1cliston  Jahren 
des  nftiMvn  die  Kla,uun  Obcrts  nnd  I)<»lle.scli.ills,  die  aus  ur- 
sprünglichen Konkurrenten  Freunde  und  V  erbündete  geworden 
waren.  Sie  bitten,  man  möge  ihnen  doch  die  Fortführung  von 
Handelsartikeln  wieder  gestatten,  sonst  konnten  sie  bei  ihrer 
geringen  Einnahme  ferner  nicht  bestehen.  Zudem  hatten  sie 
mit  den  Jachtenbesitzern  immer  mehr  Schwierigkeiten.  Diese 
waren  mit  der  geringen  Zahlung  von  80  fi.  für  die  Fahrt 
iMng'st  nicht  mehr  zufrieden ,  zumal  sie  nach  Zitlnssunj^  der 
Khein;^Muer  viel  seltener  an  die  Reihe  kamen  als  Iriiher.  Zwei- 
mal versuchten  sogar  einzelne  derselben,  einen  l'nitrieb  auf 
eigene  Rechnung  zu  erütiiicn,  ohne  dais  derselbe  bei  ihrer  ge- 
schäftlichen Unkenntnis  sich  lebensfähig  erwiesen  hätte.  Obert 
und  Dolleschall  ihrerseits  verstanden  es/  die  Schifl«r  dea 
rechten  Ufers  von  dem  UDternehmen  wegzudrängen,  da  sie 
dachten,  mit  den  Mainzern  allein  eher  fertig  zu  werden^. 

Die  Handelskammer  verfocht  in  einem  Gutachten^,  da& 
sie  zu  der  Anj^elegenluMt  abgab,  warm  die  Sache  der  Schiff- 
ieute.  Sie  betonte  energisch,  man  dürfe  diese  nit  lit  ^anz  in  Ab- 
hängigkeit von  den  beiden  Unternehmern  iceraten  lassen,  indem 
man  deren  Fahrtenmonopol  aufrecht  erhalte,  da  diese  die  Löhne 
der  Schiffer  immer  weiter  herabdrückten  und  zu  den  Fahrten 
diejenigen  auswählten,  die  wegen  ihrer  Armut  sich  jede  noch 
so  geringe  Zahlung  gefallen  Tassen  mttfsten.    Besser  sei  es, 


*  V^;l.  Schrt'ibi'U  des  Güneraldirektors  Kit-hhoff.  datiert  Colojxiie, 
le  21.  Juillet  1810  und  Bericht  des  Injnjt'ktors  (i<  s  Ottroi  1'.  Gergcns 
nv  1  Ti  Maire  der  Stadt  lisinz,  datiert  Küdesheim,  den  31.  Juli  lÖlO  in 
g.  Akten  (M.StA.). 

*  Der  Entwurf,  der  fn  8  Paragraphen  und  88  Artikel  zerfällt,  ist 
«amt  dem  Bej^leifbricf  d<  s  Dcpartemcntspräfekten  Baron  St  Andrö  ▼om 
iü.  Sept.  1810  erhalten  in  g.  Akten  (M.St.A.). 

*  Vgl.  besonders  8  4  (art.  26)  drs  Entwurfs. 

*  Die  ganzen  Vernftltnisso  entwickelt  nnifa.'^.send,  aber  ein.soitig  die 
grofse,  an  den  Departeinentspräfekten  fjoriohtptf»  Bittsclirift  Oborts  und 
DoUescballs  vom  11.  August  1812.  (In  Akten  iiber  Handel  und  Ver- 
kehrswesen M.St.A.) 

*  La  chacnbrn  de  commerce  <i  Monsieur  \v  ^laire  de  la  ville  de 
Mayenoe  25.  September  1812  in  g.  Akten  (M.St^> 
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wenn  man  Obort  und  Dolleschall  jeden  Tag  nur  eine  an  ge- 
wisse Stunden  gebundene  Fahrt  gestatte  und  im  iibn^''Ti  es 
dem  Ikdieben  der  Reisenden  aulieimstelle,  ob  sie  bei  Übert 
und  DoUcschall,  oder  bei  einem  gewöhnlichen  Schiffmann  eine 
Jacht  mieten  wollten.  Dabei  könne  mau  ja,  um  die  Orts- 
angesessenen  tu  bevorzugen,  den  Fremden  eine  kleine  Abgabe 
auflegen  y  die  sie  bei  jeder  Tour  aua  dem  Mainzer  Hafen  zu 
entrichten  hätten.  Auch  sollten  die  Unternehmer  angehalten 
werden,  den  Schiffäbesitzern  mehr  wie  die  allzu  kleine  Summe 
von  80  fl.  ftir  die  Fahrt  zu  zahlen.  Nur  in  einem  Punkte 
stellt  sich  die  Mainzer  Handelskammer  auf  Seite  Im-  „Kntre- 
preneurs"*.  Sie  meint,  es  könne  ihnen  jn-obe\veise  die  Mit- 
nahme einzelner  Eile  fordernder  Handelsartikel,  soweit  sie  äicli 
in  kleine  Päcke  zu  2 — 3  Centnern  susammenfasaen  ItefaeD,  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  gestattet  werden.  Freilich  sei  darin 
entschieden  Mafs  zu  halten,  denn  so  bequem  und  angenehm 
auch  das  Diligenceninstitut  sei,  so  komme  es  doch  erst  in 
zweiter  Linie  und  dUrfe  in  keiner  Weise  zur  Entmutigung 
der  GlUcrsehiffer  beitrajj^en  ^ 

Das  Gesagte  mag  zur  Schilderung  der  weehselvoUen  I.ir- 
eignisse  genügen^  welche  die  Wasserposten  auf  dem  Mittelrhein 
in  dieser  Zeit  durchzumachen  hatten.  An  ihnen  wird  ersicht- 
lich, welche  ungeheueren  Schwierigkeiten  zu  überwinden  waren, 
als  die  Schiffahrt  sich  aus  dem  Einzelbetrieb  in  eine  Unter- 
nehmungaform  wandelte,  bei  der  verschiedene  Kräfte,  Fahrten- 
kundige und  kaufmännisch  gebildete  Kapitalisten,  sich  zu- 
sammenthaten,  um  durch  gemeinsame  Anstrengung  reichlicheren 
Gewinn  zu  erzielen.  Vier  Momente  kamen  dabei  vornehmlich 
zur  Geltung.  Einmal  der  Wettstreit  der  neu  entstehenden  Be- 
triebsarten untereinander,  wie  wir  ihn  gleich  zu  Anlang  landen. 
Dann  der  Kampf  der  Fortachrittler  gegen  diejenigen,  welche 
an  der  alten  Weise  festhielten  und  steh  den  Vereinen  nicht 
angliederten,  ein  Streit,  der  noch  durch  lokalwirtecbaftliche 
Gesichtspunkte  verschärft  wurde.  Die  Konkurrenz  der  Aufsen- 
«tehenden  suchte  man  durch  Gewinnung  eines  Monopols  für 
die  bestimmte  Strecke  zu  beseitigen.  Weiter  spielte  d<'r  Zwist 
mit,  den  die  in  nah  verwandtem  Berufe  Thätigen  erregton, 
also  im  gegebenen  Fall  die  Entzweiung  zwischen  Jachten- 
besitzern und  Güterschiffern ,  denen  man  einen  Teil  ihrer 
Warenbef5rderun|^  und  damit  ihres  Verdienstes  abzugewinnen 
auchte.  Schliefslich  fiel  das  Ringen  um  das  Übergewicht 
innerhalb  der  aufblühenden  Unternehmung  in  die  XVagschaley 
<ler  Entscheid  der  Fra^,  wer  die  wirtschaftli«  lie  ÜKerlegen- 
heit  behalten  solle,  diejenigen,  welche  die  geforderte  Arbeits- 


'  „Cef  *.4ahUssement  commode  et  agr^blc,  mais  toujour?  sfconJaire 
HO  dcvra  jamais  devenir  prejudiciable  au  comtnt^rco.  ni  portor  le  de- 
eourogemi'ut  Jana  l'etat  de  balcliers."   (GuUichteu  vom  20.  ät-pt.  181;^) 
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leipttmg'  selbstthittig  ausführten,  oder  jene,  dio  durch  ihr  Ge- 
ttchick  im  Verkehr  mit  dem  Publikum  sie  nur  ermöglichten 
und  anordneten.  Sie  spitzte  sich  in  der  späteren  Periode  da- 
hin zu,  wem  der  eigentliche  Unteruehmergewinn  zufallen  tsoUe, 
den  GeschftftBfllhreni  oder  den  Jachtenbesitsern?  Mitten  unter 
■all  den  garenden  und  treibenden  Kräften,  nicht  über  ihnen, 
stand  die  staatliche  Polizeigewftlt,  die  immer  helfend  und 
schlichtend  eingreifen  wollte,  mitunter  aber  erst  recht  kfinsi- 
lirfif  Hemmnisse  schuf.  Namentlich  nach  dem  Niclcrgang  dor 
irauzösischen  Herrschaft  licfs  sie  sich  zu  Mifsgriff^Mi  Itinreifsen, 
die  eine  gedeihliche  Weiterentwicklung  des  Unternehmens 
wesentlich  verzögerten. 

Einstweilen  blieb  jedoch  das  Diligencengeschftft  unter 
Oberts  und  Dolleschalls  Leitung  bis  xur  Blockade  von  Mains 
1814  weiterbestehend  Während  derselben  suchten  die  in  das 
Rheingau  geflüchteten  Jachtenbesitzer  von  dort  aus  den  Ver- 
kehr unter  der  Führung  des  Kaufmanns  Getto  in  Eltville  auf- 
recht zu  erhalten.  8ie  erzielten  auch  in  der  Zeit  von  Mai  bis 
Oktober  1Ö14  guten  Gewinn,  so  daf»  nach  Abzug  der  Ent- 
schJldigung  für  die  einzelnen  Fahrten,  für  die  wie  früher  80  fl. 
bezahlt  wurden,  ein  ansehnlicher  Überächufij  blieb,  der  eben- 
falb unter  die  Schiffer  zur  Verteilung  gelangte.  Dies  glänzende 
Resultat  y  das  den  Jachtenbesitzem  zum  ersten  Male  Uber  den 
wirklichen  Gewinn  aus  einer  in  gröfserem  Umfang  betriebenen 
^biiTahrt  die  Augen  öffnete,  raubte  ihnen  zugleich  jedes  V<  r- 
trauen  zu  der  Ehrlichkeit  ihrer  seitherigen  Führer.  Nach  der 
Übergabe  der  Stadt  an  die  Verbündeten  scldossen  sie  sich 
daher  »amtlich  zu  einem  ntnien  Verein  zusammen,  der  ohne 
Rücksicht  auf  Obert  und  Dolleschaü  unter  Leitung  des  Schiffers 
Dionys  Rupprecht  regelmäfsige  Fahrten  zwischen  Mainz  und 
Köln  einrichten  wollte.  Die  Kftmpfe,  welche  diese  junge  Ver- 
bindung bald  zu  bestehen  hatte,  werden  später  geschildert 
werden. 

Leider  läfst  sich  nicht  feststellen,  wie  viel  der  Reingewinn 
des  Diligencenunternehmens  in  der  ersten  Perioil»'  -eines  He- 
stehens  betrug.  Nur  zwei  Anhn1t^|Minkte  sind  ;^n'gel)ea,  aus 
denen  sich  eine  ungefhhrf^  Vorstellung  gewiniHMi  läfst.  Das 
ist  einmal  eine  Notiz  in  der  Bittschrift  Obert«  und  Dolleschalls 
vom  31.  August  1812,  in  der  sie  ihre  jährlichen  Unkosten  zu- 
sammenstellen und  ausAlhren,  dafs  sie,  abgesehen  von  den 
Posten  fiir  Erhaltung  ihrer  Bureaus,  Löhne  von  Angestellten 
und  Gewerbepatente  zu  je  572  Francs,  mehr  als  20000  Francs 
an  das  Rheinschiffahrtsoitroi  und  mindestens  50  000  Francs 
an  die  JacbtenfUhrer  zu  zahlen  hätten.  Weiter  fordern  sie  in 


»  Vgl.  zum  folgenden  Akten  üher  Handel  und  Verkehrswesen  (franz. 
Periode)  ^StA.)  sowie  Denkschrift  der  Diligeucenschiffer  S.  11,  12, 
15,  16. 
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ihrer  Klagsclirift  gogon  die  abtrünnigen  Schiffer  für  die  Zeit 
von  1814—1818  cIikmi  t-nt-^angenen  Keiiigewinii  von  18000  fl. 
pro  Jahr.  Wenn  auch  letztere  Summe  zweifellos  übertrieben 
iöt  und  berücksichtigt  weiden  mufs,  daib  der  Verkehr  »ich 
nach  1814  bedeutend  steigerte,  so  ergiebt  sich  doch  aus  diesen 
GegenttbcrstelluDgen,  dafs  die  Unternehmer  der  Diligencen- 
fahrten  auf  dem  Mittelrhein  in  der  Zeit  von  1804 — 1810  durch- 
sclinittlirh  im  Jahre  mit  280—800  Keisen  zusanmien  etwa 
10000  i\.  iieinji^ewinn  erzielten. 

Der  Ausfall,  den  sie  in  tlcn  verkehrsarmen  Jahren  ^e';en 
Ende  der  najioleoni^jclicn  llerrbchaft  erlitten,  wurde  durch  die 
zahlreichen  Militartrauspurte die  ihnen  zurielen,  ziemlich  ge- 
deckt Durch  nie  haben  auch  die  übrigen  rheinischen  Scliiffer 
manche  Einnahme  erhalten.  Die  ununterbrochenen  Tmppen- 
8clnebungen  und  deren  Verpflegung  mufsten  sich  die  bequeme 
Wasserstrafse  dieostbar  machen.  Oft  wurden  ganse  Schiffs- 
Züge  zusammengestellt  und  unter  Bedeckung  weitergeführt. 
Für  die  „grande  armöe**  ward  l'tdver  den  Main  hinauf  bis 
Würzburg  gefahren.  Innerhall»  drei  Ta^^cn  gingen  von  ^laiuz 
aus  4  Schifter  mit  17»)3  Kolli  dessclhcn  zu  228748  Pfund 
nach  Frankfurt  ab,  wofür  sie  insgesamt  1340  Francs  97  Cen- 
times erhielten*.  Wenig  später  wurden  15000  Francs  an 
einige  Fährleute  für  den  Transport  von  Militttreffekten  Ter- 
teilt,  wovon  allein  an  Schiffer  Haenlein  2087,31  Francs,  an 
Armbruster  559,08,  an  die  beiden  Moritz  von  Mainz  fast 
ebensoviel  kamen.  Manclier  konnte  auf  diese  W'fi'^e  sein  Glück 
machen,  oder  weni^^sten-i  cm  erkleckliches  .^uinmclM'n  sich 
zurücklegen^,  andere  wieder  1  raten  es  weniger  günstii;  und 
erhielten  kaum  Ersatz  ihrer  Unk()st(;n,  geschweige  denn  eine 
entsprechende  Belohnung  für  die  geleistete  Arbeit,  Besonders 
nach  dem  Rttckzug  der  Franzosen  blieben  viele  mit  ihren 
Forderungen  unbefiriedigt^  Oft  mufsten  die  städtischen  Be- 
hörden Vorlagen  machen,  um  nur  die  Weiterbringung  der 


'  Ausführliche  Nachrichten  tlarulM  T  finden  sich  in  den  Akten  über 
Militär-  und  Knpp^vrp^en  des  M.St.A.  Namentlich  für  die  Militärtrans* 
porte  iii  dvAi  Jahren  lii09 — l^lb  sintf  umfangreiche  Nacljweisuogea 
erhalten. 

^  Vgl.  Bechnimg  vom  20.  Augost  18 Id»  Akten  über  MilitArwesen 

(M.StA.). 

'  Dabei   fireecliah«!  die  BefSBrdernn^n  meist  »n  vereinbaiten 

nie<L'r(n  FirulitMltzcn.  Jleispielsweise  erhicH  ^^iliifl'cr  Gottlieh  Ort  voo 
Mainz  bei  Transporten  von  je  320  und  247  kranken  franzüsii^chen  Sol- 
daten stromabwfirts  für  die  Strecke  Mainz-Koblenz  pro  Manu  2  frcs. 
statt  der  i^ewohuÜt  Ii  11  Taxe  von  6  frcs.;  vgL  Rechnung  und  Quittung 
vom  26.  März  1H14  in  Äktvn  über  Militärwfsen  M.St.A. 

*  ßei.spielMweiHC  erhalten  im  Juli  6  Schiffer,  denen  laut  Verein- 
barung 29  122  I  re».  41  Cts.  zustehen,  nur  15000  frcs.,  wodurch  nicht 
einniaf  die  Uiikustnn  .«.owic  (Iii-  Summen,  die  sie  für  Miete  fremder 
Schiffe,  die  nebcu  den  eigenen  benutzt  wunlen,  auagaben,  i^eckt  sind. 
In  g.  Akten  H.StA. 
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zurückgelassenen  feindUcheii  Soldaten  zu  ermöglichen.  So  hat 
beispielsweise  die  Stadt  Mainz  in  einem  einzigen  Jahr,  1814, 
7440  Francs  13  Centimes  für  31  Transporte  zu  Wasser  und 
20i)4  Francs  10  Centimes  lur  30  Transporte  zu  Laude  aus- 
gegeben, die  ihr  allerdings  später  von  der  k.  österreichischen  und 
kttnigl.  preulsischen  Administration  zorttckerstattet  wurden^. 

Neben  den  eigentlichen  Tran  Sportgeschäften  hatten  die 
Rheinschiffer  sich  gegen  Ende  der  französischen  Herrschaft 
auch  vielfach  unentgeltlichen  Dienstleistungen  bei  dem  Über- 
schreiten der  Rheinstrafse  durch  Truppenkontingente  in  Unter- 
stützung der  Trains  und  I'ontoniers  zu  unterziehen.  Die 
Mainzer  Fahrtenkundigen  waren  zu  dem  Zweck  in  einer 
„Compagnie  batelierä  civils  ^our  faire  les  servicea  aux  Com- 
munications snr  le  Rhin  et  differents  ponts  Stabile  ä  M ajence" 
vereint I  deren  Mitglieder  innerhalb  des  Zusammenhaltes  eine 
militärische  Rangordnung  erhielten.  In  den  Listen^  der  ver- 
schiedenen Jahrgänge,  die  meist  etwa  50  Namen  zählen,  ist 
stets  einer  der  Aufgeführten  als  capitaine,  einer  als  lieutenant 
und  einer  als  sergent-maior  bezeichnet,  nelten  denen  etwa 
10  sergents  und  maitres-ouvriers,  sowie  die  Ma^sse  der  bateliers 
ihren  Dienst  versahen^.  Namentlich  zur  Zeit,  als  die  grande 
armöe  die  Rheingegendeu  durcheilte,  scheinen  die  Anforderungen, 
die  man  an  die  Schiffleute  stellte,  jana  bedeutend  gewesen  zu 


völlig  behindert  waren. 


*  Vgl.  Akten  über  Militärwesen  des  M.St.A. 

2  Es  sind  eine  ganze  Reihe  derselben  in  den  Akten  über  Militär- 
Wesen  erhalten  (M.StA.). 

•  Vgl.  Akten  über  IfilitarweBen  M.StJL 
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Zweiter  Abschnitt. 


Vom  Wiener  Kongrefs  bis  zur  Rliein-  - 

schiffahrtsal(te. 


Erstes  Kapitel. 

Der  Wiener  Kongrers  und  seine  Beschlüsse. 


§  7. 

Auf  Ru&Iands  Etsfeldern  hatte  die  „grofoe  Armee"  ihr 
Schicksal  gefanden;  auf  deutschem  Boden  war  die  Nieder- 
werfung des  allmiichtigen  Korsen  besiegelt  worden.  Der  An- 
marsch der  Verbündeten  trieb  dessen  zerspalteue  Heermassen 
über  den  Rhein,  der  erwachende  Freilicitsdranpf  warf  die 
lohende  Kriefi-stnekol  in  das  I^and  zurück,  das  seit  einem 
Jahrzehnt  die  Univerauimonarchie  .aufzubauen  schien. 

Damit  war  das  Ende  der  seitherigen  Verwaltung  der 
Rheinschiffahrt  gekommen.  Wenn  sich  auch  Mainz  gleich  an- 
deren Städten  noch  bis  zvm  Frieden  hielt,  mufste  doch  schon 
Ende  1813  die  Generaldirektion  des  Octroi  aus  ihrem  Amte 
weichen.  Zu  Anfang  1814  wurde  die  oberste  Leitung  der 
Rheinsehiffahrtsangelegenheiten  dem  Grafen  zu  »Solms-Laubach 
im  Namen  der  verbündeten  Mitohte  übertrap:en ;  ftir  ihn  führte 
eine  -subdelegierte  Kommission"  von  drei  Mitgliedern  die 
eigentliche  Verwaltimp: ^  die  bei  ihren  Mafsnalnnen,  soweit  es 
die  Umstflnde  erlaubten,  den  Vorschriften  der  Konvention  von 
1804  folgte. 

Durch  den  Pariser  Friedensvertrag  vom  30.  Mai  1814 

wurde  dann  das  Verlangen  der  Franzosen,  der  Rhein  solle  die 
Scheidelinie  zwischen  den  Ländern  liilden,  wenigstens  fUr  den 
mittleren  Teil  des  Flusses  abgelehnt  ;  sein  Wasser  war  wieder 
nach  Arndts  hcifsem  Wunscli  „Teutschlands  Strom,  nicht 
Teutschlands  Grenze"  geworden.  Dagegen  wurde  die  von 
Frankreich  angebahnte^  Befreiung  der  RheinschilFahrt  glück- 
licherweise beibehalten  und  erweitert  Der  Flufs  sollte  künftig 
▼on  dem  Punkte,  wo  er  schi£Pbar  wird  bis  zur  See  (  jusqu'k 

<  V^I.  Flerman,  Adiefsbuch  S.  16»  17;  Ockhart,  Gesetz- 
gebung s.  2yy. 

*  Oppenheim,  Der  freie  deutsche  Rhein  S.  108  Anm.  3. 
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la  mer)  für  je<3en  als  freie  Fahrstrafse  dienen  \  Dem  in  Aus- 
eicht  gestellten  Kongrefs  war  die  Festlegung  der  Einzelheiten 
wie  die  Ausdehnung  dieses  Grundsatzes  auf  die  anderen  Flüsse 
vorbehalten ,  wodurch  seine  Verwirklichung  ganz  anderö  aU 
ähnliche  BeschlttBse  ftlterer  Friedeostraktate  gesichert  schien.. 

Es  war  wohl  die  erlauchteste  Versammlung  der  neueren. 
Zeit,  deren  Tagung  am  1.  November  1814  in  Wien  begann. 
Kaiser  und  Könige,  Fürsten  und  Herren  hatten  sich  zusammen- 
gefunden, um  über  Wiederherstellung  und  Rogelung  der  euro- 
päischen. Verhältnisse  nach  dem  Sturz  der  französischen  Ge- 
waltherrschaft zu  beraten^.  An  ihrer  Seite  arbeitete  die  Blüte 
der  damaligen  Diplomatie;  soll)st  die  kleineren  Mächte  des 
Völkerkonzerts  waren  durch  ihre  bevolbnächtigten  Gesandten 
vertreten. 

Bei  all  den  kommenden  Verhandlungen  und  Streitig- 
keiten, die  zum  Teil,  wie  die  sächsisch-polnische  Frage,  einen 
kriegerischen  Ausgang  zu  nehmen  drohten,  wurde  die  Be- 

ratunL'  der  RheinschiflTahrtsangelegenheiten  nicht  vergossen. 
Selion  am  14.  Dezember  1814  ernannte  das  Komitee  der  acht 
Hauptmächte  des  Kongresse.«*  oinon  Ausscliufs*,  der  den  Auf- 
trag erhielt,  auf  Grund  des  Artikels  5  .-»owie  der  2,  3  des- 
geheimen  Artikels  III  des  ersten  Pariser  Friedens  die  Normen 
Uber  Freiheit  der  Schiflahrt  auf  dem  Rhein  und  anderen 
mehrere  Staaten  durchströmenden  Fhlssen  festzustellen.  ür< 
sprünglich  waren  dazu  nur  die  bevollmächtigten  Minister 
von  Osterreich,  Preufsen,  England  und  Frankreich  berufen. 

Am  2.  Februar  1815  tr.iton  Mylord  von  Clnncarfv  für  * 
Knglnnd,  der  Herz<»g  von  Dalberg  für  Frankreich,  W  lilielin 
von  liuniboldt  für  Preufsen  und  Baron  von  Wcüöenberg  für 
Österreich  zur  ersten  Sitzung  zusammen,  in  der,  nach  Fest- 
legung der  Aufgaben  und  bevorstehenden  Arbeiten,  beschlossen 
wurde,  die  Mituferstaaten  von  Rhein  und  Scheide  zur  Teil- 
nahme an  den  Beratungen  einzuladen.  Es  waren  demgemäfs 
bei  den  folgenden  Konferenzen  aufser  den  genannten  Mächten 
noch  Holland.  Rayern,  Baden,  Hessen-Darm stadt  und  Na>??au 
vertreten,  denen  späterhin  auch  Württemberg  und  Kurbes^en 
sich  zugesellten. 


*  Art.  5  des  Pariser  Friedens  vom  oO.  Mai  1614.    „La  navigatioD 
Bur  le  Rhin,  du  point  oft  il  devient  navigable  jusqu'ä  la  mer  et  rwipro- 

quf'inent,  sern  linri'  (Ic  teile  o;  tr  (jti'cllc  nc  piil-sc  i-trc  liittTilit«^  k  pi.T- 
sonnc,  et  Ton  n'occupera  au  futur  cougr^'s  de  principe»  d'ftpres  le,>«quel9 
on  pourra  regier  loa  droits  &  levcr  par  le«  ^tata  riverafiiH,  de  la 
mani^e  la  plus  ögale  et  la  plu»  favorahle  au  commerce  de  toute:»  lo» 
nations  .  .  .  Dor  ganze  Friedcui^chhir- lindet  nich  In-i  M  ♦»  r.  Staat-i- 
akton  S.  240  ff.  Der  Art.  5  ist  abguiruekt  bei  Herrn  an,  .Sammlung  der 
Gesetz»'  S.  :):;7. 

^  Vgl.  Klüber,  Konprefsakten  Bd.  I  tV. 

^  Vgl.  Oppenheim,    Der  freie  dt-utnclie  Khein  8.  106,  109^ 
Eich  hoff,  PTagmatieche  Darstellung  s.  6,  7. 
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Die  KommisBion  hat  ilire  gcwifs  nicht  leichte  Aufgabe  in 
zwölf  Sitzungen  erledigt  ^  Das  schnelle  Vorrücken  in  den 
Verhandlungen  ist,  neben  dem  aufrirlitigen  Willen  der  Be- 
teiligtenj  vor  allem  den  nimmer  ruhenden  Bemühungen,  der 
geistvollen,  auagleichenden  Thätigkeit  Wilhelm  von  Humboldts 
zu  danken.  Ihm,  dessen  Verdienste  um  Preufsen  und  Deutsch- 
land noch  in  neuerer  Zeit  nicht  gehörig  gewürdigt  wurden, 

Sebflhrt  der  Ruhm,  durch  seine  scharfsinnigen  Darlegungen 
en  ungehemmten  Fortgang  der  Verhandlungen  rieliach  erst 
ermöglicht  zu  haben.  Wie  er  in  wahrhaft  schöpferischer 
Weise  den  Neuban  des  gesaraten  Verfassiings-  und  Verwal- 
tiingsw«sens  von  unten  lur  plante^,  hat  er  auch  mit  seinem 
Scharfsinn  der  Schiffahrtakommission  den  richtigen  Weg  ge- 
wiesen, der  zum  Ziele  führen  konnte.  In  seinem  „Memoire 
pröparative  8ur  le  trarail  de  la  OommiBsion  de  navigation/* 
betonte  er  mit  seltener  Umsicht  idl  die  Punkte ,  auf  die  es  In 
der  Folge  ankam,  und  hob  sicher  hervor,  was  erforderlich  war, 
am  den  Arbeiten  Fortgang  und  Vollständigkeit  zu  gewähr- 
leisten.   Er  meinte,  es  sei 

erstens  zu  untersuchen,  welche  allgemeinen  Grundsätze  im 
Interesse  des  Handels  feötzustellen  wären,  ohne  auf  solche 
Einzelheiten  in  verfallen,  die  sich  bei  den  natürlichen  ört- 
lichen Verschiedenheiten  nicht  berücksichtigen  liefsen; 

zweitens  seien  die  so  gewonnenen  Grundsätze  dann  auf 
die  Schiffahrt  des  Rheins  wie  der  Scheide  anzuwenden  und 
zugleich  die  besonderen  Bestimmungen  beizufügen,  welche  die 
lokalen  Kenntnisse  der  Kommission  gestatteten  oder  die  Ver- 
hältnisse der  Uferstaaten  unter  sich  erheischten; 

endlich  solle  man  übereinkommen,  wie  man  die  ichen 
Grundsätze  nach  Zeit  und  Ort,  und  soweit  es  die  Verhältnisse 

festatteten,  immer  mehr  auf  andere  Flüsse  Kuropas  überti'agen 
:Onne. 

Diese  scharf  gezeichneten  Ideen ,  die  im  einzelnen  weiter 
entwickelt  waren  und  für  den  Rhein  eine  Veränderung  der 
Gesetzgebune  yon  1804  gemäfs  den  seitdem  eingetretenen  Er- 
eignissen verlangten*,  trugen  in  erster  Linie  dazu  bei.  daf» 
die  Versammlung  an  dem  Hauptgegenstande,  der  freien  b  lufs- 
schiflalirt,  durchweg  festhielt  und  sich  nicht  durch  fremde 
Materien  verwirren  oder  ganz  von  ihm  abbringen  lieis. 


'  Die  Qii'11''n  für  die  folgende  Darstt  lhing  enthält  im  wesentlichen 
der  UL  Bd.  vou  Kl  übers  Kongrefsakten ,  in  dem  die  Sitzungsproto- 
kolle  der  KongreTBkommismon  rar  die  Freiheit  der  FliirBBcliiffiuirk  ab- 
gedruckt sind. 

•  Über  seine  Thätigkeit  auf  dem  Wiener  Koogrefs  vgl.  ueucrdiogs : 
Bruno  Gebhardt,  Wüheim  von  Humboldt  als  Staatsmann;  S.  Bd. 
Stuttgart  (Cottas  Nachfolger)  1899. 

•  Abgedruckt  bei  Klfibor,  Kongrcfsakten  III  S.  2A — 90. 

•  Kluber,  Kongrefsakten  III  S.  2Ö. 

I^mwhungaa  XVUl  5.  —  Eofc«rt.  6 
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Um  neben  L  r  allgemeinen  Disposition  noch  eine  Richt- 
schnur für  die  Erörterung  einzelner  Bestimmungen  zu  ge- 
winnen, einigte  man  sich  dahin,  den  von  Dalberg  vorgelegten 
Entwurf  „Piojet  d'articles  pour  le  röglement  de  ce  f\xü  con- 
cerne  la  navigation  den  grands  fleuvas  traversant  plusieurs 
territoires"  *  als  Grundlage  für  die  auszuarhoitonde  Konvention 
anzunehmen,  die  Artikel  für  Artikel  durohberaten  werden 
sollte*.  Dalberg  schwebte  bei  seinen  Plänen  der  alte  Octroi- 
vertrag  für  den  Rhein  als  Muster  vor,  wie  auch  dieser  Strom 
Ton  ihm  als  mafsgebend  allen  vorangestellt  wurde.  Es  war 
80  viele»  in  seinem  Plane  unbestimmt  anlassen®,  die  von  ihm 
vertretenen  Prim  ipien  liefsen  jeglicher  Debatte  derart  Kaum, 
dafs  ihre  voriäuüge  Annahme  ohne  weiteres  gebilligt  werden 
konnte. 

Bei  der  Fortsetzung  der  Verhatidlungen  blieben  bich  die 
Bevollrnftchtigten  der  Regierungen  wohl  bewuCst,  dafs  die  Ufer- 
staaten und  einzelne  PlAtze  manche  Sondervorteile  zum  Opfer 
bringen  müfsten,  wenn  der  Inhalt  des  Pariser  Friedensschlusses 

annähernd  erfüllt  und  der  von  den  vereinigten  Mächten  be- 
absiichti^te  Zweck  erreicht  werden  sollte.  Der  erste  derartige 
Punkt,  der  betreffs  der  Rhein.schiffahrt  zur  Verliandlun^  kam, 
war  das  Umschlagsreeht  (droit  de  reläche)  von  Köln  und 
Mainz.  Diese  Frage  hat  damals  die  Gemüter  der  Beteiligten 
fast  ebenso  bewegt,  wie  wenige  Jahre  später  die  Sehnsucht 
nach  einer  gemeinsamen  Zollgrenze.  Zwar  nicht  praktisch, 
■aber  theoretisch  ist  sie  in  jenen  Tagen  endgültig  entschieden 

worden. 

Schon  zur  Zeit  des  Rastatter  Kongresses  war  der  alte 
Streit  um  die  Stapelgeivebtiixkcit  entluvnnit:  von  da  bis  zum 
Octroi vertrag  hatte  man  in  Wort  und  Schritt  auf  das  heftigste 
um  sie  gef  tclitcn.  Die  Konvention  von  1804  setzte  diesen 
Wirren  ein  \oilautigeä  Ziel,  indem  sie  einzelne  Mifsbräuche 
beseitigte,  dagegen  den  gezwungenen  Umschlag  zu  Köln  und 
Mainz  in  vollem  Umfange  beibehielt^. 

Allein  das  unter  der  Asche  fortglimmende  Feuer  der  Er- 
regung  sehlug  immer  wieder  durch.  Die  Rivalität  zwischen 
Mannlieim  und  Ileilbronn,  die  Feindschaft  zwischen  Mainz 
und  Frankfurt  gaben  stets  ivucii  Anlafs  zur  Erörterung.  Als 
dann  zu  Anfang  1813  in  Köln  das  Gerücht  auftauchte,  zufoi^-e 
einer  Entscheidung,  die  Graf  ^lole,  der  Generaldirektor  der 
Brücken  und  Wege,  veranlalst  habe,  werde  demnächst  das 
Umschlagsrecht  der  Stationsstädte  aufgehoben,  bemächtigte 
sich  aller  Interessenten  die  lebhafteste  Unruhe.  Die  beteiligten 


1  Abgedruckt  bei  Kiübtr,  Kongrefsakton  III  S.  13—19. 

2  VgC  Klüber  a.  s.  0  S.  21. 

"  Vgl.  Oppen  beim,  Der  freie  deutsche  Bhein  S.  109»  110. 
*  Vgl.  das  obeu  S.  24 — 27  Gesagte. 
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Kreise  eiufalteten  eine  ungemeine  Rührigkeit,  in  der  Hoff- 
nung, die  ihrem  Platse  drohende  Gefahr  noch  beseitigen  zu 
können.  Munici  palrat  wie  Handelskammer  wandten  sich  mit 
Immediateingaben  an  den  Kaiser  und  baten  um  Einsetzung 
einer  besonderen  Kommission,  weiche  etwaige  Beschwerden 
prüfen  und  <len  Octroivertrag,  wenn  nötig,  verbessern  könnte. 
Auch  nach  ^iainz  schrieb  man,  um  die  Schwesterstadt,  die  ja 
in  den  gleichen  rUrechtaamen  bedroht  war,  ebenfalls  zum 
Widerstand  zu  eiittiamuien  *. 

Zwar  wufsten  die  kriegerischen  Ereignisse  der  nächsten 
Monate  all  diese  Bestrebungen  im  Keime  zu  ersticken,  allein 
der  Pariser  Frieden,  der  die  Freiheit  der  Rhemschtffahrt 
feierlich  verkündete,  rief  Freund  wie  Feind  des  Umschlags 
zum  letzten  entscheidenden  Waffengang.  „Für**  und  „Wider" 
regnete  es  jetzt  Broschüren,  die  niei.-^t  von  den  Beamt»Mi  der 
seithcrii^en  Srhiffahrtsvcrwaltung  oder  V^erlretern  der  Städte 
geschrieben  sind  und  unter  dem  Scheine  der  ünparteilichlveit 
einseitige  Interessen  verfolgen.  Die  liauutfehde  wurde  zwi- 
schen Mainz  und  Frankfurt  ausgetragen,  die  sich  in  Schriften 
und  Gegenschriften  zu  überbieten  suchten.  Ihre  Ausfiihrungen 
gewinnen  an  Bedeutung,  weil  sie  der  Kongrefskommission ' 
vorgelegt  worden,  in  deren  Sitzungen  auch  die  Abgesandten 
beide  r  Orto  zur  Entwicklung  ihrer  Ansichten  kamen. 

Irgend  welche  neue  Gedanken  sind  in  all  diese?i  AMiand- 
lungen  kaum  zu  finden ;  sie  sind  nur  um  deswillen  lesenswert, 
weil  sie  die  verkehrüvvirtöclud'tlichen  Anschauungen  einzelner 
Kreise    im  Zusammenhang   wiedergeben    und  ein  getreues 

*  Am  stimmungsvollsten  ist  die  ganze  huf^e  dor  Ver!i;ilf iiis-ic  ohl 
in  zwtn  ungemein  beweglichen  Briefen  de»  Maines  von  Köln  ,  Wittgen- 
stein, an  den  Maire  von  Mainz,  Macke,  fr«'Hehildert  (datiert  12.  und 
27.  März  1813).  Sie  sind  von  einer  Anzahl  Eini^aben  und  Beschlüssen 
bt  <;l»'iti't .  die  den  Mnriiznrn  zm*  Beurteilung  und  Nachaelituiit?  tmter- 
breitet  werdcu.  Die  drei  wichtigäteu  deri«elbeu:  „Kupouscij  de  la 
chambre  de  commerce  de  Cologne  aax  quetitione  relatives  k  la  Con- 
vention «1«'  roctrui  dti  Txliin  t't  du  droit  de  reläeh»' ."^  d;i-  d  imit  ver- 
bundene „i^rojel  d«?  r^glement  nur  la  police  de  la  navigation  du  Rhin'' 
und  -rAdre.s:?c  du  eon.«ieil  munieipal  k  Sa  Majest«^  rEmpereur"  sind  in 
den  Beilagen  2 — 4  abgedruckt.  Sie  geben  ein  vorzüglichem  Bikl  der 
Stimmuuir,  die  duinals  den  rh''.iiiischen  Handel.''Htnnd  in  den  Statinns- 
städten  beherrschte,  kennzeichnen  .seine  Stellungnuinnc  zu  den  Gruntl- 
pfeQern  der  damaligen  Rheinrtchiffalirt-\ erliültnisse,  zu  den  Prägen  der 
„grofsen"  und  „khMnen'*  Schiffahrt,  I'ra(  ht|>rei-i<Hrii!i«  rim<:,' .  und  vor 
aüem  zu  Gildeuorgaui^ation  uud  Umschlagäzwaug.  Neben  ängstlichem 
Festhalten  an  altuberkommenen  Gerechtsamen,  die  man  keinesfalls 
missen  wollte,  sind  Kegungen  einer  freieren  Verkehrsauffassung 
unverkennbar  (Die  Briefe  namt  den  bf'L'binbigten  .Mxchriften  der 
Eingaben  uud  Beachlüäsc  linden  sich  in  Akten  über  liandid  und  Ver- 
kehrswesen M.StA.) 

'  Die  kurz  voriicr  noch  rührige  Stadt  Köln,  die  c]r»in  preufrsisehen 
Staate  zugefallen  war,  wurde  wohl  an  einem  gleich  selb.-^tändigen  Aul- 
treten  vor  der  Kongrefskommission  jg^ehinderl,  wie  es  die  „Freie  Stadt 
Frankfart"  und  das  „herrenlose"  Mauiz  wagen  konnten. 

6* 
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Spiegelbild  der  auf  dem  Kongreis  hemchenden  Strömungen 
festhalten.    Meist  ex  ovo,  von  der  historischen  Entwicklung 

des  Stapelrechts,  ausgehend,  suchen  sie  seine  Nützlichkeit  oder 
Notwendigkeit  durch  Beispiele  zu  belegen  und  mit  mehr  oder 
minder  Scharfsinn  die  gegnerischen  Autsteilungen  zu  zer- 
pflücken. Es  ist  in  allen  dieselbe  Melodie,  die  nur  in  anderen 
Variationen  wiederkeint.  im  folgenden  sollen  daher  blofö  die 
wichtigsten  Anfsätse  knapp  charakterisiert  werden. 

Die  Qegner  des  Umschlagsswanges  eröffnen  den  Reigen 
mit  einer  im  Juni  1814  zu  Frankfurt*  erschienenen  Schrift, 
unter  dem  Titel:  ^ Welches  Schicksal  wird  der  5.  Artikel  des 
Paris'T  Friedens,  der  von  der  freien  Rheinschiffahrt  und  einem 
freiem  Volkerverkehr  spricht,  haben'?"  Der  anonyme  Ver- 
fasser fühlt  „den  Herzensdrang",  alle  malsgebenden  Per>*'n- 
lichkeiten  zu  bitten,  sie  sollten  Sorge  tragen,  dal's  es  den 
neuen  Grundsätzen  nicht  ähnlich  gehe,  wie  ihren  Vorgängern, 
den  freieren  Bestimmungen  der  BViedensschlttsse  des  17.  und 
18.  Jahrhunderts.  Er  wendet  sich  nach  den  geschichtlichen 
Ausfuhrungen  namentlich  gegen  die  Meinungen,  die  der  hsp 
dischc  geheime  Hofrat  Gaum  1806 ^  in  seinen  „Bemerkungen 
zum  Oetroivertrag''  geäufsert  hatte  und  die  darin  gipfelten, 
dafs  der  Vorteil  aus  Beseitigung  des  Umschlag.szwMnirs  für 
„das  Commerz  und  die  teutsche  Schiffahrt'*  nicht  üo  wichtig 
sei,  als  es  den  Anschein  habe. 

Unter  den  mehr  offisiellen  Streitschriflken  gewann  die  Ab- 
handlung Uber  „das  Stafielrecht  oder  die  Stationsfahrt  auf  dem 
Rheine,  insbesondere  die  Staffel-Gerechtsame  der  Stadt  Mayns 
in  geschichtUch-rechtlicher  und  polizeylicher  Hinsicht"  ^ ,  die 
die  letztgenannte  Stadt  an  die  Kongrefsmitp^lieder  verteilen 
lieis,  den  anderen  den  Hang  ab.  Ausgehend  von  der  „Ge- 
schichte und  Gesetzliehkeit"  des  Stapels  werden  in  der  ersten 
Abteilung  die  besonderen  Streitigkeiten  zwischen  Mainz  und 
Frankfurt  wegen  dieser  Gerechtsame  geschildert  und  der  Nach- 
weis geftlhrt,  dafs  die  Erlaubnis  zu  direkten  Fahrten  von  der 
Mainstadt  nach  den  Mittelrheinhäfen  *  stets  nur  ausnahmsweise 
gegeben   und  der  diesbcKttgliche  Zwist  im  Jahre  1808  im 

fleichen  Sinne  zu  Ungunsten  Frankfurts  enbjcliieden  wurde, 
)es  weiteren  wird  unter  ITinweis  auf  ein  Wort  Montesquieus, 
dafs  die  Freiheit  des  Handels  mit  der  ungehemmten  Ver- 
fUgungsfUhigkeit  der  einzelnen  nichis  /.ii  thun  habe,  der  Nutzen 
des  Stapels^  unter  allgemeinen  Gesichtspunkten  verteidigt  und 


'  Frankfurt  am  Main  (in  clor  Audräischen  Buchhandlung)  1814; 
VI  und  66  S. 

8  Hi  id.'lln  rg  ih.  i  Mohr  und  Zimmer)  1806. 

^  1814  ohne  Angabe  des  Druckortes  66  S.»  auch  abgedruckt  bei 
Klüber,  Kongrefsakten  I,  8  S.  1^56. 

*  Ebenda  4—7. 
<v  Ebenda  §  10—20. 
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behauptet,  dafs  er  allein  schnelle,  sichere  und  doch  billige 
Traii<{M)rte  verbürge  und  daher  ^ohne  alle  Ausnahme*'  beizu- 

behalteii  sei. 

Mainz  hatte  snr  VertretuDg  dieser  Ansichten  eine  eigene 
Deputation,  bestehend  aas  dem  Grafen  Firanz  von  Eesselstatt, 

Baron  Heinrich  Mappes  und  Doktor  der  Reclite  Philipp  Hein- 
rich Hadamar  nach  Wien  geschickt.  Die  Berichte^,  welche 
diese  Specialgesandten  für  nie  Heimat  schrieben,  wissen  die 
Ereignisse,  die  sich  damals  nm  Donaustrande  abspielten,  un- 
gemein lebendig  wied^M-zugeljen.  Es  sind  unter  dem  Eindruck 
des  Augenblicks  festgehaltene  Aufzeielunaigen,  Wechsel  voll  in 
Ton  und  Ausdruck  wie  die  Bilder  im  Kaleidoskop,  bestimmt, 
eine  in  banger  Erwartung  harrende  Berölkerang  Ober  die 
grofsen  Geschehnisse  wie  die  Thätigkeit  ihrer  Abgeordneten 
SU  unterrichten.  So  manche  Frage  bewegte  ja  die  Einwohner 
der  meist  so  fröhlichen  Rheinstadt,  die  durch  viele  Monate 
nicht  einmal  wufste,  s  olchem  Herrn  sie  künftig  zufallen  werde. 
Abt-r  um  keine  sciieint  sie  sieh  »^Icirli  stark  gekiunmert  zu 
haben,  wie  um  die  Krhaltung  des  gezwungenen  Uiu-rhlagö. 

Anfangs  sind  die  Briefe  der  Gesandten  sehr  buünungs- 
freudig,  sie  erzählen  von  Festlichkeiten  und  Hofgesellschaften, 
von  Besuchen  bei  mafsgebenden  Persönlichkeiten  und  dem 
Austausch  der  Meinungen  mit  diesem  oder  jenem.  Mählich 
wird  die  Stimmung  gedrückter;  die  Verhandlungen  wollen 
keinen  rechten  Fortgang  nehmen,  die  Ansicht  derjenigen,  die 
im  Umsc'M.MLr  »'inen  gehässigen  Z^^^•lng  erblicken,  geeignet  den 
Aufschwung  de.s  Handels  zu  hindern,  gewinnt  mehr  und  mehr 
an  Boden.  Danz,  der  Abgeordnete  und  Syndikus  der  Freien 
»Stadt  Frankfurt,  überreicht  den  Kongrefsmitgliedern  ein  vom 
24.  September  1814  datiertes  Promemorta',  das  die  ^yer- 
alteten  Schiffergilden  und  Innungen  und  alle  die  lästigen  Be- 
schränkungen des  Stapel  Zwanges"  aufs  entschiedenste  bekämpft. 

Da  es  nicht  ohne  Eindruck  bleibt  und  zudem  durch  die 
Verfiffentliclmng  des  Sendsrhreibens ^  eJuos  UnhekuDitf^n  über 
die  Freiheit  der  Kheinschitfahrt  die  kriiftig'ste  Fiuersiutzung 
erfährt,  trachten  die  Mainzer  Gesandten  dm  eh  zwei  neue 
Schriften  die  Scharte  wieder  auszuwetzen,  indem  sie  die  nach- 


*  Die  Briefe  der  Altjreordiioten  mit  den  heiliegenden  Berichten 
und  Eingaben,  die  sich  .»iit  die  Zeit  vom  i:^.  Sept.  1814  bis  ö.  April 
T^'T  T>trccken,  finden  sicli  im  M.St.A.  (Akten  über  Handfl  nnd  \rr- 
kehrdwesen).  Sie  sind  nicht  nur  wirtschaftHgeschichtlich,  sondern  aucii 
kultnrhistoriBch  merkwfirdÜg.  Interessant  ist  beispielsweise  die  That- 
eache,  dafs  dio  l^>^*t  zwischen  Wien  und  Mainz  damals  minde3t<'ns 
16—18  Tage  unterwegs  war.  Meines  Wissens  sind  die  ganzen  Briefe 
8eith<^r  nirgends  bekannt  gegeben. 

-  Abschrift  desselben  bei  dem  10.  Bericht  der  Mainzer  Depatierten 
vom  21.  Dezember  1Ö14,  Abdruck  bei  Klöber,  Kongrefsakten  I,  3 
S.  56  —  63. 

•  Abchrock  bei  Kl  Ober,  Kongrefsakten  I,  8  S.  5&-84. 
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.  gebuchten  Ausnahmen  und  Vergünstigungen  ^  abweisen  und 
den  Gründen  des  Sendschreibenö  mit  Gegengründen  ant- 
worten*. Dem  Inhalt  nach  sind  diese  neueren  Aufsätse  tod 
den  älteren  etwas  verschieden,  indem  sie  weniger  die  durch 

die  Geschichte  bewiest  ne  Ocsetdicbkeit  des  Stapels  wie  seine 
praktische  Unentbehrlicbkeit  betonen.    Unterstützunr::  tinden 

sie  in  der  jr^^i'J^de  erschienenen  ^topofT^raplii-^cli-statistischcn 
Darstellung  des  Rheins"  von  dem  ehemaligen  (jeneraldirektor 
Eichliott'^,  neue  Anfeindung  durch  das  zweite  »Sendhch reiben 
eines  Unbekannten*,  das  an  Schärfe  und  8chneidigkeit  dem 
ersten  in  keiner  Weise  nachsteht 

So  lagen  die  Dinge,  als  die  zur  Ivegelung  der  Flufsschitl- 
fahrt  ernannte  Kongrefskommission  ihre  Sitzungen  erdffnete. 
Inzwischen  hatten  sich  aber  die  Verbftltnisse  praktisch  gegen 

früh f  1  ]ii)ch  verschärft,  da  der  interimistische  Verwalter  des 
Rheins,  Graf  zu  Solms- Laubach ,  während  der  Blockade  Ton 
Mainz  durch  Verfiijrnn«^  vom  l:i.  Afai  1814  die  seither  unter- 
sagten direkten  Thaifahrten  von  Frankfurt  nach  dem  Mittel- 
rhein  gestattet  hatte. 

Die  Küiiimibsion  handelte  menschlich  und  politisch  klug, 
indem  sie  angesichts  dieser  Sachlage  nicht  ohne  weiteres  zu 
einem  Entscheide  drängte,  sondern  beschlofs,  erst  einmal  ruhig 
die  Nächstbeteiligten  um  ihre  Meinung  zu  fragen,  um  dann 
die  aufgestellten  Behauptungen  in  Ruhe  prüfen  zu  können. 
Demgemäfs  wurden  Mappes  von  Mainz,  Danz  von  Frankfurt 
und  Kichhoff,  der  seitherige  Generaldirektor  des  Octroi,  zur 
dritten  Sitzunj^  berufen*. 

Am  20.  Februar  1815  kamen  die  geladenen  l'arteicn  aus- 
giebig 2U  Wort^    Zunächst  entwickelte   Danz   seine  An 


^  „Die  nacliffesuchton  Ansri:ilinit">ii  und  lic'L:ÜTisrigiin<ren.  Ein  Nach- 
trag zur  Abhandlung:  Das  btaffelrecht  .  .  .  1614  (ohne  Angabe  des 
Dniekort«)  16  S.:  Abdruck  bei  Klüber,  Kongrefsaktpn  III  .%l-842. 

*  »Über  die  Freyheit  der  Rheinschifffahrt.     Eine  Beleuchtung 
zweyer  zu  Frankfurt  erschienenen  Schrift<>]it'n,  besonders  d*»«*  Send- 
schreibens; als  fernerer  Nachtrag  zur  Abhandlung :  Das  Staffelrccht 
181')  (olin<>  Angabe  des  Druekorts)  29  S.;  Abdruck  bei  Kl  über,  Kon- 
greföakton  III  S.  :m. 

^  Köln  am  Khein  (gedruckt  bei  M.  Diunout- Schauberg)  im  Ok- 
tober 1814. 

*  Über  die  Frrilieit  der  I\h  ein  Schiffahrt.  Zweites  Sendschreiben 
von  an  ****.  Auf  dem  Konprf'fs  gedruckt.  56  Ö.  Oktav.  Ab- 
druck bei  Klüber,  Kongrefsaktrn  III  S.  ;366~416. 

^  Abschrift  der  Verfügung'  in  dem  Promemoria  der  Mainzer 
Deputation  an  die  Fürstt^ü  >it:'ttr'rnich  und  Hardenberg.  Weiter  Kopie 
derselben  bei  14.  Hericht  vom  14.  Jan.  löl^ 

*  Dieser  Rcschliifs  wurde  in  der  sweit«n  SitEimg  vom  8.  Febr.  1815 
getafst,  nachdem  llollnnd.--  Vertrct  r   I'  ii  n  de  Sparn  din  Fr.i^'«  an- 

fescbuitteu  hatte;  vgl.  Klüber,  Kongrel^akten  III  8.  21 1  31  und 
7.  Berieht  der  Mainzer  Deputierten  vom  11.  Febr.  1815. 

*  Der  Beriebt  der  Maincer  Abgeordneten  hebt  rühmend  hervor. 
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sichten  \  Er  meinte,  die  Behauptung,  der  Stapel  müsse  wegen 
der  natürlichen  Beschaffenheit  des  Stromes  beibehalten  bleiben, 
werde  hinflUHg,  durch  den  Hinweis  auf  die  Thatsache,  dafs^ 
abgesehen  von  Getreideschiffen',  die  primitiven  ^^Lauertannen", 

die  aus  leichten  Tanndielen  gezimmert  waren,  laut  alter  Er- 
laubnis von  Basel  bis  Holland  ohne  Umschlag  und  ohne  Ge- 
fahr ginp:en  und  dafs  während  der  Frankfurter  Messe  selbst 
MainschiflV'  von  2000  Centner  Ladefähigkeit  ungefiilirdet  die 
Streeke  \\'iirzl)urg — Köln  zuriiekle<j:ten.  Man  habe  überhaupt 
die  Gefahren  der  Kheinschiflahrt  bei  weitem  überschätzt.  6o 

Sut  wie  auf  der  viel  schwierigeren  Donau  und  dem  hollän- 
ischen  Teil  des  Stroms  könne  man  auch  auf  der  mittleren 
und  oberen  Linie  desselben  ohne  Haltezwang  auskommen. 
Aur-erdein  hindere  der  Umschlag  die  freie  Konkurrenz,  welche 
mehr  als  iSchutzmafsregoln  die  Entfaltung  des  Handels  fördere. 
Schliefslich  bringe  sein  Wegfall  noch  den  Vorteil,  dafs  man 
dann  die  »Schifterverbindungen  entbehren  könne,  die  nicht  mehr 
zeitgeiuiifs  und  unpraktisch  seien. 

Niichstdeiii  kam  Mappes^  zu  Wort,  den  Hadamar  noch 
durch  ZufUgung  einzelner  Bemerkungen  untersttttste.  Sie 
hielten  die  Beispiele  ihres  Gegners  für  unerheblich  und  ver- 
teidigten den  Umschlag,  weil  er  Sicherheit,  Schnelligkeit  der 
Transporte  und  mäfsige  Frachtpreise  gewlthrb  iste.  £lr  allein 
ermögliehe  eine  genaue  t^berwaehung  der  Fahrten  und  den 
Zusammenhalt  der  Gilden,  die  Pflanzseliulen  tüchtiger  Steuer- 
leute Heien;  nur  hei  seiner  Beibehaltung  sei  darauf  zu  rechnen, 
dafs  der  Verkehr  stets  die  ihm  dienlichen  Fahrten  bereit  finde. 

Zuletzt  sprach  Eichhoflf,  der  neben  den  Streitenden  die 
unabhftngige  Erfahrung  vertreten  sollte,  aber  eine  wenig  ent- 
schiedene  Haltung  einnahm.  Nach  einigen  Wendungen  und 
dem  Hinweis  auf  Umfragen  während  seiner  Octroi Verwaltung^ 
die  ergel>en  hätten,  dafs  eine  ganze  Reihe  von  Städten  für  Um- 
schlagszwnng,  Reihefahrten,  })olizeiliche  Preisregelungen  s 'len^ 
erklärte  er  sieli  flir  Beibehaltung  des  8eitherig«>n  Unisi  hlags- 
rechts  unter  gewissen  Einschränkungen  und  Ahändcrungen *. 

Nach  mancherlei  weiteren  Verhandlungen  liber  andere 
Gegenstände  wurde  der  Austrag  des  Streithandels  in  die 
nlUshste  Sitzung  vertagt  In  dieser  ward  zuerst  nochmals 
Eichhoflf  vernommen,  der  längere  Ausführungen  zur  Verlesung 
brachte.   Seiner  Rede*  kurzer  Sinn  war  der,  dafs  er  nicht 


man  habe  sie  ruhig  und  ohne  Unterbrechung  aussprechen  lassen« 
(19.  Bericht  vom  22.  Febr.  mh.) 

*  Kl  über,  Kongrcrsaktcn  III  S.  33—35. 

*  A.  a.  O.  S.  d9. 

*  Kl  üb  er  a.  a.  0.  S.  8o^37,  38. 

*  Klüber  a.  a.  0.  8.  37—39. 

*  Observations  rar  les  articles  3,  4,  ö  et  6  de  la  Convention  de 
roctrei  de  la  navigatioa  da  Bhin,  bei  Klüber  a.  a.  0.  H.  63—71. 
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von  der  Notwendigkeit,  wohl  alx  r  von  der  grofsen  Nützlich- 
keit eines  gemäTsigten  Umschlagszwanges  überzeugt  sei.  Da- 
bei sprach  er  aber  seine  Meinung  so  wenig  entschieden  und 
klar  aus,  daJk  beide  Partelen  Beine  Worte  zu  ihrer  Unter- 
ettttzung  anfuhren  konnten. 

Die  folgende  Abstimmung  hat  das  Schicksal  des  rhei- 
nischen Stapelwesens  in  seiner  letzten  Ausgestaltung  ent- 
schieden. Einmütig  wurde  die  Absclmffung  des  gezwungenen 
Umschlags,  wie  ihn  die  beiden  ►Stationsstädte  bis  zuletzt  be- 
haupteten, beschlossen.  Es  war  dieser  Entücheid  nicht  aii^- 
schliefslich  durch  das  Gewicht  der  für  ihn  geltend  gemachten 
Gründe  hervorgerufen.  Fast  mehr  erschmnt  er  als  die  natnr^ 
gemätse  Wirkung  wirtschaftlicher  Strömungen ,  die  damals  an 
Ausbreitung  gewannen,  denen  die  nächste  Zukunft  gehören 
sollte.  Die  Gesellschaft  empfand  die  ihr  überall  entg^^n- 
tretenden  Polizeiordnungen  längst  nicht  mehr  als  Schutz-  son- 
dern als  Zwangsmafsregeln  und  suchte  dieselben  endlich  ab- 
zuschütteln. „Man  war  es  müde  geworden,  sich  ewig  gleich 
Kindern  am  Giingelbande  führen  zu  lassen."  In  England 
hatte  die  neue  Lehre  von  der  Freiheit  des  Handels  und  Ver- 
kehrs, wie  des  ganzen  Oüteraustanschs,  zuerst  Aufnahme  ge- 
funden. Bei  dem  Wiener  Eongrefs,  wo  Lord  Olancarty  mit 
Entschiedenheit  die  Anschauungen  seines  Vaterlandes  vertrati 
sind  ihr  fllr  die  verkehrstechnischen  Fragen  sämtliche  Staaten 
Mitteleuropas  beigetreten.  Hatte  ja  gerade  bezüglich  der 
llheinschiffabrt  der  Verfasser  des  ersten  ^Sendschr«'ibon"  auf 
„das  wohlwollende  System"  von  Adam  Smith  hii  i:«  wiesen, 
„dessen  Verkelirbfreiheit  die  Staaten,  welche  einen  ganzen 
Weltteil  ausmachen,  den  verschiedenen  Provinzen  eines  grofsen 
Reichs  ähnlich  werden  lasse*.  Erlösung  aus  enggehallenen 
Schranken:  das  war  es»  was  man  von  der  durch  den  grofsen 
Schotten  in  gefälliger  Form  dargebotenen  lA^hre  des  wirt- 
schaftlichen Liberalismus  erwartete.  Der  natürliche  Ausgleich 
des  ungehinderten  Wettbewerbs,  die  in  der  befreiten  Privat- 
industrie liegende  Kontrolle  sollte  an  die  Stelle  eine«  Wustes 
von  Formeln  und  Vorschriften  treten. 

Dabei  war  man  sich  teilweise  bewufst,  dafs  die  neue  Frei- 
heit nicht  fUr  alle  Beteiligten  gleich  wertvoll  sein  werde.  Hau 
konnte  sich  denken,  dals  etwa  unter  den  Schiffern  einsdne 
durch  gröfsere  Regsamkeit,  Schlauheit,  Tha&raft  vor  anderen 
einen  Vorsprung  erhielten  und  dafs  letztere  zum  Aufgeben 
einer  lang  getriebenen  Beschäftigung  gezwungen  würden. 
Aber  de.s\ve<:en  wollte  man  doch  nicht  dem  Fortschritt  die 
Thüre  vertschliefsen,  „wie  die  Türkei,  welche  wegen  der  vielen 
Abschreiber  die  Buchdruckereien  nicht  aufkommen  liefs**. 

Auch  durch  die  natürliche  Beschaffenheit  des  Strombettes, 
die  den  Umschlagszwang  fordere,  Hefa  man  sich  nicht  mehr 
schrecken.   Der  Gedanke  war  ja  zu  einleuchtend,  da(a,  wenn 
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wertlosere  Güter  in  den  leichten,  freigegebenen  Fahrzeugen 
ungehindert  die  Strecken  passierten,  di*».  anderen  in  besser  ge- 
bauten Schifikgefäfsen  niclit  viel  geiahrdeter  seien.  Wo  aber 
das  Verkehrsleben  gewisser  Mittelpunkte  bedurfte,  da  sollte 
es  sich  solche  selber  zu  schaffen  wissen. 

So  hatten  denn  die  Anschauungen  des  Liberalismus  im 
Verkehrswesen  Uber  den  absterbenden  Merkantilismus  den 
Sieg  davon  getragen.  Alle  Versuche,  ihn  noch  in  letzter 
Stunde  y.n  vereiteln,  wie  sie  etwa  vermittelst  T  hergäbe  einer 
neuen  Denkschrift*  durch  die  Mainzer  Deputation  gemacht 
wurden,  blieben  vergeblicli.  Die  Regierungen  gaben  baldigst 
ihre  Zustimmung  zu  dem  Beschlufs  der  Kommisfiion  zu  er- 
kennen ^ 

Mit  dem  Entscheid  Uber  den  Stapel  war  eigentlich  nur 
ein  Teil  der  Aufgabe,  die  den  RegierungsTertretern  Ubertragen 
war,  gelöst  Koch  blieben  eine  ganze  Reihe  einzelner  Punkte, 

wie  Frachttaxen,  Berechtigung  der  Schiffergescllscliaften, 
grolse  und  kleine  Schiffahrt,  übrig,  die  alle  mehr  oder  minder 
mit  dem  Umschlagszwang  zusammenliingen  und  durch  seine 
Aufhebung  berührt  wurden.  Mehr  aU  aia  hat  die  Abänderung 
der  Rheinschiffahrtsverwaltung  und  die  Schaffung  einer  Cen- 
tndkommission  die  Gemüter  in  den  nächsten  Sitzungen  be- 
schäftigt. 

Allgemein  herrschte  die  Überzeugung  von  der  Notwen- 
digkeit einer  obersten  Behörde,  deren  Thätigkeit  man  sich 
ähnlich  d'^rieiiigen  dachte,  welche  die  Octroidirektion  seit 
1804  ausgeübt  hatte.  Über  Einzelheiten  gab  es  mannig- 
faclie  Wünsche.  Die  Pläne  und  Ausffihrungen ,  welche  die 
Vertreter  der  Machte  vorlegten^,  schieden  sich  in  vielen 
Punkten  yoneinander.  Es  machte  sich  namentlich  unter  den 
kleineren  Staaten  die  Meinung  geltend,  dafs  die  Landeshoheit 
der  einzelnen  Territorien  nicht  mehr  durch  eine  ununter- 
brochen thätige  Behörde  beschränkt  werden  dürfe ,  dafs  man 
sich  vielmehr  mit  einem  Organ  begni\;j;en  müsse,  welches  nur 
zeitweise,  etwa  hall)jilhrig ,  zur  Erledigung  der  notwendigen 
Geschäfte  berufen  werde.  Diese  Frage  war  um  so  wichtiger, 
weil,  im  Unterschied  zu  der  bisherigen  Übung,  Befugnisse,  die 


*  Observation»  de  M.M.  Ics  d^put^s  de  lu  Wilo  de  Mayence  vom 
S4.  Febr.  1815;  übergeben  in  (l«>r  7.  Kommissionssitsiuig  vom  3.  Marz 
181.':  A!.«  hnft  Ihm  (fem  '2tv  1^  rirht  .Icr  Pfputierten  vom  4.  Mftn  1815} 
Abdruck  bei  Kiüber,  KonKreluakten  iU  S.  1Ö7— 197. 

*  Auf  wnTttembergiBchcn  Antrag  wurde  in  der  7.  Sitzung  vom 
8*  Mftrz  1815  auch  der  seit  1808  zu  Ämnnheim  eingeführte  gezwungene 
Umschlag  ausdrücklieb  aufgehoben.  Kiüber,  Kongrefsakten  IU 
8.  168,  169. 

"  In  der  5.  Sitzung  vom  24.  Febniar  1815  wurden  diesbezügliche 
Pläne  durch  die  Vertri^tcr  ^-on  Xn^-nn,  IIc^^on-Darrnstadt,  liadi-n.  Frankr 
reich  und  Preufsen  der  IvoDunitisjou  unteibreitet;  Abdruck  derselben  bei 
KlQber        0.  S.  87—104. 
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der  geuieinsamen  Leitung  unterstanden  hatten,  den  Einzel- 
Btaaten  zurückgegeben  werden  sollten,  wie  Erhebung  der  Zölle, 
Erhaltung  der  Leinpfade  und  dergleichen  mehr.  Diese  Neu- 
regelung schien  im  Interesse  der  Lftnder  am  Mittel-  und 
Niederrhein  zu  liegen,  öffnete  aber  spütorljin  holländisclier 
Willkür  Thür  und  Thor  und  bedeutet  bei  ihrer  dreentralisti- 
schen  Tendenz  für  die  damalige  Zeit  einen  Riickscliritt  gef^en 
die  straffere,  weniger  von  wechselnden  Interessen  Ix'riilirte  Ver- 
waltung im  Sinne  der  Octroikonvention.  Nicht  weniger  Mühe 
machte  es,  die  vielen  überkommenen  Octroirenten  zu  begleichen, 
die  anter  die  einzelnen  Parteien  vertetlt  werden  mufston^. 

Auch  bei  Beratung  der  Schiffahrtsverhältnisse  auf  den 
Nebenflüssen  L;alt  es  manchen  Zwiespalt  zu  verdecken.  Oft 
standen  die  Ansprüche  der  Herrschaften  an  der  Mündung 
denen  des  Oberlaufs  entgegen,  und  nicht  immer  w-ir  es  leicht, 
eine  gemeinsame  Linie  zur  Verständi^'unp:  zu  finden 

Dabei  niulsten  sich  die  Besprechungen  imcli  durch  manche 
Sonderi'nigen  winden,  welche  die  Feststellung  allgemeiner  Be- 
stimmungen verlangsamten.  Bald  beklagte  sich  Strafsburg 
über  Verttnderungen,  welche  die  provisorische  Verwaltung  im 
Schiflahrtswesen  und  an  den  Tarifen  vorgenommen  hatte*, 
bald  mufste  wegen  der  Streitigkeiten  unterbandelt  werden,  die 
zwischen  Oldenburg  und  den  Hansestndten  wegen  Aufheoung 
des  Elsflether  WeserzoHs*  c:eführt  wurden. 

Auch  bei  derartigen  Konferenzen  scheint  Wilhelm  von 
Humboldt  die  ausschlaggebende  Rolle  gespielt  zu  haben.  Alle 
bedeutenderen  Vorschläge  und  Entwürfe  entsprangen  seiner 
Feder,  wie  er  ttberlwupt  durch  kluge  Taktik  und  nnermttd- 
liche  ArbeitskraHt  seinen  Plänen  meist  den  Durchbrach  sn 
sichern  wufste. 

Allmählich  gelang  es,  die  Sonderinteressen  der  einzelnen 
Glieder  mit  den  Forderungen,  die  das  G'-nieinnohl  crlieisM-hte, 
in  Einklanf(  zu  bringen.  In  der  12.  Siizunu  vom  24.  ^I.irz 
1815  wurden  die  SchiflPahrtsverhältniäJie  end^adtig  geordnet, 
und  die  neuen  Verträge  sofort  durch  die  Bevollmächtigten 


'  \^\.  die  lii<'r]Hi^'('lir»rigen  Vorschläco  und  Entwürfe  Humboldt-!: 
„Projet  de  rcdaction  d'articles  28—30  (1— S)  propos«'  par  M.  Ic  baron 
de  Humboldt*'  in  der  9.  Sitsuiiff  Tom  16.  Htrs  1815  und  ,»Noiirelle  Be- 

diiction  d'articles  "  in  der  10.  Sitzung  vom  20.  Hin  1615;  RIfiber 

a.  a.  O.  8.  230-282,  240  244. 

*  Vgl.  z.  B.  die  Forderungen  Badens  und  Württemberg»,  betr.  die 
Schifiahrtsverh&ltnisae  bei  Mannheim  und  Heilbronn,  (Klfioer  a*  «.O* 
S.  169.) 

*  Vgl.  Memoire  do  la  viile  de  Strasybourg,  conceniant  Icü  cbangcv 
mens  op^r^s  par  Tadministration  provisoire  de  l'octroi  du  Rhini  dtiia  la 
pHTtie  de  la  navigation  et  dos  tarifs  (Abdruck  bei  Klüber  a.  a.  O. 
S.  ä6— oti)  und  die  Rechtfertigung  dieser  MafsnakoieQ  durch  UuiQb<4dt» 
sowie  desaen  Memoire  in  der  bacbe  (abgedruckt     a.  0.  S  l&5*UI6)i 

*  Klflber  a.  n.  0.  8.  167,  174—182. 
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der  acht  ^n  öfseren  Mächte  unterzeichnet.  Die  neun  allgemeinen 
Artikel  liber  die  freie  Schiffahrt  auf  Flüssen,  die  mehrere 
Länder  durchströmen,  sind  der  Wiener  Kongrefsakte  vom 
9.  Juni  1815  als  unyerletzlicher  Bestandteil  eingefügt  worden  ^, 
Die  Sätae^  die  sich  auf  den  Rhein  und  seine  Nebenflüsse  be- 
zieben, wurden  ihr  angehängt  und  sollten,  wie  die  Konyea- 
tion  selber,  vor  jeder  Verletzung  geschützt  werden**. 

T^io'  _articlps  coneemant  la  navip^atton  dos  rivi^res  qui 
dans  leur  cours  iiMvi^^able  Sf^paroiit  ou  trayersent  differents 
ötats"  ^  verpflichten  die  Kegierungen ,  eine  Ubereinkunft  be- 
züglich der  Schiffahrtsverhälinisse  zu  treffen,  unter  Zugrunde- 
legung der  in  ihnen  enthaltenen  Sätze.  Als  solche  gelten  in 
erster  Linie  die  Freiheit  der  Fahrten  für  jeden,  der  sich  der 
allgemeinen  Ordnung  Aigt,  und  Einförmigkeit  im  System  der 
Geltüll reiierhebung.  Die  Abgaben  selbst  sollen  unveränderlich 
und  möglichst  unabh.Hn^ig  von  der  Boschafft  nlieit  der  Waren 
sein,  um  die  Abfertigung  zu  erleichtern.  Ihr  Betrag  darf  die 
seither  eingogangonon  Summen  keinesfalls  tiberschrei ten ;  viel- 
mehr soll  man  bei  Abfassung  der  Tnrife  von  dem  ^Tesichta- 

S unkte  sich  leiten  lassen,  dafs  die  Erleichterung  der  Schiffahrt 
en  Handel  fördert  (du  point  de  Tue  d'encourager  le  commerce, 
en  facilitant  )a  navigation).  Das  för  den  Rhein  festgesetzte 
Oetroi  kann  für  diese  Verhältnisse  als  Vorbild  dienen.  Die 
Zahl  der  Erliebungsämter  ist  möglichst  zu  vermindern.  Nirgends 
dürfen  neue  Stapel-  oder  gezwungene  Umschlag^rechte  errichtet 
werden;  die  bereits  beästebeiubn  sind  nur  beizubehalten,  wenn 
die  Uforsta.iten  sie  ohne  Kueksieht  auf  örtliche  Interes^sen  für 
Handel   und  Schiffahrt   im   allgemeinen  zuträglich  erachten. 


nichts  gemein,  doch  ist  dafür  zu  sorgen,  dafs  ihre  Erhebung 
den  Fahrtenverkehr  nicht  hindert  Jeder  Uferstaat  überninmit 
die  Unterhaltung  der  Leinpfade,  die  tiber  seinen  Boden  hin- 
gehen und  die  erforderlichen  Arbeiten  im  Bette  des  Flusses, 
soweit  er  sein  Gebiet  durchströmt. 

Dies  sind  im  wesentlichen  die  allgemeinen  Richtlinien, 
ii.nerhalb  deren  sich  die  Kegh  inents  der  einzelnen  Ströme  zu 
bewegen  hatten.  Für  den  Rhein  und  seine  Nebentiüsse  waren 
dieselben  weiter  ausgearbeitet 

Das  Rheinschiffdirtssystem^  sollte  soviel  wie  irgend  mdg- 


»  Art  108—116.    Kl  über,  ivuugrefsakten  VI  S.  89-92. 
»  Art  117.   Klfiber,  Kongrofsakten  VI  S,  92,  203.  Vgl.  noch 
Oppenheitn,  Der  freie  doiitstlie  Rlifln  S.  119  Anm.  3. 

•  Abgedruckt  bei  Klübn  .  Kongrefsakten  VI  Ö.  89-92,  III  S.  254 
bu  257;  Herman,  Sammlung  der  Gesetze  S.  588—540;  in  deutscher 
Spradie  ebenda  S.  150—153. 

*  Articles  coneemant  la  navigAtinn  du  Rhin  1 — '.2;  abgedruckt  bei 
Kl  üb  er,  Konerefsakten  III  S.  257—275;  Herman,  SHiiimlung  der  Ge- 
setze 642— S>6;  in  dentsolier  Sprache  ebenda  S.  131—146. 
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lieh  auf  alle  Teile  und  Verzweigungen  des  Stroms  (erabranche- 
ments  et  confluens),  namentlich  auch  auf  die  Strecken  zwiächeu 
Basel  und  Strafisburg  und  Ton  der  niederländischen  Grenze 
bis  za  den  Mttndungen  ausgedehnt  werden.  Die  Abgaben 
von  beförderten  Waren  und  die  SchifPsgebubr  (Recognition) 
blieben  ungefähr  dieselben  wie  nach  der  Konvention  von 
1804;  das  Gleiche  galt  von  den  Erhebungsümtem,  nur  dala 
dort  jetzt  die  Golder  für  Rochnung  der  einzelnen  üferstaaten 
und  durch  deren  eigene  Beamte  einkassiert  wurden,  die  aller- 
dings die  Befolgung  der  Schiffahrtöordnung  eidlich  ver- 
sprachen. 

Znr  Überwachung  des  Schifikbrtsbetriebs  wurde  eine 
CentralkommtBBion  eingeeetet,  welche  sugleich  den  amtlidien 
Austausch  unter  den  Uferstaaten  au  vermitteln  hatte  und  als 
Berufungsinstanz  in  Schiffahrtsungelegen heiten  galt.  Sie  be- 
stand aus  den  sieben  Vertretern  der  Uferstaaten  nrvl  vor- 
sammelte sich  jeden  November,  wenn  nötig  auch  im  Frühjahr 
zu  Mainz.  Aulserdem  war  zur  Erledigung  der  laufenden  Ge- 
schäfte und  Leitung  der  Verwaltung  ein  Oberinspektor  be- 
rufen, dem  zwei  Unterbeamten  ^r  die  einzelnen  Stromstreckeu 
beigesellt  waren;  Der  Oberinspektor  wurde  von  der  Central- 
komniission  auf  Lebensaeit  durch  absolute  Stimmenmehrheit 
gewählt,  jedoch  so,  dafs  von  einer  idealen  Anzahl  Stinii  i  n 
Preufsen  Vs,  die  übrigen  deutschen  Staaten  ebenfalls  ^  a, 
Frankreich  und  Holland  je  ^'e,  erhieltm.  Dio  Inspektoren 
sollten  vor  der  Centraikommission  Rechnung  legen  und  ihr 
regelmÄfsige  Berichte  erstatten,  damit  sie  jährlich  eine  aust iihr- 
liche  Überssicht  über  den  Zustand  der  Schiffahrt,  ihre  Fort- 
schritte und  Veründerungen  ablegen  könnte. 

Im  Anschlttfs  an  diese  Bestimmungen  allgemeiner  Natur 
wurden  in  besonderen  Verftigungen  die  StapeTrechte  und  die 
mit  ihnen  zusammenhängenden  Gerechtsamen  irgend  welcher 
Art  für  alle  Plätze  gänzlich  beseitiprt.  Desgleichen  wurden 
alle  Monopole  und  Privilegien  einzelner  wie  ganzer  Gilden 
aufgehoben. 

Die  Nachen  und  Schilfe  der  Verwaltung  fiihrten  aufser 
dem  Wappen  des  Uferstaates  zur  näheren  Bezeichnung  das 
Wort  „Rhenus**  und  hatten  gleich  den  Kassen  und  £rhebungs- 
stellen  alle  Rechte  der  Neutralen  im  Kriege. 

Da  man  sich  auf  dem  Kongrefs  nur  Uber  diese  allgemeinen 
Grundzüge  einer  Rheinschiffahrtsordnung  verständigt  hatte, 
wunlo  schliofslich  noch  verfügt,  dafs  alle  n.Hhercn  AusfüIirunL'«'n 
üb*  1  1  irifwesen  und  gerichtliches  Verfahren,  SchiffsbeliaiKi- 
luiig  wie  Gilden  u.  dfrgl.  mehr  einer  noch  auszuarbeitenden 
endgültigen  Verordnung  vorbehalten  bleiben  sollten.  Wie 
dieser  Plan  zur  Ausführung  gebracht  wurde,  soll  weiter  unten 
erzählt  werden.  Schneller  als  er  kam  die  Aufteilung  der  auf 
dem  Octroi  lastenden  Renten  und  Pensionen  zu  stände,  die 
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durch  die  deatschoD  Uferataaten  mit  yerhältaisinttlAigeii  An- 
sprüchen an  Frankreich  übernommen  wurden*.  Die  schieds- 
richterliche Entscheidung  Uber  die  dem  Rheinschiffahrtsoctroi 
auferlegten  direkten  Renten  wurde  der  Wiener  Rek-hshofrats- 
kommission  übertragen,  die  sich  derselben  durch  Urteil  vom 
26.  März  181Ö  entledigte«. 

Die  Bestimmungen  für  die  Nebenflüsöe  des  Rheins^,  die 
zunUchst  in  SpecialaitKuneen  beraten  und  dann  zusammen* 
waren,  sind  den  oben  erdrterten  Principien  angepa&t 
ach  für  sie  sollte  Verkehrsfreiheit  gelten;  zugleich  wurde 
den  Schiffern  dieser  Flüsse  der  Wasserbetneh  auf  dem  Uaapt- 
Strome  unter  denselben  Bedingungen  wie  dessen  Anwohnern 
gestattet.  Umschlagszwang  und  Monopole  blieben  fürderhin 
ohne  Geltung.  Insbesondere  wurde  den  Uferstaaten  von  Main 
und  Neckar  wie  Mosel  und  Maas  verboten,  die  Schiffahrts- 
gebtthren  über  die  Tarife  vom  Anfang  des  Jahrhunderts  zu 
erhohen;  die  neuen  ZoUsätae  sollten,  soweit  es  die  Umstände 
erlaubten,  dem  Rheinoctroi  nachgebildet  werden. 


>  Klüber  a.  a.  O.  S.  270-278;  Herman  a.  a.  O.  S.  141—145. 
-  Abdruck  r{er<;rlbon  bei  Herman  a.  a.  0.  S.  556^560;  vgL  noch 
ebenda  S.  142,  148  Anm. 

*  Arliclefl  aar  la  naviiration  da  Neckar ,  du  Mein,  de  la  Hoseile, 

de  la  Meuse  et  dn  rEscaut  bei  KI  üb  er  a.  a.  0.  S.  245—247;  Herman 
a.  a.  0.  S.  MO— 542;  in  deutscher  Sprache  ebenda  S.  147—149. 
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Die  Verhandlungen  der  Centralkommission  für  die 
Rhein8Ghlirahrt  Uber  Volliug  der  Wiener  Kenventien. 


§8. 

Ein  bedeutsamer  Schritt  war  in  Wien  gCÄchehen.  oScben 
all  den  Europa  bewegenden  Länderteiliingen  hatte  eine  nicht 
sehr  in  den  Vordergrund  tretende  Kommission  Grundsätze 
festgestellt,  die  för  die  Verkehrsentwicklung  Im  19.  Jahrhundert 
von  weittragendster  Bedeutung  werden  sollten.  Die  Freigabe 
der  Wassers trafsen,  insbesondere  die  Freiheit  der  Kheinschiff- 
lalirt  voll  dem  Purdcte,  wo  der  Flufs  fahrbar  wird,  bis  zum 
Meer,  wurde  unverblümt  und  rückhaltslos  von  den  Vertnigs- 
mächten  zum  Grundsatz  erhoben.  Man  hat  darin  nicht  mit 
Unrecht  den  fruchtbarbten  Gedanken  gesehen,  den  der  ganze, 
sonst  nicht  allsu  rahmlich  *  verlaufene  Eongrefs  zeitigte.  Kur 
seine  Verwirklichung  konnte  mit  den  alten,  teilweise  aus  dem 
Mittelalter  überkommenen  Verhältnissen  aufräumen  und  für 
eine  ungehinderte  Entwicklung  der  Schiffahrt  die  nötige  Onuid- 
Imit«'  schaffen.  Die  Beseiti^xung  des  Stapelzwangs  und  d<^r 
feciiilVermonopolien,  die  Aufgabe  manch  anderer  Beschr  tT^kuiig 
ersclielnen  als  bedeutsame  Schritte  einer  liberalen  Vei  k.  iirs- 
auftuböung,  wenn  man  erwagt,,  welche  Vorurteile  diesen  Mafs- 
nahmen  seither  im  Wege  gestanden  und  yerhindert  hatten,  dafs 
ein  grofser,  von  der  Natur  überaus  begünstigter  Wasserweg 
wie  der  Rhein,  angesichts  der  mangelhaften  Yerkehrsver- 


*  Mit  feiuer  Ironie  gcifselt  ditr  Gräfin  Potocka  in  ihren  Memoir<'n 
die  Stimmung^  auf  dt-m  Wiener  Kongrefs,  wonu  sie  behauptet,  ^dafs  die 
Souveräne,  wie  Kin  li  r,  die  die  Aufsicht  dee  Schulli  hn  rs  Ion  snid,  j»ii'h 
der  Freude  hingaben,  wieder  Hcitou  In  ihrem  ilausc  zu  seiu.  Sie 
glaubten,  sie  hätten  nun  nicht«  mehr  zn  fßrcbten.  Ein  jeder  wählte 
sioli  seine  naine".  —  Die  Memoiren  der  Gräfin  1'  t  eka  1791  -le'20; 
verött'entlicht  von  Kasimir  .Stryenski.  Nach  der  6.  franz.  Auri.  bearbeitet 
von  0.  Marschall  von  liiebcrätein;  Leipzig  (Schmidt  tu  Günther)  S.  242. 
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bindungen  auf  dem  Lande,  in  YoUem  Umfange  aiugentttzt 
wurde. 

Ein  Nachteil  jedoch  haftete  an  den  Beschlüssen  der 
Wiener  Schiffahrtskommission.  Es  waren  nur  „Grundsätze", 
die  ausgesprochen  waren,  keine  Vorschriften,  die  unmittelbar 

in  Vollzug  gesetzt  werden  konnten.  Die  .lufgestellten  Normen 
fanden  keine  Ergänzung  in  der  Möglichkeit,  sie,  wenn  nötig, 
zwangsweise  durc  hzusetzen.  So  dauerte  es  denn  noch  16  Jahre, 
bis  <lie  Vertragsbestimmungen  sänitUch  in  Wirksamkeit  traten. 
Erst  nacii  dieser  langen  Zeit  eines  fortgesetzten  Kampfes  unter 
den  Kegiemngen  wie  den  beteiligten  Interessenten  wcurden 
die  Versprechungen  des  Wiener  Kongresses  eingelöst. 

Artikel  31  der  Konvention  Uber  die  Hheinschiffahrt  ver- 
langte von  den  Uferstaaten  die  sofortige  Ernennung  von  Be- 
volunächtigten  Air  die  Centraikommission ,    die  bereits  am 

1.  Juni  1815  in  Mainz  zusammentreten  sollte.  Es  war  zugleich 
bestimmt,  difs  die  seitherige  provisorische  Verwaltung  die 
Leitung  der  Kheinschitralirtssachen  an  die  Centralkommission 
und  die  Behörden  der  Uferstaaten  aV)7np:eben  hatte.  TTm  die 
Mafsregeln  zum  Vollzug  dieser  Anordnungen  zu  beschleunigen, 
überreichte  Wilhelm  von  Humboldt  am  7.  April  1815  den 
Vertretern  der  Mächte  eine  Note^  die  vorschlug,  die  Auswahl 
der  Mitglieder  für  die  Centraikommission  unverzüglich  vorzu- 
nehmen, den  Grafen  Solms- Laubach,  als  den  Vorsteher  der 
provisorischen  Verwaltung  des  Octroi,  aufzufordern,  sein  Amt 
am  1.  Juni  zu  Händen  der  neugeschaffenen  Behörde  nieder- 
zulegen und  den  früheren  Generaldirektor  des  Octroi  Eich- 
hoff zur  Vorbereitung  des  künftigen,  endgültigen  Reglements 
stt  veranlassen. 

Weder  der  eine  noch  der  andere  Punkt  kam  in  der  vor- 
geschriebenen Zeit  zur  Erledigung.  £rst  nach  Überwindung 
vieler  Schwierigkeiten,  die  zum  Teil  daher  rührten,  dafs  die 
Anweisung  zur  Obergabe  der  Geschäfte  nicht  rechtzeitig  einge- 
troffen war,  konnte  die  Centraikommission,  die  am  5.  August  1B15 
erstmalig  zii'^nrnmengetreten  war,  die  Übernahme  der  j^esamten 
Verwaltung'  lur  den  !(►.  OktolxT  1817  ankündigten'-.  Aber 
auch  damit  war  nichts  Fertij^es,  :  ii  lern  nur  ein  Provi^oriuni 
geschaffen.  Der  bestehende  Gcseliättsgang  blieb  unverändert 
und  sollte  erst  nach  Erlafs  der  sog.  „interimistischen  Instruk- 
tion^ anders  ger^elt  werd^.  Demnach  fuhren  die  Rhein- 
schi£Eahrtsbeamten  fort,  sich  in  allen  Angelegenheiten,  die  den 


'  Abgedruckt  bei  Kl  üb  er,  KoTi-rof^fikt.ii  TIT  S  275  -  277:  in 
deutscher  Sprache  bei  Eicbhoff,  Pragmatische  Darstellun^r  S.  12,  13. 

*  Die  Proklamation  der  CentralkommtasioB  ist  in  deutscher  und 
französischer  Sprache  abgedruckt  bei  Her  man«  AdrefBbnch  1828 
S.  20—23  Anm. 
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laufenden  Dienst  betrafen,  an  die  „subdelegierte  Kommission* 

in  Mainz  zu  wenden,  die  nunmehr  den  Namen  „provisorische 
YiTwaltiiiigskommission  fiir  die  Rheinscliiffahrt"  erhielt.  Das 
Personal  der  Erhebungs-  und  Kontrollämter  trat  in  den  Dienst 
desjenigen  Herrschers,  in  dessen  Gebiet  der  Ort  seiner  An- 
stellung lag,  blieb  aber  gleichzeitig  der  Centralkommission  and 
der  provisorischen  Verwaltungsbehörde  in  allen  Dingen,  die 
seine  Amtsverrichtungen  betrafen,  untergeordnet. 

Es  war  ohne  weiteres  klar,  dals  die  neue  Ordnung,  die 
auf  Grund  der  Wiener  Bestimmungen  die  Verhältnisse  am 
Rhein  dauernd  umgestalten  sollte,  nicht  in  wenigen  Wochen 
oder  Monaten  fertiggestellt  werden  konnte.  Bis  zu  ihrem  Er- 
lafs  trat  ein  Zwisehenzustand  ein,  für  den  besondere  Mafs- 
nakmcn  getroffen  werden  mufsten,  zumal  die  Octroikonveution 
von  1804  im  Laufe  der  proTisoriscben  Verwaltung  Abände- 
rungen erlitten  hatte,  gegen  die  zum  Teil  schon  in  Wien  ESn- 
wendungen  erhoben  wuraen.  Das  Kongrefskomitee  verfiel  da- 
her auf  den  Gedanken,  einstweilen  eine  „interimistische  In- 
strulctiou"  in  Leben  zu  rufen,  „durch  wphhe  verordnet 
wird,  dafs  bis  zur  Erscheinun;^  und  Sanktionierung  des  neuen 
Reglements  die  Konvention  von  1804  befolgt  werden  sull.  mit 
Bezeichnung  derjenigen  Artikel  jedoch,  welche  bereits  durch 
die  jetzigen  Verfügungen  aufgehoben  sind,  oder  durch  andere 
Vorschrifiten  jetzt  schon  ersetzt  werden  mttssen'. 

Man  sollte  meinen,  die  Schaffung  und  Genehmigung  einer 
derartigen  Einrichtung  fUr  die  Zwischenzeit  sei  ohne  viel 
Schwierigkeiten  von  statten  gegangen.  Dennoch  wurde  be- 
treffs ihrer  weder  in  den  näclisten,  noch  in  späteren  Jahren  eine 
Einigung  unter  den  Uferstaaten  erzielt. 

Am  5.  August  1816  fand  die  erste  Beratunji:  der  Central - 
kommissiou  statt.  Wenige  Tage  später,  am  12.  desselben 
Monats,  wurde  ihren  Mitgliedern  durch  ISchhoff  der  Entwurf  * 
zu  einer  interimistischen  Instruktion  unterbreitet^  der  sich  eng 


1  Die  wichtigsten  Entwürfe  und  die  Yerhandluneen  der  Central- 

komini8>ioii  In  «Icr  erstcTi  Zeit  fiiid«'ii  fiich  bei  „Eichhoif,  Pniginntl-ch- 

Seschicbtiiche  Darstellung  der  Verhandlungen  und  Beschlüsse  dt^ 
[os^fskomitees  fßr  die  Freiheit  der  Flflsse;  sowie  der  Benthungen 
der  im  Gefolge  jein  r  BeBchlüsse  in  Mainz  niedergesetzton  Ct  ntr»!- 
kommission.  Gegenwärtige  Lage  dieser  Beratungen.  Mainz  löl9". 
Der  offizielle  Wortlaut  der  Protokolle  wird  dabei  von  einein,  freilich 
stark  subjektiv  gefärbten  Toxt  des  ehemaligen  Generaldirektors  des 
KhcinBcbiffahrtsoctroi  begleitet.  Eine  jirrofse  Anzahl  weiterer  Protokolle 
und  Beschlüsse  der  Centralkommisi«ion  aus  der  Zeit  nach  dem  ,S0.  August 
1817  ist  in  den  „Beiträgen  zur  Kenntnis  und  BefSrdemng  des  Handels 
und  der  Sehiftahrt"  nbf^ednukt,  die  von  dem  bayrischen  Hofrat  und  be» 
vollmächtigten  Kommissär  für  die  Hhcinschiffanrtsangelegenheiten  bei  * 
der  CentrfUkomniimion  m  Maitis  herausgegeben  Tnirden.  Mainz  1818  ff. 
Über  das  Verhältnis  beider  Werke  und  ihrer  Autoren  zu  einander  vgl. 
die  Prasidialrede  det*  badi-elu-n  Bevollmächtigten  in  Nsus  Beitrifpen II 
S.  lüt>  und  Eichhoffs  „Lriautemde  Bemerkungen". 
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an  die  Bestimmungen  der  Octroikonyention  sehlors  und  Ab- 
änderungen derselben  nur  vorschlug,  soweit  er  sie  durch  die 
Grundsätse  des  Wiener  Kongresses  namentlich  betrefis  dee 

Umschlagszwang8  für  gj^boteii  hielt  ^  Seine  Ansichten  wurden 
nicht  von  allen  Mitgliedern  der  Konimission  beifällig  auf- 
gf  iioTuinen;  einige  derselben  wtinschten,  man  solle  auch  Gergens 
und  von  Auer,  zwei  Mitglieder  der  subdelegitTten  Verwaltungs- 
kommission, um  ihre  Meinungen  befragen.  Deren  Auföerungea 
gingen  dahin »  dafs  die  Reste  des  Stapek  und  die  Privilegien 
der  Schifiergilden  bis  zum  ErlaC»  der  endgültigen  Verordnung 
zu  bewahren  seien,  und  dafs  man  auch  an  der  Art  der  0e- 
Liihrenerhebung  und  den  Verhilltnissen  des  Dienstpersonala 
bis  dahin  nichts  ändern  solle. 

Die  Meinungen  über  diese  Vorschläge  blieben  um  so  mehr 
geteilt,  .ils  wechselseitiges  Mifstrauen  die  Bevollmächtigten 
der  Uferstaaten  an  rückhaltsloser  Aussprache  hinderte. 

Allmählich  trat  jedoch  eine  neue  Idee  immer  mehr  in  dea 
Vordergrund^  die  den  vollen  Qenufs  der  freien  Schiffahrt  un- 
bedingt und  sofort  verlangte^  die  forderte,  nicht  nur  die 
gezwungenen  ümschlagsrechte  von  Mainz  und  Köln,  sondern 
auch  alle  darauf  Bezug  nehmenden  Einrichtungen,  das  ganze 
Hafen-  und  Krahnenwesen,  das  Eichhoff  vorläufig  beibehalten 
wollte,  niüfsten  ohne  weiteres  abgeschafft  werden.  Der  nas- 
sauische Kommissar  übernahm  es,  eine  interimistische  Instruk- 
tion in  diesem  Sinne  zu  entwerfend  Obschon  EichhofF  sofort 
seine  kritischen  Bemerkungen*  über  dieselbe  kundgab,  wuide 
sie  doch  zur  Beratung  gestellt  Damit  war  auch  rein  äufserlich 
der  durch  die  Kongrefsakte  art.  31  rorgeschriebene  Weg  ver- 
lassen, der  ausdrücklich  die  Octroikonvention  von  1804  in  den 
Sätzen  der  notwendigen  vorläufigen  Verordnung,  soweit  aU 
angängig,  festgehalten  wissen  wollte. 

Gegen  Nassaus  Vorschlag  erhoben  diejenigen  Widerspruch, 
die  nicht  für  beschleunigte  iVufhebung  der  Umschlagsrechte 
waren,  anderseits  aber  auch  der  Bevollmächtigte  der  Nieder- 
lande, dem  jener  Entwurf  noch  nicht  genug  zu  bieten  schien. 
Es  war  nttmlich  in  demselben  vorgesehen,  dafs  die  holländischen 
Schiffer  von  den  neu  einsuführenden  Begünstigungen  bis  zur 
Vollendung  und  allgemeinen  Billigung  einer  rlpfinitivon  Verord- 
nung ausgeschlossen  bleiben  sollteji.  ü  m  Ii  !•  t/tere  Mafs- 
nahmen  glaubte  man  am  besten  den  thatsachlichcn  V^erh?tlt- 
nissen  gerecht  zu  werden  und  zugleich  auf  die  Niederlande 
einen  gewissen  Druck  ausüben  zu  können,  da  diese,  nach- 


S  146  ^^^«Se  1  hei   Eich  hoff,    Pragmatische  Darstellttng 

*  Die  Hauptartikel  dieses  Entwurfs  sind  abgedruckt  bei  Eich- 
hoff,  Pragmatiflche  DarBtellmig.  Beil.  II  S.  148—150. 

*  Die  ^vichtigsten  dicif^or  „Bemerkungen^  finden  sieh  bd  Eichhoff 

a.  a.  O.  Boll.  III  S.  1.50  159. 

FortebuDgen  XVIll  5.  -  Eckert.  7 
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dam  nlf  wenige  Jahre  sich  der  Octrolerliebuim  «^^efiigt  hatten, 
.sofort  nac'li  dorn  Pariser  Frieden  auf  ihrer  fStroiiistrecke  wieder 
zur  Einfiiliniii^  der  alten  Zölle  und  eines  lästigen  Douanen- 
systems  geschritten  waren. 

Auf  die  angedeutete  Weise  waren  wieder  2  Monate 
(8.  Oktober  —  3.  Dezember  1816)  unter  nutzloaen  Streitig- 
keiten verstrichen.  In  dieser  Lage  erhielten  die  Vertreter 
Badens  und  Hessens  den  Auftrags  ein^  neuen  Entwurf  unter 
Berücksichtigung  der  Resultate  des  vorhergehenden  Meinungs- 
austau8chs  zu  fertif^en.  Auch  gegen  ihn '  sind  von  Eielihnff^ 
der  sich  an  den  Wortlaut  des  Art.  81.  der  KongrePsakte  Inelt, 
und  dem  die  Schonung  seines  Ideales,  der  Octroikonvention, 
am  Herzen  lag,  eine  Reihe  von  Einwendungen*  erhoben  worden. 
Er  trat  dabei  entschieden  fUr  eine  beschleunietere  Abfassung 
der  interimistischen  Instruktion  ein;  die  Zwischenseit  bis  stun 
Erlafs  des  definitiven  Regh  im  ;itä  könne  dann  benutzt  werden, 
um  mit  Holland  über  die  iStromteile,  die  als  Zweige  des  • 
Rhohis  behandelt  werden  sollten  und  über  di»^  OrpTizf^i,  wo 
die  l'iufäfahrt  anfängt  und  aufhört'' ^  eine  l:liniguug  zu  er- 
zielen. 

lazwitichen  öuchte  Preufseu,  das  den  badisch-hessischen 
Entwurf  als  zu  weitgehend  verworfen  hatte,  diesen  durch  selb- 
atändige  GegenTorschhige^  m  besmtigen,  aie  es  am  14.  Not. 
1816  di  r  Centraikommission  vorlegte.  In  ihnen  wurde  zum 
ersten  Male  ganz  rOckhaltslos  darauf  hingewiesen,  dafs  man 
von  der  Handhabung  des  Umschlagszwjtn^i^s  ^faktisch"  nicht 
früher  abhissen  werde,  als  die  e n  dg  ü  1 1  i  n  KegK*ment.s  ver- 
kündet würden,  welche  die  Octroikonvention  von  1804  in  allen 
Stücken  ersetzen  könnten. 

Da  diese  preufsischen  Grundsätze  das  Schicksal  ihrer  Vor- 
gänger teilten  und  gleich  ihnen  von  der  Mehrzahl  der  Bevoll- 
mächtigten verworfen  wurden,  beschlol«  man  ein  Komitee  von 
4  Kommissaren  niederzuaetzen,  die  sich  Uber  einen  «letzten 
Entwurf*  einigen  sollten.  Ein  solcher*  schien  nach  seiner 
Ausarbeitung  durch  die  Vertreter  Preufsens,  Bayerns,  Badens 
und  Hessens  allgemeinen  Beifall  zu  finden.  Allein  nach  seiner 
•ersten  Durchberatung  in  der  Sitzung  des  3.  Dezember  1810 
machten  sich  in  den  folgenden  Tagungen  während  desselben 
Monats  immer  m^r  Bedenken  gegen  ihn  geltend  ^  Die  wider^ 

*  Seine  Hauptartike]  sind  abg«dnickt bei  Etchhoff,  PmgiDatisehe 
DaratelluDg  Beil.  IV  8.  159-164. 

»  V^l.  Eichhoff  a.  a.  O.  S.  31-^. 

'  Die  llauptartikel  dieses  preufsischen  Entwurfs  finden  sich  bei 
Eichhoff  n.  n.  O.  Boil.  V  S.  164—166.  (Die  Üboischrift  &  IM  enthält 
«inen  Druckfehler;  e»  mufa  huifsen  14.  Nov.  ISIO.) 

*  Vgl.  den  Ausrag  desselbeii  bei  Ei  eh  hoff  «.  a.  O.  BeO.  Tl 
S.  166- 

^  Eichhoff  gicbt  die  widerstreitenden  Anaichteu  der  Komnibfiioii 
im  einzelnen  wieder  (a.  a.  O.  S.  40  ff.). 
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streitenden  Anschauungen  PreulBens   wie   der  Niederlande 

epttsten  sich  schMrfer  zu  und  traten  in  den  Vordergrund  des 
Intercsso^^.  Holland  verlangte,  dafs  man  bei  der  thatsächlichen 
Aufhebung  des  Stapels  und  dw  Scliiffermonopolien  von  jeder 
Einschränkung  für  seine  Schiffe  Al)st:ind  nehme.  PreuTsen 
auderseitä  wollte  nur  einwilligen,  wenn  die  neuen  Maiänahiueu 
auch  fUr  die  holländische  Rheinstrecke  vom  1.  März  des 
kommenden  Jahres  yerbindende  EUftft  hätten.  Der  nieder- 
ländische Kommissar  hinwieder  erklärte  diese  Forderung 
Preofsens  fUr  voreilig  und  unannehmbar,  „weil  die  all- 
eemeine und  einförmige  Gesetzgebung  für  die  Seliiflfnhrt 
des  konventionellen  und  niederländischen  Rheins,  laut  der 
Wiener  Akte  erst  nach  der  Verfertigunt?  und  Sanktionierung 
der  definitiven   Reglements  ihre  Voll/iehung  iiuden  könne". 

Es  waren  die  Schachzüge  zweier  i'ai  teien,  die  unter  dem 
Gesichtspunkt,  der  „do  ut  des"  -  Politik  verhandelten.  Die 
Niederlande  beharrten  auf  ihrem  Standpunkt,  dafs  die  interi- 
mistische Instruktion  mit  der  Seliiffahrt  auf  ihrer  Stromstrecke 
nichts  gemein  habe,  während  Preufsen  auf  Sondervorteile  nicht 
verzichten  wollte,  solange  ein  anderer  Staat  seine  Interessen 
denen  der  Gesamtheit  vor/n^^.  Vor  einer  Ver^^ewaltigung 
mittelst  Mehrheitsbesciilttöseii  wuUte  öa  sieh  dadurch  zu 
schützen^  dafs  es  die  Ansicht  verfocht,  auch  die  interimistische 
Instruktion  kOnne,  ebenso,  wie  dies  fUr  das  definitive  Regle- 
knent  bestimmt  war,  nur  nach  Einwilligung  sämtlicher  Ufer- 
staaten' in  Wirksamkeit  treten. 

Die  übrigen  Kommissare  verfochten  weniger  entschiedene 
Meinungen.  Hessens  Vertreter  ging  namentlich  bei  den  Fragen 
des  Um8chla<j^szwanf?s  urifl  d"r  Schifferrechtc  im  Schlepptau 
Preufsens,  da  er  auf  diese  V\  eise  den  Mainzern  die  Vorteile 
des  Stapels  nucii  bewahren  konnte.  Nassau  dagegen  unterstützte 
meist  die  Niederlande,  nicht  nur  aus  Familienrücksichten,  die 
die  Zweige  des  oranischen  Hauses  verbanden,  sondern  auch  aus 
Rivalität  g€^n  die  Sondergerechtsame  von  Mainz ,  die  dem 
Verkehr  seines  Biebricher  Hafens  vielfachen  Abbruch  thaten. 
Frankreich  und  die  süddeutschen  Mittelstaaten  neigten  bald 
auf  die  eine,  bald  auf  die  andere  Seit»*,  suchten  mitunter  zu 
vermitteln,  ohne  doch  die  Entwickiuug  der  Angelegenheiten 
merklich  fördern  zu  kijnnen. 

Eine  Verständigung  war  nicht  zu  erzielen,  und  auch  ein 
neuer  Vergleichsvorachkg  Preufsens  vom  24.  Januar  1817,  der 
in  der  Sitzung  vom  3i.  desselben  Monats  in  Form  eines 
weiteren  Entwurfes  vorlaji; ,  wurde  fallen  gelassen ,  nachdem 
man  mehr  als  zwei  Monde  Uber  ihn  beraten  hatte.  Am 
22.  April  schlug  dann  der  preufsische  Kommissar  vor,  mit 


*  Über  die  Verbandlongen  wegen  dieser  Frage  vgL  Ei  eh  hoff 
a.  a.  O.  S.  56— «1. 

7* 
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Hintansetzung  aller  anderen  Geschäfte  rar  Abfassung  des 
„definitiven  Reglements"  zu  schreiten,  da  man  mit  den  frucht- 
losen Erörterungen  iOier  eine  „interimistische  Instruktion"  nur 
unnütz  die  Zeit  vergeude.  Die  eiulgültige  Kheinschitfahrt»- 
ordnung  könne  seinen  Wünöchen  wie  den  Forderungen  Hollands 
Rechnung  tragen.  Als  GrundWe  für  diese  Arbeiten  empfehle 
sich  die  soeben  im  Druck  erschienene  Arbeit  des  ehemaligen 
Generaldirektors  Eichhoff',  die  bei  Besprechung  der  einselnen 
Artikel  als  Wegweiser  dienen  könne.  Für  den  Zustand  bis  zu 
diesem  Zeitpunkt,  während  dessen,  wie  bemerkt^  der  Schiffahrt 
noch  nicht  der  Genufs  der  ganzen  Freiheit  verschafft  worde. 
rate  er,  eine  Instruktion  zu  erlassen,  deren  Entwurf  ebeuialls 
Eichlioff  zu  übertragen  sei. 

Als  zeitlicher  rrüäident  der  Centralkummission  liefs  der 
preufsische  Vertreter  Jacobi  in  der  That  an  den  ehemaligen 
Generaldirektor  die  Einladung  gelangen,  nnyerzttglich  eine 
neue  Instruktion  unter  möglichster  Berttcksichtfgung  der  seit- 
herigen Milsheliigkeiten  auszuarbeiten.  Dieser  sog.  ^concilia- 
torisehe"  Vorschlagt  wurde  im  Verein  mit  einem  ausführlichen 
Bericht^  seines  Verfassers  am  31.  August  1817  der  Kommission 
unterbreitet.  Winder  einmal  schien  es,  als  ob  Ruhe  nach  dem 
Sturme  eintreten  wolle.  Die  beiden  heftigsten  Widersacher, 
Preuft<en  und  Niederlande  boten  sich  die  Hände,  der  „Geist 
der  Einigung,  der  ihre  Erklftrungen  beseelte**,  liefs  hoffen,  dafs 
die  Übrigen  Mächte  sich  der  Annahme  des  conciliatorischen 
Entwurfs  ebenfalls  nicht  widersetsen  würden.  Allein  es  kam 
auch  diesmal  anders. 

Dor  Streit  begann  wieder  ernstlieh,  nachdem  schon  vor- 
her zwiöchen  Prenfsen  und  Holland  wegen  der  künftigen  (re- 
staltung  des  Veritikationssystems  auf  dem  Niederrbein  Noten  * 
ausgetauscht  waren,  tlurch  eine  in  der  Sitzung  vom  7.  Oktober 
abgegebene  &k]ftrung  des  nassauischen  Kommissars,  welche 
die  in  Frage  stehende  Instruktion  Terurteilte  und  auf  der  „so- 
fortigen Aufhebung  des  Umschlagsrechtes  mit '  allen  seinen 


>  Projet  du  B^lement  d^tinitif  concemant  la  navii^atiou  du  Khin, 
son  admimstration ,  sa  police,  et  1«8  droits  k  y  percevoir;  prMd4  dn 

rapport  gin<?ral  de\cln|»paiit  Ifs  principos  et  les  niofif:^  (jui  ont  <orvi 
d(>  ba.se  k  cc  travail,  pre^ente  4  la  commission  centrale  par  J.  J.  Kich- 
hoff  etc.    Mayeuce  (fcvrier)  1817. 

'  Abffotmickt  bei  Nau,  Beitr&ge  zur  Kenntnis  der  Schiffahrt  1 
S.  l_i;>    \au8  Beiträge  werden  im  folgenden  stet»  nach  Bänden  citicrt» 

"  Ihr  wesentliclie  Inhalt  des  Berichts  findet  sich  bei  Eich  hoff» 
Pragmatische  Darstellung  S.  68—73. 

♦  Erkläninff  dos  konifjl.  iilodoririinUschen  ßcvollmj^chti-rtfn  üb^r 
die  küuftigen  iiafsreffeln  eines  genauen  Verifikationssystems  auf  dem 
köniffl.  niederl&ndiscnen  Rbein.  Ab^e^eben  den  19.  September  1817 
zu  dem  64.  Protokoll;  abgedruckt  b»i  Nau,  Brlträ^M'  1  S.  17  2^^; 
Gegf-näufserung  des  kr»ingl.  preufs.  Bevollmächtigten  vom  23*  Sept.  Ibl7 
im  65.  Protokoll  bei  Nau  a.  a.  0.  1  S.  23,  24. 
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Folgen'*  bestftTuI  Prenf^on  hVit^h  natflrlich  die;  Antwort  auf 
die  erhobenen  Vorwürfe  und  Fordern nir^'n  nicht  schuldig,  trat 
dcDseibcQ  vielmehr  am  10.  Oktobiu-  ruiclnlriicklieh  entgegen 
imlem  es  unter  anderem  hervorhob,  dureli  dun  letzten  Knt- 
wuif  werde  die  niederländische  Regierung  nicht  „ausdrücklich*' 
▼OD  den  Vorteilen  der  Stapelfreineit  ausgenommen ,  dieselbe 
behalte  es  in  ihrer  Macht,  sich  schon  vor  Erlafs  des  definitiven 
Reglements  die  gleichen  Rechte  wie  die  übrigen  zu  erwerben. 
Kach  weiterem  Meinungsaust^uisch*,  an  dem  sich  auch  der 
Vertreter  Hollands  beteiligte,  gab  der  preufsische  Kommissar  in 
der  Sitzung  vom  24.  Oktober  eine  Note  zu  Protokoll ,  worin 
er  die  von  der  Centralkornmission  an  ihn  gestellte  Frage*: 
^Welche  Forderungen  seine  Regierung  traktatgemäfs  an  die 
Niederlande  w^en  der  Freikeit  der  Schiffahrt  während  dee 
Interimistikums  machen  au  dürfen  glaube?**  beantwortete  ^.  Von 
der  niederländischen  Regierung  werde  erwartet,  so  führte  er 
aus,  sie  möchte  endlich  zugeben,  dafs  mit  der  Beratung  des 
definitiven  Reglements  begonnen  werde,  und  Abst.ind  nehmen 
von  dem  Begehren,  den  ^.Status  quo  aul  dem  .so;j^.  kon- 
ventionellen Rhein  (j^wi.sehen  Strafsbnrg  und  Lobitli)  vor  der 
Sanktion   dieser  endgültigen  Verordnung  zu  ändern'*.  Die 

frölsten  Schwierigkeiten  einer  Einigung  böte  die  Behauptung 
es  niederländischen  Kommissars,  „dafs  frei  bis  ans  Meer  und 
bis  ins  Meer"  zwei  sehr  verschiedene  Dinge  seien,  und  die 
Thatsache,  „dafs  der  niederländische  Rhein  für  die  Mit- 
Interessenten  nie  etwas  anderes  als  gleichsam  ein  Krebsloch 
(cul  de  sac)  werden  könne,  in  dessen  Grunde  die  Douaniers 
steckten,  solange  alle  von  dem  Meere  auf  den  Rhein  kommen- 
den W  aren,  sowie  jene,  welche  Lobith  passierten,  den  Maut- 
gebühren, ohne  irgend  ein  Mittel  ihnen  zu  entgehen,  unter- 
worfen bleiben  mOfsten,  sodafs  Artikel  22  der  Wiener  Akte 
auf  der  niederländischen  Rheinstrecke  ganz  illusorisch  würde**. 
„Der  preufsische  Hof  werde  nie  zugeoen,  dafs  während  des 
Interimistikums  die  bestehende  Schiffahrt^<ordnung  umgeworfen 
werde,  insoweit  sie  Holland  verhindere,  Universalerbe  der 
Schitlalirt  und  des  Rheinhandels  zu  werden.*" 


>  Benrteilnng  der  interimiatiBchen  Instmktioii  durch  den  heno^L 

nassauischen  BevoUniriclitl^ten.  Abu^ef!;<'h<Mi  drn  7.  Oktober  1817  nii 
69.  Protokoll:  bei  Nau  a,  a.  O.  I  S.  24— H7.  Sii'  ist  in  der  Dar^follung 
der  Hauptmomentc  der  seitherigen  Verhandlungen  hauptsächlich  feigen 
Preufsen  gerichtet. 

*  Hl  mrrkungen  des  königi.  prenfs.  Kommisflars  vom  10.  Okt  1817 
bei  N an  a.  a.  0.  S.  37—41. 

*  Die  Erkllbmngen  der  verschiedenai  Kommtssare  sind  gedruckt 
bei  Nau  a.  a.  O.  f  S.  41  49. 

*  Vgl.  Nau  a,  a.  O.  I  H.  49  unten. 

*  Vgl  die  unmittelbare  Antwort  im  71.  Protokoll  (Nau  a.  a.  O.  I 

S.  50),  die  Erklärung  im  72.  Protokoll  vom  24.  Oktober  1817  (Nau  I 
8.  52—54)  lind  die  Nachtrilge  dacu  im  Td,  Protokoll  vom  2».  Okt.  Iäl7 
(Nau  1  5).  64—60). 
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Die  niederländiFchn  Regierung  liefs  sich  durch  diese  Aus- 
führungen von  ihren  For(]erungen  nicht  nbbringen  iu\<\  suchte 
nur,  alle  Scliuld  an  dem  Stillstelien  der  Verhantllungen 
Preuföen  in  die  Schuhe  zu  schieben ' ,  desöcn  Vorschhi;:;  ein 
Versuch  sei,  um  von  dem  „conciKatorischeii  lostruktion^projckt, 
das  es  bereits  förmlich  angenommen  habe,  wieder  Iobeu- 
kommen/ 

Ob  diese  Ansicht  einen  scheinbaren  Grund  hatte  ,  mag 
dal) inprestellt  bleiben;  iedcTifallH  wnrden  Kommissionstnitgliedem 
klar  geworden,  dafs  an  eine  V'oliziehunc:  des  cm^'iliatorischen 
Entwurfs  füglich  nicht  mehr  gedacht  werden  knunte-.  Das 
Präsidium  beauftragte  daher  den  Generaldirektor  Eichhoff,  in 
Verbindung  mit  Inspektor  Ockhart  und  Stationskontrolleur 
Wenzel  ein  anderes  Instruktionsprojekt  —  es  war  dies  bereits 
das  achte  seit  Beginn  der  Tagungen  —  im  Sinne  der  Er- 
klärungen vorzulegen,  welche  die  Centralkoramission  am 
11.  November  1817  zu  Protokoll  gegeben  hatte*.  Nach  ihm 
sollten  die  Staaten  des  konventioiiellnn  Rheins  durch  sofortige 
Aufh(  bung  des  Stapels  in  den  Uenufs  der  Freiheit  treten,  die 
niederländische  Schiffahrt  jedoch  erst  von  dem  Augenblicke 
an,  da 

1.  die  Abgaben  auf  dem  holländischen  Rhein  auf  den 
Tarif,  wie  solcher  zur  Zeit  des  Wiener  Vertragsschlusses  be- 
stand, herabgemindert  würden, 

2.  alle  Douanenuntersuchungen  auf  dem  Rhein,  solange  die 
Waren  nicht  ausgeladen  und  zur  Landeseinfuhr  deklariert 
würden,  aufhörten, 

3>  alle  niederländischen  Schiffe  am  ersten  Erhebungs- 
bureau sich  über  Aiche  und  Manifeste  ausweisen  könnten  und 

4.  den  Schiffern  des  konventionellen  Rheins  die  Rück- 
fracht in  den  Niederlanden  gesetzlich  weder  mittelbar  noch  un- 
mittelbar erschwert  würde. 

Auch  diese  Arbeit die  der  bayrische  Kommissar  mit 
schwungvollen  Worten  „als  T^bergang  zur  vollen  Freiheit  für 
den  Handel  und  die  Scliiffahrf  ;inkündigte*.  wurde  von 
Baden,  Bayern,  Frankreich,  Hessen  und  Nas«iau  wiilfUhrig  an- 


*  Autworten  dos  niederländischen  BcvoilmaciiUgten  auf  die 
preursischen  Erklärungen  in  der  Sitnmg  Tom  S8.  Oktober  1817  bei 
Nao  a.  a.  O.  I  S.  GO-  «7. 

^  Vgl.  die  Protokolle  der  74.  iSitzung  vom  4.  November  isl7(Naa 
a.  a.  O.  1  8.  67  -86)  und  die  Erklftrang  des  mederl&ndischen  BevoU- 
mächti^ten  in  der  75.  Sitxiing  vom  11.  November  1817  (Nau  a.  0. 
S.  Ö6  -95). 

*  iM'esolbon  finden  aivh  bei  Nau  a.  a.  O.  S.  9ö  ff. 

*  Dieselbe  ist  gedruckt  bei  Nau  a.  a.  O.  S.  108—133. 

^  Prasidialvortrap:  zur  Prüfung  de«  neuen  Entwurfs  c'mfr  interi- 
mistischen Instruktion  im  80.  Protokoll  vom  7.  Januar  1816  (Naa 
a.  a.  O.  I  S.  99—108). 
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genommen^.  Die  Vertreter  Hollands  und  Preufsens  belüelttn 
sicli  ihre  Entscheidung  vor,  bis  sie  die  Wünsche  ihrer  Re- 
gierungen eingeholt  hiltten.  Am  6.  Fel)ruar  gab  dann  der 
erstgenannte  eine  Kote  zu  ProiukoH  -,  die  einige  Einwendungen 
gegen  das  neue  Projekt  enthielt,  aber  gleichwohl  die  HoflFhung 
auf  den  endlichen  Anagleich  in  der  Haoptsache  nicht  su  zer- 
stören schien.  Dagegen  erklärte  in  der  folgenden  Sitzung  der 

Sreufsische  Kommissar  wider  Erwarten  °,  dafs  die  Weigerung 
er  Niederlande  „das  vorgelegte  Projekt,  so  wie  es  sei,  nnzn- 
nphiiion,  die  Lage  der  Dinge  durchaus  verändere  und  somit 
durch  den  Inhalt  jener  Note  abermals  die  Iloffnungj  endlich 
einmal  eine  interimistische  Instiukuoii  mit  allgemeiner  Über- 
einstimmung erscheinen  zu  lassen,  vernichtet  werde". 

Nach  einer  Torangegangenen  persönlichen  Zusammenkunft 
mit  dem  Fttrsten  von  Hardenberg  betonte  er  am  27.  Februar  1818 
zum  wiederholten^  llale,  er  habe  die  Vorschrift  erhalten  „stracks 
auf  das  Ziel  loszugehen  und  ohne  Zeitverlust  die  Abfassung 
des  definitiven  Reglements  in  Antrag  zu  bringen",  da  seine 
Regierung  nicht  zugeben  könne,  daf^  zum  Nachteil  f^iruT  der 
kontrahierenden  Parteien  eine  interiniislischc  Instruktion  blols. 
einen  Teil  der  Verfügungen  enthalte,  die  ihrer  Natur  nach 
nur  in  das  definitive  Reglement  gehörten.  Der  Vollzug  der 
Verfügung  der  Wiener  KonTcntion  yon  1815,  nach  welcher 
statt  der  gemeinschaftlichen  Gebührenerhebung  die  partiell» 
eingeführt  werde,  mache  allein  den  Gegenstand  der  interimisti- 
schen Instruktion  aus,  und  es  könne  in  dieser  blofs  die  Rede  von 
einer  den  Unterbeamten  zu  gebenden  Weisung  sein ,  weshalb 
sie  dann  auch  nur  die  Arbeit  weniger  Tage  erfordere". 

Durch  diese  offene,  unzweideutige  Erklärung  de«  ])reufsi- 
schen  Bevollmächtigten  war  der  Gang  der  Verhandlungen 
▼ollkommen  zum  Stillstand  gebracht  Die  ganze  Ratlosigkeit 
der  Centnilkommission  kommt  in  dem  Beschluis  zum  Aus- 
druck, den  sie  am  13.  August  1818  zu  Protokoll  gab.  Die- 
Vertreter  der  verschiedenen  Mächte  mit  Ausnahme  de» 
hessischen  erklftrtrn  dfirin,  es  bleibe  ihnen  nirbtH  übrig,  als 
ihre  Höfe  über  die  ganze  Lage  der  Sache  in  Kenntnis  zu 
setzen  uud  neue  Instruktionen  abzuwarten.    Preufsen  wurde 


*  Vgl.  Abätimiuuugen  über  den  im  80.  Protokoll  vom  7.  Januar 
1818  eingi  nJckten  ....  fintwnrf  tu  einer  iBterimistisehen  Instraktion 

bei  "Sau  a.  !i.  0.  I  S.  137—140. 

*  Köni^l.  niederländische  Erklärung  in  betreff  des  neueston  Ent- 
wurfs einer  interimistischen  Instruktion  ira  85.  Protokoll  vom  6.  Februar 
1818  (Nau  a.  a.  O.  1  S.  140—144)  und  weitere  Erkltrniig  vom  10.  Febr. 
1818  iebenda  S.  144-145) 

*  Des  Königl.  preufs.  Kommissars  Ab.stiiuniungen  vom  10.  Februar 
1818  (Nau  a.  a.  O.  S.  145-148). 

*  Neue  Abstimmung  des  köni^I.  preufs.  Kommissars  über  den  näm- 
lichen Gegenstand  im  87.  Protokofl  vom  27.  Febr.  1818  (Nau  a.  a.  O.  I 
S.  151—16^ 
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von  iliuen  in  jeder  Weiue  für  die  8tockuügeu  und  Hemmnisse 
▼erftQtwortlich  gemacht  und  namentlich  betont ,  dafs  die  Cen- 
tralkommiasion  gegenttber  den  Ansprüchen  seine»  Hofes  auf 
„Modiiikationen  in  den  niederlandiscnen  Seerechten*^  standhaft 
bei  der  frülier  geäufserten  Behauptung  verharre,  von  diesem 
Punkte  dürfe  auf  keinen  Fall  die  Ausbildung  dos  Si  liilTahrts- 
■vvesens  auf  dem  Rhein,  der  Vollzug  der  Wiener  Kongrefsakte 
über  die  Schiffahrt  und  die  unbedingt  veronlTiete  Aufhebung 
des  gezwungenen  Umschlags  zu  Köhl  ubiiungig  gemacht 
werden. 

Auf  dies  „EollektiTvotam*'  antwortete  Jacobi  unmittelbar^ 
„nach  anderthidbjährigen  vergeblichen  Versuchen  sich  gQtlich 

zu  verständigen,  sei  es  nun  endlich  Zeit,  das  zu  tliun,  was 
preufsischerseits  .schon  so  oft  seit  rlem  14.  Januar  1817  in  An- 
trag gebracht  worden,  nämlich:  dio  ir^n-antierenden  Mächte  der 
Wiener  Kongrefsakte  zu  Schiedsrichtern  aufzurufen". 

So  lag  denn  die  Unmöglichkeit,  aui  iiicllicheni  Wege 
weiterzukommen,  nach  vielmonatlichen  Verhandlungen  klar  zu 
Tage,  Die  Forderungen  Preulsetts  und  Hollands  standen  sich 
so  schroff  gegentlber,  sie  waren  durch  solch  breite  Kluft  ge- 
schieden, dafs  an  eine  Überbrüekung  kaum  mehr  gedacht 
werden  konnte.  Äufserliche  Verbesserungen  im  Glang  der  Be- 
ratungen, eine  veränderte  Art  der  Abstimmung,  wie  sie  sich 
beispielsweise  Eichhoff  dachte*,  hättt^i  da  nur  wenig  helfen 
können.  Der  Zwiespalt  ging  viel  tiefer;  es  handelte  sieh  um 
Principienfragen ,  bei  denen  kein  Teil  sich  vor  dem  anderen 
etwas  vergeben  wollte,  bei  deren  Ausfechtuog  man  sich  daher 
um  formelle  Bedenken  nur  wenig  kümmerte.  Heute  können 
wir  fragen,  zu  wessen  Gunsten  die  Verträge  sprachen,  wer 
von  den  Streitenden  das  Recht  auf  seiner  Seite  hatte?  Fttr 
die  damaligi'ii  K«*lmpfer  waren  die  geschlossenen  Pakte  nur 
drittel  zum  Zweck,  deren  Sinn  man  nach  eigenem  Belieben 
deutete. 

Man  hat  lange  Zeit  die  Isicdirlande  verdammt-,  weil 
sie  „der  deutscheu  Unerfahrenheit  und  Nachgiebigkeit  deutsche 
Krähe  abgetrotzt^,  weil  sie  „die  Wiener  Kavigationsakte  mit- 
unterzeichnet**  und  dann  deren  Inhalt  kflnstlicn  verdreht  und 

vergewaltigt  hätten.  Dieses  schroffe  Urteil  ist  zweifelsohne  nur 
bedingt  richtig.  Die  Thatsache,  dafs  Holland  sofort  nach  dem 
Pariser  Frieden  auf  seiner  Strom  ^trecke  wieder  d*'n  alten  Zu- 
stand einrichtete,  mag  ja  bis  zu  gewisbem  Grade  darauf  hin- 
weisen, dafs  es  <lie  Zugeständnibse  in  Wien  nur  mit  Hinter- 
gedanken gegeben  hatte.  Allein  bei  den  Verhaiullungen  der 
Centraikommission  hat  es  sich  mit  seinen  Forderungen  iuuer- 


*  Pragmatische  Darstellung  S.  92  C 

*  In  welcher  Schärfe  dies  geschehen  ist,  seurt  beispiebweiae  die 
Darstellung  bei  Oppenheim,  Der  freie  dentoche  Sheia  8.  125^190. 
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halb  der  ihm  zustehenden  Rechte  bewegt.  Es  war  bereit,  auf 
die  Erhöhung  der  Strümgebühren  wie  die  Einrichtung  von 
Stapelplätzen  zu  verzichten,  es  wollte  den  deutschen  Schi£feru 
in  Beinen  Hilfen  die  Rückfracht  gestatten  und  sich  den  Sats- 
ungen  über  das  Mitfiihren  von  Schifismanifesten  wie  Aichung 
der  Fahrzeuge  fügen.  Nur  in  einem  Stück  blieb  es  hart- 
näckig und  unnachgiebig,  in  der  Festhaltung  seines  Douanen- 
systfins  (Zollsystems)  ftlr  die  aus  der  See  und  in  die  See 
gehenden  Waren,  das  auch  für  blofse  Transitgüter  galt,  die  auf 
der  Wasserstrafse  durch  sein  Gebiet  nur  durchgeführt  wurden. 
Die  Zähigkeit  in  diesem  Punkte  wird  leicht  begreiflich,  wenn 
wir  bedenken,  dafs  die  Abgabe,  die  vom  Handel  erhoben 
Wörde,  damals  die  Haupteinahmequelle  des  niederländischen 
Staatswesens  bildete.  Für  die  davon  Betroffenen  war  aller- 
dings das  angefochtene  System  ungemein  lästig,  da  die  Ein- 
nnd  Ausgangszölle  nicht  nach  dem  Gewicht,  dem  Mafs  oder 
der  Stückzahl  wie  bei  den  Schiffahrtsgebühren  (Uctroi  ),  sondern 
nach  dem  Werte  der  Gfiter  erhoben  wurden,  wodurch  nament- 
lich für  die  zur  Durchfuhr  bestimmten  Waren  uninalsig  viel 
Zeit  verloren  ging.  Dabei  waren  die  Eingangszölle  zum  grofseu 
Teil  nnyerhAltnismäfsig  hoch,  ja  man  scheute  sich  nicht,  den 
Transit  einzelner  Warengattungen  mittelbar  oder  unmittelbar 
ganz  zu  untersagen^. 

So  schädlich  diese  Mafsregelu  für  die  Entwicklung  des 
Verkehrswesens  waren,  so  sehr  sip  die  TToffnungen  weiter 
Kreise  täuschten,  formell  war  ge«;en  sie  nichts  einzuwenden. 
Die  weitverbreitete  Meinung?,  die  AViener  Bestimmungen  üher 
die  Freiheit  der  Flusse  iiätten  ohne  weiteres  auch  für  den 
Seeverkehr  gegolten,  ist  sicher  unrichtig.  Die  wichtige  Frage, 
wie  es  mit  dem  Übergang  der  Waren  von  .dem  See*  auf  das 
flufsschiff  gehalten  werden  solle,  war  auf  dem  grofsen  Kon- 
greß nicht  entschieden,  weil  nicht  beachtet  worden.  Wilhelm 
von  Humboldt,  der  mehr  Diplomat  unl  Staatsmann  als 
Nationalökonom  war,  hatte  versäumt,  die  Aufmersamkeit  darauf 
zu  lenken,  und  Holland  seinerseits  sich  wohl  gehütet,  auf  sie 
hinzuweisen.  Unter  diesen  Umständen  war  der  unübersetzbare, 
mifsverstäudliche  Ausdruck  Jusqu'k  la  mer"^  zur  Annahme 

Sekommen.  Die  wenigen  Kenner  der  Verhältnisse  sind  aller- 
ings  Uber  seine  ursprüngliche  Bedeutung  nicht  im  Unklaren 
Kewesen.  Eichboff,  der  einzige  sachkundige  Berater  der  Wiener 
Tagungen,  machte  daraus  kein  Hehl,  dafs  jusqu'ii  la  mer  mit 
bis  an  das  Meer  zu  verdeutscltf^n  sei.  „Was  neben  der  freien 
Fluüsfahrt  des  Kheinsf  von  einem  Ende  des  Stroms  bis  zum 


'  V^l.  Oppenheim.  Dir  frei»'  deutsche  Rhein  S.  136- 
-  Die  wichtigsten  der  eheuiuli^en  Erörterungen  über  den  Sinn  der 
Worte  Jusqu'ä  la  mer"  finden  sich  zusammengestellt  bei  Kl  über, 
Becht  dos  deutschen  Bundes  §  571  Anm.  d.  S.  788—785. 
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andern,  noch  über  diesen  hinaus,  das  lieifst  ttir  die  freie  Fahrt 
in  und  aus  der  See,  als  wünschennw ert  erscheinen  möge,  ge- 
höre anerkanntermafsen  (!)  nicht  zu  den  Gegenötanden  der 
Mission  der  zum  Vollzug  des  Wiener  Vertrag  berufenen  Be* 
▼oihnflchtigtoii  bei  der  CentnUkommiflsion,  sondern  müsse  den 
Stoff  za  eigenen  Verhandlungen  (!)  mit  den  respektiven  Mächten 
geben,  die  sich  im  Besitz  der  Mündungen  von  Flüssen  be- 
finden etc/  Humboldt  selbst  vertrat,  als  er  befragt  wurde, 
entschieden  die  Ansicht,  dafs  den  Seeufcrstaaton  das  Recht 
nicht  abzusprerlu  11  sei,  die  Einfuhr  vun  der  See  beliebig  zu 
belasten,  auch  wenn  es  sich  nur  um  Transit  handle^.  Un- 
zweifelhaft mufüte  aber  der  Mann,  der  den  Vertrag  abgescliloöüeu 
hatte,  über  den  Sinn  desselben  unterrichtet  sein.  Die  Ober- 
tragung  des  jusqu'ä  k  mer  mit  den  Worten  „bis  an  die  See** 
entsprach  der  ursprünglichen  Sinnesmeinung  des  Wiener 
Kongresses. 

Alle  sittlieho  Entrüstung,  die  man  lange  Zeit  gegen  die 
Niederlande  ausspielte,  iiiufs  sich  angesichts  der  offenknndigen 
historischen  Tliatsachcii  legen.  Tlolland  verfoclit  sein  gutes 
Recht,  dessen  es  sich  vertragümäläig  unzweifelhaft  nicht  be- 
geben hatte,  selbst  wenn  es  dasselbe  in  starrer  Selbstsucht 
sum  Schaden  seiner  Nachbarn  ausbeutete.  Aber  Preufsen  Ter* 
trat  ein  gröfseres  Reclit,  als  es  seinerseits  mit  jedem  ihm  zu 
Gebote  stehenden  Älachtmittel  auf  die  völlige  Befreiung  des 
Rheinverkehrs  hinsteuerte.  Seine  Interpretationen  und  Forde- 
rungen sind  rein  reclitlich  genommen  unhaltbar.  Allein  wenn 
sie  sich  aucli  mit  dem  Buclistaben  der  Gesetze  nicht  deckten, 
so  waren  sie  doch  auf  das  Wohl  ganz  Deutschhmds  gerichtet. 
Während  die  übrigen  Bevollmächtigten  der  CentraikommisÄion 
sich  fast  ausschließlich  als  Vertreter  ihrer  kleinen  Staatswesen 
gebärdeten,  hat  Preufsens  Gesandter  allein  das  Interesse  des 
gröfseren  Reiches  im  Auge  behalten.  Sein  Auftreten  war  eine 
Konsequenz  der  wirtschaftlichen  Anschauungen,  die  die  leiten- 
den Männer  der  norddeutschen  GrofsniHcht  damals  beherrschten. 
Während  man  in  Holland  noch  nach  merkuntilistischer  Weise 
die  heimische  Volkswirtschaft  durch  Schädigung  der  fremden 
schützen  wollte,  während  man  dorten  den  Wohkiaud  mit 
staatlichen  Machtmitteln,  Zwang  und  Zöllen  zu  heben  suchte, 
hatte  in  Preufsen  der  optimistische  Liberalismus  gesiegt,  der 
auf  die  Freiheit  des  einzelnen  wie  die  Erleichterung  des  ge- 
samten Vcrkehrslebens  hindrängte.  Die  Staatslenker,  die  die 
Ocschiiftsinstruktion  vom  26.  Dezember  1808  ausgearbeitet 
hatten,  die  das  Edikt  vom  2.  November  1810  erliefsen  und  das 
liberale  Handels-  und  Zollgesetz  vom  26.  Mai  1818  schulen, 


^  Eich  hoff,  Pragmatische  DarsteUong  &  145;  vgl.  überhaupt 
ebenda  8.  140—145. 

*  Gothein,  Befreiung  des  Bhems  S.  8371. 
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konnten  es  nicht  ruhig  mit  atii^ehen,  wie  der  freie  Warenaus- 
tausch ihrer  Provinzon  durch  den  selhst8iiclitif!:en  Nachbar  ge- 
hindert und  geschädigt  wurde.  Die  neue  HeiUiehre  sollte  nach 
ihreno  Willen  nicht  Schritt  für  Schritt  in  langsanu  n  Kompro- 
missen, sondern  mit  einem  Male  in  ganzer  Ausdehnung  An- 
erkennung finden. 

Den  Bestimmungen  des  Wiener  Kongresses  hat  Preufsen 
bei  diesen  Bestrebungen  cMitschieden  zuwidergehandelt.  Seine 
Auslegung  des  art.  31  der  Rheinschi fTahrtskonvention ,  durch 
welche  die  vorgesehene  „interimistische  Instruktion"  in  eine 
einfache  adnniiistrnfive  Mafsregel  umgewandolt  wnrdnn  sollte, 
8i)ottete  allen  Kegeln  juristischer  Interjirotationskuiist.  Seine 
Erklärung,  es  werde  den  J^tapel  von  Köln  niclit  eher  aufheben, 
als  bis  Holland  von  den  Transitzöllen  Abstand  genommen 
habe^  war  ein  offenkundiger  Gewaltakt»  der  nur  durch  allerlei 
Wendungen  bemäntelt  wurde.  Aber  Preufsen  blieb  kein  anderer 
Ausw^i  als  zu  diefsem  Mittel  zu  greifen.  Die  friedliche 
Retorsion  war  der  einzige  Trumpf,  den  es  bei  seinem  Gegner 
mit  '^iniirer  Hoffnung  auf  Erfolg  ausspielen  konnte.  Ihre 
Durchtührung  ist  ihm  wahrlieli  nicht  leicht  geworden. 

Ganz  abgesehen  davon,  dals  sein  Bevolhnaehtigter  Jacobi 
au  btaatsmännisclier  Klugheit  und  diplomatischer  Geschicklich- 
keit sich  mit  Preufsens  früherem  Vertreter  Humboldt  nicht  ver- 
gleichen liefs,  dafs  steh  dessen  KechtsausfÜhrungen  von  Anfang 
an  auf  schwankendem  Boden  bewegten,  wurde  seine  Stellung 
noch  dadurch  erschwert,  dafs  sein  Kommissar  nicht  gleich  au 
Beginn  der  Beratungen  entschieden  mit  seinen  Forderungen 
hervortreten  konnte.  Als  er  dann  endlich  Firhe  bekannte, 
erhob  sich  ein  Sturm  der  Entrüstung,  wie  man  ihn  kaum  er- 
wartet hatte.  Unbedingt  zu  Preufsen  hielt  nur  Ilessen-Darm- 
ßtadt,  einmal,  weil  sein  kluger  Minister  du  Thil  dessen  Stand- 

Suokt  als  richtig  erkannte,  dann  aber  auch,  weil  es  dadurch 
as  Mainzer  Stapelrecht,  an  dem  die  Stadt  mit  allen  Fasern 
hing,  möglichst  lang  erhalten  konnte.  Die  Stellung  der  übrigen 
Staaten  war  zweifelhaft,  zum  Teil  offen  feindlich,  Nassau  ging 
unbedingt  mit  Holland,  schon  aus  Arger  über  den  Mainzer 
Umschlagszwang,  Frankreicii  trieb  ein  Doppelspiel.  Es  war 
selbst  nur  wenig  an  der  Kheinseluffahrt  interesaiert.  Da  das 
Elsal's  durch  die  vielen  Kaualu  mit  seinem  Kernlande  ver- 
bunden war,  brauchte  ihm  an  dem  Auf  bltthen  der  Rheinschiff- 
fahrt nur  wenig  zu  liegen.  Es  trat  daher  immer  mehr  f^r  die 
holländischen  Forderungen  ein  und  wufste  sogar  bei  den  stid- 
deutschen  Machten  Sympathien  für  diese  zu  wecken.  Schliefs- 
lich  verlangten  sämtliche  in  der  Kommission  vertretene  Staaten, 
diifs  der  sjfezwungene  Unist  hiag  aufgehoben  Mcnien  solle,  und 
fast  pelii'  ii  es,  als  ob  Preufsen  das  Feld  räumen  wolle.  Sein 
Bevoilmachtigter  war  jedenfalls  bei  den  Beratungen  schwankend 
geworden  und  nahe  daran  nachzugeben.    Da,  im  Momente 
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des  Zögerns  und  der  Unentschlossenheit,  wurde,  wie  bereits 
erwähnt,  durch  Hardenberg,  dem  der  Kollier  Oberbürgermeister 
die  Verhältniflse  klargelegt  hattet  die  Situation  gerettet. 
Nach  jener  wichtigen  Unterredung  mit  JaiCobi,  auf  die  auch 
in  den  Protokollen  der  Centraikommission  Bezug  genommen* 
ist,  erhielt  dieser  den  genauen  Befehl,  in  keinem  Falle  nach- 
zugeben, sondern  auf  den  vorgebrachten  Forderungen  in  vollem 
Umfani^o   zu   verliarren.    Am  27.  Februar  1818  wurde  der 

freufsi.^clie  Entschlufs  den  übrigen  Mächten  in  entschiedener 
'orm  kundgegeben. 

Damit  stockten,  wie  oben  bemerkt,  vollkommen  die  Ver- 
handlungen, iiiä  zum  8.  September  kamen  die  betreflfenden 
Fragen  Überhaupt  nicht  weiter  zur  Sprache.  An  diesem  Tage 
stellte  Jacobi  nochmals  die  Alternative:  „Entweder  auf  dem 
deutschen  Rhein  den  bisherigen  Zustand  so  lange  aufrecht  au 
halten,  bis  es  möglich  sein  werde,  ihn  durch  ein  vollständiges 
in  seinen  einzelneu  Teilen  und  in  seinem  ganzen  Zusammen- 
hange durchdaclites  dpfiiiitives  Keglemeiit  zu  ersetzen,  die 
interimistische  Instruktion  hingegen  auf  das,  was  sie  ihrer 
Natur  nacli  als  Instruktion  für  die  Zollbeamten  aciu  soll, 
und  auf  die  inneren  Angelegenheiten  der  Übrigen  Uferslaaten 
zu  beschrftnken,  oder,  wenn  man  glaube,  dafs  es  geschwinder 
zum  Zwecke  filhren  werde,  den  Gedanken  an  eine  interimistische 
Instruktion  ganz  aufzugeben  und  sich  ausschliefslich  mit  der  Ab- 
fassung  eines  Definitiv-Reglements  zu  beschäftigen/®  Natürlich 
koiinto  er  sich  nur  der  Zustimmung  des  hessi'-rhen  Gesandten 
erfreuen*.  Die  übrigen  Kommi^^nre  verhielten  sich  seinen 
Wünschen  gegenüber  durchweg  abliuld*. 

In  der  Folgezeit  drehten  sich  Fragen  und  Antworten  in 
einem  ewigen  Zirkel;  es  gab  nicht  einmal  mehr  dramatische 
Kämpfe  innerhalb  der  Kommission,  die  den  mttden,  schleppen- 
den Qang  der  eintönigen  Verhandlungen  wirksam  nnterbrochen 
hätten.  Die  Protokolle  ziehen  sich  in  eine  entsetzliche  Länge^ 
sind  angefüllt  mit  schönen  Redensarten,  wissen  aber  kaum 
neue  Gedanken  zur  Sache  vorzubringen*.  Selbst  dJe  v..n 
Holland  in  jenen  Tagen  zugestandene  TaritennHfsi'jruiiL:  lür 
den  Transitverkehr,  durcli  welche  die  den  gew(diiiUehen, 
früheren  Zollabgaben  zugeschlagenen  15*^/0  wieder  abgeschadt 


'  Gothein,  Befrt  iiing  des  Rheins  S.  8872. 
2  VeL  Nau,  Beiträge  1  S.  150. 

*  Dieses  Votum  ist  gedruckt  in  finuisörischer  Sprache  als  BeUace 
zu  Heft  6  von  Naus  Bcitrü^eu  Bd.  I  und  in  deutscher  Spiacne 
ebenfalls  bei  Nau,  Beitrüge  I  S.  369— Öt^. 

♦  Vgl  Nau,  Beiträge  I  S.  392. 

»  Vgl.  Nau  a.  a.  0.  I  S.  385-395. 
•  *  Vgl.  die  Protokolle  der  Centraikommiasion  bei  Naa,  Beitrige 
Bd.  I  uud  Bd.  II  Heft  1  und  2. 
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wurden')  fand  weni^  Wiederhall.  Gelegendicli  wurde  immer 
wieder  von  neuem  in  pompliaften  Worten  betont,  dafs  unter 
den  Gesandten  der  meisten  Mächte  ,|kein  Zweifel  herrsche  über 
die  Art  der  Vollziehung  der  Wiener  Verträge".  „Die  stolze 
Colonia  allein  ist  es,  die  fortwährend  der  Macht  des  feierlichen 
Völkervertrages  trotzt:  in  ihrer  Anmafsung  unterstützt  durch 
fortgesetzte  Eingelenke  ihrer  Verteidiger."  „Aber  es  ist  die 
Heiligkeit  eingegangener  Verträge,  was  Throne  und  Staaten 
schirmt:  die  Mauern  der  alten  .Römerstadt  sind  nicht  stark 
genug,  dafs  an  ihnen  steh  die  Kraft  dieser  Wahrheit  breche" 
Weiter  gf  s.  l»  \h  nichts. 

Um  die  Mitte  des  Jahres  1819  wandte  sich  dann  Nassau 
in  seiner  Ratlosigkeit  an  den  Bundestag''^,  um  durch  sein  Ein- 
greifen die  Aufhebung  des  Stapelzwangs  zu  erwirken.  Ein- 
gekeilt zwischen  Preufsen  und  Hessen  war  sein  Verkehr  haupt- 
üiiclilich  auf  die  liheiustraföe  angewiesen  und  wurde  daher 
durch  die  Retorsionsmafsregeln  weit  mehr  geschädigt,  als  der 
seiner  nitchsten  Kachbarn»  deren  Stüdte  aus  dem  Fortbestand 
des  Umschlagszwangs  Nutzen  zogen.  Diese  Bemühungen 
blieben  erfolglos,  ganz  ebenso  wie  die  Denkschrift  der  Kölner 
Handolskamnior  vom  selben  Jahre,  wt^li-he  die  holländischen 
Rechtsausfülirungen  betreffs  des  t^bergangs  vom  Meer  in  die 
Flüsse  bekämpfte *,  kein  praktlütiies  Resultat  zeitigte. 

Auch  der  Verzicht  der  Kölner  auf  den  Umschlag  der 
meisten  Landesprodukte  und  die  Erhebung  von  Gebühren  für 
nicht  wirklich  überladene  Waren*  brachte  trotz  seiner  Zweck- 
mäfsigkeit  keine  weitergehende  Beruhigung  der  Gemüter.  Die 
Mehrheit  in  der  Centraikommission  forderte  immer  ungeduldiger 
die  alsbaldige  Abschaffung  der  Zwangsrechte,  worauf  dann 
später  wegen  Beseitigung  der  holländischen  Seerechte  verhandelt 
werden  könne. 

Besonders  dringlich  wurden  diese  Wünsche  vom  Früh- 
jahr 1820  an,  da  für  die  Güterbeförderung  auf  dem  Khein 
durch  die  befreite  Elb-  und  Weserschiffahrt*  starke  Eonkurrena- 


1  firldlning_  des  königl.  niederländischen  Bevollmächtigten  In  der 
8it«ung  vom  5.  Jim!  1818  bei  Nau,  Beiträge  I  S.  284«  285. 
Nun,  Beiträge  II,  2  S.  11. 

■  Vgl.  die  diesbezüglichen  Noten  und  Erklärungen  bei  Nan,  Bei- 
trtige  II  s.  182—191  und  die  Bemcrkunp:<'n  S.  217  24a 

*  Soli  der  Rhein  bis  in  oder  nur  bis  au  das  Meer  frej  sein?  £iue 
Abhandlang,  dem  kSnii^L  prenfs.  Ststttsininisterinm  gehorsamst  über- 
reiclit  von  der  Handelskammer  zu  Köln;  abgedruckt  bei  Xau  II 
S.  24;^ — 264;  Bemerkungen  des  nassauischen  Bevolhnächtigten  zu  dieser 
Abhandlung  ebenda  S.  264  270. 

6  Vgl.  Nau,  Beiträge  II  8.  261,  266. 

ni»'  Elbcschiffahrtsfikto  nnf!  dif  Wf<?erschiffahrtsakte  '^inil  ab- 
gednickt  bei  Me;f  er,  Staatsakten  8.  354—407;  iJerman,  Adrefsbuch 
18^  S.  60  -169.  Als  besondere  Erleichterungen  wurden  die  Anfliebung 
ih>  EUflptlHT  -1  ti^vcrcn  ZoHh  inifl  des  Magdeburger  Stapels  empfinifioii. 
Über  die  Verhandlungen  wegen  Befreiung  der  Weser-  und  ElbschiffaUrt 
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liniea  ervTuchscn.  Es  wurdo  die  Ablenkung  des  Wan^iiziigs 
aus  der  Nortiisee  befürchtet,  wenn  öieii  nicht  bald  Mittel  tiudeii 
liefsen,  um  den  Rheinstrom  von  seinen  bisherigen  Lasten  za 
erleichtern.  Die  günstigen  Schiflahrtseinrichtungen  ^  welche 
kürzlich  für  die  Elbe  zugestanden  worden  waren,  seien  nichts 
anders  als  die  Bewilligungen  der  Artikel  der  Wiener  Kon- 
vention für  die  Elbe.  Sie  könnten  daher  nunmehr  auch  nicht 
länger  für  den  Rhein  vorenthalten  blciVion  ^ 

Die  gewöhnliche  Majorität  der  Kominissionsmitgliedor, 
d.  h  alle  mit  Ausnahme  des  preufsischeu  und  hessinchen  Ver- 
treters, richtete  daher  an  Hardenberg  ein  längeres  Schreiben 
das  sieh  über  den  iiisherigen  Gang  der  Verhandlangen  una 
ihren  dermaligen  Standpunkt  verbreitete.  Allein  Preufsen  ver- 
schob selbstredend  wieder  die  Zugeständnisse  bis  zur  Er- 
ledigung des  definitiven  Reglements,  und  Holland  wollte  in 
dieser  Lage  auch  bei  den  geringfügigsten  Punkten  nicht  nach- 
lassen^. Erst  am  26.  August  1822  gab  es  einen  neuen  Tarif 
heraus:  Loi  portant  le  Tarif  des  droits  d'Entn^e,  de  Sortie 
et  de  Transit  de  tous  effets  denröes  et  marchandises  *,  der  zwar 
mannigfache  Ermttfsigungen  enthielt,  aber  grundsätzlich  nicht 
von  dem  seitherigen  System  abwich.  Er  beschränkte  sich 
wieder  nicht  auf  Ansatz  von  Schi£Rfthrtsgeblihren »  sondern 
nahm  Zölle  (Mauten )  von  den  Durchgangsgütern,  deren  Höhe 
sich  zudem  in  alter  Weise  nach  der  Quaiitiit,  nicht  nach  dem 
Gewichte  richtete.  Preufsen  konnte  nac!i rechnen,  dafs  die  Be- 
nutzung des  holländischen  Kheins  immer  noch  dreizehnmal 
teurer  blieb  als  die  einer  gleich  greisen  Strecke  des  Mittel- 
oder Oberlaufs  des  Flusses*. 

Inzwischen  war  ein  neuer  Streitpunkt  durch  die  Vorlage 


▼gl.  Oberlftodische«  Weßer-Schiffahrtfl-Regnhitiv  etc.  bei  Nati,  Beitrii^  I 

S.  252—270  lind  da^^  M^moiro  der  Doputicrten  des  Bremer  und  Ober- 
ländischen  Haudelsstaudcs  ebenda  S.  Iä5 — 203.  Toeche-Mittier, 
Friedrich  Wilhelniskanal  und  Berlin  -  Hambarger  Flufsscbi&brt 
8.  147;  Martin  Kri.le,  Die  Regidiening  der  Elbsdüffikhrt  1819—1821, 
woselbst  die  V^erkt  hrspolitik  Prcnfsen«  in  der  „Kommission  r.nr  Organi- 
sierung der  Elbachiffalirt"  zu  Dresden  besondere  Berücksichtigung  findet. 
Auch  die  Aufhebung  des  Umladezwangs  in  Magdeburg  ist  vonKriele 
ausführlii  Ii  bcliiiiidjdt  (ebenda  S  71—^7).  Über  letzteren  l'  nnkt  vgl. 
noch  den  Auszug  aus  dem  27.  Protokoll  der  infolge  der  BestimmuDgeD 
des  Wiener  Kongresses  in  Dresden  xnr  Orgsnisiemne  der  Elbsschiflluirt 
vt  rsarnmelten  Kommission  ,  den  Magdeburger  Stap^  betr.  vom  1.  Jolt 
1820  bei  Nau  a.  a.  O.  II  Supplement  S.  21—45. 

*  Vgl.  174.  l*rotokoll  der  Central  komm  isöiun  vom  12.  Mai  1820  bei 
Nau,  Beiträge  II  S.  275-279. 

^  DasHellje  vM  dem  175.  Protokoll  vorn  9.  Juni  1820  eingeA^  and 
findet  sieh  bei  Nau  a.  a.  0.  II  S.  279— 2ö3. 

«  Vgl.  177.  Protokoll  vom  4.  Jnti  1820  bei  Nan  a.  a.  O.  II 
S.  823- 

*  Abgedruckt   mit  Tarif  bei   Nau  a.  a.  U.  Bd.  Iii,   lieft  i 

8.  ei— 18^ 

*  Vgl.  Oppenheim,  Der  freie  deutsehe  Rheia  8.  ISO. 
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des  preufsischen  Entwurfs  zum  definitiven  B^lement  der  im 
September  1821  der  Kommission  unterbreitet  wurde,  entstanden. 
JTolland  behauptete  sofort,  dafs  es  sich  auf  ihn  liberhaupt  nicht 
einlassen  könne,  wenn  nicht  vorher  die  a  nt  lie  Konvention 
vuii  1804  gegründete  „interimistische  InstrukLion"  den  seit- 
herigen Zustand  festgelegt  iiabe,  weil  der  auf  diese  gehende 
Art  31  der  Wiener  Akte  vor  dem  Art.  82  Tollzogen  werden 
müsse  ^.  Endlich  schritt  man  nach  Überwindung  zahlloser 
EinwUndc^  1823  zu  einer  vorläufigen  Debatte,  den  sog.  Separat- 
verhandlungen über  das  Definitivreglement®,  um  zu  sehen,  ob 
man  i*'v'h  vielleicht  einigen  könne.  Die  Hoffnung  war  vergeb- 
lich. Gl«  1  Ii  zu  Anfang  wehrten  sich  die  Niederlande  gegen 
den  Austlruck:  „navigation  libre  jusqu'en  pleinemer".  Und 
80  j^uig  es  in  endlosen  Wirreu  uud  Widersprüchen  weiter. 
Selbst  vermittelnde  Vorschlftge  scheiterten  an  der  Starrheit  nnd 
Unbeugsamkeit  der  voigebrachten  ForderungcD,  deren  allseitige 
DarcbfÜhrung  sich  keinesfalls  ermöglichen  iiefs.  Das  Verhält- 
nis wurde  immer  unerträglicher,  bis  der  preufsische  Gesandte 
mit  Protest  aus  der  Kommission  schied*.  Die  anderen  Bevoll- 
maelitigteii  setzten  noch  eine  Zeitlang''  ifire  lieratungen  fort, 
aber  bald  sali  mau  ein,  dafs  ohne  Preuisseii  nicht  weiter  zu 
kommen  sei,  da  Beschlüsse,  die  mit  seiner  Übergehung  gefafst 
waren,  keinen  praktischen  Wert  hatten.  Es  blieb  daher  nichts 
weiter  tlbrig  als  die  Siteungen  der  Kommission  ins  Ungewisse 
SU  vertagend 

Nahesu  ein  Jahrzehnt  war  so  verflossen  und  noch  immer 

harrten  die  Wiener  Beschlüsse,  wie  am  ersten  Tage,  ihrer  Ver- 
wirklichung, Die  7.U  ihrer  Durelifiihrung  berufene  Centrai- 
kommission hatte  manche  Geschäfte  in  der  Zwischenzeit  er- 
ledigt. Die  Krahnen-,  Wage-,  Werftgebiihren  zu  Kttln  waren 
unter  ihrer  Mitwirkung  erleichtert,  die  Bestimmungen  über  die 
Schifisaicbe*  verbessert  und  vereinheitlicht  worden.  Fttr  die 
Fahrten  zwischen  Strafsbuiig  und  der  Schweizer  Grenze  wurden 
Mafsnahmen  getrofifen,  die  mit  den  far  die  ttbrigen  Strom- 
strecken  geltenden  Vorschriften  im  wesentlichen  tiberein- 


»  Gedruckt  bei  Nau  a.  a.  O.  Bd.  lU  Heft  5  S.  130-179. 

s  Vgl.  die  ProtokoUauszü^M-  bei  Nan  a.  a.  O.  Bd.  III  Heft  6,  7,  8 

&  179  -  2h2. 

^  Die  Scpacatverhaadlaugea  erschienen  1825  zu,  Mainz  (Kupferberg) 
im  Druck. 

•  Vgl.  Oppenheim,  Der  freie  deutsche  Rhein  S.  152;  Gothein, 
Befreiung  des  Khotns  S.  3372. 

•  \'gl.  Bcschlufs  in  der  Sitzung  vom  15.  Juli  1824.  (Akteu  über 
l^mdcl  und  Verkehrswesen  M.St.A.) 

•  Bcschlufs  der  Centralkommis.sion  nhvT  die  S(hiffsaicln'  oder  Ver- 
messung der  Schiffe  vom  6.  Februar  1818  bei  Nau,  Beitrage  I  S.  365 
bis  968:  Herrn  an,  Sanrnilniiff  der  Gesetze  S.  190—198;  Verordnung  der 
CentralkommissioD ,  die  Schinsaiehe  betr.,  vom  11.  August  1818  bei 
Herman  a.  a.  O.  S.  19:^  ff".  Vgl.  noch  die  Abhandlungen,  die  Schiffs- 
aiche  betr.,  bei  Nau  I  i>.  354—364,  3ü5— 407;  uud  uuten  S.  190. 
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stimmten^.  Besorgnisse,  die  sich  bei  der  Darchföhrang  des 
neuen  preufsischen  ZoUgesetzes  '  in  den  Rheingegenden  geltend 

machten,  da  man  von  ihr  grofse  Erschwerungen  fttr  die 
Schiffalirt  flirchtcte,  konntori  »Inrcli  Naelnveiae  des  preur-<!<rhen 
Kommissar-^  zeratreut  und  beseitigt  werden*;  Ja  die  Central- 
küuimission  hatte  sieb  soit  1R17  sogar  einer  Aufgabe  unter- 
zogen, die  ihr  ursprünglich  gar  nicht  zugedacht  war,  da  sie 
die  oDente  Verwaltung  der  RheinschiffalirtBangelegenheiten 
libernommen  und  dank  den  andauernden  Tagungen  auch  be- 
lialten  hatte. 

Dagegen  war  ihr  die  Lösung  ihrer  Hauptaufgabe  während 

dieser  Zeit  vollkommen  mifsgllickt.  Es  war  ihr  weder  gehingen, 
im  Anschlufs  an  die  Wiener  Best  immun g-f^n  Einzelverbesscrungon 
durchzuführen,  noch  durch  eine  volLsüiiuiige  und  gründliche 
Neugestaltung  aller  Verhältnibse  die  sehnlichst  erwartete  Be- 
freiung des  Rheinverkehrs  zu  gewährleisten. 


'  Vgl.  Auszug  aus  dem  192.  Protokoll  der  Centralkommission  vom 
17.  Nov.  1820  §  Ii  bei  Nau,  Beiträge  II  Supplement  S.  1—21.  Ein- 
fuhrung einer  Octroierhebung  zwischen  Basel  und  Strafshurg  213.  Proto- 
koll vom  4.  Mai  1Ö21  bei  Nau  a.  a.  O.  Bd.  II  Heft  2  S.  1-^13. 

•  Das  preufsische  Zoll-  und  Handclsgosi'tz  vom  21.  Mai  1818  ist 
wegen  seiner  grofson  Bedeutung  für  die  Rheinscbitr  ilirt  aligt-dnu  kt  bei 
Nau  a.  a.  O.  I  B.  410  ff;  U  er  mau,  Sammlung  der  Gesetze  S.  3^  SL 
Vgl,  auch  miteii  8.  157. 

'  Es  handelte  sich  namfntlicli  darum,  die  Erhebunp  df^r  Schiffahrts- 


jebüliren  von  den  Mautabgaben  (Zöllen)  getrennt  zu  nalten.    Vgl.  Er- 

"  ■  *  ten  vom  30.  Oktober  1818  (Nau 


fehunren  von  aen  mauTabgaDen  (/vollen; 
Ifiruug  des  preufsischen  1  bevollmächtigte 
a.  a.  O.  I  S.  504,505);  Dekret  der  preufsischen  Regierung  zo  Cleve  vom 
8.  Okt.  is'l^'  fNfiu  n  a.  O.  I  8.  no^,  r>m.  Die  diesbezügliplien  weiteren 
Verbaudiuugüu  inucrhalb  der  Centraikommisaion  sind  zut>amutenge8tellt 
bei  Naa  a.  a.  0.  Bd.  lU  Heft  2  S.  25—60  unter  dem  Titel:  FtenlluBche 
Douanen  auf  dem  Rhein.  Über  die  ErhebungBioUe  vgL  ebenda. 
8.  50-8a 
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Drittes  Kapitel. 

UmscMagszwang  und  Sildenorganisatioii  nach  dem 

ersten  Pariser  Frieden. 


^  9. 

a.  Beibehaltang:  des  Umschlags  in  Köln  und  Haiu  ohne 
Bicksicht  raf  die  Wiener  KeuvenlioB. 

Wohl  selten  haben  sich  Theorie  und  Praxis  im  Wirt- 
BchafltsprozerB  des  19.  Jahrhunderts  fremder  gegenUbergestandeOf 

wie  bei  Gestaltung  der  Rbeinschiffahrtsverbältnisse  zwischen 
1815  und  1831.  In  Wien  waren  die  Bestimmungen  für  eine 
weitgehende  R*»freiung  des  Rheinverkehrs  feierlich  verkündet 
und  von  allen  Beteiligten  wider.^pfiK  IihIos  angenommen  worden. 
Allein  für  die  nächsten  15  .Jahre  .sind  sie  thatsächlich  ohne 
merkliche  Folgen  geblieben.  Die  Grundsätze  des  grofsen 
Kongresses  standen  schOn  auf  dem  Pauier,  aber  während  man 
sieh  wegen  ihrer  Durchfühning  in  enolosen  Streitigkeiten  er- 
ging, mufste  sich  das  rheinische  Verkehrswesen  in  den  alten 
Fesseln  ohne  jede  Erleichterung  weiterschleppen. 

Wir  haben  oben  gesehen,  wie  die  Frage  des  Umschlags- 
zwanges in  den  Stationshäfen  den  Angelpunkt  bei  den  Ver- 
handlungen der  Centraikommission  bildete.  Die  j)rakti.sche 
Handhabung  der  noch  gebliebenen  Reste  der  Stapelgerechtig- 
keiten bot  in  jenen  Jahren  nicht  weniger  Anlafs  zu  Streitig- 
keiten. 

Die  Kdlner  hatten  schon  bei  den  Verhandlungen  der 

Centraikommission  wenigstens  indirekt  eine  bedeutsame  Rolle 
gespielt.  Ihre  Wünsche  stärkten  der  preufsischen  Regierung 
das  Rückgrat,  ja  ihnen  gebührt  sogar  m  gewissem  Sinne  das 
Verdienst,  die  leitenden  Staatsmänner  am  Berliner  Hofe  auf 
die  entseheidenden  Punkte,  namentlich  die  Auslegung  des 
Ju8(^u  a  ia  mer"  hingewiesen  zu  haben.  In  einer  Zuschrift 
vom  21.  Mal  1816  und  dem  Schrdben  vom  7.  Dezember 

FoiMh«ikf«ii  XVni  $.  —  £«k«rt.  8 
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1817'  haben  sie  ihre  dieabezüglichen  Ansichten  weitläufig  dar- 
gelegt. Es  kam  ihnen  darauf  an,  zu  hindern,  dafb  der  Um- 
Bchlagszwang  als  Kepreüsalie  nur  gegen  Holland  beil>ehalten, 
fUr  die  anderen  Uferstaaten  aber  aufgehoben  werde.  Öie 
meiotoDy  der  Zweck,  den  man  mit  dieser  Mafsregel  erstrebe^ 
werde  im  letzteren  Falle  sieher  nicht  erreicht.  Die  nieder- 
ländischen Schiffer  würden  entweder  ihre  Waren  nach  nieder* 
rheinisclien  Häfen  innerhalb  der  preufsischen  Grenze  senden, 
dort  umhiden  und  nach  ihrein  Bestimmungsorte  an  Köln  vor- 
bei gehen  lassen,  oder  aber  es  werde  eine  direkte  Fahrt 
zwischen  Frankfurt  und  Holland  eine:erichtet  und  unter  der 
Flagge  der  Mainstadt  der  Wareuzug,  ohne  Aufenthalt  in 
preuTsischen  Häfen,  nach  dem  südlichen  Deutschland  geftlhrt 
Letzterer  Aas  weg  biete  noch  den  Vorteil  der  Verbilligung  der 
Frachtpreise,  da  bei  einer  neaen  Rangfahrt  den  Teilnehmern 
von  vornherein  geringerer  Gewinn  zugesichert  werden  könne, 
als  bei  der  alten  Verbindung  zwischen  Köln  und  dem  Nieder- 
rhein, deren  fiberzahlreiche  Schiffer  bei  den  seltenen  Beise- 
gelegenheiten  hohe  Löhne  forderten. 

Aus  dem  Geaagten  diirle  man  aber  nicht  folgern,  daü 
Köln  das  Umschlags  recht  bis  in  alle  Ewigkeit  beibehalten 
mtfchte;  auch  seine  Bürger  „wilfsten  sich  nach  dem  Zeitgeiste 
und  den  darans  emanierenden  Verfbgnngen*  der  Wiener  Be- 
schlüsse SU  richten  und  wtinschten  nur,  dafs,  während  alle 
Uferstaaten  von  der  Konvention  Vorteil  zögen,  Preufsen  nicht 
allein  deren  Opfer  sei,  dafs  Holland  insbesondere  nicht  nur 
genielse,  sondern  auch  die  Verbindlichkeiten  erfülle,  die  mit 
diesem  Genüsse  verbunden  wären. 

„Werde  dauu  die  Freiheit  der  KheinschiffahrL  bis  in  die 
See  gestattet,  wie  es  dem  Sinne  der  Konvention  entspreche^ 
80  werde  der  Stadt  KOln,  wo  nicht  völliger  firsati  rar  den 
Verlust  des  Umschlagsrecbts,  doch  wenigstens  die  Möglichkeit 
gegeben,  ihre  Thätigkeit  in  freier  Konkurrenz  mit  Frankfurt 
zu  entwickeln.  Die  Schiffe,  die  alsdann  von  London,  Ant- 
werpen und  anderen  Se^^häfen  in  die  Mfniduni^en  des  Rhoin« 
mit  Waren  einliefen,  wclchf  für  die  Kheingegeiidfn  be^tiinint 
seien,  würden  wohl  .Hciiwerlich  weiter  als  Köln  komineu 
können  \  in  seinem  Haten  werde  sieh  ein  natürlicher  Umschlag 
dieser  Waren  bilden,  welcher  j^em  tod  Frankfurt  aur  Seile 

fesetast  werden  kdnne,  und  da  mit  dieser  neuen  Ordnung  der 
Hn^e  zugleich  alle  Zinsbarkeit  gegen  Holland  aufhOre,  SO 
würae  Köln,  wo  nicht  die  Vermehrung,  doch  wenigstens  die 
Erhaltung  des  bisherigen  Zwischenhandeb  mit  Zuversicht  er- 
hoffen können." 

»Schliefslich   wurde    noch    nachzuweisen    gesucht,  dais 

^  Abgedruckt  bei  Nau,  Beiträge  mr  Kenntnis  4er  S>chitfahrt  i 
8.  229-243. 
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Preufsens  Ktnnfthmea  aoB  dem  Umschlag  nur  den  zehnten 

Teil  der  Summen  ausmachten,  die  Holland  aus  seinem  Last- 

geld,  den  Transitrechten,  Extraauflagen,  aus  Wasserzöllen  und 
dergleichen  rAchc ,  riafs  also  keineswep«  der  V^erdacht  einer 
fiskalischen  Ausbeute  der  Verhältniüäe  auf  den  Retorsions- 
mafsregeln  ruhe. 

Das  sind  im  wesentlichen  die  (xrundgedanken,  welche  die 
Kölner  HandeUkammer  in  den  Gutachten  jener  Zeit^  mit 
Energie  vertrat  und  die  die  prenlsische  Regierung  bei  den 
KommissionsTerhandlungen  ma  den  ihrigen  machte.  Die  Ver- 
wirklichung derselben  hat  sich  Innger  verzögert,  als  man  da- 
raals  glaubte.  Die  Einrichtung  des  Rbeinseeverkehrs  bis  aum 
Kölner  Hafen,  die  in  früheren  Zeiten  geblüht  hatte  ^  und  die 
man  nun  mit  neuer  Holliuni!:^  anstrebte,  wurde  erst  gegen 
Aus^iang  des  19.  Jahrhunderts  erfolgreich  durchgeführt.  Aber 
es  blieb  doch  wenigstens  ein  Ziel  vorhanden,  nach  dem  man 
streben  konnte;  die  Gestaltung  der  V'erhältnisse  schien  den 
Beteili^n  auch  nach  Wegfall  der  alten  Privilegien  und  Vor- 
sttge  mobt  vollkommen  aaseiohtslos. 

Sehlimmer  stand  es  um  Mainz,  dessen  Schiffahrt  und 
Spedition  nach  Beseitigung  des  Stapels  auf  das  schwerste  be- 
droht war*    Die  Beschaffenheit  des  Mittelrheins  gestattete 

keineswegs  ein  Durchführen  der  Seeschiffe  bi;^  seinem 
Hafen,  während  andererseits  die  Rheinscliiffe  anstandslos  den 
IMairi  bis  Frankfurt,  f?en  Oberrhein  bis  Mannheim  befahren 
künnten.  In  diesen  Platzen  entstanden  ihm  daher  getahrliche 
Konkurrenten,  deren  es  sich  nach  Wegfall  seiner  alten  Privi- 
legien kaum  mehr  erwehren  konnte.  Die  Mainzer  schauten 
in  eine  ifrabe  Zukunft,  und  der  enge,  egoistische  Standpankt, 
an  dem  sie  festhielten,  läHft  sich  daher  nur  allzu  leicht  be- 
greifen. Es  war  die  Idee  des  „carpe  diem**,  die  sie  verfochten, 
sie  wollten  den  Augenblick  nützen  und  zugleich  sich  seine 
Vorteile  noch  ffir  die  nächste  Zukunft  sichern.  Nur  die 
l'aklik  der  Interessenten  hat  sich  gegen  frilher  geändert,  in- 
dem sie  nicht  mehr  die  Nützlichkeit  des  Stapels  hervorhoben, 
sondern  sieh  bei  seiner  Handhabung  einlach  hinter  das  nun 
einmal  bestehende  und  immer  noch  nicht  aufgehobene  Recht 
verschanzten^. 

Es  war  kern  Wunder,  dafs  sich  so  die  alten  Kämpfe 
zwischen  Mainz  und  Frankfurt,  die  steh  bereits  im  ersten  Jahrzehnt 


'  Vgl.  auch:  ^ Worin  besteht  die  wahre  Freiheit  des  Handels  in 
Deatschiand?''  bei  Nau  a  a.  0.  I  S.  243—250.  „Soll  d«  r  TJhein  bis  in 
oder  nur  bis  nn  das  Mrer  frei  feyn  ;"*  ebenda  II  S.  243  '2(54. 

*  Vffl.  Gratt,  Ithein-Seeschitfahrt  S.  5;  van  der  Borght,  Rhein- 
Seeschiffahrt  S.  1. 

"  1)1  r  ii'  St(  llunff  der  Mainzer  Handelskammer  bei  dem  Streit 
um  die  BeibehaUuug  des  UmBcblags  vgl.  üaadBUkammer  zu  Mainz  S.  29. 

8* 


116 


xvin  5, 


des  19.  Säkulums  abgespielt  hatten*,  in  erneuter  Heftigkeit 
wiederholten.  Oleich  nach  Bescitij!:i7ng  der  französischen  Fremd- 
herrschaft und  Übernalmic  der  olierstcn  I.fitiinfr  dor  Ithoinschiff- 
fahrts Verwaltung  durch  den  Grafen  Friedrich  JSohns-Lauhach 
hatten  di(;  Frankfurter  Handelsleute  diesem  die  Bitte  vorgetragen, 
er  möge  die  infolge  des  unklaren  Wortlautes  der  Octroikonveiition 
beBtrittenen  nniBchlagsfrelen  Thalfahrten  von  Frankfurt  n«eh 
den  Häfen  des  .Mittelrheina  wieder  gestatten.  Sie  hatten  mit 
ihrem  Anliegen  Gehör  gefunden  und  durch  Dekret  des  Grafen 
vom  Vi.  Mai  1814  die  erbetene  Erlaubnis  erhalten*. 

Nach  Aufhehiinp^  der  Blockade  gaben  sich  die  Mainzer 
damit  niclit  zuIi  kmIi n  Sie  erhohen  sofort  durch  den 
Generalgouverueuients-Konimissar  Baron  von  Otterstedt  Vor- 
stellungen bei  der  provisorischen  RheinschltialirLäverwaltung 
und  liefsen  ihre  Sache  auch  durch  die  wenig  später  eingesetste 
preuf«isch- österreichische  Administration  an  mafsgebender 
Stelle  vertreten,  ohne  damit  freilich  die  Streitpunkte  aus  der 
Welt  schaffen  zu.  können.  Dabei  klagten  die  Mainzer  Kauf- 
leute*, dafs  sogar  die  ansässigen  Schiffer  mit  dem  Frankfurter 
Handt^lsstand  gein einsames  Spiel  trii-Hen  und  gern  bereit  seien, 
deren  Waren  zu  betördern,  ohne  in  der  Vaterstadt  umzuladen. 
Durch  die  Ausnahmestellung  der  Mainstadt  gingen  nach  ihrer 
übertriebenen  Schätzung  dem  Mainzer  Hafen  jährlich  die  Ge- 
bühren von  200000  Centnem  Strafsbnrger  und  Kölner  Gut 
verloren. 

Auch  in  den  folgenden  Jahren  gab  der  Umschlagszwang 
zu  fortwfthrenden  Beschwerden  Anlafs.  Die  KheinschitTahrts- 
Centraikommission  suchte  den  angeblichen  und  wirklichen 
Mifsbränclien  bei  seiner  Übung  möglichst  zu  steuern,  mit  mehr 
Erfolg  als  sie  bei  ihrer  Hauptaufgabe  hatte*.  Für  Mainz 
forderte  Inspektor  Ockhart,  namens  der  provisorischen  Ver- 
waltungskommission ,  dafs  man  in  zwei  Punkten  Wandel 
schaffe.  Einmal  solle  den  mit  umschlagsfreien  Waren  vorbei» 
fahrenden  Schiffen  die  Unterzeichnung  von  Reversen  auf  dem 
Hafenpoiizeiburcau  erlassen  werden,  durch  die  sie  seither  an> 
erkennen  mufsten,  dafs  ihnen  die  Befreiung  vom  Stapelzwang 
lediLdich  als  Vergünstigung  eingeräumt  wurde.  1  >:iniit  war, 
abgesehen  von  kleinen  Unkosten,  ein  erheblicher  Zeitverlust 
verknüpft,  der  zu  stets  erneuten  Beschwerden  führte*.  Weiler 

•  Vgl.  oben  S.  26,  54. 
«  Vgl.  oben  S.  86. 

V^l  Rheinschiffahrtnakten  1814  (M.St.A.):  be«.  8cbmben  der 

Handelskaminor  an  IJaron  Ottorstodt  vom  17  ^I  n"  1814. 

•  Vjrl.  Sclireilien  vom  12.  Sept.  1814  (Scbiftahrtsakten  löH  M.StJL). 
^  \'f^\.  Aktfn  über  Unndol  und  Verkehrswesen  M.StA. 

•  Naiiu  jitlirh  die  Hingor  und  andere  RheingauiT  Schiffer,  die  W«D 

und  snn«ti!r«'  L.iii(ii's)iri>rl)iktp  n:icli  Frankfurt  und  weiter  aiifwÄrtH  fTihrfn 
(iurtten,  ohne  zum  Umschlag  gezwungen  zu  nein,  beschwerten  sich  wieder- 
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sollte  das  ^^  ippengeid  abge-jchaft't  werden,  das  die  Schiffer 
zahlen  muIsteDy  die  zur  Zeiterspaiuag  atall  des  groi'äen 
Krahnen  sich  der  kleineren  Hilfskrahnen ,  der  sog.  Wippen, 
bedienten.  Letztere  Forderung  warde  unter  der  Begrttndung 
zurttckgewieBeDy  dafs  die  strittige  Abgabe  eine  freiwillige  sei 
und  dukf  wer  sie  nicht  entrichten  wolle,  einfach  sich  auf  Be- 
nützung des  grofsen  städtischen  Krahnen  beschränken 
könne.  Dnirr^reu  wurden  die  Reverse  durch  Verfügung  der 
Grolslierzogliciien  Regierung  vom  9  Oktober  1818'  br.seitigt 
und  darauf  hingewiesen ,  dafs  künftig  die  Schiffer  bei  Vor- 
legung ilirer  Manifeste  auf  dem  Inspektiousbureau  ohne  allen 
Aufenthalt  abzufertigen  aeien. 

Schon  einige  Monate  Torher^  am  d.  Mai  1818,  hatte  sich 
die  Mainzer  Btlrgenneisterei  zu  einer  Bekanntmachung  ver- 
standen*, welche  die  von  der  Hafenkommission  unter  der  Be- 
nennung!; nfifr'nirt'ld"  erhobenen  Gebühren  von  5  C'Mithnen 
pro  Centner  aufhob  und  nlle  (tegenstUnde,  denen  nach  Ent- 
scheidung des  Generaldirektors  der  BriicTcen  und  Strafsen  vom 
9.  Oktober  1809  die  freie  Vorbeifahrt  oline  Überladung  gestattet 
war»  Ton  der  Entrichtung  der  Krahnen-,  Werft-  und  Wag- 

SebOhren  sowie  von  der  Centimenabgabe  fUr  Unterhaltung 
es  Winterhafens  befreite. 

Weiterging  man  in  Köln,  wo  1818^  bedeutende  Aus- 
nahmen von  dem  Unisehlagszwang  festgestellt  wurden.  Aufser 
den  Gegenstände!!,  denen  die  Vorbeifahrt  bereits  durch  ße- 
schiufs  vom  7.  November  1809  gestattet  war,  wurde  sie  noch 
fiir  eine  Reihe  von  Waren  zugestanden,  „deren  Überladung 
einen  zum  Verhältnis  des  Wertes  zu  hohen  Kostenaufwand 
und  fUr  den  Handel  selbst  nachteiligen  Aufenthalt  ▼erursachte.'* 
Als  solche  galten:  deutsches  Getreide  aller  Art,  deutscihes 
Salinensalz,  verschiedene  Sorten  von  Eisenwaren,  Mineral- 
wasser, Wachholderbeeren,  Nüsse  und  dergl.  mehr. 

Alle  diese  Gegenstände  durften  ohne  genauere  Unter- 
suchungen gebühren-  und  umsehlagsfrei  passieren ,  wenn  die 
Beschaffenheit  der  Ladungen  sieh  mit  blolHeni  Auge  über- 
Bchauca  liefst,  oder  die  Verihkation  der  Uheinsciiiiiahrtäbeamteu 
festatellte»  dafii  die  betreflSanden  Schiffe  keine  anderen  Gttter 
eingenommen  hatten,  oder  endlich  wenn  glaubhafte  Zeugnisse 
der  OrtsbehOrden  die  gemachten  Angaben  bestätigten.  Eine 


holt  Über  di«  Krverse;  vgl.  Schroiboii  vom  lü.  Juni  lölö  in  AktiMi  über 
Handel  und  Verkehrswesen  (M.St  A.). 

*  Vgl.  Akten  üljer  Handel  und  Vorkelirswescn  !M.St.A. 

*  Derselben  waren  längere  Verhandlungen  vorliergegangen,  wozu 
vsTBchiedene  Gutachten  ron  der  HandeldkAmmer  ete.  eingeholt  wurden. 
(Am  gleichen  Orte.) 

'  Verordnung  vom  24.  August  16\6,  l)etr.  Abfindfrun^ru  für  den 
Umschlag  und  die  Erhebungen  im  Hafen  von  Köln;  abgedruckt  bei 
Her  man»  Ssmoilung  der  Gesetze  S.  284 — 286. 
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TiiHterielle  Piütuug  durch  die  »üldtischen  Beamten  sollte  nur 
einti-cten,  wenn  es  an  dem  nötigen  Ausweise  fehlte  und  be- 

Stlndeter  Verdacht  gegen  die  Scfatfi»ftkbrer  Torlag.  .  Durch 
ese  Anordnung  war  unn()tigen  FahrtenTenOgerimgen  na^ 
Kräften  vorgebeugt. 

Viel  starrer  wurde,  wie  bemerkt,  die  Mainzer  Gerecht- 
same verteidigt,  wo  man.  abgesehen  von  den  obenerwäbTitf^n 
Z«^eständnisj*en,  sich  zu  keinen  weiteren  Erleichterungen 
herbeilicfs.  Ja.  gelegentlich  scheute  man  sich  sogar  nicht, 
früher  gestattete  Betreinngen  von  neuem  in  Frage  zu  stellen. 
80  wurde  beispielsweise  1818—1819  auf$  heftigste  darüber  ge- 
stritten, ob  schweizer  Holzwaren,  die  von  ihren  £igenUloiem 
in  den  sog.  ^  Lauer tannen''  rheinabwärts  gefUhrt  wurden,  trotl- 
dem  sie  dem  Umschlage  seit  1B09  nicht  mehr  unterworlaQ 
^v:^ren  .  zur  Zahlung  von  Hafen ir<"hnhren  herangezogen 
werden  kr»nnten.  Ein  Luzerner  Händler  ward  deswegen  im 
Juni  1818  in  Mainz  festgehalten*.  Die  Grofsherzo^rliche 
Provinzialregierung  entschied  merkwürdigerweise  auf  Anrufen 
am  20.  Juni,  derselbe  müsse  sich  sogar  dem  wirklichen  Um» 
schlag  unterwerfen,  da  es  nicht  ratsam  sei  „mit  einer  gebrech- 
lichen, blofs  mit  hölzernen  Nägeln  susammengefügten  Lauer- 
tanne  weite,  unbekannte  Strecken  eines  greisen  Stromes  sa 
befahren.'^  Diese  den  Anschauungen  vergangener  Zeiten  ent- 
sprechende Anordnung?:  wurde  zum  Glück  durch  Verfrjirnng 
des  Darmstädter  Ministeriums  vom  5.  August  1818  aufgt  In  ln n, 
und  im  weiteren  Verfolg  der  Angelegenheit  .am  12.  Oktohcr 
bestimmt,  dafs  die  betrellenden  Güter  irgendwelche  Gebühren 
in  Mainz  nicht  au  entrichtati  hätten. 

Kaum  war  der  eine  Punkt  geklllrt',  so  that  sich  schon 
anderweitig  eine  neue  Streitfrage  auf.  Krahnenmeialer 
Dibelius  machte  am  15.  Mai  1819  die  Mainzer  ßüfgw- 
meiisterei  darauf  aufmerksam,  man  solle  nur  die  offen  liegen- 
den schweizer  Warm  frei  vorbeigehen  lassen,  von  den  in 
Kisten  verpackten  dae:egen  die  wohnliche  Gebühr  in  Höhe 
von  20  Centimen  erheben,  da  unter  den  letzteren  auch 
andere  Güter  verborgen  sein  könnten.  Ohne  weiteres  durfte 
man  diesem  Vorschlagt;  nicht  nachgeben;  die  Bflrgermeiaterei 
wandte  sich  daher  am  16.  Mai  1810  nach  Köln  mit  der  Anfran^ 
wie  es  dort  gehalten  werde?  Die  Antwort  TOm  27.  Mai  lUat 
die  hier  geübte  mildere  Praxis  deutlich  erkennen,  zu  der  man 
sich  künftig  auch  in  Mainz  bequemte.  8ie  erklärt,  dafs  nach 
Artikel  1  des  Beschlusses  vom  24.  August  1818  allen  (iüiern, 
die  seit  dem  Dekret  vom  7.  November  1809  vom  thatsächlichen 

^  Vgl.  zum  folgenden  Akten  über  flaadel  und  Verkehrswesen  des 

M.St.A. 

^  Derselbe  ist  aach  im  110.  Sitsomgspotokoll  der  BhefaiMhiftüirl»- 
cratmlkommissioti  behandelt. 
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UmBchla^  betreit  seien ,  auch  die  vollkommen  gebührenfreie 
Vorbeifahrt  gestattet  werde.  Schweizer  llolzwaren  („bois 
oiivr^  et  autreä  productions  venant  de  la  Suifse  et  traus- 
portto  jMt  lern  propri^tairea  dans  les  embarcatlons  dites 
Lauertannen'*)  seien  davon  nicht  ausgenommeti ,  aumal  deren 
Eigentümer  sie  selbst  zum  Verkauf  brllchten,  wodurch  nie  den 
Charakter  von  Frachtgütern  verlören.  Übrigens  kämen  sie 
nur  in  seltenen  Fällen,  nämlich  wenn  siV  nach  Holland  oder 
Amerika  bestimmt  seien,  an  der  Stadt  vorbei. 

Die  Mainzer  haben  bei  der  strengen  Übung  des  Stapel- 
zwangen,  bei  der  nur  die  Effekten  von  Gesandten  und  Fürst- 
lichkeiten ^  ohne  Scherereien  passierten^  für  ihre  Stadt  ein  gutes 
(Geschäft  gemacht.  Auf  eine  Frage  der  hessischen  Regierung, 
meviel  der  Umschlag  der  Gemeinde  einbringe,  antwortete  die 
Bürgermeisterei',  die  Aufhebung  des  Umschlags  bedeute  für  die 
Stadt  einen  grofsen  Verlust.  Der  reine  Ertrag  der  Hafen- 
und  Waggebühren  habe: 

1816  ...    .  78354  fr.  57  et 

1817  .  ..    .    .  95G50  -  11  - 

1818  ....  61069  -  —  - 
betragen.    Im  Jahre 

1810  beiief  sich  derselbe  auf  73492  fr.  16  ct. 

1811  ....    74983  -   26  - 

1812  -       ,         -        -    71099  -   20  - 

1813  ....    69200  .  «. 

Also  im  Durchschnitt  bei  diesen  letzten  vier  Jahren  auf  72 193  fr. 

65  ct. 

Die  Zustände  des  nächsten  Jahrzehnts  zeigen  hinsichtlich 
des  Umschlags  keine  raorklicheii  Änderungen.  In  Mainz  drelite 
sich  das  ganze  Interesse  um  die  Regelung  dea  ungeklärten 
VerbJtttnisses  zu  Frankfurt  Der  dortige  Handelsstand  hatte 
eine  Einrichtung  getroffen,  die  dem  Mainzer  Privileg  viel  Ab- 
bruch that.  Er  liefs  die  thalwärts  bestimmten  Gttter  zu  Hoch- 
heim am  Main  ausladen,  führte  sie  zu  Land  nach  Biebrich, 
wo  gif»  dann  nach  Unigehnng  des  verhafsten  Stationshafens 
wieder  auf  Schiffsboden  gepackt  wurden., 

*  Vgl  beispiekweise  Verfügung  vom  16.  Okt.  1818,  dafs  die  freie 
Durchfuhr  der  Effoktoii  d«'r  haniiovoranifcht'Ti  Htni  1< -tac^-^fT^eßandtschaft, 
die  ßicli  auf  dem  Weg  von  London  über  Frankfurt  nach  Amorbach 
bi^finde  ohne  Erhebung  von  Octroi-  und  Hsfen^obühren  gestattet  sei; 
odor  Verfugung  vom  2^>.  Mai  If^l^.  wrlrhp  die  frr'ie  Dnrchfuhr  der 
£6fekteu  der  Könispn  von  Württemberg  bestimmt.  Diese  und  ähnliche 
VerAgQDffen  in  Alten  Aber  Handel  und  Verkehraweseii  des  M.BtA. 

^  Hciirotbcn  vom  29.  Mai  1819  und  beiliegende  Boideresus  in  Akten 
öber  Hntidf]  nrid  Vr-rkrhrr^wesen  M.St.A. 

*  Da^  Jahr  1H14  kann  wegen  der  Blockaii(^  von  Mainz  nicht  in  An- 
ichlag  gebracht  werden. 
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Daa  auf  hessischom  Gebiet  liegende  Ortehen  Kostheim  wollte 
diese  neue  Kiniiahnieqiielle  ebenlalls  nützen  und  bat  daher 
1821  uiii  Autlieljung  des  A usladeverbotiä  für  SchiÖögüt^r,  die 
▼on  Frankfurt  nach  Köln  gehen  sollten Die  Regierungs- 
behörde kommt  am  29.  Mai  1821  diesen  Wünschen  entgegen. 
Als  die  Malnser  Bürgermeisterei  am  9.  Juni  Verwahrung  einlegt 
lind  behauptet,  mit  dem  Umschlagsrecht  auf  dem.  Hhein  s<'i 
ein  sich  bis  in  den  Main  erstreckendes  Bannrecht  verbunden, 
wird  ihr  initerni  16.  Juni  bedeutet.  vorAbscblufs  der  Oetroi- 
konvention  könne  Mainz  vielleielit  ein  derartiges  Keeht  geübt 
haben ,  allein  durch  Artikel  5  dieses  Vertrags  sei  der  Um- 
schlagbZNs  ung  auf  den  Rhein  beschränkt  und  Artikel  12B  be- 
sage ausdrücklich,  dafs  „alle  früher  bestandenen  Observanaen* 
aiugefaoben  seien ;  im  übrigen  sei  flir  Hessen  Kostheim  so  gut 
wie  Maina  su  berücksichtigen. 

Des  weiteren  führte  die  hessische  Provinzialregierung  am 
19.  Juli  aus,  nach  Artikel  19  der  Wiener  Kongrefsakte  sei 
die  Aufhebung  des  Umschlags  bereits  au^^jesprochen,  der  d*  - 
nufs  derselben  bleibe  nur  novh  so  hinge  in uirlieh.  bis  die  im 
Artikel  20  vorgesehenen  Polizeiuiarsregeln  aufgearbeitet  seien; 
es  empfehle  sich  daher,  den  Stadtrat  zu  berufeu  und  zu  er- 
wügen,  ob  es  nicht  ratsam  sei,  den  Frankfurtern  die  direkte 
Thalfabrt  nach  Köln  gegen  Entrichtung  der  halben  Hafen-, 
Krahn-  und  Wagegebühren  jetzt  schon  als  lyprecarium"  au 
gestatten.  Die  Mainzer  Handelskammer  nimmt  tn  einem  Gut 
richten  vom  16.  August  1821  entschieden  Stellung  gegen  diesen 
Vorschlag,  wie  sie  sich  auch  ganz  und  gar  gegen  das  Aus- 
laden in  Kostheim  erklärt.  Mainz,  das  seit  20  Jahren  der 
erste  Fruchtmarkt  Deutschlands  sei,  werde  nach  Wegfall  des 
Stapels  durch  Frankfurt  aus  seiner  hervorrageudeu  Stellung 
▼erdrängt.  Übrigens  brauche  man  sich  wegen  dessen  end- 
gültiger Beseitigung  noch  keine  grauen  Haare  wachsen  su 
lassen.  Der  hessische  Bevollmächtigte,  Legationsrat  Pietsch, 
habe  erst  jüngst  am  9.  Juli  erkkftrty  der  Mainzer  Umschlag 
bleibe,  bis  Preufsen  den  seinigen  zu  Köln  aufhebe  und  bis 
dahin  hnf)e  e«  noch  gute  Weile.  Der  Mainzer  Regienm^r"^- 
Präsident,  der  kluge,  weitschauende  Freiherr  von  Lichteub-  r- 
liefs  sich  jedoch  durch  die  ablehnende  Haltung  der  Madt- 
behördeu  von  seinen  wohldurchdachten  Plänen  nicht  ab- 
bringen* und  machte  auch  in  der  Folgeseit  seinen  rersöhnen- 
den,  ausgleichenden  Einflufs  geltend. 

'  Zum  f(»l;:enilt>n  vgl.  Akten  über  Handel  und  Verkeliivwssen  1821 
M.8t.A.  und  Akten  jj^  292:^  2943,  2944  im  A.  der  M.  H.K. 

•  Einige    Anjj^bfn    über    Lichtenbergs    violjährige,  se^enj»volle 
TliHti^ikrit  in  Mainz  tin(lt>u  sich  bei  Alfred  B  d  ••  ri- k  »■  I .  Mainzfr  G»- 
schiehtsbilder,  Mainz  189Ü  S.  4 — 6.   Aus  den  Akten  de«  M.öt.A.  IMst  sieb 
ein  lebensvolio.-;  Kild  seines  vornehmen  Charakters  und  iimfiut»end«o 
Wissen»  cewinnen. 

*  y^.  das  charakteri4ti«M:he  Schreiben  v.  7.  Hegt.  1^21  am  selben  Ort. 
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Erst  im  Jahre  1824  ^  kam  es  wieder  zu  gröfseren  Streitig- 
keiten. Um  diese  Zeit  versuchten  die  Mainzer  energisch  den 
Umgeiuuigen  ihre«  Haff^ns  ein  Ende  zu  machen,  die  durch 
die  Bemiihnn,a:en  der  Kiuideute  Hemer  und  Schmoelder  immer 
mehr  in  Auinuhme  gekommen  waren.  Diese  hatten  unter  der 
Finna  Schmoelder  und  Co.  eine  Transportanstalt  eigens  bu 
dem  Zwecke  gegrttndet,  um  Waren  Uber  aie  Strecke  Hockheim* 
Biebrich  zu  fUhren.  Ihre  Konkurrens  war  um  so  mehr  «u 
.  fürchten,  weil  sich  ihre  Beförderungen  durch  Billigkeit  aus- 
zeichneten. Nach  einer  Aufstellun*^  der  Mainzer  Handels- 
kammer betrug  di>  >SchifF8fracht  von  50  Kilogramm  auf  der 
Strecke  Köln  -  Hochlieim  einschliefglich  der  Abgaben  im 
Mainzer  Hafen  56^/8  kr.,  während  die  gleiche  Quantität  der 
über  Biebrich  Ilochheim  geführten  Güter  nur  48  kr.  iur  die- 
selbe Linie  ssu  zahlen  hatten*.  Die  Mainzer  Lokalbehdrden 
wursten  nicht  so  recht,  wie  man  diesen  GUterverschleppungen 
beikommen  sollte.  ZunUchst  dachten  sie  an  Zwangsmafsregeln. 
Man  wollte  Intermediftrschiffer,  die  von  Köln  nach  Biebrich 
fuhren,  in  Bingen  anhalten,  und  wenn  ihr  Patent  nur  für  die 
JStreekc  Küln-Binj^-<Mi  lautete,  ihnen  bekannt  ^j^eben ,  dafs  die 
Weiterfahrt  bis  Biebrich  nicht  gestattet  werde.  Gehorchten 
sie  dann  dem  Verbote  nicht,  so  sollte  ein  reitender  Bote  nach 
Mainz  eilen,  der  einige  Stunden  früher  ankomme  —  ein  Be- 
weis fUr  die  Langsamkeit  der  Wasserreisen  —  und  dort  Hilfe 
zur  gewaltsamen  Festnahme  holen.  Wenig  später  entschlols 
sich  die  Provinzialregierung  dazu,  den  Transport  der  in 
Biebrich  ausgeladenen,  nach  HoQhheim  bestimmten  Waren  für 
die  hessische  Gebietsstrecke  ganz  zu  untersagen.  Auch  lei^^te 
man  von  nun  an  den  Artikel  12  der  Octroikonvention,  der 
den  Warenzug  von  Frankfurt  in  gewissen  Füllen  vom  üm- 
schlagszwang  befreite,  wörtlich  aus  und  erklärte,  daa  Ausnaiime- 
recht  gelte  lediglich  fUr  Frankfurt,  nicht  fUr  andere  Mainorte 
wie  Hochheim,  deren  Guter  unter  allen  Umständen  in  den 
Stationshäfen  umschlagen  mUi'stcn. 

Die  nächste  unerquickliche  Folge ^  all  der  Streitereien 
war  eine  Beschwerde  Nassaus,  die  von  Braunschweig  unter- 
stützt ward ,  tTPCr^'n  die  liessische  Regierung.  Die  Bundes- 
versammlung sei  nach  Artikel  19  der  Öchlulsakte  befugt  und 
verpflichtet,  für  Aufrechterhaltung  des  gefährdeten  Besitzstandes 

'  Vgl.  Fascikel ,  betr.  Verhandlnnp^en  wegen  der  Güterver- 
s«  lil«^;ipunppn  fibcr  Jiit'brich  mit  ITmf^rhnng;  dos  Mainzer  Hafens  und 
<ie«f^is  mit  Nassau  entstandene  Streitigkeiten  im  M.St.A. 

*  Nocb  billiger  etellten  sieh  die  Preise  för  die  Thalreisen  Hochbetui' 
Köln.  Nach  erhaltener  Frachtliste  waren  auf  dieser  Route  einschliefs- 
lich  der  „Lokalspesen"  und  der  „Provision*"  für  50  Kilo  Waren  der 
erston  Klasse  84  Kr.,  der  zweiten  Klasse  86  Kr.,  der  dritten  Klasse 
4  )  Kr.  y.u  zahlen.  Vgl.  „Fraehtühernahnupreise  von  Schmoelder  n.  Co. 
ili  Hochlit'iin"  a.  a.  D. 

*  Vgl.  die  Aktenstücke  vom  Mai  1S24  a.  a.  O. 
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Sorge  zu  tragen.  Zur  Zeit  werdr  tlpr^pllx'  im  Widerspruch 
gegen  Artikel  3  der  Wiener  Beatimmungen  über  die  Nebea« 
flüsse  gestört.  Ganz  abgesehen  davon,  dafs  das  durch  die 
KungrerBbefichliisse  abgeschaflie  Umschlagärecht  immer  noch 
in  tJbuQg  aeii  solle  nunmehr  auch  Artikd  12  der  Octroi* 
konvention  eine  neue,  Iftstige  Ausl^ung  erhalten«  Er  solle 
icegen  alles  Herkommen  filr  ein  auöschliefsliches  Privileg 
Frankfarts  erklärt  und  den  Mainschi£Pen  anderer  Orte,  die 
seither  un^rehindert  I  n  Mainzer  Stationshafen  passiert  hatten, 
dies  ktinftiir  verwehrt  werden*. 

Die  pmviaorische  Verwaltungskoinmission  der  Kheinschiff- 
fahrt  mufste  auf  Aufrage  diese  Beschwerde  unterüiutzen  und 
erklären,  dafs  Artikel  12  seither  nicht  wörtlich  interpretiert 
wurde;  freilich  habe  es  sich  dabei  meist  um  Waren  gehandelt 
(He  dem  Umschlag  überhaupt  nicht  unterlagen.  Allein  die 
Reklamanten  konnten  nachweisen,  dafs  des  öfteren  auch  Um- 
schlagsgtiter,  wie  Blei  und  Eisen,  von  anderen  Orten  als  BVank- 
furt  frfihf^r  ohne  Aufenthalt  an  Mainz  vorhoigekommen  «eien. 
Die  8tadt  konnte  dem  nur  entgegenhalten,  dafs  dies  ohne  ihr 
Wissen  geschehen  sei  und  daher  kein  Pi-äjudiz  si  liaflTe. 

Um  die  Sache  nicht  auf  die  Spitze  zu  treiben,  achlug  die 
hessische  Regierung  vor,  einstweilen  allen  Hainscbiffen  gegen 
Kautionshinterlegung  die  Vorbeifahrt  zu  gestatten,  bis  eine 
Einigung  erzielt  sei.  Unter  endlosen  Schreibereien'  schien 
dann  die  Angelegenheit  im  Sande  Yerlaufen  zu  wollen.  Die 
Rheinschiffahrtsordnung  hat  diesen  fortwährenden  Streitig- 
keiten ein  Ziel  gesetzt.  Kurz  vorher  war  schon  der  u'e- 
/.wungene  Umschlag  auf  dem  Neckar  bei  Mannheim,  um 
dessen  ExistenT^  seit  1808  fast  ebenso  heftig  wie  um  den  Kölner 
und  Mainzer  Stapel  gekämpft  wurde,  durch  Erlafs  des  Grofs> 
herzogs  Ludwig  vom  15.  Februar  1827  beseitigt  worden*. 

Wir  haben  bei  diesen  Verhältnissen^  namentlich  bei  den 
Wirren  wegen  des  Mainzer  Umschlags,  etwas  länger  YerweQ^ 

      ■ 

*  Die  Fra^e ,  ob  die  Umschlagsbefr^iuniren  des  art  12  der  Oetroi« 

koTivention  noDcn  Frankfurt  für  andere  Mainorto  Ot^ItMtitr  hfttt«ii, 
wurde  auch  ausführlieh  in  den  Siteungeu  der  Ceutralkouimisäio&  be- 
handelt. Vgl.  319.,  320.,  824.,  328.  and  .m  Sitzungsprotokoll  Tom  Jahi» 
Namentlich  in  der  H?P  S^tztinj;  mm  Juli  1824  pb  der  h.-ss. 
Bevotlmäilitigte  Verdier  eine  ansführüche  Darlegung  der  Saciilage, 
(Lithograpliierte  Abdrücke  in  den  Akten  aber  Handel  und  Verkehrs- 
wef'  n  M.Sr  A/] 

*  Als  dir-  städtischen  Behörden  von  Mainz  immer  mehr  in  di»-  Enge 
i;<»tvitbt'n  wurden,  behaupteten  sie  Hchliefälich,  sie  hätten  beim  Auf- 
stellen  ihrer  Forderungen  nicht  gewufst,  dafs  auch  Güter  ans  anderes 
Mainorten  als  Frankfurt  urafchlap-sifrci  psissieren  durften.  Vgl.  befsonder» 
Hebreiben  vom  26.  Mai  1824  in  Fascikel,  betreffend  Verbandlungea 
«tc  a.  a.  O. 

^  Der  Krlafs,  der  als  Anlage  dem  411.  Separatprotokoll  der  Central- 
koinrtii<:'^on  vom  81.  März  1827  beigef&gt  ist^  finoet  sich  gedruckt  bei 

He  miau,  Adrefabuch  1828  S.  39. 
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weil  sie  manch  lehrreichen  Ausblick  anf  den  Rheinvei^ehr 
jener  Tage,  auf  die  KrHhwinkelpolitik  einzelner  HnfenplMtze  ge- 
währen, bie  zeigen,  dais  .der  Stapel  in  seuu  i-  (lani.ili^en  be- 
reits gemilderten  Form  immer  noch  so  druckend  eraehien,  dafs 
die  Beteiligten  den  beschwerlicheren  Landweg  der  natürlichen 
Wasamtnuse  voneogen.  Der  umständliche  Transport  der 
Waren  Tennittelst  Achse  »wischen  Hochheim  und  Biebrich 
konnte  mit  der  bequemen  Portbewegung  der  Lasten  auf  Main 
und  Rhein  erfolgreich  konkurrieren,  weil  die  Verfrachter  die 
Plackereien  im  Mainzer  Hafen  bei  Benutzung  der  letztgenannten 
Strecke  fürchteten.  Nichtsdestoweniger  suelite  dorten  die  städti- 
sche Ve^waUu!lL^  unterstützt  von  der  Vertretung  des  Handels- 
standes  die  überkommene  Gerechtsame  bis  zur  letzten  Stunde 
hartnäckig  zu  bewahren,  nicht  immer  im  Einklang  mit  den  Re- 
gierungsbehörden, die  zwar  auch  am  Princip  des  Umschlags- 
Bwanges  festhielten,  aber  des  öfteren  stt  angemessenen  Zn- 
geständnisseii  Ik  reit  waren*. 

Die  Gildeschiffer,  die  vordem  su  den  hartnäckigsten  Ver- 
fechtern des  Stapels  gezählt  hatten,  waren  im  19.  Jahrhundert 
nicht  mehr  im  gleichen  Mafse  auf  seinen  Forthf^Rtand  an- 
gewieaen.  Solange  der  Konkurrenzkampf  unt*  r  den  Schiffern 
der  verschiedenen  üferstftdte  des  Rheins  jnit  Zwaiigsmafsregeln 
gefuhrt  wurde,  solange  man  in  jedem  nicht  Ortseingesessenen 
einen  BVemden,  einen  Gkgner  erblickte,  dem  man  die  Ver- 
ladnng  Im  eigenen  Hafen  erschwerte  oder  unmöglich  machte^ 
bot  der  Umschlagszwang  den  Schiffern  der  Stapelplätse  eine 
willkommene  Handhabe,  um  sich  die  Konkurrenten  vom  Halse 
7Ai  halten.  Seit  nach  Gründung  der  „rheinischen"  Oilden,  in 
denen  die  Schiffer  vom  Oberlauf  und  Unterlauf  des  Flusses 
einträchtig  zusammongefafst  waren,  die  Verfi*achtung  an  den 
grofsen  Knotenuunkten  des  Handels  für  die  Korporations- 
mitglieder innerhalb  gewisser  Grenzen  freigegeben  war,  verlor 
der  Umschlag  in  den  Stationsstftdten  fUr  diese  seine  ausschlage 
gebendeBedentnng.  Den  mittelrheinischen  Schifisbesitzern  konnte 
es  gleichgültig  sein,  ob  sie  in  Frankfurt  oder  in  Mainz  Ladung 
nahmen,  ob  sie  von  den  Kaufleuten  und  Spediteuren  der  Rhein- 
oder Mainstadt  ihro  Aufträge  erhielten.  Deutlich  findet  sich 
dieser  Wandel  der  Anschauungen  in  Schifferkreisen  bei  einer 
Eingabe  ausgeprägt^,  in  der  Mainzer  Gildescbiffer  um  Er- 

*  V^I.  HandelBkammer  zu  Mainz  S.  29. 

*  T>ir''=:  xci^t  fich  bciepielHAV'oise  in  dem  crwaluiton  Stroit  zwisolioir 
Mainz  und  Kosthcim  wegen  der  Landverfrachtun^  der  von  Frankfurt 
kommeiiden  Gfiter.  Die  Handelskaminer  vertritt  bei  diesen  Wirren  aas- 
schliefslich  das  lokale  Interesse  und  will  nachweisen,  dafs  für  di(>  Kost- 
heimer  die  Teilnahme  am  Landtransport  kcino  wahren  Vorteile  bringe, 
weil  durch  sie  „zuviel  Personen  der  Landwirtschaft  entzogen  würden".  Vgl. 
Akten  d.  M.H.R.  §  8854  von  1824,      4078  und  4092  von  1827. 

'  Vgl.  Akten  Aber  Handel  und  Verkehrsweseti.  Vorhandlungen 
1821—1824  M.St.A. 
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laubniü  nachsuchen,  Waren  von  Frankfurt  nach  Köln  ohu«; 
ji^ezwungenen  Umschlag  führen  zu  dürfen.  Sie  sind  bereit, 
jedesmal  llat'eo-  und  Waggeb  uhren  sowie  eine  billige 
Speditionsgebtthr  zu  entrichten;  wenn  sie  ohne  Aufenthut 

?a88ieren  kennen.  In  der  GemeinderatMitzimg  yom  27.  Dem. 
824  wird  die  Gewährung  der  Bitte  abgelehnt  mit  dem  Hin- 
weis,  dafi  die  Stadt  die  ihr  suslehende  Gerechtsame  des  ge- 
zwungenen Stapels  in  ganzer  Ausdehnung  aufrecht  halten 
müsse,  da  der  Vorteil,  den  die  Schiffer  aus  einer  Änderung 
und  die  ^^tadt  aus  gleichzeitiger  Unterdrückung  des  Gebühren- 
ausfalls bei  dem  Schleichhandel  zwischen  Hochheim  und 
Biebrich  erlangten,  den  Nachteil  nicht  aufhebe,  der  dem 
Handel  und  diunit  mittelbar  der  Stadt  durch  Verlast  einee 
groben  Teiles  des  Speditions-  und  Kommissionshandels  er- 
wachse. 

Die  Kaufleute,  nicht  die  Schiffahrtstreibenden  waren  ira 
19.  Jalirhundert  vor  allem  auf  die  Beibehaltung  des  Stapels 
er]>ie}it.  Die  Uberselifttzung  des  Nutzens,  den  der  blühende 
Speditionshaudel  einem  Platze  bieten  konnte,  hat  zu  seiner 
engherzigen  Verteidigung  am  meisten  beigetragen. 

§  10. 

b.  Weiterentwicklung  dei>  Schiffergildeu  in  dea 

StationMtädten. 

Wie  der  Umschlagszwang  wurde  auch  die  Gildenorgani- 
sation trotz  aller  entgegenstehenden  Beschlüsse  des  Wiener 
Kongresses  Tmeli  1815  im  wesentlichen  iinverindert  beibehalten. 
Nur  einzelne  Bestimmungen  suchte  man  gelegentlich  zu  wandeln, 
ohne  jedoch  damit  den  gewtnischten  Beifall  zu  tinden.  So 
hatte  Graf  Sohus-Laubach,  der  iii  etwas  schroffer  Weise  dar- 
nach strebte,  die  Rhetnschüfohrtsangelegenheiten  möglichst 
einheitlich  zu  gestalten  und  von  LokalbehOrden  unabhängig 
SU  maclion,  während  seiner  Verwaltung  durch  ErlaTs  vom 
31.  Juli  1814  den  Artikel  20  der  Gildereglements  ab- 
geUndert^  Künftig  sollten  nicht  mehr  wie  seither  die  Kölner 
und  Mainzer  Bürgermeister  im  Vorsitz  der  Verwaltungsbureaus 
von  Vierteljahr  zu  Vierteljahr  mit  Octroiinspekioren  wechseln, 
sondern  letztere  zur  Vereinfachung  des  Ge8chäft<*ganges  die 
Präsidentschaft  ein  fUr  allemal  ohne  Einmischung  der  Lokal- 
behOrden flbemehmen.  In  Köln  wurde  Inspektor  Carov^  in 
Maina  Inspektor  Ockhart  mit  diesem  Posten  betraut*. 

*  V^l.  Abschrift  in  Akten  d«r  Maiuzer  Schiffer|?ildr»  M.StJl. 

'  Ein  ähnlicher  Akt  der  Centralisationsbestrebungcn  war  da£ii 
am  l.  Juni  1815  die  Kaution  des  GildesekretAn  Oechsner  in  Höbe  von 
2000  fr»,  von  »It  r  Hrirp:erin<'i?^terot  Muinz  an  die  Centralverwaltung  der 
Hheinschiffahrt  in  Frankfurt  mit  allen  übrigen  Kautionen  abgegeben 
wufdc.  Vgl.  EheinseUffihrtvakten  1815  M.St.A. 
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Als  dann  wieder  geordnetere  Verhältnisse  eintraten,  blieb 

Unklarheit  darfiV)pr,  wie  weit  die  Bürgermeistereien  in  ihrem 
Rechto  hesclir.inkt  seien.  Diese  behaupteten,  dafs  ihnen  zum 
minilestea  der  Vorsitz  und  die  Leitung  der  General- 
veraaininlungen  der  Gilden  geblieben  wären ,  da  das  Inscript 
des  Grafen  Solms  die  Artikel  22,  23,  30  des  Kcglementä  nicht 
berühre  und  sieb  lediglich  auf  die  PräsidentMhaft  bei  den 
stlUidigen  Verwaltungsbureaus  besiehe.  In  Maina  ^  bestand  die 
preufsisch-österreichische  Administrationsverwaltung  darauf 
dafs  die  Einberufung  der  Scldffer  zur  allgemeinen  Versammlung 
ffir  1.  März  1815  durch  den  Bürgermeister  vorgenommen 
würde,  und  dafs  die^or  bei  derselben  auch  den  Vorsitz  ttlhrte, 
nicht  etwa  lediglicli  uhne  Amt  beiwohnte. 

Späterhin  suchte  man  den  Erlafs  vom  31.  Juli  1814,  der 
den  Eanflufs  der  LokalbehOrden  bei  der  Gildenverwaltung  be- 
deutsam einschrltnkte,  TdUig  su  beseitigen.  Nachdem  Oekhart 
in  Maina  mehrere  Jahre  „gleichsam  permanent  präsidiert*^ 
hatte,  verlangte  die  d  rtige  Handelskammer  in  einer  Eingabe 
Tom  28.  November  1818  ^  die  Bürgermeisterei  solle  neuerdings 
„auf  der  gesetzlichen  Altemierung"  nach  Artikel  20  de^i 
Ke^lement.s  bestehen.  Die  hessische  Regierung  erklärte  nacii 
Anrufen  den  Erlafs  des  Grafen  Solms  für  nn^ldti^,  und  von 
1820  an  wurde  der  Vorsitz  im  Verwaltungsbureau  von  Zeit 
au  Zeit  wieder  dem  Bürgermeister  oder  dessen  Adjunkten 
ttbertragen*. 

Die  Generalversammlungen  der  Gilden,  die  in  erster 
Linie  der  Ergänzung  der  Mitglieder  der  Verwaltungsburr  ius 
und  ihrer  Suppleanten  dienen  sollten,  wurden  in  den  durch  die 
Reglements  vorgesehenen  Formen  bis  zum  FrlRf^  der  neuen 
Sehiftahrtsordnung  ungehindert  abgehalten.  ]u  doti  Mainzer 
Akten*  tinden  sich  ausfidirliclie  i'rotokolle ,  wokhc  den  Vor- 
lauf dieser  Zusammenkünfte  im  einzelnen  bchildern.  Nach 
Erledigung  der  Prilsidentenfrage  wurde  daselbst  im  Lokale 
des  Erhebungsamtes  am  L  und  2.  Mftrz  1815  eine  General- 
▼ersammlung  unter  dem  Vorsitz  des  Oberbürgermeisters  Frei- 
herm  von  Jungenfeld  eröffnet.  Sodann  kam  eine  un- 
verhfUtnismiir.si;^;  lani:'*  Pause,  da  man  im  Hinblick  auf  die 
angekündigte,  endgültige  Regelung  der  Kheinsehiffalirts- 
angelegenheiten  die  fällige  Erneuerung  der  Vorstands- 
mitglieder aut'  :>ich  beruhen  liefs.  Da  diese  sich  aber  immer 
länger  verzögerte,  erklärte  die  Centraikommission,  dafs  dem 


'  Vgl.  zum  folgenden  dir  zwischen  der  „eubdelegi orten  Kommission" 
für  RheiTigchiffahrtsangelegenheitcn,  dorn  bess.  Kreisdirektor  und  der 
Bfirgenni'iaterei  Mainz  gewechselten  Schreiben  vom  27.  Januar,  1.,  18., 
27.,  28.  Februar  1815  in  Akten  der  Mainzer  Schifi'ergilde  M.bt.A. 

s  Kheinschiifahrtmkten  1818  M.StA. 

•  Rlieiiiscluffahrtsakten  1820  M.St.A. 

*  Akten  der  Mainzer  Schifi'ergilde  1814—1031  M.ät.A. 
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Zusammentritt  der  Schiffer  nicht«  ent<^ogpnstelie  \v)d  liVfs 
durch  die  provisorische  Verwaltungskommission  am  2(5.  Februar 
1821  dereü  Berufun^^  bcHntrajL^t'n,  der  für  den  16.  Aprii  1821 
Folge  geleistet  wurde.  Eine  weitere  Versauimluiig  war  auf 
den  3.  Mai  1824  angesetzt,  mufste  aber^  ganz  ähnlich  wie  eine 
gleichzeitige  Tagung  in  KOln,  biB  zum  1.  Juni  yeinohobeii 
werden,  da  sahlreiche  auswärtige  Mitglieder  wegen  Kfirse  der 
Zeit  biB  zum  erstgenannten  Termin  nicht  geladen  werden 
konnten.  SchliefsUch  wurde  noch  am  26.  Juni  1827  eine  all- 
gemeine  Zusammenkunft  abgehalten. 

Bei  diesen  Versammlungen  waren  die  stimmfähigen  Mit- 
glieder, soweit  sie  nicht  seibat  erscheinen  konnten,  gröfseren- 
teils  durch  Bevollmaditigte  vertreten,  die  sich  durch  schrift- 
liche, behördlich  beglaubigte  Legitimationen  ausweisen  mnlateQ. 
Dabei  kam  es  vor,  dafs  eine  einselne  Pereon  oft  die  Voten 
einer  ganaen  Rbihe  ihrer  Genossen  in  sich  vereinte.  Beispiels- 
weise^ beauftragten  1824  die  Badener  Schiffisr  zwei  Freunde^ 
ftlr  ihre  7  Mannheimer  und  12  Heidelberger  Kollegen  zu 
stimmen,  wobei  sie  sieh  nur  Abschriften  der  ergangenen  Be- 
schlüsse erbaten  und  ihren  Deiegierti  ii  einschärften,  sie  sollten 
lediglich  bei  der  Vorstand.swahl  mitwirken,  sich  aber  keines- 
falls auf  sonstige  Verhandiuugeu  eiiiiasäen.  Weiter  ging  der 
Auftrag»  den  Mainzer  Schiffer,  die  znfilllig  im  K9lner  Hafen 
lagen,  dem  S.  Moritz  erteilten  und  der  dahin  lautete,  „er  solle 
alles  thun,  was  er  als  Bevollmitchtigter  fUr  zweckmäfsig  und 
dienlich  erachte".  Bei  diesen  weitgehenden  Vollmachten  liefsen 
sich  Mifsstände  kaum  vermeiden.  Um  ihnen  möglichst  vor- 
zubeugen, beantragte  am  12.  April  1824  die  Mainzer  liin;rer- 
meisterei,  es  solle  beschlossen  ^\  erden,  dafs  Auswärtige  künftig 
sich  nicht  mehr  durch  Personen  vertreten  lassen  dtirften,  die 
nicht  zur  Gilde  gehörten,  und  weiter,  dafs  nicht  zu  viele 
Scliffer  einem  Kollegen  ihre  Stimme  znleilten.  Allein  ihr 
wnide  dnrch  Oekhart,  der  damals  Direktor  der  Verwaltong»- 
kommission  war,  bedeutet^,  dafs  sich  wegen  der  Vollmachten 
nichts  zwingendes  thun  liefse,  da  Artikel  21  und  23  de« 
Reglements  diesbezügliche  Normen  nicht  enthielten.  Zu  einer 
Abänderung  derselben  wollte  man  sich  aber  nicht  entschliefsen, 
da  ja  der  „provisorische  Zustand^  einstweilen  unangetastet 
bleiben  sollte. 

Die  Bürgermeisterei  liefs  sich  durch  diesen  Mifserfolg 
kdneewegB  abschrecken  und  brachte  nach  ein  paar  Jalurea 
einen  neuen  AbUnderungevorschlag  ein,  dem  es  ebenfiüls  nicht 
an  innerer  Berechtigung  gebrach.  Sie  bekämpfte  in  einer  an 
die  Orofsb.  Begiemng  gerichteten  Eingabe  vom  18.  Mai  1827* 


*  Aulagen  zu  den  Protokollen  vom  1.  Juni  1824  M£t.A. 
»  Schreiben  Ockharts  vom  20.  April  18>4  M^tA. 

*  Akten  der  Mainxer  SchiffergUde  M.ät A 
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alle  Bestimmungen  des  Reglements,  die  sich  auf  eine  Teilung 
der  (rildf  aliV f^f^r  nfich  don  beiden  Rheinseiten  bezogen.  Die 
Forderung  emer  getrennten  Listenaufstellung  ftlr  jedes  Rhein- 
ufer stamme  aua  der  Zeit,  da  die  Verwaltung  noch  zwischen 
Frankreich  und  dem  Für^tprimas  geteilt  war.  Gegenwärtig 
seien  aber  wieder  sechs  Uferstaaten  au  derselben  interessiert 
und  iii»n  kOnne  daher  beim  Auslosen  und  Aufstellen  der 
EandidateD  ganz  wohl  auf  diese  ^Abteilung  zur  Hälfte*  ver- 
ziehten.  Den  Rheinschiffikhrtsbehörden  stunde  dann  frei,  bei 
der  doppelten  Anzahl  vorzuschlagender  Kandidaten  alle  Uferr 
Staaten  verhnltnismäfsig  zu  bertieksiclitigen.  Wiederum  mufs 
sich  die  Bin  i^ei meisterei  auf  diese  Anfrage  sagen  lassen  V  dafi 
eine  Befu^Tiis  /.u  derlei  Abänderungen  nicht  gegeben  sei  und 
solche  daher  unmöglich  durchgeführt  werden  könnten. 

80  wurden  dann  die  Vorstands walilen  auf  all  diesen  Ver- 
samnilungeu  nach  dem  umsUindlichen,  in  der  Gildenordnuug 
vorgesehenen  Verfahren  durchgeführt  Der  Vorsitsendey 
Bttrgermeister  oder  Adjunkt,  bildete  mit  vier  Schifiem  das 
Wahlbureao,  das  die  Auslosung  der  zwei  Mitglieder,  die  ge- 
setzlich abzutreten  hatten,  tiberwachte.  Sodann  kam  die 
eigentliche  Wahlliandlung  an  die  Reihe,  bei  der  jedes  ver- 
tretene Mitglied  für  12  Genossen  sein  Votum  abp^ebrn  konnte*. 
Hiernach  wurden  die  6  Höchstbeatimmten  von  beiden  Khein- 
seiten  in  einer  Liste  zusammengestellt,  und  diese  der  obersten 
Kheinschiffahrtsbehörde  zur  Auswahl  der  beiden  Mitglieder 
des  Verwaltungsbnreaus  und  der  4  Suppleanten  ttbeigeben*. 

Die  Beteiligung  an  der  Wahlhandlung  war  in  Mainss  eiiixt 
aiemlich  r^ge.  Beispielsweise  waren  1824  hei  intffesamt  etwa 
150  GHldemiigltedem  126  Mann  vertreten,  von  denen  124  je 
12  Stimmen  =  1488  Stimmen  abgaben.  Davon  entfielen 
1443  Stimmen  auf  57  wählbare  Genossen,  während  45  zer- 
splitterten, indem  sie  für  Verstorbene  oder  im  Amt  bleibende 
Glieder  des  Verwaltungsbureaus  abgegeben  wurden.  Nicht 
ganz  so  stark  war  die  Beteiligung  bei  der  Wahl  von  1821,  an 

1  Schreiben  der  GroiBh.  Regieruflg  aa  die  Börgermeiaterei  vom 

80.  Mai  1Ö27. 

'  1881  wurde,  da  seit  1815  keine  Wahl  stattgefunden  hatte,  dan 
g^anze  Rureaa  mit  den  Suppleanten  erneuert,  wobei  jedes  Mitglied  20 
Kandidaten  benennen  durfte.  Bei  dieser  Abstimmung  wurde  auch  die 
Firage  angeregt,  ob  «eh  die  abwesenden  SchiffiMr  dnrch  einen  Reehts- 
frcund  vertreten  lassen  dürft»Mi,  dtT  auPserliHlb  dos  Gildenverbanda  stehe. 
Sie  wurde  jedoch  nicht  weiter  behandelt,  da  ihr  Austrag  am  Kesultat 
der  Abstimmung  nichts  geändert  hätte.  Vgl.  Protokoll  vom  16.  April 
1821  (M.8tA)  und  die  oben  berfihrten  Antrfige  der  Maüiaer  Bfirger- 
meistere!. 

*  Die  Namen  der  Gewählten,  die  aus  den  verächiedeu»ttin  Orten 
der  Stromstrecke  stammten,  sind  in  den  Protokollen  enthalten:  die  vom 
Jahre  1821  (für  Mainz  und  KOln)  finden  sieh  gedruckt  bei  flerman, 
Adrefsbuch  182»  S.  41,  42. 
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<lpr  nur  95  ^\i\nn  t<^ilii;ilimen,  während  1827  gmr  nur  26  Schiffer 
zur  Abstimmung  kamen. 

Abgesehen  von  der  Neuwahl  des  Vorstandes  wurde  auf 
deu  Generalversammlungen  nicht  allzuviel  vorgenommen,  ja 
nicht  einmal  richtig  für  dieselben  geplant  Kur  fUr  das 
Jahr  1815  waren  in  dieser  Besiehimg  bedeutendere  MaÜBnahmen 
vorgesehen  worden.  Damals  hatte  die  subdeiegierte  Kommission 
fikr  die  Rheinschiffahrt  in  Erwägung,  dafs  Gildeschifier  Kauf* 
mannsgUter  fuhren ,  ohne  gehörige  Sicherheit  zu  bieten,  und 
andorseits  hitrTmerHjirscliiffer,  die  nach  den  Zwischenhäfen 
laden  mulsten,  ganz  von  den  Gilden  in  Köln  und  Mainz  aus- 
geschlossen blieben,  am  10,  Februar  eine  auhtuhrliche  In- 
»truktion  für  die  nächste  Versammlung  bearbeitet  ^  Nach  ihr 
sollten: 

1.  die  Fahrten  yon  neuem  in  direkte,  Intermediär-  und 
Kleinsehiffahrten  eingeteilt  werden,  wie  es  bei  BJrrichtung  der 
Gilden  vorgesehen  war; 

2.  sollten  in  Zukunft  alle  Schiffer,  die  Ladungen  ftlr 
direkte  oder  Intermediärfahrtt  n  nälnnen,  Gildenmitglieder  soin; 

3.  bei  den  Generalversammlungen  alle  Patente  vorgelegt 
werden,  damit  sie  mit  einer  Beglaubigung  der  subdelegierten 
Kommission  versehen  wlirden; 

4.  sollten  alle  Schiffer  der  Reihe  nach  abgefragt  werden, 
damit  sie  sich  für  eine  bestimmte  Stromstrecke  entscheiden 
könnten. 

Auf  der  im  März  abgehaltenen  Versammlung  kamen  je- 
doch diese  Vorschläge  kaum  zur  Sprache.  Eingehender  wurde 
nur  über  eine  Beschwerde  der  iVTninzer  Schiffer,  die  von 
\^'ormse^^  unterstützt  ward,  verhandelt",  nach  der  im  Hafen 
von  Mannljeim  ihnen  teils  die  Fracht  gar  nicht,  teils  nur  naeh 
wiUkuriichen  Abzügen  aubgezahlt  würde,  die  die  Glieder  der 
dortigen  lokalen  Schifferrereinigung  unter  sich  teilten.  Den 
Reklamanten  wurde  das  Versprechen  gegeben,  dafs  derartige 
Fälle  künftig  nicht  mehr  vorkommen  dürften.  In  iümlicher 
\^'eise  sollte  1824  der  Plan  einer  Vertiefung  und  Erweiterung 
des  Mainzer  Winterhafens  auf  der  Generalversammlung  erörtert 
werden,  aber  auch  dieses  Vorhaben  wurde  nicht  emsdich  be- 
rücksichtigt ^. 

Die  Versammlungen  der  Mainzer  Gilden  in  l'a  Jahr- 
zehnten nach  dem  W  ienei*  Kongrefs  lassen  die  Bethätiguiig 
neuer  Oedanken  ^  die  Oeltendnuichung  energischer  Verbeseer* 
ungen  in  jeder  Weise  vermissen.  Sie  erfllllen  ihre  im  wesent* 
liehen  formale  Aulgabe ,  ohne  auf  die  innere  Verwaltung  der 
Korporationen  einen  entscheidenden  Einflufs  au  üben  oder  ftir 


1  Vgl.  dic^(>il>i  in  Akten  der  M.  Schiffergilde  HjStA. 

2  Vgl.  l'rotokoü  vom  2.  Mfirz  1815  M.StA. 
»  Vgl.  Akten  der  M.  öcbitfcrgilde  lö24. 
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die  Sicherung  der  Berufsthätigkeit  ihrer  Mitglieder  irgentiwie 
Bemerkenswertes  zu  leisten,  und  sind  in  ihrer  ganzen  Er- 
scheinung ein  charakteristisches  Abbild  der  EröchlaÜung,  die 
alle  RheinschifiahrtBTerhftLtnisse,  besonders  die  grofsen  Gilden 
während  de»  „Provisoriums'*  gefangen  hielt 

Die  Zahl  der  G-iidemitglieder  in  diesem  Zeitraum  bleibt 
siemlich  die  gleiche.  Es  trat  weder  eine  starke  Zunahme  noch 
eine  merkliche  Minderung  derselben  ein.  Nur  einmal  ver- 
suchten die  Rheiiisehiffahrtsbehörden  einen  Eintlul's  auf  sie 
zu  üben,  ohne  jedocli  mit  ihrem  Streben  zum  Ziele  zu  komiiieLi. 
Die  bubdelegierte  Kommiüsion  wünschte  1814*,  alle  diejenigen 
aus  der  Gildeliste  zu  streichen,  die  unberechtigt  durch  Pro- 
tektion und  Machtanssprtlche  aufgenommen  seien,  und  erbat 
▼on  der  Handelskammer  ein  Veraeichnis  derjenigen  Schiffer, 
die  ihr  Vertrauen  besäfsen.  Die  Vertretung  des  Handelsstandes 
lehnte  dies  Verlangen  ab^,  meinte  aber  auch,  man  solle  die 
Zahl  der  Korporationsmitglieder  soweit  ho^^diränken,  dnfs  jedem 
derselben  alle  zwei  Monate  eine  Berg-  und  Thaln  isr  zufalle. 
Sie  schlage  demnach  vor,  dafs  die  notwendige  Zaiil  nach  dem 
Alter  genommen  und  dabei  je  zu  einem  Drittel  der  Kühier-, 
der  Mainzerhafen  und  die  Zwischenhäfen  berücksichtigt  würden. 
Die  sur  Thätigkett  Berufenen  mllfsten  dann  die  in  Ruhestand  Ver- 
setzten unterstützen,  bis  diese  durch  SterbefilUe  oder  Austritte 
in  die  Zahl  der  Aktiven  einrücken  könnten.  Die  subdelegierte 
Kommission*  ging  auf  diesen  Vorsclilag  nicht  ein  und  be- 
hanptote ,  die  MinderuT^fr  der  Anzahl  von  Oildeanf^^oliörifren 
könne,  wenn  keine  andere  Möglichkeit  gefunden  werde,  nur 
durcli  das  Los  erfolgen.  Naeh  Eingreifen  der  Bürgenneisterei 
sah  man  dann  überhaupt  von  Anwendung  eine«*  derartigen 
Gewaltmittels  ab  und  beschränkte  nur  die  Aufnahme  neuer 
Güdemitglieder,  die  ja  den  RheinschiffahrtsbehOrden  vorbehalten 
war,  in  der  Folgezeit  auf  ein  Mindestmafs.  Während  beispiels- 
weise die  Generaldirektion  des  Octroi  allein  im  Jahre  1810  neun 
„direkte  Schiffer"  in  die  Mainzer  Liste  eingeschrieben  hatte, 
wurden  in  der  Zeit  von  1815 — 1820  nur  drei  Mann  durch  die 
subdelegierte  Kommission  angenommen  *.  Auch  die  ihr  folgende 
Centralkonimiftsion  war  in  dieser  Beziehung  sehr  vorsichtig  und 
besetzte  lediglich  einige  durch  Todesfall  oder  sonstwie  fi'ei- 
gewordene  Stellend 

^  Dio  diesbesfiglieh^  Schreiben  findai  sich  in  Rheinschiffahrtsakten 
1814  M.St.A. 

»  Schreiben  vom  H.  Juli  1814  a.  a.  O. 

*  Schreiben  vom  14.  Juli  1814  a.  a.  O. 

*  Vel.  die  ansfuhrlicheii  Zusammcnstcllangen  in  IT  rmanp  Adrefs- 
buch  1823  S.  41— 90,  wo  nicht  nur  die  Vorstände  der  KüIuit  uud  Mainzer 
Gilden,  sondern  auch  deren  einzelne  Mitglieder  mit  Namen,  Wohnort, 
Epoche  (h'V  Aufnahme,  Behörde,  dio  s'io  annahm,  aufgo/.flhlt  sind. 

Die  i'rage,  ob  ein  SchifTsmeister  sein  Giiderecht  au  einen  andureu 
übertragen  könnte,  wie  dies  1819  B.  Ena  von  Wonns  xa  Gunsten  von 

Fonohangwi  ZVIII  5.  —  Sokvrt.  9 
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Trotzdem  ist  in  den  zwanziger  Jaliren  die  Zahl  der  Gilde- 
mitglieder nicht  wesentlich  kleiner  als  zur  Zeit  der  Gründung 
der  Korporationen.  Während  die  Liste  vom  Jahre  1808,  ab- 
gesehen Yon  den  JachtschiiTem,  174  Namen  aofweist,  nennen 
die  Aufstellungen  für  die  GeneralTenammlung  1821  157,  Air 
die  Ton  1824  152  Personen'.  Die  genauen  Nachweise,  die 
Herman  in  seinem  Adrefsbuch  von  1823  giebt,  beziehen  sieh 
auf  insgesamt  163  Glieder  der  Mainzer  Gilde.  Von  den  beiden 
Sektionen  der  Kölner  Gilde*  hatte  nach  seinen  AnfMtelliin£!:en 
die  des  Oberrheins  82  (gegen  78  anno  1808)  die  des  Nieder- 
rheins 66  (gegen  77  anno  1808)  Mitglieder.  In  den  nächsten 
Jahren  mag  sich  die  Zahl  der  Gildeangehörigen  zu  Köln  und 
Mainz  noch  etwas  gesteigert  haben',  wenn  aueh  seit  1824  die 
Oentralkommission  offiziell  keine  neuen  Schifieraufnahmen  in 
beide  Korporationen  mehr  zuliefe. 

Bei  diesen  Zusammenstellungen  sind  stets  nur  die  stimm- 
flihigen,  vollbürtigen  Angehörigen  der  Gilden  (direkte  und 
Zwisehenschiffer)  gezählt.  Aufserdem  waren  ihnen  aber  noch 
eine  ganze  Keihe  weiterer  Personen  als  „Setzschiflfer"  und  , an- 
gehende Schiftsmeister"  angegliedert.  Für  das  Jahr  1823  wird 
die  Zahl  der  Mainzer  Setzschiifer  auf  19,  der  angehenden 
Schiffsmeister  auf  36  angegeben*.  Fttr  die  Kölner  Sektion 
des  Oberrheins  werden  4  Setsschiffer  und  5  angehende  Schifi« 
ibeister,  fUr  die  Sektion  des  Niederrheins  11  Setzschiffer  und 
20  angehende  Schiflfemeister  genannt'^.  Endlich  gab  es  nock 
eine  ganze  Reihe  von  Rheinschiffern,  die  um  Aufnahme  in  die 
Gilden  eingekonimon  waren,  die  aber  zur  Zeit  noch  warten 
mufsten,  bis  Plätze  fttr  sie  frei  wurden^. 


F.  W.  VillmanD  aus  Speier  gethan  hatte,  wurde  auf  der  General- 
▼ersammlang  1821  entschieden  bestritten,  aber  nicht  endgültig  gelftsL 
Vgl.  Protokoll  dieser  Venammlnng  und  Notis  bei  Herman  a.  a.0. 
8.  89  Nr.  123. 


1 

1M21 

1823 

1824 

direkte  Schiffer 

96 

96 

8» 

Tntrrmr  tliärscbiffer  Mainz 

•  Strafsb. 

47 

46 

46 

Intermediäi^hiffer  Mainz 

-Köln 

14 

21 

17 

157 

152 

y^I.  Protokolle  der  Gildeyersanunlnngen  1821,  1824  in  Akten 
der  Mainzer  Schiffcr^üd  -  und  Herman  a.  a.  O  S.  43 — 54.  Di'-  DiflFe- 
renz  der  Zahlen  für  die  Jahre  1^23— lb24  erjciebt  eich  daraas,  daCs  bei 
Herman  einige  Schiffer  aufgez&hlt  sind,  me  nicht  mehr  «timmfiihig 
waren,  weil  sie  nicht  mehr  fuhren  etc.  (Vgl.  Naehtrag  daselbst  8.  M 

8  H<Tman  a.  a.  O.  S.  64-83. 

"  Jrtioch  erscheint  die  Angabo  des  Jahresbericht«  der  Ceutrai- 
kommission  1835  S.  70,  71,  dafs  die  Anzahl  der  Gildescbiffer  im  Jahn 
1828  mr>  Mann  betragen  habe,  im  Vergleich  mit  den  soskst  eihalteoea 
Nachrichten  etwas  zu  hoch  gcgriifen. 

*  Herman  a.  a.  O.  8.  56-^2. 

••  Herman  a.  a.  O.  R.  74  und  S.  84—87. 

*  Herman  a.  a.  O.  S.  62,  aS,  76,  77,  88.  Mitunter  kommt  *»  zu 
scharfen  Beschwerden,  wenn  Schiffer  mit  Anwartschaft  aich  durch  Er- 
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Dies  Herandrängen  der  Schiffer  aller  Uferplätzc  zu  den 
beiden  rheinischen  Korporatianen  deutet  darauf  hin,  wie  sehr 
diese  trotz  aller  Mängel  immer  noch  bei  den  Berufsgenossen 
in  Ansefien  standen  Zwar  wurden  die  Erlaubnisscheine  zum 
Betrieh  der  Kieinsehitfahrt,  die  den  Verkehr  der  Ortschaften 
zwischen  den  iStationsstädten  vermittelte,  auch  Reisende  samt 
ihren  Efi'ekten  nach  diesen  Plätzeu  führte^,  noch  immer  frei 
an  die  Bewerber  vergeben',  sofern  sie  nor  ein  Zutrauens- 
Zeugnis  des  Handelastandes  beibrachten.  Aliein  der  Ollter- 
transport  swisehen  den  grofsen  Handelshäfen,  der  den  rheinischen 
Korporationen  vorbehalten  blieb,  galt  mit  Recht  als  viel  ein- 
träglicher, gar  nicht  zu  rechnen  die  anderen  Vorteile,  die  der 
Anschlufs  an  diese  gewährte. 

Auch  darf  man  nicht  glauben,  dafs  alle  Mitglieder  der 
Qilden  damals  sich  nur  mühsam  des  Lebens  Notdurft  verschaffen 
konnten.  Allerdings  hatten  die  Glieder  der  ehemaligen  kur- 
mainzer  SchifGsrsnnft  noch  immer  an  den  durch  diese  kontra- 
hierten Schnlden  sn  tilg«i*.  Nachdem  die  Bestrebungen  zvl 
ihrer  Abzahlung  um  die  Wende  des  Jahrhunderts  nur  teil- 
weise stim  Ziele  geführt  hatten,  war  von  ihnen  am  4.  Februar 
1809*  ein  weiterer  Vf^rtr.T^^:  {geschlossen  und  vom  Departenicnts- 


der  bestimmte,  dafs  zur  TiI^'^iiM;j^  einer  Schnhisumme  von 
3000  Ii.  tVii  jeden  Centner  Ladung  im  Mainzer  Hafeu  ein  Cen- 
time an  den  Gildesekretär  gezahlt  werden  solle.  Markt- 
sehiffer  J.  B.  Hänletn  sowie  die  ehemaligen  Zttnftler,  die  nicht 
mehr  fuhren,  mufsten  unter  Berücksichtigung  ihrer  Vermögens- 
lage ebenfalls  Beiträge  entrichten.  Nach  Übergang  der  Stadt 
an  Hessen  betonte  die  Bürgermeisterei*^,  dafs  dieser  Beschlufs, 
„da  ^e\n  heilsamer  Zweck  nAch  nicht  err^Mcht  sei",  weiter  zu 
Recht  bestehe,  lehnte  es  aber  ah,  die  Auflage  zu  erhöhen®,  da 
sie  schon  jetzt  jährlich  die  doppelte  Zinsensummo  ergebe  und 
demnach  die  kijchuid  langsam  aber  sicher  abgetragen  werde. 
Dagegen  besafs  die  1808  gegründete  Mainzer  Gilde  ziemliches 


nennung  jüngerer  Meister  zu  GildeBchiifcrii  iIm  i  L-fiTr.T'n  fühlen.  V^l. 
diesbea.  JBeschwerde  der  Schiffer  D.  Fraiizuiathe^  und  D.  Uänlein  im 
Jahre  1824,  xn  deren  Gaasten  sich  das  hess.  Staataministsnum  und  sein 
ßevoUmrichtigtfr  hri  der  Gentralkotnnussion  verwenden*  ^heinschiff- 
fiüirtaakten  1819  M.8t.A.) 

*  Vgl.  diesbezügliche  Entscheidung  vom  20.  Oktober  1820  iu  Rhein- 
BehifTahrfsakten  1820  M.StA. 

*  Über  die  oft  wiederholte  Erteilung  der  Kleinschifferpatente  vgl. 
Rheinschiffahrtsakten  Iblo-lbai  M.St.A. 

*  Vgl.  oben  8.  10. 

*  Abschrift  des  Vertrags  nnd  der  weiteren  Verbandlnngen  in  Shein- 
schitfabrtsakten  1815  M.St.A. 

*  Schreiben  vooi  28.  Jannar  1815  a.  a.  0. 

*  Schreiben  vom  16.  Juni  iRiß  und  Torhorirebende  Verhandlungen 
in  lUieinachiffabrtsakten  1816.  M.St.A. 
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Vermögen,  sogar  soviel,  dafs  sie  anderen  damit  aus  der  Ver- 
legenheit helfen  konnte.  Während  der  Blockade  von  1814 
lieh  sie  der  Mainzer  Stadtverwaltung  eine  Summe  von  4()00 
Francs  zu  6^/o,  die  erst  nach  1816  wieder  zurückgezahlt 
wurde 

Einzelne  Gildegeno88en  dürfen  8(^ar  ak  anaehnHche 
Kapitalisten  bezeichnet  werden.  Schon  1814  echoesoi  sie  einen 
Teil  des  Geldes  vor^  das  zum  Reinigen  des  Winterhafens 

nötig  war^,  und  noch  im  gleichen  Jahr  vermochten  dieselben 
r.euto  rl<>r  v**!tadt  die  nicht  unbeträchtliche  Summe  von  26000 
Franca  leiiiweise  zu  überlassen^.  Im  Jahre  1819  miuj^hten 
dann  die  drei  «Schiffer  J.  B.  Hänlein,  J.  Plier  und  J.  Mann- 
heim der  Stiidt  das  Anerbieten,  sie  wollten  die  Unterhaltung 
des  Winterhafens  für  ihre  Rechnung  übernehmen^.  Ab  die 
Regierungsbehörden  Uber  sie  Erkundigungen  einzogen,  konnte 
der  Bürgermeister  am  22.  August  1819  besdieinigen,  „da&  diese 
Schiffsmeister  sämtlich  ansftssige  Bürger  seien,  Besitzer  von 
^eigentümlichen*'  Schiifen  und  bckanntermafsen  wohlhabende 
Miinnor;  sie  vermöchten  unzweifelhaft,  «'ine  zur  Sicherheit  der 
V  erbindliclikeiten  des  geplanten  Unternehmens  nötige  Bürg- 
schaft zu  leisten". 

Da  der  Gilderat  aut  Anfrage  erklärte  ,  er  halte  es  zwar 
ffXr  unvereinbar  mit  der  YerfuBung,  wenn  die  Korporation 
sich  selbst  an  dem  Unternehmen  beteilige,  glaube  aber,  dafs  es 
bei  den  genannten  Meistern  in  guten  Httnden  sei,  kam  zwischra 
diesen  einerseits,  dem  Militär-QouTcrnement  der  Bundesfestung 
und  der  Orofsh.  Provinzialrofrierung  anderseits  am  22./24.  Sep- 
tember ein  Pachtvertrag  auf  10  Jahre  zu  stände*.  Gegen 
eine  jährliche  Zahlung  von  50  fl.,  die  an  beide  Verwaltungen 
je  zur  Ilalfte  zu  entrichten  waren,  und  gegen  Übernahme  der 
Verpflichtung,  den  Winterhafen,  vom  Eingang  bis  zum  rechten 
Schulterpunkt  der  Bastion  Damian,  vor  jedem  1.  Oktober  vom 
Schlamm  zu  reinigen,  erhielten  die  drei  Heister  das  Reebt» 
bestimmte  Einlalsgebühren  von  allen  Privatschiffan.  die  Über- 
wintern wollten ,  zu  fordern.  Dieselben  betrugen  für  ein 
grofses  Rheinschiff  12,  ein  grofses  P^rankonscliiff  1-2,  Schiff 
von  mittlerer  Gröfse  10,  gewöhnliches  Frankenachift  8,  kleines 
Schiff  5,  grofse  Jacht  9,  kloine  Jacht  8,  Nachen  2,  Mühle  12  fl. 
Militärfahrzeuge  und  Scliitie  (Pontons)  der  Rheinbrücke  über- 
winterten unentgeltlich.  Fiöfse,  Bauhölzer  und  Fahrzeuge,  die 


^  Gknauere  Nachweise  über  Einzelheiten,  wie  Zinszalümigen,  enthält 
dss  Bnclgct  der  Stadt  Mains  von  1817  M.StA. 

2  Vg\.  Rheinschiffahrtftakton  M4. 

^  Budget  der  Stadt  Mainz  1817  (M.St.A.) 

*  Vjrl.  zum  folgcuden  Akten  über  Handel  und  Verkehrsweseu 
127  M  St  A. 

^  Vgl.  Schreiben  vom  7.  und  10.  Sopt(>mber  a.  a.  0» 

*  Der  Vertrag  iM  in  genannten  Akten  erhalten. 
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bei  Staim  den  Schiffen  gefährlich  werden  konnten,  durften 
überhaupt  nicht  aufgenommen  werden.  Aufäerdem  war  zur 
Verliiitanp:  der  Penfrsp^efahr  bestimmt,  dafs  niemand  auf  den 
oingcbiachtcn  l'ahrzcugen  übernachten  oder  während  der 
Dunkelheit  Licht  in  ihnen  brennen  durfte'. 

Femer  beteiligte  sich  die  Gilde  1823—1824  energisch  au 
den  Projekten  zur  Austief ung  des  Winterhafens  und  wollte 
dos  nOt(ge  Kapital  in  Höhe  Ton  20—30000  Francs  gegen 
mäfsige  Zinsen  besorgen'.  Wenn  ihre  Vorschläge  auch 
wegen  formeller  Bedenken  nicht  angenommen  werden  *  konnten 
und  man  lieber  das  Geld  von  der  Mainzer  Assekuranzgesell- 
schaft erhob*,  so  beweisen  doch  die  innfan^Toiclien  Verhand- 
lungen^, dafs  die  Korporation  als  solciie  beträchtliches  Ver- 
mögen und  den  weitgehenden  Kredit  besafs,  der  zur  Durch- 
tuhruiig  gröfserer  Unternehmungen  erforderlich  ist.  Ja,  als 
im  Jahre  1820  der  Vertrag  wegen  Verwaltung  des  Winter- 
hafens ablief)  Übernahm  die  Gilde  selbst ,  da  in  den  letzten 
^lonaten  namentlich  von  den  Rheinmüllern  Beschwerden  gegen 
die  Privatpächter  eingeUufen  waren",  die  Instandhaltung  des 
Hafens  und  schlofs  einen  diesbezüglichen  Kontrakt  mit  Stadt 
und  Festtnif:;  Mainz  auf  15  Jahre,  der  vom  1.  Oktober  1829 
an  laufen  sollte^. 

Das  Auftreten  des  Gildevorstandes  in  Sachen  des  Mainzer 
Winterhafens  beweist,  welche  Vermögen  sich  in  den  Händen 
einzelner  Korporattonsmitglieder  zu  sammeln  b^annen  und  dafs, 
wenn  audi  mancher  derselben  in  den  Listen  als  „verarmt*  be- 
aeichnet  wurde,  doch  wenigstens  die  Mehrzahl  sich  eines  ge- 
wissen Wohlstandes  erfreute.  Es  zeigt  aber  anderseits,  wie 
der  Stadt  Mainz  nicht  zu  unterschätzende  Vorteile  darmi^^  '^r 
wuchsfn .  dafs  die  Verwaltung  der  rheinisclion  Gilde  in  ihr 
einen  testen  Sitz  hatte  und  so  mit  ihren  Lokalinteressen  gewisser- 
mafsen  verknüpft  wurde. 

Die  günstige  ünanzielle  Lage  der  Gilde  kam  ihren  ein- 
sehnen  MitgUedem  in  maneherlet  Weise  zu  gute,  insbesondere 
hat  die  nach  Art.  59—65  des  Reglements  ins  Leben  gerufene 
Untersttttzungskasse  y  soweit  sich  dies  an  Hand  der  urkund- 


1  Diese  Vorschrift  gab  später  xu  vielen  Strmtigkeiten  Anlafo. 
(Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen  M.StA.) 

*  Vgl.  Vorschläge  vom  14.  Februar  1823. 

*  Vgl.  Schrdben  der  GroCih.  Regierung  an  die  Bürgcrraeisterei  vom 
18.  Februar  1828. 

*  Vgl.   Projekt  betreffend  Auatiefung  des  Wiiit«rhafeiiB  vom 

3\.  Mai  1824. 

*  Dieselben  sind,  ^^  ii  dio  genannten  3  Schriftstflcke,  erhalten  in 
Akten  fibfr  Ilnndel  and  Verkehrswesen  127  M.St.A. 

*  Vgl.  bes.  Beschwerde  vom  23.  März  1829  in  Akten  über  Handel 
und  Verkehrswesen  M.St.A. 

'  Kontrakt  vom  RO.  Soptcmlu  r  1829  mit  vorhergohonden  Verband- 
langen  in  Akten  über  Haudelf  Uafenwesen  etc.  Iö30  M.St.A. 
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liehen  Belege  verfolgen  laf8t^  durchaus  segensreich  und  rocirI 
ausgleichend  gewirkt.  Sie  konnte  nicht  nur  nmiuh  bittere 
Not  der  ganz  Annen  lindern,  sondern  hat  .sich  auch,  wie  dies 
8ciiou  vor  ihrer  Gründung  in  einer  Eingabe  vom  30.  De- 
zember 1806  unter  Hinweis  auf  eine  StraTsbarger  Lokalanstalt 

gewünscht  wiurde^  als  eine  „KotdnrfltokasBe  für  die  ganze 
chiffergemeinde''  ermesen.  Während  einzelne  gebrechliche 
ndßr  kranke  Personen ,  Witwen  und  Waisen  regelmäfsige 
monatliche  Unterstützungen  in  Höhe  von  3 — 15  fl.  erhielten, 
bekamen  andere  hei  besond^^rfn  UngltlcksfHllen  einen  ein- 
maligen Zuschuis,  dor  ihnen  ermöglichte,  für  verlorene  Fahr- 
zeuge Ersatz  zu  schaffen  u.  dergl,  mehr.  Dabei  arbeitete  die 
Kasse  wirtschaitiich  so  rationell,  dal's  sie  suäter  bei  Aui  lösuug 
der  Gilde  bedeutende  Überschttsee  hatte»  ale  an  die  Einleger 
zurückgegeben  werden  konnten. 

Wie  sehr  sie  in  allgemeiner  Gunst  stand,  läfst  sich  daraus 
erkennen,  dafs  B<- rufsgenossen,  die  nicht  zur  Gilde  gehörten, 
schon  1816  mit  dem  Gedanken  umgingen,  für  sich  ebenfalls 
eine  Hilfskaase  ins  Leben  zu  rufen.  „Die  zu  dem  Hafen  der 
(TFofsh.  liessisoheii  Stadt  Mninz  gehörigen  Setzschiffer,  Steuer- 
männer und  Sch itV.sk noch te"  wollten  einen  Teil  des  Lohnes,  den 
sie  für  üirc  Fahrten  erhielten^  zusammenschiefsen,  um  so  eineu 
Fonds  „zur  Nothilfe  henr  zustolsenden  UnglttGksfiUlen,  eine 
Untersttttzung  fUr  ihre  Wittwen  oder  annoch  hilflosen  Waisen* 
zu  gewinnen^.  Diese  Absicht,  deren  Verwirklichung  (&r  die 
„oft  in  wahrer  Dürftigkeit  schmachtende  Menschenklasse  sehr 
heilsam  werden  konnte",  wurde  von  mafsgebenden  Persönlich- 
keiten, wie  Hafeninspektor  Warl)urg  und  Pnlizeldirektor  Ilein- 
ricli,  mit  Freuden  begrüfst^,  da  sie  wulsten,  dals  gerade  für  die 
genannten  Klassen  des  Schifferstandes  „viele  verdien.stlo8e 
Perioden,  besonders  im  Winter  eintreten  und  dafs  sie  zur  Zeit 
des  Verdienstes  wenig  sparen  können  oder  zu  sparen  gewohnt 
sind*.  Auch  Bürgermeister  Frh.  y.  Jungenfeld  emp&bl^  dm 
nVersuch  einer  wirklichen  Ausführung"  des  Planes,  nur  wünsche 
er,  das  Institut  solle  als  Zwangskasse  eingerichtet  werden,  da 
es  ihm  schien,  ^dafs,  wenn  es  von  der  Willkür  dieser  Vnlks- 
klasse  abhängen  dürt"te,  hieran  tril  zu  nelimen  oder  nicht,  gewifs 
gerade  diejenigen,  welche  eine  Unterstützung  in  naiirungslosen 
Monaten  am  meisten  bedürfen,  sich  im  Vertrauen  auf  das 


'  ^'c^l.  AIvtiMi  d<'r  Müiiizer  ScIiitV^rgilde  (M.St.A.),  dir  Bclf*gf  übfr 
iiie  Verwaltung  der  Unterstützungöka«i»e  für  verecbicdene  Jahrg^ge 
enthalten.  AMserdem  vgl.  noch  H^erman,  Adn^rshach  182S,  8.  89,  ML 
■  Ein  {Uisfulirlicher  Entwurf  der  geplantrn  Statuton  wurd»-  am 
14.  August  1816  der  Bürgermeisterei  vorgelegt.  (Erbaltefi  in  Akten  dcar 
Mainzer  Schiffergilde  M.t>t.A.)   Vgl.  Beilage  5. 


*  Schreiben  an  Grofsb.  hesB.  tfegierangskomminkm  ran  25.  Sept. 

1816  a.  a.  O. 
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hiesige  Armenhaus  nicht  herbeilassen  würden ,  in  Zeiten  des 
Vordienstes  einige  Notpfennige  znrttckzulegcn".  Leider  er* 
zählen  die  Akten  nicht,  wie  weit  die  Pläne  damals  zur  Aus- 
filhrnnc:  reiften.  Ks  ist  dies  der  einzige  Versuch  jener  Tage, 
bei  dem  die  Scintfer,  soweit  sie  nicht  dem  Meisterverband c 
zugehörten,  organisatorieeh  auftreten.  Meist  scheinen  sie  sicli 
vollkommeu  der  Leitung  ihrer  iiiutherren  anvertraut  zu  haben. 

Nachdem  die  Jangen  ihre  vier  Lehrjahre  bei  den  Gilde- 
meistem  Torschriftsmftfsig  ttberstanden  hatten^  bekamen  sie  ihr 
„Certifikat  für  anj^'eliende  SchifFsgesellen"  ^  und  wurden  ans 
dem  Lehrlings-  in  das  Gesellenbuch'  tlberschrieben.  Dort  war 
unter  dem  Datum  der  Einschreibung  Namen,  Alter,  Gf^burts- 
ort  und  H<^rkunft  der  Knecht«'  verzeichnet,  bei  wem  und  bis 
wann  sie  ^,'1-  rnt,  bei  welchen  Meistern  sie  als  Gebilte  gedient 
hatten  und  aimiiehes  mehr.  Am  Schlufs  der  vorgeschriebenen 
Geselleniahre  stellte  ihnen  die  Gilde  ein  neues  Zeugnis  aus, 
in  dem  bescheinigt  wurde,  dafs  sie  ihre  Zeit  richtig  bestanden 
hätten  und  folglich  als  ,wohl  er&hrene  Schiffs-Knecbte*^  durch 
die  Mitglieder  des  Verwaltungsrats  anerkannt  worden  seien. 
Von  der  Zahl  der  bei  den  Gildemeistern  in  Arbeit  stehenden 
Personen  kann  man  sieh  einen  iinfref?ihren  Begriff  machen^ 
wenn  man  bedenkt,  dals  das  Mainzer  GesellenbiK  h  für  die  Zeit 
vom  29.  März  1809  bis  13.  Juni  1831  392  verschiedene  Namens- 
ein tragungen  autweist. 

Betreffs  des  Preises,  um  den  die  Knechte  und  Gehilfen 
der  Rheinschiffer  arbeiteten,  ist  wenig  überliefert;  nur  soviel 
steht  fest,  dals  er  an  keine  bestimmte  Taxe  gebunden  war, 
sondern  jeweils  freier  Vereinbarung  unterlag®.  Mehr  Schwierig- 
keiten  als  die  Lohnfrage  machten  die  Streitigkeiten,  welche 
die  Hilfsar}»eiter  der  verschiedenen  Plätzo  untereinander  aus- 
fochten. Die  Mainzer  Schiffsknechte  n  ichten  am  21.  Februar 
1821  ein  Gesuch  o'm*^  in  dem  sie  sicii  gegen  das  Eindringen 
der  auswärtigen  Knechte  bei  Bemannung  der  abfahrenden 
Schiffe  beschwerten  und  forderten,  dafs  die  Schiffer  gehalten 
wQrden,  bei  der  Abfahrt  aus  dem  Hafen  jedesmal  awei  Dritte 
teile  ans  den  ansässigen  Schiffsknechten  zu  nehmen.  Allein 
die  Bürgermeisterei  antwortete*,  diesem  Begehren  könne  ohne 
Eingriff  in  die  Rechte  der  Dienstherren  nicht  entsprochen 
werden,  denen  es  freistehen  müsse,  ihre  Hilfskräfte  zu  wählen, 


*  Es  beflndeu  »ich  eine  ganze  Reibe  derartiger  C^ifieate  unteir 
den  Akten  der  Mainzer  Schiffor^IId«'  M.St.A. 

*  Dasselbe  ist  ebenfalls  bei  den  g«:nannten  Akten  zu  finden. 

*  Vri.  Anfirsif^e  der  nass.  Burgermeisterd  Wiesbaden  bei  der 
Mjunzer  jBürgeriniMsterei  vom  4.  Februsir  1HI6,  wie  hoch  der  SchifFslohn 
eines  Knechtes  für  die  Strecke  Mainz-Bingen  sei,  und  Antwortschreiben 
▼om  9.  Februar  1816  in  Rheinschiffahrtsakten  1816  M.St.A. 

*  Xel  Rheinschiffnhrfsaktoii  1821  M.StA. 
»  Hdireiben  Tom  19.  Mär«  1821  a.  a.  O. 
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wie  sie  wollten,  besonders  bei  einem  Geechaft,  wo  die  Hefren 

gezwungen  seien,  den  Unteigebenen  soviel  «nsuTertraven  wie 

bei  der  Schiflfahrt.  Nur  bei  dem  SchifFszug  und  gewöhnlichen 
Taglöhnerarbeiten  stehe  der  Verdienst  lediglieh  Mainzer  Ein- 
wohnern zu  und  sei  die  Polizei  angewiesen,  Fremde  mö^rlichat 
au8zn^schlief8en.  Aber  auch  ohne  solch  frehiissigen  Zwang 
werde  <ler  erfahrene,  thätige,  ehr-  und  ordnuiigsliebende 
Schiffsknecht  stets  Arbeit  finden.  Das  waren  Ansichten,  deren 
Richtigkeit  nicht  2U  bezweifeln  ist,  die  man  jedoch  mit  gleichem 
Fii^  auf  den  ganzen  Güdezwang  und  alle  die  übrigen  derRhein- 
schiffahrt  noch  immer  anklebenden  GewaltmaTsregeln  anwendoi 
koniito.  Die  Mainzer  Bürgermeisterei  brachte  nie  nur  in  diesem 
einen  Falle  nachdrtlcklic}]  zur  Geltung  und  durfte  daher  eini^re 
Jahre  später,  als  die  Kulner  Schiflaknechte  ebenfalls  um  einen 
Krlals  baten,  der  sie  begünstigte,  auf  Anfrage  von  dorten '  ant- 
worten, in  ihrem  llafeu  bestehe  keine  Verordnung,  wonach 
Schiffer  jedesmal  wenigstens  einen  Mainzer  Knecht  mit- 
nehmen mttfsten,  sondern  jeder  dinge  seine  Lente  nach  fireier 
Wahl. 

Im  übrigen  haben  die  Mainzer  Schiffeknechte  und  Jungen 
noch  öfters  mit  Fremden  Händel  geführt.  Als  l>piH])ielawcise 
1820-  die  Rheinthorbrücke  eine  Beschädigung  erlitt  und  die 
Reisenden  in  Nachen  über  den  Strom  geführt  werden  mufsteu, 
wollten  sie  die  benachbarten  Wciaenauer  Schiffer  von  dieser 
Einnahmequelle  ausgeschlossen  wissen.  Die  Bürgermeisterei 
schien  ihnen  diesmu  Recht  geben  za  wollen  und  begnügte 
sich  damit,  das  Über&hrtsgeld  auf  1  Fr.  festzusetzen.  Doch 
griff  nun  die  Regierungsbehörde  ein  und  wies  darauf  hin,  dals 
nach  Art.  22  der  noch  geltenden  Octroikonvention  Kachen> 
falirten  von  Rei-^r-nd-^n  mit  ihren  Effekten  an  Schiffervereine 
und  Stationen  nicht  gebunden  seien,  mithin,  wenn  faktisch  die 
Mainzer  ein  „Bannrecht"  gegenüber  den  Weisenauern  in  Ans- 
pruch nähmen,  dies  eine  willkürliche,  ungesetzliche  Besch raii- 
kung  der  Gewerbefreiheit  sei,  die  nicht  geduldet  werde.  Nach 
dieser  Erklttnmg  liels  sich  die  Sache  bald  gattich  beilegen. 

Unter  den  Schifismeistem  selbst  trat  dank  des  interterri- 
torialen Charakters  ihrer  Genossenschaft,  auch  wo  sie  von  ver- 
schiedenen Plätzen  stammten,  die  Eifersucht  des  Wettbewerbes 
viel  weniger  scharf  zu  Tage.  Sie  sind  sogar  mit  den  unter- 
<:  in  IiT^teTi  niicdern  ihres  Berufs,  z.B.  den  Setzschiffern,  meiBt 
eini^;  geblieben,  haben  ihnen  gegenüber  nur  entschieden  ihre 
vorragende  Stellung  gcwalirt^  und  darüber  gewacht,  dafs  di^en 


'  Sein  I  n  vom  5.  UDd  20.  September  1828  id  RhsfauehiAlurtii- 
akten  182::  M  St  A. 

«  Vgl.  Kh.'inM-l.itfahrtsakton  1820  M.St.A. 

^  Vgl.  Ablehnung  des  AnHpruchs  oines  S.  tzschiffers  auf  direkt»* 
Fahrt  Frankfiirt-KöLn  im  Mai  mi,  RheinschiffiihrtMktfla  1817  ILStJU 
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keine  Rechte  eingeräumt  wurden,  die  den  Yollbttrtigen  Qilde- 

genossen  bewahrt  bleiben  sollten. 

Ausgeschlossen  von  den  Gildeverbäiiden  Miebpn  nach  wie 
vor  die  Stoiu'rleute  und  Lotsf^n.  Man  bezeichnet  mit  diesen 
\\  orten  gewölinlieh  beruföveröchiedene  Personen.  Der  Steuer- 
mann gehört  nach  beliebtem  Sprachgebrauche  regelrecht  zur 
Schiffsmannschaft,  er  lenkt  das  Ruder  nnd  hat  in  vielen  F&llen 
den  eigentlichen  Führer  des  Fahrzeugs  sn  yertreten.  Der 
Lotse  gehört  nicht  zur  Mannschaft,  er  kommt  nur  für  kurze 
Zeit  an  Bord  oder  fllhrt  dem  Schiffe  als  Wegweiser  im  Nachea 
voran.  Auf  dem  Rhein  wurde  und  wird  noch  heute  dieser 
Unterschied  nicht  gemacht,  vielmelir  werden  die  beideti  Be- 
zeichnungen in  gleicher  Bedcutunf!^  gebraucht.  Da  e»  bei  drm 
ßchwierigen,  mitunter  «^^oOlhrlirlu-n  Fahrwasser  fUr  den  Einzelnen 
unmöglich  war,  «ich  auf  alleu  Flufsteilen  auszukeunen,  waren 
die  Schiflbr  gezwungen,  Leute  der  verschiedenen  Uferplfitze, 
die  Älr  eine  bestimmte  Strecke  Erfiihrungen  gesammelt  hatten, 
aufzunehmen,  um  von  diesen  das  Fahrzeug  sicher  weiterbringen 
SU  lassen.  Von  Station  zu  Station  wechselten  dann  diese  Lotsen 
oder  Steuerleute  ab. 

Bei  Gründung  der  rheinischen  Gilden  hatte  man  versucht, 
Auch  für  sie  Normen  aufzustellen.  Nach  dem  Entwurf^  einer 
Verordnung  zur  Organisation  der  Mainzer  Schiffergesellschat't 
von  1805  sollten  zu  Stralkburg,  Neuburg,  8peier,  Mainz, 
Bingen,  Heimbach,  Kaub»  Koblenz'  Lotsen  und  Stenefleute 
sein,  um  die  den  Rhein  hinab  oder  hinauf  fahrenden  Schiffe 
der  Genossenschaft  von  einem  dieser  Orte  nach  dem  andern 
zu  fuhren.  Die  tibrigen  Steuermannsstationen  seien  aufzuheben, 
sobald  die  daselbst  Ansfissigen,  denen  die  Austibung  ihres  Ge- 
werbes noch  gestattet  wurde,  ausgestorben  seien.  Alle  ohne 
Ausnahme- würden  verpflichtet,  dem  Generaldirektor  des  Octroi 
Zeugnisae  über  ihre  Fähigkeiten  und  ihr  Wühlverhalten  vor- 
zulegen, der  ihnen  dann  die  Erlaubnis  zum  Betrieb  ihres  Be- 
rufs geben  sollte. 

Bei  Umarbeitung  des  Entwurfs  wurden  jedoch  diese  Be- 
stininuingen  fallen  gelassen  und  in  die  endgültige  Redaktion 
des  Reglements  nicht  aufgenommen.  Die  genannten  Personen 
blieben  donii^emärs  aufserhalb  der  6ildever!):iiule  und  unter- 
standen nur  der  Oberaufsiclit  der  Rheinscluttahrtübehörden. 
Namentlich  die  Centralkonimission  übte  ein  strenges  Regiment. 
Wer  sich  zum  Dienst  für  eine  bestimmte  Strecke  meldete, 
mulste  zunächst  eine  Probereise  auf  derselben  machen,  bei  der 
das  Boot  Uber  alle  schwierigen  Stellen  geführt  wurde*.  Erst 


'  Abdruck  desäclbeu  tu  Akten  üU;r  Handel  uuU  \  erkehrswesen 
M.St.A.  vgl  oben  S.  87  Anm.  1,  2. 

"  V^.  dazu  die  Bonicrkun'^cu  über  den  Octroivertmg  S.  167, 
*  BHeinachiffifthrtBakteu  1Ö2U  M.St.A. 
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wenn  dinse  gut  ausi^M  fallen  war  und  der  Mann  dabei  Beine 
Geschicklichkeit  bewiesen  hatte,  erhielt  er  ^eine  Kmennung 
zum  „Stcuermannskandidaten"  und  wenn  er  alä  bolcher  ein  Jahr 
lang  zufriedenstellend  eefahren  hatte,  das  Patent  als  „wirk- 
licher Stettermaim*  \  LetBtere  hatten  vor  den  erstgenannten 
stets  den  Vorrangs  und  nur  wenn  sie  alle  beschäftigt  waren, 
wurden  jene  zum  Dienst  gerufen. 

Reibereien  waren  bei  diesem  Vei  lialtnis  sswischen  beiden 

Parteien  unvermeidlich,  zumal  die  Kandidaten  von  den  wirk- 
lichen Steuerleuten  oft  noch  im  Augenblick  vor  der  Abfahrt 
aus  ihren  Plätzen  verdrängt  wurden.  Für  den  Mainzer  Hafen 
erschien  daher  1832  ^ine  Verordnung^,  wonach  Kaiulidar  n, 
die  bei  Abwesenheit  wirklicher  Steuerleute  zum  Dienst  i,enit.  n 
Waren,  nicht  mehr  verjagt  werden  konnten,  wenn  sie  bcreiu» 
die  nötigen  Seile  bewickelt,  nach  der  Zahl  der  Hal^pferde 
eingeteilt,  das  Schiff  klar  gestellt  oder  gar  schon  vorwftrta  ge- 
tneben  hatten. 

Es  war  übrigens  den  Schifisflihrem  nicht  freigegeben,  ob 
sie  sich  der  Lotsen  bedienen  wollten  oder  nicht.  Nack  An- 
ordnung der  Centraikommission  mufste  jedes  Fahrzeug,  das 
über  300  Oentner  Ladun^^:  gefafst  hatte,  von  Steuerleuten  ge- 
lenkt werd(  n  Durch  Krlals  der  provisorischen  Verwaltuiitr!*- 
kommission  ^  wurden  die  Octroi-Amter  Mannheim,  fTpruifra- 
heim,  Keuburg  angewiesen,  aufs  strengste  die  Ausführung  dieser 
Bestimmung  zu  ttberwachen.  Kur  Schiffer,  die  ihre  eigenen 
Qfiter  vertrachteten,  durften  davon  ausgenommen  wenden* 
Dieser  Zwang  erregte  vielfachen  Unwillen,  namentlich  in 
späterer  Zeit,  wo  die  Kapitäne  der  Dampfschiffe  lieber  be- 
sondere Steuerleute  unter  ihr  ständiges  Personal  aofiiahmen^ 
als  fortwährend  die  Hilfskräfte  wechselten*. 

Die  Steuerleute  ihrerseits  wnren  zu  gröfster  Aufmerksam- 
keit verpflichtet.  Insbosondor  ■  war  es  ihnpn  vorboten.  die  ge- 
führten Schirte  vor  der  Erreichung  det.  I^iisezieles  zu  ver- 
lassen^. Wenn  durch  ihre  Unaufmerksamkeit  ein  Schiff 
während  der  Fahrt  beschädigt  wurde  oder  gar  scheiterte,  er- 


1  Akten  betr.  Stenorlnute  etc.  1826,  1827  M.St.A. 

*  Verordnnug  vom  22.  M&rz  1832  in  Akten  betr.  ümfen  etc.  läSS 
MJ8t>A. 

'  Vgl.  näheres  im  Protokoll  •!*  r  rrntralkommiflsion  vom  28.  Aogast 

1884,  in  Akten  betr.  Stmierleutf  1824  M.St.A. 

*  Vom  20.  März  1823;  derselbe  wurde  auf  Drängten  der  Bergsteuer- 
iente  ffir  den  Hafen  von  Mainz  am  19.  Juni  1828  von  neuem  kniid- 

gegeben.    Vgl.  Rhpin^chiffahrt.^^jikteji  182^  M  StA. 
»  Vgl.  KheinBchiffahrtwikten  1Ö29  M.Öt.A. 

*  Z.  B.  yerliefiien  die  Binger  Thalstenefleiite  die  FUuneoge  Sftm 

zn  Gaulsheini  oder  Kenii»ten,  anstatt  Jie.selben  bis  in  den  Hafen  von 
Bingen  zu  führen.  Es  mirden  deswegen  Saspensionen  bis  nt  2  Monaten 
verhängt.   Vgl  Rheinschiffahrtsakten  1823  ülStA. 
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litten  sie  schwere  Strafen  und  konnten  auf  Ittngere  Zeit  yon 

ihrem  Berufe  ausgeschlossen  werden 

in  Mainz  waren  aufser  den  Rheinsteuerleuten  auch  noeh 
solche  für  den  Main  zu  finden,  die  mit  den  ersteren  beruflich 
nichts  zu  thun  hatten,  deren  Anstellung  viel  in  in  lediglich  dem 
Oberbürgermeititer  '  anheimgegeben  war ,  der  äie  aus  den  von 
der  Handelakammer  als  yertnuieDSwert  besdchnetoi  Leaten 
anewfthlte.  Ihre  Zahl  achwankte  zwischen  4  und  7  nnd  fast 
jedesmal,  wenn  ein  neuer  zugelassen  wurde,  beschwerten  sich 
die  übrigen  wegen  Schmftlerung  des  Verdienstes^.  Dabei 
waren  von  6  Leuten  alle  10  Tage  mindestens  je  3  beschäftigt. 
1  'C  lin  auch  zu  ihrer  Annahme  wurden  die  .Schiffer  zwangs- 
weibe  vernflichtet.  Sie  durften  den  Mainzer  Hafen  ohne  Steuer- 
mann una  mit  blofs  einem  Knecht  nur  dann  verlassen,  wenn 
sie  weniger  als  400  Centner  geladen  hatten,  in  allen  anderen 
Fftllen  mafsten  sie  sich  wenigstens  bis  Frankfart  durch  den 
Lotsen  führen  lassen^.  Da  dies  die  Unkosten  nicht  nnerheh- 
lich  steigerte,  liefsen  sich  Schiffer ,  die  vom  Oberrhein  und 
Neckar  nach  Frankfurt  fahren  wollten,  öfters  durch  Fahrten- 
kundige ans  dem  boi  Mainz  gelegenen  Weisenau  flihrcn ,  die 
keine  Patente  hatten  und  daher  geringeren  Lohn  tordorton. 
Im  Jahre  1828*  muf«te  diesem  Treiben,  da»  immer  stärker 
wurde,  durch  ein  formelles  Verbot  unter  Strafdrohungen  ein 
Riegel  vorgeschoben  werden. 

Die  Umgehungsversuche  werden  allerdings  sehr  veratänd- 
lich,  wenn  man  bedenkt,  dafs  die  Löhne  der  offiziellen  Steuer- 
leute bei  grOfseren  Strecken  eine  ganz  beträchtliche  Höhe 
erreichten.  Eine  von  Herman,  dem  Generalsekretär  der 
Centrnlkommission,  gegebene  Übersicht  des  Steuermannslohns, 
wie  (  r  um  an  den  verschiedenen  Stationen  gezahlt  wurde, 

laiöt  dies  im  einzelnen  erkennen^  Derselbe  betrug  beispiels- 
weise zwischen  Amsterdam  und  Kuiu  zu  1  lial  oder  Berg  fUr 
eine  Rangladung  115  Francs  77  Centimes,  fUf  die  ziemlich 
kleine  Strecke  von  Bingen  bis  Mainz  bei  demselben  Quantum 
14  Francs,  auf  dem  Main  von  Mainz  bis  Frankfurt  bei  einer 
Hauptladung  durchgängig  22  Francs  10  Centimes.  Koch  teurer 
waren  die  Preise  auf  dem  Oberrhein,  wo  w^n  des  an- 


*  Vgl.  beispielsweise  Entscheidnng  vom  28.  Augrist  1881  in  Kbein- 
sehifiahrtsakten  18:n  M.St.A. 

*  Vgl.  Akten  ühf  r  Annahme  des  P.  Dienst  als  Mainsteaermsim  in 
KheinsehiiTahrteaktea  1817  M.StA. 

«  Vgl.  RhemseMffilbrtsakten  1821  M.StA. 

*  Vgl.  Akten  über  Hilfwonon  etc  1818  M.StA. ,  besonders  Be- 
8cbwerde  des  MainschifTers  Mutzbauer  und  Konsorten. 

*  Erlafs  vom  8.  Januar  1828  in  Rheinschiffahrtsakten  1828  M.St.A. 

*  Herman,  Adrersbuch  1826  S.  72-81.  Dieselbe  enthillt  die  Lohn- 
zusAmTTif>n<^tf  l hingen  der  Steuerleute  för  alle  Strecken  swiseben  Strab- 
barg  und  Hüliund. 
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glinstigen  Fahrwassers  neben  dem  Hauptsteii ermann  noch  ein 
zweiter  und  rlrittrr  T.otse  zugezogen  werden  niufsten,  so  dafs 
ein  Fahrzeug  mit  über  2000  Centner  Ladefähigkeit  für  die 
Thalreise  von  Strafsburg  bis  Neuburg  zusammen  183  l'  runcs 
eu  zahlen  hatte.  Bei  schlechtem  Wetter  oder  ungüQätigem 
WasBonitaiide  maftten  die  Schiffor  sogar  Ofton  nocli  ]i0li6Pe 
Ltflme  geben. 

Im  ganxen  mögen  während  der  zwanziger  Jahre  etwa 

250  Steuerleute  und  Stenermannskandidaten  Dir  Aiiakommea 
in  den  Häfen  des  Rheinstroms  gefunden  haben  ^,  wovon  etwa 
die  Hälfte   ihren  Wohnsitz  in  Strafsburg,  Mainz,  Bingen, 

Koblenz,  Köln  aufgeschlagen  hatte*.  Die  übrigen  safsen  in 
kleineren  Orten  und  waren  zum  gröfsten  Teil  Grundbesitzer^, 
die  aus  ihrem  Boden  eine  Zubuise  zu  der  Lebenshaltung  ge- 
wannen 

Wie  bereit«  früher  angedeutet  wurde*,  ist  mit  der  Zahl 
der  Steuerleute  und  den  Angehörigen  der  grofsen  Schifiergilden 
die  GksamtBumme  der  Rheinechifiahrtstreibenden  jener  Tage 
nicht  erschöpft.  Viele  derselben  standen  seit  der  napoleonisehen 
Zeit  als  Eleinschiifer  und  Nächler  aufserhalb  jeden  Verbandes, 
oder  hatten  sich  in  unbedeutenderen  lokalen  Vereinigungen  zu- 
sarnmengethan.  Die  Anzahl  dieser  freien  Schiffer  war  seit 
Beginn  der  Friedensjahre  stetip:  im  VV'achsen  begriffen. 
Während  man  1813  689  Schiffer  aut  dem  Rheinstrom  ziililte*, 
werden  1819:  815;  1820:  875;  1821:  879-,  1822:  875;  1823: 
899  Mann  daselbst  angetroffen.  Noch  bemerkenswerter  ist  die 
Zunahme  der  Schifislente  auf  den  Nebenfittssen.  Anf  ihnen 
fuhren  1818:  629;  1819  :  802;  1820:  875;  1821:  914;  1822: 
946;  1823:  963  Personen,  die  meistens  auch  einzelne  Strecken 
des  Rheins  besuchten.  Die  Gesamtzahl  aller  Schiffer  für  das 
ganze  Stromgebiet  des  Rheins  betrug  demnach:  1813:  1318; 


*  Eine  ansflUirBche  ZiusiDmenstellung  derselben  ntdi  Nshmb  mid 

Wohnort  und  mit  Angabe  der  Distanz,  die  sie  befahren,  giebt  Her msa« 

Adrefsbnch  182:^  S.  98— 10r>.  Dioaelbe  nennt  249  Pi^rsonen  einBchliefeiücb 
der  in  Mainz  auHHädigen  AJamstüuerleute.  Ein  alphabetisches  Verzeich- 
nis  findet  sich  l»ei  Herman,  Adrefsbiieh  1825  8.  KhSi, 

'  Vf^l.  Herrn  an  a.  a.  O. 

*  Akten  der  Mainzer  Schiti'ergiide  M^tJ^. 

*  hk  froherer  Zeit  kam  et  attdi  bcn  Rheinsditfeii  des  Öfteren 

vor,  dafs  sie  den  Fahrtenbetrieb  nur  im  Nebenberufe  übtni.  Vgl. 
Eckert,  Mainzer  Sehiffenrewerbe  S.     Betts enhmeuger,  üarktadim- 

fahrt  S.  ^U. 

^  V-l  nbcn  S.  45. 

*  Die  folgenti»m  Zjihlen  sind  ZH-funnipngcstfllt  und  bi'r<>ihn»'t  «m*^ 
den  Angaben  bei  Schirecs,  Bhein^trom  S.  76  und  Bericht  der  provi>, 
yerwaltungskomnuMion  aber  Zustand  and  Betrieb  der  Schiffahrt  auf 
dem  Rh<'in  während  des  Jahn  s  182'>  S.  A4  — R  1.  Die  Zahlet»  s^fltru  nur 
für  den  Khein  von  Basel  bis  zur  holländischen  Grenze  (sog.  konves- 
tiondlen  Rhein). 
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1819;  1G17;  1820:  1750;  1821:  1793:  1822:  1821;  1823: 
1862.  Bei  diesen  Zahlen  sind  nur  alle  selbständigeu  Meister, 
nicht  auch  Gesellen  und  Lohr  jungen  miteinbegriffen.  Ea  ibt 
ein  bedeutsames  Zeichen  künftiger  Entwicklung ,  dafs  die 
Summe  derjenigen,  die  im  Schinerbenife  wx  aaB&Ömmlicbes 
Dasein  finden,  allmählich  anwuchs,  obschon  die  immer  noch 
hochgeschätzten  Calden,  die  früher  allein  den  Fahrtenbetrieb 
beherrscht  hatten,  in  diesem  Zeitraum  einen  nennenswerten 
Zuwachs  nicht  mehr  erfuhren. 
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Viertes  Kapitel. 

Die  Benutzung  der  Rheinstralto  in  den  Jahren 

1815—1831. 


§  H. 

a.  Gfitertransporte. 

Wir  Baheii|  wie  in  den  Jahren  nach  dem  Wiener  Kongrefs 
die  am  meiaten  amstrittenen  Punkte  des  Rbeinverkehrs,  der  Um- 

schlagszwfincr  und  die  Gildenordnungen,  aller  entg^enstehenden 
Beschlüsse  ungeachtet,  keine  merkliche  Änderung  erlitten.  Die 
Verfassung  der  Korporationen  ward  beibehalten  und  au<  Ii  in 
der  Berufsthätigkeit  ihrer  Genossen  blieb  alles  beim  aiteu. 
Die  Sätze  der  Octroikonveutiou  gaben  für  den  Güterzug  anf 
dem  Rhein  nach  wie  vor  die  festen  Regeln,  naeh  denen  man 
■ich  unbeirrt  zu  richten  pflegte.  Wie  ftngetlich  man  dabei  eft 
dem  thataächlichen  Fortschritt  die  Tbüren  verschlofs,  aeigen 
wohl  am  deutlichsten  die  Mufsnahmen,  durch  die  man  die 
Kohlen verfrach tu npfon  des  Schiffers  StinneR  zu  hemmen  wufste. 

Für  Köln  war  noch  zur  Zeit  der  französischen  Herrschaft 
durch  Beschlufs  vom  7  November  1809  der  Umschlag  einer 
Keihe  von  Waren,  darunter  die  verschiedenen  Kohlensorten, 
beseitigt  worden.  Ein  zweiter  Beschlufs  des  dortigen  Obw- 
bflrgermeisters  vom  24.  August  1818  hatte  mit  weiteren  .Lokal- 
Stapel-Misbräuchen**  au%OTftumt^  und  nene  Erleichterungen 
des  Umschlagszwangs  eintreten  lassen.  Diese  VeriLndemng 
der  Lage  machten  sich  neben  den  Gildemeistem  auch  eine 
Reihe  von  Kleinschiffern  zu  niitze,  iiidem  sie  die  Verfrachtung 
der  umschlagsfreien  Laudesprodukte  zwischen  Häfen  des  Kieder- 
und  Mittelrheins  übernahmen.  In  besonderer  Weise  that  sich 
dabei  neben  Haniel  „der  Grubenbesitzer"*  Stinnes  von  Ruhrort 
hervor,  der  seit  1816  den  Rohlentransport  in  immer  gröfserena 


>  Vgl.  oben  S.  117,  118. 


Digitized  by  Google 


xvm  5. 


14a 


Mafsstab  T)etriel)  und  eine  ganze  Reihe  von  Kiemschiffern  für 
seine  Rechnung'  tuliren  liefs.  Wenn  fliese  ihre  Ware  von  der 
Ruhr  rheinautwärtä  gebracht  hatten,  buchti  n  sie  an  den  Aua- 
ladestellen  Rückfrachten  in  umschlagsfrei eii  Landebprodukteu 
zu  gewinnen.    Einige  Zeit  lang  waren  sie  dabei  unbehelligt 

febiieben,  bis  eineB  Tages  die  proYisoriMshe  Verwaltungs- 
ommSsBion  eingriff  nnS  weitere  Fahrten   gewaltsam  ver- 
hinderte. 

Die  Sache  kam  dann  alsbald  in  den  Sitzungen  der  Cen- 
traikommission zur  Sprache,  wo  vor  allem  der  Vertreter 
Badens  betonte^,  dafs  nach  Artikel  19 — 21  der  Uctroikonven- 
tioii  kein  Kleinschiffer  mit  Gegenständen  des  wechselseitigen 
Verkehrs  an  einem  der  iätatiouöiiäten  (Kuiuj  voruberiaiireii 
dttrft^  nnd  dafs  Stinnee  mit  seinen  Komentransporten  diesen 
noch  geltenden  Vertrag  gröblich  verletst  habe.  Dem  ent* 
gegnete  der  Bevollmächtigte  Nassaus,  das  aus  dem  unmittel- 
baren  Verkehr  zwischen  Unter-  und  Mittel rhein,  besonders  aus 
dem  Absatz  der  Ruhrkfdden  in  seiner  Nähe  Vorteil  zog,  die 
genannten  Artikel  über  die  kleine  Schiffahrt  hingen  mit  den 
Bestimmungen  über  den  Umschlag  wie  Wirkung  mit  Ursache 
zusammen  und  .seien  daher  umgehend  zu  beseitigen.  Er  pro- 
testiere fbrmlich  dagegen,  .wenn  die  Verwaltungskommission 
d«r  Meinung  sein  sollte^  dafs  auf  der  herzoglich  nassauisehen 
Bheinstrecke  in  Köln  gestattete  Ausnahmen  rem  Umschlag 
dnrch  Arrestationen  beladener  und  den  neu  eröffneten  Verkehr 
betreibender  Schiffe  erwiedert  werden  könnten".  In  einer  der 
nächsten  Sitzungen  ^  wurden  diese  und  ähnliche  Gedanken 
du  roh  die  preul'sisrho  Regierung  nochmals  ausführlicher  dar- 
gelegt, und  namentlich  nachgewiesen,  dafs  keine  Veränderung 
des  früheren  Zustandes  geschaffen  sei ,  die  Ermäfsigung  des 
Umschlagsrechts  nicht  ohne  Folgen  für  die  Schiflahrtsberech- 
tigung  bleibe  und  Eleinschiffer,  die  mit  umschlagsfreien  Pro- 
dakten  nnfrehindert  am  Hafen  von  Köln  vorbei&hren  dürften, 
flknliche  Waren,  wo  sie  dieselben  fknden,  zur  Rückfracht  an- 
nehmen könnten^.  Übrigens  sei  ein  teilweiser  Verzicht  auf  ein 
Privilegium,  das  noch  bestehe,  eine  freiwillige  Erleichterung  des 
wechselseitigen  Verkehrs  und  als  solche  keineswegs  an  die  Ein- 
willigung der  Centralkummiübion  gebunden.  Letztere  fafste  denn 
auch  trotz  des  niederländischen  Protestes*  am  25.  August  1820  den 
Beschlufs^  den  Erhebungsämtern,  den  Gilderäten  und  Stations- 

>  172.  Protokoll  der  Ceutralkommissioii  vom  6.  Mai  1820  §  II,  ab- 
godniekt  bei  Na n,  Beitrftgc  II  S.  286—890. 

«  178.  Sitzung  vom  2S  Juli  1820  boi  Nau,  ii.  a.  0.  S.  291^'2t>fi. 

*  1819  waren  16  Gilde-  und  20  Rleinschiffer  mit  44486  Centueru 
Ladung  vom  Oberrhein  kommend  umschlagsfrei  an  Köln  vorbeipassiert 
B.  a.  O.  S.  294. 

*  180.  Sitzuiitr  vorn  U.  Auu'nst  1820  §  1  bei  Nau  II  S,  296-'299. 

*  I)er  Beschiulri  hndet  sicii  bei  Nau  a.  a.  O.  S.  800. 
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kontrolleureu  bekannt  zu  geben,  dafs  „sämtlichen  den  Rhein 
zu  befahren  geeigneten  Schiffern"  von  nun  au  gestattet  sei, 
mit  allen  Gegenständen,  ohne  umiuselilagen,  an  Köln  TorM> 
snfahreni  welche  gemäfiB  der  Bestimmungen  Yon  1809  und 
1818  fireigegeben  seien.  Trotz  der  erneuten  ausfuhrlichen 
Protestnote  des  niederländischen  Bevollmächtigten,  der  seine 
Ansicht  freilich  diesmal  in  „splendid  isolation"  verfocht  ^  be- 
harrte die  Centralkommission  auch  späterhin  bei  ihrem  l2Jit- 
scheid 

Da«  Gesagte  erhellt  zur  Genüge,  wie  langsam  die  Erleich* 
terungeu  des  rheinischen  Vcrkehrslebens  zum  Durchbruch 
kamen  und  dafo  selbst  unleugbare  Verbessemngen ,  wie  die 
Eänschrlinkung  des  Umschlagsrechts,  die  Veränderung  der  un- 
haltbaren Scheidung  der  Fahrtenkundigen  in  Kleinschiffer  und 
GildegenoBsen ,  im  Schöbe  der  Centraikommission  nicht  un- 
bestritten blieben  und  unter  Vorijringung  aller  möglichen 
iScheingründe  in  i'i  agn  gestellt  wurden. 

Wenn  auch  bei  Beförderung  einzelner  Waren  derart  den 
Gildemeistern  iu  den  Kleiuschift'ern  aufötrebende  Konkurrenten 
erwuchsen,  so  blieb  den  erstgenannten  doch  der  Transport  dea 
eigendichen  Handelsguts  noch  fast  ausschliefolich  vorbehalten. 
Mit  Zähigkeit  hielten  sie  dabei  an  der  Überkommenen  Rang- 
Schiffahrt  fest,  so  dafs  keiner  von  ihnen  Ladung  aufserhalb 
der  Reihe  erhalten  konnte®.  Nur  die  sog.  Intermediarschiffer 
verBuclit^m  es  mit  Erfolg",  diircl!  frefölschte  Ortsangaben  die 
sTroiiL^c  Ordnung  zu  durchbrechen.  Da  ihnen  schwer  beizu- 
komujen    war,    beantragte  schliefslich    die  Mainzer  Bürger- 


mediärschiffer  aus  dem  Hafen  von  Mains  nach  den  Hxfen  des 
Mittel-  und  Oberrheins  und  Freigabe  der  Fahrten  filr  aUe 
Schifisleute.  Allein  sie  mufste  sich  von  den  hessischen  Regie- 
rungsbehörden, die  um  Erhaltung  des  Status  quo  besoi^ 
waren,  belehren  lassen*,  dafs  die  Verwirklichtint,'  diese>  Planes 
keineswegs  angehe,  weil  einmal  schon  vor  Antritt  ihrer  V^er- 
waltung  die  von  der  oberen  Rheinächiffahrtsbeli'irde  ein- 
geführte Rangfahrt  bestanden  habe  und  daher  aus  Konsequenx 


1  182.  Sitzung  vom  1.  September  1820  §  II  a.  a.  0.  S.  itOO— 311. 

2  a.  a.  O.  S.  311. 

"  Vgl.  Bh^nscMffahrtsdLten  1816  (Schraben  Tom  laFdwiiar  181^ 

M.StA. 

*  Bericht  vom  12.  März  1827  Rhcmsehiffahrtsakten  1827  M.BtA. 
Sie  wurde  sq  ihrcm  Yoigehen  durch  die  M.  H  K.  veranlafst.  (Vel.  A.  d.  M. 
II.K.  §  3859.)  Diese  wechselte  in  der  Frage  ^v^(•clo^hoU  ihren  Standpunkt  und 
hatte  beispielsweise  noch  wenige  Jahre  vorher  ein  Abweichen  %^on  dorn 
Principe  oer  Rangfahrt,  die  das  vorzüffUchate  Mittel  «ur  Beschleonigung 
der  Gütertrani^perte  sei,  nicht  gutgeoeUaen.  (VgL  Handelskammer  sa 
Mainz  8.  29.) 

*  Schreiben  vom  28.  März  1828;  die  Gründe  sind  unter  6  Ge*icht«- 
pimkten  sogammengestellt  a.  a.  O. 


meiäterei  *  die  Aufhebung  der 
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bewahrt  werden  müsse,  weil,  wenn  der  Umschlag  bis  zur 
on(l«i:ü]t!s:pTi  Regelung  der  RheinachifFahrtsverlijiltm'^so  bei- 
behalten werde,  man  auch  an  den  Verhältnissen  der  Giide- 
glieder  nichts  ändern,  namentlich  nicht  die  Zwisehenscliiffer 
2U  Klein8chiti'ern  herabdriickeu  und  damit  ihrer  Rechte  am 
Korporationflyennögen  berauben  dürfe  and  äbnliehee  mehr. 

Dagegen  war  die  in  Mains  ^pflegte  Bangordnnng  fVOr 
die  Befi^fiuirten  auf  dem  Main  inawischen  aufgehoben  worden. 
Nach  langen  Verhandlungen  eröffnete  die  österreichische  und 
preufsische  Administration  am  1.  Oktober  1815  der  Handels- 
kammer durch  die  Kreisdiroktion  man  habe  es  bei  dorn  Vor- 
schlage, wonach  für  die  Mainschiffahrt  von  der  Folgeordnung 
(Ran^)  abgegangen  und  jede  Gelegenheit  zur  Wegbriugung 
der  Güter  auf  dem  Flusse  benutzt  werden  dUrfe,  belassen,  da 
er  den  Ornndsfttaen  des  Wiener  Kongresses  am  angemessensten 
erscheine.  Bei  dieser  Ladefreiheit  blieb  man  auch  in  den 
folgenden  Jahren*,  obschon  die  Gttterschiffer  der  meisten  Main- 
orte noch  länger  an  dem  aus  dem  Torigen  Jahrhundert  Über- 
nommenen Rango  fpsthiolton^ 

LifU'zeit  und  Fahrtengeschwindigkeit*  haben  sich  in  diesem 
Zeitraum  kaum  geändert.  Erstere  schwankte  an  den  einzelnen 
Stationen  zwischen  5  und  12  Tagen.  Der  Trausport  auf  dem 
Wasser  war  dem  zu  Lande  gleich  früher  an  Schnelligkeit 
überlegen.  Die  Transportseit  betrug  noch  immer  für  die 
Strecke  Köln— Koblenz  2—3,  Köln— Mainz  5—6  Tage,  während 
das  Frachtgut  auf  dem  Landweg  *  4  und  8  Tage  fUr  dieselben 
Linien  benötigte. 

Auch  die  Schiffahrtsgebühren  wurden  gleich  früher  un- 
gemindert  nach  den  im  Octroivertrag  vorgesehenen  Sätzen, 
freilich  jetzt  auf  Rechnung  der  Einzelstaaten  erhoben".  Für 
die  holländische  Stromstrecke  war  ihre  Höhe  durch  das  Gesetz 
Tom  3.  Oktober  1816  festgestellt  worden^. 

Die  Frachtpreise  wurden,  wie  in  den  letztTei^anj^en 
Jahren,  durch  die  proyisorische  Verwaltung  der  Rhetnschifiahrt 


'  Vpl.  RhfMnscliiffahrtsnkten  1815  M.StA. 

^  Vgl.  KbeinschiSahrtaakteu  I82Uj  auch  Sdueiben  des  bajrischea 
Ffirstenamta  Leiningen-Miltenberg  vom  7.  August  1816  in  Rheinscliiff» 
lahrtäakten  1816  M!st.A. 

«  Vj^l.  Schanz,  Die  Mainschiffahrt  im  19.  Jahrhundert  S.  23—25. 

*  Eine  übersichtliche  Zusammenstellung  der  Lade-  und  Lieferungs- 
zeit findet  sieh  bei  Herrn  an,  Adrefsbuch  1826  S.  6S— 57.  Die  Haftung 
der  Schiffer  brsthnmtr  suh  nach  Grundsätzen,  die  noch  heute  Im 
Handelsrechte  malngebend  äiud.  Für  Leckage  bei  flüssigen  äacheo,  so« 
wie  ffir  Brach  bei  Glas  und  fthnlichen  Artikeln  werde  nicht  gehaftet» 
ebensowenig  für  den  Inhalt  dor  ^csclilosscncn  KolHs,  sondern  nur  ßir 
die  äur?^<^rf  ffiite  Besehaffenlu'it  uiul  richtiges  Gewiiht. 

•  Vgl.  LandfrachtenzusaininouMtellung  bei  Nau,  Beiträge  II  S.  67; 
Hermau.  Sammlung  der  Gesetz»-  S.  HÖH,  309. 

«  Tarife  bei  Nau  a.  a.  O.  S.  58,  69;  Herrn  an  a.  a.  O.  S.  296,  297. 
^  Nau  a.  a.  0.  S.  oS,  59,  Hcrman  a.  a.  0.  S.  208—300. 

Forschangeu  XYlIl  5.  —  Eckert.  10 
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auf  Grund  der  eingereichten  Handelskammerberichte  von  Zeit 
SU  Zeit  neu  bestimmt  Damit  war  für  Mittel-  und  Oberrhein 
eine  gewisse  Einheitlichkeit  erzielt.  Alle  Wnron  wurden  in 
drei  Klas8<Mi  geteilt,  deren  jede  ihre  besoml  Preisskala 
hattet  Unkosten,  die  bei  niedrigem  Wasseröumd,  Ei.^iE^ang 
oder  Unterbrechung  der  Fahrt  durch  Verwinterung  eiitsiaaden, 
waren  dabei  nicht  inbegriffen^.  Die  Handelskammern  ^e- 
wfllirten  für  sie  den  betre£Fienden  Schiffam  gewöhnlich  Fnumt- 
susätze,  von  denen  sie  den  beteiligten  Kaufleuten  Kenntnis 
gaben.  Gesuche  dieser  Art  ^\  irden  sehr  häufig  bei  den  Ver- 
tretungen des  Handelsstandes  eingereicht  und  den  Umständen 
entsprechend  erledigt.  Die  Kammern  zu  Köln,  Mainz.  Strafs- 
burg,  sowie  die  Behoiflf^n  der  nlf'f|pr!;!ridischen  Häfen  erfreuten 
sich  dabei  solchen  Aiiseiiens,  daia  ilire  diesbezüglichen  An- 
ordnungen selten  auf  Widerstand  stiefsen.  Gegen  die  Mainzer 
Handelskammer  wurde  nur  einmal  im  Jahre  1827  von  dem 
Mannheimer  Handelsstand  Beschwerde  erhoben*,  der  dieZahlung 
eines  Zuschlags  von  3  Kreusem  pro  Oentner  unter  Hinweis 
auf  die  Octroikonvention  verweigerte.  Die  Mai  nzer  benefen 
sich  hierauf  wegen  des  erlassenen  Bescheides  auf  das  Glewohu- 
heitsrecht  ^,  und  durch  Vermittlung  der  beteiligten  Kegiemngen 
wurde  bald  ein  Ausgleich  geschaffen. 

Schwieriger  gestalteten  sich  die  Verhältnisse  auf  dem 
Niederrhein  —  der  sog.  nicht  „konventionellen'"  1' heinstrecke  — , 
da  diese  nur  zum  kleineren  Teil  der  provisorischen  Verwal- 
tung unterstand  und  de^ilialb  die  l  rachtpreise  dort  iiiciii  durch 
höhmne  Bestimmung  geregelt  werden  konnten.  Vor  der  Nieder- 
werfung der  französischen  Herrschaft,  zur  Zeit  da  Holland  der 
Octroikonvention  unterstand^  war  für  den  Weg  von  KOln  nach 
den  Niederlanden  die  Frachtliste  mafsgebend  gewesen,  die  ein 
Beschlufs  der  (jreneraldirektion  vom  19.  September  1808  fest- 
gestellt hatte Dieselbe  galt  in  Ermangelnntr  einer  besseren 
•  noch  bis  1818  als  Norm.  Von  da  an  trat  die  Kölner  Handeis- 
kammer mit  der  holländischen  Schiffergilde  für  die  Daner  jeden 
Jahres  Vereinbarungen  über  die  Frachtpreise^.  Die  Kosten  der 
Bergfahrten  wurden  durch  Kommissarien  der  grölst  Vetlade- 


'  Frachtlfstp  von  Strafaburg  bis  Holland  tiebst  den  anf  dem  Tvli^  ine 
zwischen  Emmerich  and  iStrafsbure  bestehenden  Schiffahrtsgebühreo. 
Köhl,  Juni  1817.  Ffir  die  späteren  Jahre  vgl.  Nsa  II  8.  60^  61;  Her- 
rn an,  Sammlung  S.  801  -.30:1 

*  Vgl.  Nau  II  8.  66;  Uermau,  Sammlung  S.  307. 

*  Vgl.  Handelskammer  zu  Mainz  S.  28. 

*  8dueiben  der  Mainzer  Handelskammer  an  die  Grofah.  Pt0ViBiial> 

ngiening  vom  8.  Februar  1828.   fA.  d.  M.  II.K.  ^  4162) 

*  Findet  sich  in  der  citiertcn  Frachtliste  Köln  1817  unter  Nr.  4. 
«  Vgl.  Frachtliste  vom  1.  Juli  ]Shi  bei  Nau  II  S.  ><^97;  11  er- 

mnn.  Snminhui^'  S.  :nO— :^17.  Dieselbe  ennüfsigto  die  ThaJ&aehten  TOB 
Köln  nach  Holland  um  2—3  btübcr  holl&Ddiscb  Counmt 
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Stationen  Amsterdam,  Botterdam  und  Dordrecht  bestimmt^. 
An  manchen  Plätzen  der  preufsischen  Rheinstrecke,  wie  Düssel- 
dorf iiTid  Wesel,  trafnn  rWe  Handels  vorstünde  ftir  die  Fahrt 
nac'li  Köln  Vereinbarungen.  In  einzelnen  Orten,  z.  B.  in  Mül- 
heim, konnten  sich  die  Kaufleute  frei  mit  den  Schiffern  ins 
Vernehmen  setzen.  Fast  überall  wurde  als  Wasserfracht,  aus- 
schliersUch  der  Schifibgebtthren ,  kaum  die  Hälfte  der  Samme 
gefordert,  die  man  bei  gleichem  Wege  als  Landfracht  Ter- 
langte,  womit  nicht  ausgeachlosseii  war,  dafs  man  die  Rhein- 
strafse  dennoch  seit  weise  wegen  der  hohen  Zölle  und  der 
Vemögerungen  in  den  Stationshftfen  umgingt. 

Da  der  Trfirisport  der  Waren  auf  Gefahr  des  K^^entiimors 
ging,  trat  immer  mehr  die  Neigung  zu  Tage,  dieselben  gegen 
Unftllle  auf  der  Heise  zu  versichern.  Dank  diesen  Bestrebungen 
vereinigten  sich  in  Mainz  Ende  1817  über  fünfzig  der  be- 
deutendsten Handelsleute,  um  von  auswärtigen  Assekurann- 
gesellschaften  unabhängig  zu  werden,  aur  Gründung  einer 
f,  Versicherungsanstalt  för  die  Waren-Transporte  auf  dem  Rhein 
und  Main" Das  Unternehmen  entstand  als  soci^tö  anonyme 
(Aktiengesellschaft)  im  Sinne  des  französischen  Ilandelsi^esetz- 
Ijiiches  (Code  de  commerce  art.  20 — 37)  und  erhielt  am 
8.  Januar  1818  die  behtirdliche  Bestätigung.  Von  vornherein 
war  der  Zusammenschlufs  mit  der  in  Köln*  zum  gleichen 
Zwecke  ins  Leben  getretenen  Vereinigung  vorgesehen.  Die 
Versicherung  wurde  geleistet  für  „das  gänzlich  zu  Grunde 
gehen,  die  Beschädigungen  oder  den  Verlust,  welche  die  Waren 
während  der  Schiffahrt  durch  Untergehen.  Schiffbruch,  Schei- 
terung, Sturm  oder  durch  Feuer,  mit  oder  ohne  Schuld  des 
Schiffers,  erlitten".  Sie  konnte  für  den  ganzen  Weg,  den  die 
Güter  zu  durchlaufen  hatten,  mit  Einschlufs  mehrerer  üm- 
ladungsorte,  auf  einmal  genommen  werden,  oder  auch  nur  für 
gewisse,  bezeichnete  Teile  des  Stroms.  Die  Prämien*,  deren 
Satz  für  die  Wintermonate  etwas  erhöht  wurde,  dürfen,  mit 
Ausnahme  der  Oberrheinstrecke,  als  mätsig  bezeichnet  werden. 
Sie  beliefen  sich  z.  B.  für  die  Transporte  zwischen  Köln  und 


•  Vgl.  für  die  wichtigsten  Taxen  Nau  II  S.  97—99:  Hermau, 
Saromlimg  S.  318—319.  Im  Jahre  1820  kündigte  der  hoUftiidiscIie 
Sehifferstand  eine  VeTminderang  von  10  Prozent  an  (Herman  a.  a.  O. 
8.  319.) 

•  Vgl.  unten  S.  158. 

■  Der  GosellschaftHvertrafx  isf  samt  (l'^r  „  Assekuranz-Ordnung"  und 
dem  „Assekuranz-PrÄmien-Tarife"  gedruckt.  Mainz  (J.  Wirth)  1818. 
30  S.  Quart  in  Akten  über  Handel  und  Verkohrswcsen  M.St.A.;  Ab- 
dnick  derselben  bei  Herman,  Sammlunpj  dor  Gcsetse  8.  319 — 3.53. 

•  übfr  Gründung  «mikt  Frankfurtor  AssrkuranxgeseUschaft  vgl, 
die  Vorschläge  bei  Nau,  Heiträge  1  S.  292- 3U9. 

»  Vgl.  Tarif  bei  Herman  a.  a.  0.  8.  ä50,  851.  Nau  II  8.  63;  bei 
HiTiiian,  Adrefsbuch  1826  S.  71  sind  die  Zahlen  pro  Mille  nm- 
gerechnet. 

10* 
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Koblenz  auf  '/«o  (Winter  V20),  Koblenz— Mainz  "20  (  W.  ^  ao), 
Mainz — Mannheim  ^120  (W.  ^/ao),  Mannheim — Strafshurg  ^'to 
(W.  2(.).  Frankfurt — Strafsburg  ^Vao  (W.  ^^-20)  Prozent  vom 
Wert,  i^eider  lassen  die  erhaltenen  Akten  niclit  erkennen, 
wie  oft  von  der  Versicherungsmöglichkeit  Gebrauch  gemacht 
wurde. 

Der  geschäftliche  Verkehr  zwischen  Schiffern  und  K»uf- 

leuten  wurde  in  den  gröfseren  Hafenplätzen  fast  ausschliefslich 
durch  die  „Bestätter"  vermittelt  Sie  hatten  fUr  Ordnung  im 
Ein-  und  Ansiaden  zu  sorgen  ,  zu  achten  .  dafs  keine  falschen 
Versendungen  vorkamen,  die  Empfangnahme  und  Ausliefening 
der  Güter  zu  üb(3r\vaclien  und  ähnliches  mehr.  Auch  ver- 
fertigten sie  die  durch  die  Octroikonvention  vorgeschriebenen 
Schiffspapiere  und  übernahmen  es,  gegen  eine  kleine  Provi- 
sion^ die  Frachtpreise  einzukassieren.  Meist  befanden  sieli 
mehrere'  an  einem  Orte,  die  für  ihren  Geschäftskrela  regeAr 
mftfsig  das  Monopol  besafsen.  In  Mainz  werden  deren  vier', 
in  Köln  aswei  für  den  Oberrhein,  einer  für  den  Niederrhein, 
in  Mannhrim^  vier  G titer-  und  ein  FrMclit('nl)pstätter  gi  Tmimt. 
Unter  mehreren  konnten  dann  din  iSdiitisleut«'  denjenigen 
wählen,  zu  dem  sie  am  nici.stc^n  Vertrauen  hcsafscn  l)a  des 
öfteren  Streit  darüber  entstand,  ob  die  SchiflVr  überhaupt  üur 
Verwendung  der  Mittelspersonen  verpfliclitet  seien  *y  entschied 
die  Mainzer  Hafenordnung  von  1825,  dals  ihnen  die  Befugnis 
zusteh<',  die  Fracht  selbst  einzukassieren,  sowie  die  Manifeste 
eigenhändig  zu  fertigen  und  dafe  sie  nur,  wenn  sie  dies  nicht 
wollten,  „an  das  Officium  oincs  verpflichteten  BestUtters*  ^'o- 
bunden  seien'.  Zu  Mainz  wurde  dann  nach  Vorschlag  der 
Handelskammer  am  29,  Juni  1827  noch  eine  besondere  Land- 
t'raclitoiihe.stätterei  ^  errichtet,  deren  Inhaber  die  Grofsherzn^- 
liche  rrovinzialrcgierung  auf  Vorschlag  der  Kummer  ernannte. 
Ihm  sollte  ausschlierslieh  die  Fertigung  der  Deklarationen  Ittr 
die  aus  dem  Hafen  über  Land  yeriraehteten  Güter  obliegen. 
Am  18.  März  1830  wurde  durch  das  Finanzministerium  dieser 
Gescbäftskreis  durch  Aufhebung  des  Monopols  in  ein  freies 


*  Ober  die  Höhe  derselben  vgL  Her  man,  Adrefsbneh  1896  6.  65; 

Handelskammer  zu  Mainz  8.  41. 

^  Herman,  Adrefshuch  1?^2.'?  S.  107  pebt  die  Namen  (leMolben. 

*  Der  vierte  G.  A.  Obert  wurdu  am      Juni  1815  durch  k.  österr.  u. 

Seufs.  Administration  wogen  des  »vermehrten  Commerce«*'  emaimt 
beinah irt'ahrtsakten  181Ö  M.St.A.) 

*  ausführliche  Iiistruktion  für  den  Bestfilter  vom  25.  August 
1808  bei  Herman,  Sammlung  der  Gemtse  8.  292-295. 

^  Rhi'in.schiffahrtsukten  1817  M.St.A. 

^  Vgl.  Streit  zwischen  Frachtenbcstfitter  in  Mannheim  und  2  Maiuxer 
Schiffern  im  April  1817  (Kheinschiffahrtsakten  1817). 
■  Vgl.  Herman,  AHrersbuch  1826  S.  65. 

'  V^^!  Akt*  II  ührr  Handel  und  Verkehrswesen  li«StA.  Handel** 

kammcr  zu  Mainz  8.  41. 
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Gewerbe  umgewandelt,  trotz  des  Widerspruchs  der  Kammer, 
nach  deren  Ansicht  dadurch  die  Garantie  einer  absolut  zu- 
▼erlässigen  Besorgung  der  Qescbäfte  wesentlich  Yermindert 
wurde. 

Es  ist  eijerentlich  selbstverständlich,  dafs  das  rheinische 
Verkehrswesen  bei  den  geringeu  V  er  besser  uagen,  die  ilüii  nach 
den  napoleonischen  Kriegen  su  teil  wurden,  nur  einen  wenig 
bedeutonden  Aufschwung  nehmen  konnte.  Immerhin  Ittfst 
sich  nach  Beseitigung  der  französischen  Fremdherrschaft 
eine  Zunahme  der  Gütertransporte  erweisen.  Am  besten 
wird  sie  wohl  durch  die  Gesamtsumme  der  Einnahmen  aus 
den  Rheinschiffahrtsgebühren  veransclianlioht ,  rlie  sich  nach 
dem  Friedenschlnfs  steigorten,  um  dann  jahrelang  auf  einer 
gewissen  Höhe  zu  bleiben  ^    Dieselben  betrugen : 


1814  . 

.    .    .    1650348  frs. 

15  cts. 

1815  . 

.   .   .    2199151  - 

36  - 

1816  . 

.    .    .    2820268  - 

70  - 

1817  . 

.    .    .    3414844  - 

18  - 

1818  . 

.   .   .   2601105  - 

04  - 

1819  . 

.   .   .   2502937  ' 

92  - 

1820  . 

.    .   .    2580047  - 

05  - 

1821  . 

.   .   .   2421755  - 

73  - 

1822  . 

.    .    .    2257  287  - 

44  • 

1823  . 

.   .    .    3  485  731  - 

48  - 

24934072  frs.  05  cts. 

Die  genannte  HAuptsumme  zerlegt  sich  in  die  Gesamt- 
eingänge der 

Thalfabrten  während   dieser  10 

Jrihrn  mit  10:^47012  frs.  72  cts. 

und  jene  fUr  die  Bergfahrten  mit  .    14587059   -    33  - 

Letztere  machen  also  beinahe  V's  mehr  aus,  wobei  aber  zu 
bedenken  ist,  dafs  der  Tarif  für  Bergfahrten  höher  war, 
2  Francs  pro  Centner  gegen  1' 3  Franfs  bei  der  Thalfahrt 
betrug.  Demnach  zeigt  die  Centnerzabl  eine  ziemliche  Aus- 
gleichung zwischen  Berg-  und  Thaltransporten.  Dem  Preise 
nach  waren  allerdings  die  rheinuuiwärts  geiulirten  Güter 
(Kolonialwaren)  den  su  Thal  gebrachtoi  (Landesprodukten) 
tlberl^en'. 


*  Die  folgenden  Zahlen  sind  entnommen  der  von  Ockhart,  drin 
„Diroktor  df»r  Kheinachiffahrts-Verwaltungskommission"  im  Anj^^ust  ls24 
entworfneu  , Vergleichenden  Überaiclit  des  Zustandes  und  JJctrIobes  der 
Schiffahrt  des  Rheins  während  Jahr  1823  mit  demjenigen,  wie  sich 
selbige  in  den  früheren  Jahren  Terhalten  hat".  (1824.  Steindruck 
gr.  Ö^.  d.  M,  H.K.  §  3487)  S.  A3. 

*  Fftr  die  Einnahmen  der  einzelnen  Erhebungsftmter  1816—1818 
vgl.  Nau.  Beitrage  TT  S.  HO;  für  die  ,r:,li,.  1S19— 1821  Nau  III  S.  50 
bis  54;  für  1823  cue  genannte  Übersicht  Ö.  F  4. 
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Die  Vergleichung  der  einzelnen  Zahlen  giebt  weitere  Aug- 
blicke. Beispielsweise  deutet  die  Minderung  der  Berg- 
einnahnien  während  der  Jahre  1819 — 1821  (durchschnittlich 
1  355158  Francs  06  Centimes)  gegen  die  Jahre  1816—1818 
(durchschnittlich  1886  589  Francs  24  Centimes)  auf  einen 
KUckgang  der  Sendungen  aus  Holland  nach  den  Rhein- 
provinzen, der  von  Hernmn,  dem  Generalsekretär  der  Khein- 
schiflfahrt,  wohl  mit  Recht  auf  die  unleidlichen  Douanen- 
bestimmungen  der  Niederlande  zurlickgeführt  wird  ^ 

Für  die  Befahrung  der  A'^erschiedenen  Uferstrecken  giebt 
die  Vergleichung  der  Octroisummen,  wie  sie  bei  den  einzelnen 
Erhebungsämtern  eingingen ,  den  besten  Anhalt.  Wenn  wir 
zwei  Gruppen  unterscheiden,  einmal  die  oberen  Uferstaaten-: 
Bayern  mit  den  Ämtern  Neuburg,  Germersheira,  Baden  mit 
Mannheim,  Hessen  mit  Mainz,  Nassau  mit  Kaub,  und  zweitens 
das  am  Mittel-  und  Unterrhein  gelegene  Preufscn  mit  den  Er- 
hebungsämtern Koblenz,  Andernach,  Linz,  Köln,  Düsseldorf, 
Ruhrort,  Wesel,  Emmerich,  so  ergeben  sich  für  die  Jahre 
1817—1823  folgende  Zahlen 


Jahr 

Hetnig  sämtlichor 
Einnahmen 

Davon  wurden  eingenommen 

von  den  ob<'ren  Ufer- 
8taaton 

von  Preufsen 

1817 

3  409  750  frs.  80  cts. 

682  231  frs.  94  cte. 

2  727  518frc8.86cU. 

1818 

2  599  334  - 

78  - 

532  986   -    63  - 

2066;U8  -    15  - 

1819 

2  502  305  - 

40  - 

506  281    -    46  - 

1  996  023  -    94  - 

1820 

2  579  924  - 

98  - 

440  101    -     11  - 

2039  823  -    87  - 

1821 

2420  983  - 

93  - 

494  747   -    42  - 

1  926  236  -    51  - 

1822 

2  256  337  - 

46  - 

449  407    -    18  - 

1  806  930  -    28  - 

1823 

24i<5  217  - 

04  - 

485  298   -    24  - 

1999  918  -    80  - 

Die  vier-  bis  fünffach  stärkere  Benutzung  des  Strombettes 
vom  Mittel-  und  Niederrhein  im  Vergleich  mit  dem  de«  Ober- 
rheins  könnte   kaum  besser   veranschaulicht   werden*.  Die 


'  n  0  rman  führt  auch  die  Miuderune  der  Bergeinnahmen  1818  gegen 
1H17  um  867709  Vrv».  25  Cents.,  ahgeaohen  von  der  Hungersnot  1818, 
welche  Getreideeinfuhr  nach  dem  Äfittel-  und  Oberrhein  nötig  machte, 
zum  grofsen  Teil  auf  das  gespannte  Verhältnis  zu  Hollana  zurück« 
Das  holländische  Douanensystem  wird  in  seiner  Wirkung  mit  der  Kon- 
tinentalsperre verglichen.  Vgl.  den  Bericht  bei  Nau,  Beitrige  II 
8.  69.  70. 

'  Frankreich  hesafs  damals  kein  Erhebungsamt. 

"  Der  Unterschied  der  Zahlen  der  Gesamtaumme  im  Vergleich  mit 
den  umstehend  genannten  erklärt  sich  daraus,  dafs  hier  die  rechtlich 
erkannten  Kückzahlungcn  der  zuviel  entrichteten  Gebühren  abgeso^n 
sind,  wa.s  bei  den  oben  genannten  Zahlen,  die  von  1805  an  laufen,  nicht 

genau  geschehen  konnte.    Vgl.  Übersicht  für  1823  S.  G  1.    Übor  die 
ebührenerhebung   1819—1821  vgl.  auch  Nau,  Beiträge  III,     -  0 
bis  54. 

*  Für  1821  giebt  die  provisorische  VerwaltungskommlsBion  eine 
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Frage,  welche  Centnerzahlen  ^  diesen  Sumnien  entsprachen  und 
wie  dieselben  sich  auf  die  einzelnen  rrodukte  verteilen,  mülste 
iu  einer  besonderen  handelspolitischen  Untersuchung  dargelegt 
werden.  Im  Kähmen  dieser  Bchiffahrtsgeschichtlichen  Abband» 
lang  können  nnr  wenige  Andeutungen  Fiats  finden*. 

Für  die  oberrheinische  Fahrt  ergeben  sich  folgende  Zahlen: 
Im  Hafen  ron  Mains  sind 


AU    1  iLill  H:]lgl.KUUlIUcIl 

7ii      r^^irfir           frii  rr  an  fr /Mi 

iJU   Jjrrg  HL)^t'^(lu|roll 

Im  Jahre 

vom  Oberrhein,  Main 

nach  Oberrhein,  Main, 

Neckar 

Neckar 

Ctr. 

Ctr. 

ms 

Momi 

838  544 

577  »83 

694980 

1820 

793426 

724  062 

1821 

5:^0  151 

682  424 

1822 

mu2 

662150 

1888 

490096 

708085 

1824 

882855 

620  502 

1825 

480584 

• 

694244 

Auf  der  Mittelrheinstrecke  sind  in  den  Häfen  au  Maina 
und  Frankfurt 


Im  Jahre 

Zu  Berg  aiigekornraen 
von  Köhl  und 
Zwischenhäfen  des 
Mittelrheins 
Ctr. 

Zu  Thal  abgegangen 
nach  Köln  und 
Zwischenhäfen  des 
Mittel  rheias 
Ctr. 

1818 

866  589 

464  359 

1819 

766  931 

641364 

1820 

80H  571 

851  531 

1821 

758  968 

598  731 

1822 

728  436 

419785 

1888 

813277 

445711 

1824 

671  098 

417  870 

1825 

748  270 

531546 

allgemeine  Übersieht  der  Einnahmen  anf  sftmtUchfln  Erhebnngsimtem, 

geordn«'t  nach  Fahrzoiigtm,  fiebühren  vOB  Waren,  Reisenden  cte;  ab- 
gedruckt bei  Nau,  Beiträge  III  S.  45. 

^  Ein  Verzeichnis  der  Anzahl  von  Gentnern,  welche  die  Ämter 
rheinauf-  und  abwärts  wibreiid  der  Jahre  1816^1821  passierten,  findet 
sich  ebenfalls  bei  Nau  a.  a  O.  S.  55—58. 

*  Die  folgenden  Zahlen  sind  zusammengestellt  und  berechnet  nach 
den  Anf^llnngen,  wie  sie  sich  in  den  durch  die  provisorische  Ver- 
waltungsknniinis^ion  herausgcgobencn  f^lior>»tcliteii  bei  Nim  III  S.  24 
bis  85;  Bericht  für  1823  8.  DÖ— £3;  Herrn  au,  Adrefsbuch  1827  S.  75-79 
finden. 
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Anderseitä  üind  im  Hateu  zu  Köln  vom  Gebiete  des 
Mitt^beina  (Mains*,  Frankfnrt,  ZwiflchenhAfen)  und  aus  der 
Mosel: 


Im  Jahre 

Zu  Thal  angekommen 
Ctr. 

Zu  Berg  abgegangen 
Ctr. 

1823 

1834297 

1173530 

\m 

2085659 

997188 

1685 

8187747 

10IS786 

Ftlr  den  Niederrhein  scbliefslich  finden  sich  noch  folgende 
Resultate.  Im  Hafen  au  Köln  sind 

Im  Jahre 

Zu  Bor^  angekommen 
vom  Niedorrhein  (ein- 
schiieTalich  Holland) 

Zn  Thal  abgegangen 

nach  dem  Niederrht  in 
(einachL  Holland) 

Ctr. 

rtr. 

1823 

2  003  090 

•    1  302  288 

1824 

1  55!  472 

1  598  879 

1826 

1562170 

1632692 

Diese  Zahlen  zeigen  ähnlieb  den  Einnahmen  an  den  ein- 
zelnen Er}iebung8ämtern,  wie  verschieden  die  Teilstrecken  des 
Rheins  zum  Waren  trän  sport  benutzt  wurden.  Am  stärksten 
ist  der  Güterzug  in  den  Niederrheinp^^enden,  schwacher  am 
Mittelrhein  und  verhultniämälsig  klein  auf  der  Linie  Mainz — 
Strabbttig. 

Koch  sichüieber  tritt  die  seliirache  Beteiligung  des  Ober- 
rheins am  Güterzuge  au  Tage,  wenn  wir  bei  der  Zahl  der  in 
Maina  gelandeten  Güter  den  Hauptstrom  von  den  NcbcnflOssen 
getrennt  halten.  Beispielsweise  sind  in  dem  Hafen  au  Mains 
im  Jahre  1823^  bei  der  Oberrheinfahrt 


Zu  Thal  angekommen 

Zu  Beig  abgi|gai«en 

Total  

490  036  Ctr.  40  kg 
150417    -    47  - 
147  825    -    43  - 
191793    -    00  - 

70;^  085  Ctr.  28  kg 
^1  787    -    44  - 
140  ?r2    -    43  - 
361 U34    -    41  - 

Vom  Oberrhein .  . 
Neckar  .  .  . 

>  Bericht  für  1823  S.  D3.  Für  die  Jahre  1819—1821  finden  wUk 
die  entsprechenden  Zahlen  bei  Nau  a.  a.  O.  8.  86. 
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Der  Main  war  demnach  diesem  Teile  des  Rheine  beim 

Gütertransport  ziemlich  voraus. 

Während  die  Güterabferti^ifunj]^  in  den  beiden  grofsen  Um- 
ladestationen jener  Zeit  ziemlich  konstant  bleibt,  zeij^en  kleinere 
Häfen  ganz  bedeutende  Schwankungen.  In  Bingen  z.  B.  ging 
der  Qeeamtrerkehr  immer  mehr  sarflck.  In  seinem  Hafen 
waren  insgesamt  ^ 


Im  Jahre 

Angekoinuien 

Abgegangen 

1820 
1821 
1822 
1828 

110511  Ctr.  Ol  kg 
108868    -    31  - 
«7205   -   49  • 
77238   -    18  . 

133  222  Ctr.   4  kg 
121638    -    12  - 
104222    •   88  • 
80028   -   87  • 

Wae  eohliefsiich  die  Beteiligung  der  einaeUien  Waren- 
gattungen an  dem  Rheinverkehr  in  jenen  Tagen  anlangt,  so 
8eif>Ti  hier  wenigstens  flir  ein  Jahr  einige  summarische  Notizen 
gegeben,  die  f^inmal  erkennen  lassen,  wie  stark  schon  damals 
die  Wasserstrafae  für  Steinkohlen  und  Kolonialwaren  benutzt 
wurde,  und  wie  andertieita  niauche  Güter,  z.  B.  Fische 
(Heringe),  fast  ausschliefslich  zu  Berg,  andere,  z.  B.  Glas- 
waren, nur  zu  Thal  geführt  wurden. 

(Tabelle  siehe  S.  154.) 

Die  angeführten  Zahlen  zeigen  wohl  zur  Genüge,  wieviel 
sich  der  Kheinverkehr  seit  1815  gehoben  hatte.  Noch  immer 
waren  indes  die  künstlichen  Hemmungen  und  Fesseln  so  stark, 
dafs  der  an  sich  beschwerlichere  Landtransport  für  dieselben 
Routen  in  manchen  Artikeln  erfolgreich  konkurrieren  konnte. 
Betrug  ja  beispielsweise  1818*  dank  den  holländischen  Transit- 
abgaben  der  Frachtpreis  einschliefslich  Zöllen  fttr  einen  Centner 
Zucker  von  London  über  Rotterdam  nach  Frankfurt  7  Gulden 
50  Kfi  uz<  r,  während  für  den  Weg  über  Bremen,  unter  Um- 
gehung der  Rheinstrafse,  nur  6  Gulden  11  Kreuzer  zu  ent- 
richten waren.  Die  nach  der  Schweiz  und  einem  Teil  JSüd- 
westdeatschlands  bestimmten  Kolonialwaren  wurden,  wie  man 
1824  fettstellen  mufste,  weit  öfters  Über  Frankreich  als  aus 
Holland  bezogen,  da  nach  den  eigenen  Angaben  der  Kölner 
Handelskammer  von  Havre  bis  Basel  der  Centner  um  1  Franc 
Oi  rVntimes  wohlfeiler  war,  aU  den  Rhein  herauf  über 
Dordrecht  und  Amsterdam,  auch  zudem  diesa  Waren  durch 


<  V^l  Bericht  für  1823  S.  £  1;  för  die  Jahre  1820,  1821  auch  Nau 

a.  a.  ().  S.  27. 

-  Vgl.  weitere  Berechnungen  und  Nachweise  in  Abhandlung  41  bei 
Nau.  Beiträge  I  S.  285—292  und  die  Bemerkungen  Hermaus  bei 
Nau  U  S.  70. 
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Frankreich  in  einem  Zeiträume  von  30  Tagen  bezogen  werden 
konnten,  während  es  bei  dem  Aufenthalt  in  Rotterdam  oft 
zwei  Monate  dauerte,  ehe  dieselben  in  Basel  ankamen.  Nach 
einer  anderen  Berechnung  über  den  Transnort  der  Waren 
durch  das  Innere  von  Frankreich,  wobei  ots  Ch&lons  die 
WaaflerstraTse,-  Ton  da  bis  Strabbuig  der  Landweg  gewählt 
wurde,  sollte  der  Unterschied  des  BVachtlohnes  gegen  den  Be- 
sng  Uber  Holland  fUr  den  Oentner  sogar  2  Franken  betragen, 
was  bei  gröfseren  Ladungen  eine  ganz  bedeutende  Differens 
ergab  K 

Wollte  man  am  Rheine  nicht  immer  mehr  zurückgedrängt 
werden,  so  mufsten  für  seine  Wasserstrafse  Vorkehrungen  ge- 
troffen werden,  die  ihr  den  Zuzug  der  Waren  erhielten.  So- 
lange sich  die  Centralkommission  Ober  die  allgemeinen 'Nonnen 
einer  möglichst  vollkommenen  Verkehrsfreiheit  nicht  einigte, 
konnten  durch  die  Einseistaaten  und  Städte  auf  rechtlichem 
Gebiete  verhllltnismlUsig  nur  wenig  Erleichterungen  gesohaffidn 
werden.  Am  meisten  erreichte  man  noch,  wenn  man  die 
Guterabfertigung  in  den  grolsen  Ötationsstädten  verbilligte  und 
beschleunigte.  Durch  Erlafs  von  Hafenordnungen  konnte  dies 
am  leichtesten  geschehen.  Der  Kölner  Oberbürgermeister 
hatte  durch  den  Beschlufa  vom  24.  August  1818  einen  guten 
Sehritt  vorwärts  gethan  und  sogar  einzelne  Hirten  des  Um- 
schlagszwangs gemildert'.  In  Mainz,  das  in  diesen  Jahren 
bei  Fortschritten  immer  etwas  nachhinkte,  scheint  man  erst 
seit  1823  an  eine  Neuordnung  der  Verhältnisse  gedacht  zu 
haben®.  Wurde  ja  noch  1824  der  Güterzug  über  Biebrich, 
unter  Umgehung  des  Hafens  an  der  Mainmündung  von  den 
Schiffmeistern,  neben  dem  Umschlagszwang,  vor  allem  den  Un- 
kosten und  Besehwerden  zugeschoben ,  die  in  Mainz  auf  die 
Führer  der  Fahrzeuge  lauerten.  Der  Schiffer  mulste  neben 
den  Torgeschriebenen  Gebühren  den  Krahnenkneehten  und 
Wagmeistem,  den  Brttckendienern  und  Hafenwäditem  Trink- 
gelder geben,  wurde  von  den  Bestättem  übernommen,  bei 
Wechselung  der  Geldsorten  betrogen  und  hatte  schliefslich,  bis 
er  zum  Besitz  der  Fracht  für  eine  von  Köln  zurückgelegte 
Reise  kam,  einen  Verlust  von  etwa  37  Gulden  zu  tragen. 
Bei  Einnahme  von  Ladungen  beschwerte  er  sich  namentlich 
über  die  Centimeabgabe  für  die  Wippen^  (Ililfskrahnen),  die 


I  Vgl.  Bericht  von  1824  über  Zustand  und  Betrieb  der  Schiffahrt 
S.  D  .3  a.  a.  O. 

*  Vgl.  oben  8.  117,  142. 

*  Vgl.  zum  folgondon  den  ausführlichen  Auszug  ans  dorn  Bcrat- 
•chlagunesprotokoll  der  Mainzer  Schiffereiide  vom  24.  April  1824,  die 
Ofitervensdungcn  tm  StstionslisftD  dsselDst  betreffend»  in  Akten  d.  M. 

Bchiftcrgilde  M.St.A. 

*  Vgl  oben  S.  121. 
"  Vgl.  oben  S.  117. 
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auch  bei  deren  Niehtbenutzunp:  fUUig  ward,  und  über  da» 
„Beklopfgeld",  dio  Re8ichtlV'^Ll^^^sgebühr  für  TTnteraucbung  do« 
Schiffen  auf  Waasertüchtigkeit,  die  sellj^t  i^^efordert  wurde, 
wenn  die  Fahrzeuge  soeben  erst  vom  BauolaLz  abgegangen 


5—6  Jahren  die  Balken  niolit  in  Fäulnis  übergingen.  Weiter 
waren  die  Schiflfer  mit  den  Mainzer  Knechten  nnd  Half  lenten 

zum  Voranaiehen  der  Schiffe  nicht  zufrierjon,  von  denen  aie 
sich  ttbervorteilt  glaubten.  Sie  forderten  bei  deren  Inanspruch- 
nabme  die  freie  Wahl  unter  allen  Konkurrenten,  die  sie  ihrer- 
seits doch  den  Kautieuten  bei  Benutzung  der  Rheinstrafse 
nicht  zup^estelion  \vf»llton. 

Angesichtä  der  zahlreichen  zu  Tag  getretenen  Mifsstiiud« 
sah  sich  die  stttdtisohe  Verwaltung  zu  Mainz,  nach  Qenehmigung 
ihres  Vorhabens  dnrch  die  Gro(sherzogii(^e  Regierung,  nw- 
anla(st,  am  25.  Auffust  1825  eine  Bekanntmachung'  zu  ver- 
öflimtlichen ,  die  alle  mit  Ein-  und  Ausladen  verbundenen 
Vorschriften,  sowie  die  zu  entrichtenden  Gebühren  zusammen- 
stellte und  zum  Teil  wesentlich  erleichterte.  Die  Krahnen-, 
Wag-  und  Halengebuhrcn  wurden  von  20  Centimen  fi\r  den 
Centner  auf  12*  2  Centimen  ermftfsigt,  dem  Trinkgolderunwesen 
nach  Kräften  gesteuert,  die  Provision  der  Bestatter  und  die 
Be^chttgungsgebühren  tetgesetst  und  Ihnliches  mehr.  Das 
Wippengeld  sollte,  wie  dies  bereits  frtther  einmal  bekannt  ge- 
geben war,  künftig  nur  den  Schiffern  abgenommen  werdeOi 
die 'sich  zur  Erleichterung  beim  Einladen  der  Hilfskrahnen 
wirklich  bedienten.  Desgleichen  wurden  für  das  Voranziehen 
der  Schiffe  durch  Menschen  und  den  Schiffiisug  durch  Pferde 
bestimmte  liegein  und  Taxen  aufgestellt. 

Die  vom  Frh.  von  Jungenfeld  und  Frh.  von  Lichtenberg, 
den  beiden  Förderern  des  Mainzer  WohUtandcä  zu  Anfang 
des  19.  Jahrhunderts,  untenmchnete  Hafenordnung  von  18w 
weist  gegen  die  aurttckliegende  Zeit  so  bedeutsame  Forl- 
schritte auf,  dafs  die  vorli'-r  sahlretchen  Beschwerden  nnd 
Streitigkeiten  zwischen  Schiffern  und  Hafenpersonal  sich  in 
der  Folgezeit  bedentsnm  minderten. 

Mehr  fast  als  derartii^^e  lokale  Besserungen,  deren  Eriolg 
natürliche  (irenzen  gezogen  waren ,  haben  den  Güterzug  auf 
dem  Hhein  seit  den  zwanziger  Jahren  die  Änderungen  be- 
eintlufst,  die  sich  in  der  preufsisch-deutschen  Handelspolitik 
ankündigten  oder  bereits  vollzogen  hatten.  Der  Wiener  Ron- 
erefs  war  in  dieser  Beziehung  ganz  fruchtlos  verlaufen,  und 
die  Buntheit  der  deutschen  ZoTigesetse  durch  ihn  gänzlich  nn- 

>  Die  Bekanntmaehung  erschien  im  Draek  bei  J.  Wirth,  Mainm 
Quart  8  S.  (In  Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen  M.StA.)  Sie  int 
abgedruckt  bei  Herman,  Adn  fsbuch  182r)  S.  61—71.  Ober  die  Sorg« 
di  r  Mainzer  Handelskammer  für  die  HafenangelegonlieiteD  vgL  Handeu» 
kamuicr  zu  Mainz  S.  28. 
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berührt  geblieben.    Da  fand  Preufsen  den  Mut,  aus  eigner 

Kraft  mit  einer  gründlichen  ErneuftriinG^  seiner  ZollverfaasiUlg 
vor/Li^M  licn  und  durch  da.s  Gesetz  vom  20.  Mai  1818'  dife 
Grundlage  einer  vollkommenen  Verkehrsfreiheit  inneriialb 
seiues  Landes  zu  schaffen.  Gustav  8ehmoUer  iiat  in  seiner 
unnachahmlichen  Weise  den  Zusammenhang  dieses  Zoll-  und 
Handelsgesetses  mit  der  Geschichte  der  Zeit,  ihrer  Kämpfe 
und  Ideen  geschildert',  den  teils  wirklichen,  teils  scheinbar 
grofsen  Sprung  gezeigt,  den  Preufsen  damit  von  der  alt- 
preufsischen,  merkantilistischen  Politik  Friedrichs  II.  su  dem 
entgegen  gesetzter»  lihernteTi  H;mfle]ssystem  machte. 

\\Vdf»T  unmittelbar  vor  dem  Kriege  im  Herbst  1806  noch 
nach  ihm  bis  zu  den  Kriedeiiflsclilüssen  1814  bis  1815  konnten 
die  preufsischeu  ötaaLsmauuer  den  Übergang  /um  iNieueu 
finden,  Raum  und  Zeit  für  eine  grofse  Reform  gewinnen*. 
Aber  kaum  war  mit  dem  Riesenkampf  zwischen  Grofii- 
britannien  und  Frankreich,  wie  er  sich  von  1806—1814  in 
der  Kontinentalsperre  zuspitzte,  der  Höhepunkt  des  alten 
Handelssystems  endgültig  überschritten,  da  schufen  sie  in 
zweijährigem  Mülif^n*  ein  Gesetz,  das  „im  Einklang  mit  den 
grofsen  weltbewegenden  Ideen  der  Zeit  ein  einfacheres,  ge- 
rechteres, billigeres,  mit  brauchbaren  Mitteln  arbeitendes  Zoll- 
system errichtete,  daä  neben  den  Gedanken  des  Ilandeläueides 
und  der  Zollkriege  einmal  wieder  mit  vollem  Nachdruck  das 
andere  gleichberechtigte  Prinaip  alles  Handels  betonte,  seine 
Basierung  auf  persönliche  Tüchtigkeit,  seine  Tendenz,  inter* 
nationale  Gerechtigkeit  und  gegenseitigen  Nutzen  zu  fördern*» 

Das  Gesetz  wurde  nicht  überall  sofort  als  Wohlthat  em- 
pfunden, nicht  einmal  im  Lande  selbst,  „wo  im  Moment  der 
I)urchfUhrung  ein  groföcs  Wehklagen,  eine  teilweise  mafsloso 
Opposition  erstand"  °.  Noch  mehr  beschwerten  sich  die  deut- 
Bcnen  Nachbarn^,  deren  wirtschaftliche  Interessen  namentlich 
in  den  tob  preufsischen  Gebfetsteilen  begrenaten  und  um* 
schlossenen  LandstUcken  geschädigt  wurden.  Sie  betrachteten 
Preufsens  Schritt  als  eine  gegen  sie  gerichtete  Feindseligkeit'^ 
und  suchten  in  langwierigen  Verhandlungen  untereinander 


'  Vgl.  oben  S.  112  Anm.  2. 

*  <jr.  Schmoller,  das  prenfsischc  Handels-  und  Zollgesetz  vom 
26.  Mai  1818.   Rektoratsredc  vom     Aujgust  1898.   Berlin  1898. 

*  Vj^l.  Schmoller  a.  a.  O.  S.  30  n.;  Zimmennsnn,  Gtesckichte 
der  preuisisch-dcutschcn  Handelspolitik  S.  25. 

*  Scbmolier  a.  a.  O.  S. 36  ff.:  Zimmcrmanu  a.a.O.  S.  26 — 41; 
Sering,  Oesehiehte  der  EiaeiuOIie  S.  18—18. 

'  Sehmol  1er  a.  a.  O.  8.  46. 

*  Zimmermann  n  m  O.  S.  45  ft'. 

Über  die  Stellungniihinc  der  Sriddoutschen ,  namentlich  das  Auf- 
tr<>t<>n  den  badischen  Staatsmannes  Nebi  niu-  vgl.  Arthur  Böhtlingk, 
Carl  Friedrich  Xcbriiiu'».  «  ine  kulturhistorische  Stiidie.  Karlsruhe  lo99t 
8.  8—42;  vgl.  noch  Sc  ring,  Geschichte  der  EiscuzüUe  8.  17. 
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Fühlung  zu  gewinnen,  um  Gepr^^nmafsregeln  zu  ireflen.  Auch 
im  8chofse  der  Centralkonimiasion  für  dio  Kheinschiffahrt 
wagte  öich  dia  Opposition  gegen  die  proulsische  Politik  zu 
regend  Allein  mählich  brach  sich  doch  die  £rkenntnia 
Blum,  dab  durch  den  Kri^sostand  mit  Preufsen  auf  die 
Dauer  nichts  erreicht  werde,  und  dals  nur  aus  dem  mDglichst 
engen  Anschlufs  an  den  alten  Gegner,  wirklicher  Vorteil  ent- 
springe. Dem  Grofsherzogtum  Hessen,  an  dessen  Spitze  der 
kluge^  vorausblickende  »Staatsminister  (hiThil*  stand,  gebührt 
das  Verdienst,  die  richtige  Lösung  zuerst  erkannt  und  zur 
Ausführung  gebracht  zu  haben.  Am  14.  Fehnmr  1S  >^  kam 
jener  denkwürdige  preufsisch-hessische  Vertrag  zum  Abschlufs, 
der  die  TollBtftndigc  Zolleinigung  beider  Staaten  herbeiführte 
und  so  den  Grundstein  zu  einem  allgemeinen  deutmshen  Zoll- 
vereine l^gte.  Im  Anschlufs  an  ihn  wurden  in  den  folgendem 
Jahren  Übereinkünfte  mit  den  übrigen  Regierungen  getroAM!» 
bis  endlich  nach  langem  Widerstreben'  einzelner  Teile  am 
*22.  Mürz  1833  durch  Zusammenschlufs  der  nord-  und  süd- 
deutschen Staaten  die  langersehnte  deutsche  Zollyereinigung 
verwirklicht  war. 

Die  angedeuteten  Verhältnisse  haben  den  Güterzug  auf 
der  Rheinstrafse  entschieden  beeinflufst.  Allein  sie  hangen  mit 
seiner  Gestaltung  doch  nicht  so  enge  susammen,  dab  sie  In 
einer  verkehrsgeschichtlichcn  Arbeit  im  einzelnen  weiter  ver- 
folgt werden  könnten.  Wichtiger  als  diese  handeUpolitischea 
Strömungen  sollte  für  die  Ausnfitzung  des  Strombettes  zu 
Tran8])ortzwecken  eine  technische  Nentiung  werden,  die  in 
diesen  Jahren  auf  dem  Khein  Eingang  fand  und  im  Verein 
mit  der  endlichen  Regelung  der  rechtlichen  Zustarule  eine 
vollkommene  Umwälzung  der  ganzen  SchiffahrtsverhältDisse 
helbeiitihrte.  Ehe  wir  uns  diesen  Erscheinungen  suwendeiiy 
mttssen  wir  noch  einen  Blick  auf  die  Fortentwicklung  der 
Markt-  und  Postschifliahrt  während  des  Zeitraums  werfen. 

§  12. 

b.  Marktschiffe  und  Diligencenfahrten  auf  dem  MittelrlieiB. 

Marktschiffe  und  Diligencen  blieben  auch  nach  dem 
Wiener  Kongrefs  ungestört  auf  dem  Rhein  in  Gang.  Den 
ausgeprägtesten  Typus  der  ersteren  Art  zeigte  gleich  früher 


'  Vgl.  oben  S.  112. 

-  VhpT  dip  Verdienste  du  Thiis.  sowie  die  ganze  Entj»t«>hunt;  dos 
Vertrags  unterrichtet  Wilhelm  Oncken,  der  preufsisch-hewische  iioll- 
▼«reiii  vom  14.  Februar  1828.  Rektofatsreds  vom  1.  Jnti  1878.  OieGma 
1878.  Über  die  Stellungnahme  der  Mainzer  HandebkssUBSr  aur  ZoU- 
einigun^  v^l.  Handelskammer  zu  Mainz  S.  35^87. 

»  Aufaefs,  Zölle  und  Steuern  S.  4—7. 
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flie  re^'^plntäfsige  Vcrhitulufig'  zwischen  Mainz  und  Frankfurt  ^ 
L>ie  Doppelfichiffe  betandeii  sich  noch  immer  im  Besitz  von 
Haenlein  und  Dienst.  Die  durch  Octroikoiivention  und  Prä- 
fekturbeöchlufs  von  1800  für  dieses  Verkehrainstitut  aui- 
gestellten  Nomen  hatten  irgend  welche  Änderung  kaum  er- 
lahren.  Erst  im  Jahre  1819,  da  Peter  Haenlein,  der  Matnier 
Marktscliiffer arbeitsmitde  sich  mit  dem  Gedanken  trug,  das 
Privileg  an  seinen  biBherigen  Steaermann  Wilhelm  Keller  abzu- 
treten, tauchten  neue  Streitfragen  meist  juristischer  Natur  auf. 

Die  beiden  Männer  hatten  sich  dahin  geeinigt,  dafs  Keller 
die  Gerechtsame  des  FTaeyilf^in  mit  Schiff  und  Auwesen  gegen 
eine  Geldabfindung  uueriiehmen  sollte,  unter  dem  Vcn  behalte 
des  VeräuCserers,  alle  seine  bisherigen  Rechte  und  Pflichten 
nicht  eher  sa  verlieren,  als  bis  der  neue  Vertrag  thatsXchlich 
in  Wirksamkeit  getreten  sei.  Zugleich  waren  sie  um  i^hOhere 
Glenehmigung"  '  ihrer  Übereinkunft  eingekommen.  Da  dies 
der  erste  Fall  einer  Vergebung  der  Marktschiffiahrtsgerechttg- 
keit  seit  der  kurfürstlichen  Zeit  war,  galt  es,  solche  ein  für 
allemal  zu  regeln.  Wem  stellt  seit  18 IH  das  Recht  der  Ver- 
leihung zu  und  unter  welclien  Bedingungen  kann  eine  solche 
stattfinden?  Das  waren  die  zwei  Punkte,  über  die  man  eine 
Verständigung  erzielen  mufste. 

Die  Mainser  Btlrgermeisterei  blieb  sich  nicht  darüber  im 
unklaren,  dafs  die  Grofsherzogliche  Regierung  die  £rbscfaafi 
der  Kurfürstlichen  Hof luimmer  in  dieser  Beziehung  angetreten 
habe  und  dafs  nicht  etwa  der  städtischen  Verwaltung  das  Ver- 
gebungsrecht überkonmien  sei.  Dage^on  glaubte  sie  hin  sieh  t- 
lich  der  Bedingungen  einige  Vorsc  hlau:  '  machen  zu  sollen*. 
Sie  hielt  es  fiir  ratsam,  dem  Neubewi  i  Im  r,  au<  h  wenn  er  alle 
erforderlichen  Eigeuächaften  und  Mittel  beäiize,  daa  Uecht  der 
Marktschiflahrt  nicht  auf  I^ebenszeit,  sondern  nur  auf  etwa 
9—10  Jahre  an  verleihen,  unter  der  ausdrflcklidien  Bedin- 
gung, dafs  er  sich  allen  inswischen  erlassenen  Konventionen 
über  Zölle  und  Gebühren,  sowie  den  Anordnungen  zu  Gunsten 
des  Handels  ohne  Widerspruch  zu  flogen  habe.  Die  Auf- 
erlegung einer  Abgabe  für  das  Monopol  der  Marktschifferei 
will  sie  nicht  empfehlen ,  weil  solche  schon  zu  französischer 
Zeit  aufgehoben  wurde  und  an  ihre  Stelle  die  Patentsteuer 
mit  den  Octroigebührea  trat,  die  den  früheren  Pachtzins  über- 
stiegen. Auch  sei  zu  bedenken,  dafs  der  Marktschiffer  nicht  mehr 


*  Vgl.  obtin  S.  57—61. 

'  Der  Frankfurter  MarktschiffSer  Martin  Dienst  hatte  seine  G('r('i'ht. 
Farne  von  dem  Fraiikfurtt  r  Senat  vom  1.  Nov.  1817  an  auf  10  Jahre 
neu  gepachtet.  Abi»chrift  de«  Pachtvertrags  und  Bemerkungen  dazu  in 
A.  der  M.  H.K.  8  5836.  Vgl.  unten  8.  206  Anm.  1. 

•  Vf^l.  Schifahrtsakten  1819  H.StA.  besondere  die  Schreiben  vom 
September  1819 

♦  Bericht  vom  SO.  September  Iöl9  a.  a.  O. 
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80  viel  verdiene  wie  in  alter  Zeit,  weil  den  Mainzer  Schiffern 
durch  die  ^>(troikonvention  die  direkte  Fahrt  zwischen  Köln 
und  Franktuit  zugestanden  sei,  was  sich  bei  seinem  Unter- 
ueiimen  durcli  den  Abgang  von  WarentranaporLen  sehr  fühl- 
bar maehe.  Allerdings  wttrae  dem  finansieUen  Interoese  mabr 
durch  Ausschreiben  einer  Konkurrenz  gedient,  da  durch  eine 
solche  sicher  eine  besondere  Abgabe  zu  erzielen  sei,  wie  ja 
schon  der  Frankfurter  Marktschifter  freiwillig  400  Qulden  mr 
das  Mainzer  Schiff  geboten  habe.  Allein  dabei  entstünden 
Schwieriirkelten  und  Verwicklungen  manelicr  Art,  da  Haen- 
lein  sein  Recht  nicht  aufgegeben,  sondern  sich  ausdrucklich 
für  den  Fall  bewahrt  habe,  dafn  der  von  ihm  gewünschte  Ver- 
trag nicht  zu  Staude  komme.  Aucli  dürfe  auf  das  Anerbieten 
des  Frankfurter  Schiffers  Diaast  nicht  eingegangen  werden, 
da  es  keineswegs  im  Interesse  des  Handds  liege,  wenn  die 
beiden  Marktscniffe  einem  Unternehmer  gehörten  und  damit 
jede  Konkurrenzmöglichkeit  auageschlossen  werde.  Der  end- 
gültige Vorschlag  der  Bürgermeisterei  gehe  also  dahin,  dem 
Keller  das  Marktschiff  mit  den  seitherigen  Keehton  und 
Pflichten  ohne  neue  Auflage  auf  9  — 10  Jahre  zu  übertragen. 

Unterm  19.  April  1820  wurtle  dann  durch  die  Grofsheraog- 
liche  Regierung  dem  Keller  die  Marktschiffahrt^gerechtigkeit 
auf  10  Jahre^  flir  die  Zeit  vom  1.  Mai  1820  bis  1.  Mai  1880, 
ttberlassen^.  Allein  dieser  sollte  dersdben  nicht  froh  werden, 
da  das  Übertragungsgeschäft  aus  anderen  Grttnden  nicht  zu 
Stande  kam.  Ks  hatte  sich  inzwischen  herausgestellt^  daCs 
Keller  seine  Verbindlichkeiten  gegenüber  Haerlein  nieht  ^^r- 
f allen  konnte,  dafs  en  ihm  namentlich  an  Mitteln  zum  Ki'werb 
von  dessen  Haus  fehlte,  ohne  welches  dieser  das  Marktschiff 
nicht  abgeben  wollte.  Haenlein  erlangte  auch  wirklich  am 
24.  Juli  1820  einen  Entscheid  des  hessischen  Ministeriums', 
nach  welchem  ihm  sein  Privileg  noch  auf  ein  Jahr  gelassen 
wurde,  um  während  dessen  das  tn[»ertragungBgeschlift  endgültig 
voUaiehen  oder  auflösen  zu  können.  Als  schliefslich  am 
1.  und  6.  Juli  1821  beide  Parteien  auf  der  Mainzer  Ober- 
bürgermeisterei  erklärt  hatten  .  dnfs  der  g*^8ehl'>ssene  Vertrag 
nicht  vollzogen  werde,  verkiiiidete  die  Kegierung  am  2.  No- 
vember 1821  einen  Beschiulh^,  nach  welchem  ihr  früh^^rer 
Kntächeid  vom  iü  April  1820  aufgehoben  und  dem  seithengen 
Marktschiffer  Haenlein  seine  Gerechtigkeit  unter  den  alten 
Bedingungen  und  der  Verpflichtung  sur  Zahlung  eines  jähr- 
lichen Kanons  von  100  Qulden  an  die  Domänenkasse  be- 
lassen wurde. 

_  • 

^  Vgl.  Fa^cikel,  betr.  die  Übertragung  der  Mains-Frau kfurter 
IfarktsGhifFerei  in  ScbillkhrtMkten  1826  lC8t.A. 
«  Vgl.  a.  a.  0. 
•  Vgl.  a.  a.  O. 
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Die  geschilderten  Vorkommnisse  zeigen,  weich  unklare 
Verhältnisse  der  häutige  Regierungswechsel  zu  Anl'an^i:  des 
Jahrhunderte  bezüglich  ein^  wichtigen  Trant$portinstitutes  ge- 
schaffen hatte  und  wie  schwer  es  für  die  leitenden  Behörden 
war,  den  Ausgleich  zwischen  den  noch  herrsclienden  Privi- 
legien and  Bannreohten  und  einer  modernen  AnfiMSung  de» 
Yerkehrsweaens  au  finden. 

Die  angeregten  Fragen  wurden  übrigens  bald  zum  zweiten- 
mal praktisch,  als  P.  Haenlein  am  20.  Januar  1826  starb  und 
sich  der  Frankfurter  Marktschiffer  Dienst,  wie  früher,  um 
dessen  Privileg  bewarb.  Die  Mainzer  Bürgermeisterei  unter- 
stützte* damals  das  Gesuch  des  Wilhelm  Haenlein,  eines 
Sohnes  des  Verlebten,  und  stiefs  sich  nur  daran,  dafs  dieser, 
gleich  Dienst,  Frankfurter  Bürger  war.  Das  hessische  Mini- 
sterium entschied^  aut  Anrufen,  der  Gebuchäteller  erhalte 
das  Indigenat,  und  die  Beibdialtuug  des  Frankfurter  Bürger- 
rechts^ die  er  wttnschcy  werde  vor  der  Hand  ignoriert,  so 
lange  er  kein  kaufinännisches  Gewerbe  treibe.  Durch  £r^ 
greifung  dieses  Auswegs  wurde  jede  Schwierigkeit  behoben 
und  Haenlein  junior  erhielt,  nachdem  er  das  vorgescliriebene 
Zutrauenszcugnis  der  Haudelskanmier^  vorgelegt  hatte,  am 
30.  Juni  1826  die  erbetene  Konzession  auf  15  Jahre  unter 
folgenden  Bedingungen*: 

1.  Er  niuisie  einen  jährlichen  Kanon  von  100  (rulden 
zahlen;  wenn  jedoch  die  Dampföchiffahrt  nach  Frankfurt  ein- 
geführt würde  und  jene  die  Befreiung  vom  Kanon  erlangte, 
sollte  auch  fUr  ihn  ein  billiger  Nachlafs  am  höchsten  Orte 
beantragt  werden; 

2.  er  hatte  sich  des  Betriebs  der  Speditionsgeschäfte  za 
enthalten; 

3.  er  mufete  sich  allen  Veränderungen  und  Anordnungen 
hinsichtlich  der  Rhein-  und  Mainschiffahrt  ohne  Anspruch  auf 
Entschädigung  oder  Minderung  des  Kanons  fügen; 

4.  er  war  nicht  befugt  rücksichtlich  der  Damp£achiffiahrt 

oder  filinliclier  Unternehmungen  auf  Rhein  und  Main,  wozu 
küotÜg  die  Erlaubnis  erteilt  würde,  Beschwerden  oder  Kut- 
Bchädigungsforderungeu  zu  (M-hclH  n. 

Hiermit  sollte  alten  Streitpunkten,  wie  speciell  der  Frage 
der  Speditionsbercclitigung,  für  die  Folge  die  Thür  ver- 
schloiiäen  werden.  Die  direkten  Fahrten  von  rheinischen 
Httfen  nach  Frankfurt  hatten  in  jenen  Tagen  der  filainzer 


'  Vgl.  Schreiben  vom  18.  Februar  1826  s.  a.  O. 

«  Beschlufs  vom  23.  März  1826  a.  a.  O. 

"  AusgssteUt  unterm  18.  März  1826  a.  a.  O. 

*  Vgl.  a.  a.  O.  Zwei  Abschriften  des  Reskripts  der  Grofsh.  Regie- 
rung vom  30.  Juni  1826  finden  sicli  auch  in  A.  d.  M.  U.K.  §  5836. 
Fortchuogen  XYUI  5.  -  Eckert.  11 
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Marktschiffahrt  mancherlei  Abbruch  gethan*.  Es  fuhren  ja 
seit  Durchfuhrung  der  Octroikonventioii  nicht  nur  groise  Last- 
kähne vom  Mittelrhein  dorthin,  sondern  auch  Rheingauer 
Kaehen,  die  mit  Landteprodukten  beladen  tob  KleinsebiSern' 
mainaufvTärts  gefluhrt  wurden.  Um  eeinem  Schaden  wieder 
beisukommen,  hatte  der  alte  Marktsobiffer  Haenlein  ver- 
Bchiedentlich  Speditionsgeschäfte  übernommen,  GUterveraen- 
dungen  durch  Schiffer  ftir  Rechnung  der  Kanfleute  in  eigenem 
Namen  besorgt.  Die  städtisclie  Verwaltung  gab  sich  mit  dieser 
Erweiterung  seines  Geschättöbetriebcs  nicht  zufrieden,  einmal 
weil  sie  darin  eine  Beeinträchtigung  der  zahlreichen  ansässigen 
Spediteure  sah,  dann  aber  weil  sie  fürchtete,  dafs  er  die 
säbstspedierten  Waren  vor  den  von  anderen  ibm  zugewiesenen 
bei  der  Beförderung  mit  dem  Marktschiff  in  irgend  einer 
Weise  bevorzugen  möchte.  Sie  hatte  daher  schon  in  einem 
Schreiben  vom  6.  Mai  1824  erklärt^,  dadi  die  Geschäfte  eines 
Spediteurs  mit  denen  eines  Marktschüfers  unvertrfii^'lich  seien, 
und  nun  bei  dem  Wechsel  der  Personen  darauf  gedrungen, 
(laf^  der  Konzessionsurkunde  ein  diesbezügliches  Verbot  ein- 


In  diesem  Schriftstück  machen  sich  aber  auch  schon  die 
Zeichen  einer  neuen  Zeit  bemerkbar,  ist  bereits  auf  das 

Transportmittel  hingewiesen,  dem  die  Zukunft  gehören  sollte: 
die  Dampfechiffiahrt.  Soeben  wurden  die  ersten  Klagen  über 
die  neuen  Boote  laut*,  die  durch  ihre  grOisere  Schnelligkeit 
den  alten  Fahrtenbetrieb  schädigten.  Man  argwöhnte  mit 
Recht,  die  privilegierten  Marktachiffer  würden  allerlei  Be- 
sc  l) werden  nach  deren  Einführung  auf  der  Uutermainstrecke 
vorbringen,  und  nahm  deswegen  vorsichtshalber  die  betreffenden 
Klauseln  in  die  Erteilung  der  Genehmigung  auf. 

Wenn  oben  die  Schwierigkeiten  angedeutet  wurden,  mit 
denen  die  Marktschiffahrt  in  nächster  Zeit  zu  kämpfen  hatte^ 
soU  damit  nicht  gesagt  werden,  sie  habe  schon  bald  nachher 
ihre  LebensfUhigkeit  verloren.  Sie  ist  am  Mittelrhein  im  all- 
gemeinen während  dieser  Jahre  nicht  zurückgegangen,  hat 


>  Von  247736  Ctr.  31  kg  Waren,  die  1831  msiiUHifirSrli  nach 
Franklort  gefuhrt  wurden,  kamen  dort  an: 

Direkt  von  Köln  nach  Frankfurt   117491  Ctr.  07  kg. 
Durch  die  Merssehiffer  der  Ostemesse    18098   -    08  - 
Durch  dio  Mcfsscliiffor  der  Herbstmease    10248    -    34  - 

Durch  andere  Schifter   61986    •    27  •  and 

durch  das  Mainz-Frankf.  Marktschiff  nur     44917    -    10  - 

Vgl.  Nachweiae  bei  Nau,  Beiträge  III  8.  95  e  und  weitere  Notbea 
ebenda  S.  93  c. 

*  Die  Mainzer  Bürgemieidterei  entschied  auch  roäteriua  ausdrück- 
lich, dafs  diese  Vergünntigung  den  Rheinnuem  aieht  euCsogen  werden 
k5DDe.  Vgl.  Sclirrib.Mi  vom  28.  August  1826  in  RheinscIiüblirtsakteB  18961 

•  Vgl.  Khcinschiffahrtsakten  1824  M.St^ 
<  RheinschiffahrUaktcn  1826  M.St.A. 


gefugt  wurde. 
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die  Beschickung:  fler  Märkte  an  gröfseren  Plätzeü  ?ioch  lange 
iliren  Wert  behalten.  In  Mainz  wurde  durch  die  Handels- 
kammer sogar  entschieden  auf  eine  weitere  Ausdehnung  der- 
selben hingewirkt  ^  Zwar  sprach  dort  die  Bürgermeisterei 
Bich  noch  1827^  gegen  Errichtung  einer  Marktnachenfahrt 
Mains-WoriDBy  die  von  zwei  Kleinschiffern  geplant  ward,  ans, 
da  die  Orte  zu  weit  aoseinanderlägen,  als  dafs  man  gewöhn- 
liche Marktwaren  beqnem  beibringen  könne,  die  Versendung 
eigentlicher  Kaufmannsgütcr  aber  den  Gildemeistern  vor- 
belialten  sei;  doch  hat  si«'  beispielsweise  dor  Konzessionierung 
der  Marktschiffahrtsverbindung  mit  dem  näher  geloGT^^nen  Nier- 
ßtein  kein  Hindernis  bereitet.  Diese  wurde  dem  A  I  am  Höhr 
laut  Urkunde  vom  15.  Januar  1828^  auf  10  Jahre  ^[.Januar 
1828  bis  31.  Desember  1837)  gegen  eine  an  die  Staatskasse 
zu  entrichtende  JahresgebUhr  von  30  Gulden  erteilt,  unter 
den  gewöhnlichen  Verpflichtungen  hinsichtlich  der  AofahrtB- 
Zeiten,  Frachtsätse,  Ladebeding^ngen  u.  s.  w.  Besonders  wurde 
betont,  dafs  nur  zugewiesene  Marktgüter  und  keine  Handels- 
artikel eingenommen  werden  dürften.  Die  übrigen  Marktschiffe, 
die  Mainz  mit  Bingen,  Gernsheim,  Oppen  iieim  u.  s.  w.  ver- 
banden, blieben  ebenfalls  durch  Handelskammer  und  Bürger- 
meisterei in  ihrem  Betriebö  überwacht.  Des  öfteren  wurden 
ihre  Statuten  nachgeprüft^  und  Ausgleiche  in  den  Preissätsen 
der  einsselnen  Linien  getroffen  ^  Im  Jahre  1829/1830  kam  es 
sogar  zur  Einrichtung  ^einer  Marktschiffahrt  zwischen  Mains 
und  Frankenthal*,  um  die  zwei  Kleinschiffer,  Schneckenbcrger 
und  Trumplcr,  sich  bemüht  hatten,  da  die  Oildemeister  das 
Anlaufen  an  diesem  Orte,  der  durch  ein'^n  Kanal  von  einer 
Stunde  Länge  mit  dem  Hauptatrom  vfrlninden  war,  wegen 
des  damit  verknüpften  Aiifenthalteü  sclieutuu. 

Neben  der  Marktschiffalirt  erscheint  auch  in  diesem  Zeit- 
raum die  Diligencenverbindung  Köln— Mainz  als  eine  besondere 
Art  des  Rheinscbifiahrtsbetriebs.  Wir  haben  ihre  Qeachicke 
bis  an  dem  Momente  verfolg^  da  die  Jachtenbesitzer  nach 

*  Vgl.  Handelskammer  zu  Mainz  S.  27,  29. 

*  Bericht  für  die  Grofsb.  Kegiening  vom  2U.  Augudt  1^27  in  Schiff- 
«ahrtaakten  1827  M.St.A. 

»  Vgl.  SchiflFahrtsakten  1828  M.St.A.   Siehe  Beilage  14. 

*  lli'ispielsweise  wnrdüMi  am  9.  Januar  1827  Taxsiltze  des  Oppen- 
hfimcr  Marktschiffs  zum  leil  geändert,  Freigepäck  auf  50  Pfund  be- 
schränkt; vom  Übergewicht  soilten  6  kr*  pro  Centnw  entrichtet  werden. 
Vgl,  Rheinsclnffahrtsaktcn  1827  M.St.A. 

^  Vgl.  VerhandluDgen  vom  April  1828  wegen  der  Unterschiede  in 
Preissfttzen  tfkr  Wein  und  Mineralwasser  bei  dem  Binger  und  Oppen- 
beimer  MarktsdiifF.  in  Rhoinschiffahrtsakten  1828  M.St.A. 

*  Nähere  Angaben  finden  sich  in  Rheinschiffahrtsakton  1829,  18.%. 
M.StA.  Die  Taxe  wurde  auf  12  kr.  pro  Person  mit  ihren  Markt- 
acbätzen  festgesetzt.  Die  Statuten  gaben  kein  ausschliefslichos  Reciit 
zur  Fahrt  ;  Angehünge  der  Gilde  konnten  vielmehr  auch  weiterhin  dort 
Oüter  Teriaden. 

n* 
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der  Refretung  von  Mainz  sich,  gewitzigt  dni  cli  die  Erfahrungen, 
die  sie  wahrend  der  Blockndn  der  Stadt  gemacht  hatten  ,  7.n 
einem  Verein  zusammenächloääen,  dessen  Leitung  dem  Sc  lutlVr 
Rupprecht  übertragen  wurde.  Die  neue  Vei  bindung  tand  den 
Beifall  der  provisorischen  Rhcinschiffahrtskommii^äion,  naiuent- 
Hch  des  Grafen  Solms,  der  ihren  Zweck  billigte '  und  alsbald 
eine  Verordnung  fUr  den  Betrieb  der  Diligencenfahrten  auf 
dem  Mittelrhein  eHiefs^.  Diese  trfigt  den  veränderten  Ver- 
hältnissen vollkommen  Rechnung  und  unterscheidet  sich  trotz 
mancher  Ahnliclikpiten  im  einzelnen  (^urch  ihre  Grund- 
auffassung  volikommen  von  dem  älteren  Kegiement  des 
4.  Messidor  XIF. 

Die  zwischen  Mainz  und  Köln  verkeluciiden  Postschiile 
sollen  eine  Anstalt  biidenj  an  der  nur  solclie  Jachtenbesitzer 
teil  haben  könneU;  denen  alle  nach  der  Gildeordnung  nötigen 
Kenntnisse  und  Fähigkeiten  eigen  sind*.  Diese  Schiffer 
schiiefsen  sich  an  einem  Verein  von  30  Mitgliedern^  zusammen, 
der  als  besonderer  Zweig  der  grofsen  Gildekorporation  an- 
gesehen wird,  und  für  den  daTior  eine  selbständige  Unter» 
sttUzungskassc  zu  gründen  ist'^.  Zur  Loitung  seiner  all- 
gemeinen Angelegenheiten  wird  v\n  Vorstand bestellt,  der 
sich  unter  dem  Präsidinm  tines  Inspektors  der  Rheinschiff- 
fahrtaverwaltung  monatlich  versammelt,  und  bei  dem  der  Ge- 
schältsführer  der  Gesellschaft  die  fcjtelle  eiues  Sekretärs  be- 
kleidet Dem  GeschftftsfUhrer'  untersteht  die  ^nae  Betriebs- 
leitung, namentlich  der  Verkehr  mit  dem  Publikum  und  die 
Überwachung  der  Ünterbeamten  wie  der  einzelnen  Schiffer 
während  des  Dienstes.  Desgleichen  ist  er  für  Registerftihrung 
und  alle  Geldangelegenheiten  verantworth'ch.  Er  wird  in 
seinem  Thun  durch  die  Kheinschiffahrtsinspektoren  beaufsichtigt 
und  bleibt  für  alle  seine  Mafsnahmen  dem  Vorstande  des 
Vereins  haftbar.  Als  Sicherheitsleistung  fiir  seine  Geschäfts- 
führung muls  er  eine  Summe  von  4500  Gulden  hinterl^en, 
wie  auch  die  ganze  Gesellschaft  aur  Sicherung  der  Anstalt 
auTser  den  schuldenfreien  Jachten  eine  Kaution  von  4500  fl. 


>  Eine  Verfügung  des  Grafen  vom  8  Mai  1814  hob  das  Monopol  dsr 
früheren  Uutemehmer  Obert  und  Dolledcball  auf, 

■  Poliseiverordnnng  für  die  Poetsehiflfe,  welche  tftglicb  rwischen 
Mainz  und  K5ln  den  Rhein  befahren;  abgedruckt  bei  Her 
hing  der  Gesetze  S.  363—383  and  Üenlschrift  der  DiligeDcenschiffer 
S.  32  -50. 

'  §  1,  2. 

*  Neue  Po8t«rhifffr  kttnnen  künftig  nur  Hi5fL''^nomnicn  wfrHpn.  wonn 
die  Zahl  der  derzeit  zur  Fahrt  berechtigten  Schiffer  unter  3ü  herabge- 
sunken ht  8  3. 

'  I  25-29. 


Digitized  by  Google 


XVIII  6 


165 


in  barem  Oelde  oder  ^in  Holenden  Grttndea**  zu  steUeti  hat, 
die  auf  die  einzelnen  Schiffer  ausgeschlagen  wird^. 

Während  der  ofgentliche  Unternclimergewinn  dem  Verein 
verbleibt,  werden  dem  Bevollmilcliti^tcn  für  Leitung  des  Ge- 
Hchäftä  acht  Prozent  der  Bruttoeinnahme  zugestanden  wovon 
er  aber  die  Besoklung  aller  derer,  die  in  Mainz,  Bingen, 
Koblenz,  Bonn  und  Köln  bei  den  Abfertiguugäämtern  au- 
ffesteUt  aindy  die  Miete,  Heizung  und  Beleuchtung  der  Ab- 
fertigungsstuben,  sowie  die  Anschaffung  aller  fiitordernisse 
an  SchjeibmateriaUen ,  Registern  und  deigleichen  zu  be- 
ttretten hat. 

Sämtliche  Mitgliodor  des  Jaehtsehifiervereins  dürfen  mit 
ihren  Fahrzeugen  in  den  Stationsliäfen  nur  Falirten  auf 
Rechnung  der  Ofspllschaft  übernelimen ^.  Für  eine  Reise  nach 
Köln  erhält  dann  jeder  die  »Suninie  von  80  Gulden,  wovon  die 
gewöhnlichen  Kosten  zu  bestreiten  sind,  während  die  Rhein- 
schifiahrtsgebQhren  sowie  aufseEgewöhnliche  Ausgaben,  die 
beispielsweise  durch  widrige  Winde  veranlafst  sein  können, 
besonders  ersetzt  werden  \  Anden  gewtfhnUchen,  wie  an  den 
auf  Bestellung  unternommenen  aufsergewöhnlichen  Fahrten 
sind  alle  Schiffer  nach  Mafsgabe  der  Rangreihe  beteiligt*"^. 
Wer  sicli  einer  ihn  treffenden  aufsergewöhnlichen  Tour  ent- 
ziehen will  oder  iiiclit  rechtzeitig  zur  Abreise  antritt,  geht 
jedesmal  seines  Hanges  verlustig".  Gewinn  und  Verlust,  der 
sich  bei  Abrechnung  einer  jeden  Reihenfahrt  zeigt,  wird  von 
sämtlichen  Schiffern  gemeinsam  getragen^.  Der  Überschufs 
wird  zu  gleichen  TeUen  unter  sie  vei^eben,  nachdem  Ton 
jedem  Gulden  ein  gewisser  Abzug  Air  die  Untersttttzungskasse 
gemacht  wurde. 

In  diesen  Sfitzen  ist  die  Tendenz  dos  neuen  Betriebes 
angedeutet.  Ks  handelt  sieh  nicht  mehr  um  eine  Unter- 
nehmung weniger  Einzelpersonen,  für  welche  die  Jachten- 
besitzer als  Arbeiter  thätig  sind,  sondern  um  eine  Vereinigung, 
deren  sämtliche  Mitglieder  sich  an  allen  Funktionen  des  Unter- 
nehmens beteiligen,  die  eine  Art  von  Produktivgenossenschaft 
bildet.  l>ie  Teilnehmer  hatten  für  die  Beschaffung  des  zum 
Geschäfte  nötigen  Kapitals  zu  sorgen,  widmeten  sieh  durch 
ihren  Vorstand  der  technischen  und  kaufmännischen  Leitung 
des  Unternehmens  nnd  mufsten  vor  nllcm  gemeinschaftlich  das 
Risiko  tragen.  Der  ErUilluiiij:  der  i^eiuii^men  Aufgaben  wurden 
verhähnismäfsig  geringe   k^chwierigkeiten  bereitet,  -  da  die 


'  §  30.  32. 

«  §  34. 
*  §  :i6. 

«  §  19. 
^  §  37. 
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Unternehmung  von  ihren  Mitgliedern,  abgesehen  von  Lieferung 
der  Arbeitamaschinen  —  Jachten  —  in  deren  Besitz  jene  schon 
früher  waren,  wenig  Kapital  forderte,  da  der  Absatz  der 
Arbeitsleistungen  —  Fahrten  —  bei  dem  allgemeinen  Verkehrs- 

bedürt'nis  und  der  Monopolisierung  des  Betriebs  sieber  und  ohne 
besondere  kaufmännische  Gewandtlieit  bewirkt  werden  konnte, 
aueli  keine  grofse  Differenzierung  unter  den  Arbeitsleiötungen 
selbst,  keine  feingliedrige  Hierarchie  der  Arbeitskräfte  stattliabeii 
mufste.  Bei  der  geriugen  Ausbildung  der  Arbeitsteilung  nahmen 
die  an  dem  Oeschäfte  Interessierten  eine  wenig  venchiedene 
Stellung  ein,  auch  war  bei  der  Selbständigkeit  der  efnselnen 
Fahrten  weder  strenge  Disciplin  und  Unterordnung,  noch 
ein  allzu  genaues  Zusammenarbeiten  der  einzelnen  Schiffer  er- 
fordert Mi. 

Für  d?<^  Zukunft  der  Genossenschaft  bestanden  dafi»  r 
glAnstige  Aussichten,  und  es  waren  in  der  Tbat  nicht  Fehler 
der  inneren  Organisation,  sondern  äufsere  Umstände,  wie 
Streit  der  Polizeigewalten,  Überspielen  frtlber  verliehener 
Monopole  u.  dergl.  daran  schuld,  aafs  ihrer  Entwicklung  in 
den  nächsten  Jahren  Hindemisse  in  den  traten.  Nach 

jderen  Beseitigung  konnte  erst  die  technische  Umwälzung,  die 
ein  Jahrzehnt  später  bei  der  Rheinschiifahrt  einsetzte,  das 
Unternehmen  er!istli<'}i  gefährden  und  ihm  schliefslich  durch 
überlegene  Konkurrenz  ein  Ende  bereiten. 

Die  übrigen,  weniti:f  r  wesentb'clien  Normen  der  Verordnung 
des  Grafen  Solms,  die  in  vielen  Punkten  den  Bestimmungen 
des  alten  französischen  KcglemeDts  ähneln,  dUrfen  hier  kürzer 
behandelt  werden.  Die  Vorschriften  Aber  Einrichtung  der 
Jachten  ^ ,  deren  Zustand  vierteljährlidh  untersucht  werden 
sollte ^  Uber  Abfahrtszeiten  und  Dauer  der  Reisen",  über 
Regi8terfl}hrung^  Haftpflicht^  u.  s.  w.  waren  fast  die  gleichen 
wie  früher  geblieben.  Neu  war  die  durch  Veränderung 
der  Unternehmun^sform  notwendig  gewordene  Vorschritt, 
dafs  die  Schitl'er  die  ihnen  zufallenden  Fahrten  selbst  Uber- 
nehmen mulsten  und  nur  bei  Krankheit  oder  aus  äonatigen 
wichtigen  Grttnden  die  Vertretung  durch  ein  anderes  Vereins* 
mitglied  gestattet  war*.  Jede  Jacht  mulste  mit  drei,  und 
wenn  sie  einen  Anhang  fährte,  mit  Yier  Hann  hesetat  wenlen. 


*  §  13,  18.  Besonderg  war  die  BestimmuDg  getroffen,  dafs  in  dem 
Zimmer  für  die  Reisenden  keine  Fische  oder  sonstige  Dinge .  die  einen 
unangenehmen  Geruch  verbreiten,  untergebracht  werden  darrten,  sowie 
dafa  dai^clbi^t.  vrlc  dies  auch  boi  den  heutigen  Transportanptnltrn,  z.  H. 
Eisenbahncoup^s,  der  Fall  ist,  das  Tabakrauchen  ohne  Genehmigung  der 
übrigen  Oesellschaft  unterbleiben  mnfiite. 

*  §  15. 
«  §  14. 

^  §  7,  8,  11.  Die  Hauptabfertigung  der  Postachiffe  blieb  in  Mainz, 
Filial- Expeditionen  belknden  aich  sn  BuireiL  Kobleu,  Bonn,  K5ln. 

•  §  9,  10, 

•  §  17. 
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Um  Diebstähle  und  UnMle  zu  verhUteOf  sollte  der  Schiffer 

iXher  Nacht,  da  alle  Reisende  das  Boot  zu  verlassen  hatten, 
mit  wenigstens  einem  der  Knt  chte  auf  dem  Fahrzeug  bleibend 
Wer  von  den  letztgenannten  zu  Kla<ren  Anlafs  gab  oder  sich 
von  der  Wache  entfernte,  wurde  aui  der  Liste  aller  zur  Post- 
fichiffahrt  tauglichen  Knechte,  an  welche  die  Jachtöchiffer  bei 
Aoawalil  ihrer  Leute  gehalten  waren,  gestrichen. 

Die'  Postschiffe  waren  wie  seither  haaptsftchlich  siim 
Transport  der  Reisenden  und  ihrer  Effekten  bestimmt.  Da 
■ie  aber  nicht  ^ohne  einige  Güterladung  bestehen*'  konnten^ 
es  auch  im  Interesse  des  Handelsstandes  lag,  dafs  dem  Ver- 
derben unterworfene  Güter  (lnr<h  rlie  tiiglich  abgehenden 
Fahrzeuge  beiordert  wurden,  sollte  ihnen  das  Güterladen  unter 
gewissen  Einschränkungen  gestattet  werden,  die  gröfstenteils 
schon  aus  früheren  »Streitigkeiten  bekannt  sind'^.    Es  durfte 

1.  die  Gentnerzahl  der  Waren  nie  den  vierten  Teil  der 
Ladungsfahigkeit  Übersteigen  und  nie  mehr  als  50  betragen^ 

2.  sollten  die  einzelnen  Kolli  höchstens  2 — 3  Centner  schwer 
sein,  3.  es  sollte  kein  ^eigentümliches  Transit-Gut^  (Handels* 
aitikel)  darunter  sein  mit  Ausnahme  von  „Fischwarein  und 
sonstigem  pressanten  Gut,  dessen  Transjort  sich  weiter  nicht 
aufholten  läfst."  Des  weiteren  war  insbesondere  gestattet:  die 
Mitnahme  aller  Arten  Effekten  und  Lebensmittel,  Wagen, 
Hausgerftte,  Instrumente,  kleiner  Partien  Pelzwerk  und  Leder, 
Hilitttreffekten ,  Hausbedttrfnisse ,  SlIdfHlchte,  Panier'  una 
Tapeten  und  aller  Waren,  deren  schnelle  Versenaong  Ton 
den  Handelsleuten  aus  guten  Gründen  yerlangt  wurde. 

Der  Preistarif  dessen  Festsetzung  man  für  notwendig  hielt, 
war  fast  der  nämliche  wie  in  der  älteren  Verordnung,  nur  der 
Betrag  für  die  Etfeicten  war  für  einzelne  Strecken  etwas 
anders  normiert.  Beispielsweise  wurde  nunmehr  auf  der  Linie 
Muiii/<-Küiu  uro  Centner  Gepäck  1  fl.  12  kr.  statt  1  fl.  22  kr. 
gefordert  AuCserdem  war  das  Trinkgelderwesen  genau  ge- 
regelt^. Bei  aufsergewohnliohen  Fahrten  konnten  bis  Köhlens 
8  n.y  bis  Köln  4  fl.  Trinkgeld  verlangt  werden.  Desgleichen 
hatten  die  Reisenden  auf  den  tflglieh  fahrenden  Postschiffen 
an  die  Knechte  eine  bestimmte  Summe  zu  verabreichen,  deren 
Höhe  in  dem  Reglement  filr  die  einzelnen  Strecken  festgesetzt 
wurde  ^.  Bei  Strafe  des  Ausschliefsens  von  der  Postschiffahrty 

>  «  18»  23. 

*  §  24. 

*  k 

*  Sie  betrug: 

'  •  1.  Von  Mainz  bis  Elfeld  (Eltville)  u.  Bingen  6  Kr. 

2.  -  -  -  St.  Goar  2  - 

3.  '  -  -  Köhlens  18  - 

4.  •  -  -  Andcrnsch  24  - 

5.  -  •  -  Bonn  :iO  - 
«.  -  •  -  Köln  :36  - 
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die  auch  bei  üblem  Retrn,i:;en,  Trunkenheit,  Pflichtversäamnis 
aller  Art  verh.'iufrt  wurde  ^ ,  war  es  Schiffern  wie  Knechten 
verboten,  etwas  übt  i  die  testgesetzte  Taxe  zu  fordern. 

Nachdem  der  Jachtschififerverein  so  die  behördliche  Ge- 
nehmigung und  das  Statut  für  den  Betrieb  erhalten  hatte, 
Bohien  der  Fortgang  des  jungen  Untemehmeiu  fUr  die  nlichste 
Zeit  gesichert.  Die  Jachten  konnten  unter  der  Flagffe  der 
„deutschen  hohen  Verbündeten  als  Postschiffe  des  llittol- 
rheins"  ^  ungehindert  ihre  Fahrten  betreiben ,  mit  denen  sie 
bereits  am  5.  Mai  1814,  einen  Tair  nnrh  dem  Einzug  <les 
Herzogs  Ernst  von  Sachsen-Coburg  in  dem  befreiten  Maina, 
brennen  hatten. 

Freilicii  wahrte  dieser  Zustand  nur  kurze  Zeit,  da  die 
Mheren  Unternehmer  Obert  und  Dolleschall  abbald  den  Ver- 
such machten,  die  verlorene  „Entreprise*  von  nenem  für  sich 
zu  gewinnen.  Sie  behaupteten,  der  Beschlufs  des  Maire  der 
Stadt  Mainz  habe  ihnen  das  ausschliefsliche  Recht  zum  Betrieb 
der  täglichen  Diligencenfahrt  von  Mainz-Köln  förmlich  und  für 
8o  ]anp:e  übertragen,  als  sie  sich  durch  Zuwiderhandlung  gegen 
polizeiliche  Vorschriften  desselben  lit  unwürdig  zeigten. 
Da  letzteres  nie  gesehehen  sei,  habe  keiner  das  l^eeht,  ihnen 
die  wohlerworbene  Befugnis  abzustreiten.  Es  gelang  ihnen, 
den  provisorischen  GouTemenr  von  Mainz,  Baron  von  Otter- 
stedt, für  ihre  Interessen  zu  gewinnen,  der  ihnen  venprachy 
die  Ausübung  ihres  früheren  Monopols  wieder  zu  ermögncheiL 
Allein  obschon  er  einen  diesbezüglichen  Befehl  erliefs,  konnte 
er  sein  Wort  doch  nicht  halten,  da  die  verschiedenen  Jachten- 
besitzer sich  weigerten®,  für  Obert  und  Dolleschall  zu  fahren, 
selbst  falls  jene  ihnen  dieselben  Einnalimen  zusicherten,  die 
sie  bei  ihrer  jetzigen  Geschäftsführung  unter  Rupprecht  er- 
hielten. Sie  seien  Burger  uud  Schiller  imd  brauchteu  für 
keinen  Unternehmer  Dienste  zu  thun,  der  sie  ansbente,  um 
höhere  Gewinne  einzustreichen.  Da  sie  sich  auf  die  Befehle 
des  Grafen  Sohns  sUltsten^  war  ihnen  aunftchst  nicht  beim- 
kommen. 

Inzwischen  wurde  die  provisorische  Regierung  unter  dem 
Baron  von  Otterstedt  durch  die  vereinigte  k.  k.  österreichische 
und  k.  preufsische  Administration  abgelöst.  Diese  Ii«  Is  sich, 
nach  Einziehung  von  Erkunfligungen  über  den  Staad  der 
Angelegenheit,  auf  Angehen  Obertä  uud  DoUeschalls  ebenfalls 


M  4L 

*  Vgl.  Bericht  des  Hafeninspektors  Warburg  für  die  Rürger- 
Tnr>i9teTci  vom  16.  Juni  1814  in  Akten  über  Handel  und  Veckehrswesen 

M.StA. 

*  Schreiben  dos  Mitglieds  der  subdele^ierten  Kommiarion  G^tgi 

an  BülgermeiHtcr  .Iuiif;riif<'ld  vom  15,  Juni  1814  a  ;i  O. 

*  Vgl.  Anfrage  der  Administration  vom  25.  Juui  1Ö14  a.  a.  U. 
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für  deren  Sache  gewinnen.  Sie  richtete  an  die  dem  Grafen 
Solms  unterstehende  siibde legierte  Kommission  für  diV  Rli^in- 
schitlahrt  am  29.  Juli  1814*  (^iii  Schreiben,  in  dem  sie  be- 
tonte^ dafs  in  dem  jetzigen  pi  ()\  is  /ri.schen  Verhältnis,  wo  der 
Rheinverkelir  bis  /.mn  küntüi^cii  Kongrefs  ohne  alle  Ver- 
ändemnR  und  Reorganisation  bleiben  und  der  letzte  Besitz- 
stand erhalten  werden  solle^  es  nicht  gestattet  sei,  eine  Ein- 
richtung, die  seit  14  Jahren  zur  Zufncclenheit  bestehe,  aufisu- 
heben,  und  dafs  daher  Obert  und  Dollesehall  in  Ausübung 
ihres  Monopols  bis  zur  höheren  Entscheidung  unterstützt 
würtlen.  Die  Mainzer  Bürgermeisterei,  die  sich  bisher  ziemlich 
neutral  verhalten  hatte,  wurde  zur  Dnrchftlhrung  dieses  Ent- 
scheides herangezogen.  Nachdem  sie  am  29.  Juli  und 
6.  August  versucht  hatte,  für  die  Schiß'er  einen  höiiereii  Lohu 
aussuwirken,  erliefe  sie  an  letsterem  Tage  den  Befehl',  die 
Jachten  der  immer  noch  Widerspenstigen  mit  Beschlag  zu  be- 
legen und  diese  selbst  au  yerhuten. 

In  der  That  wurden  sofort  vier  Jachtschiffer  gefknglich 
einp^ezogen,  wUhrond  es  anderen  gelangt,  mit  ihren  Booten 
nach  Biebrich  auf  nassauisches  Gebiet  7.n  tifh  hten,  woselbst 
sich  schon  eine  Anzahl  ihrer  Kameraden  st  it  Beginn  der 
Streitigkeiten  aufhielten.  Die  Arrestanten  blieben  zunächst 
unbeugsam;  sie  verlangten  zwar  dringlich  ihre  Freilassung^, 
wollten  aber  auch  fernerhin  von  Obert  und  Dolleschall,  die 
aie  früher  „sogar  beim  Geldwechseln  betrogen  hAtten,*^  nichts 
wissen.  Es  wird  ihnen  jedoch  erklärt ^  sie  konnten  nur  ent- 
lassen werdmi,  wenn  sie  nachgeben  wollten  und  die  Fahrten 
aufnähmen;  in  diesem  Falle  würden  auch  ihre  Bescliwerden 
untersucht  werden.  Allmählich  wurden  dann  die  Gefangenen 
mtlrbe;  sie  erklärten*,  so  schimpflich  es  für  sie  als  Schiff- 
meister sei,  wollten  sie  doch  für  Obert  und  Dolleschall 
yKnechtsdienste'*  leisten »  auch  versuchen,  ihre  Genossen  zu 
gleichem  Thun  zu  Temnlassen,  wenn  man  sie  freigebe.  Frei- 
lich kaum  hatten  sie  die  goldene  Freiheit  wieder  erlangt,  da 
zeigten  sie  die  alte  Hartnäckigkeit  und  wollten  lieber  das 
strenge  gesetzliche  Verfahren  des  Strafgerichts  über  sich  er- 
gehen lassen,  als  gehorchen  ^.  Kur  bei  zweien,  die  bettlägerig 

>  a.  a.  ü. 

*  a.  s.  O.    Zur  Anwendung  vpn  Gewalt  hatte  ITafeninspektor 

W;irlnirg  anter  Hinweis  auf  den  ominösen  nrt.  H")  des  Keglements  vom 
Messtdor  XII  der  Bürgermeisterei  schon  am  16.  Juni  1814  geraten 
».  a.  O. 

*  Angeblich  durch  die  Nachlässigkeit  zwcifr  Oondarmon.  Die  4 
saerst  Verhafteten  hiefgen :  Jakob  Hammer,  Jakob  Spahl,  Martin  Feuch- 
hubcr  und  Wolfgang  Müller. 

*  Vf'l.  (besuch  vom  2'A.  August  1814  a.  a.  O. 

*  ScnreibfT)  rlr-r  A-lininistrntinn  vom  H.  September  1814. 

*  Gesuche  vom  7.  und  8.  September  1814. 

Vgl.  Schreiben  der  Admirnttratum  vom  4.  Oktober  1814. 
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krank  worden  —  ob  wirklich  oder  ▼oigeblich  mag  dahin- 
gestellt bleiben  —  sah  man  von  erneuter  Verhaftung  ab 
Dagegen  wurde  noch  ein  weiterer  Postschifter,  Konrad  Krancher. 
der  seit  dem  7.  August  in  Biebrich  gcwMfIt  hatte,  abgefangen, 
als  er  nach  Mainz  kam,  um  sein  die  Niederkunft  erwartendes 
Weib  zu  besuchen  Zwei  andere  bekam  man  wenige  Tage 
später  auf  Ersuchen  durch  die  nassauiflche  Regierung  aus- 
geliefert, in  deren  Gebiet  sie  geflohen  waren*.  Den  ttbrigen 
mit  ihren  Jachten  nach  Biebrich  geflüchteten  Schiffern  wurde 
angekündigt,  dafs  sie,  wenn  binnen  48  Stunden  ihre  Rück- 
kehr nicht  vollzogen  sei,  des  Mainzer  Bürgerrechts  verlustig 
gingen,  dafs  ihr  Vermögen  mit  Sw|ue8tration  belegt  wei'de 
und  sie  im  Falle  späterer  Habhaftmachung  weitere  Strafe  zu 
gewärtigen  hätten^. 

Unterdessen  waren  die  beschlagnahmten  Schiffe  abgeschiitzt 
worden  und  sollten  Obert-DoUeschall  gegen  eine  bestimmte 
Entschädigung  zur  zwangsweisen  Bennisung  übergeben  werden*. 
Eine  Jacht  von  176  Otr.  Ladefähigkeit  wurde  dabei  heiBpiels- 
weise  auf  050  fl.  taxiert,  der  Wert  einer  anderen  ganz  neu-  n 
▼on  160  Gtr.  Ladeftlhigkeit  wurde  ohne  Geräte  auf  1500  fl. 
veranschlagt.  Der  Mietzins  sollte  für  jede  Reise  Mainz — Köln 
und  zurück  etwa  R3— 40  ti.  betragen,  eine  Summe,  die  die 
beiden  Unternehmer  für  zu  hoch  erkläiten,  aber  schliefslich 
doch  zu  zahlen  bereit  waren.  Sie  wollten  wieder  alle  zwei 
Tage  ein  Schiff  abgehen  lassen,  konnten  ihr  Vorhaben  aber 
noch  immer  nicht  anafbhren,  da  Rheinschiflbhrts^Zolleinnehiner 
Gergens y  der  wie  seine  vorgesetzte  Behörde,  auf  Seiten  der 
Jachtenbesttaer  stand,  die  Verzollung  und  Ausfertigung  der 
Manifeste  verweigerte  Erst  als  die  Mainzer  Administration 
der  enhdele[i:ierten  KoTnmission  bedeutete,  hei  fortgesetztem 
Widerstand  werde  den  Jachten  ein  „inilitUrisches  Assistenz- 
kommando"  mitgegeben  ^,  war  er  zur  Nachgiebigkeit  zu  bringen. 


*  Vgl.  Anweiftimg  der  Administntion  vom  22.  Oktober  1814 

*  Bericht  des  raiseikomniiassni  CrAve  vom  10.  Oktc^»er  1814 
a,  a.  O. 

'  Bericht  vom  27.  Oktober  1814;  es  waren  dies  Konrad  Kertz  und 
Frans  Laiiinger.  Vgl.  aneh  die  vorheizenden  Verhandlnni^  vom 
ft.  and  16.  Aiifrust  1814. 

*  Beschlufs  vom  4.  Oktuber  lbi4.     Wesen  seiner  Verkünduug 

S «riet  die  Administration  in  Streit  mit  don  Biebricher  MagiBtrst,  Uber 
cn  sie  sich  bei  fl'  Tn  nassauiHcben  Ministerium  wegen  mangelnder  FTilfp 
beschwerte.  Vgl.  Schreiben  vom  27.  Oktober,  5.1  November,  16.  De- 
zember 1814  a.  a.  0. 

*  VgL  Protokoll  Aber  die  Abrnshltning  vom  S»,  September  ISU 
a.  a.  O. 

*  VgL  Bericht  das  rolizeikommissare  vom  29.  September  Ii»  14 
a.  a.  0. 

'  BpBchlnf»  der  Administration  vom  2.  Oktofirr  1814.  VgL  auch 
Bericht  und  Vorschläge  Cräves  vom  20*  S^tember  1Ö14. 
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Am  26.  Oktober  1814  wurde  der  r^elmäfsige^  Betrieb 
der  DiligeDcenfahrten  für  Rechnang  der  „Entreprise  Oberfc 
und  Dollescliall"  wieder  aufgenommen.  Die  Jachtenbesitzer, 
die  entmutigt  ihnen  zu  Willen  geworden  waren,  erhielten  die 
konfiszierten  F«ihrze«ge  zurück*,  soweit  sie  sich  bereit  erklärten, 
die  geforderten  Dienste  zu  leisten. 

Die  junge,  von  der  provisorischen  Verwaltung  der  Kliein- 
schiffahrt  begünstigte  Genoesenschaft  Bchien  mit  ihrer  Unter- 
nehmung endgültig  sasommengebrocben.  Ihre  Mitglieder 
hatten  trotz  aller  hartnäckigen  Vcrsacbe.  beim  Werke  zu 
bleiben,  der  behördlichen  Gewalt  weichen  mOsaen.  Die 
Arbeitseinstellung^,  der  Streik,  zu  dem  sie  ihre  Zuflucht 
nahmen,  war  ergebnislos  verlmfon ,  ja  mehr  /ils  das,  sie 
waren  überwältigt,  der  Freiheit  und  tles  Eigentums  beraubt, 
zur  Arbeit  f\ir  den  fremden,  vei  lialsten  Unternehmer  gezwungen 
worden  und  dies  nicht  durch  Schergen  ihres  früheren  Herrn, 

fegen  die  sie  eich  mit  Erfolg  wehren  konnten,  sondern  doreh 
ie  OffeniKehen  Poliseigewalten,  denen  gegenllber  jeder  Wider^ 
•tand  nutslos  war.  Für  unser  modernes  Fühlen  ist  es  voll- 
kommen unverständlich,  wodurch  sich  die  österreichisch- 
preufsische  Administration  und  die  ihr  untergeordneten 
stüdtischen  Behörden  zu  ihren  Hnnflbirtg-rn  verleiten  liefaen. 
Eü  kann  unmöglich  der  Wille  gewesen  sein,  den  Verkehr 
aufrecht  zu  erhalten,  da  das  neue  Unternehmen  sich  ganz  gut 
angelassen  und  die  Fortdauer  der  regelmäfsigen  Fahrten  ver- 
brochen hatte.  Der  allmftchtige  Einflnfs  klingenden  Goldes^ 
den  Obert  und  Dolleschall  etwa  aufgeboten  hätten,  ist  eben- 
falls  nicht  nachweisbar.  Man  könnte  weiter  an  die  Kon- 
struktion eines  Uberspannten  Rechtsbegriffes  denken,  an  den 
Wunsch,  ein  altvorliehenes  Monopol  ge^on  nn^'erei^htfertigte, 
neue  Ansprüche  zu  wahren:  allein  'Inmit  war  luiehstens  die 
BerechtigunjS^  i^-egeben,  die  Schilfer  an  iiiren  Fahrten  zu  hindern, 
keineswegs  aber  die,  sie  zur  positiven  Arbeitsleistung  fUr 
irgend  jemand  zu  zwingen. 

Es  bleiben  demnach  nur  swei  Gründe,  die  das  Gebaren 

i'ener  Behörden  in  etwas  erklären,  wenn  auch  nicht  verteidigen 
cOnnen.  Einmal  die  lokalpatriotische  Idee,  den  Personen- 
verkehr, der  durch  die  Bloclcade  etwas  weggezogen  war  und 
durch  die  zum  Teil  im  Rheingau  ansässigen  Mitglieder  dee 


*  Vorher  hatten  Obert  und  DoUeschsU  nur  vereinzelte  Fahrten 
fewafft.  Am  31.  Oktober  bekomnipn  sie  sogar  auf  ihre  Bitte  ein  altes 
HautEäuachen  als  Bureau  augowiesen. 

*  Protokoll  fiber  Rfickgabe  der  konfiszierten  Jachten  vom  29.  Ok- 
tober 1814  in  RheiiiHchiffahrsakten  1814.  Der  Charakter  Obcrts  und 
Dolle«cha!ls  wird  durch  di«'  Thatsüchft  beleuchtet ,  dafs  aie  die  geringe 
Summe  vou  7  ü.,  die  Hie  laut  Protokoll  vom  29.  Oktober  für  Be- 
sehidigungen  der  Jachten  zahlen  sollten,  am  9.  Dezember  noch  nicht 
entrichtet  hatten. 
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Schiffervereins  noch  mehr  nach  jener  Gegend,  insbesondere 
nach  Biebrich,  der  Rivalin  im  (iütertransport,  abgelenkt 
wurde,  wieder  enger  an  Mainz  zu  fesseln.  Weiterhin  der 
"Widerstreit,  der  sich  bei  Gründung  zweier  Verwaltung.skui  per 
gezeigt  und  immer  mehr  verstärkt  hatte.  Schon  während  der 
Einscnliersiuig  Ton  Mains  hutte  Graf  Solms-Laubaeh  an  der 
Spitze  der  proTisorischen  Rheinachiflahrteyerwaltung  der 
Stadt  Frankfurt  Ausnahmen  vom  Umschlagsrecht  gewährt,  die 
man  in  der  Stapelatadt  als  schwere  Schädigungen  empfand. 
Als  er  sich  dann  auch  mit  Energie  der  Jachtsthiffer  annahm, 
wollten  die  Mainzer  Behörden  ihm  zeigen,  dafs  er  hier  einen 
Punkt  berührt  habe,  der  nur  ihrem  Einflulä  unterstand,  an 
dem  seine  Macht  ihre  natürliche  Grenze  erreichte.  Sie  he- 
hauptoteu,  in  verfehlter  Auslegung  des  Artikel«  22  der  üctroi- 
konrention,  ktthnlich,  dafs  „die  Direktion  der  Bbeinscbiffabrte- 
angelegenheiten  sich  nur  mit  der  Erhebung  der  Gebühren  und 
nicht  mit  der  Schiffahrtspolizei  2U  befassen  habey*  dnffl  os  ledig- 
lich in  den  Qeschilftskreis  der  Lokal-Regierungen  g^Ore,  den 
Unternehmer  der  regelraäfsigen  Wasserdiligencen  zu  ernennen 
oder  zu  entsetzpn.  Dafs  sie  ihrer  Meinung  durch  den  Polizei- 
biittel  den  gehörigen  Nachdruck  verliehen,  kann  ilinen  nicht 
zu  streng  angerechnet  werden,  da  jener  in  der  zurückliegenden, 
wie  auch  noch  in  späterer  Zeit  oft  in  ganz  ähnlicher  \\  eise 
Verwendung  fand. 

Die  Mfunzer  Behörden  hatten  sich  aber  mit  ihren  Mn(a» 
nahmen  gründlich  verrechnet.  Den  Jachtschiffern  erstan  len 
Helfer,  auf  deren  Eingreifen  sie  selbst  wohl  nicht  hofften. 
Die  allmächtigen  Minister  Metternich  und  Hard 'n)>erg  wandten 
der  Angelegenheit  ihr  Augenmerk  zu  und  grillen  persönlich 
zu  ihrer  Regelung  ein.  Graf  Selms  hatte  seinen  Zwist  mit 
der  österrcichisch-preufsischen  Administration  vor  ein  höiieres 
Forum  gebracht  und  am  25.  Oktober  1814  die  Sache  den 
beiden  Staatsministern  der  beteiligten  Hftchte  Torgetragen. 
Diese  billigten  entschieden  alle  seine  Mafsnahmen  und  wiesen 
die  Mainzer  Administration  energisch  in  die  ihr  gezogenen 
Schranken  zurück.  In  einem  gemeinsamen  Schreiben  vom 
18  Dezember  1814*  bedeuteten  h'k'  ilir,  daf^  die  Aufrecht- 
erhalt nm  des  Grundsatzes  einer  Tirnnun^"  der  Direktion  der 
RheinHchiflahrtaangelegenheiten  von  der  ►SchitiVihrtspolizei  mitdor 
Konvention  von  1804  in  unverkennbarem  Widerspruch  stehe. 
Sie  fahren  dann  fort:  „Schon  aus  diesem  Qrunde  finden  wir 
die  bisherige  Einmischung  der  genannten  Administration  in 
die  Rheinschiffahrtsangelegenbeiten  der  Lage  der  Sachen  nichi 


'  Vgl.  Abschrift  iu  Akten  über  Handel  und  Verkehrsweg,  n  M.St.A. 
Abdruck  dieses  Schreibens,  sowie  des  Briefes  an  ilcn  (Traft  n  Solms  vom 
jrleichen  Datum  und  dw  An\\  i  innp  an  dir  subdele^icrt««  Komuussion 
vom  16.  Dezember  1814  iu  Deukächrift  der  Diiigeacenschiffer  ti.  ZI — ÜÜ. 


Digitized  by  Google 


XYin 


173 


angemessen,  können  ahor  noch  viel  weniger  die  Mafijiegelii 
billigcu,  welche  sie  zur  Geltendmachung  ihrer  Ansichten  er- 
griffen hat  and  fordern  dieselbe  daher  hierdurch  auf:  die- 
jenigen Rheinschiffer,  welche  wegen  Wegschaffang  ihrer  Jachten 
nach  Biebrich  zur  gefänglichen  Haft  gezogen  worden  sind, 
nach  Empfang  diese»  Sc-lireibens  ohne  weiteres  in  Freiheit 
zu  setzen."  Es  wird  der  Administration  weiterhin  cur  Pflicht 
gemacht,  „sirh  nicht  nnr  aller  direlctm  Kin Wirkungen  in  die 
Kheinschithihrtsaugelegciihniten  fernerinn  zu  enthalten,  sondern 
auch  jiUe  darin  zu  treftVuden  Verfügungen  ausschliefslich  und 
allein  dem  Herrn  Graten  von  Öolms-Laubach  zu  überlassen." 

Mit  diesen  Entscheid  erhielt  der  Zwist  eine  neue  Wen- 
dung. Kaum  war  das  Schreiben  der  Minister  in  Mainz  an- 
gelangt und  durch  die  subdelegierte  Kommission  den  Adressaten 
tlbennittelt  worden,  da  konnten  auch  schon  die  Jaehtschiffbr 
sich  wieder  sammeln  und  die  früher  beschlossene  Unter- 
rehniung  fortftthrpn.  Bereits  am  22.  De7,omher  1814  be- 
gannen sie  von  n«-ueni  mit  den  Fahrten  f  iir  (  ip-one  Rechnung. 
Ohcrt  und  DolleHrhall  protestierten  zwar  und  wandten  sich  mit 
Eingaben  und  Bitten  an  die  Bürgermeisterei ,  aber  diese 
konnte  nichts  mdir  fUr  sie  thun,  da  die  teterreichisch-preufsische 
Administration  ausdrücklich  erklttrte*,  die  Gesuchsteller  seien 
nach  dem  neuen  Entscheide  mit  ihren  Beschwerden  an  die 
„kompetente  (voigesetzte)  Behörde  des  Herrn  Grafen  Solms- 
Laubach,  an  die  zu  Wien  versammelten  Herren  Minister  der 
verbündeten  hohen  Milchte  zu  verweisen,  eventuell  der  dortigen 
Mainzer  Deputation  zu  empfehlen,"  Versuche  der  letzteren 
Art  wurden  in  der  That  gemacht.   Alh  in  wenn  auch  die  Ah- 

fesandten  ein  Promemoria-  gegen  das  Reskript  vom  13.  Dez. 
814  einreichten  und  darin  der.  Wasserdiligencen-Entreprise 
des  Dolleschall  und  Obert  Erwähnung  thaten,  schriehen  sie 
d<  <  Ii  fx  reits  am  14.  Januar  1815,  es  sei  nur  ratsam  und 
thunlich,  gegen  die  GeOlhrdung  des  Stapelrechts  durch  den 
Grafen  Solms  energisch  Widerstand  zu  leisten,  dagegen  mfisse 
man  es  hinsichtlich  der  Diligencen  bei  der  Entscheidung  des 
Reskripts  belassen,  „indem  hierdurch  vorzüglich  der  Herr  Graf 
gereizt*  worden  ist  und  dieser  Gegenstand  eher  einen 
plausiblen  Grund  für  sein  Verfahren  an  liandon  zu  geben 
scheint*. 

FQr  die  nllchsten  Jahre  blieben  die  Schiffer  in  ihrem 
P  triebe  ungestört  Erst  als  die  allgemeinen  politischen  Ver- 
hältnisse sich  etwas  geordnet  hatten  und  Mainz,  das  die 
gröfseren  Staaten  einander  nicht  gönnten,  durch  den  Vertrag 

*  Vgl.  Schreiben  der  Administration  vorn  2.  Januar  18 lo  In  Akton 
über  Handel  aod  Verkehrawosen  M.St.A. 

-  Das  Promomoria  ist  in  Ali  <  hrift  dem  Briefe  der  Mainzer  Depu- 
tation vom  18.  Januar  Idlo  beigelegt.   Vgl.  oben  S.  6b  Anm.  1. 

•  Vgl.  Beridit  Nr.  U  vom  14  Jsnuar  1815  M.StJl. 


Digitized  by  Google 


174 


]^VIII  5. 


vom  30.  Juni  18IG  an  das  Grofsherzogtura  Hessen  gefallen 
war,  hören  wir  von  neuen  Schritten  wegen  der  angeblichen 
Rechte  Oberts  und  DoUeschall«.  Namentlich  im  Jahre  1818 
kamen  die  dieBbesttglichen  Verhandlungen  wieder  in  Flufs. 
Die  Centralkonunission ,  die  ebenfalls  mit  der  Angelegenheit 
befafst  wurde  entschied  zwar  am  21.  April  1818  nach  dem 
vergeblichen  Versuche,  die  Parteien  vergleichsweise  zu  ver- 
söhnen, die  „vormaligen  Kntrepreueurs"  seien  mit  ihren  ver- 
meintlichen Entschädigungsansprüchen  an  die  richterlichen  Be- 
hörden zu  verweisen  und  bis  zu  deren  Urteil  keine  Ver- 
änderung im  Zustand  der  Wasserdiligencenfahrt  zu  Gunsten 
dar  ReUamanten  sa  veranlassen.  Allein  wenig  später  gelang 
es  Obert  und  DoUeschall,  ein  Reskript'  der  Grofon.  hessischen 
Provinsialregierung  zu  erlangen,  wodurch  das  Bureau  der  jetii 
bestehenden  Jachtschiffergesellschaft  binnen  14  Tagen  ge- 
schlossen und  die  Petenten  als  die  ^alten,  re<'}itniäf.sigen  Unter- 
nehmer wieder  in  den  Besitz  ihrer  titulo  oneroso  erworbenen 
Entreprise  eingesetzt  werden  sollten".  Zugleich  wurde  von 
diesen  bei  dem  Grolsii.  Kreisgcnciile  in  Mainz  eine  Klage 
ge^en  40  Jachtschiffer  eingereicht',  in  der  sie  beantm^Q, 
,,die  Requisiten  zur  Herausgabe  des  reinen  Gewinns,  den  sie 
während  der  Zeit  ihrer  Usurpation,  nämlich  vom  5.  Mai  bis 
26.  Oktober  1814  und  22.  Dezember  1814  bis  14,  Juli  1818» 
vorbehaltlich  der  weiteren  Rechte  der  Kläger,  von  diesem 
Tage  bis  zu  ihrer  endgültigen  Wiedereinsetzung  gemacht 
häUeu,  zu  verurteilen**.  Falb  die  Beklagten  nähere  Nachweise 
verweigerten,  sollte  der  Gewinn  auf  18  000  H.  pro  Jaiir  test- 
gesetzt und  äie  zu  einer  Gesamizahluag  von  72690  d.  unter 
solidarischer  Haftung  verpflichtet  werden. 

Trots  dieser  von  neuem  drohenden  Ctefahr  and  trotz  der 
vielen  Versprechungen^,  die  Obert  und  DoUeechall  den 
Schiffern  für  den  Fall  der  Nachgiebigkeit  machten,  weigerten 
sich  die  Jachtenbesitzer  entschieden,  wieder  in  ihre  Dif^nste 
Bu  treten'^.    Sie  einigten  sich  vielmehr  au  unverzügUchen 


1  Der  £Qt«cheid  ist  abgedruekt  in  Denkschrift  der  DiUgencen- 
flchiffer  8.  81. 

2  Reskript  vom  14.  Juli  1818  im  Schiffabrtsakten  1«18.  Vgl.  au.  h 
Denkschrift  der  Diligencensehiffpr  S.  2.  Der  in  si-iner  Auffassung  der 
einschlagenden  Verhältnisse  ^^huriikteristisclie  Entscheid  findet  sich  (fe- 
dmckt  ala  i^nlage  7. 

»  Abgedruckt  iu  Denkschrift  S.  U— 18.  Früher  hatten  die  Schifter 
gegen  Obert  und  DoUescbali  zu  klagen  versucht.  YgL  die  eigentüm- 
Rebe  Anweitnng  der  Administration  an  Staatspokorator  Schwab  wom 
14.  Februar  1815,  er  solle  auf  Inkompetenz  de«  n  rirhtS'tandes  nnd 
Abweisung  des  Kläger»  konkludiercn  und  das  Resoitat  anzeigen.  Akten 
über  Handel  und  Verkehrßwcsen  M.St.A 

*  Sie  wollten  namentlich  auf  das  im  alten  Reglement  zugestandene 
ausschlicfsliche  Recht  auf  di*^  Hur<^erp^ewöhnlichea  rahrten  and  auf  das 
Zwaugsrecht  gegen  die  JacUl6ciiifter  verzichten. 

*  Vgl.  Protokolle  der  Bflrgermeisten»  vom  17.  mid  SS.  Juli  1818. 
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JSehritten  bei  der  Centralkomuiission  und  richteten  rine  um- 
fangreiche Denkschrift  ^  an  das  heaaiBche  Miniöteriiim  zu 
DarmsUidt,  in  der  sie  unter  Darlegung  aller  Verhältnisse  um 
Aufhebung  jenes  Reskripts  der  Proyinzialregierung  baten.  Ihre 
Bemtthangen  waren  nicltt  erfolglos.  Bereite  am  17.  Jnli  be- 
schlofs  die  Ceatralkommission dafs  der  Termin  zum  YoWznf 
(1(  >  Entscheides  vom  14.  Juli  verschoben  werden  solle  behufi 
^^achsuchung  von  Instruktionen  für  ihre  Mitglieder  bei  den 
einzelnen  FIr»fMr!.  und  dafs  der  Provinzialrep:iorung  aufznirf'ben 
sei,  den  besagten  Termin  auf  „unbestimmte  Zeit"  zu  vertagen. 
Damit  war  die  Anp:elep:enheit  wieder  aus  dem  akuten  in  ein 
chromsches  Staiimiu  getreten  und  konnte  gleich  früher  von 
Monat  sa  Monat  yerscbleppt  werden. 

Es  wflrde  zu  weit  fähren,  all  die  Verhandlungen  der 
nächsten  Jahre  aufzuzählen,  in  denen  es  sich  z.  B.  am  die 
Frage  handelte^,  ob  Obert  und  Dolleechail  sich  nicht  etwa 
durch  den  früher  erwähnten  Vertrag  vom  14.  März  1810,  in 
dem  sie  sich  „als  (Tc^chäftstuhrer  des  Schiffervereins**  be- 
kennen, ihres  Unternehmerreclites  verlustig  gemacht  hätten. 
Dio  Mainzer  Bürgermeisterei,  die  in  der  Einmischung  der 
Kheinschiffahrtsbehörden ,  von  der  Octroiverwaltung  bis  zur 
sabdelegterten  Kommission,  noch  immer  eine  Verletzang  ihrer 
Lokalbef ugnisse  erblickte,  war  nicht  dieser  Ansicht  K  Sie  meinte, 
es  sei  eine  beispiellose  Anmafsung,  dafs  die  Diligencenschiffer 
ohne  Autorisation  nnd  Yorwissen  der  Lokalbehörden  sich 
eigenmächtig  zu  einem  Verpin  /iisammengeschlossen  hätten 
und  ein  Kocht  übten,  rlpsson  Krtrilung  nur  dem  Landesherrn 
zustehe,  wobei  sie  vollkommen  ubersah,  dafs  der  Korporation 
ganz  ebenso  wie  der  grol'sen  Schiffergilde  eine  ganze  Anzahl 
ortsfremde,  ja  sogar  nicht  hessische  Schiffer  zugehörten,  die 
nach  den  in  Kraft  gebliebepen  Sätzen  der  Octroikonvention 
nur  der  Aufsieht  der  Centraikommission  unterstanden.  Im 
tlhrigen  machte  sie  Kompromifsvorsebläge und  meinte,  man 
solle  nach  Wiedereinaetsung  Oberts  und  Dolleschalls  beiden 
Teilen  frfie  Wahl  lassen,  den  T^ntornehmern,  welche  Scbiffer 
sie  engagieren  wollten,  und  den  8chitt*ern,  ob  und  zu  welchem 
Preise  sie  für  jene  zu  fahren  gedächten. 


Schreiben  der  BäreenneiAterei  vom  18.  Juli  und  Schrcibeu  Oberts  und 
DoUesefaalls  vom  m  Jnli  1818  a.  a.  O. 

*  An  da»  Grofnh.  hossiHche  Mini.steriuiu  in  Darinstadt.  Unter- 
t}i!uiip:3te  Dt'nkschrift  der  vereinigten  örofsh.  hossisclien  und  Herzogl. 
nüHsauiticlien  Diligencenschiffer.   Gedruckt  Mainz  (J.  WirtU)  1819. 

3  Vgl.  Hinisterialprotokoil  vom  28.  Juli  und  Schreiben  dex  Prorinsial- 
regierung  vom  24.  Juli  1818  a.  a.  O. 

'  Vgl.  Anfrage  der  Begierung  vom  2.  November  löli).  Schiffahrts- 
akten 1819. 

*  Vgl.  ausführlichen  Bericht  vom  18.  Dezember  1819  a.  a.  0. 

Sie   gab    bcigpielsweisc    eine   genaue   Zusammenstellung  der 
Artikel  aus  der  Verordnung  vom  4.  Messidor  XII,  die  wegfallen  sollten. 
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Die  hessische  Regierung  zeigte  mehr  Konsequenz.  Nach- 
dem sie  sich  allmäbh'ch  Uberzeugt  hatte  dafs  die  Berechtigung 
der  Ansprüche  Oberts  und  DoUeschaUs  mehr  als  sweifeUiait 
war.  wies  sie  dieselben  endgültig  zurttck  and  erteilte  am 

30.  Dezember  1822  der  Schifferrereinigung  die  Konzession' 
zum  Betriebe  der  Diligenoenfahrtcn  auf  dem  Mittelrhein,  die 

sie  seit  ^'A^t  acht  JnhrPTi  unterhielt,  unter  gleichzeitiger 
„provisorischer  Bestätigung"  der  Solmsischen  Polizeiverordnung 
von  1815.  Damit  hatten  die  äufseren  Üetirängnisse,  denen  die 
Genossenschaft  so  lange  ausgesetzt  war,  endlich  ihren  Abschiuls 
erreicht. 

Ihr  innerer  Ausbau  hatte  cach  während  dieser  Zeit  der 
Kämpfe  aufs  glücklichste  vollzogen,  ihr  Geschäfbbetrieb  einen 

erfreulichen  Aufschwung  genommen.  Die  36  Mitglieder,  die 
sich  bei  der  ersten  Gründung  des  Vereins  unter  Führung 
Rupprechts  1814  zur  Aufnahme  p^emeldet  hatten,  waren  fast 
ausnahmslos  noc}i  bei  ihr  beteiligt*^.  Nach  der  Solmsischen 
Polizeiverordnung  sollte  zwar  ihre  Zahl  bis  auf  80  herab- 
gemindert werden,  aber  bis  zu  den  zwanziger  Jahren  war 
kaum  der  eine  oder  andere  von  ihnen  ausgeschieden.  An 
einen  Eintritt  Fremder  war  daher  vorläufig  nicht  zu  denken. 
Neue  Kandidaten,  die  nm  Zulassung  baten,  wurden,  nachdem 
sie  die  niStigen  Ausweise,  darunter  ein  Gutachten  des  be- 
sonderen Verwaltungsrats*  der  Gesellschaft  beigehiaiht  hatten, 
in  die  ^ Aspirantenliste"  ^  elnj:r^'trag:en,  aus  welcher  dann  bei 
spätcien  Abgängen  der  Öchitier  (icron  Naelifolger  nach  der 
Ordnungsfolge  der  Einschreibung  gewählt  werden  sollten. 

Mit  dem  Geschäftsbetriebe  ^  des  hessen  -  nas&auischen 
Jachtschiffervereins,  wie  man  die  Diligencenfahrer  wohl  nennen 


1  Vgl.  SchUFahrtsakten  1818-1822. 

*  Nach  art.  2  der  Konzessionsurkunde  war  dem  Jachtschifferverein 
eine  Kaution  von  H600  fl.  aufj^elegt,  ifur  deren  Bezahlunjg'  der  Ver- 
waltun^srat  um  T(>rminsverlängcrung  eiukara.  Vgl.  Schinahrtsakten 
1823  MTSt  A.  Im  übrigen  bestätigt  die  Konzewioiurorkuiide  die  Jselit- 
Schiffer  im  Besitz     r  Fahrten,  wie  sie  seither  ir^  n^t  -(vnrdi'n. 

3  Hermans  AdreTabuch  1Ö23  (S.  37,  3bJ  triebt  nocli  3ö  Namen; 
damit  Natnenlbte  in  SddfiUurtsakten  1818  der.tt.StA.  imd  in  Klsnehälfc 
Oberts  Doüeschalls  Vom  14.  Jnli  1818  (DuikKhrift  der  Diligenoeii- 
Schiffer  S.  14.) 

*  Derselbe  war  genau  naeh  Vorschrift  des  §  33  der  Solmaischea 
Verordnung  cnsammengeMtsl  Die  Namen  der  Hi^lieder  dcMelben  fir 
1828  bei  Iicrman  a.  a.  O. 

*  Die  Aspirantenliste  lb23  nennt  8 Namen;  vgl.  Herman,  AdreCa- 
hoch  1828  S.  j».  Über  die  Anfiiahmeb^ingungen  vgl.  noch  Böidht  der 
Mainzer  Bfinrermeieterei  vom  26.  Oktober  1818  in  Sekiffdirtsakteii  1818 
M.St.A. 

*  Das  Miiinzci-  Arcliiv  b«  wahrt  das  ProtokoUbuch  dt-.-'  Verwaltungs- 
rats  der  DiligenceuBchiffer  leinen  stattlichen  Band  in  Folio),  das  aus- 
führlich über  die  Versaiinnlnngcn  des  Vereins  vom  1*^.  Mai  182o  bis 
27.  Mai  1831  berichtet  und  wertvolle  Aufschlüsse  über  Organisation, 
Verwaltung  ond  Geschäftsbetrieb  der  Untemelmrang  giebt. 
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durl'te,  war  man  .aTiscbpinend  gan?;  zufrieden.  Ja,  es  wurde 
von  einsichtigen  Fersouen*  wiederholt  bedauert,  daf»  biols  dio 
^elne  reguläre  Fahrt  «wischen  Mainz  und  Köln"  eingerichtet 
sei;  ijSehr  leicht  könnte  dieselbe  zu  nicht  geringem  Vorteil 
der  den  Rhein  begrensenden  OrUfchalteD  eineneito  yon  Mains 
bis  Mannheim  und  Spder,  andererseits  von  Köln  bis  Nim* 
w^en  and  Amheim  ausgedehnt  werden."  Besonders  widitig 
wurden  solche  Anstalten  zugleich  für  den  Transport  der  so- 
genannten Geschwindgttter  gewesen  seiti,  welche  dem  Ver- 
derben leicht  ausgesetzt  sind. 

Weniger  einverstanden  wie  die  Mehrzahl  der  Kaufleute 
waren  die  Mainzer  Spediteure  mit  der  Anstalt  Diese  wurden 
ungehalten,  weil  der  Geschäftsführer  Rupprecht  sicii  gelegent- 
licf  auch  mit  Spedition  von  Gutem  abgab,  ^  Sie  brachten  es 
dahin,  dafe  ihm  gleich  den  Marktscbiffem  durch  die 
Provinzialregiening  am  27.  April  1824'  aufgegeben  wurde, 
künftig  entweder  auf  die  Geschäftsfühmug  oder  die  Spedition 
zu  verzichten,  da  sich  hf^'ule  mvht  in  einer  Person  vereinigen 
liefsen.  Der  Entacheid  grimdcte  sieh  auf  Artikel  77,  8^  des 
geltenden  Code  de  commerce,  der  den  Couiticrs,  den  Be- 
ßtättern  ~  Mäklern,  den  Handel  für  eigene  Rechnung  untersage. 
Dieser  Satz  sei  auch  auf  den  Geschäftsftlhrer  der  Wasser- 
diligencen  anauwenden,  da  der  Kaufniann  oder  Spediteu^ 
der  sich  wegen  setner  Versendungen  an  ihn  wende,  and  dadunqfc 
genötigt  sei,  ihm  seine  kommerziellen  Verbindungen  9U  ept" 
decken,  durch  den  Mifsbrauch  jener  Stellung  zu  eigenen 
Handels-  und  Speditionsgeschäften  wesentlichen  Nachteil  err 
leide  und  so  das  Vertrauen  in.  die  ganze  Anstalt  .gemindert 
werde. 

Rupprecht  nahm  aber  statt  der  Option  Rekurs  an  das 
hessische  Ministerium,  das  am  14.  September*  seiner  Unter.- 
hehOrde  swar  in  einigen  Punkten  Recnt  gab,  aber  ,  doch  die 
Ansicht  äufserte,  dafs  die  Bestinmiung  des  genannten 
Artikels  85  sich  nicht  ohne  weiteres  Tom  Co]iirtaer  aqf  dm 
Geschäftsführer  der  Wasserdiligencen  anwenden  lasse,  der 
nach  den  beschränkenden  Normen  der  Rheinschiffahrtsgesetze 
und  der  Polizeiverordnung  von  1815  au  Ubervorteilung  anderer 
gehindert  sei;  vor  der  endgültigen  Entscheidung  sei  daher 
festzustellen,  ob  zur  französischen  Zeit  Obert  und  Dolle^chall 
ebenfalls  Speditionsgeschäfte  getrieben  hätten,  pb,  wie  Rupprecht 
behaupte,  die  von  mm  selbst  abgefertigten  Güter  wirkhch  .erst 
durch  ihn  an  die  Wasserdiligencen  gekommen  seien  und  ohne 
ihn  wieder  den  Landtransport,  wählen  wtti^en?   Die  Mainaer 


>  Herrn  an,  bei  N  au,  Beiträge  III  S.  15:  Ockhart,  GeseUgcbung 
Seite  286 

«  Vgl.  Schiffiüirtsakten  18Si4  M.StA. 
«  A.  a.  O. 

tvraetuDgtn  XVIII  5.  -  Eckert.  12 
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Btirgcnnoisterei  ^,  die  mit  Ermittelung  dieser  Thatsachen  be- 
traut wurde,  mufste  die  erste  Frage  unbedingt  brj.ihen  und 
weiterhin  zugeben,  dafs  die  Monge  der  durch  l\ai>ja«  cht  ver- 
frachteten und  durch  ihn  äpedierten  Q titer  sich  allerdings  seit 
1812 — 1814  sehr  vermehrt  nabe,  woran  namentlich  Zjadonsen 
für  Frankfurter  Handelsleute  beteiligt  seien,  dafs  es  aber 
fraglich  sei,  ob  letatere  sich  mit  den  Versendungen  der 
Mainaer  Kaufleute  begnügen  würden  oder  nicht  lieber,  falls 
mati  ihnen  Schwierigkeiten  mache,  statt  der  Jachten  and 
Marktächiffe  den  Landweg  wählten. 

Im  Laufe  der  Verhandlungen  wandelte  sich  immer  mehr 
das  Thema  der  Beweisfrage,  so  dafs  es  sich  schliefslich  gar 
nicht  mehr  darum  handelte,  ktinftig  dem  Rupprecht  die 
Spedition  flberhaupt,  sondern  nor  die  Überschreitung  eines 
gewissen  Umfangs  dieses  Betriebes  su  yerbieten.  Als  schliefs- 
lich die  ProWnxialreeierung  beantragte,  die  QQterverfrachtang 
der  Diligencen  vollkommen  zu  beschränken,  machte  das 
hessische  Ministerium  vernünftigerweise  dem  Streit  ein  Knde'*, 
indem  es  entschied,  betreffend  des  Gewichtes  der  einzelnen 
KoUis  und  der  p^anzen  Güterladungen  sei  keine  Norm  aufzu- 
stellen, da  daiuber  keine  Beschwerden  eingelaufen  seien,  was 
aber  die  Abfertigung  von  Waren  durch  Rupprecht  anlange, 
ao  konnten  durch  seine  Übernahme  von  Z—9w0  Otr.  jährlich 
<die  30—40  Mainaer  Spediteure,  durch  deren  Hände  mehrere 
hunderttausend  Centner  liefen,  nicht  emstlich  geechidigt 
werden,  zumal  es  sich  um  Artikel  handle,  die  meist  erst 
durch  jenen  auf  den  Wasserweg  gebogen  worden  seien.  So- 
lange er  also  keinen  Mifabrauch  treibe,  solle  man  ihn  ruUiu: 
gewähren  lassen  und  nur  darauf  achten,  dafs  er  die  von  ilim 
spedierten  Güter  nicht  vor  anderen  vorzugsweise  mit  den 
Jachten  befördere. 

Damit  war  dieser  lästige  Streit  sunichst  wenigstens  ent- 
schieden. Die  höhere  Behörde  hatte,  wie  auch  sonst  öfters 
den  weiteren  Blick  bei  Beurteilung  der  einschlagenden  Ver- 
hältnisse geeeigt.  Weiter  hören  wir  in  diesem  Zeitraum  wenig 
über  die  Verfraebtnng  von  Einzeldingen  dnrch  die  Pilig^encen. 
Nur  einmfd  wurde  die  l^Vage  erörtert,  ob  es  nicht  gegen  das 
Fostregal  ver^tofse.  wenn  jene  di©  Beförderung  der  Dienst- 
korrespDndenz  der  Hheinschitiahrtsverwaltungsbehörden  Über- 
nähmen, die  auf  Grund  einer  IfinisterialTerAlgung  vom 
3.  Deaember  1811  dahin  erledigt  wurde dafs  die  Mitnahme 
von  Schreiben  fUr  die  Rheinschifiahrtsoentrslkemmission  und 
die  provisorische  Verwaltnngskommission  gestattet  werde,  ao- 

»  Vgl.  Bericht  vom  10.  Dezember  1824  a.  a.  0. 
*  Entieheid  vom  5.  A))ril  1825  in  SchifishrtstkteD  182ftuixl  die  vorher- 
gdienden  Verhaudlunc;en  daaelbst. 

"  Bir^^cblufs  rior  licss.  ProvinzialregieroDg  vom  80.  Novonber  1822 

in  KheinsehiHahrtsukten  1Ö22  M.8t.A. 
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bald  jene  Korrespondensen  diircb  Amtosiegel  als  8ol(;he  äufser- 
lich  erkennbar  seien. 

Einen  ungefähren  Begriff  von  der  Teilnalinie  des  Jaclit- 
schiffervereins  an  dem  gesamten  Güterzug  auf  dem  Mittelrhein 

fewährt'U  die  statiatibchen  FeaUtellungeu,  die  Hermaii  iur  die 
ahre  1821,  1829,  1824  .machte.  Sie  geben  eine  Vorstellung 
von  dem  Verhältnis  der  durch  die  Wasserdtligencen  beforderten 
Waren  zur  ganxen  Qtttermasse,  die  die  betreffende  Strecke 
passierte*.  Ks  gingen  von  Mains  ab  nach  Köln  und  den 
^wischenhäien 


Insgesamt 

Davon  durch  die  Wasser- 

In  den  Jahren 

diligeneen 

Ctr. 

Ctr. 

1821 

598  731 

14274 

1823 

44.")  711 

13  278 

1884 

417870 

13202 

Ks  kamen 

ZU  Mainz  an  von  Köln  und  den  Zwi«icheu< 

häfen 

InigeMmt 

Davon  durch  die  Waaser- 

In  den  Jahren 

diligeiicen 

Ctr. 

Ctr. 

\m 

Tr*:?  968 

■  11814 

iö2a 

613  278 

12  220 

•  1824 

671098 

13  302 

• 

Über  die  Zahl  der  Ton  den  Jachten  beförderten^  Personen 
fehlt  leider  jede  Angabe.  Dag^en  sind  die  Einnahmen  be- 
kannt, die  der  Verein  seit  seiner  Gründung  machte'. 

Dieselben  betrugen: 

(Tabelle  tiehe  S.  180.) 

Wie  die  Tabelle  zeigt,  waren  die  Einnahmon  von  1814 
bis  1819  stetig  gestiegen,  um  ron  da  an  langsam  wieder  su 
sinken,  so  dafs  sie  1821  nur  noch  82258  6.  und  1825  gar  nur 
noch  ()8  733  fl.  betrugen.  Demnach  fiel  seitdem  auch  wieder 
der  Gewinnanteil  der  einzelnen  an  dem  Unternehmen  inter- 
essierten Schitter.  Während  derselbe  1818  die  verhäitnis- 
miifsig  hohe  Summe  von  930  fl.  erreichte,  betrug  er  1819  nur 
703  fl.  1820  662  fl.;  1821  612  fl.;  1822:  572  iL;  1823  401  fl.; 


'  Die  Zahle«  sind  zusummeDgestellt  au«  de«  Augab«;«  11  «'i  iiiaii  .-« 
bfli  Nau,  Beiträge  III  S.  17,  93e,  96e  und  Adrofrtbucli  1827  S.  77,  79. 

^  Vgl.  die  Angaben  bei  Natt  a.  a.  O.  8.  16,  denen  die  beifolgeado 
Tabelle  cutnommeu  ist. 

12* 
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'  Ertrag  der  Diligencenfahrten  18i4-*1821. 


Jabre 

Einnabmen 

AtMKftben 

Reiner 

Qeschäfts- 

Rest 

Ertrag 

fuhrung 

fl,  kr. 

fl. 

kr. 

fl. 

kr. 

fl. 

kr. 

fl. 

kr. 

'  IbU 

44106 

52 

25177 

24 

18  929 

.28 

3528 

83 

15400 

56 

1815 

72105 

27 

43  578 

31 

28  526 

56 

5768 

26 

22  758 

SO 

1816 

m  077 

56 

52  838 

86 

33244 

20 

6  886 

14 

26358 

06 

1817 

Uij  09o 

54  352 

21 

41743 

13 

7  687 

39 

34  055 

34 

1818 

106  878 

02 

64  298 

41 

42579 

21 

8176 

37 

34402 

44 

'  1819 

94  107 

53 

59  034 

46 

35  073 

07 

7  021 

50 

28  051 

10 

1820 

82459 

31 

52096 

06 

30  36:5 

25 

6  114 

18 

24  249 

07 

1821 

82258 

49 

53  285 

10 

28  973 

39 

6105 

40 

22867 

59 

Jahre 

Beitrag  zur  Unter- 
stutzungskawe 

VerteiJnng  an  die 
8chilEBr 

Angabe  dessen« 
waa  jeder  erhalt« 
kat 

fl. 

kr. 

fl.       |.kr.  . 

fl. 

1811 
1815 
1816 

1S17 

1810 
1S20 
1821 

1  168 
1317 

1  7t»2 
908 
4<i7 
404 
381 

55 
54 

4<; 

06 
30 
09 
08 

13  675  22 
21 569  35 
25040  12 

32  852  48 

33  494  38 
27  583  40 
23  844  58 
22486  51 

406 
617 
686 
89i 
918 
766 
664 

6»  . 

08 
69 

3 

4 
12 
16*  ■ 
65 

182G  288  ri.^  Die  Dividende  liaU*j  bicli  inaerLaib  7  Jahren 
alüu  um  mehr  als  zwei  Drittel  vermindert.  Die  Abnahme  der 
Einnahmen  wird  von  Schirges'  hatt|»t8ftchlicli  attf  die  Eirkiitotf 
von  Eil  wagen  zurückgeführt,  die  Un^der  beidtfii  BMiniw 

liefen  und  sich  bald  immer  ^öfncrer  Beliebtheit  eHreuten,  di 
sie  der  WasserpOBt  an  Schnelligkeit  Uberlegen  waren.  Durdi 

si«^  wurden  die  TIcisenden.  von  denen,  wie  eine  Vergleicbung 
des  Tarifs  mit  den  KiTnKili^nesumm'^n  ergiebt,  mehrere  Ta«i>"'?"f! 
im  Jahr  die  Dili;^^enccii  benutzt  hatten,  imm  -i-  mehr  von  die^^ea 
a})f:;e7.ogen  und  damit  deren  Ertragsfähigkeit  aHrnählich  in 
t T^i^ti  geötellt,  Immerhiu  konnte  die  DUigencenanstalt  nocl^ 
^»estehenf  bis  ihr  die  Einführung  der  BmpfiMshiiGdvt  jed^ 
Existenzmöglichkeit  vernichtete. .  • 
  .  « 

*  Vgl.  Bericht  der  Mainzer  Handelskanuner  vom  371  Dmmahm  1825. 
A.  d.  M.  H.K.  §  8732.  Di*-  hin-  |:,^'^fbonQxi  Zahlen  ftimmcn  mit  deaea 
H.  rrnnns  b*'i  Nau  (vgl.  Tabelle)  nicht  genau,  aber  4edl^.im  yrfttmtr 

Schirges,  der  Khrin  S.  73.    I>ic  Miuttigon  An^ben  IUmt  W 
W  a^s4  )-dnigencGn  am  gleichen  Orte  »nd  snm  Teil  irieWhnMd  tmd  .na» 

gtaau.  ■       -  •  ' 
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Der  wirtschaftliche  Rückgang  machte  sich  seit  1824.  duroh 
numcherlei  Anzeichen  bemerkbar.  Kleinlicher  Konkurrensneidi 
der  meist  der  eigenen  beschränkten  Geschäftslage  entsprang, 
wurde  gegen  Angehörige  verwandter  Erwerbszweige  aus- 
gespielt. Schon  1824  *  mufs  die  Mainzer  Provinzialregierung 
zur  Schlichtung  der  ausgebrochenen  Streitigkeiten  zwischen 
Jachtöchiffern  und  Nächiern  einspringen  und  erklären,  dafs 
sich  das  Monopol  des  Vereins  nur  auf  alle  regelmäfsigen,  d.  h. 
nach  fes^gesetaten  Tagen  und  Stunden  zwischen  Mains  und 
Köhl  yerkehrendeil,  sowie  die  auiserordentlichen  Fahrten  mit 
Jachten  erstrecke,  d^^B  dagegen  alle  ungeregelten  Nachen- 
Fahrten  mit  Reisenden  und  ihrem  Gepfick  f tir  äeinschiffer  frei« 
gegeben  seien. 

Als  dann  die  ersten  Dampfschitie  sich  auf  dem  Rheine 
zeigten-,  trat  die  Angst  vor  Zurückdrängung  im  Erwerb  noch 
viel  scliÄrfer  zu  Tage.  In  einem  ausführlichen  Memorial^  wenden 
Sjich  die  Yereinler  an  die  heatische  Regierung  und  bitten,  ^in 
tJj^ternehmen  nicht  au  gestatten ,  welches  au  kostspielig  sei^ 
das  nur  von  egoistischen  Spekulanten  betrieben  werde,  ihaseß 
ijir  Brot  nehme  u.  s.  w»  Dafs  ihre  „mehr  das  Gepräge  der 
lieidenBcbaft  als  der  Vernunft  tragende  Vorstellung"  den  Lauf 
des  Fortschritts  nicht  aufhalten  konnte,  war  klar.  Die  Jacht- 
schiffer hatten  zwar  seither  geleistet,  was  man  von  ihnen  ge-. 
rechterweise  verlangen  konnte,  aber,  wie  die  Mainzer  Handels- 
kammer in  einem  diesbezüglichen  Gutachten*  richtig  bemerkte,; 
ifenn  sieh  bessere  und  angenehmere  Mittel  sum  Fahren  dar*» 
boten,  wäre  es  unbillig  gewesen,  das  reisende  Publikom  deren, 
zu  berauben.  „Sind  denn  die  Reisenden  der  Schiffleute  oder 
die  Schiff lente  der  Reisenden  wegen  da?"  „Nichts  ist  billiger, 
nichts  ist  vernünftiger,  als  die  Dampfhoote  mit  den  Wasser- 
diligencen  zugleich  faliren  zu  lassen;  dem  Reisenden  steht  es 
dann  frei,  jenes  Schiff  zu  wählen,  das  ihm  am  besten  gefällt, 
und  wenn  die  Jachtscliiffer,  wie  sie  behaupten,  alle  Wünsche 


*  >  VgL  Erlab  vom  24.  August  1824,  der  8tch  auf  art.  1  uud  2  daa 
R^lements  vom  4.  Mssrfdor  IQI  und  §  84  der  provisorisch  bestStigtea 

Ordnung  von  1815  stützt.  Angesichts  der  Verhältnisse  „sollf  man  die 
seither  nachenfahrenden  ^Schiner  in  Ausübung  ihres  Berufs  nicht  zu 
Gunsten  einer  grofkentefls  aus  Ausländem  Destohenden  Korporation 
schädigen".  Erlafs  noch  des  öfteren  wiederholt.  VgL  BheioBcmffidtftft- 
akten  1828  M.St.A. 

*  Über  die  Stellungnalime  des  Jachtsciiifferverein»  zur  Einführung 
der  Dampfschiffahrt  auf  dem  Mittelrhein  vgl.  die  ausfShrliehen  Berichte 
^  jjProtokollbuch  der  I  >iligencon8chiffer"       447,  456. 

3  Memorial  von  seiten  des  Verwaltuugsrats  des  Jachtschiffervereina 
hi-  dem  Grofsheno^itiim  Hessen  und  in  dem  flensogtum  Nassau  hinsicht- 
lieh  der  n.impfschiffahrt  auf  dem  Rhein  (A.  d.  M.  H.K.) 

*  Gutachten  vmu  s.  Dozomhrr  1825  in  A.  d.  M.  II.K  ;>  .S724.  Ab- 
druck in  ilaudeiakaminorfcstöchrift  S.  i;iO — 132.  V^l.  muli  SchreibiMi 
der  j^EOViluialr^erung  vom  26.  und  31.  Oktober  1H25,  in  tlcnon  die 
Handelshynrner  sn  Gutachten  au%efordert  wird  (A.  d.  M.  H.K.  §  3724). 


L^iyiii^cü  Uy  Google 


182 


xvm  h. 


befriedigen  y  so  wird  es  ihnen  auch  an  PaeflAgiereii  nicht 
fehlen." 

Die  Voraussagungen  der  Jaclitschiffer  sind  bezüglich  der 
Dampfer  nic]it  eingetroffen.  Dagegen  ging  ihre  ci>eno  TJnter- 
nehniTiTii,'  stniidig  zurikk.  Die  neuen  Fahrzeuge,  deren  Betrieb  in 
immer  wei Lerem  Malse  kufizessioniert  wurde,  boten  so  vielerlei 
Vorteile,  dal»  es  denjaclitschiffern  schwerer  und  schwerer  wurde, 
Passagiere  für  sich  zu  gewinnen.  BereitB  Ende  1825,  da 
DioiiTS  Rupprecht,  dem  eine  Stellung  ale  Dampftchifimgent 
angcDoten  war',  die Geechäffcsf Ohmng  abgeben  wollte*,  fiel  ea 
dem  Verein  schwer,  einen  geeigneten  Nachfolger  au  finden, 
weil  die  Stellung  mit  dem  geschmälerten  Einkommen  wenig  be- 
gehrt wurde.  Als  dann  ein  gewisser  Rifse^  die  behördliche 
Bestätigung  für  das  Amt  erhalten*  und  ein  I^robejahr  gedient 
hatte,  da  zögerte  der  Verein  seinerseits,  ihn  definitiv  anzu- 
stellen, weil  man  angesichts  der  verstärkten  KonkuiTenz  durch 
Dampfschiffe  nicht  wufste,  ob  die  bisherige  Anstalt  bestefaeii 
und  einen  OeschMltsfhhrer  weiter  honorieren  kOnne.  Es  wurde 
daher  ein  weiteres  Pr«  liojahr  vereinbart*,  nach  dessen  Ver^ 
Laufe  Rifse  ausschied,  da  es  awischen  ihm  und  den  Schifiem 
zu  Streitigkeiten  wegen  Auszahlung  dor  Löhne  gekommen 
war  An  seine  Stelle  trat  zu  Anfanp:  IH'IS  der  seitherige  Wasser- 
gtiterbestätter  Friedrich  Dumont,  df  ssen  WahP  die  Provinzial- 
regierung  zunächst  nicht  bestätigen  wollte®,  da  sie  behauptete, 
die  Vereinigung  beider  Berufe  sei  unthunlich.  Erst  als  die 
Biirgerroeisterei  seine  Annahme  empfahl*,  weil  die  Einnahmen 
des  GescfaäfufÜhrers  der  Diligencen  so  gering  geworden  seien, 

<  >  £r  wird  DOch  ItüiS  in  einein  Verzeichnis  iler  zu  Mainz  woha^« 
den  Schiffer  vom  11.  Mftns  1833  als  DampfschiffHagent  aufgefliliTt  (Aktes 
über  Handel  und  Verk<  lirs\V('sf»i>  M.St.A.) 

Rupprecht  schied  friedlich  und  führte  nach  seiner  oftiziellea 
Entlaugung  aushilfsweise  die  Qcschfilte  noch  bis  zum  1.  Februar  1826. 
Die  interessanten  Einzelheiten  Qber  die  nach  §  9  der  Verordnung 
voti  T^15  vorcr-^noiiimene  Neuwahl  seines  Nachfoltrors  finden  sich  in 
Si  hiffahrtsukti  u  1826  (Fase  Markt  und  Postschiffe;  M.StA.  Über  das 
AuBScheiden  Kupprechts  vgl.  noeh  Protolcollbaeh  der  Dillgeneenseliitfcr 
§  448  fr.,  44- 

'  Der  Name  wird  auch  Kiese,  Bishe  etc.  beschrieben. 
'  *  Schreiben  der  Bfirgermeisterei  vom  m  Febmar  1806  s.  a.  O. 
Uber  Rifses  Geoehftftsführung  vgl.  Protokollbuch  §  445. 

Genehmigung  desselben  durch  Provip/ialrptriornncr  am  16.Märzl827 
in  KhcinschiflFartsakten  1827  (Fase.  Jacht-  mui  Markr^chiffe)  M.StA. 

*  Vgl.  namentlich  Schreiben  vom  26.  November  1826,  23.  Janoar 
1827  n.  a.  O.;  Protokollbnch  512.  .5i:\  .V>t>,  ^r,r,  (165-167).  Mit 
537  ändert  das  Protokollbach  die  Nummern,  indem  e3  von  da  an  statt 
538,  589  ff.  mit  188,  1S9  ff.  weiter  efthlt  Es  iind  daher,  tun  des  Nach* 
Hchlageii  zu  erleichtern,  beide  Ziffern  nebeoeinaiuler  genaast, 

'  Vgl.  rrntokoUbuch  §  541  (141). 

*  Vgl.  uusfiihrliche  Verhandlungen  in  Bheinschidahrtsakten  1828 
M.St.A. 

*  Schreiben  der  Börgemeisterei  vom  29.  Febrnar  1828  a»  a.  O. 
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dafs  sie  allein  einen  Mann  nicht  mehr  ernährten,  und  eine  Neu- 
wahl vom  7.  März  dasselbe  Resultat  wie  rlic  vnrher^^of^ane^ene  vom 
11.  Januar  zeigte,  gab  die  Regieruugsbehcij  dm  erbetene 
Genehmigung*,  hielt  je^doch  an  der  Bestimiuung  fest,  dafs 
Dumoiit  künftig  sich  der  Speditionsgeschäfte  enthalten  müsse. 

Inswisehen  war  die  BenutsuAg  der  Diligencenfahrten  io 
sarttckgegangen ,  dab  der  Verein  sich  su  einer  bedentendea 
Üinschrtlnkung  des  Betriebs  genötigt  sah.  Er  war  gegen  AuS' 
gang  des  Jahres  1827^  bei  der  Oentralkommission  und  dem 
hessischen  Ministerium  um  die  Erlaubnis  eingckomnien .  die 
Zahl  fler  Fahrten  während  der  Wintermonate  von  3  auf  2 
herabsetzen  zu  dürfen.  Als  schliefslich  die  Anstalt  iniiner 
weniger  Zuspruch  fand,  versuchte  man  es  1829*  mit  dem 
letzten  Mittel,  der  Preisermäfsigung.  Man  wollte  künftig  auf 
die  Erhebung  des  besonders  festgesetzten  Trinkgeldes  Ter-, 
lichten  y  dieses  vielmehr  in  die  Preise  einbesiehen,  ohne  dab 
solche  gegenüber  der  seitherigen  Taxe  erhobt  würden.  Damit 
sollte  den  Reisenden,  abgesehen  von  der  Ersparang,  eine  un- 
nötige Belustigung  ab«renommen  werden*. 

Mit  solchen  liilfen  konnte  der  Ruin  der  Unternehmung 
etwas  verzögert,  aber  für  die  Dauer  nicht  aufgehalten  werden. 
Das  ganze  Elend  der  Jachtschiffer  wird  beweglich  in  Gesuchen 
Tom  November  1830  geschildert'^,  in  denen  sie  um  Ent- 
scbttdigung  des  durch  Einführung  der  Dampfschiffahrt  auf  dem 
Rhein  entstandenen  Verlustes  bitten*.  Die  Mainzer  Bürger- 
meisterei befürwortete  warm  die  Berücksichtigung  der  Ein- 
gaben, für  deren  Gewähr  sie  «geltend  machte,  dafs  die  Kon- 
zession vom  22.  Dezember  18:^2  dem  Jachtschifferverein  die 
au8scliliel'f<liche  Befugnis  zum  Betrieb  der  Fahrten  mit  Reisenden 
auf  dem  Mitt<>lrhein  für  25  Jahre  verleihe,  unter  der  einzigen  Be- 
dingung, dals  die  allgemeinen  Rheinschiffahrtsverhältnisse  den 
fortdauernden  Bestand  der  Anstalt  bis  dahin  zulassen  würde. 
Da  eine  Änderung  bis  jetzt  nicht  eingetreten  sei,  vielmehr  die 


*  Schreihen  vom  91,  April  1898  a.  a.  O. 

*  Ys\.  Oegueh  vom  27.  Dezember  1837  in  BheinschiffahrtMkteii  1898 
M.St.A.;  Protokolibuch  530. 

*  Beschlufs  vom  24.  April  1829  in  RheinachiflPahrtäakten  1829 
ILStA.  Vgl.  auch  Pvotokollbuch      547  (MTX  ,548  (148),  579  (179). 

*  Die  Preise  sollten  kunftifi:  beispielsweise  zwischen  Mainz  und 
Kain  einschliefsUch  Trinkgeld  4  ü.  86  Kr..  Mainz  und  Koblenz  2  Ü.  45  Kr. 
betrafen  a.  a.  O.  Aach  erhielten  seit  1827  die  Schiffer  für  ihre  Fahrten 
vom  Verein  ein  Fünftel  an  Roi-rg^clil  wonipor  als  früh-^r.  Vgl,  Schreiben 
vom  26.  April  1831  in  Rheinscliitiahrtsakten  1831  M.Öt.A. 

»  Vffl.  Rheinschiffkhrt^akton  1831  M.StA. 

*  Schon  gleich  zu  Beginn  der  Einfuhrung  von  Dampfschiffen  waren 
Verhandlungen  über  EfitH<  lni»H}j^ung  des  Jachtenveroins  p^epflogen  worden. 
V^gl.  Verhandlungen  vom  Jahre  1826,  1827,  bes.  Schreiben  der  Hürger- 
meiaterei  vom  7.  April  1826,  28.  November  1827,  Anfrage  der  Proviuwl- 
regirruTi^^  vom  1^.  Märs  1826  in  Akten  über  Handel  and  Verkehrswesen 
(Dampfschifiabrtj  127. 
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Octroikonvention  noch  in  allen  Stücken  Geltung  habe,  bestehe 
Auch  das  Monopol  noch  zu  Recht,  in  das  jedoch  die  aus  höheren 
Rücksichten  verHehene  Damplschiffahrtskonzession  bedeutend 
einschneide.  Es  empfehle  sicii  daher,  den  Schiffern  eine  Ent- 
schädiguüg  zu  bewilligen,  deren  Höhe  sich  nach  dem  erlittenen 
Verluste  richten  mttsse,'  der  auf  aber  12000  fl.  jährlich  be- 
lohnet war^  Da  wm  aber  das  Monopol  nur  auf  die  Thal-* 
reisen  erstrecke,  flir  die  Beigfahrten  durch  die  preuftische  Be> 
gierung  keine  Bewilligungen  gemacht  seien,  brauche  man  auch 
nur  für  die  Hälfte  des  Schadens,  also  6—7000  fl.  filr  jedes  der 
Jnhre  1897.  1828.  1829  aufzukommen.  In  Wirklichkeit 
scheinen  jedoch  die  Gesuchstelier  Uberhaupt  nichts  erhalten  zu 
haben 

S.eit  1830  geht  es  denn  aucli  erschreckend  schnell  mit  dem 
Jachtschiffenrerein  bergab.  Der  käigliche  Verdienst^  von  dem  die 
Fahrzeuge  unterhalten,  wom(}glich  die  Zinsen  des  an  ihrer  An- 
schaffung yerwendeten  Kapitals  bestritten  werden  sollten,  reichte 
kaum  noch  aur  Anschaffung  der  nötigsten  Lebensbedürfnisse. 
Immer  weniger  Miti^Iieder  meldeten  sich  zur  Fahrt.  Die  ur- 
sprüngliche Zahl  von  35  war  bereits  1830  auf  lö  gesanken; 
von  10  Jachtenbe-sitzern,  die  in  Mainz  wohnten,  war  nur  noch 
ein  einziger  im  Dienst  geblieben.  Als  laut  Ankündigung"  der 
Mainzer  Zeitung  vom  25.  April  1831  die  Diligeacenfahrtea  nach 
der  *Wintei«rnhe  unter  der  Glesehäfbführung  eines  gewissen 
Bttttner*  aus  Bingen  wieder  aufgenommen  werden  sollten, 
waren  gar  nur  noch  10  Schiffer  zur  Mitarbeit  bereit^  Die 
anderen  traten  freiwillig  zurück,  weil  sie  nichts  mehr  aususelien 
hatten,  weil  sie  zum  Teil,  durch  die  Kot  beswungen,  ihre 
Jachten  verHufsem  mufsten. 

Der  Jachtschifferverein  wäre  verloren  ^'ewcsen,  «elbbt  wenu 
die  Rheinöchilfahrtsakte  all  derartigen  Korporationen  kein 
Ende  bereitet  hätte.  Wenn  auch  manche  der  alten  DUigencen 
in  den  folgenden  Jahren  noch  au  einaelnen  Fahrten  Knutnt 
wurden',  so  waren  doch  die  meisten  ihrer  ehemaligen  Besitaer 
brotlos  geworden.  Soweit  sie  nicht  wegstarben,  mufsten  sie 
als  TaglOhner  und  Scbifisaieher  kllnunerlicb  ihr  Dasein  fristen. 


>  Nähere  Bcrecbnun^en  in  dem  citiertea  Schreiben. 

-  Der  Erlafs  der  Rhcinschiffahrtsakte  von  1831,  d'iv  mit  alleu  über- 
koniincnen  Monopolien  gründlich  aufräumte,  machte  aucii  den  Verhand- 
lungen über  diese  Entscnädieungsansprüche  ein  Ende.  Ähnlich  ging  es 
auch  an  anderen  Orten.  Vgl.  üi*  rrr^iiltMtlo^^en  Verhaiulhinpen  über  d\v  Ent- 
schädigungsansprüche der  kurmarkkclien  Elbschiffergiide  bei  Toocbt'- 
Mittler,  Friedrich-Wilhelms-Kanal  und  Berlin>Hanu)urger  FiufiSseLiift- 
fahrt  S.  142,  143. 

^  Dorsclbf'  wurde  um  13.  August  1831  in  seinem  Dienste  bestätigt; 
Kheinschifiahrtsakten  1631  M.StA. 

*  Rheinschiflßihrtsakten  1831  a.  a.  O. 
Nach  Srhirpiv-^  (Rhein  S.  73)  konnte  man  sie  noch  im  Jalire 
18Ö7  an  den  Markttagen  zu  Mainz  unterhalb  der  Bracke  Uuideu  sehen. 
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Der  erste  Versadi  einer  GrofBantemehinang  Air  PerBonen- 
ediiffahrt  war  geschciterly  nicht  an  den  mehr  ftoMeren  Kttmpfen 
um  Monopole  und  Bannreohte,  nicht  an  innerer  Zersetsiingy 

Ronrlorn  an  den  Fortschritten  der  Technik,  flie  den  Beteiligten 
fremd  blieb,  und  mit  deren  Hilfe  daher  andere  sie  vollkommen 
tiberflügein  konnten.  Fast  mitleidig  liest  man  den  Bericht 
über  die  Sitzung  des  Verwaltungsrats  der  Jachtschi fFerver- 
einigung  vom  25.  März  1828  ^ ,  in  der  (Iber  das  Anerbieten 
eines  gewissen  Wilhelm  Braun,  mittelst  einer  «meeliamsehen 
Maschine  die  Fahrzeuge  zu  Berg  und  Thal  zu  treiben",  Ter- 
handelt  wnrde.  Wenn  die  Gesellschafter  sich  wegen  der 
Kostenfrage  schon  nicht  entscUiefsen  konnten,  einen  derartigen 
Versuch  711  wajn^en.  so  konnten  und  wollten  sie  sich  erst  recht 
nicht  bei  Besch aftiuif:,''  drr  teuren  Damiitschific  beteiligen.  Ihre 
Einführung  blieb  dem  W'a^o  iiiut  des  kapiuilkräftigercn  Kauf- 
mannsstandes vorbehalten,  der  freilich  dann  auch  uu^i  ihnen  in 
erster  Linie  Nutzen  zog. 


>  Protokollbach  §  546  (146).  Über  die  Einrichtung  der  betr.  Maschine 
wird  nichts  näheres  berichtet ;  nur  steht  feBt»  dsfs  ihr  „Bftderwerk  durch 
Knechte  gedreht  werden  sollte'^. 


Fünftes  Kapitel. 


Die  Technik  der  Rheinbefahrung 
2U  Beginn  des  XIX.  Jahrhunderts  und  die  Anfänge  der 

DampfseUirahrL 


§  18. 

Die  Technik  der  Fluiöhetahrun^  ist  vom  Altertum  bis  zur 
Neuzeit  fast  dieselbe  geblieben.  Autbau  und  Fortbewegung 
der  Fahrzeuge  haben  sich  am  Khein  durch  Jahrhunderte  nur 
wenig  geändert.  Man  kannte  in  setnem  Stromgebiet  jsu  An- 
fang des  19.  Sttknlums  weit  über  20  Typen  von  Schiffs- 
gefilfsen^  die  im  einzelnen  verschieden  waren,  in  ihrer  Gesanit- 
konstruktion  aber  die  gleichen  Grundeigenschaften  aufwiesen^. 

Am  Niederrliein  waren  die  schworen  holländischen  Fahr- 
zeuge im  Gebrauch,  die  Rotterdanier ,  Amsterdamer  oder 
„Samoureusen"  ujul  andere,  die  in  ihrer  Bauart  den  Seeschiffen 
glichen,  nur  dafs  sie,  anstatt  des  Kieles  mit  ovalem  Hoden,  wie 
alle  Rheinschiffe  einen  ganz  glatten  Boden  ohne  Kiel  besafjsen. 
Sie  konnten  bis  au  10000  Centner  laden,  moTsten  sich  aber 
mit  ihrer  Fracht  nach  dem  jeweiligen  Waaserstand  richten. 
Etwas  kleiner  und  mit  kürzerem  Oberbau  versehen  waren  die 
„Ackens"  und  „Bönder",  die  wieder  in  mehrere  Unterklassen, 
Olevische,  Düsseldorfer  etc.  zerfielen.  Bei  den  Kohlennachen 
aus  dem  Ruhrgebiet,  die  bis  zu  3000  Centiu  r  fassen  konnten, 
war  in  Rücksicht  auf  die  vorgesehene  Ladung  das  eigentliche 
Verdeck  weggelassen.  Die  mittelrheinischen  -  Schiffe,  die  vorn 

'  Eine  genaue  Beschreibung  giebt  Herman,  Sammlung  dor  Oe« 
^ptzr  S.  52:1^530;  Adrefsbuch  S.  42  —  52.    Wcnigor  ausführlich, 

aber  sehr  auHchaulich  schildert  die  Schifistypen,  wie  »ie  nin  1809  am 
Mittelrhein ..  zu  finden  waren ,  Bodmann,  Annuaire  statistiqne  1809 
S.  7,  ^\  Uber  Bau  uiul  Ausrusfnng  der  grofsen  hollSndfr  Fl5fso  vgl. 
Herman,  Sammlung  der  (icäctzc  S.  532—537;  und  die  auspmchftlose 
Abhandlung  von  Mohr,  die  Flsrserei  auf  dem  Rhein  S.  8  ff. 

*  Die  nieder-  und  mittelrheinischen  Fahrzeuge  dienten  dem  Schiffer 
und  seiner  Familie  zur  Wohnung.  Herman,  Sammlung  S.  524. 
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und  hinten  spitz  beigebogen  waren,  wurden  für  eine  Ladung 
von  1800— öOOO  Centner  eingerichtet,  wfthrend  die  ober- 
rheinischen oft  nnr  1500  Oentner  aufnehmen  konnten.  Neben 
ihnen  fuhren  noch  Fahrzenge,  die  besonderen  Zwecken  dienten, 
wie  die  ele[;ant  gebauten  Jachten  und  Wassorpoptschiffe  für 
Reisende  und  ihre  EÖ'ekten,  die  eine  geringe  Ladetaliigkeit 
(bis  zu  300  Centner)  hatten,  dafür  aber  ganz  gedeckt  und  mit 
mancherlei  Bequemlichkeiten  ausgestattet  waren.  Die  gewöhn- 
lichen Marktnachen  wurden  mit  von  Segeltuch  ttbersimiien 
Sprengreifen  gedeckt  D^egen  ähnelten  die  grofsen  Markt- 
schiffe, wie  das  Mainz -Frankfurter,  in  ihrem  Bau  vollkommen 
den  oberrheinischen  Schiffen  und  waren  wie  diese  mit  Mast 
und  Segel  ausgerfistet.  Auf  den  Nehr^nflUssen  des  Rheins  be- 
diente man  sich  wieder  anderer,  dem  )owoili<!;<'n  Wasserreich- 
tum angepafster  Typen.  Bekannt  waren  besonders  die  zum 
Teil  oben  offenen ,  nur  in  der  hintern  stumpf  auslaufenden 
Hefe  mit  einer  kleinen  Kajüte  versehenen  „Main  Neckar-Kauf- 
mannflgttterschtfie* ,  auch  Spitzer,  Ruder  *  Strdchochellige, 
Humbier  oder  Himhler  genannt,  die  vom  und  hinten  spitB  su- 
ebogenen  Franken-Schiffe,  die  langen  spitzen  aber  wenig 
reiten  Sieg-  und  Lahnschnecken  und  schliefslich  die  „Trau- 
berten", .,K<iine"  und  „Bohrnachen",  die  flufserst  stark  gebaut 
waren,  um  bei  niedrigem  Wasser  Uber  dem  steinigen  Bett 
der  Mosel  und  der  Saar  weggleiten  zu  können  ^ 

Die  gröfsereu  dieser  Fahrzeuge  wurden  meist  auf  den 
Schiffiiwerften  des  Niederrheins  hergerichtet,  wobei  jedoch 
vielÜM^h  Hoiss  aus  den  Gegenden  vom  Obenauf  des  Flusses 
sowie  von  Ahr  und  Sieg  zur  Verwendung  kam*  Weitere 
Werften  befanden  sich  im  Ruhrgebiet,  und  auch  an  einzelnen 
Plätzen  des  Mittelrheins,  namentUch  in  Bonn  waren  geschickte 
Schiffsbaumeister  zu  finden  ^.  Die  Hauptkunst  beim  Schiffbau 
bestand  in  der  ersten  Zubereitung,  dem  Richten  und  Zu- 
sammensetzen des  zum  Schiffsrumpf  erforderlichen  Holzes. 

^  Wer  heute  die  majestätischen  Salondampfer,  die  grofsen  Schlepp- 
zfige  die  Finten  des  Rheins  durehselineiden  sieht,  kann  si^  trotz  aller 

FrsrVirrünTTiLTn  nur  schwer  eine  Vorstollunp  von  den  Fahrzougrn  bilden, 
die  zu  Anfang  de«  19.  Jahrhundert«  noch  ausBchliefBlich  den  Strom  b(?- 
herrschten.  Die  beste  Anschauung  gewähren  die  erhaltenen  Kunst- 
bl&tter.  Kupferstiche,  Holssehnitte  aus  dem  18.  und  19.  Jahrhundert 
Vorziig^lich  sind  die  Abbildungen,  die  dor  Sammlung  dor  Gesetze  von 
Herrn  an  im  Anhang  beigegeben  sind.  Sie  zeigen  nicht  nur  die  haupt- 
siehtichsten  T^pen  der  Rheinsehiffe  in  Längs*  nnd  Quersehnitten,  sondern 
trrhrTi  auch  ein  treffliohes  Gesamtbild  derselben.  Über  weitere  Ah- 
oUdungen  vgl.  Eckert,  Mainzer  Schiffergewerbe  S.  25  Anm.  1. 

•  Vgl.  Herrn  an,  Sammlung  der  Gesetze  S.  526.  In  Mainz  scheint 
im  19.  Jahrhundert  d^  Bchiffshan  nicht  besonders  geblüht  sa  haben, 
wenn  auch  die  Akten  von  einzelnen  kleineren  Schiffswerften  zu  be- 
richten wissen.  (Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen  M.StA.)  Über 
den  Schiffsbau  am  Main  vgl.  Behans,  Mainschiffahvt  im  19.  Jahr« 
hundert  S.  27. 
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Ein  grofses  Rheinschiff  ohne  Ausrüstung  kostete  ungefähr 
15 — 20000  fl. ;  wenn  man  den  ganzen  Ausbau  m\t  der  Be- 
kleidung und  den  zur  liheinscliiffahrt  erforderlichen  Sciiitl- 
und  Fabrgerätschai't  dazu  rechne te,  kam  es  auf  etwa  30  000  iL 
zu  ätehen^. 

Die  Bheinscbiffer  waren  mit  Fahiseugen  aller  Art  reich- 
lieh  versehen:  eine  ganze  Reihe  von  ihnen  hatten  sogar  mehr 
wie  ein  Boot  in  ihrem  Besita'. 

Im  Jahre 

1819  wurden  bei  815  Schiffern  1043  Fahrzeuge^  gezählt 

1820  -  -  875      -  1108 

1821  '  *  870      .  1105 

1822  .  -  875       -  1109 

1823  -  -  809      -  1100 

Mehr  als  die  Hfilfte  derselben  gehörten  jeweils  au  den 

Hilfen  des  Mittelrheins.  Beispielsweise  stellten  sieb  1823  die 
Zahlen  fUr  die  Plätze  der  drei  grolsen  Stromstreoken  des  kon- 
yentioneilen  Rheins  wie  folgt: 

Schiffer      grofse  tmd  kleine 
ünd  Nlehler  Fahrseoge 
In  den  Häfen  des  Oberrheins  188  106 

-  -  Mittelrheins  574  696 

-  -      -      -    Unterrheins  192  206 

Zusammen  809  1100 

Auf  den  Kebenflttssen,  wo  die  Fahraeuge  mit  geringerer 
LadeHtbigkeit  Uberwogen,  waren  ▼erhiltnismäfsig  noch  mehr 
Schiffe  im  Gebrauch.  Dort  kamen  insgesamt: 

1810  auf  802  Sehiflfor  1488  Scht£fe 
1820  -   875      -      1738  - 


1  Hermaii  a.  a.  O.  S.  528;  Eichhoff,  Analytischer  Entwurf 

S.  15.  Viel  billippr  waren  die  kleineren  oborrbeinischen  Srbiffe,  die 
etwa  2—3000  ü.  kosteten;  vgl.  Eckert,  Mainzer  iSchiÖ'exgewerbe  S.  96. 
Über  den  Taxwert  der  mittelrheiiiischeii  Jsehten  Tgl.  oben  8.  ITOi 

'  Näberc  Angaben  über  die  EigentnmHverbaltnisse  an  den  Rbein- 
ßchiffen  sind  in  den  mir  vorliegenden  Quellen  nicht  gegeben.  Soweit 
aicli  aus  den  erhaltenen  Akten  erkennen  und  durch  Umfrage  bei  Nach- 
kommen alter  SchifiTerfamilien  feststellen  lief»,  .«scheint  das  bchitif^parten- 
verhältniSf  das  bei  der  deutschen  Seeschiffahrt  seit  dem  Mittelalter  sehr 
verbreitet  war  (vgl.  G.  v.  Below,  Grofahandler  und  Kleinhändler  im 
deatschen  Mittelalter,  in  Conrads  JahMdiem  Ar  NatiomdSkonomie  und 
Statistik,  :i  Folg«'  Bd.  20  S.  44,  4-'')),  wenigst,  an.  Mittel-  und  Ober- 
rhein nicht  verbreitet  gewesen  zu  sein.  Die  Fahrzeuge  gehörten  den 
einzelnen  Schiffern  zu  eigen,  wenn  sie  auch  vielfach  mit  geliehenem 
Kapital  angCHchaift  waren. 

^  T>if'  Zahlen  gelten  nur  für  die  Rheinstrecke  von  Basel  bis  aar 
holländischen  Grenze,  den  sog.  konventionellen  Rhein.  Vgl.  Schirges, 
Rheiufltrom  8. 75  und  Bericht  der  provisorischen  Verwaltungskommissiott 
iVb  r  Zustand  and  Betrieb  der  Schiüahrt  fOr  das  Jahr  1828  8.  Ai. 
(M.St.A.) 
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1821  auf  914  Schiffer  1889  Schiffe 

182>    -    946      -  1888 
-   963      -  1884 
Das  Verhältnis  der  Beteiligung  der  einzelnen  Nebenflüsse 
wird  aus  nachstehender  Tabelle  eraichtiich^   Im  Jahre  182Ö 
gab  es  in  den  Häfen  der 


Nebenflüsse 

Schiffer 

Schiffe 

Neckar 

231 

255 

Hain 

285 

656 

Lahn 

98 

140 

Saar 

21 

56 

Mosel 

218 

524 

Ruhr 

87 

225 

Lippe 

28 

28 

Zusammea 

968 

1884 

Bei  Main  und  Saar  waren  also  auf  jeden  Schiffer  dorch- 
F^clmittlich  etwa  2,  bei  der  Ruhr  sogar  fast  3  Fahnseuge  an 

rechnen. 

Die  Gesamtsumme  aller  benutzbaren  Schifl^geßlfse  im 
Stromgebiet  des  Kheins  belief  sich  demnach  1819  aui  2481; 
1820:  2841;  1821  :  2994;  1822:  2997;  1823  :  2984  Fahrzeuge. 
Wenn  auch  bei  all  diesen  Zahlen  die  kleineren  Schiffe  bis  za 
800  CentDer  Ladefthigkeit  ttberwogen,  so  blieb  doch  flir  den 
eigentlichen  VVarentraneport  eine  so  ausreichende  Menge  von 
Schiffen  mit  mittlerem  und  grofsem  Rauminhalt  übrig  % 
dafs  Herman  noch  1822  behaupten  konnte,  auf  dem  Rhein  so- 
wohl, als  auf  den  Nebentiüssen  sei  die  Zahl  der  Fahrzeuge  und 


*  Die  Tabelle  ist  entnommen  den  Au£steUniig«a  des  Beriehts  der 
proTis^riseheii  Verwmltimgskoininissloii  ffir  1828  S.  B 1.  (H.StJL) 

'  >  VerhUtnii  der  LadefShigksit  sor  Scbiifwahl  im  Jahre  1821. 


Jahr 

Strom- 
atreeken 

Schiffer 

Fahr- 
seuge 

LadungHiahigkett  nach  Ctrn. 

unter  100 

100-299 

300—599 
^  600-  999 

1000-1499  1 

1500-1999 

2000-2499 

CM 

•O 
Ol 

Oi 
C5 
05 
CO 

4000-5000  , 

1  5000-6000 

Oberrhein 

114 

172 

5 

19 

28!as'85 

9 

10 

6 

32 

182.  j 

Mittelrhein 

573 

714 

2391170 

28 

39119 

51 

5 

Unterrhein 

192 

219 

10 

37 

14 

29 

30  20 

23 

21 

3 

Total.  .  .  . 

87» 

1105 

254 

226 

128 

94 

78 

66 

79 

45 

106 

26 

3 

182d 

Total.  .  .  . 

875 

1108 

276 

227 

118 

87 

74 

67 

96 

42 

82 

89 

Über  daa  Verhältnis  der  Ladefähigkeit  zur  Schift'szahl  verbreitet 
sieh  eingehender  Herman  bei  Nan,  Beiträgo  HI  S.  6—10,  89d,  Ole. 
Hier  kann  nur  auf  obenstehendo  Tabt-ll«  verwiesen  werden,  die  den  Auf- 
steliuDgen  Naus,  Beiträge  III  S.  6  entnommen  ist.  (Bei  Naus  Au- 
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die  Thätigkeit  der  Schifferei  so  bedmitend,  „dafs  bei  jeder 
Wendung,  welche  der  Zug  des  Handels  für  die  Ztikunft  uelimea 
könnte,  es  an  hinreichenden  Mitteln  zur  Beschleunigung  der 
Warentransporte  nie  fehlen  wird^'. 

Rauminhalt  und  LadefHhigkeit  der  Fahrzeuge»  die  wegen 
der  Erhebung  der  RheinschiffahrtsgebUhren  festgestellt  weiden 
mufsten,  wurden  durch  Aichung  ermittelt^.  Die  Theorie  des 
Aichens  der  Schiffe  beruht  auf"  dem  fiesetz  der  \Vas>?erschwere 
und  wurde  mit  Nutzen  an^*  wende  t ,  um  das  Quantum  einer 
jeden  bcliitlsladung  von  einem  Deeimeter  Einsenkung  zu  dem 
andern  für  den  praktischen  Gebrauch  schnell  zu  erkennen. 
Ein  Schiff,  das  geaicht  und  kubisch  ausgemessen  werden  sollte, 
mufote  mit  Mannschaft  nebst  aUen  genau  vorgeschriebenen 
Gerätschaften  versehen  sein  und  verdrängte  daon  so  viel  Wasser- 
schwere aus  der  horizontalen  Ebene  der  Wasserfläche ,  ab  es 
selbst  mit  der  fremden  Last  schwer  war,  J>iese  Schifis- 
einsenkung  wurde  an  den  Aufsenseiten  genau  anp;ezeigt  und 
hiefs  leere  Einsenkung,  weil  von  ihr  kein  »Schiffazoll  aufser  der 
Rekognitionsgebtihr  zu  erheben  war.  „Sodann  wurde  von 
dieser  Linie  an  ein  jeder  Deeimeter  Höhe  des  Schiffskörper« 
bis  zur  höchsten  Ladotälii^keit  kubisch  gemessen  und  aus  der 
Anaahl  Kubikmeter,  die  eine  jede  dieser  Decimeter^SchichteB 
enthielt,  ergab  sich  die  Centnersahl,  die  geladen  sein  mufste^ 
um  eine  jede  dieser  Deeimeter -Schichten  ins  Wasser  an 
senken.'* 

Es  gab  verschiedene  Verfahren®  zur  Aichung  der  Schiffe, 
die  bei  den  eiiizelnen  RheinzollHmtern  a»i^<»wefHlet  wtirden. 
Erst  die  Einrichtung  des  Rheinsehiffahrt^üttroi  und  eiu  Be- 
schlufs  seiner  Goneraldirektion  vom  8.  März  1806  hatte  eine  ein- 
heitliche Regelung  der  Aiche  beguunen,  die  dann  durch  Be- 
Bchluls  und  Verordnung  der  Ccntralkommission  vom  0.  Februar 
und  11.  August  1818  fortgeDlbrt  wurdet  Als  später  die 
Damnfboote  am  Rhein  in  Gebranch  kamen,  wurde  ftlr  sie 
durch  die  Centraikommission  am  27.  Juli  1825  das  Aichverfiüiren 
nach  denselben  Gruadsälaen  geordnet*. 

gaben  finden  sich  mehrere  Druckfehler,  die  hier  verbeg»ert  sind)  Ähn- 
Bche  Tabellen  bei  Nan»  n.  a.  O.  S.  7;  Herrn  an,  Adre&bach  1830 
Deite  55. 

*  Her  man  bei  Nau,  BHtTflpe  III  8.  9. 

'  Über  Aichung  vgl.  II  er  mau,  Sammlung  der  Gesetse  &  176  bi» 
186;  Adrefebnch  im  8:^-102;  Nau,  Beitrdge  I  8.  S5«*-m. 

'  V^l.  „Verfahren  der  kgl.  prourflii8thcn  Zöllänitor  im  Clerisch  und 
Bergischen"*  sowie  Verfahren  der  Kölner  Zoilamter  hn  Horman, 
SammlnTijr  dor  Gesetze  S.  187^189 ;  Nau,  Beitrüge  I  S.  854-364;  Wi  th , 
Easai  sur  h  juugt'Hgc  d.'H  batoaux  S.  Vlll—XVTI. 

*  Vgl.  Nau,  Beiträge  1  S.  365-^368,  895-407}  Herman  a.  a.  O. 
S,  l*JU-2lMj  oben  S.  Iii. 

*  Vgl.  darüber  nnd  über  die  Aiehnng  der  entenDao^kfboote  Her* 
man.  Adr.  rs])ULli  18.10  S.  102—106;  Witb,  EMai  aar  le  jaageage  des 
bateaux  S.  XVII-XX. 


Digitized  by  Googl 


xym  b.  191 

Die  Hauptschwierigkeit  lag  ftir  die  damaligo  Hhcin- 
«chiffahrt  in  aer  schnellen  und  doch  sicheren  Fortlx  we^uno^ 
der  Fahrzeuge.  Für  sie  kamen  in  ersterLiuie  Kuder  und  iSegel 
in  Betracht  Mit  ihnen  warm  die  Schiffe  des  Rheins  und  seiner 
KebenflOsse  wohl  versehend  Die  mittelrheiniachen  und 
greiseren  oberrheinischen  Boote  führten  au  Thal  ein  Beean- 
segel,  das  Fahrsegel  oder  das  Segel  am  grofeen  Mast  und  vom 
noch  ein  Focksegel,  zu  Berg  das  Schobersegel,  ein  Toppsegel 
o^ypv  f{f*m  Schoborse^pl  und  d;is  Rp?<ansegol Entsprechend 
waren  auch  die  übrigen  FahrzeuL;t'  mit  Leinwand  ausg^crüstet. 
Hinderlich  für  ihre  Verwendung  war,  abgesehen  von  der 
wecliaelnden  Windstürke,  das  Gefalle  des  Flusses  und  die  dar- 
aus sich  ergebende  Triebkraft  des  Wassers,  die  Ber^talirteu 
bedeutend  ertchwerte  und  ▼erlangeamte.  Man  hatte  daher  schon 
frahe  für  letstere  anr  Erhöhung  der  Schnelligkeit  die  Zugkraft 
▼oti  Menichen  und  Tieren  in  Anpruch  genommen*.  Die 
Fahrzeuge  wurden  an  lange  Leinen  gehängt,  um  dann  vom 
Lande  aus  durcl»  Personen  oder,  wo  es  die  Uferbescbaftenheit 
zuHefs,  durch  Pferde  weitpri::ns(hleppt  zn  werden.  Wichtig 
war  für  diese  Art  der  Betürderung  die  Erlialtiuig  und  Instand- 
setzung der  Leinpfade,  welche  «ich  dit  lil  am  Flufsrainle  liin- 
zügen.  Wichtiger  noch  die  Möglichkeit,  an  den  einzelnen  Urten 
neuee  Pferdematerial  zum  Zuge  zu  erhalten.  Da  die  Schiffer 
sich  eolchee  nicht  selbst  besorgen  konnten,  hatten  sieh  in  ver- 
gangenen Jahrhunderten  an  den  einzelnen  Stationen  Fuhr- 
unlemehmer,  „Leinenreuter*',  zusammengethan,  die  gegen  an- 
gemessene EntUlhnung  zum  Schleppen  der  Schiffe  stromaufwärts 
boreit  waren. 

Den  charakteristischen  Typus  dieser  Vereinigungen  zeigt*' 
die  Kareherzuntt  in  Mainz.  Ihr  Verhältnis  zu  den  Schiffleuten 
wurde  am  12.  April  1749  durch  kuriüriatliche  „Verordnung: 
uod  regulierte  Gebühr"  geregelt^,  welche  namentlich  auch  die 
fiumme  festsetate,  die  in  Friedenszeiten  fUr  ein  taugliches 
Pferd  als  Vompannlohn  geaahlt  werden  mu&te.  Die  Innung 
der  Lauerkarcher*  bestand  seit  alters  aus  44  Mitgliedern,  denen 
nicht  nur  „I^einenreuten  und  Schiffszug**  Torbehalten  war, 
sondern  auch  das  Fahren  des  Brennholzes,  wozu  sie  eigene 

*  Über  die  Segelausrühtuug  der  einzelnen  Srhiil*  vffl.  Herrn  an, 
Sanunluiig  der  Gesetze  S.  530—532;  Adrefsbuch  18::u  S.  o3,  54. 

«  Bn^«nn  fholL)  =  Mast  am  Hinterteil  des  Schiffs;  Fock  (hol!  i  - 
untere»,  viereckiges  Segel  des  Vorder-  oder  Fockmastes.  Top,  Topp 
(engl.)  —  Mastbaomspitze. 

'  Vgl .  Ec  k ('  r  t .  Mainzer  Schiffer^^ewerbe  S.  28  ff.  die  dort  Cltierten. 

<  Vgl.  Eck.  rt  a.  a.  O  S.  29  Anm.  5. 

*  Seiden  lierger,  Zunftkämpfe  in  Mainz  (K.  G.  Bockeuheimera 
Festsdirift  zur  Gutenbergfeier  in  Mainz  19Ö0  S.  48  ADm.  1)  leitet  die 
Vorsilbe  wolil  mit  Recht  von  dem  Verbum  ,|lttweni,  lauem"  ab  auf 

Arbeit  und  Vcrdieust  warten. 
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Holzkarren  hatten,  das  Fahren  von  Wein  in  ganzen  8tuck- 
iaösern,  zu  welchem  Zwecke  20  von  ihnen  einen  eigenen  Wein- 
wagen besarsen,  und  schliei»Uch  daa  irahren  von  Früchten, 
Baumaterialien  und  sonstigen  nicht  su  den  KM&uumsgUtern 
gehörenden  G^nständen'^  die  in  pLangkama"  betordert 
wurden^  wie  sie  sich  24  Karcher  hielten^. 

Diese  Koiporation  wurde  ähnlich  wie  die  Vereinigung  der 
Mainzer  Schinieute  durch  die  hei  Beginn  der  französischen 
Regierung  erfolf]:te  Aufhebung  der  ZUnfte  wenig  berührt®  S?> 
behielt  ihre  cht  iiiali;^'-e  OT-rlnung  stillschweigend  und  ungestört 
bei,  sie  wählte  wie  seither  ihre  Vorsteher;  kein  Fremder,  der 
nicht  in  die  Gesellschaft  aufgenommen  war,  mischte  sich  in 
ihre  Geschäfte.  Die  Karcher  fuhren  fort,  beim  Scbifiszug  wie 
beim  Hols&hren'  und  den  übrigen  Fuhrdienaten  die  alte  Kang^ 
reibe  au  beobachten,  die  durch  ihre  früheren  ZonftgeMtae  ein- 
geführt war.  Die  Behörden  lielsen  sie  unbehelligt,  in  der  An^ 
sieht,  dafs  diese  Einrichtungen  sum  Vorteil  des  Publikuma 
seien,  welches  gehörig  bedient  und  bei  den  festgesetzten  Fubr- 
taxen  nicht  übervorteilt  würde.  Näehstdem  leisteten  die  Karcher 
aber  auch  der  Stadt  wesentliche  Dienste,  indem  sie  bei  aufser- 
ordentlichen  Vorfällen,  hei  Feuers-  und  VVassergefahr  Fron- 
fuhren übernahmen,  die  mau  nach  Auilösung  der  Gesellschaft 
zu  Terlieren  fürchtete. 

So  blieben  die  Karcher  in  Ausübung  ihres  Oewerbea  im 
allgemeinen  ungestört.  Kür  das  ihnen  ehemals  ausschliefslich  zu»- 
stehende  Recht,  die  Schiffe  aus  dem  Hafen  au  ziehen,  erlitt  teihreiae 
eine  thatsächliche  Beeinträchtigung.  Einzelne  Schiffer  machten 
von  der  durch  das  Gesetz  zugestandenen  Freiheit  Gebrauch 
und  fingen  an,  sich  auswärtiger  Fuhrleute  als  Hallterer  zu  be- 
dienen. Obschon  dies  verliältnismäfsig  nur  selten  geschah, 
fühlten  sich  doch  die  Karcher  in  ihren  früheren  Privilegien 
gekränkt  und  hielten  sich  nun  auch  nicht  mehr  zur  EIrftÜlung 
Ihrer  ehemaligen  Obliegenheiten  yezbonden.  Es  geschah  daher 
nicht  selten,  dafs  einaelne  geladene  Sehifffr  daduvch  in  ihrer 
Fahrt  aufgehalten  wurden,  dafs  die  Fuhnihtemehmer  den  Vor^ 
spann  unter  nichtigen  Ausreden  verweigerten  und  sich  Will- 
kürlichkeitcn  beim  Schiffszug  gegen  die  Schiffer  erlaubten. 
Sie  behaupteten,  um  höhere  Löhne  zn  erzielen,  die  Leinpfade 
seien  tiberschwemmt,  wenn  dies  gar  nicht  der  Fall  war,  oder 
sie  zwan«ren  die  Schiffsführer  mit  dem  Bedeuten,  ihre  Ladung 
sei  zu  schwer,  ein  Pferd  mehr  zu  nehmen  als  sie  wirklich  be- 


*  Der  Transport  der  eigeutlicheu  iiaudeifeaitikt  l  suitid  den  Kauf- 
hansluiechten  und  sog.  Stofskaidiani  sa. 

^  Vgl.  Bericht  der  Bfirgenneisterei  vom  6b  AprU  1818  in  Akten 
über  Halfweacn  etc.  1818  M.S^t.A. 

*  Vgl.  Bericht  der  Bürgermeisterei,  das  Halfireste  und  denScUfa- 
BQg  betreffend  Tom  25.  Mflxs  1817  in  Akten  fiber  Halfirssfln,  LtSmnM  He. 
1817  H.StA. 
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nöti«?teii*.  Klagen  einzelner  wie  der  Vertretung  des  Handels- 
siarides  konnton  nur  wenig  fruchten,  da  es  au  eiuem  gesetz- 
lichen Mittel  fehlte,  die  Widerstrebenden  som  Ziehen  der 
FfJkrzeuge  zu  xwingen. 

Die  Mainxer  Bttrgennetsterei  bescUofs  daher  nach  An- 
hörung der  Handelskammer  und  der  Vertreter  der  SchifPieutej 

die  sämtlich  die  ehemals  gesetEUch  bestandene  und  zum  Teil 
durch  stillschweigende  Übereinkunft  beibehaltene  Ordnung 
begünstigten,  diese  wieder  rechtlich  einzuführend  Sie 
unterbreitete  zu  dem  Zwecke  der  Provinzialregiernng  einen 
unterm  24.  ilärz  1817  datierten  Entwurf,  zu  dessen  Recht- 
fertigung sie  noch  anfülirie,  (hüs  au<'h  an  anderen  Orten  des 
Uheiuötroms,  wie  z.  B.  in  Speier,  älinlichc  Einrichtungen  be- 
ständen. Am  31.  März  erhielt  er  durch  den  Freihcrm  von 
Lichtenberg  in  allen  Sttlcken  die  erbetene  Genehmigung 

Darnach  wurde  „die  Oesellschaft  oder  der  Verein  der 
Mainzer  Halfleute**  in  seiner  Organisation ,  wie  er  bisher  be- 
standen, beibehalten.  Seine  Mitglieder  erhielten  das  ausschliels- 

liche  Recht  des  Vorspanns  fUr  alle  Fahrzeuge,  die  nicht 
direkt  an  dör  Stadt  vorbeifuhren,  sondern  ihre  Ladung  in  dem 
Hafen  nahmen.  Dafür  mufste  die  Gesellschaft  ihrerseits  stets 
eine  für  den  gewöhnlichen  Dienst  hinreichende  Anzahl  taug- 
licher Pferde  —  wenigstens  20  —  bereit  halten  und  in  aufser- 
ordentlichen  Fällen,  wo  die  vorhandenen  Zugkräfte  nicht  aus- 
reichten, andere  Pferde  um  den  gleichen  Halflohu  und  unter 
den  nämlichen  Bedingungen  wie  bei  ihren  eigenen  Tieren  her- 
beischaffen. Der  Dienst  sollte  nach  einer  bestimmten  Rangreihe 
versehen  werden,  über  die  ein  genauc^s  Register  geführt  wurde^ 
nach  dem  die  Schiffer  Anweisung  auf  die  nötige  Anzahl  von 
Pft  rden  erliielten.  Die  Halfleute  waren  verbunden,  auf  Ver- 
langen der  SchitHeuto  sogleich  anzuspannen  und  die  Fahr- 
zeuge bis  zu  dem  ausgt'niachten  Bestimmungsorte  zu  bringen. 
Ohne  des  Schiffsführera  Einwilligung  durften  sie  unterwegs 
weder  lialten  noch  ausspaunen.  Auch  die  Angabe  der  Orte 
sum  Füttern  ttber  Mittag,  zum  Übernachten  u.  dergl,  sollte 
lediglich  Ton Jenen  abhängen.  Unterwegs  konnten  die  Fuhr^ 
leute  fernere  Dienste  nur  verweigern,  wenn  die  ünmöglichkeit 
weiterzukommen  dargethan  wurde ,  z.  ß.  bei  vollkommener 
Überschwemmung  der  Leinpfade,  wobei  aber  ebenfalls  die 
Stimme  des  Steuermanns  den  Ausschlag  geben  sollte.  Er- 
krankte ein  Pferd  während  der  Arbeit  und  wurde  es  zum  weiteren 
Zug  untauglich,  so  mufste  sein  Besitzer  sich  dies  von  der 


^  Vgl.  Beschwerden  ans  Jahren  1817,  1816  in  Faseikel:  Leinpfade 
and  Halfwesen  betr.  1817  M.St.A. 

«  Vprl.  Akten  nbor  Halfwesen,  Leinpfad  etc.  1Ö17  M^StA. 

^  Abdruck  der  \\'rordnung  als  Beilage  6. 

Forsehiuigdu  XVIII  5.  -  Eckert.  18 
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iiiiclisten  Ortsbehörde  bescheinigen  lassen,  dio  überhaupt  bei 
entbtehenden  Streitigkeiten  in  erster  Linie  anzuruieu  war. 

Wenn  wegen  widrigen  Windes,  hohen  Wassers  oder 
sonstiger  Ursachen  ein  Schiff  unterwegs  still  liegen  miifste, 
so  durften  die  Halfleute  nicht  ohne  Einwilligung  desSchifieFs 
umkehren,  sondern  hatten  auf  dessen  Verlangen  an  Ort  und 
Stelle  zu  bleiben  y  bis  wieder  angeschirrt  werden  konnte,  wo- 
gegen ihnen  auf^'  T  dem  «rewöhnlichen  Schlaf-  und  Stallgeld, 
der  Kost  und  Kütterunf;,  für  jeden  Tag  1  fl.  Wartegeld  auf 
das  Pterd  zu  vergüten  war*.  Die  Schiffer  waren  weiterbin 
gehalten,  den  Haltleuten  den  Fuhrlohn,  das  Quartier-  und 
Stallgeld  nach  der  festgesetzten  Taxe  richtig  zu  bezahlen,  die 
von  Zeit  zu  Zeit  durch  die  Bfligermeisterei  uadi  Anhören 
▼on  Sachverstündigen  neu  geregelt  wurde.  Aulserdem  hatten 
sie  ihnen  das  gehörige  Futter  für  Pferde  und  zwar  ein  „Viertel'' 
Hafer  pro  Tag  für  jedes  Tier,  sowie  auch  den  Leuten  selbst 
gute,  hinreichende  Kost  und  Trank  nacli  geltendem  Gebrauch 
zu  verabreichen.  Der  Mietlnlui  für  ein  Pferd  wurde  für  das 
erste  Mal,  wie  folgt,  festgesetzt: 

Von  Mains  bis  Oppenheim  2  fl.  15  Kr. 

-  Gernsheim   4  -  30  - 

-         -        -    Worms         8  - 

-  Mauniieim  10  -   —  - 

-  Speier        12  -  —  - 

-  Frankfurt     4  -  —  - 

Dab  Heu-  und  Stallgeld  für  ein  Pferd  pro  Nacht  wurde 
wegen  der  momentanen  Teuerung  auf  1  fl.,  das  Schlafgeld 
für  den  Manu  auf  48  kr.  normiert. 

Mit  dieser  Verordnung*  war  im  Princip  wenigstens  lUr 
das  Verhältnis  zwischen  Schifiern  und  Half leuten  Klarheit  ge- 
schaffen. Letztere  fühlten  »ich  seitdem  wieder  in  ihrer  ganzen 
Zünftlerischen  Selbständigkeit  gesichert  ^  wie  dies  namentlich 
bei  Vergebung  der  ihnen  zustehenden  Gerechtsame  deutlich 
zn  Tage  tritt ^.  Beispielsweise  hatte  Oeor^,^  Player  eine  Zeit 
lang  das  Fuhrwesen  der  Wittib  Gebhard  gemietet.  Da  diose 
dann  1818  ihr  Fuhrprivileg  an  einen  gewissen  Auer  verkaufte. 


'  Durch  Bcsclilufs  tl(>r  provIsor.  Vf^rwaltungskomnii^^^ioii  (i^r  Rhoin- 
Schiffahrt  vom  26.  Februar  löl»  wurde  diese  BestimmuDg  dahiu  ergiknzt. 
dafs  das  Wartegeld  von  1  fl.  wegen  steigenden  Wassers  etc.  erst  nach 
Verlauf  von  24  Stunden  liUlig  wurde;  solange  mufsten  die  Halfleatv 
!in»  Titgeltlich  bleiben,  wenn  die  Fahrt  später  weiterging.  Auch  wurd*» 
dauials  die  Zahl  der  Pferdeknechte  festgesetzt  und  bestimmt,  dafa  bei- 
spielsweise auf  2— 8  Pfeide  1  Mann,  auf  12—18  Pferde  6  Mann  Bediemnifr 
kommen  sollten.    V^'l.  Akten  über  Halfwesen  1818  M.St.A. 

2  Dieselbe  wurde  im  wesentlichen  auch  der  Mainzer  liafenordnun^ 
vom  25.  August  1^25  eingefügt;  vgl.  Herman,  Adrefsbuch  182(i 
S.  68.  (j9. 

*  VgL  snm  folgenden  Akten  fiber  Halfwesen  181Ö  M^tA, 
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und  nunmehr  Mayer  sich  eigenes  Fuhrwerk  beschaffen  wollte, 
verbot  (He  Karcherzunft  solches  uod  verlangte  von  ihm,  dafs 
er  die  Halfgerechtigkeit  von  einem  ihrer  Mitglieder  kaufen 
oder  mieten  sollte.  Die  Bürgermeisterei  trat  in  einem  Bericht  * 
an  die  ProYinzialregierung  dieser  Auffassung  bei,  in  dem  sie 
erklttrte,  das  „Recht  der  Karcherei**  werde  innerhalb  der  Zunft 
als  ein  den  Familien  gehöriges  Eigentum  betrachtet,  das  vom 
Vater  auf  den  Sohn  oder  in  Ermangelung  dessen  auf  die 
älteste  Tochter  übergehe;  nach  des  Mannes  Tod  könne  die 
Witwe  die  Karcherei  selbst  fortführen,  den  Kindern  übergeben, 
vermieten  oder  sonst  zu  üirom  Nutzen  verwenden.  Seien  die 
Eltern  verstorben,  so  werde  die  Karcherei  zu  Gunsten  der 
Kinder  vermietet,  bis  das  älteste  derselben  sie  zu  übernehmen 
vermöge.  Jeder  Eigentümer  der  Qerechtsame  dürfe  dieselbe 
▼erkaufen,  wie  dies  öfters  sogar  zur  französischen  Zeit  durch 
notariellen  Akt  geschehen  wäre;  auch  sei  der  Übergang  der- 
selben  bei  Erbschaft,  Heirat  etc.  nicht  ausgeschlossen.  Dies 
alles  widerstreite  zwar  gesetzlichen  Institutionen,  aber  es  ent- 
spreche altem  Herkommen  und  sei  ernstlich  nicht  anzutasten. 
jÜie  Provinzialregierung  -  stimmte  diesen  Ansichten  zu*'  und 
liefH  dem  Reklamanten  bedeuten,  er  solle  sich  zum  Kauf  oder 
zur  Miete  der  Gerechtsame  entschliefsen. 

War  so  die  Karcherzunft  auch  in  ihrem  inneren  Bestände 
gefestigt^,  so  Uelsen  sich  doch  bei  Ausübung  ihres  Berufes 
Keibereien  mit  den  Schiffern  trotz  der  Verordnung  von  1817 
vielfach  nicht  vermeiden.  Am  meisten  Beschwerden  machte 
die  Festsetzung  des  Stallgeldes  für  die  Zugpferde,  die  unter 
Berücksichtigung  der  allgemeinen  Preislage  einer  stets  erneuten 
Festsetzung  durcli  (Vk^  Btlrgerraeisterei  benötigte^.  Auch  das 
den  Mainzer  Karchern  zugestandene  Monopol  des  Halfzuges 


1  Bericht  vom  6.  April  1818  a.  a.  O. 

«  I?»  s(  hluf^  vom  14.  April  1819  a.  a.  0. 

"  Demgemärs  wurdeu  Streitigkeiten  weeen  des  Übergangs  der 
Gerechtsame  durch  Erbgang  etc.  vor  den  richterlichen  Behörden  aus- 
getragen. VgL  Entscheia  der  Proviiuialr^erang  vom  16.  Oktober  1818 
und  des  r.ftcrpn  a.  a,  O. 

Auch  diu  Karcher  giugtiu,  gleich  den  Schiffern,  SchiftsiLnechten  etc., 
mehrfach  mit  dem  Gedanken  um,  eine  Hiif^kaase  sn  gründen«  deren 
Bcst&nde  bei  Pfcrdeverlust.  Kriinklu  lt,  Un^^Iücksfailen  angopTriffen  werden 
sollten.  Vffl.  Vorschläge  vom  11.  Marz  I8l8  a.  a.  0.  und  Eutscheid  der 
hessischen  Frovinzialregierung  vom  7.  .\pril  1818  a.  a.  O. 

*  VgL  Beschwerde  der  Wormser,  Speirer,  Mannheimer  Gilde- 
echiffer  vom  23.  Mai  1818  und  Anordnung  der  Burgermeiaterei  vom 
29.  Mai.  d.  J.  in  Akten  über  Halfwesen  1818  oder  Anordnung  der 
Bürgermeisterei  vom  6.  Nov.  1822  in  Rheinaehiffiihrteakten  1822  MLStA. 
Die  Höho  dns«  Stallseldes  wech^t^lto  in  dieser  Zeit  zwischen  1  Gulden 
und  30  Kreuzer.  Nach  Entscheid  vom  6.  November  1822  konnte  der 
Halfmann  bei  dem  Vorspann  bis  Frankfurt  kein  Nacht-  und  Stallgeld 
f&r  die  kommende  Nacht  verhuigen,  wenn  das  Schiff  vor  12  Uhr  mit- 
tags dort  eintraf. 

10* 
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wurde  von  den  Schitfern  nicht  immer  willig  ertraeen  Die» 
kam  zum  Teil  daher,  dafs  Fuhrleute  der  benaclibai ten  Orte 
wie  Nackenheim,  Oppenheim  u,  s.  w.  ftlr  billigeren  Lohn  ihre 
Dienste  anboten.  Oogleich  die  Proyinzialregierung  wiederholt 
betonte^,  dafs  man  den  Halfleuten  von  Mainz,  wenn  man 
ihnen  die  Pflicht  ständiger  Bereitschaft  auflege^  die  an  anderen 
Orten  nicht  vorhanden  sei,  auch  Privilegien  zubilligen  müsse, 
liefscn  sich  die  Schwierigkeiten  nicht  ganz  beseitigen,  nament- 
licii  wurde  stets  vt»n  neuem  versucht,  das  Verbot  zu  umgelien  ^. 
Dies  war  um  ao  leichter  möglich,  als  die  Karcher  wegen  der 
eigentümlichen  Beschaffenheit  des  Uferrandes  nicht  scbuu  im 
Hafen  von  Mainz,  sondern  erst  oberhalb  der  Stadt  die  Pferde 
anschirren  konnten.  Bis  dahin  mufsten  die  Sohifi^sr  deichen 
oder  sich  durch  Menschenkraft  ziehen  lassen. 

Auch  um  dieses  Recht,  die  Schiffe  aus  dem  Hafen  ziehen 
zu  dtlrfen,  wurde  jahrelang  auf  das  heftigste  gestritten  *.  Um 
den  Wirren  ein  Ende  zu  machen,  beschlofs  man  in  Mainz 
nach  dem  Vorbilde  Kölns,  wo  eine  besondere  Ordnung  tlir 
das  Voranziehen  der  Fahrzeug(^  durcli  Menscheji  längs  des 
Hafens  bestand,  die  Regelung  iler  Angt  K  geuheit  dur«  h  Krlafs 
einer  Verordnung  zu  bewerkotelligen.  Nach  vielem  Hin-  und 
Herreden,  wobei  sich  die  Handelskammer  zunächst  gegen  den 
Rang  erklärte,  erschien  endlich  die  Polizeiverordnong  Tom 
10.  November  1824*,  die  für  die  zum  Schiffszuge  berecEtigten 
Karcher  die  Rangreihe  einführte  und  ihren  Lohn  genau  fest- 
setzte. Letzterer  betrug  pro  Mann  für  die  ganze  Strecke 
iMngs  der  Stadt  48  KreuzfM-.  Wenn  bei  günstigem  Winde  (!er 
ÖchifTcr  seine  Segel  gebrauchen  konnte  und  nur  aut  eine  kurze 
Weile  eine  Anzalil  Srhiffszieiier  nötig  hatte,  war  die  Taxe 
nicht  anwendbar,  sondern  die  Bezahlung  blieb  dem  iScLitier 
nach  billigem  Ermessen  überlassen.  Ebenso  durfte  dieser  stets  die 

'  Vpl,  Bemerkungen  über  den  Octroivertraff  S.  111  —  118;  ferner 
Protokoll  zur  Sitzung  der  provisorischen  VerwaTtun^?'koTnnii?f*ion  der 
Rheinseliiflal  rt  vom  28.  Fcoruar  1818  und  Entscheid  der  ht;öÄij»chcn 
Provinz ijilrrMjiening  vom  7.  April  1818  in  Akten  über  Halfwesen  1818 
M.St.A.  Ub(>r  deri  t  iiirnal  gesteckten  Rahmen  wurde  das  Moij<ipol  m'.  ht 
ausgedehnt.  Beii^piclsweise  gestattete  ein  Eutscheid  des  hi>ssLschen 
Ministeriums  vom  25.  November  1823  den  vom  Mittelrhein  kommenden 
Schiffern,  du-  seither  gebrauchten  Halfpferde  an  Mainz  \  i  I  i  nach 
Frankfnrf  zu  brnutzen;  vgl.  Akten  über  Halfwesen  Ib'Äf  M.St.A. 

^  Vgl.  bi  ispiolsweisc  Entscheid  vom  6.  März  1821  in  Akteu  übvr 
Halfwesen  1821.  M.St.A. 

"  A.  a.  O.  ^■i-If:K•h  liefen  anch  Beschwerden  über  Grobheit  und 
Uufolgsamkcit  der  Knechte  ein,  die  nach  Ansicht  der  Halfleute  ihrem 
Handwerk  «nimscbreiben  waren.  Vgl.  Protokoll  vom  28.  Februar  1818 
a.  a.  0.    Beschwerde  vom  18.  August  1824  in  Schiffahrtsakten  1824  etc. 

*  Vgl.  zum  folgenden  Akten,  betr.  den  Schifissug  durch  Menschen 
im  Hafen  1824  M  St.A. 

*  Die  Verordnung  ist  im  wesentlichen  der  Mainser  Hafenordnnnc 
vom  25.  Angnst  1825  eingefügt.  Vgl.  flerman,  Adrefsboch  \i*2o 
S.  67,  68. 
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Zahl  der  zum  Zug  erforderlichen  Personen  bestimmen,  auch 
blieb  es  ihm  unbenommen,  sein  Fahrzeug  durch  eigene  Leute 
oder  durch  nSeine  Maschinen"  an  Ort  und  Stelle  zu  bringen. 
Zunächst  wurden  68  Mann  unter  die  Schiffszieher  auf« 

p^onoramen  ^  Da  sich  ihre  Zahl  abor  .stark  mehrte,  m  dafs  sie 
boreitö  am  25.  MHrz  1825  Leute  zalilte,  woj-unter  sich  dem 
Beruf  nach  8eluftä-Dili^encen knechte  und  Sehirt'er  jeder  Art 
befanden,  erschien  am  7.  Milrz  1820  eine  neue  Polizeiord- 
nung, die  bestimmte,  dafü  in  Zukunft  nur  „auögclerute"  Mainzer 
Scbiffsknechte,  die  mit  dem  Zeugnis  des  Verwaltnngsrats  der 
Schiffei^lde  yersehen  seien»  in  die  far  den  Schiffszug  ausge- 
stellte Liste  Tom  Hafen  inspektor  eingetragen  werden  dürften. 
Überhaupt  wurde  in  diesem  Reglement  der  Dienst  strenger 
und  einheitlicher  geregelt  und  zu  dem  Zwecke  ein  Aufseher 
ernannt,  der  sich  mit  den  Schiftrrn  ülM  r  die  Zahl  (]f'r  Mann- 
schaften zu  benehmen  und  dieselben  n  n  Ii  »|r>r  Rangordnung 
zu  bestellen  hatte,  der  für  sie  den  Luhu  euipling  und  unter 
sie  austeilte,  wobei  er  von  jedem  einen  Kreuzer  pro  Zug  für 
seine  Bemühungen  zurückbehalten  durfte. 

Wenn  so»  wie  an  einem  Beispiele  gezeigt  wurde,  in  den 
einzelnen  Stationsstttdten  alles  Mögliche  geschah,  um  die  Fahrten 
der  Schiffe  zu  erleichtern,  so  wurde  doch  ihre  grofse  Abhängigkeit 
von  Angehörigen  anderer  Berufszweige  mifslich  empfunden*. 
Die  damalige  Oiiter-  und  Personenbeförderung  leistete  zwar, 
soviel  man  liilü^'crweise  von  ihr  verbinden  konnte,  und  recht- 
ftirtigte  sehr  wohl  die  IVIiUien,  die  seit  Anfang  des  19.  Jalir- 
hunderts  auf  eine  Besaerung  ihrer  rechtlichen  Verhältnisse 
zielten,  aber  doch  kehrten  die  Klagen  über  die  Langsamkeit 
und  Unsioheriieit  der  Fahrten,  das  tage-,  ja  wochenlange 
Stillliegen  bei  widrigen  Winden  u.  s.  w.  in  den  Berichten  jener 
Zeit  immer  wieder.  Es  bedeutete  daher  einen  unendlichen 
Fortschritt,  als  auf  dem  Rhein  Schiffe  erschienen,  die  alle 
IMittel  der  Fortbewegung  in  sieh  selbst  trugen,  die  unabhling^ig 
von  der  gewöhnlichen  Witterung  und  vor  allem  unabliängig 
von  äufsercr  Mithilfe  ihre  Falirten  vollendeten.  Die  Dampf- 
scliiffahrt*,  die  bereits  in  amerikanisehen  und  englischen  Ge- 
wässern sich  erprobt  hatte,  sollte  auch  auf  dem  Rhein  Eingang 
finden. 


'  Vgl.  zum  folgenden  Akten,  den  Scliifissug  im  Hafen  betreffend, 
1Ö27  M.St.A. 

*  Welclier  Zeitvcorlust,  ganz  abgesehen  v<hi  den  Unkosten,  daraus 
für  div  Fahrten  cutstand,  heben  die  Bemerkungen  über  den  Octroivertrag 

(S.  IIÜ)  rie-lttig  hervor. 

•  Schon  der  geniale  Geist  Lionanii)  da  Vincia  hut  sich  mit  Ver- 
wendung der  Dampfkraft  zur  I  tlH  wc  ^ung  der  Schiffe  beschäftigt. 
Übi.T  die  späteren  verfiiichf  Faplns,  Fultous  etc.  unterrichtet  kurz 
Cohn,  Nationalökonomie  des  Handels  und  Verkehrswesens  §  ö04  S.  741. 
VgL  auch  Beuleaax,  Der  Weltverkehr  und  seine  Mittel  I B.  2S5— 270. 
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Der  erste  Schritt  zu  ihrer  £iiiftlhrung  ging  von  demsdben 
Holland  aus,  dessen  Regierung  der  gesetsGchen  NeoregeluDg 

der  Rheinschiffahrtsrerhättnisse  in  wirtschaftlichem  Egoismus 
die  gröfsten  Schwierigkeiten  bereitete.  Nachdem  bereits  das 
erste  Dampf  boot  im  Juni  1816  die  Fahrt  von  Rotterdam  nach 
Köln  in  etwa  fünf  Tagen  zurückgelegt  und  damit  seine  Ver- 
wendbarkeit bewiesen  hattet  wurde  im  Jahre  1822  die  „lihcin- 
und  Seedampfschiftalirt ,  Niederländische  Gesellschaft"*  mit 
dem  Sitze  in  liotterdum  begründet,  aus  der  später  die  „Nieder- 
ländische Dampfschiff-Reederei'^  hervorging.  Jene  eröffnete 
alsbald  wöchentliche  „Passagier-  und  Packetfahrten  durch 
Dampfschiffe^  zwischen  Rotterdam  beaiehungsweise  Antwerpen 
und  Köln^. 

Die  Kölner  Handelskammer  begünstigte  diesen  Betrieb 
auf  jede  Weise  und  veraniafste  bereits  gegen  Ende  drs  Jahres 
1828  den  dortigen  Handelsstand,  sich  hp\  der  niederländischen 
(^eseilschaft  zu  beteiligen  *.  Damit  erlangte  jener  nicht  nur 
Sachkenntnis  und  Anteil  am  Gewinn,  sondern  erwirkte  auch 
die  Veranstaltung  von  Probefahrten  auf  anderen  Rheinstrecken, 
deren  Kosten  durch  die  Gesellschaft  getragen  wurden,  und  die 
von  bestem  Erfolg  gekrOnt  waren. 

Jm  Jahre  1824  erschien  zu  KOln  das  Dampfboot  „der 
Seeländer unter  Führung  des  Ingenieurs  Rtotgen,  das  eine 
Probefahrt  auf  dem  Khein  unternahm,  aber  trotz  des  schönen 
Wasserst.iTidp«  brrq-wärta  nur  bis  Kaub  kommen  konnte**. 
Nicht s'b'stoweni^tT  erstarkten  seit  1825  die  Bestrebungen  zur 
Gründung  von  Dnmpfschiffahrtsgesellscliaften  auf  dem  Khem, 
die  bei  den  naudelskaramern  von  Mainz  und  Köln  volles  Ver- 
ständnis und  thatkrftftige  Forderung  fanden«  Am  14.  8m- 
tember  1825  fuhr  dann  das  erste  Dampfschiff  auf  dem  Mitlel- 
rhein  unter  Teilnahme  König  Friedrich  Wilhelms  XU.  Ter- 
Suchsweise  von  Koblenz  bis  Köln.  Wenige  Tage  spliter  kam 
dasselbe  Boot,  das  den  Namen  „Rhein"  führte,  wieder  berg- 
wJtrts  bis  Mainz  und  fuhr  weiter  bis  Strnfsburg,  von  wo  aus 
es  die  Rückreise  nach  Köln  antrat ^   Ks  wurde  überall  mit 


>  Dm  Dampfecfaiff  erscliien  zn  K«1b  am  12.  Juni  1816.  Ygi. 
Hermaii,  Adreisbuch  1830  8.  71.  Danach  ist  die  Angabc  bei  Cohn, 
Nationalökonomie  des  Handels  und  Verkehrswesens  (S.  741  §  504X  dafa 
auf  dem  Rhein  das  erste  Dampf  boot  1817  erscliienen  »ei,  zu  berichtigeo. 

>  Auch  nicdcrlftndischc  Dampfschiffgesellscbslt  (nederlandaehe 
Stoomboot-MriJitsehappr)  fjeluMfs'  ii 

*  Vortrag:  der  Kölner  Handelskammer  S.  6,  abgedruckt  bei 
Herman,  AcbreTBbiich  1827  S.  27—81,  und  Wlrmtagbaus,  Kölner 
Rheinsehiffiüirt  S.  11. 

*  V'ortra^  der  Köliipr  fTandelskammer  S.  6. 

"  Vpl.  Herrn  au,  Adrefsbuch  18^30  8.  71;  Jlauddökammer  zu 
Mainz  S.  31. 

"  Virl.  darüber  die  aiisfulirHchi^  Schilderung  in  Hermans  Adn  r<- 
buch  lüüO  S.  71  tf.,  wo  aiu-h  die  Dauer  der  Fahrten  swiachen  den 
einaelncn  Orten  angegeben  ist ;  anfserdem  Handelskammer  sa  Mains  8. 83^ 
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freudigem  Staunen  begrüfst.  Nicht  nur  die  Centralkommission, 
auch  die  einzelnen  Lokalbehörden  verfolgten  soine  Fahrt  mit 
Inteross«'  uiicl  sorgten  aller  Orlen  für  gcbülirenden  Empfmtr'. 
An  einzelnen  Plätzen  wurde  seine  Ankunft  in  geradezu  lieber- 
hatter  Auiregung  erwartet,  in  derselben  Stimmung,  in  der  man 
Wühl  heute  das  Anlanden  eines  lenkbaren  Luftschiffs  begrüfsen 
würde.  Besonders  festlich  gestaltete  sich  die  Fahrt  zwischen 
Mainz  und  Bingen  am  25.  Sentember  1825,  au  der  die  Mitglieder 
der  Centnükommlssion  für  aie  Rheinschiffahrt,  die  Spttaen  der 
Civil-  und  Militärbehörden  von  Mainz ,  lie  Mitglieder  der 
Handelskammer,  angesehene  Kauf  leute  der  Umgegend  mit  ihren 
Gemahlinnen  geladen  waren.  Bei  günstigster  Witterung  legte 
der  L)am})ter  d'*n  Weg  zurück,  ohne  dafs  der  geringste  Uniall 
die  allgemeine  Fröhlichkeit  herabgeästimmt  hätte.  Die  Mainzer 
Bevölkerung  bedeckte  stundenweit  das  L^fer,  um  das  nie  ge- 
sehene Schauspiel  vollkommen  zu  genieiseu.  Die  Zeitungeu 
priesen  das  Ereignis  nach  Oebühr,  und  noch  1830  schildert  es 
Herman  im  Geschmack  jener  Zeit  mit  überschwttnglichen 
Worten :  „Eine  wahrhaft  prachtvolle  Lustfahrt,  wie  sie  früher 
kein  Fürst  erlebt  und  gemacht  haben  konnte;  wie  arm  er- 
scheinen dagegen  die  Römer  Rhein  fahrten  unter  diesen  Zwing- 
lierrn  der  damals  bekannten  Welt!  Was  würde  ein  Cäsar, 
ein  Drusus  dazu  sagen,  könnte  er  zurückkommen,  das  Wunder 
auf  dem  deutschen  Rhein  zu  Mainz  zu  schauen!^ 

Die  Probefahrten  des  „Rhein'',  eines  für  die  damalige 
Zeit  solid  und  elegant  gebauten  Fahrzeugs,  waren  die  ersten 
gelungenen  Versuche,  die  neue  Erfindung  auf  dem  Mittel-  und 
Oberlauf  des  Stromes  einzubürgern.  Bei  dem  Handelsstand 
herrschte,  nach  den  bei  ihnen  gemachten  günstigen  Erfahrungen, 
Aber  die  Verwendbarkeit  des  neuen  Verkehrsmittels  bald  nur 
eine  Stimme.  Seine  Vertretungen,  die  vorher  noch  eine  ge- 
wisse Zurückhaltung  beobaciitet  hatten,  schlugen  nunmnhr 
jede«  Bedenken  beiseite.  Auch  sonstige  Interessenten,  wie  die 
Rheinschiffahr Isbeamten,  waren  durch  den  Erfolg  vollkommen 
gewonnen.    Noch  ein  Jahr   früher  hatte  sich   der  Kat  der 

£roTi8orisehen  Yerwaltungskommission  CSiristiaQ  Wensel  in 
[ainz,  der  an  der  weniger  glücklichen  Fahrt  des  „  Seeländer 
teilgenommen  hatte,  g^n  das  neue  Befbrderungsmittel  ftlr 
den  Güterverkehr  ausgesprochen  und  aus  wirtschaftlichen 
Gründen  seine  Einführung  bekämpft  ^  Die  neuen  Schiffe,  so 
meinte  er,  kosteten  zu  viel  bei  der  Herstellung,  h&tten  wegen 


'  Vgl.  dfin"ib«^r  die  einzelnen  Nailnii.liten  in  Akten  über  üumpf- 
schiffahrt  1825  M.iStA.  In  Mainz  gestattete  uiau  dem  Dampfschiff 
.vergfinstigungswelse"  FortfBhmng  der  ümschlagsgüter,  freien  Dareh* 

fafo  durch  die  "Rhi-inVirnrkf  u.  s.  w. 

^  Das  für  die  damaligen  Anschauungen  charakteristische  Zeugnis  ' 
ist  in  seinen  wesentlichen  Teilen  wiedergegeben  in  Handelskammar  zu 
Hatiu  S.  81—88. 
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des  teuer  besablten  Maschinenjiersonals  und  starken  Kohlen- 

Verbrauchs  grofse  Spesen  bei  den  einzelnen  Reisen,  würden 
durch  die  ewige  JSrBchttttening,  welche  der  Gang  der  Maschine 

hervorbringe,  rasch  verschleifsen,  hätten,  da  sie  selbst  zu  schwer 
seien,  nur  eine  geringe  Ladeniöglichkeit  und  seien  daher  für 
den  GütfM  v«'rkolir  kaum  zu  onipfeblen ,  wenigstens  nicht  auf 
den  Stronisireckcu ,  wo  die  Einrichtung  bestehe,  die  Sclutie 
durch  Pferde  fortzuziehen.  iSueii  den  Fahrten  des  „Khein" 
im  September  1825  waren  all'  derartige  Bedenken  verstummt 
Was  sich  seither  noch  in  kleinen  Änfllngen  bewegt  hatte, 
reifte  nun  zu  grofsen  Unternehmungen.  Es  bildeten  sich 
kapitalkräftige  Gesellschaften,  welche  die  neue  Erfindung  fitr 
den  Rhein  rationell  ausbeuten  und  den  Verkehr  mit  ihrer 
Hilf''  auf  der  ganzen  Strorastrci  ke  umgestalten  wollten  Nach- 
dem bereits  am  18.  Februar  1825  dio  bayrische  !{' Ln«'rnng 
dem  Handelsmann  J.  II.  Scharpff  von  vSpen  r  die  Betreibung 
der  DampfHcliiftaiirt  zwisehen  der  Rbeinsebunze  (deni  t*p.^teren 
Ludwigshaten )  bei  Mannheim  und  Mainz  gestattet',  und  am 
31.  August  1825  der  EOnig  der  Niederlande  der  nieder- 
Ittndischen  Dampfschiffahrtsgesellschafit  eine  feierliche  Kon« 
Zessionsurkunde  erteilt  hatte  ^,  wurde  am  22.  September  1825 
auch  ..der  Grol'sh.  badischen  Rheindampfschiffahrtsgesellscbaft" 
von  ihrem  Landesherrn  die  erbetene  Bestätigung  verliehen*. 
Durch  die  günstigen  Erfahrungen,  die  mit  der  DonmpfschiflTabrt 
auf  dem  Bodensee  und  neuerdings  auf  dem  RluMn  gemacht 
wurden,  sieht  sich  Ludwig,  ürofsberzog  von  Baden  und 
Herzog  zu  Zähringen  veraulafst,  eine  gleiche  Eiuriclituug  auf 
diesem  Hauptstrome  neben  der  seitherigen  Schiffiifart  zu  ge- 
statten. Wenn  es  auch  aufserhalb  seiner  Macht  liege,  lule 
Nachteile  zu  beseitigen,  welche  nach  geschichtlicher  Ertahrang 
selbst  die  nützlichste  Erfindung  für  längst  bestehende  £ün- 
richtungen  zur  Folge  bat,  so  erachtet  er  sich  doch  für  vcr* 
j>flicbtet,  datür  Sorge  zu  tragen,  dafs  die  gegenwärtig  zu 
regelmälsigen  Fahrten  berechtigten  Schiifer  seines  Landes  bei 


>  Abdruck  des  Erlasses  an  die  kSnigl.  Regienmir  des  Bhcinfcreises 

vom  18.  Februar  1825  bei  Herman,  Adn-fsbucli  1827  a  12. 

*  Abdruck  df-r  Urkunde  bei  Heimao  a.  a.  O.  S.  24,  25}  be- 
glaubigt.' Abscbrift  im  A.  d.  M.  II.K.  ^  5836. 

^  Ab(bu.  k  (lor  Urkunde  bei  Herman  a.  a.  O.  8.  9—12.  Abscbrift 
im  A.  d.  M.  II  K    §  In  '!  r  Konzession  sind  Freiherr  von  Cotta 


Errichtung  der  betr.  Aktiengesellscliaft  nachgesucht  haben.  Freiherr 
von  Cotta  und  -f^iii  Aep»»ri«^  Ohurch  erhalten  dann  am  17.  Norrmber 
1825  durch  Kimi-;  von  Ikiyem  die  Konzession  zur  Kiutüliiuiig 

der  Dani|)f:5chiffaTirt  auf  haviischen  Flüssen.  AbsK^brift  derselb<'n  findet 


ohne  praktiiichc  Bedeutung  geblieben  zu  sein.  Vgl.  daxu  Schanz, 
MainttchiffiRbrt  im  XIX.  Jahrhundert  S.  177  and  Anm.  186,  m  8.  991. 


M  -f,  -  iM  nfMll^  in.  A.  d.  M.  "H.K. 


.5s.'?G.    .Tedocli  scheint  die.«  l*rivib>|f 
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der  neuen  Anstalt  Beschäftigung  und  Verdienst  erhalten,  daf« 

sie  an  den  Vorteilen  derselben  Anteil  nehmen  kdnnen.  Es 
wird  demgemäfs  den  Gesuchstellern  die  Erlaubnis  zur  Grün* 
dung  der  „Grofsherzoglich  Badischen  Khein-Dampfschiffahrts^ 
gesellschaft"  erteilt,  welche  befugt  ist,  den  Rhein  von  da  an, 
wo  er  aus  dem  Kanton  Basel  tritt,  bis  an  die  nördliehe  Grenze 
des  Grofsherzügtunis  mit  Dampfbooten  zu  jedem  nicht  ver- 
botenen Zweck  zu  befahren,  und  auf  solchen  Menschen, 
Waren  und  Landeserzcugnissc  aus  badischen  Häfen  in  badische 
Häfen  zu  verbringen,  aach  andere  Schiffe  zu  schleppend"  Dar 
gegen  macht  sich  die  Gesellschaft,  abgesehen  von  ihrer  Ver- 
pflichtung znr  Verwendung  von  gutgebauten  Booten  und  zur 
Vorlage  aller  Verabredungen  mit  ähnlichen  Unternehmungen 
verbindlich,  den  badischen  7nr  Tourfahrt  verpflichteten  Schiffern 
wenigstens  ein  Drittel  ihrer  Aktien  zum  Kennwert  anzubieten 
und  vorzui^sweise  l«adische  Kheinschiff laute  zur  Bemannung 
ihrer  Dampf  boote  anzustellen. 

Die  gemäfs  dieser  Konzessionsurkunde  ausgearbeiteten 
Statuten'  entsprechen  durchaus  den  angeftlhrten  Bedingungen 
und  enthalten  zugleich  die  genaueren  Normen  für  die  innere 
Verwaltung  und  Geschäftsordnung  der  Gesellschaft,  die  sich 
lediglich  auf  den  Betrieb  der  Dampfschiffahrt  unter  Ablehnung 
jedes  anderen  Handelszweiges  beschränken  will.  Als  Kapital 
wurde  die  Summe  von  250000  11.  im  24  Guldenfufs  bestimmt, 
die  in  500  Aktien  zu  je  500  fl.  verteilt  werden  sollte. 

So  war  denn  flir  den  „konventionellen  Rhein"  die  erste 

Spofse  Dampfschiffahrtsgesellschaft  unter  glückverheifsenden 
msti&nden  erstanden.  Nicht  so  rasch  ging  es  mit  der  Grün- 
dung ähnlicher  Unternehmungen  in  Köln  und  Mainz,  da  dort 
die  Durchführung  umfassenderer  Pläne  entsprechend  mehr 
Schwierigkeiten  bereitet  hatte. 

Die  Kölner  Handelskammer  sah  mit  klarem  Blick,  dafs 
Handel  und  Verkehr  am  Mittelrhein  des  p^cwnltif^en  Hebels 
<ler  Dampfschiffahrt  nicht  länger  entbehren  könnten.  Aber  sie 
wuiste  zugleich,  dafs  nur  dann  eine  gedeihliche  Entwicklung 
zu  erwarten  sei,  wenn  es  gelang,  die  sich  allerorten  bildenden 
Gesellschaften  untereinander  ins  Einvernehmen  zu  bringen*. 
Sie  befürwortete  daher  nicht  nur  unter  Hinweis  auf  den  Sat% 
dafs  ^concordia  res  paryae  crescunt,  discordia  maximae  dila- 
buntnr^,  die  Bildung  eines  Aktienunternehmens  am  Platze, 
sondern  brachte  auch  bereits  am  3.  September  1825  mit  der 
schon  bestehenden  niederländischen  Dampfschiffahrtsgesellschaft 


*  Zugleich  wird  ihr  für  10  Jahre  die  Zahhing  der  Go>\  orbo^teuer 
erlassen,  art.  IV. 

*  Abschrift  derr^flbcn  in  Rhmnschiffahrt^akten  1^:2  .  M.St.A. 

*  Vortrag  der  liundeiskammer  S.  8,  9.  lierman,  Adrefsbuch  1827 

8.  a>-3i. 


Digitized  by  Google 


202 


XVUI  5. 


ein  Übereinkonimen  zuwege^,  wonach  diese  letztere  zwischen 
Rotterdam  und  Köln^  die  neu  ins  Leben  tretende  Qesellschaft 
aber  oberli«alb  Kölns  den  Rhein  befahren  sollte,  und  wonach 
beide  Gesellschaften  gehalten  waren,  sich  gegenseitig  Personen 
und  Güter  zuzuführen.  Als  dann  die  (  iHTigesehilderte  Ver- 
Kuclisreise  mit  dem  ^Uhein"  am  14.  Septfiiiber  glücklich  ver- 
laufen war,  traf  sie  am  15.  September  mit  der  Mainzer  Handels- 
kammer und  den  Vertretern  der  dort  geplanten  „Rhein-Main- 
DampfschiffabrtsgesellBchaft" ,  die  bindende  Verabredung,  wo- 
nach letztere  auf  einen  Betrieb  unterhalb  Mainz  verzicbtete 
und  beide  Geaellachaften  die  Verpflichtung  übernahmen,  für 
ihren  Personen-  und  Gflterdienst  eine  «gegeneeitige  Korrespon- 
denz" einzurichten. 

Am  8.  Oktober  bez.  14.  November  1826  wurde  daTiTi  <!ie 
l'reulijiäseh -  Kheiniscbe  Dampfschiffahrtö-Gesellschaft  in  Köln 
gebildet,  an  der  neben  den  Kolnern  vielfach  auch  Maiuzer 
Kaufleute  beteiligt  waren.  Sie  sollte  Statuten mäfsig^  eine  regel- 
mäTsige  Fahrt  mit  Dampfiachiffen  Air  den  Transport  von  Passar 
gieren  und  Gütern  auf  dem  preufsischen  Rhein,  sonächst  auf 
der  Linie  Köln-Koblena  eröfinen  und  gleichzeitig  mit  anderen 
Gesellschaften  sich  verbinden,  um  ähnliche  Fahrten  auf  den 
übrigen  Flufsteilen  zu  sichern.  Auch  zum  Scliloppen  von 
Fahrzeugen  konnte  sie  ihre  Dampfschiffe  lif^rirphen.  Sie  wollte 
ihre  Boote  nicht  selbst  verfertigen,  sondern  ankaufen,  und 
.solltrii  zu  deren  Führung  und  Bemannung  soweit  irgend  an- 
gängig nur  preufsische  Schiffer  eingestellt  werden.  Die  Zahl 
der  Aktien  wurde  vorläudfig  auf  1200,  jede  zu  200  preDfinschen 
Tbalem  bestimmt'. 

Wenige  Monate  später^  wurde  in  Mainz  eine  weitere 
gleichartige  Vereinigung,  die  Dampfschiffahrts-Gesellschaft 
vom  Rhein  und  Main"*,  auf  Drängen  der  dortigen  Handels- 
kammer gegründet^,  die  p^leich  ihrer  Kölner  Kolleprin  durch- 
drungen von  der  Überzeug: uiig,  dals  ein  solches  Unternehmen 
nur  gedeilien  würde,  wenn  suh  alle  Kriifte  zu  gleichem  Zweck 
vereinten,  den  Zusammenschluls  sämtliclier  oberrheinischer 
Interessenten  und  bereits  bestehenden  Unternehmungen  anstrebte. 
Das  Programm  der  neuen  Unternehmung  war  in  diesem  Sinne 
auf  einer  Tagung  in  Mannheim ,  an  der  die  Vertreter  der 


'  Vgl.  zum  folgcDden  W  i  rm  i  11  g  Ii  a  u  s ,  Die  Kölner  Rbeiuschiffahrt 
8.  12,  der  bei  seiner  Darstellung  auf  Akten  der  preufsiacli-rheilUAcheii 
DampfBchiffahrtBgesellpi  haft  fufst. 

*  Die  Statuten  sind  abgedrackt  bei  H<  rinaii  a.  a.  O.  8.  81—89; 
vgl.  auch  Vortrag  der  Handt^skammor  S.  10—23. 

Der  sonstige  Inhalt  der  Statuten  bezieht  sich  fast  ausschlielislich 
auf  die  innere  Organimtion  der  Gesdlscliaft. 

*  Vgl.  vorb«  r<  iti  ii  lr  Verhandlungen  vom  Mai  und  November  18S5 
im  A.  d.  A  d  M.  H.K       :1712,  6870. 

*  Statuten  der  Dampf^iohiffahrtsgcscll&ehaft  vom  Rhein  und  Kain 
vom  Januar  1)^26,  abgedruckt  bei  flerman  a.  a.  O.  8.  15—23. 
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badischen  priyÜegierten  QeseUscbaft,  Bevollmächtigte  des 
Mainzer,  Strafsbuii^er  und  Frankfurter  HandelsstandeB  teil- 
nahmen, bereits  am  12.  Dexember  1825  festgelegt  worden  ^ 
Ihr  Vorstand  sollte  statutengemftliB  aus  5  Direktoren  und  5 

Snp]»]eanten  bestellen-,  welche  nus  der  Zahl  der  Mainzer, 
Frankturter  und  iStrarsbur^er  Aktionäre,  sowin  nun  Aktionären 
der  Grofsher^roglich  hadischeii  privilegierten  Gesellschaft  zu 
nehmen  waren.  Das  Kapital  wurde  vorläufig  auf  1  Million  fl. 
im  24  Guldentufti  fehtgesetzt.  Im  übrigen  richteten  sich  die 
Statuten  nach  den  Yorscbriften  der  Art  29—87  des  Code  de 
commerce  über  socidtä  anonyme.  Die  Einrichtung  der  Fahrten, 
die  Verwendung  der  Rhein-  und  Mainschifier  zur  Bemannung 
der  Boote  etc.  war  ganz  wie  bei  dem  Kölner  Unternehmen  ge- 
plant. 

Die  behördliche  Genehmigung  liels  länger  auf  sich  warten, 
als  man  wohl  anfanfrs  gedacht  hatte.  Denn  in  der  Zwischen- 
zeit brach  der  Schitierstand ,  der  sich  gleich  von  Beginn  an 
ablehnend  gegenüber  der  neuen  Erfindung  verhalten  hatte,  mit 
einem  Schwall  von  Beschwerden  los*,  Termittelst  deren  er  auf 
jode  Weise  die  Bestätigung  der  Gesellschaften  zu  hintertreiben 
suchte.  Die  Mainzer  Bürgermeisterei,  die  im  allgemeinen  dem 
neuen  Unternehmen  sympathisch  gegenüberstand,  kämpfte  doch 
mit  Zweifeln*,  wieweit  sie  den  Wünschen  der  Aktionäre  ent- 
gegen kommen  dürfe.  Die  Berlpnkrn  mehrten  sich,  als  die 
Gesellschaft  ihr  Gesuch  auf  Fahrten  im  Mittelrhein  ausdehnte^ 


1  Abschrift  des  geschloasenen  Vertrags  und  zugehörigen  Protokolls 
im  A.  il.  M.  H.K.  §  5836. 

*  Das  erste  Direktorium  bestand  ans  (Her man  a.  a.  O.  S.  19): 

a.  für  die  Aktionäre  von  Mainz: 

Jobann  Kertell  Sohn  in  Mainz  1  n:«^ir*A»». 

Hdnrieh  Baron  von  Mappes  in  Mains/ 

Friedrich  Korn  in  Mainz  j  Suppleanten; 

Clemens  Lauteren  Sohn  in  Mamzj  ' 

b.  für  die  Grofsherzoglich  badiache  privilegierte  Gesellschaft: 

Haron  von  Cotta  zu  Stuttgart,  Direktor, 
Ch.  F.  Kisling  in  Kehl,  »Suijpleant; 

c.  för  die  Aktionäre  von  Frankturt: 

Horits  Ton  Bethmann  in  Frankfurt,  Direktor, 
Alexander  du  Fav  in  Frankfurt,  Sapplesnt; 

d.  für  die  Aktionäre  von  Strafsburg: 

J.  Georfif  Humann  in  StrafaburK,  Direktor, 

Anton  Humann  in  Mnin^.  Simpleant. 
Akten  fibor  Handel  und  Verkenrfiwesen  im  M.St.A.  und  Akt -n 
der  M.  Hi£.  des  öfteron.   Betr.  Beschwerden  des  Jachtschifferverems 
vgl.  oben  8.  181. 

*  Besonders  charakteristisch  für  ihre  Haltung  sind  die  Anfrage  an 
dif  Handt  lskammer  %*oni  B.  F«')>rnflr  1s2n,  die  alle  möglichen  Fragen  über 
Kentabiiität,  Verhältnis  zur  Octroikonvention  etc.  enthält,  die  weiteren 
Schreiben  vom  22.,  31.  März  1826  und  ^or  allein  der  ausführliche  Be- 
richt für  dl«'  Provinzialrogierung  vom  l-j.  Ft  briiar  iH'^f;  ' Heilage  ><). 
Vel.  noch  Akten  über  Handel  und  Verkehrawescn  (Dampfschiffahrt) 
IS^  u.  A.  d.  M.  H.K.  (§  3752.) 
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weil  sich  daraus  ein  unmittelbarer  Konflikt  mit  dem  Jacbt- 

schifferverein  ergab,  der  für  diese  Strecke  das  behördlich  ver- 
liehene Monopol  bcsafs  Viel  oj)tiniisti8cher  war  die  HandeU- 
kanimer^,  weklie  tz:l.mbte,  dafs  durch  den  schnellen,  sicheren 
Transport  mit  Dainjitschiffen ,  der  sich  billiger  als  der  Land- 
weg stellte,  eine  Menge  Güter  wieder  auf  den  Jihein  gezogen 
würden,  die  seither  die  StraCsea  Uber  Havre  oder  Hamburg- 
Bremen  nach  dem  südlichen  Deutschland  benutzt  hätten.  Sie 
ging  in  ihrem  Vertrauen  so  weit,  dafs  sie  meinte,  die  seitherigen 
Ruigfiethrten  könnten  neben  der  Dampfschiffahrt  ruhig  weiter- 
bestehen, ja  sie  würden  sogar  durch  den  vermehrten  Güterzug 
einen  neuen  Aufscliwung  n«^]iTiv^n.  Selbst  f\\r  das  Umsehlags- 
recht  fürchtete  s'w  hei  dtn-  IJnigestaltung'  dp^  Betriebea  nicht, 
denn  einmal  stehe  die  Entbclieidiiiig  über  Verwirklichung 
der  Wiener  Beselilüsse  nahe  bevor,  und  aufserdem  hätten  die 
Gesellschaften  die  Verfügung  getroffen,  dafs  alle  Dampfschiffe 
in  Mainz  zum  Ein-  und  Ausladen  anhalten  milTäten.  Übrigens 
helfe  aUes  Zaudern  nichts^  da  ja  die  neue  Betriebsweise  bcureits 
auf  dem  Ober-  und  Niederrhein  eingeführt  sei,  und  man  ihre 
Zulassung  daher  für  den  Mittelrhein  füglich  nicht  mehr  ver^ 
weigern  könne.  Auch  die  hessische  Provinzialregierung  ver- 
trat die  Ansicht^,  dafs  die  Frage  der  Zulässigkeit  der  Dampf- 
schiffe schon  durch  die  Konzessionen  anderer  TM"(  rstaaten  ont- 
Bchieden  sei;  ihr  war  es  hv'i  den  Verhandlungen  mehr  um  die 
Entsehädigung  für  die  Gilden-  und  Jaehtschiffer  zu  tliun, 
deren  Berechtigung  sie  zwar  im  Princip  anerkannte ,  die  sie 
aber  möglichst  niedrig  halten  wollte. 

Nach  längeren  Auseinandersetsungen,  in  denen  die  wider- 
streitenden Interessen  um  die  Oberhand  ringen,  wird  dann  der 
,,0<  ellschaft  von  Handels-  und  Privatleuten  in  der  FroTini 
Rheinhessen"  die  nachgesuchte  Erlaubnis  zum  Rotrieb  der 
Dampfschiftalirt  unter  der  Firma:  ^Dampfschiffahrts-(  Jcsellsehaft 
vom  Kliein  und  Main"  am  12.  April  1826*  durch  Grofsiherzog 
Ludwig  I.  von  Hessen  erteilt,  die  durch  Urkunde  vom 
14.  April näher  modifiziert  ist.  Es  wird  die  Dampfschiffahrt 

'  Vgl  §  3774  ü.-r  A.  d.  M.  [I.K  Älmlirhe  Bedrnk.n  liaft.-  sie 
früher  wegen  Koukurrcnz  der  Dampfhchifie  auf  dem  Main  mit  der  Mainz- 
Fkankfürter  Marktschiffabrt  geheu:t.  Vgl.  Schreiben  vom  2S.  Hai  ttnd 
IL  Juni  1824  in  Rheinschiffalirtsakten  1824  M.St.A. 

-  Vgl  Herichte  vom  8.  und  27.  Doz.  1^25  (Flanilelskammer  zu  Mainz 
b.  130— i:t2)  und  die  Ririchte  A.  <ler  M.  li.K.  t\  ,  be^iondersi  Gutachton 
vom  9.  Miuv.  1826     H7G0  A.  d.  M.  H.K.). 

^  VgU  namentlich  Schreiben  an  Bfiigermebterei  vom  &  Min  1«$26 
a.  a.  0. 

*  Beglaubigt«  Abschrift  in  Akten  über  Handel  nnd  Verkehra- 

wesou  (DjimpfsrliifTalirt)  G.  127  M.St.A.  Abdruck  bei  Herin  an.  Adrer-»- 
buch  1S27  S.  la— Id.   Weitere  Abschriften  in  Akten  derM.H.K.  unter 

Mitgf^teilt  der  Bfirgennetsteret  durch  Provinsialregienuig  am 
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auf  Rhein  und  Main  *  gestattet  zum  Transport  von  Reisenden 
und  deren  Gepäck  mit  Güterbeiladungen,  hinsichtlieh  welcher 
die  mit  hessischer  Zustimmung  erfolgenden  Beselil  i^>e  der 
Centraikommission  vorbehalten  bleiben.  Die  Erlauljiiis  gilt 
zunächst  für  die  Strecken  Mainz  -  Mannheim  -  Strafsburg  und 
Mainz-Frankfurt;  mit  Preufsen  aoU  eine  Vereinbarung  getroffen 
werden  über  gleichmATsige  Behandlung  der  Boote  der  Kölner 
und  der  Mainzer  Gesellschaft.  Besonders  bemerkt  wird  noch, 
dafs  durch  die  Fahrten  mit  Dampfschiffen  bis  zum  Erlafs  der 
erwarteten  IMioinsehiffahrtsordnung  f1a^4  T^msehlap^srecht  nicht 
verletzt  werden  darf,  und  dafs  ein  iandesherrliehes  öber- 
aufsiclitsrecht  bezüglich  der  in  heööisehem  Gebiet  landenden 
Fahrzeuge  ähnlich  wie  bei  den  Wasserdiligencen  geübt  wird*. 

Wenige  Tage  später  wurde  zwischen  der  vereinigten 
Dampfschiffahrtsgesellschaft  vom  Rhein  und  Main,  bestehend: 

a)  aus  dem  Hamlelstand  der  Stadt  Mainz,  repräsentiert 
durch  seineu  Specialbevollmächtigten  Herrn  J.  Kertell,  Vice- 
Präsidenten  der  Handelskammer  daselbst^  dann 

b)  aus  den  Herren  Gebr.  Bethmann  und  Job.  Ko^  du 
Fay  in  Frankfurt  a.  M.,  repräsentiert  durch  den  H.  Staatsrat 
Ritter  von  Bethroanui  femer: 

c)  aus  dem  Handelsatand  der  Stadt  Strafsbux^,  repräsen- 


15.  Ai>ril  1S26.  Abschriften  in  cit.  Akten  des  M* StA.  und  des  Archive 
der  M.  H.K.  (§  ssnft.  58:^6.) 

'  Der  Senat  dt*r  Freien  Stadt  Frankfurt  a.  M.  erteilt  der  Gesell- 
ftehaft  seine  Genehmigung  am  31.  Angust  1826.  Vgl.  Herrn an^  AdrellB- 

bneh  1827  S.  39,  Adref^^hm  h  1S::?0  S.  74  und  Abschrift  in  A.  d.  M.  H.K.  ' 
^  3836.  Als  die  Gebr.  Bethmann,  A.  N.  du  Fay  &  Comp.  1826  um  die 
Konzession  des  Frankfurter  Senats  für  die  Strecke  Mainz-Frankfurt  nach- 
Huchten,  ergaben  sich  ähnliche  Schwii  rigkeiten  wie  für  Erteilung  der 
Erlaubnis  /nr  Dam])fsi  hiflralirt  auf  dem  Mittdrlioin,  da  das  Monopol  des 
Marktäcbitierd  Martin  Dienst  sieh  noch  bis  zum  31.  Oktober  1827  er- 
Btreekte.  Erst  als  die  Gesnchsteller  sieh  bereit  erklSrt  hatten,  naeh 
Einigung  mit  Dienst  oder  luuh  Ablauf  ^  on  dessen  Privilejr  alle  im  der- 
zeitigen Marktschift'ervertrag  enthalteiu*n  Verbindlichkeiten  zu  über- 
nehmen und  auszufuhren,  es  sei  nun  ^vermittelst  des  Dampfschiffes  oder 
••ines  gewöhnlichen  Markteehiffe.s",  hielt  die  Senatsdeputation  alle  An- 
stfuidf  für  bcsi-iti'.'-t  und  sprach  sich  für  ErtPilnn^r  <1«m-  obenorwalinton 
Kon^^ei^siou  aus.  Am  9.  SentemlMir  1826  machten  sich  dann  Bethmann 
and  dn  Faj  noch  ▼erbindlich,  dem  Dienst  jedweden  Scbad^  zu  er- 
setzen, der  ihm  durdi  iliron  Betrieb  für  die  noch  laufende  Zeit  seines 
Privileges  entstehen  würde.  Vgl  zu  dem  Gesagten  Brief  du  Vays  vom 
7.  Mai,  Brief  von  Bethmann  an  Senator  Schmidt  vom  15.  Mai,  Brief  des 
Senators  Schmidt  vom  24.  Mai  und  Abschrift  des  von  Gebr.  Bethmann» 
«loh.  No6  «!  '  Frtv  i^c  To.  ausgestellten  Reverses  in  Bezug  auf  die  Rechte 
des  MarktschiHers  Dienst  vom  9.  September  1826;  (alle  in  A.  d.  M.  H.K. 
$  5888). 

*  Ebenfalls  vom  9.  September  1826  ist  der  Vertrag  ihy  Gedieh- 
8t(  Her  mit  dorn  „Rnchnr^  Amt  der  Stadt  Frankfurt"  wegen  Übernahme 
d(  si  Frankfurt,  r  Markts,  hiffs  datiert.  Am  17.  .\ugust  1827  wurde  dann 
schliefslich  der  V.  iii  ii^  mit  M:irkt8chiffer  Dienst  wegen  Übergabe  des 
FrankAirter  Marktscbififs  endgültig  geachlossen  (A.  d.  M.  H.K.  §  6870). 
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tiert  durcli  seinen  Specialbevollmächtigten  Herrn  Anton  Hu- 
mann auä  Mainz 

und  der  Ghrofah.  badischen  priWlegierten  DampfBchiffiüirtsgeseU- 
flchaft,  repräsentiert  durch  den  Freiherm  Yon  Cotta  aus  Stutt- 
gart und  fi.  C.  Kisling  aus  Kehl 

andererseits, 

der  bereits  in  den  Statuten  vom  Januar  1820  vorgesehene  Zu- 
saninienschlufs  endgültig  vollzogen  ^  Jede  der  beiden  Öesell- 
schatten  besteht  selbständig  iinter  eigener  Direkiioii  fort;  sie 
vereinigen  sich  jedoch  /uni  gemeinsamen  Betrieb  der  Dampf- 
schiffahrt mit  Teilung  von  Gewinn  und  Verlust  unter  Leitung 
einer  Oentralverwaltung,  die  ihren  Siti  in  Mains  nimmt.  Ei 
werden  fUr  die  Zwecke  der  Chisamtunternehmung  2000  Aktien 
k  500  fl.  im  24  Guldenfufs  ausgegeben,  die  sich  vertaten,  wie 
folgt: 

1.  500  erhält  die  Grolsh.  badische  privilegierte  Gesell- 
schaft ; 

2.  500  erhält  die  Grofsh.  hessische  privilegierte  Gesell- 
schaft ; 

3.  400  erhält  das  Konsortium  d.  H.  Gebr.  Bethmann 
und  S.  Nod  du  Fay  Co.; 

4.  400  erhält  der  Handelstand  von  Strafsburg; 

5.  100  bleiben  zur  Verfügung  des  f^iherm  von  Cotta 

sur  Vermittlung  an  bayrische  Unterthanen; 

6.  100  bleiben  für  SebifiTer  reserviert,  die  sich  dem  Unter- 
nehmen ansehliefsen  wollen;  was  von  diesen  niclit  genommen 

•  wird,  dient  als  Reservefonds  zum  Besten  aller  Gesellschafter'. 
Ganz  dieselben  Beschwerden,  wie  gegen  die  Mainzer  Ge- 
sellschaft, wurden  gegen  die  Kölner  von  den  nieder-  und 
mittelrheintschen  Scniffem  gerichtet  Erst  nachdem  diese 
sämtlich  durch  Kgl.  Kabinettsordre  vom  8.  April  1826*  ^ge- 
rechtest  zurückgewiesen"  waren,  konnte  der  preul^isch-rheini- 
echen  Dampfschiffahrtogesellschaft  in  Köln  endlich  die  lang 
erstrebte  Genehmigung  am  11.  Juni  1826  übermittelt  werden^. 


^  Vertr&ge,  datiert  Karlsruhe  den  24.  und  25.  April  1895:  Aus- 
fertigungen in  Akten  Ober  Haiidd  und  Verkehnwesea  (IHunpliMhilikhrt) 

M.St.A.  (vgl.  Beilagen  9  und  10). 

*  Die  Vorträge  wurden  von  der  hessischen  Regierung  mit  uo- 
wesent'iirlii'ii  Äinlorungen  genehmigt  am  22  Juni  iJ^irt,  v^l.  Aktenstfleke 
a.  a.  O.  und  Abschrift  (}f>^  Schroibi-ns  der  Mainzer  BürgcrmeistertM'  vom 
1.  August  1826  ttu  dio  Direktion  der  i^ampfschiffahrt  vom  Kheia  und 
Main  l>etr.  die  Vereinigung  der  verichiedenea  Gssellsebaflen  in  A.  d. 
M.  H.K.  §  5836.  Das  badi.'^clio  Ministerium  des  Innern  ^nh  M^me  Ge- 
nehmigung zti  dem  Yertragsschlun»  bereits  am  L  Mai  1826  (A.  d. 
M.  H.K.  §  6870). 

»  Abschrift  derselben  in  A.  d.  M.  H.K.  5836. 

*  Abdruck  bei  Herman,  Adrefsbuch  1827  8.  20,  2'».  parat- 
abdrucke  der  Geuehmigungsurkunde  wurden  uebst  Einladung  zur  Gt^neral- 
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Die  Verbindung  der  Mainzer  Oesellscliaft  mit  der 
kölnischen  war  nicht  so  eng,  wie  mit  dem  badiächeu  Unter- 
nehmen, aber  immerhin  war  sie  aaoh  dorten  mit  300  Aktien 
beteiligt,  deren  Interessen  die  Hainaer  Handekkammer  au  yer> 
treten  hattet 

Kach  diesen  umfassenden  Verhandlung^«  n  und  Vor- 
bereitungen begann  am  1.  Mai  1827  das  Dampf boot  „Con- 
cordia"  regelniäfsige  Fahrten  zwischen  Mainz-Köln,  dem  sich 
am  1.  Juni  1828  noch  der  „Friedrich  Wilhelm"  zugesellte*. 
Das  fllr  den  Unterraain  bestimmte  Duiiipföchiri',  die  „Stadt 
Frankfurt"  fuhr  im  Jahre  1828  nur  wenige  Tage  und  konnte 
erst  Juli  bis  September  1829  und  vom  27.  Mai  1830  an* 
regelmäfsige  Verbrndunffen  awischen  Frankfurt  und  Mains  her- 
stellen. Der  für  den  Oberrhein  bestimmte  j^Ludwig**  erwies 
sich  bei  der  Probereise  im  Juli  1827  als  untauglich  und  ver- 
mochte erst  nach  umfassenden  Veränderungen  vom  5.  Juni 
an  die  Verbindung  zwischen  Mainz  und  Mannheim  auf- 
recht zu  erhalten^.  Die  Dampfschiffahrt  blieb  also,  abgesehen 
von  der  holländischen  Stromstrecke,  wo  seit  1825  mehrere 
Boote  verkehrten,  in  den  paar  ersten  Jahren  nach  Gründung 
der  grofsen  Gesellschaften  zu  Köln  und  Mainz  noch  fast  auä- 
schliefslich  auf  den  Mittelrhein  beschrttnkt^.  Es  trugen  daran, 
gana  abgesehen  yon  dem  Mangel  an  hinreichender  Erfahrung, 
teils  technische,  teils  rechtliche  Schwierigkeiten  die  Schuld. 

Die  Maschinen  der  „Concordia"  und  des  „Friedrich  Wil- 
helm" erlitten  in  der  ersten  Betriebszeit  öftere  Besehttdigungen, 
die  .lusgebessert  werden  mufsten  und  daher  die  vorgesehene 
Fortsetzung  der  Fahrten  vielfach  behinderten*.  Am  11.  Sep- 
tember 1827  wiire  die  (Joncordia,  die  im  Bingerloeh  aufgefuliren 
war^  l)eiuahc  gescheitert  und  konnte  nur  mit  Mühe  wieder 
flott  gemacht  werden,  sodafs  glücklicherweise  kein  Menschen- 

Versammlung  vorn  2ii  August  am  7.  Juli  au  die  Aktionare  venandt. 
Vgl.  A.  d.  M.  H.K.  §  '6Sij2. 

•  Über  diese  VerhÄltnisse  und  die  ersten  Genera IversammluDgon 
der  preufsisrh-rlK'inischen  Dampfsrhiffiihrtsgeäellschaft  l"^:*  '  -1830  vgL 
A.  d  A  .1  M.  U.K.  beaoBden  §§  3711,  8781,  8758,  877^  4028,  40^ 
4152,  4201,  4602,  4692. 

>  1829  kam  noch  .Frins  Friedrich**  dssn.  Hit  den  .Fftrchem**  der 
Kheingauorte  warrn  Vorträge  über  Anbringen  und  Abnahme  der  Pai^.sa- 
giere  an  den  Dampfschirton  gfschlossf^n  worden.  (A  d.  M.  II.K  §  6870.) 
Näheres  darüber,  sowie  der  genaue  FahrpUu  der  preufrtisch-rheiiiUchen 
Oesellschftft  im  Jahre  ls27  hndet  sich  in  Beilage  15. 

»  Herrn  an,  .^drofsbueh  18:^  S,  74. 

•  Vgl.  A.  d.  M.  H.K.  6  4629. 

'  Dngegen  gab  im  Rheingebiete  echon  18  Dampfboote,  wovon 

2  dm  ObcrrKein,  :\  den  Mittelrhein,  9  den  Niederrhein  befuhn  n  nm!  4 
die  Verbin. lung  /w  ischm  Kottcrdam -Antwerpen  und  London  «tufrecht 
erhielten:  vgl,  ileruian,  Adrelrfbuch  1830  S.  94. 

•  Vgl..  darQber  näheres  in  Bericht  des  Verwaltungsrats  der 
proufsisch- rheinischen  nampf:*cliiflBahrt9ge8ellsthaft  /ai  Köln  für  die 
Generalversammlung  vom  15.  April  1828  iu  A.  d.  M.  H.K..  §  4282. 
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leben  yerloreu  gmg  ^  Alle  teclmiseken  Prttfitngen  der  Schiffe 
Tor  Antritt  der  Reisen  vermocKten  derartigen  unfWen  nicht 

vorzubeugen,  da  die  noch  im  Anfangsstadiiim  stehende  Kon« 
struktion  der  Maschinen,  die  mangelnde  Erfahrung  bei  ihrer 
Behandlung  oft  alle  Voraussicht  täuschte  ^. 

Auch  mancherlei  rechtliche  und  polizeiliche  Erschwerungen 

raufsten  sicli  die  Gesellschaften  gefallen  lassen.  Beispielsweise 
wurden  in  .Mainz  die  grofsen  Plakatr  der  preufsisch-rheinischen 
Unternehmung  beanstandet^,  „weil  ein  Mauerauseblag  mit  dem 
kgl.  preufsischen  Wappen  am  Kopfe  nicht  öffentlich  angeheftet 
werden  dtirfe" ,  weil  die  Preise  nur  in  preulsischen  Thalern 
und  Silbergroschen,  nicht  auch  in  hessischen  Gulden  und 
Kreuzern  angegeben  seien  und  ähnliches  mehr.  Mit  Mohe  er- 
hielt die  Gesellschaft  schliefslich  die  Erlaubnis,  dafs  ihre 
Affichen  wenigstens  in  den  Wirtslokalen  bis  zum  Frühjahr  1828 
hängen  durften,  um  welche  Zeit  die  abgeilnderten  neuen  An- 
sclilaiTf  erschienen^  Auch  zur  ErmäfäiirtiTi^'  der  Gebfilir«^?i- 
crhebung  in  den  Hafen  wollte  man  sieh  gegenüber  den  TVnnjif- 
schiffen  nicht  verstehen.  AU  die  Direktion  der  Ge.sellbi  bal  l 
vom  Rhein  und  Main  (Humann  und  Lauteren)  am  ü.  Juni  1827 
bat',  man  möge  auf  Erhebung  der  5  Cs.  pro  Centner  be- 

)  \'  g  i  1 1  ( >  ( h  Akten  über  Handel  imd  Verkehrtwesen  (Dampfiichifiahrt) 

M.St.A.  U  127. 

'  Die  eiiuselnen  Regierungen  (prcnfsieche«  niederlftadlsche,  hesauche 

französische)  ^uben  besondere  Instruktionen  zur  Untersuchung  der 
DampfschifFe,  aio  in  wosontlichon  Punkten  übereinstimirifn.  Die  _Con- 
cordia**  war  in  Mainz  am  ;iO.  April  1827  durch  Baudurektor  Arnold  uud 
Rheinaichkominiasar  With  technisch  geprüft  worden«  Nach  jeder  hd- 
dctrteiuli  n  Winterrepar  itm-  wurden  die  Schiffe  von  neuem  f^prfift. 
Vgl.  Akten  über  Handel  uud  Verkehrswesen  M.SLA. 

*  Vgl.  darfiber  die  zwischen  I>i]rektor  Boisser^  in  K51n  und  der 
hessischen  Regierung  geführte  Korrespondenz,  namentlich  die  Schreibea 
vom  17.  und  26.  Juni  1827  in  Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen 
127g  M.St.A.  Dort  sind  auch  diese  ältenten  Afficlieu  ia^t  aubnahmslos 
in  Originalstncken  erhalten.  Anfangs  sind  sie  noch  wenig  geschickt 
abfrefar^t;  dagegen  werden  sie  in  ihren  Angaben  rasch  ausführlicher 
uud  lätiO  enthalten  sie  bereites  (^onnuo  Angaben  aller  Preise  etc.  in  drei 
Sprachen  (deutecb,  InuiKOsisch,  englisch). 

*  Die  Mainser  Zeitungen  jener  Tage  enthalten  nicht  nur  ausfuhr* 
liehe  Anzeigen  über  die  Dampfschlffeärten  und  ihre  Abgangszeiten 
(vgl.  z.  Ii.  Neue  Mainzer  Zeitung  Nr.  306,  30Ö,  310,  812  vom  November 
1827)  .'sondern  bringen  auch  noch  in  iliren  Lokalnotiaen  Berichte  über  die 
Dampfseh i  IT.  h  e  die  Stadt  passierten.  Vgl.  z.  B.  Mainzer  Zeitang  Nr.  24 
vom  M.  Mai  1^25. 

*  Vj^l.  die  betreffenden  Korreepondensen  in  Akten  Aber  Handel 
und  Verkehr.^wesen  (DampfHchifiklnrt)  127.  Man  bestritt  der  Direktion 
der  Damjiföchiffahrtsge.'äollsrhaft  vom  Rhein  und  Main  überhaupt  d  i^ 
Recht,  sich  für  die  Schiffe  der  rhein-preufsischen  Gesellsc  hait  zu  \  er- 
wenden,  die  nicht  ihre  eigenen  seien,  wie  sie  ja  überhaupt  eigne  noch  gar 
nicht  flehen  lasse.  Der  Bürgermeisterei  wurde  darauf  ffi^liili  ata 
23.  Juli  geantwortet,  dafs  laut  Gesellschaftsvertrag  die  Mainzer  Unter- 
nehmung an  der  Kölner  Unterndbmong  stark  beteiligt  sei,  dafs  letxteter 
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tragenden  Krahnengebühren  verzichten,  da  die  vom  Mittelrlieia 
kommenden  Fahrzeuge  meist  nach  6  Uhr  abends  einträfen  und 
durch  die  eigenen  Leute  ausgeladen  werden  müfsten,  wird  dies 
durch  die  Bllrgermeisterei  entschieden  abgelehnt  unter  dem 
Hinweis  y  dafs  die  Dampfschiffe  durch  Wegfall  der  Wippen- 
gebühren, der  Beitrüge  zur  Oildekame,  der  Provisionen  für 
Bestätter  schon  genug  sparten,  and  dafs  die  Gesellschaft  froh 
sein  solle,  wenn  man  ihr  Uberhaupt  das  nächtliche  Ausladen 
geg^en  die  Hafenordnung  gestatte  ^  Selbst  die  Festsetzung  der 
Prei.^f  durch  die  fiesellseliatt  wurde  anfangs  bemäkelt,  die 
Taxen  sollten  teilweise  erniedrigt,  für  die  Zwischenstrecken 
genau  angegeben  und  ftir  Hcrg-  wie  Thalfahrten  gleichgestellt 
werden^.  Im  allgemeinen  waren  die  Preiae^  in  den  ersten 
Jahren  dee  Dampf^jchiflßfthrtshetriebes  etwas  höher  wie  hm  der 
Öegelsehiflahrty  dagegen  niedriger  wie  bei  den  Landreisen. 
Für  Passngiere  gab  es  verschiedene  Taxen,  je  nachdem  Plätae 
im  Pavillon  y  der  Kajüte  oder  Vorkajfite  gefordert  wurden. 
Am  meisten  waren  die  Preise  bei  der  preufsisch-rheinischen 
Gesellschaft  differenziert,  wo  für  Personen  vier  getrennte  Plätze 
zu  haben  waren*.  Die  Frachten  der  Waren  wurden  unter 
Einsehlufs  der  liheinzoUgebühren  festgesetzt  und  beliefen  sich 
I82Ö  pro  Centner  von  Mainz  nach  Köln  auf  10  Silbergroschen, 
von  Köln  bis  Mainz  auf  12— 13Vt  Silbergroschen'. 

Trots  all'  dieser  einseinen  Mängel  und  Schwierigkeiten 
war  das  Oesamtresultat  der  Dampfschiffikhrtsuntemehmungen 
von  Anfang  an  ein  günstiges.  Die  Zahl  der  auf  Dampf  booten 
beförderten  Güter  melirte  sieh  von  Jahr  su  Jahr,  obgleich  die 
Fraeht^Htzp  eine  steigende  Tendenz  aufwiesen.  Die  ^Oon- 
c'Ordia",  „Friedrich  Wilhelm"  und  der  1829  dazu  gekommene 
„Prinz  Friedrich**  führten  auf  der  Strecke  Mainz-Köln 


nur  kraft  Substitution  der  Mainzfr  Rechte  die  Fahrten  auf  der  hessischen 
Kheinstrecke  übertragen  seien  und  ähnliches  mehr. 

'  Uber  weitere  Verhandlungen  wegen  GebAhrenerhebnng  bei  den 
Dampfseluffen  vgl.  A.  d.       U  K.  besonders  §  4245,  4404. 

*  Vgl.  Schreiben  der  hessischen  Provinzialre^ierung  vom  27.  April 
1627  und  Bekanntmachung  derselben  betreffend  die  Dampfschiffahrt  auf 
dem  Hain  vom  13.  März  1828,  in  Akten  fiher  flandel  und  Verkehre- 
wesen  ^>ampf8chiffahrt). 

*  Vgl.  über  die  Frachtoreise  Beilage  15  und  die  schon  citierten 
Plftkate.  Für  die  Zeit  um  1880  enthftlt  eine  gopaue  Angabe  der  Pieiae 
FämtlichiT  Dampfschiffsdirtslinien  ITerman,  Adrefsbueh  S.  76 
bis  90.     Dort  sind  auch  die  einzelnen  Abfahrtszeiten  verzeichnet 

«  Vgl.  Beilage  15. 
Di(>  Frachten  der  Gfiterladungen  wurden  auf  einzelnen  Strecken 
bald  nach  Ertiffnung  der  Dnmpfs'chiffrthrt  etwa«  erhöht;  vgl.  den  citierten 
Bericht  des  Verwaltungsrats  dar  Kulner  Gesellschaft  S.  9.  Die  Ansätze 
in  Beilage  16  nnd  in  den  Plakaten  von  1887  mit  den  Angaben  bei 
Hrrmnn,  a.  a.  O.  S.  82.  Über  d'w  Frachtpreise  der  Pe86agier''Effekten 
und  Wertsachen  vgl.  ebenfalls  Beilage  15. 

Forflcbungeii  XVIII  5.  -  £ok«rt.  14 
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1827  —    54818  Centaer^  Handolagüter  mit  aich 

1828  —    79502      -  -  -  - 

1829  —  154522      -  -  -  - 

Eine  ähnliche  Vermehrung  des  Zuspruchs  läfst  sich  für 
die  Mainlinie  feststellen,  w<)  (He  „Stadt  Frankfurt«  1828  bOl 
und  1829  schon  7491  Oentner  transportierte.  Noch  weit  f,^röfser 
sind  die  Zahlen  auf  der  niederrheinischen  Strecke,  wo  die 
holländischen  Boote  (Stadt  Nymwegen,  8tadt  Köln  und  Her- 
kules) 1829  insgesamt  181 842  Centaer  beförderten.  Von  letzt- 

fenannteii  Schiffen  war  der  Herkules  mm  Schleopen  anderer 
'ahrseuge  eingerichtet  und  vermochte,  ahgeeenen  von  der 
eigenen  Ladung  mit  2400  Centner,  4 — 6  Boote  ä  5 — ^7000  Centner 
bergwärts  zti  ziehen. 

Auch  die  Personenbetbrderung  blieb  stetig  im  Wachsen. 
Gleich  \m  ersten  Betriebsjahr  hatten  die  beiden  SchitTe  der 
kölnischen  ( Jesellschaft  7:^9:^  Reisende  zu  Berg  und  112-51  zu 
Thal  geführt,  mithin  zusammen  18  624  Personen,  die  55  841 
Thaler,  13  Sgr.,  2  Pf.  für  die  Fahrten  zu  entrichten  halten-. 
Kamentlich  der  gebildetere  Teil  des  Publikums  liela  sich  durch 
die  kleinen  UnfIftUe  nicht  schrecken  und  wurde  den  Danipf- 
booten  immer  mehr  sugethan.  Es  war  einmal  die  Schnellig- 
keit der  Befbrderung,  die  den  Reisenden  zusagte;  in  8 — 10 
Stunden'  ohne  Aufenthalt  von  Köln  bis  Mainz  zu  fahren, 
hätte  man  sich  wenige  Jahre  früher  kaum  träumen  lassen. 
Nicht  weniger  war  die  grofse  Bequemlichkeit  geschätzt,  die 
die  neuen  Scliift'e  ihren  Passagieren  boten.  Die  Fahrzeuge 
hatten  für  ihre  Gitste  ein  grofses  Deck  zum  promenieren,  sie 
besafäcn  elegant  eingerichtete  Pavillons  und  Kajüten in  denen 
man  sich  bmhAftigen  konnte^  und  enndgUchten  eine  gute  Ver- 
kOstigung  EU  billigen  Preisen  <>.  Selbst  das  Geräusch  der  Mar 
schinen,  vor  dem  man  sich  an&ngs  sehr  gefürchtet  hattCy 
wurde  bald  nicht  mehr  unangenehm  empfunden.  Bekannt 
war  in  jenen  Tagen  die  Schilderung,  welche  der  damals  ge- 
feierte Dichter  Matthisson  von  seiner  Rheinreise  entwarf.  .,Man 
kann  sich,"  so  schrieb  er  auf  der  „Concordia"  am  16.  Mai  1827 
„niciits  Eleganteres  und  Bequemeres  denken,  als  dieses  Dampf- 
schiff, welches  den  schönen  Namen  von  Schillers  Glocke  führt. 

^  \g\.  Herrn  an  a.  a.  O.  S.  90.  lu  dem  erwähnten  Bericht  drr 
Kolner  Gesellschaft  wifd  fSr  1827  die  Ceiitii«rsahl  sogar  snf  57 135  an- 

gcgebf  n. 

^  Vgl.  Bericht  der  Kölner  Gesellschaft  für  1827  S.  Ö  und  A.  <L  M. 
fl.K.  §  4208. 

*  y^\.  weitere  Angaben  bei  Her  man  a.  a.  O.  S.  90  ff. 

*  !  >!<'  „Concordin*'  und  „Friedrich  Wilhelm*  liatten  Wie  Linge  von 
über  l.iu  und  eine  Breite  von  16  Fufs. 

*  Vgl.  Beilage  1$;  Bericht  a.  a.  0.  S.  7,  8:  flerman  a.  a.  O. 
S.  75,  76. 

*  Bericht  a.  a.  0. 
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Vom  Morgen  bis  zum  Abend  kannst  du  für  Leib  und  Seele 
das  gemächlichste  Leben  darin  treiben.  Stünden  die  alten 
Sybariten  wieder  auf,  sie  würden  es  kaum  irgendwo  sich  besser 
wünschen.  Für  Alles  ist  gesorgt  Auch  eine  kleine  Bibliothek 
steht  dem  Reisenden  zu  Gebot.  Die  Möbel  sind  so  zierlich, 
wie  mau  sie  nur  m  Palästen  zu  sclicu  ^cwohut  ist;  angenehmer 
sich  durch  die  Welt  bewegen  ala  auf  dnem  aolchen  Dampf- 
schiffe,  mag  auch  der  lebha^ftesten  Phantasie  kaum  erträumbar 
sein  . 

Nicht  so  glücklich,  wie  die  Dampfschiffahrt  sich  bei  dem 
Publikum  eingeführt  hatte,  gestaltete  sich  ihr  Verhältnis  zu 
dem  bisherigen  Schifferstand.  Es  war  ja  nicht  gut  möglich, 
dieselben  Leute,  die  seither  auf  Segelschiffen  gedient  hatten, 
nun  ohne  weiteres  auf  Dampt booten  zu  beschäftigen.  Für  ge- 
wisse Funktionen  waren  sie  dorten  überhaupt  nicht  zu  ver- 
wenden, weil  man  dafür,  z.  B.  zur  Überwachung  und  Bedienung 
der  Dampfinaschinen,  nur  gelernte  Mechaniker  brauchen  konnte. 
FQr  die  Geselkchaften  war  es  wirklich  nicht  leichti  ordentliches 
Personal  zu  erhalten;  namentlich  zu  Anfang  mufsten  sie  ver- 
hältnismäfsig  hohe  Löhne  zahlen.  Die  Gesamtausgaben  für 
Bedienung  eines  niederrheinischen  Dampfschiffes  wurden  auf 
11  740  tl.  pro  Jahr  geschät/tV  Davon  entHelf^n  nis  Oolmlt 
mit  Kost  für  den  Maschinisten  i(jUO  fl.,  dessen  Gchilteu 
1000  fl  ,  den  Kondukteur  1200  fl.,  den  Kapitiln  950  fl.,  den 
Steuermann  580  H.,  dessen  Gehilten  430  fl.,  den  Zimmermann 
500  Tier  Matrosen  zusammen  1500  fl.,  5  Stocher  zusammen 
2500  fl.,  2  Knechte  zum  Aufpassen  380  fl.,  einen  Koch  470  fl. 
2  Jungen  380  fl.,  einen  Declcjungen  250  fl.  Aus  diesen  An- 
gaben erhellt,  wie  wenig  man  anfangs  mit  dem  Personal  haus- 
zuhalten wufste,  dafs  man  viel  mehr  Leute  anstellte,  als  der 
Betrieb  wirklich  erforderte,  und  wie  teuer  die  Beschaffung  der 
technisch  geschulten  Kräfte  zu  stehen  kam.  Nicht  nur,  dafs  der 
Ma.schinist  den  absolut  iiöchsten  Gehalt  erhielt  und  sein  Gehilfe 
mehr  als  der  Kapitän,  wurden  selbst  die  Heizer  besser  bezahlt 
als  die  Matrosen,  obwohl  jene  gelernte  Schiffer  waren. 

Ganz  die  gleichen  Erscheinungen  zeigen  sich  beim  Betrieb 
der  preufsisch-rhetnischeu  OeseHsdhaft*.  Diese  mufste  1827, 
wo  ihre  Schiffe  nur  wenige  Monate  gingen,  13781  Thaler  für 
deren  Mannschaften  veratisgaben.  Diese  hohen  Kosten  ent- 
standen zum  Teil  dadurch,  dafs  Maschinisten,  Konduktcure, 
Kapitäne  etc.  vor  l^innohtunpf  des  aktiven  Dienstes  nach 
Holland  geschickt  werden  mulsten,  um  sich  in  ihren  koinmendcu 
Verrichtungen  einzuüben,  zum  Teil  auch  dadurch,  dafs  in  den 


1  Über  diese  Bereehnimg  vgl.  Herrn  an,  Adrersbuch  1827 
S.  39  ff. 

•  Vffl.  Bericht  des  Verwaltungsrats  vom  15.  April  1828  (A.  d.  II, 
H.K.  §  4SS2)  S.  9,  18. 

14* 
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erBten  Monaten  des  Dienstes  beaufsichtigende  niederländische 

Maschinisten  und  KapitKne  auf  den  Schiffen  gegenwärtig  waren, 
um  die  Fahrten  sirlior  711  st»'llen.  Doch  gelanges  der  Direktion 
sclion  1828,  die  teueren,  von  der  niederländischen  Gesellschaft 
überlas.senen  Leute  durch  einheimisches,  billigeres  Personal  zu 
ersetzen,  die  Bemauuung  etwas  mehr  dem  wirklichen  Bedürf- 
nisse anKnpassen  nnd,  was  am  bedenklichsten  war,  die  Lohne 
der  Matrosen  und  Stocher  uni  Tieles  herabzudrücken. 

Noch  mehr  Schwierigkeiten  machte  die  Beschaffung  von 
Steuerleuten  für  die  Dampfboote.  Die  Gesellschaften  konnten 
und  wollten  sich  nicht  darauf  einlassen,  jedesmal  einen  an* 
deren  der  füir  bestimmte  Strecken ,  und  zwar  fttr  Ber^r  oder 
Thalreise  patentierten  Loute  an  Bord  zu  nehmen,  zumal  sie 
den  Unfall^  der  „Concordia''  im  Binger  Loch  am  11.  September 
1827  auf  die  Ungeschicklichkeit  eines  solchen  Mannes  zurück- 
führten. Allein  es  bedurfte  erst  eines  ausführlich  begründeteu 
Gesuches,  längerer  Schreibereien'  und  des  Hinweises^  dafs  bei 
der  Schnelligkeit  des  Schiffslaufes  und  der  leichten  Beweglich- 
keit des  Steuerruders  Leute  mit  seiner  Führung  betraut  werden 
müfsten,  die  seine  Verwendung  täglich  übten,  bis  ihr  für  die 
Mittelrheinstrecke  gestattet  wurde,  aus  der  Zahl  der  dort  ein- 
geführten Steuerleute  einige  zum  dauernden  Lotsendienst  auf 
BerpT-  imd  Thalreisen  auszuwählen,  die  sji  h  lann  aber  auf  diese 
Beschäftigung  beschränken  und  anderen  Scinflen,  von  Noü'äüeu 
abgesehen,  fernbleiben  sollten. 

Die  Thatsache,  dafs  bei  den  Dampfbooten  die  Berufs- 
angebOrigen  nur  in  wenigen,  nicht  einmal  den  bestbesahlten 
Stellungen  ankommen  konnten,  stimmte  den  Künftigen  Schiffer- 
stand,  der  sich  durch  die  neue  Betriebsweise  in  seiner  £ziatens 
bedroht  fUhlte,  natürlich  für  diese  nicht  günstiger.  Anderer- 
seits war  er  auch  7.\i  der  kapitah'stischen  Beteiligung  bei 
den  Gesellsehatten  nur  in  seltenen  Fällen  zu  bewegcii.  Ub- 
schon  letztere  hei  der  Konzessionserteilun^  verpHichtet  wurden*, 
einen  Teil  ihrer  Aktien  den  Schiffern  auzuhieten,  und  obschoa 
dies  beispielsweise  durch  die  DampfechiffahrtsgeseUschaft  vom 
Rhein  und  Main  in  der  liberalsten  Weise  geschah  \  liefsen  sich 
nur  gana  wenige  Schiffer  zur  Übernahme  einiger  Aktien  be* 
wegen.    Die  meisten  erklärten  teils  aus  wirklichem  Geld- 


'  Vgl.  oben  S.  207. 

'  Vgl.  Gesuch  vom  15.  September  ItSSH,  Scbreibeu  tler  Bürger- 
meisterei vom  18.  September  und  Kntseheid  der  Piev^iasSslr^nerang  vom 
2.  Oktober  1827  in  Akten  üher  Handd  mid  Verkshisweseii  (DauvSchiff- 

fiihrt)  127  M  st  A.  und  obeu  S.  m 
»  Vgl.  oben  S.  201. 

'  A  gl.  SchiffahrtHEktcn  1826  M.St.A.  Dio  Mainzer  Oesellsehaft 
liefs  eine  Anzahl  von  Exemplaren  ihrer  Statuten  an  Hcbiffer  verteilen, 
ilamit  diese  Hieh  über  sie  unterrichten  konnten.  Trotxdem  nahm  von 
20  Mainzer  Schiffern,  die  aufgefordert  wurden,  nar  einer  wenige 
Aktien* 
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mangel  teils  aus  der  Furcht  kleiner  Leute,  bei  einem  Unter- 
nehmen, dessen  Entwickelung  sie  nicht  überschauen  konnten, 
ihr  Geld  zu  verlieren ,  dafs  sie  sich  nach  ihren  Verhältnissen 
der  Aktien  nicht  bedienen  könnten.  Die  grofsen  Uniwiilzungen, 
die  die  Kheinüchiffahrt  durch  Verwendung  der  Dampt'kraft  bei 
Beförderung  der  Fahrseuffe  erfahr,  wurden  durch  intelligente, 
kapitalkrftftige  GrofekaufTeute  getragen;  sie  mufsten  bei  der 
dauernden  Zurückhaltung  des  alten  Schifl^rstandes  jenen  allein 
direkt  oder  indirekt  Nutzen  bringen. 

Den  geschädigten  Schiffern  blieb  nur  eine  Älöglichkeit,  dem 
drohenden  Verb !nin:nis  zu  entg^^bon.  Dii^scLig  in  dem  Versii'-h, 
das  seitherige  System  dos  F;iiii  t(  tih/ti  iebes  nnt  der  neuen 
Weise  konkurrenzfähig  zu  erlialteu.  Die  Niederländer  gingen 
dabei  am  praktischsten  vor ' ;  sie  errichteten  von  der  hollän- 
dischen Grenze  bis  Köln  Pferde- Relais,  an  denen  stets  frische 
Zugtiere  zur  Verftlgung  standen.  Damit  brachten  sie  es  au 
einer  merklichen  BeMshieunigung  ihrer  Transporte,  so  dals  die 
Strecke  von  Holland  bis  Eöln^,  die  seither  etwa  14  Tage  be- 
ansprucht hatte,  nunmehr,  dank  der  Konkurrenz  des  Dampfes, 
mit  den  alten  Fahrzeugen  in  5 — 6  Tagen  zurückgelegt  wurde. 
Viel  weniger  Spannkraft  zeigten  die  mittel-  und  oberrhoinisehen 
Genossen.  ]hr  ganzes  Bestreben  ging  «lahin'^,  die  Kintiihrung 
der  Dampfsehiliahrt  zu  vereiteln,  und  als  sich  dies  unmöglich 
zeigte,  hofl'tcn  sie  wenigstens  aut  den  baldigen  Verfall  des 
Unternehmens  fUr  ihre  Stromteile. 

Ihre  Gesinnungen  und  Anschauungen  spiegeln  sich  am 
besten  in  Gutachten  wieder,  die  der  Verwaltungsrat  der  Mainaer 
SchiffiBigilde  in  den  Jahren  1826  und  1827  abgab  ^.  Im  ersten 
Falle  war  ihm  nach  Wunsch  der  hessischen  Regierung  die 
Fra^re  iinbegelegt  worden,  wie  die  Dampfschiffahrt  unter  mög- 
liclistcr  Schonung  des  Nahrungsstmdes  der  brst»Mionden  Schitter- 
giMcn  zu  verwenden  sei*^?  Di^  austlihrliclie  Antwort  zielt  im 
wcöuntlichen  daliiu,  jene  küniic  überhaupt  nicht  dauernd  be- 
stehen. Wenn  auch  die  Dampfschiffahrt  hinsichtlich  ihrer 
Kraft  und  Schnelligkeit  die  allgemeine  Bewunderung  errege, 
so  dürfe  man  ihnen  „als  praktisch  erfahrenen  Schiffern'',  die 
seit  einer  langen  la  ihe  von  Jahren  den  Rhein  befahren  hätten, 
doch  glauben,  dafs  dieser  Strom  nicht  in  allen  Teilen  den  Be- 
trieb mit  Dampfschiffsn  sulasse.   Namentlich  der  Mittelrhein 

*  Vgl.  Schirges,  der  Kheiii.strom  74^  Uandebkajnuicr  zu  Mainz 
8.  8S,  84. 

-  Für  die  Strecke  K Tin-Mainz  briielite  dn»  Kölner  Handelskaminer 
eioe  ähnliche  Einrichtung  in  Vorschlag,  fand  jedoch  bei  der  Mainzer 
Handelskammer  keine  Unterstützuug,  weil  diese  meinte,  es  sei  Sache 
der  Hchiffer,  eine  derart i^^e  Mafaregel  ins  Leben  zu  rufen.  Vgl. 
Handelskammer  zn  Mainz  &  34. 

*  Vgl.  oben  S.  203. 

*  Vgl.  zum  folgenden  A.  d.  M.  U.K.  S  4210. 

*  Gutachten  yom  2.  Uftrz  1826  a.  a.  O.  Siehe  Betlage  11. 
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zwischen  Köln  und  Bingen  eigne  sich  bei  gewöhnlichem  Wasser- 
stande keineswef^s  zu  seiner  Einführung,  und  auch  die  Linie 
Schröck  biö  Strarsburg  sei  nicht  zu  rechnen  Zu  allem  TTber- 
flufs  könne  man  ja  den  Dampi'ächiti'en  unter  gewitk>en  Be- 
schränkungen biusichtlich  der  Zahl  der  Fahrten  etc.  eine  Probe- 
zeit von  einem  Jahre  gewfthren,  innerhalb  welcher  sich 
zweifelsohne  die  Unverwendbarkeit  dieser  Betriebsart  klar  er- 
weise. 

Als  das  Jahr  vorUber  war  und  die  Dampfschiffahrtsge&eiU 
schaften  seihst  über  eip^enes  Erwarten  glücklich  ahi^eschlossen 
hatten,  (\n  sollte  rlieselbe  Kürperschaft  wieder  zur  Beratung 
zusammentreten.  Freilich  war  diesmal  die  Fra?e  schon  ganz 
anders  gestellt,  nicht  wie  sich  die  Dampfschiilahrt  verwenden 
lasöc,  sondern  wie  die  Segelschiffahrt  in  ihrer  Konkurrenz  mit 
den  Dajnj^schiffen  zu  erhalten  und  zu  fördern  sei,  und  ob 
man  im  Kähmen  der  noch'  geltenden  Octroikonvention  etwa 
durch  Einrichtung  von  Schnellfahrten  mit  abgekürzter  Lade- 
frist, Ablösestationen  für  die  Leinpferde  etc.  Erfolge  erzielen 
könne?  Diesmal  ist  die  Stimmung  noch  viel  gedrückter  als 
im  vergangenen  Jahre.  Vollkommene  Hoffnungslosigkeit  spricht 
fast  aus  jeder  Zeile  des  erstatteten  Giitachtens Eigentliche 
V^orschlägc,  wie  die  Segelschiffahrt  kuukurrenzfahig  zu  erhalten 
sei,  wissen  die  Schiffer  überhaupt  nicht  zu  macheu ;  sie  klagen 
nur  über  die  aufserordentlichen  B^ttustigungen,  die  man  der 
Dampfschiffidirt  gewähre  und  bitten »  man  solle  sie,  die  doch 
zunächst  als  Personen-Post  eingerichtet  sei,  besQglich  der 
Warenladungen  Beschränkungen  unterwerfen,  wie  man  es 
früher  mit  den  Diligencen  im  Artikel  24  des  Reglements  von 
1815  gehalten  habe ^.  Auch  möge?  man  ihre  Fr.-ichttaxen  er- 
höhen, die  Gildeschiffer  gegen  Eingriffe  der  Kb  inschitfer  .schützen, 
die  Erhebung  der  Octroigebühren  für  die  Segelfahrten  wie 
bei  den  Dampf  booten*  vereinfachen  und  die  drückenden  Re- 
kognitionsgebühren  crmäfsigen.    Die  letzten  zwei  Wünsche 


'  In  lotztemn  l'nnktfi  haben  sio  insofern  Recht  bchnltrn.  al-  die 
Dampfschiffahrt  auf  dem  Rliein  obcrlialb  Mannheims  nach  jahrzehote- 
langcn  Versuchen  wegen  der  schlechten  Wasserverhältnisse  fast  gänz- 
lich eingestellt  wurde  und  erst  nach  den  bedeutenden  Stromverbesse- 
rungen  der  jüng^^'ti'n  Zeit  wieder  mit  Erfolg  betrieben  werden  konnte. 

Gutachten  vom  27.  August  1827  a.  a.  O.  Siehe  Beilage  12.  l>a« 
vom  R51ner  Gilderat  in  gleicher  Angelegenheit  begehrte  Gatadbten  Uieb 
auH.  (VltI.  Schreiben  Oekhnrts,  iles  Mitglieds  der  proviaorischen 
VerwaltunjpfHkomraission,  vom  21.  April  1828  a.  a.  O.) 

"  Aufserdem  forderte  man,  freilich  vergeblich,  die  Dampfschiffahrts» 
ge>ells(  haften  sollten  für  ihre  Fahrten  Beiträge  zur  Untentutznugskaese 
der  Gild'n  ziilib  ii.    (Akten  ül»er  Handel  und  A'erkelirfwesen  M.St.A.) 

*  Die  Dampf  boote  entrichteteu  zur  Vermeidung  von  Aufenthail 
belspielsweiite  die  ganzen  Gebühren  jsa  Berg  von  Kdln.  bis  Koblenr  anf 
dem  Erhebungsbureau  zu  Köln  auf  einmal,  obne  an  den  Zwisehentitatio&en 
EU  halten. 
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berührten  Punkte,  die  auch  die  Mainzer  UandelBkammer  leb- 
haft befürwortete ' . 

Noch  weitere  Keformgedanken  kamen  in  den  nächsten 
Jahren  zum  Ausdruck*.  Man  überlegte,  wie  man  auf  diese 
oder  jene  Weise  die  Zahl  von  Schiffern  einschränken  könne, 

Slante,  dals  die  Gildenaugehörigen  bei  Warensendungen  auf 
em  Mittelrhein  gemeinsame  Sache  machen  sollten  gleich 
dem  JachtschifFer^erein  und  ahnliches  mehr.  Alle  diese  Vor- 
schläge hätten,  selbst  wenn  sie  sich  verwirklichen  liefsen, 
keinesfalls  dauernden  Erfolg  Tersprochen.  Die  Frage,  ob 
Dampf,  ob  Segel  mufste  ausgetragen  werden,  wie  der  Streit 
zwischen  nattirliehem  und  gezwungenem  Umschlag,  zwischen 
Gewerbclrt  ilieit  und  r4ildezwang.  Bei  «'incr  Betriebsweise,  in 
der  die  manuelle,  kun.stlerische  Geschicklichkeit  des  einzelnen 
vor  der  Gesamtleistung  zurücktrat,  mufste  die  unvollkommene 
Technik  im  wirtschafUichen  Daseinskampf  erbarmungslos  unter- 
liegen. Der  endgültige  Sieg  des  Fortschritts  konnte  verlang« 
samt,  verzögert,  aber  nicht  ewig  aufgehalten  werden.  In  der 
That  scheinen  die  grofsen  Umwälzungen  des  Verkehrswesens 
im  19.  Jahrhundert  nicht  als  plötzliche  Umkehrungen  von  heute 
auf  morgen,  sondern  als  langsam,  aber  stetig  sich  voll^iefiende 
Wandlungenj  die  sich  über  Jalirzelmte  erstrecken.  Trotzdem 
blieb  dem  rheinischen  kSchitlerstand  die  Bedrängnis,  das  s  riule 
Klend ,  wie  es  die  Umwandlung  eines  Gewerbes  vom  ivleiu- 
betrieb  in  kapitalistische  Grofsuuter nehmung,  als  welche  sich 
die  Dampfschifiahrt  im  wesentlichen  von  Anfong  an  erweisl^ 
für  ganze  Menschenklassen  mit  sich  bringt,  in  keiner  Hinsicht 
erspart.  Wenn  auch  auf  einzelnen  Linien  in  den  ersten  Jahren 
die  alten  Fahrzeuge  sich  noch  erfolgreich  behaupten  konnten^, 
wurden  sie  doch  mehr  und  mehr  verdrängt,  bis  sie  endlich 
vom  ^nnzi'Ai  Strome  verschwunden  waren. 

Die  neue  Unternehmung  wurde  gleich  bei  ilirer  EinfUhrung 
von  den  Kreisen,  die  nicht  unmittelbar  an  ihr  beteiligt  waren, 
froudig  begriifst.  Am  belbötverständlichöten  erscheint  die  zu- 
stimmende Haltung  bei  den  Organen  des  Handelsstandes,  die^ 
wie  die  Kölner  und,  nach  anUlnglichem  Zögern,  auch  die  Mainzer 
Handelskammer,  der  neuen  Betriebsweise  vollauf  zugethan 


1  Gutachten  der  Handelskammer  vom  1.  Mai  1828  a.  a.  0.  Siehe 
Beilage 

■  Vgl.  Akten  über  ilauUel  uud  \  erk.ehr8we.'*cn  M.Öt.A. 

*  Beispielsweise  hat  die  Güterbeförderung  darch  das  Mains-Frank* 

furtcr  MiirktscliIfT  in  den  ersten  Jahren  luicli  Einführung  der  Dampf- 
Bfhiffahrt  zugenommen.  Die  nMinpf^cliiffjihrt  hatte  den  Grüterzug  auf 
dem  Rhein  vermehrt,  das  für  den  Main  bestimmt*^  Boot,  die  ,,Stadt 
Prankfart"  war  aber  für  Warenladnn^en  nicht  eingerichtet,  und  so  kam 
denn  dor  naeh  I^uikfui  t  !)f>^tirnrtite  Zuzug  dem  Marktschiff  zu  gute,  das 
billiger  als  die  konkurrierenden  Eilwagen  war.  Vgl,  Verhandluiifren 
in  Kheinschifiiahrtsakten  lE^,  bes.  Sc&eiben  der  Provinzialregicrnug 
vom  5.  Jniaar  1830. 
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waren  \  da  die  durch  sie  vertretenen  Interessentengruppen  zum 
mindesten  indirekten  Nutsen  gewannen.  Aber  auch  die 
städtischen  Verwaltungen,  die  niederen  und  höheren  Re- 
gierungsbehörden waren  der  Verkehrsentwickhing  gfinstig  ge- 
stimmt. Dafs  sie  sich  zu  einzelnen  Mifsgriflfen  verleiten  liofsen, 
darf  ihnen  bei  Behandlung  von  Verhältnissen,  deren  Tragweite 
damals  niemand  überschauen  konnte^,  nicht  allzu  schlimm  an- 
gerechnet werden:  im  allgemeinen  haben  die  Provinzial- 
behOrden,  städtischen  Verwaltungsorgane,  wie  Tor  allem  die 
Oentralkommissiony  die  den  Ausgleich  der  alten  mit  den  neuen 
Einrichtungen  erstrebte,  die  zugleich  auf  „möglichste  Schonung 
des  NahrungBstandes  der  bestehenden  Schiffergilden**  drang, 
fordernd  und  segensreich  in  die  Verkehrsgestaltung  ein- 
gegriffen. Das  üV)er  die  materiellen  Sonderinteress<'n  erhab^no 
Beamtentum  der  Rheinuferstaaten  hat  an  der  Erfüllung  einer 
bedeutenden  Kulturaufgabe  merklich  mitgeholfen. 


1  Vgl.  Beilage  13. 

*  Sdirieb  doch  die  Mainser  Handebkammer  am  8.  Dezember  1825 

kühnlich:  ^Der  Gedanke,  die  jetzt  bestehende  Schiffahrt  durrh  die 
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Dritter  Abschnitt 


Von  der  Rheinschiffahrtsakte  1831  bis 
ihrer  Neugestaltung  1868. 


Erstes  Kapitel. 

Die  Übereinkunft  der  Uferstaaten  vom  Jahre  1831  und 
deren  Einwirken  auf  die  Fortentwicklung  der  Rhein- 

schiffahrteverhältnisse. 


8  U. 

a.  Absehlnfs  imd  Inhalt  der  Schiffahrtsakte. 

Mitten  anter  den  gewaltigen  Umwftlzangen,  welche  die 
Einführung  der  Dampfschiffahrt  im  rheinischen  Verkehrswesen 
hervorrief,  kam  zwischen  den  Uferstaaten  des  Stroms  die  Über- 
einkunft zu  stände,  w^tche  die  Fordernnpren  des  Wiener  Kon- 
ji^resses  endlich  vorwirklichen  .sollte.  Am  31.  März  1831  wurde 
zu  Mainz  die  Rlieinschiffahrtsakte  unterzeichnet^  deren  Grund- 
ideen bis  auf  den  heutigen  Tag  niafsgebend  blieben. 

Wir  verfolgten  oben,  wie  die  Centraikommission  ihre  Be- 
ratungen abbrechen  muute,  da  jede  Hoffnung  auf  eine  Ver- 
ständigung zwischen  Preufsen  und  den  Niederlanden  ge- 
schwunden sc  hien.  Wenn  der  erstgenannte  Staat  dachte,  durch 
Intervention  der  Vertragsmächte  dennoch  bald  zum  Ziele  zu 
kommen,  hatte  er  sich  getäuscht.  So  entschieden  England, 
das  schon  1822  auf  d»Mn  Kongrefs  zu  Verona^  Beschwerden 
wegen  des  un^^ehindertcu  Wnrondurchziip^s  durch  die  Nieder- 
lande erhoben  hatte,  seine  \\  Unsche  unterstützte,  so  sehr  sieh 
beispielsweise  auch  Osterreich  in  gleichem  Sinne  bemühte^ 
von  Holland  waren  nur  breite  Darlegungen  und  ausweichende 
Erwiderungen,  kein  Verzicht  auf  seine  Ansprüche  zu  erlangen  ^ 

Man  gedachte  daher  unter  dem  Zwang  der  Umstände,  die 
Besprechungen  Innerhalb  der  Centraikommission  von  neuem 


1  Vgl.  Klttber,  Recht  des  dentsehen  Bandes  §  571  Anm.  d. 
Seite  784. 

•  Vgl.  Oppenheim,  Der  freie  Rhein  i^.  Iö2,  15^3  und  die  dortigen 
Verweisangen. 
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aufzunchrnen.  Bayern  machte  zur  Erl piditerung  eines  der- 
artigen Entschlusses  Ver^lei<'li«vorsrli]äge,  die  mit  Über^^eliun:,' 
der  ^nltrafliivialen"  Streitpunkte  zunächst  die  Erledigung  der 


Wiener  Konvention  anstreben  sollten.  Holland  zeigte  sich  bei 
Wiederbeginn  der  VerhaDdlangen  su  thatsftchlichen  Zugestand- 
niesen  geneigt,  wollte  aber  von  dem  seither  vertetdigten  Prin- 
cipe nicht  abgehen^.  Sein  Vertreter  erklärte,  dafs  er  zwar 
unerschütterlich  an  dem  Grundsatz  festhalte,  die  freie  Scbiff- 
fahrt  im  Sinne  der  Wiener  Akte  sei  auf  den  Lauf  des  Flusses 
selbst  beschränkt  und  lasse  sich  keineswegs  über  denselben 
hinaus,  d.  i.  auf  die  Fahrt  bis  in  die  uticne  See  und  umgekehrt, 
ausdehnen,  dafs  er  aber  gerne  bereit  sei,  durch  neue  „mit  der 
Würde  der  niederländischen  Krone  und  den  wesentlichsten 
Interessen  des  Königreichs  sn  vereinigende  Konseesionen  dasu 
beizutragen,  die  Rheinangelegenheit  in  dem  Interesse  der  Ge- 
samtheit der  Beteiligten  zu  einem  baldigen  und  glttcklichen 
Ende  zu  bringen".  Neben  der  bereits  früher  eingetreten<»n 
Herabsetzung  der  Transitgebühren  für  eine  Reihe  von  Artikeln 
und  teilweiser  Regelung  der  Abgabe?iorhpl>ung  na«'h  rlem  Ge- 
wicht der  Güter,  neben  den]  Verspreciien ,  die  Transitprohi- 
bitionen fast  ausnahmslos  abzuschaffen,  die  Waal  anstatt  des 
Lek  als  Rheinfortsetzuug  zu  betrachten  und  die  zustehenden 
Schiffahrtsgebühren  zu  vermindern,  wollten  die  Niederlande 
aach  Fonnali  täten  und  Kosten,  die  mit  dem  Umschlaff  in  ihren 
Seehäfen  verbunden  waren,  von  nun  an  beseitigen,  insbesondere 
auf  Erhebung  der  „Svndikatsabgabe"  und  der  „Plombage"  ver- 
Bichten,  beziehentlich  letztere  durch  eine  kostenlose  Schiffii* 
begleitung  ersetzen. 

Wenn  der  die  HheinmUndungen  behorr-chende  Staat  sich 
somit  auch  in  Punkten  nachgiebig  zeigte,  deren  Gewährung  er 
noch  vor  wenig  Jaliren  entschieden  verweigert  hätte,  so  blieben 
ihm  doch  noch  Mittel  genug,  die  allgemeiuen  Schiffahrtsinteres^^en 
seiner  Handelsschutzpolitik  unterzuordnen.  Folgerichtig  mufste 
Preufsen  die  hollänaischen  Anerbietungen  aurOckweisen  und 
auf  dem  seither  eingenommenen  Standpunkte  verharren.  Wirk< 
lieh  gab  es  ohne  Zögern  seine  Meinung  dahin  zu  Protokoll', 
dafs,  „solange  das  Princip,  welches  die  Grundlage  des  pinzea 
Reglements  bilde,  von  einem  der  vorzüglich  beteiligten  Staaten 
bestritten  werde,  es  ratsamer  erscheine,  die  Aufmerksamkeit 
darauf  zu  richten,  wie  diesem  Princip  selbst  seine  Gewahr  un<l 
Anerkennung  bereitet  werde,  als  eventuelle  Verhandlungen 
über  Gegenstände  zu  pflegen,  die,  so  einfach  die  Vereinbarung 


1  Vgl.  352.  Protokoll  der  CentfalkommiBsion  vom  26.  Min  lä25w 
(Steindruck  im  M.St.A.) 

a  Vgl.  die  ausführliche  Darleganir  im  355.  Protokoll  vom  18.716.  April 
1825  (Stemdrack  im  ALHtA.) 


übrigen   Fragen  eines 


im   Sinne  der 
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darüber  sein  werde,  wenn  einmal  die  Grundlage  feststehe, 
doch,  solange  diese  fehle,  nur  zu  leicht  als  Vorwände  benutzt 
werden  könnten,  das  wahre  Ziel  aus  den  Augen  zu  rücken." 

Von  dieser  Ansieht  konnte  es  auch  nicht  lassen,  als  die 
niederländischen  Verordnungen  vom  10.  September  182Ü  und 
1.  Mttn  1827  die  gemachten  VersprechaDgen  hmsichtlicli  der 
SchiffahrtBerleichterungen  gröfstenteilB  errallteo^  Durch  sie 
wurden  die  Verhttltnisse  provisorisch  dahin  geordnet,  dafs  der 
freilich  stark  versandete  Lek  dem  konventionellen  Rhein 
gleichgestellt  und  nach  den  nämlichen  Regeln  verwaltet  ward 
und  pour  la  navigation  des  batoaiix  du  Rhin  depuis  Krimpen 
juscju'en  p leine  mer,  et  depuis  la  mer  jusqu'a  Krimpen, 
ftir  den  tibergang  der  Schifle  vom  Flufs  zur  onenen  See,  ge- 
wisse Erleichterungen  geschaffen  wurden. 

Da  man  in  den  Sitzungen  der  Central kommission,  wo 
Hessen  und  Bayern  mit  Preufsen  stimmten,  wahrend  Baden 
und  Nassau  sich  auf  die  holländische  Seite  neigten,  nicht  Toran 
kommen  konnte,  sachten  demnächst  die  Vertreter  der  beiden 
Hauptwidersacher  in  „Partikularverhandlungen"  aur  ersehnten 
Verständigung  zu  gelangen.  Als  im  Laufe  der  nflcliHteü  Jahre 
die  Vorstellungen  der  Grofsmächte  immer  dringender  wurden  ^, 
als  die  Entwicklung  der  Dampfschiffahrt  zeigte,  dafs  das  Fest- 
halten an  den  alten  Rechten  nicht  mehr  dieselbe  Bedeutung 
wie  früher  habe,  begann  Hollands  süirre  Energie  zu  erlahmen®. 
1829  liefs  es  sidi  endlich  aum  geforderten  Nachgeben  be> 
wegen  und  einigte  sich  mit  Preufsen  bes.  des  Entwurfs  einer 
„Übereinkunft  unter  den  Uferstaaten  des  Rheins  und  einer  auf 
die  Schi£fohrt  dieses  Flusses  sich  beziehenden  Ordnung.** 
Nachdem  er  von  der  Centraikommission  gründlich  durch- 
berat»'ii  ^  und  den  einzelnen  Regierungen  zur  Genehmigung 
unterl  i  f  iti  t  worden  war,  wurde  der  Vertrag  am  31.  März  18Hi 
glücklich  ibgeschlossen  und  am  1(5.  Juni  1831  zu  Mainz  feier- 
lich ratihziert'^.    Planmäfsig  ist  die   neue  Rheinschiffalirts- 

*  Das  arret^  vom  1.  März  1827  ist  dem  411.  Separutpiotokoll  der 
CentralkomniisBion  vom  31.  März  1827  beigegeben.  Abdruck  clt'(?srlbei| 
bei  Herrn nii.  A<lrersbnr?i  1H28  S.  41-68.  Abschrift  iD  dsatscher  Über- 
setsanK  in  A.  d.  M.  H.K  ^  ^011. 

«Noch  im  Jahre  1B9D  richtet  Gbarlefl  Grant  im  brHtiMhen  Untsr- 
hauHC  wcgon  der  Rhein5»chiffÄhrt  Anfragen  an  das  Ministerium  Robert 
Peels.  V<:1  ())» penlieim,  Der  freie  Rhein  153;  Klfiber,  Recht  des 
deutschen  Htuitk's  §  571  Annu  d.  S.  784. 

*  Vgl.  Oppenheim,  Der  freie  deutKrhc  Khciu  S.  148;  über  die 
Streit>i(  hrift«'ii  jener  Tapre,  bes.  Op  doti  Hoofn  ^Etwn-  fihor  die  Rhein- 
üchiftahrt"  und  die  , Widerlegungen"  derselben  vgl.  ebenda  B.  148  An« 
merkung  1  und  Bau,  Volkswirt«ehaftflpolitik  8.  874  Anm.  6. 

*  Die  Vorlage  des  Entwurfs  erfolgte  von  niederlriiulipchcr  S«'ite 
am  19.  Augu8t,  von  preuf'^iMcher  Seite  am  dl.  Oktober  1829;  vgl.  Her- 
man,  Adrefsbuch  1880  S.  140. 

*  Dan  Protokoll  über  den  Ratifikations-,  Auswechselimga-iiiid  Hinter- 
legttngsakt  wurde  dem  52L  SeparatprotokoU  der  CentrmlkommiMon  als 
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ordiiTing   am    17.   Juli    ded   aämiicheiL  Jahres  voilzogen 

worden. 

Der  Vertrag  liefs  ausdrücklich  alle  im  Anschlufs  au  die 
Wiener  Akte  erhobenen  Streitfragen  sowie  deren  Folgerungen 
unberOhrt^  und  brachte  lediglich  „stxki  der  Qrttndli^  einet 
Gesamtinb^ifESs  gegenseitig  gemachter  und  angenommener 
Vorschläge,  jedoch  unter  dem  Vorbehalte^  dafs  diese  Ver- 
ständigung den  beiderseits  behaupteten  Rechten  und  Ghrund- 
»ätzen  in  keiner  Art  Eintrag  thuu  solle",  eine  Vereinbarung 
über  diejenigon  Mjifsregeln  und  reglementarischen  Bestim- 
iiuiiii,^en,  deren  die  Kheinachiffahrt  nicht  länger  entl>obron 
konnte.  Er  zertiei  in  X  Titel,  die  sich  wieder  in  109  Artikel 
gliederten*. 

Der  erste  Titel  giebt  die  allgemeinen  Richtlinien  unter  Bo- 
rflcksichtigung  der  einzelnen  Zngestftndnisse  und  Verabredungen. 
Die  Schiffahrt  auf  dem  Rheinstrom  in  seinem  ganzen  Laufe 
aoU  von  da  an,  wo  dieser  Flufs  schiffbar  wird,  bis  in  die 
See,  sowohl  aufwärts  als  abwärts,  f>^i  sein"  und  in 

Bezug  auf  den  Handel  niemand  untersagt  werden  können, 
wobei  als  Fortsetzung  des  Klieins  innerhalb  der  Niederlande 
Lek  und  Waal  betracbtet  werden Kein  Schiff,  das  im  Eigen- 
tum von  Unterthanen  der  Uferstaateu  steht,  kann  beim  Uber- 

fang  aus  dem  Flufs  in  das  offene  Meer  oder  umgekehrt  zum 
löschen  oder  Umladen  gezwungen  werden.  Sollten  die  be- 
zeichneten Stromarme  kttnftig  irgendwie  unbenutzbar  werden, 
dann  wird  Holland  dem  Rheinhandel  eine  andere  fahrbare 
Wasserstrafse  anweisen. 

An  die  Stelle  der  seitherigen  holländischen  Transitgebühren 
tritt  eine  festbcstimmte  Abgabe  (droit  fixe)  von  13*  4  Oentime«? 
pro  Uentner  fiir  die  15orgtour  und  9  Centimes  für  die  nämliche 
Quantität  bei  der  1  haireise*.  Doch  wird  neben  etlichen 
weniger  drückenden  Formalitalen,  die  sich  in  der  Hauptsache 
auf  Verblei  ung  der  Warenräume  in  den  Schiffsn  und  auf 
kostenlose  Begleitung  derselben  durch  Kontrollorgane  be- 
ziehen ^  gehörige  Deklaration  und  Verifikation  Uber  den  Be> 

Anlage  beigegeben.  Abdruck  desselben  bei  Herrn  an.  ShiihhIhiiit  der 
Gesetze  II  S.  77,  78.  Über  die  Daten  der  Katitikatiou  dun  h  die 
einselnfiti  Staaten  vgl.  Her  man  a.  a.  O.  Titelblatt. 

*  Übor  den  ümfiBn^'  dor  gegenseitigen  Zugestrindnisae  vgL  Klflber, 
Beoht  des  deutschen  Bundes  §  571  Anm.  e  S.  785,  786. 

*  Vgl.  Abdruck  in  Gesetzessammlungen  der  einzelnen  Staaten: 
Gresetz^^ammlung  für  die  kgl.  preufs.  Staaten,  Jahrgaus  1881  8.  78  ff, 
mit  nebeneinandf r  f^tehondorn  dcutachen  und  friui/r»Hif«rh»'n  Text.  Der 
deutsche  Wortlaut  lindet  sich  auch  bei  Mejcr,  Staatsakten  h.  408  hi» 
4S6;  Hsrman,  Sftmmlnng  der  Gesetse  II,  S.  1—76;  Rhenns  1859  &  1 
bis  67;  Schirges,  der  iEbeinstrom  S.  155—206  mit  Anhingeo  I— XLVI 
8.  199-348. 

»  Art.  1-3. 
«  Art.  4,  6,  8. 
>  Art.  4,  89. 
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Stimmungsart  der  Qüter  oder  die  Kationalität  des  Schilfes  ver* 
langt  ^ 

In  Erwiderung  dieser  Zugeständniase  verpflichten  sich  die 
Regierungen  der  übrigen  Uierstaaten,  die  bereit»  durch  die 
Wiener  Kongrelsakte  für  den  ganzen  Lauf  des  Flusses  verab- 
redete allgemeine  Befreituig  von  Transitgebtthren  au  0ni»ten 
der  niederländischen  Schiffe  auf  den  Wassertransport  solcher 
Waren  auszudehnen»  welche  den  Rhein  verlassen  und  in  Flusse, 
Kanäle  oder  andere  schiffbare  Verbindungswege  des  Inlandes 
einlaufen,  um  sodann  durch  die  gedarhten  Staaten  zu  tran- 
sitieren,  insoweit  letzteres  ohne  Vertausrhinij]:  des  Wasser- 
transportes mit  einem  Landtransporte  geschelien  kann''*.  Aufser- 
dvni  machen  sie  sich  anheischig,  längs  ihrer  Stromstreclce 
Freihäfen  anzulegen,  deren  Einrichtung  insbesondere  für  Köln, 
Dflsseldorf,  Biebrich  und  Oberlahnstein ,  Mainz,  Mannheim, 
Speier  und  Strafsbuig'  verlangt,  aber  wenig  später  auch  noch 
für  andere  Orte  gewährt  wurde^.  Den  Uferstaaten  der  Neben- 
flüsse sollten  unter  ähnlichen  Bedingungen  die  gleichen  Vor- 
teile  eingeräumt  werden*. 

Schliefslich  durfte  in  vielen  Bezieh luiL^en,  wie  bei  Erhebung 
der  Tonnen-.  Lotsen-,  LeuchtturmgebUhren,  bei  Notlandung 
zwecks  ünterhrecimng  der  Fahrt,  bei  Stillliegen  zwecks  Uber- 
winterung für  die  Flaggen  sämtlicher  Uferstaaten  kein  Unter- 
schied gemacht  werden*. 

Wenn  solche  Bestimmungen  endlieh,  nach  all'  den  Kämpfen 
und  Verhandlungen,  die  Behinderung  oder  gar  das  Verbot  der 
Rheinschiffahrt  in  Rücksicht  auf  den  Handel  untersagten ,  so 
war  diese  damit  noch  nicht  von  finanziellen  Lasten  befreit. 
Titel  IT  der  Akte  von  1831  handelt  ausführlich  von  den  Rhein- 
schiti'ahrtsabgaben  und  den  Mitteln,  sich  der  gehörigen  Ent- 
richtung derselben  zu  versichern. 

An  Schiffahrtsabgaben ^  verbleiben:  die  „Schiffsgeblihr'' 
(Rekognition)  für  jedes  Fahrzeug,  dessen  Ladungsf^higkeit  auf 
50  Centner  und  höher  steigt,  und  die  , Zölle  yon  der  Ladung*', 
die  nach  dem  Centnergewicht  bezahlt  werden.  Zu  diesem  Be- 
hufe  wurde,  um  das  zeitraubende  Wiegen  zu  vermeiden,  die 
nAichung**  uberall  beibehalten  oder  eingeführt ^  Aufser  den 
seitherigen  Erhebungsämtem  waren  solche  filr  die  Thaifahrt 


*  Art.  5,  7. 
2  Art  9. 

*  Art.  10.  Für  das  entrepöt  zu  Strafsburg  wacden  einip:e  Ein- 
schränkungen gotroffcn;  vgl.  darüber  uud  die.  damit  ;;usaTnmenhftngende 
Ofinong  der  lUachilfahrt.  S  c  h  i  r g  e  s ,  Khein  S.  163, 204  -206;  H  e  r  m  a  n , 
Sammlnng  II  S.  69-76:  Meyer,  Staatsakten  8.  46i,  455. 

*  Vgl.  Schirges/Khein,  Anh.  in  S.  220. 
»  Art.  11,  4Ö. 

Art.  12.  IS. 
'  Art.  14 
«  Art.  17. 
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auf  lioiländißchem  (iebiet  m  Lobith,  Vieeövyk,  Tiel,  für  die 
Bergfahrt  in  Gorcum,  Tiel,  Krimpen  und  Vreesvyk  zu  er- 
richten. 

Da  die  Festseüsung  der  Gkbttbreti  fUr  die  yencbtAen 
Waren  nur  auf  den  aus  vorhandenen  Stromkarten  entnommenen, 
ungenauen  Angaben  beruhte,  sollte  der  Rhein  baldigst  von 
neuem  vermessen  und  der  Tarif  sodann  nach  der  Länge  der 

ermittelten  Entfernungen  verbessert  werden  Die  „ganze  Ge- 
bühr" wurde  ithnlich  wie  schon  in  der  Octroikonvcntion  für 
eine  Reihe  von  Artikeln  herabgesetzt,  und  weitere  Ermäisi- 
gungeu  waren  für  die  Zukunft  in  Aussicht  gestellt^.  Alle 
anderen  Normen  über  Vollzug  der  Erhebungen,  Art  der 
Zahlungen,  über  Manifeste  (Frachtbriefe  oder  Konossemente) 
mit  Angabe  der  Gattung,  des  Gewichtes  und  Bestimmung  der 
Waren,  Uber  Verpflichtung  der  Staaten,  die  Einnahmen  nicht 
2U  verpachten,  sondern  für  eigene  Rechnung  erheben  stt 
lassen  etc.,  entsprechen  durchaus  den  Grundifttaen  der  Wiener 
Akte,  wie  sie  in  Fortbildung  der  Octroikonvention  festgestellt 
worden  waren**. 

Der  III.  Titel*  regelt  die  Grenzen  zwiöchen  cler  Durch- 
zugslreiheit  und  den  für  die  Uferstaaten  geltenden  Zuilgesctzen. 
Die  Muatvorsclirifteu  eiueä  Lande»  sollen  nur  in  Anwendung 

kommen,  wenn  Waren  snr  Einfuhr  an«reladen  und  war  Aua- 
fuhr  an  Bord  gebracht  oder  von  einem  Fahraeug  sum  anderen 
umgeschlagen  werden;  Air  letsteren  Fall  bleiben  die  Zoll- 
gesetze aufser  Betraeht,  wenn  er  sich  innerhalb  eines  Frei* 
hafengebiets  vollzieht.  Will  ein  Schiffer  Waren  durch  Teile 
desüheins  führen,  in  denen  die  Laiideshoheit  an  beiden  T'fern 
von  einem  Herrn  ausgeübt  wird,  so  ist  er  zur  Erhaltung  der 
Transitfreiheit  nur  verpflichtet ^  die  Luken  an  den  einzelnen 
W  arturaumen  verbleien  oder  versiegeln  zu  lassen  oder  nach 
EIrmessen  der  Lokalbehörde  aur  Verhinderung  des  Schleich- 
handels Begletter  an  Bord  zu  nehmen. 

Der  rV.  Titel  handelt  von  dem  Rechte,  die  Schiffahrt  auf 
dem  Rheine  auszuüben.  £r  beseitigt  endlich  formell  und  that- 
sächlich  den  Umschlagszwang  in  jeder  Form.  Alle  Rechte» 
Privilepfien .  Gebräuche,  die  direkt  oder  indirekt  mit  ihm  za- 
sammenhängen,  bh  ihen  ein  für  allemal  abgeschafft,  und  dürfen 
auf  keine  Weiae  wieder  eingeführt  werden*^.  Wf»iterhin  werden 
alle  noch  bestehenden  Gilden  und  Zünfte  autgelöst Damit 
ist  der  sachlichen  Konzession  zum  Rheinschifl'ahrtsbetrieb  aU 
solchem,  wie  sie  fikr  gewisse  Teile  desselben  seitfier  den  Kor- 


»  Art.  18.  . 
«  Art.  19. 
'  Art.  20—35. 

*  Art  87-4a 
»  Art. 

*  Art.  44 
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porationen  ausschliersUch  verliehen  war,  der  Boden  entzogen. 
Bestehen  bleibt  diigogen  die  persönliclu'  Konzcssionspfliicht  für 
iSchiffer,  wie  sie  triiher  geübt  wurde,  nur  mit  dem  Untor- 
öchiede,  dafs  ihre  Erlaii;j;ung  nach  Wegfall  der  Gildemonopulien 
einen  griifseren  Wirkungskrtiis  eröffnet.  Die  Erlaiil)nis  zur 
AuäubuDg  der  Uheiuschitiaiirt  wird  nunmehr  jedem  er- 
fahrenen iSchiffspatron  oder  Ftlhrer  verliehen  ^  der  sich  über 
seine  Kenntnisse  und  Fähigkeiten  vor  der  Uferregierung  seines 
Domizils  ausgewiesen  hat^  Das  Patent,  das  ihm  hierüber 
seiut'  Landcsnbrigkeit  ausfertigt,  giebt  ihm  die  Befugnis,  die 
Schiffahrt  auf  dem  Khein  ungehindert  auszuüben.  Alle  recht- 
lichen Unterschied t!  zwischen  groföer,  intermediärer  und  kleiner 
•Schiffahrt  sind  weiL^<jjf'tallp?i.  Die  Zahl  f^'r  Rli'Mnscliifl'cr  ist 
künftig  keinerlei  Beschränkungen  unterworten,  sondern  vOiiig 
unbestimmt*. 

Die  Regelung  des  Trajoktverkehrs,  das  Überbetzeu  von 
einem  Ufer  sum  andern  hat  mit  der  Rhetnschiffiüirtsakte  nichts 
gemein 

Die  Frachtpreise  und  alle  übrigen  Bedingungen  des  Trans- 
portes unterliegen  nicht  mehr  der  Festsetzung  durch  ii^nd* 
welche  Behörden,  sondern  beruhen,  wie  dies  Titel  V  ausein- 
andersetzt, lediglich  auf  der  freiwilligen  Übereinkunft  des 
Schiffers  und  des  Versenders  oder  dessen  Auftraggebers. 
W  ie  letztere  unter  mehreren  Schiffspatronoii  oder  Führern  ohne 
Rücksicht  auf  ihren  Wohnort  die  Wahl  liaben,  &o  bleibt  es 
diesen  freigestellt,  eine  ihnen  angebotene.Ladung  auszuschlagen 
oder  zu  übernehmend  Neben  dieser  Sicherung  einer  freien 
Konkurrenz  wird  die  Errichtung  von  Kangfahrten  vorgesehen, 
nur  mit  dem  Unterschiede  gegon  früher,  dafs  die  neuen  Ord- 
nungen für  alle  Nichtbeteiligten  unverbindlich  bleih<>n.  Zwei 
oder  mehrere  Handelsstlidte  können  mit  einer  beliebigen  An- 
zahl 8chiti'<'r  Vertr?ige  auf  eine  bestiminte  Zeit  schliefsen, 
hierin  die  Kracht])rei.se,  die  Zeit  der  Al)falirt  und  Ankunft  wie 
andere  in  ihrem  Interesse  liegende  Hediiif^ungen  teststellen,  um 
den  Kautieuten  billige  Frachtpreise,  dem  ticliiffer  baldige  Rück- 
fahrt zu  sichern*.  Alle,  die  einer  solchen  Vereinigung  ange- 
hOreUy  sind  verbunden,  sich  ihrer  Ordnung  zu  fügen,  solange  sie 
nicht  nach  vorheriger  Aufkündigung  wieder  ausgeschieden  sind. 
Dagegen  steht  es  auch  an  den  Plätzen,  bei  denen  dergleichen 
Kang^hrten  eingef'ülirt  werden,  jedem  Schiffer  und  Kaufinann 
frei,  ob  er  daran  Anteil  nehmen  od-  v  seinen  Eintritt  versagen 
will®.    Einigen  sich  zwei  Regierungen  darüber,  dafs  an  be- 

'  Art.  42,  47. 


•  Art.  45. 
»  Art  4n. 

•  Art.  48. 

»  Art.  49,  51. 

•  Art.  50. 
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stimmten  Tagen  ein  Schiff  von  einem  Orte  abfahren  soll,  um 

Reispndo  mit  ihrem  Gepäck  zu  befördern^  so  hat  dif'^os  Schiff 
gleiche  Rechte  mit  den  übrigen,  die  den  Strom  Ix  lalircn  und 
untersteht,  wie  die  Güterrangiahrten,  keiner  besonderen  Aut- 
sicht durch  die  Centraikommission  ^ 

Der  t'olgenile  Ahschniti  (Titel  VI)  giebt  polizeiliche  Vor- 
schriften zur  Sicherheit  der  Rheinschiffahrt  und  des  Handels-. 
Es  geboren  hierher  die  Bestimmungen  über  Untersuchung  der 
Fahrzeage  bez.  ihrer  Tauglichkeit  ttber  die  Verladungen,  Art 
und  Umfang  der  Haftung  von  ochi£&patronen ,  Sicherung«- 
mafsr^eln  bei  Flöfsungen,  Satzungen  ttber  die  Verwendung 
von  Lotsen  n.  <bTgl.  mehr.  Insbesondere  raachen  die  Rhein- 
Staaten  sich  anheischig^,  alle  Sorgfalt  auf  Instandhaltung  der 
Leinpfade  zu  verwenden  und  dieselben  nach  Bedarf  ohne  Auf- 
schub auf  Kosten  desjenigen,  den  es  angeht,  wieder  herzu- 
stellen. Sie  verbinden  sic  h  überdies,  jeweils  für  ihre  CTebiets- 
strecke,  die  nötigen  Mafsregeln  zu  ergreifen,  damit  die  Schitf- 
fahrt  niemals  durch  Iftthleo,  Wdire  und  nonstige  Kunstanlagen 
gehemmt  werde,  und  damit  bei  Brücken  der  Durchlab  von 
Fahrzeugen  oder  FlOfsen  gegen  Zahlung  eines  mäfsigen»  näher 
festzusetzenden  Entgelts  so  schnell  als  möglich  erfolge. 

Titel  Vn^  erörtert  die  Fälle,  in  denen  eine  Defraudation 
von  Schiffalji  (snbgaben  angenommen  wird,  und  bestimmt  die 
Strafe  für  diese  Verfehlungen  auf  das  Vierfache  der  hinter^ 
zogenen  Summe. 

Titel  VHP  handelt  „von  den  Gerichten  in  streitigen 
Rheinschiff?ihrt8angelegen!i(>iten".  Er  giebt  die  Normen  über 
die  Errichtung  von  eigenen  Kheinschiffahrtsgerichten ,  deren 
Urteilei',  die  Zollrichter,  durch  die  üferstaaten  bestellt  werden, 
umgreuzt  zugleich  die  Zahl  der  StreiLfaiie,  die  bei  dieseu  Ge- 
richten anzubringen  sind,  und  regelt  das  Verfahren,  nach 
welchem  dieselben  zur  Verhandlung  Kommen.  Wenn  die  Klage 
einen  Gegenstand  im  Wert  von  mehr  als  50  Franken  betrim, 
kann  gegen  das  Urteil  erster  Instanz  Berufung  eingelegt  werden, 
über  die  nacli  Wahl  von  der  Centraikommission  oder  einem 
bestimmten  Gerichte  der  einzelnen  Uferstaaten  entschieden  wird« 

Im  IX.  Titel  wird  die  Verwaltung  der  Rheinschiffahrts* 
angelegen  heilen  geregelt,  soweit  sie  sich  auf  Vollziehung  der 
neuen  Akte  erstreckt    An  der  Spitze  derselben  steht  auch 


»  Art.  52. 
»  Art.  53—70. 
»  Art  67,  Ü3. 

*  Art.  71— Uber  den  spiter  notwoidig  gewordeoen  ErUls  ron 
Strafbestimmiingen  für  ÜbertretaDgen  der  Khcinschifliihrtsakte  Tgt 
Übcroinkuiift  HayoriiH,  HadpriH,  HoR^on<<  und  NassAua  bei  MarteDS« 

>ioiiveau  recueil  de  traites  I  S.  Iö3 — iöö. 

•  Art.  81-88. 
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fürtlf^rliin  die  CentralkommTssion  ^,  zu  f^l  r  jeder  UtVrstaat  einen 
Bevollmächtigten  beordert.  Sie.  versammelt  sich  am  1.  Juli 
jeden  Jahres  in  Mainz  auf  einen  M(»nat,  zieht  Erkundigungen 
über  Vollzug  der  8chiffahrtäor«luun^  ein,  bringt  neue  Vorschläge 
zur  Beratung,  empfiehlt  die  Beschleunigung  dringender  Flufs- 
arbeiten  und  erstattet  attsfttbrlichen  Bericht  über  den  Zustand 
der  Schiffahrt  und  die  dabei  eingetretenen  Veränderungen*. 
Ihre  Mitglieder  sind  nur  Agenten  der  Uferstaaten.  Die  Be- 
schlüsse werden  zwar  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  ab- 
gefafst,  erlangen  jedoch  für  die  Einzelregierangen  erst  Ver- 
bindlichkeit, wpnn  dieselben  ihre  Genehmigung  dazu  durch  die 
betreffenden  Kouimissarien  erteilt  haben. 

Die  Central!  Diumission  ernennt  „den  Oberaufseber  der 
Rheinschiti'ahrt '  auf  Lebenszeit,  dessen  Gehalt,  wie  der  Bedarf 
der  Kommission,  zu  den  geuieinschaftlichea  Kosten  der  Ver- 
waltung gerechnet  wird.  Der  Oberinspektor  leistet  den  Amts- 
eid vor  seinen  Wtthlern  in  die  HAnde  ihres  Präsidenten,  er  hat 
seinen  Wohnsitz  in  Mainz  und  ist  dafür  in  erster  Linie  verant* 
wortlich,  dafs  begründeten  Beschwerden,  welche  die  Aufseher, 
die  Handelsleute  oder  Schiffer  bei  ihm  anbringen ,  schleunig 
abgeholten  wnrde*. 

Unter  diesen  beiden  Orii;anen  der  Centralvorwaltun^  stehen 
vier  Inspektoren,  denen  lokal  begrenzte  Aulstehtsbezirke  zu- 
geteilt sind''.  Dieselben  werden  von  den  verschiedenen  Üfer- 
Btaaten  bestellt^  denen  sie  auch  sur  Erfüllung  ihrer  Funktionen 
verpflichtet  sind.  Für  den  Oberlauf  haben  Baden  und  Frank- 
reich, ftlr  den  zweiten  Bezirk  Bayern,  Hessen,  Nassau,  für  den 
dritten  Preulsen  und  fUr  den  letzten  Holland  den  Aufseher  zu 
ernennen. 

SchliefsUch  sind  norVi  die  im  Dienste  der  Landesherren 
stehenden  Beamten  der  verschiedenen  Zollstellen  zu  nennen*^. 

Ihnen  wie  überhaupt  allen  Rheinschiffahrtsbeamten  ist  es 
untersagt,  selbst  Handel  zu  treiben  oder  sieh  mit  einer  Hand- 
lung zu  verbinden.  Nicht  einmal  als  Kommanditgesellschafter 
oder  Teilhaber  dttrfen  sie  einem  Geschäfte  beitreten'. 

Wie  in  den  frttheren  Konventionen  wurden  auch  diesmal 
der  IvheinzoUerhebung  und  deren  Beamten  für  den  Kriegs&ll 
Keutralitätsrechte  zugesichert 

Der  letzte  Titel  hat  nur  den  einzigen,  aber  wichtigen  Ar- 


«  Art  89-96. 

*  Vgl.  art.  16  der  Wiener  Konvention. 

»  Art.  92,  95-100. 

*  Als  erster  Oberinspektor  der  Ulioiiisi  hitiahrt  wurde  1831  der 
preufs.  Rcgierongsrat  von  Auer  gew&hlt  Vgl.  Schirges,  Der  Rhein- 
Strom  s.  ;m7. 

6  Art.  101,  102. 

*  Art.  103,  105—108. 
^  Art.  104. 
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tikel,  der  erklört,  dafs  die  Akte  blofs  mit  allseitiger  Bewilligung 
eine  AViänderung  erleiden  kann  und  zugleich  Anordnungen  filr 
ihren  Vollzug  trifft  ^ 

Gemäfö  des  521.  Separatprotokolls  der  CentralkoniiniöMon 
sollte  eine  Anzahl  der  vorau.sg<'gangenen  ProtokoUarverhaud- 
lungen^,  in  denen  Erläuterungen,  Vorbehalte  und  Verein- 
barungen einzelner  Staaten  niedeigelegt  waren,  zur  eabti- 
diären  Erklärung  und  Ergänzung  der  RheinachiffigihrtBakte 
herangezogen  weiden  können. 

§  15. 

b.  DorchfQhrmig  der  Akfe  nnd  die  ihr  iolgende  Neuordnung 
des  Schiffer-  und  Stenermannswesens. 

Die  Schiffahrtsakte  von  1831  bildet  den  bedeutendsten 
Markstein  rlnr  rheinischen  Vcrkelirsentwic-khing  im  10.  Jahr- 
hundert. Endlich  hatte  die  Idee  einer  ungehinderten  Güter- 
beförderung, die  Treuftien,  unterstützt  durch  das  gleichf!:es!nnte 
Hessen,  mit  rtickhalt.sloser  Energie  verloelit.  das  tbrniale 
Recht,  wie  es  Holland  seit  15  Jahren  zähe  verteidigte,  besiegt 
Nicht  freiwillig,  sondern  unterm  eisernen  Zwang  der  allgemeinen 
politischen  Lage  waren  die  Niederlande  7om  Kampfplatz  ge- 
wichen; für  sie  gerade  noch  zur  rechten  Zeit,  denn  wenige 
Monate  später  ward  ihnen  ihr  bester  Trumpf  aus  den  Händen 
gewunden.  Durch  di(>  Losreifsung  Belgiens  wurde  Antwerpen, 
das  bis  dahin  holländischer  Hafen  gewesen,  der  schärfste  Jkon* 
kurrent  jenes  Landes. 

Die  liheinschiffahrtsakte  bliel)  seitileTii  die  Grundlage  aller 
Rechtsverhältnisse  auf  rheinischen  Gewässern.  Erst  nach 
einem  Menschenaltcr  sollte  sie  wieder  eine  tieter  greifende 
Abänderung  erCfthren,  die  sich  aber  bei  näherem  Zoseben 
nicht  als  principielle  Umgestaltung,  sondern  wesentlidi  als  zu- 
sammenfassende Feststellung  der  in  der  Zwischenzeit  mehr 
und  mehr  vollzogenen  Wandlungen  des  Verkehrswesens,  ins- 
besondere der  Ahgabenbefreiung,  erweist.  Die  ersten  Jahr- 
zehnte nach  der  Einführung  der  Akte  von  18?.!  brachten  nur 
einzelne  Ergänzun^ren  in  der  Form  von  Zusatzartikehi  ^ ,  die 
notwendige  Straf bcstiuimungen,  Anordnungen  bezüglich  der 


'  Art.  109. 

'  Abdmck  derselben  bei  Hermsn,  Ssmmlang  II  S.  79—85: 
Meyer,  StuMtsakt« n  S.  437-440;  das  Protokoll  findet  rieh  aach  litho- 

graphii'rt  im  M.St.A, 

^  Vgl.  übor  die  Supplementarartikel  1  u.  fi.  Marten«,  Nouveau 
recncil  XII  8.  734;  Nonvonu  recneil  p6t.cral  I  S.  386;  II  S.  537-546; 
VHI  S  r.Tf,  -SR:  IX  S  17J  1  ' ;  XIII  S.  1-9.  Die  Supplementar- 
artikel 1— XVU  sind  zu»Htiiineiige&tellt  im  Jahre«bericht  1844  8.37 — 46^ 
nie  Artikel  1-.XX  bei  Rhenus  1859  S.67— 81.  Über  die  Ratifik«tion«- 
Urkunden  derselben  vgl.  ebenda  S.  81,  82. 
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Verwendung  der  Transportmittel,  Beseitigung  des  Lotsen- 
zwanges  u.  dergl.  mehr  enthielten. 

Die  Regierungen  der  Ufers taaten   haben  mit  Verwirk- 

liclmiig  der  mühsam  errungenen  Vertragsbestimmungen  von 
IS'dl  keinen  Augenblick  gezöi^ei-t.  Wie  sie  sich  bei  der 
Ratifikatii)n  und  endgültigen  fit  ut  luiiigung  derselben  beeilten, 
so  wurde  auch  mit  der  Durchliilirung  unmittelbar  nach  dem 
Vertragsschlusse  begonnen.  Allerdings  dauerte  es  einige 
Jahre,  Dis  die  neuen  Einrichtungen  Zeit  fanden,  dch  zu  ent- 
wiekein  und  zu  festigen ,  bis  es  gelang,  einzelne  Härten  ab- 
zuschleifen und  die  getroffenen  Anordnungen  nach  Bedarf  zu 
vervollständigen. 

Verhältnismäfsig  am  leichtesten  liefsen  sich  die  Bestimmungen 
verwirklichen ,  welch''  die  Schaffung  von  Aufsichtsbehörden 
für  die  lUKMnsfhiffaln'tsangelegenheiten  bezw<?ckten.  Bei  der 
( Vntr.'ilkiuiiinih.sion  handelte  es  sich  eigentlicli  nur  um  Fort- 
iulaung  der  Geschäfte,  die  sie  bereits  seit  1815  übernuiiiinen 
hatte.  Sie  hielt  die  verordneten  Sitzungen  regelmäfsig 
ab  und  erledigte  die  zur  Behandlung  kommenden  Fragen 
teils  in  der  Sommerpertode,  teils  trat  sie,  wie  vorgesehen, 
nochmals  zu  einer  Novembersitzung  zusammen*.  Seit  1835 
verfafste  sie  auch  die  ausführlichen  Jahresberichte  über  den  Zu- 
stand der  Rheinschiffahrt  und  des  IMieinhandels,  die  ursprüng- 
lich lithographiert  und  nur  wenigen  Behörden  zuü:f  s(  hickt^ 
wurden,  seit  1840  im  Druck  erschienen  und  weiteren  Kreisen 
der  Interessenten  zugiin/^dieh  waren.  Sie  eelicn  nicht  nur  ge- 
naue Nachweise  über  die  Menge  der  in  eiuisehieu  iiäfen  wie 
im  ganzen  Stromgebiet  verschifften  Waren,  sondern  verzeichnen  . 
auch  nach  Möglichkeit  alle  rechtlichen  und  thatsächlichen  Ver> 
ttnderungen  der  Schiffahrtsverhältnisse  und  werden  so  zur 
wertvollsten  Quelle  für  die  Erkenntnis  des  rheinischen  Ver- 
kehrswesens seit  dem  zweiten  Drittel  des  19.  Jahrhunderts. 

Überwacht  von  der  höchsten  Aufsichtsbehörde  walteten 
an  Stelle  der  provisorischen  Vorwaltun<]:skommission  der  Ober- 
inspektor von  Auer  und  die  Bezirksinsp*  ktoren  ihres  Amtes. 
Es  waren  dazu  ernannt:  für  den  ersten  Bezirk  der  bisherige 
Aichkomiuissar  With  mit  dem  Sitz  in  Strafsburg,  für  den 
zweiten  der  seitherige  Verwaltungsrat  Wenzel  mit  dem  Wohn- 
sitz in  Mainz,  fUr  den  dritten  der  frühere  Lippeschiffahrts- 
in-spektor  Seih,  der  in  Wesel  wohnte,  und  für  den  vierten 
Bezirk  ein  gewisser  Dibbeiz,  der  im  Haag  residierte^. 


1  Z.  B.  .1882,  \KU  ff.  vgl.  Jahresbericht  1885  S.  104  u.  ff. 

*  Bei  Übersendung  rl*'?^  or^'toti  Ijiliri^sberichts  an  dio  Mainzer 
Bürgomieisterui  wird  iu  dem  Jie^deK-i  lir<  il»L»n  ausdrücklich  betont,  dit; 
Berichte  seien  für  die  Ut'<  r.'^taaten  nicht  verbindlich,  und  man  ^^olle 
dafür  Sorge  tragen,  dafo  keine  Mitteilungen  daraus  in  die  Offentliehen 
Blätter  kämen  (!). 

•  Vgl.  Jahresbericht  1835  8.  105. 
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Auch  die  RheinzoUgerichte  wurden  überall  pünktlich  und 

gleicliförmfg  organisiert  und  ihre  ürteilfinder  auf  den  Inlialt 
des  Traktats  von  1831  vereidigt,  nachdem  die  einzelnen  Ufer- 
staaten die  nötigen  Ausführungsbestimmungen  in  den  Jahren 
1831 — 1834  erlassen  hatten  Es  bestanden  auf  dem  linken 
üffr  14  Geriihio  in  Frankreich  mit  dem  Civiltribunal  in 
Stralshurg  als  Appellationsinstanz ,  5  in  Bayern  mit  den 
Civiltribunalen  zu  Landau  und  Frankenthal  und  1  ia  Ile^isen 
(Mainz)  mit  dem  Civiltribunal  zu  Mainz  als  Appellgerichten. 
Auf  dem  rechten  Ufer  gab  es  5  Gerichte  in  Baden  mit  dem 
Hofgericht  in  Mannheim,  5  in  Nassau  mit  dem  hersogl.  Hof- 
und  Appellationsgriicht  zu  Usingen,  22  in  Preufsen  mit  dem 
Appellnof  zu  Köln  und  11  in  den  Niederlanden  mit  dem 
Appellhof  im  Haag  als  Berufungsinstanzen', 

Die  Einführung  eines  streng  jui  istTschen,  schnell  dureh- 
zufiihrenden  Verfahrens  fiir  die  Bt^liandlung  streitiircr  liliein- 
schitTahrtsangelo^^cnlH'itt'n  wurJü  vun  Jahr  zu  Jalir  woliltliäti^er 
empfunden.  Einen  besonderen  Vorzug  sali  man  im  W'cgtali 
so  mancher,  nach  Gutdünken  erlassener  Vernraltungsbescheide, 
weil  damit  auch  den  Vorurteilen,  die  sich  imm^  mehr  oder 
minder  an  diese  Art  von  Mafsregeln  knüpfen,  ein  Ende  ge- 
macht wurde.  Übrigens  war  die  Zahl  der  öctroidefraudationen 
von  Anfang  an  gering  und  nahm  sptlter  noch  merklich  ab, 
auch  die  Verminderung  der  sonstifren  Strertf^tlle  bewies',  dafs 
nach  1831  allenthalben  auf  dem  liheine  geordnetere  Verhält- 
nisse herrsehten  *. 

Viel  einschneidender  als  die  Organisation  der  Verwaltung 


*  Die  Nicdorlande  durch  Gopotz  vom  9.  Juli  18.^1, 

Baden  durch  Verordouug  vom  15.  Juli 
Frankreich  durch  Gesetz  Tom  21.  April  1882, 
HeMen  durch  Verordnung  vom  5.  Okfoh.  r  1881, 
Bayern  durch  lieskript  vom  9.  >ffir:'  ISüJ, 
Preufsen  durcli  Verordnung  vom  .>u,  Juni  1834. 
Vgl.  SchirgcH,   Rhein  S.  842,  843  und  GesetEBammlnngea  der 
eiDzehi<-ii  Staaten. 

l)io  Orte  der  einzelnen  HheinzoUgerichte  sind  vcrzeicbnef  im 
Jahresbericht  1835  S.  100  ff.  Die  RheinaolT^erichte  erfuhren  eine  kleine 
Abänderung  durch  Supitlementarartikel  MIl,  der  die  Befu^is  der 
Richter  nach  der  lokalen  Seite  etwas  erweiterte  (Rhenus  185^  S.  69). 
Für  die  hessischen  LJericlite  erschienen  noch:  Verordnung  vom  18.  Autrust 
1837  (Reg  Bl.  mi  S.  875);  Verordnung  vom  6.  MSns  1841  (Reg.Bl.  1841 
S.  loTi  mit  Strnfhi'.->tiTnTnnnfrrn ;  Verordnung  vom  15,  >T;ir7.  1S44  (Re^  BL 
1^44  S  149),  betr.  Zuständigkeit  des  Gerichte  bei  ätreitigkeiten  über 
(iebfihrenerhebunfi:  im  Hafen  von  Mainz. 

^  Die  Jahresberichte  bringen  regelmureig  statistiftebe  Notixen  aber 
die  Zahl  der  auhänmgen  Fälle. 

*  Besondere  Annahme  erfuhren  die  an  die  OentrHikoutmission  ge- 
brachten  Berufungen,  die  von  dieser  als  Appellinetanz  nach  beeoBderem 
Reinilativ  enfschieden.wurden  (AlHlniek  desselben  bei  Schirges.  Kliein- 
tttroni  8.  .S4;>— 840).  Uber  den  Beschlufa  der  Centralkouimission  vom 
2.  Augut<t  1&3G,  die  Berufungen  betr.,  vgl.  Schirges  a.  a.  O.  S.  84«i. 
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und  des  Gerichtsverfahrens  wirkte  die  der  Rheinschiffahrts- 
akte unmittelbar  folgende  Aofhobuog  des  Umschlagsrechts 

und  die  Auflösung  der  Schiticrgilden. 

Mit  dem  17.  Juli  1831  wunlfn  die  letzten  Reste  der 
alten  8taj)elgereehtigkeit,  wie  sie  Köln  und  Mainz  bis  dahin 
bclmnptet  hatten,  endgültig  beseitigt.  Der  Rhein  bilth'te  von 
diesem  Momente  an  eine  gemeinschaftliche  iiaudeUätraftie,  auf 
der  kein  Schiff  zu  unfreiwilligem  Aufenthalte  oder  zur  ge- 
zwungenen Umladung  yeranlafst  wurde.  Die  19  Freihäfen, 
die  von  den  verschiedenen  Staaten  im  Anschlufs  an  Artikel  10 
der  Konvention  zugestanden  wurden,  waren  lediglich  zollfreie 
Niederlagsplätze  für  Handelsgüter,  die  ganz  nach  Belieben 
benutzt  wnden  konnten.  In  ihnen  diuften,  ähnlich  wie  dies 
schon  zu  französischen  Zeiten  in  den  Kicihafen  von  Ki'Au  und 
Mainz  ge5?chelicn  Avar,  fremde  Waren  zeitweise  niecierjielegt 
und  vcrlaiieii  wci-den,  ohne  dafs  dieselben  für  dit'so  Nifdcr- 
lagen,  tur  das  Ein-  und  Ausladen  den  Zollgcsetzen  unterworfen 
gewesen  wären.  Es  war  dies  eine  Vergünstigung ,  deren  In- 
anspruchnahme vollständig  von  dem  Willen  der  einzelnen 
Schiffer  und  Versender  abhing.  Köln  und  Mainz  hatten  dabei 
vor  den  anderen  Plätzen  nicnt  das  Geringste  voraus. 

Dafs  sich  beide  nicht  leicht  in  diese  neuen  Verhältnisse 
schicken  konnten,  ist  sehr  begreiflich.  Sie  haben  unter 
deren  Folgen  schwer  gelitten  und  lange  gebraucht,  bis  sie 
sich  von  dem  zugeiiigten  Schlage  erholten.  Neben  den 
Mainzer  Selu'ftVrn  und  mehr  als  diese  hat  der  ^lainzer 
Handelsstand  unter  Autlu  butig  des  Umschlagsreehtes  gelitten. 
Obwohl  er  sich  mit  allen  Kräften  zu  wehren  sui  hle',  niulsie 
er  einen  grofsen  Teil  seiner  ertragsreicben  Speditionsgeschäfte 
an  den  Oberrhein  und  Main  abgeben. 

Besser  war  Köln  daran,  dem  für  den  Verlust  des  Um- 
schlags ,  trotz  widersprechender  Vota  der  Behörden ,  durch 

Friedrich  Wilhelm  III.  mittelst  Kabinettsordre  vom  14.  Juli 
1881  auf  zwei  Jahre  eine  Heute  von  je  60000  Thalern  *  be- 
willigt wurde,  unter  der  einzigen  Bedingung,  dafs  der  Frei- 

hnff'n  <Miip  Isessere  Einrichtung  erhielte.  Späterhin  folgten 
jenen  Zalilungen  noch  mehrere  Leistungen  der  Staatskasse^, 
so  dafs  der  stiidtiseiien  Verwaltung  von  Köln  in  den  Jahren 
1831  —  1838  insgesamt  232000  Thaler  Entschädigungsgclder 
zuflössen,  während  Mainz  keinen  Pfennig  zum  Ausgleich  für 
seinen  Verlust  erhielt.  Ersteres  konnte  daher  die  unmittel- 


'  Übor  (Iii-  ^^a^-il1.'^llm('T1  r\o<  Mainzer  Handelsstandes,  die  Ver- 
äoderungCD,  die  Uie  neue  Akte  in  der  Ordnung  der  Hafenangelegen- 
heiten  verursachte,  v^l.  A.  d.  M.  H.K.,  besondem  §§  4796,  6280,  6206. 

«  Verl.  Frankfurter  Journiil  vom  26.  Juli  ISHl  (M.8tB.). 

*  Wirminghaas,  Kölner  Bheinachiffahrt  S.  14. 
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baren  Nachteile,  wie  sie  sich  auch  bei  ihm  ncanvntlich  ira 
Rückgang  des  Spoditionshandels  zeigten,  leichter  ertragen 

Unter  grüfserem  Gesichtspunkte  hetrachtet  läfät  sich  die 
Beseitigung  des  altüberkommenen  Zwangsrechtes  nur  freudig 
begrüfben.  Damit  wurde  ein  Vorrecht,  da^»  verschiedene 
Stttdte  zum  Nachteil  der  Übrigen  seit  langen  Jahrhnnderton 
tmÜsbraacht  hatten,  in  seinen  letston  AuBläufem  weggeräumt 
Der  Kampf  um  seine  Existenz  war,  wie  wir  sahen^  von  beidoi 
Seiten  mit  Erbitterung  geführt  worden.  Kur  Schritt  um 
Schritt  wichen  seine  Verteidiger,  und  wenn  sie  auch  Aus- 
nahmen und  Vergünstigungen  /ugestehen  mufsten,  wenn  sie 
vielfache  Umgehungen  nicht  hindern  konnten,  hatten  sie  do<-h 
noch  immer  wichtige  Teile  der  hochgcschiltzten  Gerechtsame 
zu  wahren  gewuA'Ht.  Freilich  der  Ansturm  der  freieren  Ver- 
kehrsauffassung wurde  immer  gefährlicher,  und  als  gar  deren 
Gttnstling,  die  Dampfschiffahrt,  welche  rasche,  direkte  Fahrten 
auf  weite  Entfernungen  erstrebte,  sich  immer  prächtiger  entp 
faltete,  da  mufsto  das  überlebte  Monopol  in  sich  zusammen- 
brechen. Mochte  die  schliefslich  ertolgte  gesetzliche  Auf- 
hebung, die  schon  der  Wiener  Kongrefs  gefordert  hatte, 
den  beiden  Stationsstädten  Schaden  bringen,  für  die  Ent- 
wicklung des  rheinischen  Verkehrswesens  hat  sie  sich  durch- 
aus segensreich  erwiesen. 

Etwas  langsamer  als  die  Beseitigung  des  Umschlagszwangs 
ging  die  Auflösung  der  Schiffergilden  vor  sich,  die  ebenfalls 
mit  Inkrafttreten  der  Akte  von  1831  ihre'  Daseinsberechtigung 
verloren  hatten.  Es  war  für  die  Leute,  die  zum  Teil  in  ge- 
wohnter Berufsthätigkeit  grau  geworden,  sehr  hart,  sich  mit 
einem  Male  aller  schützenden  Privilegien  beraubt  zu  sehen. 
Man  kann  es  ihnen  nicht  verdenken,  wenn  sie  sich  anfangs 
nicht  recht  Ijesclieiden  wollten  und  beispielsweise  in  Mainz 
die  Bürgermeisterei  mit  Bitten  bestürmten ,  sie  solle  für  sie 
doch  wenigstens  die  Ladungen  nach  Köhl  bewahren.  Die 
angerufene  Behörde^  mufste  ihnen  freilich  schonungslos  er- 
öffnen, sie  sehe  keine  Möglichkeit,  ihnen  au  helfen,  da  alle 
früheren  Gildegerechtsamen  aufgdiört  hätten,  und  das  Verhält» 
nis  der  Schiffer  zum  Handelsstand  lediglich  auf  freier  Über- 
einkunft beruhe.  Allmählich  lernten  die  Gildeschiffer  sich 
fügen,  und  die  Liquidation  des  Vermögens  konnte  sich  in  der 
durch  Artikel  44  der  Akte  vorgesehenen  Weise  vollziehtTi 
In  Mainz  wurden  die  ersten  Schritte  dazu  bereits  in  der 
Generalversammlung  vom  26./27.  September  1831  gethan. 
Man  beschlol's,  alle  Ausstände  einzuziehen^  und  liieselben,  ao- 

•  Vgl.  Wirminghaus  a.  a.  0.  8.  15,  38. 

3  VgL  Schmben  vom  10.  Augost  1881  ia  A.  der  H.  Schiffergild« 

'  Bezüglich  der  Schulden  erliefs  man  in  TenehiedeDen  Zeitungen 
eine  Bekanntmacbung,  dafs  alle*  velche  an  die  Gilde  Fordevongen 
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weit  sie  nicht  kündbar  waren  ,  baldigst  zu  veräufsern.  Um 
die  Aufteilung  des  vorhanrionon  Vermögens  indessen  nicht 
allzu  lani?  zu  verzögern,  sollte  jedes  Mitglied  der  Gilde,  das 
seine  gesciiuldeten  H(4r;i«re  ininier  entriclitet  hatte,  einstweilen 
eine  Abschlagszaliluiig  ei  halten,  die  sich  in  den  weitaus  meisten 
Fällen  auf  100  Franken  bezifferte.  Im  Laufe  des  nächsten 
Jahres  kamen  so  an  104  Mitglieder  insgesammt  10324  Frcs. 
33  Cts.  zw  Auszahlung  ^ 

Erst  am  13—16.  Januar  1833  wurde  dann  für  die  Mainzer 
Gilde  die  feierliche  iSchlufsversammlung  abi^rlialten,  in  der 
Fast  allo  ^fitglieder  wenigstens  durch  Bcvoliiniiclitigte  vertreten 
waren  in  Gegenwart  des  HUrgermejstfrp!  Adjunkten  Heinrich 
erstattete  JSekretiir  Oi'chsner  den  Heehenscliaftsl)erielit.  Er' 
legt*'  dar,  dal's  bei  Eintrt  il)ung  der  Gelder  Ausbtiintlc  in  Höhe 
von  3960  Frcs.  übrig  blieben,  und  dafs  Schiffer  Adam  Brillmayer 
aus  Bingen  da^on  1600  Frcs,  nnd  Schiffer  Jakob  Schmuts  ^on 
Mainz  den  Rest  ge^ren  Barzahlung  flbemehmen  wollten^  wenn 
man  ihnen  einen  Nachlafs  von  2^o  gewähre.  Da  die  Ver- 
sammlung diesem  Vorschlage  beistimmte,  wurde  die  geplante 
Cession  unverzüglich  vor  Notar  Seiler  auf  Kosten  der  Gilde- 
kasse  vorgenommen.  Als  Vermdgensbestand  ergab  sich  sonach : 

Laut  Rechnung  von  1830,  abgeschlossen 
durch  die  provisorische  Verwaltungs- 
Kommission  am  17.  Juli  1831  ....  1588Ö  Frcs,  15  Cts. 
Centimeneinnahme  von  GUterladungen 
vom  1.  Januar  bis  17.  Juli  1831  ...  4795  -  76  - 
Eingegangeue  Ausstünde  (Kapital  und 
Zinsen)   14  507     -     38  - 

zu-,ammen  35  192  Frcö.  29  Cts. 

An  Passiven  standen  dieser  Öumme  gegenüber  einschliefslich 
der  Abschlagszahlungen  von  103J4  Fres.  33  Cts.,  der  Ver- 
waltungskosten für  1831  mit  3041  Frcs,  48  Cts.,  der  Unter- 
stützungen von  1831  mit  2043  Frcs.  und  der  Reisekosten 
nebst  iJiäten  für  die  in  der  Sitzung  anwesenden  Milglieder, 
die  nach  der  seitherigen  Taxe  auf  524  Frcs.  65  Cts.  angesetzt 
wurden,  insgesamt  19  661  Frcs.  89  Cts. 


hfttten,  sich  unverzüglich  melden  sollten.  Vgl.  Mainzer  Zeitung 
vom  6.,  27.  November  1831,  6.  Dezember  Mniir  -M-  Wochenblatt 

vom  26.*November,  3.,  10.  Dezember  1831;  (iroi^h.  hes^i^^che  Zeitung 
Tom  27.  November,  6.«  16.  Dexember  1881;  Frankftirtef  Journal  vom 
2.,  10.,  18.  Dezember  1831  M  St.B. 

^  Der  Vertcilun^splan  ist  erhalten  in  A.  il.  M.  Schifferpilde  M.St.A. 

•  Die  umfangreichen  Protokolle  über  diese  Tilgung  hudeu  sich  in 
A.  d.  M.  Bchiffergilde  M.St,A.  unter  der  AufiMshrift:  »Protokolle  der 
SchlufrtverhaudlunjxeTt  des  seitherigen  Verw  alttmirfrata  der  aufgelösten 
„Mainzer  Schiffe rgilde''  über  die  Liquidatiou  de«  Aktiv-  und  Paasiv- 
▼ermOgens  ond  Ober  die  endlidie  Beatimmimg  und  Yerteilnng  der  übrig 
bleibenden  Gelder*«  Yom  13.«  14.,  15.,  16.  Jannar  1833. 
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I)i<>  Rechnung  schlofs  also  mit  einer  Aktivbilans  von 

15530  Frcs.  40  Cts. 

Ehe  ondgültig  darfiber  vertagt  wurde,  beriot  man  noch 
über  eine  Keihe  eingelaufener  Petitionen  um  Unterstützun;; 
oder  Eiitscliädi^^iing,  die  nach  Prütung  bamtlicli  als  unl)o«xriin(let 
zunkkgewiesen  wurden.  Nur  das  Ge^such  des  Sekrelärs 
Oechsner,  der  nach  zweiuudzwanzigjähriger,  treuer  Dienstzeit 
bei  der  nunmehrigen  AnflOgung  der  Oilde  einer  ungewisaen 
Zukunft  entgegen  ging,  fand  Berücksichtigung.  Da  es  beim 
Aufhören  des  Vereins  unmöglich  war,  ihm  eine  Pension  ans- 
zusetzen,  auch  viele  Schiffer  selbst  in  gedrückten  Verhältnissen 
lebten,  besehlofs  die  Versammlung,  ihm  eine  Abfindungssumme 
von  1500  Frcs.  zw  zahlen,  unter  der  Vorpflichttinfr,  die  Hi- 
schsfte  soweit  nöti«;-  zu  Ende  /u  tVihrcn.  Schliel'slich  wollte 
man  noch  dem  Adjunkten  Heinrich  lür  seine  Bemühnii*:"*n 
500  Frcs.  zuweisen ,  der  das  Anerbieten  jedoch  taktvoll  al>- 
lehnte  und  bat,  man  solle  das  Geld  dem  Sekretär  und  desseu 
Gehilfen  zubilligen^  welchem  Wunsche  ohne  weiteres  ent- 
sprochen wurde. 

Für  die  nach  Abzug  von  2000  Pres.  50  Cts.  fllr  Oechsner 
und  52  Frcs.  50  Cts.  für  den  Gehilfen  Bomemann  verbleiben- 
den 13471  Frcs.  40  Cts.  wurde  sodann  ein  Verteilungsplan 
aufgestellt^,  derart,  dafs  zunächst  jedem  der  reine  Betrag  der 
ersten  Einlage,  die  hei  Btsit/  eines  gewrihnlichen  Sc  hifTes  von 
2000  Ctr.  Ladefähigkeit  uacli  Artikel  60  des  frühemi  Gilde- 
reglements 200  Frcs.  betragen  hatte,  zurückvcrgutet  und  der 
verbleibende  Rest  zu  gleichen  Teilen  ohne  Rücksicht  auf 
Verzugszinsen  etc.  ausgegeben  werden  sollte.  Da  behörd- 
licherseits kein  Einwand  erhoben  wurde,  erhielten  115  ehe- 
malige Mitglieder*  im  Laufe  der  nächsten  Monate  die  ftlr  sie 
bestimmten  Gelder  ausgehändigt^.  Auf  die  meisten  vod  ihnen 
war  oinsehliefslich  der  Abschlagszaldung  von  100  Frcs.  einf 
Summe  von  225  Frcs.  40  Cts.  bei  Atäösung  des  Gildever- 
mögens gefallen  *. 

Am  31.  Dezember  1833  '  hat  Sekretär  Oechsner  den  Ab- 


^  Kvliidtcji  fa.  a.  0.1  ^fiiano  Aufstelluiip  mit  Namen  utid  Wohnort 
der  Schiffer,  .Angabe  der  J^adefahigkoit  ihres  Fahrzeugs,  dos  Datums 
nnd  der  Höhe  der  ersten  Einzahlung,  Datum  und  HRhe  der  Rück- 
zahlungen r>rc 

Der  Unterschied  von  115  Mann  zu  104  Tu  i  d»  r  rrstcn  Hückzahlnng 
ergiebt  mih  daher,  dufs  bei  jener  diejenigen  Schiller  nicht  berückeiichtij^ 
wurden,  die  ihre  erste  Einzahlung  noch  nicht  eeleintM  hatten,  wie 
dies  beispielsweise  bei  6  Mitc:li<'<l<M  M  aus  Fi<  ist<  tt  «Inr  Fall  war 

^  Die  iliiriiber  ausgestellten  Quittungen  und  Belege  sind  sämtlich 
erhalten  (M.St.A.). 

*  Die  Of'samtsamme  aller  RflcksahlungoD  an  die  Mit^^liedcr  betrog 
23795  Frc~  7;]  O.. 

•  Di«-  rrovinziairegierunc  hatte  die  Liquidation  bereits  am  1?.  Mar« 
1888  endgültig  genehmigt.  Vgl.  a.  a.  0. 
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Schlafs  der  Rechnungslegung  vollzogen.  Die  erwachsenen 
Akten  wurden  an  die  Bürgermeisterei  abgegeben.  Die  Mainser 
Schiffergilde  war  gleich  ihrer  Kölner  Kollegin  vom  Schauplats 

verschwunden. 

Als  Neuschöpfungen  dr^r  französisclum  Regierung,  welche 
die  Vorteile  der  alten  Korporationen  mit  gröfserer  Bewegungs- 
freiheit vereinen  sollten,  iiatten  die  rheinischen  Gilden  über 
23  Jahre  eine  Art  Bindeglied  zwischen  den  beseitigten  eng- 
geschlossenen Zünften  und  dem  ungehinderten  Gewerbebetrieb 
gebildet  Sie  waren  Produkte  einer  Zeit,  welche  die  Unhalt* 
barkeit  der  überkommenen  Verhältnisse  richtig  erkannte,  aber 
sich  dennoch  scheute,  die  altehrwttrdigen  Berufsorganisationen 
T()llig  zu  beseitigen  und  daher  nur  darnach  trachtete,  sie  ihrer 
seliiirfsten  Auswüchse  und  Unsitten  zu  entkleiden.  Die  Gilden 
der  Uctroikonvention  wollten  unter  Verzicht  auf  die  social- 
religiösen  Moniente  der  früheren  Innungen ,  unter  Aufgabe 
der  lokalen  Begrenzung,  als  Fachgenossenschaften  gröfserer 
Territorien  rein  wirtsclmftlichen  Zwecken  dienend  Da  allein 
ihren  Mitgliedern  die  sachliche  Konzeüsion  zur  Belörderung 
von  Handelsgütern  verliehen  war,  boten  sie  diesen  bei  müTsiger 
Anstrengung  auskömmlichen  Verdienst,  Für  die  minder  Be- 
fähigten waren  sie  zweifelsohne  eine  dankenswerte  Stütze,  die 
sie  hinderte,  unter  das  allgemeine  Niveau  herabzusinken, 
während  sie  die  tüchtigen  Elemente  durch  Ausschiufa  der 
KonkiinfTiz,  durch  Einspannen  in  den  gleichen  Gahmen  des 
gewttlm liehen  Mittelbetriebs  an  jrdem  Emporsteigeu,  an  jeder 
Entfaltung  ihrer  Kräfte  hinderten. 

Nunmehr  nach  dem  Sieg  der  Gewerbefreiheit,  wie  ihn 
die  Akte  von  1831  für  die  Khcinschiflfahrt  verkündete,  wurde 
der  wirtschaftliche  Wettkampf  für  alle  freigegeben ,  die  nur 
gewissen  persönlichen  Anforderungen  genügten.  Jeder  der 
sich  über  seine  Ftthigkeiten  und  Kenntnisse  vor  einer  Landes- 
r«  ixierung  auswies,  erhielt  ohne  weitere  Bedingnisse  das  er- 
betene Patent  als  Rheinschiffer.  Irgendwelche  Beschränkungen 
in  der  Zahl,  eine  Ver!<  ilnmg  von  sachlichen  Rechten  für  den 
Gewerbebetrieb  als  s^lehen,  die  aueh  erfnhrenen  Berufsgenossen 
wie  seither  hätte  verweigert  werden  können,  waren  nicht  mehr 
zu  finden. 

Allerdings  erachtete  man  es  fUr  höchst  wichtig,  dafs  die 
Uferstaaten  sich  eingehend  über  die  Fähigkeiten  der  Schiffer 
vergewisserten,  ehe  sie  dieselben  zum  Gewerbebetrieb  zuliefsen. 
Die  Annahme,  dafs  die  Sicherheit  der  Transporte  nach  Zu- 
lassung einer  unbeschränkten  Konkurrenz,  nach  Aufhebung 
des  Umschlagszwanges  und  Einstellung  der  Gildeiahrten  eine 

'  Der  principiolle  Unterschied  der  alten  SchifFerzunftfl  und  der 
nniPii  Gilden  ist  in  dor  mir  vorllep'ndon  Littor.itnr  zur  Gcächichte  der 
Kheinschiffahrt  nirgends  richtig  erkannt  und  hervorgehoben. 
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ausreichende  Bürgschaft  in  der  sorgföltigen  Auswahl  guter 
Schiffer  finde,  fand  wenij^  Freunde.  M;in  glaubte,  dafs  in 
Anbetracht  der  Knt8cl)ädi<;un^en,  wi^lciie  die  Versicherungs- 
gesellschaften bei  Unfällen  zahlten,  die  Verlader  sieh  vorzugs- 
weise an  jene  Leute  wenden  würden,  welche  die  (jiitor  unter 
der  mit  dem  Empfänger  im  voraus  vereinbarten  Fracht  ibrt- 
führen  wollten  und  den  geringsten  Preis  von  Ort  zu  Ort 
forderten.  Da  aber  die  billigsten  nicht  immer  die  besten  seien» 
sollten  die  Anforderungen,  die  an  die  PrUfungskandidaten  ge- 
stellt wurden,  auf  einer  gewissen  Höbe  gehalten  werden. 

Von  den  einzelnen  Uferstaaten  waren  daher  bald  nach 
VollzM*^  der  Neuordnung  Vorschriften  zu  erlassen,  die  das 
Prüfungswesen  regelten.  So  wurde  der  Gegenstand  in  den 
Niederlanden  durch  königl.  Dekret  vom  7.  Juli  1831 ,  in 
Nassau  durch  eine  provisorische  Ordonnanz  vom  18.  Januar 
1832,  in  Baden  durch  Grofsh.  Dekret  vom  7.  Juni  1832,  in 
Hessen  durch  Verordnung  vom  20.  August  1882  und  in  Preursen 
darch  Verordnung  vom  5.  August  1834  geregelt,  während  für 
Frankreich  einstweilen  le  Reglement  portant  Organisation  de 
la  navigation  du  Khin  au  port  de  Strasboui^  en  date  du 
28  F^vrier  1810"  weiter  in  Geltung  blieb'. 

Die  OeJitralkommission  drang  stets  auf  möglichst  gleich- 
mJtfsige  l^i^handlung  der  einschlagenden  Fragen,  weil  ein 
patentierter  Schiffer  eines  Ufei-Ntaates  notwendig  auch  in  allen 
andern  zugelassen  werden  mufste,  verhehlte  £»ich  aber  nicht 
die  grolsen  Schwierigkeiten  der  Vereinheitlichung,  die  zum 
Teil  aus  staatsrechtlichen  Sonderbestimmungen,  aum  Teil  aus 
der  Ungleichheit  der  einzelnen  Stromstrecken  herrtthrten. 
Schliefsh'ch  verpflichteten  sich  die  Ufen^fierungen  auf  Vor- 
schlag der  Centraikommission,  Patente  zur  Ausübung  der 
Schiffahrt  auf  dem  ganzen  Rhein  nur  Bewerbern  zu  erteilen, 
die  gewissen  Mindestforderungen  genügten      Als  solciip  galten: 

1.  Erreichte  Grofsjuhrigkeit  oder  erlangte  Knianeipaiion ; 

2.  Iii idilngliche  Fertigkeit  im  Lesen,  Schreiben.  Keelinen  ; 
ö.  Untadeihafte  Aufführung,  insbesondere  in  Bezug  auf 

Nüchternheit; 

4.  Nachweislicher  Besitz  des  Vertrauens  des  Handelsstandes 
in  dem  betreffenden  Hafenplatz,  welchen  die  Landes- 
regierung bestimmte; 

5.  Nachweis  praktischer  Übung  und  Ausbildung  im  Be- 
trieb des  UheinsehiffergewerbeH,  wobei  das  Minimum 
der  Lehrzeit  oilcr  Be^schäftigung  nicht  unter  4  Jahren 
anzunehmen  war. 

Die  eigentHche   Prüfung  erstreckte  sich  dann  auf  die 
Kenntnisse,  welche  die  gehörige  Behandlung  der  Ladung  er- 

J  Vgl.  Jahresbericht  1835  S.  64,  65, 

<  Vgl.  Schirges,  Der  Rhein,  Anhang  XXI  sn  tat  42  S.  272 ff. 
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forderte,  auf  die  Befähigung  zur  Führung  eines  Schiffes  und 
(Iii  Bekanntschaft  mit  dem  Fahrwasser  auf  deDjenigen  Strecken, 
die  der  Bewerber  künftig  bereisen  wollte. 

Die  Centraikommission  erachtete  es  fernor,  als  allerlei 
Klagen  über  uMre('btniHrsi!:!:en  Gebrauch  tler  Patente  und  Un- 
botraäfsipfkeit  der  bchittämannschaft  laut  wurden  für  zweck- 
märöig,  dafs  Anordnungen  getroffen  werden  sollten,  um  den 
erteilten  Patenten  jedesmal  das  Signalement  sowie  die  Unter- 
schrift des  Schiffers  beizufügen  und  den  Mifsbrauch  mit 
solchen  Urkunden  zu  verpdnen,  und  weiterhiUi  dafs  Dienst- 
bücher für  die  Schiffsmannschaft  eingefilhrt  würden^.  Auch 
über  diese  Punkte  kamen  schliefsiich  unter  den  sechs  oberen 
ITferstaaten  bindende  Vereinbarungen  zu  stände,  während  die 
Niederlande  erklärten,  dafs  bei  ihnen  die  Einführung  solcher 
Mafsren^eln  mit  allzu  trrofsen  Schwierigkeiten  verknüpft  sei. 
Intol^^e  (lieser  Verhandluti^^en  wurden  von  den  übrigen 
Regierungen  besondere  Verfügungen  erlassen*,  welche  die 
Ausstellung  der  Patente  und  die  Einführung  von  Dienst- 
bttchem  für  Gesellen  (Gehilfen,  Knechte)  und  Jungen  (Lehr- 
linge) auf  Dampf-  und  Segelschiffen  möglichst  einheitlich 
durchführten. 

Auf  die  Patenterteilung  bezog  sich  noch  der  XIX.  Supple- 
nientarartikel,  der  1841)  zur  Rheinschiffahrtsakte  erlassen  wurde*. 
Kr  get^tattetc  gewisse  Ausnahmen  von  flor  K'  irrl,  welehe  eine 
genaue  Bezeiclniung  der  ScliittV  in  di  u  I-at^nten  ihrer  Führer 
vorschrieb,  und  erlaubte  diesen  unter  beslimniten  l^edinfrungen, 
ein  anderes  Segelschiff  als  das  ursprünglich  benannte  zu  leiten. 
Weiter  trug  er  den  Grofsbetrieben,  zu  denen  sich  die  Dampf- 
schiffahrtsuntemehmungen  immer  entschiedener  entwickelten, 
insofern  Rechnung ^  als  er  gestattete,  dafs  jeder  Unterthan 
eines  Hheinuferstaates  fortan  mit  Einwilligung  seiner  Landes- 
obrigkeit auch  in  denjenigen  Staaten ,  welchen  er  nieht  an- 
gehörte, nach  den  in  diesen  bestehenden  Vorschriften  mit  dem 


»  Vf?r  .iRhrt'Hbericlit  1844  S.  18. 

^  Die  näheren  Details  der  diesbezüglichen  Beschlüsse  der  Central- 
kommisBton  finden  sich  sbeednickt  bei  Scliirges,  Der  Rhein,  S.  278 
bis  276. 

^  Vgl.  für  Hessen:  V.  über  Form  der  RheinschiflFerpatente  und 
Verhütung  von  Mifsbrauch  derselben  vom  30.  Dezember  (Kog.-Bl. 
1844  8.        V.  über  EinführuiiL'  von  Dienstbüchern  für  die  Schifismann« 
Schaft  auf  dem  Rhein  vom  23.  Marz  1847  (Beg.-Bl.  1847  S.  113). 
Für  Bayern:  V.  von  der  Bavr.  Kegierung  der  Pfalz  vom  23.  Novem- 
ber 1843; 

-  Nassau:  V.  von  der  Horzogl.  Kaas.  Landesr^enmg  Wiesbaden 

31.  November  1843; 

-  Preuföen:  V.  von  dem  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten 

und  der  Finanzen  vom  18.  Dezember  1845; 

-  Frankr. :  V.  von  dem  Pi;if.<kft'n  zu  Strafsbur^r  vom  7.  April  IsjO. 
*  Vgl.  XIX.  Supplemeutarartikel  vom  4.  Oktober  1849,  Khenud 

1859  S.  80. 
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Patente  zur  Führung  von  Dampfschiffen  versehen  werden 
durfte,  un<l  dafs  durch  diese  Urkunden  den  Inhabern  die  l»e- 
rechtiguug  erteilt  werden  konnte,  jede«  DampfbehilY  zu  fuhren, 
welches  derjenigen  Person  oder  Gesellschaft  gehörte,  in  deren 
Diensten  sie  standen.  Ersterer  Punkt  war  um  deswillen  wichtig, 
weil  IUI  II  mehr,  wie  anerkannt  wurde,  kein  Staat  verpflichtet 
war,  die  Führung  ihm  angehöriger  Dampfschiffe  Personen  zu 
gestatten,  die  nicht  nach  den  bei  ihm  geltenden  Vorschriften 
die  Prüfun^^  bestanden  hatten;  durch  den  letztgenannten  Ent- 
scheid wurde  es  den  f^^rofsen  Gesellschaften  ermöglicht,  flie 
Kapitäne  auf  ihren  ächiffeu  wechseln  zu  lassen  und  damit 
Betriebserleichterungen  zu  erzielen. 

Innerhalb  des  an  die  Erfüllung  von  Normativbedingungen 
gebundenen  Koozessionszwangs  berrachte  seit  1831  vollständige 
Gewerbefreiheit  für  den  Betrieb  der  Bheinschifiahrt,  wie  sie 
zur  Zeit  der  Gildeordnungen  niemals  möglich  gewesen  wäre. 
Die  Befürchtung,  die  ursprünglich  bei  einem  Teile  des 
Handelsstandes  laut  wurde  ^,  dafs  nach  Abgabe  des  Er- 
nennungsreehtes  von  der  Centralleitung  an  dir»  T«>rritorial- 
behörden  einzelne  von  diesen  eine  zu  Ln-of^c  Zahl  von  Scliiffern 
patentieren  würden,  er\vi<'s  sich  als  vollküinmen  unbegründet. 
Die  Zahl  der  Rheinschiffer  wuchs  zwar  ui  den  ersten  Jahren 
nach  1831  etwas  an,  war  aber  in  der  Folgezeit  niemals  über- 
mäfsig  grofs.  Während  im  Jahre  1828  nach  Angaben  der 
Centraikommission  zusammen  345  Gildeschiffer*  den  Rhein 
mit  Kaufniannsgtttern  im  Range  befuhren,  wurden  1835  ins- 
gesamt 408  patentierte  Rheinschiffer  ^  gezählt,  wovon  28  anl 
Frankreich,  21  auf  Bayern,  65  auf  Hessen,  18  auf  Nassau 
und  27t)  auf  Preufsen  entfielen.  Bei  diesem  Vergleiche  ist 
jedoch  zu  beherzigen,  dafs  die  Centraikommission  in  Be- 
rücksichtigung der  ewigen  Klagen  wegen  Ülierfüllung  seit 
1824  keine  neuen  Schiffer  in  die  Gilden  von  Mainz  und  Köln 
eingelassen  hatte,  und  der  Andrang  au  den  Prüfungen  *  daher 


^  Vgl.  Jahresbericht  1835  S.  68,  69. 
Ohne  die  angehenden  Schiffsmeister  und  Setsschiffisr  zu  redinea. 
Vgl.  jedoch  oben  S.  130  Anm. 

'  Vgl.  Jahresbericht  1835  8.  70,  71.  Bei  den  an/gegcbenen  Zahlen 
sind  die  niederlindischen  Sehiifer  nlebt  mitgt  reehnet.  Za  Mains 
wohnten  nach  der  Auf^it(^lhlnp  des  HafenkommisMars  Kraemer  vom 
11.  März  1833  insgesamt  3ö  patentierte  Schiffer.  Von  dieson  besafsen 
30  Fahrzeuge,  deren  Ladefähigkeit  zwischen  800  und  4327  Centuer 
schwankte.  Die  Ifarktschiffer  Wilhelm  Haenlein  und  Martin  Dienst 
hatten  jeweÜB  sogar  nr-lirfr''  Scliiff«»  zu  eigen.  Dagegen  he^iifsen  8 
andere  überhaupt  kein  bchiü^  zu  letzteren  zahlten  D.  Ruppreeht ,  der 
als  Dampfschiff»' Agent  aufgeführt  ist  (vgl.  oben  S.  182  Anm.  1)  and  SeiiK 
rieh  Jos.  Rau,  welcher  bei  der  Dampfschiffahrt  hIs  Knpitftn  angestellt 
war.   (Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen  M.St.A.i 

*  Die  Schiffer,  die  den  alten  Gilden  angehört  hatten,  brauchten  sich 
zur  Erlangung  eines  Patentes  der  Praftmg  nicht  zu  ontenrerfen.  YgL 
Jahresbericht  1836  37  29. 
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in  rler  ersten  Zeit  der  Freigabe  des  Gewerbes  besonders 
stark  wrir. 

Ki  llten  wurdt'M  in  (\ov  Folgezeit,  abgesehen  vom  Mifs- 
l)ran(  h  der  Patciito,  nur  über  den  Andi  ;ing  der  Neben^trömler 
laut.  Diesen  waren,  bei  verbürgter  (jegenäcitigkeit,  nach 
Artikel  45  der  Akte  gleiche  Bechte  wie  den  Rheinschiffern 
zugesichert.  Da  man  nun  bei  ihrer  Annahme  vielfach  ziemlicli 
unvorsichtig  war,  gelang  es  manchem  un befähigten  und  un- 
kundigen Mann,  Ladungen  in  den  Kheinhäfen  zu  erlangen, 
bis  die  Centraikommission  energisch  auf  Abstellung  dieser 
Mifsstände  dran«J;•^  Sie  erkannte,  dafs  der  bei  der  Erteilung 
der  l{heins(}iiftVr]i'itente  verfolirt«'  Zweck  nur  unvollständig 
erreicht  werde,  wenn  die  autgesteiitea  Grundsätze  niclit  zu- 
gleich auf  die  zur  Rhcinschiffalirt  zugelassenen  Schiffer  der 
Nebenflüsse  ausgedehnt  würden.  Im  Jahre  1855  fafste  sie 
daher  den  allseitig  genehmigten  Beschlufo',  dafs  in  den  Ufer* 
Staaten,  denen  ein  oder  mehrere  Nebenflüsse  unterstanden,  die 
Schiffer  auf  denselben,  welche  den  Rhein  befahren  wollten, 
ihre  BePdhigung  nach  Mafsgabe  der  vereinbarten  Bestimmungen 
nachzuweisen  hätten.  In  ihren  Patenten  sollte,  sofern  dieselben 
blofs  :mf  den  Nebenflufs  lauteten,  der  Befähigung  /.uv  Rhein- 
schittahrt  ausdrücklich  Erwnlmung  ^n\schehen.  Damit  hoffte 
man  die  Sicherheit  der  iiheinfahrten  /u  befördern  und  eine 
gleiche  Behandlung  des  Schiffergewerbes  in  möglichstem  Um- 
fang zu  erreichen.  Württemberg,  Kurhessen  und  die  Freie 
Staät  Frankfurt  nahmen  die  aufgestellten  Grundsätze  fUr  die 
Patentierung  der  den  Rhein  befahrenden  Neckar-  und  Main- 
schiffer an^.  Als  dann  auch  Hessen-Dannstadt  und  Nassau^ 
au  deren  Auaführung  die  entsprechenden  Verordnungen  erliefsen, 
war  diese  Angelegen lieit  gemäfs  dem  Wunsche  der  Central- 
kommission  vollständig:  s^a^egelt. 

Ungleich  verschiedenartiger  gestaltete  sich  in  den  nächsten 
Jahrzehnten  die  mit  dem  Seliittahrtsbetrieb  eng  zusammen- 
hängende Entwicklung  des  Steuermanns-  und  Lotsenwesens 
am  Rheine Während  man  es  in  einzelnen  Uferstaaten  als 
Pflanzschule  fttr  einen  tüchtigen  Schifferstand  ansah,  wurde 
in  anderen  auf  die  genauere  Regelung  dieses  Dienstes  weniger 
Wert  gelegt.  Die  Akte  von  1831,  welche  die  bestehenden 
Gewohnheiten  nicht  unnötig  verletzen  wollte,  hatte  den  aller- 
orts erlassen*'?^  Vor'-rhriftf'n  in  w(»Itgehend.'^tein  Mafse  Rechnung 
getragen  und  nur  verlangt,  dafs  nach  <ier  seitherigen  Tn)ung 
die  Lotsen  und  Steuerleute  an  den  einzelnen  Fhil/en  ge- 
wechselt werden  sollten.    Markt^chiffe,  Nachen   unter  300 

»  Vgl.  z.  n.  Jahresbericht  1840  S.  6,  7;  1844  S.  13. 
-  Jahresberi.  ht  is'.S  S.  9;  lö5G  S.  XVIII. 
»  Vgl.  Jahresbericht  löoö  S.  VI. 
*  Vgl  Jahxe.4bericht  im  S.  VI. 
^  Vgl.  oben  S.  S.  137-140. 
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Centner  LadungsilLhigkeit  un<l  rl ergleichen  blieben  von  dieser 

Regel  ausgenommen.  Die  Ansetziing  des  Dienstes ,  die 
Regelung  der  Lotsenirfhührcn  war  den  verschied»  nen  Staaten 
vollkommen  übt- rUi.sscn,  mit  der  Maisgabe,  dals  fremden 
Schiffern  keine  anderen  Bedingungeu  aU  einheimischen  auf- 
erlegt werden  durften. 

Die  CentralkommisBion  unterbrat^e  in  der  Überseugung, 
dafB  eine  allgemeine  Vorachrift  (Iber  diesen  Gegenstand  nicht 
wohl  möglich  sei,  den  UferregieruQgen  einen  im  Jahre  1832 
ausgearbeiteten  Entwurf  und  ttberliefs  es  ihnen,  auf  die  Be- 
stimmungen desselben  bei  Abfassung  der  Territorial  Ver- 
ordnungen iiefM!?Tiete  Riickslelit  zu  nehmen*.  Am  strenf^sten 
liehandelte  man  die  Angelegenlieit  am  Mittel-  und  UberrlHMn, 
wo  die  Beschaffenheit  des  von  .Sandwellen,  von  Klippen  und 
Felsen  durchzogenen  Flufsbettä  die  Verwendung  kundiger 
Steuerleute  besonders  nötig  erscheinen  liels.  Die  von  den 
dortigen  Uferstaaten  erlassenen  Verfügungen  stimmen  im 
wesentlichen  mit  der  hessischen  Steuermannsordnung  vom 
11.  Juni  1836  und  deren  Ergänzungen  üb^  rein*. 

Danach  war  die  Zahl  der  Steuerleute  in  den  Häfen  zwar 
im  allgemeinen  nicht  beschränkt,  sollte  aber,  „damit  das  Be- 
dürfnis der  Seliiffalirt  nicht  überschritten  werde/  nur  auf 
Antrag  der  betreftVnden  Lokalbehörden  und  Handelsstiinde, 
Schiffer  und  Fliilser  vermehrt  wercb-'n  (I).  Wer  Steiiermauu 
werden  wollte,  muTste  nuine  Lehr-  und  Geselleujahre  uber- 
stehen und  in  einer  Prüfung  sich  über  seine  Kenntnitu>e  und 
Fähigkeiten  ausweisen.  Wer  letztere  bestand,  wurde  durch 
den  Grofsh.  Provinzialkommissar  als  ^ wirklicher  Steuermann* 
patentiert,  oder  erhielt,  wenn  seine  Annahme  nicht  sofort  zu- 
lässig erschien,  ein  Patent  als  ^Steuermannskandidat.^  ver- 
möge dessen  er  in  die  Zahl  der  wirklichen  Steuerleute,  so- 
bald diese  vermehrt  ^verden  sollte,  einrückte,  bis  dahin  zu- 
gleich aber  auch  betagt  war,  bei  augenblicklichem  Mangel 
den  Dienst  ausnahmsweise  zu  versehen.  Über  die  Pflichten 
der  Steuerleute  bei  Ankunft  und  Abreise  der  Fahrzeuge 
und  während  der  Fortbewegung  derselben  waren  genaue 
Vorschriften  gegeben,  deren  Verletzung  mit  Geldstrafen  oder 
Dienstenthebung^  geahndet  ward.  Im  Frühjahr  vor  dem 
Wiederbeginn  der  Schiffahrt,  wie  auch  unmittelbar  nach  jedem 
hohen,  die  Ufer  Ubersteigenden  Wasserstand  waren  sie  genial ten, 

'  Vgl.  JahrosV)cricht  18:^5  S.  «7,  68. 

^  SteuerTTiiiiiiisordnun^j  für  die  Grofsh.  Hbeinstrecke  vom  11.  Juui 
lb3G  [Heaa.  K<  gi<  ruii^sblatt  li:^  8.  31^)  in  den  wichtigsteu  Artikeln  ab- 
l^edruckt  bei  Schirgeft,  Rheinitrom  S.  900  -  804. 

"  Uht  r  diesbezüfjliche  Vorkommnisse  1ianil<'lii  die  Aktenstücke 
S  10  782  im  A.  tl.  M.  If  K,  Vgl.  noch  Nachtrag  zur  hessischen  »Stern  r- 
mann^ordnuni?  vom  II.  August  18ö4  (Hess.  Regierungsblatt  1854  S.  21»^; 
auch  bei  Schirgest  Rheinstrom  S.  804). 
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ihr©  Stromstreckeii  zu  befahren,  das  Flufsbett  zu  nnteräuchen 
und  die  Leinpfade  zu  besichtigen,  damit  sie  entötaudene  Ver- 
änderungen genau  kennen  lernten  und  neu  erwachsene  Hin  l  i  - 
niöbe  den  Behörden  anzeigen  konnten.  Die  Höhe  der  ihnen 
sostehenden  Gebühren  wurde  jahiüch  nea  geregelt 

Die  Handhabung  der  SteuermaiiDsoi^nungea  gab  im 
Laufe  der  Jahre  su  mancherlei  Klagen  und  Beschwerden 
AnlaCi^,  da  der  Dienst  und  die  Oiganisation  des  Steuermanns- 
wesens mit  den  Fortschritten  und  neueren  Bedürfnissen  der 
Schiffahrt  nicht  mehr  im  Einklang  zu  sein  schienen*.  Die  Be- 
Vüllmachti^trn  der  Centralkommis.siDn  beschlossen  demgemäfs 
bei  ibrem  Zusammensein  im  Sefttember  1843,  die  Aufmerksam- 
keit der  Territorifilhehörden  aui  die  Vurbesserungen  und  Ab- 
änderungen zu  lenken,  denen  die  älteren  Verordnungen  sowohl 
iin  allgemeinen  Schiffahrtsinteresse,  als  auch  insbesondere  in 
Hinsicht  auf  die  Darnj^fschiffahrt  föhig  zu  sein  schienen 

Am  kühnsten  ging  darauf  Prcufsen  vor^  das  in  Anbetracht 
der  im  Laufe  der  Zeit  bewirkten  Strom  Verbesserungen  und 
Beseitigung  früherer  Hindernisse  durch  Verordnung  vom 
24.  Juni  1844*  den  Lotsenzwang  ganz  aufhob,  dagegen  den 
Ii  ifern  und  Fiöfsern,  die  sich  ortskundiger,  geprüfter  Lotsen 
ijcdjcnen  wollten,  Gelegenheit  gab,  soleiu;  gegen  die  von  der 
Regierung  festgestellten  (jebühren  an  24  bestimmten  iStationen 
in  Dienst  zu  nehmen.  Die  Konzession  zum  Gewerbebetrieb 
eines  Lotsen  wurde  auch  fürderhin  nur  auf  Grund  einer  be- 
standenen Prüfung,  deren  Einzelheiten  bereits  in  dem  Re- 
gulativ vom  5.  August  1834  über  das  Schiffahrtswesen  fest- 
gestellt waren,  erteilt  In  den  Niederlanden^  beliefs  man  es 
bei  der  Anstellung  von  Lotsen  und  Bakenmeistern  für  Waal 
und  Lck,  die  verpflichtet  waren,  durch  Triebsand  gebildete 
Untieft  ii  aufzusuchen  und  mit  Baken  (kleinen,  schwimmenden 
Fälsclien)  zu  bezeiclineii .  auch  gegen  eine  festgestellte,  tUr 
Dauijtl  und  Beurtschiil'e  ermäfsigte  Gebühr,  die  Uolzflöfse  und 
sonstigen  Fahrzeuge  zu  besteigen,  um  den  Schiffern  die  gefiihr- 
Uchen  und  flachen  Stellen  zu  bezeichnen  und  zu  yerhmdem, 
da&  sich  Scliiffe  an  solchen  seichten  Stellen  begegneten^.  Die 
tibrigen  Uferstaaten  behielten  die  Verpflichtung,  Steuerleute 
anzunehmen,  unverändert  bei. 

Die  Beschwerden  Uber  die  Höhe  des  Steuermannslohnes  ^ 

*  Vgl.  2.  B.  Beschwerde  Preufsens  gcgeu  die  Bedtimmung  des 
urt.  8  der  besaisehsn  SteuermaimBOidiinne  Ende  IdSfi  (A.  d.  M.  H.K,; 
I  7358). 

2  Vgl.  Jabre«bericht  1843  S.  6j  1844  S.  21. 
>  V^l.  Jahresbericht  1844  S.  20. 

*  Dieselbe  ist  abgedruckt  bei  Sc  birg  es,  Rheinstrom  S.  294 

bis  300. 

»  Vgl.  .ialiresbericht  1844  S.  21. 

*  a  a.  O.  S.  20. 

'  Vgl.*  Jaliresbcricht  1846  S.  9. 

FonebuncMi  XVIII  6.  ~  £ok«rt.  16 
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haben  in  den  nächsten  Jahren  nicht  nachgelassen.  Wenn  nuin 
HH-h  tiber  ihre  allmähliche  Minderung  wenigstens  im  Principe 
einiLren  konnte,  wurfle  über  die  Notwendigkeit  deu  auf  einem 
gr  f>(  11  Teil  der  Fluisistrecke  noch  bestehenden  Steuermanns- 
zwaiige»  um  so  heftiger  gestritten.  Während  man  von  einer 
Seite  seine  Aufhebung  wünschte  und  es  fUr  nicht  gerecht- 
fertigt erachtete,  den  Beteiligten  eine  SicherheitBrnafsregel  auf- 
zudrängen, die  in  ihrem  eigenen  Interesse  liege  und  die  sie 
beobachten  würden,  wenn  es  nötig  sei,  war  man  auf  der  anderen 
Seite,  gestutzt  ebenfalls  auf  Outachten  von  Schiffern,  Kauf- 
leuten  und  praktischen  RheinschifFahrtsbeamten  ,  entgegen- 
gesetzter Meinung  und  irl;nihte,  den  Zwang  im  Interesse  des 
Verkehrswesens  nicht  eiitbthren  zu  könnten*. 

Da  di(*  freiheitlichere  Ani^cliauung  nicht  ohne  weiteres 
durchJi  iiigen  konnte,  glaubten  ihre  Verfechter  zunächst 
einzelne  Erleichterungen  erstreben  ssu'  sollen.  Zuerst  gelang 
es,  die  früher  verpönte,  jetzt  von  der  Centralkommission  be- 
fürwortete Mafsregel*,  „dafs  fortan  die  Steuerieute,  welche  ein 
Schiff  zu  Berg  resp.  zu  Thal  gesteuert  haben,  ermficlitigt  seien, 
hinnen  der  nächsten  24  Stunden  ein  anderes  Schiff  zu  Thal 
oder  zu  Berg  auf  derselben  Streek zurückzusteuern."  aller- 
orten durchzusetzen.  Ferner  wurde  durch  Supplementarartikel 
XX*  die  durch  Artikel  .59  der  Khcinschiffahrtsakte  festgesetzte 
Ausnahme  vom  Lotsenzwang  auf  Segelschiffe  jeder  Ladnngs- 
fähigkeit  ausgedehnt^  wenn  dieselben  unter  600  Centner  Gut 
mit  sich  führten^.  Auch  einigte  man  sich  Uber  die  Befreiung 
Tom  Zwang  für  alle  unbeladenen  Fahrzeuge,  für  Schiffe,  die 
ausschliefslich  solche  Gegenstände  geladen  hatten,  die  sich  beim 
Sinken  des  Bootes  von  selbst  heben,  und  die  zu  Segelschiffsn 
gehörenden  Lichterfahrzeuge,  welche  am  Hauptschiff  seit- 
wärts befestigt  sind,  also  nicht  am  Schlepptau  nachgeführt 
werden. 

Schliefslich  dachte  man  auch  an  eine  weitgehende 
Minderung  der  Tarife  für  Lotsen  und  Steuerleute.  Ins- 
besondere wurden  dieselben  für  Waal  nnd  Lek  durch  Be- 
schlttfs  des  Königs  der  Niederlande  Tom  29.  April  1852^,  (in 

I  V^l.  Jahresbericht  1^47  i^.  9. 
«  Vel.  Jahreabericht  185u  8.  16. 

•  Über  die  vorhergehenden  Verhandlungen  und  Beschlüsse  vgL 
Jahresbericht  1850  S.  16;  1851  S.  12,  13.    Über  den  Artikel  selbst  vgL 

Jahresbericht  l^'>2  S.  XI,  Seliirges,  Kli.MiiMroTn  S.  29^?  (dort  ist 
irrtümlich  äupplemeut&rartikel  XIX  statt  XX  geuanutj;  Khenus  155^ 
Seite  81. 

*  Die  für  den  Usin  hestimmten  Fahneuj^e  suilsteii  ebenfdis,  «o- 

h:iM  si<'  600  Centner  geladen  hatton,  in  IMainz  einen  Steuermann  an 
liord  nehmen.  Vgl.  he.säisches  KegtdHtiv  das  SteuennHnusweseD  auf  dem 
Main  betreffend  vom  2^i.  !:}«ptember  1848.  (Akten  über  Handel  nnd  Vef 
kehrpwc-t'Ti  M.St..A.) 

^'  Der  beächlufö  ist  abtredruckt  bei  bcliirges,  Bheinstrom  2d2 
bis  294. 
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Vollsiehttiig  des  Artikel  18  der  Übereinkunft  swiaclien  den 

Kicdi  rhinden  und  dem  Zollverein  vom  31.  Dezember  1851) 
auf  die  Hälfte  des  früheren  Satzes  ennäfsigt,  so  dafs  sie  dorten 
zeitweise  bedeutend  geringer  waren ,  als  auf  den  übrigen 
Strecken,  wo  Lotsenzwang  herrschtet  Die  anderen  Ufer- 
staaten verstanden  sich  ebenfalls  nach  und  nach  zu  Re- 
duktionen der  Tarifsätze,  die  übrigens  gleich  den  nieder- 
ländischen Festsetzungen  nur  das  Maximum  der  Löhne  be- 
stimmten. Im  Wege  freier  Vereinbarung,  namentlich  bei 
Personendampfschiffen  and  anderen  Fahrseugen,  die  oft  die- 
selbe Station  berührten,  wurden  sie  hftung  noch  weiter 
ermttfotgt*. 

Das  nächste  Jahrzehnt  brachte  wenig  Verftnderangen  in 

Regelung  dieser  Verhältnisse.  Erst  n-\vh  langen  Auseinander- 
setzungen kam  seit  dem  15.  Februar  1866  der  Steuermanns- 
zwang auf  allen  »Strecken  in  Wegfall^.  Vereinzelte  Versuche, 
ihn  durch  einen  gesetzwidrigen  Drut  lv  auf  die  Schifter  that- 
sächlich  fortbestehen  zu  lassen,  iiailuii  keinen  dauernden  Er- 
folgt. Von  dem  bezeichneten  Zeitpunkte  an  waren  auch  die 
niäerlandischen  Bakengebtthren  aufgehoben  worden« 

Die  Sicherheit  der  Fahrten  wurde  durch  die  Befreiung 
vom  Steuermannszwang,  durch  diese  weitere  Beseitigung  einer 
Schablonen niäfsig  bindenden  Mafsregel,  im  allgemeinen  nicht 
verringert,  da  überall,  wo  es  zweckmäfs!']'  erschien,  die 
tüchtigsten  Steuerleute  andam  i  nd  trciwillig  verwendet  wurden 
Die  Inanspruchnahme  stromkundiger  Fülirer  blieb  auf  einzelnen 
gefährlicheren  Strecken  des  Flufsbetts  völlig  ungeraindert, 
während  sie  auf  anderen  bequemeren  Teilen,  wo  beachtens- 
werte Punkte  leicht  dnrch  Baken  bezeichnet  werden  konnten, 
ailmAhlich  zurückging. 


1  Vgl.  Jahresbericht  1852  &  XL 

2  A.  a.  0. 

«  Vgl.  Jahresbericht  1865  und  1866  S.  VIII i  auch  Besclüufö  vom 
29.  Januar  1866  betr.  Aufhebung  des  Steuennaniis-  uod  Lotsenzwangs 
auf  dem  Rhein  (hess.  Regierungsblatt  1866  S.  54X 

*  Di«  Mainzer  Handelskammer  hatte  sich  in  einem  ausführlich  be- 
gründeteu,  auf  Veranlassung  der  Grofsh.  Regierung  abgegebenen  Gut- 
achten vom  25.  Mftrs  1862  entschieden  f&r  den  Wegfall  des  Steuer- 
mEDiifizwaDges  ausgesprochen.    (Handelskammer  zu  Mainz  8.  49.) 

'>  Vgl.  Jahresbericht  1866  imd  1867  S.  IXj  1867  und  1S68  S.  VIII. 
Während  die  Zahl  der  rheitütchen  StenoAcute  1867  um  11  vermindert 
wurde,  ist  sie  1868  von  117  wieder  auf  120  gestiegen,  auf  welcher  Höhe 
sie  eich  lange  Zeit  hielt. 

Über  die  Zahl  der  patentierten  Steuerleute  geben  die  Jahres- 
berichte vielfache  Nachweise;  vgl.  besonders  Jahresbericht  1864  S,  VIII 
und  folgende  Jahrgänge; 
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Weiterentwicklung  der  Tranepertmlttel  filr  Güter 
ladungen.  Beurten  und  Dampfschlepper. 


§  16. 

Mit  der  Akte  von  1831  hängt  eine  merkwürdige  Er- 
scheiiumg  im  Rheinverkehr  zusammen,  für  die  sie  nicht 
Ursache,  sondern  nur  Veranlassung  gewesen,  die  im  Güter- 
transport vor  Austrug  det»  Kamuies  zwischen  Wind-  und 
Dampfmotoren  eine  bedeutsame  Rolle  spielte:  die  Eiorichtung 
der  Rangfahrten  auf  Mittel-  und  Oberrhein  nach  holländischem 
Vorl)ikle. 

Man  war  bei  Beratung  der  Rheinschiffahrtsordnung  wohl 
einstimmig  der  Ansicht  gewesen,  dafs  mit  dem  Wegfall  der 
alten  Bannrechte  und  Monopoli'Mi  von  Plätzen  wie  Korpo- 
rationen auch  die  überall  eingetüiirten  Reihefahrten  tur  (Jüier- 
hetVtrderung  unmöglich  in  der  seitherigen  Weise  forthest^^hen 
konnten,  glaubte  aber  vielerseits  doch  zur  Sicherheit  aiA 
Stetigkeit  der  Transporte  dasjenige  beibehalten  zu  mtibneu^ 
was  sich  an  diesen  Venmstaltungen  Ntttaliches  &nd.  Zu 
diesem  Zwecke  brauchte  man  nicht  lange  nach  einem  Vor- 
bild auszuschauen,  sondern  durfte  ein&ch  die  hoUflndischeii 
Beurtfahrten  zum  Muster  nehmen ,  die  alle  Vorzüge  einer 
regelmäfsigen  Transportverbindung  ohne  die  Nachteile,  welche 
An-sfhliefsungsreclit  und  Zwang  zur  Benutzung  mit  sich 
brarliten,  in  sicli  vereinten.  Dorteu  zeigte  sich  das  schwere 
Problem,  wie  neben  der  gröfstmöglichen  Freiheit  der  Sch  ff- 
fahrt  überhaupt,  doch  auch  die  genaueste  RegelmJifsigkeit  der 
Güterbeförderung  bestehen  möchte,  auf  das  glücklichste  gelöst. 

Der  Gewerbebetrieb  der  Beurtlento',  die  sich  aus  wohl* 


^  Vgl.  darüber  die  bei  Ockhart  (der  Rhein  S.  259  Anm.)  cit. 
lu<!irni(li>t  li<'ii  \'f'rnr(lmmfrfn  .  nnd  Vfn.rflmuijr  für  die  RhcinschifFahrt-«- 
komniis.sion  zu  Amsterdam  vom  15.  April  1825  nebst  Beilagen  godrackt 
bei  Herrn aa,  Adtebbucb  1827  S.  47—64  AnOserdem  ykT,  £iehhoff, 
Topographie  des  Rheins  S.  74  ff.;  Oekhart,  Rhein  8.  ÜOOl 
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erfahrenen,  yennögendeii  Schiffern  rekrutierten,  glich  in  vieler 
Beziehung  Tollsländig  dem  der  alten  mittel-  oder  oberrheini- 
schen Bangfahrer.    Auch  sie  richteten  sich  bei  Übernahme 

von  Touren  nach  einer  strengen  Ordnung,  hielten  sorgsam 
auf  Einhaltung  der  Lade-  und  Abfahrtszeiten  und  suchten  die 
Reiseziele  zeitig  und  ohne  Aufenthalt  zu  erreichen,  um  von 
(lort  nach  eingeholter  Rückfracht  in  die  Ausgangshäfen  heim- 
zukehren. Ein  weseiitiicli(  r  Unterschied  bestand  nur  darin, 
dafs  die  I^eurtleute  kein  Müiiopol  der  Güterbeförderung  be- 
safsen,  dafs  es  jedem  Schiffer  freistand,  unabhttn^ig  zu  bleiben 
und  auTserhalb  der  Beurtordnung  zu  fahren,  anderseits  jedem 
Kaufmann  ein  Schiff  iXtr  sich  allein  zu  nehmen  und  einen  be- 
liebigen Fahrtenkundigen  mit  seiner  Ladung  zu  betrauen.  Nichts- 
destoweniger wurden  doch  die  meisten  Waren  den  all- 
geschätzten und  gut  beleumundeten  Beurtleuten  übergeben,  da 
durch  sie  all  das  erfllllt  wurde  ,  was  die  Si<'lv'r!H'it  und  Ge- 
schwindigkeit der  Handelstransporte  nur  irgeud  erheischen 
konnte. 

Zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  waren  solche  Beurten 
oder  Beurtfahrten  nicht  nur  zwischen  den  holländischen  Häfen, 
sondern  auch  zwischen  diesen  und  den  Plätzen  des  Unter- 
rheinsals  Düsseldorfs  Duisburg,  Wesel  und  Emmerich,  ein- 
gerichtet, die  sich  andauernder  Beliebtheit  erfreuten.  Man 
hatte  daher  vorgeschlagen*,  diese  Fahrten  in  gleiclier  Weise 
für  den  Mittel-  und  Oberrhein  einzurichten,  konnte  aber  da- 
mit nicht  durchdringen,  solange  dorten  die  alten  Zwangsreehte 
in  Kraft  bh'eben.  Erst  die  Rheinschiffahrtsakte  sollte  für  sie 
das  Feld  otl'nen ,  indem  sie  in  ersii'litlieher  Naehbildung  der 
hoUaudiüchen  Einrichtungen  Rauglkhrten  gestattete,  die  gleich 
jenen  nach  jeder  Richtung  freier  Vereinbarung  durch  die  Teil- 
nehmer unterlagen*.  Die  Vertrüge  über  diese  Fahrten,  die 
stets  den  Charakter  einer  zwischen  Privatpersonen  ein- 
gegangenen Verbindlichkeit  trugen ,  konnten  von  den  Inter- 
essenten selbst,  oder  fär  diese  durch  Lokalbehörden  geschlossen 
werden  und  wai-en  für  die  einzelnen  Mitglieder  der  Gesell- 
schaften jährlich  kündbar. 

Die  grofsen  rheinischen  Handelshäuser,  die  von  jeher  der 
Rangsrhitlalirt  feindlich  gegenübergestanden  hatten,  ver- 
sprachen üich  auch  von  den  geplanten  Neuerungen  wenig 
liutzen*.  Sie  brauchten  dieselben  nicht,  denn  sie  konnten  bei 
der  GrOfse  ihres  Umsatzes  bequem  für  jede  Reise  eine  volle 


<  NameiMTeneicbnisse  dieser  Beurtschiffer  finden  sich  bei  Her» 

man,  Adrcfsbneh  l^^LT,  S.  75.  TH:  182R  S  54,  55. 

*  Vgl.  z.  B.  Ockhart,  Kbein  S.  260;  Borgius,  Geschichte  des 
Mannheimer  GetreidehandeLs  S.  106. 

■  Vgl.  oben  S.  225. 

*  Jahre«;bcricht  188ö  S,  73;  Borgius,  Geschichte  des  Mannheimer 
Getreidchandels  S.  104. 
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Ladung  geben  und  dabei  noch  von  dem  Schiffer^  dessen  Fahr- 
zeug sie  in  Anspruch  nahmen,  einen  beträchtlichen  Fracht- 
nachlafs  erlan^^^f^n.  Sie  wiesen  auf  das  Beispiel  der  Seeplätze 
hin,  wo  für  jeden  Transport  die  Fracht  zwischen  dem  Ver- 
lader und  dem  Schiffskapitän  vereinbart  wurde,  und  meinten, 
mit  diesem  System  könne  mau  auch  auf  dem  Rheine  aus- 
komnien* 

Andere  \  und  xwar  die  Mehrzalil,  behaupteten  im  Gegen- 
teil, dafs  das  System  der  geregelten  Rangfahrten  allein  dem 
allgemeinen  Interesse  entspreche,  weil  es  alle  Handelsleute 
rücksichtlich  der  Transportmittel  auf  gleiche  Linie  stelle  und 
verhindere,  dafs  die  grofsen  H;1nser  die  kleineren  nieder- 
drückten; so  diene  es  zum  Scliutze  ^der  eip^eiitlichen  und 
walireu  Schiffsfreiheit"  des  Kaufmanns-  und  Sehifferstandes. 
In  der  praktischen  Anwendung  behielt  nach  1831  die  letzt- 
genannte Ansicht  entschieden  die  Oberhand. 

Schon  vor  DurchJRihrung  der  Rheinschi&hrtsakte  hatten 
sich  Vertreter  der  wichtigsten  Handelsplätze  um  das  Zustande- 
kommen von  Beurtverträgen  für  die  verschiedenen  Linien  be* 
müht.  Am  rührigsten  mufsten  sich  die  beiden  StationsstSdte 
zeigen ,  wenn  sie  den  verlorenen  rechtlichen  Stapel  in  einen 
natürlichen  verwandeln  und  damit  den  drohenden  Verlusten 
beg:egnen  wollten.  Mit  ganz  erstaunlicher  Ener^j;ie  wurde  die 
neue  Aufgabe  von  der  Kölner  Handelskammer  in  An^riif  ge- 
nommen ^    In   der   Besorgnis,   es  möchte   das    weiter  vor- 

geschobene  Mainz  der  Hauptumschlagsplatz  zwischen  Main» 
fberrhein  und  Holland  weraen,  traf  Köln  die  weitgehendsten 
Vorkehrunjren,  um  sich  zur  Centrale  des  ganzen  Verkehrs  za 
machen.  Es  veranlafste  die  Hauptinteressenten,  in  einer  Schiff- 
fahrtsvereinskommission  zusammenzutreten,  um  in  dieser  einen 
Mittelpunkt  für  alle  Bewegungen  zu  haben.  Dem  ^iolbewufsten 
Handeln  seiner  Bürger  gelang  es  in  der  That,  nicht  nur  durch 
Verträge  mit  der  Amsterdamer  und  Kott<'rdamer  Handelskammer 
geregelte  Verbindungen  nach  dem  Kiederrhein  zu  sichern,  son- 
dern auch  den  Verkehr  mit  Mainz  aufrecht  zu  erhalten*  und 
vor  allem  Beurt&hrten  mit  Frankfurt  und  Mannheim  neu  ein- 
zurichten. 

Die  Mainzer  Handelskammer  blieb  ebenfalls  nicht  nn- 
thtttig^    Durch  Entsendung  von  Delegierten  nach  allen  in 


«  Vgl.  Jahresbericht  1835  S.  73,  74. 

-  Vgh  Schanz,  Mainschiflfahrt  im  19.  JahriMtndert  8w  68  C 
^  Vgl.  Akten  xiiffT  Handel  und  Verkehrpwpsen  M.Rt.A. 
■♦  V/_'l.  Handelskammer  zu  Mainz  S.  49.  Verdier,  der  hessiiichf  Be- 
vollmfichtigte  bei  der  Centnlkommissioii,  hatte  gelegentBdi  der  Über» 
."onduiip  von  Protokollen  ühcr  Sif^^nngon  dieser  H.  lir.rde  die  Handels- 
kammer schon  vor  Inkrafttreten  der  m'uen  iSchitiahrt}>akto  wiederholt 
darauf  hingewiesen,  dafs  es  an  der  Ztat  sei,  ,^ich  mit  Vorbcreitun|f  deä- 
jenigen  zu  heschftftigen,  was  der  yerinderte  Ziutand  der  fiheinaebi&hrt 
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Betracht  koinmenden  Häfen  des  Kheins,  Mains  und  Neckars 
gelang  es  ihr,  mit  den  dortigen  Handelsvorständen  und  einer 
genügenden  Zaiil  von  Schiffern  angemessene  BeurtvertrMge  ab- 
zuächliefsen.  Allerdings  wurde  sie  in  einem  gewissen  Sinne  bald 
von  Mannheim  ttberflugelt,  das  durch  noch  günstigere  Pakte 
unter  Umgehung  von  Mains  einen  direkten  Verkehr  zwischen 
Plätzen  des  Ober-  und  Niederrheins  ansubahnen  verstand. 
Seine  Bestrebungen  gingen  dabei  zunächst  mit  denen  Kölns 
Hand  in  Hand^  da  es  nicht  die  unmittelbare  Verbindung  mit 
Holland,  sondern  nur  den  Anschlufs  an  die  niederrheinischen 
Beurtfahrten  erstrebte,  der  auch  thatsächlich  am  Ta^e  der  Ein- 
f(ihrniij<  der  Akte  verwirkliclit  ward*.  In  den  folgeiulcn  Jahren 
wurden  dann  Ireilich  auch  Verträge  mit  den  niederiaadischea 
Schiffern  wegen  direkter  Fahrten  geschlossen^. 

Die  Einrichtung  derartiger  freiwiHiger  Reihefahrten  nahm- 
nach  1831  einen  bedeutenden  Aufschwung.  Bereits  1835  be- 
standen*, abgesehen  von  weniger  wichtigen  Lli  i  n,  Rangfalirten 
zwischen  Basel  und  Mainz,  Schröck  und  Mainz,  zwischen 
Mannheim  und  Ki'lln,  Amsterdam,  Rotterdam,  zwischen  Mainz 
unil  Köln,  Amsterdam,  Rotterdam,  Main,  Neckar.  Köln  blieb 
der  Knotenpunkt  der  Fahrten  nach  Mainz,  Frankfurt,  Mann- 
heim einerseits,  und  Uutterdam,  Amsterdam,  Dordreeht,  Ant- 
werpen anderseits.  Die  Verbindung  nach  liotterdam  wurde 
sogar  in  doppelter  Weise  gepflegt,  indem  man  neben  der  alten 
Beurt-  eine  neue  Vereinsfahrt  schuf,  die  erst  1838  mit  dem 
älteren  Institute  vereinigt  wurde  *.  Insgesamt  fuhren  1835  von 
Köln  nach  dem  holländischen  Niederrhein  im  Rang  25  Sehiffe 
mit  3120  Last  Ladefähigkeit,  während  weitere  22  Schiffe  mit 
2710  Last  Lad(;tühigkeit  aufser  der  Keihe  regelmäfsig  zu  festen 
Preisen  zu  haben  waren. 


und  dcHscn  Rückwirkung  auf  den  Handel  denmftchftt  erfaetsehen  dürfte*', 
sowie  flaff(  die  Kammer  mit  anderen  Plätzen  wepen  Errirhtnnir  von 
Beurtfahrten  in  Verbindung  treten  solle.  Vgl.  Schreiben  vom  30.  Okt. 
im  und  8.  April  1881  (A.  d.  M.  H.K.  §§  46»9,  4745). 

*  Vgl  den  gedrnekton  Aufruf  (I<^  Handelsvorstaadea  Toa  Mann« 
beim  vom  20.  Juli  1831  in  A.  d.  M.  ii.K. 

*  Vgl.  Borgius,  Geschichte  des  Mannheimer  Gctrcidchandcls 
Seite  106. 

'  Über  die  einzelnen  Rangfahrten  zwischen  den  verschiedenen 
Plätzen  vgl.  Jahresbericht  183ö  71—76  und  folgniido  Horichte.  Einen 
Teil  der  zu  Mainz  gescbloftsencn  ßeurtverträ^e  bewahrt  das  Archiv  der 
Mainzer  Handelskammer  in  Originalausfertijning.  VlM.  z.  B.  §§  739Ö, 
><07H,  9267.  Über  die  Rangfalirten  zwischen  llhein-  uiul  Mainorten  giebt 
8chanz  (Maiuachifl'abrt  im  19.  Jahrhundert  S.  56—105  und  zugehörige 
Anmerkangen)  ansfShrliche  Nachrichten,  so  dafs  ich  mich  hier  mit  der 
Verweisung  auf  seine  Ausführungen  begnügen  darf.  Vgl  auch  die  aus- 
führlichen gedniekten  Bentimmungen  der  Rangfahrt  zwischen  Frank- 
furt und  Amsterdam  für  das  Jahr  18.35.  Frankuirt  a.  M.  (A.  Osterrieth) 
A.  d.  M.  H.K.  §  6.594. 

*  Vgl.  Jahresbericht  1838  S.  18. 
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Die  geschlossenen  Verträge  hielten  sich  «lle  an  die  Ton 
der  RheinschiiFahrtsaktc  aufgestellten  Normen.  Änderungen 
derselben,  wie  sie  Art.  50  der  Konvention  im  raÖö"liclien  Inter- 
esse des  Handels  erlaubt  hatte,  wurden  nirgends  beansprucht'. 

Die  Einwirkung  der  frei  kündbaren  Rangt'alirten  auf  die 
einzelnen  Schiffer  wird  als  eine  durchaus  günstige  gepriesen. 
Kicht  nur  dafs  die  Möglichkeit  des  Ausschlusses  zu  energischer 
Arbeit  spornte,  auch  die  allgemeinen  Lebenagewohnheiten 
sollen  sicn  gebessert  haben.  Mit  dem  holländischen  Vertrag« 
hielt,  wenn  man  überkommenen  Nachrichten  tränen  darf,  auch 
hoUändtsdke  Reinlichkeit  und  Ordnung  in  deutschen  Schiffen 
ihren  Einzug.  Auf  den  grofsen  niederländi.schen  Fahrzeugen 
wohnten  in  einer  freundliehen,  mit  dem  lifihen  Verdeek  gleich- 
laufenden Stube  die  JSehilTer  mit  ihrf  i-  Familie.  Die  weifsen 
Vorhänge  an  den  Fenstern,  die  hübschen  Möbel  und  das  nette 
Innere  der  Wohnräume  zeugten  von  Wohlstand  und  Behag- 
lichkeit*.  Jetzt  fand  man  auch  auf  dem  Mittelrhein  Familien, 
deren  Glieder  jahraus,  jahrein  die  schwimmende  Häuslichkeit 
nicht  verliefsen.  „Ein  Wesen  kam  den  Bootsführem  zu  Hilfe, 
dessen  in  keinem  zollamtlichen  Register,  in  keiner  Schiffisliste 
gedacht  wird:  das  Weib  begann  als  neuer  genius  nautarum 
eine  Rolle  zu  spielen'."  Mit  der  Frau  des  Herrn  kehrte  an 
Bord  oin  besserer  Geist  der  Ordianii]:  und  Sparsamkf'it  in  dem 
fahrenden  Haushalt  ein,  der  nun  den  Händen  von  Sctiiffsjun^^t^n 
und  Knechten  entzogen  werden  konnte.  Die  alten  Hohheitcn, 
die  leichtsinnige  Behandlung  von  Geld  und  Gut  auf  rau^;cl^en- 

der  Fahrt  machten  einem  anstKndigeren  Ton,  einer  sorgfäl- 
tigeren, gewissenhalteren  Wirtschaft  Platz,  die  auch  den  an- 
vertrauten Waren  zu  gute  kam.  Es  war  diese  Wandlung 
einer  der  Vorteile,  die  die  Schaffung  der  freien  Konkurrens 
und  ungehinderten  Auswahl  mit  sich  brachte*. 

Freilicli  schien  eine  ge\vi.sse  Sparsamkeit  auf  den  Fahrten 
um  so  mehr  geboten,  da  nach  Durchfiihrung  der  Oewerbe- 
freiheit  infolge  des  stärkeren  Angebots  sofort  die  iunnahmea 

*  Vgl.  Jahresbericht  18;]5  S.  76.  Über  einzelne  Venratr.sbfstim- 
mungen  vgl.  Hügel,  Mairaal  für  den  Andels-  und  Schiffentiuid 
S.  49  ff. 

*  Meidinger,  Der  Khein  S.  73. 

*  Schirges,  Der  Aktuar  der  Centralkommission,  hat  die  Falirteu 
nach  früherer  und  .«pätercr  Weise  wortreirh  geschildert  umi  die  Auf- 
nahme der  Frauen  an  Bord  nachdrücklich  gepriesen.  (Der  Kheinstrom 
S.  77,  78).  -Die  Rheinscliiffer  alter  Art  pflegten  zu  nagen:  Ein  Weib 
nn  Bord  bedente  Wind  und  bringe  Unglfick.  Sie  macbten  mit  solchen 
Kcdonsarton  ihren  Wribcm  wohl  selbst  g^rm  Wind  vor."   Daf^  T^'n- 

flück  bedeutete,  wenn  Frauenspersonen  an  Bord  kamen,  war  auch  alter 
WseraberglAiibp.  (Vgl.  Mohr,  dieFIOftoei  auf  d«m  Rhein  S.  88.  a9  ) 

*  Die  Fainilic  der  Sohiffiiföhrer  WOhnt  auf  den  i^fsen  Güter- 
schiffen  aiuh  hcutijrfii  Tags  moUt  in  freundh'chen  Stuben  im  Hinterteil 
der  Fahrzeuge,  während  die  Kuceiite  in  einem  Gelafs  am  Bug  unter- 
gebracht sind. 
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sanken.  Die  Frachtpreise  wurden  1831  auf  allen  Strecken 
bodnutenfl  herabgesetzt,  was  natürlicli  in  erster  TJnie  den 
Hainlelsleuten  und  nur  indirekt,  wenn  bei  VerbiUigung  der 
Unkosten  sich  der  Warenzug  auf  dem  Rheine  mehrte,  wieder 
den  Schiffern  Vorteil  brachte.  An  Haud  dar  JahresbericUto 
der  Centraikommission  ^  läfst  sich  der  ganz  auffällige  Preis- 
Sturz  nach  der  Konvention  im  einseinen  verfolgen.  Für  die 
Strecke  swischen  Stmfsbiirg  und  Mainz  betrag  die  Fracht 
pro  Centner 

zu  Thal  zu  Berg 

vor  der  Konvention  von 

1831    1  frcs.  53  cts.        2  frcs.  08  cts. 
nach  der  Konvention  von 

1831  1  frcs.  43^2  cts.     2  frcs.  08  cts. 

1832  1  -  43»  a  -  1  -  75V2  - 
183d   1    -    43Vi    '      1    -    60  - 

1834  1    -    43V«   -      1    .    43V«  - 

1835  1    -    16      •      1    -    43Vs  - 

Die  Verminderung  belief  sich  also  fUr  die  Thalfahrt  auf 
37  cts.,  für  die  Bergfahrt  auf  64^«  cts.  innerhalb  weniger 
Jahre.  Noch  merkwürdiger  sind  andere  Vergleiche.  Vor 
1831  waren  für  die  Beförderung  von  50  Kilo  Kaffee  von 
Amsterdam  nach  Mannheim,  bei  zweimaligem  Umladen  in  Köln 
und  Mainz,  einschliefslich  des  Oetroi  4  Gulden  r)8V2  Kreuzer 
zu  zahlen.  Nach  der  Konvention  kostete  die  direkte  Ver- 
scliiffim^  derselben  Ware  nur  noch  3  (dulden  21  ^2  Kreuzer. 
Denitreniäfs  waren  die  Gesamtiinkostou  last  auf  f'a,  die  Fracht 
allein,  auäschiierslich  des  wenig  geminderten  Oetroi,  fast  auf 
die  Hälfte  des  bisherigen  Betrags  gesunken*. 

Insgesamt  wurde  die  darchschnittliche  Herabsetzung  der 
Transportkosten  seit  Neuregelung  der  Schiffahrtsverhältnisse 
auf  330/0  fiir  die  Thal-  und  28  »  o  ftir  die  Bergfahrt  geschätzt, 
so  dafs  bei  der  Menge  der  damals  auf  dem  Rhein  von  und 
nncb  den  Niederlanden  versendeten  Waren  der  Handel  wie 
die  Konsumenten  seit  jener  Epoche  ungefUhr  3  Millionen 
Franken  jährlicli  an  Frachtpreisen  ersparten^. 

Diese  Erscheinung  ist  allerdings  nur  zum  Teil  auf  Rech- 
nung des  Wettbewerbs  der  freien  Schiffer  untereinander  zu 
setzen;  fast  noch  mehr  wurde  er  dnrch  die  Konkurrena  der 


<  Jahresbericht  1S35  a  10-18;  1836  and  1887  8.  44-46;  1888  8.21- 

23;  18:^9  S.  30 

-  Die  Frachtlisten  aller  hi  liouteudon  Rangfahrten  um  1835  mit 
Augabe  der  Preise  für  die  Bcfürdorung  sämtlicher  Warengattungon 
fin&o  »ich  bei  Hii^^t  l.  Mmmal  für  den  Handels-  und  Schifforstiind  8.  4»5 
bis  1C-2.  Für  die  Zeit  s«  it  l>  tO  ist  «nne  Anzahl  gedruckter  FrjK  htentarife 
der  Kangfahrten  Mainz-Kotterdam,  Amsterdam  uod  Mainz-Obennain- 
städtc  in  der  Bibliothek  der  Msiazer  Handelskasim^r  zu  finden. 

>  Ygl.  Jahresbericht  1835  8.  13. 
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einzelnen  Rangfahrten  und  Linien  der  verschiedenen  Plätze 
verursacht,  die  diircli  Hilliprkoit  die  Versender  rti  sich  zu 
locken  suchten.  Die  HaiidelsvorsUiiide  drangen  alierortä  immer 
wieder  auf  Revision  der  vereinbarten  Tarife,  um  ihren  be- 
nachbarten Rivalen  dadurch  einen  Vorsprung  abzugewinnen, 
so  dafs  während  längerer  Zeit  geradezu  ein  Wettlauf  in  Ver- 
billigung  der  Frachten  entstand^,  dem  die  MaiDser  Kanuner 
ecbliefiilich  dadurch  die  Spitze  bot,  dala  sie  für  1884  und  die 
folgenden  Jahre  Verträge  mit  der  Klausel  abschlors,  es  eoUe 
künftig  jede  Änderung  der  Tarife  im  direkten  Verkehr  zwi- 
schen oner-  und  niederrheinischen  Häfen  olme  weiteres  eine 
entsprechende  Ermäi'sigung  der  Frachten  für  Mainz  nach  sich 
ziehen  ^. 

Eine  lebhafte  Bewej^^ung^  war  seit  1831  in  den  rheinischen 
•Städten  entstanden,  die  nicht  sowohl  daiaut  zielte,  die  neu- 
geschaffene Freiheit  durch  Vereinbarungen  wieder  zu  be- 
schränken und  den  Schiffern  ihre  bisherige  Domäne  zu  sichern^ 
als  mit  Hilfe  von  Verträgen,  vermittelst  JEhmäfsigong  der  Ter- 
Bchiedenen  Gebühren»  den  Warenzug  an  die  heimischen  II  Ifen 
zu  fesseln.  Es  war  ein  erbitterter  Kamnf,  den  vor  allem  Köln, 
Mainz  und  Mannlieim  um  die  Handelsherrschaft  am  Ivhein 
führten.  Dals  Mainz  in  demselben  mehr  und  mehr  unterlagt, 
daf«*  es  au^s  seiner  herv^orrj^^euden  Stellung  verdrängt  ward,  ist 
niclit  durch  Thatlosigkeit  seiner  Bürger  verschuldet.  L>ie 
beiden  anderen  Städte  hatten  den  Sieg  neben  der  günstigen 
geographischen  Lage,  die  sie  zu  natürlichen  Stapelplätzen 
machte,  in  hohem  Mafse  der  warmen  Förderung  durch  die 
preufsiscbe  und  badische  Regierung  zu  danken,  die  in  den 
nächsten  Jahren  alles  daran  setzten,  um  die  £ntwidLlttng 

1  Vgl.  beispielsweise  Eingabe  au  die  Mainzer  Uaudeldkammex  vom 
29.  Aurnst  18337  (A.  d.  M.  UTK.  S  5802 ) 

*  vpl.  Scliifiben  der  Handeiskarnninr  an  die  Grofnli.  Provinzial* 
regicrung  für  Kheinhcsson  vom  14.  Fobniar  1884.  (A.  d.  M.  II.K. 
5Uü9.j  Siehe  auch  Haudulskamiiirr  zu  Mainz  S.  49.  Umgekehrt  eut- 
ielt  noch  der  Bcurtvertrag  für  dif  Fahrten  Mainz-Arnnterdam  vom 
24.  Dezember  1832  die  Kbuisel,  (Inf-  die  Mainzer  IlandelskaDimer  sich 
verbindlich  mache,  „Vorteile,  die  küuftig  den  zwischen  Amsterdam  und 
Mannheim  fahrenden  Schiffeiti  hlnsichtuch  der  fVacht  tu  ttsll  wHiden, 
auch  die  in  der  Beurt  zwischen  Amsterdam  und  Mainz  angestellten 
Schiffer  geniefsen  za  lassen**.  (Akten  der  Mainzer  HandelskAmmer 
§  5560.) 

'  Einen  Teil  der  Gründe  fnr  den  Rückgang  des  Mainzer  Handels 
und  Verkehrs  Wiihrend  dieser  Periode  ist  sehr  oneuhfirzig  dargelegt  im 
„Bericht  an  die  Notabein  des  HandeUdtandea  vom  22.  Januar  1834^ 
(A.  d.  M.  HJC.  §  5940.)  Natdrlieh  tauchten  von  Zeit  au  Zeit  immer 
wieder  Vorschläge  auf,  w<!lche  die  Rückkehr  zu  den  glücklich  über- 
wundenen Zwangsniafsregeln  im  Verlade?)  nvj]  Faliren  naeh  Mr«frli(  !ik>  it 
erstrebten.  Vgl.  bci^^pielsweise  den  eliaiukttri.Hti.Hchen  „l^iaii,  uach 
welchem  die  Schiffahrt  in  Mains  ZU  leiten  sein  dfirfte"  vom  4.  Oktober 
1836.  (A.  d.  M.  H.K.  §  7299.) 
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ihrer  groDsan  Hafenplätze  zu  Mittelpanktea  des  rheinischen 

Verkehrslebens  au  erleichtern. 

Trotz  der  ermitfsigten  Frachtpreise  werden  Klagen  der 
für  die  neuen  Rangordnungen  gewonnenen  Schiffer  lang  nicht  so 
oft  laut,  wie  dies  bei  den  Teilnehmern  der  alten  Reihefahrten 
der  Fall  war.  Die  zunehmende  Häutigkeit  und  iStetigkeit  der 
To  Urea  scheint  den  Ausfall  der  einzelnen  Reisen  beglieheu  zu 
haben.  Bei  allen  Interessenten  erfreuten  sich  die  Beurten 
steigender  Beliebtheit,  so  dafs  man  sie  dem  Bedttr&is  des 
Handels  entsprechend  noch  zu  vennehren  trachtete  und  neue 
Linien,  z.  B.  zwischen  Strafshurg  und  Köln,  einzurichten  suchte^. 
Ja  man  fafste  sogar  den  ktlhnen  Plan,  regelmnfsige  Fahrten 
zwischen  Köln  und  überseeischen  Häfen  aurclizuftihren.  Es 
bildete  eicli  7U  dem  Zweck  in  Köln  eine  (iesellschaft  zur  Be- 
schaffung von  vier,  zur  Flufs-  und  Seeschiffahrt  geeigneten 
Fahrzeugen,  welche  bei  einer  Tragfähigkeit  von  etwa  100 
Lasten  (4000  Ceutnern)  nur  zwischen  sechs  und  sieben  Fufs 
tief  gehen  sollten.  Das  erste  an  Duisburg  erbaute^  am  29.  Juli 
1837  vom  Stap<'l  gelassene  Schiff  dieser  Art,  eine  bekupferte 
Schonerbrigg,  der  „Rhein*^  genannt,  trat  im  August  1837  zu 
Köln  in  Ladung  und  ging  von  dort  nach  London  weiter'. 
Das  Unternehmen  hatte  aber  nicht  den  gewünschten  Fortgang. 
ZwiscIifMi  drn  Veranstaltern  und  den  Darleihern  des  Oeldes 
zum  Bau  der  Schitl'e  brachen  Streitigkeiten  aus,  welche  die 
Beschlagnahme  des  „l\hein"  herbeiführten  und  weiteren  Ver- 
suchen entgegenwirkten.  Ein  anderes  Schiff',  der  „Verein"", 
wurde  dann  nach  New- York  abgefertigt*.  Auch  die  folgenden 
Jahre  brachten  nicht  den  gehofften  Erfolg.   1839  war  der 


nicht  einmal  un beladen  hätte  fahren  Können  ^  Bei  diesen 
Mifsgeschicken  und  dem  Mangel  genügender  Unterstützung 
von  Interessenten  blieb  nichts  anderes  übrig,  als  die  projek- 
tierte Segelschi fl'ahrt  von  Köln  nach  übers«^eischen  Häfen  vor- 
erst wieder  einzu.stellen Neue  Versuche  zur  Einführung  der 
Rheinseeschiif.ilirt  durcii  die  kölnische  Dnmpfschleppschiffahrts- 
Gesellschatt,  welche  die  preufsische  Regierung  durch  Aus- 
rttstungsprämien  unterstützte,  hatten  zunächst  einen  gewissen 
Erfolg.  Seit  1845  fuhr  die  ^Hoffnung*^,  der  sich  später  noch 
der  „Fortschritt"  zugesellte,  von  Köln  nach  den  Hafenplfttzen 
Englands,  der  Nord-  und  Ostsee,  ja  sogar  nach  den  Stationen 


^  Vgl.  Jahresbericht  1841 S.  7;  van  der  Borght,  Die  Rheinsee' 

echiiffahrt  S  11. 

-  Vgl.  Jahresbericht  1836  und  lNi7  S.  H4,  ?.5.  Über  die  Vcrdien.ste 
Fritz  Hftrkorta  um  die  Rheinseeschiffahrt  vgl.  van  der  Borght  a.a.O. 
8.  11,  12  Anm.  1. 

•  Vgl.  .lahrcsbericht  18:^8  S.  15. 

*  Vgl  Jahresbericht  \m  S.  21. 
>  Vgl  Jahresbericht  1840  S.  7. 
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Kordamerikas*.  Aber  Dach  wenigen  Jahren  warf  rlieser  Be- 
trieb wie  der  frühere  nennenswerte  Einnahmen  nicht  mehr  ab. 
Die  beiden  Hh  ein  Seeschiffe  nabmon  bald  keine  „Rhein- 
ladungen" melir  auf*.  Im  Jahre  1854  wird  der  „Fortschritt" 
nach  England  verkauft  und  auch  über  Flufsreisen  der  „Hoff- 
nung" wird  nichts  mehr  berichtet*.  Dem  Gedanken  der 
RheinBeeschiffahri  ist  man  seitdem  erst  wieder  in  der  zweiten 
Hälfte  der  70er  Jahre  nähergetreten  ^ 

Die  Segelrangfahrten  wären  zweifelsohne  auf  dem  eigent- 
lichen Rheinstrom  noch  lange  mit  Kntzen  fortgcffthrt  woraen, 
wenn  ihnen  nicht  technische  Neaemngen  den  Vorrang  ab- 
gelaufen hätten. 

Die  Beurten  boten  an  Schnelb'<^ke?t  alles,  was  man  mit 
den  damaligen  Mitteln  erreichen  konnte.  Aber  ihr  Forttrang 
litt  unter  demselben  Mifsstand^  der  aller  SegelscLitiaiirt  auf 
Flüssen  Schwierigkeit  bmitet;  sie  waren  bei  der  starken 
Strömung  und  dem  oft  wechselnden,  schwachen  Wind  für  die 
-  Bergfahrten  fast  ausschliefslich  auf  den  Leinzug  angewiesen, 
der  jeder  weitgehenden  Beschleunigung  eine  natürliche  Grenze 
setzte.  Es  wurde  daher  als  bedeutsame  Verbesserung  begrüfst, 
dnfs  mnn  unter  Konkurrenz  der  D  irtipfschiffahrt  die  Einrich- 
tung trat",  streckenweise  Relais  aut/u-tellen,  an  denen  stets 
frische  Pferde  für  die  Weiterreise  zur  Verfügung  standen''. 
Damit  wurde  man  des  Übelstandes  enthoben,  die  Zugtiere  iur 
weite  Entfernungen  mieten  und  sich  dann  an  gewissen  Stationen 
neue  Pferde  beschaffen  zu  mttssen,  was  nicht  nur  Zeitverlust 
durch  häufiges  Einkehren  und  Ausruhen  der  Pferde  mit  ihren 
Treibern  wahrend  der  Fahrt,  sondern  auch  langen  Aufenthalt 
an  den  Wechsel  punkten  des  Vorspanns  verursachte,  da  es 
dorten  öfters  an  Ersatzkräften  mangelte,  oder  zu  hohe  Preise 
für  solche  gefordert  wurden*.  Mufstcn  doch  vielfach,  nach 
langer  Stockung  der  Bergreisen,  Schiffer,  die  von  IloH.ind 
nach  den  oberrheinischen  Häfen  wollten,  8 — 10  Tage  aus 
Mangel  an  Pferden  zu  Köln  liegen  bleiben,  andere  d<n\  Lohn 
um  mehr  als  die  Hälfte  erhöhen,  ja  es  wurde  mitunter  für 
vorteilhaft  erachtet,  Schiffspferde  mit  den  Dampftchiffen  zu- 
rückkehren zu  lassen. 

Uni  diesen  Übelständen  abzuhelfen,  griff  die  Verwaltung 
der  Kolner  Rangfahrten  1836  die  in  den  awanziger  Jahren  am 

'  Vgl.  Jahresbericht  1845  S.  9;  8.  6,  7;  1847  S.  7;  184^  S.  5; 
1849  S.  5;  1850  S.  11;  1851  8.8;  1852  S.  VU;  Meidinger,  Der  Kheio, 
S.  64,  65, 

2  Vgl.  .Tahresbcricht  185:3  S.  11. 

*  Vgl.  Jahresbericht  1854  S.  9.  Danach  ist  die  Angabe  bei  Fan 
der  Borght  (die  wirtschaftliclie  Bedeutmig  der  Rheinsees^ffäbrt  S.  12 

und  Anm.  21  ^ii  horichtigen. 

*  Vcl.  Vau  der  iiorght  a.  a.  O.  S.  12  ff. 
»  Vgl.  oben  S.  218. 

*  Vgl.  Jahiesbericht  1836  und  1887  S.  85->87. 
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Niederrhein  gemachten  Versuche  mit  Anlegung  von  Relais 
wioflor  ;mf  und  setzte  (Ion  Preis  dersellx^i  für  das  ganze  Jalir 
in  billiger  Weise  fest.  Aul'  dem  Mittelrliein  zwischen  Köln 
und  Mainz  wurde  dadurch  die  Fahrzeit  bedeutend  verkürzt, 
da  es  den  Beurten  auf  diese  Weise  nie ,  wie  allen  andern 
Schiffen,  au  Pferden  maugelte*.  Weniger  Erfolg  hatten  die 
nett6D  Veranataltiitigeii  am  NiederrheiD,  wo  Umstände  halber, 
s.  B.  wßgen  geringerer  Zahl  der  in  Betradit  kommenden 
Schiflfe,  nicht  so  häufige  Umspannimgen  angelegt  werden 
konnten.  In  Holland  gar  durfte  man  nur  auf  den  wenigsten 
Strecken  an  ihre  Einführung  denken,  da  es  dort  namentlich 
längs  der  Waal  durchaus  an  brauchbaren  Leinpfaden  mangelte 
und  daher  die  Schiffe  ganz  auf  'lie  Verwendung  ihrer  Takelage 
angewiesen  blieben.  Man  mulste  deshalb  auf  ein  auderes  Aus- 
hilfsmittel sinnen,  wenn  man  den  Fortgang  der  Schiffe  be- 
schleunigen wollte,  und  es  wurde  in  der  That  früh  gefunden. 

Die  Dampfschiffahrt  hatte  sich  auf  dem  Eheine  seit  1827 
mehr  und  mehr  fUr  den  Personen-  und  Nachrichtenverkehr, 
sowie  Air  die  Beförderung  eilender  Waren  bewährt  und  ein- 
gebürgert. Es  war  in  der  ersten  Zeit  niemandem  eingefallen^ 
sie  für  den  Transport  des  ganzen  Güterzugs  ausnützen  zu 
wollen.  Dies  konnte  auch,  solange  das  Maschinenschiff  selbst 
Transj)()rttrager  war,  nicht  recht  lohnend  erscheinen.  Allein 
schon  1829  tauchte  die  Idee  auf,  Lastkahne  statt  durch  die 
Leinpferde  vermittelst  der  Dampfschiffe  bergauf  schleppen  zu 
lassen.  Die  niederländische  Dampfschifikbrtemellschalt  Uefa 
das  bis  dahin  gewaltigste  Schiff,  den  ,,HerkuTee'*  bauen,  der 
sich  im  Sommer  18^  aum  ersten  Male  in  Bewegung  setzte  und 
bestimmt  war,  ein  anderes  Boot  ohne  MascbinCi  die  ^Agrippina**, 
welche  Reisende  und  Waren  laden  sollte,  anauhängen^.  Da 
die  Versuche,  die  „Af^rfppina"  im  Schlepptau  zu  führen,  bei 
der  Grr>fse  beider  Fahrzeuj^e  nicht  reclit  «gelingen  wollten, 
wurden  am  „Herkules"'  einige  Veränderungen  vorgenommen, 
damit  er  selbst  etwa  2000  Centner  Waren  laden  und  dabei 
noch  4 — G  der  gewöhnlichen  Segelschiffe  anhängen 
konnte^  die  er  bis  Emmerich  oder  selbst  bis  Düsseldorf  rhein- 
aufwttrts  führte.  Als  der  Dienst  sich  hinsichtlich  der  Be- 
schleunigung der  Transporte  vorzüglich  bewährte,  aber  für  die 
Gesellschaft  keinen  Gewinn  abwarf,  entschlofs  sich  die  nieder- 
ländische Regierung,  ihn  durch  Zuschüsse  zu  unterstützen®, 
worauf  die  Unternehmer  an  Vermehrung  ihrer  Schleppdampfer 
denken  konnten. 

In  den  nächsten  Jahren  wurden  von  Holland  aus  die 


1  Vgl.  Jahresbericht  1886  und  18S7  S.  86,  37;  1838  S.  16;  1889 

S.  23. 

«  Vgl.  Hermau,  Adrefsbuch  1830  S,  93. 
>  Vgl.  Jahresbericht  1840  S.  7. 
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BangschiiFe  meist  durch  Dampfboote  bis  Lobith  geschleppt  ^ 

Dies  System  bürgerte  sich  bald  vollkommen  ein ,  so  dals  die 
neuen  Beurtvprträge  zwischen  den  nicderl.nndisclifn  u?k1  rlioi- 
nischen  Sta  lten  in  Rücksicht  darauf  eine  besondere  Klausel 
aufnahmen,  die  verlangte,  dafs  die  Schiffer,  wenn  niedriger 
Wasserbtand  aut  dem  Lek  sie  nötige,  die  VVaai  zu  befahren, 
sieh  der  DamplBchleppachiffe  bh  Mdienea  hätten  und  daftr 
eine  Vei^tung  von  etwa  15  Centimen  pro  Oentner  ansprechen 
dttrflen,  solange  der  Schlepplohn  von  der  holländischen  Re- 
gierung nicht  ermäfsigt  werde  2. 

Die  niederländische  Dampfschiffahrtsge.sellschaft'  hatte  bis 
Ende  1837  schon  zwei  grofse  Schleppschiffe,  den  bereits  ge- 
nannten „Herkules"  mit  200  Pferdekrütten  und  den  „Simson" 
mit  100  rferdekräften  in  Dienst,  und  vermochte  ai!rsord<^m 
noch  ein  Reserveschiff  von  60  PferdekrUften,  die  „Stadt  Arn- 
lieim",  mit  Schleppen  von  Fahrzeugen  zu  beschäftigen.  Es 
war  klar,  dafs  sie  nach  diesen  gfinstigen  Resaltaten  versuchen 
wollte,  die  Schleppreisen  nunmenr  auch  weiter  rheinanfwftrts 
auszudehnen.  Zunächst  wurde'  der  ^Herkules",  so  oft  der 
Wasserstand  es  erlaubte,  zum  Schleppen  der  Segelschiffe  bis 
Köln  benutzt.  Weitere  Versuche  zum  Schleppen  auf  der 
Strecke  zwischen  Köln  und  Mainz  hatten  zwar  nicht  den  er- 
warteten Erfolg,  schienen  aber  docli  die  Ausführbarkeit  bei 
stärkerer  ^laschiuenkraft  und  günstigeren  WasserverhältDissen 
zu  prophezeien*. 

£nr  1838  wurde  dann  statt  des  seither  benutzten  Reserve- 
schiffs das  bedeutend  stärkere  Schleppschiff  der  „Rhein*  ein- 
gestellt. Trotzdem  blieb  die  Thfttigkeit  der  Gesellschaft  noch 
immer  hauptsächlich  auf  die  niederländische  Stromstrecke 
bis  Lobith  oder  Emmerich  beschränkt,  wo  in  diesem  Jahre 
insgesamt  55  Segelschiffe  gegen  33  anno  1837  zu  Berg  geführt 
wurden.  Kine  erneute  Fahrt  bis  Köln  vermochte  das  allgemeiDe 


^  Den  Beurtscliiffern  wurden  mit  rtonchniigiiup  der  niederländischen 
KegieruDg  vielfach  ermärsiffte  Schlepplöhnc  zugebilligt.  BeispielswfM'«^ 
wurde  18)33  den  zu  dem  Mainzer  KÄngvercin  gehörigen  Schiffern,  im 
Falle  dafs  dieselhen  sich  alle  bei  den  Dampfschleppern  abonnieren 
würde  n,  ein  Abzug  von  öO^/o  des  gev  -ihnHchcn  Schlepplohns  bewilligt, 
statt  des    für    die   einzelnen   abonui<;rten   liangschiffer   »eithex  xo- 

feetandenen  Absag«  von  «^<^/e.  Weiter  sollten  Schiffe  des  gensnntn 
t  ri  Ins,  sol-'iiif,'«'  iliro  Laduiip;  '  n  Lnst  fT>ast  —  c.  2''«  t)  oder  weniger 
betrug,  von  Lühith  nach  Kotterdam  für  die  feste  Sinninp  von  50  fl.  ge- 
schleppt werden  kouueii.  In  diesem  1  alle  waren  für  jede  weitere  Liut 
11.  1,50  zu  cntricliten.  Vgl.  ein  Schreiben  BOntgeoa  yom  28.  April  1648 
A.  d.  M.  H.K.  (i^S  •'i718,  0612). 

*  Vgl.  die  Bemerkungen  zu  den  Tarifen  bei  Hügel,  Manu«!  für 
den  Handels-  and  »chifferstand  S.  57,  h\$,  60,  66,  87. 

»  Vgl.  Jahresbericht  Is.tG  und  18H7  S  88,  39. 

*  Vgl.  Jahrosbericht  und  ]<VJ  S.  37.  Nach  diesen  Angaben 
ist  Borg!  u 8,  Gcschiclitc  de«  Mauulitimer  Gctrcidehaudcls  S.  10b  zu 
berichtigen. 
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Mifstrauen  nicht  völlig  zu  beseitigen  ^ .  Den  Interessenten  erachien 

der  Schlepplohn  sehr  hoch ,  während  die  Unternehmer  unter 
den  beträchtlichen  Unkosten  durch  grofsen  Kohlenverbraucli  etc. 
litten  und  Zuschüsse  zum  Betriebe  benötigten ,  die  ihnen  in 
der  That  auch  durch  die  niederländische  Regierung  andauernd 
gewahrt  wurden*. 

Auch  die  Versuehe«  die  man  1839  zur  Einftlhrung  des 
Schleppdienstes  weiter  rheinanfwürts  machte^  blieben  unbefrie- 
digend, da  die  Segelschiffer  nach  wie  vor  die  Beförderung 
durch  Leinpferde  „als  RegeP  vorzogen^.  Gerade  in  dieser 
letztgenannten  Erscheinung  lag  aber  das  Haupthindernis,  das 
sich  einer  schnellen  Einführung  der  Neuerune^  entgegenstellte. 
Solange  man  auf  das  Schlop})en  durch  Dampfkraft  nur  Atv 
Spruch  machte,  wenn  unguii-stige  Witterungs-  oder  Leinzugs- 
verbältnisse  *  die  höheren  Kosten  desselben  relativ  gewinn- 
bringend erscheinen  liefsen,  solange  also  die  Dampföchlepperei 
des  Oflteren  anssetaen  mnlste,  konnte  sie  ihren  Untemenmem 
unmöglich  Nntzen  bringen.  Allein,  nachdem  die  Idee  sich  erst 
einmal  Bahn  gebrochen  hatte,  führte  der  Wunsch,  die  nea- 
«itdeckte  Fähigkeit  der  Dampf  boote  zinstragoTid  zu  verwerten, 
in  Gemeinschaft  mit  dem  Drängen  der  Schiffsbautechnik  und 
der  kommerziellen  Entwicklung  zu  einer  weiteren  Aus^j^estal- 
tung  dieses  Transportzweiges  seitens  der  Dampt'scliitt'ahrts- 
gesellschaften :  zum  Bau  von  eigens  nur  für  Schleppfahrten 
verwendbaren,  groisen  G Uterschiffen  aus  Eisenblech.  Damit 
brachte  man  einmal  das  in  Dampfschiffen  veranlagte  Kapital, 
das  nach  Arbeit  verlangte,  an  einer  regelrechten,  unausgesetaten 
Verwendung  im  Schleppdienst  und  hatte  anlserdem  den  Vor- 
teil, dafs  infolge  der  verminderten  lAst  des  Schiffsmaterials, 
des  geringeren  Widerstands  des  Wassers  etc.  ein  Dampfer  mit 
Leichtigkeit  zwei  Lastkähne  zu  je  10000  Centner  schleppen 
konnte ,  flor  niemals  acht  Segelschiffe  h  2500  Oentner  berg- 
aufwärts gebracht  hätte;  endlich  sparte  mau  dabei  sechs  Steuer* 


'  Y^l  .lalircsbericht  l,s:'..s  S.  16. 

2  Die  niederländische  Regicnmp:  -vurgto  »ich  damit  der  durch  die 
Akte  TOQ  Id^i  eingegangenen  Verbindlichkeit  zur  Scha£Pang  von  Lein- 
vftdea  iftium  des  Wall  m  eatsiehen.  Vgl.  Promemoria  vom  20.  Jaauar 
1835.  (ÄTd.  M.  H.K.  §  6612.) 

»Vgl.  Jahresbericht  1839  S.  23;  1840  S.  7,  8. 

*  Beispielsweise  suchte,  als  im  März  1841  infolge  des  Eingangs 
die  Leinpfade  oberhalb  Wesel  gesperrt  waren,  die  Kölner  Dampfschiff- 
falirts^08ollN('haft  dem  aiigenbHcklH  lit  ii  Bedürfnisse  dadurch  abzuhelfen, 
dafs  sie  bereitwillig  40  aufgehaltene  Fahrzeuge  mit  148985  Ctr.  Ladung 
durch  ihre  Schiffe  bis  nach  Bingen  schleppen  liefs.  Im  Dezember  des 
nämlichen  Jahres  bestimmte  sie  mit  Bücksicht  auf  die  eingetretene 
Übersclnvnmmitijg  zwei  Dampfsi  hiffn  zum  Sclil'  ppen  der  Fahrzeuge  von 
Emmerich  nach  Köln;  es  wurden  j» doch  nur  2  Fahrzeuj^e  geschleppt, 
da  die  Überschwemmung  aufhörte  und  die  Kosten  für  die  Schiffe  zu 
hoch  waren.  VgL  Jahresbericht  1841  &  7,  8;  1844  &  16. 
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miinner  und  eine  Anzahl  Matrosen,  was  cmen  indirekten  Gewinn 
von  etwa  2000  Thalern  jährlich  ausmachte'.  Dafs  die  eisernen 
Koloöäe  den  schärfsten  Konkurrcnzkainpf  mit  der  Segelschiff- 
fahrt ausfechten  würden,  konnte  die  Gesellschaften!  die  fast 
ausschliefslich  aus  Eaafleuten  bestandeD,  bei  denen  somit  die 
Interessen  als  Aktionftre  nnd  Ghrolshändler  In  gleicher  Ricktang 
wirkten,  von  der  VerwirkUchnng  dieser  Gedanken  nicht  ab- 
schrecken. Ja  ein  vollständiges  Verdrängen  der  Segler  konnte 
diesen  Reedereien  nur  nutzbringend  erscheinen. 

Wieder  war  es  die  niederländische  Dampfschiffahrtsgesell- 
schaft;  die  bahnbrechend  rorpfHii-'"  nnrl  zuerst  im  Jahre  1S41 
einen  ^eigenien  Lichterknhn''  .uit  drn  Sirom  brachte-,  der  init 
einer  Länge  von  180,  einer  Breite  von  24  und  einer  Höbe 
von  11  en^l.  Fufs  mit  4880  Contner  beladen  3^'4  Fufs  imt 
ging.  In  Zeit  von  38  IStuuden  wurde  er  durch  einen  liemurqueur 
am  27.  Desember  1841*  yon  Rotfctt^am  nach  KOln  geschleppt. 
Im  selben  Jahre  hatte  sich  in  Köln  unterm  6.  Mai^  eine 
^Schlepp-Dani])fschiffahrt8-Aktiengesellschaft'*  gebildet,  die  sich 
aus  der  bereits  bestehenden  „Preufsischen  Rheindampfschtff* 
fahrtsgesellschaft"  losschälte.  Auch  in  Mainz  wurden  Vor- 
bereitunp;en  zur  Errichtung  eines  ähnliehen  Unternehmens 
getroffen^,  das  mit  dem  1.  Januar  1842  ins  Leben  treten 
sollte®.  Während  die  Kölner  den  Dienst  für  den  Uiiterrhein 
übernehmen  wollten ,  verfolgte  die  Mainzer  Gesellschaft,  für 
die  ein  Aktienkapital  von  200000  Gulden  im  24  Guldenfufs  vor- 
gesehen war^  den  ausgesprochenen  Zweck,  den  Transport  von 
Gutem  besonders  auf  dem  Oberrhein  mittelst  Schleppdampf* 
schiffen  besser  zu  organisieren  und  zu  befördern,  entweder  dunJi 
zweckmäfsige  Übereinkunft  mit  den  den  Rhein  befahrenden 
Schiffern  oder  durch  Anschaffung  eigener  Qüterschiffe  ^. 

Innerhalb  ler  nächsten  Jahre  entwickelte  sich  die  mit 
Energie  angebahnte  Dampfschleppschiffahrt  auf  das  glück- 


'  Vgl.  Borg! US,  Geschichte  des  Mannheimer  GetreidehandeU 
Seite  109. 

*  V/^l.  Jiihresbfriclit  184;^  S.  7  Anm.  (zur  Berichtigunp:  von  Jahres- 
bericht 1642  6)  und  1844  S.  16.  ßorgius  a.  a.  0.8.  lO'J  bringt  irr- 
tümlich das  (alech«  Datum,  wie  es  im  Jattresbericht  1842  angegeben  isL 

»  .Tahr.'sbcriclit  1841  S.  8. 

*  Horgius  (a.  a.  O.  S  100)  der  fabchh'ch  dvn  26.  Juli  l84'J  nennt, 
verwecliöölt  den  Tag  des  Bctriebsanfang^  mit  dem  der  Gründuuj^  der 
Gesellschaft. 

«  Vgl.  .lalirp^hcricht  1841  S,  7. 

^  An  ihrer  Gründung  waren  hervorragend  beteiligt:  Anton  Ho- 
mann,  Job.  Jacob  D'Ayis  «sd  Job.  Ad.  Heioelbeiffer.  Akten  db«r 
Handel  und  Verkehrswesen  O.  127  and  Rbeinsehiffabrtsakten  1842—44 

M.St.A. 

'  Vgl.  Statuten  zu  der  unter  der  Firma  Mainzer  Schlepp-Dampf- 
ochiffahrts- Verein  za  emcbtenden  AktiengeseUschaft  in  Akten  aber 
Handel  und  Verkehrswesen  G.  127  M.St.A. 
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Heilste*.  Die  Rotterdamer  (niederländische)  Aktiengesellsckaft 
setzte  mit  den  eisernen  Lastkähnen  ihre  Fahrten  bis  Mann- 
heim fort  und  brac  hte  auf  diese  Weise  160154  Centner  Waren 
aus  Holland.  iSeit  dem  26.  Juli  1842  trat  daxu  noch  die 
Kölner  DampfschleppgeselUchaft  mit  ihren  Fahrten  nach 
Rotterdam,  Amsterdam  and  zurück  in  Thätigkeit  und  konnte 
bis  zum  Schlufs  des  Jahres  insgesamt  141000  Centner  nach 
Köln  verbringen.  Auch  waren  die  Vorbereitungen  der  Mainzer 
Gesellschaft  80  weit  gediehen,  dafs  diese  gegen  finde  1842 
mittelst  eines  in  England  gehauten  Schiffes,  dessen  Maschine 
aber  durch  eine  Nioderbronner  Fabrik  geliefert  war,  den  ge- 
planten Schleppdienst  nach  Strafsburg  beginnen  konnte*. 

In  dieser  Einführung  der  Dampfschlepper  mit  angehängten 
eibcrnen  RuiiüCHj  die  i'egelmälsig  uen  ganzen  Uheinstrom  von 
den  holländischen  Häfen  bis  nach  Strafsburg  besuchten,  war 
den  alten  Rangfahrern  ein  ge^hrlicher  Rivale  erwachsen» 
Hatten  sie  die  Dampfschiffe  als  Helfer  und  Förderer  tot- 
schmäht  I  sie  nur  in  äufserstcn  Notfällen  in  Anspruch  ge- 
nommen, so  sollten  sie  dieselbeii  nun  in  ihrer  eigensten 
Dom.tne,  dem  Warentransport,  als  Gegner  kennen  lernen. 
Eine  merkliche  Minderung  der  Frachtpreise  war  die  nächste 
Folgt'  der  neuen  Konkurrenz*.  Das  anfUngliche  Gefiihl  der 
Überlegenheit,  welches  die  Beurtleute  gezeigt  hatten,  wandelte 
sich  schnell   in  eine  Mischung  von  Angst  und  liais,   die  sich 

durch  Feindseligkeiten  in  Wort  und  Schrift  Luft  machte.  Wie 
die  Beförderung  durch  Dampfkraft  bereits  frtther  den  Per- 
sonen- und  Stückgutverkehr  mehr  und  mehr  an  sich  genssen 
hatte,  so,  fürchtete  man,  werde  sie  nunmehr  auch  im  Kampf 

um  die  Sammelladungen  die  Oberhand  gewinnen.  Wenn  auch 
die  meisten  Bourtfahrtf^n  zunächst  noch  bestehen  konnten,  so 
wurde  doch  bereits  lb43*  beispielsweise  der  Mainz-Ludwigs- 
hafener  Rangfahrtsvertrag  dahin  abgeändert,  dafs  gleichwie 
durch  die  Dauipfbootc  zur  Beförderung  von  Personen  und 
Sachen,  auch  durch  die  Schleppdampfboote  Güterverladungen 
geschehen  durften.  Die  Rangfahrt  zwischen  Mainz  und  Leo- 
poldshafen mit  Segelschiffen  ging  sogar  völlig  ein,  da  die 
Schiffahrt skommission  zu  Knielingen  mit  dem  Mainzer  Schlepp- 
dampfschiffahr ts  vorein  einen  Kontrakt  abgeschlossen  hatte,  ge> 
mJifs  welchem  alle  dahin  bestimmten  oder  von  dort  kommen- 
den Waren  von  der  genau nt''n  rjesellsehatt  verführt  wurden. 

Schon  im  folgenden  Jahre  ward  es  sehr  zweifelhaft,  ob 
Uberhaupt  die  Segelrangfahrten   bei   der  Ausdehnung  der 


«  Vgl.  Jahresbericht  1842  S.  f,;  1844  S.  16. 

*  Auch  in  Amsterdam  bildete  sich  zu  ähnltchem  Unternehmen  eine 
Aktiengesellschaft  (Jahresbericht  1842  S.  6). 

»  Vgl.  Jahresbericht  1842  S.  7;  1843  S.  9. 

*  Vgl.  Jahresbericht  1843  S.  7. 

PorMbnagtB  XVZII     —  Eok*rt.  17 
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Damptsclileppfahrten die  z.  B.  die  Kölner  Gesellschutt  mit 
3  Schleppbcliitfeii  und  20  eisernen  Lastkähnen  betrieb,  \n  aineiid 
fär  den  Obenrhein  zu  der  Mainzer  Qesellschaft  mit  2  Dampf- 
schiffen (Rhenus  I  und  II)  noch  die  bayrische  Dampfschlepp- 
schiffiihrtsgesellflchaft  mit  1  Dampfer  and  6  fiisenkähnen  ge- 
treten war^  sich  in  Zukunft  halten  konnten.  Kur  an  den 
wenigsten  Plätzen,  wie  in  Mannheim,  waren  die  Beurtleate 
so  vernünftig,  sich  den  neuen  Verhältnissen  anzn j.Msson  und 
die  Dampfkraft  den  eigenen  Zwecken  nutzl)ar  zu  lua chen. 
Dort  traf  man,  im  Wunsche,  der  nicderländisc-iien  Ge^eiUchaft 
und  Ludwigshafen,  der  auf blülieiideii  Konkurrenzstadt*,  die 
Spitze  zu  bieten,  den  trefflichen  Ausweg,  die  bestehende  Rang* 
scniffahrtsge nossenschaft  durch  Erbauung  eines  Schleppdampfers 
im  Februar  1843  in  eine  „Mannheimer  Dampfschleppsäiiffiahrts- 
gesellschaft'^  umzuwandeln*,  der  Kaufleute  und  gewählte  Beurt- 
schiffer  in  gleicher  Weise  und  im  gemeinsamen  Interesse  ange- 
hörten. Diese  neugegründfiteVereinigung.  die  eine  rege Thätigkeit 
entfaltete  und  bereits  1844  mit  glücklichem  Erfol.^^  oin  zweite« 
Schleppschiff  einstellen  konnte,  übernahm  die  bestchcndcu  Kang- 
fahrten,  namentlich  äoweit  sio  auf  den  Linien  Mannheim — 
Rotterdam,  Amsterdam  verkehrten.  Die  Zahl  der  in  diese 
Beurten  aufgenommenen  Schiffer  wurde  auf  30  festgesetzt  und 
zugleich  an  dem  Grundsatze  festgehalten,  dafe  nur  die  bei  der 
Mannheimer  Schleppschiffiihrt  als  Aktionäre  beteiligten  Schiffer 
den  r^elmäTsigen  Dienst  in  den  Beurten  versehen  konnten. 

Während  so  die  Mannheimer  Schiffer  in  rttlunlicher  Aus- 
nahme mit  den  Fortschritten  der  Zeit  vorangingen,  blieben 
ihre  Berufsgenossen  anderwärts  hartköpfig,  wiesen  .^-ar  <Vo  v<m 
den  Heedern  gemachten  Vorschlage  zurück  und  ^'laubien  die 
unliebsame  Konkurrenz  durch  Vermehrung,  Erweiterung^  und 
Verbilliguni^  der  Kangfahrten  vernichten  zu  können,  buat 
wie  bei  der  Mannheimer  Beurt  zugleich  mit  dem  Handels- 
stande aus  der  neuen  Einnahmequelle  zu  schöpfen,  verschmähten 
sie  jedes  Zusammenarbeiten  und  weigerten  sich  sogar  nach 
Möglichkeit,  ihre  Segelschiffe  schleppen  zu  lassen.  So  mufste 
die  Mainzer  Gesellschaft,  die  ursprünglich  auf  die  Ansehaffung 
ein^ener  Lastfahrzeuge  verzielitet  h*itto,  anstatt  den  Sehiffern, 
Avie  bei  der  Mannheimer  ßeurt,  benn  .ill mählichen  Krsatz  der 
hölzernen  SegeUchiffe*  durch  eiserne  Boote  helfen  zu  kr>nnen, 
selbst  zur  Beschaffung  solcher  Kähne  übergehen,  um  den  Wett- 
bewerb der  Vereinigungen  in  Nachbarstädten  au&zuhalten.  Ai» 


»  V^'l.  Jalirehbcncht  1844  8.  16—19. 

-  Die  frühere  „Khcinschanze''  war  1842  unter  dem  Namen 
I<udwi;;shafen  zur  Stadt  erkliirt  worden. 

3  A'gl.  zum  folgeudeii:  Jabrcsbericht  1848  S.  1844  S.  IC,  18,  19. 
Borgt  US,  Geschichte  des  Mannheimer  Gktreidehandels  S.  109^111. 

*  Vgl.  das  wahre  VerhältaiB  der  rheinischen  DampfBchleppechiÄhrt 
und  dor  •Segelschiffer  S.  7. 
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darob  sieb  mehrere  Mainzer  Beurtschiffer  namens  ihrer 
sämtlichen  Kollegen  bei  der  Bürgermeisterei  beschweren, 
müssen  sie  sich  abschlagig  bescheiden  lassen,  da  man  nicht 
höhere  und  wichtigere  Interessen  des  Handels  ihretwegen  aufs 
Spiel  setzen  könne,  die  gefährdet  seien,  wenn  der  Mainzer 
Vereiu  nicht  dem  ßeibpiel  ähnlicher  Geäellbchafteu  an  anderen 
Orlen  folget 

Bei  der  ablehnenden  Haltung  der  Segelschiffer  gegen- 
über dem  neuen  Motor  drängten  die  Gesellschaften  auf  Ver- 
mehrung der  eisernen  Lastkähne,  um  von  fi'emder  Kachfrage 
unabhängiger  zu  werden  und  dadurch  ihren  Betrieb  weiter 
ausgestalten  zu  können.  Soweit  letzteres  der  Fall  war,  konnten 
sie  den  anfänglich  hf)hen  Schlepplohn  bedeutend  herabsetzen, 
wodurch  natürlicli  der  Konkurrenzkampf  mit  den  Rangfahrern 
noch  verschUrft  wurde. 

In  dem  ungleichen  Kampf,  bei  dem  die  Verbilligung  der 
Frachtpreise'  die  furchtbarste  Waffe  blieb,  mufsten  die  Segel- 
Schiffer,  wenn  sie  hartnäckig  am  Althergebrachten  hielten,  den 
kürzeren  ziehen.  Eine  Kangfahrt  nach  der  andern  ging  der 
Auflösung  entgegen^.  In  den  Niederlanden  wurden  die  ganz 
grofscn,  altmodischen  Rheinsegelschifte  vielfach  abgebrochen 
oder  verkauft.  Die  Kölner  Rangfahrten  nach  Rotterdam  und 
Amsterdam  wurden  verdrängt,  in  Ludwigslialen  mufsten  die 
Beurth'ute  den  Betrirl»  einstellen  und  ebenso  für  die  Strecke 
Mannheim  Strafsburg  auf  ilire  Fahrten  verzichten.  Als  die 
Frachtpreise  1846,  1847  bei  der  gröfseren  Nachfrage  nach 
Schtflsgelegenheit  für  die  infolge  der  Mifsernte  verlangten 
Pruchttransporte  sich  etwas  besserten*,  stiegen  im  gleichen 
Verhältnisse  die  Kosten  der  Leinpferde,  der  Lebensmittel  u.  s.  w., 
so  dafs  die  höhere  Fracht  den  Schiffern  nicht  sehr  zu  gute  kam. 


'  Vgl.  Schrfiiben  vom  2X  Juni,  1.  Juli  1845  und  Antwort  vom 
iS.  Juli  in  Akten  über  Handel  und  Verkehr.swesen  M.St.A.  Viel 
wissen  auch  die  ^eunnuten  Akten  von  ßesclnverden  und  Klagen  zu  er- 
zählen, welche  die  Mainzer  Kari  lu  rzunft,  freilich  vergeblich,  erhob,  als 
der  Mainzer  Dampfschleppschitiahrtsverein  sich  nach  1842  zur  An- 
BchaflpQng  eigener  Lastkähne  entschlofe.  Seitdem  ging  ihr  Gewerbe 
mehr  und  mehr  zurück,  und  als  il;iim  in  späteren  .Janren  (iie  übrig 
gebliobonon  Scir^^l^shifffr  »ich  ebenfiilN  nn  ist  der  Hilfe  der  Daujpf- 
schlepper  bedienten,  mufäten  sie  ihren  Betrieb  auf  Überuahme  von 
Landfohren  beschränken.  Seit  den  letzten  JahrKehnten  des  19.  Jahr- 
hunderts ist  der  Leinziig  am  Mittrlrhrin  fmt  volUfr  verscliwundpn. 

-  Der  Mainzer  Schleppdampffichiffahrtsverein  schlofs,  wie  früher  die 
Beurtfahrer,  nlljährlich  mit  dem  Handelsstande  der  Stadt  VertrAge  ab, 
in  denen  die  Frachtsätze  jeweils  festgelegt  wurder).  (Vgl.  z.  B.  den 
Schitfahrtsv.Ttrag  vom  lO".  Mär/,  l^'-'.t  in  A.  d.  M.  ll.K.  ^  11  fUlH.)  In 
dem  Frachtentarif  sind  das  Jilieinuctroi  j^owie  Hufen-,  Kralmen-  und 
Werftgebuhren  xu  Mainz  und  sonstige  Zulagen  nicht  einbegriffen,  Kine 
Anzahl  i;>'ilrui  kt»'r  Tarife  der  Main/i  r  Si-lilc)i)»-i  li'tTilirf  :ui-  ilcn  fünf- 
ziger Jalireu  linden  sich  in  der  Bibliothek  der  MHin.:i  i  Handclskuuiiner. 

»  Vgl.  Jahresbericht  1845  S.  ö;  1846  S.  3  und  folgende  Jahrgiinge. 

«  Vgl.  Jahresbericht  1B46  S.  B;  1847  &  4. 

17* 
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Die  Dampfschle])pereien  dagegen  nahmen  immer  weiteren 
Aufschwung;  die  kölnische  Gesellschaft  konnte  innerhalb  eines 
Jahres  ihren  Malerialbest.nnd  um  1  DampfbüOt  und  6  Güter- 
schiffe vermehren,  so  dafs  sie  1845  bereits  4  Dampfer,  28 
eiserne  Schleppkähne  und  ein  Öeeschiflf  in  Dienst  hatte  ^  Auch 
die  Geschäfte  der  Mainzer  Gesellschaft  nahmen  an  Umfang 
zu  und  zeugten  von  erwfinschtem  Grethen.  Das  Gleiehe 
liefft  sich  von  den  Mannheimer  and  Ladwigshafener  Unter* 
nehmungen  berichten.  Dazu  bildete  sich  noch  die  „Frankfurter 
DampfschleppscbifiahrtsgeselUchaft*',  die  ihren  Betrieb  im  Ok- 
tober 1845  begann  und  so  rasch  aufblühte,  dafs  sie  bald  zu  den 
ersten  dieser  Unternehmungen  zu  rechnen  war.  Anfsr-rdem 
liefö  dor  Kohlenwerksbcsitzer  Matthias  Stinnes  in  Miilheini  an 
der  Kuiir  zum  Transpurte  seiner  Kohlennachen  ein  Schlepp- 
boot von  solcher  Kraft  bauen,  dafs  es  auf  einmal  zehn  Kähne 
mit  40000  Oentnem  bergwärts  bringen  konnte.  Auch  der 
Bergwerksbesitzer  Franz  Haniel  in  Ruhrort  bediente  sich  cor 
Beförderung  seiner  Kohlen  eines  eigens  dazu  gebauten  Schlepp- 
schiffes. Schliefslich  trat  in  Ruhrort  noch  eine  Gesellschaft 
zum  gleichen  Zwecke  zusammen,  die  sofort  drei  Boote  in 
Arbeit  gab,  und  wurde  im  Juli  1846  in  Dtisseldorf  die  .,Nieder- 
rheinisehe  Gesellschaft"  konzessioniert,  die  ebenfalls  ohne 
Zögern  ihren  Betrieb  eröffnete^. 

l>as  waren  Erfolge  des  Dampfmotors,  die  auch  eine  all- 
gemeine Stockung  des  Verkehrswesens,  wie  sie  das  Jahr  184S 
mit  sich  brachte,  nicht  mehr  emstlich  in  Frage  stellen  konnte. 
Ihnen  gegenüber  wufste  sich  das  ,)Gomit^  der  rheinischen 
Segelschiffer nicht  anders  zu  helfen,  als  durch  einen  auf  einer 
Generalversammlung  in  Köln  am  18.  April  zu  stände  ge- 
brachten, leidenschaftlichen  Appell®  an  die  Nationalversammlung 
nebst  Denkschrift,  worin  dieselbe  aufgefordert  wird,  in  „dem 
Kani]tf'e  des  arbeitliebenden  Mittelstandes  gegen  die  Oeld- 
aribiokratie  des  19.  Jahrhunderts  Partei  zu  ergreifen  für  die 
Arbeit  gegen  das  Kapital",  gegen  „die  schiffahrttreibenden 
Handelsleute  im  Dienste  des  Mammons".  Ja  weit  mehr,  alle 
„ Aktiengesellschaften  und  sonstige,  auf  grofse  Qeldkapitalien 
basierte  Schiffahrtsuntemehmtmgen''  sollten  untersagt,  derOttter- 
transport  auf  oder  mit  Hilfe  Ton  Dampfern  verboten,  die 
Remorqueurs  iUr  Staatseigentum  erklärt ,  ihre  Besitzer  als 
„Pfuscher"  von  der  Schiffahrt  ausgeschlossen,  und  alle  den 
Wassertransport  Retreibenden  unter  Aufhebung  der  Mainzer 
Konvention  von  1831  zu  einer  Innung  mit  HefHhi^rungäuach- 
vveis  vereinigt  werden.   Von  den  groDsen  Worten  ging  man 


'  Vpl.  JahrfsbcrMit  S.  7— IL 

^  Vgl.  .lalircsbericht  1,^4G  S.  8. 

'  Im  Autizug  wiedergegeben  bei  Borgius,  Gescbichte  des  Mann- 
heimer  Getreidehandele  S*  111. 
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za  scblimmen  Thaten  Ober.  Die  Dampfer  erlitten  an  mehreren 

Orten  bedeutende  St(1rungen  und  Angriffe  durch  Schiffszieher, 
Halfterer,  Hafenarbeiter  etc.;  ja,  es  kam  in  jener  Zeit  der  ali- 
premeinen  Aufroprung  dahin,  dafs  selbst  auf  die  DampfHrlileppcr 
geschossen  wurde,  Kapitäne  und  Steuerleute  sich  verbarri* 
kadieren  mufsten*. 

Dafs  beide  Arten  des  Widerstandes  ergebnislos  verlifsfen, 
braucht  nicht  betont  zu  werden.  Die  rheinischen  Dampfschlepp- 
«chifittlirtsaiitemobmatigen  antworteten  mit  einer  gedruckten 
Denkschrift*,  in  der  sie  nahezu  alle  erhobenen  Anschuldigungen 
als  unbegründet  zurückzuweisen  vermochten.  Wenn  auch  ihre 
Behauptung,  dafs  die  Darapfschleppschiffahrt  nicht  nachteilig  auf 
die  Wohlfahrt  des  rheinischen  Segelschifferstandes  einwirke^ 
dfifs  (]»-s<('n  Ruin  vielmehr  vom  Tage  der  Freigabe  der  Rhein- 
schitiahrt  datiere,  unbegründet  war,  konnten  sie  doch  klar  dar- 
legen, wieso  die  Kölner  Interessenten,  nachdem  mau  einmal  auf 
die  Verwendung  des  Dampfmotors  zum  Schleppdienst  verfallen 
war,  als  Gegengewicht  gegen  die  holländischen  Bestrebungen, 
zur  selbständigen  Ausnutzung  der  neuen  Erfindung  schreiten 
mufsten  und  die  Mainzer,  Mannheimer,  Ludwigshafener  Aktionäre 
gezwungen  waren,  diesem  Vorbilde  zu  folgen,  wenn  sie  den 
Güterzug  über  ihre  Häfen  nicht  zu  Gunsten  Kölns  verlieren 
wollten.  Wie  frlilior  di"  JaclitcMil«  .^itzor  es  versäumt  hätten, 
zur  Erhaltung  des  Personen-  und  Eiigütcrtrarisports  sich  um 
die  Dampfschiffe  zu  kümmern,  so  hätten  auch  die  liangfahrer, 
anstatt  sich  untereinander  oder  mit  den  Reedern  gleich  den 
Mannheimern  zu  DamptschleppschiffaiirLägesellschaften  zu  ver- 
einigen, durch  eigene  Schuld  ans  Mangel  an  Intelligenz  dem 
Fortschritt  getrotzt,  ihn  in  ihrem  Fache  so  lange  für  unmög- 
lich gehalten  und  darüber  gespottet,  bis  es  zu  spät  war.  Als 
dann  die  neuartigen  Güterkähne  erfolgreich  zur  Verwendung 
kamen,  da  behielten  sie  eigenwillig  ihre  alten  Schif^formen 
bei  und  bauten  in  derselben  W^*isie  neue,  statt  sie,  wenn  auch 
von  Holz,  nach  Seldeppkahnsform  herrichten  zu  lassen.  Gegen 
das  durch  die  (ie^<'llseii;it'ten  in  Dienst  gestellte  Material,  das 
sich  im  Kriegsfall  vorzüglicli  zu  Truppentransporten  eigne,  liofse 
.•>icii  so  wenig  etwas  rechtmäfsig  einwenden,  wie  gegen  ihr 
Geschäftsgebaren,  da  sie  aus  eigenen  Sttlcken  die  Fracht- 
preise erniedrigt  hätten  und  sich  mit  mäfsigen  Dividenden  fUr 
ihre  Aktionäre  begnügten.  Der  Bemerkung,  dafs  „die  Ftlhrer 
der  Schleppkähne  Lohnknechte  seien** ,  wollten  sie  nur  die 
Thatsache  entgegenhalten,  dafs  ihre  sämtlichen  Schiffspatrone 
gehörig  geprüfte  nn'l  ijatentierte  Fahrer  seien,  die  einen  jähr- 
lichen Gebalt  von  üOO  Ü.,  freie  Wohnung,  Bett,  Licht  und 


^  Das  wahre  Verhältnis  der  rheinischen  Dampfschleppschittahrt 
und  der  Segelschiffer.  Frankfart  am  Main  (G.  KFebs-Schmltt)  1848. 


Digitized  by  Google 


262 


xvm  5 


Brand  bezögen,  die  mit  ihren  Matrosen,  welche  denselben  Lohn 
wie  die  der  Segelschiffer  erhielten,  ein  ihrem  Stande  ange> 
gemessenem,  anständiges  Auskommen  hätten,  mit  dem  sie  ihre 
Lebenslialtung,  ohne  den  U'echselfällen  eiiif-s  gewerblichen  Ver 
lustes  ausgesetzt  zu  sein,  in  einer  höchst  clirenvoUen  WeiJie 
tViliren  könnten.  Der  vorgeschlagene  Innungsverband  schliefs- 
lich  müsse  als  ganz  tiberflüssig  betrachtet  werden,  da  er  auf 
weiter  nichts  absiele,  als  die  Schifferrechte  bei  wenigen  zttnftigen 
Familien  fortzupflanzen.  Der  einzige  Vorteil,  den  eine  Zunft 
bieten  könne,  der  Nachwei.s  der  persönlichen  Beftthigung  zur 
Vermeidung  der  Pfuscherei,  sei  durch  die  Behörden  auch  ohne- 
dies gewährleistet,  da  beispielsweise  in  Rheinpreufsen  streng 
auf  Beachtung  der  Vorschriften  über  Untersuchung  der  Fahr- 
zeuge, Prüfung  der  Führer  von  Lastkähnen  und  Dampfern, 
Wahl  der  Mascfuneinvärter  u.  dergl.  gehalten  werde. 

'  Wenn  man  dies  alles  erwäge,  mUsse  man  sagen,  dal'^s  der 
Kampf  der  Segelschifi'er  gegen  die  Anwendung  der  Dampf- 
kraft bei  den  Schiffen  auf  dem  nitmlichen  Grundsatz  beruhe^ 
den  die  Verblendung  unzählige  Male  wieder  anwenden  werde^ 
wenn  sie  dem  unbrauchbaren  Alten  den  Sieg  zu  verschaflen 
meine  Uber  das  bessere  Neue.  „Es  ist  der  Kampf  der  alten 
Burgen  mit  ihren  Mannen  und  Schwertern  gegen  das  Pulver, 
der  Schreiber  gegen  die  Huchdruckereien,  der  Handarbeitf^r^cir*^n. 
die  Maschinen".  .  .  ^ Die  Vervollkommnung  des  menschlichen 
Geschlechts  ist  dadurcli  bedingt,  dafs  die  willkürliche  Satzung 
nicht  dem  Fortschritt  des  Geistes  sich  entgegenstemme.  Die 
Weltordnung  will  weder  Stillstand  noch  Rückschritt,  Geeen 
die  Verblendung,  gegen  die  Beschränktheit,  gegen  die  An- 
mafsung,  die  uns  bedrohen —  berufen  wir  uns  auf  die  Rechte 
der  Freiheit}  der  liatelligens,  des  Fortschritts,  der  steten  Ver- 
Tollkommnung !" 

Das  war  etwas  tiberseliwänglich  und  kühn  pesproch^n. 
aber  docli  im  wesentliclien  der  Sachlage  entsprechend.  Die 
grofsen  Verdienste  der  Rheindampfschiffahrt  um  die  Vermehrung 
des  Verkehrs  und  die  Belebung  der  Verbindungen  auf  dem 
Flui'ti  wurden  bald  allgemein  anerkannt.  Schon  die  einfache 
Thatsacbe,  dafs  die  Beurtschiffer  von  Amsterdam  bis  Köln  zu 
einer  Bergreise  14—30,  Yon  Rotterdam  bis  Köln  10—20  Tage 
brauchten',  während  die  Schleppschiffe  bei  mäfsigen  Pn-isen 
von  Amsterdam  bis  Köln  5—8,  von  Rotterdam  nur  S — 5  Tage 
benötigten,  mufste  jedem  Un})efangenen  die  Augen  über  die 
Vorzüge  dieser  Befördenin^'-sart  öffnen. 

Auf  der  anderen  »Seite  Üels  ^ich  nicht  leugr;<  n  ,  dafs  die 
Danipfschiftahrt  den  Segelschiffen,  namentlicli  dem  kleineren 
Schilierbtand  schweren  Kachteil  brachte.  Line  Masse  von  Fa- 
milien, die  bisher  von  den  Segelschiffern  ihre  Beschäftigung 


1  Vgl.  Heidinger,  Der  Bhein  S.  60,  67. 


Digitized  by  Google 


xvm  B. 


263 


und  Brot  erhielten ,  ging  der  Verarmuiig  entgegen,  während 
die  neuen  Unternehmungea  durcli  ihr  Tereintes  Kapital  blühten 
und  mit  jedem  Jahre  zunahmen.  Wenn  die  Dampfschiffahrt 
auf  dem  Kheino  auch  einige  Tausend  Menschen  beschäftigte, 
wenn  aiidi  für  jeden  Dampfer  durchschnittlich  15  Mann,  für 
die  Renu)rqueur8  20,  die  SohlepjjkalnieH  Leute  verlangt  wurden*, 
80  konnten  doch  nicht  alle  Schiffer,  die  es  wünschten  und  ver- 
dienten, unterkommen.  Für  die  selbständigen  Meister  war  ee 
sudem  sehr  schwer,  in  Alteren  Jahren  nochmals  den  Beraf  za 
wechseln,  zu  lernen,  auf  die  freie  Verfügung  über  ihre  Person 
XU  verzichten  und  sich  in  das  Getriebe  eines  gröfseren  Ganzen 
einzuarbeiten.  Nach  der  persönlichen  Seite  erscheint  die  Ver- 
keil Änderung,  wie  die  meisten  «rrofsartigen  Neuennitren  im 
\Virts<  liat>^!f'hen,  vielfach  sehr  betriibcnd,  und  es  ist  daher  al» 
ein  Gill  k  ti  r  die  Beteiligten  zu  betrachten,  dafs  der  Sieges- 
lauf de6  iJauipfmotors  nicht  ganz  so  schnell  verlief,  wie  es  in 
den  vierziger  Jahren  des  neunzehnten  Säkulums  den  Anschein 
hatte. 

Koch  im  letzten  Momente  lernten  die  Segelschiffer  sich 

fiigen.    Als  sie  einsahen,  dafs  sie  bei  äufserster  Verbilligung' 

der  Frachten  kaum  noch  Ladungen  erhalten  konnten,  daf» 
ihre  Zahl,  die  seit  1831  langsam  abnahm*,  sich  plötzlich  stark 
min  lprte,  bequemten  sie  sich  zu  dem,  was  sie  anfangs  so  ent- 
schieden ver\vei;;ert  hatten:  ihre  Fahrzeuge,  soweit  dies  mög- 
lich, durch  Danijd'er  schleppen  zu  lassen.  Sie  erkaimtou  mehr 
und  mehr,  dafs  die  Benutzung  der  Schlepper  ihnen  als  einzige* 
Kettungsmittel  bliebe,  und  da  die  Schleppschiffahrtsgesell- 
schaften  auch  beim  regelmsafstgen  Ziehen  fremder  Fahnseug» 
ihre  Rechnung  fanden,  boten  diese  bereitwillig  ihre  Vermittlung 
an.  Ja,  es  wurden  sogar  noch  in  demselben  Jahre  1848  Ver- 
suche gemacht,  ein  Übereinkommen  zwischen  den  Dampf- 
BchleppschiffahrtsgeselUchaften  und  den  Segelschiffem  zvl  stände 
zu  bringen. 

Die  Centralkonmiisöion  berief  für  den  September  nach 
Mainz  einen  Kongrefs  *,  an  dem  neben  ihren  Beamten  Ab- 


»  Vgl.  MeidinfTf^r.  Der  Rhein  S.  69 

^  Namentlich  die  Strafitburger  KHiififuhrer  machten  in  dieser  Be- 
»ehnng  die  Tersweifeltsten  Anstrengungen.  Vgl.  Jahresbericht  1848 
8.  d.  I>ie  Bchiffer  verstanden  sich  BCmier^licb  xa  den  niedrigsten 
Frachten,  um  überhaupt  nur  Ladunpron  zu  bekommen.  So  wnrde  IS^O 
eine  Partie  Rohzucker  von  Rotterdam  bis  Köln,  also  6U  deutsche 
Meilen,  fnr  89  Cts.  pro  Centner  traoBportiert.  Vgl.  Jahresbericht  1860 

'  »  Vcl.  Jahresbericbt  1847  S.  4. 

♦  Schon  einipe  Monate  vorher  hatte  die  rentralkoniniis;»ion  einen 
Beschlufs  gefafut,  der  die  ElDStellliug  neuer  Dampfschifi»'  auf  dein  Rhein 
v<  rhriifl-  rn  soUtf .  ah^r  unwirkenm  blieb.  Vgl.  dazu  dl»-  )i<  <s!ij»che  Be- 
kuuntniuchuDff  über  „Mafsregeln  zum  Schutz  der  Segelscliitler'*  vom 
80.  Juli  1848^eB8ischeB  Regierungs^blatt  1848  S.  235). 
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geordnete  der  rliemischen  Handelskammern ,  der  Dampfschiff- 
fiihrts-  und  Dampfschleppschiffahrtsgesellschaften^  sowie  Dele- 
gierte der  Segelschiffer  teilnahmen'.  Neben  der  Regelung 
deä  Lütsenwesena .  den  Wünschen  wegen  Eriiiafsigung  der 
Äheinzölle  wurde  die  genannte  Frage  eifrig  besprochen. 

Die  Segelschiffer  legten  dabei  gegen  die  Anschaffung  und 
Vermehrung  eigener  Lastkähne  durch  die  Dampl'äcldeppschiff- 
fahTtsgesellBchaJPteii  eifrig  Verwahrung*  ein.  Durch  solches 
Gebaren,  so  erklärten  sie,  würden  sie  nach  und  nach  vOllig 
vom  Rheine  verdrttngt»  werde  eine  ganze  Anzahl  von  Fa- 
milien brodlos  gemacht  und  gehe  das  grofse,  in  ihren  Schiffen 
steckende  Kapital  völlig  verloren.  Von  dieser  Meinung  durch- 
drungen, frehe  ihr  A'»'rlangen  dahin,  dafs  die  Gesellschaften 


Beurtverträge  an  ihr  Interesse  fesseln  möchten,  ak  sie  zum 
Vorteil  ihrer  Handelsplätze  für  nötig  erachteten.  Die  ihnen 
gehörigen  Kähne  sollten  in  einer  öffentlichen  Versteigerung 
und  nach  einem  zuvor  ermittelten  Werte  an  den  Meistbieten- 
den begeben  werden.  Alsdann  wäre  jenen  Schiffern,  die  alte 
untaugliche  Fahrzeuge  besäfsen,  die  Gelegenheit  geboten,  sich 
für  den  Dienst  bessere  anzuschaffen,  auf  welche  Weise  die 
Kähne  in  kurzer  Zeit  in  Privathände  übergehen  würden. 
Jene,  welche  mcht  sogleich  verkauft  wären,  könnten  ab 
Hilfsschiffe  beibebalten  und  für  den  daraus  entstehenden 
Zinsenverlust  eine  entsprechende  Vergütung  von  den  Schiffern 
an  die  Gesellschaften  geleistet  werden.  Andererseits  wären  die 
den  Beurten  angehörigen  Schiffer  den  Gesellschaften  gegenüber 
verpflichtet,  nur  deren  Remorqueurs*  in  Anspruch  zu  nehmen. 
Frachten  und  Schleppkahne  würden  von  einer  besonderen 
Kommission  von  Kauileuten,  Schleppschiff  besitzen!  und  Beuri- 
«chiffern  festgesetzt.  Auch  die  ^Übergriffe"  der  Personen* 
dampiscliiffe,  flie  sich  auf  die  Mitnahme  von  Eilgütern  zu  be- 
schränken liittten,  raüfsten  eingcdiininit  werden. 

Diese  stark  titopischeTi  Pläne  fandt-n  bei  den  Unter- 
nehmungen naturgcmärs  wenig  Entgegenkommen.  AbgeselKü 
von  der  Mannheimer  Gesellschaft,  die  der  Antrag  nicht  direkt 
berührte,  da  sie  keine  eigenen  Schleppkfthne  b^Bab,  erklärte 


>  Die  Tagung'  dauerte  vom  25.  bis  28.  September  184a  Die  statt- 

Sehabten  Verbantllini^en  wurden  auf  Wunsch  der  Versammlung  durch 
en   Druck   vrr">fT«ftt)i(lit    und    den    T<Mlti<*hmem    »u««r^bHiidigt.  £in 
Kxemj»lar  »lerf+elbeu  linUet  sich  im  A.  d.  M.  H.K.  §  10  914. 

^  Vgl.  besonders  Anlage  1  und  2  sttni  Protokoll  toiu  28.  Sept.. 
184^  a.  a  O 

Borgius  gebraucht  das  Wort  „Remorqueur"  irrtümlich  für  die 
im  Schlepptau  geführten  eisernen  Lastkähne  der  Schleppschiffabrts- 
gesolii^cbaften.  (Geschichte  des  Haimbcimrr  Getrcidcbandels  S.  109» 
110.)  Ricbti^crweifC  bezeichnet  mrin  mit  dem  französischpn .  Jib«^r  am 
Hbeiu  viel  gebrauchten  Ausdruck  nur  die  Dampfächlcpper  selbst  (Bugsier- 
boote;  tugboata). 
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eigeDÜich  nur  der  MaiBser  Scbleppdampfaeliiffahrtsvereiny  der 


eigene  Lastfabrzeuge  angeschafft  hatte,  seine  principielle  Be- 
reitwilligkeit zu  den  gemachten  Vorschlägen  Die  ührif^pn 
Vertreter  der  Dampfschleppfahrten  sprachen  entschieden  da- 
gegen, da  jede  Beschränkung  der  Gewerbefreiheit  zu  verwerfen 
sei  oder,  wie  der  Bevollmächtigte  der  Ruhrorter  GeseUsciiatt 
nicht  grundlos  bemerkte,  es  den  Segelschiffem  ja  freistehe, 
sich  recht  sahireich  als  Aktionttre  an  den  angefeindeten  Unter- 
nehmtingen  zu  beteiligen.  Dagegen  betonten  die  Kommissare 
der  Gesellschaften  ausnahmslos,  sie  seien  unter  gewissen  Be- 
dingungen gewillt,  die  Segelschiffe  gegen  einen  billigen  Lohn 
in  einer  näher  zu  bestimmenden  Weise  zu  sclileppen*. 

Die  Bevollmächtigten  des  Handelsstandes  verhielten  sich 
ziemlich  zurückhaltend,  vers})rachen  aber  bei  entsprechenden 
Leistn Ilgen  die  Segelschiffer  so  weit  als  möglich  zu  berUck- 
«ichtigeu. 

War  so  das  Ergebnis  der  Versammluneen  auch  nur  gering, 
so  hatten  diese  doch  einer  weiteren  Verständigung  zwischen  den 

Parteien  vorgearbeitet. 

Wirklich  wurden  bereits  im  Jahre  1849  Fahrzeuge  zu 
Preisen  geschleppt^,  für  welche  Beurtleiite  wie  gewöhnliche 
SegelschifTer  ihre  nf>nt<»  nicht  mit  Pferden  h.MtffMi  bcförflern 
lassen  können,  tlhle  Folgen  von  dieser  Wendung  der  Dinge 
spürten  nur  die  Haltterer,  die  ihre  LeinjjtV'rde  zum  grofsen 
Teil  abschaffen  mufsten,  die  aber  auch  Ixn  sofortiger  Nieder- 
drUckung  der  Segelschiffahrt  kein  besseres  Los  gefunden  hätten. 

Die  Gestaltung  der  Verhältnisse  in  der  nächsten  Zeit  wird 
am  besten  durch  die  Nachrichten  über  die  Kölner  Rangfahrten 
veranschaulicht,  die  unter  Leitung  der  Kommission  eines 
Schiffahrtsvereins  organisiert  waren.  Dieser  schlofs  wegen 
regelmfifsiger  Fortschaffung  der  Schiffe  mit  der  „Kölner  Danipf- 
schleppschiffahrt"  einen  Vertrag,  wonach  die  Gesellschaft  iUr 
den  Dienst  zu  Berg  zwei  Schlepper  bestimmte.  Durch  die- 
selben wurden  beispielsweise  im  Jahre  1850  von  insgesamt 
207  Rangfahrten  mit  043 81o  Centner  Ladung,  212  mit  zu- 
sammen 520  737  Centner  befördert,  während  weitere  82  Schiffe 
von  anderen  Gesellschaften  geschleppt  und  nur  8  von  Pftnrden 
gezogen  wurden'.  Es  hatte,  wie  hieraus  hervorgeht,  der  Lein- 
zug ftir  die  gröfsere  Schiffahrt  beinahe  aufgehört  In  welchem 
MaTse  allmählich  die  Anwendung  der  Dampfkraft  zunahm  und 

'  Protokoll  der  V'oruiittagsHitzung  vom  28.  September  184Ö  a.  a.  U, 
«  Vgl.  Jahresbericht  1849  S.  2,  3. 

*  Vcl.  Jahrf  -Vu  richt  l-S^O  S,  8.  Die  nächsten  .Jahre  zeigen  ähn- 
liche Vf'rlinitiii</!ililrn:  vgl.  Jahresherichf  m\  S.  6;  18-52  S.  IV  u.  ff. 
Auch  die  Mainzer  Jiourlfahrer  liefsen  in  j«inen  Jahren  ihre  Schiffe,  die 
nach  Rotterdam  und  Amsterdam  bestimmt  waren,  fast  ausnahmslos 
durch  die  Mainzer  Dampfsoli1r|i})s<  hiffe»  Rhenus  I  und  Q«  bef&rdem. 
Vgl.  z.  B.  Jahresbericht  1852  S.  VXl. 


ebenfalls  nur  zögernd,  um 
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die  Benutzung  der  Leinpferde  sich  minderte,  erhellt  «ob  fol- 
gender Aufstälung*: 

Die  Fähre  bei  Hamm     Die  SchiflTbräcke  bei  Düssel- 
oberhalb  Düsseldorf     dorf  haben  mittelst  Dampf- 
Im  Jahre         ^jj^j  übergesetzt  kraft  passiert 


Pferde  Schiffe 

1843  14  884  339 

1844  10179  627 

1845  9  864  1  073 

1846  8  781  1 527 

1847  9  B81  2  566 

1848  4  696  2  438 

1 849  2  022  2  860 

1850  1  287  3  989 


An  (lieser  Entwii  klung  konnte  auch  eine  zeitweilige  Krisis 
nichts  ändern,  wie  sie  im  Herbst  1851  entataiul,  als  df^r  Oüter- 
verkehr  durch  die  bedeutenden  Transporte  von  Getreide  sich 
ganz  aurserordentlich  vermehrte-,  und  die  Dampfschlepusehiö- 
fahrtsunternehmer ,  die  eigene  Hinterschiffe  schleppen  liefsen, 
hiermit  dergestalt  beschäftigt  waren,  dafs  die  Segelschiffe  zu- 
weilen gar  nicht,  sQweilen  aber  auch  sehr  nnregelmäfaig  and 
nicht  nach  BedttrfoiB  geschleppt  wurden  und  wieder  auf  die 
Pferde  angewiesen  waren. 

Im  allgemeinen  konnten  die  Segelschiffer,  bei  der  bereit» 
vorhandenen  grofsen  Menjre  von  Dampfschleppern,  dieselben 
auf  «'ine  vorteilhafte  Wei-^f*  zu  iii'^drigen  Seh leppl oh n preisen 
benutzen  und  dadurch  mit  den  herabgedrückten  Fracht«ilt7.en 
etwas  leichter  auskommen,  ja  die  Fahrten  der  Segelschiffe 
kamen  sogar  im  Vergleich  mit  den  letztvertjuiigenen  Jahren 
besonders  auf  der  niederländischen  Stromstrecke  wieder  etwas 
mehr  in  Aufschwung  ^,  was  sie  wesentlich  der  Ausnutzung  der 
Dampfkraft  verdankten. 

In  dem  angedeuteten  Bestände  konnten  sich  die  Rang- 
fahrten, soweit  sie  die  Dampfer  als  Beförderungsmittel  zu 
Hilfe  riefen,  noch  etwa  ein  Jahrzehnt  erhalten*.  Wesentliche 
Änderungen  sind  für  diese  Periode,  wenn  man  von  dem  lang- 
samen, stetigen  Rückgänge  absieht,  nicht  zu  melden.  Die  Teil- 
nehmer der  Beurten  litten  bald  mehr  bald  minder  je  nach 
dem  iSchiffsbedarf  der  einzelnen  Jahrgänge  unter  dem  Druck 
auf  die  Frachtpreise,  den  das  starke  Angebot  der  Konkurrens 
erzeugte*.  Besonders  mifslich  ward  es  von  ihnen  empfunden, 
dafs  viele  Schiffer  nicht  mehr  nach  Centner  berechnete  rrachteo 

*  Dieselbe  ist  entnommen  dem  Jahreabericht  1851  S.  23. 

«  A.  a.  O.  S.  23,  24. 

'  Jahresbericht  1850  S.  9. 

*  Vgl.  .lal.r.'slMTicht  \^^^  S.  VI;  1854  S.  4;  1855  S.  18;  1856 
S.  XVIll;  1Ö57  ö.  XXi  lö5ö  S.  IX.  

*  Vgl.  Jahresbericht  1855  S.  4;  1856  &  XVnL 
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erhoben  f  sondern  sich  zar  Übernahme  Ton  Ladungen  gegen 
eine  aufs  ganze  ausgeschlagene  Abfindungssumme  bequemten. 
Namentlich  war  solches  in  Köln  der  Fall,  wo  ä'ic  Schleppschiff- 
fahrtsgesellschaft mit  zahlreichen  Seglern  derlei  Vereinbarungen 
traf.  Da  diese  Konkurrenten  die  Waren  so  vielfach  billiger 
beförderten,  wurden  d^Ti  Beurten  grofse  Partieen  Güter  entzogen 
und  sie  dadurch  emptindlicli  in  ihrem  Verdienste  geschädigt. 
Dank  diesen  Verhftltnis.sen  traten  allmJlhlich  immer  mehr 
Rangschiffer  aus  den  bibherieen  Vereinen  aus,  da  sie  danu, 
ohne  weiter  an  die  Reihe  gebunden  zu  sein,  ebenfalls  solche 
Fahrten  gegen  eine  Aversionalsumme  übemehinen  und  die  Zahl 
ihrer  Reisen  vermehren  konnten. 

Zu  Beginn  der  sechziger  Jahre  fingen  schliefslich  die 
letzten  Rangfahrten  an,  sich  aufzulösen.  Neben  den  Dampf- 
schiffen war  ein  neuer  Mitbewerber  immer  gefhhrliclier  ge- 
worden: die  Eisenbulmen,  die  ifmen  nun  auch  die  letzten  Reste 
der  seither  verbliebenen  ThHti*;keit  entzogen  Die  liangfahrt 
von  Koblenz  nach  Mainz,  Mannheim,  Frankfurt,  mittelst 
welcbiir  liauptsächlich  Güter  von  der  Mosel  und  Saar  befördert 
wurden,  ward  beispielsweise  fttr  das  Jahr  1860  ausdrttckllch 
deshalb  gekündigt,  weil  Eisenwaren,  die  bisher  den  bedeu- 
tendsten Teil  der  Fracht  bildeten,  mittelst  der  Eisenbahn 
Ton  Koblenz  billiger  als  auf  der  Wasserstrafse  transportiert 
werden  konnten.  In  dem  Jahresbericht  für  1860  mnlste  die 
Centralkoramission  schon  jt^an^  allgemein  fest-stellcn  ^,  dafs  die 
in  früheren  Zeiten  ein^^eriehteten  Rangfahrten  der  Segelsehiffer 
zum  Teil  ein^o^an^n  n  seien  und  da,  wo  sie  noch  beständen, 
nur  mit  iMuhe  erhalten  würden.  „Eisenbaimen  und  Dampf- 
schiffahrt haben  das  Interesse  des  handeltreibenden  Publikums 
für  die  Rangfahrten  und  deren  relativen  Wert  sehr  yerringert 
Hit  dem  Eingehen  dieser  Fahrten  wird  das  letzte  aus  der  vor^ 
zeit  herstammende  Band  genossenschaftlicher  Organisation  des 
Segolschifferstandes,  der  nur  noch  mit  den  gröfsten  An- 
stren«^ung;en,  oft  ohne  Verdienst  und  nie  mehr  mit  erheblichem 
Gewinn  sein  Geschäft  betreibt,  zerrissen  Für  18(32  konnte 
dann  gemeldet  werden,  dafs  die  sogenannte  Heurt-  oder  Rang- 
fahrt im  Grunde  imr  noch  dem  Namen  nach  bestehe®. 

Länger  als  die  geschilderten  Verbfinde  konnten  sich  die 
einzelnen  Segelschiffer  halten,  welche  die  Bergreisen  mit  Hilfe 
der  Dampfschlepper  bewerkstelligten  und  namentlich  in  Fällen, 
wo  es  ihnen  gelang,  ganze  Schiffsladungen  eines  Masseartikels 
fUr  ihre  Boote  zu  erhalten,  auskömmlichen  Verdienst  fanden. 

»  Vgl.  Jahre^boriclit  lb59  S.  VII. 
•  Jaliresbericht  IbGO  S.  VI. 

^  Vgl.  Jahresbericht  L^tU  S.  IX;  1862  S.  IX.  Danach  i>t  Borpius 
zu  berif  btiirt  n ,  (Irr  Aufhören  dt»r  st  lhstandi/^n  n  Segelschiffahrt  im 
RheiQ*G  rolVhandcl  schon  10  Jahre  früher  ansetzt  (Geschichte  des  Mann- 
heimer Getreidehandels  S. 
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§  17. 

Die  Regelung  der  Rheinschiffahrtsveriniltnisse  im  Jalire 
1831  hat  die  Entwicklung  der  Dampl'öchiffahrt  für  Perbunen- 
und  Ötückgutverkehr  nur  indirekt  durch  VVegräumung  recht- 
licher Hindernisse  und  Schaffen  einer  gröfseren  Verkehrsfreiheit, 
namentlich  Beseitigung  des  bei  Gebrauch  von  Dampfern  gans 
unhaltbaren  Stapeizwangs  berührt  Im  einseinen  branchte  me 
sich  nicht  mit  derselVjen  zu  beschäftigen  und  durfte  die  Weiter- 
ffestaltung  der  Verhältnisse  nach  dieser  Richtung  ruhig  der 
Zukunft  iil)orlassnn.  Der  Damptschifialirtsbotrieb  zeigt  daher 
nach  Inkrafttreten  der  neuen  Ordnung  keine  merkwürdigen, 
überraschenden  Umwälzungen,  sondern  die  ruhige  Fort- 
entwicklung, wie  sie  sich  nach  Lape  der  heghindeten  Verhalr- 
niöiie,  nach  dem  ü;ünötigeu  Resultat  der  ersten  Versuche  ej-warten 
liefs.  Damit  soü  nicht  gesagt  sein,  dafs  es  an  jeder  weiter- 
gehenden Umgestaltung  gebrach;  im  Gegenteil  nach  mancher 
Richtung,  namentlich  was  Organisation  und  inneren  Ausbau 
der  Unternehmungen  anlangt,  traten  sehr  bald  bedeutsame 
Veränderungen  zu  Tage.  Einer  der  neugegrttndeten  Grofs- 
betriebc ,  die  Dampfschifiahrtsgesellschaft  vom  Rhein  tind 
Main,  löfste  sich  bereits  1882,  wenige  Jahre  nach  seiner  Er- 
richtung, wieder  auf  und  übertrug  „in  der  Erwägung,  dafs  rlie 
seit  dem  17.  Juli  1831  geschaffene  gröfsere  Freiheit  der  Flu Is- 
schiffahrt  die  Vereinigung  aller  zu  Gebote  bteheiideu  Mitt-'l 
imd  Kräfte  zur  Erreichung  geordneter,  schneller ,  regel- 
mäfsiger  Fahrten  erfordere'^,  sein  gesamtes  Vermögen  an  die 
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„Preufsisch-rheinische  D.ini]}fschiffahrts|^esenscliaft  zu  Köln 
Letztere  sollte  sich  unter  dem  als  Liquidationstag  aDgenommenen 
15.  Februar  18:^2  in  erweitertem  Umfange  als  „Rheinisclie 
Dampfschiffahr tdgeöellöchait  neu  konstituieren.  Sie  (ibernahm 
laut  Vertrag  vom  20.  Januar  1832-  aufser  den  gesamten  Mo- 
bilien  und  Immobilien  einschliefBlich  der  Reparatnrwerkstätte 
in  Mainz y  dem  Damufer  für  den  Oberrhein,  „Ludwig''^  und 
dem  Dampf boot  für  den  Main  „Die  Stadt  Prankfurt"  auch  alle 
Rechte»  Privilegien  und  Konzessionen  der  aufgelösten  Ver- 
einigung, deren  einstige  Mitglieder  zum  Ausgleich  dafür  ein 
Aktienkapital  von  120000  H.  (in  preuTs.  Kurs  k  lOöKreoser) 
überwiesen  bekamen®. 

Im  Ansehlufs  an  den  Hauptvertrag  wurde  dann  noch  zu 
(Junsten  von  Mainz  vereinbart,  dafs  die  Schiffe  der  neuen  Ge- 
sellschaft, solange  die  Konkurrenz  ausbliebe,  weder  aufwärts 
noch  abwärts  an  Mainz  vorbeifahren  sollten,  „ohne  die  ge- 
ladenen weitergehenden  Waren  im  Hafen  daselbst  zu  löschen**'. 
Damit  sollte  an  Stelle  des  verlorenen  rechtlicben  ein  künst- 
licher Umschlag  zu  Gunsten  des  Mainzer  Speditionshandels» 
soweit  als  möglich»  eingerichtet  werden. 

Seitdem  dehnte  die  preufsische  Gesellschaft,  die  sich  in 
jenen  Jahren  mit  der  niederländischen  in  den  Betrieb  der 
Dampfschiffahrt  teilte,  ihre  Fahrten  nach  dem  Oberrhein  zu- 
nächst bis  Mannheim  ^  und  seit  1833  bis  Kehl  und  Strafsburg 
ans®.  1835  waren  bereits  15  Dampfer  von  beiden  Unter- 
nehmungen in  Dienst  gestellt.  Welch  steigender  Beliebtheit 
sie  sich  erfreuten,  veranschaulichen  die  Notizen,  welche  für 
die  Strecke  Köln-Mainz  resp.  Mannheim-Strafsburg  überliefert 
sind.   Auf  derselben  wurden  durch  sie  transportiert*: 


*  Später  wurde  dieser  Schritt  in  Mainz  von  lokalpatriotisehem 
Staudpunkt  aus  sebr  beklac^t.  Ocdenkbuch  der  4.  Jubelfeier 
der  Erfindung  der  ßuchdruckerkmist.    Mainz  (Seifert)  1840  S.  248. 

'  Handelskammer  zu  Mainz  S.  49  nennt  als  Datum  des  Ver- 
trags  irrtSmtieh  den  2B.  statt  20.  Jannar. 

^  Abschrift  der  Vereinbarong  vom  10.  April  1831  sowie  Original- 
urkunde dos  Y(  rtrags  vom  20.  Januar  1032  in  A.  d.  A.  d.  M.        §§  47Sa 

und  Siehe  Beilaj^e  16. 

*  Zusatzbe-stiinniuiigen  zum  Vertrai;  vom  20.  Januar  1832  a.  a,  0, 
Siehe  Beilage  17. 

*  Der  Dampfer  „Ludwig"  hatte  für  die  Rhein-  und  Afiiindampf- 
BchifTaljrt.^eoselUchaft  .'<chon  <<pit  5.  Juni  1830  die  Strecke  Mainz-.Mann- 
heim  befahren;  vgl.  llernian,  Adrefsbnch  1830  S.  74. 

*  Vgl.  Jahresbericht  1835 S.  145,  Wirminghaus,  DieKülner  Rheiu- 
gchiffahrt  S.  12  nennt  iirtfimlich  1834  als  Jahr  der  Betriebsanedehniing 

bis  StrafsbufL'. 

^  Die  Zahlen  sind  entnommen  Jahresbericht  1835  S,  14S. 
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Ertrag  dieser 

Anzalil  der 

Jahr 

Reisende 

Waren  m 

beiden  Trans- 
porte in  fitblr. 
prenfa.  Goar. 

Dampf- 

BVUlilv  Uli 

Dienst 

1827 

57  135 

ff  LKJ%J 

,  2 

33  352 

-  1 

42  042 

14'^  452 

177  107 

1830 

52  580 

181  442 

200  293 

.  3 

1831 

üO  lOö 

180  321 

197  782 

1832 

71  572 

103  DDG 

184  850 

•  • 

.  5 

1833 

97  971 

213  912 

27G  232| 

.  6 

1834 

114  003 

137 163 

250  OOOj 

1835 

113  447 

181  075 

357  932 

«  * 

.  8 

55*^  &Z0 

1  140  361 

1  653  1B8  Kthlr. 

Auch  für  die  nächsten  Jahre  bleiben  die  Boote  dieser 
beiden  Unternehmungen  noch  ohne  Milbewerber,  da  die  1836 
oeu  gebildete  Gesellschaft  für  den  Nieder-  und  MLttelrhein 
▼orerot  nur  einige  Probetouren  machte  und  den  regelmäisigen 
Fahrtenbetrieb  erst  einige  Jahre  später  aufnahm  ^  Trotzdem 
▼erstand  sich  namentlich  die  niederländische  Lintern elimung 
dazu,  die  Frachten  für  1837  bedeutend  herabzusetzen,  indem 
sie  einzelne  Waren  in  billigere  Klassen  einstellte.  Sie  besafs 
nunmehr  12  Dampfschiffe,  vnn  denen  9  zu  dem  l^ersonen- 
und  Gütertransporte  auf  dem  Hhein,  3  zu  Sclileppdicusten  auf 
der  holländischen  Strecke  und  eins,  die  „liaiavia"*,  zur  Unter- 
haltung der  Verbindung  zwischen  London  und  dem  Kontinente 
benutzt  wurde.  Da  die  Boote  bei  offenem  Rhein  auch  wfthrend 
des  Winters  in  Thätigkeit  blieben,  konnten  sie  es  im  Jahre 
auf  durchschnittlich  320—330  Fahrten  zwischen  Köln  und 
Rotterdam,  70 — 80  zwischen  Dusseldorf  und  Rotterdam  und 
wöchentlich  je  eine  Fahrt  hin  und  zurück  zwischen  London 
und  Rotterdam  bringen.  Die  preufsisch- rheinische  Dampf- 
schiffahrtsf^esellschaft  hatte  insgesamt  9  Schiffe  in  Verwendunj^. 
die  täglicli  m<  hrmalB  zwischen  Köln  und  Mainz  und  einnnd 
bis  StraXsburg  fuhren.  Durch  die  Diensteinrichtung,  über  die 
sich  beide  Gesellschaften  geeinigt  hatten,  war  jeden  Tag  eine 
direkte  Verbindung  zwisdien  Rotterdam  und  StraCiburg  und 
jede  Woche  eine  solche  zwischen  London  und  Stratsburg  her- 
gestellt^.  Der  Zulauf  von  Reisenden  blieb  stetig  im  Wachsen 
begriffen.  Nach  Vollendung  des  ersten  Jahrzehnts  seit  ihrem 
Bestehen  konnte  die  preufsische  Unternehmung  stolz  darauf 
hinweisen,  dafs  sie  in  dem  verflos>»'n<'n  Zeitraum  bereits  eine 
Million  Passagiere  und  zwei  Millionen  Ueatner  W'aien  be- 
fördert habe*. 


1  Vgl.  2um  folgenden  Jahresbericht  läJG  und  1Ö37  S.  a? — i3. 
s  Siehe  Beilage  18. 

*  Vgl.  Jahresbericht  1836  und  1887  S.  42.  Die  Zahl  stimmt  nnr. 
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Die  starke  Inj?Tispruclinahme  und  drn  rlaraua  folgenden 
günstigen  tinanzielieu  Ergebnisse  veranl nisten  wiederum  die 
Gesellschaften,  auf  neue  Verbesserungen  iln  er  Transportmittel 
zu  draagcu.  VVäiu  cnd  die  kölnische  Gesellscirntt  die  ersien 
Dampfer  in  Holland  bauen  und  mit  englischen  Maschinen  aus- 
rttsten  liefB,  konnte  sie  für  die  folgenden  deutsche  Arbeit  und 
deutsches  Material  in  Anspruch  nehmen.  Die  Maschtnenwerk- 
Stätte  von  Jacobii  Haniel  und  Huyssen,  die  sogenannte  „Gute 
Hoffnungshiitte**  zu  Sterkrade  und  die  Schiftäbauwerft  der^ 
selben  Firma  zu  Kiihrort  führten  die  Übertragenen  Bestellungen 
zu  allgeni'^iiier  Zutriedenlieit  aus*.  An  Stelle  des  Wattschen 
Maschinensystems  (Niederdruck)  versuciite  man  es  bald  mit 
Expan.sionsmaschinen,  die  in  f<)rtsehreit(;nder  Vervollk(>iaiiinuug 
später  oscillicreude  Cylinder  erhielten^.  Eine  weitere  fast 
wichtigere  Verbesseruns  im  Schiffsbau,  die  asuerst  auf  dem 
Rheine  bei  dem  „Grofsherzog  Leopold"  in  Verwendung  kam, 
wurde  dadurch  erzielt,  dafs  für  die  Innenhölzer  (SchifFsgerippe) 
Eisen  genommen  und  nur  die  Bekleidung  (Schiffs haut)  von 
Forlenholz  hergestellt  wurde  ^.  Die  Verwendung  des  Eisens, 
die  sich  aueli  b«  !  Fertigung  der  Lastkahne  für  Darapfschlepper 
glänzend  bewährte*,  nahm  in  den  n;t«  listen  Jahren  immer  mehr 
zu.  Bald  wurden  die  ganzen  Schitisk(»rjjer  aus  diesem  Material 
geschaffen;  die  ersten  hölzernen  Fahrzeuge  ersetzte  man,  so- 
weit die  Maschinen  noch  brauchbar  waren,  ebenfalls  durch 
metaUene,  und  kaum  ein  Menschenalter  nach  Einführung  der 
Dampfboote  war  die  Umwechselung  der  hölzernen  Balken  in 
Eisen  in  allen  Stttcken,  selbst  bis  auf  die  Maschinenunterlagen 
vollzogen  *. 

Indessen  liefs  sich  das  thatsächliche  Monopol,  wie  es  die 
beid«'n  ersten  L'rofsen  Unternehmungen  eine  Zeit  lang  be- 
haupteten, nieiit  immer  aufrecht  erhalten.  1838  trat  mit  ihnen 
die  „Mainz  -  Düsseldorfer  Gesellschaft  für  ihm  Nieder-  und 
Mittelrhcin"  in  ernsten  Wettbewerb''.    6ie  war  auf  Anregung 


wenn  man  das  Jahr  1838  (das  elfte  Hcit  Bestehen  der  Gesellschaft)  ein- 
besieht. 

I  Das  erste  daselbst  am  7.  Mh!  \^:->0  vom  Stapel  gchissone  Schiff 
j,die  Stadt  Mainz"  wurde  wegen  seiner  ,ySoLideu  liauart  und  äufserst 

fe  Alligen  und  eleganten  Form"  geröhmt  Her  man,  Adrefflbnch  1880 
elte  75. 

-  Die  Thatiüjkeit  der  rr*»ten  Dampfmaschinen   auf  den  £hein« 
»chiflfcn  wird  anschaulieh  von  Herman  a.  a.  0.  beschrieben. 
»  Vgl.  Jahrcsbericlit  18:t6  und  1837  S.  48. 

*  Vgl.  oben  S  -  ,:,  {T 

*  Vgl.  Verhaiullungoii  der  Generalversammlungen  der  Dampfschirt- 
fehrtsgeaelbchaft  für  Nieder-  nnd  Mittelrhcin  1^46,  1847,  1848,  1855.  Die 
späteren  Fortschritte  der  Technik,  wie  die  llerstcllunt;  von  Wasser- 
rluiern  mit  beweglichen  Sch.nufclu  dürfen  hi>r  tu- ubergangen 
werden.  Vgl.  über  die  Entwicklung  der  Dampfschiffe  Ueulcaux,  Der 
Weltverkehr  und  seme  Mittel  l  S.  266  E 

*  Vgl.  Jahresbericht  1838  S.  19. 
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der  Handelskammern  von  Düsseldorf,  Elberfeld  und  Mainz, 
wo  sich  das  Bedürfnis  nach  einem  „nationalen"  Retriehe  fühl- 
bar machte,  sowie  mit  Unterstützung  des  Kaufmannstandes 
von  Koblenz ,  Neuwied  und  des  Herzogtums  Nassau  am 
13.  Mai  1830  mit  dem  Sitz  zu  Düsseldorf  gegründet  worden^ 
und  setzte  sicth  zum  Ziel^  den  Verkehr  von  Personen  und 
Gütern  auf  der  Stromstrecke  zwischen  Mainz  und  Rotterdam 
im  AnschluTs  an  den  Seeverkehr  zu  vermitteln.  Sie  bereitete  mit 
ihren  Fahrten  nicht  nur  der  niederländischen,  sondern  auch 
der  kölnischen  Gesellschaft  empfindliche  Konkurrenz*,  deren 
frühere  Verabredungen  hinsichtlich  Verteilung  der  Flufsstrecken 
mit  Köln  als  beidcrsf^tigem  Endpunkt  sich  fortan  nicht  mehr 
aufrecht  erhalten  lu  lscn.  Seit  dem  Jahre  1840  gingen  auch 
die  Kölner  Boote  abwärts  bis  Düsseldorf  uud  weiterhin  bis 
Aruheim  und  Rotterdam.  Wohlfeilere  Frachtpreise,  Herab- 
setzung des  Personengeldes  und  ^erOfsere  Lebendigkeit  auf 
dem  lUieine**  waren  die  nächsten  Folgen  des  Wettkampfee,  der 
sich  nunmehr  unter  den  genannten  Instituten  entwickelte.  Er 
wurde  um  so  lebhafter,  als  neben  den  grdfs^ren  Gesellschaften 
noch  verschiedene  kleinere  Unternehmungen  auftauchten,  die 
wenigstens  auf  einzelnen  Strecken  sich  zunächst  als  erfolg' 
reiche  Mitbewerber  zu  behaupten  wufaten. 

Seit  dem  1.  September  1838  fuhr  ein  Schiff  der  neuen 
Amsterdamer,  der  sogenannten  Yssel-Gesellschaft^  wöchentlich 
einmal  zwischen  Kampen  und  Köln,  das  weniger  dem  Passagier- 
transport  wie  der  Güterverladnng  diente,  bereits  1839  wurde 
ihm  ein  zweites  Boot  beigesellt,  und  durch  die  eben  ent- 
standene „Nymweger  Gesellschaft mit  2  Dampfern  eine  Ver- 
bindung zwischen  Nymwegen  und  Rotterdam  hergestellt.  Zu- 
gh'it'h  suchte  man  eine  regelm.tfsige  DarapfschifFuhrt  auf  dem 
Uberlauf  des  Str^nis  zwiscli f^n  Basel  und  Strafsburg  zu  er- 
richten*. Die  „Oompagnie  Kenouard  de  Boussiere"  *  in  Strafe- 
bürg  stellte  zwei  Boot*'  in  Dienst,  die  bei  einer  Ladefähigkeit 
von  1200  Ccutnern  mit  Maschinen  von  30  Pferdekraften  aus- 
gerüstet waren.  Sie  wurden  bergwärts  durch  den  Rhein-Rhone- 
kanal mit  Relaispferden  von  Strafsburg  bis  Httningen  gezogen^ 
wozu  dO  Stunden  nötig  waren,  während  die  Fahrt  rheinabwärts 
nur  7  Stunden  einschlieislich  des  Aufenthalts  an  den  Zwischen- 

•  Nährrf  •  ?•>  Schrcihfii  Irr  Mainzer  nnTidclskammer  vom  4.,  7.  M&rz 
1836^  der  Düsseldorfer  HauUelskammer  vom  29.  April,  der  Mainzer 
Handelskammer  vom  2.  Mai  tt.  8.  w.  in  A.  d.  A.  d.  M.  H.R.  §§  7024, 
7114,  8:^01,  8 :U6,  8327,  8329.  Ysl  auch  Handelskammer  zu  Mainz  S.  50. 

'  Vü:I.  Handelskammer  sn  Mainz  S.  49, 50;  Wirmingfa«a8,K01ner 
Rheinschiftahrt  S.  12.  13. 

8  V^l.  Jahresbericht  1838  S.  18:  1839  8.  28. 

*  V^'l  Jahresbericht  1838  &  19;  1899  S.  1840  &  8; 
1841  8.  ^. 

Der  Name  ^xd  In  den  Jahfesberichten  wechselnd  als  Bousrilf« 
und  BusBÜre  angegeben. 
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Stationen  erforderte.  1839  betrug  die  Zahl  der  durch  sie  be- 
förderten Reisenden  12268  (davon  2094  gegen  und  10174  mit 
dem  Strome),  da.s  Quantum  der  zu  Thal  gebrncliton  Güter  ins- 
gesamt 2209  Centner Da  sie  den  Anschlufs  an  dlf  Schiffe 
der  preufsischeri  Gesellschaft  zu  Strafsburg  erreiclitrn,  war  es 
möglich,  dal's»  Passagiere,  die  des  Morgens  um  5  Uhr  Basel 
verliefsen,  des  nämlichen  Abendö  8  Uhr  m  i^lannheim  an- 
kamen, dort  übernachteten  und  mit  dem  am  anderen  Tage 
6  Uhr  frtth  nach  Kdln  fahrenden  Boote  ^  das  gegen  8  Uhr 
abends  dort  ankam,  Weiterreisen  konnten^,  mithin  die  ganze 
Strecke  Basel— KOln  in  der  fOr  die  damatigen  Verhttltnisse 
knappen  Zeit  von  40  Stunden  zurUcklegten,  woron  nur  SO 
auf  den  thatsäch liehen  Transport  entHelen. 

Ein  Jahr  später  trat  tVn-  <li(  se1bp  Linie  wieder  ein  andere» 
Tnt  i  nehmen  ins  lA-ben .  das  zwischen  dem  22.  Juni  und 
;'.().  (Oktober  1840  ein  in  Paris  gebautes,  sehr  b'ielites,  lange» 
und  schlankes  Schiff,  den  „Adler",  zur  Fahrt  einstellte  ^.  Seine 
Schnelligkeit  sowie  die  Leichtigkeit,  mit  der  es  die  grofsen 
Schwierigkeiten  der  Strömung  von  Strafsburg  bis  Basel  über- 
wand, wurden  sehr  bewundert.  Da  es  sich  eines  ziemlich  be- 
deutenden Zuspruchs  erfreute  und  gleich  in  der  ersten  Periode 
5872  Personen  beförderte,  nahmen  seine  Besitzer,  die  sich  zur 
ne>»»llschaft  der  „Adler  <les  Oberrhelns"  zusammengeschlossen 
hatten,  bald  einen  zweiten  I  »ampfer  in  ihren  Dienst  und  dehnten 
die  Fahrten  bis  Mainz  aus,  wo  sie  ilire  Ladungen  an  die  Boote 
der  Danipföchiffahrtsgesellschaft  für  den  Isieder-  und  Mittel- 
rhein abgaben.    Weil  sie  Mainz  zum  Endpunkt  ihrer  Fahrten 


1  Zu  Berg  wurden  keine  Guter  sar  Ladung  angenommen  (Jsbres- 
bericht  is:^<»  s.  25.) 

2  Siehe  Heilage  18.  Die  Fuiiiten  der  Kölner  Dampfer  gaben  in 
Verbindung  mit  denen  der  anderen  Scbiffahrts^esellHehaften  für  die 
damalige  Zat»  da  man  die  Eisenbahnlahrten  noch  nicht  kannte,  Gelegen- 
heit zu  einer  aur^erorfli  titlich  prompten  und  schnellen  BefJirdornnfr. 
Die  regelmäfsigc  Fahrzeit  der  Danapfsciiiffe  betrug  im  Jahre  1840  (nacli 
Gedenxbttcb  der  4.  Jubelfeier  der  Erfindung  der  ßncbdnickerkanst  1840. 
Mainz,  Seifert): 

lor  die  Strecke  zu  Berg       m  Thal      Unterschied  zwischen 

Berg-  und  Thal  fahrt 

Basel-StrafHburg  5  St  20  M. 

Strafsburg- KnicTingen  4  -  10  - 
Knielingen-Mannheim  3  •  50  - 
Mannheini- Mainz  4  -     5  - 

Mainz- Koblenz  4  -   4ö  - 

KoblenS'Bonn  2  •  40  • 

lionn-Köln  1  -   30  - 

Kidn-Düssfldorf  2  -    40  - 

Düsseldorf-Enunerich  5  -  35  - 
Emmerich-Arnheim  1  •  45  • 
Arn}i''iTn-i\ MilMiihnrtr  H  -  10  - 
Kuilenburg-liotierduui  3  -  50  - 
*  Vgl.  Jahresbericht  1840  S. 
Foriishungeti  XVIII  6.  -  Eokart.  18 
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S.  9. 
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gemacht  hatten ,  fanden  sie  daselbst  in  Handelskreison  niciir 
Sympathie*  als  die  Kölner  Vereinigriing ,  die  Menseiicn  und 
Güter   olme   Umladung    an   der  Stadt   vorbeituhrte.  Allein 
trotz  des  guten  Anfang»,  trotz  der  Unterstützung  des  mittel- 
und  oberrheinischen  Handelsstandes  und  eigener  Anstrengung, 
konnte  sich  die  Gesellschaft  ebensowenig  dauernd  halten,  wie 
das  Unternehmen  Renonard   de  Boussi^res   in  Strafsburg. 
Letzteres  nahm  1842  ein  Ende',  erstgenannte  mufste  1843  zur 
Liquidation  .schreiten^,  nachdem  sie,  ^ durch  Unglttcksf^le  ge- 
zwunp-en",  ihren  Dienst  zwische?i  Rasel  und  ^lainz  „vorläufig'* 
eingestellt  hatte*.  Die  Ges*  ]]  chatt  für  floTi  Nieder-  und  Mittel- 
rhein, die  mit  ihr  in  Verlnndung  gestanden,  übernahm  im  Juli 
1843  samt  ihren  SehifTen  den  Dienf?t  bis  Mannheim,  wofür  die 
bereits   ausgegebenen  Personen  karten  der  alten  Gesellschaft 
nach  Vereinbarung  Geltung  behielten  ^    Die  Wasserstand»» 
Verhältnisse  oberhalb  Strasburgs  liefsen  eine  Fortführung  der 
Fahrten  auf  dieser  Linie  nicht  lohnend  erschein«  n. 

Weit  mehr  Erfolg  als  die  neu  errichteten  Linien  für  den 
Personen-  und  Stitekguttransport  hatten  die  Gesellschaften  für 
Dampfschleppschiflfahrt,  die  sich  seit  1840,  entscliiedf^ner  seit 
1841/42  in  den  Nioderland"n ,  in  Köln  und  Mainz  bildeten^. 
Ihre  Boote  maeliten  den  bereits  in  Betri*-'li  stehenden  Pa.ssaj^ier- 
damiifern  verliälti.iftniäfsig  wenig  Konkurrenz  und  ihateu  in 
erster  Linie  den  auf  Wind  und  Leinzug  angewiesenen  Segel- 
schiffen, besonders  den  Rangtouren  Abbruch.  SchJlifer  ge- 
Btaltete  sich  der  Wettbewerb  innerhalb  jeder  der  beiden  Arten 
des  Dampfseliiffbetriebs.  Die  einzelnen  SchiffahrtsgesellBchafltB& 
Älhrten  eine  Zeit  lang  den  heftigsten  Konkurrenzkampf  unter- 
einander.  Sie  buhlten  um  die  Gunst  der  Lokalbehörden  wie 
Staatsverwaltungen  und  suchten  durch  allerlei  Ver^^unstii^nngen 
das  Publikum  an  ihre  Schiffe  zu  fesseln.  Am  meisten  häuften 
sich  ihre  Versprechungen,  wenn  es  sich  um  Erlangung  der 
Konzession  eines  Uferstaates  für  seine  Flufsstrecke  handelte. 
Beispielsweise  wollte  sich  1839  die  niederliindischc  Gesellsch&ft 
far  nie  Erlaubnis,  ihre  Touren  bis  Main^  ausdehnen  zu  dürfen, 
verpflichten^,  niemals  mit  den  Schiffen,  die  Tom  Mittelrhein 
kamen,  an  der  Stadt  vorbeizufahren,  sondern,  wenn  der  Dienst 
auch  für  den  Oberrhein  eingerichtet  werde,  alle  Personen  und 
Guter  im  dortigen  Hafen  auf  andere  Schiffe  ihres  ünternehmeTis 
umzuladen  (!)    Als  dann  1844  die  Fahrten  von  Rotterdam 

'  Vgl.  Akton  über  Handel  und  Verkehrswesen  127  M.St.A-  be». 
Schreiben  d  AktiengesoUsehaft  yom  30.  November  1841. 

»  Jalnvsbericht  18t2  S  7. 
»  Jahresbericht  1643  S.  9. 

*  Vgl  Akten  über  Handel  und  VorkehTsvefteii  HJStA.  127. 
6  Ära.  0. 

•  Vgl.'ob'en  S.  256  IT. 

^  Vgl.  Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen  127  M.St.A.  (Vir- 
handlungcn  au«  dem  Jahre  1889.) 
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wirklich  bis  Mannheim  ^(*hen  sollten,  versprach  die  Gesell- 
Schaft  als  Gegen b  istiing  für  Erteilung  der  ho-s-siKchon  Kon- 
zession Tariftirin.ilüiiruiigfn,  so  dafs  Waren  von  Kutterdam  nach 
^Nlainz  so  billig  wie  von  dort  nach  dem  nälier  gelegenen 
Biebrich  gebracht  wurden.  Die  Fracht  bis  Mainz,  die  bis  da- 
hin für  Guter  1.  Klasse  78  Centimes  betragen  hatte,  sollte  auf 
67  Centimes,  die  für  Artikel  2.  Klasse  toq  92  Centimes  auf 
82  Centimes  herabgesetzt  ond  damit  der  Preis,  da  die  Ge- 
aamtfraeht  keine  Änderungen  erlitt,  für  die  Strecke  Mainz— 
Mannheim  verhältnismäfsig  erhöht  werden 

Wandlungen  in  der  Proisnormierung  waren  überhaupt  der 
trerisiclier  t'*  Trumpf,  den  die  Unternehmungen  gegenein- 
ander aus/,u^|)ielen  hatten.  Di»*  K<'gelung  der  Taxen  war  ihnen 
ja  im  Gegensatz  zu  den  alten  kSchitferiri^sellscliaften  von  Anfang 
au  vorbehalten  geblieben;  verbal tnunuüs ig  selten  gri den  bei 
ihrer  Festsetzung  die  Behörden  ein,  wie  dies  beispielsweise 
1840  zu  Mainz  geschah*,  wo  Bttrgermeister  Nack  auf  die  Be- 
haujrtungen  der  Kölner  und  der  Düsseldorfer  Gesellschaft,  dafs  sie 
bei  l^rliohun^'  ilirer  Preise  keine  Erlaubn  >  >  inholen  müfsten, 
der  hessischen  Regierung  nahe  legte,  sie  sollte  diese  Ideen 
nicht  aufkommen  lassen.  „Wenn  aueli  Industrie  und  Gew'^rl)« 
durch  Taxen  und  Itog'ulative  nicht  beenjz:t  werden  sollten,  .so 
könne  dieser  Grundsatz  doch  nicht  unbedingt  Anwendung 
linden,  wo  die  Ausübung  eines  (Jewerbes  oder  industriellen 
Geschäftes  einer  besonderen  Konzession  unterworfen  sei  wie 
bei  der  Dampfschiffahrt.  Soweit  die  Konkurrenz  in  der  Kon- 
Zession  ein  Gegengewicht  finde,  biete  sie  keine  Garantie  gegen 
die  Möglichkeit,  durch  Verabredung  die  Gest^dtung  der  Preise 
zu  beeinflussen,  am  wenigsten,  wenn  nur  2 — 3  Mitbewerber  in 
Betracht  kämen.  Der  Staat  sollte  in  diesem  Falle  nicht  auf 
sein  Aufsiehtsrecht  verzichten  und  lediglich  dem  Publikum  die 
Wahrung  seiner  Interessen  überlassen".  Von  dem  Principe  des 
laissez  faire,  lais^«;z  aller  müsse  abgegangen  Wiarden,  sobald  all- 
gemeine Interessen  dadurch  gefährdet  wurden. 

Aber  dies  waren,  wie  angedeutet,  nur  Ausnahmefälle.  Im 
allgemeinen  brauchte  man  sich  in  den  vierziger  Jahren  des 
vorigen  Jahrhunderts  über  ein  Preistreiben  fUr  Benutzung  der 
Dampferlinien  nicht  su  beklagen,  da  deren  Inhaber  sich  noch 
viel  zu  feindselig  gegenüberstanden,  als  dafs  sie  diesbezügliche 
Uber»'inkiinfte  l,'. -troffen  hfltten.  Die  herrschende  Tendenz 
ging  weit  nv'lir  auf  st*'ti.L;"e  Heral)iviin(l»'rung  der  Fraeliten,  was 
von  Reisenden  und  Handelsleuten  mit  Freuden  begrulst,  von 


*  Bericht«'  ftii;<  (lern  April  184t  a.  a.  O.  Vg].  ftuch  die  Verhand- 
Imigen  in  A.  d.  M.  II.K.  <j;  <\2\,  ^'l't,  ^170.  s'iTJ. 

*  Vgl.  Verliandliiugeu  uud  iierichtu  vom  Auguttt  uu  1  SejitiMnbtjr 
1840  in  Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen  if?  Sf.St.A.  V^M.  für 
die  Zeit  der  Einführung  der  Dampfachiflalirt  oben  S.  209. 

18* 
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den  alten  Segelschiffern  vielfach  beklagt  wurde.  Während 
die  Gcsollschafteii  sich  in  ihren  Leistungen  zu  übertreffen 
suchtf^Ti ,  liatto  (las  grofso  Publikum  den  Vorteil,  immer  an- 
genehmer und  wolilfeiler  tahren  zu  können. 

Die  Gesellschaften  traten  dem  Gedanken  einer  gejeren- 
seitigen  Verständigung  erst  ernstlich  näher*,  als  ihnen  in  den 
Eisenbahnen,  deren  Entwicklung  weiter  unten  berührt  wird, 
ein  gewaltiger  Konkurrent  erwachsen  war.  Mehr  and  mehr 
ffriff  da  bei  ihren  Leitern  der  Gedanke  PktE,  daTs  an  Stelle 
der  seitherigen  Gegnerschaft  freundliche  Beziehungen,  gegründet 
auf  gemeinsame  Interessen,  sich  entwickeln  müfsten.  Eine  Ver- 
ständigunjr  tibcr  die  Prcisregelunp^  für  einzelne  Strecken  war 
das  erste  Kenultat  dieser  Bestrebungen.  Es  trug  zu  demseHven 
viel  die  Überzeugung  bei,  dafs  für  den  örtlielieu  Verkehr  den 
neuen  Bahnen  gegenüber  eine  Herabsetzung  der  Frachten,  mit 
der  man  es  ursprünglich  versueht  hatte,  wenig  helfen  werde, 
während  die  streckenweise  Erniedrigung  der  Rentabilität  des 
durchlaufenden  Verkehrs  viel  Eintrag  that  Die  beiden  mittel- 
rheinischen Unternehmungen  von  Köln  und  Düsseldorf  zogen 
daher  die  seit  Eröffnung  der  Köln-Mindener  Eisenbahn  für  die 
Linie  Köln — Wesel  eingetiihrten  PreiscrrnftTsigungen  im  Herbst 
1846  nach  tlberoinntimmenden  Besehlflssen  wieder  zurück  und 
handelten  seitcb-ni  überhaupt  in  Ijetrofi' der  Tarifsätze  und  deren 
notwendig  erscheinenden  Abänderungen  meist  in  vollkommen- 
stem Einverständnisse^. 

Wie  über  die  Frachten,  suchte  man  sich  auch  über  die 
Abfahrtszeiten  zu  verständigen,  die  lange  den  Zankapfel  ge- 
bildet hatten.  Wenn  eine  Abfahrtsstunde  ftlr  günstig  erkannt 
war,  wollten  gewöhnlich  zwei,  drei  Gesellschaften  zugleich  ein 
Boot  für  sie  bestimmen,  während  eine  andere  weniger  einträg- 
lich erscheinende  Stunde  von  keiner  der  Unternehmungen  be- 
nutzt wurde.  Dir-  einzelnen  Lokalbohrtnlen  suchten  zwar 
diesem  Treiben  nach  Kräften  zu  steuern  und  gestattet'-ii .  nn- 
fan^rs  aus  l'urelit  vor  Zusammenstöfsen ,  später  hauptsäcldicli 
im  Interesse  eines  ^leiehmäfaig  verteilten  Verkehrsplanes,  nieist 
nicht,  dafs  die  Abfahrtszeiten  zweier  Dampfer  für  dieselbe 
Stunde  festgesetzt  wurden^.  Aber  man  wurste  diese  Bestim- 
mungen  dadurch  zu  umgehen,  dafs  man  die  festgesetzten  Zeiten 
nicht  innehielt.  In  Mainz  stritten  die  Kölner,  die  Dttssetdotfer 


'  Vgl.   Verlmndlunpeu   der  Gen.    \  t  r^iitiuniiung  U,  D.-G.  für  den 
Niedtr-  und  Mittelrhein  1846. 
«  A.  a.  O.  1847. 

"  Nur  ausnahutäweisc  wurde  von  diesem  Grundtifttze  abge-;«'hi»n 
uncl  X.  B.  in  Mainz  am  1.  Angaat  1840  verefnisiigunps weise  p<->tÄtt»*t. 
dafrj  das  Uiu^cr  T.okalboot  und  ein  Sellin  der  niederländis<  !ien  Ge- 
sellschaft gleR-hzeitifC  aus  drm  Hafen  abgingen.  Vfrl  Akr.  n  uhf»r 
Handel  und  Vcrkchrciwe««'n  127  M.St«A.  Lbcnda  vgL  Verhaiidiunsten 
von  1^539  und  ff. 
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Gesellschaft  und  die  Adler  des  Oberrhein^5  jahrelang  wegen  des 
Nichteinhalteiis  der  Abfahrtszeiten  und  des  dadurch  ermöglichten 
„Abspannens  von  Kunden".  Beispielsweise  sollten  1841  *  die 
Kölner  um  8,  die  Düsseldorfer  um  S^'i  Uhr  vormittags  von 
dort  ein  Boot  rheinabwHrts  gehen  lassen.  Die  Kölner  ver- 
zögerten die  Abfahrt  reg»  Iniiifsig  bis  nach  8  Uhr,  solange  bis 
die  VüU  ihnen  gewonnenen  Omnibusse  über  die  Brücke  im 
Trabe  mit  den  im  Frankfurter  Zuge  zu  Kastel  angekommenen 
Reisenden  eintrafen,  die  dann  natttrlich  dem  Düsseldorfer  Boote 
entsogen  wurden ,  wofür  dessen  Besiteer  sich  wieder  bei  an- 
derer Gelegenheit  zu  rächen  suchten.  Wenn  auch  darin  zu 
Beginn  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  insofern  eine 
Besserung  eintrat,  als  die  Rivalen  sich  wenigstens  teilweise 
über  Einteilung  der  Fahrten  verstJtndigte?i.  so  blieben  doch  bei 
Fortdauer  der  Konkurrenz  in  dem  stiindliciicn  Verkehr  Lficken 
und  Mangel,  die  nur  durch  eine  stets  gesteigerte  Zahl  von  Booten 
oiiue  Nutzen  für  die  Unternehmungen  ausgefüllt  werden  konnten. 
Aach  sonst  führte  der  ruhelose,  eifersüchtige,  in  pflichtmärsigem 
Streben  geübte  Wettbewerb  fUr  die  feindlichen  GleseUschaften 
viderlei  Kachteile  mit  sich,  die  nicht  durch  Verabredungen 
über  einzelne  Punkte  beseitigt  werden  konnten. 

Was  in  dieser  Allgemeinheit  von  den  verschiedenen,  den 
gleichen  Zn'eek  verfolgenden  Unterii*>1nnungen  auf  dem  Rheine 
galt,  fand  besonders  seine  Anwendung  auf  die  zwischen  der 
Kölner  und  Mainz  —  Düsseldorfer  (Tcsellsehaft  bestehende 
Konkurrenz,  die  sich  für  dieselben  Linien  mit  annähernd 
gleich  starken  Watfen  gegenüberstanden.  Beide  Parteien  er- 
kannten dies  sehr  wohl,  aber  verschiedentlich  wiederholte 
Versuche,  einen  „Freundschafts-  und  Schiffahrtsvertrag*^ 
zwischen  ihnen  zu  errichten,  verliefen  vollkommen  fruchtlos. 
Erst  nach  mehrjährigen ,  schwierigen  Verhandlungen  gelang 
es,  die  GeselUchaftsvorstände  zu  jenem  bestimmten  Zweck 
einander  zu  nähern  und  die  Mittel  zu  seiner  Erreichung  vor- 
urteilsfrei darzulegen.  Im  Jahre  185^1  kam  dann  ein 
Einigungsvertrag ^  zwischen  den  „Kölnisi  1h  ii  und  Düsseldorfer 
Personen-DampfschiÜahrtsgesellschaftcn"  zu  stände,  der  um- 
gehend durch  die  statutcngemiifs  dazu  berechtigten  Vorstände 
vollzogen  wurde. 

Während  beide  Unternehmungen  ihre  Selbständigkeit  nach 
innen  bewahrten,  auch  fernerhin  ihre  eigenen  Schiffe  bauen, 
unterhalten,  bemannen  und  in  Bewegung  setzen  sollten,  stellten 
sie  ihre  Fahrzeuge  und  ihr  auf  den  Laiidstationen  befindliches 
Immobiliar-  und  Mo  biliar  vermögen  zur  Ausführung  eines  ge- 


I  Vgl.  VerhandluDgon  a.  a.  O. 

■  Vgl.  über  Einzelheiten  des  Vortrags  Verhandlungen  (l<  r  (Jm. 
Versammiuiig  der  D.-G.  für  den  Nieder-  und  Mittelrheiu  l^bd  und 
Jahresbericht  1858  S.  6,  7. 
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meinsamen  Operationsplanes  ein,  fles^M  ii  Anordnung'  alle  irgend« 
wie  hervortretenden  wichtigen  Bedürfnisse  des  Verkehrs  be- 
friedigen und  bei  jeder  Fahrt  das  zweckmäfsigste  der  zahlreichea 
SchifTc  beider  Gesellschaften  vpvAvenden  würde.  So  bb'eben 
dem  öfVentlichen  Verkehr  die  FahrtoTi  zu  den  soitlierigen 
Tageszeiten  gesichert,  und  es  konnten  noch  w^iteit*  JVjuren 
mit  anderen  Abfahrtsstunden  eingelegt  werden,  wofür  früher, 
da  zwei  Schifte  der  getrennten  Gesellschaften  oft  zu  bchnell 
hintereinander  dieselbe  Strecke  befahren  hatten,  das  vorhandene 
Material  nicht  ausreichte. 

Bessttglich  der  finanzieUen  Seite  des  Kontraktes  Ter* 
pflichtete  sich  die  Düsseldorfer  Gesellschaft,  aus  den  künfUgen 
gemeinschaftlichen  Einnahmen  der  Kölner  Kollegin  in  An- 
betracht ihrer  gröfseren  Schiffszahl  ein  Voraus  zu  bewilligen, 
wogegen  icne  diejenigen  Fahrzeuge,  welche  sie  libor  diö 
erforderliche,  von  beiden  vprtragschliefsendon  Teilen  einzu- 
stellende Zahl  von  Seliitleii  besafs,  unter  bestimmten  Be- 
dingungen zur  Verfügung  der  Gemeinschaft  und  bei  Dienbt- 
unfilhigkeit  eines  Bootes  auch  zur  Verfügung  der  Düsseldorfer 
Unternehmung  hielt 

E!s  war  also  nicht  su  einer  Verschmelzung,  nicht  einmal  zu 
einer  vollkommenen  GescbUftsgemeinschafi  zwischen  beiden 
Unternehmungen  gekommen.  Ihr  neues  Verhältnis  war  vid- 
mehr  nur  eine  Art  von  Kartell  zur  Ausnutzung  der  best- 
möglichsten Gewinnchancen  und  verhältnismMfsigen  Verteilung 
der  bei  dem  grme!Ti«e]inftlie]ien  Fahrtenbetrieb  erzielten  Er- 
trägnisse. Der  Vortr;i^'^  wurde  von  den  beiderseitigen  General- 
versammlungen einstimmig  prenelmiigt  und  bestätigt  und  trat 
mit  dem  9.  Juni  1853  in  ^\  irksamkeit.  Seitdem  fuhren  die 
beiden  Gesellschaften  in  der  Hochsaison  gemeinsam  täglich*: 

7  Mal  zwischen  Köln         und  Koblenz 
5    -        •        Koblenz       •  Mainz 
4    -        -       Mainz         -  Mannheim 

1  •        •       Mannheim    •  Strafsburg 

2  -        -       Köln  -  Amheim 

1    -       -       Amheim      •  Rotterdam. 

Auch  in  der  folgenden  Zeit  hat  sich  das  getroilene  Über- 
einkommen zwischen  beiden  Unternehmungen  durchaus  be- 
währt. Nach  Ablauf  der  ersten  sechs  Jahre,  für  die  der 
Kontrakt  geschlossen  war,  herrschte  bei  beiden  Parteien  die 
unbedingte  Überzeugung  ^  dafs  die  Erneuerung  des  ablaufen- 

»  Vgl.  Jahresbericht  18-53  S.  7. 

*  Vgl.  Verhandlungen  der  Gen.  VenHunmlung  der  D.-O.  fihr  Kieder- 
und  ^^^tt••lrhpin  IPöP.  Tsäheron  über  den  rTi}jalt  des  neupu  ÖesoIIschaft?»- 
vertragSy  der  die  ursprüngliche  Übereinkunft  verschiedentlich  abänderte, 
findet  Bich  im  Jahresberichte  1859  S.  VIT.  YIU.  KfinftiK  sollten  beide 
Unternehmungen  die  gleiche  Zahl  von  je  zwölf  Üamp^chiffen  in  den 
Betrieb  einstellen.  Die  Bewilligaog  eines  Pricipam»  bdrte  aaf.  I>ie 
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den  VertragB  in  ihrem  wohlverstandenen  Interesse  liege,  ja 
dafs  nach  sechsjährigem  Bestehen  die  Einigung  noch  dringender 
ji:el)<)ton  sei  als  zur  Zeit  ihrer  Abschliofsung.  Wit*  'l;nii;ils 
haben  aiicli  ^|»iiterhin  die  Köln<M-  nml  Düsseldorfer  Unter- 
nehmung alle  aus  dem  Vertrag  herrülirenden  Verpfliclitun^en 
stets  rtHÜich  erfüllt .  .so  dafs  die  Beziehunfr«^n  derselben  bis 
auf  den  heutigen  Tag  uiigt  ii  tibt  erhalten  blieben.  „Sie  waren 
aul*  gegenseitiges  Vertrauen  und  gegenseitige  Achtung  ge- 
grttnaet,"  aber  nicht  minder  auf  daa  wirtschaftliclke  Ober^ 
gewicht,  daa  die  beiden  Gesellschaften  durch  ihr  kluges,  ein- 
mütiges Hatidelii  iibi  1  'I  re  Konkurrenten  durchweg  behaupteten. 
In  unermüdlichem  Wettbewerb  mit  der  grofsen  niederländischen 
Gesellschaft  haben  sie  den  Personen-  und  Warenschnellverkehr 
auf  der  Rheinstrafse  immer  mehr  an  sich  j^^eriHsen  und  es  ver- 
standen, durch  Einstellen  stets  lef^'tuTvtrsfjilügerer  Dampfer  so- 
wie durch  Vermelirun;^  der  Fahrten  dem  gesteigerten  Verkehrs- 
bedürfnis in  der  richtigen  \\'eise  Rechnung  zu  tragen. 

Neben  diesen  drei  Kiesen  Unternehmungen  konnten  sich 
auf  die  Dauer  nur  eine  Reihe  kleinerer,  hauptsächlich  der 
Personenbeförderung  <lienender  Dampfschilfahrtsgesellschafteii 
für  den  nftheren  Verkehr  der  einseinen  Hafenplätse  behaupten, 
die  an  rerschiedenen  Orten  aufgekommen  waren.  Es  ist  als 
solche,  aufser  der  früher  genannten  Yssel-  und  der  Nymweger- 
GeselUchaft,  ftlr  den  Nierlerrhein  noch  die  Schiedamer  Gesell- 
schaft zu  erwähnen,  die  seit  1853  eine  Verbindung  Rotterdam — 
Emmerich  aufrecht  erhielt.  Dazu  kamen  dort  wie  auch 
auf  dem  Mittelrb^^in  eine  f]^anze  Anzahl  von  „Dampfnaehen"^ 
die  zur  Vermittelung  des  I.okalverkehrs  von  Gesellsehatten 
oder  Privaten  eingeführt  wurden  und  sich  bald  die  (Junst  luui 
das  Vertrauen  des  Publikums  erwarben  i5ie  fuhren,  um  nur 
die  wichtigsten  zu  nennen,  zwischen  Köln  und  Mühlheim, 
DQaseldorf— Neufs,  Bonn — ^Königs winter^  Koblens—Vallendar, 
Mains — ^Biebrich,  später  auch  Mainz^Radesheim '  u.  s.  w. 
Obwohl  ihre  Besitzer  und  ihr  Bestand  zeitweise  wechselten^ 
erfreuten  sie  sich  doch  im  grofsen  und  ganzen  eines  nach- 


Einnahmcn  wurden  an  jede  Ge'^t  llschaft  zur  Hälft*  ab^t  Hi  fLrt.  Die 
Düsseldorfer  Ge.sellschaft  übernahm  käuflich  die  Hälfte  der  die  früher© 
Überzahl  der  Kölnischen  Gesellschaft  bildenden  6  Schitie  für  einen  verein- 
barten Preis.  Der  iK'ue  Vertrag  wurde  auf  unbestimmte  Zeit  geschlossen; 

i'edocH  ^^'<ir  mit  Ende  des  JaoreB  1864  beiden  Teilen  eine  einjährige 
Lündiguugsfrist  freii^esteUt. 

>  Vgl  Jahreebericht  1853  S.  9;  1854  S.  8;  dort  sind  auch 
die  Namen  der  fie^itzer  angegeben«  Vgl.  noch  Akten  über  Handel 
und  Vt  rkfhrewpion  127  M  St  A. ,  die  namentlich  über  die  Konxessione- 
erteilunK  durch  Hessen  und  Nassau  zu  berichten  wissen. 

*  Seit  1863.  Vgl.  Akten  fiber  Handel  und  Verkehrswesen  127 
M.StA.  (Konzession  wurde  atn  i:>.  November  1863  an  J.Acker,  A.  Bau 
und  Chr.  Acker  von  £ltville  verliehen.) 
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haltigen  Zuspruchs,  da  sie  bei  ihrer  leichten  Betriebsweise 
den  Verkehnbedürfnisseii  in  eDgeren  GrenzoD  Tollauf  genügten. 
Beeonders  ausgiebig  wurden  die  Fahrten  benutet,  die  die 

Gebr.  Ohlenschläger  seit  1842  mit  zwei  Booten  (Delphin  I  und  II) 
zwischen  Frankfurt  und  Mainz  unterhielten  ^    Sie  konnten 
ihre  Routen  seit  1847  bis  Bingen  und  seit  1849  rheinaufwärts 
bis  Ludwigshafen  ausdelinen  und  machten  der  „Main-Rhein- 
oder WürzbntL^er  Dampfschiffahrtsgesellschat't,"   die   für  den 
gröfstpn  Nei)eutlur8  des  Hauptstroms  1842  ins  liehen  getreten 
war",  auf  dem  Unterlauf"  desselben  entscliieden  Konkurrenz. 
Ihre  in  Frankfurt  wohneuden  Besitzer  hatten  schon  früher  die 
Frankfurter  Marktschiffahrtsgerechtigkeit  besessen  und  dabei 
mehr  Selbständigkeit  und  Eigenwillen  bewiesen,  als  man  sonst 
bei  den  nach  Erwerb  lüsternen  Scbiffleuten  gewohnt  war*. 
Sie  hatten  beispielsweise  1840  einem  Handelshause  entschieden 
den  Gütertransport  verweigert  und  bei  der  Mainzer  Bürger- 
meisterei mit  ihrem  Thun  Hecht  behalten,  da  diese  einsah^, 
dafs  die  Gebr.  Oldenschlüger  nicht  durch  formelle  Bestimmtnigen. 
wie  sie  der  alte,  dureli  die  Rheinschiffahrtsakte  aufgehobene 
Präfekturbeschiuls   vom  14,  Mai  18iJ'»  «Mithielt,   zu  zwingen 
seien,  aueh  zum  Erlafs  von  solchen  kein  Anlafs   vorlag,  da 
der  Mainzer  Handelsstand  alle  möglichen  Schiffer  fUr  die 
Strecke  mietete  und  also  bei  Zwang  Gegenseitigkeit  nicht 
verbürgt  gewesen  wäre'.   Am  27.  September  1842  erhielten 
sie  dann  vom  Senat  der  Freien  Stadt  Frankfurt  die  Befugnis» 
neben  den  bereits  bestehenden  oder  zu  bildenden  Schiffahrts« 
Verbindungen,  Personen,  Gepäck  und  Güter  durch  Dampf- 
schiffe befördern  zu  dürfen.    Auch  die   Mainzer  Behörden 
standen  dem  Untern dimen  iler  Gebr.  OldensehlJiger  und  der 
Vorwendnn.t(  des  Dampfmotors   bei    ihren    Booten  freundlieh 
gegenüber.     In    einem    Berichte    der   Bürgermeisterei  vom 
1.  Dezember  1842*''  heifst  es,  dasselbe  sei  sehr  zeitgemafs  und 
verdiene    alle    Unterstützung    durch    die    Behörden.  „Das 
Etablissement  der  Marktscliiffer,  wie  es  bisher  die  Kommuni- 
kation zu  Wasser  zwischen  beiden  Städten  unterhielt,  werde 
darunter  zwar  Kot  leiden,  allein  dies  könne  ebensowenig  einen 
Grund  abgeben,  dem  neuen  und  verbesserten  Unternehmen 
irgend  ein  Hindernis  in  den  Weg  zu  legen,  als  die  Beein- 
trächtigung der  Segelschiffahrt  ein  Motiv  gegen  die  Einfüh- 

'  8chanz  (Mainschiffahrt  im  19.  Jahrhuudert),  bringt  üher  da« 
UDtemehmen  nur  die  knappe  Notve  8. 185^186,  w«shalb  »einer  hier  etwas 

ausführlicher  gedacht  werden  mufs. 

-  t^bor  deren  Schicksale  vgl.  die  ausführliche  Darstellung  bei 
Schanz,  Mainschiffahrt  im  19.  Jahrhundert  S.  178—214;  Meidioger, 
Rhein  S.  50  nnd  die  Jahresberichte  1842  ff. 

^  Vpl.  Rhcinsehiffahrtsakt.  n  1840  M.St.A. 

*  Enfschoid  vom  25.  April  1840  a.  a.  O. 

*  Vgl.  Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen  127  a.  a.  0. 

*  A.  »  0. 
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rung  der  Dampfschiffahrt  auf  dem  Rhein  abgegeben  hätte.* 

Schnelle  Beförderung  auf  Wasfier-  und  Landwegen  bei  möglichst 
billi{,'en  Preisen  so\  jpt/t  «las  allgemeine  Verlangen.  Auch  in 
den  fülgendeii  Jahren  lantlen  Gebr.  Ohlenschlager  die  Unter- 
stützung der  Mainzer  Verwaltung  schon  um  deswillen,  weil 
einzelne  Frankfurter  Kaufleute  den  mit  ihren  Booten  be- 
triebenen Wasserschnell  verkehr  nach  dem  Mainzer  Hafen 
dem  Eisenbahntransporte  über  Biebrich  vorzogen. 

So  war  denn  die  Dampfkraft  im  Laufe  weniger  Jahnehnte 
für  jede  Art  des  Fahrtenbetriebs  auf  dem  Rhein  dienstbar 
gemacht  worden.  Der  Lokalverkehr ,  die  Personen- 
und  FJlgutbefOrderang  and  der  gewaltige  Güterzug  von 
Handelsartikeln  wurden  mehr  und  mehr  auf  ihre  Hilfe  an- 
gewiesen. Die  alte  Art  der  Fortbewegung  mit  Segel  und 
Leinzug  ward  lan^xsaiu,  aber  stetig  zurückgedrängt.  l>ie 
regeliunfsigen  Diligeneenfahrten  aui'  dem  Mittelrhein  waren  sciiuu 
in  den  dreiisiger  Jahren  verschwutiden.  Aiieh  für  einzelne 
Reisen  wurden  diese  ehemaU  gepriesenen  Boote  immer  weniger 
benutsst  und  kamen  bald  ganz  aus  der  Mode^  da  die  Fahrten- 
lustigen auf  den  Dampfern  viel  billiger  und  schneller  be- 
fbrdert  wurden.  Es  blieb  den  jüngsten  Jahren  vorbehalten, 
wieder  Segeljachten  auf  dem  Rheine,  freilich  /u  i  ein  sportlichen 
Zwecken,  einzuführen.  Länger  wufstcn  sich  die  zwischen  be- 
nachbarten Orten  verkehrenden  Marktsehiffe,  namentlich  die 
des  Mittelrlieins  zu  halten.  Ja  gcKgentlieh  wurde  gar  noch 
eine  neue  Linie  konze88i(»niert,  wie  die»  1845  für  die  Ver- 
bindung Mainz — Nackenheim  der  Fall  war*.  Das  Regulativ 
vom  29.  September  1845  enthält  noch  ganz  die  Bestimmungen 
nach  alter  Weise  und  verfügt,  dafs  der  Marktschiffer,  der  die 
Yeroflichtung  übernommen,  einen  Kanon  an  den  Staat  zu 
zahlen,  die  Abfahrtsstunden  einzuhalten,  „geladen  und  un- 
geladenzu  fahren,  dafür  in  seiner  Oerechtsame  nach- 
drücklich SU  schützen  sei.  Demgemäfs  wurde  es  bei  Strafe 
jedem  andern  Schiffer  verboten,  eine  Stunde  vor  und  eine 
Stunde  nach  Abfahrt  seines  Bootes,  die  Dienstags  und  Frei- 
tags regolmäfsi^  um  12V 2  Uhr  statttindcn  sollte,  gegen  Lohn 
Persoll,  n  von  Mainz  nach  Nac  kenheim  in  einem  Wa.s.s'Tfnlirzmg 
zu  vertuhren,  oder  vermittelüt  cinea  solchen  Waren  dortinn  /u 
transportieren.  Am  20.  März  1847  ^  wurden  diese  Bestimmungen, 
die  nicht  streng  genug  zu  sein  schienen,  noch  verschärft  und 
die  Strafe  fUr  jeden  Übertretung.sfall  auf  5  bis  10  Gulden  erhöht. 

Dafs  die  grofsen  Transporte  von  Handelsartikeln  in 
S^elschtffen,  insbesondere  die  Kangtouren,  durch  Verwendung 

»  Vgl.  Rheinschiffahrtftakten  184'^  ISöO  M.St.A.  Noch  heuto  <\cht 
man  gelegentlich  die  alten  mittelrheinischeu  Marktnacheu  den  Strom 
befahren,  wenn  sie  auch  den  l>icn9tbetrieb  niebt  mehr  in  der  früheren 
R^elmärsigkeit  und  dem  alten  Umfang  aufrecht  erhalten  können. 

*  A.  a.  O. 
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des  Dampfes  zu  Schleppreisen  litten,  dafs  sie  sich  nur  halten 
konnten,  wo  sie  die  an ^^f' feindeten  Dampfsclilepper  zur  eigenen 
Fortbewegung  nachträglich  in  Anspruch  nahmen,  wurde  be- 
reitö  ol)en  ^  ausführlicher  dargelegt.  Der  neue  Motor,  der 
eine  Umwälzung  im  Seliiflahrtsbetriehe  hervorrief,  wie  niiin  sie 
seit  Jahrtausenden  nicht  mehr  gekannt  iiatie,  war  auf  der  ganzen 
Linie  siegreich  geblieben.  Wie  der  Erfolg  gewöhnlich  den  Bei> 
fall  der  Menge  findet  und  die  Schwankenden  flberaeugt,  yer- 
schwand  auch  g^enüber  der  überlegenen  Dampfschiffahrt  das 
MiTstrauen,  das  sich  anfangs  Terschiedentlich  gezeigt  und  in 
PräYentivmafsregeln  ausgeprägt  hatte.  War  doch  beispiels* 
weise  noch  1842  zur  Verhütung  von  Beschädigungen  an  den 
Fbf-nmfem  htkI  den  daselbst  befestigten  oder  vor  Anker 
lir-i  nden  Scliitien,  Flöfsen  oder  Miilden  eine  hessisciie  Ver- 
ordnung" erlassen  worden,  die  das  Vorbeifahren  der  Dampf- 
schiffe mit  voller  Kraft  hindern  sollte,  aber  so  engherzig  ^f*- 
handhabt  wurde,  dai't>  die  „Schnelligkeit'*  zwischen  Woruia 
und  Bingen  iUnsoriseh  wurde*.  Allmählich  verstand  man  sich 
dazu,  die  yerschiedenen  Poltzeireglements,  deren  Sätee  man  an* 
fangs  in  mflhsamer  Interpretation  auf  die  neue  Betriebsweise 
angewandt  hatte,  in  gehöriger  Berttcksichtignng  derselben  umzu* 
arbeiten*.  Nach  Erlafs  der  Verordnung  über  das  Befahren 
des  Rheins  von  Basel  bis  zur  kgl.  niederländischen  Grenze 
b»^!  Spyk  .  über  deren  Vollzug  vom  1.  Janu;ir  I^.M  *  an  die 
Kln'iiiut  :  i  Staaten  sieh  geeinigt  hatten,  konnte  -ic  Ii  die  l>nm|it- 
schilialirt  über  irf,M'nd  welche  Zurücksetzungen  oder  Be- 
drängungen  bei  den  Fahrten  tiberhaupt  nicht  mehr  beklagen. 

»  Vgl.  S.  263  ff. 

*  Vgl.  Verordnung  vom  19,  Juli  \xi2  (Hesaiwclie.s  Rf'^.M*ening»blatt 
1842  S.  auch  Verordnung  vom  9.  Mai  1840  betr.  Vorbeifahren  der 
Dampfschiffe  und  der  Se^clBchiffe  aneinander  and  sonstige  von  denselben 
und  den  Flöfsen  bri  <l(>r  Fahrt  auf  demBliein  sa  beobachtende  Pblisei- 
Tomhriften  (Reg  -Bh  1840  S.  173). 

*  Ygi.  Beschwerden  der  preufaisch-rlieiaischeu  DaniptdcbiÖiihrU- 
^esellschSft  bei  der  Centralkommisston  1848,  die  nicht  erfolglos  blieben, 
in  Akten  über  Handel  und  Verkelirsu  t'sen  127  M.St.A. 

*  V^l.  Eingrabe  der  Dampfschiftahrtspesellschaften  vom  19.  März  1828 
um  Befreiung  von  Geldzahlung  und  Untersuchungen .  w'io  nie  die  in 
Hessen  geltende  Verordnung  vom  18  Min  1808  (resp.  26.  Uktober  1824) 
über  da.s  Ikklopfen  der  Djunpfscbiffc  vor  Antritt  dor  V.ihn  fonl'  rt^:- 
Die  Provinzialregierun«  orliefs  daher  am  22.  April  1«28  ein  Keskript 
des  Inhalts,  dafs  zwar  die  vorgeschlagene  drei-  bis  viermalige  Revision 
im  Jahre  nicht  genüge,  dafs  man  es  aber  bei  dorn  sniidiMi  Hau  derFnlu^ 
zeupf"  mit  ciiior  einmnlipen  Untersuchung  in  jedem  Monat  bewenden 
lassen  wolle  und  dafs  nur  für  diese  das  vorgeschriebene  Beklopfgeld  zu 
zahlen  sei.  Da  die  provts.  Verwaltun^kommission  sich  Uinlieh  iaberte 
(am  19.  Mai  1828),  wird  das  L'ciuiiuiti'  Kenkript  am  10.  Juni  1828  Ben 
bestätigt.    Vgl.  Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen  M.St.A. 

■  Abdruck  derst^lbcn  bei  Schirmes,  Rhein  S.  279—289.  Wichtige 
Nonnen  ülx  r  das  Recht  mit  Dampfschiffen  zu  fahren,  hatt»^  M-hou  Snpp' 
lementarartikel  XVIIl  vom  29.  Juni  lv46  ao^esteUt.  Vgl.  Öcbirges, 
Khein  S.  277,  278;  Rhenus  1859  S.  79,  80. 
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In  stetiger  Fortentwicklung  gewann  der  Dampfbetrieb 
seitdem  am  Rhein  von  Jalir  zu  Jahr  an  Bedeutung'.  Welchen 
Umfang  er  zu  Beginn  der  zweiten  Haltt«'  des  vorigen  Jahr- 
hunderts auf  dem  wiehtigsteu  deutschen  Strome  annahm,  ver- 
anschanlieiiT  treffend  die  Übersicht  über  seinen  Bestand,  den 
die  Jaliresberichte  der  Centi  alkomraissiun  enthalten.  Darnach 
gab  es  zu  Anfang  1857  sieben  Gesellschaften  für  Personen- 
nnd  Ottterbeförderungy  die  inagesamt  46  Schiffe  mit  4049 
Pferdekrttften  und  50450  Oentner  LadungsÄhigkeit  auf  dem 
Rhein  fahren  liefsen.  Hiervon  hatten  die  drei  grOfsten, 
welche  die  Strecke  Mannheim— Rotterdam  befuhren ,  die 
Kölnische  mit  17,  die  Düsseldorfer  mit  11  und  die  Nieder- 
Iftndisclu'  nesellscliaft  mit  11  Sehiffcn  ihre  Sitze  in  Preufsen 
und  Holland.  Zu  letzterem  Staate  i^eliortc  aufserdem  noch  die 
Rhein- Ysselgesellsehaft  mit  2  ]>,nnpferu  für  die  Linie  Kampen- 
Köln,  während  die  beiden  Lokalbuote  für  die  Strecke  Mainz- 
Biebrich-Bingen  zu  Nassau  uutl  die  Damnfboote  Delphin  I 
und  II,  die  die  Verbindung  Frankfurt -Mainz -Bingen  und 
Maina-Mannheim  pflegten,  zu  Frankfurt  gehörten.  SchlieTslich 
kam  noch  die  Main-DampfBchiffahrts-GesellBchaft  in  Wfirzbnrg 
(Bayern)  in  Frage,  die  3  ihrer  Schiffe  zwischen  Frankfurt 
und  Köln  Terkehren  Hefa  und  aufaerdem  noch  4  Dampfer 
zur  Personen-  und  Güterverfracbtung  auf  dem  Main  zwischen 
Wttrzbnrg  und  Frankfurt  bosafs. 

Für  die  Güterbeförderung  im  engeren  Sinne,  den  Trans- 
port der  eigentlichen  Hand 'Isartikel,  werden  17  Oesellschaften 
mit  50  Remor(jueurs  zu  i»720  Pferdekräften  und  (34040  Ctr. 
Ladungüiähigkeit  sowie  154  Aniiange-Schiticn  zu  954526  Ctr. 
Ladungd^higkeit  genannt.  Von  den  Ijastkähnen  gehörten 
124  (116  eiserne,  8  hölzerne)  den  Untemehmongen  zu  eigen, 
während  80  (1  eisernes,  29  hOlzeme)  hlofs  gemietet  waren. 
Bei  dieser  letzten  Geschäftsweise  war  hauptaächlich  die 
Mannheimer  Gesellschaft  beteiligt,  die  22  hölzerne  Anhänge- 
Schiffe  durch  ihre  vier  grofsen  Schlepper  regelmäfsig  befördern 
liefs  \u]f\  dafür  von  der  Beschaffung  eiserner  Kähne  voU- 
koiunirii  aitsah'-. 

Auiserdem  wird  für  Baden  noch  das  Schiff  „Stählin",  das 
früher  als  Sehle})p]*ot>t  auf  der  Lippe  diente,  genannt. 

Aut  die  übrigen  Staaten  verteilten  sich  die  Unter- 
nehmungen far  Gfitertransporte  mittelst  Dampfkraft  wie  folgt. 
In  Bayern  hatten  ihren  Sitz  die  Bayerisch-PfillziBche  Gesdl- 


*  Vgl,  Tabelle  S.  284,  Dieselbe  ist  entnommen  dem  Jahresbericht 
1857  S.  122,  der  die  bereits  im  Bericht  185f5  po^r''b«  iie  Ubersicht  in  ver- 
besserter Faasung  enthält.  Vgl.  Jahresbericht  löö6  8.  IX;  1857  S.  VI, 
VH  Ehie  Überriebt  Aber  den  Bestand  1855  enthält  Bericht  1855  S.  170. 
Vgl.  noch  Bemerkungen  dasn  ebenda  S.  9, 10. 


*  Vgl.  oben  8. 
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Schaft  mit  3  Schleppern  und  10  eisernen  Anhängen,  sowie 
die  oben  erwähnte  Rhein-  und  Maiu-Dampfflchifiahrtsgesellscbafi 
in  Wiirzburg,  die  aus  Mangel  an  einem  brauchbaren  Hemor- 
queur  ihre  5  Lnstkühne  durch  Dampfer  der  rheinischen  Ge- 
sellschaft schleppen  liefs.  Wolter  waren  von  Belang  die 
Frankfurter  Gesellschaft  mit  4  Seliitlen,  27  eisernen,  H  hölzernen 
Anhängen*  und  die  Mainzer  Gesdlöchaft  mit  3  Schilfen  und 
16  eisernen  Anhängen.  Dagegen  hatte  Nassau  nur  einen 
Dampfscblepper  aufzuweisen^  der  7  Hokkähue  zu  befördern 
pflegte.  FUr  die  Niederlande  sind  die  Dordrechter  mit  2  und 
die  Rptterdamer  Gesellschaft  mit  5  Remorquears  zu  er- 
wähnen. Letztere  besafs  aufserdem  noch  4  eiserne  und  1 
hölzernes  Lastschiff. 

Die  relativ  «rröfste  Z.ihl  von  Unternehmungen  hatten  in 
Preufsen  ihren  Sitz.  Neben  der  Kölner  und  Düsseldorfer  H.  .Seil- 
schaft mit  je  4  Remonjueurs  und  32  beziehentlich  12  ei.iern^n 
Anhängen,  werden  die  Muhlheimer  mit  5,  die  Ruhrorter  (le- 
sellöchuft  mit  o  Schleppächiffeii  aufgeführt.  Dazu  kamen  noch 
die  Unternehmungen  von  Mathias  Stinnes  mit  2  und  von 
Franz  Haniel  mit  4  Schleppern  und  10  eisernen,  1  hölzernen 
Lastkahn. 

Schliefslich  ist  noch  Württemberg  zu  erwähnen,  in  dessen 
Gebiet  die  Heilbronner  Gesellschaft,  die  einen  Kemorqueur 
zwischen  Mannheim — Rotterdam  und  die  Neckar-DampfschifT- 
fahrtsgescllseliaft.  die  einen  Schlepper  zwischen  Mannheim  und 
Köln  verkehren  liffsen,  ihren  Sitz  iiatten. 

Dieser  bedeutenden  Dampferdutille  stand  allenliag^ä  eine 
noeh  beträchtlichere  Anzahl  von  Segelschitfen,  deren  Besitzer 
zur  Klieinschiffahrt  berechtigt  waren,  gegenüber^.  Es  werden 
in  der  Übersicht  des  Jahresberichtes  mr  1857  für  den  Rhein 
760  Schiffer  mit  888  Fahrzeugen  zu  insgesamt  1800869  Ctr. 
Ladungsfkhigkeitgenannty  wobei  dievon  der  Mannheimer  Gesell- 
schaft gemirteton  Roote  eingeschlossen,  dagegen  die  niederländi- 
schen Schiffe,  deren  Zahl  unbekannt  war,  nicht  mitgerechnet  sind. 
Für  den  Güterzug  auf  dem  Hauptstrome  kamen  weiterhin  n-^ch 
1604  Schifte  von  Nebenflüssen  in  Belraeht,  die  987  Schirl"'  rn 
gehürtt'n,  uelclie  elyenfalls  die  I»''?v*(liti«;un;[;  zum  Hefalirea 
der  IklifinstrafbC  be-saftscn  ^.  ZusamnT'n  ergeli«*u  sich  17S7 
Schitfcr  mit  2582  Schi tlen,  von  denen  1170  eine  Ladefähigkeit 


1  Dazu  kam  noch  ein  «romiototf«?  f  i-f  rnr»g  Lastschiff. 

*  Vgl.  TaboUe  S.  287.  Dieselbe  ist  entnommen  dem  Jahre.-.bericht 
1857  S.  128,  welcher  die  bereita  1856  S.  I2d  eutUaltene  Übersicht  ta 
verbessi  rter  Form  iiud  mit  genauerui  Angaben  (namentlich  f&r  Nasj^au) 
enthält. 

*  AulVerdeni  befubreo  noch  1C2  Schiflfer  mit  57ü  Schiffeii  nur  d.-u 
Main  und  41  Schiffer  mit  61  Fahrseufireii  nor  den  Neckar.   Die  Zahl 

der  Schiffer,  weh^ho  nur  zu  Fahrten  auf  den  ilbrij^en  Xebi nflü^sTen  b<*- 
rcchtigt  waren,  ist  uiclit  uberliefert  (Jahresbericht  1056  »S.  129.J 
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bis  zu  999  Otr.,  (am  Rhein  allein  370),  932  eine  solche  v  ti 
1000—3499,  (Khein  279),  430  eine  solche  von  3500—5999, 
(Khoin  191)  und  50  eine  solche  über  6000  Ctr.  (Khein  48) 
hatten. 

Wie  die  Ubersicht  ausweist,  war  die  Segelöchitfalirt  damaU 
trotz  der  sieghaften  Konkurrenz  der  Dampfer  bei  dem  Auf- 
schwung, den  der  Warenzug  auf  dem  Rhein  genommen  hatte, 
immer  noch  bedeutend ,  ja  sie  zeigt,  verglichen  mit  einer 
Aufnahme,  die  etwa  10  Jahre  frtther  (1848)  gemacht  wurde  \ 
für  den  Rhein  und  seine  Nebenflüsse  mit  Ausnahme  der 
Mosel  eine  nicht  unbeträchtliche  Zunahme.  Freilich  im  Ver^ 
hältnis  zu  der  Erstarkung  der  Dampfschiffahrt  ist  der  Zu- 
wachs der  Segelschiffe  prozentual  nur  'mii  sehr  geringer,  und 
wenn  wir  beim  Vergleich  '  ^v  itcr  zuriickschauen  auf  den 
Stand  der  Segelschiffe,  wie  bie  ein  Menschenalter  früher  in 
den  rheinischen  Gewässern  schwammen,  zeigt  sich  deutlieh 
der  entschiedene  Rückgang,  den  ihre  Betriebsweise  genuuimen 
hatte  ^  Sowohl  die  Zahl  der  Rheinschiffer,  wie  die  der  Fahr- 
zeuge auf  Hauptstrom  und  Nebenfltissen ,  war  so  bedeutend 
verringert,  da(s  die  vereröiserte  Ladungsfkhigkeit  der  neu- 
beschafften  Güterboote  ^  den  Gesamtausfall  sicher  nicht  deckte. 
Auch  darf  nicht  übersi  lu  n  werden,  dafs  letztere,  selbst  wo  sie 
nicht  in  Diensten  der  Sehleppschiffahrts-Unternehmungen  stan- 
den, wie  dies  in  Mannheim  der  Fall  war,  doch  vielfach  auf  deren 
Hilfe  aii[;ewie8(ni  blieben'*  und  nur  durch  dieselbe  sich  fort- 
erhalten konnteu. 

In  den  uiit  hsten  Jahrzehnteu  litt  die  Rheinschitfahrt  viel- 
fach ernstlich  unter  dem  Wettbewerb,  den  sie  mit  den  Eisen- 
bahnen ausfechten  mufste.  Am  meisten  machte  sich  der  Rück- 
gang bei  den  Seglern  bemerkbar,  die  der  doppelten  Konkurrenz 
der  Dampfmotoren  zu  Wasser  und  zu  Lande  gar  nicht  mehr 
gewachsen  waren,  nachdem  sie  lange  schon  durch  die  eine 
ernstlich  gefährdet  wurden.  Aber  auch  die  Entfaltung  des 
Dampferverkehrs  erlitt  manche  Stockungen,  die  sich  unliebsam 
ftililhar  machten.  Vm  die  Verhältnisse  vollkoinTiien  zu  ver- 
stellen, ist  es  nötig,  den  Blick  etwas  rückwärts  zu  wenden« 

"  Vgl.  Aufnahme  von  1848  in  Jahresbericht  18r>r>  S.  172.  Siehe 
dazu  die  Bcmerkangeii  1^  ö  S.  18;  1857  S.  VII.  Die  Aufnahme  von 
1>'48  if»t  mitrf'nnu :  zur  Ergänzung  d«*r  Ai)i:a})f'n  dient  „Darstrllmiii^  dor 
Lage  der  :><>^elHehiÜabrt  auf  dem  lihciu  und  der  zur  Hebuoc  der^elb«?«! 
notwendigen  Mafsreg^eln.'*  Wesel  1848.  Dort  ist  Kamen  und  Eilpmtfilner 
iech's  Schiffes  verzeichnet,  jedoch  der  Wert  un«!  <li'  >taunschaft  zu 
liooli  angesclilagen.  Vgh  da«  wahre  Verhältnis  etc.  6,  21  —  26;  auch 
Meidinger,  KIteiu  S.  74—77, 

«  Vgl.  die  Angaben  oben  S.  140,  141,  188,  189. 

*  l'ber  <]!'•  Zunahme  der  Ladungsfähigkeit  d«  r  Segelschiffe  im 
Rheingebiet  für  die  Zeit  von  1848  bis  im  vgl.  Jahresbericht  18ö4>  8.  XVL 
XVII. 

*  Vgl.  die  Angaben  über  die  Entwiekinng  der  Dampfiichlep|K 
schiffahrtsgeseUflchanen  im  Jahresbericht  1842  C  und  oben  8.  263  tL 
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Die  EÜoeDbalinen  S  unter  denen  wir  heute  allgemein 
Falurstrafsen  verstehen^  bei  welchen  die  Fahrzeuge  auf  Spur- 
wegen durch  Dampfkraft  fortbewegt  werden,  hatten  20  Jahre 
nach  Stcphenson-!  erfolgreichen  Versuchen  auch  in  Deutsch- 
land Eingaiiji:  gelunden.  Am  7.  Dezember  1835  wurdo  das 
erste  Privatunternehmen  dieser  Art,  die  Nürnberg — Fürth  er 
Ludwi/^sbahn  eröflnet,  der  wenig  später  die  erste  »Staatsbahn 
Deutschlands  folgte.  Das  Mifstrauen  der  Bureaukratie,  die 
furcbterregenden  Gutachten  von  MedizinalkoU^en,  der  Spott 
und  Unglauben  der  öffentlichen  Meinung  vermochten  von  da 
an  den  stetigen  Ausbau  des  Eisenbahnnetzes  kaum  noch  zu 
hindern.  Die  Vorteile,  welche  die  neue  Beförderungsart  durch 
ihre  Geschwindigkeit ,  die  Massen haftigkeit  der  Transport* 
mengen,  durch  Regelmäfsigkeit  und  Sicherheit  gegenüber  den 
alten  Landstrafsenvehikeln  bot,  waren  7.n  einleuchtend,  als 
dafs  ein  nachhaltiger  Widerstand  dagegeu  hätte  aufkommen 
können. 

Am  Kheiii  wurden  in  der  ersten  Epoche  die  Eisenbahiuüi 
nur  als  Zufahrtswege  zur  Wasseratrafse  betrachtet^.  Neben 
Harkort  erkannte  Friedrich  List,  der  unermüdliche  Vorkämpfer 
für  den  Ausbau  eines  Eisenbahnsystems*  in  Deutschland,  mit 
richtigem  Blick,  dafs  der  Rhein  neben  sich  der  Unterstützung 
zweier  durchgeführter  Bahnlinien  bedürfe,  dafs  er  seiner  volks- 
wirtschaftlichen Rolle  nur  mit  ihrer  Hilfe  in  Zukunft  vollauf 
genügen  könne.  Nach  jahrzehntelan^^^or,  woch.solvoller  Entwtck- 
luTiL'",  w;ihrenil  dcnm  die  Balinlinion  rh'n  Rheinverkehr  vielfach 
heiiiniteii,  .sollte  sich  die  Wahrheit  seines  Ausspruchs  beweisen 
uiul  khn-  werden,  dafs  auf  die  Dauer  die  Bahnen  gleichsam 
III  die  liande  des  Rheins  arbeiten,  der  selber  nahezu  zehnmal 
80  viel  Verkehr  hat,  wie  sie  beide  zusammen. 

Angesichts  der  herrschenden  Ansichten  nimmt  es  nicht 
wunder,  dafs  die  erste  Bahn,  die  in  den  Rheinlanden  gebaut 
wurde*,  von  Köln  nach  Aachen  ging,  wo  sie  sich  an  die 
belgischen  Bahnen  anschlofs,  um  auf  diese  Weise  den  Frei- 
hafen Kölns  mit  Antwerpen,  das^  als  Gegengewicht  su  Holland, 

»  V§1.  Elster,  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft!  S.  618— 635  und 
die  dort  eitierte  Litteratur.  Rurs  orientiert  Cohn,  Natioiial5koiioinie  d^ 

Handels  und  Verkehrswesen»  4}§  :.07  fT..  747  ff.;  Lötz,  Verkehrsent- 
wif'klung  in  Deutschland  S.  25  ft'.  Über  die  Entwicklung  des  Eisen- 
batinwesens  in  den  einzelnen  deutschen  Staaten  vgl.  von  Majer, 
Deutsche  Eisenbahnen  Bd.  I  8.  8  ff.,  Böhtlingk,  Der  dentsehe 'Zoll- 
verein S.  80 — 112.  Über  die  technischen  Fragen  der  Eisenbahnentwick- 
lung vgl.  Reuleaux.  Her  Weltverkehr  und  seine  Mitttl  I  S.  601  ff. 
Über  die  Umgestaltung  der  Wirtschafts-  und  Lebensverhältnisse  durch 
die  Dampflokomotiven  vgl.  Sax,  die  Verkehrsmittel  II  S.  1—81. 

2  Gofh.'in,  Befreiung  des  Klirins  S.  %MX 
Vgl.  die  Charakteristik  Friedrich  Lists,  die  U.  Schmoller  in 
seinem  Bache  „Zur  Litteraturgeschichte  der  Staats-  nnd  8odalwlsaen- 
Schäften"  giebt  (L«'ipzig,  Duncker  und  Humblot  1S^8J  bes.  8.  106,  106. 

*  VgC  von  Mayer,  Deutsche  Eisenbahnen  1      470  ff. 

Forsehnnsvii  XVUI  5.  —  Eckert.  19 
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der  wichtigste  Auafahrbafen  werden  sollte,  zu  rerbinden 
Welche  Hoffnungen  man  an  sie  knüpfte,  erhellt  aus  einem 
,An  unsere  Mitbürger**  überschriebenen  Aufruf,  den  die  Kölner 
Handelskammer  bei  ihrer  Projektiennip'  18/^5  erlirfs,  uikI  «ler 
zeigt,  dafs  diese  Bahnverbindung  als  im  <mgen  Ziisamnien- 
haTiL»"  mit  der  Rheinschiffahrt  stehend  gedacht  war,  um  das 
drückende,  vielfach  mifabrauchte  Monopol  des  holiändiscben 
Zwischenhandels  zu  brechen^. 

1843  war  die  ganze  Linie  Antwerpen — Köln  vollendet^ 
worauf  das  Unternehmen  der  ,  Rheinischen  Eisenbahn-Geseli- 
Schaft^  zum  Zweck  des  Ansbaus  anderer  nieder-  und  mittel- 
rheinischer Strecken  wesentlich  erweitert  wurde',  wie  es  auch 
1859  die  Yon  der  Köln-Bonner  Eisenbahn-G-weUschaft  am 
15.  Februar  1844  eröffnete  Linie  Köln  Bonn*  und  die  von 
der  „Köln-Krefekler  Gesellschaft"  erbaute  Verbindung  Köin^ 
Krefeld^  in  sich  aufnahm. 

Neben  der  Rheinischen  EisenbahugeselLschaft  bildete  sich, 
ebenfalls  mit  dem  Hauptsitz  in  Köln  die  Köln-Miiidener  Eisen- 
bahngeselltichaft  ^,  welche  von  Deutz  ausgehend  zunächst  einen 
Schienenweg  bis  Minden  und  weiterhin  einen  solchen  auf  dem 
rechten  Ufer  nach  Emmerich  sowie  nach  Giefisen  anlegte  und 
durch  die  am  8.  Oktober  1859  eröffnete  stehende  Rheinbrttcke 
bei  Köln  den  erwünschten  Zugang  zu  dieser  Stadt  erLi*  h 
In  derselben  Zeit  entstand  die  „Bergisch- märkische  Gesell- 
Schaft"  die  ihre  Kernstrecke  von  Elberfeld  in  das  westfiüischa 
Kohlen-  uikI  TndustriepfeHiot  ausflf^lmte"^. 

Am  Mitteirhein  war,  nachdem  man  von  dem  seit  lö3o 
geplanten  Bau  einer  linksmainischen  Bahn^  Frankfurt  a.  M. — 
Mainz  abgekummen  war,  das  Projekt  einer  reehtsmainischen 
Balm  für  die  Verbiiuluiig  Frankfurt  a.  M. — Kastel  (Mainz), 
Biebrich  und  Wiesbaden  energisch  sur  Dnrchfiihrung  gebracht 
worden,  für  das  die  ^Taunusbahngesellsehafi*  die  Konaesaion 
erhalten  hatte*.  Bereits  am  18.  April  1840  wurde  die  ganse 
Strecke  dem  Verkehr  Übergeben.  Dagegen  verzögerte  sich 
durch  widrige  politische  und  finanzielle  Umstände  der  von 
der  „Hessischen  Ludwigs -Eisenbahngesellschaft**  betriebene 


1  Vgl.  Camphausen,  Zur  Eisenbahn  von  KOln  nach  Antwerpen 
bes.  S.     flf.  ^ 

'■^  W  ichixjee  Sätze  dieses  Aufrufs  finden  sich  abgedruckt  bei  Wir* 
min gb au 8,  Geschiclite  der  Kölner  Bheinschiffahrt  9.  16. 

»  Vgl.  Wirminghau»  a.  a.  O.  S.  16,  17. 

*  Vgl.  von  Mayer,  Deutsche  Ei^ionbahnen  1  S.  276,  277. 

*^  Vgl.  von  Mayer,  h.  a.  O.  S.  iiöT,  358. 

^  Die  Köln-Mindener  Geseilsdiaft  hatte  sich  die  Verbindung  des 
Hheiiis  mit  der  Weser  znm  Ziel  gesetst.  Vgl.  vim  Marer  a,     O.  I 

ö.  adu  ff. 

'  Vgl.  von  Maver  a.  a.  0.  I.   S.  2S0~241. 
Vgl.  Handcl.-^kamTner  zu  Mainz  S.  60.  61. 
Vgl.  von  Mayer,  Ueutecbe  Eisenbahnen  I  S.  502— d04. 
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Baa  der  linie  ICainz— Oppenheim— Worms — Ludwigshafen 
lange  Jahre,  so  dah  diefleioe  erst  1858  stafenweiBe  in  Be- 
nutzung genommen  werden  konntet 

Inzwischen  waren  am  Oberrlioiii  pffilzisclic  und  weiterhin 
tranzösi.sciie  und  sclnvpizerische  P>alinv('ivv;ilt impfen  in  TUätig- 
keit  getreten,  wälireiid  die  reciiisrhoinische  Ebene  von  der 
badiächen  Staatseisenbahn,  die  Neln  riius  und  Rau  80  warm  be- 
fürwortet iiaken,  durcbkrcuzt  wurde. 

Es  liegt  nicht  im  Rahmen  dieser  Arbeit,  die  Entwicklung 
des  westdeutschen  Eisenbahnnetzes',  welches  dank  der  Energie 
und  dem  Unternehmungsgeiste  der  an  der  Spitze  der  groisen 
Privatbahnen  stehenden  littnner  einen  glücklichen  Fortgang 
nahm,  eingebender  zu  verfolgen.  In  Vcrbindnng  mit  der 
grofsen  Wasserstrafse  ist  es  für  die  Zukunft  der  ganzen  Rhein- 
lande von  ausschlagj^ebender  Bedeutung  gewesen.  Nur  die 
Wechselwirkung  der  beiden  Verkehrsarten  soll  im  folgenden 
noch  weiter  gestreift  werden. 

Das  Verhältnis  der  Flufsseliillaiirt  zu  den  ilir  parallel 
laufenden  Eisenbahnen  war  von  Anfang  an  wechäelud  und 
nach  Strecken  verschieden  gestaltet  Bald  machte  sieh  nach 
dem  Ausbau  der  Bahnen  deren  starke  Konkurrenzfähigkeit 
geltend,  bald  wieder  schien  es,  als  ob  die  Bahnverwaltungen 
mit  den  Schiffahrtsgesellschaften  die  gleichen  Interessen  ver- 
folgten und  sich  in  Bewältigung  der  VerkehrsansprUche  nach 
festgestelltem  Plane  teilen  könnten.  Beispielsweise  bemühte 
sich  die  Dampfschiffahrtsunternehnuing  für  den  Nieder-  und 
Mittelrhein,  weit  entfernt  in  feindseligen  Kampf  mit  den 
konkurrierenden  Eisenbahnen  zu  treten,  von  vornherein  ein 
freundschaftlichea  Verhältnis  mit  deren  Leitern  anzuknüpfen, 
um  so  .durch  wohl  kombinierten  Anschlufs  an  dieBahuzuge  den 
durch  die  Konkurrenz  erzeugten  Nachteil  nicht  allein  auszu- 
gleichen, sondern  zu  überbieten Sie  hoffte  durch  die  seit 
dem  1.  Jult  1844  vollzogene  Ausdehnung  ihres  Fahrtenbetriebes 
bis  Mannheim  daselbst  eine  Verbindung  mit  der  zum  Teil 
fertigen,  zum  Teil  noch  im  Werk  b(;griffenen  badischen  Eisen- 
bahn zu  gewinnen  und  so  die  „Rückwirkungen  möglichst  zu 
paralysieren,  die  von  der  bedauerlichen  Stönino:  ihrer  Ver- 
bindung mit  dem  Oberrhein  durch  die  Liquidation  der  Adler- 
Gesellschaft,  sowohl  in  materieller  als  moralischer  Beziehung 

1  Vffl.  Handelskammer  zu  Mainz  S.  60—68.  Über  die  Entstehung 

weitoror  Hahnen  in  di  r  TTingegend  \ oii  Main^  und  den  Bau  dor  Eisen- 
bahnbrückc  über  den  Hhein  dascIbHt,  die  am  20.  Dezember  ein- 
geweiht wurde,  vgl.  ebenda  S.  6ii-69. 

'  Über  die  schnelle  Entwicklung:  des  deutschen  Eisenbahnnetzes 
vjj^l.  von  Mayer,  Dfutsclie  EiR'!i1)aliiioii  IM.  F  ff.;  SchmoUor,  Zur 
Social-  und  GewerbepoUtik  S.  lö;  van  der  Borgbt,  Verkehrsweaen 
8.  287. 

3  Vgl.  Verhandlmi<^en  d.  Gen.- Versammlung  der  D,-G.  f.  Nieder- 
und  Mittelrhein  1844,  lti4ö. 
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zu  erwarten  standen."  Die  durch  die  freundlichen  Beziehungen 

geschaffenen  Verkehrsanschlüsse  wurden  bald  durch  fbrmlicheil 
Vertrag  gesirliert,  den  die  grofsherzoglicli  badische  Eisenbahn- 
verwaltung mit  dem  Vorstand  d' r  L^fnannten  Dainpfschiffalirts- 
unternehmung  1845  schlofs*.  Auch  in  den  niichsten  Jahren* 
zeigte  das  Verhiihiiis  der  beiden  Intere88entengruj)pen  keine 
Trübung  und  eii sprach  vullkommen  den  schönen  Erwartungen, 
die  daran  gcknUptt  wurden,  eo  dafs  die  Schiffabrtsgesellschat't 
nicht  dankbar  genug  die  „loyale  and  raeksiehtsToUe  Bdiand- 
lang  anerkennen^  konnte ,  die  ihr  von  der  Direktion  jenes 
Staatsunternehmens  zu  Teil  ward. 

Die  nämliche  Eisenbahn ,  die  sich  hier  als  Fortsetzung 
der  bis  Mannheim  geführten  Kheinschiffahrtslinien  erwies  und 
mit  der  Tnitt<*1r}ioiniscfien  Dampfergesellschaft  gemeinsam 
arbeitete,  war  mit  dem  })reursisehoTi  Schili'ahrtsunternehnien  in 
ununterhroL'litiii  III  Kdiikurrenzkampf  begritfen  ,  wie  dies  bei 
Fertigstellung  neuer  Bahnlinien  bald  die  Ivegel  wurde.  Ein- 
mal weil  sie  gleich  günstige  Anbchlülbverhaitniö&e  nicht 
mehreren  Dampfschiüahrtsdirektionen  bieten  konnte ,  dann 
aber  auch  vor  allem,  weil  die  preoTsischtti  Schiffs  nicht  in 
Mannheim  ihre  Waren  in  das  rollende  Material  überluden, 
sondern  mit  diesen  aufwärts  bis  Strafsburg  fuhren. 

Ungeachtet  des  so  zwischen  beiden  Transportarten  en^ 
brennenden  Wettkampfes  lieferten  namentlich  die  Thalfahrten 
auf  dem  Rhein  zwischen  Strafsburg  und  Mannheim  zunächst 
noch  ziemlich  günstige  Resultate,  so  dafs  man  das  Fortbesteh*  n 
der  Dampf'schiflahrt  auf  dem  (Jberlauf  um  so  zuversichtlicher 
erwaneii  durfte^,  als  auf  <!(  itiselben  bedeutende  Verbesserungen 
in  der  Strombahn  und  an  den  UlerljauL«'n  zum  Vorteil  der 
Schiffahrt  ausgeführt  wurden.  Diese  Hoffnungen  erwiesen 
sich  jedoch  nur  zu  bald  als  trügerisch.  Denn  wenn  auch  die  Be- 
ntttzung  der  Rheinstrafse  in  der  Folgeseit  im  allgemeinen  su- 
naliin,  war  an  dieser  Erscheinung  doch  die  Flufsstrecke  ober- 
halb Mannheims  nicht  beteiligt.  Auf  ihr  ging  der  Verkehr 
unter  der  Konkurrenz  der  dortigen  Eisenbahnen  bald  rasch 
zurück  Zwischen  Basel  und  Strafj<burg  kamen  schon  1847 
Rautinanu^gfUer  last  ^ar  nicht  mehr  aui"  die  Wassers trafse, 
sondern  wiii'den  teils  auf  der  französischen,  teils  auf  der 
badischen  Bahn  bebirdert.  Auch  weiter  abwärts  bis  Manu- 
lieim  kämpfte  die  Sthilialii  L;   die  auf  dieser  Stromstrecke 

'  Vf;!.  Vorhnndhingen,  der  Gen.-Verfiaiumluiig  d.  I).-G  tür  Ni<  dpr- 
iiud  Mittclrhoii)  lb46.  Abnliche  Anschlnsse  au  die  Eitieobaliuen 
wurden  haM  auch  am  Mittel-  nnd  Untenhein  erzielt  Vgl.  Jahres- 
bericht 1S47.    S.  1 

^  Vgl.  Verhaiidiuiigcn  .  .  .  1846,  1847. 

»  V^rl  JahrcsbericKt  1845  S.  6,  7. 

«  V^l  Jfthreibericht  1.S47  8.  1,  12|  1848  S.  II;  Wirmingham, 
Kölner  ßhcinschiffabrt  S.  lö. 


Digitized  by  Google 


xvra  5. 


29S 


schwierig  und  wegen  der  Rheinzölle  teuer  war,  vergeblich 
g^gen  die  badifiche  Eisenbahn,  die  wirklich  geringe  Fracht- 
preise forderte.  Im  Jahre  1855  war  <ler  Kampf  zu  Gunsten 
der  Eiseiibahiieri  am  Oberrhcin  endgültig  eiitscliieden.  Die 
Köhler  Geaellschaft  gab  die  Fahrten  von  Mannheim  bis  8trafs> 
bürg  als  unlohnend  auf,  da  si  für  ihre  diircl»  «chlechtes  Fahr- 
wasser behinderten,  durch  Zölle  und  KekognitionsgebUhren 
verteuerten  Reisen  beim  Wettbewerb  der  iSchieiienbahnen  keine 
Transportgegenstände  mehr  finden  konnte. 

Am  Mittel-  und  ünterrhein  traten  die  Resultate  des  Wett- 
bewerbs zwischen  Eisen-  und  WasserstraTBen  viel  weniger 
offensichtlich  zu  Tage,  eine  entschiedene  Überlegenheit  eines 
der  beiden  Konkurrenten  machte  sich  nicht  dauernd  geltend 
Nur  von  kleineren  Schiffahrtsuntemehmungen  hören  wir,  dafs 
sie  der  Konkurrenz  der  Eisenbahnen  unterlagen.  Beispiels- 
weise zeigte  der  i\Iarkt.seliiffer  Hänlein  zu  Mainz  am  3.  April 
1845  der  dortigen  Bürgermeisterei  an,  dafs  er  die  MarktschifF- 
fahrt  Mainz — Frankfurt  nicht  mehr  weiterfahren  könne,  da 
ihm  die  Taunuseisenbahn  alle  Kunden  abspnnne.  Die  Bürger- 
meisterei macht(?  dann  Versuche,  einen  anderen  Fahrten- 
kundigen  zum  Betrieb  der  Marktsegelschifiahrt  zwischen 
Mainz  und  Frankfurt  zu  finden  und  so  etn  Gegengewicht 
gegen  die  Marktdampfschiffahrt  der  Gebr.  OblenschlMger  zu 
erhalten',  allein  ihr  Mühen  blieb  allem  Anscheine  nach  Ter- 
geblich.  So  war  das  Institut  der  Marktschiffahrt,  wie  es  sich 
seit  Jahrhunderten  herangebildet  und  in  den  Tagen  der 
Octroikonvention  neu  gestaltet  liatte,  auf  seiner  wichtigsten 
Linie  der  zweifachen  Konkurrenz  der  Dampfmotoren  /u 
Wasser  und  zu  Lande  endlich  crle;;en.  In  der  Folge  konnten 
die  grofsen  Marktnachen,  soweit  !sie  auf  Segel  und  Leinzug 
angewiesen  blieben,  sich  nur  als  Verbindungen  zwischen  den 
gröfseren  Marktplätzen  und  den  nächstgelegenen  Ortschaften 
behaupten'. 

Für  die  DampfschiffahrtsgeseUschaften  am  Mittel-  und 
Kiederrhein  wurde  der  Ausfall  zunttchst  weniger  beim  Güter- 
ais beim  Personentransport  fühlbar  ^  da  viele  Reisenden  die 
Schnelligkeit  der  Eisenbahn  der  Bequemlichkeit,  welche  die 
Wasserfahrten  boten,  vorzogen^.  Preisermäfstgungen,  welche 
die  grofsen  Gesellschaften  fUr  einzelne  Strecken  versuchten, 


»  Vgl.  Jahresbericht  im  S.  21;  1854  S.  1.  2;  1857  S.  XIL 

*  Vgl.  RheiiischifFahrtsakten  1845— 1«50  M.St.A. 

'  Vgl.  die  Nachricht  über  die  Marktfahrten  auf  der  kursen  Strecke 
Mainz-Nürkpiihciin  ohen  S.  281. 

*  Vgl.  Jahreshericht  1845  S.  6j  lö4ti  S.  3. 

*  Namentlich  bei  der  BahBUnie  Boiiii4C9hi  bildete  die  PersoiiGii' 
befbrdßmng  die  Hauptseite  des  Verkehrs.  Vgl.  von  Mayer,  Deutsche 
£iBenbahnen  I  S.  276,  277. 
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hatten  nicht  den  gewünschten  Erfolgt  und  selbst diebetleutende, 
durchgreifende  Tarifermäfsigung,  zu  der  sich  die  Köln^Dtlasel- 
doHer  Direktion  in  Rücksicht  auf  die  Konkurrenz  des 
rheinisehen  Eisenbahnnetzes  entschlofs,  brachte  nur  vorüber- 
gehende Besserung^. 

Aber  wenn  sich  auch  die  ZufalirtstTufsen  in  Konkurrenz- 
linifm  zu  verwandeln  schienen,  wenn  auch  die  L';uMi)ffahrzeuffe 
zu  Lande  ihren  Gefährten  auf  dem  Wasser  mancherlei  Ab- 
bruch thaten,  so  konnten  sie  deren  Fortbestand  und  Weiter- 
entwieklung  am  Rhein  doch  um  so  weniger  dauernd  in  Frage 
stellen,  als  die  durch  sie  geschaffene  neuen  Verkehrsmöglic^ 
keiten  die  vorhandenen  Verkehrsbedttrfnisse  stärkten  und  ver- 
mehrten^. 

In  weleliein  Verhältnis  beide  Verkehrsarten  am  Rhein 
um  die  Glitte  des  19.  Jahrhunderts  standen  ,  wird  trefflich  in 
dem  liericht  gekennzeichnet,  den  C.  A.  ►Sclimitz  von  Mainz 
der  Generalversammlung  der  Aktionare  der  Dampfschiflahrts- 
gesellsehaft  für  den  Nieder-  und  Mittelrhein  am  26.  April 
185Ü  unterbreitete^.  Mit  frohem  Mut,  meiute  er,  könne  man 
der  Entwieklung  des  Dampfschifiahrtsuntemehmens  entgegen- 
sehen. „Freilich  machen  aie  mehr  und  mehr  in  Konkurrena 
tretenden  Eisenbahnen  ihren  wachsenden  Einfluß  geltend, 
und  der  Hinblick  auf  ihren  künftigen,  vollstttndigen  Zu- 
sammenhang giebt  zu  den  ernstesten  Erwägungen  Anlafs. 
Diese  Konkurrenz  erscheint  als  eine  drohende  Wolke  am 
Horizont  des  Dampfschiffahrtsbetriebes ,  n))f»r  auch  als  eine 
befruchtende  Wolke  für  den  Verkehr,  weicher  letztere,  nach 
anderwoitijren  Erfahrungen  zu  sehliefsen,  eine  Ausdehnun«x 
erhakea  durfte,  wo^^egen  die  Rheinstrafse  bisher  als  vcrüdet 
erscheinen  und  iu  der  die  so  beliebte  Reiseart  mit  Danij'l- 
booten  auf  dem  schönen  Strom  wohl  noch  ihren  Platz  finden, 
sowie  die  Güterbeförderung  zu  Wasser  ihr  gutes,  altes  Recht 
geltend  machen  wird. 

Ein  grofser  schiffbarer  8t i  m  ist  eine  von  der  Natur  ge- 
schaffene  Bahn,  welcher,  durch  ihre  Billigkeit,  an  Segnungen 
für  die  interessierten  Landesteile  keine  andere  gleichkommt 
und  welche,  'dm«'  den  gröfsten  eigenen  Nachteil,  kein  Cfer- 
istaat  verkommen  oder  gar  durch  künstlichen  Druck  untergehen 
lassen  kann  nnd  wird. 

Deshalb  öchliefsen  wir  uns  auch  mit  volU  w.  \'ertrauen  den 
von  der  Direktion  ausgesprochenen  Hoffnungen  in  betreff  der 

*  Vgl.  Verwjiltuiigsbericht  der  Gen.  Vereaiiunlung  d.  D.  O.  I3r 
N  ieder^  und  Mittcirlieiii  1846,  1847.  Vgl.  Mich  Aber  die  nimliche  Er* 
scbfinniifr  oben  S.  276. 

'  Vgl.  Jahresbericht  1860  S.  V;  lb62  8.  XVI. 
»  Vpl.  Jahresbßricht  1847  S.  1. 

*  Vgl.  V.  rhundlungen  der  6en.-yena]BmIiui^  der  D.<G.  für  Nieder- 

und  Mittelrheiu  10d6. 
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zur  Zeh  noch  besteheuden  Belastungen  und  Hemmnisse  der 
Rlieinscliiffalirt  an,  deren  Fortbestehen  allein  einen  dufteren 
.Schatten  auf  die  Zukunft  der  liheinschiffahrt  und  unseres  An- 
teils daran  zu  werfen  im  stände  wäre.  Unsere  erleuchteten 
Regierungen  werden,  des  sind  wir  gewifs,  in  dem  neuea 
Stadium,  worin  der  SchiffdiTtsverkehr  der  Landkommunikation 
gegenüber  getreten  iat,  jenem  die  Bttrden  nicht  auferlegt  lassen 
wollen,  die  seine  segensreiche  Entfaltung •  fortan  darnieder 
drücken  würden." 

In  diesen  Sätzen  sind  Gedanken  ausgesprochen,  die  da- 
iiials.  als  grofse  TtUercssentengruppen ,  geblendet  tlurch  die 
Krfol^^e  der  Kiserihaiinon,  diesen  ihre  pf.nize  Autmerksamkeit 
sciieiikten  und  ifiiien  sogar  den  Transpdrt  der  Massenartik^ 
möglichst  zuwenden  wollten,  nicht  allgemein  gewürdigt  wurden, 
die  aber  später  sich  als  richtig  erwiesen  und  auch  noch  heute 
ihre  volle  Gültigkeit  bewahrt  haben.  Es  lag  im  allgemeinen 
volkswirtschaftlichen  Interesse,  dafs  für  Erhaltung  eines  brauch- 
baren Wassertaufs  im  Rheinbett  gesorgt  wurde,  und  dodi 
wieder  die  Schiffahrt  nicht  mit  Abgaben  belastet  blieb,  welche 
Reisende  wie  Waren  von  ihrer  Benutzung  abhalten  mufsten. 
Das  Verlangen  nach  Rheinbefreiung,  nach  Loslösung  der 
auf  der  Schiffahrt  lastenden  Zölle,  um  die  man  jahr- 
hundertelang ver'reblich  kämpfte,  die  dann  seit  Beginn  des 
19.  Siikulums  bedc  ut.same  Fortschritte  gemacht  hatte,  war  nach 
Erledigung  der  Rheinscliinahrtsakte  von  18;-51  zeitweise  zur 
Huhu  gekommen.  Die  wachsende  Konkurrenz  der  Eisenstrafsen 
brachte  diese  VN'Unsche  wieder  aufs  lebendigste  zum  Bewufst- 
sein  weiterer  Kreise,  sie  zeigte  deutlich,  dafs  man  nicht  auf 
halbem  Wege  stehen  bleiben  dttrfe,  sondern  das  groüse  Werk 
der  Befreiung  der  Rheinschiffahrt  endlich  vollenden  mllsse. 
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Viertes  Kapitel* 


Vom  Zolltvif  der  RheinschHrahrtsakte  bi8  lur 

Beseitigung  aller  SchifTalirteabgaben  auf  dem  Rhein. 


§  18. 

Die  Übereiukuiiit  der  Uieibtaiiten  von  1831  hatte  die  Be- 
freiimg der  Rbeinfahrten  in  dem  Sinne  gesichert,  daTs  künftig 
niemand  mehr  Ton  der  Benutzung  der  WasaerstraGie  aus- 
^schlössen  werden  durfte;  sie  hatte  jedodi  keineBwegs  die 
nnanz'ellen  F«  soln  beseitigt,  die  noch  immer  auf  der  Be- 
fahrung  des  Kheinstroms  lasteten^.  Vielmehr  war  durch  sie 
die  Erhebung  der  Abgaben  —  der  Schiffsgebühr  (Rekognition) 
sowohl,  wie  der  Zölle  von  rlfr  Ladunf:^  nf^n  ,ir»'regelt  und 
ihr  Ertrag  den  Uferstaatcn  nach  Verhältnis  der  fetroni strecken 
zugewiesen  worden.  Hinsichtlich  der  Zollsätze  für  \\'aren 
blieben  die  Handelsartikel  in  verschiedene  Klassen  geteilt,  von 
denen  ftlr  die  erste  die  „ganze  Gebühr",  für  die  anderen  nur 
der  vierte  oder  zwanzigste  Teil  derselben  entrichtet  werden 
mubte.  Vollständig  frei  durften  blofi  einige  wenige  Güter  die 
Zollstellen  passieren. 

Die  Festsetzung  der  Zollsätze  für  die  Terschifften  Waren 
sollte  nur  eine  vorläufige  Geltung  haben  und  nach  einer  neu 
vorgenommenen  Stromvermessung  anderweitig  geregelt  werden*. 
Ehe  jedoch  dirser  vorgesehene  Tarif,  mit  dessen  Au'^.Trbeitutig 
eine  permanente  Kommission  18  Jahre  lang  besciiaüigt  war, 
zu  stände  kam,  sahen  sich  einzelne  Uferstaaten  bereits  zu  Er- 
mäföigungen  der  geltenden  Zölle  oder  Erleichterungen  für 
deren  Zahlung  veranlafst. 

Die  Übereinkunft  von  1831  verteilte  im  G^ensafas  zu  der 
Konvention  von  1804,  welche  die  Schwierigkeit  der  Beschiflfung 


>  Vgl.  oben  ö.  223,  224. 
»  Vgl.  Tabelle  S.  320,  321. 
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in  Ilechnuni^  gezogen  hatte,  den  Tarif  genau  nach  den  der- 
mal bekannton  Uferlängen,  wodurch  die  früheren  Ansätze  für 
den  Oberrhein  erhöht,  für  den  Niederrhein  etwas  vermindert 
wurden*.  Im  ganzen  war  die  Neuregelung  derart,  dafs  sie 
eine  Herabsetzung:  der  aui  der  Schiffahrt  lastenden  Besteue- 
run<;en  erzielte,  dai^  beispielsweise  die  nach  dem  alten  System 
erhobeneu  Jiheinoctroieinnahmen  von  1828  in  Höhe  von 
2766270  fr.  sich  auf  2285189  fr.  herabgemindert  haben 
wUrdeU)  wenn  man  ihrer  Berechnung  bereits  die  Sätze 
der  Akte  von  1831  zu  Grunde  gelegt  hätte*. 

Die  faktische  Erhebung  der  durch  die  Konvention  von  1881 
festgelegten  Zollsätze  hat  sich  in  den  einzelnen  Ländern  sehr 
mannigfach  gestaltet.  Bei  den  Bestrebunn^en  zurKnniifsigunp:  der 
Rheinschiffahrtsabgaben  raachen  sich  nämlich  drei  ungleichartigere 
Strömungen  geltend,  die  teils  dem  ganzen  Klieinstrom,  teils 
blüfsi  einzelnen  Strecken  dcoselben  zu  crute  kamen,  die  alle 
demselben  Ziel  entgegen  strebten,  ea  aber  mit  sehr  unterschied- 
lichen Mitteln  zu  erreichen  suchten.  Neben  den  Vereinbarungen 
silmtlicher  Ufnrstaaten  des  Bbeins,  die  durch  den  Wiener  Kon- 
grefs  zu  seiner  Verwaltung  berufen  wurden,  haben  die  Ver^ 
träge  der  deutschen  Zollvereinsstaaten  untereinander  und  neben 
diesen  wieder  die  Erlasse  einzelner  Staaten  f\lr  die  nur  das 
eigene  Gebiet  durchfliefsende  Rheinstrecke  die  Zollerhebung 
wesentlich  bf^Mn^ulst. 

Erst^'enannte  Faktoren  kamen  zunächst  für  den  Oberrhein 
in  Betracht.  Man  konnte  mit  Grund  befürchten,  dafs  die  kost- 
spielige, infolge  natürlicher  Stromverhältnisse  erschwerte  Sehiti- 
fahrt  auf  dem  Oberrhein  durch  die  Erliöhung  der  Zollsätze,  wie 
sie  sich  aus  dem  Tarif  von  1831  ergab,  für  diese  Strecke  noch 
mehr  gehemmt  werden  würde.  Um  diesem  Übelstande  zu 
begegnen,  wurden  zwei  Auskunftsmittel  in  Erwägung  gezogen. 
Die  Uferstaaten  des  Mittel-  und  Unterrheins  wünschten  eine 
unmittelbare  Ermäfsigung  des  Tarifs  für  den  Oberlauf, 
während  die  Regierungen  «im  Oberrhein  auf  Vermehrung  der 
Warenkategorien  drüngten.  die  nur  zur  zwanzigstel  oder  viertel 
Gebühr  besteuert  waren.  Beiderlei  F(u  Ii  runden  wurden 
noch  während  der  deshall»  gepflogenen  Beratungen  mit  Erfolg 
erprobt.  Nach  VoröchUig  der  Centralkommis.siiui  setzte  mau 
einmal  eine  ganze  Reihe  von  Gegenständen  des  ilandols- 
▼erkehrs  aus  der  Klasse  der  ganzen  Gebühr  in  jene  der 
Quart-,  der  Zwanzigstel-  und  doppelten  Rekognitionsgebahr 
herab*.  Anderseits  erreichte  man  eine  Verminderung  des 
Tari&  durch  die  wegen  Schwierigkeit  der  Anlandung  vor- 


*  Vergleichstabelle  der  TarifsnUe  uacli  der  Verteilung  von  1801 
und  1881  im  Jahresbericht  1835  S.  40. 

*  Die  einzelnen  lJerc<  linnnfxcii  in  Jahresberidit  \S'\h  S.  43 — 46. 

*  YgL  Verzeichnis  derselben  in  Jahresbericht  liS3b  S.  48— 5L 
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genommene  Verlegung  des  bayrischen  Erhebungsanites  von 
Ntul>urg  nach  Germersheim*,  derzufolge  alle  Transporte  auf 
der  Strecke  zwiöcben  Lauter  und  der  grofsen  Rheinhrücke 
zu  Strafsburg  von  Entrichtung  des  Rhemoctroi  gftnzlich 
frett  worden.  Diese  zur  Erleichterung  des  Verkehrs  nicht  ua* 
wesentlich  beitragende  Anordnung  ward  auch  nach  Rück- 
verlegung des  Zollamtes  von  Germersheim  nach  Neuburg  am 
10.  April  1836  beibehalten. 

Waren  so  Erleichterungen  geschaffen,  die  in  erster  Linie 
der  Scliiffahrt  auf  dem  Oberlauf  zu  gute  kommen  sollten,  so 
suchten  die  einzelnen  d(Mitschen  Zollvereinsstaaten  die  Schiff- 
falirt  innerhalb  ihr(*5?  Gebietes  dadurch  zu  heben,  dafs  sie  bei 
ihren  Erhebungsämtern  den  Trans])ort  ihrer  inländischen  Er- 
zeugnisse ganz  oder  teilweise  freitrabeu.  An^^ebalint  ward  diese 
bedeutsame  Förderung  des  rheinischen  Verkehrswesens  bereits 
<lurch  die  ZoUeiniguug,  zu  der  sich  am  22.  März  1833 
Preufsen  und  die  beiden  Hessen  mit  Bayern  und  Wdrttembeig 
zusammengeschlossen  hatten*.  Nach  Artikel  16  des  Vertrags 
wollten  die  kontrahierenden  Staaten  unverzüglich  in  Unter- 
handlung treten,  um  zu  einer  Vereinbarung  zu  gelangen,  in- 
folge deren  die  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  der  Erzeu^^Miisse 
sämtlicher  Vereinslande  auf  dem  Rhein  und  seinen  Neben- 
fltissen  von  den  fcjchiffahrtsabgaben ,  unter  Vorbehalt  der  Re- 
kog-nitionsp^ebühr,  wo  nicht  ganz  befreit,  .so  doch  möglichst  er- 
leiehtert  würden.  Da  an  einen  völli^^en  Verzieht  auf  die 
Rheinzölle,  namentlich  bei  den  kleineren  Staaten,  nicht  zu 
denken  war,  kamen  denn  am  26.  März  1834*  die  genannten 
Regierungen  dahin  flberein,  „alle  G^enstände  des  mien  Ver- 
kehrSy  mit  Ausnahme  der  überseeischen  Waren,  bei  der  Cir- 
kulation  im  Inneren,  sowie  bei  der  Ein-  und  Durchfuhr  ans 
einem  in  den  anderen  oder  durc  h  den  anderen  dieser  Staaten 
Ton  den  Wasserzöllen  auf  dem  Rhein  und  dessen  KebenflQssen 
zu  befreien".  Die  Erhebung  der  Eekognitionsgebühr  wurde 
durch  diese  Bestimmung  nicht  berührt. 

Ko'  h  viel  weiter  gingen  die  badische  und  preufsisdie  l?e- 
gierung.  Krstere*  liels,  abgesehen  von  ihrer  unmittelbaren 
Teilnahme  an  den  Mafsregeln  der  Zollvereinsglieder,  wie  sie 
nach  ihrem  Anscldufs  an  den  Zollverein  am  12.  Mai  1835 
durch  Beitritt  zu  der  erwähnten  Übereinkunft  von  1834  ge- 


1  Vgl.  dazu  Jahreshericht  1835  S.  88,  d9,  52—54;  1896  8.  12,  18. 

2  Vgl.  IIoi  TJiaii,  Vcr.MiKZolltarif  S.  217;  vgl.  auch  AlMlni.  k  des 
Vertrags  in  Gesetzsamuiluugen  der  Einzelstaateu  (Hess.  Reg.-Blatt  18^ 
S.  447  ff.) 

*  Vgl.  Herman,  Yereinszolltarif  8.  218  und  die  lie««i^che  B«- 
krTTintrn.'ichung  der  Übereinkunft  im  hessischen  Regierungshlatt  1834 

JSeitc  189. 

*  Vgl.  Jahresbericht  1835  S.  Ö4,  55. 
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sichert  war',  allen  VerBendiingen,  die  su  Berg  die  Er- 

hebangsiiiiiter  von  Strafsbnrg  und  Breisach  passierten,  den 
badischen  Autoil  nti  d  ni  Ertrag  der  Ämter  zu  Mannheim^ 
»Strafsbiirg-,  Jireisat  li  bis  auf  15  ^/o  zurückerstatten. 

Prot! fsf'n  erweiterte  die  im  ganzen  Voreinsgebict  ein- 
getreteneu Erleichterungen  dahin,  dafs  es  das  lilieinoetroi  bei 
seinon  Amtern  nur  vou  jenen  ausländischen  Waren ,  welche 
da-s  ganze  preufsischc  Gebiet  des  Rheins  durchzogen,  erhob ^. 
Es  gewährte  also  die  vollkommene  Befreiung  vom  WasöCrzoU 
für  alle  Binnentraneporte  Ton  Koblenz  bis  ^nmerich,  für  alle 
Ausfuhren  und  für  alle  Einfuhren,  woftlr  ein  Eingangszoll 
(die  Maut)  zu  entrichten  war. 

So  sehr  diese  finanziellen  Vergtinstigungen  dem  Verkehr 
in  den  preufsischen  Häfen  zu  statten  kamen,  so  sehr  wurden 
dadurch  die  benachbarten  Handelsplätze  geschädigt,  deren 
Regierungen  an  der  tarifmäfsigen  Zollerhebung  festhielten. 
Der  Mainzer  Mandelsstand^  geriet  dun  Ii  die  Begünstigung  der 
preufsischen  Häfen,  die  um  so  drückender  empfunden  wurde, 
als  sie  mit  der  Aufhebung  des  T^mschluL'^stcchtes  ohne  cnt- 
.-|  in'chende  Entschädigung  zeitlich  zuäummenhel,  in  eine  offen- 
kiiiidigc  Nütlago.  Vergeblich  legte  die  Handelskauiincr  die 
bestehenden  mifslichen  Verhältnisse  in  Eingaben  und  Denk- 
schriften dar  und  forderte  die  hessische  Staatsreffierung  atif, 
energisch  auf  eine  völlige  Gleichstellung  aller  Häfen  in  Bezug 
auf  den  Khclnzoll  hinzuwirken,  bis  zur  Erreichung  dieses 
Zieles  aber  im  Mainzer  Hafen  eine  Rttckvergütung  des  eaU 
richteten  Rheinzolls  durch  Aufrechnunfc  auf  den  Ein/rangszoll 
eintretf^n  zu  lassen.  Erst  nach  wiederholten  Bitten  und  Kon- 
ferenzen h  nvilli  j-t t  u  im  Jahre  die  hessischen  Stände 
25  000  Gulden  zur  Herbeiführung  der  Rückvergütun;^^  des 
preulsischeu  Rheinzolls  für  diejenigen  überseeischen  Waren, 
die  bei  hessischen  Zollämtern  in  freien  Verkehr  traten. 

Für  den   1.  Januar  einigten  sich  dann  Hessen, 

Bayern,  Baden,  Württemberg  wegen  eines  gemeinsamen  Vor- 
gehens dahin  * ,  dafs  für  Überseeische  Waren ,  die  auf  dem 
Rhein  bezogen  und  bei  einer  der  Zollerbebungsstellen  dieser 
Regierungen  zum  Eingang  verzollt  würden,  bis  auf  weiteres 
einheitlich  zwei  Drittel  des  erweislich  für  die  preu&ische 
Rheinstrecke  entrichteten  Wasserzolls  zurückerstattet  werden 


'  y^i.  hierzu  ilcrmau,  VcrciuszoUtarif  S.  218,  219;  Schirges, 
Der  Rhein  S.  281.  Auch  die  Schiffe  der  IVeien  Stadt  Frankfurt  nahmen 

nach  deren  Ein^licderunp;  in  die  ZoII^enze  (Vertrag  vom  2.  Januar  1836) 

an  der  ♦Twnhutrn  Vprgfinstipu)^  toll. 

«  Vgl.  .JaliiVHbericht  ItÜlb  S.  5ö,  56. 

•  Vj?l.  Handelskammer  zu  Mainz  S.  45  ff. 

*  If;iii<1<'hkarnmer  zu  Mainz  S.  1',  16.  Bekanntroachang  Tom 
4.  Februar  1^:^  im  hess.  Beg.-Btatt  lÖÖ6  56. 
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sollten.    Diese  Veretnbariiiig ^  ward  im  folgenden  Jahre  noch 

erweitert,  so  dafs  in  genannten  Staaten  vom  1.  Oktober  1837 
an  der  wirklich  erhobene  prf'ufsische  HheinzoU  der  iiber- 
seeischeu  Waren  in  aeinem  vollen  Betrage  zurUckvergütet 
wurde. 

Prcufsen  lieis  sich  iiulessen  durch  Vorsteliungen  der 
><achbanitaaten  an  der  deü  Interessen  seine«  Territoriums 
dienenden  Zollpolitik  nicht  irre  machen,  schickte  sich  vielmehr 
an,  seinen  Häten  weitere  Erleichterungen  zu  gute  kommen  zu 
lassen.  Durch  Kabinettsordre  vom  28.  Deaember  1886,  welche 
die  Zollämter  an  Andernach,  Lina,  Köln,  Düsseldorf,  Ruhrort 
und  Wesel  im  Sinne  der  Rhetnschiifahrtsakte  wieder  herstellte, 
wurden  die  bei  lilrhebung  von  Schiffahrtsgebühren  zu  befol 
genden  Ausnahmen  neu  bestätigt  und  noch  vermehrt.  Die 
durch  sie  festgelegten  Modifikationen  bezogen  siieh  nur  zum 
Teil  auf  die  von  den  Ladungen  erhobenen  Fhifszölle^  zum 
Teil  auch  aut  die  seither  vorbehaltene  Keko^^nitionstrebiihr. 

Was  zunächst  die  letztere  anlangt*,  so  wurde  ihretwegen 
bestimmt,  dafs 

1,  bei  dem  direkten  Durchgänge  das  K 'ko'^-nitions- 
geld  abwärts  für  die  sieben  Zollstellen  von  \\  »  si  1  bis 
Koblenz,  aufwärts  flir  die  acht  ZüUstellen  von  ii,muierich 
bis  Koblenz  zu  Kmmerich  entrieiitet  werden  durfte. 

2.  Ebenso  war  es  gestattet: 

a)  bei  der  Einfahrt  abwärts  über  Koblenz  und  aufwärts 
über  Emmerich  mit  der  Bestimmunfr  nach  einem  Kheinhafen 
oder  anderen  Orte  innerhalb  der  preulkischen  liheinstrecke 
zwischen  beiden  vorgenannten  Zollstellen  das  Rekognitions- 
geld  fUr  die  bis  aum  Bestimmungsort  au  passierenden  Zo|l* 
stellen  gleich  beim  Eingange  au  Koblena  oder£mmerich 
au  entrichten; 

b)  bei  der  Abfahrt  von  einem  solchen  Hafen  oder  Orte 

abwärts  Uber  Emmerich  und  aufwärts  Uber  Koblet  /  hinaus 
die  Schiffsgebühr  fUr  die  bei  dem  Aiisgange  über  Koblenz 
und  Emmerich  zu  passierenden  ZoUstelien  erst  bei  diesen  letzt* 
genannten  Zollämtern  zu  bezahlen; 

c)  bei  der  Binnen  fahrt  innerhalb  der  Rheinstrecke 

zwischen  Koblonz  und  Emmerich  das  Rekognitionspreld  für  die 
bei  der  I^innentahrt  zu  ]>assierenden  Zollstpllen  bei  dem  KIhmu- 
zollamte  des  A  b  fa h  r  tsor  tes  oder  bei  dem  zunächst  be- 
rührten zu  entrichten. 

'  Vgl.  Her  man,  Voreinf'^olltarif  S.  210.  220  nnd  die  Bekannt- 
machung vom  30.  Septeniber  iJsiT  im  hess.  Regieningdbiatt  ISol  S.  444. 
Über  Durchführung  derselben  im  Mainser  Hafen  Tel.  beispielsvreti^ 
§§  8617,  ^'^HT  (1.  A.      M.  H  K, 

2  VgL  Jahresbericht  lö36.'37  S.  13-15,  18,  1». 
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3.  Vollständige  Befreiung  vom  Rekognitionsgeld 
wurde  hri  der  Binnenlalirt  zwis(  finn  Koblenz  und  Emme- 
rich, ohiK  Überschreitung  der  einen  oder  anderen  dieser  beiden 
Zollstelliiii,  den  inlän(]isclien  (preufsi sehen)  und  mit  Rücksicht 
auf  die  in  den  ZoUvereinigungsvertriigen  ausbedungenen  Zu- 
geständnisse allen  Fahrzeugen  der  Unterthaneu  von  Bayern, 
Wttrttembei^gy  Bades,  HeBaenoDarmatadt  und  der  Freien  Stadt 
Frankfurt  gewahrt 

Diese  Bestimmungen  Uber  die  Erleichterungen  bei  Ent- 
richtung des  Rekognitionsgeldes  fanden  für  die  Erhebung  des 
RbeinzoUes  entsprechende  und  ebenmäfsige  Anwendung.  Weiter 
war  für  die  Wasserzölle  auf  Waren  durch  die  Kabinettsordre 
bestimmt,  dafs  von  r4 egenständen,  die  in  preufsischen  Schiffen 
oder  in  Fabrzeui;*  !!  der  Unterthaneu  obengedachter  Zoll- 
vereiiisstaaten ,  ciuweder  a)  aus  dem  freien  Verkehr  des  In- 
lands fetromabwärta  über  Emmerich  ausgeführt  würden,  oder 
b)  blofs  innerhalb  Landes  (Preufsens)  auf  dem  Rhein  trans- 
portiert |  oder  c)  sei  es  unmittelbar  vom  Auslände  oder  mit 
Vorbehalt  des  nocb  zu  erledigenden  Steuerans])ruch8  unter 
Steuerkontrollc  aus  Zollverein sstaaten  mit  der  Bestimmung  nach 
einem  inländischen  (preufsischen)  Orte  eingeführt  wtlrden, 
ohne  Unterschied,  ob  die  Erlegung  der  tariünttfsigen  Landes- 
abjfjaben  von  denselben  ^deich  beim  Eingang  oder  aber  erst 
am  Ort«'  (h-r  Ausladun^jT  ert"olfj:te,  kein  Rheinzoll  erhoben 
werden  büUtc.  l)i(\sL'il)e  IkdVeiung'  genossen  Kuhrkohlen  beim 
Ausgange  über  Emmerich,  au.snalimsweise  ohne  Küek- 
sieht  auf  die  iS'  a  t  i  o  n  u  1  i  t  ä  t  der  Fahrzeuge,  in  welchen  die 
Ausfuhr  stattfand. 

Weitere  Zahlungserleichterungen  waren  den  genannten 
Schiffen  nach  dem  l^schlag  zollpHtchtiger  Waren  in  preufsi- 
schen Häfen,  bei  der  Ein-  und  Durchfuhr  von  im  steuerlich 
freien  Verkehr  befindlichen  Gegenständen  aus  den  Zollvereins- 
staaten, für  Warendurchfuhren  unter  teilweiser  Benutssung 
der  preufsischen  Rhein.str»'cke  u  s.  w.  zugesichert. 

Mit  dieser  Vorordnung  war  Preulsen  in  der  Beseitigung 
der  KheiiizöUe  ein  gut  Stück  vorangekonuutni ;  wenn  es  auch 
eine  tinaiizielle  Einbufse  dabei  erlitt,  so  liatt»'  es  doch  die 
sichere  Aussicht,  dafs  der  Ausfall  durch  die  Hebung  des  Ver- 
kehrs in  seinen  Häfen  mehr  als  hinreichend  ausgeglichen 
würde.  Von  günstiger  Wirkung  war  auch  die  Veränderung 
des  Verhältnisses  zu  Holland,  das  durch  den  Abfall  Belgiens 
und  die  Ausdehnung  des  Zollvereins  auf  den  gröfsten  Teil 
Deutschlands  schwere  Schläge  erlitten  hatte.  Nachdem  noch 
das  Jahr  1886  mit  gegenseitigen  Repressalien  vergangen  war, 
bei  denen  sieh  Preufsen  ziemlieh  bohindert  f:nid ,  d;i  es  bei- 
spielsweise den  Flaggenzoll  auf  linlländistdie  J'\!irzouge,  wie 
b'-rciti*  aiijredeutet,  nicht  auf  die  KohU'Uschiife  ausdehnen 
konnte,  um  nicht  den  Absatz  der  Ruhrkohlen  zu  schädigen, 
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kam  am  3.  Juni  1837  ein  SchifFahrtsyertrag  zwischen  beiden 

Xiändern  zu  standet 

Nach  diesem  Vertrage  nahmen  die  nie«l«^rl?i!Hlischen  Fahr- 
zeuge an  all<^!i  Vorr'T}it<^n  teil,  welche  aui  d  r  prf^ufsischen 
Strecke  des  libeinätroms  den  Schiften  der  Zolivereiiusstaaten 
bewilligt  waren  oder  bewilligt  würden,  wogegen  H<dland  den 
preufsiischca  Schiften  bei  der  Fahrt  stromaut"  den  halben, 
stromab  den  ganzen  Rheinzol!  Ton  den  Warenladungen  eriteb 
und  auf  Zahlung  der  Bekognitionsgebtlhr  von  deneelben  bei 
der  Binnenfahrt  zwischen  Lobith,  Krimpen  und  Oorcum  ver- 
zichtete^. Auch  betrcffä  Ausdehnung  des  Fahrtenbetriebs  der 
Dampfschiffahrtsgesellschaften  auf  der  holländischen  Strom- 
Strecke,  deretwcgen  seither  Streitigkeiten  geherrscht  hatten, 
wurde  eine  befrie(1iL''en(1'^  Lösung  erzielt 

Di»'  Niederlande  dehnten  ihre  Zugeständnisse,  nach  Über- 
emküiniiirii  mit  den  Vereinsstaaten,  vom  21.  Januar  1839  an 
auch  aut  ßadcn,  Bayern,  Hessen,  Württemberg  und  Frankfurt 
aus^,  die  ihrerseits  den  holländischen  Schiften  ebenfalls  be- 
sondere Erleichterungen  bewilligen  wollten  oder  die  Aufrecht- 
erhaltnng  der  seither  zugebilligten  ZoUermärsigungen  zu- 
sicherten. 

Die  deutschen  Uferstaaten  verfolgten  bei  Behandlung 
der  Rheinzollangelegenheiten  trotz  ihrer  Eingliederung  in  das 
gröfsere  handelspolitische  Ganze  vielfach  territoriale  Interessen- 
politik. Dafs  ei  bei  solcher  nicht  ohne  Reibungen  zwTsrh*»n 
den  einzelnen  Machten  abging,  scheint  selbstverständlich.  Die 
kleineren  von  ihnen  waren  namentlich  über  Preufsen  dauernd 
ungehalten,  da  dessen  Zollnachlässe,  die  sie  bei  ihrem  schmalen 
Budget  nicht  mitmachen  konnten  oder  wollten,  den  Rhein- 
yerkehr  in  ihren  Häfen  gefithrdeten.  Aber  erst  1841,  ge- 
legentlich der  Erneuerung  der  ZoUvereinsyerträge,  bot  Preufsen 
bezüglich  seiner  ZoUnachlftsse  fiir  ttberseetsche  Waren  den 
Nachbarstaaten  zu  einer  Verständigung  die  Hand.  In  BerQck- 
sichtigung  ihrer  Wünsche  bestimmte  die  Verordnunir  vom 
31.  Dezember  1841*,  welche  die  Kabinettsordre  von  1836  ab- 
änderte und  am  1.  Februar  1842  in  Wirksamkeit  treten  sollte^ 


*  Über  die  vorhergehenden  Vcrliundlungen  vgl.  ZimmermaD  d, 
Geschichte  der  pretifsi-ch- deutschen  iiandelBpoTitik  .S.  l^Ö— Oppen- 
heim, Der  freie  deutsche  Rhein  S.  163,  164;  Scbirffes.  Der  Kheiii 
8.  209  Opponh(>im  a.  n.  A.  8.  168  Anm.  1  nennt  fabchuch  den  81* 
statt  des      Juni  IH.'J?  als  Tag  de^  \Vrtrag8schln>?p?. 

«         ausführlich  Jahreabericht  1»H637  S.  iy,  20. 

*  Vgl  Jahresbericht  IStWil  S.  20,  21;  Onpenheim,  Der  freie 
dt  utsi])«'  nhein  S.  164;  Zimmermannf  Geschichte  der  prenteiech- 
deutschon  Hrnidflspolitik  S.  158. 

*  Vgl.  JahreöLericüt  1843  S.  4;  1Ö44  S.  7,  8.  Die  Verordnung  von 
1841,  die  mit  Ausnahme  des  angefahrten  Punktes  und  sonstiger  ge- 
ringer Abwoicliungon  sich  mit  der  KabiiH  tt-onlrc  von  ISJO  deckt,  findet 
sich  auch  teilweise  abgedruckt  bei  äckirges.  Der  Rhein  8.  2^  iüdti. 
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daTs  die  den  Gegenständen ^  welche  aus  dem  freien  Verkehr 
des  preufsischen  Gebiets  Uber  KoUens  ausgeführt  wurden^ 
früher  all'i^eraein  bewilligte  Befreiung  vom  Rheinzolle  für  die 
notorisch  aufserdnut^clipn  Erzeugnisse  aufgehoben  werden  solle. 
Die  hessische  Kegieruiig  stellte  daraufhin  dir.  Kiick vergiltung  , 
des  Rheinzolls  vom  1.  Februar  1842  an  wieder  ein  ^  und  liefs 
sich  erst  dureh  die  wiederholten  Bitten  der  Mainzer  Handels- 
kammer^ und  deren  Hinweis  nui  liaden,  das  für  die  in  einer 
allgemeinen  Vereinbarung  über  Einstellung  der  Rückvergütung 
fttr  bestimmte  Artikel  nioht  benannten  und  wohl  auch  mr  an- 
dere Artikel  die  Zollerstattung  nach  wie  vor  leiste  und  damit 
I^Iannheim  einen  grofsen  Vorteil  Tor  Maina  gebe,  von  dieser 
Mafsnahme  wieder  abbringen.  Es  einigte  sich  dann  mit 
den  übrigen  oberrheinischen  Zollvereinsstaaten  darüber,  dafs 
an  Stelle  einer  weitergf^MMidon  FJijfkvergütung  den  Besitzern 
von  Tabaks-,  Schwefelsäure-,  Bleizucker,  Lichter-  und  Leder- 
fabriken, sowie  von  Baunnvnllspinnereieu  wenigdteut»  bei  einer 
Reihe  bestimmter  Artikt  l,  die  sie  zur  Verarbeitung  bezogen, 
der  beim  Austritt  aua  ureufsischem  Gebiet  gezahlte  \\  aeaer- 
aoll  zurückerstattet  weraen  sollte'. 

Wegen  der  Rheinzollerbebung  ron  den  Transporten  der 
Beisenden  und  ihrer  Effekten  mittelst  der  Dampfschiffe  wurde 
unter  den  Uferstaaten  ein  besonderes  Übereinkommen  ge- 
troffen*. ELs  sollten  die  zu  solchen  Fahrten  bestimmten 
Dampfschiffe  zur  Entrichtung  des  Rheinzolls  von  15  Centner 
7.nr  ganzen  Gebühr  und  zwar  bei  jeder  Fahrt  und  bei  jedem 
Erhebunprsamte,  unbesehnfl-^t  des  von  Reisewagen,  Waren  ete. 
noch  besonders  zu  zahlenden  Rheinzolls,  angehalten  werden 
können.  Eine  solche  Erhebung  fand  jedoch  nur  in  einigen 
Uferstaaten  statt. 

Inswischen  war  endlich  der  definitive  Tarif  ttber  den 
Rheinsoll  ausgearbeitet  und  gemftfs  des  XVI.  Supplementär^ 
artikels  zur  Rheinschiffahrtsakte  1845  in  Kraft  gesetzt  worden  ^ 
Wenn  er  auch  für  die  einzelnen  Strecken  Abänderungen 
brachte,  enthielt  er  doch  keine  Ermäfsigung  oder  Herabsetzung 
des  Zolls  im  ganzen,  wie  sie  wiederholt  in  Antrag  gebracht 
war.    Eine  solche  war  namentlich  am  Widerstande  Kassaus 

*  VlcI.  dir«  lu  s^iRclje  Bekainitiiuuhnnf^'  nbr»r  Anflicbnng  der  Kuck- 
▼ergütung  preuf«.  liheinzöUe  von  übor8eoij»chcn  Waren  vom  22.  Januar 
1B4^  (He«0.  Kegioriingsblatt  1842  S.  57.) 

2  Vpl.  Handelskammer  zu  Mainz  S.  4«.  A.  d.  M.  II.K.  98H5. 
9H72,  rC.lA.  %2f;.  9fir.S  und  dio  Eincrabo  der  M.  II.K.  an  da^  Ministerium 
der  Fiuunzt'u  in  Daini?*liidt  vom  2G.  Februar  1842  bei  Ricaud,  Betrach- 
tungen über  den  rheinischen  Schiflbhrtsverkehr  S.  15—17. 

^  Vjjl.  liess.  Jickiinntinni  huii^'  vi>m  L':'!  Mfir/.  I^  V^  bcss.  Rejr.-Blatt 
1843  S.  i;j9— 141  und  dif  Verfümmg  der  GrolsU.  hess.  ZoUdirektion  vom 
10.  Februar  1844  (A.  d.  M.  H.K.  §  9924J. 

*  V^'l.  .labn^boricht  1844  S.  9. 
>  Vgl.  Tabelle  ^  320,  321. 
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und  Hessen  -  DarmstadtB  gescheitert,  dock  sollten  darüber 
künftig  weitere  Unterhandlungen  p:epflogen  werden.  Zur  selben 
Zeit  wurde  der  ebenfalls  neu  rediirif'rte  Tarif  der  Ausnahmen 
Vom  ganzen  Zoll  durch  den  XVII.  SupplenientarartikuP  ver 
ütientlic'lit,  der  durch  eine  audcrweitiii^e  Klassifikation,  durch 
Herabsetzung  vieler  Waren  in  eine  geringere  Gebübrenklasse, 
mancherlei  Erleichterungen  .für  den  Handel  brachte.  War 
doch  die  Zahl  der  Artikel,  die  nar  ein  Viertel  des  Zollsatses 
2U  entrichten  hatten,  von  12  auf  43,  derjenigen,  die  ein 
Zwanzigstel  zu  geben  hatten,  von  11  auf  43  gestiegen,  während 
die  Produkte,  die  ganz  frei  vom  Zoll  blieben,  sich  von  14  auf 
31  Nummern  vermehrt  hatten. 

War  somit  einiges  im  Sinne  einer  gröfsereu  Verkehrs- 
freiheit gewonnen,  so  blieb  es  doeli  hinsichtlich  der  thatsäch- 
lichen  Erhebung  des  Zolls  bei  den  einzelnen  Ämtern  ganz 
beim  alten.  Statt  der  gewün??chten  durchgreifenden  Herab- 
setzung der  8cliiffahrt8abgaben  begnügten  sich  die  Ufersiaaten 
damit,  die  früher  erwähnten  Modilikationeu  und  Erleichterungen, 
wie  sie  von  ihnen  teils  unbedingt,  tdls  nach  Herkunft  und 
Bestimmung  der  Gttter,  oder  nach  den  Flaggen,  die  sie 
führten,  gewährt  wurden,  auf  den  neuen  Tarif  zu  übertragen 

Dagegen  gelang  es  endlich,  nachdem  bereits  am  1.  Juli 
1842  eine  einheitliche  Schiffahrtsordnuog  für  den  Neckar  zu 
Stande  gekommen  war,  den  Bemühungen  Bayerns,  Verträge 
mit  den  inte  ressierten  Staaten  über  eine  Neuregelung  der 
Mainschifl'ahrf'  iierbeizut'üliren.  die  unter  Übertragung  der  tur 
den  Rhein  geltenden  Zollgrundtiätze  eine  bedeutende  iicrab- 
minderung  der  Al)gal)en  auf  dem  Main  erzielte.  Freilich  fand 
die  erwartete  ISeuorduung,  die  am  I.Juni  184G  in  Kraft  trat, 
nicht  durchweg  die  erwartete  günstige  Aufnahme,  da  das 
Publikum  eine  noch  grOfsere  Herabsetzung  der  Zölle  erwartet 
hatte,  auch  nicht  mit  Unrecht  sich  beispielsweise  über  Ein- 
führung der  bis  dahin  nicht  gekannten  Rekognitionsgebtthr  be> 
Schwerte. 

In  den  nächsten  Jahren  kam  das  Drängen  nach  Be- 
seitigung der  Rheinzölle  nur  selten  zum  Stillstand,  zumal  das 
neue  Verkehrsmittel  der  Ei^«enbahnen  bereits  seinen  Siegp«- 
zug  dureli  die  kultivierte  Welt  antrat  und  das  Monopol  der 
Wasserstrafsen.  da  wo  solches  bisher  bestand,  zu  brechen  be- 
gann. Bei  allen  denen,  welche  die  vielfach  hervortretende 
Überschtätzung  der  Eisenbahnen  nicht  teilten,  wurde  dadurch 

*  Vgl.  beide  Tarite  in  JahreHbericlit  1844  S.  40—46.  Di« 
Rupplementarartikel  finden  sich  attch  abgedruckt  in  Rhenus  1858 

8.71-79. 

*  V'gl.  Jahresbericht  1845  S.  4. 

'  Vgl.  die  eingehende  Darstellung  bei  Scbans«  Mainscbiff' 
fahrt  im  19.  Jahrhundert  S.  105^183,  Siehe  auch  beispielsweise  Jahres- 
bericht 1845     4»  ii2. 
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das  Verlangen  nach  Wegräumung  der  noch  bestehenden  künst* 
liehen  Hindernisse  auf  den  Wasserstrafsen  mftchtig  gestärkt, 
und  es  ist  daher  leicht  erklärlich,  dafs  man  im  Jahre  1848, 
da  auf  wirtschattlichem  wie  auf  politischem  Gehn  t  eine  leb- 
hafte Bewegung  einsetzte,  die  Gelegenheit  walirnahni,  um  auf 
eine  Erleieliterung  des  Wasserverkehrs  hinzuwirken.  Am 
24.  jMai  1848  überreichten  die  Handelsvertretungen  von  ;i3 
der  hauptsächlich  beteiligten  Verkchrspiätze  Deutschlandd, 
daranter  die  Handelskammern  von  KOln,  Mainz,  Mannheim 
nnd  Frankfurt  a.  M.  der  Nationalversammlung  einen  energischen 
Protest  *  gegen  die  Weitererhehung  der  Fiofszülle  mit  dem 
dringenden  Ersuchen,  die  Versammlung  mJUge  das  Princip  aus- 
sprechen, „dafs  die  Fortdauer  der  auf  den  deutschen  Stemmen 
und  ihren  Nebenflüssen  durch  deutsche  Einzelstaaten  vom 
deutsehen  Verkelir  bisher  erhobeneu  Zölle  und  Ah'_r;dif'n  mit 
der  Nationah  inlieit  nicht  vereinbar,  und  solche  daher  bald' 
thunliehst  zu  beseitigen  sei". 

In  der  Tliat  hat  sich  der  volkswirtsehaftliche  Ausschufs 
der  Nationalversammluti^  eingehend  mit  d<'r  angeregten  Frage 
beschaiii^L  und  sogar  den  Entwuri  eines  Gesetzes  betreffend 
die  Aufhebung  der  Wasserzölle  auf  deutschen  Flüssen  fUr  di& 
hdmische  Schiffahrt  durchberaten  ^  Auch  liefs  die  nieder- 
ländische Regierung  durch  ihren  aufserordentlichen  Gesandten 
von  Schcrff  dem  Prilsidiuni  der  Nationalversammlung  ein  aus- 
führliches „Pro  memoria"  tiberreichen das  ihre  Stdlung  zur 
Frage  der  Rheinzölle  aktenmäi'sig  darzulegen  suchte  und  die- 
Versicherung  gab,  dafs  Holland,  wenn  der  Zoll  auf  dem 
deutschen  Rhein  all^^emein  aufgehoben  werde,  aueh  seinerseits 
auf  die  Erhebung  von  Kheinschiffahrtsabgabcn  sowohl  wie  das- 
„droit  fixe"  *  verzichten  werde. 

Zwar  kam  die  Nationalversammlung  in  der  Folge  zu 
keinem  bindenden  Entscheid'^,  allein  die  Geltetuimachung 
dieser  Gedanken  blieb  am  Rhein  nicht  ohne  Nachwirkung. 
Wenn  man  sich  auch  bezüglich  des  Warenzolltarifs  zunächst 
noch  mit  Herabsetzung  einzelner  Artikel  in  niedere  Gebühren- 


'  Vgl.  „Vorstt'llnng  an  Hie  hohe  (Ictit^clio  Nationalversammlung' 
abseiten  vieler  IJandclävorätäiidü  und  •Scliitfalirtskorporationcu  in  Städteti 
an  der  Elbe,  der  Weser  und  Aller,  des  Rheins,  Mains  und  Neekar» 
nnd  der  Donair,  in  A.  d.  A.  d.  M.  IIK.  §  10868. 

Vgl.  <lif>  gedruckte  Beilag«^  zum  Protokoll  der  71.  offentlichett 
Sitzung  vorn  1.  September  1848  (A.  d.  .M.  II.K.  §  10946i  und  Kigaud» 
Betrachtangen  über  den  rheinischen  Sehiflahrtsverkehr  S.  5 — 14. 

^  Ausfertigung  desselben,  datiert  Frankfurt  d.  14.  Oktober  1848  ia 
A.  d.  M.  H.K.  §  1Ü925. 

*  Vgl.  oben  S.  222. 
Vgl.  noch  Protokoll  der  „Haudelskonferenz  zu  Coblenz"  vom 
13.  November  184tt.    (Akten  der  Mainzer  H.K.  §  10946  nnd  dasu 
§§  10927,  m:il.) 

FoMchungeu  X  VI  1 1  5.  -  E  c  k  e  1 1 .  20 
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klassen  begnttgte^,  so  wurdo  doch  wenigstens  hinsichtlich  der 
Kekognitionsgebühr,  der  Abgabe  von  den  Schiffsgefäfsen,  eine 
durchgreifeiKlere  Änderung  beschlossen.  Kachdem  bereits  seil 
dem  1.  Oktober  1847^  unter  Zustimmung  siimtlicher  Rhein- 
uterstaaten die  Kekognitionsgebühr  für  alle  uub^'l-idenen 
Schiffe,  einschliekslicii  der  unbeladenen  8chleppdamptächiti"e 
erlassen  war,  und  nur  den  Führern  solcher  Fahrzeuge  auf- 
erlegt blieb,  sich  wie  früher  bei  den  Erhebungbäintern  anzu- 
melden, um  die  Torgeschriebenen  Formalitäten  zu.  erfüllen, 
wnrde  seit  dem  1.  Januar  1849  auch  hei  den  beladenen  Segtd* 
echiffen  die  Hälfte  der  tarifmäßigen  Schiffsgebuhr  nach- 
gelassen^. Wie  diese  Vergttnetigungen  sich  im  Verkehrsleben 
sofort  fühlbar  machten,  erhellt  z.  B.  daraus,  da&  bei  dem 
Rheinzollamte  zu  Mainz  im  Jahre  1850  der  hier  in  Rede 
stehende  Nachlafs  der  Rekognitionsgebühren  einen  beträcht- 
lichen Ausfall  der  Einnahmen^  und  zwar: 

a)  von  leeren  Schiffen  im  Betrage  von     15  747  fr.  i^l  cts. 

b)  von  Segelschiffen       -       -  8  124   -   84  - 

zusammen    23872  fr.  05  cts. 
Teranlalste^  der  den  Schiffern  zu  gute  kam. 

Die  Jahre  1850/51  brachten  dann  endlich  die  allgemeinen 
firmäfaigungen  des  RheinzoUs,  Uber  die  so  langjährige  Be- 
ratungen gepflogen  worden  waren. 

Den  ernten  Schritt  that  dabei  Holland,  das  bereits  .^eit 
Mitte  (1  r  vi  'rzi'JTr  Jnlire^,  in  Hinblick  auf  die  bevorstehende 
Fertigstellung  der  Köln — Antwerpener  Bahn,  den  Wunsch 
hegte,  sich  mit  Preufsen  über  weitere  Erleichterungen  der 
Khcinfalirten  zu  verätändigen,  um  der  Sehiidigung  seines 
Handels  durch  jenen  Schienenweg  vorzubeugen.  Während 
dann  1850  noch  zwischen  der  preufsischen  und  nieder- 
ländischen Regierung  Beratungen  gepflogen  wurden*,  änderte 
diese  plötzlich  auf  Anraten  und  nach  dem  Muster  Englands 
ihre  Schiffahrtsgesetze.  Durch  Gesetz  vom  8.  August  1850 
liefs  sie  die  Erhebung  des  Eheinzolls  und  der  Rekognitions- 

'  Vgl.  Jahresbericht  1Ö47  S.  3;  1848  8.  10. 
s  Vgl.  Jahresbericht  1847  S.  8. 

»  Vel.  Jahresbericht  1850  S.  4;  Schirges,  Der  Ehein  S.  229; 
Kandt,  dfutschrn  Hinnenschiflfahrtsabfraben  in  Verganfjonheit  und 
Gegenwart  1.  JJie  RheinzüUe,  in  Zeitschrift  für  ßiuncnscniifahrt  I  S.  2  ff. 
SelDstredend  blieben  durch  diese  Bestimmung  die  seitherigen  Beüreion* 
gen  von  Zahlung  der  Rekoguitions^'rbnhren,  wie  siePreofteo  gewihrle^ 
(Vgl.  oben  S.  aoo,  301)  völhg  unberührt, 

*  Vgl.  Jahresbericht  lb50  S.  4  Anm. 

^'  Vgl.  Zi  mm  ermann  I  Geschichte  der  preoTaisch-deatschen  Han- 
delspolitik S.  157,  158. 

^  Vgl.  Zimmermann  a.  a.  0.  S.  «392  und  Aperyu  des  propositious 
pour  la  coDclusion  d*un  trait^  de  commefce  et  de  navigadon  entre  lo« 
Etats  du  „Zollverein'*  et  le  Royaume  des  Paya-Bas,  ebenda  S.  795 
bis  7d8. 
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gebühren  einstellen^  und  behielt  sieb  nur  vor,  die  Abgaben- 
erhebung für  die  Fahrzeuge  derjenigen  Staaten  wieder  ein- 
treten SU  lassen  y  welche  etwa  die  niederländische  Flagge 

minder  günstig  behandeln  würden  als  ihre  eigene^.  Gleich- 
seitig wurden  alle  Transit  abgaben  im  Königreich  beseitigt. 
Nur  in  der  Erhebung  dos  droit  fixe  wurde  dadui*ch  für  den 
Fall  nichts  ^tr'''iMdert ,  d;ds  die  Schiffer  nach  den  Vorschriften 
der  Übereinkuntt  von  18^1  iM^handelt  zu  werden  wünschten. 
Doch  blieb  es  ihnen  frei^^estellt,  ihre  Ladun«2:en  nach  den 
allgemeinen  L:iiidosp:esotzen  in  Transit  zu  erklilren.  und  waren 
sie  dann  von  der  Zaliiuug  des  droit  fixe  wie  überhaupt  jeglicher 
Abgabe  entbunden« 

Wenig  später  führten  die  angebahnten  Verhandlungen 
auch  unter  den  Zollrereinastaaten  zu  einem  greifbaren  Re- 
sultat. Ks  wurden  nämlich  zwischen  den  Regierungen  von 
Baden,  Bayern,  Hessen,  Nassau  und  Preufsen  zunächst  für  die 
Periode  vom  l.  Oktober  1851  bis  £nde  1853  folgende  Be- 
stimmungen vereinbart^: 

I.  liideii,  liayern,  Frenfsen  lassen  von  den  unter  der 
Flagge  eines  (b'uts(  li<m  Ut'erstaates  auf  dem  voreinsländischen 
Rhein  von  Einuicneh  bis  zur  Lauter  beförderten,  der  ganzen 
Rheinzüllgebühr  (nach  Supplementär  -  Artikel  XVI)  unter- 
worfenen  Gegenständen,  die  bei  der  Bergfahrt  die  Zollstellen 
SQ  Emmerich,  Wesel,  Ruhrort,  Düsseldorf,  Köln,  Linz^ 
Andernach,  Koblenz,  Mainz,  Mannheim,  Neuburg,  bei  der 
Tbalfahrt  die  Zollstellen  zu  Neuburg,  Mannheim,  Kaub, 
Koblenz,  Andernach,  Linz,  Köln,  Düsseldorf,  Ruhrort,  Wesel, 
oder  eine,  oder  einige  dieser  Zollstellen  passieren,  jene  Gebühr 
für  iln^e  beziehungsweisen  Anteilf  an  den  bei  den  gedaelitpu 
Zollstelion  vorkommenden  Hebungen  nur.  zur  Hälfte  er- 
beben. 

n.  Hessen  und  Nassau  lassen  von  den  nämlichen  unter 
deutscher  oder  gleichgestellter  Flagge  fahrenden  Gegenständen, 
welche  bei  der  Bergfahrt  die  ZoUstellen  zu  Koblenz,  Kaub 
und  Mainz,  oder  eine,   oder  zwei  von  diesen  ZoUstellen 


1  Vgl.  Jubrcsbericht  iÜbO  S.  4;  Scbirges,  Der  Aheia  8.209,  228; 
Rhenus  ta'>9  S.  83. 

-  [nful<;e  dieses  Qes.  gingen  die  niederländischen  ZolUtellen  Vre«  ^f- 
wyk  Tit  l.  CIoroum-Krinipfn  später  ein  und  wiirdc  nur  jene  von  liObith 
aU  Kontroll.-^telle  beibehalten.  Vtfl.  Sc  birg  es,  Der  Hbeia  S.  228; 
andererseits  Jabreshericht  1850  S.  4. 

Vgl.  Abdruck  tlerselben  in  Jahres^berieht  l"^'*»!  S.  2—4;  Schirge» 
D.T  Khein  S.  234-2HG:  Rhenn^,  1S59  S.  81  HJ.  Hessen  und  Nnsaiiu 
■Wüllt<'n  der  Erniafsigung  iiirht  zustimmen  und  liefsen  sich  nur  durch 
Preufsen'^  Drohung,  C8  wer  le  den  hessischen  un<l  nassauischen  SchifFcrn 
die  HeixünstigunireTi  .  Avie  n'w  niit  den  üy)rig<Mi  I'li"i!iut"<'rsta;itf»n 
des  ZoUvoreiuij  vereinbart  suien,  versagen,  zu  ihren  Zui't^atauduis.Hcn  be- 
wegen. VgL  Schirges  a.  O.  und  Schanz,  Main^chiffinhrt  im 
19.  Jahrhundert  S.  400  Anm.  229. 
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Sassieren,  jene  Gebühr  für  ihre  beziehmigsweisen  Anteile  au 
ea  bei  vorgedachten  Zollstellen  vorkommenden  Verzollungen 
nur  zu  zwei  Dritteilen  erheben.  Dieselbe  Ermäfsigung 
gewährt  Preufsen  für  seinen  Anteil  an  dem  Kauber  B>  ro;/oll. 

III.  Die  5  Uferstaaten  lassen  anfserdem  von  einer  Kt-ihe 
von  Oe^cnstiinden,  die  seither  höhere  Gebüliren  gezahlt  hatten, 
wenn  sie  nnter  der  Flagge  eines  deiitsehen  Rhein utV  rstaales 
befördert  werden,  nur  ein  Viertel  und  von  Heringen  nur  ein 
Zwanzigstel  der  RheinxoUgebtthr  bei  der  Bergfahrt  und  Thal* 
fahrt  enieben. 

Auf  Grund  der  vorgedachten  Bestimmungen  wurde  hier- 
naeh  fUr  die  unter  deutscher  Flagge  fahrenden  Güter ,  soweit 
sie  die  ganze  Gebühr  zu  entrichten  hatten,  an  Stelle  des  1845 

festgesetzten  Tarifs  ein  neuer  ermäfsigter  Rheinzolltarif  ver- 
einbart, fl essen  Sätze  auch  ihre  Anwendun^^  auf  den  Trans- 
port von  Hau-  und  Nutzholz  wie  auf  Flöfse  fanden. 

Die  genannten  groiseu  Erleichterungen  ^  waren  in  erster 
Linie  für  deutsche  Schiffe  berechnet.  Doch  blieb  von  vorn- 
herein vorbehalten,  sie  auch  für  solche  Artikel  eintreteu  zu 
lassen,  welche  nicht  unter  der  Flagge  eines  deutschen  Ufer- 
staates befördert  würden.  In  der  That  nahmen  die  französische 
und  holländische  Flagge  gleich  am  1.  Oktober  1851  an  den 
ZoUermitrsigungen  YoTlkommen  teil.  Den  Niederlanden  wurden 
sie  dann  durch  den  am  81.  Dezember  1851  mit  den  ZoU- 
vereinsstaaten  abge.sehlosfsenen  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag, 
der  mit  Eisenbahnangelegenhf^iten ,  namentlich  dem  Ansehliifs 
der  Amheim — Aui.sterdamer  liahn  an  die  Köln — Mindener  Linie 
zusammenhing,  formell  /.ugesichert  ^. 

Demnach  galt  der  sog.  „definitive  Tarif  von  1845'*  nur 
noch  für  diejenigen  Waren,  welche  der  Viertel-  und  der 
Zwanzigstel-Gebühr  unterlagen,  sowie  für  den  Transport  von 
Gtttem  unter  nicht  begünstigter  Flagge;  der  Tarif  von  1851 
aber  für  alle  Waren  zur  ganzen  Gebühr,  sofern  sie  unter  der 
Flagge  eines  deutschen  EUieinuferstaates  oder  einer  gleich- 
gestellten (niederländischen,  franzttoischen,  belgischen)  Flagge 
auf  dem  Rhein  befördert  wurden ,  alle  jedoch  unter  den 
übrigen  Moditikationen  über  gänzliche  und  teilweise  Be- 
freiungen^, wie  sie  die  Zollvereinsütaaten  unter  sich  auch  nach 
1851  übten. 

'  Vgl.  TahoWo  S.  320,  321. 

Über  den  Abschlufs  dos  Vortrag-;  vgl.  Z  i  mmermaun.  Geschieht« 
der  preufsisch-deutschen  HHndelspolitik  S.  392, 

Die  Artikel  dct^sulben,  soweit  sie  für  die  Bheinschiffahrt  von 
Belang  sind,  finden  «ich  abgedruckt  bei  Schirges»  Der  Rhein  8.  210 
bis  220. 

*  DieaetbüD  finden  sich  ehiseUielslkh  der  Mher  S.  29d  ff.  be- 
bandelten zus.niinii  iiffestellt  bei  Rhenns  1859  8.  90^95:  Schirffeat 
Der  Rhein  S.  291  ff. 
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Die  Vereinbarung  von  1851  behielt  auch  nach  1853  ihre 
Geltung  und  mit  ihr  blieb  die  ganz^  Mannigfaltigkeit  und 
Verschiedenheit  der  Zollerhebungen,  wie  sie  su'h  seit  1831 
unter  den  einzelnen  ütersUiateu  herausgebildet  hatte. 
t'racrt  sieli,  warum  man  bei  diesem  Wirrsal  acishielt,  warum 
man  nicht  schon  um  die  Mitte  dcb  Jahrimnderts  mit  den 
Rheinzöllen  völlig  und  gründlich  aufräumte.  Abgesehen  von 
allgemeinen  politischen  Bedenken  der  Regierangen,  hielt  man 
dies  von  mehreren  Seiten  für  unsweckmäfsig,  weil  die  mit  den 
Rheinzöllen  zu.  bestreitenden  Ausgaben  für  Leinpfade,  Ufer- 
bauten,  Strom  Verbesserungen  sehr  bedeutend  und  aufserdem 
noch  eine  Reihe  von  Kenton  modiatisierter  Fürsten  darauf 
angewiesen  war^n  ^  Die  Krträ^e  der  Zolle  für  einzelne 
Staaten,  iiMnientiich  für  Baden  und  Bayern,  reiebten  schon 
ohnehin  niciit  mehr  zur  DeckiinL'  der  ihnen  erwachsenden 
Ausgaben  hin.  Uni  diese  VerhMlliasae  richtig  zu  würdip:en,  ist 
zu  bedenken,  welch'  grofse  Summen  die  Klieinkünckiion  im 
19.  Jahrhundert  verschlungen  hat.  Bis  zu  Beginn  derselben 
war  weder  vom  alten  Reiche  noch  von  den  Uferanliegem  allzu 
viel  fUr  Verbesserung  des  Strombettes  und  des  Fanrwassers 
gethan  worden.  Wo  die  verschiedenen  an  die  Rheinufer 
grenzenden  Regierungen  eingriffen,  beschränkten  sie  sich  in 
der  Kegel  auf  Instandsetzung  und  Erhaltung  der  Leinpfade 
für  Mensclien  und  Zugtiere,  die  sieh  \iU\(^s  des  Wasserrandes 
hinzogen.  Krst  nach  Beendigung  dei-  Fre'lio!tskrit']L,^e ,  nach 
Aufrichtung  der  deut-^clim  Einzelstaaten  während  des  Wiener 
Kongresses  wurde  der  Fra^e  der  eigentlichen  Rheinkorrekti  *nen 
entschiedener  nilher  getreten.  Sämtliche  Rheinstiiaten  hatten 
seitdem  schon  bis  zur  Mitte  des  Jahrhunderts  Millionen  aus- 
gegeben und  mufsten  damit  rechnen,  dafs  auch  die  Zukunft 
ähnliche  oder  grOfsere  Suromen  von  ihnen  fordern  werde. 

Die  Verbesserung  des  deutschen  Oberrheins  vom  Austritt 
des  Stroms  aus  der  Schweiz  bis  zur  hessischen  Grenze  darf 
in  Bezug  auf  das  Mafs  des  Eingreifens  in  die  natürlichen  Zu- 
stände, wie  ancli  des  «•r/'i<'lten  Erfols^es  als  das  bedfiit'^iidsto, 
einhf'itlieh  dureh^^etVilirte  Strombauwerk  des  deutscheu  Rliein- 
grl)i('t(vs  bezeiehin't  wiiden^.  Dort  am  Oberlauf  des  Flusses, 
wo  alljahrlieli  die  Niederungen  mit  Ortschaften  durch  Tloeli- 
wasser  oder  infolge  von  Eisstopfungen  überschwemmt  vvurden, 
wo  grofse,  mit  fruchtbarem  Boden  bedeckte  Landstriche  immer 
mehr  der  Versumpfung  anheimfielen,  war  ein  Eingreifen  von 
Menschenhand  gleich  anfangs  am  notigsten  gewesen.  Der  ba- 

*  Vgl.  Meid  Inger,  Der  Khein      44  Anm. 

*  Vffl.  zTun  iblg«ndeu  hauptaftchUch:  Der  Rheinstrom  und  seine 

WichtigHton  Nebenflüsse  S.  221-269 

^  Si.'  i>f  nii';fnlirlich  behand^'lt  in  dem  III.  Heft  der  Beiträge  zur 
Hydrograpliie  des  Groföher;50gtuins  Baden,  Karlsruhe  IfWo, 
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dischü  Oberst  Tulla,  der  Jahre  hiiulunh  beimiiit  gewesen  war» 
dem  Gedanken  einer  vollständigen  Kegelung  des  Rheinlaufö 
von  Basel  bis  zum  Neckar  zum  Siege  zu  verhelfen ,  verfafste 
1812  eine  bedeutöanie  Abhandlung,  vvoriii  er  die  Not  der 
Rheinanwohner  eindringlich  schilderte  und  zugleich  praktische 
Vorschläge  zur  Ahhilfe  eingehend  hegrttndete.  Es  kam  noch 
in  demselben  Jahre  zu  einer  Übereinkunft  zwischen  Baden 
und  Frankreich  wegen  Vornahme  von  Durchstichen,  die  zwar 
wegen  Aasbruch  der  Freiheiti^kriage  nicht  recht  zur  Aua- 
ftihrung  kam,  der  ^^ich  aber  Bayern  nach  Beendigung  der 
Kriegsjahre  1817  tbiiti^  anscblof^. 

Die  Arbeiten  waren  rüstig  im  (lange,  melirere  iJurebsiicbt' 
schon  fertig,  für  die  übrigen  die  Bauvorbereitunf^en  getrofit  n. 
als  die  Ende  1826  gegen  die  Fortsetzung  der  Geradeieitungeii 
von  Breufben  erhobene  Einsprache  da*»  Unternehmen  ins  Stocken 
brachte.  Dort  wie  auch  in  den  Niederlanden  und  Hessen 
wurden  nachteilige  Folgen  der  am  Oberrhein  ▼orgenommeneo 
Korrektionen  fUr  die  unteren  Stromstrecken  befttrehtetS  <ii^ 
sich  zwar  später  als  völlig  unbegründet  erwiesen,  «leren  da- 
malige Äufsening  aber  aiu  Grund  einer  neuen  Übereinkunft 
zwischen  Baden  und  Bayern  von  1832  das  Unterbleiben  einiger 
der  gröfscrrn,  geplanten  Durelistielio  veranlafste. 

Indessen  waren  die  VerliandUmgen  zwischen  Badm  und 
Frankreich  fortgesetzt  worden  - ,  die  zunächst  auf  Festlegung 
einer  sicheren  Grenze  der  Hoheitsgebiete  beider  Staaten  in 
dem  breiten  Gewirre  von  Stromarmen  und  Eiesbäuken,  weiter 
aber  auch  auf  eine  planmäDsige,  gemeinschafUich  durch- 
zuführende  Regelung  des  Flufslaufes  selbst  gerichtet  waren. 
Als^  endlich  1840  der  Rheingrenzvertrag  zu  stände  kam,  war 
darin  eine  Grundlage  geschaffen,  auf  der  ein  Entwurf  über 
eine  durchgängige  Korrektion  des  Rheins  entlang  der  badisch- 
französischen  Grenze  gemeinsam  aufgestellt  und  in  der  Folge 
ohne  erhebliche  Änderung  und  Unterbrechung  ausgeführt 
werden  konnte^.  Um  die  Mitte  der  siebziger  Jahre  war  da-s 
^^'erk  vollendet,  und  der  Thal  weg  des  Rheins  von  der 
Schweizer  bis  zur  hessischen  Grenze  überall  in  die  dureh  die 
Uferstaaten  vereinbarte  Strom  bahn  geleitet.  Baden  bat  für 
das  grofsartige  Strombauwerk  von  1817,  be«.  f^r  die  badisch- 
elsässische  Strecke  seit  1840  rund  40  Millionen  Mark  aus* 
gegeben;  ungefähr  ebensoviel  haben  die  Aufwendungen  auf 
dem  linken  Ufer  betragen. 


*  Vgl.  beispielsweise  Freiherr  van  der  W  v  r  k  Der  Mittelriiein 
und  Mannheim  in  hydrotechnischer  Beziehung,  Maunheiro  1825. 

*  Staat^vertrag  zwischen  Baden  und  Frankreich  wegen  Berichti- 
^Miiip  der  Rheingrenzc  etc.  vom  30.  Januar  1827,  in  Meyers  Staatsakt.  « 
S  442—445  uncTdazu  Oppenheim,  Der  freie  deutsche  Rhein  S.  15$^ 
bi-*  löl. 

*  Vgl.  Der  Rheinstrom  S.  235»  88«. 
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Auf  die  Stromstrecke  vom  Neckar  bis  zur  hessischen 
Grenze  oberhalb  Worms  ist  noch  die  bayrisch-badiselie  lihein- 
korrektion  aiisgedehüt,  deren  wichtigstes  Objekt  der  Friesen- 
heimer  Durchstich  war.  iSoweit  der  l^lieinlaut"  sich  ganz  inner- 
halb der  Grenzen  de6  Grofsherzogtuius  llesaen  bewegte,  durfte 
man  sich  bis  in  die  Gegend  Ton  Mainz  mit  der  ioilage  der 
Purclisticbe  ^am  Geyer*  und  .am  oberen  Busch*,  im  übrigen 
mit  dem  Bau  von  Parallelwerken,  teilweise  mit  an  das  Ufer 
anschliefsenden  Querbauten  sowie  Buhnen «  die  rechtwinklicb 
oder  etwas  gegen  den  Strom  gerichtet  sind,  begnügend 

In  der  ganz  innerhalb  des  preufsischeu  Gebiets  gelegenen 
Stromstreeke  von  Bingen  bis  zur  Reichsgrenze  ist  die  um- 
fassendste Thiitigkeit  zur  Verbesserung  der  Wassf rstrafse  ent- 
faltet worden-.  Wenn  auch  dorten  einige  Durchstiche  schon 
im  18.  Jalirhundcrt  vorgenommen  wurden,  wenn  auch  am 
Binger  Loch  Erzbischof  Siegfried  von  Mainz  ychon  zur  Zeit 
Heinrichs  IV.  und  das  Frankfurter  Handelshaus  Stockum  zu 
Beginn  des  17.  Jahrhunderts  durch  Beseitigung  von  Felsklippen 
die  Durchfahrt  verbeBsem  liefsen,  so  gehören  doch  die  meiste 
der  Ii  eilte  noch  wirksamen  Bauten  und  Verbesserungen  erst 
der  Zeit  nach  1B16  an. 

Die  planmäfsige  Korrektion  der  Wasserstrafse  begann 
auf  der  preufsischeu  Strecke  nach  Ab^chlnfs  der  Uheinschiff- 
fahrt-^akte,  als  die  königlielie  Rcgiening  iu  der  Zeit  bis  \H^2 
die  Fels(;ii  im  Binger  Loch  wegj>prengcü  iiels  und  damit  die 
jetzige  Breite  von  23 — '60  Meter,  statt  7 — 9  Meter,  dieaes  Eng- 
passes gewann.  Es  war  der  Beginn  einer  langen  Reihe  von 
sehr  bedeutenden  Verbesserungen  des  Stromlaufs,  mit  deren 
AusAihrung  bis  in  die  Gegenwart  fortgefahren  wurde.  Die 
nach  Antrag  Preufsens  auf  Grund  der  Rheinschiffahrtsakte 
erstmals  1849  vorgenommene  Strombefahrung®  des  Rheins  von 
Basel  bis  in  die  Nordsee  durch  Wasserbaubeamte  sämtlicher 
beteiligten  Uferstaaten,  welche  die  „Beschaffenheit  des  Stromes, 
die  Wirkung  der  zu  dessen  Verbesserung  getroffenen  Mafs- 
regeln  und  die  etwa  eingetretenen  neuen  Hindernisse  einer 
regelmilfsigen  SchiÜ'ahrt  untersuchen  und  feststellen  sollte",  war 
der  Aidafs  zu  erneuter  Bauthiltigkeit  im  Rhein,  Gleichen  An- 
stois zur  Erhöhung  der  Arbeitsleistungen  gaben  die  1851  er- 
folgte Errichtung  der  Rheinetrombauverwaltung  in  Koblenz 
und  später  die  1880  beschlossene  Bewilligung  von  22  Millionen 
Mark  durch  den  preufsischeu  Landtag  fUr  den  Ausbau  des 
Rheins.  Im  Gänsen  sind  in  dem  332  Kilometer  langen  Strom* 


'  Vgl.  Dor  Rhrinfltrom  8.  24.*— 247. 
"  Vpl.  H.  IV.  O.  S.  256  ff.  und  243. 

^  Dies«»  Strombefahrungen  wiederholten  sich  dorm  1S61,  1874  uikI 
1^»5.  Über  die  amtlichen  Kheinstrombefahrnngeii  vgl.  Rhenus  1875 
S.  80-95. 
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lauf  zwischen  BtDgen  und  der  Beichsgrenze  errichtet:  an  Buhnen 
107  Kilometer,  an  Uterdeck werken  355  Kilometer,  an  Piirallol- 
werken  23  Kilometer.  Die  Masse  der  seit  1830  im  Strom- 
bett gesprengten  und  a})p:eräumteu  Felsen  beläuft  sich 
auf  58  287  Kubikmeter,  wodurch  allein  ein  Kosteoaufwiind.  von 
über  2  Millionen  Mark  entstand. 

Es  bleibt  noch  die  „Rbeingaustrecke"  zwischen  Mainz  und 
Bingen,  lange  Zeit  die  schlechteste  der  ganaen  Wasserstrafse 
▼on  der  niederländischen  Qrense  bis  Uber  Mannheim  hinauf 
cbschon  hier  in  dem  sandigen  Strombett  mit  einfachen  Mitteln 
und  mäfsigen  Kosten  erreicht  werden  konnte,  was  in  der  Qe- 
birgsstrecke  zwischen  Bingen  und  St.  OGar  nur  mit  Über- 
windung grofser  Schwierigkeiten  und  sehr  bedeutendem  Kosten- 
aufwand zu  schaffen  war.  Ihre  Kegulierung*  fällt  in  eine 
spätere  als  die  hier  behandelte  Zeit;  sie  ist  das  jüngste  Strora- 
bauunternehmen  im  Rhein  und  hat  ihre  eigene  Ge&ehichte. 
Jahrzehnte  hinciuieh  standen  Klagen  Über  die  mangelhaften 
Fahrwasserverhältnisse  dieser  Linie  auf  der  Tagesordnung  der 
Sitzungen  der  Centraikommission;  allein  die  Regierungen  der 
beiden  Uferstaaten,  das  Orafsherzogtum  Hessen  und  Henog- 
tum  NassatL  vermochten  sich  Uber  die  Mittel  zur  Abhilfe  nicht 
zu  verständigen^.  Als  auf  Grund  des  Gutachtens  der  tech- 
nischen Strombefobrttogskommission  von  1849  abermals  keine 
Vereinbarung  erziek  wurde,  veranstiiltete  die  Centralkonimission 
1854  eine  wii'derholte  UnteVsuehung  der  Stromstrecke  durch 
eine  aus  Wasserbautechnikern  der  Uferstaaten  gebildete  Kom- 
mission, welch  letztere  sieh  mit  der  Prüfung  der  Projekte  und 
der  zwischen  den  Technikern  der  beiden  nächstbeteiligteo 
Staaten  bestehenden  Meinungsverschiedenheiten  befafste  ^.  Dank 
solcher  Vermittlung  der  Centraikommission  kam  es  1856  sum 
Abschlufs  eines  Vertrags  zwischen  Hessen  and  Nassau^  der 
sich  indes  zunächst  nur  auf  die  Strecke  von  der  ersten  Strom- 
spaltung unterhalb  Mainz  bis  Niederwalluf  bezog  und  bis 
1860  zur  Ausführung  gebracht  war.  1863  kam  wegen  Regu- 
!ienin;L''  stromabwärts  bis  Oeisenhf^im  ein  weiteres  tTberein- 
koiniiiun  zu  Stande,  das  bis  1866  verwirklicht  sein  sollte,  dessen 
Arbeiten  aber  noch  unvollendet  waren,  als  die  Ereignisse  vom 
.lahre  1866  einen  »Stillstand  des  Unternehmens  mit  sich  brachten. 
Der  W  iederaufnahme  der  Arbeiten  traten  die  Bewohner  des 
Rheingaus  beschwerend  entgegen,  teils  in  der  romantischen 
Sorge  wegen  Beeinträchtigung  der  landschaftlichen  Schönheit 
des  Stromes,  teils  weil  sie  durch  die  erwarteten  Verlandangea 
die  gesundheitlichen  Zustände»  den  Weinbau  und  den  Klein- 


•  Vgl.  Der  Rheinatrom  S.  250  -  252. 

•  V^l.  z.  B.  Oppenheim,  Der  freie  deutsche  Rhein  S.  161,  162. 

•  Vgl.  Rhenus  1875  S.  85. 


Digitized  by  Google 


xvni  5. 


3id 


verkehr  mehrerer  Ufcrorte  für  bedroht  hielten^.  Ihre  Be- 
schwerden wurden  1880  zum  Gegenstand  einer  eingehenden 
Untersuchung  gemacht,  in  deren  Folge  Preufsen  und  Hessen 
Uber  die  Regulierung  des  Rheins  zwischen  Mainz  und  BinL'-en 
einen  Vertrag  schlössen,  der  den  wenigstens  teilweise  begrün- 
deten Reklamationen  abhalf  und  in  den  Jahren  1885 — 1889 
zum  Vollzug  gebracht  wurde. 

Was  allein  die  preufsi^che  und  vor  18t)t>  die  nassauische 
Regierung  in  der  Zeit  von  1831  bis  1889  für  die  Regelung  des 
Rheins  ausgegeben  haben,  beziffert  sich  anf  beinahe  60  Millionen 
Mark;  der  Aufwand  Hessens  betrftgt  etwa  10  Millionen. 
Nimmt  man  dazu  die  in  der  gleichen  Zeit  für  die  Korrektionen 
von  Baden,  Bayern,  Prankreich  bez.  Elsafs-Lothringen  und  die 
fiir  die  Wasserstrafse  des  Rheins  von  Holland  ausgegebenen 
Kosten,  so  ergiebt  sich  die  bedeutende  Summe  Vf)n  etwa  250 
Millionen  Mark,  worin  die  Haienbaukosten  noch  nicht  ein- 
begriffen sind. 

Genauer  berechnet  betrugen  die  Aufwendungen  siimtlicher 
Rbeinuferstaaten  für  Verbesserung  des  Faiirwassers,  ötrom- 
regulierang  und  Uferschutz  nach  den  Angaben  der  Jahres- 
berichte der  Oentralkommission,  wie  sie  R.  van  der  Borght 
(Rbein-Seeschiffahrt,  S.  1,  2)  zusammenstelit: 


Diese  Summe  bleibt  noch  etwas  hinter  der  Wirklichkeit 
zurück,  da  fiir  djo  Niederlande  erst  seit  1837,  ffir  Nassau  seit 
1838.  fUr  Baden  seit  1839  die  Ausgaben  eingerechnet  werden 
konnten  ^. 

1  Vgl.  Rhenus  1875  S.  170—188  und  Petition  von  den  VoiBtftnden 

der  Gemeinden  und  Bewohnern  des  Rheingaus,  betitelt:  Die  Uhein- 
re^ulicrung  von  Mainz  bis  Bingen  (Gedruckt  in  Mains,  H.  Prickarts) 
Dezember  1879. 

*  In  den  einzelnen  Jahren  betrugen  die  Ausgaben  der  Bheinufer- 

Staaten  (laut  Jahrosberliht  1S44  ff.): 
1831—1844  (für  die  Niederlande  seit  1837,  Nassau  1838,  Baden  183^) 


1831-1850 
1851—1870 
1871-1890 


3G()87:^95,21  Mk, 
9103(3(J62.57  - 
10(3  825520,96  - 


234548978,74  Mk. 


19513529,71  M. 


1845  2  474  186,80  - 

1846  8  71'".  000.  r,n  - 
lö47  3  240  7^6,80  - 

1848  2  708582,80  - 

1849  2.547  264—  - 

1850  2  4U2  184,54  - 

1851  2  790  102,21  - 

1852  3  827  10(J,52  - 

1853  3:^30  535,22  - 

1854  3  159108.06  • 

1855  3  863434,22  - 

1856  3  591  006,18  - 

1857  2  940  355^  - 


1858  3  685  991,:10  M. 

1859  3  7r>0  l'.):i.4(l  - 

1860  3  513  369,40  - 

1861  4640552,29  • 

1862  5  la^  095,71  - 

1863  4  2H2  114.r>4  - 

1864  5  28U  17:^,o2  - 

1865  6  118  157,74  - 
18f56  f;518:N5.72  - 

1867  6  563811,11  - 

1868  7  193318.80  - 

1869  6  >i44  .■.00.77  - 

1870  4215629,70  - 
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Dafs  alle  im  Rheine  vorgenommenen  Strom  bauten  in  erster 
Linie  die  Ausbildinii,'^  einer  guten  Wasserstraf  sc  bezweckten, 
wird  iiieiiiand  leugnen;  dafs  in  der  That  durch  die  Korrek- 
tionen djus  Falirwaöser  auf  der  ganzen  Stronistrecke  wesentliche 
Besserungen  erfuhren  hat,  ist  gelegentlich  der  von  der  Centrai- 
kommission veranstalteten  Strombefahrungen  durch  eine  Kom- 
misBion  toq  Wasserbanbeamten  der  Uferataaten  wiederholt 
ausgesprochen  worden  und  auch  sonst  genügend  erweislich. 
Die  Zahl  der  Unfälle  die  Jahr  für  Jahr  gemeldet  werden^ 
und  die  sich  bei  einem  starken  Fl uTs verkehr  nicht  alle  ver- 
meiden lassen f  hat  sich  trotz  schnelleren  Fahrens  und  inten- 
siverer Belebung  der  Wasserstrafse  bedeutend  vermindert.  Das 
Auflaufen  von  Schiffen  auf  neugebildeten  Stöcken  und  Sand- 
bänken,  auf  Steinen  und  Kieslagerungen,  das  zu  Anfang  des 
19.  Jalirhundcrts  nicht  wenig  Fahrzeuge  zum  Scheitern  brachte, 
ist  faüt  ganz  verschwunden.  Ja,  seitdem  man  sich  bei  der 
Strombcfahrung  von  1861  erstmals  Uber  die  Fahrwasüerliefe 
verständigte,  die  sich  bei  gewöhnlichem  Niederwasserstand  in 
den  verschiedenen  Strecken  nach  Lage  der  Stromverhältnisse 
erreichen  liefse',  ist  der  Rhein  durch  künstliche  Einwirkung 
fUr  immer  gröfsere  Schiffe  und  Lastkähne  mit  stets  gesteigerter 
Ladefähigkeit  fahrbar  geworden'. 


Die  Denkschrift  übor  die  Ströme  Memel .  .  .  Rhein  S.  321)  beziffert 
die  Anfwcndunpr'^n  aller  Rlioinnfprstanton  von  bi-  l^W  li.'.h<T  ab  die 
obcnsteheiiden  Zahlen,  nämlich  auf  114  400000  Mark.  Vgl.  noch 
Svmpher,  Der  Verkenr  anf  deutschen  Wssserstvafs^  1875  und  1885 
(BVilin  1801)  8  14  und  van  der  Borght  a.  a.  O.  S.  2  Anm.  2;  Dn- 
fourn>  .  D.-r  Rho'm  S.  10  17. 

'  Die  Akt«  ii  über  Handel  und  Verkehrs\ve8«'D ,  sowie  die  Rhein- 
schi ffahrtwikt^n  (Ii  s  Mainzer  Archivs  geben  darüber  zahlreiche,  ins 
einzelne  gehende  Naehrichteii.  Die  Jahresberichte  der  CeTitralkomnil-sion 
bringen  regelmäfdig  Zusammenstellungen  der  Unfälle,  die  sich  jeweiU 
im  vergani^enen  Jahre  auf  dem  ganzen  Bheinstrom  sn^etragcn  haben. 

-  Selbstredend  können  alle  Kegulierun^sarbeiten  die  Wawerma-^en 
nicht  beliebig  vermehren  und  dif  X^uhti'ile  niedriger  Wac^erstandc 
wie  sie  alljäbrlich  zeitweise  mehr  oder  minder  stark  fühlbar  werden, 
anfigleichen.  Die  Jahresherichte  der  Oentralkommiflsion  ffeben  reg^l- 
mälsi;!»'  Na(  lirieliten  über  die  Waspcrstände  in  den  einzelnen  Jährten. 
Für  die  zurückliegenden  , Jahrzehnt«'  zu  Anfang;  des  19.  Snknlums  ent- 
halten die  Akten  des  Mainzer  Archiv«  ^cUutzen^^werte  Autzt  irhnnnireu 
fiber  die  Wasserverhältnisse  im  Mittelrhein. 

^  Die  Gröfse  und  Tragfähigkeit  der  Schilfe  ist  anf  «h  m  Rhein  in 
steter  Zunahme  begriffen.  Während  in  der  ersten  iiälfte  des  19.  Jahr- 
hunderts die  meisten  deutschen  Rheinschifie  eine  Länge  von  110 — 112  Fufs 
und  eine  Breite  von  16  Fufs  bei  einer  Tragfähigkeit  von  200—400  Tonnen 
hatten,  besitzen  die  seit  (h>n  60er  Jahren  gebauten  ei^^erT^en  Rheinsehiffe 
"weit  gröfsere  Abmessungen,  so  dafs  sie  gew^öhnlich  1500  Tonnen  laden 
können.  Die  neuesten  Fahrzeuge  haben  sogar  eine  LadeÄhi|^k«it  bis 
zu  2100  Tonnen  hei  ein«  r  Lilnpe  von  94  m  und  einem  Tief;,'antr  von 
2,7  m  in  beladeueni  Zustand.  (Vgl.  Schwabe,  Die  £ntwicklung  der 
deutschen  Binnenschiffahrt  S.  13.) 
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Aber  die  Strombauten  sind  in  ihrer  Wirkung  doch  auch 
dem  Ulerschutz  zu  gute  gekommen,  der  künftig  nur  noch 
mäfsige  Kosten  crforrlcrt;  sie  Laben  ganz  bedeutend  die  schäd- 
bVdien  Wirkungen  der  Hochwasser  abgeschwächt,  Lcbou  und 
EijL^entnni  der  Anwohner  gegen  die  Ausschreitungen  de« 
Stromes  gesichert  und  die  GesundheitsverhiUtnisse  in  den  nieder 
gelcgcueu  Kheinorten,  die  früher  viel  zu  wünschen  übrig 
liefsen,  merklich  verbessert^.  Durch  die  Regulierungsarbeiten 
sind  aufserdem  auch  weite  Flachen  Landes  gewonnen  und  teil^ 
weise  schon  angebaut  worden.  FUr  die  badische  Rhein- 
niederung allein  ist  die  Werterhöhung  des  Geländes  als  Folge 
der  durch  die  Rheinkorrektion  geschaffenen  günstigeren  Be- 
dingungen auf  30  Millionen  Mark  berechnet,  denen  nur  40 
Millionen  Auslagen  für  die  vorgenommenen  Arbeiten  gegenüber 
stehen. 

Es  wäre  daher  TTnrccht  gow  <  .sen,  die  aufgewendeten  Küsten 
turtdauernd  von  Handel  und  8ci»it}"aLrt  zurück  zu  verlangen, 
die  gar  nicht  ausschliefslich  Vorteile  aus  denselben  zogen  ^, 
Aufserdem  war  unschwer  einzusehen,  dafs  die  Erleichterung 
und  Verbilligung  des  Rheinverkehrs  dem  gesamten  wirtschaft- 
lichen Leben  und  Treiben  nützte,  das  ja  in  letster  Linie  den 
zunächst  betroffenen  Schiffern  und  Händlern  doch  wieder  die  er- 
höhten Kosten  abnehmen  mufste*.  Eine  günstige  volkswirt- 
schaftliche Allgenieinbilanz  war  aber  viel  nötiger  und  richtiger 
als  jedor  Hskalischc  Kin/.elgewinii, 

D<Martigen  Gedanken  konnten  sich  die  leitenden  Kreise  seit 
den  fünlzi^xcr  Jahren  um  so  weniger  versohliefsen,  als  um  (iiese 
Zeit  die  Kisenhalinen  den  Verkehr  mehr  und  mehr  an  sich 
zogen  und  die  Uheinstrafse  zu  entvölkern  drohten*.  Auf  dem 
Oberrhein  waren  seit  1855  die  WarensUge  durch  die  Eon- 
kurrenz der  Schienenwege  fast  voUstHndig  verschwunden, 
war  die  »grofse  Schiffahrt"  nahezu  eingestellt  worden''.  Auf 
dem  Main,  dem  gröfsten  Nebenflusse,  war  die  seit  1842  mit 
Erfolg  betriebene  Dampfschiffahrt  durch  die  Entwicklung  der 
Eisenbahnen  in  solche  Bedrängnis  geraten,  dafs  man  1858  auf 


1  Vgl.  namentlich  für  den  Oberlauf  die  Auslfibntngen  in  „Der 

Äheinstrom"  S.  m  ff. 

'  Für  dcD  Oberrhein  ist  die  Fahrwassertietc,  die  für  die  Schiffahrt 
in  erster  Linie  wichtig  ist.  fiberliaupt  nicht  verbessert  worden.  Vgl. 

Willg^  rodt,  Die  8chifftthrt^v.rliältni.«?ae  des  Rheins  S.  8. 

•  Inwieweit  «ieb  die  Dainpfschiffahrtfä^jescllsehaften  die  gezahlten 
Abgaben  von  ihren  Fnichtf^ebem  wicdereititattou  liefsen,  schildert  bei- 
spielsweise Vorwalfiaif^slifriclit  der  Generalversammlung  der  Dampf- 
schiffahrtspj^cst'llsi  liaft  für  Nitdrr-  und  Mittclrhein  1856. 

*  Über  die  aufserordentlich  schnelle  Ausdehnung  des  deutschen 
Eisenbahnnetzes  seit  den  fönfziger  Jahren  vp:l.  Hering,  Gesehichte  der 
Eisenzölle  S.  10:'..  Deutschland  hatte  1853  6520  und  1864  bereits  13015 
Kiloinr't«>r  Eisenbahnt  ii.    Vgl.  auch  oben  S.  291. 

Vgl.  Jahresbericht         S.  12;  1848  S.  11  und  oben  &  292,  293, 
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ihre  Fortführung  yerzichten  mufste^.  Sollte  es  auf  den  übrigea 
Teilen  des  Stromgebietes  nicht  su  ähnlichen  Erscheinungen 

kommen,  so  mufstc  man  vor  allem,  wie  dies  die  Schiffsunter- 
nehmer  seit  Jahrzehnten  forderten^,  die  Belastungen  beseitigen 
und  verniiudem,  welche  die  Benutzung  des  Fahrwassers  noch 
immer  in  so  hohem  Mafse  erschwerteu.  Denn  dafs  die  Eisen- 
strafsen  die  natürlichen  Wasserwege  vollkommen  ersetzen 
könnten,  daCs  man  auf  Pflege  der  letzteren  bald  völlig  ver- 
zichten dttrfe,  wollten  selbst  von  den  wilnnsien  Freunden  det 
Bahnen  nur  die  wenigsten  glauben.  Wie  die  Mainser  Handels- 
kammer in  ihrem  Jahresbericht  für  1861  beinahe  prophetisch 
ausführte^,  bilden  die  Wasserstrafsen  |,nicht  nur  die  not- 
wendige Ergänzung  der  Eisenstrafsen »  sondern  auch  das 
einzige  Gegengewicht  gegenüber  d»'ni  thatsSchiichen  Monopol 
derselben.  Der  Handel  sucht  für  die  g  r  o  f  8  e  n  Transportmassen 
stets  die  Wasserstrafsen  auf,  und  die  Eisenljahnen  werden  so 
wenig  im  stände  sein,  den  Güterzug  zu  ihrem  Alleinbesitz  zu 
machen,  dafs  vielmehr  umgekehrt  die  durch  Ausbildung  des 
Eisenbahnnetzes  erhöhte  Produktion  die  Anlage  von  künst- 
lichen Wasserstrafsen  für  den  Transport  der  Rohmaterialien 
neben  den  Eisenbahnen  hervorruft* 

Wollte  man  diese  Entwicklung  nicht  länger  hemmen  und 
verlangsamen,  so  mufste  man  auf  die  Erhebung  der  Zölle 
möglichst  bald  verzichten.  Dafs  dies  ein  wirksames  Mittel  zur 
Hebung  des  geschwächten  Rheinverkehrs  war.  hatte  man  1851 
gesehen,  wo  sogleich  nach  Minderung  der  Abgaben  sich  der 
Verkehr  aus  den  Niederlanden  mehrte  und  viele  Güter,  die 
früher  auf  der  Eisenbahn  befördert  wurden,  sich  nunmehr 
wieder  der  Wasserötrafse  zuwandten*.  Aber  die  Krleieliterung 
von  1851  war  noch  nicht  durchgreifend  genug  gewesen,  halte 
auch  bei  der  örtlich  verschiedenen  Handhabung  der  Erhebung 
natürlich  nicht  einheitlich  auf  allen  Strecken  wirken  kOnnen. 
Betrug  doch  beispielsweise  der  Rheinzoll  von  (Jütem  1854 
für  die  Transporte  der  beiden  preufsischen  DampfschifFahrts- 
unternehmungen  28537  Rthlr. ,  für  den  Verkehr  der  Düssel- 
dorfer Oesellschaft  allein  im  Jahre  1^55  noch  12000  Rthlr., 
die  von  den  Versendern  als  Zuschlag  zur  Wass^rfraciit  zu  er- 
setzen waren    wobei  der  Zuschlag  freilich  in  manchen  FiUlcn 


*  Vgl.  die  eingehen (!<' Darstellung  bei  Schanz,  Die  Mainschiffüitt 
im  19.  Jahrhundert  S.  176— 2M.  Aiu'h  die  Dampfschiffahrtabetriebe  snf 
Neckar  und  oberer  Donau  wurden  immer  weniger  lohnend. 

'  Vgl.  beispielsweise  Verwaltongsberieht  der  Gfe&erAlTeraaininliiBff 

der  D.-G.  für  Nieder-  und  Mittplrhein  1846. 
^  Handelskammer  zu  Mainz  S.  46,  47. 

*  Vgl.  Jahre.sbericht  1851  S.  15. 

*  VgL  Verwaltungsbericht  der  Generalversammlung  der  D.-G.  für 
NiPiior-  und  Mittrlrlicin  is:r)r>  und  Denkflchrift  in  Sachea  der  Rhein» 
schidahrt  8.  14,  ib,  Anlagen  1  b,  c,  d. 
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die  Fracht  selbst  überstieg.  Und  dabei  trat  die  Belastang 
der  Güterschiffahrt  gerade  bei  diesen  beiden  Gesellschaften 
weniger  grell  hervor,  weil  ihre  Transporte  sich  viel  innerhalb 
Preufsens  und  Hollands  in  den  vom  Hheinzoll  befreiten  Grenzen 
bowojfrten.  Noch  schmerzlicher  wurde  die  Rekognitiunsgebühr 
enij»t'uiideu,  die  namentlich  die  Porsonendampfsc  hitfahrt  wegen 
ihrer  Schnelligkeit  und  derOröfse  der  durelilaufeneu  Strecken 
in  einem  Maisc  trat,  das  man  bei  ihrer  uröprüngliclien  Festsetzung 
kaum  vorgesehen  oder  beabsichtigt  hatte  ^  Die  Ausgabe  an  He- 
kognitioDsgebtthren  der  Kolner  und  Düsseldorfer  Unternehmung 
betrug  beispielsweise  im  Jahre  1854  susammen  15733  Rthlr., 
die  der  Gesellschaft  für  den  Nieder-  und  Mittelrhein  allein 
belief  sich  1855  auf  6800  Rthlr.  oder  mehr  wie  P/e^  o  der 
ganzen  Einnahme  und  beinahe  l*  2*'/o  vom  Geschäftskapital^. 
V  2^iu  Jahresrente  fflr  Steuerauf la.ere  von  den  blofsen  Schiffs- 
körpern liefs  sich  vielleicht  verteidigen  \i\  einer  Zeit,  du  die 
Personendampfschitfahrt  auf  dem  Rhein  gleichsam  ohne  Kon- 
kurrenz war,  aber  nielit  mehr,  nachdem  der  immer  seliiirfer 
werdende  Wettbewerb  der  Eisenbahnen  diescj»  Monopol  langst 
gebrochen  hatte*. 

Obwohl  alle  diese  nicht  von  der  Hand  zu  weisenden  Er- 
wägungen immer  mehr  an  Boden  gewannen,  und  selbst  im 
Scnofse  der  Centralkommission  seit  1852  wiederholt  der  Wunsch 
nach  weiteren  Erleichterungen  der  Rheinzölle  immer  dringlicher 
laut  ward,  begütigte  man  sich  zu  Beginn  der  zweiten  Hälfte 
des  19.  Jalirhunderts  zunächst  noch  mit  geringfügigen  Ände- 
rungen in  der  Khis<itikation  der  Waren*.  Erst  1855  wurden 
bei  der  Centralkommission  ernstliche  Verhandlungen  wegen  einer 
weiteren  allgemeinen  Ermäfsigung  der  Abgaben  angeknüptt*, 

'  Vpl.  T>enkBchrift  in  Sacheu  der  Rheinschiflfehrt  S.  15—18.  Etwas 
weniger  wurdü  die  SchleppdampfechiiTahrt  durch  die  Rokoffnitions- 

febühr  besfhwert,  obschon  aiicli  sie  vielfach  über  deren  Erhebung  zu 
la^en   hatte.     Vgl.  Denkschrift  de»  Verwaltungarats   des  Mainzer 
Scbleppdanipfschifl&brtsverema  von  1856  S.  7. 

2  Vgl.  Denkschrift  in  Sachen  der  HheinschifFahrt  Anla^^en  2a,  b, 
c.  d;  Verwaltungsbcrichf  dor  Generalversammlung  der  D.-G.  für  Nieder- 
und  Mittelrhein  1856.  Zu  diesen  Summen  kamen  dann  aufserdem  das  . 
in  Uauäch  und  Bogen  mit  16  Centnern  angesetzte  Octroi  anf  Passagier- 
effektf'u,  wie  «  s  (luinals  immer  noch  in  Mannlu  im.  Mainz  und  Kaub  er- 
hoben wurde  und  die  nicht  unbeträchtlichen  Brüekendurchlarsgebühren. 
Vgl.  Denkfichrift  in  Sachen  der  Rheinschiffahrt  S.  19—21,  Anlagen 
3%  b,  e,  4. 

'  Wie  <«f'lir  -i<h  (Vw  Verhältnisse  dniiials  zugespitzt  hatten,  zeigt 
die  eingehende  Zusammeusitellung  der  Dampfschifiahrts-,  Schleupschilf- 
fahrts*  und  Se^lschiffahrtsfracbten»  einschlierslich  der  zur  ESrnebung 

kommenden  Rh'  Iii/.<"'ille,  und  der  Trans^portkoHten  von  Giitern  auf  den  mit 
dem  Khein  konkurrierenden  Eisi  iibnhtilinien  in  Denkschrift  in  SiiacbeQ 
der  Klieinschift'ahrt  S.  11-14  uml  Anla;:;(ii  ö 
*  Vgl  Jahresbericht  1854  S.  :5;  Is'm  S.  18. 

^  Vgl.  .Inhrpsl.rricht  1855  S.  11»:  1859  S.  IX;  Denkschrift  der 
Grofsh.  bad.  Regierung  vom  Januar  I6ö9  (liheiuzöUe  S.  1);  Deukachrift 
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die  endlich  nach  fünf  Jahren,  als  es  inimer  durchsichtiger 
wurde,  dafs  mit  Beseitigung  oder  Beibehaltung  der  dther- 
kömmlichen  Belastungen  die  Rheinschifiahrt  unter  den 
neuen  Verhältniusen  stehen  oder  fallen  werde,  zu  Hnem 
Resultate  führten.  Nach  Beschlufs  einer  zu  K  irlsrulie  tagen- 
den Konferenz,  auf  der  sämtliche  deutselie  HheinuftTstnatt^n 
vertreten  waren,  wurde  am  12.  Dezember  18«j()  vert'inbari  ^, 
dafs  unter  Aufrech terhaltung  aller  bisherigen  ßefreiungeu  vom 
1.  März  18G1  an  von  den  auf  dem  vereinsländischen  Rheine 
zwischen  £mmerich  und  der  Lauter  oder  Uber  diese  Endpunkte 
hinaus  beförderten,  der  ganzen  und  der  Viertelgebühr  dea 
Rheinzolles  unterworfenen  Gegenständen,  Bau-  und  >Jutzb<)lz 
iedoch  ausgenommen,  sowohl  in  der  Berg-  als  in  der  Thal- 
fiahrt: 

a)  für  die  beziehinifr^^weisen  Anteile  Badens,  Bayerns, 
Preufsens  au  der  Kh( !!  /.(  11  ihebung  nur  Vio  des  Normalsatzes 
der  ganzen  Bergzollgebühr, 

b)  ftlr  die  Anteile  Hessens  und  Kassaus  nur  Ve  desselben 
Normalsatzes  erhoben  werden  solle. 

Der  RheinzoU  sank  dadurch  bei  denjenigen  Gütern,  die 
der  vollen  Gebühr  unterlagen,  flttr  die  ganze  flber  80  Meilen 
lange  Strecke  von  der  Lauter  bis  Emmerich  auf  20,59  Cen- 
times oder  5  Kr.  3  Pfg.  pro  Zollcentner,  betrug  mithin 
23,94  Centimes  weniger  als  die  seitherige  Viertelsgebühr 
der  Bergfahrt  und  9,06  Centimes  weniger  als  die  bis- 
herige Viertels«i:ebübr  der  Thalfahrt.  Der  Zoll  war  damit  in 
der  ganzen  (^ebulir,  womit  die  bisherige  Viertelsgebühr  ver- 
schmolzen war,  auf  ^  s  des  konventionsmSfsigen  Satzes  der 
vollen  Gebühr  der  Bergfahrt  un«l  annahennl  auf  V'e  desjenigen 
für  die  Tlialfahrt  herabgesunken.  Wie  merklich  dadurch  die 
Einnahmen  der  betreffenden  Uferstaaten  zurückgingen,  zeigt 
eine  Vergleichung  der  Zoileingänge  ron  1861  und  1860 


der  Grofsh.  hess.  Regiening  vom  Juni  1859  (RheimSlIe  S.  a5);  Be- 

raerkuDgen  der  Grofsh.  bad.  Regierun«,'  vom  SeptfMnlxT  lRo9  zur  h 
Deukscnrift  (Rh(>iiixö!lp  S.  61 1;   Protokolle  der  deutschen  Khcinuter- 
Htaaten  vom  16.  November  lÖ5y  (Kheinzölle  S.  123);  Autras,  gestellt  ira 
Februar  1860  im  preufs  Ab^eordnetenfaause,  betr.  der  RneinsIvUe  und 
des  Lotscnzwanp^s  (TÜHMTizölle  H.  135). 

>  Jahresbericht  18üü  S.  VI,  VII.    Vgl.  Tabelle  S.  320.  321. 

*  Iufolg:c  einer  unter  den  Regierungen  der  MainuferstAateu  ge- 
troflenen  Übereinkunft  vom  16.  Mai  1861  fand  eine  der  Herabst^tzuiig 
der  Hlieiiix'liifiahrtHgebühren  entsprechende  Ertniirsipurifi;  dfr  M;iin- 
yehiffahrtsabgaben  statt,  welche  seit  dem  1.  August  18Ö1  in  Kraft  trat. 
Vgl.  Jahresbericht  1861  8.  XV  und  Sc  ha  112,  Die  Hainflchiffahrt  im 
19.  .Jahrhundert  8.  2l.'>  ff.  Die  Neckarftehifiruhrtsabgabcn  «ind  im  .lahr*» 
18()1  liureh  hadi.sehe  Verordnung  vom  20.  Februar  1861  ebenfal!-  ?w-. 
deuteud  enniifsigt  worden.  Vgl.  Jalircsbericht  1861  S.  XV.  Auf  dem 
Donau-Mainkanal  ist  seit  dem  16.  M&rz  1861  infolge  Besch Iii;t!«e8  der 
k;'.iil;^ri  h;i\  r.  IJt  ^^ierung  eine  Ermäfsigung  der  Schifralirts<abgaben  ein- 
getreten, nach  welcher  die  Güter,  vou  denen  ürüher  0,2  Kreiuer  pro 
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Dio  ZoIIelDnahmen  im  Jahre  1861  betrugen  gegen  1860' 

bei  drrn  HIu'IdzoU«  mehr  weniger 

erhebnn;;sainte  frs.     cts.  fra.  cts. 

Alt-Br.'i-nch   —     —  815  67 

8lrar.>lnii-   212     76  —  — 

Neuburg   —      —  588  49 

Mannheim   —     —  74  636  68 

Mainz   —     -  111874  74 

Kaub   —     —  245291  66 

Koblenz   156  291  68 

Emmerich  —  886822  69 
Bei  den  preufsischen  Binnen- 

ämtem   —     —  3  840  74 

Im  ganzen  weniger  979  449  firs.  59  cts. 


Diesen  bedeutenden  ErmftTsigungen  des  Bheinoctrot  folgten 
im  Jahre  1862  als  weitere  der  Schiffahrt  dargebotene  Be- 
freiungen und  Erleichterungen  die  Aufhebung  dor  Durchlafe- 
gebüliren  an.  den  auf  dem  Rhein  bestehenden  Schiffbrücken 
und  die  Möglichkeit  (h'r  Vorausbezahhmg  der  Abgaben  fUr 
wcitoro  Strncketr'.  Damit  war  das  vom  Handels-  wie  Schiffer- 
staTule  erstreble  Ziel  der  völligen  Beseitigung  der  RheiD/ölle 
wieder  etwa.s  näher  geruckt,  und  die  wohlthiitige  Kiickwii  kung 
all  dieser  Mafüregeln  auf  den  Betrieb  der  Schiffahrt  wurde  all- 
gcmciü  und  dankbar  anerkannt®. 

Freilich  durfte  man  auf  dem  einmal  beschrittenen  Weg 
nicht  mehr  stehen  bleiben.  Während  jedoch  die  im  Jahre 
1863  gepflogenen  Verhandlungen  *  über  Versetzung  sUmtlicher 
Gegenstände;  der  zweiten  Gebührenklasse  in  das  Verzeichnis 
der  zollfreien  Gegenstände  erfolglos  blieben,  gelang  es  nach 
Beendigung  der  ausgebrochenen  ZoUverein.skrisis  gelegentlich 
der  Erneuerung  der  Vereinsverträge,  Nassau  und  Hessen- 
Darmstadt  zu  der  von  den  übrigen  Staaten  J4evvün sehten  wei- 
teren Iferalisetzung  der  Rheinzölle  zu  besiinnnen.  Am  12.  Ok- 
tober 18(>4  einigten  ^iich  die  deuLschen  Rheinuferötaaien  über 
folgende  allgemeine  Ermäfsigung  der  auf  ihren  Stromstreckeu 
zur  Erhebung  gelangenden  Rheinschiffahrtsabgaben*: 

CentniT  erhoben  wurde,  nur  einer  Abgabe  von  0,16  Kreuzer  unterworfen 
waren.  Vgl.  Jahresbericht  1861  S.  XVI.  Auf  der  Mosel  Bind  die 
SchiifahrtsaKurnlien  .seit  dem  1.  Oktober  1862  gftnxHch  beseitigt  Vgl. 

Jahresbericht  1802  S.  X. 

^  Die  Tabelle  i.st  entnommen:  Jahresbericht  ISGl  S.  X. 

In  welcliem  Umfang  von  der  ue'it  dem  1.  Juli  lb^62  eingeführten 
Freiheit    il'-r  Vorauscutriilittiii;^  «ler  8ehiflrahrt>al);^'alM  n  nobrauch  g«'- 
macht  wurde,  erheUt   aus  den  in  den  Jahresberichten  löü2  S.  IX, 
186d     X  gt  gobenen  Übprsichten.   Vgl.  auch  1864  8.  X;  1865.'66  S.  IX. 

Vgl.  Handelskammer  zu  Mainz  S.  47. 

*  Vgl.  Jahresb«>rirht  1863  S.  IX. 

•  Vt'l.  Jahresbericht  lbü4  fci.  IX. 
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Die  AbäDderangen  des  RkeinzoilUiüs 


Von  allen  Gegenstinden,  welche  aaf  dem  iüiein  Tenebifft  wurden  nnd  nicht 
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in  den  Jaiireu  1831—1866. 

uhmsireisQ  geringer  belegt  wmren,  woide  för  den  Centaer  an  fiheinzoU  erhoben: 
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1.  in  Bezug  auf  die  Rekoguitionsirebülir,  daf«  vom  1 .  Januar 
18(50  an  von  a  1 1  e  n  auf  dem  vereinsländischen  Rheine  zwischen 
Emmerich  und  der  Lauter  oder  über  diese  Endpunkte  binauä* 
fahrenden,  der  Schiffagebübr  unterworfenen  Scntfien  nur  die 
Hälfte  der  Sfttse  des  ureprttnglichen  Tarifes  erhoben  werden 
solle,  was  namentlich  für  die  Dampfschiffe  von  Bdang  war, 

2.  beatlglich  des  WarenzoUs,  dafis  von  dem  erwähnten 
Zeitpunkte  an  auf  der  angegebenen  Stromstrecke  und  darüber 
hinaus  von  den  der  ganzen  und  der  Viertelgebühr  des  Rheinzolls 
unterworfenen  Gegenständen,  Bau-  und  Nutzholz  ausgenommen, 
sowohl  in  der  Berg-  wie  in  der  Thrdfahrt  wie  bisher  von 
Baden,  Bayern,  Preufsen,  so  auch  von  Hessen  und  Nassau  nur 
ein  Zchnti  l  des  Normalsatzes  der  ganzen  ßergzoUgebühr  ge- 
fordert werden  solle. 

Weniger  einschneidend,  aber  immerhin  fühlbar  wirkte  der 
BeschlnÜs,  dafs  Yom  1.  Januar  1865  an  Eisen  und  Stahl,  sowie 
deren  Fabrikate  aus  der  ersten  in  die  zweite  Gebtthrenklasse 
zu  versetzen  seien  \  Übrigens  betrug  der  ganze  Rheinzoll  in 
den  beiden  letzten  Jahren  seiner  Erhebung  1865  und  1866 
von  der  deutsch-niederlUndiseh(fn  Qrenze  bis  Mannheim  nur 
noch  14,21  Centimes  pro  Centner. 

Das  Jalu'  1S6G  legte  den  thatsaehlieheu  SchlufsKtein  der 
ganzen  Entwicklung.  Nachdem  der  Bruderkrieg  für  Preufsen, 
das  sich  stets  als  Vorkäropferin  der  Kheiubefrciuiig  bewiesen 
hatte,  glücklich  ausgegangen  war,  wurden  die  süddeutschen 
.Staaten  genötigty  auf  die  letzten  Reste'  der  Abgaben  zu  ver- 
ziehten.  Nassau ,  nächst  Hessen  der  hartnäckigste  Verfechter 
der  Zollerhebung,  schied  ja  tiberhaupt  als  selbständiger 
Staat  aus  der  Gemeinschaft;  Baden,  Bayern,  Hessen-Darmstadt 
erkliirten  sich  in  den  Friedensverträgen  vom  17.,  22.  August 
und  3.  September  1866  bereit,  die  Erhebung  der  BheinsOUe 
mit  Beginn  des  Jahres  1867  völlig  einzustellen^. 

Die  in  den  Verträgen  von  1860  vollzogene  Aufhebung 
der  KheinschiiValirtsabgaben  konnte  sich  selbstredend  nur  auf 
die  den  Frieden  schliefsenden  Staaten  ausschliefslich  geiiörende 
Rheinstrecke  beziehen.  Es  blieben  deshalb  auch  die  beiden 
Rheinzollerhebungsämter  StraTsburg  und  Ait-Breisaeh  von  dieser 
Aufhebung  vorläufig  ausgeschlossen,  deren  Bruttoeinnahmen 
sich  beispielsweise  1808  noch  insgesamt  auf  1718  Francs  23  Cen- 
times beHefen*.  Aber  auch  ihnen  war  nur  noch  eine  kurze 
Daseinsfrist  zugemessen.   Noch  1868  wurde  unter  sämtlichen 


«  V^'l.  Jaliresbrrirlit  l^fii  S.  X. 

-  ÜIxT  <lie  seither  noch  vorbliob<'ncn  Abgaben  vgl.  Tabelle  U'JO, 
:>21.  I)io^«'lbo  ist  zusaniTnengostellt  nach  den  Angaben  bei  Marten«, 
Nouveau  rrcuoil  de  traitc^s  IX^S.  304;  Jahresbericht  1844  8. 41;  Id51  S.  :i; 
lb60  8.  VII;         S.  X. 

*  Vgl.  Jahresbericht  18(jo(>0  S.  IX;  Kaadt,  Die  ßheinzölle. 

*  Vgl.  Jahresbericht  1866/67  8.  X;  1867/68  8.  IX. 
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Rheinuferstaaten  ein  neuer  Vertrag  abgeschlossen,  in  welchem 
die  Rheinschiffahrtsakte  von  1831  einer  Revision  unterzogen 
ward,  ^(hi  ein  Teil  der  in  derselben  getroffcnon  Festsetzungen 
den  gegenwärtigen  Verhältnissen  der  Rheinschiffahrt  nicht  mehr 
entspreche,  wie  schon  die  zahlreichen  im  Laufe  der  Zeit  vor- 
genommenen  Abänderungen  und  Erj^änsungen  andeateten*.  So 
kam  am  17.  Oktober  1868  die  revidierte  RheinschiffiihrtBakte 
zu  Stande,  welche  die  völlige  Freiheit  der  Schiffabrt  auf  dem 
Rhein  und  seinen  Ausflüssen  von  Basel  bis  in  das  offene  Meer 
hinein  fttr  Fahrzeuge  aller  Nationen  Tersprach  und  erklärte, 
dafs  vom  1.  Juli  1869  an  irgendwelche  Abgaben,  die  sich 
lediglich  auf  die  Thatüache  der  Beschiffung  gründen ,  weder 
von  Schiffen  oder  deren  Ladungen,  noch  von  Flöfsen  erhoben 
werden  dürfen.  Feierlich  wurde  die  endgültige  Beseitigung 
der  Rheinzölle  dann  nochmals  durch  die  deutsche  Reichsver- 
fassung gewährleistet,  die  im  Artikel  54  ausdrücklich  be- 
stimmte, dafs  auf  allen  natttrlicken  Wasserstrafsen  Ab- 

gben  nur  für  die  Benutzung  besonderer  Anstalten,  die  zur 
leichterung  des  Verkehrs  dienen,  erhoben  werden  dürfen. 
Was  einst  die  Kapitularien  des  fränkischen  Reiches  wollten, 
was  die  kämpfende  Gewalt  der  Kaiser,  die  Friedensschlüsse 
und  Zollkongresse  von  Jahrliundorten  erstrebten,  nach  tausend- 
jährigem Hingen  war  es  endlich  erreicht.  Die  beiden  Grofs- 
inäelite,  die  auf  den  Trümmern  der  früheren  Kleinstaaten  am 
lUu'in  Land  gewannen,  haben  flie  lang  umstrittene  Aufgabe 
glückiii'h  gelöst.  Frankreich  durfte  in  seiner  Glanzzeit  am 
Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  die  ersten  erfolgreichen  Mafs- 
nabmen  zur  Rbeinbefireiung  treffen.  PreuTsen  hat  mit  Erlangung 
des  Übergewichts  am  Rhein  nach  1815  seine  Erbschaft  angetreten. 
In  zäher  Beharrlichkeit,  in  jahrzehntelangem  Ringen  mufste  es 
die  Reibungen,  den  Widerstand  des  übrigen  Deutschlands  Uber- 
winden, ehe  es  zum  Ziele  gelangte.  Durch  Schaffung  des 
freien  Verkeiirs,  wie  durch  Gründung  des  Zollvereins  hat  es 
eine  volkswirtschaftliche  Probe  abgelegt,  die  ihm  die  Gunst 
seiner  westlichen  Landesteile  verschaffte,  hat  es  das  Fundament 
errichtet  für  die  seitdem  erfolgte  Verseliiebuiig  aller  Ver- 
hältnisse, für  den  grofsun  industriellen  Autschwung  der  Rhein- 
landc  gegen  Ende  des  19.  Jahrhunderts. 
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Allgemeine  Verkehrsentwicklung  auf  dem  Rbein  in  den 

Jahren  1831-1868. 


§  1«. 

Es  erf'!l)n«rt  noeh^  zu  betmchten,  wie  sich  die  allgemeine 
Verkelir&eütwiekliin'i^  seit  Durchtuhrun^'  der  Wiener  Beschlusjse 
und  Beginn  der  Koirckiiuiieü  ^j;esuUcte ,  die  deu  Rhein  zu 
einem  der  vorzüglichsten  Waaserwege  der  Erde  werden  liefsen. 
Wenn  es  auch  aufserhalb  des  Rahmens  dieser  Arbeit  liegt, 
die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Rheinschifiahrt  im  19.  Jahr* 
hundert  vollauf  2U  würdigen,  eine  Aufgabe^  die  nur  in  Ver- 
bindung mit  der  Schilderung  des  ganzen  Rheinhandek  in 
dieser  Zeitspanne  wirklich  zu  lösen  wllre,  so  mufs  doch 
wenigstens  in  grofsen  Zügen  eine  Vorstellung  von  den  Ver- 
k'hrsnuiäsen  gegeben  werden,  die  der  Rheinstrom  unter  den 
ueugeschaffenen  Verhältnissen  zu  bewältigen  vermochte.  Wir 
müssen  ein  Bild  von  den  thatsächliehen  Geschehnissen  unter 
dem  wechselnden  Kmlluis  der  rechtlichen,  wirtbchatilichea 
und  technischen  Prozesse  gewinnen  und  zusehen,  wie  weit  der 
Rhein  dank  ihnen  den  Aufgaben  genügen  konnte,  die  ihm 
nach  seiner  geographisch -politischen  Lage  im  Rahmen  der 
Verkehrsentwickluii^'  zufielen.  Gemäfs  seines  Laufes  ist  er 
ja  seit  Alters  die  wichtigste  Durchgan-^^sstrafse  von  der  Nord- 
see zu  dem  Herzen  Europas  und  zugleich  ein  nicht  zu  über- 
treffendes Verkehrsmittel  für  die  wirtschaftlieh,  besonders 
industriell  hochentwickelten  südwestdeutschen  Landstriche. 
Aber  erst  im  Lfiufe  d»  s  19.  Jahrhunderts  wurden  die  Voraus- 
setzungen gesc  1  lafYe n ,  die  es  ermöglichten,  ihn  zu  seineu 
natürlichen  Aufgaben  vollauf  heranzuziehen. 

Die  zuverlässigsten  Zahlen  für  die  Stärke  des  Rhein- 
verkehrs seit  1831  finden  sich  in  den  Notizen  und  Tabellen 
der  Jahresberichte  der  Centralkoromtssion.  Wenn  die  dortigen 
Aufstellungen  auch  zum  Teil  an  Ungenauigkeiten  leiden  and 
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mit  denselben  UnvollkomnienlH'iteii  kämpfen,  an  denen  noch 
heute  die  Keichöiitatijjtik  des  Flufsverkehrs  krankt,  so  geben 
sie  doch  eioe  in  ihrer  Art  einzige ,  Jahrzehnte  umfassende 
Übersicht  aller  amtlicheD  and  privaten ,  zu  vorgesehenem 
Zweck  gesammelten  Aufzeichnungen  über  Rheinschiffahrts* 
verhnltnisse.  Das  aus  ihnen  gewonnene  Bild  ist  den  folgenden 
Ausführungen  in  der  Hauptsache  zu  Grunde  gelegt. 

Die  Rheinschiffahrt  stand  zu  Beginn  des  zweiten  Drittels 
des  vergangenen  Jahrhunderts  unter  dem  Zoiclion  tlnr  soeben 
vollerifletpn  Zollregolunp:  und  all  der  tibrigen  eiifUich  in  Voll- 
zTij^  f:«\seizten  Bebchlüsso  der  Wiener  Kongrefsakte.  Lebhaft 
unterstützt  wurde  ihre  aufstoigonde  Rewegunjc;  durch  die  Ein- 
fiihrung  der  Danipfächiilulat,  die  nicht  nur  den  Stückgut- 
verkehr gilnstig  beeinflufste  und  eine  starke  Steigerung  der 
Personenbeförderung  hervorrief,  sondern  auch  die  Segler,  zu- 
nächst noch  ohne  ihnen  emstlich  Abbruch  zu  thun,  zur  Ver- 
besserung und  Boschleunigung  ihrer  Fahrten  anregte*.  An 
der  Verkehrszunahme  waren  freilich  nicht  alle  Häfen  und 
Strecken  in  gleicherweise  beteiligt*;  es  blieb  unverkennbar, 
dafs  einzelne  Platze  nivti^r  Einwirkung  besonderer  Umstflnde, 
zum  Bi'ispiel  Köln  und  Mainz  infolge  Verlusts  des  seitlier  be- 
wahrten UniHchlagsreclites,  mit  ihren  Verladungen  verhaltnis- 
raäfsig  im  Rückgang  begriffen  waren.  Aber  im  allgemeinen 
ist  nach  1831,  dank  den  gewährten  Erleichterungen,  eine 
aufstrebende  Entwicklung  des  Rheinverkehrs  deutlich  be- 
merkbar. 

Auch  in  den  späteren  Jahrzehnten  verursachten  die  Be- 
seitigung verbliebener  Fesseln,  die  Minderung  der  erhobenen 
Zollsätze  meist  unverzüglich  eine  stärkere  Inanspruchnahme 

der  Fahrstrafse,  wie  dies  der  Aufschwung  des  Güterverkehrs 
1851 — 52  nach  Durchführung  d<!r  Zollreform  von  1851  und 
flip  stärkere  Versehiffunf?  von  Handelsgut  nach  der  Ermäisigung 
der  Abgaben  vom  1.  März  1861  deutlich  erweisen^. 

^  Vgl.  Bemerkung  im  .lahreBbrricht  1840  S.  1^ 
Vgl.  zum  folgenden  TabtjUc  S.  aai—Saa. 

s  Vgl.  Jahiesbericht  i850  S.  15;  1851  S.  XV;  1861  S.  I,  XL  Es 
wurden  trotz  der  ungunstigen  Zeitvcrhultnissio  an  Gütern,  die  Er- 
mäfsigungen  erhalten  hatten,  bei  den  Rhoiiusollämtem  abgefertigt: 


Mainz 

Emmerich 

Ctr. 

Ctr. 

39452 

31046 

1861.   .   .  . 

52  288 

84  :?87 

1861  mehr  . 

12836 

;$341 

Haachinen  und  MsBcbinenteile  1860  .... 

19  921 

061 

1861.    .    .  . 

47  218 

75  609 

1861  mehr  . 

27  297 

40  548 

Weitere  Angaben  für  Gewürze,  Ol  etc.  finden  öich  im  Jahresbericht 
1861  S.  XII. 
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Das  Aufkommen  der  Eisenbahnen  machte  sich  in  ihrer 
ersten  Periode  zwiefach  geltend.  Zunächst  als  Zufuhrwege 
zur  Wasserstrafse  gedacht,  dienten  sie  thatsächlich  stellenweise 
der  Hebung  des  Rhein  Verkehrs  und  wurden  erst  nach  und 
nach  als  mifsliebige  Konkurrenten  empfunden,  da  sie  nament- 
lich am  Oberrhein  den  Güterzug  immor  mi^hr  vom  Fliifslaufe 
fernhielten.  Mannlieim  trat  an  Stelle  Straisburgs  als  Endpunkt 
der  grofsen  Khein.scliiffalirt,  weil  von  da  an  der  Transitverkehr 
nach  der  Schweiz  und  dem  südlichen  Deutschland  sicli  fast 
ausschliefslich  der  badiöchen  und  französischen  Eisenbahnen 
bediente,  die  bei  ihrer  Schnelligkeit  und  billigen  Frachtpreisen 
allen  Ansprüchen  genügten.  Immerhin  blieb  wenigstens  auf 
den  flbrigen  Stromstrecken  der  ^üse  Güterzug,  die  Zufuhr 
von  MassenartikelDy  besonders  von  Getreide  und  SteinkoUeu 
bis  gegen  Ende  der  fünfziger  Jahre  in  der  Hauptsache  noch 
an  die  Wasserstrafse  gebunden.  Erst  seitdem  wurden  immer 
mehr  Ladungen  auf  die  Waggons  der  Eisenbahnen  statt  ai^ 
Kheinsehiffe  verfrachtet. 

Neben  diesen,  oben  im  einzelnen  borührten  rechtlichen  und 
technischen  Wandlungen,  war  die  FuiLbildinig  des  rheinischen 
Verkehrswesens  aber  noch  vun  anderen  Faktoren  abhängig, 
die  weniger  die  Gesamteutwicklung  des  Güterzugs  auf  der 
Wasserstrafse  beeinflußten,  aber  doch  zahlreiche  Jahres- 
Schwankungen  hervorriefen.  Solche  wurden  beispielsweise 
vielfach  durch  die  jeweiligen  Wasserstands-  und  Witterungs- 
verhältnisse bedingt.  Denn  wenn  auch  die  Korrektionsarbeiten 
viele  Hemmnisse  und  Stockungen  auf  einzelnen  Strecken  be- 
seitigten konnten,  so  blieb  ihre  Wirkune:  doch  immerhin  in 
der  Hauptsache  ?ini"  die  Fahrrinne  beschrankt,  w-ilirend  sie 
die  in  ihr  flielsende  VVassermenge  nur  wenig  beeinflussen 
konnten.  Diese  richtete  sich  vielmehr  nach  Temperatur  und 
Witterung,  die  den  Rhein  bei  Eisgang,  bei  liuchflut  zur  Zeit 
der  Schneeschmelze  und  Niederwasser  nach  Beendigung  des 
Sommers  oft  Wochen  hindurch  unpassierbar  werden  liefs, 
oder  nur  ein  Befahren  in  verlangsamtem  Tempo  und  mit  ver- 
minderter Ladung  gestattete. 

Die  Berichte  der  Centraikommission  geben  Jedesmal  ein- 
gehende Notizen,  wie  sich  die  Wasserstandsverhältnisse  in  den 
einzelnen  Zeitspannen  gestalteten.  Selbst  in  einem  als  gtinstig 
lH'7ei<"}in"ten  Jahre,  in  dem  der  höchste  und  niedrigste 
W asfecrsitand  nicht  zu  den  aufsergewöhnlichen  gehörten,  wie 
1849,  bliel)  die  Scliift'ahrt  29  Tage  durch  Eisgang  unter- 
brochen und  standen  die  Leinpfade  12  Tage  unter  Wasser*. 


'  Vgl.  Jjilnpshcriclif  1849  S.  1.  Nach  den  Jahresberichten  zeiffteii 
besonders  ungünstigcu  Wasserstand  beispielsweise  die  Jahre  1842,  1853» 
1865. 1857, 18B4;  aufsergewOhnlich  günstige  Wasacrrerliftltiiisse  brachten 
die  Jahre:  1848,  1845^  1849,  1850,  1852,  1860. 
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Stockungen  machten  sich  daher  auch  in  wasserreichen 
Jahren  unliebsam  bnnerkbar.  Beispielsweise  war  der  Ver- 
kehr von  1854  sehr  befriedigend,  würde  aber,  wie  die  Oentral- 
kommission  bemerkt»  wohl  noch  grOfser  gewesen  sein,  wenn 
nicht  tlas  Niederwasser  in  mehreren  Monaten  des  Jahres  eine 
emptindliche  Störung  der  Schiffahrt  zur  Folge  gehabt  hätte 
Den  dadurch  vcnirsnchten  Aufenthalt  empfand  man  um  so 
unangenehmer,  nls  mit  Eintritt  der  gedachten  Verzögerungen 
die  konkurrierenden  Eisenbaluilinien  stärker  in  Anspruch  ge- 
nommen wurden,  ao  dafs  in  Köln  das  vorhandene  rollende 
Material  zur  Bewältigung  des  vermehrten  Andrangs  nicht 
ausreichte.  In  solchen  Momenten  machte  sich  dann  das  Ver- 
langen  entschieden  bemerkbar,  dafs  man  wenigstens  das 
MensdienmOglicbe  tbue  nnd  die  dringend  nötigen  Regnlierongs- 
arbeiten  beschleunige,  um  die  Benutzung  einer  der  wasser- 
reichsten Fafarstrafsen  £aro|Nis  nicht  länger  unntftig  zu  er- 
schweren. 

Am  seldimmsten  wurde  es,  wenn  sehlechter  Wasserstand 
mit  politiscliem  W'irr'^ril  und  ökonüinisclien  V^erlegenlieiten  7AI- 
aammentiel,  wi«'  die«  bei  der  schweren  Wirt.s<'}i:it't>^krisis  von 
1857  der  Fall  war,  wo  der  Rückschlag  im  Iilu  luvcrkehr,  den 
der  in  der  Handelswclt  ausgcbrochene  Ueldmangel,  die  Unlust 
zu  Spekulationen  verursachte,  noch  durch  den  Wassermangel 
in  den  lotsten  Monaten  des  Jahres  verstärkt  wurde,  der  sseit^ 
weise  eine  völlige  Unterbrechnng  der  ScbiflMirt  zur  Folge 
hatte  ^. 

Schon  ein  Jahrzehnt  früher  wurde  der  Aufschwung,  den 
die  Rheinschiffahrt  seit  1831  genommen  hatte,  durch  die 
j)olit!schen  TTnruhen  der  Kevolutions jähre  und  die  mit  ihnen 
zusamuienhiingende  wirtschaftliche  Krisis  völlij,'  gehemmt  ^. 
Handel  und  Industrie  kamen  in  sehr  gedrückten  Zustand,  da 
die  Zeitumstilnde  nicht  danach  ani^ethan  waren,  angeknüpfte 
Verbindungen  zu  erweitern  oder  neue  Unternehmungen  zu  be- 
günstigen. Die  Transporte  auf  dem  Rhein  beschränkten  sich 
1848  auf  die  nächsten  und  notwendigen  Bedürfnisse,  zumal 
es  selbst  unter  den  Schiffern  gärte,  und  an  mehreren  Orten 
Scbifissieher,  Halfterer,  Hafenarbeiter  die  Dampfse! depper,  die 
ihnen  ihre  Einkünfte  schmälerten,  thäUich  angriffen,  so  dafs 
Kapitäne  und  Steuerleute  sich  energisch  wehren  mufsten*. 
Selbst  der  Transport  des  Heizmaterials,  der  Steinkohlen,  war 
weit  weni^^or  lebhaft,  da  sich  der  Absatz  int'ol^^e  de^  Stockens 
vieler  bedeutenden  Fabriken,  sowie  we^en  llerabgeheus  der 
Holzpreise  und  Milde  des  Winters  1847  vermindert  hatte.  In 

»  Vgl.  .Tuhrrsl). -rieht  18.-,4  S,  20. 

•  Vsrl.  Üoinerkungen  der  Jalm^sberichte  1857  8.  l;  löOä  1. 

^  Vgl.  Jahresbericht  lt<-^  8.  1,  U. 

^  Vgl.  Jahresbericht  1848  S.  4  nnd  oben  8.  261. 
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einzelnen  Hftfen  s.  B.  in  Ludwigsbafen  nach  der  BescbieTimig 

▼om  15.  Juni,  wurde  der  Verkehr  noch  1849  zeitweise  TOllig  ge- 
stört \  Am  genannten  Platze  waren  3  La^erliäuser  und  sämt- 
liche Güterschuppen  der  Hafenanstalt  niedergebrannt  und  die 
übrigen  Gebäude  des  Arars  derart  besch«*idip:t  worden,  dafs 
selbst  nach  Einrichtung  der  erforderlichen  >iotlager  der  Ab- 
fertigungsdienst leiden  mufste. 

tjberhaujit  waren  1849  die  Nachteile  des  vergangen^^n 
Jahres  noch  bei  weitem  nicht  überall  ausgeglichen-,  obschon 
der  Verkehr  im  allgemeinen  wieder  mehr  Leben  zeigte ,  da 
nach  den  .Überwundenen  Einschrftnknngen  eine  stftrkere  Nach- 
frage nach  fast  allen  Waren  eintrat  Die  Revolution  in  Raden 
und  in  der  Pfalz,  die  fortdauernde  Unsicherheit  der  politischen 
Zustünde  liefsen  das  so  sehr  erschütterte  Vertrauen  nur  lang- 
sam wieder  erstarken  ;  vielfach  beschränkte  man  sk  h  noch  immer 
auf  den  augenblicklichen  Bedarf.  Der  Rhein  blieb  natürlich 
von  diesen  allgemeinen  Stockungen  nicht  unberührt,  wenn  es 
seinem  Verkehr  auch  zu  gute  kam,  dafs  infolge  der  reichen 
Ernte  grofse  Getreidemengen  tranh;j)ortiert  werden  mufsten, 
Wein  und  Holz  mehr  gesucht  waren  als  im  Vorjahre,  und  in 
den  Fabriken  wiederum  eine  grAfsere,  die  Schiffithrt  be- 
fördernde Thfltigkeit  herrschte.  Ja  auf  dem  Oberrhein  bei 
Strafsburg  war  der  Verkehr  sogar  bedeutender,  als  man  er- 
warten durfte,  da  durch  die  Revolution  in  Baden,  be.>onden 
durch  die  Einschliefsung  der  Festung  Rastatt,  derselbe  Air 
einige  Zeit  von  den  badischen  Eisenbahnen  weg  nach  der 
Rheinstrafse  gedrängt  wurde,  was  sich  die  von  der  Frank- 
furtor  Dam])iscliiffalirti<gescllschaft  neu  errichtete,  sehr  thötig 
betri('b(  iie  Sciilej>pschiffahrt  zwischen  Strafsburg,  Rotterdam 
und  AuKsterdani  sofort  zu  nutze  machte. 

Die  Achtundvierziger  Jahre  liefern  den  schlagendsten 
Beweis,  wie  auch  die  Entwicklung  der  Rheinschiffshrt,  gans 
abgesehen  von  der  Einwirkung  der  ihr  eigentümlichen  Ver> 
hältnisse  und  Ursachen,  in  letzter  Linie  stets  durch  die  alU 
gemeine  politische  und  volkswirtschaftliche  Lage  bedingt  wird. 
Selbst  örtlich  fem  liegende  politische  und  kriegerische  Ver- 
wicklungen machten  sich  lici  der  Ausdehnung,  die  der 
Weltwirtschaftöbetrieb  im  10.  Jahrhundert  genommen  hatte, 
sofort  am  Rhein  fiihlliar,  wie  die  Verkehrsstockung  nach  Aus- 
bruch des  amerikanischen  Bürgerkriegs  18()1  deutlich  er- 
kennen läfst^.  Die  mit  den  Kriegsereignissen  des  neuen 
Erdteils  verbundenen  Störungen  schädigten  Industrie  und 
Handel  der  Rheinlande,  indem  sie  den  Import  der  Fabrikate 
und  Landesprodukte  zu  Wasser  in  hohem  Grade  beein- 

«  Vpl.  Jahresbericht  1849  8.  9. 

-  Vgl.  .lahrosbericht  1849  S.  1,  9. 

*  Vgl.  Jahre«<bericht  1861  S.  XI;  1862  S.  XV,  XVL 


Digilized  by  Google 


xvni  5 


329 


trächtigten.  In  welchem  Mafse  der  amerikanische  Krieg  und 
die  Erhöhung  des  amerikaniaehen  Eänfiihrzona  fttr  europiiadie 
Eraeugnisae  auf  den  Thalverkehr  der  Rheinachlffahrt  ein- 
wirkten, aeigt  am  besten  die  Vermfnderang ,  welche  die 
Hauptexportartikel  bei  der  Thalreise  erfuhren,  und  die  sich 
1862  noch  fühlbarer  als  im  TOrhergehenden  Jahre  machte. 
Es  wurden  beispielsweiBC  bei  dem  Rheinzollamte  Emmerich 
zu  Thal  abgefertigt: 


Tabak,  fabrizierter  .    1860  26059  Ctr. 

1861  :^339  . 

1862  15H)  • 
Mineralwasser.   •   .    1860  09  775  - 

1861  53275  - 

1862  50194  - 
Kurzwaren,    .    .    .    1860  18567  - 


Auch  die  starke  Abnahme  der  aus  Amerika  in  grofsen 
Mengen  rheiiiaufwartis  eingeführten  Gütt;r  lälöt  sich  am  besten 
durcn  ein  paar  Zahlen  veranschaulichen. 

Bei  demselben  Rheinzollamte  Emmerich  wurde  zn  Berg 
abgefertigt  • 

Baumwolle,  rohe    .   1860   450043  Ctr. 


Tabuk,  roher     ,    .    1860  120256  - 

1861  91801  - 

1862  72038  - 
Terpentinöl   .  .   .   1860  20678  - 

1861  12890  • 

1862  2117  - 

Die  Rückwirkung  des  amerikanischen  Büigerkriegs 
dauerte  noch  die  ganzen  nächsten  Jahre  an,  in  denen  sie  bis 
1864  durch  die  später  glücklich  beseitigte  Ungewifsheit  tlber 
die  Erneuerung  des  deutschen  Zollvereins  und  dessen  künftige 
handelspolitische  SteUung  zum  Auslande  noch  unliebsamer 
fliblbar  wurde'. 

Im  übrigen  war  die  Zeit  nach  der  Bewegung  von  1848 


'  Vgl.  Jahresberiilit  IbtiA  S.  V.  Vgl.  noch  über  Einwirkung  der 
politifchcn  Verwicklungen  von  1859  den  Jahresbericht  1859  S.  I  und 
ühpT  den  Rückgang  des  Pcrsonrnvorkehrs  infolge  der  kri  j '  i  iHclu  n 
Ereignisse  186f),  deretwegen  der  Dampfi^chiffahrtsdien.Ht  in  den  Monaten 
Juni*  Juli,  Augu»t  auf  der  Strecke  Bingeu — Maiiuheim  über  drei  Wochen 
eingestellt  werden  mufate,  Jahresbericht  1865/1866  S.  XVI. 


1861 
1862 


17533  . 
1(5375  " 


Pech  und  Harz  • 


1861 
1862 
1860 
1861 

1862 


518  282  - 

284983  - 

251 047  - 

73  204  - 

38  579  - 
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der  Entfaltung  der  Rheinscbiffahrt  nicht  unganstig.  In  dem  ihr 
folgenden  Jahrzehnt  begann  neben  dem  Handel  die  Industrie 
sich  kräftiger  zu  entwickeln,  der  Eisenbahnban  hatte  an  Ava- 
dehnang  gewonnen ,  ohne  noch  ein  za  schroffes  Übergewicht 
geltend  zu  machen,  und  an  den  meisten  rheinischen  Orten 
wurde  oin  rci^^erf^s  wirtsclKiftlichcs  Leben  bemerkbar.  Es  i.>t 
daher  nicht  verwunderiieh,  dals  auch  der  SchifFabrtsverkolir 
in  dieser  Periode  eine  aufsteigende  Bewegung;  zeigt,  der  ei^t 
durch  die  erwähnte  Wirtschaftskrisis  von  1857  ein  Knde  be- 
reitet wurde,  nachdem  schon  1855,  infolge  der  Teuerung  der 
wichtigsten  Lebensmittel  und  politischer  Zeitumstände,  eine 
allgemeine  Einschränkung  und  damit  Verkehrsabnahme  fühl- 
bar geworden  war*. 

Überblicken  wir  nach  dem  Gesagten  kurz  die  Ent- 
wicklung des  rheinischen  Gesamtverkehrs,  wie  er  :>ich  seit 
Durchführung  der  Schiffahrtsakte  naiüentlich  in  den  letzten 
30  Jahren  vor  Beseitigung  der  Stromzölle  gestaltete-.  Am 
ehesten  ge^vil)nen  wir  von  ilim  eine  Anschauung,  wenn  wir 
die  Übersicht  der  in  der  Zeit  von  183()  bis  1866  auf  dem  in 
beförderten  Gtlter  betrae.hten,  wit?  sie  auf  ihren  Berg-  und 
Tliahahrten  die  einzelnen  RheinzoÜäniter  passierten.  Die  nach 
den  Angaben  der  Jahresberichte  zusammengestellte  Tabelle 
gewährt  zugleich  eine  ungefähre  Vorstellung,  inwieweit  die 
zelnen  Stromteile  von  dem  Warenzuge  in  Anspruch  genommen 
wurden®. 

In  erster  Linie  bemerkenswert  erscheint  dabei  der  Nieder- 
gang der  Schiffahrt  auf  dem  Oberrhein.  Der  Fahrtenbetrieb 
auf  dem  Oherlanf  des  Flusses  nimmt  an  dem  allgemeinen 
Verkehrsaufscliwung,  wie  er  sich  seit  den  dreifsiger  Jahren 
feststellen  läfst,  in  keiner  Weise  teiU  Während  die  Güter- 
beförderung bei  den  übrigen  Zollämtern  bis  zum  Jahre  1854, 
wo  sie  eine  Höhe  erreicht,  die  in  der  nächsten  Folgezeit  wenig 
überschritten  wird,  mählich  zunimmt ,  ist  der  RAckgang  bei 
den  Ämtern  AU-Breisach  und  Strafsburg  unverkennbar.  Der 


'  Xfrl  Jahresbericht  185:>  S.  1. 

'  Fiir  die  Zeit  von  bis  11^  iiefem  die  Jabreaberichte  keine 
Notizen. 

*  Die  Zahlen  der  Tabelle  S.  331—338  gelten  für  alle  in  Scbiffsn  tnms- 

portiertcu  Waren,  einschliefslich  des  darin  beforderten  Holzes.  Nicht  b»*- 
rücksichtigt  ist  dabei  das  prAofste  Holz.    Die  Obrrsicht  ist  zasammen- 

featellt  und  berechnet  nach  den  Angaben  der  Jahrcüberichte  der  Centnü- 
oinmiei<ion  für  die  Khcinschirtahrt.  Für  die  Zeit  von  lüS6  bis  18-"m  ist  die 
„Summarisch»'  rhcrsicht"  itii  Jahrfshcricht  IS."»*)  173  /,u  Orunde  gelect, 
welche  mit  den  Autzeichnungeu  der  alteren  Berichte  verglichen  wurde. 
Offenbare  Druck-  oder  Rechenfehler  worden  an  der  Hand  der  frfther  ge- 
gebenen Zahlen  verbessert;  dagegen  sind  Abwdehnn^n,  w«  U  li.-  aas 
ungenauen  Aufnalitrifn  horzurfihron  schienen,  unberncksichtiet  ;;ebiiebpn. 
Für  die  Zeit  iööö  -löi>b  sind  die  Zahlen  entnommen  Jahresbericht  185^^ 
S.  182:  far  die  folgendeo  Jahre  den  Berichten:  1859  8.  18;  1860  S.  lt$; 
1861  S.  18:  1862  s!  18;  1863  S.  18;  1864  8.  18;  1B6S/66  S.  12. 
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kleine  Aufschwung.  ^U-u  die  oberrlieiniüche  Scliiffahrt  nach 
Vcrwpndiinp:  dpr  1  )aniptinotoren  nalim,  wird  in  dem  Momente 
geheumii.  al>  die  !  Kampfkraft  aucli  uuf  den  Scluenenwegen  au 
den  Ufern  dc>  Stronh^s  zur  Verwendung  k(nnmt.  Niclit  nur, 
dafs  die  kurze  Zeit  betriebenen  Fahrten  auf  der  Strecke 
Basel— Strafsburg  bald  völlig  eingestellt  werden,  mindert  sich 
auch  langsam,  aber  stetig  der  Verkehr  auf  der  Lioie  Hann- 
heim-^Strafsburg.  Seit  1843  sind  za  Alt-Breiaach  ganz  yer- 
einzelti'  Güterscniffe,  seit  1848  auch  za  StraTsburg  wenige 
Frachtladungen  bergwftrts  Torbeigekommen. 

Dieselbe  Erscheinung  tritt,  wenn  auch  weniger  ent- 
schieden, bei  dem  Zollamte  Neuburg  zu  Tage.  Dagegen 
bildet  sich  Mannheim  in  jenen  Tagen  immer  mehr  zum  End- 
punkt der  grofsen  Rheinschiff;ihrt  aus.  In  scinf»m  Hafin 
werden  die  Giit«  r  auf  die  Bahnen  überführt,  mit  deren  Hilfe 
sie  nach  SUddeutschland ,  dem  ElsaDs  und  der  Schweiz  ver- 
sandet werden. 

Ganz  anders  als  auf  dem  Oberlauf  des  Stromes  stellt  sich 
der  Bertjverkehr  auf  dem  Mittel-  und  Nied«*rrhein ,  \vi<'  die 
wachsende  Steigerung  der  Verkehrsmassen  zeigt,  welche  die 
Ämter  Mainz,  Kaub,  Koblenz  Jahr  für  Jahr  stromauf 
passierten.  Die  Angaben  für  Emmerich  weisen  darauf  hin, 
dafs  kaum  die  Hälfte  der  verschiflFien  Güter  vom  Rheindelta 
aufwärts  kamen,  dafs  vielmehr  der  gröfsere  Teil  erst  innerhalb 
der  deutschen  Grenzen  in  den  niederrheinischen  Häfen  auf 
die  Schiffsböden  verpackt  wurde. 

Die  Thalfahrten,  an  denen  ebenfalls  der  Oberrhein  ver- 
hultnisraäfsi^  geringen  Anteil  hatte,  waren  im  übrigen  Strom- 

^^ebiet  in  ebcnmäfsiger  Zunahme  l)egriflen.  Am  st.irksten  wird 
dieselbe  bei  Emmerich  erkennbar,  wo  die  Kolib'ntninsporte 
aus  dem  Kuhrgebiet,  die  bei  den  übrigen  Amtern  in  den 
Zalilen  der  Bergreisen  eingeschlossen  sind,  trotz  der  Kon- 
kurrenz der  Eisenbahnen,  eine  ausschlaggebende  Rolle  spielten. 

Im  allgemeinen  darf  man  sagen,  dafs  die  Schifi'ahrt  auf 
dem  Uhein  unter  dem  EinHufs  der  Akte  von  1831  und  der 
späteren  Abänderungen  derselben  im  Laufe  von  36  Jahren 
eine  früheren  Zeiten  unbekannte,  nie  geahnte  Bedeutung  ge- 
wann, deren  steh  damals  kein  anderer  europäischer  Strom 
rühmen  konnte  und  die  nur,  vei^lichen  mit  den  Zahlen  des 
ungeheuren  Verkehrsaufschwungs  am  Ausgang  des  19.  Jahr- 
hunderts, verhiiltnismäfsig  gering  erscheint.  Die  Ordnung 
und  Freiheit  d^s  Verkelirs  auf  drr  «rnnr'-n  schiffbaren  Wasser- 
stralse bis  in  das  M<*er.  die  Aufhebung  «b  r  Stapel-  und  Um- 
schlagsrechte,  die  Verbesserung  des  Fahrwassers  durch  um- 
fassende Flufs-  und  Uferbauten,  die  Einführung  der  Dampf- 
schiffahrt übten  eine  mächtige  Anziehung  auf  Handel  und 
Gewerbe  in  der  Nahe  des  Rheins  aus,  an  dessen  Ufern 
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mancherlei  Industriezweige,  Landwirtöehaft  und  Bergbau  inphr 
und  mehr  emporbiUhten.  Die  Gründung  des  deutschen  Zoll- 
vereins,  die  zwischen  den  Staaten  desselben  und  anderen 
Ländern  abgeschlossenen  Handelsverträge  belebten  die  Rhein- 
schifiahrt  in  dem  Verhältnisse,  in  welchem  die  Einfuhr  von 
ttberseeischen  Rohstoffen,  die  Ausfuhr  von  Fabrik-  und  land- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen  der  Rheinlande,  der  Konsum  von 
Kolonial-  und  anderen  Waren  wuchsen*. 

Die  zahlreichen  Häfen  ^  des  Rheins  waren  an  der 
Steigerung  des  Verkehrs  hinsichtlich  des  Umfanges  ihrer 
Vorladung''?)  wie  der  Art  und  Richtung  der  von  ihnen  aus- 
g('hend(ui  b\iiirton  sehr  verschieden  beteiligt.  An  die  Spitze 
traten  immer  entschiedener  die  Plätze,  die  sich  seit  \8'M  zu 
natürlichen  Umschlags! läfen  ausgebildet  hatten,  nachdem  der 
Stjipelzwang  für  Köln  und  Mainz  verloren  war.  Die  erste 
Steile  erstrebte  Ruhrort,  wo  sich  die  Ausbeute  des  Koblen- 
gebiets  zur  Versendung  ansammelte  und  Mannheim,  das,  wie 
wiederholt  bemerkt  wurde,  der  Endpunkt  für  die  in  grOfserem 
MaTsstab  betriebene  RheinschiiTuhrt  werden  sollte.  Ihnen 
standen  die  alten  KulturstÄtten  Köln,  Frankfurt  a.  M.*,  zum 
Teil  auch  Mainz  damals  noch  als  ebenbürtige  P^aktoren  zur 
Seite ,  ja  sie  waren  ihnen  ,  namentlich  was  die  Verfrachtung 
des  eigentlichen  Handelsgutes  im  (iegensatz  zu  Rohprodukten 
und  Massenartikeln  anlangt  noch  überlegen  und  wurden  erst 
in  späteren  Jahrzehnten  aus  ihrer  ausschlaggebenden  Stellung 
verdrängt.  Nur  der  Strafsburger  Halen  verkehr  lag  bereits 
um  die  Mitte  des  Jahrhunderts  völlig  darnieder^. 

Den  Haupthandelsplätzen  folgten  in  grOfserem  Abstände 
die  zahlreichen  kleineren  Häfen,  die  für  den  GhroTsverkehr  erst 
in  zweiter  und  dritter  Linie  in  Betracht  kamen. 

Auf  den  rheinischen  Schiffen  waren  in  der  Zeit  von 
1831 — 1866  Guter  aller  Ai  t,  einschliefslich  Bau-  und  Kutzholz, 
soweit  dies  nicht  zu  Flöfsen  zusammengestellt  wurde,  ver^ 
frachtet    Die  Landstrafsen  kamen  fUr  die  Beförderung  von 

>  Vpl.  Jahresbericht  1866/66  8.  V. 

Dio  FortentwickUmg  der  roll/.clonlimn;:«'!!  in  den  einzeluon 
Hnfen  nach  KM  zu  vorfo!«,'OTi,  würde  zu  weit  führen.  Nach  Durch- 
füliruiig  der  Kheinschiti'alut.sakte  erfuhren  die  früher  geltenden  Kegie- 
tnents  sachentsprechendc  Abänderungen.  Aach  in  den  nächsten  Jabr- 
rcehntf'n  rrüttr«  sie  manche  Wandlungen,  namentlich  w  .i?*  dio  Erhebung 
der  iint'cugt-buliren  aiilaugt,  die  durchweg  hcrabiresetzt  wurden.  Die 
derzeitigen  Hafenordnungen  für  die  wicbtif^^ten  Rhcinorte  finden  aich 
gOBamnieii:     i  lit  in  Dienstordnim^  für  den  RheinsehilFer  S.  27 — 112. 

^  Fraiikturt  a.  M.  kommt,  wenn  auch  nicht  direkt  an  der  Khein- 
•Htrafdc  gelegen,  doch  seit  alter:*  für  den  Güterzug  auf  dem  Strome  als 
Verladeplatz  in  Betracht 

*  Der  Strafs])urger  Verkehr  hat  erst  seit  der  im  Jahre  1892  •  r- 
folgten  Erütl'iiung  der  dortigen  iiafenanlagen  einen  neuen  Aufschwung 
genommen. 
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Waren  namentlich  aeit  Eiuführung  der  Dampfschiflfahrt  nur 
soweit  m  Betracht,  als  Witterungaverhältaisse ,  poUtiache 
Wirren  die  Benutzung  des  BheinstroniB  «OBacfaloseen,  oder  die 
hohen  FioTszöIie  den  Waseerweg  für  einzelne  Artikel  nn* 
rentabel  erscheinen  Helsen.  Des  öfteren  geschah  es  auch 
nach  1831»  daTs  man  sich  für  die  abgabenbeschwerten  Kauf- 
mannsgüter nach  anderen  Transportwegen  umschaute  und 
möglichst  nur  die  freigegebenen  Massenartikel  auf  der  Rhein- 
straifse  belassen  wollte. 

Nach  den  verschiedenen  ZoUermäfsigungen  wird  daher 
eine  allgemeine  Verkehrszunuhme  erkennbar,  von  der  sich 
ohne  weiteres  darthun  läfst,  tlai;*  sie  sich  in  erster  Linie 
aut  die  jeweils  von  Abgaben  befreiten  Artikel  erstreckte 

Von  den  wichtigeren  GMltem,  die  für  Berg-  und  Thal- 
reisen auf  dem  Rhein  ins  Gewicht  fielen,  sind  zunächst  Ge- 
treide und  Httlsenfrttchte  zu  nennen.  Um  1830  setzte  man 
noch  alle  Hoffiaung  auf  die  Ausfuhr  agrarischer  Rohprodukte. 
Deutschland  war  in  Gefahr,  in  seinem  ÜberBusse  zu  ersticken, 
so  dafs  man  den  Export  von  Getreide  ab  Mannheim  nach 
Amerika  für  gewinnbringend  eracliten  konnte.  Und  seihst 
Jahrzehnte  spater  ist  oft  die  in  einzelnen  Jahren  .stattgehabte 
Zunahme  des  Verkehrs  bei  den  Thaltransporten  auf  die  reich- 
haltigen Ernten  im  oberen  Rheingebiet  zurückzufuhren,  welche 
grofse  GetreidesenduDgeu  nach  den  unteren  Rheiogegenden 
▼eranlassen*. 

Besondere  Hervorhebung  verdienen  auch  die  Steinkohlen, 
deren  Beförderung  auf  dem  Rhein  stromauf  wie  -ab  namentlich 
während  des  letzten  Jahrzehnts  unserer  Periode  eine  gana 
enorme  Steigernng  erfuhr.    Die  wachsende  Verwendung  der 

Danipfmascliinen  vermehrte  das  Bedürfnis  nach  Kohlenlieferung 
ins  Tingeheuere,  zumal  jene  die  in  dem  Fcutrmaterial  ent- 
haltenen Wärmeeinheiten  nur  bis  zu  12**'o  autjmaz**n  konnten*. 
In  einem  einzipren  Jahre  (18581  waren  die  Stein kuidentrans- 
porte  aal  dem  Rhein  um  4Vj»  Miiliuneu  Centner  gröfser  ge- 
worden ^.  Unter  den  heimischen  Kohlenprodukten  beherrschten 
die  Ruhrkohlen  den  Markt  in  steigendem  Malse.  Während 
beispielsweise  noch  1856  von  der  Ruhr  S47968  Oentner  Kohlen 
weniger  als  im  Voijahre  bergwärts  yersendet  wurden,  da  man 
die  Steinkohlen  von  der  S;iar  ihnen  vielfach  vorzog*,  hatten 
die  Ruhrkohlen  bereits  1860  ihr  Verwendungsgebiet  bedeutend 
ausgedehnt.  Da  sieh  ihre  Qualität  L'^L'-on  früher  gebessert 
hatte,  und  gleichzeitig  ihre  Preise  liei  i  inir'^n  .  konnten  sie 
sich  unter  Benutzung  der  Rheinstrafse  ihren  W  eg  bis  in  die 

t  V^l.  z.  B.  Jahresberieht  1860  8.  I,  VIIL 
«  Vjfl.  2.  B.  Jahresbericht  1856  S.  II. 

*  V^l.  O  Schmoll  er,  Volks  wirtachaftslehre  I  S.  213. 

*  Jahresbericht  lüöS  S.  I. 

>  Vgl.  Jahresbericht  1856  8.  IT. 
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Schweis  bahnen  und  namentlich  in  Bayern  der  dort  seither 
bezogenen  sächsischen  Steinkohle  lebhafte  Ronkurrenz  raachen  ^, 
In  welchem  Umfange  sie  sich  in  den  folgenden  Jahren  der 
Rhf^instrafäe  liedieiit«' .  erholU  aus  der  That^ache,  dafs  1861^ 
iinlip  an  28  Millionen  Centner  Kolih'n  von  Ruhrort  und 
l>üisl)urg  iu  den  Rhein  gingen,  IBt)'.^  ü\u,ir  31  Millionen  Centner 
dieses  Produktes  zu  Berg  und  Thal  auf  dem  Rhein  versandt 
wurden^,  und  1864  die  Verfrachtung  desselben  schon  auf 
34  Millionen  Centner  gewachsen  war^.  1867 »  dem  ersten 
Jahre,  in  dem  Schiffahrt  und  FlOfserei  sich  der  yollen  Ab- 
gabenfreiheit  von  der  Lanter  bis  ins  Meer  erfreuten,  wurden 
von  den  beiden  genannten  Häfen  nahe  an  40  Millionen 
Centner  Kohlen  auf  dem  Rhein  verschifft  Von  6  Millionen 
Centner  Gut,  die  im  TTafen  von  Mannheim  ankamen,  waren 
'^,'8  Ruhrkohlcn .  und  an  30  Millionen  Centner,  die  auf  denii 
Rhein  die  iStatiun  Lobith  passierten,  war  die  westfälische  Stcin- 
koide  mit  65^  0  beteiligt'*.  Dieae  Zahlen  würden  noch  höher 
j?»'in,  wenn  nicht  der  lebhafte  Eisen l)ahnbetri(dj  an  beiden 
Ufern  des  Rheins  neben  vielen  Handelaartikeln  auch  einen 
Teil  der  Massengüter  in  jenen  Tagen  an  sich  gezogen  hätte. 

Nächst  den  heimischen  Bodenerzeugnissen  und  Steinkohlen« 
kamen  für  die  Verschiffung  auf  unserem  Strome  in  Betracht: 
Eisen-  und  Stahl  waren  (Stabeisen  und  Schienen),  Tabak  (roh 
und  fabriziert),  Wein,  Roheisen,  Eisenerze,  Braunstein  und  ge- 
wöhnliche Steine.  Nur  bei  der  Ber^alirt  Hnden  sich  in  be~ 
trächtlicheren  ^Ten*rf;n:  Kolonialwaren  (Kaftee,  Zucker,  Reis, 
Baiimwolleii;;arn  ,  ( >le  aller  Art,  Pech  und  Harze,  Seefische, 
Dünger,  schwarze  Krde  und  Gips.  Bei  der  Thalfalirt  tielen 
noch  ins  Gewicht;  Baum  wollen  waren,  Drogueriewaren.  Mineral- 
wasser, Blei  und  Blei  waren,  Zink  und  Zinkwaren,  8alz, 
Schwerspat,  rauhe  Quader,  Bruch-  nnd  liithographiestein» 
und  Krapp  ^ 

Neben  dem  Güterverkehr  wajp  seit  1831  auch  die  Per- 
sonenbeförderung auf  dem  Rhein,  die  namentlich  von  der 
Köln-Düsseldorfer  und  Niederland  lachen  Gesellschaft  gepflegt 

wurde  und  bei  den  gröfseren  Sahmbooten  der  beiden  preufsischen 
Unternidmiungen  aussefdielslich  in  Betracht  kam ,  in  steter 
Zunahme  begriffen.  Ihre  Entwicklung  lafst  sich  um  deswillen 
schwer  verfolgen,  weil  die  niederländische  Dampfschiffahrts- 


'  VlI.  .InhroHboricht  ISfiO  8.  XII. 
«  Vjri.  Juhresborieht  1,<61  8.  Ul. 

•  V^ri  Jahroj^boricht  1X0;^  8.  V,  XI. 

•  Vl'I.  .laliiv.lHTicht  1^14  8.  XII. 
Vpl.  Jalirrsl.rrirht  \m'y(M  S.  V. 

•  Die  Jahresberichte  der  Central kommissiou  enthalten  umfassondo 
Übersichten,  aus  denen  hFrvorjreht,  wie  riel  von  den  genannten  und 
zahlreichen  iindi-ren  Artikeln  die  einzelnen  Zollämter  psiieierten  nnd  in. 
den  verschieden*'!!  Hüfen  verladen  wurden. 

ForschuDgun  X.\IU  ö.  -  Kck«rt.  22 
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reederei  der  Centraikommission  die  Angaben  Uber  ihren  Betrieb 
vorenthielt  und  auch  für  eine  Kellie  kleinerer,  zum  Teil  wieder 
eingegangener,  zeitweise  aber  viel  benutzter  Unternehmungen  ' 
nur  s})ärliche  Notizen  erhalten  sind.  Lückenlose  Nachrichten 
sind  nur  für  den  Personenverkehr  der  Ki  Iner  und  Düssel- 
dorfer Gesellschaft  vorhanden,  welche  alkidings  einen  Rück- 
schlurs   auf   die    Gesamtentwicklung    des  Personenverkehrs 

Sestatten,  da  sie  weitaus  die  meifiten  aller  innerhalb  dei 
eutschen  Rheingebiets  beförderten  Personen  umfessen*. 
Die  seit  1827  in  Betracht  konunende  Preufsisch-Rheinische 
Gesellschaft  dehnte  ihre  Fahrten ,  die  sich  1831  aufwärts  bis 
Mainz  erstreckten ,  1832  bis  Mannheim  und  1833  auch 
bis  Kehl  und  Strafsburg  aus,  mufste  aber  die  Fahrten  1855 
auf  dieser  Strecke  wieder  einstellen,  da  sie  sich  nicht  mehr 
als  einträglich  erwiesen.  Die  seit  1838  in  Wettbewerb 
tretende  Danipfschiffahrtsgesellschaft  für  den  Nieder-  und 
Mittelrhein,  die  ebenfalls  zunächst  nur  bis  Mainz  fahren  liefs, 
erweiterte  1843  den  Dienst  ihrer  Boote  bis  Manniieim.  1853 
kam  dann  die  Geschäftsvereinigung  beider  Untemehmungen 
ZVL  Stande,  Betrachten  wir  nach  dieser  Rttckerinnerung  die 
erhaltenen  Zahlen^,  so  zeigt  sich,  dafs  der  Personen-  und 
Stückgutverkehr  der  „Preufsisch-Rheinischen  Dampfschiffahrt»- 
Gesellschafi'*  in  den  ersten  Jahren  nach  ihrer  Gründung  stetig 


^  E»  betrug  der  Verkehr  (nach  den  Jahredberiehten  1851—185-5) 


In  dcD 

JahifMi 

de  r  Main-Dam 
geseliachaft 

pfschiffahrt:*- 
^Yüntburg 

lu  den 
Jahren 

der  Main-Rbcin-T)Ämpf- 
schifiAhrt  (IMphia) 

R«'isen(io 

Gut<'r  (Ctr.) 

Reilende 

1842 

18.50 

41  575 

48  932 

03  672 

1851 

58973 

(^9321 

1844 

89217 

27  201 

1852 

64758 

71059 

103  0:{7 

9:^.7 

1858 

59  865 

73  377 

117  2G4 

41  74'J 

1854 

58  246 

80  2.^2 

1>^17 

117r,12 

.'.8  85.-) 

1^55 

CO  553 

90  565 

1S4H 

.S4  217 

42  324 

i!<4y 

84  140 

55  350 

104  722 

71396 

1851 

1»0813 

75  896 

ls:,-> 

;i  \:V2 

i;u  411 

1  k:,:-; 

124  sOO 

198  0(^5 

lbö4 

120  266 

2m  776 

1855 

102501 

279  957 

<  Vgl.  Tabelle  S.  889.    Dieselbe  ist  cnsammeiigeetellt  nach  den 

Angaben  der  Jahresberichte  1842—1867. 

^  Wirminghauf  fKr.lnt^r  Rheinachiffahrt  S.  31)  pVbt  die  Zahleo 
der  von  der  „Preufsisch-Klu'inischen  Dampfschiffahrt'*  beförderten  Per- 
sonen für  die  Jahre  1827 — 1897.  Seine  Anjiaben  weichen  namentlich  för 
die  älteren  Jahrg&nge  etwas  von  denen  der  Jahresberichte  der  Central- 
kommission  ab. 
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Obersicht  des  Verkehrs  der  Kölner  and  Dfisseldorfer  Dampf- 
schiifahrtsgesellschatten  Ton  der  Zeit  ihrer  Grttndnng  bis 

znm  Jahre  1867. 


J  _ 

Kölner  Gesellschaft 

Düsseldorfer  Gesellschaft 

Jahre 

Reisende 

Waren 
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Eunahm.  Das  Anwachsen  ihres  Verkehrs  wurde  auch  durch 
den  Wettbewerb  der  Düsseldorfer  Unternehmung  nicht  ge* 
hemmty  obwohl  diese  ebenfalls  sich  sofort  oiner  starken 
Frequenz  erfreute.  Am  lebhaftesten  war  der  Verkelir  auf  den 

Kölner  Booten  1843,  wo  sie  619987  Tcrsonen  belbrderten, 
wUlirend  die  DUssoldorfer  1861  mit  597229  Fassagiereu  ihren 
Höchstbestand  errciclitcn. 

Seit  Mitte  der  vierziger  Jahre  tritt  für  beide  Gesell- 
schaften ein  ^rewisser  Stillstand  im  Betrieb  ein,  da  die  Kon- 
kurrenz der  Eisenbahnen,  namentlich  auf  einzelnen  Strecken, 
immer  m^r  Personen  und  Qttter  an  sieh  zog^  Allein  auf 
die  Dauer  Termochten  die  Salondampfer  den  Wettbewerb  der 
Schienenwege  weit  besser  als  die  grofse  Outerschiffahrt  abzu- 
wehren. Nacli  einigen  Jahren  nahm  die  Zahl  der  beförderten 
Personen  wieder  langsam,  aber  stetig  au  und  war.  allt  r  Eisen- 
bahnkonkurrenz ungeachtet,  namentlich  auf  dem  Mittelrliein 
sehr  bedeutend  ^  Die  vereinigten  Gesellschaften  verstanden, 
durch  Einstellung  geeigneter,  mit  vielen  Bequemlichkeiten,  ja 
mit  einem  gewissen  Luxus  ausgestatteter  T)ani|ift'r,  durch  Ein- 
richtung eines  vorzüglichen  Wirtschaftsbetriebcs  auf  denselben 
und  durch  Vereinbarungen  mit  den  konkurrierenden  Eisenbahn- 
linien, welche  die  Oberfllhrung  von  dem  einen  Beförderungs- 
mittel auf  das  andere  wesentlich  erleichterten,  es  dahin  an 
bringen,  dafs  sich  ihre  Fahrten  namentlich  in  den  Sommer- 
monaten eines  unvennipderten  Zuspruchs  erfreuten.  Alle,  die 
bei  ihren  Kelsen  weniger  schnellen  Ortswechsel  als  Er- 
holung und  Ausp]>annnng  suchten,  mufsten  die  Fahrten  in 
frischer  Kheinluft  mit  ]»rächtiger  Aussicht  auf  eine  lachende 
Landseliaft  drr  Fortbewegung  im  engen  Kisenbahnwag-en  ent- 
schieden vorziehen.  Wenn  auch  die  Frequenz  im  einzelnen 
naturgcmiifs  eine  recht  schwankende  war,  da  sie  einmal  durch 
den  jeweiligen  Wasserstand,  die  Witterungsverhaltnisse,  die 
Zahl  der  Feiertage  etc.,  anderseits,  wie  der  Rückgang  des 
Verkehrs  in  den  Jahren  1B48  und  1866  beweist,  durch  die 
allgemeinen  wirtschaftlichen  und  politischen  Verhältnisse  stark 
beeinttufst  wurde,  so  darf  doch  die  Inanspruchnahme  beider 
Gesellschaften  für  PersonenbefJjrderung  als  eine  durchaus  hin- 
reichende und  damaligen  Verkehrsverliiiltnissen  entsprechende 
bezeichnet  werden,  ^^■urden  doch  im  Jahre  1800  iDSgesamt 
11952^^6  Per>nnen  dureh  sie  transportiert. 

Da  die  beiden  j>reufsischen  Unternelimungen  n<  b*  n  der 
niederblndischen,  bei  der  jedoch  der  Personenverkehr  mehr  in 
den  Hintergrund  tritt,  die  einzigen  Gesellschaften  sind,  die 


'  V^l.  2.  T^.  dif  tinter  dorn  Einflnf«  dnr  Ei-sonbahriPn  stattgehabte 
Abnahme  des  Pt:r.s<tiienverkclirs  mit  Danuifschitien  in  Köln  Ifeöö  (^Jahreü- 
bericht  1.^58  S.  XIII).   Vg\,  auch  oben  S.  893. 

»  Jahre!)bericbt  ld6&'66  S.  YL 
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einen  durchgehnnrlcn  Personenverkehr  auf  d^m  Rhein  ver- 
mitteln, liefern  die  Zahlen  unserer  Tabelle  wenigstens  einen 
Anhalt  zur  Sehätzung  der  Gesamtsumme  von  Personen,  welche 
mitteUt  Dampfkraft  seit  deren  Einführung  aut  dem  Rhein  von 
einem  Ort  zum  andern  befördert  wurden.  Kach  den  Angaben 
der  Jahresberichte^  der  Centralkommission  dOrflte  sie  sich, 
«inschlierslich  der  Transporte  kleinerer  Gesellschaften,  auf 
mindestens  50  Millionen  belaufen  haben. 

Während  die  PersonenbeHnderung,  abgesehen  von  dem 
lokalen  und  Marktverkehr  kleinerer  Orte,  namentlich  seit  dem 
Ausbau  der  Risoubahnen  in  den  Rheingegenden  ausschliefslicli 
den  Dampfern  zutiel,  waren  bei  der  grofsen  (iiitors<'l)ifVnhrt 
die  alten  Segelboote  auch  go^en  Knde  dieser  P(  riode  imm«^r 
noch  verhUltnismMfsig  stark  beteiligt.  W  ir  haben  üben  -  bereits 
das  Verhältnis  beider  Transportarten,  wie  es  sicli  um  185G 
ausgebildet  hatte,  betrachtet,  nachdem  wir  schon,  vorher  die 
wachsende  Verwendung  der  Dampfkraft  bei  der  Rheinschiffabrty 
den  Wettbewerb  der  Dampfschlepper  mit  den  Beurüeuten  ver- 
folgt hatten.  Es  erübrigt  noch,  die  Entwicklung  während  des 
letzten  Jahrzehnts  dieser  Zeitspanne  kurz  zu  skizzieren.  Die 
Jahresberichte  geben  für  sie,  neben  den  Übersichten  der 
Güterbeförderung  durch  Dampfkrnft,  wie  sie  bei  den  einzelnen 
KrhelmngsJimtern  unter  Bertieksichtigung  der  Kigentümer  der 
Dampfschifte  und  der  Staaten,  denen  die  Reeder  angehörten, 
aufgenommen  wurden,  Darstellungen  des  Güterzugs  auf  dem 
Rhem  mit  prozentualer  Unterscheidung  der  Frachtunternehmer 
und  der  bewegenden  Kraft. 

Nehmen  wir  die  drei  wichtigsten  Zollstellen:  Mannheim, 
den  Endpunkt  der  gro(sen  Rheinschiffahrt,  Mainz,  das  Binde- 
glied zwischen  Nord-  und  Süddeutschland,  und  Emmerich,  die 
deutsche  Grenzstation^,  so  zeigt  sich  bei  ihnen  unterschiedslos, 
dafs  die  Bergfahrten  weit  mehr  als  die  Thalreisen  die  Dampf- 
kraft in  Anspruch  nehmen.  Dies  Ycrhiütnis  zwischen  den 
Touren  stromauf  und  stromab  bleibt  während  des  ganzen  Jahr- 
zehnts unangetastet.  Inncrlialb  der  Berg-  und  Thalrei.sen 
wächst  in  (li(\seni  Zeitraum,  von  Jahressehwankungen  *  al)ge- 
sehen,  die  beispielsweise  durch  niederen,  die  grofsen  Dampf- 
schlepper in  ihrer  Verwendung  hindernden  Wasserstand 
hervorgerufen  werden,  die  Prozentzahl  der  durch  Dampfkraft 
beförderten  Gflter  allmählich  an. 

Bei  den  Bergfahrten  werden  nach  d«*n  Mannheimer  Auf- 
nahmen 1855  b7fi^h,  1856  nur  36,4  «/o  aller  Güter  vermittelst 


1  Jahre^^bericht  l.^nP.'fi?  S.  XXVIU. 
^  VgL  S.  257—267  und  283 -28ö. 

•  Siehe  die  Tabellen  S.  842—844.  Dieselben  sind  zusammen« 
fftstellt  nach  den  Angaben  der  Jahresberichte  18.')5--1866. 

*  Vfjl.  über  Holche  Jahresbericht  im  S,  XVUj  lö57  S.  XIV; 
185Ö  S.  XIll  i  1859  S.  VII,  XII. 
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Dampfkraft  Terechifft;  1865  dagegen  79,2  <^/o  und  1866  gar 
89,6  ^/o.  Die  Notierungen  der  Mainzer  Zollstätte  zeigen  ge- 
ringpro  Abweichungen,  ja  dorten  wird  die  abnorm  hohe  Zahl 
der  (liircli  Dampfkraft  beförderten  Güter  von  1855  mit  88,2«  o, 
die  freilicli  185t)  auf  61,7  °/o  sank,  durch  die  Prozentsätze  der 
Jahre  1805  1866  (74^  o,  77,5  "  o)  nicht  einmal  erreicht.  Bei 
Emmerich  betragt  die  Zunahme  nur  wenige  Prozent,  was  sich 
aber  aua  der  einfachen  Thatsache  erklärt,  dafs  bereits  zu  be- 
ginn der  Periode  für  über  90  ^Vo  aller  Guter  die  Dampfkraft 
zur  Verwendung  kam  (1855  94^8  <^/o,  1866  96,2  <^/o). 

Die  Thalfahrten,  ftlr  welche  die  Verwendung  des  Dampfes 
weit  weniger  wichtig  war,  da  sie  neben  dem  Wind  auch  das 
OefiÜle  des  Wassers  für  ihre  Fortbewegung  ausnützen  konnten, 
zeigen  ebenfalls  ein  langsames  Versclueben  des  Verhältnisses 
zu  Gunsten  des  neuen  Motors.  Während  nach  den  Mann- 
heimer Angaben  1855  ir?,f?*o  aller  zu  Thal  geführten  Güter 
durch  Dampfkraft  und  86,7  u  ohne  Benutzung  derselben  be- 
fördert wurden,  stehen  öich  1866  21,5 *^/o  und  78,5 "/o  gegen- 
über. Bei  Mainz  ergiebt  die  nämliche  Vergleichung  für  1855 
die  Zalileii  20,1  "  o  und  79,9^/0,  und  für  1866  21  ^  o  und  79% 
bei  Emmerich  fttr  1855  IhfiVo  und  84,7<'yo,  fUr  1866  14,1  «/o 
und  85,9  •/o. 

Fdr  die  übrigen  Aufzeichnungen,  welche  die  Verteilung 
der  Frachtladungen  auf  Damp&chiffe,  Güterkähne,  eigene  An- 
hänge der  Unternehmer  und  auf  Se^'elscliiH'e  (mit  oder  ohne 
Zuhilfenahme  der  Sclilepper)  feststellen  ,  darf  wohl  einfach 
auf  die  beigegebenen  Tabellen  vorwiesen  werden.  Am  Ober- 
rhein ist  der  starke  Rückgang  aller  Verladungen  auf  Segel- 
schiffen unverkennliar,  geringer  erscheint  er  für  den  Mittellauf 
des  Flusses,  während  am  Niederrhein  ein  Stillstand  in  der 
Verschiebung  zu  Ungunsten  der  Segelboote  eingetreten  ist 

Die  gemachten  Angaben  werden  durch  die  weitere 
Tabelle  ^,  welche  die  Verhttltniszahlen  zu  Anfang  und  zu  Ende 
des  Jahrzelmtos  für  sämtliche  Erhebungsämter  gegenüberstellt, 
nicht  entkräftet,  vielmehr  wird  durch  sie  der  angedeutete  Zug 
der  Entwicklung,  wenig  bedeutende  Einzelabweichungen  un- 
gerechnet, neti  bestätigt.  Wenn  man  in  den  fünfziger  Jahren 
gemeint  hatte,  die  Zeit  stehe  unmittelbar  bovor,  wo  die  Segel- 
schiffahrt ohne  Mitwirkung  des  Dampfes  zu  den  Ausnahmen 
gehöre,  so  war  das  zu  pessimistisch  gedacht.  al»er  auf  ilie 
Dauer  liefs  öich  der  Niedergang  der  Segelschiffahrt  doch  nicht 
aufhalten.  Die  Besitzer  der  altUberkommenen  Boote  litten 
selbst  bei  den  ihnen  verbliebenen  Fahrten  sehr  unter  der 
Herabsetzung  der  Frachten,  die  seit  Einführung  der  Dampf- 
kraft auf  dem  Rhein  um  80— 40*^/o  gesunken  waren,  während 


1  Siehe  Tabelle  S.  345.  Dieselbe  ist  entnommen  den  Jahres- 
berichten 1856  S.  12;  1866  S.  12. 
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gleichzeitig  eine  bedeutende  Steigerang  der  Preise  für  die 
meieten  Lebensmittel  stattgefunden  hattet  Auch  bei  Minde- 
rung der  Schlepplöhne  unter  günstigen  Kohlenkoni unkturen 
konnten  sie  diesen  Ausfall  an  Einzelfrachten  durch  be- 
schleunigte Fahrten  und  vermehrte  Reisen  nur  teihvei??**  aus- 
gleichen. iJie  wolilorganisierten ,  mit  bedeutenden  Kapitalien 
ausgerüsteten  Unternehmungen  selininkten  den  Wirkungskreis 
der  Segelschiffer  bald  so  sehr  ein,  dafs  die  Mehrzahl  von  ihneu 
einen  ihren  Leistungen  entsprechenden  Reingewinn  nicht  mehr 
erzielen  konnte.  Sie  befanden  sich  den  Schiffahrtsgeaellschaften 
gegenüber  in  einer  ähnlichen  Lage  wie  die  Handwerker 
gegenüber  der  siegreichen  Fabrikindostrie.  Nur  diejenigen 
Schiffer,  welche  in  der  Lage  waren,  auf  die  Annahme  zeit- 
raubender Sammelladungen  des  Speditionshandels ,  auf  den 
ganzen  Stüekgutverkehr  zu  verziehten  und  ihr  Gewerbe  in 
Verbindung  mit  df^m  Eigenhandel  von  Massenartikeln  (Kohlen, 
Getreide,  Flolz,  Steine,  Erze  u.  s,  w.)  auszuübei),  hildeten  eine 
Ausnahme  von  der  Kegel*.  Massengut  wird  auch  Ik  ute  noch 
hauptsächlich  vom  >iiederrhein  (Rotterdam)  durch  Kmzel- 
schiffer,  die  ihre  grofsen  Lastkähne  mit  einer  einzigen  Fracht- 
ladung beschweren,  freilich  unter  Benutzung  der  Dampfkraflt 
Ton  Schleppern,  in  den  mittel-  und  oberrheinischen  Häien  an- 
gebracht 

Das  Emporkommen  der  Dampfschiffahrt  wurde  durch  die 
Ausdehnung  des  Eisenbahnbetriebes  wesentlich  beeinflufst,  da 
dessen  Wettbewer!)  dazu  anregte,  aueli  auf  der  Wasserntrafse 
das  selmelh're  Transportmittel  dem  lanc*snmeren  vorzuzit  hon. 
Andererseits  hat  der  Aufschwung,  dt  ti  der  Verkehr  ;iuf  den 
Seliienenwegen  nahm,  die  Giisaniietiiwjcklung  des  Güterzugs 
auf  dem  Khein  in  jenen  Tagen  vielfach  gehemmt.  Schon 
1854,  da  die  Rheinschiffiihrt  ihren  höchsten  Stand  seit  1831, 
überhaupt  seit  Beginn  des  19.  Jahrhunderts,  erreichte,  war  es 
einsichtigen  Beurteilem  zweifelhaft  gewesen^,  ob  sie  bei 
weiterer  Entwicklung  der  Eisenbahnverbindungen  sich  in 
gleichem  Umfang  werde  halten  können.  Wenn  auch  der 
Rückgang  des  Verkehrs  während  der  Wirtschaftskrisis  1857 
mit  ihrem  starken  Riieksehhig  auf  alle  ökonomischen  Verhält- 
nisse nirlit  auf  Iveehnung  der  Konkurrenz  beider  Transport- 
arten zu  setzen  ist,  s<>  wäre  es  doch  ohne  h  t/tt  re  sehr  ver- 
wunderlich, dafs  in  der  nächsten  Zeit  trotz  der  günstigen 
allgemeinen  Konjunktur,  die  während  des  ganzen  sechsten 
Jahrzehnts  anhielt,  die  Benutzung  der  KheinstralÄe  sich  nicht 
mehr  hob,  als  dies  in  der  Thal  geschah.  Es  ist  auf  yielen 
Strecken  nicht  nur  ein  Rückgang  in  der  Verfrachtung  be- 

>  Vgl.  Jahresborh'lit  isHl  S.  IX. 

*  Vgl.  Jahresbericht  leti?  68  S.  V. 

•  Vgl.  Jahresbericht  1854  S.  1,  2.  Siehe  auch  oben  8.  292  ff.; 
315,  816. 
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sonders  eiliger  Güter,  sondern  einer  ganzen  Reihe  von  Handels- 
artikeln, welche  die  Voll-  und  Viertelgebühr  der  FioDwüUe  su 
zahlen  hatten,  nnvi  rk  imbar  ^ 

Die  Zunahme  des  Rheinverkehrs  zu  Anfang  der  sechzi^'-er 
Jahre  setzte  sicli  fast  ausschliefslich  aus  den  zollfreien  oder 
nur  mit  geringer  Abgabe  beschwerten  Gütern  zusammen. 
Bei  den  W«reDinaMen,  die  der  Rhein  1860  beförderte', 
wfthrend  dessen  mehr  Güter  auf  ihm  gesehen  and  bewegt 
wurden,  als  je  in  der  gleichen  Zeitspanne  euvor,  seitdem  der 
Strom  von  Schiffern  befahren  wird,  stellten  lediglich  die  der 
Zwanzigstelgebühr  unterworfenen  und  die  ganz  holen  Artikel 
den  Zuwachs,  der  den  Verkehr  so  aufserordentlieh  erscheinen 
liefs.  An  Gütern  zur  vollon  Gebühr,  d.  h.  den  wichtigsten 
Handelsartikeln,  an  deren  Transport  den  Schiffahrtsinteressenten 
besonderä  viel  gelegen  war,  ^ab  sieh  bei  den  meisten  Stationen 
ein  bedeutender  Ausfall  zu  erkennen,  da  diese  sieh  immer 
mehr  den  Eiäenbaliueu  zugewandt  hauen.  Die  Steigerung  der 
im  Jahre  1860  erhobenen  Gesamt-RheinzOUe  entsprach  daher 
wegen  des  Ausfalls  der  Qualität  keineswegs  der  Tersebiffien 
Quantität;  sie  war  gegen  1859  ganz  unbedeutend  und  betrug 
nicht  mehr  als  4796  Francs  79  Centimes. 

Die  Schiffiihrtstreihenden  erhofften  mit  Recht  Besserung 
nur  von  weiterer  Octroiermäfsigung ,  zu  der  die  Uferstaaten 
ihrer  Ansielit  vinvh  siel»  um  i^o  eher  verstehen  konnten,  als 
sich  bei  AulrechterluiliiiTi;,^  »ler  Zölle  kaum  irürend welcher  Mehr- 
einnahmen erfreuen  könnt«  n.  da  die  beschwerten  Güter  in 
stets  erhöhtem  Malse  den  konkurrierenden  Eisenbahnen  zu- 
geführt wurden.  Bot  ja  gerade  wieder  das  Jahr  1860  den 
▼ollen  Beweis  des  Nutiens  der  Rheinsollwmäfsigung ,  da  der 
Bergtransport  der  Baumwolle,  welche  die  Rhetnstraue  gänslicb 
verlassen  zu  wollen  schien,  seit  ihrer  Versetzung  aus  der  ELlasse 
der  ganzen  in  die  der  Viertelgebtthr  bedeutend  zunahm*. 
Ganz  die  gleichen  Erscheinungen  zeigt  das  Jahr  1863.  Ent- 
sprechend der  Abnahme  des  Verkehrs  an  Gütern  der  ersten 
Gebiihrenkhisse  fand  trotz  der  gröfseren  Gesamtbewegung  eine 
Verminderung  der  Klieinschiffahrtsgef^lle  stritt,  wehdie  für  die 
Güter  der  betreffenden  Kls^ise  40000  Francs  betrug.  Die  in 
Frage  stehenden  Artikel  hatten  «ich  immer  mehr  den  Schienen- 
wegen zugewandt,  da  dem  Transport  mittelst  der  Bahnen  von 
den  Beziehern  wegen  des  damit  ▼erbunden^i  Zeitgewinns  und 


1  Jahresbericht  1857  S.  XII;  1859  S.  I. 

*  Vgl.  Jahresbericht  1860  S.  1,  Vill. 

*  Er  betrag  bei  dem  Rheinsollunte: 

1859  1860 

Emmerich  245  173  Ctr.,  4;)0  043  Ctr,,  stieg  also  1860  um  204  <<70  Ctr. 
Mainz  15  271         263  268    -       -       -    1860   -    111097  - 

Vgl.  Jahresbericht  lö60  S.  Xi.   Siehe  auch  oben     316,  319. 
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Ersparang  der  Abgaben  vor  der  Beförderung  auf  dem  Rhein 
der  Vorzug  gegeben  wurde  ^. 

Inzwischen  machte  sich  die  Konkurrenz  der  Eüsenbahnen^ 
die  fast  auf  der  ganzen  Länge  des  Stroms  ihre  Anziehungs« 
kraft  ausübten,  fUr  die  Schifi'ahrt  noch  viel  unliebsamer  be- 
merkbar ^  da  sie  ihr  selbst  die  Transporte  von  Rohstoffen, 
wclclio  sich  bis  g^ogcn  Ende  der  fünfziger  Jahre  fast  ausschliofs- 
lieh  auf  dem  Rheine  voHzol'cii  hatten,  streiti^^  iiiaehte^.  Biu 
Bet«)r(lerung  von  Steinkoiilen  waren  es  namentlich  die  kurzen 
Strecken,  wie  zwischen  Köln  uuii  den  wosttalischen  Gruben, 
bei  denen  die  Eisenbahn  den  Schiffötranäport  überflügelte^, 
während  für  gröfsere  Entfernungen,  etwa  vom  Ausgangspunkt 
bis  nach  Mainz,  die  Wasserfahrten  dauernd  bevorzugt  wurden. 
Die  Gesellschaften  und  kapitalkräftigen  Unternehmer  konnten 
sich  bei  der  durch  den  Konkurrenzkampf  erzeugten  Preis- 
minderung gegenüber  den  Eisenbahnen  weit  eher  mit  einigem 
Erfolg  behaupten,  als  die  Besitzer  einzelner  Segelschiffe,  die  kein 
Vermögen  zuzulegen  hatten. 

Am  Schlüsse  unserer  Periode  ist  eine  Teilung  der  Auf- 
gaben dos  Transportgewerbes  am  Khoin  Trwisehen  seiner  Fahr- 
strafse  und  den  parallel  lautenden  Sehienen wegen  (l<Mulieh 
erkennbar.  Den  Eisenbahnen  hatte  sich  eutseln'of] on  ein  grofser 
Teil  derjenigen  Güter  zugewandt,  deren  Eiüptaiiger  weniger 
aut"  die  Höhe  des  Frachtsatzes,  als  auf  die  Kürze  der  Liefer- 
zeit Gewicht  legten.  Es  war  daher  in  dem  Wassertransport 
solcher  Waren,  die  den  Schwankungen  des  Angebots  und  der 
Kachfrage  besonders  ausgesetzt  und  Gegenstand  der  kauf- 
männischen Spekulation  sind ,  oder  die  mehr  zu  den  Luxus- 
artikeln zählen,  in  der  Thal-  und  namentlich  in  der  Bergfahrt 
von  Jahr  zu  Jahr  eine  bedeutendere  Abnahme  eingetreten.  Bei 
dem  Umfang  dr^s  Transports  anderer  Artikel  infidit«'  sicli  im 
Durchschnitt  einer  Reihe  von  Jahren  weder  «'int'  auttallende 
Abnahme  n>>ch  dne  bemcrkcn.swerte  Zunaiime  fühlbar.  Da- 
gegen wurden  verschiedene  Hohstoffe  und  Lebensmittel  trotz 
der  Konkurrenz  der  Eisenbahnen  zu  Berg  wie  zu  Thal  immer 
massenhafter  auf  dem  Rhein  befördert.  Während  demgemäfs 
die  Natur  der  SchiffsladuDgen  infolge  des  Wettbewerbs  der 


»  Vgl  Jahrosberieht         8.  V,  VI. 

'  Vgl.  Jahrosbericht  1864  S.  V.   Bei  dem  starken  Rückgang  der 

Flür?»er('i  in  der  Zeit  von  1856  bis  1866  apraoh  die  Konkurrenz  oor  Eisen« 
bahnen  elM  ufiiUs  nilf.  wenn  aufli  namentlich  bei  Mindorimg  der  Trans- 
porte in  Eichenliolz  neben  ihr  die  Steigerung  der  Holzproisc  in  den 
Produktionftlftndem ,  der  erleichterte  Bezug  des  SfhiffsDaubolzes  zur 
Sei-  in  den  Niederlanden  und  der  bedeutende  Bedarf  von  Eisenbahn- 
Hcliwellen  in  den  KfieinlAndern  selbst  mitwirkten.  Vffl.  die  Tabellen 
am  gleiehen  Orte  S.  XVI.  XVII  und  beispielsweise  Jahresbericht  1857 
S.  XV,  .54 j  1859  S.  XII;  IWl  S  XIV. 
s  Jahresbericht  1866/67  S.  XXVI. 
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Dampfwagen  zu  Lande  Änderungen  erlitt,  nahm  das  absolute 
Gewicht  der  auf  dem  Rhein  transportierten  Güter  stetig  zu. 

Einzelne  Beispiele,  die  dem  letzten  Jahrzehnt  vor  der  Zoll- 
befreiung entnommen  sind,  mögen  das  Gesagte  näher  erläutern. 
In  welchem  Verhältnis  die  in  erster  Linie  durch  Eonkurrens 
der  Eisenbidinen  entstandene  Abnahme  des  Bergyerkehrs  zu 
Wasser  in  Kaufmannsgütern  stattfand,  ist  an  den  Versendungen 
von  Kaffee  und  Rohtabak  zu  ersehen.  Von  Kaffee  gingen  auf 
dem  Rhein  zu  Berg^  bei 


Im  Jahre 

Emmerich 

KoblenE 

Mains 

1856 

632  748  Ctr. 

426  057  Ctr. 

388  821  Ctr. 

1857 

534  294  - 

356  078  - 

312  134  - 

1858 

620  518  - 

429605  - 

356254  - 

1859 

588  455  - 

325  682  - 

253  635  - 

18()0 

559  748  - 

327  764  - 

264  756  - 

18(31 

630  571  - 

388  228  - 

305516  - 

1862 

598  674  - 

355711  - 

311373  - 

1863 

534  934  - 

349  375  - 

273  528  - 

1864 

431873  - 

222293  - 

187440  - 

1865 

413551  - 

196360  - 

162028  - 

1866 

378913  - 

188999  - 

134301  « 

Noch  auffilUiger  ist  der  Rttckgang  der  Verschiffung  btt 
Baumwollgarn  und  Baumwollwaren*,  aliein  er  ist  für  die 
Überlegenheit  der  Schienenwege  weniger  beweiskräftig^  da  er 
durch  die  Wirkungen  der  ßaumwollkrisis  und  des  ameri- 
kanischen Krieges  stark  beeinflufst  wurde. 

Zu  Thal  nahm  der  Wasserverkehr  während  der  gleichen 
Periode  in  einzelnen  Artikeln  der  ersten  Gebührenkla^se  noch 
mehr  ab.  Seide  und  Seidenabfäile  gingen  beispielsweiöe  zu 
Thal»  bei 


im  Jalire 

Koblenz 

Mainz 

Emmerich 

16  235  Ctr. 

17256  Ctr. 

17  591  Ctr. 

1857 

10613  - 

11 959  - 

11  795  - 

1858 

10345  - 

10  358  - 

10  726  - 

1859 

8538  - 

9040  - 

8  727  - 

1860 

6470  - 

6821  - 

7  275  - 

1861 

3433  - 

966  • 

8276  - 

1862 

2645  - 

678  - 

2666  - 

1863 

2719  - 

1 791  - 

2  534  - 

1864 

893  - 

336  - 

891  - 

1865 

458  - 

202  - 

390  - 

1866 

421  - 

333  - 

302  ' 

*  Die  Zahlen  sind  entnominon  Jahresbericht  186566  S.  XL  Die 
Angaben  für  Rohtabaic  finden  sicli  dtenda  8.  2UI. 

«  Vir!,  die  Zithlf'M  a  n.  O.  S.  XII. 

'  Die  Angaben  nind  entnommen:  Jahresbericht  186^66  S.  XIL 
Vgl.  noch  die  Zahlen  far  Baumwollwaren  ebenda  S.  XIII. 
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Zu  den  Artikeln,  bei  denen  der  Umfang  der  Wassertrans- 
porte im  Durchschnitt  der  Jahre  1856— 1866  mehr  oder  minder 
gleich  blieb,  gehören  vor  anderen:  rohe  Baumwolle  and  Roh- 
eisen zu  Borg,  Wein  und  Tabak  zu  Tlial*. 

Wie  bedeutend  der  Thalverkehr  in  einigen  Artikeln  zu- 
nahm, zeigen  folgende  Beispiele.   Es  gingen  zn  Thal ' 


an  Steinsalz  bei 

Koblenz 

Im  Jahre 

Mannheim 

Mainz 

1856 

347  :i34  Ctr. 

183437  Ctr, 

2  916  039  Ctr. 

1857 

:')80  953  - 

229  644  - 

1  927  015  - 

1858 

331 857  - 

188  413  - 

1  296  357  - 

1859 

299  808  - 

159  638  - 

2  495  845  - 

1800 

aiG7l2  - 

182  280  - 

2461477  - 

1861 

453  751  - 

295946  - 

2120157  - 

1862 

560087  - 

395962  - 

2956668  - 

1863 

571450  - 

414448  - 

S68S838  - 

1864 

458914  • 

312  456  - 

3162932  - 

1865 

507  404  - 

349  602  - 

5094706  - 

1866 

688979  . 

461394  - 

5747480  - 

Koch  viel  mehr  ins  Gewicht  f^Ut  die  oben  berührte,  auf- 
fiftUende  Zunahme  des  Steinkohlentransports »  sowohl  zu  Berg 
wie  zu  Thal*. 


Im  Jahre 

1856 
1857 
1858 
1859 
1860 
1861 
1862 
1868 
1864 
1865 
1866 


Es  gingen 
Emmerich  ^ 
zu  Thal 

6  357  888  Ctr. 

4  745  804  - 

5  914474  - 

6  526  898  - 
8  953  339  - 
9587809  - 

10681477  - 

11131164  - 

12224  801  - 

14  375  293  - 

16074890  - 


Kohlen  bei 

Koblenz 
zn  Berg 

4  709  748  Ctr. 

4  640332  ■ 

6  949  033  - 

6347  949  - 

8  305  968  - 

9218152  - 

11117774  • 

11386605  - 

11496  535  . 

13616223  - 

12  558  093  - 


Mainz 
zu  Berg 

3210195  Ctr. 

3  171600  - 
4639158  - 

4  235  594  - 
4867  804  - 
6578380  - 
8195887  - 
8505826  - 
8495  624  - 
8513512  - 
8969661  - 


Aus  dem  Gesagten  erhellt,  dafs  die  Eisenbahnen  der 
Rheinstrafae  zwar  einen  Teil  ihrer  Güter  entzogen  hatten,  dafu 


I  y^'l.  Die  statistiechen  Angaben  im  Jahresbericht  IdßS'CC  8.  Xin» 
XIV.  Die  Überschrift  7.n  den  Notieruugon  für  Hohtabak  ist  verdruckt, 
mufd  heirsen:  p^ingen  ^zu  Thal"  statt  ,,£u  iierg". 

•  Jahresberic  ht  1865  66  S.  XIV,  XV.  Vgl  ebenda  die  Notierungen 
ftr  -frische»  Obst". 

s  Vgl.  Jahresbericht  1865/66  8.  XIV. 
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diese  aber  der  Ungunst  der  Verhältnisse  ungeachtet  für  den 
Verkehr  und  die  industriellen  Rezieliungen  der  anliegenden 
Gebietsteile  i^iron  besonderen  und  groiseu  Wert  I) -u  ahrte. 
Durch  die  schnlieli  erwartete,  1866  endlich  vollzugem*  Be- 
seitigung aller  Flurszcille  wurde  die  Stellung  der  Rheiuschid- 
fuhrt  im  deutschen  WirtüclKittsleben  neu  gekräftigt  ^  Es 
konnten  dadurch  allerdings  nicht  sämtliche  Güter,  die  sich 
den  Bahnen  zugewandt  hatten,  dem  Wassenv  eg  zurückgewonnen 
werden.  Beispielsweise  blieben  alle  leicht  verderblichen  oder 
eilenden  Waren,  für  die  meistens  zuerst  und  am  entschiedensten 


schwinderen  Wasserdiligencen  und  von  diesen  wieder  zu  den 

beschleunigteren  Dampfschiffen  vollzogen  worden  war,  den  am 
schnellsten  ihr  Ziel  erreieh«nulen  B.ihiizugen  vorbehalten.  Es 
war  dies  eine  Folge  des  Fortschrittes  im  modernen  Verkehrs- 
wesen, die  in  jeder  Bi  zieliung  fn  udig  zu  begrüfsen  ist.  Da- 
gegen wurde  manch  aiRieieti  (rut,  das  nur  wegen  Höhe  der 
Abgaben  die  Rheinstrafse  gemieden  hatte,  ihr  neuerdings  zu- 

SefÜhrt  Ihre  Konkurrenzähigkeit  mit  den  Eisenbahnen,  an 
er  man  eine  Zeitlang  zweifeln  wollte*,  schien  mehr  und  mehr 
sicher  gestellt,  da  eine  auf  Verfall  der  Schiffahrt  deutende^ 
Abnahme  des  Güterverkehrs  sich  nicht  nachweisen  liefs. 

Die  Teilung  der  Arbeit,  welchesichseitdenletztenDezennien 
zwischen  der  Flufsschiffahrt  des  Rhein«  und  den  Schienenstrafsen 
zu  beiden  Seiten  dieses  Wasserwegs  vollzog(Mi  liatte ,  war  am 
Ausgang  des  6.  Jahrzehnts  zu  einer  gewibseu  Ruhe  gekommen. 
Es  war  eine  Art  Gleichgewicht  gefunden,  von  welchem  an- 
genommen werden  durfte^,  dafs  es  andauern  und  sich  nicht 
mehr  zum  Nachteil  der  Sqhiffahrt  ändern  würde.  Gründe  für 
diese  Ansicht  eichen  sidi  ans  einer  Vergleichung  der  Re- 
sultate beider  Transportsjsteme  und  aus  der  Thatsache,  da(s 
die  Produktion  und  der  Konsum  aller  beweglichen  Güter 
fortwährend  zunahmen.  Weder  die  Wasserstrafse  noch  die 
Eisenbahnen  für  sich  allein  waren  im  stände,  den  an  sie  ge- 
stellten Ansprüchen  zu  genügen:  vielmehr  konnten  beide  ihre 
wirtsehaftliehe  Autgabe  nur  in  gegen >*r»itigf»r  Krjräuzung  voll- 
ständig erfüllen,  die  holie  Jicdeutung  des  liheiuthals  fiir  den 
Weltverkehr  aufrecht  erlialten  und  erhöhen.  Dafs  der  Kheiu- 
verkehr  auf  der  560  Kilometer  langen  Strecke  von  Miars- 


'  Auch  die  in  der  nächsten  Zelt  vollz.ogpno  H-  rabsetzung  dor 
städtischen  Uafeugebühren ,  die  Anwendung  mecbauischer  Kräfte  beim 
Ans*  und  Einladen  der  Güter,  der^  asnse  Ausbati  der  Hsfensnlsgcn 
an  ei  I  I /•■Inen  Orten  haben  die  £iitwt<^liuig  des  Rheinverkehrs  gSnstig 

beeinflufst. 

-  Dies  ist  iu  dvu  .laliresberichten  von  l5.!>4  bis  1868  mehriacb  din  kt 
oder  in<lir»*kt  angedeutet. 


3  Vgl.  die  P.rin.  rkungen  im  Jahresberiebt  1865/66  &  V:  1866-67 

8.  V,  XXVI;  1Ö67/6Ü  V, 
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bürg  bis  zur  holländischen  Orenze  bei  Emmerich  sich  v<m 
882000000  TonnPTikilom.'t«'r  im  Jahre  1875  aut*  :1030000000 
ToniKMikilometer  1805  ötcigern  und  damit  in  b't/.ti  rciu  Jahre 
-  5  (l<T  gesamten  Güterbewegiin^i^  auf  deutsclieo  \Vas.serstrafsfn 
iiiiitassen  werde  haben  damaU  allerdings  selbst  die  gröfsten 
Optimisten  nicht  vorhersagen  können. 


1  Vgl.  Sympher,  Die  Zunahme  der  Binueaschiffahrt  in  Deatsch* 
land  8.  7,  9. 


Kor«chuug«n  XVllI  Z,  — 


Eckert. 
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Sechstes  Kapitel. 


Die  „Ravidierte  Rheinschiffahrtsakte''  vom  Jahre  i868. 


§  20. 

Der  AbschluTs  des  Krieges  Ton  1866  hatte  die  durch  den 
Pariser  Frieden  von  1814  zugesicherte  Freiheit  des  Rheins 
entllich  zur  Wahrheit  gemacht,  indem  er  die  letzten  Reste 
der  seither  erhobenen  Kheinzölle  mit  verschwindenden  Aus- 
nahmfm  beseitigte.  Nun  war  es  noch  nötig,  d'v  einzelnen 
zwischen  Preufsen  und  den  Süddeutschen  gesi  Iii  >soenen  Ver- 
träge unter  Zuziehung  von  Holland  und  Frankreich  in  einem 
für  alle  Teile  bindenden  Übereinkommen  zu  ergänzen  und  zu 
befestigen.  Es  lag  nahe,  bei  dieser  Gelegenheit  die  seit  1831 
yielfiftch  abgeänderte  Rheinschiffiüirtsakte  bu  berichtigen  nod 
den  neuen  Bedürfnissen  entsprechend  umzugestalten.  Baden, 
Bayern,  Frankreich,  Hessen,  Holland  und  Preufsen,  die  sechs 
noch  verbliebenen  Uferstaaten,  ernannten  daher  Bevollmäch- 
tigte \  welche  die  p^edachte  Konvention  unter  „  AuiVechterhaltung 
des  Princips  der  Freiheit  der  Rheinschiftahrt  in  Bezug  auf  den 
Handel"  einer  Revision  unterwerfen  sollten. 

Der  ausgearbeitete  Entwurf  einer  Neuordnung  der  Rhein- 
ächifialirt  fand  bei  den  beteiligten  Kreisen  lebhaften  Beifall. 
Seine  Annahme  wurde  beispielsweise  von  der  Handelskammer 
zu  Mainz,  welche  die  hessische  Regierung  um  ein  Gutachten 
ersucht  hatte ,  bereits  am  16.  November  1867'  auf  das  ent^ 
Schiedenste  befürwortet,  da  er  Tollkommen  den  Anforderungen 
entspreche,  die  man  an  eine  internationale  RheinschifPahrts- 
gesetzgebung  vom  Standpunkt  einer  aufgeklärten  Verkehrs- 
politik  stellen  könne.  Besonders  wurde  seine  Tendenz  gerühmt, 
nach  VV(\ii;t";ill  der  Zölle  und  Ahn^abon  (\\o  st-intliche  Einmischung 
in  die  Verhältnisse  der  Rheinsciiitiahrt  auf  ein  mö;,dirhst  ^'<^ 
ringes  Maf«  zu  besciiränken,  alle  den  Schifferstand  unnötig 


*  Die  Namen  derselben  siud  verzeichnet  bei  Hheuus  iö75  Ö.  1,  2. 
s  Vgl.  Handelskammer  zu  Kainz  S.  47,  48. 
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belästip^enflen  Einrichtungen  in  Wegfall  zu  bringen  und  eine 
um  80  grüliiere  Aufmerksamkeit  staatlichersei auf  dasjenige 
zu  richten,  wozu  aufser  den  Polizei  Vorschriften  aiiein  dif»  fort- 
dauernde Hilfe  de»  Staates  notwendig  sei:  auf  die  Korrektion 
des  Strombettes. 

Am  17.  Oktober  wurde  anter  Vorbehalt  der  Ratifikatioo, 
die  «Revidierte  Rhetneckiffakrte-Akte*  su  lianaheim  durch  die 
BevoUnmchtigten  der  Uferstaateu  endgültig  yereinbart  and 
unterzeichnet  Zugleich  wurden,  zur  VermeiduBg  von  Zweifeln 
bei  der  Auslegung,  eine  Reihe  von  Erklärungen,  Verabredungen 
und  erläuternden  Bemerkungen  in  einem  SchluüsprotokoU 
niedeigelegt. 

Die  freiheitlichen  Grundprincipien ,  welche  die  Akte  von 
1831  aufgestellt  hatte,  sind  in  der  neuen  Ordnung  sämtlich 
beibehalten ,  ja  teilweise  logisch  erweitert  und  ausgestaltet 
worden.  Die  grundsätzlichen  Neuerungen,  die  im  Wegräumen 
der  letzten  Verkehrsschranken  bestehen ,  dem  Zurückziehen 
des  Staates  von  allen  Angelegenheiten,  die  sein  Eingreifen 
nicht  unbedingt  erheischen,  werden  schon  rein  äuüserlich  da« 
durch  kenntlich,  dafs  die  Konvention  von  1868  kaum  die 
Hälfte  der  Artikel  ihrer  Voigängerin  —  48  statt  109  — 
enthält. 

Die  revidierte  Akte  <  rklrirt  *  die  völ  lige  Frei  hei t  der 
hchitfalirt  auf  dem  Rhein  und  seinen  Ausflüssen  von  Basel  bis 
in  das  offene  Meer  liinein  für  Fahrzeuge  aller  Nationen 
zum  Transport  von  Waren  und  IVi.sonen,  öofern  sie  den  Ver- 
tragsbestimmungen und  den  zur  Aufrechterhaltung  der  all- 
gemeinen Sicherheit  erforderlichen  Poliaeivorschriften  Genüge 
leisten.  Der  Lek  und  die  Waal  werden  als  zum  Rhein  ge- 
hörig betrachtet. 

Besondere  Vergünstigungen*  werden  den  „zur  Rhein- 
schiffahrt gehörigen  Schiffen'*,  d\  h.  den  Schiffen,  die  zur 
Führung  der  Flagge  eines  der  Rheinuferstaaten  berechtigt  sind, 
eingeräumt  Sie  dürfen  gleich  den  vom  Khein  herkommenden 
Holzflöfsen  auf  jedem  ihnen  beliebigen  Wege  durch  das 
niederländische  Gebiet  vom  Rhein  in  das  offene  Meer  oder 
nach  Belgien  und  umgekehrt  fahren.  Auch  soll  ihnen,  falls 
Naturereignisse  oder  Runstanlageu  einen  der  derzeitigen 
holländischen  Wasserwege  unbrauchbar  machen,  die  zu  dessen 
Ersatz  der  niederländischen  Schiffahrt  angewiesene  Wasser- 
strafse  offen  stehen.  Von  siinitllclu  ti  vcrtragschlielsenden  Staaten 
wird  ihnen  in  jeder  Hinsicht  voUkommeTi  gleichmiifsige  Be- 
handlung wie  den  eigenen  Rheinschiffen  und  deren  Ladungen 
zugesichert  ^ 

'  Art.  1.    Vffl.  Akte  ISH  art.  1  ff.  und  Vorbmi.  ikmifj. 
*  Art.  2.   ädilufsprotokoU  Z.  1.    Vgl.  Akte  mi  act.  äff. 
»  Art.  4. 

23* 
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Abgnlicn  \  die  siel»  lediglich  auf  die  Thatsnelie  der  Be- 
scliiffimg  gründen,  dfirten  auf  dem  liheiu,  seinen  Nebenflüssen 
uiul  i>eineTi  Armcii  iui  niederländischen  Delta  weder  von  irgend- 
welchen ISchiffen  oder  deren  Ladungen,  noch  von  den  Flöfsen 
erhohen  werden.  Ebenau  wenig  ist  auf  diesen  Gewässern  ober- 
halb Kotterdain  und  Dordrecht  die  Erhebung  von  Bojen-  und 
Bakengeldem  gestattet.  Damit  war  die  laogwienge,  wechsel- 
reicheKheinzolientwicklung  endlich  su  dem  lang  erwttnachten 
Abschlufs  gekommen*.  Die  Erhebung  von  Gebühren  ist  künftig- 
hin nur  für  BenutBUDg  künstlicher  Wasserstrafsen  oder  An- 
lagen^  wie  Schleusen  u.  dergl.,  gestattet^. 

Alle  Stapel-  und  Umschlagsrechte  bleiben  wie  bisher  aaf- 
gehoben*. 

Von  den  auf  dem  Rhein  ein-  oder  ausgehenden  \V;iren 
dürfen  keine  hfiheren  Eingangs-  oder  Ausgangsabgaben  er- 
hoben werden  als  beim  Eingänge  oder  Ausgange  über  die 
Landesgrenze Die  Durchfuhr  aller  Waren  auf  dem  Rhein 
▼on  Basel  bis  in  das  offene  Heer  ist  abgabenfrei  gestattet,  in- 
soweit nicht  sanitätspoliseiliche  Rttcksicnten  entgegenstehen*. 
Im  übrigen  bleiben  die  Bestimmungen  über  Freihäfen,  über 
Behandlung  der  Ladungen,  soweit  sie  mit  den  Zollgrenzen 
der  Einzelstaaten  in  Berührung  kommen,  sei  es^  dafs  sie  die- 
selben duri'lipassieren  oder  über  sie  ein-  und  ausgehen,  über 
UnterdrüeUung  des  SchleichhandeU  wie  seither  bestehen  oder 
werden  noeh  erleichtert'. 

Bezüglich  des  Ileehtes,  die  Schiffahrt  auf  dem  Rhein  aus- 
zuüben, hielt  man  iiu  wesentlichen  an  den  (iiund>alzcn  fesl, 
wie  sie  in  der  Akte  von  1831  festgelegt  waren  und  sich  im 
Anschlufs  daran  weiter  gebildet  hatten.  Eine  Konsessionspflicht 
ftlr  den  Gewerbebetrieb  als  solchen,  die  sogenannte  sacUiche 


*  Art.  3.  Damit  erledigte  sich  ohne  weitere»  der  2.  Titel  (art. 
14 — 'ATy)  der  Akte  von  1881,  der  von  den  Rheinfchiffahrt^abjraben  und 
den  Mitteln,  sich  der  gehürijjen  Entrichtung  derselben  zu  versichern,  ge- 
handelt hatte.  Ebenso  wurde  der  V.  Titel  (art  48-^2):  Von  Frachten 
und  Rancrfalirtru  in  der  revidierten  ,\krr'  volikommon  ülif  rir  mgen. 

Di«*  Krljehiniff  einer  geringfügigen  Schiffahrtsab^abe  auf  der 
Kulir,  die  aicli  Freuisen  in  Z.  2  des  Scmufs^protokoUs  vorbehielt,  wurde 
186!l  beseitigt.  Die  liakcngebühr  auf  einem  Teile  der  limburg.  Maas, 
för  die  Niederlande  wurde  1871  bf'seitigt.    Vjfl.  Rhenus  1^7'»  ?>.  2-^,  *i4. 

^  Auch  die  Erhebung  von  Brückengeldern  auf  anderen  Wasser- 
«trareon  als  auf  dem  Rheine  war  erlaubt  Ygt  Schlnfpprotokoll  Z.  2. 

*  Art.  'y.   Vgl.  Akte  1831  art  48. 
»  Art.  «. 

«  Art.  7. 

'  Art  8-14.  Schlufaprotokoll  Z.  B.  Vgl.  Akte  von  ISU  art. 
4-11,  11  und  dir  späteren  Abänderungen  bei  Schirget»  S.  2"**  J.'T 
und  S.  HOO  212;  .siehe  be.^ondrrs  daa  neit  dem  1.  Jan.  1*^2  eingi^übrte 
Regulativ  über  die  Behandlung  des  Gütertrannportef  und  die  W"af«I- 
«bfertiguiig  auf  dem  innerhalb  des  ZolIvereluHgebiet?  gelegenen  Teile 
(h's  HliciriH  and  der  konrcntioneUen  liebeoflusse  dee^stclben  an 
gleichen  Urtc. 
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KonzessioDspflichty  wurde  nicht  eingeführt  Um  so  entschiedener 

beharrte  man  auf  der  persönlichen  Konzessionspflicht  für 
Schiffer  und  Lotsen  ^,  Die  Befugnis  sar  Fuhrung  emes  Segel- 
oder Dampfschiffes  auf  dem  Rheine  in  seiner  ganzen  Aus- 
dehnung von  Basel  bis  in  das  offene  Meor  oder  auf  einer 
mehreren  UfcrsLaaten  zugehörig«'!!  Strecke  stellt  nur  'Ifnif  iiiirt  n 
zu,  welche  von  der  Regierung  des  ihr  Domizil  bi'herrsciieiidea 
Uferstaates  mit  einem  Patent  zum  selbstiliidigen  lietrieb  dieses 
Gewerbes  (liheinschift'cruatent)  ver^uheii  sind.  In  diesem 
ist  die  Strecke,  für  weiche  es  Geltung  haben  soll,  anzugeben. 
Zur  Beseitigung  aller  Streitfragen  ist  bestimmt,  dafs  Wohnungs- 
Wechsel  das  Patent  nicht  ungültig  macht,  aber  von  dem  nun 
bezogenen  Ulerstaat  auf  demselben  bemerkt  werden  mufs. 

Hierzu  treten  die  Sätze  in  Ziffer  4  des  ächlufsprotokoUs, 
in  denen  die  Kontrahenten,  anschliefsend  an  früher  getroffene 
Vereinbanmgen-,  erklären,  dafs  für  die  Erlangung  eines  Pa- 
tentes der  Nachwris  einer  Leiir/»'it  von  mindestens  vier  Jrdiren 
gefordert  werden  soll,  von  (ieiien  der  Bewerlier  Asetiigstcns 
zwei  Jahre  auf  8ehiffen  zup:ebracht  haben  niuls,  die  entweder 
den  Rhein  in  seiner  ganzen  Länge  ud(!r  doch  diejenige  Strecke 
befahren,  für  welche  das  Patent  nachgesucht  wird.  Bewerber 
um  ein  Patent  zur  Führung  von  Dampfschiffen  haben  ein 
glaubwürdiges  Zeugnis  darüber  vorzulegen,  dafs  sie  von  den 
oben  erwähnten  vier  Jahren  wenigstens  ein  Jahr  die  Dampf- 
sclnffahrt  praktisch  erlernt  haben.  Im  Anschlufs  an  diese  Leit- 
sätze trafen  die  Uferstaaten,  gelegentlicli  ihrer  Instruktionen  zur 
Ausfuhrung  der  r<'vidierten  Akte,  die  nötigen  Mal'sregeln  für 
Erteilung  von  Suhiti  er  patenten  Iin^oihalb  ihres  Oehietes.  Die 
Änderung  der  neu-^etroffenen  Bestimmungen  im  Vergleich  mit 
dem  früheren  Zustünde  ])estand  darin,  dals  mau  an  »Stelle  der 
Grofsjährigkeit,  Fertigkeit  im  Lesen  und  »Schreiben,  Nüchternheit 
u.  a.  w.  einfach  das  Vorhandensein  der  persönlichen,  allgemeinen 
gesetzlichen  Erfordernisse  zum  selbständigen  Gewerbebetrieb 
verlangte,  dafs  man  auf  den  ^ Besitz  des  Vertrauens  des  Handels- 
Standes"  und  eine  besondere  Prüfung  der  Kandidaten  ver- 
zichtete, sich  vielmehr  mit  der  nachweislichen  Zurücklegung 
der  vierjährigen  Lehr-  und  Beschäftigungszeit  begnügte.  Die 
letztf^n  Küekstände  aus  der  Zeit  des  p.itriarehaliselien  Innungs- 
Wesens  tielen  vor  der  moderneren  ( iewerljeauffassung. 

Beibehalt^Mi  wurde  dage;^en  die  Fuhrung  von  Dienst- 
büchern für  die  8chiti'sniannsehaften ,  über  die  sich  die  Re- 
gierungen von  Baden,  J>ayern,  Frankreich,  Hessen  und 
Preufsen  seit  zwei  Jahrzehnten  verständigt  hatten*.  Alle  Lehr- 
linge, Schiffsjungen,  SchiffsgcseUeUi  Schiffsgehilfen,  Schiffs* 


»  Art.  15  ff.    Vgl.  Akte  1831  art.  42. 
-  Vgl.  Schirges,  Der  Rhein  8.  272  ff. 
«  Vgl.  oben  &  237. 
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knechte,  Heizer,  MAtroaen,  Bootsleute  und  Steuerleute  (letstere 
soweit  sie  nicht  hesonders  patentiert  sind)  müssen,  hUh  sie 
auf  einem  Rheinschiffe  in  ein  festes  Dienstverhältnis  treteOi 
mit  einem  Dienstbuche  versehen  sein,  in  das,  abgesdien  von 

Personalien ' ,  bei  Wechsel  durch  die  Scliiffscig'cntnmer  oder 
Führer  pHiclit^eiiiitrse  Zpugnis.se  über  Betragen  der  Lente  mit 
Angabc  des  Eiitlassung.spruodes  einzutragen  sind.  Um  deren 
richtige  Anlage  zu  «ichern,  war  verordnet,  dafs  die  Erlangung 
eines  Rheinschifferpatents  regelmäfsig  vom  Besitze  eines  SchiflPs- 
dienstbuchcs  und  dessen  Vorlage  abhängig  sein  solle.  Miß- 
brauch der  Bttcher  wer  unter  Strafe  gestellt  Diese  Bestim- 
mungen blieben  fttr  die  Bemannung  holländischer  SchtflFe  auf 
Wunsch  der  niederländischen  Regierung,  die  auch  schon  in 
den  ▼orhergoi.Mngenen  Jahren  den  diesbezüglichen  Verein- 
barungen nicht  beigetreten  war*,  aufser  Geltung®. 

Noch  schärfer  als  der  Mifsbraiich  der  Dienstbücher  wurde 
die  fiiNeldiche  Benutzung  der  Patente  mit  Strato  bedroht*. 
Abgalie  des  Patents  an  eine  nicht  patentierte  Person  zur  Ver- 
wendung soll  mit  Entziehung  durch  die  Regierungsbehörde 
des  Staates,  in  dessen  Gebiet  der  Inhaber  seinen  Wohnsitz 
hat,  Ausübung  des  selbständigen  SchifFergewerbes  ohne  Patei.t 
mit  Versagung  eines  solchen  während  mindestens  etnee  Jahres 
geahndet  werden.  Auch  bei  wiederholten  Zolldefraudationen, 
wegen  Betrugs  und  anderer  Verbrechen  gegen  das  Eigentum 
oder  wegen  mehrfacher  erheblicher  Verletzungen  der  die  Sicher- 
heit und  die  Ordnung  der  Rheinschiff'ahrt  betreffenden  Vor- 
schriften, mufs  die  Zurücknahme  des  Patentes  erfolgen. 

l>agegen  fielen  die  älteren  Bestimm nniren,  dafs  di»'  Patent- 
en» ilung  nur  zur  Führung  eines  bestimmten  Segel.se iiiffes  be- 
rechtige oder  zur  F^ührung  von  Dampfschiffen,  die  ein  und 
demselben  Eigentümer  gehörten,  dafs  kein  Staat  verpflichtet 
sein  solle,  anderswo  geprüfte  DampfschiffÜhrer  in  seinem  Ge- 
biet anzunehmen,  Bestimmungen,  wie  sie  8upplementarartikel 
XDC  aufgestellt  hatte,  vollkommen  weg^.  Wer  mit  einem 
Rh  ein  schifferpatente  versehen  ist,  darf  nach  Artikel  16  jedes 
Segel-  bez.  Dampfschiff  führen,  gleichviel,  welchem  Staate  es 
angehört**.  Die  für  die  Nebenflüsse  des  Rheins  erteilten  Pa- 
t  rite  sollen  bei  e:ewährter  Gegenseitigkeit  auch  zur  Schiffs- 
tVilirunM  auf  dem  Rhein  berechtigen,  wenn  von  dem  zuständigeu 
Kheinuferstaat  auf  dem  Patent  da.s  Vorhandejisein  der  Voraus- 
setzungen für  die  Erteilung  eines  Rheinschifl'erpatentea  -  statt- 

'  Uber  Sigualcmcnt  des  Bet^itzers  in  den  £heinsctiiäcr{mtcntcn 
vgl.  art.  17. 

2  Vfd.  SchifL^es,  Der  Rhein  8.  274. 
"  Scl»lur>protokoJl  Z.  4  g. 
*  Art.  l\K  *J0. 

Vgl.  Schirjre.s  Der  Rhein  S.  276. 
«  Art,  18.  Vgl.  Akte  18«  art.  45. 
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Sehabte  läogere  Aoattbun^  der  Bheinschiffabrt  nach  Maf^gabe 
es  Artikels  15  —  bescheinigt  wird. 

Durch  die  Aufstt  llung  dieser  Normativbestiiiimungen,  deren  . 
Erfüllung  zum  Betrieb  des  selbständigen  Rheinschiffeigewerbes 

berechtigt»',  war  die  Sichermig  desselben  ohne  allzuweit  gehende 
staatliche  EingriflFe  oder  gar  Beschränkungen  in  der  Zahl  der 
P>«'werber  gewiilirleistet.  Dem  gleiclien  Zweck  dienende  Vor- 
scliriften  wmdeu  zur  Erhaltung  der  Rheinschitfe  in  tauglichem 
Zustande  erlassend  Bevor  ein  .solchem  die  erste  Fahrt  antritt, 
iöt  ein  Schiffsattest  über  seine  Tauglichkeit  und  Ausrüstung 
SU  erwirken,  das  von  der  anständigen  Behörde  eines  üfmtaatea 
auf  Grund  einer  durch  Sachverständige  vorgenommenen  Unter- 
suchung ausgestellt  wird.  Die  Schiffsuntersttchang  ist  nach 
jeder  wesentlichen  Veränderung  oder  Reparatur,  als  welche 
die  £meuemng  von  Innhölzem  oder  Kippen  angesehen  wird, 
und  ausserdem  auf  Verlangen  des  Refracnters  zu  wiederholen. 
Auch  kann  jede  Uferrepcnin;^.  so  oft  sie  es  für  angemessen 
hftit,  eine  sogenannte  aul'serordentlielie  oder  polizeiliche  Schiffs- 
unterjjuchung  auf  ihre  Kosten  vornehmen  lassen.  Im  Schlufs- 
protokoll*  war  dem  noch  hinzugefügt,  dals  die  bisherige  Be- 
zeichnung der  höchsten  zulässigen  Einsenk ungstiefe  der  JSchitt'e 
mittelst  eiserner  Klammem  auch  femer  beibehalten  werden 
solle^  sowie  dafs  die  Uferstaaten,  wenn  schon  die  Verabredung 
bezüglich  der  Aicha*  der  Rheinschiffe,  die  auf  Erhebung  der 
RekognitionsgebUhr  gegründet  war,  nach  deren  Wegfall  einer 
Erneuerung  nicht  bedurfte,  doch  sorgen  sollten,  dafs  es  an  Ge- 
legenheit zur  Feststellung  der  Trag&bigkeit  der  Schiffe  nicht 
fehle*. 

Auf  kleine  Fahrzeuge  unter  800  Centner  Ladefähigkeit 
finden  sowohl  die  Bestimmungen  über  Führung  der  Schiffe, 

'  Art.  22.    Vj;l.  Akte  im  Art.  ff. 
a  Schill ffsprotokoll  Z.  5  A.  und  C. 

»  V«l.  tlurüber  Schirges,  Der  Rhein  S.  240—2.50  u.  oben  S.  190. 

*  We^n  der  im  GrofHherzo^tuin  Ueesen  bezugl.  Aichiing  der  Khein- 
siliitTr  t  rl;»s,''('nen  Regiüative  vgl.  Rraun  ir  Wcbri-,  \%'rf:is^ung.s-  und 
W'rwaltungsrpcht  IV  S.  123,  124.  Allerueucstena  sind  die  Bestimmungen 
über  Aichimg  der  Schiffe  abirerindert  worden.  In  einer  Übereinkunft 
vom  4.  Febniar  1898  (Rei*  h -ixt  setzbiatt  vom  2.  Juni  1899]  haben  sich 
Deutschland.  BeljxH'n.  Frankreich  und  die  Niodcrlaiidi-  (laiiin  u^ccini^^t, 
dafs  die  von  den  Behörden  eines  der  VertrugsstJiaten  auHgestcilten 
Schiffi^aichscheine  auch  im  Oebiet  der  anderen  Vertrag><stuaten  anerkannt 
werden  .soIIeOf  wenn  die  Aichnng  nach  »  incm  Verfahren  erfolgt  iat, 
welrh('<  dnn  vereinbnrti'ti  Normen  entspricht  Int'ol[;e*losson  haben  sich 
die  tlcut^chen  Rheinuicrstaaten  in  der  Centralkommission  über  eine  neue 
AiehordnuDff  für  dtP  Kheinsehiffe  ▼eratftndi^,  welche  an  Stelle  der 
bisher  In  den  oinz«'lneu  Rheinufer-itaatiii  f^ülti-xen  Verordnungen  und 
Instruktionen,  di*'  alierdingB  schon  ziemlich  iilH'rt'instijivmten,  treten 
Holl.  In  Bayern  ist  diese  Rhcinschiffsaichordnung  durcb  königl.  Ver- 
urdnoDg  vono  25.  Jani  1900  eingeführt  worden,  die  am  1.  Oktober  1.  J.  in 
Kraft  getreten  ist. 
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wie  Untersuchung  ihrer  Tauglichkeit  (Artikel  15,  22)  keine 
Anwendung*,  da  sie  für  den  Handelsverkehr  weniger  in  Be- 
tracht kommen^.  Dio  Flöfser  haLen  ffir  je^ps  Flofs,  mit  dom 
sie  den  KIm^m?  I)efahren  wollen,  eine  Besehcinipm;,'-  der  zu- 
ständigen Luudesijehurde ,  ans  welcher  die  Zahl  und  Art  der 
Hölzer,  sowie  deren  Gewicht  erüiehtlich  sein  nmr»,  zu  erwirken 
und  mit  sich  zu  iühren^.  Den  Lotsen-,  Steuermanns-  und 
Wahrschauerdienst  regelt  jede  Uferregierung  selbständig.  Je- 
doch ist  Zwang  zur  Benutzung  von  Lotsen  und  Steuer- 
leuten ausgcscmossen ,  Oebtlhrenerhebung  nur  dann  zulttssig^ 
wenn  von  den  Dienstleistungen  eines  Lotsen  oder  Steuer- 
manns thatsächlich  an  Bord  des  Schiffes  Gebrauch  gemacht 
worden  ist*. 

Weitere  Bestimmungen  der  revidierten  Akte  beziehen 
8ieli  auf  die  Marsnahmen  in  Hüten,  U7it«rhaltuu;4;  des  Falir- 
wa.ssers,  Traj^ung  der  dadureli  entsteiieudeii  Kosten  und  Jergl. 
Die  Uferregicrungen  liaben  dai'ür  zu  sorgen,  dafb  in  den  Rhein- 
häfen die  nötigen  Einrichtungen  zur  Erleichterung  des  Kin- 
und  Ausladens,  wie  zur  Niederlage  der  Waren  vorhanden 
sind,  fUr  deren  Benutzung  ein  Entgelt  bis  zur  Höhe  der  er- 
wachsenden Kosten  erhoben  werden  darf  ^  Sie  machen  sich 
weiterhin  Verbindlich,  innerhalb  der  Grenzen  ihres  Gebiete.«» 
das  Fahrwasser  des  Rheins  und  die  vorhandenen  Leinpfade  in 
guten  Stand  zu  setzen  und  darin  zu  erhalten,  wie  sie  dies  seit 
1831  bereits  in  dankenswertester  Weise  l)«>p:<»Tmen  hatten  Die 
Staaten,  deren  üferstrecken  aneinander  gi  enzen  oder  sich  gegen- 
überliegen, sollen  sich  die  Pläne  beahsiihiigter  Strom-  und 
Uferbauten  gegenseitig  mitteilen  und  sich  ul)er  die  bei  deren  Aus- 
führung in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  verständigen 
Die  Uferregicrungen  werden  weiter  dafUr  Sorge  trafen,  da(s 
die  Schiffahrt  auf  dem  Rheine  durch  Htthlen,  Triebwerke^ 
BrüdLcn  oder  andere  künstliche  Anlagen  keinerlei  Hindemisse 
finde,  und  daTs  namentlich  der  Durchlafs  durch  die  Brücken 


»  Art.  23. 

'  Erst  neaestens  wurde  in  der  Sitzung  der  Centralkommission  fSr 

die  Rlifiiiscliiffalirt  vom  *M.  Aiiirnst  1895  rin  Einvcrstäiidnis  darüber 
erzielt,  dafs  die  genannten  lie.stimmungeu  auf  die  aeither  ausgenommenen 
Fahrzeuge  unter  300  Ctr.  Tragfähigkeit  in  Zukunft  dann  Anwendung 
finden  sollten,  wenn  die  Fortbewegung  dieser  kleineren  Boote  durch 
Maschinen,  die  durch  Dampf  oder  sonstige  Elementarkrsft  (Petroleom, 
Benzin,  Elektricität  etc.)  getrieben  werden,  erfolgt, 
s  Art.  2.'). 

*  Art'.  26.   Vgl.  Akte  1831  art  60. 

^  Art.  27.    Vpl.  Akte  l^'M  art.  69. 

«  Art  2b.  Vgl.  Akte  löai  arL  67,  68.  Über  die  Stromkorrektioneu 
Vgl.  oben  6.  809^318.  Die  Leinpfade  haben  nenerdingB  bei  dem  volt* 
kommenen  Oberwiegen  der  DampftehtfiUirt  immer  mehr  von  ihrer  Be- 
deutung verloren. 

^  Art.  2y. 
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olnit»  Verzui;  bi^wirkt  wird.  Konzessionen  zu  neuen  Schiffs- 
mühlen *  sollen  fortan  nicht  mehr  erteilt  werden,  wie  di*  s  schon 
vor  Jaln  •  n  bei  der  Oentralkommission  beantragt,  aber  nicht  all- 
seitig gel)illi^^t  worden  war*. 

Nocli  weit  wertvoller  war  der  Sntz.  dafs  die  Erhebung 
ein<»r  Gebühr  für  das  Offnen  oder  Schliefsen  der  Brücken  un- 
statthaft sein  solle,  wie  dies  bereits  seit  1862  angeordnet 
worden*.  Da^  „miilsige  Entgelt",  das  die  ursprüngliche  Khein- 
schiffahrtsakte  (Artikel  67)  für  den  Durchlafs  bei  fliegenden 
und  Schiffbrücken  zugebilligt  hatte,  war  im  Laufe  der  Jahre 
als  eine  in  jeder  Beziehung  lästige  Abgabe  empfunden  worden, 
deren  Unannehmlichkeiten  sich  namentlich  beim,  öfteren 
Passieren  von  Brücken  auf  längeren  Stromstreeken  stark  fühl- 
bar machten  ^  Man  hatte  daher  seit  Beginn  des  entschiedenen 
Konknrrcnzkampfos  zwischen  Wasser-  und  Eiscnstrafsc^n  nclxni 
Besciti*;ini^  der  Kheiiizölle  in  zweiter  Linie  auf  Wegr^iumunj^ 
dieser  Brück*  ii^^eldcr  und  Ermälsigung  der  Hafengebühren 
drängt,  einem  Verlangen,  dem  jetzt  1868  vollauf  GenUge  ge- 
leistet wurde. 

Die  seit  1849  öfters  wiederholten  Strom befahrungen^  sollten 
auch  weiterhin  nach  Anordnung  der  Centraikommission  durch 
Wasserbautechniker  sämtlicher  Uferstaaten  vorgenommen 
werden,  um  die  Beschaffenheit  des  Stromes,  die  Wirkung  der 
zu  dessen  Verbesserung  getroffenen  Mafsregeln  und  die  etwa 
eingetretenen  neuen  Hindernisse  einer  regelmäfsigen  Schiffahrt 
zu  untersuchen  und  festzustellen*'. 

Zur  Re«^elung  solcher  Angelcji^f^nheiten ,  auf  welche  die 
StaatsvovfrUfj^e  keine  Anwendung  tinden,  sollen  scliiftahrts- 
polizeiliciu'  V'nr.scliriften  gemeinsam  von  den  Uferregieruugen 
erlassen  werden,  deren  Übertretung  mit  Geldbufsen  von  10  bis 
300  Francs  bestraft  wird%  ohne  dafs  damit  der  Pönalgewalt 
der  Staaten  bei  Verletzung  polizeilicher  Normen,  die  in  den 
gemeinsam  festgesetzten  Verordnungen  nicht  erwähnt  sind,  vor- 


'  Die  SchifiBmählen  sind  seit  nahezu  swanzii?  Jahren  am  Mittel. 

rhein  fast  voUatiuidig  vorHelnniiulpii.  Auf  der  ij^  nf  i  lien  Rheinstrecke 
wurde  boreitn  1855  die  letzte  noch  vorhandeue  2:>ciitfiämühle  beseitigt 
(Jahresbericlit  1855  S.  4). 

-  V^'l  Schirg<  s,  Der  Rhein  S.  815. 
Yi^l  Jahn  slirri»  lif  lsf;2  S.  IX. 

*  (Iber  die  Brückcuiiurchlafsgebührexi,  besonders  die  Tarifsätze 
von  1838,  die  eeitdem  erfolgten  Abindemngeu  und  die  Brücken- 
ordnung(>n,  wie  sie  seit  Mitte  des  Jahrhunderts  für  die  verschiedenen 
Briirkfn  in  Geltung  waren,  vgL  Schirgea»  Der  Rhein  8.  315—342; 
auch  Uhcuus  1875  S.  l;JH  — 15«. 

^  Im  Jahre  1881  wurde  durch  die  preufsische  Regierung  die  Rhein> 
Hchiffahrtf*komnu.'<sioii  f;o>;i']iafTi  n,  die  alljährlich  Strombefahrunffen  unter 
Zuziehung  der  Vertreter  der  Handelskammern  und  wirtschaftlicheu 
Vereine  verftnstftltet 

•  Art.  M.  VgL  Rhenus  1875  S.  80-95  und  oben  8.  811,  312. 
'  Art.  32. 
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gegrifien  wurde  ^.  Die  Straf bestimmung  des  genaniiten  Ar^ 
tikels  findet  auch  auf  das  Übersetzen  von  Ufer  zu  Ufer,  die 
sogenannten  Zwerchfahrten;  Trajektfahrten,  die  im  aUgemeinen 
der  Ordnung  der  Rlieinschiffahrtaakte  nicht  unterliegen,  An- 
wendung ^. 

Zur  Aburteilung  in  Strafsarlien  we^en  Zuwiderhandlungen 
gegen  die  schiffahrts-  und  ütronipolizoiliolion  Vorschriften  sowie 
in  einer  Reihe  das  Schiffahrtsweisen  direkt  lierührendfr  Civil- 
sachen  sind  die  Ühcinschiffahrtsgerichte  zusUiudi^,  die  in  Fort- 
führung der  seitherigen  Rheinzollgerichte  beibehalten  werden 
Die  Eänrichtung  dieser  nach  einem  möglichst  einfachen  nnd 
beschleunigten  Verfahren  entscheidenden  Gerichte,  gegen  deren 
Urteil  in  wichtigeren  Fällen  bei  den  Obergerichten  der  ein- 
zelnen Länder  oder  bei  der  Centralkommission  Berufmig  ein- 
gelegt werden  kann,  hat  sich  durchaus  bewährt.  Ihre  Wirk- 
samkeit h\wh  auch  nach  der  Neuregelung  des  Prozefsrechtes 
in  Deutschland  1879  unbehindert*. 

Zum  Zwecke  gemeinsamer  Beratungen  der  Kheinschiff- 
fahrtsangelegenheiten  ernennen  die  Uterrcperungon  je  einen 
Bevollmächtigten,  die  zusammen  die  Centnilkuuiinisöion  mit 
dem  Sitz  in  Mannheim  bilden'^.  Diese  tritt,  abgesehen  von 
aufserordentlichen  Tagungen,  jährlich  im  August  zusammen 
und  fafst  ihre  Beschlüsse  unter  Leitung  eines  durch  das  Loos 
erkoreneu  Vorsitzenden  nach  absoluter  Stimmenmehrheit.  Ihr 
untergeordnet  sind  die  Aufseher*  der  verschiedenen,  lokal  be- 
grenzten Aufsichtsbezirke,  die  zweimal  im  Jahre  das  ihnen  zu- 
i^f^ewip^ene  Gebiet  bereisen,  um  die  entstandenen  Schiffahrts- 
hindernisse zu  untersuchen,  die  vorgefundenen  Mängel  zu  he- 
seitigen,  oder,  falls  dies  nicht  angeht,  den  betreffenden 
Regierungen  liuncht  zu  erstatten  und  fiir  Al)ste!Iung  der  in 
Rheinschiffahrtsangelegenheiten  vorgebrachten  Beschwerden  zu 
sorgen. 


>  Vgl.  SdilurspiotokoU  Z.  8. 

<  Art  24.  Vgl.  Akte  1831  airt  46  nnd  Schi rg es,  Rhein  8.  277. 
Die  Verleihung  der  liefugnis  zur  Einrichtung  einer  geworbsmäfsigen 
Trajektfahrt  ist  iii  H»^«'sen  ein  staatliches  Regnlit^tsrecbt,  Vgl.  Braaa 
und  Weber,  Verwaltungsrecht  IV  S.        Anm.  3. 

3  Art.  :«-40.    Vgl.  Akte  1831  «rt.  Sl—^S. 

*  Vgl.  Grrit  litsvi  rfassungsgesetz  v.  27.  Januar  1877  §  14.  1.  Xai  li 
Besrhlufs  der  C^entrulkommiesion  vom  81.  August  1605  ist  lür  rheiu- 
8chiffahrt««polizeiliche  Zuwiderhandlungen  das  Verfahren  des  richter- 
lichen Strafbefehl.s  und  der  polizeilichen  Strafverfügun^  zugoIa.«wen.  In 
Civilrecht.sstreiti;:jkpitpn  find  neuordings  zu  beachten  dtp  ]?(»irh-.jr^'^'^t7f*. 
betr.  die  urivatrechtlichcii  Vcrhältoisse  der  BioueascbiÜabrt  und  der 
Flöfscrei  v.  15.  Jnni  189$  (Reiehsgesetxblatt  1895  S.  801  und  341;  1898 
S.  868-  903). 

^  Art.  t:^  IB.  Sclilursprotokoil  Z.  9.  Vgl.  Akte  1831  art.  09—100 
und  Supplciui  litarartikel  XlV. 

«  Art.  41,  42.  Vgl.  Akte  1881  art.  101,  102.  Das  Amt  de«  Obei^ 
aufseherR  (Akte  1831  art.  89,  92,  95,  97—100)  iat  beseitig 
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Der  am  17.  Oktober  1868  gescliloasene  Schiffidirtevertragy 
dessen  wesentlicher  Inhalt  im  obigen  festgehalten  ist,  sollte 

baldmöglichst  von  den  einzelnen  Regierungen  ratifiziert  und 
die  Auswechselung  der  Ratifikationsurkunden  binnen  6  Monaten 
in  Mannheim  bewirkt  werden,  damit  er  am  1.  Juli  1869 
Geltung  erlangen  könne.  Gleichzeitig  wurde  zur  Erledigung 
der  ISchifrahrtsangelegcnheiten,  soweit  sie  in  dem  geschlossenen 
Staatsvertrage  nicht  berührt  waren,  aber  doch,  wie  beispiels- 
weise das  Verhalten  während  dor  Fahrten,  einer  einheitlichen 
Regelung  bedurften,  eine  Schilialirtspolizei-  und  Flofsordnung 
für  den  Rhein  unter  den  Uferstaaten  vereinbart'.  Sie  bildete 
eine  aeitgemftfse  Neugestaltung  der  „polizeilichen  Verordnunff 
ttber  das  Befahren  des  Rheins  von  Basel  bis  zur  königlich 
niederländischen  Grenze  betSpyk",  die  seitdem  1.  Januar  1851 
zwischen  den  Rheinuferstaaten  in  Vollzug  gesetzt^  und  durch 
Beschlufs  der  Centralkomniission  1863  zur  „Neuen  Schiffahrts- 
Polizei-Ordnung  flir  den  Hhein"  imip^parbeitct  war*.  Inhaltlich 
zerfiel  sie  in  drei  Abteilungen  mit  35  Artikeln,  die,  abge- 
sehen von  den  Schlufsbestimmungen ,  welche  die  Schiffer  zur 
Mitfiihning  eines  Abdrucks  des  Reglcnients  verpflicliteten  und 
Straldrohungen  enthielten,  Anordnungen  für  den  ganzen  Strom 
wie  einzelne  Strecken  desselben  trafen.  Es  waren  genaue 
Vorschriften  fttr  das  Verhalten  wtthrend  der  Fahrten,  das  Vor- 
bei&hren  der  Schiffe  aneinander,  für  Fflhren,  sonstige  Anlagen 
und  für  die  Flofsreisen  getroffen,  wie  dies  die  Sicherung  des 
stetig  wachsenden  und  beschleunigten  Rheinverkehrs  nötig  er- 
scheinen liefs.  Besondere  Normen  wurden  flir  Dampfschlepp- 
züge, vom  Ufer  aus  gezogene,  zu  Thal  treibende,  lavierende, 
tief  geladene  Schitie  gegeben  ;  nicht  minder  war  d.as  Passieren 
von  Brücken  und  Führen,  das  Anhalten  der  Personendampfer, 
das  Verhalten  bei  Nacht  und  Nebel,  bei  hohem,  niederem 
Wasser,  beim  Festfahren,  Sinken  und  Stillliegen  genau  ge- 
regelt. Auf  der  vielfach  gekrümmten  Strecke  zwischen  Bingen 
und  Bonn,  wo  der  Rhein  in  engem  Bette  dahinstrOmt,  blieben 
an  Terschiedenen  Stdlen  Wahrschauer  stationiert,  welche  die 
ankommenden  Schiffe  durch  Flagg«  nsignale  zu  benachrichtigen 
hatten,  ob  das  Fnlirwasser  für  Thal*  oder  Bergfahrt  frei  sei. 
Kurz,  es  waren  all  di<'  Mafsnahmen  getroffen,  die  zur  Ver- 
meidung von  Unfjillen  beachtet  werden  konnten,  ohne  dafs 
doch  durch  sie  die  Fahrten  unnötig  im  Fortgang  behindert 
wurden. 

Eine  weitere  Verordnung  regelte  von  neuem  *  den  Traus- 


>  Abdruck  bei  Kheniia  1875  S.  30—56. 

'  AtMlnick  derselben  bei  Sebirges,  Rhein  S.  279—289. 
Vjrl   Jahreshoriclit  ]>^m  S.  X. 

*  Schon  zu  Anfang  des  Jahrhunderts  hatte  mau  für  den  Transport 
von  Schiefspalyer  und  anderer  feuergefahrlicher  Stofife  besondere  Vor- 
schriften erlassen,  welche  einer  Entzfindong  oder  Explosion  yorbengen 
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port  entzündlicher,  ätzender  und  giftiger  Stoffe  auf  dem 

Rhein,  besonders  des  Schiefs])ulvers ,  Petroleums,  Sprengöls 
fNitmulycerins),  win  der  Arseuikaiieii,  und  suchte  die  Gefahren 
ihrer  \  er»cliift"ung  luöglichst  herabzumindern 

Wenn  diese  Polizeiorduungen  auch  durchauti  den  da- 
maligen Verhältniööen  entsprachen,  machten  sich  doch  bei 
iiinen  infolge  zunehmender  Entwicklung  der  Schiffahrt,  ins- 
besondere der  Dampfschifiyirt ,  Mftngel  bemerkbar  ^  und 
mufsten  sie  daher,  um  den  wechselnden  praktischen  Bedflrf- 
nissen  zu  genügen,  weit  mehr  Abänderungen  erfahren',  als 
dies  bei  der  Rheinschiffahrtsakto ,  die  nur  die  aUgenielnen, 
wenig  wandelbaren  Grundsätse  des  Rheinverkehrs  aufateilte^ 
der  Fall  war. 

Die  „Revidierte  R1iein«('hifTal)rt>?akte"  ist,  nachdem  der 
Anstauseh  der  Urkunden  iiber  die  ailscitiü:  vollzogene  Rati- 
hkation  am  20.  April  18G0  stattgefunden  hatte,  jrleiehzeiiig 
mit  der  neuen  Sclnliiilirtiipolizei-  und  Flofsordnung,  sowie  mit 
der  Verordnung  wegen  des  Transporte  geftlhrlicher  Stoffe  am 
1.  Juli  1869  programmmäläi^  in  Wirksamkeit  getreten*.  Die 
2um  weiteren  Vollzug  der  Akte  in  Aussicht  genommenen  Aus- 
fUhrungsvorschriften*  wegen  der  Patente,  Aichung,  SchifiBunter- 
suchiin^^en,  Lotsenwesens,  Dienstbücher,  Aufsichtsbeamten  in  den 
Rheinhäfen,  Rhein sehiffahrtsgerichte  wurden  ebenfalls  recht- 
zeitig durch  die  beteiligten  Uferstaaten  erlassen  und  durch- 
geführt. 

So  war  denn  das  lang  ersehnte  Ziel  einer  freien  und  un- 
gehinderten Rheinschiffahrt  endlich  erreicht.  Wenn  die  „Revi- 
dierte Akte'  auch  einzelne  notwendig  scheinende  Beschrau- 


sollteu.  Vgl.  Verorduuneen  der  Grofgh.  ProviDzialrefficruuÄ  zu  Mainz 
Tom  6.  November  1818;  15.  Januar  1819  ;  Bekann tinadiraf  der  Bfirger- 
ineisterei  Mainz  vom  25.  Juli  1823  (Einzeldrucke  in  Folio.  M.8tJLX 
Über  flpätere  Erlasse  und    Verordnungen  vgl.  Schirges,  Ebda 

S.  290,  291. 

*  Abdruck  der  Verordnung  in  Hhenus  1875  57—63. 

*  V^l.  die  Polizt'iordnuiij?  für  die  Schiffahrt  und  l'lr.fscn  i  nnf  dem 
Rhein,  die  am  1,  Februar  lf5?<8  (separat  gedruckt  Neuwied  l^bij  und  die 
RUcinarhiffahrts-Polizeiordnung  für  die  Schiffahrt  und  Flöfserei  atif  dem 
Rhein,  die  am  1.  November  1897  (separat  gedruckt  Mannheim  1897)  in 
das  Leben  p^tr»  ten  i.st.  I)<  r  Transport  gefährlicher  Stoffe  wurde  durch 
verschieden«;  EinzelvorBchriften  wiederholt  neu  geregelt. 

^  Art  und  Datum  der  Publikation  der  Rheinschiffahrtsakte  in  den 
einzelnen  Ufen<taaten  findet  sich  übersichtlich  zusammengegtellt  bei 
Ehen  US  1875  S.  64,65.  Aneh  i-^t  dort  (S.  6-"),  Wi)  dio  Pnhlik.'itioii>\veise 
der  beiden  Polizeiordnungeu  verzeichnet,  desgleichen  die  Angabe  der 
Gesetz«,  Regierung»-,  Amtsblfittert  wo  die  betreffenden  Vertnge  und 
Verordnunj^en  zu  finden  sind.  Die  Vcrc>nliiung  we^n  de«  Transports 
gefTihrlicher  Stoffo  auf  dem  Rhein  kam  für  die  Nie^lcrlande  nur  in- 
soweit zur  Ausführung ,  als  sie  sich  auf  fitzende  und  giftige 
Stoffe  bezof?. 

^  SorgfTiltige  Zusammenstellung  derselben  bei  Rhenus  1875 
S.  6G— 74,  auf  die  hiermit  verwiesen  wird. 
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kungen  der  allgemeinen  freiheitlichen  VVUnscke  enthielt ,  8o 

vermochte  das  die  grofse  Bedeutung  des  neuen  Abkommens 
nicht  herabzumindern.  Wurden  ja  wenig  später  sogar 
Bedenken  einer  anderf»n  Richtung  laut,  dir^  vermeinten,  es  soi 
dem  einzelneu  nunmehr  zu  viel  Spielraum  gelaaseu.  Im  greisen 
und  ganzen  haben  sich  die  Grundsätze  der  revidierten  Khein- 
schifFahrtsakte  vom  17.  Oktober  18G8,  wie  sie  in  sachent- 
sprecheDder  Fortbildung  der  älteren  Konvention  von  1831  fest- 
gelegt waren,  durchaus  bewährt  und  bis  auf  den  heutigen  Tag 
unverändert  ihre  Geltung  behalten. 
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Als  das  19.  Jalirhandert  heraufdämmerte ,  seigton  •  die 


welche  ihnen  die  Zeit  der  alten  Territorialherrschaf ten  auf- 
geprägt hatte.    Die  Schiffahrt  des  durch  Menschenhand  wenig 

verbesserten  Stroms  war  mit  einer  Menge  künstlicher  Hemm- 
nisse belastet,  die  wesentlic])  am  fiskalisclien  Gründen  von  drn 
Uferstaaten  aufrecht  erhalten  und  ausgebeutet  wurden.  Jedes 
einzelne  Fahrzeug  mufste  selbst  auf  kleineren  Strecken  an 
Dutzenden  von  Zollstellen  anhalten,  wo  man  es  nicht  nur  zu 
lästigen  Geldzahlungen ^  sondern  auch  zu  unersetzlichem  Zeit- 
verlust nötigte.  Waren  diese  Verzögerungen  überwunden ,  so 
traten  die  Umschlagsrechte  der  Stapelstädte  in  Geltung,  die 
den  Schiffer  cum  Aufenthalt  und  Keuverladen,  of^  zur  Umkehr 
zwangen,  gar  nicht  zu  gedenken  all  der  Umstände,  die  Gilden- 
erdnungen  und  Benachteiligung  der  Fremden  der  Schiflabrt 
verursachten. 

Unter  dem  Einflüsse  der  französischen  Kevolution,  des 
Ausdehuens  der  gallischen  Übermacht  an  dem  Rhein,  kamen 
für  dessen  Verkehrsleben  freiheitlichere  Gedanken,  wie  sie 
früher  nur  theoretisch  erörtert  oder  in  nie  vollzogenen  Ver- 
tragsbestimmungen niedergelegt  waren,  praktisch  zur  Durch- 
führung. Die  Octroikonvention  von  1804  bildet  den  ersten 
Markstein  in  der  kommenden  Entwicklung,  sie  ist  das  erste 
internationale  Grundgesetz»  das,  wenn  auch  noch  schflchterOi 
doch  immerhin  nicht  ungeschickt  mit  den  alten  Hemmnissen  zn 
räumen  begann. 

Nach  dem  Sturz  der  napoleonischen  Herrschaft  haben  die 
neuerstarkten  Ufer.<^taaten  das  hinterlassene  Erhe  augetret»^n. 
unter  dem  Beitall  Europas  sich  in  Wien  übor  die  Grundsätze 
einer  fn^ieren  Gcstaltmi^^  der  Rheinschiß'aiirt  geeinigt.  Ihre 
Durchführung  forderte  harte  Kämpfe;  erst  nach  jahrelangem, 
erbittertem  Ringen  gelang  es  der  zähen  Beharrlichkeit  Preufsens, 
das  an  Stelle  Frankreichs  die  Führung  unter  den  Interessenten 
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übern ommen  Imtte,  die  Rlioinscliiffahrtsaktp  von  1831  zur  An- 
nahme zu  blinken.  Damit  waren  die  schlimmsten  Vorurteile 
glucidich  beseitigt. 

Der  Fahrtenbetrieb  blieb  nun  niclit  mehr  beengt  durch 
ZuuiUatzuugen  oder  Uuiächlagdrechte,  durch  Beschränkung 
der  Konkurrensy  Taxordnungen  und  dergleichen.  Die  Schiffer 
erlangten  für  ihren  Berof  allmäblich  ein  solches  Mab  von 
Freiheit,  dafs  es  manchem  fast  zu  grofs  zu  sein  dflnkte,  dafs 
beispielsweise  die  Frage  des  Befähigungsnachweises  ernstlich 
erörtert,  der  Huf  nach  Schiffervereinigangen  vielfach  von 
neuem  laut  wurde  ^ 

Nach  Sprengung  der  alten ,  den  Verkehr  beengenden 
Fesseln  unter  gleichzeitiger  Eintulirun^  der  Dampfschiffahrt 
begann  die  gänzliche  Umgestaltung  der  Vcrkehrsverhilltnisso 
auf  dem  Rhein,  die  seither  unaufhaltsam  ihren  Fortgang  nahm. 

Die  nächste  Periode  der  Rheinschiffahrt  ist,  was  die  äuföere 
Entwicklung  der  Verhältnisse  anlangt,  weniger  reich  an  ent- 
scheidenden Ereignissen  als  die  vergangene.  Es  ^alt,  die 
neuen  Errnngenscnaften  ausauntttzen  und  bei  der  offensichdichen 
Zunahme  des  Verkehrs  in  zweckentsprechender  Weise  weiter 
zu  entwickeln.  P>st  das  Aufkommen  der  Eisenbahnen,  die 
Ausbreitung  ihres  Schtenennetzcs  über  ganz  Mitteleuropa  liefs 
am  Rhein  das  V^erlangen  nach  Besoitiu:uii<;  rler  noch  verblie- 
benen finanziellen  Belastungen  der  SiliitFahrt,  die  ihren  Wett- 
bewerb mit  dnm  neuen  Verkehrsmittel  sehr  erschwerten, 
wieder  erstarken.  Infolgedessen  einigten  sich  die  beteiligten 
Uferstaaten,  von  denen  auch  Holland  mehr  als  in  vergangenen 
Tagen  Entgegenkommen  zeigte,  ttber  manche  Zusatabesttm- 
mungen  zur  Akte  von  1831,  durch  welche  sowohl  Ermalsigungen 
der  Rheinzölle,  wie  Erleichterungen  für  die  Entrichtung  der- 
selben im  Interesse  eines  beschleunigten  Schiifahrtsbetriebs 
herbeigeführt  wurden.  Wenn  der  Schiffsverkehr  dennoch 
niclit  entschiedener  vorankam,  so  lag  das  nicht  so  sehr  an 
der  a!ls^'<nTi einen  Wirtsclmffslnfife,  als  an  den  unerwarteten  Er- 
folgen der  iSchienen\vc»j;e ,  (icnen  sich  Handel  und  Industrie, 
geblendet  durch  Schnelligkeit  und  Billigkeit  des  neuen  Trans- 
portmittels, zuwandten. 

Der  Krieg  von  1866  brachte  dann  die  gänzliche  Befreiung 
der  RheinschifTahrt  von  den  bestehenden  Lasten.  Nachdem 
Freufsen  bereits  in  den  Fnedensvertrü^en  mit  Baden,  Bayern 
und  Hessen  den  Wegfall  der  Schiffahrtsabgaben  für  den  Be- 
ginn des  Jahres  1867  erlangt  hatte,  schlössen  am  27.  Oktober 
1868  sämtliche  Uferstaaten  einen  neuen  Vertrag,  in  dem  die 
einzelnen  Bestimmungen  der  Akte  von  1831  zeitgemfifs  um- 
gestaltet und  insofern  über  dieselbe  hinaus  gegangen  wurde* 


*  V;;l.  /.  H.  die  üosolntiouen  iu  Dienstordnung  für  den  Rhein- 
Schiffer  8.  157. 
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alü  man  die  Beaeitigun^  jüglirlt»  r  Abgaben,  die  sich  lediglich 
auf  die  Thatsaclie  der  Buöchitlung  gründen,  zum  Prinerp  »r- 
hob.  Ganze-,  Viertel-,  Zwanzigstel  -  (iebiiliren  für  Waren, 
Kekognitionsgelder  für  Schiffe,  Abgaben  für  den  Durchlafs 
durch  die  8chiH'brUckcn  sind  seitdem  nur  noch  dem  Namen 
nach  bekannt. 

Trotz  der  durch  Aufhebung  der  RheiBzölIe  erlitteneü 
tioanueUen  Einbnfse  haben  die  beteiligten  Regierungen  in  der 
folgenden  Periode,  die  seit  dem  Anfang  des  Jahrhunderts,  be- 
sonders seit  1B31,  ttbemoninienen  Verbesserungen  des  Fahr- 
wassers durch  umfangreiche  Strombauten  systematisch  fort- 
geführt, woraus  der  Schiffahrt  bedeutende  Vorteile  erwu(thsen. 

Mit  der  Wandlung  der  rechtlichen  und  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  gingen  die  technischen  Fortschritte,  welche  lie- 
schleunigung  der  Fahrten,  Vergröf.scrung  der  jeweiligen  Traua- 
portmengen  erstrebten  und  Erhuhun^  der  Sicherheit  gewährten, 
Hand  in  Hand.  Die  Fortentwicklung  der  DampfscbifTalut 
brachte  eine  Umwähsung  des  rheinischen  Fahrtenbetriebes  mit 
sich,  wie  sie  zurückliegende  Jahrtausende  nicht  erlebt  hatten. 
Wind-  oder  Dampfmotor,  das  war  lange  Zeit  die  Losung  für 
alle  Kheinschiil'ahrtsinteressenten.  Als  letzterer  seine  sieghafte 
Cberlegcnheit  entschieden  zur  Geltung  brachte,  da  hatte  zu- 
gleich die  Schicksalsstundc  für  die  meisten  Kleinbetriebe  g^^- 
schlagen,  die  der  (^rofsunternehmung  auf  dem  Wasser  weiele  ii 
mufsten.  Blofs  kapitalkräftige  Personenvereinigungen,  die  von 
energinchen,  zielbewufsten  Männern  geführt  wurden,  vermochten 
den  technischen  Fortschritt,  die  Vorteile  der  maschinellen  Be- 
wegungskraft, den  Umschwung  im  Schiffsbau  mitzumachen  und 
voll  auszunützen.  Nur  wo  Kapital  sich  zur  Arbeit  gesellte, 
konnte  man  es  wagen,  Fahrzeuge  mit  einer  Tragfilhigkeit  von 
über  2000  Tonnen,  deren  jedes  mehrere  Güterzüge  ersetzt,  in 
Betrieb  zu  stellen.  Immer  fester  wurzelte  der  Gedanke,  dafs 
man  auch  nach  Einführung  der  Maschinenkraft  in  der  Rhein- 
srhiffahrt  sicl^  vor  dem  Stillstand  hüten  müsse,  dafs  es  gelte,  auf 
der  eing<  schlagenen  Bahn  vorw.ärts  zu  schreiten  und  alle  ge- 
fundenen Verbesserungen  baldigst  in  Anw«  ndung  zu  bringen. 

Das  stetige  Fortschreiten  war  für  die  Sehillalirtsunter- 
nehmungen  um  so  mehr  von  nöten,  als  die  Eisenbahnen  an 
beiden  Ufern  seit  Mitte  der  fünfziger  Jahre  immer  gefthrlichere 
Mitbewerber  um  die  Gunst  des  Publikums  geworden  war«i. 
Es  galt,  mit  ihnen  einen  Kampf  um  Sein  oder  Nichtsein  aus* 
zufechten.  £rst  in  dem  letzten  Drittel  des  19.  Jahrhunderts 
gelang  es  den  mächtig  aufstrebenden  kommerziellen  und  in- 
dustriellen Kräften,  die  sich  in  der  Kheinschiffahrt  bethätigten, 
auch  gegenüber  dm  SdiifMienwegen  die  irf^bührende  Achtung 
zu  erringen,  nnehdem  man  si  hon  eine  Zeit  lang  die  Holle  der 
Binnen wasserstrafsen  für  ausgespielt  hielt. 

Was  die  Jahre  nach  1B68  dem  Eheinverkehr  brachten, 
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kann  hier  nur  kurz  gestreift  werden.  Nicht  alle  InteresBenten 

waren  auf  die  Dauer  von  den  Erfolgen  der  Eisenbahnen  und 
ihrer  Verstaatlichung  befriedigt,  seitdem  die  gesetzgeberische 
Kontrolle  über  das  Tarifwesen,  die  man  von  letzterer  erliofft 
hatte,  sich  als  trügerisch  erwies.  Viele,  die  mit  der  Ix  hord- 
lichen  Handhabung  des  Eisenbahnmonopols  nicht  einverstanden 
waren,  sahen  mit  Freude,  dafs  es  in  der  BinnenschifVahrt  Fracht- 
sätze giebt,  die  von  den  Eiöeubahnverwaltuugen  unabhängig 
bleiben.  Welch'  ungeheuren  Aufechwung  der  Verkehr  auf 
den  Binnenwassemtrafeen  unter  diesen  Verhältnissen  seit  1875 
nahm,  haben  die  Zahlen  Symphers  ^  nachgewiesen,  die  derzeit 
noch  keine  Widerlegung  gefunden  haben.  Der  Rhein  ist  an 
diesem  Zuwachs  in  erster  Linie  beteiligt.  Während  der  Ver- 
kehr in  den  rheinischen  Häfen  nach  den  Jahresberichten  der 
Centraikommission  im  Jalire  1870  erst  4489000  t  betrug,  ist 
derselbe  1880  nni'  9  276000  t  und  1896  bereits  auf  30  252  000  t 
gewachsen,  wuv  u  20  851  <  h  k)  t  auf  den  Verkehr  der  deutschen 
Häfen  untereinander  und  9  401000  t  auf  den  Verkehr  der 
deutsehen  mit  den  niederländischen  und  belgischen  Häfen  ent- 
fallen. Von  allen  Punkten,  an  denen  gegenwärtig  die  gröfiiten 
Gewichtsmengen  zu  Wasser  ankommen  und  abgehen,  stehen 
die  dre  i  Rlieinruhrhäfen  Ruhrort,  Duisburg,  Hochfeld  obenan, 
die  selbst  in  dem  ungünstigen  Jahre  1895  insgesamt  1965090  t 
(hauptsächlich  Eisenerz,  Getreide,  Holz)  zu  Wasser  empfingen 
und  5  451000  t  (vornclnnlich  Kohlen,  Coaks,  Terarbeitetes 
Eisen)  zu  Wasser  versandten. 

Die  Leibtungöfähigkeit  des  Rheins  im  Zeitalter  der  Eisen- 
bahnen abzustreiten,  ist  angesichts  dieser  Thatsachen  schlechter- 
dings unmöglich.  Die  bedeutende  Zunahme  der  Transport- 
mengen auf  ihm,  die  in  ähnlicher  Weise  andere  Binnenwasser- 
strafsen  zeigen,  ist  um  so  bemerkenswerter,  als  sie  mit  einer 
gleichzeiti^n,  beträchtlichen  Steigerung  des  Eisenbahnverkehrs 
susammentällt  und  sie  nicht  so  sehr  trots,  als  vielmehr  Im  Ver- 
ein mit  der  Entwicklung  der  letateren  ihre  Höhe  erreichte. 
Beide  Verkehrsmittel  werden  immer  mehr  auf  ihre  Wechsel- 
wirkung angewiesen.  Bei  dem  gesteigerten  Bedürfnis  nach 
Fortbewegung  von  Gutern  geben  die  Eisenbahnen  den  \Va8>;<M'- 
strafsen  manche  OiUer  wieder  ab,  während  umgekehrt  diese 
jenen  grolse  Fraclitmengen  zuführen,  wie  dies  in  dem  bedeu- 
tenden Umschlagsverkehr  vieler  Rhein liaicn  auch  äufserlich 
ersichtlich  wird. 

Wie  sehr  das  Zusammengehen  der  Schiffahrt  mit  den  Eisen- 
bahnen erspriefslich  wirkt,  zeigt  die  Geschichte  von  Mannheim 
und  Mainz  im  19.  Jahrhundert  Mannheim  ist  grofs  geworden 
mit  Hilfe  der  badischen  Bahnen.  Letstere  gewährten  unter  Be- 


'  Die  Zunahme  der  Binnenschiffahrt  in  Deutachland  von  1875—1895 
S.  6  ff.;  vgl.  auch  ZiMtschrift  für  Binnenschiffahrt  im  S.  IdO  ff. 
Forachmisen  XVUI  b.  -  £okert.  24 
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rttcksichtig^ng  der  Schwierigkeiten,  die  der  Strom  oberhalb 
Mannheim  den  Ffihrton  bereitet,  bei  Zu-  und  Abgängen  nach 
diesem  Platz  Taritreduktionen ,  welche  es  der  Stadt  ermöf?- 
lichteu,  ihre  Stellung  den  deutschen  Seehäfen  gegenüber  auf- 
recht zu  erhalten  in  einer  der  Entwicklung  ihres  Verkehrs 
förderlichen  Weise,  woraus  sie  wieder  nach  den  Umladiiugeu 
direkten  Katzen  zogen.  Anders  lasen  die  Verhältnisse  in 
Mains.  Die  hessische  Lndwigsbahn,  der  es  zum  Knotenpunkt 
diente,  war  eingeklemmt  Ton  Staatsbahnen  und  nicht  stark 
genug,  ihrer  Centrale  die  Vorteile  zu  bieten,  welche  Mannheim 
bereitwilligst  erhielt  Die  Waren  wurden  durch  den  Kon- 
kurrenzkampf der  verschiedenen  Verkehrsmittel  statt  in  den 
Mainzer  Hafen  um  diesen  herum  geftihrt.  Erst  seit  Verstani- 
liehunir  der  hfssigchen  Bahnen  unter  Angliederung  an  das 
preuläische  Eisenbahnnetz  haben  sich  diese  Verhältnisse  ent- 
schieden gebessert. 

Trotzdem  sich  eine  Schädigung  der  Eibenbalmen  durch 
den  Neuaufschwung  der  Wasseratrafsen  nicht  feststellen  läfst, 
beide  Verkehrsmittel  sich  vielmehr  sachgemftls  zu  ei^nzen 
scheinen,  wird  die  stärkere  Inansprachnahme  des  Rheines  zu 
Transportzwecken,  die  durch  Ausdehnung  des  Seeverkehrs  bis 
Köln  weitere  Förderung  erfahr,  nicht  von  allen  Seiten  mit 
Freuden  begrüfst.  Es  werden  sogar  Stimmen  laut,  die  unter 
Ahandorung  der  Verfassung  und  der  Staatsv^^-träge  die  Ah- 
gabenerliebung  auf  dem  l^li-  ine  wieder  eintulirt^n  möchten, 
um  die  Kosten  der  Aufweiulungen  für  »Stromverbesst  ningen 
zu  decken,  n^ehr  norli ,  damit  den  preursisehen  Eisen- 
bahnen keine  unliebsame  Konkurrenz  durch  die  Schiffahrt 
erwachse  und  nicht  durch  diese  die  Tarifpolitik  der 
Eisenbahnen  durchkreuzt  werde.  Entschiedener  wird  gegen 
die  Angliederung  des  Stroms  an  ein  Kanalsjstem  geeifert, 
das  die  Verbindung  mit  den  flbrigen  grofsen  mitteleuro- 
päischen Wasseradern  sichern,  neue  Zugftnge  zum  Meere 
öffiien  soll. 

Die  Darlegungen  der  vorangegangenen  Abschnitte,  die 
ganze  Geschichte  der  lilieinschillalirt,  s})rechen  entschieden 
gegen  derartige  Wünselie.  Die  Freiheit  d(  s  Rlieina,  um  die 
man  ein  Jahiiiundcrt  gerungen,  ist  das  Fundanient  geworden 
für  den  grofsen  technisch- wirtschaftlichen  Aufschwung  an 
seinen  Ufern.  Die  ganze  Neuentwicklung  der  Verhältnisse  in 
den  angrenzenden  Landstrichen  ruht  auf  der  Vollziehung  der 
volkswirtschaftlichen  Aufgaben  in  der  Zeit  von  1815  bis  1866, 
auf  der  Gründung  des  Zrdlvcreins  und  der  Befreiung  des 
Rheins  durch  PreuTsens  Staatskunst. 

Die  Erhebung  neuer  Rheinschiffahrtsabgaben  würde  einen 
grofsen  Rückschritt  ffir  Deutschland  bedeuten  Der  Hinnei^^ 
auf  die  Eisenhahnen,  deren  Verbesserungen  durch  liesondere 
Einnahmen  ausgeglichen  werden,  ist  schon  deshalb  verfehlt, 
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well  es  sich  aaf  dem  Wasser,  ähnlich  wie  auf  den  Landstrafsen, 
nicht  um  einen  monopolisierten,  sondern  völlig  freigegebenen 
Verkehr  verschiedener  konkurrierender  Verfrachter  handelt. 

Will  man  diese  Verkclirsnilttel,  die  unabhängig  von  den  je- 
weils bei  der  Regierung  und  den  Parlam^  tifsinajori täten  herr- 
schenden Meinnne:on  über  Wirtschaftspolitik  alle  Güter  steta 
öo  billig  verfrachten,  wie  mit  den  Selbstku.sien  verträglich  ist 
und  damit  ein  notwendi^f^s  Gegengewicht  gegen  die  Verkehrs- 
politik der  Eisenbahnen  bieten,  durch  besondere  Zölle  belasten, 
so  werden  die  Schiffer  solche  auf  die  Verfrachter  und  diese  auf 
Konsumenten  und  Produzenten  abwälzen  müssen.  Dann  wird 
nicht  nur  die  gewonnene  Mehretnnahme  durch  Minderung  der 
SteuerfHhigkeit  der  betroffenen  Gegenden  aufgehoben,  sondern 
auch  die  Konkurrenzfähigkeit  wichtiger  deutscher  £rwerbs* 
zweige  auf  dem  Weltmarkt  durch  die  FraclitvtM-teuernng  ernst- 
lich bedroht  werden.  Nur  die  Was«serwcge  können  die  hilligen 
Frachtsätze  für  Massengüter  liefern,  deren  unser  Grol's-  und 
Kleingewerbestand  l>cdarf,  um  mit  dem  Ausland  erfolgreich  in 
Wettbewerb  treten  zu  können. 

Die  Gründe  für  und  gegen  die  Kanalprojokte  die,  wie  die 
Erbauung  eines  Wasserweges  zwischen  Lippe  und  Ems  bereits 
um  1830  befürwortet  wurden,  hier  gegeneinander  abzuwägen, 
würde  vollends  zu  weit  führen.  Was  sich  von  der  Schiffbar- 
machung  einzelner  Nebenflüsse  des  Rheins  erwarten  läfst,  zeigt 
der  Verkehrsaufschwung  auf  der  Strecke  Mainz- Frankfurt  seit 
Kanalisierung  des  Untennains^.  Ahgeselion  von  der  Thatsache, 
dafs  die  Verkehr^^hMstunL'^  auf  dem  Flusse  1893  auf  das 
119 fache  gegen  stiegt,   lint  auch  die  Benutzung  der 

parallel  laufenden  l'asenbahnstieckfn  entscliieden  zugenommen, 
ein  Beweis  dafiir,  dafs  die  Inanspruchnalime  der  Schienenwege 
durch  Schaffung  einer  leistungsfuhigen  Wasserstrafse  nicht 
leidet,  sondern  vielmehr  gefördert  wird. 

Selbstredend  können  derartige  Erweiterungen  der  Wasser- 
Strafsen  wie  alle  Veränderungen  in  den  Verkehrsmitteln  nicht 
ohne  zeitweise  Störungen  im  Wirtschaftsleben  einzelner  Kreise, 
nicht  ohne  Umwälzungen  herkönnnlichcr  Zustände  vor  sich 
gehen.  Deswegen  darf  aber  doch  der  Blick  auf  das  Ganze 
nie  verloren  worden.  Die  Befreiung  des  Rheins,  die  Kinfuhrung 
der  Dampfschillahrt,  die  Umsetzung  des  Kleinbetriei>s  in  Grofs- 
unternehniungen  liefsen  sieh  nicht  ohne  schwe?-e  Opfer  einzelner 
Interessentengruppen,  niciu  ohne  harten  Ivan)pf  gegen  wider- 


*  Über  du-  umfassenden  Kanalpruit'kto  zu  Anfang  dos  lU.  Jahr- 
haDdert>«  vgl.  Eichhoff,  Analytischer  Entwurf  S.  4—6. 

2  Üb<'r  das  Kanali.><ioruii;r-|troj«»kt  v;;!.  l*uLs,  Die  Volkswirtschaft* 
Ucbe  IJedcutunj?  der  Kanalisierung  d<?s  Mains  8.  12 — 36. 

•  Virl  Puls,  Der  wirtschattliehe  Wert  der  Mainkannlisiorung 
S.  4ff. ;  L  '  r/,,  Verkolir?ent\v  ieklung  in  Deutficlihind  S.  114  Anm.  2; 
Schwabe,  Die  Entwiciklaog  der  deutschen  BionenscbüFakrt  S.  23,  24. 

24* 
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«treitende  Ansichten  ermöglichen.  So  Mmrde  die  Geschichte 
der  Rheinschiffahrt  im  19.  Jahrhundert  zur  Geschichte  des 

Ringens  von  Fortschritt  mit  Rückst  nKl,  rlos  Sif'ges  der  Gesamt- 
intorcssen  über  den  Vorteil  von  Kinzelstanden.  Mögen  die 
Verkehrsaufgabon  ,  welche  das  20.  Säkuhim  bringt ,  ebenfalls 
opfermutige  Förd<rer  finden,  die  bereit  und  gewillt  sind, 
sich  den  neuen  Autgaben  anzupassen.  Dann  wird  „der 
Segen  bei  unseren  Wasserstrafsen  niemals  aas* 
bleiben*. 
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Nachweis  der  Abkürzungen  in  den  Citaten  der  Quellen 

und  Litteratur. 


I«  Ungedrackte  Quellen» 

Von  ungcdrnckten  Qaellen  wurden  die  Aktenbestinde  dei  Mainser 
Stadtarchivs  iiud  der  Maiiuser  HandelBkammer  für  die  rorliegende 
Arbeit  benutzt. 

Die  in  Betracht  kommeiidcu  Urkundru  des  Mainzer  Stadtarchivs 
sind  nicht  registriert,  auch  RröfstenttMls  nicht  näher  geordnet,  sondern 
nur  nach  dein  hauntsnchlichston  Inhalt  in  umfan^Toichcn  Bündeln  zu- 
gamniengenomroen.  Die  wertvollste  und  umfassendste  Ausbeute  boten  die 
zahlreichen  unter  dem  Titel:  „Akten  über  Handel  und  Verkehrswesen" 
in  Abteilung  127  vereinten  Konvolute.  Sie  enthalten  alles  auf  Handel 
nnd  Verkohr  bezügliche  Material  aus  den  Archivbeständen  der  Mninzor 
Mairie  um  die  Wende  des  18.  zum  19.  Jahrhundert,  sowie  der  Mainzer 
Bürgermeisterei  ans  der  Zeit  von  1816  bia  1860.  Heinungsaastansch  der 
«tadtischen  und  staatlichen  Behörden,  Krahnen-  und  Zollrechnungen, 
Akten  über  Schiffer-  und  Steuerleute,  Halfwe^jon  oder  Schifl^szug.  Schrift- 
stücke über  städtische  Häifenan^'ele^^tdieiteu  im  weitesten  Umfang,  über 
Stromregulierung  und  Uferbauteii ,  WasserstandsverliiUtnisse,  Brücken, 
Mühlen  u.  der^l  -in  l  t'  il<  Ti  ich  clironolop^i^cher  !'(  l^-^e  zu  einzelnen 
Fascikeln  zusamniengenoinnjen ,  teils  wenig  geordnet  in  umfangreichen 
Bündeln  aufbewahrt.  Genauere  Verweise  waren  angesichts  dieser 
Verhältnisse  nicht  angängig.  Doch  habe  ich,  soweit  das  verwertete 
Material  in  Fascikeln  ruht,  die  unter  besonderer  Aufschrift  Prkunden 
einer  bestimmten  Zeitspanne  enthalten,  solche  Titclbczeii  hnuu^en  bei- 
bebalten,  um  dem  weitersncbenden  Forseher  wenigstens  tre wisse  An- 
haltspunkte zu  i^eben.  Eh  sind  also  Ix'ispielswtMse  unter  der  ne/eiehnung 
„I'}M'n(<c)ii<fahrtsakten  1817,  l«lÖ",  die  Akten  des  Fascikels  über  Rheiti- 
ßciulVahit  der  Jahre  1817  oder  1818  aus  der  Abteilung  llandfd  und 
Verkehrswesen  zu  verstehen.  Die  Zutugung  des  Wortes  „Dampf- 
sc-lnftahrt"  bedeutet,  dafs  die  mm f  I »ampfscliitlalirt  be/ugliclnui  Konvolute 
gemeint  sind.  Wo  eine  nähere  Bezeichnung  der  Aktenbändel  fehlt, 
mofste  ich  mich  mit  der  Angabe  „Akten  über  Handel  und  Verkehrs- 
weaen"  als  Fundort  begnügen. 

Neben  den  genannten  Materialien  kamen  für  die  vorliegende  Arbeit 
die  nach  Gewerben  geordneten  Zunftakteu  des  Mainzer  Stadtarchivs, 
▼or  allem  die  anf  die  j^MaiBser  Schiffergilde"  besüglichen  Aktenstücke 
in  Betracht,  die  unter  der  Beseichming  .Akten  der  Mainxer  Schifier- 
giide^  citicrt  sind. 

Mehr  gelegentlich  sind  andere  Abteilungen  des  Archivs,  z.  B.  die 
^Akten  Uber  MUitftrwesen*',  die  „Bttdgetveranschlagungen  der  Stadt 
Maina'*  v.  s.  ir.  anm  Belege  herangeiogen. 
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Die  Aktenbest&nde  der  Mainzer  Handelskammer  ^ind  chronologisch^ 
nach  «lein  Datum  des  Einlaufes,  geordnet  und  paraf^raphiert.  woboi 
jeweils  zusammengehörige  Schrütatückc  unter  einer  Paiagraphennummer 
▼ereint  Bind.  Die  MftteriaJien  von  der  Gründung  der  Kammer  1798 
bis  zum  Jahre  ISH'^  ^uu\  auf  dir.';»-'  Woise  als  §5  1  — 1H0;-?1  bezt  ii-hnet. 
Ich  durfte  mich  daher  bei  Verweisungen  einfach  mit  der  Angabe  des 
Paragraphen,  den  das  betreffende  Schriftstück  trägt,  begnügen. 

Schliefsiich  gei  bemerkt,  dafs  M.St.A.  als  Mainzer  Stadtarchiv, 
M.St.H.  als  Mainzer  Stailtl.ibllotlu^k ,  und  A.  d.  M.  H.K.  als  „Archiv- 
der  Mainzer  Haudeiskammer"  zu  lesen  ist 


II.  Littentnr  und  gedrockte  Qnelien* 

Aufsefs,  Zolle  und  Steuern  =  Aufflefa,  0.  Frhr.  v..  Die  Zölle  nnd 

StcutTn  sowie  die  \  «Mtragsmärsigen  auswilrtiirt  u  IIan<loI^^I)i'ziehungen 
des  Deutschen  Keiches;  zum  viertenmal  bearbeitet  (Separatabdruck 
aus  den  Annalcn  des  Deutschen  Reiches  lb93j.  Mönchen  und  Leipzigs 
(6.  Hirth)  1893. 

Bemerkunp:en  über  den  Ortroivertrap  =  Bemerkungen  über  Ovfvn- 
vertrag  und  die  Mainzer  Schiti'erorganisatiou,  nebst  einer  historischen 
Einleitung  über  du  SchifiklirteweseD  des  Obenlieins.  Ab  Beitrar 
zu  dem  bevorstehenden  Additionalyertarag.  Heidelberg  (Mohr  nnd 

Zimmer)  1806. 

Bcttgenhacuser,  Marktschiffahrt  =^  Bettgenhaeuscr,  Richard,  Die 
Hainz-Frankfiirter  MarktschiÜahrt  im  Mittelalter  (Leipziger  Studien 
aTi-  lern  Gebiet  der  G^f^cliichte,  heran ffrogeben  von  I^uoIiIk«!/, 
Lamprecht  u.  a.  Bd.  II.  Heft  I).  Leipzig  (J  >uncker  &  Humblotj  iM^ti. 

Bockenheimer,  Geschichte  der  Stadt  Mainz  =  Bockenheimer,  K« 
Geadiichtc  der  Stadt  Mainz  während  der  zweiten  fraosSaiBchen 
Herrf^ehaft  (179S'— ISi  n.    Mainz  (Fl.  Kupferberirl  1890. 

Bodmauu,  Aunuaire  statistique  löOö  .  .  .  >=  ß  od  mann,  Ferdinand, 
Annnaire  atatistique  du  d^rtenient  du  Hont-Tonnecre  ponr  Taa 
Ihos.  1^00,  1810,  1811  (letaterea  deutach).  Mains  (J.  Wirth; 
Fl.  KuptVrbor^rl 

liodniann,  ( 'odc  de  polico  uthiiiiiistrutivc— H o d  m im  n ,  Ferdin  and,  Code 
de  police  administrative  .  .  .  oder  Gesetzbuch  der  admlnistrativeil 

Polizei,  oder  Sammlung  Zweiter  TeiL  Maina  (Fi  Kapfer- 

berg)  1810. 

Bdhtlingk,  Der  dentsche  Zollverein  «=-  Bt^htlingk,  Arthnr,  Der 
deutsche  Zollverein,  das  Karlsruher  Po!}  teebnikum  und  die  er^te 
Staatsbnhn  in  Dontschland.  Eine  kultarhiatoriache  Studie.  Karlaruhe 
(Wilhelm  Jaiirausj  1899. 

V.  d.  Boi^ht,  Die  Bheinaeeachiffahrt  »  van  der  Borght,  R.,  Die 
wirt^(  haftliche  Bedeutung  der  Rhein-Sef  schifFahrt.  n.  raun^'Hi.'«  1  •  n 
und  mit  einem  Vorwort  vergehen  von  der  Handelskammer  zu.  Köln 
a.  Rh.    Köhl  (Selbstverlag  der  liaiulelskammer)  1^92. 

V.  d.  Borght,  Verkehrswesen  =  van  der  Borgbt,  R.,  Daa  Torkehra- 
wesen  (Hand-  und  Lehrbuch  der  Staatswissen-rliMftcn  in  selb- 
ständigen Bänden  herausgegeben  von  Kuno  Fmokeustein  X  Bd.  7). 
Leipzig  (C.  L.  Hirschfeld)  lÖW. 

Borgius,  Geschichte  dea  Mannheimer  Getreidehandels  =  Bor  tri  ua, 
\Valter.  Mannheim  und  die  Entwicklung  des  südwpsrd<'ut>v  hen 
Gctreidchaudeis.  i.  Geschichte  des  Mannheimer  Getreidehandel«, 
(YolkswirtBehaftliebe  Abhandinngen  der  badiachen  Hocbschiüen, 
herausgegeben  \  on  C.  J.  Fuchs,  0  .  v  Schulze-Gävernitz,  M.  Weber* 
II.  IM     1.  Heft.)    FreÜMir-r  i.  Hr.  (J.  C.  R,  Mohr)  1899. 

Braun  und  Weber,  Verwaltungsreeht  =^  Das  Verfassungs-  und 
Verwaltungsrecht  des  (rrofahersogtomB  Heaaen.  Auf  Gmnd 
dea  Handbucha  der  Verwaltongageaetigetrang  von  Fr.  Küchier, 
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bearbc^itot   von  £.  A.  Braun  nnd  A.  K.  Weber.  Oamutadt 

(Jonghaus)  mb, 

Büsch,  Schriften  —  Büsch,  Johann  Georg,  Sftmmtliche  Schriften. 
4  Bde.   Wien  (B.  Fh.  Bauer)  1814. 

Camphausion.  Zur  Kisenbabn  von  K'-ln  nn(')\  Antwerpen  ^  Camp- 
hausen, L.,  Zur  Eisenbaiiu  von  Kuiu  nach  Antwerpen.  Köln 
(P.  Schraitj!)  18H5. 

CSbhn,  Natioiialr.koiiomie  des  Handels  und  Verkehrswesens  =—  Cohn, 

Gustav,  Nationalökonomie  des  Handels  und  de«  ^'erkeh^«iwe•^ens. 

(System  der  Nationalökonomie  III.  Bd.)  Stuttgart  ^F.  Euke)  1898. 
Daniels,  Stapelrecht  au  K5ln  und  Hains  -=  Daniels,  U.,  Über  das 

Stap(dreeht    su   Köln    und   Maina.    KSln  (Oedenkoyen  nnd 

Thiriart)  1804. 

Denkschrift  der  Diii^encenschiflcr  =  Unterthäui^8te  Denkschrift  der 
vereiniprten  Grofslier^ogl.  Hessischen  und  Grofsherzogl.  Nassanischen 
Dir^'i-neensehit^-r:  an  das  Grorsherxogl.  Hessische  Ministerium  in 
Darmatadt.    Mainz  (J.  Wirth)  1819. 

Denkschrift  des  Mainzer  Schleppdamj)fschifFahrtsvercin.s  —  Denk- 
schrift des  Verwaltungsiiifs  des  Mainzer  Schlepp-Dampfschiffahrfci- 
Vereins:  an  dju?  Hohe  rfiof^li.^rzofxl.  Hessische  Minbterium  in  Dann- 
stadt,   Ohne  Angab«?  des  Dnu  kovfs  löö»i. 

Deukschrit't  in  Sachen  der  Rhrinschitlahrt  —  Denkschritt  in  SacJien 
der  Rheiusehiffahrt  mit  besonderer  Rficksicht  auf  bestehende  Zölle 
und  Ahicalirn.  I>rrIIn  firodruckt  in  der  Deckersehen  Gebeimen 
Ober-Hof buchdruckerci)  ISitO. 

Denkschrift  ilber  die  Strftme  Memel . . .  Rhein  =  Denkschrift  über  die 
Ströme  Memel,  Weiehf<el,  Oder,  Elbe,  Weser  und  Rhein.  Bearb*'itet 
im  Auftrage  des  Ministers  der  üffentlich(!n  Arbeiten.    Berlin  18S8. 

Dienstordnung  für  dc!»  RlieinHchiffer  Dienstordnung  für  den  Klu  in- 
sehiffer  mit  F^iu^elitufs  der  Binneu.sehirtahrtsgesetze  vom  15.  Juni 
1895.    Ruhrort  (C.  H.  Jacke)  1895. 

Dufournv,  Der  Rhein  Dnfonrny,  Alexi.s,  Der  Rhein  in  seiner  tech- 
niscnen  und  wirtsehaftliehen,  besonders  auch  verkehrstarifarischen 
Bedeutung,  übersetzt  und  ergänzt  von  J.  Landgraf  Berlin  {Siemen- 
roth u.  Troselnd)  189S. 

Eckert,  Mainzer  Sehiffergewerbe  Eckert.  Christian,  Das  Mainzer 
8c hitferge werbe  in  den  letzten  drei  Jahrhunderten  des  Kurstaates 
(Staats-  nnd  socialwiwensehaftliche  Foischungen  herausgegeben  von 
(Gustav  Schmoller  XVI,  :{).    Lei^izig  (Duncker  &  Humblot)  1898. 

Eichhot)',  Analytischer  Entwurf  Eirlihoff,  J.  .1.,  „( lenemldin^ktor 
des  Rhein  ihilFahrtsoctroi",  Analyti^clier  Entwurf  einer  SHnnnlung 
von  Abhandlungen  und  Aufeät/< n  über  die  SchiflEahrt,  Polizei  und 
Handlung  des  inieinstromes,    Miiinz  1^12. 

Eichhoff,  Darstellung  des  Rheins  ^  Eichhoff,  J.  J.,  Topographisch- 
statistische Darstellung  des  Rheins  mit  vorzüglicher  KQcksicht  auf 
dessen  Schiffahrt  und  Handlung  Köln(Dnmont-Schaubcrg)  1814. 

Eichhoff,  Pragmatische  Darstellung  =  Eichhoff,  Pragmatisch-geschicht- 
liche Darstellung  d<'r  V^erhandlungen  und  Beschliisse  des  Kongrefs- 
Comit«^  für  die  Freiheit  der  Flüsse,  sowie  der  Beratungen  der  in 
Gefolge  jener  Besehlüss.'  m  Mainz  niedergesetzten  Central« 
Commi-siun  Main/.  (Fl.  Kupferberg)  1819. 

Eichhoff,  Projet  du  Reglement  dctiuitif  —  Eichhoff,  J.  J.,  Projet  du 
Reglement  definitiv  coneemant  la  Navigation  du  Rhin,  son  Ad- 
ministration* sa  Police,  et  len  Droits  k  y  percevoir;  ^tMdit  da 
rapnort  g^n^ral  devcinppent  Ics  principor«  ft  niotifs  qui  ont  servi 
de  base  &  ce  travail.    .Maycnce  (Th.  v.  Zabern)  1817. 

£ichhoff,  Erlautemde  Bemerkungen  »  Eich  hoff,  J.  J.,  Erlftutemde 
Bemerkiiniren  zu  der  in  der  147.  Sitzung  von  di-m  (imf-li.  bad. 
Bevollmächtigten  bei  der  Gcntral-Commissiou  der  RheinschiÜ'ahrts- 
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angelegenheitcn   gehalten«]!  Frisidialrede.    Bonn  (gedruckt  bei 

Fl.  Kupferberg)  1819. 
EidilioiF,  Betrachtungen  über  den  XIX.  Artikel  dar  Bandeeakte  » 

Eichh(»ff,  J.  J.,  Hetraclitun^cn  ubcrdpii  XIX.  Artikel  der  deutsehen 
Bundesakte  nebst  Andeutungen,  wie  im  GrefolL'^»'  desselben  dem 
Handelsverkehr  zwischen  den  verschiedenen  liuiidesstaateu  Er- 
leichterung zu  verschaffen.  Wiesbaden  (L.  Schellenberg)  1820. 
£lster,  W^Srtorbnrh  der  Volkswirtschaft  Worte rbn eh  der  Yolks- 
wirtschatt  in  zwei  Bänden  herausgegeben  von  Ludwig  Ebter.  Jena 
(ö.  Fischer)  1896. 

£nnen,  Gosohiclite  d»'r  Studt  Köln  =  Knnen,  Leonhard,  Geschichte 
der  8tadt  Köln,  meist  aus  den  Quellen  des  Kölner  8t*dtaichir«. 
5  Bde.    Köln  und  Ncufa  (Schwann]  lJ>t>8  tf- 

Graff.  Die  Khein-Seeechiffkhrt  =  Graff,  August,  Die  Bhein-Seeechiff- 
fniirt.  Im  Auftrac:  von  L.  F.  Oetemeth  anegearbeitet.  EAln 
(Du  Mont-Schauberg)  1890. 

Gotnein«  Die  Befreinng  des  RbeinB  Oothein*  Eberhard,  Die  Be- 
freiuii^r  des  Rheins  im  19.  Jahrhundert.  (Mitteilungen  für  «h'n 
Mitteirheinischeii  Fubri  kanten  verein  H57  — 858.)  Mainz  iK.The^-er)  1900. 

Gothein ,  Bheinschift'ahrt  —  Gotheiii,  Eberhard,  Zur  Geschieht«; 
der  Hhoinschiffahrt  i  Wrgtdcutsche  Zeitaehrilt  fElr  Geschidite  und 
Kunst  XIV,  8.)    Trier  (Fr,  L'mtz). 

Gothein,  ZoUkongresse  und  il anUeUprojekte  =  Gothein,  Eberhard, 
Rheiniecfae  Zollkongresse  nnd  Handelsprojekte  am  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts. (Beitrn;rt'  zur  Geschichte  vornehmlich  Kölns  und  der 
Rheinlando.  Zum  80.  Geburtstag  G*  V.  Mevissens.)  Köln  (Domont- 
Schauberg)  1895. 

Handelskammer  zn  Mainz  =  Die  11  andeUkammer  zu  Hains  1798 

biÄ  1898;  ein  pppchii'litlicher  Uberl)Hck  zur  KrinniTnn-j-  nn  ihr 
hundertjähriges  Bestehen;  verfafst  von  P.  Meesmann  und  W.  Veike. 
Mainz  1898. 

Haiid\V(irterbuch  der  Staatswissenschaften  =-  II  :i  n  d  w  ö  r  t  e  r  bu  ch  der 
Staatswi.ssenschaften  herausgegeben  von  Conrad  u.  a.;  beaonden 
Bd.  4  u.  5.    1892  1893. 

Herman,  Adrofsbuch  1823  ff.  =  Herman,  H.,  „Genendsekretär  der 
Rheinschitfahrts  Central-GoTrimission  zu  Mainz'',  Adrefshandbuch  d«»r 
Bheinsehifiahrtsverwaltung  für  die  Jahre  1825 — 1830.  Mainz 
(J.  Wirth)  1823—1830. 

Herman,  Topographie  des  Klieins  Herman,  H..  TopoL^raphie  des 
Rheine  von  semen  Quellen  auf  dem  St.  üotthardsbt  r^'  bis  zu  seinen 
Mündungen  iu  die  Nordsee,  zugleich  als  Fortseti^ung  des  Adrefs- 
handbuch.s  der  Rheinschiffiiüirtererwaltnng  fSat  daa  Jahr  182S.  Ifaiaa 
(S.  Müller)  isi?:.. 

Herman,   Sammlung  der  Gesetze  >»  Herman,   H.,  Sammlung  der 
seit  dem  Reichs-DeputationS'Hanptiiehlars  yom  25.  Febmar  1808  in 
Bezug  auf  Tiheinhandel  und  S<-hifTahrt  erschienenen  Gesetze,  V.  r 
Ordnungen  und  allgemeinen  Instruktionen.    Mainz  (S.  Müller) 

Herman,  Sammlung  der  Gesetze  II  =  Herrn un,  H.,  Sammlung  der  .  .  . . 
in  Besag  anf  Rheinhandel  und  Schiffahrt  enchienenen  Gesetze,  Ver* 
ordnun^'en  und  all^'emeinen  Instniktionen.  £rst6  FortBetavag- 
SupplemeuL   Mainz  (S.  Müller)  1831. 

Herman,  VereinsKolltarif Herman,  H.,  Yolletindiger  alphabetiedier 
Vf-reinszolltarif,  enthaltend  ein  alphabetisch  geordnetes  Verzoiehni? 
aller  Waaren,  mit  Anf;al)e  ihrer  Ein-  und  Ausganfxsabgaben  sowie 
der  RheiuBchifTalirtsgebühren  ....  Ak  Fortsetzung  der  Sammlung 
aller  .  .  .  .  i)i  lie/ug  anf  Rheinhandel  nnd  Schiffahrt  eBMiiteaieiie& 
Gesetze.  Verordnungen  and  allgemeinen  Inatroktioiieo.  Ibins 
(Fl.  Kupferberg)  1837. 

Hügel,  Mannal  för  dm  Sehifieretand  —  Hflgel,  D.  Manoal  Bat  den 
Handele-  und  Schifferstand.  Mains  (Th.  v.  Zabeni)  183Sw 
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Hüpedon,  Rheinhandol  =  Hüj)r»den,  C  C.  E. .  Vom  KheiDhandel 
(A.  L.  Schlözers  ötat.saiizcigen.  Bd.  L  Holt  1—4).  Göttingen 
(Vandenhock)  1782. 

Jacobi,  niiciiiscliifTahrf  Jacobi,  Gcorfr  A  rnold,  Einice  Worte  über 
die  lilieiuüchiifahrt.  (Europäische  Annaien  von  K  L.  Posselt. 
Jahrgang  1803.    1.  Bd.)  Tffbingen  (J.  6.  Cotta)  1808. 

Jahresbcriclite  Statistische  Jahresberichte  der  Central- 
Coinmission  für  die  RhoinsehifFahrt  — 1870.  Jahrp^ang  1835 — 
1881)  in  Steindruck.  1840  fF.  in  Buchdruck:  1840,  lö41  Wiesbaden 
(L.  Riedel);  1842-1860  Mainz  (Fl.  Kupferberg);  1861—1868  Mann- 
heim (J.  Sclni  :  tn  h  1869/70  Mannheim  (Schaft  u.  KaisborpTPr). 

Klebe,  KeiBe  auf  dem  Rhein  ^  Klebe,  Rei^e  auf  dem  Rhein  durch 
die  tentschen  Bhehüäiider  und  die  firansdsischen  Departement»  dea 
Donnersberges  ....  vom  Juli  bis  Dezember  1800.  Bd.  I  und  II« 
Frankfurt  a.  M.  (EfsHiigr-r)  ISOl. 

Klein,  Geschichte  von  Mainz  Klein,  Karl,  Geschichte  von  Mainz 
währtMul  der  rrstrn  franzt'Ksischen  Öccnpation  1798—1798.  2.  Aus- 
gabe.   Mainz  (V.  v.  Zabern)  l>^92. 

Kluber,  Kongrefsakten  I— VI  —  Klüber,  Johann  Ludwig,  Akten 
dea  Wiener  Kongresses  in  den  Jahren  1814  und  1815.  Bd.  I— VI. 
Erlangen  (J.  J.  Palm  u.  E.  Enke)  1815,  1816. 

Klüber,  Kceht  des  deutschen  Bundes  =  Kluber,  .Johann  Ludwig, 
OlFoiitlii  ht'.s  Rocht  den  deut«ohpn  Bundes  und  der  Bundesstaateu. 
3.  AuH    Frankfurt  a.  M.  (Andrcäische  Buchhandlung)  1831, 

Kölnor  iliif.'nf.'.-tsrlirift  ^  1)  c  n  k  s  c  Ii  ri  ft  .Irr  Stadt  Köln  aOT  Er- 
üfi'uung  der  neuen  Werft-  und  iiafeuau lagen.   Köln  1898. 

Kohl,  Der  Rhein  -=  Kohl,  J.  G.,  Der  Rhein.  Bd.  1  nnd  2.  Leipzig 
(BrockhauH)  lHr>l. 

Kriele,  Die  HeguHcrung  der  Elbsehiffahrt  =  Kriele,  Martin,  Die 
Regulierung  der  Elbschiffahrt  181U — 1821  (Abhandlungen  aus  dem 
staatswissenschaftlichen  Seminar  au  StraTsborg.  Heft  1^  Strafs« 
bürg  ..(Karl  .).  Trül.iu  r)  1«94. 

Lehne,  Übersicht  der  gegenwärtigen  Läse  des  Departements  vom 
Donnersberg  Lehne,  Fr.,  Ubersicnt  der  gegenwärtigen  Lage 
dea  Departements  vom  Donnersberg  in  Betreff  des  Handels  und 
r.ff.-T)fi;<  Ih  r>  T^!t<  rrichts  IbOl  (Lebnes  Gesammelte  Schriften  Bd.  III). 
Main/    J.  Wirthi  1S38. 

LOprr,  litii  äuschiffahrt  Strafsburgj«  —  Lüper,  Carl,  Die  Rheinschiffahrt 
Strafsburgs  in  früherer  Zeit  und  die  Strafsburger  Schiffleat'Ztmft. 
Strafsburg  ^Trübner)  1877. 

Lötz,  Verkebsentwicklung  in  Deutschland  »  Lötz,  Walther,  Ver- 
kehrsentwicklung  in  Deutschland  1^<00 — 1900.  S<!ch8  volkstümlidie 
Vorträge  über  Dontsrhiands  Eii^cnbahnen  und  Binnenwasserstrafsen, 
ihre  Entwicklung  und  Verwaltung,  sowie  ihre  Bedeutung  für  die 
heutige  Volkswirt.Hchaft.    Leipzig  (B.  G.  Teubner)  1900. 

Martens,  Recueil  de  traites  -  de  Martens.  O  F.,  Reeueil  de  trait^ 
....  8  Bde.   2.  Ausg.   Güttingen  (Dicterichj  1817—1835. 

Hartens,  Nonvean  recneil  ^  de  Martens,  G.  F.,  Nonvean  reeueil  de 
trait<^s  ....  6  Bde.    Göttingen  1817—1842. 

Martens,  Nouveau  reeueil  g^n<^ral  =  M  artens,  G.  F.,  NoQVean  recnei! 
g6nöral  de  traitös  ....  13  Bde.    (iöttingeu  1843  ff. 

▼on  Mayer,  Deutsche  Eisenbahnen  =  von  Mayer,  Arthur,  Gesehichte 
nnd  Geographie  der  deutschen  Eisonhalmen  von  ihrer  Entstellung 
bis  auf  die  Gegenwart  1890.  Bearbeitet  nach  Originalquellen. 
Bd.  1  tt.  2.   BerUn  (W.  Baenscb)  1891. 

Meidinppr,  Der  Rliein  =  Meidinger,  Heinrich,  Der  Rhein  und  seine 
schiffbaren  Nebenflüsse  und  Kanäle.  (Die  deutsehen  Ströme  in 
ihren  Verkehrs-  und  Handels  Verhältnissen  mit  statistischen  Über- 
sichten.   II.  Abteilanff.)  Frankfurt  a.  M.  (Hermann)  1861. 

Meyer,  Staat^riktcrt  =  Corpup  Juris  Confoedrrationis  Oor- 
manicae  oder  Staatsakten  für  Geschichte  und  öffentliches  Recht 
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deb  deutschen  Bundes.  Nach  oüBciellen  Quellen  heraos^e^ebeu  vou 
Ph.  A.  G.  von  Meyer,  ergftnzt  und  fortgeführt  Ton  Hemnch  ZoeplL 

3  Teile.    Frankfurt  a.  M.  (H.  L.  Brönner)  1858,  1859,  1869. 

Mohr,  Die  Fl(^r5toroi  auf  dotn  Rhein  =  Mohr,  DieFlöfserei  aof  den 
Rhein.    Mannheim  (Ph.  Walter)  1897. 

Nan,  Beiträge  zur  Kenntnis  des  Handels  und  der  Schiffahrten  von  Naa, 
B.  S.,  „Ki.iiij^'l.  buvr,  bevollmächtigter  Kommissär  für  die  Rholn- 
schitl'ahrtsangeiegenheiten  bei  der  Central-Oommi&siou  an  Main2% 
Beiträge  zur  KeontDis  und  Beförderung  de«  Handds  und  der 
Schifiahrt.    Bd.  I— III.    Mainz  (Fl.  Kupferberg)  1818—1823. 

Ockhart,  Gesetzpt'liuTirr  ^  Ockhart,  J.  F.,  „Mitglied  der  provisorischeji 
VcrwaltungS'(  oininissiou  und  Inspektor  der  Rheinscniffahrt",  Ge- 
ßchiclitliche  Darstellung  der  früheren  und  späteren  Gesetzgebune: 
über  Zöllo  und  H.'tndelsst'fiifVnlirt  dos  Rh«'iiis,  mit  Riirksicht  auf  !' 
Beschlüsse  des  Wiener  Kongresses  für  die  künftige  Verwaltung 
dieses  Btroms  und  seiner  KebenflOsse.  M«ns  (Fl.  Kupferberg)  18lC 

Ockhart,  Der  Rhein  =  Oi  khart,  J.  F.,  Der  Rhein  nach  der  Länge 
fjpinpR  T.anfst  und  der  Beschaffenheit  seines  Strombette",  mit  Be- 
ziehung auf  dessen  Sebifiahrtsverhältnisse  betrachtet  Ein  Beitrag 
zur  näheren  Kunde  der  deutsehen  FludBSchiffahrt,  Mainz  (FL  Kupfer* 
ii.T-i  I8in. 

Oppenheim,  Der  freie  deutsche  Rhein  <==Oppeuheim,  H.  B.,  Der 
freie  deutsche  Bhein,  Geaehtditliishd  ima  staaiBrechtliehe  Eat> 
Wicklung  der  OeHetagebung  des  Rheins.  Stuttgart  und  Tflbingeu 

(J.  G.  Cotta)  1S42. 

Puls,  Die  vülk^jwirtschaftliehe  Bedeutung  der  Kanalisiening  des 
Mains  Puls,  ().,  Die  xolkswirtschaftliche  Mtnieutung  der  Kana- 
lisimnip:  des  Mains  von  Frankfurt  bis  zum  Khrin  Auf  (irund  der 
Akten  und  im  Auftrage  der  Handeiskammer  zu  Frankfurt  a.  M. 
dargestellt.  Frankfurt  a.  M.  1879. 

Puls,  Der  wirtschaftliche  Wert  der  Main-Kanalisiening  Puls,  0-, 
Der  wirtschsiftücho  Wert  dpr  Main-Kannli^icntn}]:  und  der  Ofit'^r- 
verkehr  von  Frankfurt  a.  M.    Frankfurt  a.  ÄI.  (A.  Ncumauüj 

Hau,  Volkswirt.^chaftspolitik  ^  Rau,  K.  H.,  Grun<l8ätze  der  Volks- 
wirt«chaft8politik  ^Lohrbuch    der   politif^iht'n   Ökonomie  Bd* 
5.  Aufl.   Leipzig  und  Heidelberg  (C.  F.  Winter)  18t>;i. 

Bealeanx,  Der  Welnrerkehr  und  seine  Mittel  Reuleaux,  F.,  Der 
Weltverkehr  und  seine  Mittt  I.  I.  Rundschau  über  Schiffahrt,  Land- 
transport und  Welthandel.  (Das  Buch  der  Erfindaupt  n ,  <;,>\v'erbe 
und  Industrien  VII.)  8.  Aufl.    Leipzig  und  Berlin  (O-  S])anitT)  1867. 

Der  Rheinstrom  und  seine  wichtigsten  Nebenflüsse  —  Der  Rhein' 
ström  und  seine  w  1  cb  t  if^sto  n  Nobonflüsso  von  den  Qm^llrn 
bis  zum  Austritt  des  Stromes  aus  dem  Deutschen  Reich.  Kine 
hydrographische,  wagserwirtscbafUicbe  und  wasserrechtliche  Dar- 
stellung ....  Herausgegeben  von  dem  Centraibureau  für  Met*K)ro- 
logie  und  Hydrographie  im  Grofsherzogtum  Baden.  Berlin  (Ernst 
u.  Korn)  1889. 

Die  Rheinzölle  =^  Die  Lasten  des  Handels  und  Verkehrs  des  Rheiu'* 
und  Maln^rbiotrs    1.  fleft:  Die  Bhelnzdlle.  Frankfurt  a.  M. 

(P.  B.  Auffarth)  1860. 

Rhenus  1858 ff.  Rhenus,  Jahrfoueh  üQr  Handel,  Schiffahrt  und  In- 
dustrie  der  Rheinlfinder  heraui^egeben  von  G.  Schirges.  I — V. 
Mainz  (Fl.  Kupferberg)  1858  f^".;  Mannheim  (J.  Schn-  i  i-r)  1875. 

Rigaud,  Betrachtungen  über  den  rheinischen  Schittiiiirt.>«verkehr  = 
Rigaud«  J.,  Betrachtungen  über  den  rheinischen  Schiffahrtsverkebr 
und  das  proufsische  Ki.senbahnnrt;?.  Mit  Rücksicht  uuf  (b  n  l^ericht 
des  volkswirtschaftlichen  Ausschusses  „Die  FluTszölle  betreffend*. 
Frankfurt  a.  M.  (C,  Krebs  Schmitt)  1848. 

Sai,  Die  Verkehrsmittel  =  Sax,  Emil,  Die  V«  rktdirsmittel  in  Volks- 
und Staatswirt^cliaft.    Bd.  I  u.  II.    Wien  (A.  Holder)  1878.  1879. 

Schanz,  Mainschiffahrt  im  XIX.  Jahrhundert  «  Schanz,  Georg,  Die 
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Mainschiffahrt  im  XIX.  Jalirhundert  und  ihre  künftige  Entwicklung. 
(Studien  über  die  bayeriächen  Wasaerstrafdcn.)  ßambcr},'  (C  ö. 
Buchner)  1894. 

Schirrjcs.  Hör  Rhein  =  Schirges,  Georg,  „Aktuar  i\or  Khein- 
bchiffahrts-CcntralkommisBion",  Der  Bbeinstrom.  £iii  Beitrag  zur 
Kmntnis  der  Geschiebte,  Handelsetatislik  nad  Oeeetigelning  des 
Kheins,  nebj<t  der  Rheinschiffahrtsakte  vom  Hl.  März  1831  samt 
allen  ihren  Suitplonientarurtikeln,  Abrinderungen,  ihren  wichtigsten 
Regulativen  und  Instruktionen.    Mainz  (V.  v.  Zabern)  1857. 

SebmoUert  Social-  und  Gewerbepolitik  Schmoller,  Gastav,  Zur 
Social-  und  Gewerbepolitik  (l(>r  OogeDwarL  Beden  imd  AofiMLtxe» 
Leipzig  (Dunckcr  &  Huinblot)  1890. 

Sdimoller,  Tncherbnch  »  Schmoller,  Gustav,  Die  Straftbnraeg 
Tuch  er-  und  Weberzunft  und  das  deutsche  Zunftwesen  TOm  XuL 
bis  XVI r.  Jahrhundert.    Strafsburff  (Trübner)  1881. 

Schmoller,  \  olkswirtachaftslehre  =  SenmoUer,  G-,  Grundrifa  der  All- 
gemeinen Volkswirtschaftslehre.  L  Tml.  1.— d.  Aofl,  Leipsic 
(Duneker      Ilumhh.t)  IfMlO. 

Schmoller,  Wirtschaftliche  Politik  Friedrichs  des  Grofsen  <»  Schmoll  er, 
6.t  Studien  über  die  wirtschaftliebe  Politik  Friedrichs  des  €hx>Äeti 
und  Preufsens  überhaupt  von  1680  bis  ITSn  (Schmollers  Jahrbuch  für 
Gesetzi^clvnunf  Vtn  waltunc:  und  Volkswirtschaft  im  Deutschen  Reich« 
8. — 11.  Jaiiigiiug).    Leipzig  tDuncker  &  llumblot)  1884—1887. 

Schmoller,  Das  preufsische  Handels-  und  Zollgesots  vom  2G.  Mai  1618 
Sehmoller,  ('..   Das  prcur^ische  llau(lel9-  und  ZoUgesetz  vom 
26.  Mai  1818.   Kektoratsrede  vom  3.  August  1898.   Berlin  1898. 

Sebwabe,^  Entwickinnff  der  deutschen  BInnenscbiffabrt  »  Scbwabe, 
Die  Entwicklung  uer  deutschen  Binnenschiffahrt  bis  zum  Ende  des 
19.  .lahrluitiderts.  (Deutsch-Osterreichisrh-Uugarischer  Verband  für 
Binnenschiffahrt;  Verbaudsuchrifteu  Nr.  44. j  Berlin  (Siemenrotb  u. 
Ttoschel)  1809. 

Sering,  Gescliichte  der  Eii^enzölle  -  *^cring,  Max,  Geschichte  der 
preufsisch-deutschen  KisenzöUe  von  1618  bis  zur  Gegenwart.  (Staat.s- 
und  socialwissenschaftliche  Forschungen  heraudgegebcu  von  G. 
Schmoller  III,  3.)    Leipzig  (Doncker  &  Humblot)  18^2. 

Sommerlad.  Rlioiiizrille  ^  Sommerlad,  Theo.  Die  KheinxöUe  ioi 
Mittelalter.    Halle  a.  S.  (C.  A.  Kaemmerer)  1894. 

Staffelrecht  der  Stadt  Mains  =  Das  Staffelrecht  oder  die  Stations- 
fahrt auf  deui  Rhriii.  insbi  sondere  die  Staffel-Gereehtsame  dnr 
Stadt  Mainz  in  geschichtlich-rechtlicher  und  polizeilicher  Hinsicht 
dargestellt.  1814. 

Staffelrecht  der  Stadt  Mains,  Nachtrag  Die  nachgesuchten  Aus- 
nahmen und  Hc;,MinstigungeTi.  Ein  Nachtrag  ;!nr  Abhandlung: 
Das  Staff'etrecht  oder  die  Stationsfahrt  auf  dem  Rhein  .  .  .  Ibl4. 

Sympher,  Die  Zunahme  der  Binnenschiffahrt  in  Deutschland  — > 
Sympher,  Pie  Zunahm  1  r  TTinnenschiffahrt  in  Deut-  liland  von 
1875  Dis  1^95.  (Separatabdruck  aus  der  „Zeitschrift  für  Binuen- 
Schiffahrt"  1899.)   Berlin  (Siemenroth  u.  Troschel)  1899. 

Über  die  Freiheit  der  Rheinscbiffabrt  Über  die  Freiheit  derKhein- 
scliitViihrt.  Eine  Beleuchtung  zweyer  7.n  Frankfurt  erschienenen 
Schriftchen,  besonders  des  Sendschreibens^  als  fernerer  N  ach  trag 
zur  Abhandlung:  Das  Staffelrecbt  oder  die  Stationsfabrt  auf  dem 
Rh. 'in  1S15. 

Trois  Memoire«  sur  la  navigation  du  Rhin  =  Trois  m^moires  sur  la 
navigation  du  Rhin,  nr^sent^s  au  CJongres  k  Viennc  par  ia  deputa- 
tion   de   la  ville  de  Mayence  1815.    (Siehe  Staffelrecht  und 

Nachtrage. 1 


des  Bhcins  in  Hinsicht  auf  Grenae  awischen  Frankreich  und 
Deutschland;  über  die  auf  beiden  Rbeinufeni  angelegten  Zölle, 


Thal  weg  du  Khin  =  Le  Thal 


du  Bhiu  ....  Über  den  Thalw« 
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Mauthen  uud  die  den  zwei  Städten  Mainz  und  Kölln  zustehende 
Stapel^erechtigkeit.   Mayence  (A.  Ossb)  Vendömiaire,  an  X.  (1802). 

Toeche^mler,  Der  Friodrich-Wilhclms-Kanal  und  die  Berlin — ^Ham- 
hnrr^iT  FhiPsschiffahrt  =  Toecho-Mi ttler,  K..  Der  Friedrich- 
VViihcims-Kaual  und  die  Berlin — Hamburger  Flnfsschiffahrt.  Zwei 
Beiträge  zur  preufsischen  Strompolitik  d^  17.  imcl  18.  Jid^lrnnderti. 
(Staats-  und  socialwipscnschaftliche  ForschujiL'en  herau^egeben  ▼on 
6.  Schmoller  XI,  3.)  Leipzig JDuneker .  <sc  Humblot)  1^1. 

Uber  die  Freiheit  der  Rheinflcbifikhrt  =  Über  die  Freiheit  der  Rhein- 
schilfahrt.  Ein  Sendsdueiben  yon  an  **.  f^nuikfort  s.  IL 
(B.  KHrnpr)  ISl". 

Verhandlungen  der  (jieuuralverBammiunK  d.  D.  G.  für  den  Nieder-  und 
-    Mittelrhera  «  Aaszug  ans  den  verhftndlungen  dar  ....  nbg»- 

haltenen  ....  General vcrsamml in il'  ti  dor  Aktionäre  d- r  T>,ini|.f- 
schiffahrtgesellschaft  für  den  Nieder-  und  Mitteirhein.    It^O— 1^60. 

Verhältnis  der  Dampfschleppschiffahrt  und  der  Segelschiffer  «=  1)sl& 
wahre  Verhältnis  der  Kheinischen  Dampfschi eppschifiahrt  nnd  der 
Sc^elschitFer.    Frankfurt  a.  M.  (C.  Krebs-Schmitt)  1848. 

Verordnung  über  die  Fostschiffc  =  Reglement  pour  ia  uolice  des  dili- 
gences  d*e»n  ....  Verordnung  aber  die  Polizei  der  Postaduffe 
zwiFchen  Mnniz  inid  Kölln  ....  Mayonee  f.J.  Wirth). 

Verordnung  zur  Organisation  der  Mainzer  Scbiffergilde  =  Heglement 
pour  Torganisation  de  Tassociation  des  bateliers  ä  Mayence.  Ver- 
ordnun<i;  zur  Orp;anisation  der  Mainzer  Schi  ff  ergeeellscluifit»  MaTenee 
(Ch.  Fr.  FfeiftV  r)  Vend^miaire  an  XIV  (1806). 

Vetter.  Schiffahrt  und  Flötzerei  auf  dem  Oberrhein  =  Vetter,  J.,  Die 
Sehiffkbrt,  Flötserei  nnd  Fiscberei  auf  dem  Oberrhein ,  sowie  6e- 
.schiohte  der  alten  Schiffergesellschaff*  n  .    .  .  Karl>nilM  i  Hraun)  l?r4. 

Vortrag  der  Kölner  Handelskammer  —  V  ortra^  der  liaudciskauinier  a1? 
Prospekt  der  zu  errichtenden  Preufsisch  Rheinischen  Dampfechitfahrt- 
Gesellschaft  zu  Köln.   Köln  (Th.  F.  Thiriart)  1825. 

Welches  Schicken!  wird  der  V.  Artikel  des  Pariser  Friedens  habenV^ 
Welches  Schicksal  wird  der  V.  Artikel  des  Pariser  Friedens,  der 
von  der  freien  Bbeinsehiflbbrt  nnd  einem  freieren  VOlkerverkebr 
spricht,  haben?  Frankfurt  a.  M.  (AndroJii.sehe  BiK-Idiandlunir)  1814. 

Willgerodt,  Die  Schiffahrtsverhiiltnisse  des  Rheins=  WillgeroiU.  Die 
Schiffahrtsverhältnisse  des  Rheins  zwischen  Strafsburg  und  Lauter- 
burg. Kin  Beitrag  zur  Entscheidung  der  Frage  fiber  die  Notwendig- 
keit Gmos  oberrheinischen  Schiffanrtskanals  ....  Straisbnig  (O. 
Fisch  bach)  1888. 

WirminghauB,  Die  Kölner  Rheinschiffiihrt  «  Wirmingbans,  A.,  Die 

Kölner  RheinsrhiffaVrt  im  tk  nnzi  hntrn  Juhrliundert.  (Abdruek  au« 
der  Denk.<ichrift  zur  l^ro^bung  der  neuen  Werft-  und  HafenanUgen 
zu  Köln.)   Köln  1^98. 

With,  Kssai  snr  le  jaugeage  des  bateaux  ■=  Witb,  J.  B.,  Essai  sur 
le  jaugeage  des  bateaux,  pr^sent^  4  la  eonuniflsion  centrale  de  la 
uavigation  du  Rhin.   Mayence  1825. 

Zeitscbrill  fSr  Binnensebiflkbrt  ^  Zeitsebrift  für  Binnenscbiff- 
fahrt,  herausgegebf  II  vom  Central  verein  für  Hebung  der  deut.sclwn 
Flufs-  und  Kanalschitiahrt  (zugleich  als  Fortsetzung  der  .Mitteiluni^en 
des  Ccntralvercins'- ).  Jahrgang  I  ff.  Berlin  (Siemenroth  u.  Tro.^ehelj 

Zimmermann,  Geschichte  der  preufsisch-deutschen  Handelspolitik  — 
Zimmermann,  Alfred,  Geschichte  der  preufsisch -deutschen 
Handelspolitik;  aktenmAfsig  dargegfcellt.  Oldenburg  nnd  Leipzig 
(A.  Schwarts)  1892. 
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Fahrpreise  der  Hainaer  „Dilii^iiceii-Biitreprise*^  ftr  dei 

Mittelrlieiii  im  Jahre  1803. 

(Aua  Akten  über  Handel  und  Verkebisvesen  im  M^tA.) 
DiligenceB  par  eau.   Entreprise  Faust« 

Prix  de«  places: 

Argent  de  France   Axgent  d'Empire 


Eltville 

Baciiar^ieli 
St.  Goar 
Boppard 
Coblence 
Neuwied 
Andernach 
Linz 

Remagen 

Bonn 
Cologne 
miÜtnirs,  ouvriers 


49 

o 

c 


Los 


prix  ordiuair  ue  payent  que  la  moiti^ 


flrs. 

(■^. 

fl. 

kr. 

75 

21 

1 

50 

42 

2 

25 

1 

2 

3 

1 

23 

4 

50 

2 

5 

6 

2 

45 

7 

25 

3 

20 

7 

50 

8 

30 

8 

50 

8 

54 

9 

4 

7. 

10 

50 

4 

52 

12 

5 

30 

autrea 

ne 

pouvent  payer  le 

2. 

R^ponses  de  la  chambre  de  commerce  de  Oologne  anx  qncstiom 
relatives  k  la  conTCvtion  de  roctroi  du  Rhin  et  du  droit 

de  relAehe. 

(Aus  Akten  über  Handel  und  YerkehrBwesen  im  M.StA.) 

R^ponaes  de  la  chambre  de  commerce  de  Cologne  aiix  questiotis  conte- 
nues  dans  la  lettre  de  Mr.  )•>  Pn^fet  de  la  Roer  h.  Mr.  le  Soue-Pr^fet 

de  Cologiir.  .iu  20.  fövrier  1813. 

1^«  Question:  Est  il  indispensable  de  conserver  sur  tout 
le  coursT'  du  Khin  la  distinction  etablio  par  la  Convention 
entre  la  grandc  et  la  petite  navigatiou? 


Digitized  by  Google 


aa4  XVUI5. 

Höponse:  La  di«tinctioii  entre  la  grande  et  la  petite 
navigation  pourrait  etre  8upprim<5c,  pourvu  que  la  surveillance 
exclusive  de  Iouluö  les  deux  tut  t-onfi^e  aux  autoritcs  loeales, 
comme  eile  l'etait  avant  r^t^ibliä^emeut  de  Toctroi  de  navi- 

fation.  Alors  il  aeraft  de  l'intMt  du  commerce  qae  toatea  les 
ranches  de  la  navigation  fussent  assujettieB  k  de  certains 
r^lements  de  poIice  que  les  autorit^s  iocales  jagendent  k 
propos  d'etablir  de  concert  avec  le  commerce. 

Les  reglements  devraient  varier  suivant  les  localit^s  des 
villes  pour  lesquelles  ils  sernrnnt  fidoptt^s,  mais  il  y  aurait  im 
pririfi|)e  geii6ral  et  fondamental  qui  serait  coiamiui  a  tüus,  ce 
serait  de  ötatuer  que  eliaque  partie  de  la  navigation  fut 
exploitöe  exciusivemeut  par  des  associatioiiä  de  batelierä, 
c'est-i-dire  par  des  bateliers  Bp^cialement  affect^  Ii  teile  ou 
teile  partie  de  la  navigation,  dont  le  nombre  ne  pourrait  pas 
exender  les  besoins  du  commerce.  Les  motifs  de  cette  mesore 
dont  la  n^cessite  est  g^n^ralement  sentie  de  toos  lee  commer- 
cants  seront  d^veloppös  plus  amplement  ci-dessous  sous  le 
No.  4. 

2cme  Question:  La  grande  navigation  doit-elle  con- 
tinuer  de  s'exploiter  exclusivemeut  par  les  corporatiouö  actuelle- 
meot  existaiites  sous  le  titre  d'associatious  de  bateliers?  Quel 
inconvönient,  ou  qucls  avantages  resulteraient  du  maiatieu  ou 
de  la  supjiression  de  ces  corporations? 

R^ponse:  D'aprös  ce  que  nous  venons  dedire,  lanavi- 
gation  de  Cologne  pour  Mayence  et  pour  la  Hollande  et  vice 
versa  cesseiait  d'etre  appelMe  la  grande  navigation  puisqu'il 
n'y  {inrnit  plus  de  distinction  entre  la  grande  et  la  petite  navi- 
gation, mais  eile  devrait  contfnunr  a  etre  exploitee  exclusive- 
Dient  par  les  corporations  actuelienient  existautes  sous  le  titre 
d'associations,  sauf  les  modiiications  dont  elles  sont  reconnues 
suäceptibles. 

La  suppression  de  ces  corporations,  ou  pour  parier  en 
d'autres  tennes,  la  libert^  absolue  de  la  navigation  entralnerait 
de  graves  inconv^nients  comme  nous  verrons  plus  bas  sous  le 
No.  4. 

ßemo  Question:  L'int^ret  bien  entendu  du  commerce 
exige-t-il  la  eonservation  du  droit  derelache  forc(5e,  dont  jouissent 
les  ])(>rts  de  Station  de  Cologne  et  de  Mayence?  Ce  droit  n'eist-il 
pas  une  concession  de  t'aveur,  toute  entiere  au  proüt  dt;  cfs 
deux  villes  plutöt  qu'une  garantie  donnce  au  commerce  pour 
la  süretä  des  expöditions?  Si  le  regime  des  eaux  du  fleuve 
ne  permet  pas  de  le  paroourir  dans  tonte  son  ätendue  avec  des 
bateaux  de  m§mes  dunensions,  n*est-il  pas  naturel  de  croire 
que  les  commer^nts  et  les  bateliers  guides  par  lenr  interdt 
personnel  ou  le  soin  de  leur  propre  süretö  n'ont  pas  besoin 
dTtre  astreints  au  changement  d'embarcntioTis  par  des  dispo- 
sitions  reglementaires?   Peut-on  penser  euün  que  si  le  droit 
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de  relfiche  forc^e  n'existait  pas,  les  bateliers  offriraieot  et  le 
commerce  aoeepterait  des  embarcations  recoonnee  dangereases 
pour  teile  oa  teile  navigation? 

R^ponse:  L'int^ret  bien  entendu  du  commerce  exige  la 

conservation  du  droit  de  relache.  Les  principaux  avantages 
cjue  le  commerce  en  general  peut  retirer  du  droit  de  reläche 
couöiötent  dans  la  modicite  du  prix  du  fret,  dan«  la  prompti- 
tude  et  la  öurettS  des  exp^ditions.  Cmt  le  droit  de  relÄche^ 
qui  provoque  dans  les  ports  de  Cologne  et  de  Mayenco  ce 
concourB  de  bateaux  de  toute  grandeur,  cette  r^umon  toajours 
renaissante  de  marchandiaea  pour  dUT^tontea  ddstinatioiiB  qui 
assurent  ä  la  fois  au  nögociant  et  au  batelier  les  occasiona  et 
la  lacult^  d'alimenter  leur  Industrie  et  leur  activit^  qui  four- 
nisscnt  au  premier  toutes  les  fauilites  d^sirables  pour  la  r^expö- 
dition  prompte  et  «üre  des  niareliandises,  procurent  au  dernier 
tles  ehargejj  de  retour  capables  de  le  dt^dommager  de  perte» 
casuclles,  le  mettent  en  ötat  d't^tablir  le  prix  du  fret  a  un 
Uux  raiijonnable,  et  en  le  faisaut  prosp^rer  donuent  aux  n^o- 
ciants  indigenea  et  ^trangera  une  garantie  solide  contre  le» 
rerera  de  la  fortune  et  contre  rimmoralit^. 

Nous  ne  disconvenons  pas  que  les  grandes  embarcationSy. 
dont  on  se  sert  actuellement  pour  la  navigation  entre  Cologne 
et  la  Hollande,  et  qui  ne  peuvent  gu^re  remonter  le  Rhin  au 
dela  de  Colof^ne,  pourraient  *'tre  vinplacees  par  d''s  CTnbar- 
catioiis  d'une  luoiudre  contenance  et  propres  h  fraiu  liir  toutes 
les  parties  du  Rhin  depuis  Amsterdam  jusqu'ä  Strasbourg,  mais 
nous  doutons  bcaucoup  que  ce  chargement  soit  conforme  h 
rintöret  bien  entendu  du  commerce,  puisqu'en  multipliant  le 
nombre  des  embarcations  on  multiplie  n^cessairement  lea  fiaia 
de  navigation  et  qu'on  se  trouve  par  Ik  dans  la  n^essitd 
d*augmenter  le  prix  du  fret.  II  est  cte  fait  qu'un  chargement 
de  6^000  quintaux  par  excmpie  destinö  d' Amsterdam  pour  Co- 
log:nn  peut  Ctre  trausportf'  snr  une  seule  emharcation  h  beau- 
eoup  niolndre  frais  que  s'il  etnit  ])artaj^e  sur  4  ou  5  em])arcatioiis 
et  que  le  äurplus  de  dupenscs  dans  ce  dernier  eas  excecU^rait  de 
beaucoup  les  frais  de  rechargement  dans  les  ports  de  Cologne 
et  de  Mayencc.  11  est  donc  de  l'intöret  du  comuierce  que  le 
transport  de  la  HoUande  pour  Cologne  et  vice  versa  ae  üum 
aur  des  embarcations  d'une  contenance  de  5  It  6  mille  quintaux 
et  comme  ces  bateaux  ne  peuvent  gu^re  remonter  le  Rhin  aa 
delä  de  Cologne  k  cause  de  la  moindre  profondeur  des  eaux 
et  h  raison  des  nombreux  rochers  et  banes  de  sable,  dont  le 
lit  du  fleuve  est  parseme  audessus  de  Cologne,  il  est  encore 
de  rint(5ret  du  comraeree  que  le  droit  de  relache  soit  conserv6- 
dans  cette  derniere  ville,  alin  de  pr^venir  les  malheur«  que 
la  navigation  de  ces  bateaux  au  dela  de  Cologne  pourrait 
faire  naitre  et  de  leur  m^nager  en  mdme  temps  un  chargement 
de  retour  pour  la  Hollande. 

F^rMbQBS«!  XVIII  5.  -  E«k«rt.  25 


Digitized  by  Google 


886  XVm  5. 

Nous  avons  dit  que  ce  droit  de  rel&cbe  contribuait 
cgalement  h  la  promptitude  et  &  la  sfiretci  de^  <^xp4dition8.  En 
effet,  les  chargements  se  compl^tent  beaucoup  plus  vite  \k  ou 
il  y  a  constamment  iine  jj;^raüde  r^union  de  marchandises  et 
la  süret^  des  expf^ditions  doit  gagner  iniiniment,  lors(|u  elles 
sont  confiöes  ä  des  embarcatiouö  appropriees  a  la  parde  du 
lUiin  qu'elles  ont  ä  purcotirir  et  k  des  bateliere  qui  connatssent 
par&itement  cette  m%me  }>artie  du  fleuve  et  qui,  par  leur  for^ 
tune  et  leur  moralit^i  fruits  d'une  sabsistanoe  aasur^,  ont  su 
möriter  la  confiance  du  commerce. 

D'ailleurs  il  parait  conforme  h  Tint^ret  du  commerce 
qu'il  y  ait  sur  le  Rhin  des  points  de  reläche  oü  les  marchan- 
discs,  apr^s  avoir  parcouru  uiie  certaine  distance,  soient 
visit^es  et  recharg(^es.  Cette  rcniarque  s'a])plique  principale- 
meat  aux  huiles,  et  uuires  liquides  sujets  au  coulage,  aiosi 
qu'aux  tabacsy  grains,  millet  et  autres  marcbandiaee  de  cette 
nature,  qui,  sujettes  au  d^pörissement  que  produit  la  fermen« 
tation,  ne  doivent  pas  a^journer  trop  longtemps  8ur  le  mdme 
bateau. 

L'usage  peu  Mquent  que  l'administration  des  droits  r^unis 
a  fait  de  la  latitude  qu'elle  avait  r]<»  faire  d(3passer  k  ses  tabacs 
le  port  de  (^ologiie,  sans  y  rompre  charge,  jiarait  venir  a 
Tappui  de  ce  que  nous  venons  d'avancer;  eile  aurait  »ans 
doute  protitä  plus  souvent  de  cette  latitude,  si  eile  y  avaii 
trouv^  son  avantage. 

Au  reste  si  la  navigation  du  Rbin  n'offire  pas  dans  ce 
moment  cette  modicit^  au  priz  du  fret  et  cette  c61^rit^  du 
transport  que  nous  regardons  comme  des  cons^uences  im- 
m^diates  du  droit  de  reläche,  les  causes  s'eu  trouvent  ^videm- 
ment  dans  la  Stagnation  gönörale  de  la  navigation  et  dans  le 
j^steme  de  l'administration  arlopte  par  le  direeteur  de  roctroi 
du  Rhin.  En  effet,  la  detresse  ou  se  trouvent  ies  bateliers 
par  suite  de  la  guerre  maritime  et  du  nonibre  prodigieux  de 
ceux  qui  composent  les  associations  de  batelierü  est  portee  ä 
un  tel  point,  qu'il  n'est  pas  difficile  de  stipuler  le  pnx  du 
fret  beaucoup  audessous  du  taux  fix^  par  la  direction.  L'ad- 
ministration  des  droits  rivaas  et  celle  des  salines»  ayant  ton- 
jours  de  quoi  com  poser  de  suite  un  cbargement  complet  et 
n'etant  pas  assujetties  au  tour  de  röle,  ont  surtout  des  moyena 

Suissants  d'oblenir  le  plus  bas  tanx  du  fret  qni  soit  possible 
ans  ces  circonstaneps,  puisque  les  bateliers  pn^terent  de  trans- 
porter  a  des  prix  extreniement  modiqu(^s  le  sei  et  le  tabac  qui 
font  aujourd'liui  les  principaux  objeta  de  transport  sur  le 
Rhin,  plutot  que  d'attendre  leur  tour  de  role  pendaut  un 
espace  de  15  2t  18  mois.  Ce  serait  donc  k  tort  qu  on  Toudrait 
attribuer  au  droit  de  relftche  lee  graves  inconv^nients,  qui 
affectent  aujourd'hui  la  navigation  du  Rhin:  ces  inconvißnieritä 
n'ont  paru  que  depuis  les  probibitions  ■  qui  ont  frapp^  la 
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nayigation  et  snrtout  depuis  radmintstratioii  actuelle  de  l'octroi 
de  ce  fleuve;  le  droit  de  reläche  au  contratre  existe  depuis 

des  si^cles,  et  il  faut  qu'il  ait  M  utile  au  commerce,  parceque 
Sans  cela  deux  villes  isoldes,  n'auraient  pu  If  soutenir  contre 
leö  efTorts  r(5uni.s  <lo  h'ur.s  voisines.  Qu'en  att'  iiflant  la  r4- 
göneration  du  corniiit  i ec,  Ton  s'attaclie  donc  k  faire  tiisparaitre, 
non  par  des  moyens  violciit-s,  mal«  par  deü  mesures  sages,  les 
abu8  dont  ee  plaignent  les  n^gociants  indig^nes  et  Strange rä, 
et  l'on  verra  que  le  droit  de  relftche  aura  toujoun  les  minies 
arantages,  que  depuis  son  origine  il  n'a  ceasä  de  pr^enter 
Att  commerce. 

Mais  ces  avantages  ne  sont  pas  les  seuls  qui  döcoulent  du 
droit  on  qnostion.  Le  goiivernement  fran9ai8  n'a  pas  moins 
il'intoi-r't  il  t'oiisrrver  un  droit  oiii  hu  donne  une  forte 
garantie  contn;  les  speculations  de  la  fraude,  tant  par  rapport 
aux  douaiies  que  relativement  aux  droits  de  iiavigation  qu'il 
peryoit  sur  les  deux  rives  du  Rhin. 

Le  droit  de  reläche  en  assujettissant  toate  embarcation  k 
rompre  charge  ä  Oologne  et  k  Mayence,  sous  la  surveillance  de 
radministration  des  douanes,  donne  au  gonvemementle  moyen  le 
plus  efHcace  de  v^rifier  le  chargement  de  ces  bate.iux,  ce  qui  serait 
tr^s  difKcile,  sans  en  op^rer  le  d('ichargement  complet.  Or  suppo- 
sons  que  le  droit  de  reläche  soit  supprinie,  quelle  facilitd 
dancrereu.se  n'en  rösulterait  pas,  puur  les  speculations  de  la 
fraude V  Elle  pourrait,  par  exeinple,  simuler  un  charp^ement 
de  vius,  de  meublcä  ou  de  tout  autre  objet  difticile  a  remuer 
sur  un  point  quelconque  de  la  me  droite  du  Rhin,  eile  pour- 
rait cacner  sous  ce  chargement  tel  ou  tel  objet  de  contrebande 
et  le  conduire  impun^mcnt  sur  tout  le  cours  du  Rhin,  jusqu'ä 
Tendroit  qui  lui  ])araitrait  le  plus  propre  ti  verser  cette 
marchandise  prohibee  dans  l'intörieur.  Le  droit  de  reläche, 
an  erintrnirc  ote  cette  possibilitf^  k  la  fraude,  et  si  le  gouverne- 
ment  a  dcjä  jug^  n<^cessaire  de  hxer  sur  le  Rhin,  les  points  oh 
il  est  pcnnis  aux  bar<|iies  d'aborder,  ii  j)lus  forte  raison  pour- 
rait'il  uiaintenir  le  droit  de  reläche,  pour  se  gurantir  de  la 
firaude,  qu'on  pourrait  faire  par  le  moyen  de  grandes 
embarcations. 

Ce  que  nous  venons  de  dire  des  douanes  s'applique  ^gale- 
ment  k  Toctroi  du  Khin  Le  contröle  principal  que  le  gou- 
rernement  a  <5tabli  ä  Cologne  et  ä  Mayence,  pour  la  per- 
ception  de  eet  netroi ,  manquerait  son  but,  si  les  bateliers 
n'^taient  plus  astreints  au  d^chargement  dans  les  ports  de 
stationn. 

D'ailleurs,  il  iniporte  ä  rKiiipir«^  traiu;Hi8,  d'avoir  «ur 
certains  points  de  la  ligne  du  Rhin,  une  röuuion  imposante  de 
bateaux,  d'une  vaste  capacit^  qu'il  est  essentiel  de  fixer  sur 
la  rive  gauche  plutöt  que  sur  la  rire  droite.  Or  cette  riunion, 
suite  nöcessaire  du  droit  de  rellche,  n'aurait  plus  lieu  si  ce 
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droit  venait  h  Stre  supprim<5,  puisqiio  les  grandes  embarcations, 
qui  rassemblent  aujounriiui  tous  les  avantages  de  !ji  rapacite 
et  <le  la  tsolidit^,  seraient  alors  remplac(^es  par  iine  toule  de 
petites  l)ar(|ue8  qui,  partagte  sur  toute  la  loiigueur  du  tl<'uvc, 
n'oflViraieiit  pas  au  gouverneuient  ces  grands  muyeiij»  de 
transport,  que  peurent  ndcessiter  les  circonstances. 

£niin,  si  le  droit  de  reldche  venatt  k  Stre  supprim^,  il  est 
facUe  k  pr^voir  que  les  villes  de  la  rive  droite  du  Rhin, 
telles  que  Dusseldorff,  Francfort  et  Mannlieim  s'empareraieot 
de  la  presque  totalitö  des  expeditions  qui  se  feraient  par  le 
Rhin;  la  libertf^  dont  les  villes  de  la  rive  droite  joins-ent,  par 
rapport  aux  douaiios,  aux  droits  rc^unis  et  au  coiitrule  des 
droits  de  Davigatio».  et  la  s^curili',  qui  en  r^sulte,  pour  les 
marcbandises ,  devraicnt  iiaturellemeDt  porter  leö  negociantä 
franyaiB  et  ^trangers  k  en  cooEer  l'exp^dition  aux  nögociants 
de  la  rive  droite ,  pr^förablement  ä  ceux  de  la  rive  gauche, 
et  d^lors  Tactivitö  d'une  population  nombreuse,  occupöe  au 
chargement;  au  d^ehargement  et  ä  la  conduite  des  bateaux,  k 
la  manipulation  continuelle  des  marehandises  et  aux  autres 
accGssoircs  de  la  navigation,  l'emploi  et  lo  virement  de  loiids 
considorablos  et  tous  les  autres  einoluineuts  attach^s  au  com- 
iiifrce  d'expeditiuii  seraieiit  perdus  pour  les  habitants  de 
Cologne  et  de  Mayence.  Gr  il  est,  sans  doute,  de  l'intöret  du 
güuvernement  de  coiiäerver  aux  habitants  de  ces  deux  villes, 
les  moyens  d'existence  dont  ils  jouissentf  et  qui  les  mettent  k 
m^me  de  supporter  les  charges  qu'il  leur  impose. 

Mais,  dira-t-on,  le  droit  de  relAcbe  est  inconnu  sur  les 
autres  fleuves  de  r£nipiro,  pourquoi  serait-il  donc  n(^ccssaire 
de  le  maintenir  sur  le  Rhin,  et  de  rendre  tributaire  de  deux 
villes,  non  seulement  Ic  commerce  d^Alleinagne  et  de  1h  S)n*s^ 
maus  encore  celui  de  tous  les  döparteiueuts  l'ranyais  limitrupbes 
du  Rhin? 

Nous  allons  röpondre  a  cette  objection.  Le  Rhin  forme 
dans  ]^re8que  toute  Ja  lonffueur  de  son  cours,  la  frouti^re  entre 
r  Empire  fran^ais  et  les  Etats  de  la  ConfMtetion  du  Rhin. 
Cette  circonstance  particuli&re  a  fait  naltre  sur  le  Rhin  deux 

Etablissements  qu'on  ne  trouve  pas  sur  les  autres  fleuves 
de  l'intörieur;  ce  sont  1**  la  douane,  2*  l'octroi  de  navigation. 
Or  nous  avons  dt^jh  observE  que  sous  ce  double  rapport,  II 
etait  essentiel  de  conserver  le  droit  de  reläcke,  dont  jouissent 
les  villes  de  Cologne  et  de  Mayence. 

L'Allemagne  ne  pourra  pas  se  plaindre  du  maiiuiun  de 
ce  droit,  puisqu'elle  exerce  le  mdme  droit  sur  le  Danube  k 
Ratisbonne,  Ingolstadt  et  Passau,  sur  l'Elbe  k  Hagdeboui^  et 
Hambourg,  sur  le  Weser  k  Minden,  k  Breme,  —  enfin  sur 
l'Oder  k  Breslau  et  Francfort  et  que  la  ville  de  Leipzic  Joint 
meme  du  droit  d'obliger  tout  conducteur  de  marehandises  qui 
se  trouve  dans  une  ^tendue  de  15  lieues  de  circonl&rence  de 
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prendre  la  roate  de  Leipzic  non  seulement  poar  y  ddeharger 
868  marchandises ,  niais  encore  les  j  rendre  k  ses  n^ociants. 
Si  les  iK^^ociants  tran9ai8  sont  obligös  de  reconnattre  tantdt 
le  droit  de  reläche,  tantdt  celui  d'etape  nussi  souvent  que 
Ir^ur.s  relations  !es  pfrtent  sur  le  l)anu])f',  sur  le  Wosor,  ou 
daiis  les  environs  de  Leipzic,  les  u^gociantÄ  allomands  ne 
peuveut  päd  trouver  de  justea  motifs  de  plaintes  dans  le  droit 
de  reläche  exercö  de  temps  immemorial  par  les  villes  de 
Cologne  et  de  Ha^eoce. 

Quant  aux  villes  fran^aises  situ^  le  long  de  la  rive 
gauche  du  Rhin,  il  n*y  a  que  celle  de  Coblentz  (jui  se  soit 
piainte  du  maintien  de  ce  droit  Cependant  ses  plaintes  nous 
paraissent  moins  fondees  que  par  sa  Situation  sur  la  rive 
gaiiohe  du  Rhin,  eile  ne  parait  pas  etre  appolöe  ä  partager 
avec  les  villos  de  la  rive  droite,  les  dt^poullles  des  villes  de 
('i>lo<j^ne  et  de  Mayence,  en  cas  que  le  droit  de  reläche  vint 
a  etre  siipprimö ;  ce  qu'il  y  a  de  certain,  c'est  que  le*»  avan- 
tages  qu*elle  pourrait  retirer  de  la  suppression  de  ce  droit  ne 
compenseraient  pas  de  beaucoup  les  pr^judices  immenses  qui 
en  r^sulteraient  pour  la  ville  d»?  Cologne  et  pour  les  bateliers 
qui  exploitent  la  navigation  du  bas  Rhin.  Ceux  ei  ont  d^peos^ 

f)lu8  de  deux  millions  pour  la  construetion  de  leurs  bateaux, 
esquols  devimidraient  inutiles,  si  le  droit  de  reläche  vennit  k 
etre  supprim^,  eellc-lä  a  eoi^saere  des  sommes  considerabie^  a 
la  coUötniction  de  niaü:;!  as,  de  quaies,  de  grues  etc.  L'6- 
tablissemeut  du  port  traue  lui  a  coütö  des  somuies  enormes  et 
rach^vement  de  la  gare  lui  en  coütera  de  plus  grandes  encore. 
11  sera  mSme  tr^  difßcile  d'achever  cette  gare  aus  frais  de 
la  ville,  si  la  suppression  da  droit  de  rel&che  lui  dtait  un  de-s 
principaux  moyens  de  faire  £&ce  k  ses  d^penses  d'autant  que 
le  commerce  devrait,  dans  cette  hypothese,  demander  unc 
reduetion  considera]»le  des  droits  de  ^rup.  Peut-on  croirc  (pie 
le  gouvernement,  toujour.s  aniiiK^  d'une  .sollieitude  particuliere 
potir  les  habitarits  de  ses  bounes  villes,  vouh^t  an^antir,  par 
rai)<)lition  du  droit  de  reläche,  tous  ees  graiui.s  Etablissements 
et  tous  les  bienfaits,  dont  il  a  comblc  la  ville  de  Cologne,  et 
saper  atnsi  la  prospärit4  d'une  ville^  redevable  k  ce  droits  de 
la  plus  grande  partie  de  son  aisancei  de  son  lustre  et  de  sa 
cc^l^brite?  Feut-on  penser  enfin,  qu 'apres  avoir  soutenu  ce 
droit  pendant  que  la  moitie  de  Toctroi  du  Rhin  appartenait 
k  l'Empire  germanique,  qu'apr^s  l'avoir  consolidE  par  un  acte 
public,  enfin  qu'aprös  les  assurances  formelles  que  Sa  Majestö 
a  daignE  nous  donner,  lorsqne  ^^rtm  cftmes  le  bonhcur  Ae  la 
püsst'der  dans  l'enceinte  de  nns  iiiurs.  le  gouvernenient  fVaiicais 
voulfit  aujourd'hui,  oü  il  est  niaitre  absolu  de  la  navigation 
et  de  l'octroi  du  Rhin,  sacriiier  si  Icgerement  un  droit  acquis 
par  les  armes  et  cimentä  par  les  traites,  non  pour  donner  au 
commerce  des  autres  villes  de  la  rive  gauche  du  Rhin  des 
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ttvantages  aae  ieur  position  leur  refUse,  maia  tmiquement  potir 

mettre  quelques  vifles  de  la  rive  droite  h  meme  de  remplnrpr 
le»  villes  dl  Cülogae  et  de  Mayence  daua  les  annales  da  com- 
merce du  Rhin? 

4,6me  Q  u(.  stion:  Le  prix  du  fret  doit-il  coiitiauer  ii  «  uc 
öoumis  ä  uue  taxation  ofiicielle?  Cette  taxatioo  n'est-elle  pai» 
tine  entrave  poor  le  conunerce,  et  ne  aerait-ü  pas  plui  con- 
venable  et  plus  juste,  que  le  prix  du  fret  ae  rögUt  de  grö-&- 
gr6  entre  les  bateliers  et  l'exp^aiteur?  Cette  mesure  en  laisaant 
k  l'exp<^'diteur  la  libertx^  de  choisir  le  batelier  qui  lui  ferait 
les  conditions  les  plus  favorables,  entrainerait  n^essairement 
la  suppression  du  tour  de  röle;  mais  ne  serait-ce  pas  le 
moyen  de  siuipiiticr  la  police  du  ileuve  et  d'Oter  tout  prätexte 
de  plainte  k  Tun  et  a  l'autre  intöret? 

lidpoiibo;  Le  prix  du  fret  devrait  continuer  a  #tre 
soumis  k  une  taxation  officielle.  Le  transport  des  marchan- 
dises  devrait  conttnuer  de  se  faire  au  tonr  de  rdle;  maia  cette 
taxation  oflßcielle  devrait  se  fatre,  et  ce  tour  de  röle  devrait 
fitre  8urveill4  par  Tatttorit^  locale  de  eoncert  avec  les  charabreg 
da  commerce.  Car  supposons»  qu'affranchi  de  toute  diepoeitioii 
re^lemeTitairo,  le  n(5gociant  ait  la  factilte  de  charpjer  se« 
marc'handises  sur  teile  ou  telie  euibarcation ,  et  de  stipuler  1^* 
prix  du  fret,  comme  il  pourrait  en  conveuir  avec  le  batelier, 
qu'en  resultera-t-il?  Pour  ü'assurer  la  pr(^ference  sur  ce  nombre 
prodigieux  de  concurrentö  qui  voudraieut  exploiter  la  navi- 
eatioQ  du  Rhin,  le  batelier  devrait  aceepter  les  conditions  que 
Tui  ferait  le  n^ociant  La  cuptditd  de  quelques  individus  ne 
tarderait  pas  k  profiter  de  cette  circonstance^  pour  ravaler  les 

Srix  du  fret  au  dessous  du  taux  n^cessaire  pour  la  subsistance 
es  bateliers  et  pour  Tentretien  des  embarcations;  ceux-Ut 
sV^'raseraient  donc  l'un  l'autre,  cellfts-ci  tomberaient  en  ruine 
et  bientöt  ia  uavi^ation  du  Rhin,  ne  serait  plus  exp]oit«'';e  que 
par  une  foule  de  bateliers  affamös  qui,  dans  Tötat  du  denuement 
et  d  iiLiiiiutalit^  auquel  ils  se  trouveraient  reduits,  ne  pour- 
raient  präsenter  aucune  garantie  au  commerce. 

Les  n^gociants  eux^mdmes  ne  tarderaient  pas  k  §tre  d^ 
goutds  de  cette  libertö  k  döfaut  d'une  taxation  g^n^nüe  et 
uniforme  du  prix  du  fret;  ils  se  verraient  continueUement  dans 
le  cas  de  stipuler  sc^par^ment  le  prix  du  fret,  T>our  chaque 
partie  dp  marcliandises  qti'ils  auraient  k  expedier.  Tis  se 
verraient  obscdös  du  matin  au  soir  d'une  foule  de  bateliers, 
qui  leur  raviraient  bien  des  monients  preeieux ,  et  apres  tout 
ils  se  verraient  cxposc.s  aux  repruches  de  leurs  correspondants 
auxq^ucls  uu  autre  expöditeur  moins  humain  envers  les  bateliers 
aurait  fait  des  conditions  plus  avantageuses  dans  l'intentioQ  de 
s'emparer  de  leur  confiance  exdusive. 

Les  gros  nägociants,  aui  auraient  des  parties  consid<'raLles 
de  marcnandises  k  expMier,  pounraient  meme  obtenir  ie 


Digitized  by  Google 


XYIH  5.  391 

transport  u  des  conditions  plus  avantageuses  nue  le  petit  com- 
missionnaire,  qui  n'aurait  que  queUjues  colIis  k  expedier; 
ceux-lii  pourraient  meine  faire  partir  de  suite  des  cargaitioiiö 
entidres,  tandis  que  ceiui-ci  serait  forcä  d'attendre  jiuqa'k  ce 
qa'il  plüt  au  batelier  de  partir  pour  sa  destinatioB.  Lea  ex- 
p4ditioii8  8ar  le  Rhin,  pour  le  compte  de  n^ociants  firaD9aiBy 
allemandfl»  suiases  ou  hoUandais,  ne  manqueraient  donc  pas  de 
se  concentrer  peu  k  peu  entre  les  main»  d'un  pettt  nombre  de 
nögociants^  parceqne  les  commer^ants  ötrangers  adresseraieiit 
de  pr^f^rence  U'iir.s  commissions  aiix  maisons  qui  seraieiit  a 
meme  d'accölerer  les  expeditioiiä  et  d'economiser  les  frais,  et 
il  en  naitrait  une  esp^ce  de  monopole  qui  entrainerait  uon 
Beulement  des  contesUitioiis  et  des  animositös  sans  nombre; 
mais  encore  la  ruine  de  plusieurs  malsoiiB. 

Ce  n'est  paa  tout:  Le  gros  n^^ociant  lui-mdmey  k  moina 
qu'il  nc  puisse  composer  une  cargaison  enti^re,  d^pendra  de 
Bon  c6td  da  batelier,  lequel  pour  retrouver  sur  la  quantitö  de 
son  chargement  ce  qu'il  a  perdii  sur  le  taux  du  fret  restera 
un  tempa  infini  dans  le  port  «ans  que  le  nc^gociant  puisse 
l'astreindre  au  d^part;  cur  quelle«  que  soient  Ica  stipulation» 
quo  les  negociaiits  chargeurs  pourraient  faire  avec  les  liatelier» 
relativeuient  au  depart,  le  seul  moyen  coercitif  qu  aurait  le 
nögociant  contre  le  oatelier  qui  ne  s'y  conformerait  pas,  serait 
rintervention  de  l'autorit^  jadiciaire,  et  tout  le  monde  sait  que 
les  formes  lentes  d'une  teile  interrenttou  ne  sont  gueres  proprea 
Ii  acc^lörer  les  exp^ditions. 

De  tout  ce  que  nous  venons  de  dire,  il  r^sulte  qu'une 
libert«'  ininut('^r'  des  chargements  sur  le  Rhin,  serait  un  prösent 
funeste  qui  ne  touriRiait  ({u'au  pr^judice  de  ceux,  auxquels  il 
serait  accord«^,  et  qu'une  police  uniforme  et  «agenient  combin^e 
serait  inlininient  preferable  dans  l'intertH  du  commerce  et  de 
la  navigation. 

Quant  aux  dispositions  rt^glementaires  qui  devraient  com* 
poser  cette  police  nous  nous  en  r^förons  au  projet  de  r^le- 
ment  que  nous  avons  rhonnmir  de  joindre  a  la  presente. 

^^"^^  Q. uestion:  Quelles  sont  les  amöliorations  donc  le 
Systeme  de  perceptioD  de  Toctroi  du  Rhin,  peut  dtre 
susceptible? 

Reponse:  Les  ameliorations  (iesirc'es  de  la  part  du  com- 
merce de  Gelegne  y  se  r^duisent  a  peu  pres  aux  trois  point» 
suivants : 

1*^  Les  marchandises  embarqu^es  dans  le  port  de  Cologne 
sous  les  yeux  du  contröleur  de  statten,  doiyent  payer  l'octroi 
de  navigation  jusqu'au  demier  Centime ;  il  n'en  est  pas  ainsi 
dans  les  ports  internu'diaires,  oü  il  n'y  a  pas  de  contrOleurs 

de  Station  et  oü  ä  defaut  de  balances,  les  percept^Mirs  s'en- 
tiennent  sim])lement  aux  dtk-larntions  des  bateliers.  11  est  elair 
quo  cette  perception  moins  rigoureusc  des  droits  donne  aux 
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n^gociants  exp^diteurs  de  ces  endroite  intermodiaires,  de;s 
üvantagefi  qui  \e&  niettent  ä  meme  d'effectuer  le  transport  k 
mefllenr  march4  qae  las  n^gociaots  de  Cologne.  II  Importe 
doDC  et  au  tr^r  public  et  auz  n^godontB  des  viUßs  de  Station, 

3ae  la  m%me  sövärit^  seit  observSe  daas  tous  tes  bureauz  des 
eux  rives  du  Rhin. 

2®  Pour  ^viter  le  droit  d'octroi  qui  se  per9oit  au  bureau 
de  Cologne  et  d'aiitres  genes  et  döpenses  qiii  y  attendent  le 
commerce,  \ea  nö^ociants  du  haut  et  du  bas  Khin  tont  prendre 
h  une  grande  partie  de  leurs  marchandiaes  la  route  *^tal»lie 
parterre  entre  Zuudorff  et  ilullicini.  Tar  ce  d^tour,  le  tre^or 
public  est  fruströ  du  droit  d'octroi  qu'il  aurait  per^u  sur  ces 
marchandises  k  Cologne,  les  commer^ants  de  cette  Tille  se 
trouvent  priv^  du  b^n^ce  de  la  commission,  et  les  batelieis 
de  la  grande  narigation  de  celui  du  transport.  C'est  pour 
pr^venir  ces  pertes  qu'il  serait  k  d^irer  quo  les  bureauz 
succursanx  fussont  (^tablis  k  Zons  et  a  Bonn^  ou  que  du 
moins  toutes  les  car^aisons  venant  de  Mulheim.  Hittorff,  Zun- 
dorfT  et  dos  autres  endroits  iiitermediaires»  entre  Linz  ei 
DiUsüldorfi',  fussent  obligös  de  payer  en  passant  dans  los  eaux 
de  Dtisseldorff  et  de  Linz,  les  droits  qu^elles  auraieut  souätraiis 
au  bureau  de  Cologne. 

3^  Comme  la  navigation  de  la  Meuse,  n'est  assujettie  k 
aucun  droit,  tandis  que  Foctroi  ^tabli  par  la  coQTention  p^ 
trös  sensiblement  sur  la  navigation  du  Rhin,  les  n^ociants 
exp^diteurs  de  la  Meuse  jouisscnt,  sous  ce  rapport,  d'une 
sup^riorite  uiarquee  sur  les  ne^'ociant*^  du  Rhin.  En  ofTot, 
pour  <5vitor  la  plus  grande  ])artie  des  droits  que  les 
mareliaiidi.ses  iransport^^es  sur  le  Jlhin,  doiveut  payer  depui^ 
f>traübourg,  jusqu'en  liollande,  ainsi  que  les  leuteurs  qui 
affbctent  notre  navigation,  les  n^gociants  du  midi  et  de  T  Inte- 
rieur de  la  France  prMrent  la  navigation  de  la  Meuse  k  celle 
du  Rhin  ,  pour  l'expödition  des  vins  et  autres  marchandises 
qu'ils  envoyent  au  Nord;  c^est  donc  dans  Tint^ret  general  du 
commerce  du  Rhin,  que  nous  dösirons  qu'il  soit  Stabil  sur  la 
Meuse  des  bureaux  d'octroi  pareils  h  ceux  etablis  sur  le  Rhin, 
ou  que  l'octroi  de  ce  dernier  üeuve  soit  r^uit  k  un  taux  aussi 
mod^ri^,  que  possible. 

Cologne  le  10.  Mars  1813. 

Pour  copie  conforme  les  membres  de  la  chambre  de 
commerce 

S.  .1.  Moll 

Henri  Merkens 
George  Henri  &och. 
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3, 

Pro j et  de  R^iflemeiit  m  la  police  de  la  navigatiev  d«  Rhin. 

l'iece  jointc  aux  rdpouscs  que  la  Chambre  de  commerce  de  Colosne  a 
faites  anx  qaestioiiB  contenues  dans  la  lettre  de      le  Preist  dn 

20  f^vrier  18i:i 

(Aus  Akten  über  Handel  and  Verkohrswesen  im  M.StJL) 

Projet  de  R^lement  et  ObaerratioDe* 

§  1. 

II  nV  aura  plus  de  distinction  entre  la  grande  et  la  petite 
navigation  du  Eoin.  Touieä  les  particö  de  ccttc  navigatioii 
Beront  exploit^es  exclusivement  par  autant  d'associations  de 
bateliers  le  nombre,  deraueU  ne  poarra  pas  excMer  les  besoins 
du  commerce.  Les  r^iements  sur  ces  difförentes  associations 
seront  faits  sur  la  proposition  des  chambres  de  Commerce 
par  M.  M.  les  Maires  des  villes  oü  les  chargements  s'op^rent 
et  approuY^  par  M.  le  Pr^et  du  d^partcment. 

Observations:  Les  motifs  qui  ont  fait  ötablir  les 
associations  des  bateliers  pour  la  j^rande  navigation  et  qiii 
consisteiit  prim  i])al<^mrnt  h  activer  les  exji^ditions,  k  ne  pas 
surcharger  la  navigation,  et  ä  donner  une  garantio  au  com- 
merce, militent  ugalcment  et  a  plus  forte  raibon  pour  le  main- 
tien  dea  associations  de  bateliers,  qui  existent  d^jk  et  qui  ont 
existö  de  temps  imm^morial  pour  l'exercice  de  la  petite  nari- 
«ition,  par  ezemple  de  celle  entre  Cologne  et  Wesel,  entre 
Cologne  et  DusBctdorf!  etc.  Nous  avons  dit  k  plus  forte 
raison,  parceque  les  chargements  de  la  petite  navigation  ne 
so  compl^tent  pas  dans  le  cours  ordinaire  des  choses ,  aussi 
promptement  que  ceux  de  la  grande  navigation  et  (ju'il  est 
par  cons^quent  d'autant  plus  n^cessaire  de  n'y  adraettre  qu'un 
certain  nonibre  de  bateliers  et  de  leur  prescrire  un  terme  de 
chargeuieiit.  L'article  20  de  la  Convention  veut  que  la  petite 
navigation  soit  libre  paur  tous  les  bateliers  aes  deux  rives 

Sourvü  qu'ils  soient  munis  d'une  autorisation  pour  naviguer 
^livrie  80U8  l'autoritä  de  leurs  souverains  respectifs,  mais 
nous  sommes  persuad(5s  que  cette  disjjosition,  si  eile  «Stait  mise 
en  exöcution,  attirerait  une  foule  si  prodigieuse  de  bateliers 
sur  les  differentes  brnnches  de  la  petite  navigation  quo  la 
ruine  de  tous  en  serait  la  suite  inevitable  et  qu'oii  ferait  tomber 
par  cela  seul  des  iustitutions  eonsacröes  par  rexpörience  des 
siecles  et  reconnues  utilcs  et  nucessaires  k  la  prospcSrite  des 
rdlations  commerciales ,  qui  unissent  les  diniSrentes  villes 
du  Rhin« 

Au  feste,  nous  ne  nous  arreterons  pas  i^i  k  demontrer  que 
par  suite  des  dispositions  de  la  direction  gt^nerale  de  Toctroi 
du  Rhin  la  grande  navigation  est  mond4e  d'une  foule  de 
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bateliers  extremement  disproporfionn^e  h  la  qiiantite  f|p<  traDs- 
ports  qui  ae  font  aujourcVhui  -ur  le  Rhin,  memf*  <\v  cctix  qui 
pourraient  se  faire  dans  les  tcmps  plus  iloriösanis.  II  est 
gen^raleineiit  conuu,  que  ces  bateliers  ne  sont  appelet»  au 
chargement  que  tous  lea  15  ou  18  mois,  et  que  le  b^ndfice 
qui  fear  feste  äpr^  ce  voyage  n'e&t  point  surfisant  pour  le» 
uiire  Tiyre  pendant  an  si  long  espace  de  temps.  Aossi  une  tris 
grande  partie  de  ces  bateliers  est  d^jä  r^duite  k  la  mis^re  et 
a  la  mendicit^y  tandis  que  les  autres  un  peu  plus  fortun^ 
doivent  sacrifier  ce  qu'ils  ont  gagn^  dans  los  annt^cs  d'abon* 
dance,  pour  avoir  de  quoi  subsister  avec  leurs  £amiUea. 

Lea  chargements  se  feront  an  tour  de  rdle,  (jai  sera  r^gl6 
par  l'ordre  d'arriv^  des  bateliers  de  sorte  que  celut  qui  arriyeim 
le  prämier  avec  son  embarcation  daos  un  port  quelconque  da 
Rhin  j  sera  inscnt  le  prämier  au  tour  de  role,  la  meme 
marche  sera  suivie  dans  les  ports  d' Amsterdam,  de  Rotterdam  et 
de  Dort. 

O  b  8  e  r  V  a  t  i  o  n  s  :  La  cel^rit^  des  exp^ditions  ne  pourra 
que  gagner  a  cet  ordre  des  chose^,  puiöque  le  batelier  sera 
Stimuli  p.ii  öon  propre  intöret  a  faire  son  voyage  avec  toute 
la  cd^ritö  possible  pour  etre  d'autant  plut6t  inscrit  au  tour  de 
r6le  du  port,  pour  lequel  son  chargement  est  destinö;  mais  il 
faudrait,  que  la  m^me  r^gle  füt  obserr^e  dans  les  ports  de  la 
Hollande,  parce  que  Tindustrie  du  batelier  serait  n^cessairement 
cntravöe,  s'il  devait  se  trouver  tel  mois  et  tel  jour  dans  le  port 
d'  AT^istordam,  de  Rotterdam  ou  de  Dort  ponr  y  commencer  son 
chargement,  ainsi  que  le  veut  le  tour  de  röle  actuellement 
«itabli  en  Uoilande. 

§  3. 

La  navigation  entre  Cologne  et  Amsterdam  sera  separte 
d'avec  celle  entre  Cologne,  Rotterdam  et  Dort;  chacane  de  ees 
branches  de  narigation  aura  des  bateliers  particuliers,  dont  le 
nombre  sera  d^termin^  par  le  r^lement,  dont  il  est  wM 

ci-dessus  §  1. 

Ohservations:  Les  embarcations  construites  pour  la 
navjM-ation  entre  Cologne,  Rotterdam  et  Dort  ne  sunt  pas 
projHc  a  Celles  entre  Cologne  et  Amsterdam,  tandis  que  eenes 
appartenantes  aux  bateliers  d' Amsterdam  sont  propres  a  l  uue 
et  ä  l'autre.  D'ailleurs  le  commerce  aime  mieoz  k  traitar 
avec  un  certain  nombre  de  bateliers  qui  lui  soient  connos 
depuis  nombre  d'ann^es  et  que  l'expönence  a  rendos  dignes 
de  sa  confiance.   Enfin  les  bateliers  connaissent  mieax  la 

Sartie  du  Rhin  qu'ils  ont  k  parcourir,  lorsque  ces  deux  branches 
e  navigation  sont  s^pardes  que  lorsque  Tune  est  confondae 
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avec  l'autre.  II  est  donc  plus  conforme  et  k  l'mt^r^t  du  commerce 
et  k  r^quit^  que  l'ancien  ordre  des  choses  soit  r^tabli  et  que 
la  navip:ation  entre  Cologne,  Rotterdam  et  Dort  ne  soit  pas 
exploitue  par  Ics  mcnies  bateliers  qui  expioitent  celle  entre 
Cologne  et  Amsterdam. 

§4. 

II  n'y  aura  ni  maximtun,  ni  minlmum  des  chargements,  les 
bateliers  pounront  chai^ger  jusqu'ii  coDCurrence  de  la  capadtö 
de  leurs  embarcatioüB,  poorvu  qu'ils  ne  les  surchargeDt  pas 
de  maniöre  k  oompromettre  la  süretö  des  marchandises ,  niais 
ces  chargenients  ne  pourront  durer  quo  8  jours;  pass^  ce  dt^lai  il 
snra  fL'f''ndu  aiix  inaitros  (\r  grue  de  char^cr  quo!  que  ce  soit 
siir  l'einbarcatiori  du  Itnülior,  dont  \v  tj^nr  da  rOle  vient 
d'expircr.  II  sera  neanmouiä  aii-ord^  uux  bateliers  deux 
autrcs  jourts  pour  rögulai'iser  les  papiers  relatifs  a  leur  cliarge- 
ment  Cette  besogne  &te^  ils  seront  oblig^  de  partir  qu'elle  que 
soit  la  quantitö  des  marchandises ,  qui  compoeent  lenrs 
cargaison. 

Observations:  Pour  acc^lörer  les  expeditions  il  fut 

statuö  par  l'art.  18  de  la  Convention,  tju'aussitöt  qu'il  y  aurait 
dans  le  port  de  Cologne  assez  de  marchandises  pour  composer 
une  cargaison  de  9000  Myriaf;r.  en  descendant  ou  de  7500 
Myriagr.  en  remoutant,  ces  niarehandises  seraient  charg^eg  de 
suite  sur  rerabarcation  que  le  tour  de  role  indit^uetait,  et  que 
le  maitre-batelier  de  cette  embarcation  la  ferait  partir  saus 
le  moindre  d^lai  k  peine  d'etre  exclus  de  l'association  etc.  etc. 

n  s'en  faut  beaucoup  que  cette  disposition  soit  conforme 
k  Tint^ret  du  commerce  et  de  la  narigation,  car 

Ire  la  Proportion  ötablie  entre  les  cbargements  pour  le 
bas-Rhin  et  ceux  ])onv  le  haut  Rhin  n'»»st  jias  juste,  vü  que  la 
capaeit*'  des  embarcations  Pinj)l()V<^es  <m  le  haut-Rhin  est  k 
Celle  de^  embarcations,  dont  on  so  sort  sur  le  bas-Khin  eomme 
1.  ä  3.  Au  Heu  de  7500  Myriagr.  il  lallait  donc  fixer  le  minimuui 
des.  cbargements  pour  le  baut  Rhin  h  3000  Myriagr. 

2ro  Cette  disposition  n'a  aucun  ^rd  a  la  qaantitö  plus 
ou  moins  grande  des  marchandises,  qui  se  trouvent  momen* 
tan^ent  dans  les  villes  de  Station  k  la  destination  du  haut- 
et du  bas-Rhin.  II  est  cependant  conforme  k  l'^uitd  et  k 
l'intöret  genciral  que  h^s  ])ateliers  puisseiit  cliargnr  une  plus 
grande  quantit«',  lorsqu'il  y  a  aiHuence  que  lorsqu'il  y  a 
p^nurie  de  marchandises. 

De  Texecution  iit<5rale  de  l'art.  18  precitö  il  devrait  donc 
resulter 

a)  que  les  bateliers  du  bas-Rhin  seraient  ruinös  sans 
ressource  parceque  la  capacit^  de  leurs  embarcations  ^tant 
ordinairement  de  25  k  30  mille  Myringrammes ,  le  böudfice 
qui   rteulterait  d'un   chargement  de  9000  Myriagrammes 
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d^duction  faitc  de  toos  les  frais  ne  aerait  pas  suf&aant  potir 

les  faire  subsister; 

h)  par  contre  si  les  bateliers  cliargeant  a  (  V)logne  pour 
Mayeiice  peuvent  »«•journer  dans  le  port  de  Colugno  jusqu'ä 
ce  que  leur  chargement  soit  compos^  de  7500  Myriagr.  leu 
exp^ltions  commerciales  doirent  ^prouver  des  lenteurs  saas 
nombre.  H  est  vrai  que  dans  les  temps  flonssants  de  la  Davi* 
gation  il  n'est  pas  difiicile  de  porter  le  chargement  de  ces 
bateliers  dans  l'espaoe  de  8  jours  ä  la  quantito  de  7500  M^riagr., 
mais  il  n'est  pas  moins  vrai  qu'aujourd'hui  oü  la  navigation 
du  Rhin  est  r<^duite  audessous  du  quart  de  ce  qu'elle  ^tait 
antörieurement  il  faut  souvent  un  ospace  de  4  ä  6  semaines 
pour  avoir  de  (juüi  composer  un  chargement  de  7500  Myriagr. 
pour  Mayence. 

Aussi  la  direction  gön^ral  de  Toctroi  du  Rhin,  loin 
d'insister  sar  l'ex^ution  lit^rale  de  Tart  18  permttpelle  anx 
bateliers  de  chaiger  tant  qu'il  lenr  plaisait,  il  n'y  a  pas 
d'exemple  qu'elle  ait  foro6  un  batelier  de  partir  et  pourvn  que 

les  maitres  bateliers  eussent  su  se  concilier  la  faveur  du 

contrdleur  de  Station,  ils  ötaient  sürs  de  poiivoir  chargor  t>>\it 
cc  qui  i'tait  k  leur  couvenancei  de  partir  mdme  avec  deux 
embarcatious. 

Dans  ces  circonstances  est-il  sur})rt'naiit,  que  les  u^gociants, 
pour  öviter  les  lenteurs  de  la  navigation,  pr^förent  les  routes 
par  terre  le  long  du  Rhin  toutes  les  fois  que  le  pennet  la  na^ 
ture  des  marchandises? 

Au  lieu  de  minimom  et  de  mazimum}  il  serait  donc  pr^ft- 
rable  de  fixer  un  terme  de  chargement  que  les  bateliers  ne 
pourraient  outrepasser  sous  ancun  pr(5texte.  En  adoptant 
cette  nidsure  qui  est  aussi  coiilorme  aux  voeux  dos  bateliers 
qu'k  eeux  des  commeryants ,  Tindustrie  des  navigateurs  ne 
serait  })lu8  entrav^e  par  le  mininium,  ils  ne  d^pendraient  plus 
des  sentimentti  plus  ou  moins  lit^raux  du  coiitrüleur  de  stalioa 
et  le  commerce  pourrait  compter  sar  la  prompte  exp^dition  de 
ses  marchandises.  • 

§5. 

II  sera   d6termin^  pour  chaque  destination  uo  certain 

espaco  d(;  temps,  dans  lequel  le  batelier  sera  tenu  do  ]ivr»*r  la 
marcliandise  sous  peine  de  perdre  une  certaine  partic  du  prix 
du  fret.  Les  autorites  locales  dresseront  de  concert  avec 
les  chanibres  de  commerce  un  r6glement  particulier  sur 
cet  objet. 

Observations:  Cette  disposition  parait  dtre  nöoessaire 
pour  prövenir  les  lenteurs,  que  les  bateliers  da  Rhin  se  per* 
mettent  quelque  fois  pendant  le  trajet  Les  eas  de  fon^ 
majeure  deyraicnt  etre  constat^s  par  les  autorittfs  des  lieox 
Olk  ils  seraient  oblig^  de  sWrSter. 
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§  6. 

T.es  prix  du  tVet  a  payer  pour  loa  marehaiidises ,  qui 
seront  eiubanjuoeä  dans  les  diff^rcnts  parts  du  Rhin  a  diffö- 
reDtes  destiiiations  seront  tixös  sur  la  proposition  des  ehambres 
de  commerce  par  Mr.  le  Maire  de  la  villo  oü  reiubaiuuument 
s'opöre  et  Boumia  k  Tapprobation  de  Mr.  le  Prefet  du 
d^partement. 

Observation s:  La  Convention  sur  l'octroi  da  Rhin 
a  adopt^  par  rapport  ä  la  fixation  des  prix  du  fret  une  marche 
bien  aifförcnte,  de  celle  qui  füt  suivie  jusqu'alors.  Celle  veut 
(art.  13)  que  Tadministration  dn  l'octroi  de  navig;ation  reglß 
d'une  tbire  h  l'autre  le  prix  du  fret,  qui  devra  t  tre  paye  dans 
les  deux  villes  de  Station  jx.nr  les  marchandises,  qui  y  seront 
embarquccb  ä  charge  par  eile  de  prendre  l'aviö  des  ehambres 
de  commerce  de  Cologne,  de  Mayence,  Strasbourg  et  des 
magistrats  de  Duaseldorff,  Francfort  et  Mannheim,  et  si  les 
avis  ne  sont  pas  uniformes,  d'adopter  an  taux  moyen. 

Nous  avons  tout  lieu  de  croire,  qne  la  direction  g^n^rale  de 
l'octroi,  au  lieu  de  sc  conformer  k  cette  dispositlon,  a  souvent  fix^ 
les  prix  <lu  fret  «l'unn  mani^re  arbitraire.  et  qu'olle  n*a  pas  tou- 
jours  pris  le  taux  nioyrii  rcsultant  des  diW'rcnt'M  propositions  des 
cliamores  de  coniniercc.  Mais  saus  uous  arruter  a  cette  dis- 
cussion  nous  nous  bornoiis  k  observer,  que  la  disposition  de 
Tart.  13  de  la  Convention,  quelque  sage  qu'elle  parait,  ne 
r^pond  pas  k  son  but,  puisque  toutes  les  ehambres  de  com- 
merce et  toQtes  les  autont^  j  d^nomm^es  ne  sont  gu^re  en  4tat 
de  porter  un  jugement  solide  et  impartial  sur  la  quotitö  du 
prix  du  fret  k  adoptcr  pour  teile  ou  teile  partie  du  Rhin. 
Ainsi ,  par  exemple ,  la  cnambre  de  commerce  de  Strasbourg 
no  sera  pas  en  ötat  de  juger  avec  connaissance  de  cause,  si 
uno  quotit^  donnere  du  prix  du  fret  a  payer  pour  le  trajet 
de  ('ologne  ä  Amsterdam  est  aualogue  ou  nou  aux  besoiiis 
du  commerce  et  de  la  navigation,  puisque  les  Clements  ilu  calcul 
de  ce  fret,  c'est-k-dire  les  localitös  qui  rendent  cette  partie  de 
la  navigation  plus  ou  moins  disnendieuse,  ne  sont  pas  k  portte 
d'une  chambre  de  commerce  placke  k  une  distance  de  plus  de 
100  lieues.  De  niriiu>  Favis,  que  la  chambre  de  commerce  ou 
le  magistrat  de  Dusseldorff  pourrait  ömettre  sur  ce  prix  du  fret 
ne  p' iirrnit  pas  rtvo  censö  ^mis  avec  la  plus  stricte  impartia- 
lit^,  parce  qu'il  iniporte  aux  nögociants  ae  la  rive  droite  que 
les  prix  du  fret  du  la  rive  gauche  du  Rhin  soient  aussi  (^lev^a 
que  poösible,  pour  s'assurer  sous  ce  rapport  une  superiorite 
plus  ou  moins  marquante  sur  le  commerce  de  leurs  rivaux. 

II  est  donc  plus  conforme  k  l'ordre  naturel  des  choses, 

3ue  le  prix  du  fret  soit  proposä  par  la  chambre  de  commerce 
e  la  ville  o&  le  chargement  se  fait  vü  que  cette  chambre 
est  port4e  par  son  propre  int^rgt  k  fixer  ce  prix  du  fret  de 


Digitized  by  Google 


898  XVXU  5. 

la  mani^re  la  plus  avantMi;eusp  au  commerce  et  a  la  navi- 
gation ,  et  que  cette  propobiiii»n  aoit  sanctionnd^j  par  les  auta- 
rit^s  locales  et  departcmentalcü ,  aux  auellcs  les  bateliers 
peuvent  faire  parvenir  leurs  r^clamations,  loraqu'üs  se  croiront 
tisM  par  la  proposition  de  la  chambre  de  commerce. 

§  7. 

La  police  de  la  navigation  du  Rhin  sera  oxorct^e  dans  les 
ditierent8  p<irt8  du  Rhin  par  M.  M.  les  Maires  exclusiveinent 
a  la  direftion  de  l'octroi  du  Riiin,  saut'  aux  iie^i^ooiants  et  aux 
bateliers  de  porter  devant  ie  conseil  de  Prelecture  les  re- 
clamations  qu'ils  auraient  k  faire  contre  l'exercice  de 
cette  police. 

Observations:  Noub  ne  savons  pas,  si  aajoard'hui  oa 
Toctroi  du  Rhin  ae  trouve  dans  les  attributions  des  droibi 
röaniSi  la  conservation  de  la  direction  de  cet  octroi  est 
cessaire  dana  l'int^ret  du  gouvernement,  par  rapport  k  la 
perception  des  f^roits,  iiiais  ce  que  nous  savons  tres  bien,  et 
qu'aucun  homme  inipartial  ne  voudra  contester,  c'cst  que 
cette  direction  est  non  »eulement  tr^  iuutüe,  mais  encore  tres 
pr^judiciablc  au  commerce  par  rapport  ä  la  police  du  Rhin. 
Autrefois,  lorsqae  cette  police  4tatt  coDfiöe  aux  mains  pateniellee 
de  l'autorit^  locale^  les  exp^tioDS  commerciales  aUaient  leur 
train,  ä  la  satisfactioo  g^n^rale  du  commerce  et  des  batelieis, 
mais  depuis  7  ans,  que  la  direction  gto^rale  ne  sachant 
mettre  des  bomea  k  son  autorite  a  fait  peser  un  sceptre  de 
fer  sur  le  commerce  du  Rhin,  des  muniiures  sans  nombre  se 
sont  elev<^8  contre  les  abus  de  tout  genre,  qui  son  r<^ult^s  de 
ce  1101! veau  syst^uie  d'administration.  Cette  Situation  dut 
eti'e  auuuil  plus  acciiblante,  que  par  sa  uature  amphibie,  (|ui 
partieipait  des  deuz  rives  du  Rhin,  cette  adminiatration  se 
trouvait  isol^  de  tout  tribunal  de  l'Empire,  de  sorte  que  la 
voie  judiciairequi  est  ouverte  k  tout  citoyen  fran9ai8  contre  tonte 
administration,  ^tait  ferm^e  aux  n^ociants,  dont  1^  intMts 

f »ersonneis  se  trouvaient  compromis  par  TAdministration  de 
'octroi  du  r?}\in. 

Le  eommerce  ose  esp6rcr  que  la  sHtre>«se  du  gouverne- 
ment  t'era  cesser  ce«  criants  abus,  et  qu  li  reiuira  aux  autorites 
locales  l'exercice  d  une  police,  qui  ne  pourrait  qu'etre  a 
Charge  ä  Tadministration  des  droits  r^unis,  parcequ'elle  d& 
tournerait  une  partie  de  son  attention  de  la  perception  des 
droits  laquelle  fait  Tobjet  essentiel  de  ses  attributions. 


Nous  ne  croyons  pas  exag(5rer  en  soutenant  que  l'ex^- 
cution  du  jirojct  rle  Reglement,  que  nous  venons  de  jiroposer, 
preseuterait  uon  seulcment  tous  les  avantages^  que  pourrait 
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donner  l'exemption  absolue  de  tont  re/^lement  de  police,  raais 
qu'elle  ^carterait  aussi  \oh  j^ravos  iiiconv^nieiitSy  qui  seraient 
insdparables  d'une  Ubcrtö  sans  bornes. 

l'üur  copie  coat'orme,  les  membreä  de  la  chambre  de 
commerce 

J.  J.  MoU 

Henri  Merkens 

George  Henri  Koch. 


4. 

L'adresse  im  conmil  nmfeipal  de  Golo/^ne  a  w  KiyesU 

rEmpereur. 

(Ans  Akten  Alter  Handel  nnd  Yerkehrawesett  im  ILfitA.) 

A  sa  Majestö  Imperiale  et  Koyale. 

Sirel 

La  ville  de  Colo^nie  posscde  un  droit  que  la  natiire,  Ics 
trait^s  et  rint^r«t  gc^neral  de  la  navigation  du  Hh'm  avaieiit  coii- 
sacr^  düpuis  uu  tempa  imm^monal.  O  droit  tut  attaquö  d^s 
la  conclusion  du  trait^  de  Lunevilie  par  la  ville  de  Francfort, 
k  laqaelle  se  r^unirent  plusieares  autres  plaoes  de  commerce 
de  la  rive  droite.  D'apr^  Topinion  de  no8  rivaux,  la  relfiche 
füre-eo  ne  devait  plus  entrarer  la  navigation  da  Rhin^  ni  k 
Ciologne,  ni  k  Majence. 

Mais  les  avantages  locaux  d'une  part  et  rinsiiffisance  dea 
motlfs  alle^urs  par  nos  voisins  de  l'autre,  fureiu  bientot 
apprecies  et  jugös  par  Votre  Majest/r.  Le  droit  de  reläcbe 
fut  maintenu  aux  deux  ports  de  Cologne  et  de  Mayence. 

Aujourd'bui  les  effort^  d'une  jalouäie  aveugle,  et  d'uu 
int^rftt  contrwre  au  vöritable  int^rSt  de  la  navigation  paraia- 
sent  80  r^veiller  avec  plus  d'achamement  que  jamats. 

Sans  ^ard  aux  titres  respectablcs  qu'une  possession  de 
plus  de  sept  siteles  a  donn^  k  la  ville  de  Cologne,  ni  aux 
avantages  (jue  le  commerce  retire  d*une  navigation  regl6e  et 
garantie  <  oTitre  rimmoralitf^  et  l'incertitude  des  bateliers,  sans 
^gard  eiitin  a  la  raison  d'Ktat,  qui  rencontre  dans  Texercice 
de  ee  di  nit  de  reläche  des  iiioyens  de  transport  toujoiir->  prets, 
tüujuurs  solides,  et  une  l>arri6re  contre  la  fraude,  les  places 
rivalee  de  Cologne  provoquent  imprudemment  la  ruine  d'une 
Institution,  sans  laquelle  il  n'y  a  plus  d 'ordre,  plus  d'assu- 
rance,  plus  de  c^löritö  k  esp^rer  ni  aan.s  la  navigation  du  Rhin, 
ni  dans  le  commerce  d'^ehange  entre  les  places  qui  trafiquent 
r(5eiproquement  et  depuis  si  longtemps  par  la  voie  de  ce 
fleuve. 
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Les  motifs  qui  d^terminerent  Votre  Majestö  Imperiale  et 
Kojale  a  conserver  ie  droit  de  reläche  en  1803,  non  seulement 
subsistent  encore,  mais  ils  ont  gagnö  par  les  circoiistancea  en 
force  et  en  iiecessitö. 

La  direction  que  Vo8  sublimes  conceptions  tendent  a 
donner  au  commerce  continental  au  dtoiment  de  celui  de  nos 
ennemiSy  trouve  aujourd'hui  daoB  le  droit  de  relfiche  un  in- 
strument  poissant  autant  qu'il  est  simple  daus  son  action  et 
facile  ä  surveiller. 

Qu'on  ajoute  h  tnutos  ces  eonsid(5ratir)ns,  Sirc,  que  le 
Khin  formant  la  tVonti<!;re  Orientale  de  TKuipire,  reclanie  im 
regime  partic'ulier  de  navigation,  qui  puisse  ajjjtorter  au  com- 
merce fran^aiä  la  compensation  des  droits  d'etape  et  de  re- 
läche  onereuse,  qu'il  est  obligö  de  payer  aux  villei»  riveraineadu 
Danube,  de  rOder,  de  l'Elbe  et  du  Weser,  et  Votre  Majest^ 
trottvera  de  nombreux  et  imi>ortaiitB  motifs  ponr  diffSrer  son 
adh(^sion  aux  demandes  des  TiUes  de  Francfort  et  autres,  an 
moins  jusqu'ä  ce  que  la  question  att  ^t^  suflfisamment  d^battue. 

En  cons^quence  nous  osons  recourir  ä  la  sollicitude 
Eminente  qui  a  dict^  la  conscrvation  du  droit  de  relache  et 
supplier  tres  humbleraent  Votre  Majestö  luiperiale  et  Royale 
de  cr^er  une  commission  pris  dans  son  conseil  d'Etat,  la  (juelle 
serait  chargee  d'examiner  la  que»tion  dans  ses  rapports»  avec 
roctroi  de  navigation  du  Rhin,  ainsi  qu'avec  Tint^r^t  g^ndnü 
de  l'Empire. 

Cette  commission,  apr^s  avoir  pris  connaissance  des  rd- 

clamations  respectives,  qui  se  trouvent  d6]k  sous  les  jexix.  des 
ministres,  soumettrait  ses  vues  h  Votre  Majest^  Imperiale; 
qui  statuerait  dans  Sa  haute  sagesse  ce  qu'fUie  trouverait 
convenable. 

Nous  sommes  avec  le  plus  profond  respect 

öire 

De  Vbtre  Majestö  Imperiale  et  Royale 
les  plus  humbles  et  plus  soumis  si:getB 
les  membres  du  conseil  municipal  de  Cologne 
Oologne  le  18  mars  1813. 

J.  J.  Wittgenstein  Maire 
de  Gall,  MoHnari,  Efferts,  Cassinone,  ülpenich, 
Neumaii,  de  Herwegh,  Hoffsehlag,  Seiner,  Bourel, 
Beckerö,  Bolckhaus,  Vernier,  de  Heinsberg, 
Schmitz,  Sehnigen,  Heinian^  Hartman,  Nolden, 
Schaaffhauöen,  Engels,  Wermerskirchen. 
Four  copie  conforme: 

Le  Maire  de  la  rille  de  Cologne 
Chevalier  de  l'Empire^ 
membre  de  ia  l^on  d'honneur 

J.  J.  Wittgenstein« 
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5. 

Bntwarf  einer  Ordnmig  Hilfskarae,  welehe  die  8eti- 
seUffcr,  Stenemiliiiier  «nd  Sekiffskneekfe  sn  Mains  fir  deh 

errichten  sn  dürfen  wlniclien* 

(Aus  den  Akten  der  rheinischen  Sdiiffergilde  su  Mains.  M.StA,) 

Die  zu  dem  ilat'en  der  Grofsherzogl.  Hess.  Stadt  Mainz 
gehörigen,  allda  wohnhaften  Setzschiffer,  Steuermänner  und 
Schiffwnechtey  erwägend,  dafs  sie  nicht  gleich  ihren  Mitbrttdern 
in  kleineren  Ortern  zugleich  Grundbeeitser  sind,  also  nicht  wie 

jene,  von  ihren  Grundstücken  einen  Ziiflufs  zu  ihrem  Unter* 
halte,  eine  Nothilfe  bei  zustofsenden  ünglücksfilllen ,  eine 
Unterstützung  filr  ihre  ^^'^t^ven  oder  .innoch  hilflosen  Waisen 
geniefsen,  haben  sclion  längst  den  Wunsch  gehegt,  zu  diesem 
Endzwecke  von  dem  Loline,  den  sie  tiir  ihre  Reisen  erhalten, 
etwas  zu  Hildung  einer  Hilfskasse  bestimmen  zu  könnrn,  und 
glauben  nunmehr  unter  dem  Schutze  Seiner  Königlichen  Iloheit 
des  Durchlauchtigsten  Herrn  Grofeherzogs  von  Hessen  und  bei 
Khein,  ihres  gnädigsten  Landesherm,  diesem  Wunsche  Genüge 
leisten  zu  dürfen. 

Da  ihnen  nun  nachstehende  Punkte  zweckdienlich  zu  sein 
und  mit  dem  Einkommen  der  Teilnehmer  in  Verhflltnis  zu 
Mtehen  sebeinen ,  so  erbitten  sie  sich  ehrfurchtsvoll  derselben 
Genehmigung  und  zwar: 

1.  könnte  fUr  jede  Reise  zahlen 


Der 
Setaschiffer 

Der 
Steaermann 

Der 
SehiA- 
knecht 

nach  Kohl  

fl.  —,50 

fl.  —,80 

nach  Koblenz  

-  -,40 

 ,20 

In  die  ZwiscIx'iiDrtc  nnter 

wie  jincli  Köln. 

In  die  ZwiHchenurte  ober 

Koblenz 

wie  nach  Koblenz. 

ii!i<'1i  I^iii;.'''!!  

«.  —,12 

nach  Stral-sburg  .... 

.  1,80 

-  T- 

nach  Schröck   

-    1 - 

-  T,- 

.  -.40 

.  -.40 

-  -,80 

-  -80 

In  die  Zu  i  .  h.  uorte  ober 

Miiuiilteiin 

wir  nach  Schröck. 

In  «Ii«'  Zwis.  lu'iiort«  unter 

Mannheim 

wie  nach  Mannheim. 

Digitized  by  Google 


402 


xvin  5. 


2.  Die  Sotzsclilft'er  und  Kiieciite,  welche  die  RUckreue  Hin 
Lohn  machen,  zahlen  für  diese  ebensoviel  besonders. 

3.  Die  iScliiii'er  werden  ersucht,  vor  ihrer  Abreise  dieses 
Geld  fiir  die,  welche  sie  mitnehmen,  zu  bezahlen. 

4.  Sollte  ein  oder  mehrere  Mitglieder  mit  fremden  Keiöeü- 
den  auf  einem  kleinen  Fahrzeuge  eine  Reise  imternehmen,  so 
wird  dafür  wie  für  eine  Schiffareise  gesahlt;  doch  können 
Spazierfahrten  hiesiger  Einwohner  in  die  nabegel^onen  Orlr 
Schäften  nicht  für  Reisen  angesehen  werden. 

5.  Der  jedesmalige  Hr.  Hafeninspektor  oder  Oberbeamte 
des  Hnf(Mis  \vird  ersucht,  die  Einnahme  zu  besorgen,  das  Tns:- 
buch  alimonatlich  abzuschliefsen,  in  der  Folge  die  angewiesenen 
Zahlungen  zu  machen  und  am  Ende  des  Jahres  Rechnung  zu 
legen. 

6.  Ebenso  wird  der  jedesmalige  Hr.  Werftmeister  ersucht, 
die  Verrichtungen  des  Oegenschreibers  sa  ttbernehmen. 

7.  Die  GeseUschaft  wird  Mitglieder  ernennen,  am  die 
Leitung  des  Oeschttfts,  einverständlich  mit  dem  Hr.  Eaaserer- 
Walter,  zu  besorgen,  die  ReehtmiUsigkeit  der  gemacht  werden- 
den Ansprüche  zu  entscheiden  und  dif  Summe  zu  bestimmen, 
welche,  naeh  Verh?i]tnis  der  Zahl  der  Mitglieder  und  der  vor- 
rätigen Gelder,  als  Beihilfe  verwendet  werden  könne. 

8.  Zum  Genufs  der  Bi  ihilfe  sind  geeignet: 

a)  kranke  Mitglieder,  solange  bis  sie  wieder  Erwerb 
suchen  können: 

b)  Witwen  der  Mitglieder,  solange  sie  im  Witwenstand 
und  in  der  Dürftigkeit  leben; 

c)  Waisen  bis  einscUiefslich  zu  dem  Monate,  wo  sie  ihre 
erste  Kommunion  verrichten  and  nun  seibat  etwaa  er- 
werben können 

Wobei  es  dem  lu  messen  der  Vorsteher  auheim  gestellt 
bleibt,  diese  Beihillt  den  Müttern,  den  Vormündern  oder  den 
sonstigen  Verptlegern  der  Ivinder  auszuzahlen. 

9.  Da  hier  Hilfe  in  der  Not  der  einzige  Zweck  ist,  so 
kann  nie  gerichtlicher  Beschlag  auf  diese  Beihilfe  gelegt 
werden. 

10.  Damit  aber  die  Kasse  nicht  gleich  anfänglich  ge- 
schwächt werde,  so  darf  unter  einem  Jahre  vom  Tage  des 
ersten  Beitrages  an  zu  rechnen,  keine  Beihilfe  bewilligt  werden. 

11.  Jedes  iti  der  Fol^e  neu  aufirenommen  werdende  Mit- 
glied zahlt  hei  seinem  Eintritt  einen  Betrag,  welcher  nach  dem 
bestimmt  wird,  was  von  demjenigen  seines  Standes,  der  in 
dem  laufenden  Jahre  die  meisten,  und  demjeuigeu,  der  die 
wenigsten  Keisen  gethan  hat,  eingegangen  ist 

12.  Der  Eintretende  kann  jedoch  nicht  verbunden  werden, 
diesen  Betrag  auf  einmal  zu  erlegen,  sondern  es  steht  ihm 
frei,  hh  zu  dessen  Ergänzung  bei  jeder  Reise  das  doppelte 
l'axgeld  zu  bezahlen. 
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13.  Dieses  Nachzahlen  erstreckt  sich  nicht  auf  diejenigen, 
welche  schon  Mitglieder  sind  und  nur  den  ErwerbszNveiji: 
ändern,  da  sie  von  dein  Augenblick  ao,  als  sie  dies  thun,  ia 
der  erlani^ten  Eigenscliat't  beitragen. 

14.  Aurderdem  zahlt  jedes  jetzt  oder  kiiutug  eintretende 
Mitglied  sogleich  bei  seinem  Eintritt  f Itr  Anschaffung  und  Unter- 
haltung der  Register  und  Druck  der  Quittungen  eine  Gebühr 
von  sechzehn  Kreuzern. 

15.  In  unvorhergesehenen  Fällen  oder  bei  Abänderungen 
und  Zusätzen  der  gegenwärtigen  Ordnung  erbitten  sich  die 
Vorsteher  die  Hohe  Genehmigung  durch  gutachtlichen  Bericht 

Mainz^  den  14.  Angust  1816. 


6. 

Verorduung  der  Stadt  Mainz  vom  24.  März  1817  fiber  das 
lialfwesen  oder  den  Schiffszng. 
(Aus  ßheioschiffahrtsakten  1817  M.St.A.) 

Entwurf  zur  Verordnung. 

Um  den  Dienst  des  Schiliszuge*»  oder  Halfwesena  aul  eine 
dem  Interesse  des  Handels  und  der  Schiffahrt  angemessene 
Art  zu  sichern  und  zugleich  diejenigen  Klagen,  welche  toq 
Seiten  der  Schiffer  and  Halfleute  wegen  ihren  gegenseitigen 
Ansprüchen  und  Verbindlichkeiten  erhoben  worden  sind,  su 
beseitigen ; 

und  nach  vorgftnppgem  Einvernehmen  der  Bemerkungen 
und  Vorschläge  der  Handelskammer  i  wird  hiermit  verordlnet 
wie  folgt: 

Art.  1.  Die  Gesellschaft  oder  der  Verein  der  hiesigen 
Halfleute  ibt,  »owie  derselbe  bis  hieher  bestanden,  ferner 
beibehalten  und  werden  die  beiden  gegenwärtigen  Vorrteher 
derselben  hiemit  in  ihren  Verrichtungen  bestiltigt. 

Art.  2.  Den  hiesigen  Halfleuten  steht  das  ausschliefsliche 
Recht  des  Schiffszuges  für  alle  aus  dem  hiesigen  Hafen,  sei 
es  den  Main  oder  den  Rhein  hinauf,  abgehende  Schiffe  zu. 

Art.  3.  K^?Ti  IWosfy'er  frenid«»r  Fuhrmann,  der  nicht  zu 
der  Oesellschaft  <ler  Halfterer  geln  rt,  kann  in  dem  hiesigen 
Hafen  an  ein  Schift'  anspannen  o(ier  den  Transport  eines 
Schiffes  ubernehmen,  es  sei  denn  mit  Bewilligung  der  Gesell- 
schaft und  in  Fällen,  wo  wegen  augenblicklichem  Mangel  an 
Pferden  die  Gesellschaft  aufser  Stand  ist,  die  zur  Abfahrt  be- 
reit liegenden  Schiffe  mit  ihren  eigenen  Leuten  zu  befördern. 

Art  4.  Die  Gesellschaft  dor  Halfterer  ist  verbunden« 
stets  eine  für  den  gewöhnlichen  Dienst  der  Schiffahrt  hin- 
reichende Anzahl  von  tauglichen  Pferden  bereit  zu  halten.  In 

26* 
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dem  Artikel  3  bemerkten,  aufseroTdentlichen  Falle,  wenn  näm- 
lich die  vorh.nndenen  Pferde  zur  Befriedigung  der  bereit 
Hegenden  Schiffe  nicht  zurcichnid  ^vnren,  ist  die  Gesellschaft 
gelialten,  andere  Pferde  auf  eigene  Koston  gegen  die  nämliche 
Bezahlung  und  unter  den  nämlichen  Bedingungen  wie  für  ilire 
eigenen  Pferde  herbeizuscliafFen ,  ohne  dafö  der  iSchifl'er  nötig 
habe,  sich  selbst  darum  su  bekflmmern,  oder  besondcfs 
Accorde  mit  fremden  Fuhrleciten  abzuschlielsen. 

Art.  5.  Damit  aber  auch  der  gewöhnliche  Lanerkarcher- 
Dienst  fUr  die  Stadt  selbst  nicht  gefährdet  werde,  so  sollen 
dafür  wenigstens  zwanzig  Pferde  in  steter  Bereitschaft 
gehalten  werden,  ho  zwar,  dafs,  wenn  sämtliche  Pferde  bis 
auf  diese  Anzalil  auswärts  sieh  befinden,  keines  dieser  Pferde 
zum  Scliitiüzug  verwendet  werden  darf;  tritt  dieser  Fall  ein, 
so  hat  die  Gesellschaft  sich  na(  Ii  den  Bcstinuuungea  des  Ar- 
tikels 4  zu  benehmen  und  andere  Pferde  zum  Dienst  der 
Schiffahrt  herbeizuschaffen. 

Art  6.  £s  soll  bei  dem  Schiffszug  eine  genaue  Ordnung 
beobachtet  werden,  so  zwar,  dafs  der  Schiffer,  welcher  zuerst 
zur  Abfahrt  bereit  liegt,  auch  zuerst  die  benötigten  Pferde  er- 
halte. Zu  dem  Ende  wird  die  Hafeninspektion  ein  besonderes 
Register  führen,  in  welches  die  Schiller,  welche  ihre  Ladung 
beendi^^t  hahen  und  zur  Abfahrt  bereit  sind,  der  Ordnung 
nach  einp:etragen  werden:  die  Ilafeninspektion  stellt  sodann 
dem  Schitfer  eine  mit  der  Ordnungsnummer  des  Registers  ver- 
sehene Anweisung  für  die  benötigte  Anzahl  Pferde  aus;  der 
Schiffer  Ubergiebt  die  Anweisung  an  die  Vorsteher  der 
Ilalfterer,  welche  sodann  gehalten  sind,  die  Pferde  nach  der 
Reihenfolge  der  Nummern  zu  stellen.  Es  darf  kein  Pferd  ohne 
eine  solche  Anweisung  verabfolgt  werden,  auch  darf  kein 
Schiffer  vorzu'^öweise  vor  einem  andern,  welcher  eine  frühere 
Nummer  hat,  befördert  werden. 

Art.  7.  Die  Vorsteher  der  Kardier  haben  bei  der  Be- 
stellung der  Pferde  die  nämliche  Rangordnung  unter  den  ein- 
zelnen Mitgliedern  der  Gesellschaft  zu  beobachten  und  darüber 
genaue  Register  zu  führen. 

Art  8.  Die  Fuhrleute  sind  verbunden,  den  jedesmaligen 
Anforderungen  ihrer  Vorsteher  Folge  zu  leisten  und  auf  Ver- 
Inr^ren  des  Schiffers  sogleich  anznspannen;  sie  sind  gehalten, 
das  Schiff  bis  an  seinen  Bestimmnnc-snrt,  wohin  nfimlieh  die 
Übereinkunft  getroffen  ist,  zu  v»  rl)rii]L'"f'7i ;  sie  haben  in  allem, 
was  tlcii  Dienst  angeht,  die  Anordnungen  des  Steuermannes 
;^enau  zu  befolgen;  sie  dürfen  ohne  dessen  und  des  Schiffers 
Einwilligung  weder  unterwegs  ausspannen  noch  halten  bleiben. 
Die  Bestimmung  der  Orte  zum  Fftttem  tlber  Mittag  und  zum 
Übernachten,  sowie  die  Bestimmung  der  Ankerplfltze  hängt 
lediglieli  von  dem  Schiffer  und  Steuermann  ab.  Der  an- 
brechende Tag  und  die  eintretende  Nacht  bezeichnen  die  ge- 
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wöhnliche  Zeit  zum  An-  und  Ausapannen;   die  Zeit  der 

Fütterung  Uber  Mittag  ist  auf  eine  Stunde  festgesetzt. 

Art.  9.  Sollte  äor  Fa\\  eintreten,  dafs  bei  der  Ankunft 
an  der  letzten  ^Uition,  bis  wohin  die  hiesigen  Halfleute  be- 
8tellt  sind,  keine  Pferde  vorrätig  suin  sollten,  so  wenlnT)  die 
lluiilüute  sich  dazu  verstehen,  duä  Schiti*  gegen  die  dori  üb- 
liche Bezahlung  weiter  zu  schaffen,  bis  sie  von  den  dortigen 
Halfleuten  abgelöst  werden  können. 

Art  10.  Wenn  unterwegs  Hindernisse  eintreten,  so 
können  die  Halfleute  nur  dann  den  ferneren  Dienst  verweigern, 
wenn  die  Unniögliehkeit,  weiter  zu  kommen,  dargethan  ist, 
«  z.  B.  bei  tJbersch\vemmung  des  Leinpfades.  In  diesem  Falle 
steht  es  vorzüglich  dem  Steuermanne  zu,  zu  bestimmen,  ob 
und  inwieweit  der  Leinpfad  ohne  Getahr  für  die  Fuhrleute 
und  Pferde  annoch  bcfaluen  werden  kann. 

Art.  11.  Wenn  ein  Pterd  unterwegs  erkranket  oder  zum 
ferneren  Zng  ontaugUch  wird,  so  soU  der  Führmann  dieses 
Aich  von  der  nächsten  Ortsbehörde  bescheinigen  lassen. 

Überlianpt  hat  bei  obwaltenden  Uneinigkeiten  zwischeu 
den  Schiffern  und  Halfleuten,  wenn  sie  dieselben  nicht  gdtlich 
ausgleichen ,  derjenige  Teil ,  welcher  beeinträchtigt  zu  sein 
glaubt,  sich  jedesmal  an  die  näclist*»  Ortsbehörde  zu  wenden, 
um  womögh'ch  di«'  Thatsache,  welche  den  G^enstand  der 
Klage  ausmacht,  richtig  stellen  zu  lassen. 

Art.  12.  Im  Falle  ein  Scldfl"  wegen  besonderen  Hinder- 
nissen unterwegs  halten  bleiben  rouTs,  so  dürfen  die  Halfleute 
nicht  ohne  Einwilligung  des  Schiffers  umkehreni  sondern  sind 
gehalten,  auf  dessen  Verlangen  an  Ort  und  Stelle  Hegen  zu 
bleib«  n,  bis  wieder  angeschirrt  werden  kann,  wogegen  der 
Schiffer  ihnen  nebst  dem  gewöhnlichen  Schlaf  und  Stallgeld 
Kost  und  Fütterung,  ftir  jt  df'n  Tag  einen  Gulden  W^artegeld 
auf  das  Pferd  zu  vermuten  habe. 

Art.  13.  Der  Schitfer  ist  gehalten,  den  Halfleuten  den 
Fuhriuhn,  das  Quartier-  und  Stallgcld  nach  der  festgesetzten 
Taxe  richtig  und  regelmäfsig  zu  bezahlen,  ihnen  das  gehörige 
Futter  für  die  Pferde  und  awar  ein  Vemsel  Hafer  pro  Tag 
auf  das  Pferd,  sowie  auch  den  Fuhrleuten  selbst  gute  und  hin- 
reichende Kost  und  Trank,  so  wie  dies  gebräucTdich  ist,  zu 
Terabreichen  und  ihnen  Uberhaupt  keine  Gelegenheit  zu  ge* 
gründeten  Klajren  zu  p:eben. 

Art.  14.  Der  Mietlohn  für  das  Pferd  ist  folgenderniafsen 
festgestellt: 

Von  Mainz  bis  Oppenheim  .    .    2  fl.  15  kr. 

-  Gernsheim  .    .    4  -  30  - 

-  Worms   .   .   .   8  -  —  - 

-  Mannheim  .   .  10  -  —  - 

-  Spcier  .  .  .  12  -  —  - 
•   Frankfurt    .   .   4  -  —  - 
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Das  Heu-  und  Stallgeld  auf  <^in  Pff^rrl  pro  Nadit  ifttw^n 

der  gegoT)w*lrtigcn  teuren  Fütterung  aut  1  fl., 

das  JSchial'geld  für  den  Mann  auf  48  kr.  festgesetzt. 
Diese  Taxbestimmungen  sind  auf  unbestimmte  Zeit  gültig 
und  können  in  der  Folge  iiacli  Verhältnis  der  Umstände  modi- 
fiziert werden. 

Art.  15.  Die  Vorateher  der  Kareher  sind,  tfkr  die  gemme 
BefolguDg  der  durch  die  Artikel  4,  5,  6  und  7  gegebenen  Vor- 
schriften persönlich  verantwortlich. 

Art.  16.  Diejenigen  Halfleute,  welche  sich  einer  Znwider- 
haiifllung  gegen  ihre  Obliegenlieiten  schuldig  machen,  dem 
Schiffer  ohne  Ursache  und  Not  den  Dienst  versagen,  sich  unter- 
wegs aufhalten  oder  sonst  zu  gerechten  Klagen  Gelegenheit 
geben,  sollen  unheschadet  der  polizeilichen  Strafen  in  deueu 
dazu  geeigneten  Fallen  und  der  ICntschttdigungsklage,  welche 
der  Schiffer  vor  den  kompet^ten  Gerichten  ansostellen  be- 
rechtigt sein  konnte,  nebst  dem  noch  nach  Befund  der  Sache 
auf  eine  Zeit  lang,  und  in  schweren  Fällen  auf  immer  aus 
der  Gesellschaft  der  Halfleute  ausgeschlossen  werden  können. 

Art.  17.  Ausfertigung  des  Gegenwärtigen  soll  den  Handel*!- 
kammern,  den  Vorstehern  der  Schiftergilde,  sowie  den  Vor- 
stehern der  Ilalfleute  zuL^estellt  werden. 

Mainz,  den  24.  März  1817. 

Der  Grofsherzogl.  Hess.  Oberbürgermeister  der  ätadt: 

Junirenfeld. 

Oesehen  utkI  geneliniigr  von  (irofs- 
herzogiich  Hebsischer  Kegieruug6-Kom- 

mission. 
Mainz,  den  M.  Miirz  1817. 

Frh.  Lichtenberg. 


7. 

Entscheid  der  drersherxoglieh  Heisischen  Rcgienu^  der 
Provinz  Rheinhegseii      14.  Juli  1818  in  Saehei  der  ,,WaaMr- 

Oiligenceu-Unternehmer^'  ^efj^tn  die  y^aehtsebfffer- 

Gesellschaft". 

(Aua  Rheinachifiahrtsakten  1818  M.StA.) 

Mainzy  den  14.  Juli  1818. 

Die  ßeklawatiou  der  Wueer-Diligeneeii -Unternehmer  Dolleschslt  and 
Obert  dahier  um  Wiedereinftetsiing  iu  das  ihnen  widenrechtlich  ent* 

xogcne  Geschäft  bptr. 

Die  GrofsherzogHch  Hessische  Regierung  der  Provinz 

Khein-Hessen, 

nach  Ansicht  des  von  dem  vormaligen  Priii'ekten  de» 
Donnersbergs   entworfenen,   von  dem  Generaldirektor  des 
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Brücken-  und  Strafsenbaues ,  sowie  der  Schiffahrt  im  Innern 
8taatsr,Mf  OvAtet  genehmigten  Reglements  für  den  DiVrc^t  iinr 
Wasserdüi^iincen  vo?i  h\er  nach  Köln  vom  4.  Messidor  Jahrs 
XII  der  Republik .  wudurcli  b<'stiinnit  wurde,  dals  diese 
Wasserdiligöiieentahrt  von  zwei  hier  autzustcUenden  Unter- 
nehmungen ausschliefslichy  altemando  betrieben  werden  soll  \  in- 
gleichen  des  xur  Vollziehung  jenes  R^lements  von  dem  Maire 
der  Stadt  Mainz  unterm  6.  Pluviose  Jahrs  XIII  genommenen 
Beschlusses^  wodurch  die  Bttrger  Dolleschall  und  Obert  dahier» 
nach  vorausgegangener  Stellung  der  ▼orschriftsmäfsigen  Kau- 
tion von  ?inO()  Franken  für  jeden,  als  Untcniehnior  jener 
Wasserdiligencent'ahrt  förmlich  ernannt  und  aulgestelit  worden 
sind; 

eingesehen,  die  von  dem  Herrn  (xraten  von  Solm«-Lau- 
bach,  als  interimistisch  angestellten  Generaikummissär  der 
Kheinschiffahrtsangelegenheiten  y  in  einem  Sehreiben  an  den 
nun  verstorbenen  Herrn  Obersten  Gergens  vom  8.  Hai  1814 
erlassene  Verfügung,  nach  welcher  Dolleschalls  und  Oberts 
auBSchliefsIiches  Recht  als  Entrepreneurs  der  Wasserdiligence 
als  eine  Bedrtickung  des  öchiffcrstandes  charakterisiert  und 
deren  TTnterdrüekunf^  verordnet  wird ; 

eiii^e.selien  ferner  die  hierauf  zwischen  dem  damaligen 
GeneralgouvernementskunimissUr  Herrn  von  Uftersfdt  und  nach- 
her der  Osterreichisch-Preiifsischen  Administration  furdieManu- 
tenenz  der  rcchtmäfsigen  Entrepreneurs  einer-,  dann  von  der  sub- 
dclegi  orten  Octrolkommission  Blr  deren  E^xmission  auf  dem  Grund 
der  Verfügung  vom  8.  Mai  1814  andrerseits  gepflogenen  Ver- 
handlungen; insbesondere  auch  die  Verfügung  ermeldeter  Ad- 
ministration vom  2.  Jänner  1815,  wodurch  dieselbe  auf  die 
Reklamation  von  Dolleschall  und  Obert  gegen  die  von  seiten 
der  subdelegierten  ( )ctroikommiRsion  unterm  28.  T>ezomber  1814 
ihnen  wiederholt  angedeutete  Anfliehun^i:  der  Eutreprise  nebst 
ITntersairung  alle.s  JaehtschiffahrisbetriebH  erklärt,  in  Gemftfs- 
heit  liüherer  Instruktion  keinen  ferneren  Eintiuis  in  dieser 
Sache  zu  nehmen,  welche  Instruktion  nach  einer  zur  Hand 
gebrachten  Abschrift  eine  Verfügung  der  Herren  Minister 
von  Österreich  und  Preufsen  vom  18.  Dezember  1814  gewesen 
ist,  im  wesentlichen  dahin  gehend ,  dafs  ihre  unterstehende 
Verwaltungsbehörde,  gedachte  Administration,  während  der 
Dauer  ihres  Provisorii  sich  alles  Einflusses  in  die  in  das 
Ressort  des  Henn  Orrifni  von  Solms-Laubach  verwiesenen 
Kheinschiffahrtsangele^eidieiicn  enthalten  möge; 

nach  Ansicht  der  wied«'rholten  und  dringenden  Rekla- 
mationen von  Dollesehall  uml  Obert,  worin  sie  um  Wiederein- 
setzung in  die  ihnen  entzogene  Wasserdiligcncenuntemehmung 
mit  Verzichtleistung  jedoch  auf  das  ihnen  vermöge  Artikel  1, 
8  und  84  des  Reglements  zugestandene  ausschlielsliche  Hecht 
auch  auf  die  unbestimmten  Fahrten  zwischen  hier  und  Köln 
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sowie  das  Zwaugsrecht  gegen  die  Jachtechiffer,  mit  Vorbehalt 

ihrer  EntscliädigiiTig  für  das  Verflossene,  bitten ; 

nach  Ansicht  der  Mitteilimcr  einer  hochlöbiichen  Central- 
konnnission  für  die  Kheinschiffahrtsangelegenheiten  vom  21 .  April 
jtingsthin,  wonach  der  Versuch  eines  glUliehen  Arrangements 
zwischen  den  Reklamanten  und  den  damaligen  Detentoren  der 
Wasserdiligencenfahrt  gescheitert  ist; 

nach  Ansicht  endlidi  der,  auf  diesseitigen  witerdiilnigstea 
Bericht  in  dieser,  so  Tiel  die  reklamierte  WiedereinsetBang  be- 
triff^ nunmehraur  Entscheidung  des  diesseitigen  Gouveraementi 
erwachsenen  Sache,  unterm  15.  1.  M.  erfolgten  höchsten  Mi- 
nisterialen tschliefsung,  wodurch  die  Exmission  der  Rnp]>recht- 
schen  Jaehts(  hifferge8e11>!ehfift,  so  fort  die  Wiedereinsetzung  der 
rechtmfifsigen  Unternehmer  Jjoüeschall  und  Obert  in  der  selbst- 
gebeteneii ,  beschränkten  Weise  verordnet  und  hiesige  Stelle 
mit  der  Vollziehung  dieser  höchäteu  Entscheidung  beauftragt 
wird;  in  Erwägung,  dafs  eine  Wasserdiligence  nichts  anderes 
als  eine  nach  Artikel  22  der  OctroikonTentien  vom  15.  August 
1804  in  der  Regel  den  Schiffahrtsreglements  nicht  unter- 
worfene Wasserpost  und  lediglich  eine  Lokalanstalt  ist,  welche 
zu  autorisieren  oder  aufzuheben  vermöge  seines  Landeshoheits- 
rechtes allein  dem  Landesherrn  des  Hfers,  wo  ihr  Haupt- 
bureau sich  befindet,  oder  dessen  nachgesetzter  Behörde  zu- 
steht; 

in  Erwägung,  dafs  Dolleschall  und  Obert  ilu  ausschlic£i- 
liches  Recht  der  Wasserdiligencenfahrt  Ton  hier  nach  Köln  von 
der  kompetenten  Behörde  und  zwar  titulo  oneroso  seiner  Zeit 
erworben  haben; 

in  Anbetracht,  dafs  der  Herr  Graf  von  Solms-Laubach  in 
der  Eigenschaft  als  Generalkommissär  der  Rheinschiffahrts- 
nnfrelegenheiten  keine  Qualität  hatte,  um  hier  l-indesherrliehe 
Befugnisse  auszuüben,  daher  in  keinem  Weire  kimipetent  war, 
Dolleschalls  und  Oberts  titulo  oneroso  wohlei  u  orbenes  uuä- 
schliefsliches  Recht  aufzuheben  und  dieses  zwar  um  so  weniger, 
als  es  ihm  nicht  zustand,  während  dessen  blofs  interimistischen 
Anstellung  in  jener  Eigenschaft  nnd  lange  vor  dem  Wiener 
Kongrefs,  welchem  doch  die  näheren  definitiTen  Bestimmungen 
des  Artikel  5  des  Pariser  Friedens  vom  30.  Mai  1814  vor- 
behalten waren,  einseitige  und  willkürliche  Ai)iinderungen  in 
dem  reehtlicli  hergebrachten  Besitzstande  auf  dem  Rhein  vor- 
zunehmen und  die  Reklamanten  zu  depossedieri  ii .  wältrend 
andere  Rechte  auf  demselben  bestehen  blieben,  als  ferner  die 
vorgeschützte  Unverträgliciiivcit  jenes  ausschliefslichen  Rechts 
mit  der  Freilieit  der  Rheinschiffaiii  L  um  s»o  weniger  platzgreif- 
lich  ist,  da  jede  regclmnfsige  Postanstalt  wie  an  Land  so  auch  su 
Wasser  ihrer  Natur  nach  exdusiT  sein  mufsi  auch  wirklich  die 
von  der  Schiffahrtspolizeibehörde  dortmals  eingesetzten  Deten- 
toren sie  gleichermafsen  mit  AusschluÜB  anderer  Jachtschifier 
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betrieben,  endlich  auch  der  Artikel  109  der  Wiener  Kongrefs- 
und  der  Artikel  1  der  angehängten  Kheinschiffahrtsnkte  die 
Freiheit  der  iüieinschiflfahrt  ausdrücklich  nur  aui"  die  Uaudels- 
ßchiÜahrt  bezieht; 

erwägend  ferner,  dais  die  <ji»terreichisch-Preuf8i8che  Mi- 
nisterialyerfUguug  vom  13.  Dezember  1814  nichta  andere^ 
darstellt;  als  eine  der  untergebenen  Verwaltungsbehörde  fbr 
die  Dauer  ihres  Provisorii  erteilte  Instruktion,  welche  fUr  den 
neu  eintretenden  Landesherm  Yon  keiner  verbindenden 
Kraft  ist ; 

erwilp^end  insbesondere,  dafs  das  Lundesherrliche  Recht 
Seiner  Königlichen  ITohpit  'h  s  Grofsherzogs,  über  die  Wasser- 
dilTfrencenunternehmunyen  Allerhöchst  dero  Staaten  zu  verfügen, 
durcii  keine  der  bestehenden  Traktaten  beschränkt,  vielmehr 
durch  Artikel  13  des  mit  Ihro  Majestäten  dem  Kaiser  von 
Osterreich  und  dem  König  von  Preufsen  abgeschlossenen  Frank- 
furter  Staatsvertrages  vom  30.  Juni  1816,  wodurch  die  Pro- 
vina  Rbeinhcs8(  n  mit  dem  Grofsherzogtum  vereinigt  wurde, 
Allerhöchst  demselben  namentlich  in  der  Stadt  Mainz  alle 
Souveränitlitsrechte  und  Ausfliisse  der  Civiladministration  aus- 
fichliefslieh  und  ohne  irjj^end  eiüon  Vorbehalt  überwiesen  sind; 

in  Anbetracht  also,  dafs  nach  allem  diesem  die  gegen- 
T\'ärti^2:en  Detentoren  der  WasK('rdilijr<Mieeii  durch  eine  in- 
kompetente und  folglich  nichtige  VcriuguDg  in  das  Geschäft 
der  WasBwdiligenoen-Entreprise  eingedrungen  sind,  wozu  nicht 
sie,  sondern  die  Reklamanten  Dolleschall  und  Ohert  einen 
▼ollgttltigen  Titre  besitzen,  der  durch  ihre  faktische  Deposse* 
dierung  von  der  inkompetenten  Stelle  seine  Kraft  keineswegs 
verloren  hat,  dafs  folglich  den  letzteren  ihre  Wiedereinsetzung 
in  der  seihst  p^ebetenen,  beschrankten  Weise  salva  justitia  nicht 
verwei^^ert  werden  mag; 

erwägend  endlich,  dafs  diese  Wiedereinsetzung,  da  e^s  sich 
hier  von  keiner  Privatstürung  in  dem  Besitze,  sondern  von 
einer  solchen  durch  die  inkompetente  Verfügung  einer  kon- 
stituierten Administrativ-Äntoritat  handelt,  deren  Kompetens 
zu  beurteilen  der  Richter  weder  die  Elemente  noch  die  Attri- 
btttionen  hat,  nur  von  der  oberen  Landes  Verwaltungsbehörde 
zu  verfügen  kommt, 

beschliefst: 

I.  Die  von  der  unter  Schiffer  Uupprecht  als  Bestatter 
vereinigten  Jachtschtffergesellschaft  bisher  ohne  landesherrliche 
Antorisation  betriebene  Wasserdiligencenfahrt  von  hier  nach 
Köln  hört  14  Tage  a  dato  auf,  und  ihr  Bureau  wird  akdann 
geschlossen. 

II.  In  gleicher  Epoche  treten  die  rcchtmäfsigen  alten 
Unternehmer  Johann  Baptist  DoUeschall  und  Georg  Anton 
Obert,  wenn  sie  zuvor  die  reglementsmttlsige  Kaution  binnen 
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Landes  gestellt  haben ,  vorbehaltlich  ihrer  vor  dem  Richter 
ausziifiihrenden  Entschäflicrnngsansprüclie  pro  practerito,  ge;:en 
wen  sie  damit  auszulan^*  n  vermeinen,  in  ihr  (Tcschäft  wieder 
ein  Uiul  err)ffnpii  ilir  Bureau  dcrp'estiilt,  dals  sie  ausschlief^lich 
befugt  sind,  eine  nacli  Tag  und  8tunde  bestimmte  regelmäiöige 
Jachtschiffahrt  als  Wasserailigence  von  Mains  nach  Köln  auf 
den  Grand  and  Tarif  den  Reglements  vom  4.  Messidor  XII 
and  unter  Beobachtung  der  allgemeinen  ächifTahrtspoliseilichen 
Vorschriften,  namentlich^  wenn  sie  auch  Waren  laden,  su  unter- 
halten; dals  sie  hingegen  auf  die  unbestimmten  und  aufser- 
gewöhnlichen  Fahrten  kein  ausschliefsliches  I^ocht  und  eben 
80  wenig  ein  Zwangsrecht  gegen  die  .laclitschiffer  nach  Ar- 
tikel 34  des  ersagten  Heglonients  fernerhin  mehr  haben  sollen. 

III.  Um  die  hiesigen  Jachtschitier  womöglich  bei  Verdienst 
zu  erhalten,  soll  durch  Grofsherzogl.  Oberbürgermeistcrei  der 
Versuch  gemacht  werden,  binnen  drei  Tagen  a  die  notitiae 
«wischen  ihnen  und  den  wieder  eingesetzten  Untemehmeni 
Dolleschall  und  Obert  eine  freiwillige  und  billige  Übereinkunft 
über  die  zu  leistenden  Fahrten  zu  Stande  zu  bringen  ,  nach 
Ablauf  welcher  Frist  aber  (licjonTgen,  welfho  sich  auf  die 
ihnen  zugekommene  Aufforderung;  nicht  erklart  haben,  nicht 
weiter  berücksichtigt  werden  können. 

rV.  Grolsherzogl.  Hess.  Oberbürgermeisterei  i&t  mit  der 
alsbaldigen  Bekanntmachung  gegenwärtigen  Beschlusses  an  die 
betreffsnden  Teile  and  mit  dessen  VolUiehung,  ancli  des- 
fallsi^en  Berichterstattung  beauftragt 

V.  Abschrift  vorstehenden  Beschlusses  ist  einer  hoch* 
löblichen  Centraikommission  der  Rheinschiffahrtsangelegen- 
heiten, mittelst  Begleitungsschreibons  nachrichtUch  ni  kom- 
munizieren. 

Frhr.  v.  Lichtenberg. 


8. 

Bericht  der  Bftrgerineisterei  Mainz  fiber  das  Gesuch  eiMP 
ftesellscliail  yon  Handels-  uid  PrivatleiiteD  betr.  Einfihnig 
der  DanpfflchlffBliTt  avf  dem  Rtaeii. 

(AuB  Akten  über  Handel  und  VerkefatsweBen  rOsmpfiHshiflbbrt]  M.8tA.) 

Mainz,  den  15.  Februar  182G. 

Qrofsherzogliche  Regierung  I 

Dem  Terehrlichen  Aufbag  vom  24.  y.  M.  xufolge  habe 
ich  sowohl  die  nachtrilgliche  Erklärung  der  provisorischen 
DirektorcTi  der  fra (glichen  Gesellschaft  Uber  die  Frage: 

„\A  eiche  Ausdehnung  sie  ihrer  Unternehmung  in  den 
ersten  2 — 3  Jahren  su  geben;  insbesondere  wie  viele  Dampf* 
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schiffe  aie  Torerst  in  Thätigkeit  zu  setzen  ttnd  auf  welche 
Strom  strecke  in  rVn  diesseitigeit  Landen  sie  diese.  Fahrt 

auszudehnen  gedenken", 
wie  auch  das  mir  unterm  gestrigen   zugekommene  GiUachten 
der  Orofsherzogl.  Handelskammer  dahier  eingeholt  und  iiube 
die  Ehre,  beide  unter  Rückanschlufs  der  Kommunikatc  Grofa- 
hersoglicher  Regierung  mit  gegenwärtigem  zu  ttbersenden. 

Nach  der  mir  Übrigens  etwas  oMrflttcliltch  scheinenden 
Erklärung  der  Direktoren  beabBtchtigt  die  Gesellschaft,  vorerst 
drei  Dampfboote,  deren  Bau  schon  bestellt  ist  und  welche  sie 
in  den  Monaten  .Tnni,  Juli  und  August  dieses  Jahres  7u  er- 
halten hofft,  zu  et'iblieren  und  mit  zweien  die  F  dirt  auf  dem 
Oberrhein  zwischen  dem  hiesigen  TIafen,  Manniieim  und 
Strafsbur^.  und  mit  dem  dntten  jene  auf  dem  Main  zwischen 
hier  un<l  Frankfurt  und  zwar  für  den  Transport  von  Reisenden 
und  Gutem  zu  betreiben ;  indem  sie  sich  femer  dahin  äulsem, 
dafs^  wenn  der  Erfolg  ihren  Erwartungen  entspriUshe  und  die 
Gesellschaft  es  fttr  zweckmäfsig  befinden  würde,  sie  alsdann 
mehrere  Schiffe  bestellen  und  ihre  Untemehmung  nach  allen 
Kräften  befördern  würden.  Es  wäre  zu  wünschen,  dafs  in  der 
vorliegenden  Erklärung  auch  die  riadungsfhhigkcit  der  Fahr- 
zeuge, nnd  zwar  die  Kapazität  der  I\;iiime.  welche  für  die 
Aufnahme  von  Keisenden  und  jener,  weiche  für  Güter- 
Jadungen  bestimmt  sind,  angegeben  wäre. 

Es  bleibt  mir  nun  noch  übrig,  der  Einladung  Grofsherzogl. 
H^erung,  mein  eigenes  wohlerwogenes  Gutachten  zu  geben, 
2U  entsprechen. 

Ich  mufs  gestehen,  dafs  die  L()sung  dieser  Aufgabe  for 
mich  um  so  schwerer  ist,  weil  mir  einesteils  die  nötigen 
Handels-  und  Rhcint.ehiffahrtskenntnis.se  ahgehen  ,  andernteils 
ich  niclit  weifs,  ob  mein  Gutachten  sich  auch  auf  die  Fm^j^f^  über 
die  Kiitzlichkeit  und  Zulässigkeit  der  neuen  Ertindung  im 
Interesse  des  Handels  und  der  St  hiffahrt  überhaupt  ausdehnen, 
oder  aber  sich  lediglicii  auf  das  vorliegende  Gebuch  und  die 
Bedingungen  seiner  Zulassung  beschrttnken  soll. 

Ich  glaubte,  um  meine  Einsichten  einigermafsen  au  er* 
halten,  die  hiesige  Handelskammer  um  Erörterung  einiger,  mir 
sowohl  in  a]1^'<'meiner  Beziehung,  als  auch  in  Beziehung  auf  unser 
Land  und  insbesondere  die  Stadt  Mainz  mir  wiclitig  dünkenden 
FrageTi  -mgehen  zu  müssen.  Die  von  derselben  in  ihrem  Gut- 
aehten  ge^^dxmon  Antworten  scheinen  mir  in  den  meisten  Punkten 
so  zieniUch  bt  fried irrend,  insofern  die  darin  enthaltenen  Voraus- 
setzungen richug  sind  und  die  als  wahrsclieinlich  hingestellten 
Erfolge  keinen  anderu  gegründeten  Zweifeln  Platz  geben. 

Die  Handelskammer  sagt  im  wesentlichen: 

„1.  Dafs  eine  bedeutende  Menge  Güter  von  England,  teils 
über  Havr«  ,  teils  über  Hamburg  und  Bremen  zu  Land  nach 
dem  südlichen  Deutschland  und  der  Schweiz  gingen,  welche 
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lediglich  wegen  der  mangelhaften  Schiffahrt  von  der  Rhein- 
strafse  abj2:ezon^«n  seien,  oder  dieselbe  nicht  betreten  hätten. 

2.  Dafö  die  Iljiujjt  ,  ja  die  einzi^^e  Ursache,  waruni  dit-se 
Güter  den  Rhein  meiden,  in  der  Langsamkeit  dt-s  Transports 
läge,  und  dafs  diese  Ursache  ohnstruitig  tlurch  die  Dampf- 
schiffahrt beseitigt  werde,  daher  zu  erwarten  ätehe,  dafa  durch 
dieselbe  diese  Qttter  wieder  auf  den  Rhein  gesogen  werden 
würden,  indem  dieselben  durch  die  Dampfschiffe  schneller  und 
billiger  an  Ort  und  Stelle  geschafft  werden  könnten^  als  durch 
den  Landtransport. 

3.  Dafs  neben  der  gröfseren  Schnelligkeit  der  Transport 
durch  1  > ampffahrzeuge  eben  so  sicher  wie  der  Je  tzige  sei, 
jedoch  die  l^-acht  wafirseheinlich  etwas  liöhor  kommen,  aber 
immer  noch  bedeutend  unter  der  Landfracht  stehen  werde. 

4.  Dafs  vorzusehen  sei ,  dui»  der  Rheinhandel  bei  dem 
Fortbestand  der  gegenwärtigen  Schiffahrt  nicht  nur  sich  nicht 
wieder  erheben,  sondern  wahrscheinlich  noch  mehr  sinken 
werde. 

5.  Dafo  demnach  auch  zu  erwarten  stehe,  dafs  durch 
die  Einführung  der  Dampfschiffahrt  der  Handel  unsres  Landes 
und  besonders  jener  der  Stadt  Mainz  als  Mittelpunkt  der 
Unternehmung  bedeutend  gewinnen  werde. 

6.  Dafs  die  gecrenwiirtigen  Gildeschiffervereine  füglich 
neben  der  Dampfichidaljrt  wurden  bestehen  können,  indem, 
wenn  diese  Fahi-t  einmal  gehörig  organisiert  sei,  man  mit 
Zuversicht  hoffsn  ktfnne^  daXs  alsdann  so  viele  neue  Güter  auf 
den  Rhein  gezogen  würden,  dafs  Dampf-  und  Rangschifie 
genug  jsu  thun  haben  würden;  denn  die  Quantität  der  aus 
England  nach  dem  südlichen  Deutschland,  der  Schweiz  und 
Italien  gesandten  Güter,  welche  seither  die  Rheinstrecke  ge- 
mieden hätten  und  wahrscheinlich  alsdann  diesen  Weg  ein- 
schlagen würden,  kOnne  litglich  auf  450000  Centuer  jährlich 
angeschlagen  werden. 

7.  Was  aber  insbesondere  das  Interesse  der  Stadt  Maiaz 
hinsichtlich  ihres  Umschlagsrechts  betreffe,  so  liefse  alles 
glauben,  dafs  die  Entscheidung  nahe  sei,  und  dafs  alsdann, 
wenn  einmal  die  Wiener  Kongreüsakte  in  Ausführung  käme, 
und  somit  das  gesetzliche  Umschlagsrecht  aufhöre,  gerade  die 
Dampfschiffahrt  es  sein  würde,  welche  den  Umschlag  der 
Güter  dem  hiesiircn  Hafen  erhielte,  weil  die  Direktion  mit  den 
andern  Gesellsehatten  die  Verfügung  getroffen  habe,  dafs  alle 
Dampfschiffe  hier  ein-  und  ausladen  und  keins  vorbeifahren 
dürfe." 

Wenn  die  Behauptungen  der  Handelskammer  auch  nur 
zum  Teil  gegründet  sind,  wenn  die  pos.  6  ausgesprochenen 
Hoffnungen  auch  nur  zum  Teil  in  Erfüllung  gehen,  wenn 
insbesondere  die  pos.  7  gegebene  Aussicht,  dafs  die  zwischen 
«len  verschiedenen  Dampfschiffiihrts-Gesellschaften  getroffnie 
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Übereinkunft  eine  stabile  Garantie  für  die  Stadt  Mainz  zur 
ferneren  Erhaltung  des  Umschlags  der  Güter  in  ihrem  Hafen 
auch  nach  Aufhebung  diefios  Rechtes  gewähren  werde,  richtig 
ist,  so  würde  die  Damptschiffahrt  ohnstreiti^  sowohl  im 
Interesse  des  Handel«  im  allgcnu^inen,  sowie  in  jenem  unsre« 
lindes  und  insbetiondore  der  Stadt  Mainz  als  eine  höchst 
nützliche  und  empfehlenswerte  Anstalt  erscheinen;  besonders 
wenn  es  in  der  Folge  dahin  gebracht  wOrde,  dafe  die  Dampf- 
boote im  Inland  gebaut,  inländisches  Brennmaterial  zu  deren 
Betrieb  verwendet  und  somit  die  höchst  bedeutenden  Kapitalien, 
welche  dafUr  gegenwärtig  ins  Ausland  fliefsen,  erhalten  werden 
könnten. 

Wie  dem  aber  auch  sei,  so  .scheint  mir  die  l-Vage  über 
die  Anwendbarkeit  und  Zulässigkeit  der  Dampfschiffahrt  auf 
dem  Rheine  im  allgemeinen  keiner  weiteren  Diskussion 
empfänglich,  sie  scheint  mir  vielmehr  durch  die  öffentliche 
Memung,  durch  die  bereits  geschehenen  Schritte  und  ins- 
besondere durch  die  Eonzessionen,  welche  Ton  mehreren  Staats- 
regierungen der  beteiligten  Uferstaaten  einzelnen  Gesell- 
schaften erteilt  worden  sind,  als  entschieden  angesehen  werden 
zu  müssen.  —  Es  scheint  sieh  daher  nur  noch  darum  zu 
handeln,  unter  welchen  l^edin^nmgen  und  Besch rftnkunf^en  den 
einzelnen  G«'sellschaften  die  lkt'iij^''ni8,  den  Rhein  mit  Dampf- 
booten zu  l>efahrcn,  zu  erteilen  .sei. 

Grofsherzogliclie  Regierung  «owohl  wie  auch  die  Centrai- 
kommission für  die  Rheinschiffahrt,  welche  neuerdings  noch 
das  Gutachten  der  Verwaltungsräte  der  Kölner  und  Mainzer 
Schiffergilde  in  dieser  Beziehung  verlangt  hat,  haben  bereits 
den  Grundsatz  ausgesprochen,  dafs  die  Dampfschiffahrt  nur 
mit  möglichster  Schonung  des  bestehenden  Schiffsratandes  ein- 
geführt werrlen  und  sich  entwickebi  siAl. 

Diese  Rücksicht,  welche  die  Krli  iltunL:  zahlreicb«  i  Familien 
und  selbst  das  Interesse  der  Sciuliaiirt  und  des  Handels  in 
8olan<j:e  gebieten,  als  die  Dampt'öcliiti'ahrt  die  zeither  übliche 
nicht  ganz  ersetzt,  und  durch  die  Erfahrung  ihre  ausschliefa- 
Uche  Vorzüglichkeit  vot  jener  in  allen  Beziehungen  erprobt 
haben  wird,  tritt  auch  gewifs  in  Bezug  auf  die  jetzt  noch  be- 
stehende Gerechtsame  der  rheinischen  Handelsstädte,  ins- 
besondere der  StUdte  Köhl  und  Mainz,  ein,  und  ebenso  mag 
auch  das  künftige  Interesse  des  rheinischen  Handels  selbst,  so 
bernln'fjend  aucli  die  Aussichten  gegenwärtig:  sein  niö",a*n,  nicht 
^Mii/,  unljeachtct  bleiben  diirten.  Ks  ist  daher  auch  zu  liotiV-n, 
dals  die  beiretlenden  Rtdiöiden  bei  der  Erteilung  von  Kon- 
zcssiunen  oder  Privilegien  solche  konscrvatorisc  he  Redinjiun<^en 
festsetzen  werden,  wodurch  sie  jederzeit  die  Zügel  in  Händen 
behalten,  um  dieser  neuen  Unternehmung  eine  solche  Richtung 
zu  geben,  wodurch  jene  vielseitigen  Interessen  gehörig  bewahrt 
und  jede  etwa  mögliche  Ausartung  in  ein  dem  allgemeinen 
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Interpssc  schädliches  un<l  nur  rlen  einzelneu  Unternehmefa 
vorteilhaftes  Monopol  vermieden  werden  könne. 

In  einer  und  der  andern  Beziehung?  erlaube  ich  mir  einige 
unmafsfj^ebliche,  wenn  auch  aus  einer  vielleicht  zu  beschränkten 
Ansicht  ausgehende  Bemerkungen,  nämlich: 

In  Besug  auf  das  Interesse  des  Schiffer- 
Standes. 

Nach  den  Bestimmungen  der  Bheinoctroikonvention  und 

den  in  Gemäfsheit  derselben  ergangenen  Verordnungen  für 
die  Schiffergildcn  steht  diesen  Gilden  und  insbesondere  Iptkt 
von  Mainz  der  Warentransport  zwischen  Mainz  und  Köln  und 
den  Zwischenhäfen  gemeinschaftlich  mit  der  Kölner  Gilde, 
aubschliefslich  aber  der  Transport  zwischen  Strafsburg  und 
den  Zwischenhäfen  zu.  Wenn  also  den  entstehenden  Dampf- 
schiffahrtsgesellschafteu  die  Befugnis  erteilt  werden  soll,  bei 
diesem  Transport  au  konkurrieren,  so  mUssen  notwendig  erst 
Modifikationen  dieser  gesetzlichen  Bestimmungen  von  Seiten 
der  kompetenten  Behörden  erfolgen.  Sollen  aber  diese  Mo- 
difikationen nur  mit  möglichster  Schonung  des  Schifferstandes 
eintreten,  so  kann  die  den  erwähnten  Gesellschaften  /iizü- 
gestehende  Konkurrenz  nur  lieschränkt  sein  und  die  Be- 
schränkung mufs,  wenn  sie  der  von  der  höhern  Behörde  bereite 
geäufserten  Absicht  entsprechen  soll,  sich  vor  der  Hand  nach 
solchen  Grenzen  bemessen,  welche  den  noch  bestehenden 
aktiven  GildeschiflFem  einen  hinlänglichen  Raum  für  ihren 
Qewerbehetrieb  wenigstens  zu  ihrer  notdttrftigen  Subsistens 
ttberlassen.  Für  die  Zukunft  kann  aber  nur  der  Erfolg  der 
Unternehmung  und  wie  nach  und  nach  durch  denselben  eine 
vermehrte  Güterbewegnng  erzengt   und  Zahl   der  vor- 

hfiTirlenen  Gildesehiffer  sich  vermindern  wird,  den  Ma£s8tab  flir 
die  weitere  Ausdehnung  des  Geschälts  abgeben. 

Wenn  der  Erfolg  der  Erwartung  entspricht,  wenn  die 
Zunahme  der  Gütertransporte  sich  auch  nur  zum  Teil  auf 
diejenige  Höhe  erheben  wird,  w^che  die  Handelskammer  in 
ihrer  posit  6  aufgestellten  Berechnung  im  Prospekt  aeigt,  so 
wird  auch  alsdann  eine  bedeutendere  Ansahl  von  Dampfbooten, 
als  die  Unternehmer  vor  der  Hand  aufzustellen  beabsichtigen, 
neben  den  gegenwärtig  in  Aktivität  befindlichen  Rangschiffen 
bestehen  können,   oIuk»  letztere  besonders  zu  beeinträchtigen. 

Wird  aber  die  Damptschiflahrt  sich  noch  vollkoiuuiener  be- 
währen, wird  deren  Niitzliclikeit  im  allgemeinen  Interesse 
immer  mehr  aiierliannt  werden,  dann  wird  mit  deren  Empor- 
kommen die  gewöhnliche  Schiffahrt  in  dem  nämlichen  Ver- 
hältnisse abnehmen  und  nach  und  nach  zum  grdfsten  Teä 
sich  auflösen.  —  Wenn  diese  Auflösung  jedoch  nicht  allzu 
störend  auf  das  Wohl  der  zahlreichen  Schifferfamilien  ein- 
wirken soll ,  so  mufs  dieselbe  so  viel  müglich  ihren  *  nattti^ 
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lichon  Gang,  niiinluli  durch  allmähUch»^  Verminderung  der 
Zahl  der  Rang-schitter  mittelst  AböterbcQ  oder  freiwilli^oii 
Austritt  und  durcli  allni;ihliclie  Verminderung  der  Zahl  der 
vorhandenen  SchiflPe  durch  V^eraituug  und  Unbrauchbar- 
keit  gehen. 

Unter  diesen  Voraa88etsui|£;en  mochte  also  im  allgemeinen 
festsusetxen  sein: 

a)  dafe  die  Privilegien  cum  Betrieb  der  Dampfschiffahrt 
sich  vorerst  nur  auf  eine  gewisse  Anzahl  von  Dampfbooteii 
auf  den  verschiedenen  Stromstrecken  ausdehnen; 

b)  dafs  ein  gewisses  Ladequantum  festgesetst  werde, 
welches  die  Dampf  boote  aufnehmen  dürfen; 

c)  dafs  diese  Ladungen  sich  vorzugsweise  nur  auf  eilende 
QHter  zu  erstrecken  haben; 

d)  dafs  in  der  Folge  eine  Vennehrung  des  Ladequantums 

und  demnächst  die  Aufstellung  neuer  Dampfboote  nur  auf 

jedesmalige  besonders  nachzusuchende  Erlaubnis  von  Seiten 
der  zur  Ertheiluug  des  Privilegiums  kompeteoteu  Behörden 

StattHnden  kann. 

Sodann  möclite  aber  auch  ttorner  t"estzusetz(  ii  sein: 

e)  dafs  von  nun  an  keine  neuen  Autnahmen  von  Gilde- 
schitfern  statttinden  dürteu,  und  dafs  bei  Absterben  eines 
solchen  Schiffers  die  Übertragung  des  Gilderechts  höchstens 
nur  auf  dessen  Witwe,  nicht  aber  auf  andere  Glieder  der 
Familie  stattfinden  dUrfe  und  nach  dem  Ableben  der  Witwe 
als  verloren  anzusehen  sei.  —  Diese  Mafsregel  mdchte 
schon  an  und  für  sich,  auch  abgesehen  von  der  Dampf- 
schiffahrt, wegen  der  grofsen  Anzahl  von  Schifft  rn  zweck mafHij^^ 
Ulli  (las  einzige  Mittel  sein,  wohlfeilere  Frachten  zu  erhalteu 
und  den  8chift*em  eine  bessere  Subsistenz  zu  verschaffen. 

Den  Mafscitab  für  a  und  b  kann  nur  die  Rheinschifi'ahrts- 
behörde  nach  den  ihr  beiwohnenden  statistischen  Kenntnissen 
des  gegenwärtigen  Zustande  der  Handelshewegungen  auf  dem 
Rheine  geben;  jener  für  d  kann  sich  nur  aus  dem  Erfolg, 
nach  dem  Verhältnis  der  zunehmenden  Gflterbewegung  und 
der  abnehmenden  Zahl  der  Schiffer  richten. 

Endlich  mischte  es  eben  so  billig  als  gerecht  ersch^^inen, 
dafs  <lie  mit  Dainpfschiflfi'n  verladenen  Güter  eine  Ketribution 
an  die  Hilfükassen  der  Schitiergilden  zur  Unterstützung 
solcher  Schiffer  oder  Schifferswitwen,  welche  wegen  Ver- 
armung ilkr  Geschäft  aufgeben  müssen,  entrichten,  nicht  nur 
desfalls,  weil  diese  Güter  «{en  Rangschiffem,  sondern  weil  auch 
selbst  den  Hilfskassen  die  Centime  von  diesen  Gütern  ent- 
gehen, welche  die  Schiffer  von  ihren  Ladungen  an  dieselben 
2U  entrichten  haben.  Diese  Betribution  könnte  fuglteh  das 
Doppelte  von  dem  betragen,  was  die  Schiffer  selbst  vom 
Centner  bezahlen  müssen. 
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In  Bezug  auf  die  iiocli  bestehenden  Gerecht- 
same der  rheinischen  Handelsstädte,  insbesondere 
von  Mainz  und  Köln. 

Nach  den  Yon  Grofshcrzogl.  Handelskammer  sab  posiL  7 
geäufserten  Ansiebten  scbeint  es  zwar,  dafs  eben  durcb  die 
Dampfschiffahrt  den  sseitherigen  Umschlagshäfeu  dieser  Vortoil, 
selbst  auch  nach  dereinstiger  Aufhebung  dieses  Rechtes,  am 
sichersten  erhalten  werde;  diese  Erwartung  möchte  auch  ein- 
tretenden Falls  in  so  lange  sich  bewahren ,  cih  die  zwischen 
deTi  einzelnen  Gesellschaften  der  Unternehmer  von  Dampf- 
büoten  bestehen  sollende,  oder  getroffen  werden  sollende 
Übereinkunft  wegen  den  Ein-  und  Ausladeplätzen  sich  er- 
aaltcü  wird. 

Sollte  aber  diese  Übereinkunft  in  der  Folge  sich  auflösen, 
sollte  der  Fall  wirklich  eintreten,  dafs  die  Freiheit  der  Rhein- 
schiffahrt ohne  Beschränkung  ausgesprochen  würde,  sollte  als- 
dann das  Umladen  der  Güter  weder  durch  eine  fernere  Überein- 
kunft der  Unternehmer  noch  dnrch  andere  g^esetzHehe  Stipula- 
tionen an  keine  bestimmte  Station  mehr  gebunden  sein,  so  ist 
vorzusehen,  dafs  alsdann  der  Spekulationsgeist  der  englischen, 
holländischen  und  andrer  Kaufleute  und  Unternclimer  die  Güter 
nach  allen  Bcöiimmungen  bis  in  die  Schweiz  und  andere 
Länder,  soweit  der  Rhein  und  dessen  NebMistrOme  mit  Dampf* 
booten  befahren  werden  kOnnen,  zu  versenden  suchen  wird.  — 
Es  scheint  mir  eine  der  wesentlichsten  Bedingungen,  welche 
in  die  zu  erteilenden  Konzessionen  oder  Privilegien  auf- 
zunehmen wären,  die  sein  zu  müssen: 

f)  dafs  die  laut  a  und  d  etabliert  wf^deiHlen  Dampfboote 
in  keinem  Fall  die  ihnen  angewiesene  btromstrccke  aber- 
fahren dürfen. 

Dieser  Punkt  mag  vielleieht,  als  vun  einem  einseitigen 
Interesse  ausgehend,  mancherlei  Bemerkungen  unterliegen, 
aber  als  Verwalter  durfte  ich  ihn  im  Vorteil  onsrer  Stodt 
nicht  umgehen,  und  gerade  in  diesem  Punkte»  in  welchem  die 
Interessen  von  Mainz  und  Köln  sich  am  meisten  bertthren, 
rnüf^ten  die  beiderseitigen  Staatsregierungen,  denen  andern 
Wohl  ihrer  einzelnen  Landesteile  wie  d«  s  (ianzen  gelegen 
sein  mufs,  riehtige  Ursache  eines  koiikonl«*'i  Henehmens  linden. 

Ks  ist  nacli  dem  Urteil  aller  Erfaln 'n.  n  gewil»,  dafs. 
wenn  auch  das  Umschlags-  oder  Stapclrceiii  m  der  Folge  aul- 
gehoben werden  sollte,  Mainz  wie  Köln  nach  ihren  LokaliUlten 
und  nach  der  Katur  des  Stromes  bei  d<nn  Fortbestand  der 
gegenwärtigen  Art  des  Gütertransportes  immer  noch  natürliche 
Umschlagsplätze  flir  die  meisten  Güter  bleiben  werden,  was 
sie  aber  bei  Einfiibrung  der  Dampfschiffahrt  weit  eher  auf- 
hören wurden  zu  sein. 

^^^•l<•ll('n  Kinflufs  endh'eh  die  Dampfsehifffdirt  alsdnini. 
wenn  derselben  einmal  die  freie  Passage  nach  allen  iiichtungea 
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ohne  bostinimte  Lade-  und  UmscIilngspUitze  offen  stdien  solltr», 
auf  den  Handel .  iiishesondero  aut  den  Öpeditions-  und  luter- 
mediarhaiulel  unsre«  Landen  äufsern  würde,  dieses  mag  wohl 
einer  reiferen  Prüfung  würdig  sein,  als  meine  Einsichten  mir 
gestatten. 

Nach  .diesen  allgemeinen  Bemerkunsen  bleibt  mir  nnn 
noch  übrig,  mein  specielles  Gutachten  über  das  Torli^gfende 
Gesuch  der  hiesigen  Dampfschiffahrtsgesellacbaft  sa  geben. 

Die  Gesellschaft  setzt  ihrem  Unternclimen  in  ihrer  Vor- 
stelhin!^' ,  sowie  in  den  derselben  beiliegenden  Statuten  keine 
Grenzen;  sie  giebt  vielmehr  die  Absicht  zu  erkennen,  dem- 
selben nach  Mafsgabe  des  Erfolgs  jede  nKjgliche  Ausdehnung 
zu  geben,  wozu  sie  bereitt»  durch  das  in  2ü00  Aktien  be- 
stehende und  eine  Million  Gulden  betragende  Kapital  sich  die 
Mittel  yerschafft  hat,  wovon  jedoch  100  Aktien  zurttckbehalten 
werden  sollen,  um  damit  Schiffer  und  andere,  die  noch  Aktien 
SU  besitzen  wünschen  könnten,  zu  befriedigen. 

Somit  also,  dafs  einigen  Schiffern,  welchen  noch  so  viel 
Vermögen  übrig  bleibt  (es  giebt  viele  Schiffer,  die  nichts  be- 
sitzen als  ihr  Schiff,  auf  dem  sie  wohnen  und  von  dem  sie 
leben),  gestattet  werden  soll,  ein  paar  Aktien  zu  nehmen  und 
durch  das  Art.  2  der  Statuten  geäufaerte  Versprechen,  zur 
Führung  und  Bemannung  der  Schiffe  vorzüglich  Rhein-  und 
Mainschiffer  anzustellen,  glaubt  die  Gesellschaft  zur  Untere 
Stützung  der  Schifler  genug  gethan  zu  haben. 

Ohne  mich  jedoch  darauf  oder  auf  eine  nähere  Prüfung 
der  Statuten  (gegen  welche  ich,  insoweit  sie  biofs  die  Ver- 
waltung des  Fonds  und  die  innere  Geschäftsführung  betreffen, 
nichts  zu  sagen  habe)  einzulassen,  glaube  ich  nur  noch  auf 
den  Art.  4  der  Statuten,  dessen  strenge  Handhabung  n)ir  be- 
sonders wichtig  seheint,  sodann  auf  die  Art.  7  und  8,  die  Ver- 
bind uiip^en  mit  andern  GcsellschaiLcn  betreffend,  welche  Ver- 
bindungim,  wie  mir  dUnkt,  den  konzessionierenden  Behörden 
nicht  fremd  bleiben  dürfen,  hinweisen  zu  müssen. 

Kicht  minder  würde  noch  eine  andere  Berücksichtigung 
hinsichtlich  der  Frankfurter  und  Mainzer  Marktschiffer  ein- 
treten müssen;  da  aber  das  Privilegium  des  Mainzer  Markt- 
schifffs  durch  den  kürzlich  erfolgten  Tod  seines  Eigentümers, 
Haenlein,  erhaschen  ist,  und  jenes  des  Marktschiffers  Dienst, 
sowie  ich  erfahren  habe,  mit  dem  niichsten  Jahre  zu  Ende 
gehen  wird,  so  ist  der  Anstand,  welcher  desfaüs  sich  sonst 
ergeben  hätte,  gehoben. 

Ich  bin  demnach  in  Bezug  auf  das  Gesagte  des  unmafs- 
geblichen  Dafürhaltens,  dafs  dem  Ansuchen  der  Gesellschaft, 
wenn  demselben  kein  sonstiges,  mir  unbekanntes  Hindernis  im 
Wege  steht,  unter  folgenden  Bedingungen  willfahrt  werden 
kOnne ,  nUmlich : 

I.  dai's  die  Gesellschaft  vor  der  Uaud  die  Dampfschiffahrt 
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mit  nicht  mohr  als  drei  Dampfbooten ,  wovon  eins  für  diV 
StromBtrccke  von  Mainz  nach  Strafsburg,  das  andere  für  jene 
von  MHinz  bis  ManDheim  und  das  dritte  für  die  Fahrt  auf 
dem  Main  von  hier  bis  Frankfurt  bestimmt  ist,  betreibe; 

II.  dafs  dieselbe  befugt  sei,  Reisende  und  ihn  Effiakten 
ebne  Beschränkung  auf  diesen  Stromstrecken  aufisunehmen; 

m.  dafs  kinsichtlich  der  Gütertransporte  dieselbe  auf 
ein  bestimmtes,  noch  näher  xa  ermittelndes  Ladequantum  (i\r 
den  Oberrhein  zu  beschriinken  sei,  für  den  Main  aber  jede 
beliebige  Ladung  aufgenommen  werden  könne; 

IV.  dafs  die  Ladungen  auf  dem  üben  Ii»  in  sich  vorzugs- 
weise auf  eilende  Gilter  erstrocken  sollen  und  nur  dann,  wenn 
keine  dergleichen  Güter  mehr  vorhanden  sind,  auch  andere 
Guter  Ins  Kur  Komplettiening  des  bestimmten  Ladequantums 
aufgenommen  werden  dürfen; 

y.  da(s  das  Ladequantum  niemals  vermehrt  werden,  nocb 
die  Oesellschaft  neue  Fahrzeuge  anschaffen  dürfe,  ohne  vorher 
um  die  Erlaubnis  dazu  besonders  nachgesucht  und  dieselbe 
erhalten  zu  haben ; 

VI.  dafs  es  der  Gesellschaft  unbenommen  sei,  ihre  DaTnpf- 
schiffe  auch  zum  Schleppen  anderer  Transportschiffe  auf  \  er- 
langen der  Schiffer  und  auf  jede  beliebige  Distanz  zu 
verwenden ; 

VIL  dafs  die  Dampfboote  niemals  mit  Ladungen  den 

hiesigen  Hafen  vorbeifahren,  sondern  nur  in  demselben  aus- 
und  einladen  oder  umsehlagen  dürfen,  und  insbesondere,  da(s 
es  denselben  untersagt  sei,  oberhalb  Mainz,  sei  es  bei  Weisenau 
oder  bei  der  Mainspitze,  nnznlet^en  und  etwa  aus  dem  Main 
kommende  Güter  aort  autzunehmen  oder  in  den  Main  be- 
stimmte Güter  in  andere  Fahrzeuge  überzuöchlaeren ; 

VIII.  dafs  die  Gesellschaft  gehalten  sei,  von  jeder  Ver- 
bindung oder  Übereinkunft,  die  sie  mit  einer  anderen  Gesell- 
schaflt  fbr  den  Betrieb  der  Dampfschiffahrt  eingegangen  hat 
oder  noch  eingehen  könnte  ^  Grouberaogl.  Begierung  die  An- 
zeige zu  machen  und  die  Genehmigung  zu  erwarten; 

IX.  dafs  sie  sich  dazu  verstehe,  eine  angemessene  und 
noch  naher  zu  bestimmende  Ketribution  von  den  in  den  Ober- 
rhr«!!!  ^Thenden  Gi!t<*rladun<?on  (jeTie  in  den  Mnin  wären  aus- 
zuuehnieii,  da  die  Mainschiffer  in  keinem  Güdeverband  stehen) 
an  die  Milfskasse  der  Mainzer  Schiffergilde  zu  entrichten; 

X.  endlich ,  dafs  die  GeselUchaft  äich  allen  sonstigen,  in 
schiffahrtspolizeilicher  oder  auch  in  allgemeiner  polizeilicher 
Hinsicht  bestehoiden,  oder  von  den  kompetenten  Behörden 
noch  erfolgen  könnenden  Verordnungen  una  Vorschriften,  als: 
das  Beklopfen  und  Besichtigen  der  Fahrzeuge,  die  Behandlung 
und  Kontrolle  der  Reisenden  etc.,  jederaeit  unterziehe. 

Jungenfeld. 
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9. 

TereinliarTiDg  von  Vertretern  des  Hainier,  Fraokltarter  nnd 

Strafsburger  Handelsstandes  über  den  Betrieb  der  Dampf- 
schiffahrt auf  dem  RlM  iii  uud  Main. 

(Aas  Akten  über  Handel  und  Verkehrswenen  [DampfiachiÖahrt]  M.St.A.) 

Nachdem  von  der  Grofsh.  Hess.  Staatsregierung  zu  Darm- 
Stadt  unterm  12.  d.  M.  der  in  der  Provinz  Rheinhessen  ge- 
bildeten Gesellscliuft  für  die  Danipfst  liifTahrt  auf  dem  Rhein 
und  Main  die  Konzession  zur  Errichtung  und  Betreibung  der 
Dampfschiffahrt  auf  dem  Rhein  und  Main  erteilt  worden,  so 
ist  zwischen  dieser  Gesellschaft,  ropräsontiert  durch  Herrn 
Johann  Kertell,  Vicepräsidenten  der  HandeUkammer  in  Mainz, 
an  einem,  und  der  Gesellschaft  der  Herren  Gebrüder  Betbmann 
und  Johann  No4  du  Fay  &  Co.  sa  Frankfurt,  repräsentiert 
durch  Herrn  St'uitsrat  Ritter  7on  Bethmann,  und  dem  Handels- 
atande  von  Strafsbmg,  repräsentiert  durch  seinen  Special- 
bevollmächtigten  Herrn  Anton  Humann,  am  andern  Teil, 
nachstehender  definitiver  Vertrag  abgeschlossen  worden« 

1. 

Die  kontrahierenden  Geselle*  liafton  vereinigen  sich  zum 
gemeinschaftlichen  Zwecke  der  Errichtung  und  Betreibung  der 
Dampfschiffahrt  auf  dem  Rhein  und  Main  und  erkennen  die 
von  Grofsh.  Hess.  Staatsregierung  bestätigten  Statuten,  welche 
»ie  bereits  im  Januar  des  Jahres  gerne inschaitlich  vurläutig 
festgesetzt  haben,  als  die  Grandlage  ihres  GesellschaftSTereinsy 
im  allgemeinen  und  besondern,  definitiv  hierdurch  an* 

2. 

Sie  versprechen  und  geloben  sich  wechselseitig  alles  zu 
ihun  und  zu  leisten,  was  den  gemeinschaftlichen  Zweck  be* 
fördern  und  zur  vollständigen  Ausfahrung  und  Erreichung 
desselben  fahren  kann. 

8. 

Der  Geselisiluiftöven  in  wird  auf  Gewinn  und  Verlust 
eingegangen,  welcher  sich  durch  da.i  V^erhältuiü  der  Aktien- 
beteiligung zur  Summe  des  sämtlichen  Kapitals  bestimmt. 

4. 

Zu  diesem  Zwecke  sind  zweitausend  Aktien,  jede  zu 
500  fl.  im  24  Guldenfufs  kreiert  und  folgendermafsen  verteilt: 

a)  500  Aktien  Qberaimmt  die  Grofsh.  Hess,  konzessionierte 
Gesellschaft; 

27* 
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b)  400  Aktien  das  Konsortium  der  Gebrüder  BethmAim 
und  J.  N.  du  Fay  &  Co.; 

c)  400  Aktien  der  Handel.sstand  von  Strafsburg; 

d)  100  Aktien  bind  zur  V^erfügung  des  Freiherm  von  Cotta 
gestellt)  um  in  RllckBickt  auf  das  bayrische  PriTtlegium  durch 
seine  Vermittlung  an  bayrische  Unterthanen  und  an  die  Mit- 
inhaber dieses  Privilegiums  unter  Angabe  der  Namen  derselben 
verteilt  zu  werden; 

e)  100  Aktien  sollen  vorzngswcise  für  Schiffer,  welche  sich 
dem  Unternehmen  anschliefseii  wollen,  vorbeliMlten  bleiben,  und 
was  von  diesen  nicht  übernommen  wird,  bleibt  als  Keaerve- 
fonds  und  soll  zum  allgemeinen  l^esten  sämtlicher  (Gesell- 
schaften miL  deren  Einverständnis  verwendet  werden.  —  Die 
übrigen 

f)  500  Aktien  sind  von  der  Qrofsh.  Badischen  privile* 
gierten  Dampfischiffisdirt^geseÜschaflk  Übernommen  worden, 

5. 

Die  kontrahierenden  Gesellschaften  sind  berechtigt,  sich 
an  andere  ähnliche  Gesellschaften  der  Rhein-Dampfschiffahrt 

anzuschliersen. 

Uikundlich  ist  dieser  Vertrag  dreifacli  ;i;leieblautend  ans- 
f^'efertigt  und  von  den  Specialbevollmächtigten  <Mgenhändig 
unterselirieben,  jedem  ein  Exemplar  zugestellt  worden. 

So  geschehen  in  Karlsruhe  den  24.  April  1826. 


10. 

Vertrag  der  DanpfseliiffahrtsgesellMhaft  Tom  Rhein  md  Miii 
mit  der  OrefshmogL  badischen  privilegierten  Daapfiduff- 
fahrtsgesellsehaft  vom  25.  April  1826. 

(Aus  Aktea  üher  Handel  und  Verkehrswesen  f  DampfBchiffahrtJ  M.StA^ 

Zwischen  der  vereinigten  DampfschifiiahrtsgeseUschaft  yom 
Khein  und  Main,  bestehend: 

a)  aus  dem  Handel^istande  der  Stadt  3Iainz,  repnisentiert 
durch  seinen  Speeiall)evollnijieliti;;ten  Herrn  J.  Kertcll,  Vicö- 
präsidenten  der  llandlungökammer  daselbst,  dann 

b)  aus  den  Herren  Gebr.  Bethmann  und  Johann  Noe  du 
Faj  in  Frankfurt  a.  M.,  repräsentiert  durch  den  Herrn  Staats- 
rat Ritter  von  Bethmann,  ferner, 

c)  aus  dem  Handelsstand  der  Stadt  Strafsburg,  reprlsen* 
tiert^  durcli  seinen  SpecialbevoUmJlehtigten  Herrn  Anton  Humann 
aus  Mainz 

einerseits 

und  der  Grofsherzogl.  Badischen  privilegierten  Dampfschiäahru- 


Digitized  by  Google 


421 


gesellsehaft;  reprttsentiert  durch  den  Fmherrn  Ton  Cotta  aus 
Stutljgart  und  Herrn^  C.  J.  KisUng  ans  Kehl 
andereneita 

ist  in  der  Überzeugung,  dafs  das  beiderseitige  Unternehmen, 
die  DampfschifFalirt  rmf  (lom  I'hein  nnd  Mnin  einziifüliren, 
nur  dann  vollkommen  gedeihen  und  die  beabsichtigte  Gemein- 
niitzlichkeit  erlangen  kann,  wenn  sich  alle  Kriifte  zu  dem- 
selben Zwecke  vereinigen  und  in  der  Absicht,  alle  Kollisionen 
und  eine  allen  Teilen  schädliche  Rivalität  zu  vermeiden, 
folgender  Vertrag  abgeschlossen  worden. 

1. 

Jede  der  zwei  oben  genannten  Gesellschaften  besteht  als 
besondere  und  selbständige  Gesellschaft  für  sich,  so  wie  sie 
durch  ihre  Statuten  festgesetzt  und  landesherrlich  bestätigt  sind. 

2. 

Jede  derselben  hat  ihre  eigene  Direktton  und  Administra- 
tion, welche  ganz  in  dem  Sinne  der  von  den  respektiven  Re- 
gierungen genehmigten  Statuten  handeln  und  verwalten  wird. 

3. 

Beide  Gesellschaften  kommen  aber  in  finanzieller  Hinsicht 
dahin  üben  in ,  dafs  jede  derselben  an  der  Unternehmung  der 
andern  nach  Verhältnis  ihres  Kapitals  zur  Summe  der  sämt- 
lichen Kapitalien  als  Teilhaber  zu  betrachten  ist  nnd  am  Ge- 
winn und  Verlust  nach  diesem  Verhältnis  Anteil  nimmt. 

4. 

Zu  diesem  Zwecke  sind  2000  Aktien,  jede  zu  500  ii.  im 
24  Guldenfufs  kreiert,  und  folgendennafsen  verteilt: 

a)  500  Aktien  erhält  die  Grofsherzogl.  Badische  privi- 
legierte Gesellschaft; 

b)  500  Aktien  die  Grofsherzogl.  Hessische  konzessionierte 
Gesellschaft; 

c)  400  Aktien  das  Konsortium  der  Herren  Gebr.  Beth* 
mann  und  Joh.  Noä  du  Fay  &  Co.; 

d)  400  Aktien  der  Handclsstand  von  Strafsbuig; 

e)  100  Aktien  sind  zur  Verfügung  des  Freiherrn  von  Cotta 
gestellt,  um  durch  seine  Vermittlnnn:  in  Rücksicht  auf  das 
bayrische  Privilegium  an  bayrische  Unterthanen,  und  die 
Mitinhaber  diesen  Privilegium»,  deren  Kamen  seiner  Zeit  an- 
zugeben sind,  verteilt  zu  werden; 

f)  100  Aktien  sollen  vorzugsweise  für  Schiffer,  welche 
sich  dem  Unternehmen  anzuschliefsen  gesonnen  sind,  zurück- 
behalten werden.  —  Was  von  diesen  nicht  angenommen  wird, 
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'hlr'iLt  als  Reservefonds  und  soll  zum  allgemetneii  Besten  sämt- 
iiclier  Gesellschaften  verwendtst  werden. 

Die  von  jeder  Gesellschaft  übernommene  Anzahl  Aktien 
bestimmt  das  Verhältnis  des  Anteils  jeder  Gesellschaft  an  dem 
Interesse  des  ganzen  Vereins. 

o. 

Wenn  die  Grofsherzogl.  Badische  GeseUschaft  es  für  not- 
wendig^ oder  nützlich  erachten  sollte,  eigene  Aktien  unter  ihrer 
besonderen  Firma  zu  kreieren,  so  bleibt  dieses  ihrem  Out- 
dUnken  tiberlassen,  in  welchem  Fall  die  500  Aktien,  für  die 
sie  bei  der  allgemeineu  Ge^elltichaft  beteiligt  ist,  als  Depositum 
iu  ihrer  Direktionskasse  liegen  bleiben  sollen,  um  als  lie- 
präsentativ  ihres  Anteils  an  der  Gbsamtnnteniehmiiiig  an* 
gesehen  su  werden. 

6. 

Jede  Gesellschaft  von  beiden  hat  das  Recht ,  den  Sita 
ihrer  Direktion  dahin  au  verlegen,  wo  sie  es  &kr  gut  findet 

7. 

Aufser  diesen  Direktionen  der  einzelnen  Gesellschaften 
soll  eine  Centraiverwaltung  bestehen,  welcher  die  Leitung  des 
Unternehmens  übertragen  wird  und  die  iiiren  Üitz  in  Mainz 
hat,  Sie  besteht  aus  den  Direktoren  der  einzelnen  Gesell- 
schaften, als  deren  hiezu  Beauftragten,  und  sie  besorgt  vor- 
züglich den  pünktlichen  Eingang  der  Gelder,  die  nach  Maf«- 
gabe  der  Bedttrfnisse  auf  jede  Aktie  ausgeschrieben  werden, 
die  Anschaffung  der  an  die  niederländisäe  Gesellschaft  an 
leistenden  Zahlungen,  ferner  den  Einkauf  aller  nötigen  Uten- 
silien, Brennmaterialien  und  dergl.,  und  wird  überhaupt  alle 
und  jede  Verfügungen  treffen,  welche  zum  Dienst  des  Unter- 
nehmens nützlich  oder  nötig  sind. 

8. 

Am  Ende  eines  jeden  Jahres  werden  die  kontrahiereiifit  n 
Teile  ihre  Rechnungen  aufstellen  und  solche  der  Centralvcr- 
waltuug  übergeben,  um  daraus  eine  allgemeine  Recimung  zur 
Beurteilung  der  Resultate  des  Geschuis  au  stellen.  Wenn 
dies  geschehen  ist,  so  werden  sich  die  obgedachten  Mitglieder 
der  Centralverwaltung  nebst  einem  von  jeder  einzelnen  Ge- 
sellschaft besonders  zu  wählenden  Mitglied  in  Mainz,  Mann- 
heim oder  Karlsruhe  vereinigen,  um  die  Rechnungen  zu  prüfen 
und  den  auf  jede  Aktie  fallenden  Divident  festausetzen. 
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9. 

Die  CentraWerwaltung  wird  den  Dienst  der  Sduffiihrt  auf 
eine  indnandergreifende  und  dem  gemeinschafUiehen  Zwecke 
entsprechende  Weise  organisieren. 

10. 

Alle  von  den  verschiedenen  Teilen  bereit*}  eingegangene 
oder  abgeschlossene  Verträge,  welche  auf  den  Kauf  von  Dampf- 
ächiffen  oder  auf  ßeti*eibung  des  gemeinscbat'tlicheu  Geächatts 
Bezug  haben,  werden  von  den  einaelnen  GeseUschaften  ttbel^ 
oonunen  nnd  sind  für  die  vereinigte  Qesellschaft  yerbindend. 

11. 

Alle  und  jode  Privilegien  und  Konzessionen,  welche  eine 
oder  die  andere  der  kontralnereudcu  Gesellschaften  zur  Er- 
richtung und  Betreibung  der  Dampfschiffahrt  von  den  hohen 
R^ierungen  der  Ulerstuaten  schuu  erhalte u  liaben  oder  noch 
erluJten  werden,  sollen  nur  sum  Besten  der  vereinigten  Ge- 
selkchaften,  nicht  aber  zum  Kutzen  von  Privaten  oder  ein- 
zelnen Teilen  verwendet  werden. 

12. 

Keine  der  kontrahieronden  Gesellschaften  kann  irgend 
eine  Verbindlichkeit  eingehen ,  welche  der  Ausführung  der 
Wiener  Koiigrel'j^akte  oder  sonstigen  Bestimmungen  und  Ver- 
fügungen der  hohen  Regierungen  zuwider  wäre. 

13. 

Die  Dauer  dieses  Vertrages  ist  auf  sechs  Jahre  bestimmt, 
nach  der'Mi  Ablauf  eine  weitere  Übereinkunft  Uber  dessen 
Fortsetzung  getroifen  werden  soll. 

14. 

Durch  gegenwärtigen  Vertrag  wird  jener,  welcher  unter 
dem  12.  Dezember  1825  von  den  kontrahierenden  Teden  in 
Mannheim  abgeschlossen  worden  ist,  annulliert  und  demnach 
als  erloschen  angesehen. 

15. 

Gegenwllrtiger  Vertrag  soll  den  beiden  Grofsherzogl.  Re- 
gierungen von  Baden  und  Hessen  zur  Genehmigung  vorgelegt 
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werden  und  dann  erat  volle  Kraft  erhalten,  wenn  er  Yon  den* 
selben  bestfitigt  ist. 

So  geschehen  und  unterzeichnet  in  Earlamhe  den 
25.  Aprü  1826. 

ges.  Frhr.  von  Cotta,  Gh.  F.  Kialing,  Joh.  KerteU, 
M.  Betfamaan,  Ant  Humann. 


11. 

frnfachten  des  Yerwaltungsrats  der  Mainzer  Sehiffer^lde 
vom  2.  März  182G  über  Einführung  der  Dampfschiffahrt  auf 

dem  Rhein. 

(Ans  A.  d.  M.  H.K.  §  4210.) 

Auazug  ttu.s  dorn  lieratbihlagiingsprotokoll   de»  Vorwalhingsrata  der 
Mainzer  Schiffergilde.   Sitzung  vom  2.  März  182ö. 

Heiürich  Voh\  von  Kobinnz. 

In  Gegenwart  der  Mit-  ^^t'  " 

i.  ,  ^  j  «  ,  ,  (Audreas  ZHuern  von  btral^burff. 
gbeder  lud  Soppleanten  Altenkirch  von  Lorch. 

lAdara  Brillmayer  von  Bingen. 
Die  Dampfschiffiüirt  auf  dem  Rhein  betreffend. 

§  29. 

Der  Verwaltuiigörat 

nach  Ansicht  rlrs  Reskriptes  hochlöblicher  Ver\valtun<rs- 
kommisüiou  der  Kheinschifiahrt  vom  13.  v.  M.,  wodurch  und 
zwar  in  Gemäfsheit  Verfügung  einer  hochpreisliehen  Centrai- 
kommission für  die  Rhcinschiffahrtsangelegenheiteu  die  Ver- 
waltungsräte der  Mainaer  und  EOlner  Schtffergilde  angefordert 
sind)  Uber  die  Frage: 

1.  inwiefern  die  Anwendung  der  Dampfschiffahrt  auf  dem 
Kbein  im  allgemeinen  zum  Schleppen  der  Handelsschiffe  so- 
wohl als  auch  zum  Transport  der  Guter  auf  Dampfsehiffen 
geeignet  sei ; 

2.  wie  flergleichrn  Kinrichtungen  mit  möglichster  »Selionnng 
des  Naln  iin^sjitandes  der  l}estehenden  Öchiffergilden  zu  machen 
seien,  ihre  Outachten  zu  geben; 

nachdem  derselbe  diesem  Gegenstände  diejenige  Auf* 
merksamkeit  und  Überlegung  gewidmet^  welche  dessen  Wichtig- 
keit erfordert)  erlaubt  sich  folgendes  zu  bemerken: 

Zu  1.  So  sehr  auch  die  Dampfschiffahrt  hinsichtlich  ihrer 
Kraft  und  Schnelligkeit  die  allgemeine  Bewunderung  erregen 
ma;::,  J^o  sind  die  bisherijren  Kesultate  derselben  doch  nicht 
von  der  Art,  dafs  sie  die  Mitglieder  des  Verwaltungsrates,  als 
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praktisch  erfahrene  Schiffer,  welche  seit  einer  langen  Reihe 
von  Jahren  den  Rhein  in  allen  seinen  Richtungen  und  bei 
jedem  Wasserstande  Ijefahren  haben,  und  dessen  Beöchali'en- 
heit  in  allen  Teilen  kennen,  daraus  die  tiberzeugung  schöpfen 
könnten,  dafs  dieser  »Strom  in  allen  seinen  Strecken  und  bei 

i'edem   Wasserstand   durch  Dampfschiffe   befahren  werden 
Lönne« 

Die  Herren  Unternehmer  der  Dampfschiffahrt  scheinen 
das  zwar  als  erwiesen  vorauszusetaen  una  stützen  ihre  Zuver- 
sicht auf  die  im  letzten  Spätjahr  gemachte  Probereise.  Allein 
diese  Probe  scheint  bei  w^itf  in  71  och  nicht  haltbar,  indem  die- 
Bt'lbe  mit  einem  nicht  gehörig  beladenen  Dampfboote  und  bei 
einer  äufserst  gunstigen  W'asserhöhe  unternommen  wurde,  wo- 
durch manche  strenge  Strömungen  umgangen  und  diejenigen 
Wege  vermieden  werden  konnten,  die  seinem  Fortkommen 
binderlich  gewesen  sein  würden. 

Es  ist  bekannt,  dafs  das  Dampf boot,  welches  die  frag- 
liche Probereise  unternommen  hat,  da,  ^^  o  es  diese  Strömungen 
nicht  umgehcTi  konnt<>.  durchaus  nieht  fortkommen  konnte 
und  namentlich  bei  Kaub  bis  7um  andern  Morgen  liegen 
bleiben  niur-^fc.  wo  der  Zufall  wollte,  dais  der  Rhein  während 
der  Nacht  Ix'doulend  anwuchs  und  dadurch  die  Möglichkeit 
herbeigeführt  wurde,  die  Rei«e  auf  Nebenwegen  for^usetzen 
und  dadurch  die  natürlichen  llindernisse  zu  umgehen. 

Der  nämliche  Fall  ereignete  sich  auch  amBinger  Loch, 
wo  das  Schiff  ohne  die  Anstrengung  zahhreicher  Menschen- 
hände ebenfalls  nicht  durchgekommen  wflre. 

Wenn  es  demselben  auch  gelungen  ist,  auf  seiner  Rttck* 
reise  das  Binger  Loch  auf  einem  Nebenwege  zu  umgehen ,  so 
geschah  aus  der  nämlichen  Ursache,  weil  der  hohe  Wasser- 
stand dazu  einen  günstigen  Au^^tMiblick  darbot;  bekannt  ist 
es  aber,  dafs  dieser  Weg  nicht  bei  jeder  Wasserhöhe 
fahrbar  ist. 

Ebenso  hatte  man  es  nur  dem  hohen  Wasserstande  zu 
▼erdanken,  dafs  das  Dampfboot  die  seichten  und  geflihrlichen 
Stellen   awischen   Schröck   und  Strafsburg  glttcklich 

pas.'^if'rt  ist. 

Nach  der  seitherigen  Erfahrung  und  der  eigenen  Kenntnis 
des  Verwaltungsrates  von  der  Beschaffenheit  des  Rheine«  mag 
die  Dampfschiffahrt  höchstens  nur  auf  der  iStronustrrt  ke  von 
Rotterdam  bis  Köln,  sodann,  wenn  der  Wasserstand  nicht 
allzu  niedrig  ist,  von  Bingen  bis  Speier,  höchstens  bis 
Schröck  ausführbar  sein. 

Was  aber  den  Mittclrhein  von  Köln  bis  Bingen  be- 
trifft, so  mag  es  zwar  einzelnen,  wenig  befrachteten  Dampf- 
booten gelingen,  bei  günstiger  Wasserhöhe  diesen  Weg  zurück- 
zulegen; im  allgemeinen  glaubt  aber  der  Gilderat  die  Über- 
aseugung  aussprechen  zu  können,  dafs  diese  Stromstrecke  sich 
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zu  einer  regelmäfsigen  "nampfschiffahrt  durchaus  nicbt  eigne, 
sowohl  wegen  den  heftit^^iMi  8trömunirt'n  auch  wegen  den 
andern  natürlichen  llinderniöäen  des  Fiulsbette«  und  wegen 
den  verschiedenen  Wasserhöhen  im  Laute  des  Jahres. 

Es  ist  bekannt;  dafs  der  Mittelrhein  öfters  nur  30  bit» 
36  Zoll  {ahrbares  Waaser  hat,  nun  aber  kann,  wenn  die 
Sicherheit  des  Transporta  nicht  gefährdet  werden  soU,  wohl 
kein  anderes  Dampfboot  für  diesen  Strom  anwendbar  gemacht 
werden,  als  ein  solches,  das  bei  der  Schwere  der  Dampfe 
maschine  nicht  wenigstens  eine  leere  Tiefe  von  36  bis  42  Zoll 
heransst'^llt.  Wüllt(^  mnn  abor  dieKf»  Schiffe,  um  sie  dem  Rhein 
augemessener  zu  machen,  kleiner  bauen,  so  würde  hierdurch 
eben  die  ler^ro  Tiefe  vergröfsert  werden,  indem,  wenn  die  ge- 
hörige Kralt  erreicht  werden  soll,  die  Maschine  wohl  schwerlich 
eine  Verminderung  der  Schwere  im  Verhältnis  zu  der  ver- 
minderten Grdfse  des  Schiffes  zulassen  mag. 

Was  das  Bett  des  Rheines  von  Bingen  bis  Schröck  be- 
trifft, so  mögen  bei  niedrigem  Wasserstande  die  Dampfboote 
auch  hier  schon  mit  mancherlei  Hindernissen  zu  kfimpfen 
haben;  aber  jeder  erfahrenf^  Sehiffer  wird  die  tlberzeugung 
teilen,  dafs  der  Rhein  vjin  Schröck  bis  ÖirafsburL'  sich 
durchaus  nicht  zur  Damjjtüchiffahrt,  sei  es  nun  für  eigenen 
Gütertransport,  oder  zum  Schleppen  anderer  Handels- 
schiffe eigne. 

Zu  2.  Bekanntlich  hat  der  Schifferstand,  seit  m^reren 
Jahrhunderten  in   besondere  Zünfte  abgeteflt,   unter  dem 

Schutze  der  Uferstaaten  besondere  Gerechti^ame  genossen. 
Nach  der  Besitznahme  des  linken  Rheinufers  durcli  die  Fran- 
zosen eriiielt  zwar  die  Rheinschiffahrt  durch  die  Octroikon- 
vention  von  1804  eine  andere  Gestaltung,  abor  die  Gerechtsame 
des  Sehifferstnndes  wurden  durch  eben  die^e  Konvention  noch 
mehr  r<*s|)ekti<>rt  und  kräftiger  geschützt  wie  vorher.  —  Da- 
gegen halte  aber  auch  der  iSciiiil erstand  grofse  Verbindlich- 
kdten  au  erlUll^;  er  mulste  sein  VermDgen  Tarwenden,  um 
die  geforderte  Anzahl  von  Schiffen  und  G^eschirr  im  besten 
Zustand  herzustellen  und  dem  Handelsstande  die  gehörige 
Sicherheit  zu  leisten. 

Er  hat  ungeheure  Summen  dem  Strome  anvertraut,  in  der 
gerechton  Voraussetzung,  da  Ts  diese  für  ihn  nicht  verloren 
gehen,  und  er  bei  seinen  (lerechtsamen  geschlitzt  und  in 
seinem  Nahrungszustande  ungeschmälert  erhalten  werde.  Auf 
den  brund  dieser  gesetzlich  noch  bestehenden  Rechte  möchte 
daher  der  Verwaltungsrat  die  Frage:  wie  mit  möglichster 
Schonung  des  Nahrungsstandes  etc.  yielmehr  so  su  setzen  sich 
erlauben:  wie  mi t  YoUkommener  Sc h on ung  des  Nah- 
rungsstandes der  bestehenden  Schiffergilden  und 
Aufrechterhaltung  ihrer  Gerechtsame  dieDampf- 
schiffahrt  zulässig  sei?   Denn  der  Verwaltungsrat  hält 
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sicli  durchaus  nickt  für  kompetent,  irgend  etwas  im  Namen 
seiner  Kommittenten  zuzugestehen,  was  den  ohnehin  schon  sehr 
gesunkenen  Nahrungsstand  der  Schiffer  noch  mehr  schmälern 

kojinte,  oil«'r  was  im  Widerspruch  mit  denjenigen  Vpr]»infllich- 
keitcn  wärc^  welche  der  Art.  29  pos*  II  des  Giideregicments 
von  1807  ihm  auferlegt. 

Ehe  er  jedoch  das  Interesse  des  Schifl'erstandes  weiter 
berührt,  glaubt  er  vorerst  auf  dasjenige,  was  der  Schifferstand 
seither  geleistet  hat,  hinweisen  und  dlann  die  Frage  aufstellen 
zu  müssen:  ob  wohl  die  Dampfschiffahrt  gerade  so  viel  zu 
leisten  im  stände  sein  werde. 

Es  ist  noch  nicht  dargethan,  dafs  die  Dampfschiffahrt  dem 
Handelsistande  die  Güter  zu  wohlfeileren  Frachten  nrul  zu 
jeder  Jahreszeit  und  in  allfii  Verhältnissen  in  der  nämlichen 
tuier  noch  in  kürzerer  Zeitfnst  werde  liefern  k()nnen.  Im 
Gegenteil  sollen  die  Unternehmer  sich  selbst  schon  geäufsert 
haben^  dafs  sie  nicht  um  die  nämliche  Fracht  wie  die  andern 
Schiffer  fahren  können;  was  aber  die  grOfisere  Schnelligkeit 
des  Transportes  betrifft,  so  mag  dieselbe  sieh  zwar  auf  dem 
Niederrhein  und  1h  i  günstigem  Wasserstand  allerdings  be- 
währen, aber  nicht  bei  niedrigem  Wasser  und  nicht  auf  den 
Stromstrecken,  die,  wie  oben  bemerkt,  nicht  so  leicht  prakti- 
kabel sind,  und  es  ist  nach  elvn  diesen  Bemerkungen  vorzus^lien, 
diils  durch  die  vielen  und  getährliclien  oder  schwierigen  Stellen 
und  hei  ungünstigem  Wasserstande  die  Dampfboote  weit  fifter 
aui  Hindernisse  in  ihrer  Fahrt  stofseu  werden,  uU  die  andern 
Fahrzeuge. 

Bei  diesen  ungewissen  Aussichten  ist  demnach  auch  zu 

hoffen,  dafs,  solange  die  Vorteile  der  Dampfschiffahrt  nicht 
hinlänglich  erprobt  sein  werden ,  die  betreffenden  hohen  und 
höchsten  Behörden  den  Dampfschiffsunternehmern  keine  solche 
Befugnis  erteilen  werden,  wodurrli  die  Rechte  der  Schiffer 
gekränkt,  die  gegenwärtige,  für  itzt  noch  im  Interesse  des 
Handels  und  der  Schiffahrt  unumgänglich  notwendige  Ordnung 
der  Dinge  erschüttert  und  selbst  die  Sicherheit  der  Transporte 
gefährdet  werden  könnten.  Traurig  wäre  es,  wenn  der  er- 
hoffte Zweck  nicht  erreicht,  das  endliche  Resultat  nur  der 
Ruin  zahlreicher  Familien  sein  würde  und  man  am  Ende 
dennoch  zur  seitherigen  Ordnung  zurückkehren  mttlste. 

Aus  diesen  Gründen  und  Indem  der  Verwaltungsrat  noch» 
mals  seine  Inkompetenz  erklärt,  irgend  eine  Bewilligung  zu 
Gunsten  der  Dampfschiffahrtsunternehmer  zu  machen,  wodtirch 
die  Rechte  meiner  Kommittenten  beeinträchtigt  werden  könnten, 
ist  derselbe  des  Dafürhaltens :  dafs,  wenn  es  nicht  anders  sein 
und  das  Unternehmen  der  Dampfschi ffahrtsgesellschaften  Ein- 
gang finden  soll,  denselben  diese  Befugnis  nur  provisorisch, 
nur  auf  eine  kurze,  zu  limitierende  Probezeit  und  nur  unter 
solchen  Beschränkungen  erteilt  werden  möge,   damit  die 
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Existenz  der  iSchiffer,  ihrer  bestehenden  Kochte  und  die 
gegenwärtige  Ordnung  der  Schiffahrt  nicht  ohne  Not  au£i 
Spiel  gesetzt  werde. 

Zu  dem  Ende  möchte: 

a)  die  Probeseit  auf  ein  Jahr,  yon  dem  Tage  der  einsu- 
tretenden  Wirksamkeit  festzusetzen  sein,  welcher  Zeitraum 
ohne  Zweifel  hinreichend  sein  wird,  die  Anwendbarkeit  oder 
Nich tan wend barkeit  der  Dampfschiffahrt  auf  den  Terschiedenen 
Stromsti-eckcn,  ihre  Vorteile  oder  Kachteile  in  das  gehörige 
Licht  zu  steilen: 

b)  den  Unternehmern  vorderhantl  nur  zu  gestatten  sein, 
alle  zehn  Tage  eine  Reise  von  Kriln  Müch  Mainz  und  retour, 
und  alle  vierzehu  Tage  eine  Heise  von  Mainz  nacii  dem 
Oberrbein  zu  machen  und  an  Gütern  nur  den  ▼iertenTeil 
der  Ladttngsfkhigkeit  des  znr  Anfnabme  ^n  Gutem  bestimmten 
Kauraes  der  respcktiven  Dampfboote  aufzunehmen; 

c)  endlieb  aber  den  Unternehmern  die  Verbindlichkeit 
aufzulegen  sein,  eine  verhältnismäfsige,  von  der  höheren  Be- 
hörde n;ich  Bilh'trkeit  zu  bestimmende  Retribution  von  d'^n 
verhidenen  Gütern  in  die  Hilfskasse  der  Gilden  zur  {  iiter- 
Btiitzung  verarmter  oder  noch  zu  verarmender  Sciuüer  zu 
entrichten. 

Die  Resultate  dieser  Probezeit  werden  aUdann  auch  einen 
sicheren  Mafsstab  fittr  das,  was  femer  geschehen  soll,  sbgeb«i| 
sie  werden  zur  Entscheidung  der  Frage  fUhren,  wdche  Be- 
günstigang  und  Ausbreitung  der  Dampfschiffahrt  im  wohl- 
verstandenen Interesse  des  Allgemeinen  ferner  zu  gestatten  sei ; 
sie  werden  aber  auch,  wenn  der  Erfol^if  zu  Gunsten  der 
Dampfschitlahrt  ausfallen  sollte,  besser  wie  jetat  die  Frage 
entscheiden  lassen,  welelie  Entschädigung  dem  Schiffer,  der 
alsdann  aus  seinem  gesetzlich  privilegierten  Gewerbe  heraus- 
gehoben werden  wird,  für  seine  vernichtete  Existenz  und  iur 
sein  yeriorenes  Kapital  an  Schiff  und  Geschirr  gebtüire  und 
wie  dieselbe  zu  leisten  sei. 

Damit  aber  auch  während  dieser  Probez'  it  gehörig  und 
unparteiisch  beurteilt  werden  könne,  welche  Vorzüge  dieser 
oder  jener  Schiffahrtsbetrieb  vor  dem  andern  habe,  ist  es  un- 
unl^^Hnf]:Hch  nötij?,  dafs  den  Gildeschiffern  s;f>wo]il  dem 
Ein-  und  Ausladen  der  Güter  in  den  verschiecit  iieu  liaien,  als 
wie  bei  den  Einnahnicburoaus  vom  Rheinoctroi  jrleiche  He- 
forderung  zuteil  und  die  Dampfschiffer  durchaus  nicht  vor- 
zugsweise in  dieser  Hinsiebt  b^ttnstigt  werden. 

Der  Verwaltungsrat,  indem  er  sich  seiner  Aufgabe  bienntt 
nach  M(')gliclikeit  entledigt  zu  haben  glaubt,  vertraut  im  Übrigen 
auf  die  Weisheit  und  Gerechtigkeit  der  höheren  Behörden. 

FUr  gleichlautenden  Auszug 
Der  Gildesekretär:  Der  Präsident: 

gez.  W.  Oechsner.  gez.  Heinrich. 


Digitized  by  Google 


xvm  5 


42» 


12. 

Ootaeliteii  des  Terwaltiugsrats  der  Malnier  Seliülergilde 
vom  27.  August  1827  ftber  die  für  die  Konkiirreu  der  Segel* 
Schiffahrt  mit  der  Dimpfsehiffabrt  so  treffenden  Vorkehrangen. 

(Ans  A.  d.  M.  H.K.  |  4210.) 

Aiusag  aus  dem  Beratsehlagun^protokoll  des  YttTwaltangsratB  der 
Mainzer  SchiSergilde.  Sitsung  vcm  27.  Augiut  1827. 

In  Go<^^onwarl  der 

Martin  K<')liler  von  Mannheim 
Jacob  Schmutz  von  Mainz 
Philipp  Scholl  von  Lorch 
Georg  Esser  von  Worms 

Adam  Brillmayer  von  Bingen 

Joh.  Antlres  von  Mainz 
Job.  Keicliert  von  Kaub  und 
Simon  MUiier  von  Vallendar 

Die  zur  Bezweck ung  möglichster  Konkurrenz  der  Segel* 
Schiffahrt  mit  der  Dampfschiffahrt  za  treffenden  Vorkehrtmgen 
betreffend. 

§  68. 

Nach  Ansicht  des  mitteist  Reskriptes  hochlOblicher  Ver- 
waltungskommission hierher  mitgeteilten  Auszugs  ans  dem 
420.  Protokoll  der  Verhandlungen  hochpreislicher  Centrai- 
kommission für  die  Organisation  und  Administration  der 
RhcinschiHahrt,  nach  welchem  nunmehr  auf  den  Antrag  des 
Orofsherzogl.  Hess.  BevoUmltchtigten  die  Frage  erörtert 
werden  soll : 

„wie  diu  Künkurronz  der  8egelöchirt"ahrt  mit  der  Dninpf- 
schiffahrt  zu  oriialten  und  zu  befördern,  insbesondere  oh 
dieser  Zweck  mit  einstweiliger  Aufrechthaltung  der  octroi- 
konventionsmttfsigen  Ordnung  und  des  Status  quo  in  ihren 
Grundpfeilern  bis  zum  Eintritt  der  neuen  Ordnung  der 
Dinge,  etwa  durch  Einrichtung  von  Schnellfahrtcn  mit  ab- 
gekttrzter  Liadefrist,  Ablösestationen  für  die  Leinpferde  etc. 
zu  erreichen  sein  mischte 

nach  gepflogener  Beratung  über  diesen  Gegenstand  er- 
laubt sich  der  Verwaltungsrat  folgendes  vorzustellen : 

Bereits  in  seinem  Beratschlagungsprotokoll  vom  2.  ÄlUrz 
1826  habe  der  damalige  Verwaltungsrat  unter  Reservation 
aller  den  Schiffsrgilden  durch  die  Rheiii-Qctroikonvention  m- 
geetandenen  Rechte,  seine  Ansichten  sowohl  ttber  die  Anwend- 
barkeit der  Dampfschiffahrt  auf  dem  Rheine,  wie  auch  über 
die  Frage:  welche  Einrichtungen  bei  Einführung  der  Dampf- 
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scliirtaliit  zur  inü^liL'hsteii  Schonung  des  Nahrungsstandes  der 
bestehenden  fcchitfergilden  zu  treffen  sein  möchten,  ausführlich 
ausgesprochen.  Dessen  Bemerkungen  haben  aber  damals 
keine  Rücksicht  gefunden.  Die  Dampfschi tiahrt  nahm  ihr 
Entstehen  und  ttbt  bis  itait  alle  Rechte  der  Gildeschiffer  aus» 
indem  sie  alle  der  Tonr&hrt  gehörigen  Ottter  ohne  Ziel  und 
MaCs  Terführt  und  so  den  berechtigten  Schiffer  um  einen  Teil 
seiner  Nahrung  bringt. 

Nun,  nachdem  vier  Monate  vorüber  sind,  während  welcher 
die  Dampfschiffe  durch  aufserordentliche  Begünstigungen  im 
Stande  waren,  jede  Woche  zwei  Bergreisen  und  zwei  Thal- 
reisen, jedesmal  mit  beinahe  vollen  Ladungen  der  besten  und 
ausgesuchtesten  Güter  zu  nehmen,  während  dem  der  Schificr  im 
Qefolge  der  aufs  äufserste  herabgedrückten  Frachttaxen  und 
des  immer  mehr  abnehmenden  Verdienstes  seinem  gänslichen 
Ruin  stets  näher  rückt,  kommt  endlich  die  Frage  zur  Dis- 
kussion,  nicht  wie  der  Gildeschiffer  in  seinen  konventions- 
mäfsigen  Rechten  zu  schützen  und  in  welche  SchrMiken  zu 
seiner  ferneren  Erhaltung  die  Danijifschiffahrt  zurtickzuweisen, 
sondern:  wie  die  Segelschifiahrt  in  stand  zu  setzen  sei,  die 
Konkurrenz  mit  der  Dampfschiffahrt  zu  halten. 

Wollte  der  Verwaltungsrat  sich  in  die  liirorterung  dieser 
Frage  einlassen,  so  wilrde  dieses  gewissermafsen  eine  Au- 
erkennung  der  RechtmäTsigkeit  der  Art  und  Weise  sein,  wie 
die  Unternehmer  der  Dampfschiffahrt  ihr  Gewerbe  seither  aus- 
geübt haben,  ja  es  würde  sogar  den  Anschein  geben,  als  wolle 
man  die  Rechte  der  Dampfschiffer  über  jene  der  Schiffergilden 
erheben,  indem  letzteren  ja  nur  die  Befugnis  zugestanden 
werden  soll,  solche  Einrichtung  zu  treffen,  um  womöglich  mit 
jenen  konkurrieren  zu  können. 

Übrigens  entscheidet  sich  obige  Frage  von  selbst,  denn 
es  ist  einleuchtend,  dafs  der  Segelschiffer  nie  im  stände  sein 
wird,  weder  durch  niedrigere  Frachtpreise,  noch  durch 
Schnelligkeit  der  Beförderung  mit  dem  Dampfschiffer  zu 
konkurrieren. 

Die  Dampfschiffe  fahren  um  die  nllmlichen  Preise  wie  die 
Segelschiffer,  sie  nehmen  ihre  Frachten  in  der  möglichst 
kürzesten  Zeitfri^t  oin,  denn  ihre  Ladungen  sind  schon  bereit, 
ehe  sie  in  den  iiäten  anlanden;  sie  benutzen  sogar  die  Nacht 
zu  ihren  Aus-  und  Einladungen  und  sind  durch  nichts  auf- 
gehalten, denn  Platz,  Krahnen  und  Wage  stehen  für  sie  jeden 
Augenblick  bereit,  sie  brauchen  sich  nicht,  um  eine  Ladung 
zu  erhalten,  um  die  Gunst  der  Kaolleute  and  Spediteure  zu 
bewerben  und  weisen  sich  selbst  die  Gtttar  zu;  unterwegs 
haben  sie  weder  Ton  den  Octroibureans,  die  ihnen  jede  Stunde 
zu  Gebot  stehen,  noch,  wenn  nur  der  Wasserstand  ihnen 
günstig  ist,  Yon  widrigen  Winden  einen  Aufenthalt  zu  be- 
fürchten. 
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Durch  eine  Abkürzung  der  Lndofrlst  und  durch  Krrichtung 
von  AblöseötatioDen  für  die  Leinpferde  kann  zwar  allerdings 
etwas  mehr  Schnelligkeit  in  die  Segelschitralirt  gebracht 
werden,  diese  wird  aber  nie  so  bedeutend  sein,  um  den  Kauf- 
mann und  Speditenr,  der  sich  einnud  aus  mandierlei  Grttnden, 
besonders  wenn  er  zugleich  Aktionär  ist,  für  die  Dampf- 
schiffahrt interessiert  bat,  zu  bestimmen,  seine  Güter,  die  er 
mit  den  Dam ])f booten  versenden  kann,  den  Segelschiffen  zu- 
zuwenden. Zudem  wird  eine  Abkürzung  der  Ladefrist  nichts 
helfen,  wenn  der  Schiffer  in  dieser  kürzpren  Zeit  nicht  auch 
eine  solche  Ladung  erhält,  dafs  er  dabei  bestehen  kann. 

Zur  Krrichtung  von  Ablösestationen  gehören  aber  auch 
an  jeder  Station  tüclitige  Pferde  und  Leinreiter  und  ein  be- 
deutenderer Kostenaufwand,  den  der  Schiffer  mit  seinem  ge- 
ringen Verdienst  unmöglich  bestreiten  kann,  wie  der  Ver- 
wiutungsrat  in  seinem  Protokoll  vom  21.  Juni  1824  §  69, 
31.  März  1826  44,  das  er  an  eine  hochldbliche  Rheinschiffahrts- 
kommission ad  No.  1037/534  einzusenden  die  Ehre  hatte>  aus- 
führlich auseinandergesetzt  hat. 

Wenn  es  sich  demnach  nach  den  »lankbar  anerkannten 
Absichien  einer  hochpreislichen  Centraikommission  für  die 
Kheinschiffahrt  darum  handeln  boU,  die  Existenz  der  Gilde- 
schiti'er  und  mit  ihr  die  octroikonventionsmäfsige  Ordnung  und 
den  Status  quo  bis  zum  Eintritt  der  neuen  Ordnung  der  Dinge 
aufrecht  zu  erhalten,  so  glaubt  der  Verwaltungsrat  seiner 
Pflicht  gemäfs  im  Interesse  seiner  Kommittenten  auf  folgendes 
antragen  zu  müssen: 

L  dafs,  da  selbst  nach  dov  Aussprache  des  Ornfsherzo«;!. 
Hess.  Herrn  Bevoihnächtigten  die  H  a  u  p  tbestimniung  der 
Dampf  boote  jene  einer  l^rsonenpoKt  i:^t,  dte  Dampfschiffahrt 
in  die  dieser  Bestimuiung  angemessenen  Scliranken,  so  wie 
dieselben  durch  den  Art.  24  der  Pohzei Verordnung  für  die 
Postschiffe  vom  Jahre  1815  bezeichnet  sind,  zurückgewiesen 
werde ; 

2.  dafs  in  der  Folge  die  Fraclittaxe  so  reguliert  werde, 
dafs  der  Schiffer  wenigstens  notdürftig  dabei  bestehen  und 
Schiff  und  Geschirr  unterhalten  kann. 

3.  dafs  die  Gildescliitfer  durch  zweckmttfsige  Mafsregeln 
gegen  die  Eingriffe  der  Kh;inschiffer  und  die  Direktfahrer 
gegen  jene  der  Intermediärschitfer  [geschützt  werden; 

4.  dafs  zur  Vermeidung  von  nachteiligem  Aufenthalt  in 
der  Fahrt  dem  Gildeschiffer  ebenfalls  so  wie  den  Dampf  booten 
gestattet  werde,  die  Rheinoctroigebtthren  zu  Berg  ▼on  Köln 
bis  Koblenz  auf  dem  Erhebungsbnreau  zu  Köln  und  jene  zu 
Thal  von  Koblenz  bis  Köln  auf  dem  Bureau  zu  Koblenz  zu 
entrichten,  und  dafs  er  auf  jenem  zu  Kaub  zu  jeder  Stunde 
des  Tnfi^es,  anrh  aufser  den  gewrdinlichen  Bureaustunden, 
gleich  den  Dampf  booten  expediert  werde  ^ 
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5.  dafs  es  enrilirh  der  hölifren  Behörde  gefallen  möge, 
aut  die  früheren  billigen  Gesuche  der  Schiffer  um  Vermindenm? 
dnr  äufserst  drückonden  Rekognitionsgebühren  geneigte  Kuck 
bitiit  zu  nehmen,  und  diese  Gebühren  nicht  nach  der  Ladungs- 
filhigkeit  der  Fahrzeuge,  sondern  nach  der  wirklichen  Ladung 
oder  wenigsieiis  nach  dem  Hazimom  der  Ladung,  die  der 
Schiffer  einnehmen  darf,  zu  regulieren  und  ilin  von  dieser 
Gebühr,  wenn  er  mit  leeren  Schiffen  fthrt,  ganz  zu  befireien, 
damit  auch  hierin  der  Segeischiffer  den  Dampfbooten,  die  nur 
eine  geringe  Kekoe"nition  entrichten  und  niemals  leer  fahren^ 
einigermafsen  gleiehge.stellt  werde. 

Diesen  Desiderien,  weieiie  der  Verwaltuncsrat  nach  Heeht 
und  Billigkeit  aufstellen  zu  dürfen  glaubt,  lügt  derselbe  die 
Versicherung  bei,  dafs  der  Schiß'erstand  stetü  bereit  sein  werde, 
zu  allen  VerbesBerungen,  die  für  die  Sicherheit  und  schnellere 
Beförderung  der  Güter  im  Interesse  des  Handels  wünschens- 
wert und  mit  der  Existenz  der  Schiffer  vereinbarlich  sein 
können,  eben  so  bereitwillig  als  nach  Kräflten  mitzuwirken. 

Fttr  gleichlautenden  Auszug 
Der  GUdesekretftr:  Der  zeitliche  Prttsideat: 

gez.  W.  Oechsner.  gez.  Heinrich. 


13. 

Gntacliteii  der  Hainxer  Handelskaaner  ven  1.  Mai  1828,  betr. 

die  nach  H9|i^liebkeit  zu  bewirkende  Konkurrenz  der  Segel- 

Schiffahrt  mit  der  Dampfschiffahrt, 
(Aus  A.  d.  M.  H.K.  §  4210.) 

Mainz,  den  1.  Mai  1828. 

An  eine  hochleibliche  [»  ovisorische  Verwaltungskommissionder 
liheinschiffahrt 

dahier ! 

Aus  dem  uns  durch  verehrliche  Zuschrift  vom  21.  des 
Monats  April  abschrifdich  mitgeteilten  Gutachten  des  Ver- 
waltimgsrats  der  Mainzer  Seluffergilde  entnehmen  wir,  dafs 
derselbe  in  der  walirseheinliehen  Überzeugung  von  der  T'n- 
nir»ü:lifhkeit  Konkurrenz  zwischen  der  Segelschiffahrt  und  der 
Dampi'sehiHahrt  zu  bilden,  sich  jeder  bezüglichen  Vorschläge 
enthält,  und  müssen  auch  wir  uns  davon  enthalten,  indem,  wenn 
solche  auch  wirklich  aufgefunden  werden  konnten,  sie  immer 
eine  freiwillige  Mitwirkung  der  Schiffer  erfordern  wfirden, 
wozu  dieselben  sich  nicht  verstehen.  Wenn  der  besagte  Ver> 
waltungsrat,  statt  die  beabsichtigten  Vorschläge  zu  machen, 
seine  ganze  Tendenz  dahin  richtet,  die  g^^genwärtige  Lage  der 
Qildeschiffer  als  höchst  traurig  zu  schildern,  so  mag  es  wohl 


Digitized  by  Google 


XVm  5.  488 

an  dem  sein,  dafr^  die  wenigen  Fahrten,  welche  ihnen  jährlich 
SU  teil  werden,  den  Vordienst  nicht  abwerfen,  welcher  ihatak 
eine  angeme'^sone  Existenz  *<!chprtp,  allein  flarnn  scheinen  uns 
weder  die  Eintühruug  der  Danij)ts(  Inffahrt  iiolIi  die  angeblichen 
ni^rigen  Frachttaxen  Ursaciie  zu  sein,  aondtü  i] .  wie  wir  in 
unserem  Ergebenen  vom  7.  Sept  v.  J.  bereits  anführten,  der 
Grund  einzig  und  allein  in  der  allgemeinen  und  von  dem 
S^^iffmtande  selbst  anerkannten  ttbergroüsen  Scbiffenahl  zu 
liegen.  Wir  haben  deshalben,  wie  Eurer  hochldblichen  Korn- 
mission  selbst  bekannt,  keine  Gelegenheit  unbenatst  gelassen, 
die  sich  nur  Immer  darbot,  die  so  sehnlich  gewtinschte  Ver- 
minderung herbeizuführen  und  zu  diesem  Ende  wiederholt  auf 
die  Ausstreichung  derjenigen,  welche  die  durch  das  Gilde- 
reglement vorgeschriebenen  Bedingungen  nicht  melir  in  allen 
Punkten  erfüllen,  sowie  auf  die  Ausstreicbung  der  Witwen 
angetragen,  welche  nach  der  Oifenkundbarkeit  ihr  Fahrrecht 
durch  Setzschifier  und  nicht  für  ihre,  der  Witwen,  sondern  for 
ausschliefsHche  Rechnung  der  Setssdiiffsr  ansttben.  Alle  unsere 
diesfallsigeii  T'>emühungen  hatten  keinen  Erfolg,  indem  der 
Schifferstand  selbst,  dessen  Bestes  sie  doch  hauptsächlich  be- 
zwecken wollten,-  wenn  auch  nicht  grade  offen  entgegenwirkte, 
doch  wf  T^iL'^stens  keine  Mittel  an  Händen  gab^  die  Vorschlüge 
durchzuführen. 

Was  den  am  Schlüsse  des  kommunizir  rtf  n  fTutachtens  des 
Ver WH  1  tu ngsrats  der  Mainzer  Schiffergilde  vom  27.  August  v,  J. 
befindlichen  Antrag  betrifft,  so  beehren  wir  uns  auf  dessen 
fünf  Punkte  folgendes  zu  erwidern: 

ad.  1.  So  möchte  zur  Beschränkung  des  Ladequantums 
der  Dampfschiffe  eine  Ursache  um  deswiUeu  nicht  vorhanden 
sein,  weil,  wenn  man  einen  Vergleich  der  Gtttertransportc, 
welche  in  dem  verflossenen  Jahre,  wo  die  Dampischiffahrt  ins 
Leben  trat,  auf  dem  Rheine  durch  die  Segelschiffahrt  statt- 
fanden, mit  jenen  in  den  früheren  Jahren  anstellt,  sich  ergiebt, 
dafs  durcli  letztere  eine  bedcuteiul  grOfsere  Quantität  als  vorher 
verschifft  wurde.  Der  Mehrbetrag  wurde  durch  die  Dampf- 
schiffahrt angezogen,  und  verführte  sie  gewöhnlich  nur  solche 
Waren ,  welche  ihrer  Eile  wegen  gnifstenteils  zu  Land  ge- 
gangen sein  wtirden.  Die  Dampfschiffahrt  brachte  sohin  der 
Segelschiffahrt  eher  NutEcn  als  Schaden. 

ad  2.  Eine  Frachtenerhöhung  kann  aus  dem  doppelten 
Grunde  nicht  eintreten,  weil  einesteils  die  Frachten  ant  dem 
Rheine  immer  noch  nicht  im  Verhältnisse  mit  jenen  auf  andern 
Flössen  stehen,  sondern  bei  weitem  zu  hoch  erscheinen,  und 
andemteils  die  Schiffer  bei  Ladungen  aufser  und  selbst  in  der 
Tour  noch  um  billige  re  Frachten  fahren.  Auch  verschuldet, 
wie  eingangs  be?n*^rkt.  nicht  die  angebliche  Nicdri^xkeit  der 
Frachttaxe,  sondern  lediglich  die  libergrofse  iSchitlerzahl,  wenn 
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die  SchiflPer  nicht  den  Verdienst  finden,  welcher  zu  ihrem 
Auskommen  hinreicht. 

ad  3.  Besteht  der  gerü^^te  Mifsbrauch  wirklich  zum 
Nachteil  der  direkten  Fahrt,  allem  wir  müssen  gestehen,  kein 
Mittel  zur  Abhilfe  zu  kennen,  indem  derselbe  unter  Boobachtiuii; 
der  gesetsdichen  Formen  yerllbt  wird.  —  Die  Seliiffer  aelbst 
sind  die  Hauptschuldigen,  nnd  giebt  ebenfalls  die  übergrofse 
Sdiiffaraahl  die  VeranLusung  daka  ab,  denn  jeder  will  seine 
Lebsueht  gewinnen,  jeder  will  demnach  fahren  und  erbietet 
eieh,  es  za  niedrigeren  Preisen  5^11  thun,  was  die  Eigentümer 
der  Waren  zu  ihrem  Vorteile  natürlich  annehmen. 

ad  4  u.  5.  Stellen  sich  beide  Gesuche  als  vollkommeil 
billig  dar  und  wäre  deswegen  zu  wünschen,  dafs  ihnen  will- 
tahrt  werden  möge. 

Genehmige  hochlObliche  Kommission  die  VersicfaBrong 
ToUkommenster  Hochachtung 

J.  KerldL 


14. 

KoniesBioB  Bim  Betrieb  der  Marktsebiffcrei  vwMktm  Maiu 
and  Nientefai  ycm  15.  Jainar  IWL 

(Ans  BheiiischüUirfflakteii  1886  lUBtA) 

Mainz,  den  15.  Januar  I82S. 
Die  GrofshenogUehe  Regierung 

nach  Ansicht  des  Gesuchs  des  Kleinachiffers  Johann 
Adam  Höhr  au  Niersteiu  um  Konzessionierung  zur  Betreibung 
der  Marktschifferei  zwischen  Nierstein  und  Mainz;  nach  An- 
sicht der  von  Seiner  Excellcnz  dem  Orofsherzogl,  Minister  der 
der  auswärtigen  Anprelegenheiten  aut  diesseits  erstatteten  d*»8- 
fallsigen  Vortrag  erfolgten  höchsten  Entscheidung  vom 
17.  Dezember  1827,  Nr.  A.  D.  2129;  nach  weiterer  An- 
sicht der  von  sei  ton  der  Herren  Bürgermeister  von  Nierstein 
und  Mainz,  sowie  auch  der  Grofsbersogl.  Handebkammer  d*- 
bier  gemachten  gutachtlicben  Vorschläge  hinsichtlich  des  für 
diese  Marktschiffahrt  festEUsetaenden  Frachttarifs  und  der  sonst 
dabei  zu  bestimmenden  nötigen  polizeilichen  VorachrifteD ; 
und  in  Erwiigung,  dafs  der  Bittsteller  Johann  Höhr  alle  zu 
dieser  Unternehmung  erforderlichen  Eigen  schnitten  und  tüchtige 
Fahrzeuge  besitzt;  auch  derselbe  unterm  27.  Juli  vorigen 
Jahres  bereits  die  Ermiichtigung  zum  Betrieb  der  Kiein- 
schiffahrt  von  uns  erhalten  hat, 

beschliefst: 

Dem  eben  benannten  Johann  Adam  Höhr  wird  hiermit 
die  Konaession  zum  Betrieb  der  Marktschifferei  zwischen 
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Mainz  und  Nierstein  auf  einen  Zeitraum  von  zehn  Jahreoi 
vom  1.  Januar  1828  an  bis  zum  31.  Dezember  1837  ein- 
scliliefslich  gegen  einen  jährlichen ,  in  die  Staatskasse  zu  ent- 
richtenden Kanon  von  Dreifsig  Gulden,  welcher  von  der 
vorbesagten  Epoche,  1.  Januar  dieses  Jahres,  an  zu  laufen  hat, 
und  unter  den  weiteren  polizeilichen  Bestimmungen  hiermit 
erteilt^  nämlich: 

1.  Der  Konzessionär  muüs  stets  mit  einem  hinlänglich  ge- 
rUnmigen,  im  besten  Znstande  befindlichen  nnd  gedeckten 
Schiffe  versehen  sein,  und 

2.  jeden  Dienstag  und  Freitag,  solange  die  Schi£Uirt  offen 
ist,  regelmäfsig  um  4  Uhr  morgens,  es  mögen  wenig  oder 
viele  Personen  beisammen  sein,  von  Nierstein  ab-  und  um 
1  Uhr  mittags  von  Mainz  wieder  dahin  zurückfahren ;  auch 
bei  dieser  ZurUckfahrt  eine  Stande  in  Weisenau  an- 
halten. 

3.  Bei  der  Bergfahrt  ist  derselbe  gehalten,  jedesmal  die 
nötige  Ansahl  Pferde  anauspannen,  damit  die  Fahrt  au  Berg 
nicht  an  langsam  gehe. 

4.  Ebenso  hat  der  Marktschiffer  bei  jeder  Fahrt  einen 
Nachen  an  das  Marktschiff  anzuhängen,  um  sich  desselben  bei 
allenfallsigen  UnglücksTflUen  bedionen  zu  können 

5.  Darf  sich  derselbe  nur  geleriUer  und  eriahr*Mu  r  Schiffs- 
knechte bedienen,  die  dem  Trünke  nicht  ergeben  sind  und 
die  sich  sämtlich,  so  wie  er,  der  Marktschiffer  selbst,  eines 
bescheidenen,  zuvorkommenden  Betragens  gegen  die  Reisenden 
an  befleifsigcn  haben;  nicht  minder  soll  er  sich  angelegen  sein 
lassen  y  dnrch  alle  ihm  au  Gebot  stehenden  Mittel  das  Fort- 
kommen der  Reisenden  zu  befördern  und  fUr  einen  sicheren 
nnd  bequemen  Aufenthalt  auf  dem  Schiffe  zu  sorgen. 

6.  Dem  Marktschiffer  ist  untersaj!:t .  fiiifsfr  don  Fracht- 
briefen, welche  zu  den  geladenen  Ofitern  und  Effekten  gehören 
und  deren  Marken  tragen,  sonstige  Briefe  zu  berördern,  oder 
sich  mit  dem  Trausport  der  der  grofsen  Schiffahrt  augehörigen 
Stückgüter  zu  befassen. 

7.  Der  Tarif  der  Gebfthren,  welche  der  MarktBchiffer  zu 
nehmen  berechtigt  ist,  wird  folgendermafsen  festgesetat: 


fl.  !  kr. 


Von  einer  Fenon,  einsehliefBÜch  der  Last,  so  dieselbe  tragen 

kann  

Von  eiut^m  gepackten  Korb,  ungefähr  1  Centner  wiegend 

Von  einem  Nlalter  Frucht,  ohne  Untersebied  

Von  einer  Tonne  Hering  »xI.t  Seife  

Von  einem  Oentner  Ware  Yon  Mainz  nach  Nier- 

atein  su  Berg,  ohne  Untersebied  

Von  einer  Ohm  Wein,  Esng,  Branntwein,  Ol  etc.  .... 

28' 
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Von  einer  Scheibe  eiserner  Stuckfafsreife  ........ 

„    einer  Scheibe  hölzerner  Stückiadsreife  

,    einer  Scheibe  hdlzerner  oder  eiserner  ZiaUmt-  und  kleinerer 

Keife  

„    hnndert  StSckfeA  Danbhols  

^       ^  HlwiiilHtten  

„         „  Mairilatt«!!!  

ti         n  Spalierlattcu  

M    hundert  grors<>n  Borten  

ff  II.  ,«,,,.♦,««,,, 
„    emcm  Baumstamm  4^^'  



3  



„  „  „  9*er  

„    einem  Malter  Steinkohlen  

^    Innnl  rt  Krügen  Mineralwasser  

„    eim-^m  Krug  „   

„    einem  fett«B  Schwein  

M    einem  Ferkel  

„    einem  Stück  Wein .  

„    einer  Znlast  

„    einoni  C<  ntnerWare  Ton Nierstein  naeh  Mains 

zu  Thal  

Für  ein  Stückfafs  mit  Inbegriff  von  19  kr.  für  Zoll  und 

Krahnengeld  

F6r  ein  g-Ohmfar»  mit  fnbegiüF  der  kr.  Ar  Zoll  und 

Krahnengeld  

Für  ein  Ohmfais    mit    Inbegriff   der    kr.    ftr  Zoll  und 
Krahnoii},'eld  

Für  ein  ZulastfaTs  mit  Inbegriff  der  kr.  iftr  ZoQ  und 
Krahnengeld  


8.  Vorstehender  Frachttarif  soll  auf  dem  ^rarkfschiffa 
selbst  an  einem  in  die  Augen  fallenden  Ort  angeheftet  werden« 
damit  ein  jeder  davon  Kenntnis  su  nehmen  im  stände  ist 

9.  Die  Nichtbeobachtung  oder  Zuwiderhandlung  vop- 
besagter  Be8timmung<'n  soll  fUr  den  Petenten  den  Verlast  der 

Konzcssion  nach  sich  ziehen. 

Ausfertigung  gegenwärtigen  BeschliiRses  soll  dem  Grofs- 
her7og:]Tcben  Bürgermeister  von  Niersteiii  zur  Kenntnis  mit- 
geteilt werden ,  um  solchen  dem  Marktschiffer  Joliaiin  Adam 
Höhr  zu  seiner  Legitimation  ujid  Dauacbacliiuiig  zu  be- 
händigen. 


fl. 


kr. 


4 

3 

12 
24 
16 
12 

40 
80 
24 
20 
18 
15 
8 

50 
1 
6 
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15. 

Fahrplan  nnd  Frachtpreise  der  Preulsisch-Rhemischen  Dampl- 

s(  Iii  da  Int  se:esell  Schaft  in  dem  ersten  Betriebs  jähre. 

(EinbluttiiriKk  der  äclilösserschen  Oruckf^riM"  der  Froufsisch-RhcinischoM 
Dainpfschitiahrtäverwaltung  zu  Köln,  iu  Akten  über  Handel  und  Ver- 
kehrswesen fDampfschifiTahrt]  M.StA.) 

Abfahrt 

Preulsisch  Rheinischen  Dampischifle 

zwischen  Köln  und  Mainz,  während  den  Monaten  Joni,  Juli 

und  August  1827. 

Für  Passagiere,  Frachtgüter,  Wagen  und  Pferde. 

Bis  zum  8«  Juni  wird  die  „Concordia'*  noch  den  Dienst 
allein  wahrnehmen ,  und  bleiben  daher  die  Abfahrtstage  bis 
dahin  die  nämlichen  wie  während  des  Monats  Mai.  Die  Ab- 
fahrtsstunden sind  'aber  zu  Köln:  Sonntags  um  7  Uhr  und 

Mittwo(},s  wm  8  T^hr  morgens;  und  zu  Mainz  Dienstags  um 
Ulir  und  Freitags  um  8  Uhr  morgens.  Vom  8.  Juni  ab 
wird  der  „PViedrieh  Wilhelm"  in  Dienst  gesetzt  und  abwech- 
selnd mit  der  „Concordia"  talnen.  Die  Abfahrtstage  und 
Stunden  sind  alsdann  wie  folgt: 

Vüu  Köln  nach  Bonn,  Koblenz,  Bingen,  Mainz  und  den 
Zwischenorten,  Sonntags  und  Dienstags  morgens  um  7  Uhr, 
Mittwochs  und  fVeitags  morgens  um  8  Uhr. 

Von  Bonn  nach  Koblenz,  Bingen,  Mainz  und  den  Zwischen- 
orten, Sonntags  und  Dienstags  moigens  um  11  Uhr,  Mittwochs 
und  Freitags  mittags  um  12  Uhr. 

Von  Koblenz  nach  Ringen,  Mainz  und  den  Zwischenorten, 
Montags,  Mittwochs,  Bonnerstags  und  Samstags  morgens  um 
5  Uhr. 

Von  Bingen  nach  Eltville  uail  ALutiz,  Montage,  Mittwochs, 
Donnerstags  und  Samstags  nachmittags  um  2V2  Uhr. 

Von  Mainz  nach  Bingen,  Koblenz,  Bonn,  Köln  und  den 
Zwischenorten,  Sonntags  und  Freitags  moigens  um  8  Uhr, 
Dienstags  und  Donnerstags  momns  um  6  Uhr. 

Von  Bingen  nach  Koblenz,  Bonn,  Köln  und  den  Zwischen- 
orten, Sonntags  und  Freitags  mor^'- um  10  Uhr,  Dienstags 
und  Donnerstags  morgens  um  8  Uhr. 

Von  Koblenz  nach  Bonn.  Kr>ln  und  den  Zwischenorten, 
Sonntags  und  Freitags  naclniiitiugs  um  2  Uhr,  Dienstags  und 
Donnersüigs  mittags  um  12  Uhr. 

Von  Bonn  nach  Köln,  Sonntags  und  Freitags  nachmittags 
um  5  Uhr,  Dienstags  und  Donnerstags  nachmittags  um  3  Uhr. 

Die  Preufsisch  Rheinischen  Dampfschiffe  korrespondieren 
in  Mainz  mit  den  Dampfschiffen  des  Oberrheins  und  in  Köln 
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mit  jenen  des  Niederrheiris,  welche  mit  anderen  Damptschitfen 
in  Verl)i ridun^  stehen,  die  nach  allen  Richtungen  des  König-  ' 
reichä  der  Kiederlande  und  nach  Londun  fahren.  Von  Köln 
faliren  an  den  unißn  beseiehneten  Tagen  wöchentlich  zwei 
Damplaehiffe  in  einem  Tage,  und  swei  andere  in  swei  Tagen 
naeh  Botterdam.  , 

Preise  der  Plätze:  f 
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Zu  Königswinter,  RolandBeck,  Remagen,  Linz^  AnderDAch, 
Neuwied,  Boppard,  St.  Goar,  Kaub,  Bacharach,  Bingen  und 
iUtville  sind  Schiffer  mit  geeigneten  Kähnen  bestellt,  welche 
die  Paasagiere  an  die  Damp&chiffe  anbringen  und  von  den- 
selben abholen. 

Jeder  Pasaagier  hat  60  l^fund  Effekten  frei.  Jedea  Pfund 
über  dieses  Gewicht  zahlt  von  Köln  bis  Bonn  1  Pf.,  bis  Linz 
2  Pf.,  bis  Andernach  3  Pf.,  bis  Koblenz  4  Pf.,  bis  Boppard 
5  Pf.,  bis  St.  Goar  6  Pf.,  bis  Bingen  7  Pf.,  bis  Mainz  8  Pf. 
und  herab  eben  so  viel  nach  den  nfimlichen  Distanzen.  Ein- 
zelne Kollis,  welche  nicht  zum  Paasagiergut  gehören,  zahlen, 
wenn  sie  50  ft,  und  darunter  wiegen,  bis  Bonn  5  Sgr.,  bis 
Linz  6  Sgr.,  bis  Andernach  7  Sp-..  bis  Koblenz  8  Sgr.,  bis 
Boppard  9  Sgr.,  bis  St.  Oonr  10  Sgr.,  bis  Bingen  11  Sgr.,  bis 
Mainz  12  Sgr.  Wenn  sie  mehr  als  50  und  bis  zu  107  ^ 
wiegen,  zahlen  sie  von  Köln  bis  Bonn  8  Sgr.,  bis  Linz  9  Sgr., 
bis  Andernach  lü  Sgr.,  bis  Koblenz  11  Sgr,,  bis  Boppard 
12  Sgr.,  bi3  St  Ooar  13  Sgr.,  bis  Bingen  14  Sgr.  und  bis 
Mainz  15  Sgr.  Bei  jeder  ersten  Distaoiz  wird  daher  fEtar  ein- 
zelne Kollis  mit  5  resp.  8  Sgr.  angefangen,  und  gilt  gldche 
Taxe  für  die  Thalfahrt.  Alles  waa  ttber  107  iß*  wi^t,  wird 
nach  obiger  Haupttracht  berechnet. 

Von  Baraendungen  in  Gleld  und  l]ffekten,  wird  bezahlt, 

ohne  Ausnahme  der  Ortcr,  von  Köln  bis  Koblenz  unter 
20i)  Tiialer,  10  S-r. ;  unter  300  bis  zu  200  Thaler,  15  Sgr.; 
unter  400  bis  300  Thaler,  20  Sgr.;  unter  50U  bis  400  Thaler, 
25  Sgr.;  unter  1000  bis  500  Thaler,  1  Thaler;  und  von  lUÜÜ 
und  darüber,  1  pro  Mille.  Von  Koblenz  nach  Mainz  gilt 
gleiches  Verhutnis,  nnd  von  Köln  nach  M^nz  das  Doppelte. 
Zn  Thal  sind  die  Preise  die  nämlichen. 

Der  Pavillon  kann  ganz  gemietet  werden.  Der  Preis  ist 
alsdann  für  eine  Gesellschaft  bis  zu  5  Personen  das  Sechs- 
fache des  PavUlonpreises.  Jede  Person  über  die  Anzahl  fünf 
mufs  aufserdem  noch  den  Preis  der  VorkajUte  bezahlen.  Die 
Vermietung  kann  nur  in  Köln  und  Mainz  süitttinden,  wenn 
sie  wenigstens  24  Stunden  vor  Ahfahrt  des  Schiffs  bestellt 
wird;  in  Koblenz  und  an  allen  anderen  Orten  aber  nur  unter 
Vorl>eh«lt  dals  der  Pavillon  noch  unbesetzt  ist. 

Kind«'!'  unter  10  Jahren  zahlen  auf  den  drei  ersten  PlMtzen 
die  Hallte.  —  Für  mitgebrachte  Hunde  wird  der  geringste 
Preis  bezahlt.  Auf  den  Schiffen  ist  für  Table  d'höte  sowohl 
als  für  anständige  Restauration  gesorgt;  alles  zu  billigen 
Preisen. 

Von  Köln  naeh  Mainz  fahren  die  Schiffe  in  zwei  Tagen, 
von  Mainz  nach  Köln  aber  in  einem  Tage. 

Von  Köln  fährt  wöchentlich,  Mittwochs  und  Samstags 
morgens  um  5  Uhr,  ein  Dampfschiff  in  zwei  Tagen,  und  Mon* 
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tag8  und  Donneretags  morgeDB  um  4  Uhr,  ein  anderes  in  einem 
Tage  nach  Rotterdam. 

Von  Rotterdam  iahren  diese  Schiffe  Dienstags  und  Sams- 
tags morgens  um  4  Uhr,  und  Sonntags  und  Mittwochs  morgetis 
tun  5  Uhr  nach  Köln  ab. 

Das  Damp&chiff  ^^Attwood",  Kapitftn  Stranack,  fthrt  jeden 
Samstag  morgens  um  10  Uhr,  die  Dampfschiffe  «Der  König 
und  die  Königin  der  NiederUnde**  fahren  Sonntags  und  Mitl> 
wochs  moi^ns  um  8  Uhr  von  Rotterdam  nach  London. 


Vertrag  v«m  20.  Jauaar  1832  öber  Vereinipniiir  der  Dampi- 
sehiffahrtsgesellfichaft  vom  Rhein  und  Main  mit  der  i^reolsiscli- 

Rheinischen  6e§ell8chaft. 
(Aus  Akten  der  M.  H.  HK.  §  5822.) 

In  Erwägung,  dab  durch  die  Übereinkunft  der  Uferrtaateo 

des  Rheinen,  welche  die  Schif&hrt  auf  diesem  Strome  seit  dem 
17.  Juli  1831  frei  eriilärt,  grofse  Veränderungen  eingetreten 
sind,  in  Erwägung  ferner,  dafs  unter  diesen  Verhilltnissen  das 
Interesse  des  Handels  erfordert,  kräftige  Mafsregeln  zu  ent- 
wickeln, um  den  Versendungen  auf  dem  Rheine  die  möglichste 
Ordnung  zu  erhalten  und  durch  Schnelligkeit  und  RegelmäQiig- 
keit  der  Fahrten  allen  Bedürfnissen  des  Handels  zu  entsprechen, 
daüs  dieses  durch  Vereinigung  aller  nu  Gebote  stehenden  Mittel 
und  Kräfte  am  besten  erreidit  werden  kann,  dem  lang«  ge- 
nährten Wunsche^  beide  Gesellschaften  in  eine  einsige  su  Ter- 
schmelzen  entsprechend,  ist  zwischen  der  Verwaltung  der 
Preuüiisch  -  Rheinischen  Dampfscliiffahrtsgesellschaft  zu  Köln 
einerseits  und  der  Direktion  der  Dampfschiffahrtsgesellschaft 
vom  Rhein  und  Main  andererseits  folgender  Vertrag  verab- 
redet und  abgeschlossen  worden. 

•  Art  1. 

Die  Firma  der  Dampfschiffahrt  vom  Rhein  und  Main  hürt 
vom  15.  Februar  l.  J.  an  auf,  ebenso  jene  der  Preufsisch- 
Rheiniächcn  Gesellschaft,  welche  ihr  Geschäft  mit  jeuem  der 
Gesdlschaft  vom  Rhein  und  Main  yereinigt  und  dasselbe  unter 
der  Firma: 

«Rheinisohe  Dampfschiffahrt^ 

vom  15.  Februar  L  J.  an,  auf  dem  Rhein  und  Main,  soweit 
aufwärts  als  es  Älr  den  Betrieb  angemessen  ist,  fbrtbetreiben 

wird.    Der  Abänderung  der  Firma  der  bisherigen  Preafsisefa- 

Rheinischen  Oesellschaft  in  Rheinische  Dampftchiffahrtsgesell- 
schaft  wird  jedoch  die  erforderliche  Genehmigung  der  General- 
versammlung der  Aktionäre  dierier  GesellBchaf^  sowie  jene  der 
betreffenden  R^ierungen  vorbehalten. 
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Art  2. 

Die  biaherigeii  Statuten  der  Preufsisch-Rheiulächen  (ieaell- 
aoktkh  bleiben  fortan  die  Grundlage  der  Rheinischen  Dampf- 
Bchiffahrtsgeseilschal^  die  Statuten  der  Gesellschaft  vom  Rhein 
und  Main  treten  am  15.  Februar  1.  J.  anlser  Kraft 

Art  8. 

Die  Gesellschaft  vom  Rhein  and  Main  ttbertrügt  der  be- 
^  i^t  n  lUieutÜBchen  Gesellschaft  ihr  ganzes  Mobiliar  and 
Mobüiarverroögen^  dessen  Aufzählung  hier  folgt:    Es  besteht 

a)  aus  dem  den  Oberrhein  bis  Mannheim  und  Schröck  der- 
malen befahrenden  Dampf boot  ^Der  Ludwig"; 

b)  ans  dem  zwischen  Mainz  und  Frankfurt  dermalen  fah- 
renden Dampfschiffe  „Die  {Stadt  Frankfurt" ,  beide  mit 
allen  dazu  gehörenden  Utensilien  und  EATekten;  laut  des 
dem  gegouwärtigen  Vertrage  beigefiigten  und  unter- 
schriebenen Inventars; 

c)  aas  der  dahier  in  Mains  errichteten  Repafatonreiicstätte 
und  allen  dazu  gehörenden  Werkieugen  nnd  Geräte 
Schäften,  ebenfalls  laut  Inventar; 

d)  auB  dem  Magazin  am  Rhein  mit  Ausnahme  des  Grund 
und  Roderts,  (^or  Kiprentum  der  Stadt  ist,  nehat  den  da^u 
und  zu  drn  Ijureaus  gehörlosen  Mf'^hels  und  Kf!ektoii, 
80  wie  suiciie  auf  dem  beigefügten  Inventar  be- 
zeichnet sind. 

Art.  4. 

Alle  Rechte,  Privilegien  und  Konzessionen  der  Gesellschaft 
vom  Rhein  und  Main,  sowie  jene  der  Preussisch  -  Rheinischen 
Gresellschaft  werden  nun  zusanini<  n  Eigentum  der  Rheinischen 
Gesellschaft,  die  solche  zum  besten  des  Ganzen  verweudet. 

Art.  5.  ' 

Die  Gestdlschaft  vom  Khein  und  Main  entsagt  allen  i'orde- 
rungen  uud  Ansprüchen,  welche  sie  an  die  Preufsisch-Rheinische 
Gesellschaft  gemäfs  den  Artikeln  3,  9,  10,  11  und  12  des  Ver- 
trags vom  24.  April  1827  aus  dem  Grund  der  stipulierten 
Additionellaktien  seit  dem  1.  Mai  1827  bis  anm  15.  Februar 
1832  au  machen  berechtigt  sein  könnte. 

Art.  6. 

Als  Äquivalent  deren,  gemäCs  vorstehenden  Artikeln  3,  4 
und  5  von  Seiten  der  Dampfschifiahrtsgesellachaft  vom  Rhein 
und  Main  an  die  Rheinische  abgetretenen  Rechte  und  Eigen- 
tum an  Mobilien  und  Immobilien,  empfangt  die  Oesellschaft 
vom  Rhein  und  Main  von  der  Rheinischen  Dampfschifiahrts- 
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geaellschaft  die  Summe  von  einhundertunclzwanzi^taiisend 
Gulden  in  Preufs.  Courant  h  105  Kreuzer  in  Aktien  i]er 
Preufsiseli-Ivheinischen  Gesellschaft  zu  200  Thaler  Preuis.  C*»u- 
rant  und  der  nicht  durcli  eine  Aktie  darzustellenden  Auj*- 
gleichungääumme  in  bar;  auiserdem  aber  noch  in  bar  die 
Summe  von  2000  TKaler^  geschrieben  zweitausend  Thaler, 
Preuls.  Courant  als  Vergütung  für  die  neuerlich  durch  die 
Direktion  der  Rhein-  und  Maingesellschaft  angeschaflften  zwei 
neuen  Kessel  für  das  Schiff  «Stadt  Frankfurt**  und  andere 
den  Kapitalwert  der  Schiffe  vermehrende  Verbesserungen. 

Art  7. 

Diese  Aktien  treten  vom  1.  Januar  1832  an  in  Zinsen 
gleich  den  Übrigen  Aktien  der  bisherigen  Preufsisch-Rheini sehen 
Gesellschaft^  sie  geniefsen  in  allen  Beziehungen  gleiche  Rechte 
mit  den  früher  aus-^egebenen  Aktien  der  bis  jetzt  benannten 
Proufsisch- Rheinischen  Dampfschiffahrtsgesellschaft  und  machen 
einen  integrierenden  Teil  des  Fonds  der  nunmehrigen  Rheini- 
schen Dampfschiffahrtsgesellschaft  aus. 

Art  8. 

Das  besondere  Stinnurecht,  welches  den  300  Aktien,  wo- 
für die  Dampfschi ft'ahrtsgesellschaft  vom  Rhein  und  Main  bei 
der  ünternehmuug  der  Preufsisch  -  Rheinischen  GeseUschaft 
beteiligt  ist,  in  Gremäfsheit  der  Bestinmiungeu  des  §  13  des 
Vertrags  vom  28.  April  1827  ankleblich,  nttrt  hiermit  auf. 
Diese  300  Aktien  treten  dann  gleich  jenen  Aktien,  die  der 
Dampfschiffahrtsgesellscbaft  vom  Rhein  und  Main  laut  Art.  6 
übergeben  werden,  in  die  Rechte  aller  übrigen  und  geniefsen 
das  Stimmrecht  wie  solches  in  den  iji;  30  und  'M  der  Statuten 
der  Preuföisch-Rheiniacken  Geaellschatt  festgesetzt  ist 

Art  11. 

Die  Übernahme  des  Ganzen  geschieht  am  15.  Februar 
1.  J.,  von  welcher  Epoche  an  die  Rheinische  Gesellschaft  es 
übernimmt  Die  Übergabe  der  sämtlichen  Effekten  mufs  in 
gutem ,  brauchbarem  Zustande ,  wie  sie  jetzt  sind ,  effektuiert 
werden. 

Art  10. 

Der  Kohlenvorrat,  der  sich  zu  dieser  Epoche  sowohl  in 
den  Magazinen  von  Maina  als  in  jenen  von  Mannheim  und 
Speier  vorfindet,  wird  konstatiert  und  so  wie  die  vorrätigen 
Materialien  der  Werksiätto,  öl  und  Fett  u.  s.  w.  im  Ankaufs- 
preise von  der  Rheinischen  Dampfschiffahrtsgesellschaft  über- 
nommen und  an  jene  vom  Rhein  und  Main  bar  bezahlt 
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Art  11. 

Alle  übrigen  Aktiven  und  Passiven  der  Dampftchiffahrto- 
gesellschaft  vom  Rhein  und  Main,  bis  stim  ObertragstenDin^ 
bleiben  ftlr  deren  eigene  Bechnung  zu  liquidieren. 

Art.  12. 

So  wie  die  Rheinische  Gesellschaft  in  sämtliche  Gerecht- 
same der  Dampfschiffahrtsgesellschaft  voTn  Rhein  und  Main 
eintritt,  übernimmt  nie  auch  andererseits  alle  von  letzterer  ein- 
gegangenen Verbind liclik(  iten,  sowie  solche  aus  den  von  den 
verschiedenen  Ut'eräLaateii  erhaltenen  Konzessionen  und  aus 
den  mit  ihren  Beamten  und  Lieferanten  abgeschlossenen 
Verträgen,  wovon  Auszüge  nnd  Abschriflen  dem  Gegenwftrtigen 
angebogen  sind^  hervorgehen;  ebenso  wird  die  Rheinische 
Gesellachaft  den  Mietsins  der  Kohlenlokale,  Magasine  und 
Bureaus  vom  15.  Februar  L  J.  an  für  ihre  Rechnung  ttber- 
nehmen. 

Art  13. 

Die  Rheinische  Dampfschittalirtsgesellschaft  vergütet  an 
jene  vom  Rhein  und  Main  die  aversioneile  Entschädigungssumme 
der  Bureaus  u.  s.  w.,  k  4000  fl.  jährlich,  nur  noch  bis  zum 
15.  Februar  1882. 

Art.  14. 

Dio  Beamten,  welche  die  Rheinische  Dampfschiftahrts- 
Verwaltung  für  Mainz  nötig  erachtet^  sollen  nach  Wahl  dieser 

Verwaltunir  entweder 

a)  auf  eriR'U  von  ihr  bei  der  GrofsherzogHch  hessischen 
Handelskammer  zu  Mainz  geforderten  Vorschlag  oder 
auch 

b)  unmittelbar  von  der  Dampfschiffahrtsgesellschaft  ernannt 
werden. 

Im  ersten  Falle  schlägt  die  Handelskammer  flir  jede  Stelle 
drei  tüchtige  Kandidaten  vor,  und  im  letzten  Fall  aber  wird 
die  Verwaltung  die  ausersehenen  Subjekte  vorher  der  Handels- 
kammer namhaft  machen  und  von  deren  Anstellung  abstehen, 
falls  nie  dieser  Behörde  mifsfällig  sein  sollten;  dieses  Mifsfallen 
soll  jedoch  motiviert  ausgesprochen  werden;  in  keinem  Falle 
sollen  Kaufleute,  die  wirklich  Geschäfte  botreiben,  vorge- 
M-hlMgen  wer(l(?n.  Diese  Beamten,  sowie  ihre  Verrichtungen 
j?ollen  unter  die  Aufsicht  der  Handelskammer  zu  Mainz  ge- 
stellt werden,  damit  diese  die  Qefiüligkeit  habe,  darüber  su 
wachen  y  dafs  der  Dienst  instruktionsmafsig  und  mit  Fleifs, 
Redlichkeit  und  Pünktlichkeit  gethan  nnd  keinem  Teile 
Kränkungen  der  Rechte  zugefügt  werden. 
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Art.  15. 

Sollten  MaTsregelii  zu  ergreifen  sein^  die  sinn  Besten  der 
DamjpfBchiiFahrt  entweder  der  Stadt  Mains  oder  im  Interesse 

des  Khpiinhandnls  im  allgemeinen  nötig  sein  könnten,  so  wird 
die  Handeiskammer  von  Mainz  die  dpsfallsigen  Vorschläge 
dem  Verwaltungsrat  in  Köln  vorlegen,  der  sie  dann  in  Aus- 
•  fUhning  brinpTcn  wird,  wenn  sie  nach  genauer  Prüfung  im 
Nutzen  des  Unternehmens  erscheinen. 

Art  16. 

Gegenwärtiger  Vertrag  öoU  bei  der  Grolsherzoglich  hessi- 
sehen  Handelskammer  in  Mainz  deponi^  werden,  die  auf  die 
Aasftkhnmg  desselben,  insofern  es  die  Lokal-  imd  Handelt- 
intereesen  der  Stadt  Mainz  betrifft,  wachen  wird. 

Art.  17« 

Die  Dauer  der  Rbeinischen  Oesellschaft  wird  dureh  die 
§§  6  und  35  der  Statuten  der  Preuisisch-Rheinischen  Geaellr 
Schaft  bestimmt 

Art  18. 

Sollte,  bis  zur  vollzogenen  Übernahme,  über  die  Aus- 
l^fun^  des  einen  oder  des  anderen  der  vorstehenden  Artikel 
eine  Verschiedenheit  der  Meinung  oder  sonstige  Streitigkeiten 

unter  den  beiden  kontrahierende!!  Teilen  eintreten,  so  sollen 
solche  durch  vier  Schiedsrichter,  wovon  jeder  Teil  awei  er- 
nennt und  nötigenfalls  durch  einen  Obmann,  den  die  vier  er- 
nannten Schiedsrichter  rwählen,  entschieden  und  ausgeglichen 
werden,  ohne  daCs  hierbei  ein  fernerer  Appell  stattfinden  solL 

Art  19. 

Die  Ratifikation  des  gegenwärtigen  Vertrages  van  seiten 
der  Generalversammlung  der  Rhein-  und  Maingescllschaft  wird 
vorbehalten,  welche  su  diesem  Behuf  vor  dem  15.  Februar  1.  J. 
susammenberufen  werden  wird. 

Gegenwärtiger  Vertrag  ist  in  dnplo  ausgefortigt,  vor> 
gelesen,  von  beiden  Teilen  unteraeichnet  und  jedem  deradben 
ein  Exemplar  r^ugestellt  worden. 

So  geschehen,  Köln  und  Mainz,  den  20.  Januar  1832. 

Die  Direktion  der  Dampfschiffahrtsgesellschaft 

vom  Rhein  und  Main. 

J.  Kertell.   Ant  Humann.    Fried  r.  Korn.   C.  Lauteren  Sohn. 

0.  Dael. 

Die  Verwaltung  der  P  r  e  uf^  i  *^  c  Ii  -  K  Ii  e  inischen 
Dam  pt's  c  Ii  i  f  fah  r  ts  i^*  s  *■  1 1  sc  hat  t. 

Merkens.  Wittgenstein. 
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17. 

Zasatzbestimmaiigen  zu  dem  Vertrag  der  Dampfschiffahrts- 
l^esellschaft  vom  Rhein  oiid  Main  mit  der  Preatsiseh^Rhei- 
nuchen  Dampfschiffahrtsgesellsehaft  tob  20.  Janiiap  1832. 

(Ans  Akten  der  M.  H.K.  §  5823.) 

Die  Verwaltung  der  Preufsisch- Rheinischen  DamptschiÖ- 
fohrtsgeseUflchaft  in  Koln,  handelnd  unter  der  von  ihr  bereits 
angenommenen,  von  den  betreffenden  Begientngen  aber  noch 

nicht  genehmigten  Firma:  Kheinische  DampftchiflahrtogeeeU* 
Schaft   und   die   Direktion  der  Damp&chifiiihrtsgesellscbaft 

vom  Rhein  und  Main  in  Mainz,  eingesehen  den  Vertrag,  den 
beide  Teile  am  heutigen  Tag  wegen  Übernahme,  resj)ektive 
Übertrag  des  aktiven  Vermög^ens  der  Rhein-  und  Maingesell- 
schafr  und  des  Geschäfts  derselben  abgeschlossen  haben, 
sind  noch  über  folgende  BestimmuDgen  miteinander  tlberein- 
gekommen: 

Art.  1.  Die  Preufsisch-Rheinische  Dampfschiffahrtägesell- 
Bchafity  welche  in  G-emafeheit  des  vorerwähnten  Vertrags  non- 
mehr  die  Firma  ^  Rheinische  Dampfochi&hrtsgesellsehä*  an- 
genommen hat,  verpflichtet  sich,  weder  aufwärts  noch  abwärts 
an  Mainz  vorbeizufahren,  sei  es  mit  Dampf-  oder  Schlepp- 
schiffen, ohne  die  geladenen,  weiterfahrenden  Waren  im  Haifen 
von  Mainz  zu  löschon,  sif*  nntfrsagt  sich,  daselbst  Speditions- 
geschäfte weder  mittelbar  noch  unmittelbar  ftir  eigene  Rech- 
nung: zu  betreiben.  Nur  fllr  folgende  Artikel  behält  sie  sicli 
uacli  Qutbetinden  die  eigene,  unmittelbare  Besorgung  vor, 
nftmlich : 

a)  für  Geldsendungen, 

b)  für  Effekten  der  Reisenden; 

c)  für  frisches  Obst,  frische  Gemfkse,  firisdie  Flufs-  und 
Seefische,  Austern,  Muscheln  u.  s.  w.  und  Wildbret  aller 
Art. 

Sollten  sich  andere  Gesellschafton  bilden,  oder  auch  nur 
einzelne  Unternehmer  auftreten,  um  den  Rhein  von  und  nach 

Mainz,  mit  Verraeirlnnp-  des  Umschlages  zn  Köln,  orlcr  mwh 
an  Mninz  vorbei  unter  Vermeidutifi;  des  »loiti^ijen  Umschlages, 
mit  Dampfschiffen  in  rcgelmUfsi^^cni  Dienst  und  konkurrierend 

fegen  die  Rheinische   Gesellschaft  zu  befahren,   so  soll  die 
V^irkung  des  gegenwärtigen  Artikels  so  lange  aufhören,  als 
diese  Eonkurrena  dauern  wird. 

Art  2.  Gegenwärtiger  Vertrag  soll  in  allem  fflemhe  Kraft 
nnd  Wirkung  haben,  und  gana  so  behandelt  weracm,  wie  der 
HauptUbemabme-  respektive  Übertragsvertrag,  und  ist  derselbe 
in  duplo  ausgefertigt,  vorgelesen,  von  beiden  Teilen  genehmigt 
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und  uuterzeichnet  and  jedem  derselben  eine  Aiufertigiing  tu^ 
gestellt  worden. 

So  geschehen,  Kdln  und  Mains,  den  20.  Januar  1832. 

J.  Kertell.   Friedr.  Korn.   C.  Lauteren  Sohn.   G.  Dael. 
Ant.  Humann.   Merkens.   t.  Wittgenstein. 


18. 

Fatirten  und  AiBebln(g?erbmdiiig«B  der  RhendMiieB  Jhm^- 
sehilfalirtsgesengeliafl  im  Jahre  1840. 

(Aus  Akten  über  Handel  und  Verkcbrsweseu  [Dampfschiffahrt]  M.StA.) 

Kölnische  DampftchiflUirtSffe&ellsoliaft 

in  Verbindung  mit  den  Rotterdamer,  Amsterdamer  und  Baseler 

Geselbchaften  für  den  Dienst  zwischen 

Basel,  Strafshurg,  Mannheim,  Köln,  K  >tt(  rdam, 
Lo.nd.on,  Antwerpen,  Amsterdam  und  Hamburg. 

Mit  dem  10.  Juni  anfangend  wird  der  Dienst  der  K5lni* 
sehen  Dampfschiffe  wieder  um  einen  Kurs  vermehrt.  Von 
diesem  Tage  an  fahren  die  Schiffe  tätlich  dreimal  zwischen 
Köln  und  Mainz.  Die  Ab&hrtstunden  sind  wie  folgt  fest- 
gesetzt.   Täglich : 

R  heinanfwirts: 

Von  DiisseMorf  nacli  Koblenz  abends  10  Uhr, 

Köln  nach  Mainz  in  einem  Tage       morgens  5 

Koblenz  -         7  - 

nachmittags    5  - 
Koblenz  nach  Mannhelm  in  einem  Tage  morgens  6 
•   Mainz  -  10 

nachmittags  P/t- 
Mainz      -  Mannheim  moigens  6 

nachmittags   3    -  • 
Mannheim  nach  ätrafsburg  abends  10 

Hheinabwärts: 

Strafsburg  nach  Mannheim  mittags  12  * 

Mannheim  nach  Köln  in  einem  Tage  moi^ens  6  * 

Mainz  nachmittags  8Vt- 

Mainz         •     Düsseldorf  morgens   5  • 

-     Kdln  -         7  - 

lOVi- 
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Von     KobleDs     nach  Düsseldorf  morgens  OVs- 

-     Köln  -       11  Vi- 

nachmittags  d  - 
Üüin  -     Diuseldorf  -  3Vi- 


Aufserdem  fährt  ein  Lokalboot  täglich  um  5  Uhr  morgens 
voll  Biugeu  uadi  Mainz  und  um  7^2  Uhr  abends  von  Mainz 
nach  Bingen. 

Jeden  Tag  fälnt  des  Morgens  ein  Djinijjfhoot  von  Basel 
nach  Strafsburg  zum  Anschlüsse  an  das  von  dort  um  12  Uhr 
mittags  nach  Mannheim  abfahrende  Schiff;  es  gelangen  sonach 
die  Reisenden  in  zwei  Tagen  von  Basel  nach  KOln.  Die  Reise 

von  Köln  nach  Strafsburg  wird  in  50  Stunden  zurückgelegt. 
In  Köln  stellen  die  Schiffe  der  Kölnischen  Qesellschalt  mit 
den  täglich  nach  Rotterdam  und  jeden  Dienstag,  Donnerstag 
und  Samstag  morgens  6  Uhr  nach  Amsterdam  und  Hamburg 
fahrenden  Bo<  ten  in  Verbindung.  Während  des  Monats  Juni 
fährt  aufserdeni  jeden  Montag,  Dienstag,  Donnerstag  und  Frei- 
tag morgens  4  Ülir  ein  Dampfschiff  in  einem  Tage  von  Köln 
nach  Rotterdam  zum  direkten  Anschlüsse  an  den  jeden  Diens- 
tag morgens  nach  London  fahrenden  Batavier.  Am  sämtlichen 
Agenturen  der  Kölnischen  Gesellschaft,  sowie  von  den  Kon- 
dukteuren werden  direkte  Billete  nach  Rotterdam,  London^ 
Antwerpen,  Amsterdam  und  Hamburg,  sowie  auch  nach  Ems, 
Kreuznacli,  \A'iesbad('n,  Frankfurt  a.  M.,  Darmstadt,  Karlsruhe 
und  Baden  -  landen  gegeben.  Diese  Orte,  an  welchen  sich 
Filialagenturen  /nr  Au>.st<  llung  von  Billeten  nach  allen  Stations- 
orten betindcn,  sind  durch  unmittelbar  anschliefsende  Wagen- 
kurse mit  dcu  resp.  Landcstcllen  in  Verbindung  gesetzt.  Das 
Auf-  und  Abladen  der  Reiseeffekten  von  den  Schiffen  auf  die 
Wagen  oder  von  den  Wagen  auf  die  Schiffe  läfst  die  Gesell* 
Schaft  kostenfrei  besorgen.  —  Direkte  Einschreibungen  nach 
London  gewähren  einen  Vorteil  von  25**/o. 

Die  billigen  Preise  auf  den  Schiften  der  Kölnischen  Gte» 
Seilschaft,  sowie  die  Vorteile,  welche  die  beibehaltenen  Personal- 
billete  gewähren,  sind  ebenfalls  auf  den  Agenturen  und  bei 
den  Kondukteuren  zu  erfalncn.  Vierzehn  Schiffe,  welche 
von  der  Gesellschaft  vorläufig  in  Dienst  gesetzt  sind,  und 
worunter  sich  die  schnellfahrenden  und  eleganten  Dampfboote 
„Jidin  CockeriU",  „Königin  Viktoria",  .Stadt  Mannheim", 
„Ludwig",  „Leopold",  „Kronprina"  und  „Graf  von  Paris*  be- 
sonders auszeichnen,  sichern  den  Reisenden  den  tiiglich  mehr- 
maligen Gebrauch  ihrer  Billete,  indem  es  zulässig  ist,  von 
einem  Schiffe  auf  das  andere  zu  jeder  beliebigen  Zeit  über- 
zugehen. —  Auf  dem  Postlrofe  zu  Köln  ist  ein  be(|uemer 
Wagen  aufgestellt,  dazu  bestimmt,  die  mit  der  Post  ankom- 
menden Reisenden  und  ihre  Effekten  kostenfrei  zu  dem  des 
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MoT||eD8  7  Uhr  nach  dem  Oberrheine  £ahrenden  Dampfacbiffe 
der  Kölnischen  Gesellschaft  zu  bringen.  Nähere  Mitteilungen 
werden  von  den  Kondukteuren  und  auf  sSrntUchon  Agenturen 
(in  Aachen  Elein-Kölnstraise  Nr.  1047)  aut  das  bereitwilligste 

erteilt 

Köln,  den  6.  Juni  1840. 

Die  Direktion 
der  Rheinischen  Daropfschtffnhrtageeellachaft 
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